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zu  ermöglichen,  sie  wurden  durch  Raubbau  verwüstet.  Noch  stärker 
drängten  die  wirtschaftlichen  Verhältnisse  der  Arbeiter  zu  einer 
AenderuDg,  ihr  Verdienst  war  so  tief  gesunken,  dass  eine  Beseitigung 
der  eingetretenen  Notlage  unerlässlich  war.  Eine  Abhilfe  dieser 
wirtschaftlichen  Notlage  konnte  jedoch  nur  dadurch  erreicht  werden, 
dass  der  zügellose  Wettbewerb  der  Arbeiter  beim  Verkauf  der 
Griffel  beseitigt  und  dessen  Regelung  in  eine  Hand  gelegt  wurde. 
Die  Staatsregierung  entschloss  sich  daher  im  Jahre  1890,  die  Griffel- 
brüche aus  der  Verpachtung  zurückzunehmen  und  die  Griffelmacher 
zwar  auch  weiterhin  mit  dem  Abbau  der  Brüche  sowie  mit  der 
Anfertigung  von  Griffeln  zu  beschäftigen,  jedoch  dergestalt,  dass  die 
gefertigten  Griffel  gegen  Zahlung  der  darauf  entfallenden  Arbeits- 
löhne von  der  Domänenverwaltung  übernommen  und  zum  Verkauf 
gebracht  wurden. 

Sofort  mit  Eintritt  der  staatlichen  Verwaltung  ei*folgte  eine 
Aufbesserung  des  Verdienstes  der  Arbeiter.  Auch  eine  bessere  Ueber- 
wachung  des  Griffelbruchbetriebs  trat  ein.  Da  derselbe  jedoch  nach 
wie  vor  den  einzelnen  Arbeiterkompanien  überlassen  war,  wurde 
damit  ein  ordnungsmässiger  Abbau  noch  nicht  erreicht.  Ganz  be- 
sondere Schwierigkeiten  bot  aber  der  nun  eingetretenen  staatlichen 
Verwaltung  die  Frage,  wie  die  Griffelfabrikation  von  ihren  gesund - 
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heitsnachteiligen  Einwirkungen  zu  befreien  sei.  Dass  hierfür  ein 
dringendes  Bedürfnis  vorlag,  darüber  bestand  niemals  ein  Zweifel. 
Aber  der  Weg,  wie  abzuhelfen  sei,  war  noch  nicht  gefunden. 

Die  Griffelfabrikation  wurde  als  Hausindustrie  betrieben.  Die 
schwerere  Arbeit  des  Sägens  des  Rohschiefers,  ingleichen  das  Spalten 
der  gesägten  Platten  besorgte  der  Mann,  das  Runden  (sog.  Durch- 
machen) der  gespaltenen  OriffelstUcke  mittels  Durchmachmaschinen 
von  sehr  primitiver  Art,  die  durch  Treten  mit  dem  Fuss  in  Be- 
wegung gesetzt  wurden,  erfolgte  durch  Frau  und  Kind.  Beim  Durch- 
machen, ganz  besonders  aber  beim  Sägen  entwickelt  sich  viel  Schiefer- 
staub. Dazu  kommt,  dass  das  Handsägen  des  Schiefers  eine  sehr 
anstrengende  Arbeit  ist,  daher  den  Arbeiter  zum  tiefen  Atmen  nötigt. 
Den  Schutz  durch  Respirator  weist  er  als  unleidliche  Plage  ab, 
der  beim  Sägen  stark  sich  entwickelnde  Staub  iSndet  ungehindert 
Eintritt  in  die  Atmungsorgane  des  tief  atmenden  Arbeiters.  Lungen- 
tuberkulose und  Lungenemphysem  sind  daher  unter  den  Griffel- 
machem  sehr  verbreitet  und  erfordern  viele  Opfer.  Das  üebel  wird 
gesteigert  durch  die  Mangelhaftigkeit  der  Arbeitsstätten.  Die  Fertigung 
der  Griffel  hat  sich  von  Anfang  an  in  kleinen  Arbeitshütten  auf 
den  Brüchen,  von  denen  jeder  Arbeiter  eine  hatte,  vollzogen,  das 
gleichfalls  übliche  Arbeiten  in  den  Wohnungen  wurde  sofort  bei 
Uebemahme  der  staatlichen  Verwaltung  abgestellt.  Dichte  Staub- 
wolken durchziehen  diese  Hütten,  in  denen  Mann,  Frau  und  Kinder 
arbeiten  und  auch  die  kleinsten  Kinder  bis  herunter  zum  Säugling 
Aufnahme  fanden,  die  zudem  sehr  mangelhaft  gereinigt  wurden,  da- 
her von  Schmutz  starrten.  Für  die  Hütten  auf  den  fiskalischen 
Brüchen  wurde  nun  zwar  der  Aufenthalt  von  Kindern,  die  das  schul- 
pflichtige Alter  noch  nicht  überschritten  hatten,  verboten,  und  weiter- 
hin wurde  dieses  Verbot  durch  Polizeiverordnung  auch  auf  die 
Privatbrüche  ausgedehnt.  Ligleichen  wurde  versucht,  durch  Er- 
bauung einiger  grosser  Hütten,  die  für  eine  Mehrzahl  von  Arbeitern 
bestimmt  waren,  und  in  denen  die  Arbeiten,  welche  viel  Staub  er- 
zeugen, von  denen,  bei  denen  dies  weniger  der  Fall  ist,  räumlich 
getrennt  waren,  sowie  durch  sorgfältige  Reinhaltung  dieser  Hütten 
dem  üebel  entgegenzutreten.  Doch  zu  einem  befriedigenden  Erfolg 
war  auf  diesem  Weg  nicht  zu  gelangen,  es  wurde  klar,  dass  einzig 
und  allein  bei  Beseitigung  des  Handbetriebs  eine  befriedigende 
Lösung  zu  erzielen  war. 

Es  wurde  daher  nunmehr  die  Ersetzung  des  Handbetriebs  durch 
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maschinellen  Betrieb  angestrebt,  und  nach  jahrelangen  Versuchen  ist 
es  nun  auch  gelungen,  die  Griffelanfertigung  durch  Maschinenbetrieb 
zu  ermöglichen.  Der  Rohschiefer  wird  durch  Kreissägen  in  Blöcke 
und  weiterhin  in  Platten  zerlegt,  die  Platten  werden  durch  Spalt- 
maschinen in  Griffelstäbe  zerteilt  und  diese  werden  mit  Durchmach- 
maschinen, die  Yon  der  früheren  Konstruktion  vollständig  abweichen 
und  des  Antriebs  durch  menschliche  Kraft  nicht  mehr  bedürfen,  ge- 
rundet. Der  Antrieb  sämtlicher  Maschinen  erfolgt  durch  elektrische 
Kraft.  Zu  deren  Erzeugung  ist  in  Steinach,  dem  Mittelpunkt  der 
Griffelfabrikation,  eine  fiskalische  elektrische  Zentrale  errichtet  wor- 
den, in  der  zunächst  eine  Dampfmaschine  von  65  PS  und  weiterhin 
eine  solche  von  250  PS  aufgestellt  worden  sind.  Von  da  wird  der 
elektrische  Strom  mittels  Hochspannung  nach  den  fünf  fiskalischen 
Griffelbrüchen  geleitet,  die  auf  den  Bergen  in  einer  Entfernung  bis 
zu  8  km  Luftlinie  von  Steinach  liegen.  Auf  jedem  Bruch  ist  ein 
Fabrikgebäude  errichtet;  diese  fünf  Gebäude  treten  an  Stelle  der 
seither  bestandenen  ungefähr  300  erbärmlichen  Arbeitshütten.  Zwei 
dieser  Anlagen  sind  bereits  dem  elektrischen  Betrieb  angeschlossen, 
die  drei  übrigen  werden  in  Jahresfrist  folgen.  Aus  den  in  diesen 
Gebäuden  befindlichen  Arbeitssälen  wird  der  sich  bildende  Schiefer- 
staub durch  Exhaustoren  entfernt,  in  Filtern  gesammelt  und  als 
Schief ennehl ,  das  vorzugsweise  bei  der  Farbenfabrikation  Verwen- 
dung findet,  verkauft.  —  Während  bei  Eintritt  der  fiskalischen  Ver- 
waltung die  Gewährung  eines  Arbeitslohnes  von  wöchentlich  15  bis 
16  M.,  zu  dessen  Erzielung  Familienglieder  mitwirkten,  als  Fort- 
schritt zu  bezeichnen  war,  kann  der  Griffelmacher  jetzt  bei  zehn- 
stündiger Arbeitszeit,  unter  Ausschluss  aller  Familienbeihilfe,  einen 
Wochenlohn  bis  21  M.  und  mehr  erreichen.  —  Der  Abbau  der 
Brüche  ist  nun  von  der  Griffelanfertigung  vollständig  getrennt  und 
dem  Raubbau  gänzlich  entzogen. 

Infolge  der  Einführung  des  maschinellen  Betriebs  fertigt  jetzt 
die  gleiche  Arbeiterzahl  eine  grössere  Menge  von  Griffeln  als  früher. 
Es  liegt  die  Gefahr  nahe,  dass  demzufolge  die  Produktion  den  Ab- 
satz übersteigt.  Um  dieser  Gefahr  zu  begegnen,  werden  neue 
Arbeiter  bis  weiter  nicht  eingestellt.  Es  liegt  aber  nicht  in  der 
Absicht,  aus  Anlass  jener  Umwandlung  seither  beschäftigte  Arbeiter 
zu  entlassen,  soweit  eine  Möglichkeit,  dies  zu  vermeiden,  gegeben 
ist.  Es  werden  daher  jetzt  Griffelmacher  beschäftigt  sowohl  mit 
Arbeiten,    die   seither  von   Frauen  verrichtet  worden  sind   (Durch- 
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machen),  als  auch  mit  Arbeiten,  die  früher  männliche  Arbeitskräfte 
erforderten,  die  aber  jetzt  der  maschinelle  Betrieb  für  Frauen 
sehr  geeignet  macht.  Hierdurch  wird  der  fiskalische  Oriffelbetrieb 
wesentlich  verteuert,  erst  später  wird  die  Kostenersparnis,  welche 
die  jetzige  Gestaltung  der  Betriebsweise  im  Gefolge  haben  kann, 
zur  Tollen  Entfaltung  kommen.  Aber  massgebend  für  die  Um- 
gestaltung des  Betriebs  war  das  Bestreben,  seine  gesundheitsschäd- 
lichen Einwirkungen  zu  beseitigen,  und  dieser  Zweck  ist  Yollständig 
erreicht.  Die  Griffelarbeit,  deren  Gesundheit  zerstörender  Einfluss 
Yon  jeher  der  Gegenstand  der  lebhaftesten  Etagen  war,  kann  jetzt 
den  gesundesten  Gewerbebetrieben  angereiht  werden. 
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Das  Recht  auf  Vergätimgszinsen  bei  Rückersatz 
öffentlicher  Abgaben. 

Von 
Dr.  Joseph  R«  y.  Baner 

in  Wien. 

I.  Das  positive  Recht  bis  zum  Jahre  1904. 

In  der  8.  Session  des  österreichischen  Abgeordnetenhauses  (1875) 
brachte  die  Regierung  den  Entwurf  eines  Gesetzes  ein,  durch  das 
einige  Vorschriften  über  Stempel-  und  unmittelbare  Gebühren  ab- 
geändert werden  sollten.  Im  §  26  dieses  Entwurfes  wurde  die  Er- 
höhung der  Verzugszinsen,  welche  bei  üeberschreitung  der  gesetz- 
lichen SOtägigen  Frist  zur  Zahlung  unmittelbarer  Gebühren  und  des 
Gebührenäquivalentes  nach  der  Verordnung  vom  6.  April  1856  R.G. 
50  mit  5  ^/o  bemessen  wurden,  auf  6  ^/o  beantragt  und  diese  Erhöhung 
im  Motivenberichte  (232  der  Beilagen  zum  stenographischen  Proto- 
kolle des  Abgeordnetenhauses  1875)  mit  der  Notwendigkeit  einer 
nachdrücklicheren  Einwirkung  auf  die  Zahlungswilligkeit  der  Par- 
teien begründet.  Die  Festsetzung  des  Ausmasses  der  Verzugszinsen 
mit  5  ^/o  war  zu  einer  Zeit  erflossen,  in  der  das  Ausmass  der  gesetz- 
lichen Verzugszinsen  bei  Privatforderungen  im  allgemeinen  nur  4®/o 
betrug  und  es  sollte  durch  die  Anforderung  ausnahmsweise  höherer 
Saumsalszinsen  bei  den  Gebühren  eine  Pression  auf  deren  rechtzeitige 
Zahlung  geübt  werden.  Als  durch  spätere  Gesetze  das  Mass  der 
gesetzlichen  Verzugszinsen  auf  6^0  erhöht  und  die  Beschränkung 
des  vertragsmässigen  Zinsfusses  aufgehoben  wurde,  verkehrte  sich 
dieses  Verhältnis,  und  die  Massenhaftigkeit  der  eigenmächtigen 
Zahlungsverzögerungen  und  Fristenwerbungen  auch  bei  vollständiger 
Zahlungsfähigkeit  war  zum  grossen  Teile  nur  dadurch  erklärlich, 
dass  die  Parteien  es  vorteilhafter  fanden,  den  Gebührenbetrag  gegen 
eine  unter  der  allgemeinen  Verzinsung  zurückbleibende  Verzinsung 
schuldig  zu  bleiben  und  ihre  Geldmittel  anderweitig  mit  einem 
höheren  Erträgnisse  zu  verwerten  oder  zur  Zahlung  anderer  höher 
Terzinslicher  Passiva  zu  verwenden.    In  den  Ländern  der  ungarischen 
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Krone  war  schon  2  Jahre  früher  —  durch  §  15  des  Gesetzartikels  IX 
vom  Jahre  1873  —  eine  wisitergehende  Erhöhung  der  Verzugsidnsen 
in  der  Weise  eingeführt  worden,  dass  das  Zinsenausmass,  wenn  die 
eigenmächtige  Fristversäumnis  6  Monate  überschritt,  nach  der  Dauer 
der  Versäumnis  je  halbjährig  um  1  ^/o  gesteigert  wurde. 

Das  Abgeordnetenhaus  verschloss  sich  den  Gründen  der  Re- 
gierung nicht  und  akzeptierte  den  Erhöhungsantrag,  jedoch  nicht 
ohne  einen  Zusatz  yon  prinzipieller  Tragweite.  In  der  Debatte 
wurde  hervorgehoben,  dass  in  dem  Vorgehen  des  Aerars  gegenüber  den 
Gebührenpflichtigen  die  konstante  üebung  einer  Unbilligkeit  liege: 
wer  30  Tage  nach  Zustellung  des  Zahlungsauftrages  seine  Gebühr 
nicht  entrichte,  müsse  sich  die  exekutive  Einbringung  derselben 
unter  Aufrechnung  6^/oiger  Verzugszinsen  gefallen  lassen;  gelänge 
es  ihm  aber,  über  einen  Rekurs  —  oft  erst  nach  1^2 — 2  Jahren  — 
die  Restitution  der  Gebühr  ganz  oder  teilweise  zu  erhalten,  so  ver- 
güte ihm  das  Aerar  nichts  dafür,  dass  er  so  lange  eine  Leistung 
indebite  habe  machen  müssen,  er  bekomme  unverzinst  zurück,  was 
ihm  ungebührlich  vorgeschrieben  worden  sei.  „Wenn  das  Aerar 
auf  der  einen  Seite  von  den  Staatsbürgern  nach  30  Tagen  Verzugs- 
zinsen verlangt,  dann  ist  es  nur  billig,  dass  für  ungerecht  einge- 
hobene Beträge  auch  einem  Staatsbürger  dieselben  (6^/o)  Zinsen 
wieder  zurückvergütet  werden"^).  Der  beantragte  Zusatz  lautete: 
„Doch  ist  im  Falle  der  Restituierung  von  eingehobenen, 
aber  infolge  von  Rekursen  wieder  zurückzustellenden  Ge- 
bührenbeträgen an  die  Parteien  eine  6^/oige  Verzinsung  des 
restituierten  Betrages  vom  Einhebungstage  an  zu  vergüten/ 

Auffällig  ist,  dass  die  Regierung  sich  zu  diesem  Antrage  nicht 
äusserte,  die  Entgegnung  des  Berichterstatters  aber  zum  Teil  den 
Kern  der  Sache  nicht  vollends  erfasste,  zum  Teile  unzutreffende  oder 
unbegründete  Behauptungen  aufstellte. 

So  griff  schon  die  Paraphrasierung  des  Antrages  daneben,  es 
scheine  der  Gerechtigkeit  und  Billigkeit  zu  entsprechen,  dass,  wenn 
man  für  die  verzögerte  Zahlung  Zinsen  fordere,  man  auch  für  eine 
unrechtmässig  eingehobene  oder  für  eine  vorzeitig  eingehobene 
Zahlung  einen  Rückersatz  der  Zinsen  leiste.  Darauf  zielte  der  An- 
trag zweifellos  nicht  ab :  nicht  um  den  Rückersatz  geleisteter  Zinsen 
handelt  es  sich,  denn  der  Gebührenpflichtige  hat  dann  solche  über- 


*)  S.  6276  des  steDOgr.  Prot.,  152.  Sitzung  vom  30.  November  1875. 
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haupt  nicht  geleistet,  wenn  er  die  ungesetzlich  vorgeschriebene  Ge- 
bühr termingemäss  bezahlte.  Hatte  er  aber  Verzugszinsen  zu  ent- 
richten, so  war  der  Rechtsgrund  derselben  seine  Weigerung  zu 
zahlen,  seine  mora.  Dieser  fällt  auch  dann  nicht  hinweg,  wenn 
sich  die  Oebührenf orderung  später  als  unbegründet  darstellt,  weil 
zu  den  Privilegien  bei  der  Einbringung  derartiger  öffentlich- 
rechtlicher Forderungen  die  durch  Rechtsmittel  nicht  aufschiebbare 
Zahlungspflicht  der  Partei  gehört.  Da  aber  dessenungeachtet  nach 
dem  Erlasse  des  Finanzministeriums  vom  26.  Mai  1856  Z.  17,224 
gezahlte  Verzugszinsen  ganz  oder  verhältnismässig  zurückgestellt 
werden,  falls  im  Rekurswege  die  Gebühr  aufgelassen  oder  vermindert 
wurde,  lag  hier  ohnehin  eine  ausreichende  Berücksichtigung  von 
Billigkeitsmomenten  vor;  nicht  auf  diesen  Rückersatz  zielte  daher 
der  Antrag  ab,  sondern  auf  die  Konstituierung  der  Zinsenpflicht  des 
Aerars  für  indebite  bezogene  Gebühren. 

Unrichtig  war  die  Behauptung,  dass  die  Bestimmung  des 
Verzugszinsenlaufes  von  Zahlungen,  welche  nicht  am  Verfallstermin 
geleistet  werden,  eine  allgemein  geltende  sei,  indem  auch  bei 
Steuern,  mögen  sie  was  immer  für  einer  Art  sein,  die  Verzugszinsen 
in  Gemässheit  des  allgemeinen  bürgerlichen  Gesetzbuches 
gefordert  würden.  Das  Gebührengesetz  vom  8.  Februar  1850  ent- 
hält keine  Normierung  von  Verzugszinsen  und  verpflichtet  den 
säumigen  Schuldner  im  §  60  nur  zur  Vergütung  der  Kosten  der 
zwangsweisen  Einbringung  der  Gebühr.  Verzugszinsen  wurden  erst 
durch  die  Verordnung  vom  6.  April  1856  R.G.  50  eingeführt  und 
konnten  niemals,  weder  bei  Gebühren  noch  bei  Steuerrückständen, 
auf  Grund  des  a.b.G.  ohne  weiteres  beansprucht  werden :  nach  öster- 
reichischem Rechte  wurden  diese  Forderungen  nicht  als  privatrecht- 
liche angesehen  und  der  Anspruch  auf  Verzugszinsen  hatte  stets 
eine  ausdrückliche  gesetzhche  Bestimmung  zur  Voraussetzung^). 

^)  Auch  aus  einer  Bestimmung  des  älteren  Rechtes  geht  deutlich  hervor, 
dasa  nach  der  damaligen  Rechtsanschauung  der  zivilrechtliche  Verzugszinsen- 
anaprach  nicht  mit  öffentlich-rechtlichen  Leistungen  jeder  Art  und  nicht  un- 
bedingt verbunden  war.  Nach  dem  Hofkammerdekrete  vom  27.  Juni  1834, 
Polit.  Geaetzsamml.  Bd.  62  S.  152,  ist  dann,  ,wenn  die  administrativen  Yer- 
fogangen  behufs  Einbringung  von  auf  Aerarialsteuem  und  Gefällen  bezug- 
habenden Ausständen  oder  bezüglich  der  Einbringung  der  den  Beamten  aus 
ihrer  Verrechnung  obliegenden  Aerarialsätze  nicht  hinreichen,  oder  wenn  der 
Ersatz  auf  einem  Kassendefekt  oder  einer  dolosen  Handlung  beruht  und  über- 
haupt, wenn  der  Ersatz  im  gerichtlichen  Wege  eingetrieben  werden  muss,  von 
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OhDe  irgend  eine  Begründung  wurde  schliesslich  der  Satz  auf- 
gestellt, dass  der  Staat  das  nicht  verzinsen  könne,  was  ihm  kraft 
der  schon  in  Wirksamkeit  stehenden  Gesetze  zu  einem  bestimmten 
Zeitpunkte  depositiert  oder  eingezahlt  werden  musste. 

Der  Zusatzantrag  wurde  in  der  oben  angeführten  Fassung  zum 
Beschlüsse  erhoben  und  steht  seither  als  2.  Absatz  des  §  28  des 
Gesetzes  vom  8.  März  1876  R.G.  26  in  Wirksamkeit.  Lediglich  das 
Ausmass  der  zu  leistenden  Zinsen  ist  im  Art.  2  des  Gesetzes  vom 
28.  Januar  1892  R.G.  26  zugleich  mit  dem  der  Verzugszinsen  für 
rückständige  Gebühren  auf  fünf  vom  Hundert  herabgesetzt  worden; 
für  letztere  Massnahme  war  entscheidend,  dass  die  Höhe  der  Ver- 
zugszinsen den  veränderten  Zinsfussverhältnissen  nicht  mehr  ent- 
sprach, wenngleich  nicht  ausser  acht  gelassen  wurde,  dass  bei  der 
Festsetzung  des  höheren  Zinsfusses  vor  allem  beabsichtigt  worden 
war,  der  Nachlässigkeit,  dem  Mutwillen  oder  der  Renitenz  bei  Steuer- 
zahlungen vorzubeugen.  Von  diesem  Gesichtspunkte  aus  hätte  die 
Beibehaltung  eines  höheren  als  des  üblichen  Zinsfusses  immerhin 
einer  gewissen  Begründung  nicht  entbehrt,  da  hierdurch  den  Ver- 
zugszinsen der  Charakter  von  Strafzinsen  bei  Saumsal  in  der  Be- 
friedigung der  höher  als  eine  privatrechtliche  Forderung  gewerteten 
öffentlich-rechtlichen  Abgabenforderung  aufgeprägt  worden  wäre; 
die  Erwägung  musste  jedoch  ausschlaggebend  sein,  dass  die  Nicht- 
zahlung in  einer  nicht  geringen  Zahl  von  Fällen  nm-  eine  Folge  der 
Zahlungsunfähigkeit  war  und  dies  auch  durch  die  Behörde  anerkannt 
wurde,  da  sie  Zufristungen  gewährte,  allein  unter  Aufrechthaltung 
der  Verzugszinsen,  so  dass  jede  Berücksichtigung  bei  der  Steuer- 
entrichtung mit  hoher  Verzinsung  erkauft  werden  musste  und  «die 
Begünstigung  eines  notleidenden  Steuerträgers  im  ge- 
gebenen Falle  mit  einem  lukrativen  Geschäfte  für  den 
Staatsschatz  verbunden  war"  ^).  Parallel  dieser  Reduktion 
erfolgte  ohne  weitere  Begründung  die  Herabsetzung  des  Zinsfusses 
für  die  vom  Aerare  zu  leistenden  Vergütungszinsen. 

In  die  zahlreichen,  seither  geschaffenen  Gesetze  über  indirekte 
und  direkte  Steuern  fand  das  Prinzip  des  Vergütungszinses  für  nicht 
rechtsbeständig  eingehobene  Abgaben  keinen  Eingang;  es  blieb  bis 
in  die  jüngste  Zeit  eine  singulare  Norm  bei  Rückerstattung  unmittel- 

dem  der  Staatsverwaltaog  nach   den  §§  994,   995,    1333  u.  1834  zustehenden 
Rechte  auf  Verzugszinsen  der  gehörige  Gebrauch  zu  machen". 

^)  Beil.  304  des  stenogr.  Prot,  des  Abgeordnetenhauses  XI.  Session  1891. 
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barer  Gebühren  und  des  Gebübrenäquiyalentes,  die  einer  Billigkeits- 
erwägung auf  rein  ziviüstischer  Grundlage  ihre  Gesetzwerduug  ver- 
dankt und  weder  im  Zeitpunkte  ihres  Entstehens  noch  in  den 
darauffolgenden  27  Jahren  ihrer  Geltung  eine  Beurteilung  von 
dffenÜich-rechtlichen  Gesichtspunkten  aus  erfahren  hat. 

Durch  einige  Entscheidungen  des  Reichsgerichts  und  des  Ver- 
waltungsgerichtshofes sind  Form,  Umfaug  und  Voraussetzung  der 
Vergütungszinsenleistung  schärfer  präzisiert  und  einige  beachtens- 
werte Rechtsgrundsätze  aus  dem  mageren  Boden  des  positiven  Rechtes 
herausgefordert  worden.  Auf  diese  sowie  einige  damit  zusammen- 
hängende strittige  Rechtsfragen  hier  näher  einzugehen,  empfiehlt 
sich  auch  deshalb,  weil  dieselben  bei  der  später  erfolgten  Aus- 
dehnung des  Vergütungszinsenprinzipes  auf  andere  öffentliche  Ab- 
gaben zum  Teil  eine  abweichende  Eodifizierung  erfahren  haben. 

1.  Die  gesetzlichen  Vergütungszinsen  sind  mit  Rücksicht  auf 
den  Wortlaut  der  imperativen  Gesetzesvorschrift  von  Amts  wegen 
zuzusprechen.  Wenn  daher  die  Finanzbehörde  den  überzahlten  Be- 
trag zur  Restituierung  an  die  Partei  anweist,  aber  keine  Vergütungs- 
zinsen zuerkennt,  so  liegt  darin  eine  negative  Entscheidung  über 
den  Anspruch  auf  Vergütungszinsen  ^). 

2.  Die  Vergütungszinsen  sind  nur  von  dem  zurückgestellten 
Gebührenbetrage  und  der  Gebührensteigerung,  nicht  auch 
Yon  den  rückgesteliten  Verzugszinsen  des  ersteren  zu  bezahlen'); 
den  Anspruch  kann  nur  erheben,  wer  die  Gebühr  bezahlt  hat^); 
er  ist  nicht  gegeben,  wenn  die  später  zurückgestellte  Gebühr  nur 
sichergestellt  oder  nicht  vom  Beschwerdeführer  einbezahlt,  sondern 
auf  Rechnung  eines  dritten,  z.  B.  eines  Besitzvorgängers,  aus  einem 
letzteren  gebührenden  Vermögensbetrage  vom  Aerar  eingezogen  wurde. 
Die  2iinsen  sind  fQr  die  Zeit  vom  Einzahlungstage,  diesen  eingerechnet, 
bis  zum  Tage  der  Rückzahlung,  diesen  ausgeschlossen,  zu  vergüten. 
In  der  Verständigung  an  die  Partei  ist  ausdrücklich  zu  bemerken, 
dass  wenn  die  Behebung  des  angewiesenen  Gebührenbetrages  binnen 


*)  Erkenntnis  des  Verwaltungsgerichtshofes  vom  S.Juli  1902,  B.  1132  f. 
Die  Zitation  dieser  Erkenntnisse  erfolgt  nach  der  Sammlung  von  Budwinski, 
vom  Jahre  1901  ab  mit  dem  Beisatze  .F**  (finanzrechtlicher  Teil  der  Sammlung) 
oder  A.  (administrativ-rechtlicher  Teil  der  Sammlung),  jener  des  Reichsgerichtes 
nach  der  Sammlung  von  Hye-Hugelmann. 

«)  E.V.G.  vom  12.  Dezember  1887.  B.  3ti06  und  27.  Oktober  1888,  B.  4311. 

»)  E.V.G.  vom  5.  Dezember  1895,  B.  9083. 
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14  Tagen  vom  Zustellungstage  der  Verständigung  nicht  erfolgt,  der- 
selbe samt  den  Vergütungszinsen  bei  Gericht  deponiert  wird  und  die 
Verzinsung  mit  dem  Tage  des  gerichtlichen  Erlages  aufhört^). 

3.  Strittig  ist  in  der  Praxis  der  BegrifiF  „Rekurs**  im  Sinne 
der  2.  Alinea  des  §  28.  Der  ursprünglich  engen  Interpretation 
ist  in  neuerer  Zeit  eine,  dem  Gesetzeszwecke  näher  kommende,  weitere 
Auffassung  gefolgt:  so  sollte  die  Leistung  von  Vergütungszinsen 
niemals  auf  Grund  einer  Eingabe  stattfinden,  welche  sich  nicht  als 
Rekurs  darstellt^),  und  wegfallen,  wenn  die  Zurückstellung  der 
Gebühr  „ausserhalb  des  administrativen  Instanzenzuges **  erfolgte^). 
Gegenwärtig  werden  unter  „Rekursen**  im  Sinne  der  2.  Alinea  des 
§  28  Rechtsmittel  Überhaupt  verstanden.  Der  Vergütungs- 
anspruch ist  offenbar  nur  davon  abhängig,  dass  der  Gebührenbetrag 
nicht  etwa  von  Amts  wegen  oder  im  Gnadenwege  oder  überhaupt 
aus  Billigkeitsgründen,  sondern  aus  Rechtsgründen  infolge  eines 
Rekurses,  also  eines  Rechtsmittels,  zurückgestellt  wird.  Die  deut- 
liche Absicht  des  Gesetzes  geht  dahin,  dass  dann,  wenn  indebite 
geleistete  Beträge  in  die  Staatskasse  eingeflossen  sind  und  daher  in- 
folge eines  dawider  eingelegten  Rechtsmittels  zurückerstattet  werden 
müssen,  durch  Vergütungszinsen  der  entgangene  Kapitalsnutzen  dem- 
jenigen, der  die  Gebühr  gezahlt  hat,  zurückerstattet  werden  soll. 
Auf  dieses  Wesen  der  Sache  kommt  es  an,  nicht  aber  darauf,  dass 
das  eingelegte  Rechtsmittel  im  Gesetze  als  Rekurs  bezeichnet  wird^). 

Das  Gebührengesetz  spricht  im  §  78  von  der  Beschwerde- 
führung gegen  die  Bemessung  der  Abgabe  und  nennt  das  Rechts- 
mittel gegen  die  Bemessungsinstanz  „Beschwerde**,  das  gegen  die 
Zurückweisung  der  Beschwerde  gerichtete  „Rekurs**.  Beide  können 
den  Anspruch  auf  Vergütungszinsen  begründen,  ebenso  aber  auch 
die  nach  Erschöpfung  des  administrativen  Instanzenzuges  an  den 
Verwaltungsgerichtshof  gerichtete  „Beschwerde**.  Wenn  sonach  die 
Rückerstattung  einer  Gebühr  infolge  eines  Erkenntnisses  des  V.G.H. 
erfolgt,  welches  z.  B.  einer  Stiftung  die  Gebührenfreiheit  zuerkennt, 
so  ist  die  Pflicht  zur  Leistung  der  Vergütungszinsen  begründet. 

Zu  unterscheiden  ist,  ob  der  Verwaltungsgerichtshof  eine 
administrative  Entscheidung  nach  §  6  des  Gesetzes  vom  22.  Oktober 

^)  E.F.M.  vom  81.  März  1876,  Z.  8846  und  11.  März  1892,  Z.  9388. 
«)  E.V.G.  vom  12.  Dezember  1882,  B.  1587  und  vom  8.  Mai  1892,  B.  6582. 
«)  E.V.G.  vom  31.  Oktober  1891,  B.  6213. 
*)  E.V.G.  vom  18.  Juni  1902,  B.  1084  F. 
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1875  R.Q.  36  ex  1876  wegen  mangelhaften  Verfahrens  oder  nach 
§  7  als  gesetzlich  unbegründet  aufhebt. 

Wenn  durch  das  Erkenntnis  eine  administrative  Rekursent- 
scheidung, welche  eine  Bemessung  bestätigt,  wegen  Mangelhaftigkeit 
des  Verfahrens  aufgehoben  wird,  so  ist  hierdurch  die  in  erster  In- 
stanz erflossene  Abgabenvorschreibung  noch  nicht  ausser  Kraft  ge- 
setzt; nur  die  etwa  in  der  aufgehobenen  Rekursentscheidung  ent- 
haltene unmittelbare  Abgabenbemessung  wird  durch  ein  solches  Er- 
kenntnis hinfällig^).  Dagegen  hat  eine  kassatorische  Entscheidung, 
welche  die  eine  Abgabenvorschreibung  bestätigende  administrative 
Rekursentscheidung  als  gesetzlich  unbegründet  aufhebt,  nicht  zur  Folge, 
dass  die  Sache  in  das  Stadium  vor  der  Rekursverhandlimg  zurücktritt, 
sondern  es  ist  der  Vorschreibung  selbst  die  gesetzliche  Grundlage  ent- 
zogen*). In  diesem  Falle  ist  der  Anspruch  auf  Vergütungszinsen 
begründet,  dessen  Geltendmachung  im  Klage wege  ohne  vorherige 
Aufforderung  der  Administrativbehörde  zur  Leistung  dieser  Vergütung 
zulässig  ist,  da  auch  die  Klage  auf  Rückerstattung  des  sine  causa  ge- 
leisteten Abgabenbetrages  nicht  an  diese  Voraussetzung  gebunden  ist '). 

Wenn  über  eine  bei  den  beiden  Gerichtshöfen  des  öffentlichen 
Rechts  eingebrachte  Beschwerde  die  Verwaltungsbehörde  sich  ent- 
schliesst,  die  Partei  klaglos  zu  stellen,  um  das  gerichtliche  Verfahren 
zu  vermeiden,  so  muss  diese  Klaglosstellung,  als  Wirkung  eines 
Rechtsmittels,  auch  die  Vergütungszinsen  umfassen. 

Der  Vergütungszinsenanspruch  darf  nicht  abgelehnt  werden, 
weil  die  Abschreibung  der  Gebühr  nur  auf  Grund  von  seitens  der 
Partei  erst  nachträglich  im  Rekurse  geltend  gemachten  Um- 
standen verfügt  worden  ist,  da  dieser  Anspruch  im  Gesetze  nur  da- 
von abhängig  gemacht  ist,  dass  der  Gebührenbetrag  nicht  von  Amts- 
wegen oder  im  Gnadenwege  zurückgestellt  wird,  sondern  infolge  eines 
Rekurses.  Dass  aber  diese  Rückerstattungsverpflichtung  nicht  bloss, 
wie  das  Gesetz  wortdeutlich  verordnet,  von  dem  Erfolge  des  Rekurses, 
sondern  von  der  ursprünglichen  Bemessung  und  ihrer  Art  und  Grund- 
lage, nämlich  davon  abhängig  wäre,  ob  sich  die  untere  Gebühren- 
bemessungsbehörde eines  Versehens  oder  Verschuldens  schuldig  ge- 
macht und  deshalb  die  Gebühr  unrichtig  bemessen  hat,  so  dass  die 
Partei  hierbei  in  allen  anderen  Fällen,  also  selbst  dann  keinen  Ver- 

')  R.G.E.  vom  22.  OktobiBr  1897,  Z.  337,  H.H.  841. 
*)  R.G.E.  vom  1.  Mai  1897,  Z.  103,  H.H.  806. 
«)  R.G.E.  sub  2. 
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gütungsanspruch  hätte,  wenn  sie  zwar  kein  Verschulden  oder  Ver- 
sehen trifft,  aber  auch  der  ersten  gebührenbemessenden  Behörde  ein 
solcher  Vorwurf  nicht  gemacht  werden  kann,  —  dafür  findet  sich 
ein  Anhaltspunkt  weder  im  Wortlaute  des  Gesetzes,  noch  lässt  sich 
dies  aus  der  Absicht  des  Gesetzgebers  ableiten,  welche  im  Gegenteil 
auf  den  Ausschluss  ^ eines  lukrativen  Geschäftes  fttr  den  Staatsschatz *" 
gerichtet  war.  Diese  Vergütungszinsen  sind  vielmehr  nur  das  Eorrolar 
der  Verzugszinsen  eines  nicht  eingezahlten  Gebührenbetrages,  auf 
welchen  der  Staatsschatz  Anspruch  hat,  dessen  Einzahlung  aber  ver- 
zögert wird;  sie  sind  die  Vergütung  dafür,  dass  ein  gewisser  Betrag, 
auf  welchen  der  Staat  keinen  Anspruch  hatte,  tatsächlich  in  die  Staats- 
kassen eingeflossen  ist  und  von  dem  Fiskus  genutzt  werden  konnte  ^). 
Dagegen  fehlt  die  gesetzliche  Grundlage  des  Anspruches,  wenn  die 
Bückerstattung  der  Gebühr  die  Folge  eines  zwischen  der  Finanzverwal- 
tung und  der  Partei  zu  stände  gekommenen  Vergleiches  ist,  es  wäre 
denn,  dass  dieser  Anspruch  im  Vergleiche  selbst  zugestanden  wäre'). 

4.  Bestritten  wird,  dass  der  Rückvergütungsanspruch  nach 
§  77  des  Gebührengesetzes  zu  den  Rechtsmitteln  gehöre.  (§77:  „In- 
sofeme  durch  einen  Irrtum  oder  einen  Rechnungsverstoss  jemand 
.  .  .  einen  höheren  als  den  vorschriftsmässigen  Betrag  bezahlt  hätte, 
kann  die  Zurückstellung  des  ungebührlich  entrichteten  Betrages 
innerhalb  des  Zeitraumes  von  drei  Jahren  nach  der  erfolgten  Zahlung 
gefordert  werden.')  Zur  Charakterisierung  dieses  Anspruches  ist 
vorerst  daran  festzuhalten,  dass  eine  rechtskräftig  gewordene  Be- 
messungvorliegt, nach  welcher  ein  neuer,  für  die  Bemessung  rele- 
vanter Tatbestand  aufgekommen  ist.  Die  Rechtskraft  dieser  vor 
Bekanntwerden  des  neuen  Tatbestandes  erfolgten  Bemessung  kann 
nun  im  Grunde  positiver  Anordnung  des  Gesetzes  dem  Rückver- 
gtttungsanspruche  nicht  entgegengehalten  werden:  dieser  ficht  die 
Bemessung  nicht  wegen  Dlegalität  an,  sondern  es  wird  der  Rück- 
ersatz in  Anspruch  genommen,  weil  sich  nachher  die  Vorschreibung 
als  nicht  zu  Recht  bestehend  herausgestellt  hat^). 

Somit  handelt  es  sich  hier  um  eine  Wiederaufnahme  des 
Verfahrens,  gegen  welche  umso  weniger  ein  Anstand  vorliegt, 
als  eine  solche  zu  Gunsten  der  Partei  in  keinem  Falle  untersagt  er- 
scheint und  als  nicht   abzusehen  ist,   warum   neu  eingetretene  oder 

1)  V.G.E.  vom  13.  Februar  1901,  B.  103  P. 
0  V.a.E.  vom  15.  März  1901,  B.  186  F. 
')  E.V.G.  vom  12.  Februar  1901.  B.  101  F. 
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neu  hervorgekommene  Umstände  nur  dann  Berücksichtigung  finden 
sollten,  wenn  sie  eine  Erhöhung  der  rechtskräftig  vorgeschriebenen 
Gebühr,  nicht  aber  auch  dann,  wenn  sie  eine  Verminderung  der- 
selben zur  Folge  haben  ^). 

Da  das  Gesetz  zwischen  den  Arten  des  Irrtumes  nicht  nur  aus- 
drücklich nicht  unterscheidet,  sondern  in  den  die  nachteiligen  Folgen 
der  Gesetzesübertretungen  statuierenden  Paragraphen  (79  u.  80  des 
Gebührenges.)  gleichfalls  beide  Arten  des  Irrtumes  in  ihren  Eonse- 
quenzen gleich  behandelt,  besteht  kein  gesetzlicher  Anhaltspunkt, 
welcher  eine  Beschränkung  des  Rückvergütungsanspruches  auf  den 
Fall  eines  tatsächlichen  Irrtums  der  Partei  rechtfertigen  würde. 
Auch  bei  Bechtsirrtum  der  Partei  ist  die  Voraussetzung  des  An- 
spruches gegeben,  wobei  es  ganz  irrelevant  ist,  ob  dieser  Irrtum 
durch  eine  unrichtige  Auffassung  der  Partei  selbst  hervorgerufen 
wurde  oder  aber  durch  die  Unterordnung  derselben  unter  die  Autori- 
tät einer  in  ähnlichen  Fällen  zu  Tage  getretenen  irrigen  Rechtsauf- 
fassung der  Behörden,  da  gerade  hierdurch  der  Bechtsirrtum  der  Partei 
nur  bestärkt  und  gefördert  werden  konnte  ^).  Jedoch  ist  der  Nachweis 
eines  vorgefallenen  tatsächlichen  Irrtums  von  der  Partei  zu  liefern^). 

Aus  dem  Wortlaute  des  §  77  kann  nicht  gefolgert  werden, 
dass  dieser  Paragraph  nicht  anwendbar  wäre,  wenn  der  Gebühren- 
betrag in  seiner  Gänze  imgebührlich  entrichtet  worden  ist,  weil 
dann  mangels  einer  anderweitigen  Bestimmung  des  Gesetzes  gar  kein 
Anspruch  auf  eine  Rückerstattung  bestehen  würde  ^).  Die  3jährige 
Frist  ist  eine  unbedingte  Fallfrist,  bei  deren  Bemessung  der  Grundsatz, 
dass  im  Anfangstermin  der  Verjährung  die  rechtliche  Möglichkeit  der 
Ausübung  des  Rechtes  vorhanden  sein  müsse,  keine  giltige  Anwendung 
findet;  doch  beginnt  dieselbe  bei  Richtigstellung  der  Gebühr  aus  An- 
lass  einer  Aenderung  des  Gebührenobjektes  vom  Zeitpunkte  der  Richtig- 
stellung und  nicht  vom  Zeitpunkte  der  ursprünglichen  Bemessung  ^). 


^)  £.y.6.  vom  18.  November  1902,  B.  1326  F.  Das  Recht  zur  nachträglichen 
Bemessung  einer  Gebühr  verjährt  nach  §  8  des  Gesetzes  vom  18.  März  1878, 
R.G.  31,  über  die  Veijährung  der  Steuern  und  Abgaben,  binnen  8  Jahren  (bei 
direkten  Steuern  binnen  2  Jahren)  nach  Ablauf  des  Verwaltungsjahres,  in 
welchem  die  ursprünglich  bemessene  Abgabe  fällig  geworden  ist. 

*)  E.V.G.  vom  11.  April  1901,  B.  241  F. 

»)  E.V.G.  vom  19.  November  1889,  B.  4961- 

*)  E.V.G.  vom  8.  Juli  1884,  B.  2199. 

»)  £.E.y.6.  vom  28.  Februar  1891,  B.  5788  und  vom  12.  Januar  1889. 
B.  4462.     (Dieser  Auffassung  entspricht  der  Grundsatz,   dass   dem   Gebühren 
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Qewiss  gehört  der  Anspruch  nach  §  77  nicht  zu  den  Rechts- 
mitteln (Beschwerden)  des  §  78  und  ist  nicht  an  den  administrativen 
Instanzenzug  gebunden,  er  ist  jedoch  ein  Rechtsanspruch  auf  Grund 
positiver  Anordnung  des  Gesetzes;  die  Befriedigung  desselben  ist  kein 
Qnadenakt,  sondern  das  Ergebnis  der  Anspruchserhebung,  der  die  Natur 
eines  Rechtsmittels  hiemach  nicht  abgesprochen  werden  kann,  zumal 
auch  das  wirtschaftliche  Moment,  welches  der  Statuierung  der  Ver- 
gütungszinsenpSicht  zu  Grunde  liegt,  im  Falle  des  §  77  nicht  weniger 
und  nicht  anders  gegeben  ist,  als  in  den  Rechtsmittelfallen  des  §  78  ^). 

Indem  der  V.G.H.  in  einer  älteren  Entscheidung  den  Bestand 
des  Rechtes  zur  Rückforderung  einer  rechtskräftigen  Abgabe  an  die 
Voraussetzung  einer  diesbezüglichen  Norm  des  positiven  Rechtes 
knüpft,  qualifiziert  er  einen  derartigen  Ersatzanspruch  als  ein  Rechts- 
mittel. In  dem  E.  vom  2.  April  1880  B.  740  wurde  die  Forderung 
auf  Rückersatz  von  Schulbezirksumlagen,  welche  auf  eine  Gebäude- 
steuer repartiert  worden  waren,  ohne  Prüfung  der  Frage,  ob  diese 
Steuergattung  an  und  für  sich  mit  derartigen  Umlagen  belegt  werden 
könne,  abgewiesen,  da  im  vorliegenden  Falle,  in  dem  diese  auf  rechts- 
kräftig gewordenen  Zahlungsaufträgen  beruhenden  Gebühren  anstands- 
los bezahlt  wurden,  selbst  in  der  Voraussetzupg  der  Existenz  einer 
Nichtschuld  ein  Rechtstitel  zur  Zurückf orderung  nicht  vorhanden 
sei.  In  den  Entscheidungsgründen  wird  ausgeführt,  dass  es  nicht 
angehe,  das  Recht  der  condictio  indebiti  in  Anwendung  auf  öffent- 
liche Abgaben  ohne  weiteres  in  Anspruch  zu  nehmen,  so  dass  dieses 
Recht  auch  bei  unbeanstandeter  Zahlung  der  geforderten  Leistung 
nachträglich  als  selbständiger  Anspruch  geltend  gemacht  werden 
könnte,  weil  einerseits  privatrechtliche  Normen  in  der  Regel  nicht 
einfach  auf  staatsrechtliche  Verhältnisse  übertragen  werden  dürfen, 
anderseits  selbst  nach  dem  Zivilrechte  die  condictio  indebiti  (§  1431 
a.B.G.)  mit  Rücksicht  auf  die  Rechtsfolgen  des  redlichen  Besitzes 
noch  wesentlichen  Einschränkungen  unterliegt  (§  1437  a.B.G.)  Unter 
solchen  Verhältnissen   erscheine  es  ganz  gerechtfertigt,  dass  in  den 

Schuldner  das  Recht  zusteht,  gegen  die  gesamte  richtig  gestellte  Gebühr 
den  Rekurs  zu  ergreifen,  wenn  eine  infolge  Ablaufes  der  Reknrsfrist  rechts- 
kräftig gewordene  Gebührenbemessung  durch  eine  Nachtragsgebühr  richtig  ge- 
stellt würde,  E.F.M.  vom  18.  September  1878,  Z.  16,055.) 

*)  Daher  nicht  zutreffend  E.V.G.  vom  3.  Mai  1892,  ß.  1451,  welches  die 
Verweigerung  der  Vergütungszinsenzahlnng  im  Gesetze  gerechtfertigt  erklärte, 
weil  die  Gebührenrückrergütung  nicht  infolge  von  Rekursen  sondern  infolge 
einer  ,E  in  gäbe'  nach  §  77  bewilligt  worden  war. 
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besetzen  über  die  öfFentlicIlen  Abgaben  BestimmuDgen  über  eine 
selbständige  Regelung  und  Einschränkung  des  Anspruches  auf  Rück- 
forderung von  ö£Eentlichen  Abgaben  aus  dem  Titel  der  Nichtschuld 
enthalten  sind.  Wo  derartige  Bestimmungen  fehlen,  müsse  der 
Grundsatz  zur  Qeltung  kommen,  dass  hierbei  nur  die  Vorschriften 
über  die  gewöhnliche  Beschwerde  Anwendung  finden  können. 
Aus  diesem  Erkenntnisse  ist  zu  folgern ,  dass  der  in  den  Normen 
eines  Abgabengesetzes  fundierte  Anspruch  auf  Rückersatz  das  Wesen 
eines  Rechtsmittels  an  sich  trägt,  das  man  —  neben  den  ordent- 
lichen Rechtsmitteln  des  administrativen  Instanzenzuges  —  etwa 
als  ausserordentliches  bezeichnen  könnte. 

Schliesst  femer  der  Wortlaut  des  Gesetzes  die  Beschwerde  an 
den  V.Q.H.  nicht  von  den  Rechtsmitteln  aus,  wiewohl  dieselbe  sich 
sicherlich  nicht  innerhalb  des  administrativen  Instanzenzuges  be- 
wegt, vielmehr  nach  ihrem  Wesen  und  dem  Zeitpunkte  der  Zulässig- 
keit  (nach  Erschöpfung  des  administrativen  Instanzenzuges)  von 
diesem  scharf  geschieden  ist,  möchte  dies  umsoweniger  bei  dem 
rechtlichen  Anspruch  auf  Rückersatz  der  Fall  sein  können.  Schon 
das  österreichische  Gefällsstrafgesetz  vom  Jahre  1835  behandelt  die 
Wiedereinsetzung  in  den  vorigen  Stand  und  die  „Wiederaufnehmung 
des  Verfahrens''  in  dem  (X.)  Hauptstücke  über  die  Rechtsmittel  und 
die  Theorie  scheint  kein  ernstliches  Bedenken  hiergegen  zu  hegen. 
Nach  dieser  ist  im  allgemeinen  mit  der  Versäumnis  der  Anfechtungs- 
frist der  Bückf Orderungsanspruch  ein  für  allemal  abgeschnitten,  in 
welcher  Form  derselbe  immer  geltend  gemacht  werden  wollte,  und 
hat  der  Bestand  von  Präklusivfristen  für  die  Anfechtung  der  Recht- 
mässigkeit der  Bemessung  zur  Folge,  dass  nach  Ablauf  derselben 
die  erfolgte  Leistung  aus  dem  Gründe  eines  unterlaufenen  Irrtums 
nicht  kondiziert  werden  kann^).  Es  gibt  aber  zweifellos  Fälle,  die 
nach  ihrer  besonderen  Lage  so  geartet  sind,  dass  die  Rechtswir- 
bmgen  der  Versäumung  von  Reklamationsfristen  nicht  ausgesprochen 
werden  können.  Wenn  eine  Veranlassung  zur  Einbringung 
einer  Beschwerde  innerhalb  fristgemässer  Zeit  gar  nicht  ge- 
geben sein  konnte,  dann  können  auch  die  zeitlichen  Grenzen, 
welche  bei  Festsetzung  der  Rechtsschutzbestimmungen  ge* 
setzt  wurden,  nicht  mehr  massgebend  sein.  Auch  für  solche 
Falle  muss  ein  Rechtsmittel  bestehen,  ein  Rückersatzanspruch  mit  Fest- 

^)  Tezner,  .Die  Frivatrechtstitel  im  öfFenÜichen  Recht*,  Archiv  für 
öffentliches  Recht,  IX.  Bd.,  1897,  S.  336.  557. 
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Setzung  einer  Zeitgrenze,  ein  ganz  selbständiger  Rechtstitel  auf  Rück- 
zahlung des  Geleisteten,  ein  besonderer  Titel,  bezüglich  dessen  einige 
allerdings  fordern,  dass  er  in  den  Normen  über  eine  bestimmte  öffent- 
liche Abgabe  enthalten  sein  müsse,  da  der  Grundsatz  der  materiellen 
Rechtskraft  prinzipiell  gegen  den  Einzelnen  und  zum  Vorteil  derjenigen 
staatlichen  Interessen,  denen  die  endgültige  Entscheidung  zu  statten 
kommt,  bestehe  und  es  nicht  angehe,  auf  dem  Wege  einer  condictio 
indebiti  —  ohne  ausdrücklichen  Zulass  einer  solchen  im  Gesetze  —  die 
Bestimmungen  über  die  Präklusion  Ton  Anfechtungshandlungen  ihrer 
Wirkung  zu  berauben  ^).  Auf  diese  Kontroverse  ist  hier  nicht  näher 
einzugehen,  da  das  österreichische  Gebührengesetz  das  Rückforderungs- 
recht kodifiziert  hat.  In  anderen  öffentlich-rechtlichen  Gesetzgebungen 
wird  dieser  Anspruch  durch  die  Formen  einer  Wiederaufnahme  des  Fest- 
stellungsverfahrens  vermittelt'),  oder  es  bestehen  besondere  Verjährungs- 
fristen für  Rückersatzansprüche,  so  z.  B.  im  §  15  des  deutschen  Vereins- 
zollgesetzes, im  §  219  der  österreichischen  Zoll-  und  Staatsmonopols- 
ordnung, mehrfach  in  der  preussischen  Gesetzgebung  etc.  Der  inner- 
halb dieser  Fristen  erhobene  Anspruch  trägt  den  Charakter  eines  Rechts- 
mittels, mag  diese  Bezeichnung  ausdrücklich  verwendet  sein  oder  nicht. 

II.  Die  Ausdehnung  des  Anspruches  und  die  Judikatur  der 
Gerichte  des  öffentlichen  Rechts. 

Der  Anspruch  auf  Vergütungszinsen  ist  von  den  Gerichtshöfen 
des  öffentlichen  Rechtes  seit  Jahren  wiederholt  anlässlich  der  Klage 
auf  Rückersatz  von  direkten  Steuern,  Zuschlägen  zu  den  Staats- 
steuern (Umlagen),  Zollgebühren,  ünfallversicherungsbeiträgen  etc. 
oder  in  Verbindung  mit  der  gegen  die  Gesetzmässigkeit  der  Vor- 
schreibung öffentlicher  Abgaben  gerichteten  Beschwerde  erhoben  und 
zur  Begründung  desselben  die  Analogie  des  §  28  leg.  cit.  bezw.  der 
Normen  des  allgemeinen  bürgerlichen  Gesetzbuches  über  Schaden- 
ersatzpflicht ins  Treffen  geführt  worden.  Die  Hartnäckigkeit,  mit 
welcher  dieser  Anspruch  trotz  der  bis  in  die  jüngste  Zeit  erfolgten 
Ablehnung  seitens  beider  Gerichtshöfe  immer  wieder  und  immer  ein- 
dringlicher erhoben  wurde,  hat  ihren  Grund  in  der  gesteigerten 
Empfindlichkeit  gegen  die  Fehler  staatlicher  Einrichtungen 
und  der  auf  derselben  beruhenden   öffentlichen  Meinung, 

')  Vgl.  Tezner,  a.  a.  0.,  S.  367,  557. 

')  Glässing,  „Das  Recht  der  Rückforderung  im  Gebiete  des  deutschen 
öffentlichen  Recht8\    Annalen  des  Deutschen  Reichs,  29.  Bd.,  1896,  S.  82  ff. 
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welche  sich  zu  Gunsten  weitgehender  Entschädigung  für 
die  durch  solche  Fehler  verursachten  Nachteile  regelmässig 
bildet.  Steinbach  sucht  die  Ursache  dieser  Erscheinung  einer- 
seits darin,  dass  mit  der  unausgesetzten,  rapiden  Vermehrung  der 
dem  Staate  übertragenen  Aufgaben  und  mit  der  dadurch  bedingten 
Vervielfältigung  der  staatlichen  Einrichtungen  imd  Organe  auch  die 
Anzahl  der  begangenen  Fehler  naturgemäss  zunimmt;  anderseits 
darin,  dass  die  Mittel  zur  Verbreitung  der  Kunde  Ton  solchen  Fehlem 
gegenüber  früheren  Perioden  eine  ungeahnte  Ausdehnung  gewonnen 
haben,  so  dass  die  hierher  gehörigen  Fragen,  unter  denen  die  Haft- 
pflicht des  Staates  für  die  Funktionsfehler  seiner  Einrichtungen  die 
öffentliche  Aufmerksamkeit  in  hohem  Grade  in  Anspruch  nimmt,  viel- 
fach geradezu  im  Vordergrunde  der  öffentlichen  Diskussion  stehen^). 

Es  ist  daher  von  hohem  Interesse,  die  Gründe  festzustellen 
und  zu  prüfen,  die  bis  vor  kurzem  zu  der  gleichmässig  seitens  des 
Verwaltungsgerichtshofes  und  seitens  des  Reichsgerichtes  erfolgten 
Zurückweisung  einer  Forderung  geführt  haben,  welche  die  Haftung  des 
Staates  für  den  materiellen  Schaden  bei  unrechtmässig  eingehobenen 
Abgaben  yerlangt. 

Die  Entscheidungen  basierten  im  allgemeinen  auf  dem  Aus- 
schlüsse der  Analogie,  die  weder  hinsichtlich  der  Normen  des  Privat- 
rechtes  noch  auch  hinsichtlich  der  gegebenen  positiven  Bestimmungen 
ded  öffentlichen  Bechtes  als  zulässig  erklärt  wurde,  in  letzterem  Be- 
lange nach  dem  argumentum  a  contrario.  So  weist  das  R.E.  vom 
1.  Mai  1897  H.  806  das  Begehren  des  Klägers  um  Zuspruch  von 
o*^'o  Zinsen  von  dem  von  ihm  eingezahlten  Steuerbetrage,  dessen 
Rückstellung  als  die  eines  ungebührlich  eingeforderten  Betrages  (an 
Erwerbsteuer  und  Verzugszinsen)  er  zu  begehren  berechtigt  ist, 
weil  ein  kassatorisches  Erkenntnis  des  V.G.H.  der  Steuervorschreibung 
die  gesetzliche  Grundlage  entzogen  hat,  mit  der  Begründung  ab: 
.Auf  die  Bestimmungen  des  a.B.G.  kann  sich  der  Kläger  mit  Grund 
nicht  berufen,  weil  es  sich  nicht  um  einen  privatrechtlichen  An- 
spruch, sondern  um  einen  solchen  öffentlich-rechtlicher  Natur  handelt 
und  weil  eine  gesetzliche  Bestimmung  über  die  Vergütung  von  Zinsen 
-—  wie  sie  in  den  Gesetzen  vom  8.  März  1876  und  23.  Januar  1892 
bezüglich  der  unmittelbaren  Gebühren  vorkommt  —  für  direkte 
Steuern  nicht  besteht/ 

^)  Vgl.  Steinbach,  Die  Haftung  für  die  Fehler  staatlicher  Einrichtungen 
in  Nr.  14,288  der  «Neuen  freien  Presse"  vom  5.  Juni  1904. 

Finanzarchiv.  XXII.  Jahrg.  17  2 
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Qanz  allgemein  wird  noch  in  dem  B.E.  vom  8.  Juli  1903 
(Z.  276)  ^)  die  Haftung  des  Staates  für  den  Schaden  aus  dem  Voll- 
zuge einer  nachher  von  dem  Y.Q.H.  als  gesetzwidrig  aufgehobenen 
Verfügung  mangels  gesetzlich  normierter  Schadenersatz- 
pflicht in  Abrede  gestellt.  Das  Erkenntnis  hebt  zunächst  hervor^ 
dass  eine  Bereicherung  des  Staatsschatzes  um  die  zurückbehaltenen 
Gemeindezuschlagsbeträge  zur  Zeit  der  Zustellung  der  Klage  zweifel- 
los nicht  vorlag,  da  diese  in  Durchführung  der  Exekution  schon 
früher  an  einen  dritten  ausgezahlt  worden  sind.  In  der  Tat  wird 
in  der  Klage  der  Anspruch  nicht  als  ein  Anspruch  aus  dem  Titel 
grundloser  Bereicherung  charakterisiert,  sondern  schlechtweg  darauf 
basiert,  dass  die  der  Gemeinde  gebührenden  Zuschläge  aus  einem 
Grunde  anderweitig  verwendet  worden  sind,  welcher  später  als  ge- 
setzlich nicht  gerechtfertigt  erklärt  worden  ist.  Da  diese  Beträge 
zur  Zeit  der  Klage  ...  im  Vermögen  des  Staates  nicht  mehr  vor- 
handen waren,  so  stellt  sich  .  .  .  der  Anspruch  nur  als  ein  Schaden- 
ersatzanspruch dar.  Eine  diesem  .  .  .  korrespondierende  Schaden- 
ersatzpflicht anerkennt  das  R.G.  nicht,  weil  kein  Rechtssatz  be- 
steht, welcher  eine  Ersatzpflicht  des  Staates  für  den  Schaden  .  .  . 
statuieren  würde.  Dass  eine  Ersatzpflicht  des  Staates  nicht  besteht, 
geht  auch  schon  aus  §  17  des  Gesetzes  über  den  V.G.H.  hervor, 
demzufolge,  wenn  es  das  öffentliche  Interesse  verlangt,  der  Aufschub 
des  Vollzuges  einer  bei  dem  V.G.H.  angefochtenen  administrativen 
Massregel  selbst  dann  verweigert  werden  darf,  wenn  die  Partei  durch 
den  Vollzug  einen  unwiederbringlichen  Schaden  erleidet. 

Denselben  Gedanken  bringt  das  E.V.G.  vom  9.  Juli  1895  B.  8804 
bei  Ablehnung  des  Begehren  einer  Auszahlung  von  6  ^/o  igen  Ver- 
gütungszinsen  von  einem  .  .  .  eingezahlten  .  .  .  später  jedoch  .  .  . 
zur  baren  Rückvergütung  angewiesenen  Betrage  an  Einkommen- 
steuer zum  Ausdrucke  (Die  Partei  berief  §  28,  Gesetz  vom  8.  März 
1876  R.G.  26  zur  analogen  Anwendung  auf  direkte  Steuern,  behauptete 
überdies  ein  Verschulden  der  Steuerbehörde  wegen  der  unrichtigen 
Vorschreibung  und  der  längeren  Verzögerung  der  Erledigung,  worin 
schon  allein  der  Anspruch  auf  Vergütung  des  erlittenen  Schadens^ 
bezw.  auf  Zahlung  der  Verzögerungszinsen  durch  den  Staat  im  §  335 
und  1333  a.B.G.  begründet  sei):  „Die  in  der  Beschwerde  bezogenen 
Bestimmungen  des  a.B.G.  können,  abgesehen  davon,  dass  es  sich  hier 

*)  Noch  nicht  in  der  offiziellen  Sammlang  der  Erkenntnisse  veröfFentlicht. 
Abgedruckt  in  der  Oesterr.  Zeitschrift  für  Verwaltung  Nr.  51  ex  1908. 
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nicht  um  einen  Anspruch  privatrechtlicher,  sondern  öffentlich-recht- 
licher Natur  handelt,  .  .  .  schon  aus  dem  Grunde  keine  Anwendung 
finden,  weil  die  Gesetzgebung  fQr  notwendig  befunden  hat,  auf  anderen 
finanzrechtlichen  Gebieten  besondere  gesetzliche  Bestimmungen  fest- 
zusetzen, durch  welche  ein  Anspruch  auf  Vergütungszinsen  für  die 
Parteien  begründet  werden  soll.  . . .  Für  direkte  Steuern  ist  eine  solche 
Bestimmung  nicht  Torhanden  imd  es  wird  vielmehr  in  den  einzelnen 
die  Bückzahlung  von  direkten  Steuern  zum  Gegenstande  habenden 
gesetzlichen  Normen  nur  von  der  Bückvergütung  der  Steuer,  ohne 
iigend   eine  Erwähnung   der  Vergütungszinsen,   gesprochen*  .  .  .^). 

An  dieser  Bechtslage  hat  auch  das  Gesetz  vom  25.  Oktober 
1876  B.G.  220  betreffend  die  direkten  Personalsteuem  nichts  ge- 
ändert. §  283  (;,Die  Bestimmungen  .  .  .  des  Gesetzes  vom  23.  Januar 
1892  B.G.  26,  betreffend  die  Einhebung  von  Verzugszinsen,  haben 
auf  alle  in  diesem  Gesetze  geregelten  Steuern  sinngemässe  Anwendung 
zu  finden')  hat  nur  die  auf  die  direkten  Steuern,  nicht  die  auf  andere 
Abgaben  Bezug  nehmenden  Normen  dieses  Gesetzes  rezipiert,  daher 
nicht  die  nur  auf  Gebühren  anzuwendenden,  zu  denen  die  Verpflich- 
tung zur  Leistung  von  Vergütungszinsen  gehört  (E.V.G.  vom  1.  Juli 
1901  B.  400  F.). 

Als  ein  Beschwerdeführer  aus  dem  Titel  des  Schadenersatzes 
die  Vergütung  der  5®/oigen  Verzugszinsen  vom  Erlagstage  einer  Zoll- 
gebühr bis  zum  Bückerstattungstage  (im  Grunde  der  Bestimmungen 
des  30.  Hauptst.  II.  Teil  a.B.G.  und  unrichtiger  Anwendung  des  Zoll- 
tarifs infolge  Verschuldens  der  behördlichen  Organe)  in  Anspruch 
nahm,  sprach  der  V.G.H.  im  E.  vom  21.  Januar  1895  B.  8347  aus, 
dass  die  massgebende  Bestimmung  für  den  vorliegenden  Streit  in 
der  Anordnung  des  §  219  der  Zoll-  und  Staatsmonopolsordnung  ge- 
geben ist,  welche  aber  nur  den  Anspruch  auf  Rückerstattung  des 
ungebührlich  gezahlten  Zollbetifages  ...  zu  begründen  vermag.  Es 
geht  durchaus  nicht  an,  diese  spezielle  Anordnung  durch  die  Be- 
stimmungen des  a.B.G.  zu  dem  Zwecke  zu  ergänzen,  um  daraus 
auch  einen  Zinsenanspruch  abzuleiten,  umsoweniger  als  ja  auf  anderen 
benachbarten  verwaltungsrechtlichen  Gebieten  ausdrückliche  gesetz- 
liche Bestimmungen  für  notwendig  gehalten  wurden,  um  einen  solchen 
Anspruch  auf  Verzugszinsen  zu  begründen,  wie  sich  dies  insbesondere 

")  Im  E.V.G.  vom  20.  Juni  1882,  B.  1450,  war  das  Petit  um  Vergütung 
Ton  Verzugszinsen  nebst  der  ungebührlich  eingehobenen  EiDkommensteuer  ohne 
weitere  Begründung  .als  gesetzlich  unstatthaft'  zurückgewiesen  worden. 
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aus  §  28  des  Gesetzes  vom  8.  März  1876  R.Q.  26  —  jetzt  Gesetz 
23.  Januar  1892  R  Q.  26  —  ergibt.  Eine  derartige  gesetzliche  Be- 
stimmung, wie  sie  für  die  unmittelbaren  Gebühren  besteht,  ist  für 
die  Zollgebühren  nicht  gegeben.  Aus  den  Anordnungen  des  §  219 
Z.u.St  M.O.  ist  vielmehr  zu  ersehen,  dass  auch  von  seiten  der  Staats- 
verwaltung ein  Anspruch  auf  Verzugszinsen  bei  Zollgebühren  nicht 
erhoben  wird,  weshalb  umsomehr  ein  solcher  Anspruch  mangels  ge- 
setzlicher Bestimmungen  auch  von  seiten  der  beteiligten  Parteien  nicht 
als  zu  Recht  bestehend  anerkannt  werden  kann. 

Als  Bezirksumlagen,  welche  nach  einer  formell  nicht  rechts- 
beständigen Steuerbasis  entrichtet  wurden,  nach  Massgabe  des  rechts- 
kräftigen Bemessungserkenntnisses  der  Finanzbehörden  in  dem  in- 
debite  gezahlten  Betrage  samt  den  gesetzlichen  Vergütungszinsen 
von  dem  jeweiligen  Einzahlungstermin  an  gerechnet  bis  zum  Rück- 
zahlungstage zurückgefordert  wurden,  entschied  der  Y.G.H.  im  E. 
vom  30.  Juni  1899  B.  13028,  dass  „einerseits  eine  auf  den  vorliegen- 
den Fall  direkt  anwendbare  gesetzliche  Bestimmung,  welche  die 
Zahlung  von  Vergütungszinsen  statuieren  würde,  nicht  existiert, 
anderseits  der  Anspruch  auf  Vergütungszinsen  selbst  vom  Tage  der 
Fälligkeit  der  auf  Rückzahlung  der  Zuschläge  gerichteten  Forderung 
nicht  auf  die  Analogie  der  Vorschriften  des  a.B.G.  über  Verzugs- 
zinsen (§  1333  ff.)  gestützt  werden  könnte,  weil  das  Zivilrecht  selbst 
keineswegs  den  Zinsenanspruch  als  Annex  jeder  Forderung  auf 
Leistung  vertretbarer  Sachen  statuiert,  diesen  Anspruch  vielmehr 
gerade  auf  einem  hier  verwandten  Gebiete  derart  einschränkt,  dass 
diese  Einschränkung  einer  praktischen  Ausschliessung  des  Zinsen- 
anspruches gleichkommt  (§§  1431,  1437  und  330  a.B.G.)  und  weil 
überhaupt  bei  vielen  dem  öffentlichen  Rechte  entspringenden  Geldforde- 
rungen die  rechtlichen  und  faktischen  Verhältnisse  (z.  B.  die  wirtschaft- 
liche Gebarung  der  beteiligten  Rechtssubjekte)  sich  von  den  einschlägi- 
gen, vom  Zivilrechte  beherrschten  Verhältnissen  derart  unterscheiden, 
dass  eine  analoge  Ausdehnung  der  Vorschriften  des  bürgerlichen  Rechtes 
über  Verzugszinsen  auf  das  Gebiet  des  öffentlichen  Rechtes  in  vielen 
Fällen  den  im  §  7  a.B.G.  aufgestellten  Grundsätzen  widerstreiten  würde^. 

Da  das  Landesgesetz  vom  9.  Juni  1876  L.G.  Nr.  18,  welches  die 
Beitragsleistung  zum  oberösterreichischen  Landesschulfond  regelt, 
keinerlei  Bestimmung  darüber  enthält,  dass  für  den  Fall  der  Resti- 
tuierung von  eingehobenen,  in  der  Folge  aber  wieder  zurückzustellen- 
den Beträgen  eine  Verpflichtung  des  Landesschulfonds  zur  Leistung 
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Ton  Yergütungszinsen  einzutreten  hat  und  in  keinem  Punkte  dieses 
Gesetzes  eine  Andeutung  darüber  enthalten  ist,  dass  in  dieser  Be- 
ziehung die  für  den  Bereich  der  staatlichen  Gebühren  geltenden  Vor- 
schriften auf  den  Schulfondsbeitrag  anzuwenden  seien,  wurde  auch 
in  diesem  Falle  das  Parteibegehren  zurückgewiesen.  (E.V.G.  vom 
15.  März  1901  B.  186  F.) 

üeber  die  Geltendmachung  eines  Anspruches  auf  Verzugszinsen 
von  ungebührlich  eingehobenen  ünfalWersicherungsbeiträgen 
führt  das  V.G.E.  vom  21.  Dezember  1900  B.  14991  aus:  «Nach 
§  1333  a.B.G.  wird  der  Schaden,  welchen  der  Schulder  seinem  Gläu- 
biger durch  Verzögerung  der  bedungenen  Zahlung  des  schuldigen 
Kapitals  zugefügt  hat,  durch  die  von  dem  Gesetze  bestimmten  Zinsen 
vergütet  (Verzugs-  oder  Saumsalszinsen).  Ebenso  ist  nach  §§  1437 
bezw.  335  a.B.G.  der  unredliche  Empfanger  einer  Nichtschuld  ver- 
pflichtet, nebst  der  Rückstellung  des  Empfangenen  auch  volle  Genug- 
tuung zu  leisten,  mithin  den  dem  Verkürzten  entstandenen  Schaden 
zu  ersetzen.  Der  Anspruch  auf  Zahlung  von  Verzugszinsen  von 
einer  gezahlten  Nichtschuld  bezw.  im  Falle  der  Verzögerung  der 
Berichtigung  einer  Schuld,  stützt  sich  demnach  auf  den  durch  ein 
Verschulden  des  anderen  begründeten  Titel,  dessen  Geltendmachung 
nach  den  Bestimmungen  des  a.B.G.  nur  vor  dem  Zivilrichter,  nicht 
aber  vor  den  Administrativbehörden  erfolgen  kann. 

Anders  gestaltet  sich  die  Sache,  wenn  ein  solcher  Anspruch  auf 
ein  eine  öffentlich-rechtliche  Angelegenheit  betreffendes  Gesetz  gestützt 
werden  kann,  wenn  also  ein  derartiges  Gesetz  mit  einem  bestimmten 
Tatbestande  die  Verpflichtung  des  Empfängers  einer  vermeintlichen 
Schuld  öffentlich-rechtlicher  Natur  zur  Zahlung  von  Verzugszinsen 
verknüpft  und  die  Administrativbehörden  zur  Handhabung  dieser 
gesetzlichen  Vorschriften  anweist,  wie  dies  beispielsweise  durch  das  Ge- 
setz vom  8.  März  1876  R.G.  26  bezüglich  der  Rückstellung  ungebührlich 
eingehobener  unmittelbarer  Gebühren  geschah.  In  einem  solchen 
Falle  wird  der  Anspruch  zu  einem  öffentlich-rechtlichen  und 
von  den  Administrativbehörden  verfolgbaren  ...  §  28  leg.  cit. 

kann als  Ausnahmebestimmung  in  keinem  Falle  auf  andere  (nicht 

einmal  gleichartige)  Rechtsverhältnisse  ausgedehnt  werden.  .  .  .  »Ein 
anderes  allgemeines  oder  Spezialgesetz,  welches  einen  öffentlich- 
rechtlichen und  vor  den  Administrativbehörden  verfolgbaren  An- 
spruch auf  Zahlung  der  Verzugszinsen  von  ungebührlich  eingehobenen 
(Unfall)- Versicherungsbeiträgen  begründen  würde,  besteht  nicht.*' 
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Die  Parallelität,  welche  in  diesen  Erkenntnissen  beider  Gerichts- 
höfe zu  Tage  tritt,  zeigt  sich  auch  in  Entscheidungen,  welche  die 
Rezeption  anderer,  dem  Privatrechte  angehöriger,  positiver  Rechts- 
institute für  das  Qebiet  des  öffentlichen  Rechtes  als  unstatthaft  be- 
zeichnen. Dies  gilt  insbesondere  für  die  Institution  der  Verzugs- 
zinsenpflicht  eines  säumigen  Schuldners  und  der  Verjährung  öffent- 
licher Abgaben,  bezüglich  deren  der  Leitsatz  der  Theorie^):  „Die 
Verjährung  öffentlicher  Abgaben  an  den  Staat  und  die  öffentlichen 
Verbände  darf  nicht  im  Wege  analoger  Anwendung  des  Privatrechtes 
herbeigeführt  werden,  sondern  bedai*f  der  ausdrücklichen  gesetzlichen 
Anerkennung*  uneingeschränkt  anerkannt  wird. 

So  können  nach  dem  E.V.G.  vom  7.  Januar  1899  B.  13,950 
Verzugszinsen  von  rückständigen  Versicherungsbeiträgen 
mangels  einer  gesetzlichen  Norm  nicht  eingefordert  werden,  da  diese 
Beiträge  einen  öffentlich-rechtlichen  Charakter  tragen,  öffentlich- 
rechtliche Abgaben  sind,  auf  welche  die  Vorschriften  des  a.B.G.  nicht 
Anwendung  finden  können,  sobald  es  sich  um  ein  ganz  spezielles 
Institut  des  Privatrechtes  —  die  Verzugszinsen  —  handelt,  welche 
das  bürgerliche  Gesetzbuch  in  gewissen  Fällen  dem  säumigen  Schuldner 
auferlegt.  Nur  eine  ausdrückliche  Bestimmung  des  ünfallversicherungs- 
gesetzes  oder  eines  Spezialgesetzes  oder  endlich  des  Statuts  könnte 
dieses  Recht  begründen.  Dasselbe  gilt  auch  bezüglich  der  Verjährung 
der  Verzugszinsen ;  die  zeitliche  Einschränkung  dieses  Rechts,  das  Er- 
löschen durch  Verjährung  kann  gleichfalls  nur  durch  eine  positive  An- 
ordnung statuiert  werden.  Die  Verjährbarkeit  der  Verzugszinsen  ohne 
ausdrückliche  gesetzliche  oder  statutarische  Bestimmung  folgt  nach  dem 
E.  vom  14.  September  1900  B.  14,493  aus  der  Eigenschaft  derselben  als 
eines  Akzessoriums  einer  Abgabe,  welche  kraft  ihres  öffentlich-recht- 
lichen Charakters  der  privatrechtlichen  Verjährung  nicht  unterliegt*). 

Aus  diesem  Grunde  können  auch  Verpflegsgebühren  öffent- 
licher Krankenanstalten  nicht  verjähren,  da  sich  bei  der  Auf- 
nahme und  Verpflegung  von  Personen  durch  diese  ein  Akt  der  öffent- 
lichen Verwaltung  vollzieht  und  die  Verhältnisse,  welche  die  öffent- 
lichen Krankenanstalten  in  Ausübung  ihrer  Zwecke  eingehen,  schon 
ihrem  Wesen  nach  nicht  als  privat-  sondern  als  öffentlich-rechtliche 
aufgefasst  werden  müssen.   Daher  ist  den  Forderungen  dieser  Anstalten 

>)  Vgl.  Tezner,  a.  a.  0.  S.  372. 

')  In  diesem  Sinne  auch  das  E.  ex  1901,  B.  317  A,  und  die  älteren 
E.B.  10,014,  9484,  9243  ete. 

22 
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hinsichtlich  rückständiger  Yerpflegsgebühren  der  öffentlich-rechtliche 
Charakter  zuzusprechen,  der  eine  Verjährung  derselben  ausschliesst^). 

Derselbe  Grundsatz  gilt  für  das  Abgabenrecht  der 
Selbstyerwaltungskörper.  Die  Gemeinde  (Wien)  ist  nur  deshalb 
berechtigt ,  Verzugszinsen  von  rückständigen  Eanaleinmündungs- 
gebühren  zu  yerlangen,  weil  §  10  des  Landesgesetzes  vom  19.  Januar 
1890  L.G.  Nr.  9  diese  Berechtigung  ausdrücklich  normiert  und  den 
Zeitpunkt  festsetzt,  von  dem  ab  die  Berechnung  derselben  Platz  zu 
greifen  hat  (E.V.G.  vom  1.  März  1901  B.  147  A.^)). 

Das  Reichsgericht  entschied  in  den  E.E.H.  104,  237  in  glei- 
chem Sinne. 

In  der  Folge  ist  aber  eine  bedeutsame  Wendung  in 
der  Auffassung  dieses  Gerichtes  zu  verzeichnen.  Jene  Rich- 
tung der  Theorie,  welche  den  innigen  Konnex  zwischen  privatem 
und  öffentlichem  Rechte  betont  und  aus  der  Wechselbeziehung  dieser 
Rechtssphären  die  Zulässigkeit  und  Notwendigkeit  der  Ergänzung 
des  letzteren  aus  dem  Zivilrechte  vertritt,  vermochte  bezüglich  der 
staatlichen  Haftpflicht  die  Anerkennung  des  Grundsatzes  durchzu- 
setzen, dass  die  Verpflichtung  widerrechtlich  zugefügten  Schadens 
nichts  dem  Privatrechte  Eigentümliches  ist,  vielmehr  auf  einem  all- 
gemeinen Rechtssatz  beruht  und  deshalb  auf  allen  Rechtsgebieten 
zur  Anwendung  zu  kommen  hat.  Nicht  geringfügigen  Anteil  hat 
an  dieser  erweiterten  Fassung  der  Haftung  auch  die  sozial-politische 
Erkenntnis,  dass  eine  gewisse  Analogie  mit  den  Haftungsfallen  bei 
vom  Staate  geführten  nutzbaren  Betrieben,  in  denen  dieser  für  die 
damit  verbundenen  Gefahren  gleich  den  Privaten  aufkommen  muss, 
dann  vorliegt,  wenn  Einrichtungen  in  Frage  kommen,  welche  die 
Bemessung  und  Einhebung  von  öffentlichen  Abgaben  zum  Gegen- 
stande haben,  weil  der  nächste  Zweck  dieser  Einrichtungen  die  Be- 
schaffung einer  staatlichen  Einnahmsquelle  ist  und  der  entferntere 
Wohlfahrtszweck  namentlich  den  Zahlungspflichtigen  gegenüber  nicht 
unmittelbar  hervortritt.  Dass  überdies  in  der  neueren  Steuergesetz- 
gebung nicht  selten  —  wenn  auch  nicht  durchwegs  konsequent  und 
unzweideutig  —  die  Finanzverwaltung    auf  den   Staudpunkt    einer 

')  E.V.G.  vom  28.  März  1904  (noch  nicht  veröffentlicht). 

*)  Die  Zulässigkeit  der  Verzugszinsen  von  Umlagen  wird  in  einzelnen 
Landesgesetzen,  z.  B.  vom  25.  Mai  1875  Nr.  20  für  Oberösterreich,  vom  6.  Jali 
1877  Nr.  18  bezüglich  der  Gemeindeumlagen  in  Niederösterreich,  vom  30.  De- 
zember 1900  Nr.  83  für  Landesnmlagen  in  Böhmen  ausdrücklich  normiert. 

as 
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Partei  im  Yeranlagungsverfahren  der  öffentlichen  Abgabe  verwiesen 
wird,  was  im  Prinzipe  der  Autonomie  der  ehrenamtlichen,  zur  Steuer- 
veranlagung berufenen  Kommissionen  mehr  oder  minder  zum  Ausdrucke 
gebracht  wird,  konnte  ebensowenig  ohne  Einfluss  auf  die  Entscheidung 
über  den  unablässig  erneuerten  Entschädigungsanspruch  bleiben,  als 
die  nachdrückliche  Verteidigimg  und  Begründung  desselben  in  einer 
gegen  Ende  des  Jahres  1903  veröffentlichten  Abhandlung  über  die 
staatliche  Haftpflicht  aus  der  Feder  des  Präsidenten  des  österreichischen 
Reichsgerichtes,  auf  welche  in  dem  die  Literatur  über  diese  Streit- 
frage behandelnden  Abschnitte  näher  eingegangen  werden  wird. 

Das  Ergebnis  dieser  Strömungen,  welche  einem  juristisch  und 
ökonomisch  gleich  nachhaltig  vertretenen  Ziele  zugewendet  waren, 
kam  umfassend  in  dem  Erkenntnisse  des  Reichsgerichts  vom  25.  April 
1904  Z.  143/144  zum  Ausdrucke,  in  welchem  dasRecht  aufVer- 
gut  ungszinsen  bei  unrechtmässig  ein  gezahlten  direkten 
Steuern  anerkannt  wurde  ^):  der  klageführenden  Partei  wurden 
5®/o  Vergütungszinsen  von  der  für  mehrere  Jahre  vorgeschriebenen 
Erwerbssteuer  samt  Zuschlägen  (Umlagen),  welche  infolge  eines  Re- 
kurses wieder  zurückzuerstatten  war,  zugebilligt.  Die  Entscheidungs- 
gründe führen  aus,  dass  die  in  den  Gesetzen  vom  8.  März  1876  und 
23.  Januar  1892  angeordnete  Vergütung  von  5  ®/o  Zinsen  für  zu  resti- 
tuierende Qebührenbeträge  in  Uebereinstimmung  mit  den  all- 
gemeinen Grundsätzen  des  Privatrechtes  ausgesprochen 
wurde.  Da  die  direkten  Steuern,  ebenso  wie  die  unmittelbaren  Ge- 
bühren eine  Art  der  öffentlichen  Abgaben  bilden  imd  die  diesfalls 
zwischen  dem  Staat  und  den  Abgabenpflichtigen  entstehenden  Rechts- 
verhältnisse keine  wesentlichen  unterschiede  aufweisen,  so  muss 
anerkannt  werden,  dass  die  obige  für  die  unmittelbaren  Gebühren 
erlassene  gesetzliche  Anordnung  auf  die  direkten  Steuern  und  ins- 
besonders  auf  die  im  Streitfalle  in  Frage  kommende  Erwerbssteuer 
insofern  eine  analoge  Anwendung  zu  finden  hat,  als  in  den  ein- 
schlägigen Gesetzen  nicht  eine  entgegenstehende  Bestimmung  ent- 
halten ist.  Weder  in  den  die  Erwerbssteuer  normierenden  besonderen, 
noch  in  den  allgemeinen  Bestimmungen  des  Gesetzes  vom  25.  Oktober 
1896,  betreffend   die   direkten  Personalsteuern,    noch   auch  in  den 


')  In  der  offiziellen  Sammlung  ist  dieses  Erkenntnis  noch  nicht  veröffent- 
licht, ebensowenig  das  vom  20.  April  1908,  Z.  141,  mit  welchem  bei  indebite 
geleisteten  Schalbeiträgen  Vergütungszinsen  zugesprochen  wurden.  (Ab> 
gedruckt  in  Nr.  41  der  österr.  Zeitschrift  f.  Verwaltung  1903.) 
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sonstigen  auf  die  direkte  Besteuerung  Bezug  habenden  Becbtsnormen 
findet  sich  eine  Bestimmung  vor,  aus  welcher  sich  die  Ausschliessung 
der  Yergütungszinsen  im  Falle  der  Zurückerstattung  zu  unrecht  ein- 
gehobener Steuerbeträge  ergeben  würde. 

Die  Vergütungspflicht  bildet  als  rechtliche  Folge  der 
Einhebung  einer  nicht  geschuldeten  Steuer  ein  derart  be- 
grifflich untrennbares  Zugehör  der  Bestituierungspflicht, 
dass  es  einer  positiven  Gesetzesvorschrift  bedürfen  würde,  um  sie 
Yon  der  letzteren  loszulösen  und  auszuschliessen.  ...  Da  nun  die  in 
der  Klage  ausgewiesenen,  vom  Staate  zur  Ungebühr  eingehobenen 
Beträge  an  Erwerbssteuer  ohne  Vergütung  restituiert  wurden,  so 
muss  der  Anspruch  gegen  die  Gesamtheit  der  im  Reichsrate  ver- 
tretenen Königreiche  und  Länder  auf  Vergütung  einer  5  ^/oigen  Ver- 
zbsong  derselben  als  gesetzlich  begründet  erkannt  werden. 

Das  vorstehend  Ausgeführte  gilt  in  gleichem  Masse  bezüglich 
des  klagerischen  Anspruches  gegen  das  Land  Niederösterreich  auf 
Zahlung  5  ^/oiger  Vergütungszinsen  von  den  zurückerstatteten  üeber- 
zahlungen  an  Landeserfordemisumlagen ,  da  die  letzteren  einen  Zu- 
schlag zu  den  Staatssteuem  bilden,  welcher  von  den  Steuerbehörden 
kumulativ  mit  den  Staatssteuern  auf  Rechnung  des  Landes  ein- 
gehoben wird.  Mit  dem  Vorteile  der  Einhebung  übernimmt 
das  Land  auch  die  damit  verbundenen  Gefahren. 

Die  Tragweite  dieser  Sentenz,  die  in  ihren  Argumenten  liegt, 
ist  nicht  zu  verkennen;  sie  zeigte  sich  in  der  überschwenglichen 
Kritik,  welche  von  dem  modernen  Geiste  der  Auffassung  und  der 
überlegenen  Art  der  Begründung  des  Erkenntnisses  und  anderseits 
von  der  auch  hier  wieder  zu  Tage  getretenen  Präponderanz  des 
Zivilrechts  und  von  einer  unmittelbaren  Gefahr  für  die  Etats  der 
Finanzverwaltung  des  Staates  und  der  Selbstverwaltungskörper  sprach. 
In  beiden  Richtungen  ging  man  zu  weit;  die  richtige  Würdigung 
des  Judikates  vom  Rechts-  und  vom  budgetären  Standpunkte  aus 
kann  nur  bei  massvoller  Prüfung  der  relevanten  Momente  und  der 
tatsachlichen  materiellen  Wirkung  dieser  Gesetzesauslegung  oder, 
wenn  man  will,  Fortbildung  des  öffentlichen  Rechts  durch  richter- 
lichen Spruch  eintreten.  Zum  Teile  sind  die  Argumente  der  ver- 
schiedenen Kritiker  durch  die  seither  erfolgte  Ausgestaltung  des 
positiven  öffentlichen  Rechts  überholt  worden  und  hinsichtlich  der 
materiellen  Belastung  kann  hier  darauf  verwiesen  werden,  dass  durch 
eme  grössere  Beschleunigung  des  Rechtsmittelverfahrens   die  Lauf- 
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zeit  eventueller  Yergütungszinsen  wesentlich  restringiert  werden  kann 
und  der  Steuerabsehreibungskoeffizient  kein  bedenklich  hoher  ist. 
Insofern  zur  Erreichung  dieses  Zweckes  eine  Vermehrung  des  Per- 
sonales bei  der  administrativen  Behörde  und,  was  bei  dem  langen 
Zeitraum,  welcher  bis  zur  Entscheidung  des  Yerwaltungsgerichts- 
hofes  verfliesst,  noch  viel  wichtiger  ist,  bei  diesem  Gerichtshöfe  ein- 
treten muss,  liegt  hierin  allerdings  eine  beachtliche  materielle  Be- 
lastung; diese  dürfte  aber  auch  an  sich  gerechtfertigt  sein,  da  es 
auf  die  Dauer  nicht  angehen  kann,  dass  bis  zur  endgültigen  Aus- 
tragung einer  Steuersache  1^2 — 2  Jahre  verstreichen^). 

Der  Umstand,  dass  trotz  sorgfaltiger  Abgrenzung  der  Kom- 
petenz des  Reichsgerichtes  und  des  Verwaltungsgerichtshofes  und 
den  zur  Entscheidung  von  Kompetenzkonflikten  im  Gesetze  ge- 
troffenen Vorschriften  sich  eine  konkurrierende  Gerichtsbarkeit  für 
gewisse  Ansprüche  materieller  Natur  ergibt,  indem  der  Verwaltungs- 
gerichtshof seine  Kompetenz  auch  hier  für  gegeben  hält,  weil  ,  durch 
die  den  Anspruch  negierende  Entscheidung  der  Verwaltungsbehörde 
über  ein  geltend  gemachtes  subjektives  Recht  abgesprochen  wird'  ^), 
hat  unvermeidlich  eine  Diskrepanz  der  Entscheidungen  zur  Folge, 
da  die  Gerichtshöfe  gerade  in  diesen  Fällen  nicht  immer  von  der 
gleichen  rechtlichen  Auffassung  geleitet  werden.  Gerade  die  hier 
behandelte  Rechtsfrage  liefert  einen  schlagenden  Beweis 
dafür.  Der  Verwaltungsgerichtshof  hat  nämlich  in  den  im  Jahre  1904 
gefällten  Erkenntnissen  (so  vom  16.  Februar  und  neuerdings  vom  27.  Mai 
1904,  Z.  5705)®)  keine  Veranlassimg  genommen,  von  seinem  bisherigen 
ablehnenden  Standpunkte  abzugehen  und  hält  daran  fest,  dass  die  ge- 
setzliche Normierung  von  Vergütungszinsen  bei  Rückerstattung  von  Ge- 
bühren auf  Steuern  analoge  Anwendung  nicht  finden  könne 
und  sohin  dermalen  in  Ermanglung  einer  ausdrücklichen  gesetzlichen 
Norm   ein   im  administrativen  Wege  verfolgbarer  Anspruch  auf 

')  Höchst  nachteilig  ist  für  die  nicht  in  einem  finanzbehördlichen  Ver- 
bände stehenden  Theoretiker  and  Praktiker,  sowie  für  alle  Interessenten  die 
ganz  und  gar  ungerechtfertigte  Verschleppung  in  der  Publikation  der  Gerichts- 
hofserkenntnisse. Die  verspätete  Ausgabe  der  offiziellen  Sammlungen  wird 
durch  die  Veröffentlichung  einzelner  interessanterer  Judikate  in  Fachzeitschriften 
und  Tagesblättern  und  die  zumeist  nur  auszugsweise  erfolgende  Wiedergabe 
der  Entscheidungsgründe  nicht  wett  gemacht. 

')  Lemayr,  „Der  Begriff  des  Rechtsschutzes  im  öffentlichen  Rechte'  in 
Grünhuts  Zeitechrift,  29.  Bd.,  1902,  S.  223  ff. 

')  In  der  offiziellen  Sammlung  noch  nicht  veröffentlicht. 
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Yergütungszinsen  von  rückerstatteten  Steuern  nicht  bestehe.  Neu 
ist  dagegen  der  in  beiden  Erkenntnissen  enthaltene  Hinweis  auf  den 
Privatrechtsweg.  Da  sich  die  Partei  auf  den  Titel  des  Schaden- 
ersatzes aus  Verschulden  der  staatlichen  Steuerbehörden  und  auf  die 
im  §  1333  a.B.G.  ausgesprochene  Verzugszinsenpflicht  des  Schuldners 
berufen  hatte,  wurde  bemerkt,  dass  ein  derartiger  Anspruch  als  ein 
privatrechtlicher  nicht  von  den  Administrativbehörden,  sondern  nur 
von  dem  zuständigen  Richter  geltend  gemacht  werden  könne  und 
dass  sich  die  behördliche  Verweigerung  der  Vergütungszinsen  nur 
als  eine  Parteierklärung  darstelle,  welche  der  Gegenpartei  die  Ver- 
folgung ihres  Anspruches  auf  dem  Zivilrechtswege  nicht  verlege. 

Der  Verwaltungsgerichtshof  negierte  hiermit  den  Be- 
stand des  Anspruches  aus  öffentlich-rechtlichem  Titel. 

Werden  aus  dieser  Disparität  der  Judikatur  die  Eonsequenzen 
für  die  Durchsetzung  des  Rückforderungs-  und  Vergütungszinsen- 
anspruches gezogen,  so  gelangt  man  1.  zu  einer  Inkongruenz  der 
Gerichtszuständigkeit  je  nach  der  Art  der  öffentlichen  Abgabe  imd 
2.  zu  einer  Verschiedenheit  der  Verjährungsfrist  für  die  Geltend- 
machung der  Forderung. 

1.  Nach  Art.  3  a  des  Gesetzes  vom  21.  Dezember  1867  R.G.  143 
über  die  Einsetzung  eines  Reichsgerichtes  ist  sowohl  die  Rück- 
forderung von  Staatssteuern,  Landesumlagen  und  der  Bei- 
träge zu  jenen  Fonds,  welche  in  die  Kompetenz  der  autonomen 
Landesverwaltungen  fallen,  als  auch  der  Anspruch  auf  Ver- 
gütungszinsen vor  dem  Reichsgerichte  zu  erheben.  Ausgeschlossen 
ist  aber  von  der  Kompetenz  des  Reichsgerichtes  die  Klage  auf  Rück- 
stellung unrechtmässig  geleisteter  Gemeindeumlagen  und  solcher 
Bezirks-  und  anderer  Fondsumlagen,  die  nicht  Staats-  oder  Landes- 
zQschläge  sind.  Im  Konnexe  mit  der  gegen  die  Rechtmässigkeit  der 
Vorschreibung  solcher  Abgaben  gerichteten  Beschwerde,  eventual 
auch  selbständig  kann  die  Rückforderung  derselben  vor  dem 
Verwaltungsgerichtshofe  geltend  gemacht  werden,  da  sich 
in  dieser  Hinsicht,  wie  schon  früher  erwähnt,  eine  konkurrierende 
Gerichtsbarkeit  herausgebildet  hat;  Vergütungszinsen  von  derlei  un- 
gebührlich eingehobenen  Abgaben  können  aber  nur  bei  dem  Zivil- 
gerichte eingeklagt  werden,  welches  nach  den  zitierten  E.V.G.  hier- 
für als  ausschliesslich  kompetent  bezeichnet  wurde.  Während  die 
Klage  an  das  Reichsgericht  keineswegs  zur  Voraussetzung  hat,  dass 
die   Angelegenheit    früher    im    administrativen    Instanzenzuge    aus- 
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getragen  ist  (R.E.  vom  2.  Juli  1888  H.  438),  ist  erst  nach  Er- 
schöpfung dieses  Instanzenzuges  die  Anrufung  des  Yerwaltungs- 
gerichtshofes  gesetzlich  zulässig.  Erfolgte  also  die  Herabsetzung 
oder  Abschreibung  der  Abgabe  ohne  Anweisung  der  Rückvergütung 
des  ungebührlich  einbezahlten  Betrages  oder  zwar  diese  jedoch  ohne 
gleichzeitige  Zubilligung  der  Vergütungszinsen,  so  kann  die  Klage 
an  das  Reichsgericht  sofort  eingebracht  werden,  da  nach  dem  früher 
angefahrten  Judikate  die  Anweisung  von  Amts  wegen  zu  erfolgen 
hat  und  die  Unterlassung  eine  negative  Entscheidung  über  den  An- 
spruch involviert  (B.  1132  F.).  Für  die  Geltendmachung  des  Ver- 
gütungszinsenanspruches vor  Gericht  wird  aber  die  ablehnende  Vor- 
bescheidung der  Behörde  —  als  Parteienerklärung  —  ein  notwendiges 
Elagerequisit  bilden. 

2.  Das  Reichsgerichtserkenntnis  lässt  unentschieden,  inner- 
halb welcher  Frist  der  Rückersatz-  und  der  Vergütungs- 
zinsenanspruch erhoben  werden  müssen,  wenn  die  Abgaben- 
gesetze hierüber  keine  Bestimmung  enthalten.  Die  Mehrzahl  der 
Steuergesetze,  darunter  auch  das  Gesetz  vom  25.  Oktober  1896  über 
die  direkten  Personalsteuem,  normieren  keine  Verjährungsfrist  für 
die  Forderung  der  Rückvergütung,  das  letztgenannte  Gesetz  enthält 
überhaupt  keinerlei  auf  Restitutionspflicht  Bezug  nehmende  Bestim- 
mungen. Da  aber  nach  dem  Reichsgerichtserkenntnisse  aus  dem 
Mangel  einer  gesetzlichen  Norm  über  die  Restitutionspflicht  keines- 
wegs auf  die  Absicht  des  Gesetzes  geschlossen  werden  kann,  den 
Staat  von  der  Zurückerstattung  ungebührlich  eingehobener  Abgaben 
zu  befreien,  müsste  hier  auf  die  Analogie,  da  diese  eben  den  Mangel 
positiver  Rechtsnormen  voraussetzt,  gegriffen  und  die  im  §  77  des 
Gebührengesetzes  anberaumte  Frist  von  3  Jahren  vom  Zahlungstage 
der  Gebühr  an  für  die  Verjährung  anderer  Ansprüche  auf  Rück- 
ersatz staatlicher  Abgaben  und  Landesumlagen  angenommen  werden. 
Die  gleiche  Frist  würde  für  das  Begehren  um  Vergütungszinsen 
laufen  analog  der  privatrechtlichen  Norm  der  Verjährung  von  Ver- 
zugszinsen in  dem  Hofdekrete  vom  22.  August  1836  (J.G.S.  Nr.  151). 
Für  diese  Parallelität  der  Verjährungsfristen  privatrechtlicher  Ver- 
zugs- und  öffentlich-rechtlicher  Vergütungszinsen  spricht  der  um- 
stand, dass  die  kurze  Verjährungsfrist  von  Verzugszinsen  in  das 
Rechtsbewusstsein  übergegangen  ist  und  es  Befremden  erregen  würde, 
wenn  die  Zinsen,  falls  der  Staat  Schuldner  aus  einem  privatrecht- 
lichen Verhältnisse  ist,  schon  in  3  Jahren  verjähren,   dagegen  erst 
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in  30  Jahren  oder  etwa  gar  nicht,  wenn  das  Schuldverhältnis  ein 
öffentlich-rechtliches  ist.  Es  ist  ja  richtig,  dass  gegen  die  kürzere 
Yeijährungsfrist  für  Zinsen  gegenüber  der  Hauptschuld  nach  Zivil- 
recht erhebliche  legislative  Bedenken  sprechen ;  hier  aber  fallen  diese 
Einwände  hinweg,  wenn  der  Rückersatz  der  Abgabe  selbst  nur  inner- 
halb dreier  Jahre,  also  in  der  gleichen  Verjährungsfrist  beansprucht 
werden  kann.  Der  Fristenlauf  fOr  das  Begehren  um  Yergütungs- 
zinsen  kann  selbstverständlich  erst  nach  erflossener  Entscheidung 
Qber  den  Abgabenabfall  beginnen,  da  das  Begehren  erst  mit  dem  Zu- 
treffen dieses  Abfalles  existent  wird:  der  Anfangstermin  wird  daher 
jener  Zeitpunkt  sein,  in  welchem  die  Partei  endgültig  davon  Kenntnis 
hat,  dass  ihr  die  Auszahlung  von  Vergütungszinsen  verweigert  wird. 
Das  ist  im  allgemeinen  der  Zeitpunkt  der  baren  Rückvergütung  oder 
der  Einrechnung  in  eine  bereits  fällig  gewordene,  bezw.  (nach  den 
bestehenden  administrativen  Vorschriften  über  die  Verrechnung  von 
üeberzahlungen)  in  die  nächstfällige  Abgabenrate  ^).  Mit  dieser 
Fristennormierung  steht  die  positive  Bestimmung  des  Gesetzes  vom 
18.  März  1878  R.G.  31  nicht  im  Widerspruche,  nach  welcher  das 
Recht  des  Staates,  fällig  gewordene  Abgaben  einzufordern,  binnen 
6  Jahren  nach  Ablauf  des  Verwaltungsjahres,  in  welchem  die  Ab- 
gabe fallig  geworden  ist,  verjährt  (§  5);  die  längere  Verjährungs- 
frist ist  ein  Privilegium  fisci. 

Wesentlich  anders  steht  die  Sache,  wenn  die  Kompetenz  des 
Reichsgerichtes  ausgeschlossen  ist.  Da  der  Verwaltungsgerichtshof 
das  privatrechtliche  Institut  der  Verjährung  nicht  auf  das  öffentliche 
Recht  ausdehnt,  muss  man  zu  dem  Schlüsse  kommen,  dass  der  Rück- 
forderungsanspruch keiner  Verjährung  unterliegt.  Würde  er  vor  dem 
Zivilrichter  geltend  zu  machen  sein,  so  käme  die  ordentliche  Ver- 
jährungsfrist des  a.B.G.  von  30  Jahren  zur  Anwendung.  Für  die 
auf  privatrechtlicher  Grundlage  eingeklagten  Vergütungszinsen  läuft 
die  Verjährung  des  obzitierten  Hofdekretes. 


Der  Mangel  einer  erschöpfenden  Regelung  des  Rückersatz- 
anspruches und  das  Fehlen  von  Normen  über  Vergütungszins  von 
ungebührlich  gezahlten  Abgaben  in  der  deutschen  Finanzgesetzgebung 
haben  auch  dort  zu  divergierenden  Ergebnissen  der  Judikatur  geführt. 


^)  üeber  die  Gesetzlichkeit  dieses  von  den  Behörden  geübten  Retentions- 
rechtes 8.  Abschnitt  IV. 
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Das  urteil  des  Reichsgerichtes  vom  19.  Juni  1883  ^)  bejaht  die 
Zulässigkeit  der  ZinsenforderuDg  bei  der  condictio  indebiti  mit  der 
Begründung,  dass  bei  den  Eondiktionen  bezüglich  der  Verpflichtung 
zur  Zahlung  von  Zinsen  dieselben  Grundsätze  gelten,  welche  für  die 
actiones  bonae  fidei  massgebend  sind,  woraus  folgt,  dass  Prozess- 
zinsen von  Erhebung  der  Klage  an,  Verzugszinsen  aber  nur  dann 
zu  zahlen  sind,  wenn  die  gesetzlichen  Voraussetzungen  für  letztere 
Torliegen. 

Das  urteil  vom  3.  Mai  1889^)  knüpft  die  Berechtigung  des 
Verzugszinsenanspruches  an  die  Voraussetzung,  dass  Beklagter  sich 
wissentlich  habe  eine  Nichtschuld  zahlen  lassen  und  aus  dem 
zurückzuerstattenden  Oelde  Zinsen  gezogen  habe.  Da  der  Kläger 
gar  nicht  behauptet  hatte,  dass  der  Beklagte  das  zu  viel  Erhaltene 
gegen  Zinsen  ausgeliehen  und  die  jetzt  von  ihm  geforderten  Zinsen 
auch  seinerseits  wirklich  erhoben  habe,  können  demselben  nur  Prozess* 
Zinsen  von  der  Klageerhebung  ab  zugesprochen  werden. 

In  den  Ergebnissen  und  zum  Teile  auch  in  der  Motivierung 
übereinstimmend  mit  dem  affirmativen  Erkenntnisse  des  österreichi- 
schen Reichsgerichts  ist  das  urteil  des  deutschen  Reichsgerichtes 
vom  27.  September  1892^),  welches  die  Abhängigkeit  des  Ver- 
gütungszinsenanspruches von  der  Bereicherung  des  Beklagten  negiert 
und  in  dem  materiellen  unrechte,  das  der  Behörde  bei  gesetzwidriger 
Abgabenbemessung  zur  Last  fallt,  den  Rechtsgrund  der  staatlichen 
Haftpflicht  für  den  der  Partei  zugefügten  Schaden  erblickt. 

Es  handelte  sich  um  die  Forderung  von  Zinsen  seit  dem 
Zahlungstage  von  einem  Stempelbetrage,  welcher,  von  der  beklagten 
Steuerbehörde  beigetrieben,  unter  Protest  bezahlt  und  im  Rechts- 
wege mit  Erfolg  zurückgefordert  worden  war.  Statt  der  verlangten 
Zinsen  wurden  von  der  ersten  Instanz  nur  solche  vom  Klagetage 
zugesprochen. 

Die  vom  Reichsgerichte  als  zutreffend  aufgenommene  Begründung 
des  Berufungsgerichtes,  welches  auf  Zinsenzahlung  vom  Zahlungs- 
tage der  Abgabe  an  erkannte,  besagt:  „Eine  zu  Unrecht  geschehene 
Steuererhebung  ist  ein  objektiv  ungerechtfertigter  Eingriff  in  die 
Vermögenssphäre  des  davon  Betroffenen,  der  sich  demselben  wegen 
der   dem   Staat  zur  Seite   stehenden  Zwangsmittel    nicht   entziehen 

*)  Seufferts  Archiv,  89.  Bd.,  1884,  Nr.  118. 
*)  Ibidem  47.  Bd.,  1892,  Nr.  111. 
')  Ibidem  48.  Bd.,  1893,  Nr.  249. 
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kann.  Was  seinem  Vermögen  dadurch  entzogen  wird,  ist  ihm  un- 
eingeschränkt zn  restituieren :  dies  ist  aber  nicht  allein  das  Kapital, 
sondern  dazu  gehört  auch  die  Nutzung  desselben  während 
der  Zwischenzeit;  auch  diese  ist  seinem  Vermögen  ent- 
zogen worden.  Ob  während  dieser  Zeit  die  beklagte  Behörde  von 
der  ihr  zu  Gebote  stehenden  Möglichkeit,  das  eingezogene  Kapital 
nutzbar  zu  machen,  Gebrauch  gemacht  hat  oder  nicht,  ist  gleich- 
gflltig.  Denn  die  vorliegende  Klage  ist  unabhängig  von  einer 
Bereicherung  des  Beklagten;  nicht  diese  ist  das  Klage- 
fundament, sondern  der  materiell  ungerechtfertigte  Ein- 
griff in  das  Vermögen  des  Klägers,  und  der  Erfolg  würde  der 
Klage  auch  dann  nicht  zu  versagen  sein,  wenn  das  Gezahlte  in  den 
Händen  des  Beklagten  etwa  kasuell  verloren  gegangen  und  folge- 
weise eine  Bereicherung  für  ihn  nicht  vorhanden  wäre.  Macht  der 
Fiskus  von  seinem  Zwangsrechte  Gebrauch,  so  geschieht 
dies  auf  seine  Gefahr.  Ueberdies  lässt  sich  auch  behaupten,  dass 
bei  einer,  wie  im  vorliegenden  Fall,  unter  Protest  geschehenen  Steuer- 
zahlung eben  in  dem  Protest  die  Geltendmachung  des  Rückforderungs- 
anspruches  liegt,  und  dadurch  die  Behörde,  wenn  sie  auf  ihrem 
objektiv  ungerechtfertigten  Standpunkte  beharrt,  ohne  weiteres  in 
Zahlungsverzug  versetzt  wird." 

III.  Die  Literatur. 

Erst  üngers  klassische  Abhandlung  »üeber  die  Haftung  des 
Staates  für  Verzugs-  und  Vergütungszinsen"  ^)  hat  die  Pflicht  des 
Staates,  der  eine  nicht  oder  doch  nicht  in  solcher  Höhe  geschuldete 
Abgabe  widerrechtlich  erhoben  hat,  Zinsen  fUr  die  ganze  Zeit  von 
der  Einzahlung  an  dem  Kläger  zu  vergüten,  auf  zivilistischer  Grund- 
lage zu  erweisen  unternommen.  Vorher  findet  sich  keine  speziell 
dieser  Haftpflicht  und  ihrer  Konkretisierung  gewidmete  Untersuchung, 
gerade  hierüber  fehlen  einlässliche  Studien,  wenngleich  die  Literatur 
des  öffentlichen  Rechts  nicht  selten  Gelegenheit  gehabt  hätte,  dieses 
Thema  im  Zusammenhange  mit  der  Prüfung  der  materiellen  und 
formellen  Voraussetzungen  der  Rückforderung  einer  ungebührlich 
geleisteten  Abgabe  zu  berühren.  Erklärlich  wird  diese  Lücke  durch 
die  ünentschiedenheit  der  Forschungsergebnisse  über  die  Natur  des 

')  In  Grflnhnts  Zeitschrift  für  das  privat-  und  öffentl.  Recht  der  Gregen- 
wart,  81.  Bd.,  Heft  1,  1903,  S.  107-135. 
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Rückforderungsanspruches.  In  diesem  Punkte  setzen  die  meisten 
theoretischen  Arbeiten  ein,  kommen  aber  auch  über  denselben  nicht 
hinaus.  Die  Diskussion  dreht  sich  regelmässig  darum,  ob  die  Rück- 
stellungsforderung unter  das  Privatrecht  fällt  und  welcher  Art  von 
Eondiktionen  sie  dann  angehört,  oder  ob  sie  ein  öffentlich-rechtlicher 
Anspruch  ist  und  in  welchem  umfange  und  unter  welchen  Voraus- 
setzungen in  solchem  Falle  die  Normen  des  Zivilrechts  zur  Aus- 
füllung der  Lücken  des  positiven  öffentlichen  Rechtes  herangezogen 
werden  dürfen,  hat  aber  noch  zu  keiner  communis  opinio  geführt: 
auf  der  einen  Seite  tritt  deutlich  die  Abneigung  hervor,  eine  innere 
Einheit  der  Rechtssubstanz  für  Privat-  und  öffentliches  Recht  an- 
zuerkennen; es  wird  auf  eine  völlige  Trennung  und  Differenzierung 
hingearbeitet,  so  dass  folgerichtig  eine  Transplantation  privatrecht- 
licher Normen,  wenn  überhaupt,  so  nur  unter  besonderen  Eautelen 
als  zulässig  erklärt  und  die  notwendige  Fortbildung  des  öffentlichen 
Rechts  ausschliesslich  der  Gesetzgebung,  als  einziger  Rechtsquelle, 
reserviert  wird.  Andere  sehen  in  dem  ganzen  Rechtssysteme  einen  in 
sich  geschlossenen  Bau  und  treten  unbedenklich  für  die  analoge  Anwen- 
dung des  Zivilrechts  ein,  insoferne  dessen  Anwendung  nicht  ausdrück- 
lich ausgeschlossen  ist.  Ein  flüchtiger  Sfcreifzug  durch  die  einschlägige 
Literatur  wird   am  besten  die  relevanten  Gesichtspunkte  beleuchten. 

Sarwey^)  bestreitet,  dass  die  Rückforderung  einer  einzelnen, 
angeblich  ohne  Rechtsgrund  bezahlten  öffentlichen  Abgabe  vor  den 
Zivilrichter  gehöre,  da  die  Verweisung  an  denselben  konsequenter- 
weise dahin  führen  würde,  dass  überall,  wo  das  Gericht  die  Berufung 
auf  privatrechtliche  Grundsätze  für  seine  Entscheidung  nötig  hat, 
dieselbe  dem  Zivilrichter  überlassen  werden  müsste,  namentlich  in 
dem  Falle,  wenn  die  Einrede  der  Zahlung,  des  Erlasses,  der  Ver- 
jährung etc.  in  Frage  steht. 

Das  unrichtige  dieser  Ansicht  leuchte  ein,  wenn  man  sich  klar 
mache,  dass  der  Gegenstand  der  Rückforderung  nicht  eine  Geldsumme 
überhaupt,  sondern  eine  öffentliche  Abgabe,  und  ebenso  wie  die 
Zahlung  dieser  Geldsumme,  auch  die  Rückforderung  nicht  ohne  das 
Genossenschaftsverhältnis  denkbar  ist:  es  werde,  wie  vermöge  des 
Genossenschaftsverhältnisses  gezahlt  wurde,  auch  vermöge  desselben 
nach  den  für  das  Genossenschaftsverhältnis  geltenden  Rechtsnormen 
zurückgefordert.     Sarwey  spricht  hiermit  aus,   einerseits   dass  die 

^)  Das  öffentliche  Recht  und  die  Yerwaltungsrechtspflege.  Tübingen 
1880,  S.  834. 
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Fundierung  des  Anspruches  auf  privatrechtliche  Normen  die  Judi- 
katur des  Verwaltungsrichters  nicht  ausschliesst,  anderseits,  dass  die 
RQckforderung  gar  nicht  auf  privatrechtliche,  sondern  auf  öffentlich- 
rechtliche Grundsätze  gestützt  werden  müsse. 

Ob  der  Anspruch  des  Einzelnen  an  den  Staat  ein  Anspruch 
des  Subjizierten  oder  der  gleichgeordneten  Privatperson  sei,  will 
Jellinek  ^)  nicht  nach  äusseren  Momenten,  namentlich  nicht  darnach, 
ob  im  konkreten  Falle  der  Zivilrichter  zur  Entscheidung  berufen  ist, 
beurteilt  wissen,  sondern  aus  dem  Wesen  der  Sache  heraus.  Hier- 
nach sind  die  Ansprüche  vermögensrechtlichen  Charakters,  welche 
das  Individuum  an  den  Staat  erhebt,  dann  öffentlich-rechtliche,  wenn 
sie  einerseits  einem  öffentlich-rechtlichen  Verhältnisse  —  der  glied- 
lichen Stellung  des  Individuums  im  Staate  —  entspringen,  ander- 
seits an  ihrer  Gewährung  das  Gemeininteresse  überwiegend  beteiligt 
ist  Da  die  Rückforderung  irrtümlich  gezahlter  Steuern  zwar  im 
öffentlich-rechtlichen  Verhältnisse  ihren  Grund  hat,  aber  nicht  über- 
wiegend im  Gemeininteresse  gewährt  wird,  sieht  er  in  derselben  eine 
einfache  condictio  indebiti,  ebenso  in  den  Ansprüchen  gegen  öffent- 
lich-rechtliche Verbände  und  vergleicht  die  Sachlage  mit  der  Ex- 
propriation: »Die  Beziehung  der  Expropriierten  zum  Staate  entspringt 
der  gliedlichen  SteUung  des  Individuums,  der  Entschädigungsanspruch 
jedoch,  der  diesem  gewährt  ist,  besteht  überwiegend  im  individuellen 
Interesse/  ,Ist  bloss  der  Ursprung  eines  Anspruches  publizistisch, 
er  selbst  jedoch  nur  im  Privatinteresse  konstituiert,  so  fallt  er  gänz- 
lich dem  Privatrechte  anheim  .  .  .  ebenso  wenn  durch  Anwendung 
eines  öffentlichen  Rechtes  eine  Verletzung  der  individuellen  Privat- 
rechtssphäre stattgefunden  hat  und  demgemäss  ein  Reparations- 
anspruch begründet  wird  ..."*). 

Es  bestehen  aber  sicherlich  Wechselwirkungen  zwischen  Privat- 
und  öffentlichem  Recht  im  Rechtsleben,  was  sich  nach  Jellinek 
schon  aus  der  Existenz  eines  grossen  Grenzgebietes,  auf  dem  sich 
beide  Rechtssphären  berühren,  ergibt,  ja  diese  durchziehen  das  ganze 
Rechtsleben;  so  knüpft  auch  das  Recht  der  öffentlichen  Abgaben  an 
privatrechtliche  Verhältnisse  an  und  wenn  ein  öffentlich-rechtlicher 
Anspruch  durch  wirtschaftliche  Leistungen  zu  erfüllen  ist,  so  sind 
diese  denen  des  Privatrechts  gleichartig,  z.  B.  Zahlung,  datio  in 
solutum  etc.   Die  Erfüllungsmittel  sind  eben  weder  spezifisch  privat- 

^)  System  der  subjektiven  öffentlichen  Rechte.  Freiburg  i.  6. 1892,  S.  57,  59. 
*)  A.  a.  0.  S.  60,  62,  68. 
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rechtlich  noch  öfiPenÜich-rechtlicher  Natur,  sondern  allgemeine 
juristische  Kategorien,  demnach  gelten  auch  die  Rechtssätze 
über  Irrtum,  dolus  und  culpa,  Befristung,  Bedingung  etc.,  sofern 
nicht  ausdrücklich  ihre  Anwendbarkeit  ausgeschlossen  ist, 
gleichermassen  ftir  beide  Rechtsgebiete  und  die  Grundsätze  über  Kompen- 
sation, Bürgschaft,  exstinktive  Verjährung  können  mehr  oder  minder 
modifiziert  auf  öifentlich-rechtliche  Leistungen  Anwendung  finden. 
Gegen-  Jellineks  Qualifizierung  der  Rückforderung  einer  un- 
gebührlich erhobenen  Abgabe  als  einer  einfachen  condictio  indebiti 
nimmt  Robert  v.  Mayr^)  mit  der  Begründung  Stellung,  dass  der 
Klagegrund  dem  öfiPentlichen  Rechte  entlehnt  ist:  es  könne  keinem 
berechtigten  Zweifel  begegnen,  dass  auch  Bereicherungsansprüche 
auf  dem  Gebiete  des  öfiPentlichen  Rechts  entstehen  können,  z.  B.  die 
tatsächliche  Einziehung  nicht  geschuldeter  Steuern,  der  Vollzug  einer 
Leistung  mit  Protest  oder  Vorbehalt,  der  sich  nachträglich  als  be- 
gründet herausstellt  etc.;  da  zur  Entscheidung  der  Frage,  wer  dem 
Staate  gegenüber  als  Steuerschuldner  anzusehen  ist,  die  ordentlichen 
Gerichte  nach  allgemein  herrschender  Anschauung  nicht  berufen  sind, 
so  erhalte  die  Abwehr  der  BetrofiPenen  gegen  die  gesetzwidrige  Be- 
lastung die  Gestalt  eines  Rückvergütungsanspruches,  dem,  wie  dem 
Hauptanspruche  selbst,  der  ordentliche  Rechtsweg  versagt  bleiben 
müsse.  Denn  die  Entscheidung  darüber,  ob  dem  Kläger  ein  An- 
spruch auf  Rückvergütung  zukommt,  hänge  in  erster  Linie  davon  ab, 
ob  eine  Verpflichtung  des  Klägers  zur  Leistung  der  Beträge  be- 
standen, der  Kläger  also  eine  Nichtschuld  erfüUt  habe;  wenn  aber 
die  hier  in  Betracht  kommenden  Rechtsgründe  dem  öfiPentlichen  Rechte 
angehören,  so  werde  dadurch  auch  der  Rückvergütungsanspruch  zu 
einem  solchen  des  öffentlichen  Rechts,  da  der  Klagegrund  jedenfalls 
insoweit,  als  er  sich  auf  den  Mangel  der  öfifentlich-rechtlichen  Vor- 
aussetzung im  einzelnen  Falle  stützt,  dem  öffentlichen  Rechte  ent- 
lehnt sei.  Auch  der  Anspruch  gegen  den  Fiskus  auf  Rückersatz 
einer  ihm  gegenüber  vertragsmässig  übernommenen  und  erfüllten 
Steuerschuld  eines  Dritten  sei  kein  privatrechtlicher,  da  der  üeber- 
nahmsvertrag  nur  einen  nach  Analogie  des  Privatrechts,  nicht  einen 
auch  nach  den  Grundsätzen  des  Privatrechts  zu  beurteilenden  An- 
spruch begründe.  Der  Autor  verkennt  nicht  die  Schwierigkeiten, 
welche  für  die  Bereicherungsansprüche   des   öfiTentlichen  Rechts  be- 

^)  Der  BereicherungsaAspraeh  des  deutschen  bürgerlichen  Rechts.  Leipzig 
1903,  S.  60  ff. 
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stehen,  indem  sehr  häufig  für  solche  Ansprüche  kein  oder  doch  kein 
vollkommener  yerwaltungsgerichtlicher  Schutz  vorhanden  ist  und  es 
nicht  selten  an  einer  passenden  materiellen  Norm  des  öffentlichen 
Rechts  gebricht,  die  auf  diesen  Anspruch  anzuwenden  wäre,  verwirft 
aber  unbedingt  die  einfache  analoge  Anwendung  der  privatrechtlichen 
Bereicherungslehre  auf  die  Verhältnisse  des  öffentlichen  Kechts.  Als 
zutreffend  bezeichnet  er  in  dieser  Hinsicht  den  Vorgang  des  preussi- 
schen  Stempelsteuergesetzes  vom  31.  Juli  1895,  welches  die  Rück- 
forderung einer  Stempelabgabe,  die  nicht  zu  entrichten  gewesen  wäre, 
weder  von  einem  Irrtume  noch  von  einem  Vorbehalte  bei  der  Zahlung 
abhängig  macht,  sie  aber  an  eine  bestimmte  Frist  bindet,  will  aber 
anderseits  an  dem  Prinzipe' festhalten,  dass  die  Rückforderung  einer 
Nichtschuld  dann  ausgeschlossen  sein  soll,  wenn  die  Hebung  und 
Leistung  entsprechend  dem  Inhalte  einer  behördlichen  Verfügung 
erfolgt  und  die  gesetzliche  Frist  zur  Anfechtung  der  Entscheidung 
unbenutzt  verstrichen  ist,  da  es  allen  Rechtsgrundsätzen  widersprechen 
würde,  wenn  man  die  Rückforderungsklage  dazu  verwenden  wollte, 
die  gesetzlichen  Bestimmungen  über  die  Präklusion  von  Anfechtungs- 
fristen ihrer  Wirkung  zu  berauben. 

Wenn  Tezner  in  der  Untersuchung  „Die  Privatrechtstitel  im 
öffentlichen  Recht  **  ^)  gemeinsame  und  verwandte  Begriffe  und  Rechts- 
institute  des  öffentlichen  und  des  privaten  Rechts  feststellt  und  an 
zahlreichen  Beispielen  zeigt,  dass  die  historischen  Privatrechtstitel 
die  Bezeichnung  für  Tatbestände  sind,  die  sich  zumeist  in  der  Zeit 
der  privatrechtUchen  Gestaltung  der  Verwaltung  ereignet  hatten, 
deren  Wirkungen  aber  die  absolutistische  und  die  ihr  nachfolgende 
konstitutioneUe  Epoche  als  öffentlich-rechtliche  aufrecht  erhielt  und 
dass  die  modernen  Gesetzgebungen  an  derartige,  wenn  auch  zeitlich 
spätere  Tatbestände  die  gleiche  Wirkung  knüpfen,  so  ist  damit  auch 
die  Erklärung  gegeben,  warum  man  diese  Tatbestände  als  streng 
genommen  dem  Privatrecht  angefaörig  und  für  das  öffentliche  Recht 
nur  entlehnt  betrachtet:  sie  haben  eben  eine  rechts  wissenschaftliche 
Behandlung  bisher  nur  in  Betreff  ihrer  privatrechtlichen  Wirkungen 
erfahren,  wiewohl  von  einer  Reservierung  juristischer  Tatsachen  be- 
stimmter Art  für  das  Oebiet  des  Privatrechts  schon  wegen  der  Oleich- 
heit  des  wirtschaftlichen  Zweckes,  auf  den  Rechtsinstitute  sowohl 
im  öffentlichen  als  im  privaten  Rechte  gerichtet  sind,  nicht  die  Rede 
sein  kann.     Freilich  ist  der  modifizierende  Einfluss  des  öffentlichen 

*)  Archiv  för  öffentl.  Recht  Bd.  9  S.  351. 
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Rechtes  auf  den  Inhalt  der  zunächst  auf  dem  Gebiete  des  Privat- 
rechts  ausgebildeter  Begriffe  und  Institute  nicht  zu  verkennen  und 
die  Notwendigkeit  eines  solchen  in  der  spezifischen  Eigenart  der 
durch  das  öffentliche  Recht  zu  regelnden  Verhältnisse  begründet. 
Man  wird  daher  zutreffend  von  einem  publizistischen  Sachenrechte, 
das  allerdings  empfindliche  Lücken  in  der  positiven  Rechtsordnung 
aufweist,  sprechen  und  dessen  Ausbau  von  der  fortschreitenden  Ge- 
setzgebung umsomehr  verlangen  können,  als  die  Gerichtshöfe  des 
öffentlichen  Rechtes  zwar  bisher  nicht  selten  zweifelhafte  Fragen  auf 
diesem  Gebiete  durch  die  Herausschälung  der  leitenden  Gesichts- 
punkte und  Grundsätze  aus  dem  Detail  der  administrativen  Vor- 
schriften, durch  enucleatio  iuris  oder  durch  Heranziehung  der  privat- 
rechtlichen Analogie  zu  lösen  unternommen  haben,  ihre  Rechtsprechung 
aber  schwankt,  Recht  nur  für  einen  Fall  schafft  und  keinesfalls  dazu 
ausreichen  kann,  bestehende  Rechtsinstitute  unter  Berufung  auf  ^allge^ 
meine  Rechtsgrundsätze  **  dem  öffentlich-rechtlichen  Zwecke  gemäss  zu 
modifizieren  und  gewiss  nicht  dazu  berufen  ist,  neue  ins  Leben  zu  rufen. 

Das  gleiche  gilt  für  publizistische  Ansprüche,  namentlich  jene, 
welche  auf  sachliche  Leistungen  gerichtet  sind.  Diesbezüglich  er- 
klärt T  ezn  er  die  Entscheidung  des  deutschen  Reichsgerichtes  Bd.  XXH 
S.  288:  „Vermögensrechtliche  Ansprüche  gehören  begriffsmässig(!) 
in  das  Gebiet  des  Privatrechts ^  nur  dann  für  haltbar,  wenn  man  ihr 
die  Deutung  gibt,  dass  auch  publizistische,  auf  Sachleistungen  ge- 
richtete Ansprüche  sehr  häufig  in  letzter  Linie  auf  die  Vornahme 
privatrechtlicher  Rechtsgeschäfte  gerichtet  sind^). 

Die  Schwierigkeiten  wachsen,  wenn  das  öffentliche  Schaden- 
ersatzrecht konstruiert  werden  soll,  dessen  Subjekt  der  Staat  nicht 
in  seiner  privatwirtschaftlichen  Stellung,  sondern  als  der  Träger 
staatlicher  Herrschaft  oder  öffentlicher  Pflichten  ist.  «Man  darf  nicht 
übersehen,  dass  selbst,  wenn  in  bestimmten  Fällen  alle  sonstigen 
Analogien  einer  privatrechtlich  anerkannten  Schadenersatzpflicht  zu- 
treffen, noch  der  eine  Punkt  der  Wesensverschiedenheit  der  nicht 
privatwirtschaftlichen  Tätigkeit  des  Staates  von  der  des  Privaten 
übrig  bleibt,  der  für  die  legislative  Erwägung  die  Haftpflicht  des 
Staates  in  anderem  Lichte  erscheinen  lässt,  als  die  Haftung  von 
Privaten  ^).^  Bei  der  Regelung  der  Ersatzfrage  müssen  nach  Tezner 
zwei  Gesichtspunkte  in   den  Vordergrund  treten:   die  Eigentümlich- 

»)  A.  a.  0.  S.  489. 
»)  A.  a.  0.  S.  495  ff. 
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keit  und  die  Bedeutung  derjenigen  staatlichen  Tätigkeit,   bei  deren 
Vornahme  der  Staat  Ersatzansprüchen  gegenübergestellt  werden  soll 
und  die  überragende  Stellung  des  Staates  gegenüber  dem  einzelnen. 
Das  staatsrechtliche  Schadenersatzrecht  lässt  sich  daher  ebensowenig 
als  das  völkerrechtliche  ohne  weiteres  in   die  Schablone  des  privat- 
rechtlichen   Schadenersatzrechtes   hineinzwängen.      Der   Zweck    der 
Schadensvergütung:  Aufhebung  oder  Minderung  der  Wirkungen  der 
vermeidlichen    oder   unvermeidlichen   Betriebsunfälle,   welche  durch 
den  Apparat  der  staatlichen  Verwaltung  hervorgerufen  werden,  muss 
erreicht  werden,  ohne  dass   durch  ungeschickte  Regelung  der  Ab* 
hilfe  gegen  diese  Unfälle  der  Apparat  ins  Stocken  kommt;   ander- 
seits wird  die  Uebermacht  des  Schädigers  nicht  selten  eine  günstigere 
Behandlung  des  Beschädigten  rechtfertigen,  als  wenn  es  sich  um  einen 
privaten  Schadensstifter  handeln  würde.   Die  Anschauung  Tezners, 
dass   gerade    die   Erkenntnis    der   Spezialität   dieses   publizistischen 
Rechtsverhältnisses,  welches  bei  der  Lösung  der  hier  auftauchenden 
Fragen  Bedachtnahme  auf  die  Zwecke  des  Staates  und  auf  die  Eigen- 
art des  Subjektionsverhältnisses  erheischt,  die  Haltlosigkeit  und  das 
Schwanken  der  Judikatur  erklärt,  wenn  sie  ohne  positiv-rechtliche 
Unterlage  vor  die  Entscheidung  solcher  Fragen  gestellt  ist,  basiert 
auf  diesen  nicht  von  der  Hand  zu  weisenden  Erwägungen,  wenn  es 
auch  vielleicht  zu  weit  geht,   von   der  „Unwissenschaftlichkeit  und 
Gewaltsamkeit    ihrer    privatrechtlichen    Eonstruktions versuche^    zu 
sprechen.    Gerade  Ungers  Deduktionen,  welche  diese  Judikatur  ver- 
teidigen, zeigen  auch  dem  Gegner  seines  Standpunktes,   dass  die 
Rezeption  von  Privatrechtsnormen   auf  Verhältnisse   des  ö£Pentlichen 
Rechts  selbst  bei  rigoroser  Handhabung  der  Regeln  wissenschafkUcher 
Interpretation  ganz  wohl  zulässig  und  begründet  ist. 

Als  Voraussetzung  für  staatliche  Haftpflicht  auf  finanzrecht- 
lichem Gebiete  ist  nach  Tezner  das  damnum  injuria  datum  anzu- 
nehmen: das  staatliche  Organ  muss  das  Vermögen  des  einzelnen 
dolos  oder  culpos  verletzt  haben;  durch  die  Bindung  der  Haftpflicht 
an  diese  Prämisse  —  vorausgegangene  Vernichtung  oder  Verletzung 
eines  öffentlich-rechtlichen  Rechtsanspruches  des  einzelnen  —  werde 
das  Prinzip  von  der  Gefahr  der  Masslosigkeit  bewahrt.  Immer  aber 
seien  diese  Ersatzansprüche,  vor  welchen  Gerichten  sie  auszutragen 
sein  mögen,  öffentlich-rechtliche,  weil  sie  aus  dem  Subjektionsver- 
hältnisse des  einzelnen  beziehentlich  aus  dem  Ansprüche  auf  Respek- 
tierung des  Inhaltes  und  der  Grenzen  seines  Subjektionsverhältnisses 
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entspringen  und  auch  deshalb  sei  die  grösste  Vorsicht  bei  der  sub* 
sidiären  Verwendung  des  Privatrechtes  geboten,  da  man  bei  der  Be- 
antwortung der  Frage,  inwiefeme  wegen  der  Gleichartigkeit  gewisser 
Probleme,  wegen  der  Gemeinsamkeit  gewisser  Rechtsbegriffe  diese 
Subsidiarität  Platz  zu  greifen  hat,  einen  überaus  schwankenden  Boden 
betritt.  Dass  man  diesen  betreten  muss,  sei  nicht  völlig  zu  ver- 
meiden, weil  das  positive  öffentliche  Recht  gegenüber  den  anderen 
Zweigen  des  geltenden  Rechts  auf  einer  überaus  niedrigen  Stufe 
technischer  Vollendung  steht;  man  solle  ihn  aber  nicht  ohne  Not 
betreten  und  zur  konstruktiven  Arbeit  erst  dann  schreiten,  wenn  alle 
Mittel  zur  Lösung  einer  bestimmten  Frage  aus  dem  Inhalte  des 
positiven  Rechtes  fruchtlos  erschöpft  sind;  aber  auch  dann  sei  die 
Legitimation  zur  subsidiären  Anwendung  von  Rechtssätzen,  die  zu- 
nächst f&r  Privatrechtsverhältnisse  aufgestellt  sind,  nur  in  zwei  Fällen 
gegeben:  1.  wenn  sich  diese  Rechtssätze  als  unab weisliche,  logische 
Konsequenzen  eines  aus  dem  geltenden  öffentlichen  Rechte  nachweis- 
baren Rechtsbegriffes  darstellen;  in  solchen  Fällen  kann  eigentlich 
nur  von  einer  Entwicklung  eines  beiden  Rechtssphären  gemeinsamen 
Rechtsbegriffes  und  nicht  von  einer  subsidiären  Anwendung  des 
Privatrechts  gesprochen  werden;  2.  wenn  das  Gesetz  bei  der  Rege- 
lung öffentlich-rechtlicher  Verhältnisse  Begriffe  verwendet,  die  zu- 
nächst auf  dem  Gebiete  des  Privatrechts  ausgebildet  sind  und  dabei 
Fragen  unbeantwortet  lässt,  deren  Lösung  aus  dem  Begriffe  allein 
nicht  erfolgen  kann.  Man  kann  hier  von  einer  konkludenten  gesetz- 
lichen Ermächtigung  zu  einer  derartigen  Ausfüllung  einer  bestehen- 
den Gesetzeslücke  sprechen. 

Da  die  Rezeption  nicht  zur  Verkümmerung  staatlicher  Zwecke 
führen  darf,  würde  eine  über  diese  Grenzen  hinausgehende  einen  Ein- 
griff in  die  gesetzgeberische  Kompetenz  bedeuten  und  hierher  rechnet 
Tezner  die  Uebertragung  privatrechtlicher  Grundsätze  über  Schaden- 
ersatz für  Nachteile,  die  den  einzelnen  aus  hoheitlichen  Akten  erwachsen. 

Die  Besorgnis  des  Autors  vor  einer  skrupellosen  Anwendung  des 
Privatrechtes  hinsichtlich  der  staatlichen  Haftpflicht  kommt  auch  in 
den  Geleitworten  zum  Ausdrucke,  in  denen  er  eine  die  Regelung  dieser 
Materie  in  Angriff  nehmende  Gesetzgebung  vor  einer  zu  weit  gehenden 
Privatisierungstendenz  warnt,  auf  die  notwendigen  komplizierten  Er- 
wägungen ethischer,  finanzieller  und  verwaltungspolitischer  Natur  ver- 
weist und  insbesondere  die  Beachtung  der  Rechtsbildung  empfiehlt, 
welche  in  den  Judikaten  der  Verwaltungsbehörden  und  Verwaltungs- 
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gerichte  liegt,   wodurch  vermieden  würde,   dass   das   zu  schaffende 
positive  Recht  den  Zusammenhang  mit  dem  praktischen  Leben  verliert. 

Detaillierter  als  Tezner  untersucht  Olässing^)  das  Rückforde- 
rangsrecht  im  Gebiete  des  deutschen  öffentlichen  Rechts,  unterlässt 
aber  gleichfalls  eine  Konkretisierung  der  Vergütungspflicht  hinsichtlich 
ihrer  Voraussetzungen  und  ihres  Masses  schon  deshalb,  weil  ihm  die 
rechtliche  Begründung  einer  solchen  nicht  ausser  allem  Zweifel  steht. 
Anknüpfend  an  die  condictio  indebiti  des  Privatrechts  findet  er  hin- 
sichÜich  der  Voraussetzungen  des  Rechtes  zur  Rückforderung  einer 
öffentlich-rechtlichen,  ohne  Grund  bezahlten  Abgabe,  insbesondere 
der  formeUen  Voraussetzung  erhebliche  Zweifel  und  beklagt  das 
Fehlen  einer  normativen  Regelung  der  materiellen  Voraussetzung 
des  Anspruches;  aus  diesem  Umstände  und  aus  der  Auffassung,  dass 
der  Rückvergütungsanspruch  an  sich  privatrechtlicher  Natur  sei,  da 
es  sich  darum  handle,  die  privatrechtlichen  Folgen  eines  an  sich 
publizistischen  Tatbestandes  zu  beseitigen,  sei  die  in  der  deutschen 
Judikatur  so  weitgehende  Privatisierungstendenz  zu  erklären.  Einen 
Rückschluss  auf  die  Natur  des  materiellen  Rechtes  gestatte  weder 
die  Eompetenzabgrenzung  noch  die  vermögensrechtliche  Qualität  des 
Rechtes  an  und  für  sich;  diese  allein  könne  dem  Rechte  nach  nicht  den 
Stempel  eines  Privatrechtes  aufdrücken  und  die  Eompetenzbestimmung 
sei  sehr  oft  von  Zweckmässigkeitsrücksichten  geleitet  worden,  ohne 
dass  hierbei  der  Rechtscharakter  der  Materie  den  Ausschlag  gegeben  habe. 

Besonderes  Gewicht  legt  der  Autor  auf  die  Eigenart  der  Steuer- 
schuld hinsichtlich  ihres  Entstehens  und  ihrer  Ausserkraftsetzung: 
Die  konkrete  Steuerschuld  entsteht  durch  den  Akt  der  Heranziehung; 
widerspricht  diese  dem  materiellen  Recht,  so  ist  die  durch  sie  zur 
Existenz  gelangte  Steuerpflicht  erst  dann  beseitigt,  wenn  ihre  Ausser- 
kraftsetzung auf  irgend  eine  Weise  bewirkt  wurde.  Solange  diese 
nicht  erfolgt  ist,  besteht  ein  vielleicht  materiell  rechtswidriges,  aber 
doch  formelles  Recht  des  Staates,  die  gezahlten  Beiträge  zu  behalten 
und  die  Steuerpflicht  als  gegeben  zu  erachten.  Da  die  Reklama- 
tion des  Zensiten  keine  die  Zahlungspflicht  suspendierende  Wirkung 
hat,  der  Behörde  vielmehr  das  Recht  zusteht,  bis  zur  ausgemachten 
Sache  Zahlung  zu  verlangen,  so  fehlt  eine  Voraussetzung  jedes  An- 
spruches auf  Verzögerungszinsen :  eine  Säumnis  des  zur  Zahlung,  hier 
des  zur  Erstattung  der  zu  Unrecht  gezahlten  Abgabe  Verpflichteten. 
Die  Einziehung  einer  bestrittenen  Abgabe  ist  nicht  Sache  des  freien 

')  A.  a.  0.  S.  47,  60,  78,  81,  302—806. 
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Willens  einer  Behörde,  welche  gar  nicht  berechtigt  ist,  den  Rechts- 
mittelausfuhrungen  eine  die  Zahlung  suspendierende  Wirkung  beizu- 
legen, vielmehr  verpflichtet  ist,  die  Einziehung  trotzdem  anzuordnen. 
Fällt  hiernach  der  staatliche  Eingriff  in  letzter  Linie  auf  den  Wort- 
laut des  zwingenden  Gesetzes  und  nicht  auf  den  Willen  des  aus- 
führenden Organes  zurück,  so  kann  von  einer  Verschuldung  des 
letzteren  nicht  gesprochen  werden.  Die  Unmöglichkeit,  vor  getroffener 
behördlicher  Entscheidung  das  Verlangen  des  Reklamanten  zu  er- 
füllen, exkulpiert  die  belangte  Behörde. 

üebereinstimmend  mit  Tezner  will  Glässing  bei  einem  Ver- 
hältnisse, das  völlig  von  dem  öffentlichen  Rechte  beherrscht  wird, 
in  Ermanglung  positiver  öffentlich-rechtlicher  Regelung  das  Zivil- 
recht nur  dann  zur  Anwendung  kommen  lassen,  wenn  nicht  die  Eigen- 
art des  Subjektionsverhältnisses  entgegensteht  und  das  Schweigen 
des  Gesetzgebers  nicht  qualifiziert  erscheint.  Die  SteUung 
der  auf  Rückgewähr  belangten  Behörde,  die  besondere  Lage  des 
öffentlich-rechtlichen  Streitfalls  mahnt  zur  Vorsicht  hinsichtlich  der 
Rezeption  der  zivilrechtlichen  Grundsätze  über  Schadenersatz  und 
Zinsanspruch,  zumal  es  höchst  zweifelhaft  ist,  ob  überhaupt  die 
Normen  des  Zivilrechts,  speziell  die  Bestimmungen  der  condictio  inde- 
biti oder  sine  causa  den  Zinsanspruch  rechtfertigen.  Das  Moment 
der  Verschuldung  in  der  Nichterfüllung  der  Verbindlichkeit  fällt  hin- 
weg, da  eine  vorsätzliche  Nichtei-fÜllung  mit  Rücksicht  auf  die 
Pflichttreue  der  Behörden  ausgeschlossen  ist  und  der  Nachweis  einer 
Fahrlässigkeit  wohl  nie  oder  nur  selten  wird  erbracht  werden  können. 

Sogenannte  „allgemeine  Grundsätze**  aber,  welche  eine 
völlige  Entschädigungspflicht  des  Staates  wegen  unrichtiger  Gesetzes- 
anwendung oder  schuldhafter  Nichtanwendung  begründeten,  existieren 
nicht.  Glässings  umfangreiche  Untersuchung  klingt  in  dem  Wunsche 
aus,  dass  die  öffentlich-rechtlichen  Gesetzgebungen  endlich,  sich  be- 
fassend mit  der  Frage  der  positiven  Regelung  des  Schadenersatz- 
rechtes, auch  die  Zinsfrage  als  Teil  des  Anspruches  auf  Schadenersatz 
durch  positive  Bestimmungen  «regeln''  möchten. 

Steinbach  betrachtet  den  Vergütungsanspruch  unter  dem  Ge- 
sichtspunkte einer  gemein  wirtschaftlichen  Schadens  Vertei- 
lung^).  Seine  Ausführungen  knüpfen  an  die  Notwendigkeit,  sich  zur 

^)  ,Die  Grundsätze  des  heutigen  Rechts  Über  den  Ersatz  von  Vermögens- 
schäden', Wien  1888,  S.  85  und  »Die  Haftung  für  die  Fehler  staatlicher  Ein- 
richtungen* in  Nr.  14,288  der  «Neuen  freien  Presse*  vom  5.  Juni  1904. 
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Ausf&linmg  der  zum  aUgemeinen  Besten  erforderlichen  Aufgaben 
eigener  Organe  bedienen  zu  müssen  und  die  damit  infolge  der  all- 
gemeinen menscblichen  Feblbarkeit  verbundene  Gefahr,  welche  in 
einzelnen  Fällen  Schäden  für  bestimmte  Personen  im  Gefolge  hat,  so- 
wie an  die  Strömung  der  neueren  Zeit  an,  den  Staat  für  Handlungen 
seiner  Organe  auch  dann  haftbar  zu  machen,  wenn  diesen  Organen  ein 
Verschulden  gar  nicht  zur  Last  gelegt  werden  kann.  Dieser  Sach- 
lage gegenüber  obliegt  jeder  Legislation  in  ihrer  Sphäre  eine  Ent- 
scheidung darüber  zu  treffen,  ob  diese  Schäden  nach  dem  alten  in- 
dividualistischen Satze  «casum  sentit  dominus **  von  den  davon  be- 
troffenen Personen  selbst  zu  tragen  sind  oder  ob  diese  Schäden  auf 
die  Gesamtheit  ihrer  MitgUeder  verteilt  werden  sollen.  Die  Lösung 
dieser  Frage  äussert  sich  darin,  dass  der  Staat  mehr  oder  weniger 
auch  die  Funktionen  einer  Versicherungsanstalt  gegeü  die  von  seinen 
Organen  verursachten  Schäden  übernimmt  und  damit  dem  gemein- 
wirtschaftlichen Schadenverteilungsrechte  ein  neues  Gebiet  eröffnet. 
Es  soll  gar  nicht  geleugnet  werden,  dass  für  eine  weite  Ausdehnung 
dieser  Funktionen  manche  Gründe  sprechen,  dass  aber  in  dieser  Hin- 
sicht heutzutage  hie  und  da  sehr  weitgehende  Ansprüche  namentlich 
an  den  Staat  gestellt  werden,  was  seinen  Grund  vielfach  darin  hat, 
dass  der  Staat  von  mancher  Seite  als  ein  fremdes,  ja  als  ein  seinen 
Bürgern  feindlich  gesinntes  Wesen  betrachtet  wird  und  man  sich 
nicht  immer  den  Umstand  vor  Augen  hält,  dass  der  Staat,  was  immer 
er  auf  der  einen  Seite  einem  einzelnen  vergütet,  auf  der  anderen 
Seite  von  der  Gesamtheit  seiner  Bürger  als  Steuer  oder  in  anderer 
Form  erheben  muss.  Darin  liegt  nun  nach  Steinbach  der  prinzi- 
pielle Unterschied  des  privaten  und  öffentlichen  Schadenersatzes. 
Wenn  ein  Beschädigter  von  einer  Privatperson  oder  Privatkorporation 
den  Ersatz  des  ihm  verursachten  Schadens  begehrt,  so  ist  das  eine 
Frage  zwischen  zwei  miteinander  an  sich  nicht  in  weiteren  Be- 
ziehungen stehenden  Bechtssubjekten,  deren  Vermögenssphären  voll- 
ständig getrennt  sind.  Alle  Ansprüche  auf  Schadenersatz  gegen  den 
Staat,  mögen  sie  sich  auf  einen  Schaden  beziehen,  der  aus  Gewerbs- 
und  anderen  Wirtschafbsbetrieben  des  Staates  oder  aus  staatlichen 
Einrichtungen,  die  direkt  den  Zwecken  der  Wohlfahrt  der  Staats- 
bürger gewidmet  sind,  entstanden  ist,  zeigen  im  Erfolge  eine  eigen- 
tümliche Gemeinsamkeit.  An  sich  betrachtet  ist  nämlich  die  Aus- 
übung der  staatlichen  Funktion  im  gegebenen  Falle  zugleich  im  Inter- 
esse des  Geschädigten  erfolgt  und  zu  der  Vermögensgesamtheit, 
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von  welcher  er  den  Ersatz  seines  Schadens  begehrt,  trägt 
er  selbst  bei,  er  ist  selbst  ein  Mitglied  derselben.  Der  Anspruch 
auf  Schadenersatz  wird  also  innerhalb  einer  Gemeinschaft  erhoben: 
er  enthält  das  Begehren,  dass  Gefahren,  welche  mit  dem  Bestände 
dieser  Gemeinschaft  verbunden  sind,  gleichfalls  von  dieser  Gemein- 
schaft getragen  werden  und  nicht  dem  einzelnen  Mitgliede  zur  Last 
faUen.  Das  Moment  des  allfalligen  Verschuldens  des  staatlichen 
Organes  —  ein  Moment,  welches  vom  Standpunkte  der  herrschenden 
juristischen  Auffassung  für  eine  allföUige  Verpflichtung  des  Staates 
zum  Schadenersatze  als  das  allerwichtigste  gilt,  tritt  für  den  Ge- 
schädigten und  ftir  die  öffentliche  Meinung  fast  völlig  in  den  Hinter- 
grund, weil  dieses  Moment  für  die  Tatsache  eines  eingetretenen 
Schadens  an  sich  gleichgültig  ist  und  zudem  in  einer  sehr  grossen 
Anzahl  von  Fädlen  von  einem  Verschulden  überhaupt  doch  nur  ganz 
ausnahmsweise  die  Rede  sein  kann.  Im  ganzen  betrachtet,  hat  dem- 
nach der  gestellte  Anspruch  durchaus  nicht  den  Charakter  eines 
gewöhnlichen,  privatrechtlichen  Schadenersatzanspruches,  er  zeigt  viel- 
mehr grosse  Aehnlichkeit  mit  einem  Versicherungsanspruche. 
Das  scheinbar  paradoxe  Resultat  dieser  Ausführung  stimmt  voll- 
kommen mit  der  Tendenz  unserer  Zeit  überein,  welche  geneigt  ist, 
dem  Staate  alle  möglichen  Versicherungsaufgaben  zu  übertragen. 

Für  die  Entscheidung  über  die  Tragung  der  Gefahren  staat- 
licher Einrichtungen  in  der  bisherigen  Entwicklung  erkennt  Stein- 
bach hauptsächlich  zwei  Gesichtspunkte  als  massgebend.  Handelt 
es  sich  um  staatliche  Erwerbsunternehmungen  und  die  eine  gewisse 
Analogie  mit  diesen  aufweichenden  Einrichtungen,  die  lediglich  die 
Bemessung  und  Einhebung  von  öffentlichen  Abgaben  zum  Zwecke 
haben,  so  wirkt  der  Grundsatz,  dass  derjenige,  welchem  der  Ertrag 
eines  Unternehmens  zufällt,  auch  die  mit  demselben  verbundenen 
Gefahren  tragen  solle.  Handelt  es  sich  hingegen  um  andere  Ein- 
richtungen des  Staates,  welche  nicht  Erwerbszwecke  verfolgen,  so 
entfällt  selbstverständlich  jede  Berufung  auf  eine  Analogie  mit 
Privatuntemehmungen,  da  aus  Einrichtungen  der  letzteren  Art  dem 
Staate  nicht  nur  gar  keine  oder  höchstens  ganz  unbedeutende  Ein- 
nahmen zufliessen,  sondern  dieselben  schon  an  sich  und  ohne  Be- 
rücksichtigung der  mit  ihnen  verbundenen  Gefahren  höchst  bedeutende 
Auslagen  verursachen.  Hier  soll  der  Staat  durch  Tragung  dieser 
Gefahren  eine  Versicherungslast  auf  sich  nehmen,  für  welche  ihm 
Prämien   oder  ein  anderer  Gegenwert  nicht  geleistet  werden:   es  ist 
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sehr  begreiflich  und  im  Prinzipe  auch  gerechtfertigt,  wenn  gegen  diese 
neue  Belastung  Bedenken  erhoben  werden,  zumal  diese  Einrichtungen 
Ton  so  hohem  Vorteile  sind,  dass  sie  gewiss  auch  bestehen  müssen, 
wenn  durch  die  manchmal  fehlerhafte  Funktion  derselben  fQr  einzelne 
Nachteile  erwachsen  sollten:  diese  müssen  von  dem  Betro£Fenen, 
wie  es  seit  Jahrhunderten  der  Fall  ist,  um  des  gemeinen  Besten 
willen  getragen  werden. 

Mit  voller  Schärfe  hat  Unger  aus  dem  innigen  Zusammen- 
hange aller  Teile  des  Rechts  und  der  Gleichwertigkeit  des  Privat- 
nnd  des  ö£Fentlichen  Rechts  die  Zulässigkeit  der  Analogie  aus  beiden 
Rechtsgebieten  behauptet,  diese  Lehre  durch  geistvolle  Ausführungen 
über  die  notwendige  Ausfüllung  der  Lücken  des  positiven  Rechts 
durch  die  richterliche  Tätigkeit,  sowie  über  die  Art  der  condictio,  mit 
welcher  eine  ungebührlich  geleistete  Abgabe  zurückgefordert  werden 
soll,  ergänzt  und  aus  diesen  Prämissen  den  Schluss  gezogen,  dass  der 
Yergütungszinsenanspruch  bei  der  Rückforderung  jeder  öffentlichen,  un- 
rechtmässig geleisteten  Abgabe  schon  im  geltenden  Rechte  begründet  ist. 

Unger  untersucht  zunächst  die  rechtsschöpferische  Macht  des 
Richters  und  die  Zulässigkeit  des  Richterrechtes,  weil  die  Frage,  ob  der 
Richter  mangels  einer  positiven  gesetzlichen  Bestimmung  befugt  sei, 
Vergütungszinsen  zuzusprechen,  auf  die  höhere  prinzipielle  Frage  nach 
der  Aufgabe  und  Stellung  des  Richters  überhaupt  zurückzuführen  ist. 
«Hat  der  Richter  das  Gesetz  bloss  anzuwenden  oder  hat  er  auch  die 
Pflicht  und  das  Recht,  im  Fall  einer  mangelnden  gesetzlichen  Bestim- 
mung aus  eigener  Machtvollkommenheit  objektives  Recht  zu  schaffen  ?  ^  ^) 

Schon  Bülow')  hat  gezeigt,  dass  die  richterlichen  Rechts- 
sprüche in  viel  näherer  Verwandtschaft  zu  den  objektiven  Rechts- 
bestimmungen stehen,  als  allgemein  angenommen  wird,  und  dass  sich 
selbst  in  unserer  gesetzesreichen  und  gesetzesfreudigen  Zeit,  in  wel- 
cher sich  die  Gesetzgebung  rücksichtsloser  als  je  der  Rechtswelt 
bemächtigt  hat,  in  dem  Richteramte  eine  rechtsordnende  und  rechts- 
schöpferische Kraft  erhält,  die  nie,  auch  nicht  durch  die  vollständigste 
and  vollkommenste  Gesetzgebung  vertilgt  werden  kann.  An  Bülows 
These,  dass  auch  die  vollkommenste  Gesetzgebung  es  nicht  vermag, 
die  Rechtsordnung  schon  allein,  von  sich  aus  fertig  zu  stellen,  dass 

0  A.  a.  0.  S.  108  ff. 

')  «Gesetz  und  Richteramt',  Leipzig  1885,  S.  1,  2,  30;  auch  Degen- 
kolb  betonte  in  seiner  Schrift  über  .Einlassangszwang  und  Urteilsnorm*,  1877, 
die  gesetzes&hnliche  Beschaflfenheit  des  Urteils. 
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sie  yielmehr  vieles  und  wichtiges  der  selbstäudigen,  genauer  und  be- 
stimmter ins  Einzelne  eindringenden  Rechtsordnungsarbeit  der  anderen 
Rechtsanstalt,  des  Richteramtes,  überlassen  muss,  knüpft  Unger  die 
Forderung,  dass  der  Richter,  dem  ein  Rechtsfall  vorgelegt  wird,  zu 
dessen  Entscheidung  es  an  einem  Gesetze  fehlt,  denselben  demnach 
zu  entscheiden  hat:  er  muss  eben  das  fehlende  Recht  supplieren, 
da  er  nicht  warten  kann,  bis  ein  neues  Gesetz  erlassen  wird.  Es 
ist  somit  seine  Pflicht  und  sein  Recht,  selbsttätig  eine  neue  Rechts- 
norm aufzustellen  und  dieselbe  auf  den  vorliegenden  Fall  anzuwenden, 
so  dass  er  eine  der  Gesetzgebung  ähnliche  rechtsschöpferische  Tätigkeit 
entwickelt,  für  den  konkreten  Fall  objektives  Recht,  richter- 
liches Recht  schaflt,  eine  individuelle  Rechtsnorm  im  Unter- 
schiede von  der  allgemeinen  Rechtsnorm  des  Gesetzes.  Er  hält 
diese  quasi  gesetzgeberische  Tätigkeit,  deren  Bestand  im  römischen 
und  englischen  Rechte,  sowie  im  österreichischen  Zivilrechte  anerkannt 
wird,  für  noch  bedeutungsvoller  auf  dem  Gebiete  des  öffentlichen 
Rechts,  da  dieses  —  insbesondere  das  Verwaltungsrecht  —  nicht 
kodifiziert  ist  und  bei  seinem  grossen  Umfange  nicht  leicht  in  Ge- 
setzesform gebracht  werden  kann.  Umsomehr  obliegt  den  Gerichts- 
höfen des  öffentlichen  Rechts,  dieses  an  der  Hand  der  Wissenschaft 
zu  ergänzen  und  fortzubilden.  Unger  nimmt  hier  den  Ausspruch 
Lemayers  ^),  dass  den  Richtern  des  öffentlichen  Rechts  eine  Funktion 
zugefallen  sei,  wie  sie  nur  etwa  dem  römischen  Prätor  zugestanden 
ist:  die  Aufgabe  adjuvandi  oder  supplendi  juris  gratia,  auf  und  ver- 
weist den  Richter  auf  die  Anwendung  der  Analogie,  der  Schöpferin 
neuen  Rechtsinhaltes  und  neuer  Rechtswerte  zur  Ausfüllung  der 
Lücken^)  des  positiven  Rechts,  nicht  contra  sondern  praeter  legem, 
da  das  Gegenteil  zur  denegatio  justitiae  führen  vrürde.  Eüerbei  kann 
das  öffentliche  Recht  infolge  seiner  Wechselbeziehung  zum  Pl*ivat- 
recht  unter  Umständen  aus  demselben  ergänzt  werden  und  das  gilt 
ganz  besonders  für  das  österreichische  öffentliche  Recht,  da  schon  das 
bürgerliche  Gesetzbuch;  welches  in  Verbindung  mit  den  aufrecht  er- 

*)  Wiener  Zeitung  Nr.  214  vom  17.  September  1901 ;  vgl.  auch  Lemay  er, 
.Der  Begiiff  des  Rechtsschutzes  im  öffentlichen  Rechte"  in  Grünhuts  Zeit- 
schrift, 29.  Bd.,  1902,  S.  228  ff. 

")  Auf  einen  Vorteil  der  grossen  Lückenhaftigkeit  des  positiven  Rechts 
verweist  Unger  in  seiner  Abhandlung  »Zur  Revision  des  allg.  bürg.  Gesetz- 
buchs*"  in  Grünhuts  Zeitschrift,  31.  Bd.,  Heft  2,  S.  398:  .Die  Lücken  können 
in  einer  dem  Rechtsbewusstsein  der  Gegenwart  entsprechenden  Weise  aus- 
gefüllt werden,  das  Recht  wird  vor  Erstarrung  bewahrt", 
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haiteneii  politischen  Verordnungen  gewissermassen,  ähnlich  den  zwölf 
Tafeln,  als  fons  juris  publici  et  privati  angesehen  werden  mochte, 
gar  manche  Bestimmungen  5£Fentlich«-rechtlicher  Natur  enthält.  Der 
eingehenden  Nachweisung  der  Zulässigkeit  solcher  Analogie  ^)  folgt 
die  Elarstellung  der  Art  der  Rückforderungsklage,  die  jemand  an- 
stellt, der  dem  Staate  auf  dessen  Geheiss  (Vorschreibung)  eine  Geld- 
leistung gemacht  hat,  welche  er  überhaupt  oder  doch  in  solcher  Höhe 
zu  machen  nicht  schuldig  ist.  Die  gewöhnliche  Annahme,  dass 
dies  die  persönliche  condictio  indebiti  sei,  da  die  bezahlte 
Schuld  eine  Nichtschuld  ist,  die  nunmehr  kondiziert  werden  soll, 
Terwirft  ünger  als  unhaltbar,  da  es  an  zwei  wesentlichen  Vor- 
aussetzungen derselben,  der  Freiwilligkeit  der  Leistung  der  Nicht- 
schuld und  dem  Irrtume,  fehlt.  Die  Leistung  erfolgte  nicht  frei- 
willig, sondern  zur  Vermeidung  eines  sonst  bevorstehenden  Zwangs- 
yerfahrens;  anderseits  könnte  der  Kläger  in  vielen  Fällen  mit  der 
condictio  indebiti  nicht  durchdringen,  da  er  in  voller  Kenntnis 
seiner  Nichtschuld  zahlt  und  dies  vielleicht  sogar  unter  Protest  be- 
hauptet. Die  anzuwendende  Klage  ist  die  condictio  ob  injustam 
causam,  die  in  dem  objektiv-rechtswidrigen  unrechtmässi- 
gen Vermögensgewinn  begründet  ist,  der  hier  gegeben  ist:  der 
Staat,  der  den  Untertan  nötigt,  eine  Abgabe  zu  entrichten,  die  im 
Gesetze  überhaupt  nicht  oder  nicht  in  diesem  Ausmasse  begründet 
ist,  hat  das  Gezahlte  ohne  rechtsbeständigen  Grund  (non  ex  justa 
causa),  aus  einem  unrechtlichen  Grunde  (ex  injusta  causa)  und  es 
findet  daher  gegen  ihn  die  Rückforderungsklage  ob  injustam  causam 
siatt^).  Diese  Unterscheidung  der  Kondiktionen  hat  nicht  bloss  einen 
theoretischen  Wert,  sondern  auch  eine  grosse  praktische  Bedeutung 
hinsichtlich   des  Gegenstandes   und   Umfanges   des  Rückforderungs- 


^)  8.111  ff.;  vgl.  hierzu  auch  Stoerk,  Methodik  des  öffentl.  Rechts, 
Grünhuts  Zeitschrift,  12.  Bd.,  1885,  S.  80  ff.,  der  für  eine  innere,  methodische 
Verbindung  der  Staatsrechtswissenschaften  mit  dem  System  und  den  Grund- 
lebren der  privatrechtlichen  Jurisprudenz  eintritt,  indem  er  von  der  inneren 
Einheit  der  Rechtssubstanz  (8.  95)  ausgeht,  und  in  L.  t.  Steins  Ausführungen 
eine  überzeugende  Stütze  der  Lehre  vom  einen  und  ungeteilten  Recht  findet 
(S.  96,  Anm.  12),  zumal  nur  aus  Gründen  der  Arbeitsteilung  bei  der  wissen- 
schaftlichen Behandlung  eine  Abgrenzung  vorgenommen  wurde  (S.  98). 

*)  Vgl.  hierzu  Krüger  in  Grünhuts  Zeitschrift,  29.  Bd.,  1902,  S.  557 : 
«Das  Wesen  der  Rückforderungsklage  des  Schuldners,  der  mit  Vorbehalt  ge- 
zahlt hat,  anlangend,  so  deckt  sie  sich  weder  mit  der  condictio  indebiti,  noch 
mit  der  condictio  sine  causa,   sie  ist  ein  eigener  Typus  der  condictio.* 

45 


Digitized  by  VjOOQIC 


^g  J.  V.  Bauer, 

anspruches;  die  condictio  indebiti  geht  in  der  Regel  nur  auf  die  zur 
Zeit  der  Klagezustellung  noch  vorhandene  Bereicherung  des  Emp- 
fängers (in  quantum  locupletior  factus  est),  die  andere  Klasse  der 
Kondiktionen,  zu  welcher  auch  die  ob  injustam  causam  gehört,  geht, 
da  es  sich  um  Sühne  für  das  begangene  subjektive  oder  nur  objek- 
tive Unrecht  handelt,  auf  vollen  Schadenersatz:  dem  Kläger 
muss  alles  vergütet  werden,  um  was  er  durch  den  widerrechtlichen 
Vorgang  gekommen  ist  (in  quantum  pauperior  factus  est).  Darin 
liegt  der  Anspruch  auf  Zinsen  von  einer  ex  injusta  causa  gezahlten 
Geldsumme  begründet.  Während  es  nämlich  nach  gemeinem,  öster- 
reichischem und  nunmehr  auch  nach  reichsdeutschem  Recht  (§  818 
Abs.  2)  bei  der  condictio  indebiti  streitig  ist,  ob  der  Empfanger  der 
Nichtschuld  Zipsen  zurückzuerstatten  hat,  jedenfalls  aber  nur  solche 
zu  restituieren  sind,  die  der  Belangte  wirklich  bezogen  hat,  und  auch 
diese  nur  insofern  und  insoweit,  als  er  durch  dieselben  zur  Zeit  der 
Klage  noch  bereichert  ist  (Bereicherungszinsen),  hat  der  Emp- 
fanger bei  der  condictio  ob  injustam  causam  das  von  ihm,  wenngleich 
vielleicht  bona  fide  begangene  Unrecht  vollständig  wieder  gut  zu 
machen  und  für  die  ganze  Zwischenzeit  vom  Empfang  der  nicht 
geschuldeten  Zahlung  an  Zinsen  zu  vergüten,  ohne  Rücksicht  darauf, 
ob  er  selbst  während  dieser  Zeit  Zinsen  bezogen  hat  und  durch  die- 
selben zur  Zeit  der  Klagebehändigung  noch  bereichert  ist.  Dies  sind 
die  „Vergütungszinsen**,  welcher  Ausdruck  im  technischen  Sinne 
auf  diese  Fälle  zu  beschränken  wäre,  um  diese  Kategorie  von  Zinsen 
schon  nominell  von  den  Verzugszinsen  zu  unterscheiden,  die  ja  auch 
Vergütungszinsen  sind,  da  sie  eben  dazu  dienen,  dem  Gläubiger  den 
durch  die  Verzögerung  einer  Leistung  erwachsenen  Nachteil  gut  zu 
machen.  Auch  den  Hinweis  in  den  Judikaten,  dass  für  Gebühren 
eine  gesetzliche  Bestimmung  über  Vergütungszinsen  bestehe,  für 
andere  Abgaben  aber  nicht,  lehnt  Unger  als  unzutreffend  ab,  da 
die  Argumentierung  a  contrario  sehr  bedenklicher  und  höchst  proble- 
matischer Natur  sei.  « Daraus  allein,  dass  ein  Gesetz  nur  einen  be- 
stimmten Fall  normiert,  kann  man  nicht  immer  mit  Sicherheit  folgern, 
dass  es  hiermit  alle  anderen  gleichartigen  Fälle  ausschliessen  und 
für  dieselben  das  Gegenteil  stillschweigend  festsetzen  wollte.  Statt 
des  argumentum  ex  silentio  ist  im  vorliegenden  Falle  vielmehr  der 
Satz  zur  Anwendung  zu  bringen:  Unius  positio  non  est  exclusio 
alterius/  Es  hat  somit  Gesetzesanalogie  stattzufinden,  bei  der  es 
nur  darauf  ankommt,  dass  die  wesentlichen  Merkmale  des  Tatbestan- 
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des,  an  welche  die  gesetzliche  Bestimmung  geknüpft  ist,  sich  auch 
in  einem  anderen  gesetzlich  nicht  geregelten  Falle  wiederfinden. 

Es  ist  nicht  zweifelhaft,  dass  die  Argumentation  üngers  von 
ausschlaggebendem  Einflüsse  auf  die  Judikatur  des  österreichischen 
Reichsgerichtes  war  und  unter  der  Einwirkung  derselben  jenes  Er- 
kenntnis geschöpft  wurde,  welches  den  Vergütungszinsenanspruch 
mit;  üngers  Begründung  auch  bei  dem  Rückersatze  von  Personal- 
steuem  als  zu  Recht  bestehend  anerkennt. 

Bei  aller  Zustimmung  aber,  deren  die  Ergebnisse  dieser  Denk- 
arbeit sicher  sind,  haben  doch  die  Ausgangs-  und  Stützpunkte  der- 
selben, die  Lehren  von  der  quasi  gesetzgeberischen  Aufgabe  des 
Richters  und  Ton  der  analogen  Anwendbarkeit  privatrechtlicher 
Normen  auf  öffentlich-rechtliche  Verhältnisse,  so  wie  sie  von  Unger 
Torgetragen  wurden,  lebhaften  Widerspruch  erregt;  anderseits  hat 
Zitelmann  in  einem  im  Monat  März  d.  J.  in  der  Wiener  juristi- 
schen Gesellschaft  gehaltenen  Vortrage  über  «I^i^  Jurisprudenz 
als  Kunst"  im  Sinne  der  Ausführungen  üngers  hervorgehoben, 
dass  die  Rechtswissenschaft  mehr  anstrebt  als  blosse  Erkenntnis, 
dass  sie  auch  gestalten  will,  was  sich  am  deutlichsten  in  der  Rechts- 
anwendung zeigt.  «Wer  das  Recht  anwenden  will,  muss  vorerst 
zwei  Funktionen  erfüllen :  zunächst  das  Faktum  genau  feststellen  — 
die  Tatfrage;  dann  auf  dieses  Faktum  das  Recht  anwenden,  d.  h. 
den  Tatbestand  unter  einen  vorhandenen  gesetzlichen  Tatbestand 
subsumieren  —  die  Diagnose.  Ist  dies  geschehen,  hat  er  die  vom 
Gesetze  an  einen  abstrakten  Tatbestand  geknüpfte  Rechtsfolge  auf  den 
konkreten  Fall  anzuwenden.  Sowohl  bei  der  Diagnose  als  auch  bei  der 
Rechtsfolgenfeststellung  wirkt  der  Jurist  häufig  gestaltend.  Oft 
zwingt  ihn  der  Gesetzgeber  dazu,  teils  weil  er  bei  der  Aufstellung  der 
Rechtsnormen  nicht  genau  sein  will,  teils  weil  er  es  nicht  kann  . .  .* 

„In  solchen  Fällen  ist  die  Diagnose  eine  Kunst,  der  Jurist 
wirkt  gestaltend.  Ebenso  bei  der  Rechtsfolgenfestsetzung,  wenn  die 
Rechtsfolge  dem  freien  Ermessen  überlassen  ist.  Wir  finden  dem- 
nach, dass  das  Recht  nichts  Fertiges,  sondern  etwas  von  Fall  zu 
Fall  Herausgearbeitetes  ist  und  dass  die  Jurisprudenz  eine  starke 
Zumischung  von  Kunst  enthält/ 

Die  Opposition  erhebt  sich  vor  allem  gegen  die  Theorie  von 
der  quasi  gesetzgeberischen  Gewalt  des  Richters,  welche,  trotzdem 
sie  in  älterer  und  neuerer  Zeit  von  manchen  Schriftstellern  mit  mehr 
oder  weniger  Geschick   verfochten  wurde,   allgemeine  Anerkennung 
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nicht  gefunden  hat  und  sie  bei  der  herrschenden  Auffassung  vom 
Wesen  des  Rechts,  wie  sie  in  der  hergebrachten  Methodik  der  Rechts- 
lehre begründet  ist,  unmöglich  finden  kann  ^).  Man  verweist  darauf, 
dass  das  Recht  in  den  vom  Staate  und  den  innerstaatlichen  öffent- 
lichen Verbänden  aufgestellten  Gesetzen  und  den  von  den  staatlichen 
Vollzugsorganen  erlassenen  Verordnungen,  dann  allenfalls  noch  in 
den  im  wirtschaftlichen  Verkehrsleben  sich  betätigenden  und  staats- 
seitig  geschützten  Gewohnheiten  statuiert  ist  und  daher  der  Richter, 
der  doch  nur  zur  Feststellung  dessen,  was  in  concreto,  im  gegebenen 
einzelnen  Streitfalle  Rechtens  sei,  berufen  ist,  von  sich  aus  neues, 
nicht  schon  gesetzlich  oder  gewohnheitlich  begründetes  Recht  nicht 
schaffen  kann.  Wenn  sich  die  konkreten  Tatbestände,  die  er  recht- 
lich deuten  soll,  schwer  oder  gar  nicht  unter  die  in  den  Gesetzen 
beschriebenen  Tatbestandsmomente  subsumieren  lassen,  habe  der 
Richter  eben,  wenn  er  auch  mit  der  Analogie  nicht  das  Auskommen 
findet,  die  aus  solchen  Tatbeständen  abgeleiteten  Klagen  und  Ein- 
reden als  rechtlich  nicht  begründet  zu  verwerfen,  keineswegs  dürfe 
er  aber  als  Gesetzgeber  neue  Rechtsnormen  aufstellen :  was  das  Ge- 
setz im  allgemeinen  oder  in  abstracto  nicht  verbietet  oder  gebietet, 
dürfe  auch  der  Richter  im  besonderen  oder  in  concreto  nicht  ver- 
bieten oder  gebieten. 

Dieser  Einwand  greift  auf  Zitelmanns^)  Unterscheidung 
zwischen  „scheinbaren"  (unechten)  und  wirklichen  (echten)  Lücken 
im  Rechte  zurück,  nach  der  bei  unechten  Lücken  der  scheinbar 
mangelnde  Rechtssatz  latent  schon  in  einem  bestimmten  Gesetze  ent- 
halten ist  und  nur  mittels  der  sogenannten  Gesetzesanalogie  zu  Tage 
gefördert  wird,  welche  also  nur  insofern  neues  Recht  schafft,  als 
dasselbe  bisher  noch  nicht  erkannt  und  zu  unserem  Bewusstsein 
gebracht  war.  Der  Bestand  wirklicher  Lücken  im  Rechte  wird  in 
Uebereinstimmung  mit  Brinz  geleugnet,  welcher  an  den  Satz:  „es 
gibt  keinen  rechtslosen  Raum  im  Rechte  **  ')  die  Folgerung  knüpft, 
dass  keine  Lücke  im  Recht  besteht,  wo  die  meisten  eine  solche  an- 
nehmen, nämlich,  wenn  für  einen  bestimmten  Fall  noch  keine  actio^ 
keine  exceptio,   keine  Forderung  etc.  gesetzt  ist,   sondern  lediglich 


*)  Vgl.   den  Artikel    .üeber  die  Haftung  des  Staates  für  Verzugs-  und 

Vergütungszinsen"  von  G im   österr.  Zentralbl.  für  die  juristische  Praxis, 

XXII.  Jahrg.,  Januar  1904,  S.  6. 

")  .Lücken  im  Recht",  Rektoratsrede,  1902. 

»)  Kritische  Vierteljahrsschrift,  15.  Bd.,  S.  164,  165. 
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eine  Lücke  auf  Seite  des  Rechtsuchenden.  Soll  aber  trotzdem,  dass 
es  an  der  positiv  rechtlichen  Norm  fehlt,  etwas  gewährt  werden, 
so  ist  das  Ermessen  oder  die  subjektive  Vernunft,  aus  welcher  dies 
geschieht,  nicht  Bechtsquelle ;  dieses  Ermessen  soll  nicht  frei,  sondern 
so  recht  objektiv  unter  Anlehnung  an  das  positive  Recht  nämlich  er- 
folgen, indem  der  neue  Satz  nichts  neues  oder  anderes,  sondern  nur  ein 
simile  zu  dem  schon  Vorhandenen  erbringen  und  nur  die  Fortspinnung 
einer  schon  bisher  verwirklichten  ratio  juris  sein  soll.  Analogie  ist  der 
einzige  Weg,  auf  dem  der  Richter  Recht  anbahnt,  nicht  schafft^). 

IV.  Die  Ausgestaltung  des  positiven  Rechtes  durch  die 
Gesetzgebung  im  Jahre  1904. 

a)  Der  Gesetzentwurf  des  Freiherm  v.  Lemayer. 

Ausgehend  von  dem  in  der  Judikatur  des  Verwaltungsgerichts- 
hofes konsequent  festgehaltenen  Standpunkte,  dass  in  Ermanglung 
einer  gesetzlichen  Norm  ein  im  administrativen  Wege  verfolgbarer 
Anspruch  auf  Vergütungszinsen  von  rückerstatteten  Steuern  nicht 
besteht,  jedoch  in  der  Erkenntnis,  dass  diese  Haftpflicht  des  Staates 
einer  einleuchtenden  Forderung  der  Gerechtigkeit  entspricht,  brachte 
der  zweite  Präsident  dieses  Gerichtshofes,  Freiherr  v.  Lemayer,  in 
der  39.  Sitzung  der  XVII.  Session  des  Herrenhauses  am  24.  Juni  1903 
einen  Gesetzentwurf,  betreffend  Vergütungszinsen  von  zurückgezahlten 
Steuerbeträgen,  ein,  welcher  im  Anhange  I  abgedruckt  ist. 

Das   Wesentliche   der   Begründung   des   Entwurfes*)    liegt  in 

^)  Vgl.  auch  Bachrach,  ,Die  Gesellschafben  mit  beschränkter  Haftung 
in  Oesterreich"  in  Holdheims  Monatsschrift  für  Handelswesen  und  Bankrecht, 
Juli  1904:  »Mag  immerhin  die  Rückständigkeit  einer  Gesetzgebung  trotz  aller  . . . 
damit  verbundener  Gefahren  notgedrungen  zur  freien  Rechtsfindung  führen, 
so  kdnnte  sie  doch  nicht  den  Ersatz  von  Gesetzen  durch  Admission  neuer 
rechtlicher  Organismen  von  Yerwaltungs-  oder  Richters  Gnaden 
rechtfertigen.' 

*)  Vgl.  die  Begründung  zum  Gesetzentwurfe  in  Nr.  223  der  Beilagen  zu 
den  fltenogr.  Prot,  des  Herrenhauses  u.  S.  489  ff.  des  stenogr.  Prot,  der  41.  Sitzung 
▼om  12.  Dezember  1903.  Ein  im  Abgeordnetenhause  kurz  vorher  eingebrachter, 
eben  dahin  abzielender  Gesetzentwurf  Ofners  (vom  28.  April  1903,  Nr.  1770 
der  Beilagen  zum  stenogr.  Prot.  XVII.  Session ,  Bd.  15)  besagt  im  §  1 :  , Wenn 
eine  Steuer-  oder  Gebührenvorschreibung  als  unrichtig  aufgehoben  oder  ab- 
geändert wird,  sei  es  infolge  eines  Rekurses  oder  einer  sonstigen  Eingabe,  so 
sind  Ton  dem  znrflckzuzahlenden  Betrage  57o  Zinsen  für  die  Zeit  vom  Ein- 
zahlungs-  bis  zum  Rückzahlungstage  zu  vergüten."  Die  Verzinsung  sollte  mit 
dem  Tage  des  gerichtlichen  Erlages  (bei  nicht  erfolgter  Behebung  des  ange- 
Finanzarchiv.  XXII.  Jahrg.  49  4 
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der  rechtlichen  und  T^irischafÜichen  Erwägung,  dass  eine  Nutzung, 
welche  dem  Berechtigten  entzogen  worden  ist,  ihm  von  demjenigen 
vergütet  werden  soll,  welcher  sie  ihm  unberechtigterweise  vorent- 
halten hat,  und  dass  dies  auch  für  nicht  rechtsbeständige  o£Fentliche 
Abgaben  zutrifft.  Der  Einwendung,  dass  damit  den  Staatsfinanzen 
ein  gewisses  Opfer  auferlegt  wird,  zumal  die  Finanzverwaltung  den 
eingehobenen  Betrag  ja  regelmässig  nicht  fruchtbringend  angelegt, 
sondern  wieder  verausgabt  hat,  so  dass  ihr  durch  die  Verpflichtung 
zur  Vergütung  einer  selbst  nicht  vereinnahmten  Nutzung  ein  ge- 
wisses Plus  über  den  selbst  erlangten  Vorteil  auferlegt  wird,  setzt 
der  Antragsteller  die  Notwendigkeit  entgegen,  ein  solches  Opfer  in 
einem  Rechtsstaate  zu  bringen,  wenn  es  die  Oerechtigkeit  verlangt 
und  wenn  die  Ablehnung  desselben  ein  offenbares  Unrecht  sein 
würde.  Da  die  Vergütung  unrechtmässig  entzogener  Nutzung  ein 
auf  allen  Rechtsgebieten  anerkannter  Grundsatz  ist,  muss  dieselbe 
auch  dem  Staate,  der  eine  Nichtschuld  an  Steuern  empfangen  hat, 
auferlegt  werden,  womit  auch  jene  Unebenheit  in  dem  Rechte  der 
öffentlichen  Abgaben  beseitigt  wird,  welche  darin  besteht,  dass  bei 
einer  anderen  Gruppe  derselben  solche  Vergütungszinsen  schon  der- 
zeit geleistet  werden,  zumal  nicht  einzusehen  ist,  warum,  was  für 
indebite  gezahlte  Gebühren  gilt,  nicht  auch  für  indebite  gezahlte 
Steuern  gelten  soll.  Die  Verpflichtung,  Vergütungsziusen  zu  leisten, 
ist  vielmehr  bei  keiner  anderen  Abgabe  so  gerechtfertigt  wie  bei 
Steuern,  da  diese  regelmässig  vor  Rechtskraft  des  Zahlimgsauftrages 
einzubezahlen  sind,  ja  sogar  unter  Umständen  auf  Grund  der  Steuer- 
vorschreibung des  Vorjahres  vor  Ausfertigung  und  Zustellung  des- 
selben und  Rechtsmittel  in  Steuersachen  keine  aufschiebende  Wir- 
kung haben,  so  dass  schon  hiernach  ganz  naturgemäss  zwischen  der 
Einzahlung  des  indebite  geleisteten  Betrages  und  einer  im  Rechts- 
mittelverfahren erstrittenen  Zurückzahlung  desselben  ein  längeres 
Zeitspatium  ablaufen  muss. 

Lemayer  erstrebte  mit  dem  Antrage  auch  praktische  Vorteile 
und  zwar  zunächst  den,  dass  durch  denselben  vielleicht  der  der- 
wiesenen  Betrages  binnen  14  Tagen  nach  Zustellung  der  Verständigung)  aufhören 
und  das  Gesetz  vom  Tage  seiner  Kundmachung  an,  auch  für  früher  eingezahlte 
Steuern  und  Geböhren,  wirksam  werden  (§  2).  Die  Begründung  verweist  darauf, 
dass  eine  selbstverständliche  Pflicht  gesetzlich  festzustellen  sei,  da  eine  Ver- 
zinsung für  unrechtmässig  erhobene  Steuern  nicht  geleistet  werde,  weil  keine 
ausdrückliche  Bestimmung  darüber  besteht  und  es  nicht  üblich  ist,  Rechts* 
konsequenz  und  Analogie  contra  fiscum  anzuwenden. 

50 


Digitized  by  VjOOQIC 


Das  Recht  auf  Yergütnngszinsen  bei  RUekersatz  öffeutlicher  Abgaben.  5]^ 

zeitigen  Verschleppung  der  Rekursentscheidungen  in  Steuersachen 
einigermassen  Einhalt  getan  wird.  „Diese  Entscheidungen  werden 
derzeit  oft  durch  Jahre  hinaus  verzögert  und  es  ist  eine  ganz  regel- 
mässige Erscheinung,  dass  beim  Yerwaltungsgerichtshofe  drei,  vier, 
fünf  Beschwerden  desselben  Steuerpflichtigen  betreffend  die  Steuer- 
Schuldigkeit  von  3,  4,  5  Jahren  gleichzeitig  einlangen,  weil  die 
Finanzverwaltung  .  .  .  über  alle  diese  Steuerschuldigkeiten  unter 
einem  entschieden  hat  .  .  /  ^Deshalb  wird  es  künftig,  wo  sich  an 
die  Zurückstellung  solcher  indebite  geleisteten  Steuerbeträge  das 
Fatale  der  Verzinsungspflicht  knüpfen  wird,  im  Interesse  der  Finanz- 
yerwaltung  sein,  die  Entscheidungen  der  letzten  Instanz  in  Steuer- 
sachen möglichst  zu  beschleunigen,  damit  eine  eventuelle  Rück- 
erstattung früher  erfolgt  und  an  Vergütungszinsen  weniger  zu  zahlen 
ist .  .  .*  ^)  Der  zweite,  noch  erheblichere  Vorteil  des  Antrages  sollte 
darin  zu  Tage  treten,  dass  die  Finanzverwaltung  in  Hinkunft  be- 
strebt sein  werde,  ^  durch  eine  gerechte,  einwandfreie  Judikatur  sich 
dieser  Verpflichtung  überhaupt  zu  entziehen,  d.  h.  also  so  zu  pro- 
zedieren,  dass  Rückersätze  überhaupt  nicht  mehr  vorkommen  und 
Yergütnngszinsen  überhaupt  nicht  zu  leisten  sind^  .  .  .  und  im  all- 
gemeinen künftig  «in  Steuersachen  vorsichtiger,  objektiver,  mit  einem 
Worte  weniger  fiskalisch  zu  Werke  zu  gehen,  als  dies  bisher  mit- 
unter der  Fall  war". 

Zu  den  besonders  beachtenswerten  Details  des  Entwurfes  sind 
die  Ausdehnung  der  Vergütungszinsenverpflichtung  auf  alle  Steuern, 
direkte  und  indirekte,  und  die  Festsetzung  eines  4^/oigen  Zinsfusses 
zu  rechnen  (§  1).  Mit  letzterem  wäre  allerdings  eine  neuerliche 
Unebenheit  des  Rechtes  geschaffen  worden,  da  bei  rückersetzten  Ge- 
bühren Vergütungszinsen  im  Ausmasse  von  fünf  vom  Hundert  zu 
leisten  sind.  Anderseits  ist  jedoch  nicht  zu  verkennen,  dass  das 
Mass  von  5  ^/o  bei  den  gegenwärtigen  wirtschaftlichen  Verhältnissen 
zu  hoch  ist  und  es  an  der  Zeit  wäre,  zur  Bestimmung  des  §  995  a.B.G. 
zurückzukehren,  welcher  die  gesetzlichen  Zinsen  mit  4  ®/o  festgesetzt 
hatte,  zumal  auch  das  deutsche  bürgerliche  Gesetzbuch  (§§  240,  288 
Satz  1)  die  gesetzlichen  und  insbesondere  die  Verzugszinsen  mit  4^/o 
normiert.  In  der  vereinigten  Kommission  des  Herren-  und  des  Ab- 
geordnetenhauses zur  Beratung  der  Exekutionsordnung  wurde  die 
Regierung  seiner  Zeit  aufgefordert,  einen  auf  4  ^/o  lautenden  Gesetz- 
entwurf einzubringen  und  nur  in  Erwartung  der  Erlassung  eines  solchen 

')  A.  a.  0.  S.  848. 
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Gesetzes  wurde  in  §  153  der  Exekutionsordnung  der  Prozentsatz  auf 
4  ^/o  festgesetzt.   Bisher  ist  jedoch  ein  solches  Gesetz  nicht  erflossen  ^). 

Als  eine  Lücke  des  Entwurfes  muss  man  es  bezeichnen,  dass 
bei  indebite  eingehobenen  Steuerstrafen  und  Kosten  nach  dem  Per- 
sonalsteuergesetze und  den  Gesetzen  über  die  Realsteuern  ein  Yer- 
gütungszinsenanspruch  nicht  bestehen  soll;  die  Strafen  der  direkten 
Steuern  sind  Geldstrafen,  nicht  umwandelbar  in  Freiheitsstrafen  und 
in  der  Regel  mit  einem  Vielfachen  der  verkürzten  oder  der  Gefahr 
der  Verkürzung  ausgesetzten  Steuer  auszumessen.  Bezüglich  der 
Ordnungsstrafen  ist  ein  Höchstausmass  festgesetzt.  Es  ist  nun  nicht 
abzusehen,  warum  bei  Rückvergütung  einer  solchen  unrechtmässig 
eingehobenen  Steuerstrafe  nicht  in  gleicher  Weise  das  Prinzip  der 
Vergütung  der  entzogenen  Nutzung  Geltung  haben  sollte,  zumal  der 
Entgang  z.  B.  in  den  Fällen,  in  welchen  das  Steuermultiplum 
als  Strafe  zu  leisten  ist,  einen  höheren  als  den  bei  der  Vor- 
schreibung der  einfachen  Steuer  erwachsenden  Betrag  ausmacht,  die 
Partei  also  durch  die  Ungebührlichkeit  der  Forderung  weit  härter 
betroffen  werden  kann.  Bei  den  nach  dem  Gefällsstrafgesetze  vom 
11.  Juli  1835  bei  Uebertretungen  der  Vorschriften  über  die  indirekten 
Abgaben  zu  verhängenden  Strafen  steht  die  Sache  allerdings  anders. 
Einerseits  kommt  hier  als  Strafmittel  Arrest  teils  selbständig  und 
neben  der  Geldstrafe,  teils  suppletorisch  bei  Umwandlung  unein- 
bringlicher Geldstrafen  in  Betracht,  anderseits  werden  nur  die  min- 
deren Straffalligkeiten  von  den  leitenden  Finanzbehörden  abgeurteilt, 
während  alle  übrigen  Straftaten  unter  die  Kompetenz  von  Gefalls- 
gerichten  fallen:  die  Haftpflicht  des  Staates  für  eine  ungerecht- 
fertigte Verurteilung  ist  hier  nicht  auf  Leistung  von  Vergütungszins 
beschränkt  und  wäre  hiermit  nicht  erschöpft:  derartige  Fälle  sind 
nach  den  für  die  Entschädigung  ungerechtfertigt  Verurteilter  be- 
stehenden, allerdings  sehr  mangelhaften  und  reformbedürftigen  gesetz- 
lichen Bestimmungen  zu  beurteilen.  Die  Strafen  für  Uebertretungen 
der  Vorschriften  über  die  direkten  Steuern  werden  hingegen  von 
den  Steuerbehörden  selbst  verhängt  2). 

Als  materiell  belanglos  dürfte  die  Einbeziehung  der  Kosten, 
welche  nach  §  278  des  Personal- Steuergesetzes  im  Falle  missbräuch- 

^)  Vgl.  ünger,  a.  a.  0.  S.  117,  Anm.  34. 

')  Die  von  den  ordentlichen  Strafgerichten  zu  ahndenden  Delikte  (z.  B. 
Verletzung  der  Geheimhaltungsverpflichtung,  unwahre  Zeugenaussagen  etc.)  ge- 
hören nicht  zu  den  Steuerdelikten. 
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lieh  angebotener  Büchereinsiclit  vom  Steuerpflichtigen  zu  berichtigen, 
aber  im  Instanzenzuge  sowohl  hinsichtlich  der  Verpflichtung  als 
hinsichtlich  des  Ausmasses  anfechtbar  sind,  in  die  Grundlagen  des 
Zinsenanspruches  beiseite  gelassen  worden  sein. 

Zu  Zweifeln  würde  auch  die  Textierung  in  den  §§  2  al.  2 
u.  3  al.  1,  wo  die  Partei  als  der  « Steuerpflichtige"  bezeichnet  ist, 
während  in  §  l  von  dem  , Rückempfänger''  die  Rede  ist,  Anlass 
bieten. 

Diese  Begriffe  sind  steuerrechtlich  keineswegs  identisch;  so 
tritt  z.  B.  im  Personalsteuergesetze  zu  dem  primär  zahlungspflichtigen 
Steuersubjekte  der  subsidiär  zahlungspflichtige  „Haftende'^  hinzu, 
der  nach  dem  Systeme  des  Oesetzes  eine  vom  Steuerpflichtigen  ver- 
schiedene Person  ist,  welcher  ein  selbständiges  Rekursrecht  gegen 
den  Rechtsbestand  der  Steuer-  oder  Strafvorschreibung  und  gegen  die 
Haftpflicht  zugestanden  ist.  Daher  kann  auch  ein  Haften  der  nach  §  2 
al.  2  des  Entwurfes  klaglos  gestellt  werden  und  auch  ihm  sind  die 
ungerechtfertigt  bezahlten  Beträge  rückzuvergüten ;  es  kann  keinem 
Zweifel  unterliegen,  dass  dem  Haftenden  gleichfalls  Vergütungszinsen 
gebühren,  wenngleich  er  nach  dem  Wortlaute  der  zitierten  Ent- 
wurfsstellen, da  er  nicht  „Steuerpflichtiger''  ist,  ausgeschlossen 
wäre.  Richtig  ist  daher  der  im  §  1  gebrauchte  Terminus:  Rück- 
empfanger. 

Aehnlich  verhält  es  sich  mit  dem  Ausdrucke  , Staatskassen''  in 
§  3,  nach  welchem  die  Yergütungszinsen  von  dem  Zeitpunkte  an  zu 
leisten  sind,  zu  dem  die  Steuerbeträge  in  die  Staatskassen  eingeflossen 
sind.  Die  direkten  Steuern  werden  z.  B.  in  den  19  Gemeindebezirken 
Wiens  gar  nicht  bei  Staatskassen  eingezahlt,  sondern  bei  den 
stadtischen  Steuerkassen  und  kumulativ  in  einem  späteren  Zeitpunkte 
an  die  Staatskasse  abgeführt  bezw.  conto  corrente-mässig  ab- 
gerechnet etc. 

Die  Textierung  des  Entwurfes  lässt  keinen  Zweifel  darüber 
aufkommen,  dass  Rückersatz  und  Yergütungszinsen  von  Amts  wegen 
zuzusprechen  sind,  normiert  aber  keine  Verjährungsfrist,  innerhalb 
welcher  ein  darauf  abzielender  Parteienanspruch  erhoben  werden 
muss.  Die  Regierung  nahm  weder  bei  Einbringung  des  Antrages, 
noch  bei  der  ersten  Lesung  und  Zuweisung  an  die  vereinigte  juridische 
und  politische  Kommission  des  Herrenhauses  zu  demselben  Stellung. 
Erst  die  in  rascher  Aufeinanderfolge  erflossenen  Judikate  führten  zu 
einer  vorläufig  abschliessenden  Lösung  der  Frage. 
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b)  Die  kaiserl.  Verordnung  vom  16.  Juli  1904.    R.&.  79. 

Aus  der  prinzipiellen  Divergenz,  welche  in  der  Rechtsprechung 
der  beiden  obersten  öffentlich-rechtlichen  Gerichtsfora  zu  Tage  ge- 
treten ist,  ergab  sich  die  unab weisliche  Notwendigkeit,  die  Ver- 
gütungszinsenpflicht im  Gesetzes wege  zu  regeln  ^).  Wollte  man  die 
Austragung  einschlägiger  Parteienansprüche  nicht  noch  weiterhin 
dem  Wege  der  Anfechtung  vor  einem  der  beiden  zwiespältig  judi- 
zierenden  Gerichte  des  öffentlichen  Rechts  überlassen,  so  musste 
klares  und  unzweideutiges  positives  Recht  durch  ein  Gesetz  geschaffen 
werden,  da  nur  auf  diese  Weise  ein  geordneter  Rechtszustand  fllr 
die  Dauer  anzubahnen  ist.  Damit  war  dann  auch  die  Handhabe 
gegeben,  zu  weit  gehenden  Eonsequenzen  aus  einer  uneingeschränkten 
Anwendung  der  Analogie  Schranken  zu  ziehen. 

Bei  der  Dringlichkeit  der  Angelegenheit  musste  wohl  mit  vollem 
Grunde  zu  der  in  den  Staatsgrundgesetzen  vorgesehenen  Form  der 
kaiserL  Verordnung  unter  Verantwortung  des  Gesamtministeriums 
(§  U  des  Gesetzes  vom  21.  Dezember  1867  R.G.  141)  gegriffen 
werden,  welcher  provisorische  Gesetzeskraft  zukommt*). 

Durch  die  mit  der  kaiserl.  Verordnung  vom  16.  Juli  1904 
R.G.  79  (Wortlaut  im  Anhange  II)  erfolgte  Statuierung  des  Parteien- 
anspruches auf  Vergütungszinsen  von  nicht  rechtsbeständig  verein- 
nahmten direkten  Staatssteuern  und  diese  Steuern  betreffenden  Strafen 
ist  eine  inelegantia  juris  beseitigt  und  einer  Forderung  der  Ge- 
rechtigkeit und   Billigkeit    in   jenem  Umfange   Rechnung  getragen 

*)  Die  Finanzverwaltung  hielt  (nach  einer  gleichzeitig  mit  der  kaiserl. 
Verordnung  in  der  Wiener  Zeitung  Nr.  164  vom  20.  Juli  1904  erfolgten  Verlaut- 
barung) an  der  Rechtsanschauung  fest,  dass  entgegen  dem  E.R.G.  die  Zu- 
erkennung  von  Vergütungszinsen  für  zurückgezahlte  direkte  Steuern  nach  dem 
Stande  der  bisherigen  Gesetzgebung  nicht  Platz  greifen  konnte;  es  er- 
schien derselben  von  vornherein  untunlich,  das  in  einem  konkreten  Falle  er- 
gangene Erkenntnis  etwa  zum  Anlass  zu  nehmen,  um  im  administrativen 
Verordnungswege  mit  einer  grundlegenden  Veränderung  der  bisher  geübten  und 
im  Einklänge  mit  der  Rechtsanschauung  des  V.G.  als  vollkommen  gesetzmässig 
erachteten  Praxis  vorzugehen. 

')  Die  Gesetzeskraft  solcher  Verordnungen  (Notverordnungen)  erlischt, 
wenn  die  Regierung  unterlassen  hat,  dieselben  dem  nächsten  nach  deren  Kund- 
machung zusammentretenden  Reichsrate  und  zwar  zuvörderst  dem  Hause  der 
Abgeordneten  binnen  4  Wochen  nach  dessen  Zusammentritte  vorzulegen  oder 
wenn  dieselben  die  Genehmigung  eines  der  beiden  Häuser  des  Reichsrats  nicht 
erhalten  (§  14  Abs.  2  leg.  cit.). 
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worden,  in  welchem  ein  solcher  Akt  der  Gesetzgebung  im  Hinblicke 
auf  staatsrechtliche  Gesichtspunkte  zulässig  und  unter  Berücksichti- 
gung der  Besonderheit  der  bestehenden  Abgabengesetze  in  erster 
Linie  geboten  war. 

Die  Publizistik  hat  diesen  unleugbaren  Fortschritt  in  der  Aus- 
gestaltung des  österreichischen  Finanzrechtes  als  Zeugnis  einer  inter- 
essanten Wandlung  in  der  öffentlichen  Auffassung  dieser  Geld-  und 
Rechtsfrage  bezeichnet  und  dankend  quittiert. 

Gegenüber  dem  Gesetzentwurfe  Lemayers  und  den  Folgerungen 
des  reichsgerichtlichen  Judikates  ist  der  die  Yergütungszinsenpflicht 
begründende  Tatbestand  wesentlich  eingeschränkt  worden  und  zwar 
sowohl  dem  Objekte  und  der  Voraussetzung  als  auch  der  Zeit 
nach;  eine  Erweiterung  desselben  ist  durch  die  Einbeziehung  der 
Steuerstrafen  erfolgt.  Die  Restriktion  der  staatlichen  Haftpflicht, 
welche  in  der  kaiserl.  Verordnung  gesetzlichen  Ausdruck  gefunden 
hat,  ist  in  mehreren  Beziehungen  anfechtbar,  verdient  aber  den  Vor- 
wurf der  Engherzigkeit  bezüglich  der  Bindung  der  Verzinsungspflicht 
an  Rückvergütungen  von  direkten  Steuern  nicht.  —  Die  Anordnung 
des  §  6,  dass  bei  Rückersätzen  an  anderen  als  den  in  der  kaiserl. 
Verordnung  und  den  im  §  28  des  Gesetzes  vom  8.  März  1876  R.G.  26 
bezeichneten  staatlichen  Abgaben  ein  Anspruch  auf  Vergütungszinsen 
nicht  stattfindet,  hält  das  positive  Recht  bezüglich  der  unmittelbaren 
Gebühren  und  des  Gebührenäquivalentes  aufrecht  und  dehnt  dasselbe 
auf  die  direkten  Steuern  aus,  bei  deren  Veranlagung  die  technischen 
Schwierigkeiten  derselben,  die  dem  Gesetze  gemässe  Feststellung  des 
Tatbestandes  und  die  unbegrenzte  Zahl  von  strittigen  Rechtsfragen 
—  alles  dieses  insbesondere  bei  den  Personalsteuern  —  weit  häufiger 
als  bei  allen  anderen  staatlichen  Steuern  eine  später  als  ungerecht- 
fertigt qualifizierte  Steuer vorschreibimg  zur  Folge  haben.  Bei  dem 
Rückersatze  von  ungebührlich  eingehobenen  anderen  staatlichen  Ab- 
gaben, insbesondere  also  bei  Zöllen  und  indirekten  Steuern  findet 
keine  Zinsenvergütung  statt.  Der  einseitigen  Normierung  einer 
solchen  für  die  im  Reicbsrate  vertretenen  Königreiche  und  Länder 
wäre  ein  staatsrechtliches  Hindernis  entgegengestanden:  nach  den 
Gesetzen  über  die  beiden  Reichshälften  gemeinsamen  Angelegenheiten 
und  die  Art  ihrer  Verhandlung  gehören  die  kommerziellen  An- 
gel^enheiten,  danmter  speziell  die  Zollgesetzgebung,  ferner  die 
Gesetzgebung  über  die  mit  der  industriellen  Produktion  in  enger 
Verbindung  stehenden  indirekten  Abgaben  zwar  nicht  zu  den  gemein- 
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Samen  Angelegenheiten  der  beiden  Beichshälften,  sind  jedoch  nach 
gleichen  von  Zeit  zu  Zeit  zu  vereinbarenden  Grundsätzen  zu  be- 
handeln (§  2  des  Gesetzes  vom  21.  Dezember  1867  R.G.  146).  Bei 
dem  Zollgefälle  kommt  noch  hinzu,  dass  dasselbe  als  gemeinsame 
Einnahme  erklärt,  die  Ermittlung  des  Reinertragnisses  im  Gesetze 
normiert  (§  2  Ges.  vom  27.  Juni  1878  R.G.  61)  und  im  Zoll-  und 
Handelsbündnisse  mit  den  Ländern  der  ungarischen  Krone  (Art.  4 
u.  5)  die  einseitige  Aenderung  der  Zollgesetze  und  Zolltarife,  dann 
der  Vorschriften  über  Einhebung  und  Verwaltung  der  Zölle  aus- 
geschlossen wurde. 

Aber  auch  das  Verlangen  nach  einer  gesetzlichen  Normierung 
des  Vergütungszinses  tritt  bei  den  indirekten  Abgaben  —  den  Zoll 
etwa  ausgenommen  —  nicht  in  gleicher  Intensität  zu  Tage,  weil  der 
Modus  der  Steuervorschreibung  von  der  Auflage  der  direkten  Steuern 
wesentlich  abweicht,  die  Besteuerungstechnik  weit  ausgebildeter  ist 
und  präziser  funktioniert.  Wenn  z.  B.  nach  dem  Zuckersteuer- 
gesetze das  Ausmass  der  Verbrauchsabgabe  im  Grunde  der  amtlich 
erhobenen  Nettogewichte  der  aus  der  Erzeugungsstätte  oder  aus 
einem  Freilager  hinwegzubringenden  Zuckererzeugnisse  (§§  36  u.  37) 
festgestellt,  bei  der  Bierbesteuerung  die  erzeugte  Bierwürze  ent- 
weder auf  dem  Eühlstocke  oder  mittels  eines  Kontrollmassapparates 
nach  Menge  und  Eztraktgehalt  amtlich  erhoben  wird  (§  19)  oder  bei 
der  Branntweinsteuer  die  Abgabenermittlung  teils  nach  den  An- 
gaben eines  Kontrollmassapparates  oder  Sammelgefässes  nach  dem 
wirklichen  Erzeugnisse,  teils  auf  Grund  minutiöser  Detailvorschriften 
im  Wege  der  Pauschalierung  nach  der  Leistungsfähigkeit  der  Brenn- 
vorrichtung oder  abfindüngs weise  erfolgt  (§31)  —  stets  auf  Gbnind 
der  Anmeldung  jedes  einzelnen  steuerbaren  Verfahrens  seitens  der 
Partei  — ,  so  ist  nicht  allzuviel  Raum  für  eine  ungerechtfertigte 
Steuererhebung  gegeben.  Dazu  kommt  ein  stark  in  Anspruch  ge- 
nommenes System  der  Steuerborgung,  durch  welche  die  effektive 
Steuerentrichtung  auf  4,   6  und  12  Monate   hinausgeschoben  wird. 

Auch  auf  die  von  den  direkten  Staatssteuem  für  Rechnung  der 
Selbstverwaltungskörper  eingehobenen  Umlagen  findet  die  kaiserl. 
Verordnung  keine  Anwendung.  Hier  wird  die  Landesgesetzgebung 
einzusetzen  haben;  bis  dahin  aber  ist  der  Anspruch  auf  Rückersatz 
und  Vergütungszinsen  unter  Berücksichtigung  jener  Direktiven  zu 
erheben,  welche  sich  aus  den  Entscheidungsgründen  der  im  II.  Ab- 
schnitte besprochenen  Erkenntnisse  des  Reichsgerichtes  und  des  Ver- 
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iraltungsgerichtshofes  ergeben.  Zu  beachten  ist,  dass  mit  der  im 
Rechtswege  erfolgten  Berichtigung  oder  Behebung  der  Staatssteuer 
auch  der  TJmlagenbetrag,  dessen  ziffemmässigen  Massstab  die  Staats- 
steuer  bildet,  eine  Aenderung  erföhrt.  Dies  ergibt  sich  aus  der 
Natur  der  Umlage,  welche  als  Zuschlag  zur  Staatssteuer  erhoben 
wird;  in  dieser  Hinsicht  hat  ihr  Bechtsbestand  zur  Voraussetzung, 
dass  die  Verpflichtung  zur  Entrichtung  der  die  Basis  der  Umlage 
bildenden  Staatssteuer  formell  zu  Recht  bestehe.  Solange  dies  in 
Frage  steht,  kann  auch  die  Vorschreibung  der  sich  durch  ein  be- 
stimmtes Perzent  der  Staatssteuer  ausdrückenden  Umlage  nicht  end- 
gültig bestimmt  sein.  Ist  also  die  Steuervorschreibung  unrichtig  und 
infolgedessen  auch  die  Umlagenberechnung,  so  tritt  mit  der  Kor- 
rektur jener  auch  die  Richtigstellung  dieser  ein,  wodurch  dann  der 
Anspruch  auf  Rückstellung  des  ungebührlich  bezahlten  Betrages  be- 
gründet und  konkretisiert  wird.  Es  bedarf  daher  in  solchen  Fällen 
keiner  selbständigen  Berufung  im  autonomen  Instanzenzuge,  da  für 
eine  solche  die  materiell-rechtliche  Orundlage  fehlen  würde,  insolange 
die  bei  der  Steuerbehörde  angestrebte  Berichtigung  der  Steuervor- 
schreibung nicht  erfolgt  ist.  Der  Umstand,  dass  die  Bemessung 
und  Einhebung  nicht  durch  die  autonomen  Behörden  erfolgt,  steht 
der  Erhebung  des  Rückforderungs-  und  Vergütungszinsenanspruches 
gegen  diese  nicht  im  Wege,  da  der  fragliche  Anspruch  dem  Zahler 
einer  Nichtschuld  gegen  jenen  zusteht,  an  den  die  Zahlung  erfolgte. 
Dies  ist  der  autonome  Fond,  dem  die  Umlage  zufliesst^). 

Den  autonomen  Organen  steht  dagegen  die  Entscheidung  über 
die  richtige  Aufteilung  sowie  über  die  Befreiung  von  Umlagen  zu; 
in  solchen  Fällen  ist  die  Anrufung  derselben  die  Voraussetzung  des 
Anspruches  auf  Rückersatz  und  Vergütungszins  ^);  die  hierzu  ein- 
geräumte Fallfrist  (von  14  Tagen)  muss  eingehalten  werden,  widrigen- 
falls der  Rückersatz  indebite  geleisteter  Zuschläge  unbedingt  aus- 
geschlossen ist^). 

')  Vgl.  E.R.G.  vom  20.  April  1903  a.  a.  0. 

*)  Vgl.  E.y.G.  vom  30.  Juni  1899,  B.  13,028  imd  Erlass  des  Ministeriums 
des  Innern  vom  25.  Juni  1875,  Z.  4799   (Oesterr.  Zeitschr.  f.  Verwaltung  1875). 

»)  Vgl.  E.V.G.  vom  27.  November  1879,  Z.  1457.  Dasselbe  gilt  von  Ab- 
gaben der  Selbstverwaltungskörper,  welche  selbständig  vorgeschrieben  und  ein- 
gehoben werden.  Hinsichtlich  dieser  ist  die  Kognition  der  Gerichte  aus- 
geechloBsen;  s.  E.R.G.  vom  24.  April  1903.  Z.  156  (in  der  Oesterr.  Zeitschr.  f. 
Verwalt.  Nr.  35  ex  1903),  betreffend  Rückstellung  einer  indebite  eingehobenen 
Bierauflage,  welche  landesgesetzlich  einer  Stadtgemeinde  bewilligt  und  der  Ge- 
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Der  Anspruch  auf  VergOtungszinsen  wurde  ferner  an  den  Bestand 
der  Yerzugszinsenpflicht  der  Partei  geknüpft.  Nach  §  1  des  Ge- 
setzes vom  9.  März  1870  R.6.  23  erhebt  der  Staat  die  Forderung 
auf  Verzugszinsen  von  einer  rückständigen  direkten  Steuer  nur  dann, 
wenn  der  Jahresbetrag  der  betreffenden  Steuergattung  100  Kronen 
überschreitet;  auf  diese  Norm  nimmt  §  1  der  kaiserl.  Verordnung 
Bezug  und  lässt  den  Anspruch  auf  Vergütungszinsen  lediglich  in 
jenen  Fällen  existent  werden,  in  denen  die  Vorschreibung,  welche 
zur  Aufhebung  oder  Beschränkung  gelangte,  sei  es  für  sich  allein, 
sei  es  im  Zusammenhalte  mit  anderen  Vorschreibungen  derselben 
Steuergattung  (z.  B.  Nachtragsbesteuerungen),  die  Verzugszinsenpflicht 
im  Sinne  des  zitierten  Gesetzes  begründet  hätte,  bei  Steuerstrafen  dann, 
wenn  der  zum  Rückersatze  gelangende  Betrag  100  Kronen  übersteigt. 
Das  Prinzip  der  Verzugszinsenbefreiung  bei  Jahresschuldigkeiten  unter 
100  Kronen  ist  durch  §  237  Abs.  2  des  Personalsteuergesetzes  vom 
25.  Oktober  1896  gegenüber  solchen  Dienstgebern  ausser  Wirksam- 
keit gesetzt  worden,  welche  die  auf  die  Dienstbezüge  ihrer  An- 
gestellten entfallende  Personaleinkommen-  und  Besoldungssteuer, 
deren  Abzug  von  den  Dienstbezügen  ihnen  nach  den  §§  234  und  235 
leg.  cit.  obliegt,  nicht  zeitgerecht  an  die  zuständige  Staatskasse  ab- 
führen. Diese  haben  bei  jeder  Höhe  der  Steuerschuldigkeit  Verzugs- 
zinsen deshalb  zu  entrichten,  weil  es  sich  um  keine  ihr  Vermögen 
und  Einkommen  belastende  Steuerschuldigkeit  handelt,  sondern  um 
das  spezielle  Verschulden  der  nicht  rechtzeitigen  Abfuhr  fremder, 
ihnen  anvertrauter  Steuergelder.  Diese  Ausnahmebestimmung,  welche 
Strafcharakter  trägt,  kann  schon  mit  Rücksicht  auf  den  Zweck,  den 
sie  verfolgt,  nicht  dazu  führen,  für  solche  Dienstgeber  den  Anspruch 

meindevorstehung  zur  DurchfÜhniDg  übertragen  wurde.  „Eine  Rflckstellnng 
auf  Grund  einer  nachträglichen,  einschränkenden  Rektifizierung  der  früheren 
Anmeldung  setzt  eine  Rektifizierung  der  Bemessung  voraus.  Ob  und  in  welchem 
Masse  eine  solche  begründet  ist,  ist  eine  Frage,  welche  den  Bezug  der  Abgabe 
betrifft,  und  ist  daher  nach  dem  Hofdekrete  vom  29.  Oktober  1846,  Z.  4047, 
Prov.  Ges.-S.  28.  Bd.  Nr.  148,  gleichwie  jede  andere  Steuer  . .  .  zur  Entscheidung 
im  ordentlichen  Rechtswege  nicht  geeignet.  Selbe  unterliegt  vielmehr  nur  der 
Kognition  der  Verwaltungsbehörden.  •  Ebenso  E.V.G.  vom  7.  Januar  1902, 
B.  750A.  „In  manchen  Gemeindeordnungen  sind  Bestimmungen  enthalten,  aud 
denen  gefolgert  werden  muss,  dass  eine  Rückerstattung  von  indebite  gezahlten 
Gemeindeumlagen  nur  dann  und  nur  insoweit  Platz  greifen  kann,  als  der  Be- 
schwerdeweg gegen  die  Gemeinde  betreten  wurde,  wenn  diese  selbst  ver- 
anlagt hat  oder  wenn  es  sich  um  die  B  efreiung  von  der  Abgabe 
handelt. 
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auf  Vergütungszins  bei  jeder  Höhe  des  vorgeschriebenen,  aber  später- 
hin rückerstatteten  Steuerbetrages  zu  begründen.  Und  formell  fehlte 
einem  solchen  Ansprüche  die  Begründung,  da  die  kaiserl.  Ver- 
ordnung die  Ausnahmsbestimmung  des  §  237  Abs.  2  P.St.G.  nicht 
rezipiert,   sondern  nur  §  1  des  Gesetzes  vom  9.  März  1870  bezieht. 

Die  Erklärung  für  diese  wesentliche  Abweichung  der  kaiserl. 
Verordnung  von  dem  Entwürfe  Lemajers  und  den  die  Ver- 
gütungspflicht nach  Zivilrecht  begründenden  rechtlichen  Voraus- 
setzungen ist  in  Bedenken  finanzieller  Natur  zu  suchen.  Man  be- 
fürchtete, dass  die  analoge  Anwendung  der  Gebührengesetzgebung 
eine  zu  grosse  materielle  Inanspruchnahme  des  Staates  zur  Folge 
haben  würde.  Ausgehend  von  der  Parität  der  Yerzinsungspflicht, 
welche  nach  dem  Gebührenrechte  den  Kontribuenten  und  den  Staat 
in  gleicher  Weise  trifft,  griff  man  zu  einer  juristischen  Konstruktion, 
welche  eine  verbreitete  Anschauung  für  sich  ins  Treffen  zu  führen 
?ermag.  Diese  Anschauung  geht  dahin,  dass  es  die  Verzugszinsen- 
pflicht des  Schuldners  sei,  welche  den  Anspruch  auf  Leistung 
von  Vergütungszinsen  seitens  des  Staates  begründe,  dass 
letztere  sich  somit  als  ein  KoroUar  der  ersteren  darstelle  und  folge- 
richtig dann  wegfallen  müsse,  wenn  erstere  nicht  zu  Recht  bestehe. 
Der  Gedanke  einer  solchen  Verknüpfung  zweier  Rechtsinstitute  liegt 
in  der  Tat  nicht  so  wegfem;  mit  diesem  Argumente  wurden  Ver- 
gütungszinsen für  rückersetzte  Gebühren  verlangt,  es  kehrt  in  den 
Entscheidungen  des  V.G.H.  sowie  in  den  Motiven  des  Lemay er- 
sehen Gesetzentwurfes  wieder  und  wird  als  Ablehnungsgrund  gegen- 
über der  Forderung  auf  Vergütungszins  seitens  des  vor  dem  Reichs- 
gerichte Beklagten  ins  Treffen  geführt,  wenn  dem  Kläger  Verzugs- 
zinsenpflicht  bezüglich  der  ihm  zu  restituierenden  Abgabe  nicht  ob- 
liegt. Als  Beispiel  eines  solchen  Falles,  in  dem  die  Konsequenzen 
dieses  behaupteten  Konnexes  mit  aller  Schärfe  gezogen  werden,  kann 
der  mit  dem  früher  zitierten  R.G.E.  vom  24.  April  1903  entschiedene 
Streitfall  dienen,  in  welchem  ein  beklagter  Landesausschuss  Ver- 
gütungszinsen mit  der  Begründung  verweigerte,  dass  von  nicht  recht- 
zeitig eingezahlten  Schuldbeiträgen  von  Verlassenschaften  mangels 
einer  gesetzlichen  Normierung  Verzugszinsen  für  den  Landesfonds 
nicht  eingehoben  werden. 

Die  Einwendung  des  Klägers  war  zwar  zutreffend,  aber  nicht 
erschöpfend.  Nicht  der  Umstand,  dass  Verzugszinsen  gefordert  und 
eingehoben  werden,  behauptete  der  Kläger,  hat  das  Recht  der  Parteien 
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auf  Yergütungszinsen  im  Falle  einer  ungebührlichen  Zahlung  ge- 
schaffen, sondern  die  Erwägung,  dass  von  der  Partei  jede  nachteilige 
Folge  abgewendet  werden  sollte,  wenn  die  Organe  der  Finanzverwal- 
tung  infolge  einer  gesetzlich  nicht  begründeten  Bemessung  von  ihr 
eine  gesetzlich  nicht  zu  leistende  Abgabe  unter  Exekutionsfolgen 
eingefordert  und  eingebracht  haben,  und  auch  der  Umstand,  dass  in 
einem  Gesetze  sowohl  Verzugszinsenpflicht  als  Yergütungszinsenpflicht 
normiert  werden,  berechtigt  noch  nicht  zur  Folgerung,  dass  die  eine 
Verpflichtung  die  andere  zur  unbedingten  Voraussetzung  hat. 

Es  möchte  auch  nicht  mehr  zu  behaupten  sein,  als  daiss  der 
Bestand  der  Verzugszinsenpflicht  ein  Beweggrund  war,  der  bei 
dem  Rufe  nach  Vergütungszinsen  eine  hervorragende  Rolle  spielte. 
Die  rechtlichen  Gesichtspunkte  aber,  auf  welchen  diese  Pflichten 
basieren,  sind  Terschiedene.  Der  Verzugszins  ist  von  einer  Abgaben- 
schuld zu  entrichten,  die  im  Gesetze  begründet  ist  und  kraft  gesetz- 
licher Norm  der  Partei  gegenüber  bis  zu  ihrer  Aufhebung  als  eine 
rechtmässige  Forderung  gilt;  er  ist  nur  dann  zu  leisten,  wenn  dem 
Zahlungspflichtigen  mora  zur  Last  fällt.  Der  Vergütungszins  aber  setzt 
stets  ein  indebitum,  eine  Nichtschuld  voraus,  und  ist  ausschliesslich 
eine  Folge  der  Unrechtmässigkeit  der  erhobenen  Abgabenforderung. 

Ein  rechtlicher  oder  ein  Wesenszusammenhang  besteht  nicht 
und  dasselbe  gilt  nach  Zivilrecht.  Es  genügt,  in  dieser  Hinsicht  auf 
Unger  zu  verweisen,  der  bei  Feststellung  der  auf  Rückforderungen 
ob  injustam  causam  anzuwendenden  Eondiktion  für  das  deutsche  und 
österreichische  Recht  dargetan  hat,  dass  der  Vergütungszinsenanspruch 
eine  vollkommen  selbständige,  in  dem  widerrechtlichen  Vorgange 
begründete  Forderung  auf  Ersatz  des,  wenngleich  optima  fide  zu- 
gefügten Schadens  ist;  in  diesem  Sinne  bildet  nach  dem  mehrerwähn- 
ten reichsgerichtlichen  Judikate  die  Vergütungspflicht  als  rechtliche 
Folge  der  Einhebung  einer  nicht  geschuldeten  Steuer  ein  begriff- 
lich untrennbares  Zugehör  der  Restituierungspflicht,  das 
an  keine  andere  Voraussetzung  als  an  den  Bestand  dieser 
gebunden  ist. 

Es  haben  sonach  nicht  stichhaltige  Gründe  juristischer  Natur 
zur  Sanktionierung  des  Konnexes  zwischen  Verzugs-  und  Vergütungs- 
zins in  der  kaiserl.  Verordnung  geführt,  zumal  auch  Beweggrund  und 
Zweck  der  Verzugszinsenbefreiung  die  Liberierung  von  der  Ver- 
gütimgszinsenpflicht  nicht  zu  rechtfertigen  vermögen.  Eben  deshalb 
kennt  der  Gesetzentwurf  Lemayers   diese   einschränkende  Voraus- 
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Setzung  der  Vergütungszinsenpflicht  nicht  und  eine  genauere  Prüfung  des 
Charakters  der  Yerzugszinsenbefreiung  führt  unschwer  zur  Erkenntnis, 
dass  diese  eine  subjektive,  nicht  aber  eine  objektive  ist.  TrifiPb 
dies  aber  zu,  so  erklärt  sich  damit  auch  jene  Unrichtigkeit,  welche 
in  der  Begründung  des  Gesetzentwurfes  und  zwar  in  dem  Satze  ent- 
halten zu  sein  scheint:  „Das  Steuerärar  bezieht  von  jeder  nicht  recht- 
zeitig eingezahlten  Steuersumme  Verzugszinsen,  erstattet  dagegen 
keine  solchen  von  .  .  .  zurückgezahlten  Steuerbeträgen/ 

Die  Annahme,  dass  hier  ein  üebersehen  vorliegt,  insofern  der 
Antragsteller  auf  die  Yerzugszinsenfreiheit  der  geringfügigen  Steuer- 
betrage nach  §  1  leg.  cit.  nicht  Bedacht  nahm ,  sondern  von  einer 
generellen  Verzugszinsenpflicht  für  Steuerrückstände  sprach,  ist  von 
der  Hand  zu  weisen.  Die  juristisch  relevante  Tatsache  des  Verzuges, 
an  die  sich  die  rechtlichen  Folgen  der  mora  knüpfen,  ist  bei  jeder 
Höhe  der  Jahresschuldigkeit  gegeben.  Das  Gesetz  suspendiert  aber 
die  Geltendmachung  des  staatlichen  Anspruches  auf  Sühnung  des 
Unrechtes,  das  der  Schuldner  durch  nicht  rechtzeitige  Erfüllung 
der  Zahlungsverpflichtung  begeht,  gegenüber  Schuldnern  kleinerer 
Steaerbeträge,  indem  es  einen  für  alle  diese  zutreffenden  Exkusations- 
gnind  annimmt:  die  wirtschaftliche  Schwäche  dieser  Zensiten;  ihre 
reduzierte  Zahlkraft  entschuldigt  ihr  Säumnis.  Wem  keine  höhere 
Steuerleistung,  als  die  im  Gesetze  bezeichnete,  auferlegt  ist,  der 
repräsentiert  eine  ökonomischen  Störungen  leicht  unterworfene  Einzel- 
wirtschaft; die  geringe  Steuerleistung  ist  das  Kriterium  geminderter, 
zum  mindesten  unsicherer  Zahlungsfähigkeit,  die  nicht  in  einem  Ver- 
schulden des  Pflichtigen  ihren  Grund  hat.  Diese  gesetzliche  Präsum- 
tion, welche  auf  dem  allerdings  bestrittenen  Grundsatze  aufgebaut 
ist,  dass  das  Verschulden  nicht  ein  positives,  sondern  ein  negatives 
Moment  der  mora  bildet^),  wurde  anlässlich  der  parlamentarischen 
Beratung  des  Gesetzes  vom  9.  März  1870  wiederholt  unzweideutig 
hervorgehoben.  Als  Zweck  der  Einführung  von  Verzugszinsen  bei 
direkten  Steuern  wird  in  dem  vom  Budgetausschusse  über  den  Gesetz- 
entwurf erstatteten  Berichte^)  die  Erzielung  regelmässiger  Steuer- 
abfuhr und  Herbeiführung  besserer  Ordnung  im  Steuerwesen  be- 
zeichnet,  da  bedeutendere   Steuerträger  absichtlich  mit   der  Steuer 

*)  Vgl.  Unger,  a.  a.  0.  S.  119,  120  und  Anm.39,  41,  42,  ferner  Schuster- 
Schreiber,  Kommentar  zum  a.B.G.,  Wien  1892,  II.  Bd.,  S.  618  ff. 

^  Beilage  35  zum  stenogp:.  Prot,  des  Abgeordnetenhauses,  V.  Session  1870 
und  Prot,  der  17.  Sitzung  am  3.  Februar  1870,  S.  320—324. 
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längere  Zeit  im  Rückstande  blieben,  um  den  Geldbetrag  für  sich 
nutzbar  zu  machen,  und  durch  ein  solches  Gebaren  das  Interesse 
des  Äerares  ebenso  schädigten,  wie  dort,  wo  die  Steuerzahlung  aus 
Nachlässigkeit  oder  Renitenz  unterbUeb.  Es  wurde  aber  nur  bei 
jenen  Beträgen,  wo  es  der  Mühe  lohnt,  die  Steuer  nicht  zu  zahlen 
und  Exekution  führen  zu  lassen,  für  notwendig  erkannt,  Abwehr  zu 
treflfen,  während  dies  bei  kleineren  Steuerzahlern  entbehrlich  er- 
'  schien,  da  bei  diesen  die  Spekulation  auf  die  Nutzung  von  dem  nicht 
rechtzeitig  eingezahlten  Steuerbetrage  mit  Rücksicht  auf  dessen  Ge- 
ringfügigkeit nicht  anzunehmen  ist.  Mit  der  Exemtion  sollte  auf 
„die  dürftigen  und  kleineren  Steuerträger  gebührend  Rücksicht  ge- 
nommen, jede  Härte  des  Gesetzes  vermieden*  und  mit  der  über  einen 
Initiativantrag  vorgenommenen  Verschiebung  der  Befreiungsgrenze 
von  72  auf  100  Kronen  der  Kreis  der  berücksichtigungswürdigen 
und  schonungsbedürftigen  Steuerträger  erweitert  werden. 

Damit  ist  aber  der  Beweis  für  den  subjektiven  Charakter 
der  Befreiung  erbracht;  diese  geht  von  Eigenschaften  des  Steuer- 
trägers aus,  welche  nach  dem  Gesetze  nur  insolange  anzunehmen 
sind,  als  die  Jahressteuer  eine  gewisse  Höhe  nicht  übersteigt.  Eine 
solche  singulare  Norm,  fussend  auf  sozialpolitischen  Erwägungen, 
die  bezüglich  des  Staates  als  Zahlungspflichtiger  ganz  und  gar  nicht 
zutreffen,  kann  auf  den  Staat  weder  als  Schuldner  nach  Privatrecht 
noch  nach  öffentlichem  Recht  analoge  Anwendung  finden,  daher  auch 
nicht  hinsichtlich  der  Schadensvergütung,  die  sich  an  den  Rückersatz 
einer  ex  injusta  causa  empfangenen  Geldsumme  knüpft.  Diese  Argu- 
mentation rechtfertigt  das  Fehlen  der  Exemtion  im  Entwürfe  Lemay er s 
zur  Genüge.  Dass  sie  dennoch  nunmehr  positives  Recht  geworden  ist, 
indem  man  das  Kriterium  einer  Befreiung  zum  Objekte  derselben 
machte,  erklärt  sich  aus  den  Besorgnissen  finanzieller  Natur,  welche 
ja  auch  zu  einer  einschneidenden  Restriktion  der  Anwendbarkeit  der 
kaiserl.  Verordnung  auf  bestehende  Rückersatzansprüche  in  zeitlicher 
Hinsicht  führte.  Neben  diesem  ausschlaggebenden  Grunde  sind  wohl 
auch  das  Streben  nach  Vereinfachung  des  Verrechnungswesens  und 
die  Annahme,  dass  der  Schaden  bei  geringfügigen  Steuerbeträgen  ein 
geringer,  wirtschaftlich  wenig  empfindlicher  sei,  dem  gegenüber  die 
Aufbietung  eines  komphzierten  und  kostspieligen  Apparates  vom 
volkswirtschaftlichen  Standpunkte  aus  nicht  gebilligt  werden  könnte, 
nicht  ohne  Einfluss  geblieben.  Es  mag  dahingestellt  bleiben,  ob 
die    Indemnität,    die    sich    die    Finanzverwaltung    gerade    bei    Ver- 
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stdfisen  gegen  die  kleineren  Steuerträger,  welche  numerisch  weitaus 
überwiegen,  hier  gesichert  hat,  nicht  geeignet  ist,  vom  Standpunkte 
der  Bechtsgleichheit  und  von  sozialen  Gesichtspunkten  aus  Bedenken 
zu  erregen.  Nur  3^/o  der  gesamten  Steuerträger  werden  die  Vor- 
tefle  des  neuen  Gesetzes  geniessen!  —  Die  kaiserl.  Verordnung 
trat  sofort  in  Wirksamkeit,  jedoch  für  die  Vergangenheit  mit  der 
Beschränkung,  dass  nur  von  jenen  Zahlungen,  die  vom 
1.  Januar  1904  geleistet  wurden,  Vergütungszinsen  bean- 
sprucht werden  können  ^).  Durch  diese  Bestimmung  werden  kon- 
krete, der  reichsgerichtlichen  Zuständigkeit  bisher  unterworfene  An- 
sprüche Ton  der  Geltendmachung  ausgeschlossen  bezw.  als  nicht 
existent  erklärt.  Insoweit  hiermit  eine  Beschränkung  der  reichs- 
gerichtlichen Kompetenz  ausgesprochen  wird,  könnte  gegen  den 
Rechtsbestand  der  kaiserl.  Verordnung  die  Einwendung  erhoben 
werden,  dass  dieselbe  eine  Abänderung  der  Staatsgrundgesetze  be- 
zwecke und  in  der  Kassierung  vermögensrechtlicher  Ansprüche  — 
deren  Begründung  in  der  bestehenden  Gesetzgebung  das  Reichsgericht 
anerkannt  hat,  könnte  ein  Eingriff  in  Art.  5  des  Ges.  vom  21.  De- 
zember 1867  R.G.  142  erblickt  werden.  Die  Unverletzlichkeit  des 
Eigentums,  worunter  ja  nicht  bloss  Eigentum  an  körperlichen  Sachen, 

')  Die  niederösterreichische  Handels-  und  Gewerbekammer  bat  gegen 
diese  ÜDzulänglichlieiten  der  kaiserl.  Verordnung  in  der  Sitzung  vom  22.  Sep- 
tember 1904  Stellung  genommen  und  Petitionen  an  beide  Häuser  des  Reicbs- 
rates  beschlossen,  welche  das  Verlangen  aussprechen,  dass  der  kaiserl.  Verord- 
nung die  verfassungsmässige  Zustimmung  versagt  und  an  deren  Stelle  ein  Gesetz 
beschlossen  werden  möge,  welches  die  oben  erwähnten  Bestimmungen  im  Sinne 
des  ürteiles  des  R.G.  und  des  Gesetzentwurfes  des  Freiherrn  v.  Lemayer  ab- 
ändert Der  Eammerbeschluss  wird  damit  begründet,  dass  die  kleinen  Steuer- 
zahler durch  die  Bindung  der  Vergütungszinsenpflicht  an  eine  Steueri-Ückver- 
gütung  in  der  Minimalhöhe  von  100  E.  ungerechtfertigt  geschädigt  werden, 
da  die  wirtschaftlichen  Verhältnisse  des  Staates  einerseits  und  des  kleinen 
Steuerträgers  anderseits  zu  verschieden  seien,  um  nach  dem  Grundsatze 
der  Reziprozität  behandelt  zu  werden.  Als  ganz  besonders  befremdlich 
wird  die  zeitliche  Beschränkung  des  §  7  bezeichnet,  durch  welche  zahlreiche, 
nach  der  Anschauung  des  Reichsgerichtes  in  den  bestehenden  Gesetzen  be- 
gründete Ansprüche  rückwirkend  kassiert  werden.  Dies  wird  als  ein  zu 
Gunsten  des  Staates  und  zum  Nachteile  der  Steuerträger  erfolgtes  Abweichen 
Ton  dem  in  der  Wissenschaft  sowie  in  der  allgemeinen  Rechts- 
Überzeugung  feststehenden  und  von  der  Gesetzgebung  sonst  regel- 
mässig befolgten  Grundsatze,  dass  später  erlassene  Gesetze  in 
Rechtsansprüche,  welche  auf  Grund  bestehender  Gesetze  erworben 
Garden,  nicht  eingreifen  sollen,  angesehen. 
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sondern  im  Sinne  des  §  353  A.B.G.  alles,  was  jemandem  zugehört, 
alle  erworbenen  Rechte  zu  verstehen  sind,  ist  aber  unter  den  Grund- 
rechten angeführt,  zu  deren  Einschränkung  ein  Gesetz  im  konstitutio- 
nellen Sinne  des  Wortes  erforderlich  ist.  Falls  diese  Einwendungen 
zutreffend  sind,  wäre  die  einschränkende  Anordnung  des  §  7  nichtig, 
da  eine  Notverordnung  nach  §  14  eine  Abändeining  der  Staatsgrund- 
gesetze inhaltlich  nicht  bezwecken  darf.  Da  einige  Klagen  auf 
Leistung  von  Vergütungszinsen  bei  dem  Reichsgerichte  schon  vor 
Erlass  der  kaiserl.  Verordnung  eingebracht  wurden,  wird  dasselbe 
in  die  Lage  kommen,  hierüber  zu  entscheiden,  falls  es  sich  die  Kom- 
petenz zuerkennt,  die  Gültigkeit  derartiger  kaiserl.  Verordnungen  zu 
überprüfen.  Diese  Frage  stand  bisher  noch  nicht  zur  Judikatur  des 
Reichsgerichts,  während  der  Verwaltungsgerichtshof  im  Entwurf  vom 
30.  April  1901 ,  Bd.  287  F.  sich  dieses  Ueberprüfungsrecht  abge- 
sprochen hat.  Zu  einzelnen  Bestimmungen  der  kaiserl.  Verordnung 
wäre  noch  folgendes  zu  bemerken: 

1.   Bemessungsgrundlage    und    Ausmass    der  Vergütungs- 
zinsen (§§  1,  2  Abs.  2  und  3). 

Als  Bemessungsgrundlage  ist  nur  der  Betrag  der  nicht  rechts- 
beständig vereinnahmten  Steuer  (oder  Strafe)  anzusehen,  zu  welchem 
die  etwa  von  Steuerpflichtigen  entrichteten  Verzugszinsen  nicht  hin- 
zugerechnet werden  dürfen.  Diese  werden  zwar  zugleich  mit  der 
Abschreibung  von  zur  Ungebühr  vorgeschriebenen  Steuern  oder  bei 
Herabsetzung  der  Steuerquote  von  der  Steuerbemessungsbehörde  ganz 
oder  verhältnismässig  in  Abfall  gebracht  (Fin.-Min.-Erl.  vom  26.  Juni 
1870  V.Bl.  27)  und  bar  rückvergütet  oder  gutgerechnet,  können  aber 
mangels  einer  ausdrücklichen  gesetzlichen  Verfügung  umsoweniger 
bei  der  Vergütungszinsenberechnung  in  Betracht  kommen,  als  den 
Rechtsgrund  ihrer  Einhebung  die  der  Partei  zur  Last  fallende  Ver- 
letzung der  SteuerpUnkÜichkeit  bildet,  die  auch  dann  zu  wahren  ist, 
wenn  die  Steuervorschreibung  angefochten  wird,  da  den  Rechtsmitteln 
in  Steuersachen  eine  aufschiebende  Wirkung  ex  lege  in  der  Regel 
nicht  zukommt. 

Aus  der  Textierung  des  §  1  geht  hervor,  dass  Vergütungs- 
zinsen von  einer  ungebührlich  geleisteten  Zahlung  nur  dann  bean- 
sprucht werden  können,  wenn  diese  bar  zurückersetzt  wird,  also 
nicht,  wenn  der  als  üeberzahlung  sich  darstellende  Betrag  auf  eine 
zur  Zeit  der  rechtlichen  Feststellung  der  üeberzahlung  fällige,  ander- 
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weitige  Steuerschuldigkeit  gutgeschrieben  wird,  was  im  §  4  Abs.  2 
angeordnet  ist.  Man  dürfte  wohl  vergeblich  nach  einem  Bechts- 
gronde  ftbr  diese  Einschränkung  der  Haftpflicht,  welche  die  Zahl 
der  möglichen  Anwendungsfälle  des  Gesetzes  ausserordentlich  ver- 
ringert, suchen.  Bei  Steuerpflichtigen,  welche  in  fortlaufender  Steuer- 
Toischreibung  stehen,  wird  regelmässig  eine  zur  Zeit  fällige  Steuer- 
Schuldigkeit  vorhanden  sein,  zu  deren  Abstattung  die  üeberzaUung 
heranzuziehen  ist,  sohin  der  Anspruch  auf  VergOtungszinsen  regel- 
mässig ganz  oder  zum  Teile  entfallen,  je  nachdem  der  Gesamtbetrag 
der  üeberzahlung  oder  nur  ein  Teilbetrag  derselben  zur  Steuertilgung 
in  Verwendung  kommt.  Da  nicht  abzusehen  ist,  warum  ein  ganz 
zufälliges  und  äusserliches  Moment,  —  das  Zusammentreffen  eines 
Steuerfölligkeitstermines  mit  dem  Zeitpunkte  der  Richtigstellung  oder 
Anfhebung  einer  anderen  Steuervorschreibung  —  die  Schadenersatz- 
pflicht des  Staates  beseitigen  soll,  wird  gegen  diese,  offensichtlich 
auf  eine  weitere  Abschwächung  der  materiellen  Tragweite  des  Ge- 
setzes abzielende  Einschränkung  unter  Hinweis  auf  die  durch  dieselbe 
hervorgerufene  praktische  «Wirkungslosigkeit*  der  kaiserl.  Verord- 
nung einmütig  und  unzweideutig  Stellung  genommen.  Derartige,  nicht 
unbegründete  Bekriminationen  sind  aber  geeignet,  die  gerechte 
Würdigung  des  Fortschrittes  der  Rechtsentwicklung,  welcher  in  der 
prinzipiellen  Anerkennung  der  staatlichen  Schadenersatzpflicht  auf 
diesem  Gebiete  zum  Ausdrucke  gekommen  ist,  zu  verdrängen^). 

unter  die  Bestimmung  des  2.  Abs.  §  2,  dass  freiwillig  geleistete 
Einzahlungen,  welche  die  gesetzlichen  Raten  der  ursprünglich  in  Be- 
schwerde gezogenen  Jahresvorschreibung  übersteigen,  von  der  Berech- 
nung der  Vergütungszinsen  ausgeschlossen  sind,  sind  üeberzahlungen 
nicht  zu  rechnen,  welche  dadurch  entstehen,  dass  ein  Kontribuent 
mangels  Vorschreibung  der  Steuer  für  das  laufende  Jahr  diese  im 
Ausmasse  der  Steuer  des  Vorjahres  entrichtete.  Derartige  Zahlungen 
können  nicht  als  freiwillige  angesehen  werden,  da  sie  im  Grunde 
der  imperativen  Norm  des  §  5  des  Gesetzes  vom  9.  März  1870  ge- 
leistet werden,  welches  für  alle  direkten  Steuern  die  Zahlung  nach 
der  Gebühr  des  Vorjahres  insolange  anordnet,  bis  die  neue  Schuldig- 
keit vorgeschrieben  ist. 

Durch  die  Aufhebung  einer  die  Steuerveranlagung  oder  Straf- 

^)  Auch  gegen  diese  Einschränkung  der  Vergütungszinsenpflicht  nahm  die 
niederOflierreichische  Handels-  und  Gewerbekammer  (s.  die  vorhergehende  An- 
merkung) Stellung. 
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bemessung  betreffenden  Entscheidung  wird  nicht  in  allen  Fällen  zum 
Ausdrucke  gebracht,  dass  die  materiellen  Voraussetzungen  der  recht- 
mässigen Einforderung  der  Steuer  oder  Strafe  fehlten,  sonach  ein 
Anspruch  ex  injusta  causa  erhoben  wurde ,  bezw.  eine  .Leistung  ex 
injusta  causa  erfolgte.  Jedenfalls  muss  dies  nicht  bezüglich  des  Ge- 
samtbetrages,  der  mit  der  aufgehobenen  Entscheidung  beansprucht 
wurde,  der  Fall  sein.  Aus  dem  Vergleiche  dieser  mit  der  neuen, 
materiell  richtigen  Bemessung  kann  sich  vielmehr  ergeben,  dass  nur 
ein  Teilbetrag  indebite  geleistet  worden  ist.  Waren  formelle  Mängel 
der  Grund  der  Kassation,  so  liegt  nahe,  dass  eine  neuerliche  Ver- 
anlagung unter  Beobachtung  der  gesetzlichen  Formen  zu  demselben 
ziffermässigen  Ergebnisse  führt.  Hier  kann  von  einer  indebite- 
Leistung  nicht  die  Rede  sein,  da  der  Erwerb  seitens  des  Staates  nicht 
auf  einem  von  der  Rechtsordnung  missbilligten  Grunde  beruht,  die 
bezahlte  Schuld  daher  keine  Nichtschuld  ist.  Wurde  ex  justa  causa 
gefordert,  aus  einem  rechtsbeständigen  Grunde,  so  kann  weder  von 
einem  Rückforderungsanspruche  aus  dem  Titel  ungerechtfertigter  Be- 
reicherung, noch  von  einem  Schadenersatze  für  erlittenes  materielles 
Unrecht  die  Rede  sein,  da  nicht  die  Geltendmachung  des  Anspruches, 
sondern  nur  formelle  Momente  im  Zuge  derselben  vom  positiven 
Rechte  missbilligt  werden,  ein  Fall,  der  auch  nach  Zivilrecht  die 
Eondiktion  ausschliesst  (z.  B.  §  1432  a.B.G.:  „doch  können  Zahlungen 
einer  . . .  Schuld,  welche  nur  aus  Mangel  der  Förmlichkeiten  ungültig 
ist,  .  .  .  nicht  zurückgefordert  werden*).  §  3  der  kaiserl.  Verordnung 
bringt  zum  Ausdrucke,  dass  die  Differenz  zwischen  dem  Betrage  der 
kassierten  Vorschreibung  und  dem  Betrage  der  neuen  Bemessung 
das  indebitum  bildet,  wobei  nicht  unterschieden  wird,  ob  die  Kassie- 
rung im  Grunde  eines  materiellen  oder  eines  formellen  Defektes  der 
Vorschreibung  erfolgte.  Der  Anspruch  auf  Rückersatz-  und  Ver- 
gütungszinsen wird  daher  1.  c.  „vorerst  nur  nach  Massgabe  der 
an  Stelle  der  aufgehobenen  tretenden  neuerlichen  Entscheidung*  als 
zu  Recht  bestehend  anerkannt.  Da  letztere  gleichfalls  der  Anfech- 
tung unterliegt,  können  je  nach  dem  Erfolge  einer  solchen  weiter- 
gehende Ansprüche  auf  Rückersatz  entstehen,  denen  durch  Anerken- 
nung und  Befriedigung  des  auf  Grund  der  früheren  Kassation  er- 
hobenen Anspruches  nicht  präkludiert  wird.  Das  geht  aus  dem 
Worte  »vorerst*  und  der  weiteren  Textierung  „vorbehaltlich  allfälligcr 
weitergehender  Ansprüche*  hervor. 

Durch   diese   soluti  retentio   versichert  sich  die  Steuerbehörde 
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zwar  gegen  eventaelle  den  Eingang  der  schliesslich  aufrecht  bleiben- 
den Steuervorschreibung  geföhrdende  Ereignungen  in  der  wirtschaft- 
lichen Lage  des  Steuerpflichtigen,  sie  trägt  aber  dafür  das  periculum 
in  Form  des  Yergütungszii^ses,  wenn  eine  weitere  Ermässigung  oder 
gänzliche  Abschreibung  der  Steuer  das  Ergebnis  des  Rechtsmittel- 
Terfahrens  ist^). 

Das  Ausmass  der  Vergütungszinsen  ist  das  der  Verzugszinsen, 
welches  für  direkte  Steuern  in  Art.  1  des  Gesetzes  vom  23.  Januar 
1892  R.G.  26  festgesetzt  ist.  Diese  werden  mit  1,3  Heller  für  je 
100  Kronen  und  jeden  Tag  der  Verzögerung  bemessen,  was  einem 
Zinsfiisse  von  beiläufig  4,7  vom  Hundert  entspricht  (gegenüber  dem 
Satze  von  4  vom  Hundert  des  Entwurfes).  Es  ist  ein  Billigkeits- 
moment, die  Vergütungszinsen  nicht  geringer  anzusetzen  als  die  Ver- 
zugszinsen; mit  der  Minderung  dieser,  welche  im  Hinblicke  auf  die 
zu  grosse  Belastung  der  zwar  zahlungswilligen  aber  temporär  zahlungs- 
unfähigen Steuerträger  angestrebt  wird,  müsste  die  Reduktion  der 
Vergütungszinsen  gleichen  Schritt  halten. 

2.  Voraussetzungen  des  Anspruches  auf  Rückersatz 
(§  2  Abs.  1  und  3). 

Die  Anfechtung  der  Legalität  der  Vorschreibung,  welche  eine 
Reduktion  derselben  zur  Folge  hat,  begründet  den  Anspruch  auf 
Rückersatz  für  den,  welcher  die  Zahlung  geleistet  hat. 

Durch  das  im  Personalsteuergesetze  sorgfaltig  ausgestaltete 
Institut  der  Haftung  ist  der  Kreis  der  Zahlungspflichtigen  über  die 
Steuerpflichtigen  hinaus  erweitert  worden.  Die  „Haftenden*  sind 
solche  vom  Steuerpflichtigen  verschiedene  Personen,  denen  auf  Grund 
besonderer  gesetzlicher  Bestimmung  subsidiär  die  Leistung  der  Steuer 
obliegt.  Die  Heranziehung  derselben  zur  Steuerzahlung  (nach  der 
Terminologie  des  Gesetzes:  „die  Geltendmachung  der  Haftung '^)  er- 
folgt mittels  Zahlungsaufforderung,  gegen  welche  in  zweifacher  Rich- 
tung Rechtsmittel  eingeräumt  sind :  es  kann  die  Haftpflicht  als  solche 
oder  der  Rechtsbestand  der  Steuervorschreibung  angefochten  werden. 
Dasselbe  gilt  bezüglich  der  Steuerstrafen,  da  nach  §  266  leg.  cit. 
die  Haftung  der  physischen  und  juristischen  Personen,  sowie  der  Erb- 

')  Es  liegt  hier  kein  Fall  der  Ausübung  des  zu  §  4  al.  2  erörterten 
Retentionsrechtes  im  engem  Sinne  des  Wortes  vor,  sondern  die  Berechtigung 
zur  VerBchiebnng  des  Rückersatzes  bis  zur  endgültigen,  einer  Anfechtung  nicht 
mehr  unterliegenden  Austragung  des  Streitfalles. 
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Schaftsmassen  für  die  Folgen  allfälliger  Pflichtverletzungen  ihrer  ge- 
setzlichen oder  beToUmächtigten  Vertreter,  insbesondere  auch  fOr  die 
gegen  die  letzteren  aus  diesem  Grunde  yerhängten  Strafen  ausgesprochen 
und  Rekurs  dieser  Haftenden  in  beiden  Richtungen  zulässig  ist. 

Auch  den  Vorsitzenden  der  Steuerkommissionen  steht  das  Recht 
zu,  die  Entscheidungen  derselben  anzufechten. 

Wie  man  sieht,  ist  nicht  bloss  der  Steuerpflichtige  zur  Ein- 
legung von  Rechtsmitteln  befugt  und  kann  daher  die  Wirkung,  eine 
Zahlung  zu  einer  „nicht  rechtsbestandig  vereinnahmten'^  zu  qualifizieren, 
nicht  auf  seine  Anfechtung  der  Vorschreibung  beschränkt  sein.  Die 
kaiserl.  Verordnung  erklärt  deshalb  ganz  allgemein,  dass  eine  Zahlung 
als  nicht  rechtsbestandig  zu  gelten  hat,  wenn  die  Vorschreibung,  auf 
welche  sie  abgestattet  wurde,  durch  die  über  ein  Rechtsmittel 
erfolgte  Entscheidung  der  Verwaltungsbehörde  oder  kraft  eines  ge- 
richtlichen Ausspruches  im  Rechte  nicht  als  begründet  erkannt  wird. 
Es  besteht  auch  keine  Relation  zwischen  dem  Umfange  des  im 
Rechtsmittel  ausgedrückten  Petites  und  dem  Ergebnisse  der  über  das- 
selbe ergangenen  Entscheidung;  insbesondere  macht  es  nichts  aus, 
dass  die  Beschwerde  vielleicht  gar  nicht  auf  Reduktion  oder  Beseiti- 
gung der  Vorschreibung  dem  Masse  nach  gerichtet  war:  wesentlich 
ist  nur,  dass  auf  Reduktion  oder  Aufhebung  der  Vorschreibung  in- 
folge des  eingebrachten  Rechtsmittels  erkannt  wurde.  Die  Rechts- 
mittelaktion ist  sonach  der  Ausgangspunkt  zur  Existentwerdung  des 
Rückersatzanspruches.  Führt  die  Anfechtung  zur  Aufhebung  der  Vor- 
schreibung oder  zu  einer  derartigen  Beschränkung  derselben,  dass  die 
erfolgte  Einzahlung  die  erübrigende  Vorschreibung  übersteigt,  so  ist 
damit  zugleich  der  Umfang  der  Rückvergütung  in  concreto  festgestellt. 

Durch  eine  derartige  Sentenz  wird  zum  Ausdrucke  gebracht, 
dass  die  Steuerbehörde  durch  widerrechtliche  Steuerbelegung  einen 
Schaden  objektiv  verursacht  hat;  ob  ein  subjektives  Verschulden 
der  Organe  vorliegt,  ist  irrelevant.  Da  lediglich  das  objektive  Moment 
der  Verursachung  die  Grundlage  der  Schadenshaftung  ist,  kommt 
hier  das  Verursach ungs-  oder  Veranlassungsprinzip,  auch  Prinzip 
der  Erfolghaftung  genannt,  zur  Geltung^). 

Da  der  Anspruch  auf  Rückvergütung  aus  der  Reklamation  gegen 
die  Vorschreibung  existent  vnrd,  ist  neben  dieser  eine  selbständige 
Erhebung  des   Anspruches  nicht  erforderlich,   ebensowenig  Protest 

*)  Vgl.  Piper,  Yeruraachiing  und  Yerschulden  als  Grundlagen  der 
Schadenshaftung,  Rostock  1902. 
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bei  der  Zahlung.  In  der  Anfechtung  der  Legalität  der  Vorschreibung 
liegt  implicite  die  Forderung  an  den  Staat  auf  Rückersatz  des  auf 
sein  Oeheiss  Geleisteten,  mag  sie  der  Zahlung  vorausgegangen  oder 
nachgefolgt  sein.  Separate  Geltendmachung  müsste  im  Gesetze  aus- 
drücklich angeordnet  sein,  wäre  aber  ebenso  überflüssig,  wie  die 
Protesterhebung  beim  Zahlungsakte,  welche  schon  mit  Rücksicht  auf 
die  Amtsorganisation  ausgeschlossen  ist,  da  die  Zahlstellen  zur  Ent- 
gegennahme solcher  Proteste  nicht  kompetent  sind.  Hiermit  wird 
auch  nicht  gegen  die  Theorie  Verstössen,  welche  hierin  eine  Voraus- 
setzung des  Ersatzanspruches  erblickt,  denn  in  der  Reklamation 
kommt  der  Protest  am  gehörigen  Orte  zum  Ausdrucke.  Nur  Leistung 
des  Geschuldeten  in  der  Absicht,  zu  erfüllen  hebt  die  Abgaben- 
pfiicht  auf;  Zahlung  unter  Anfechtung  der  Zahlungsforderung  ist 
nicht  Erfüllung,  sondern  hat  die  Bedeutung  einer  durch  das  Finanz- 
recht  erzwungenen  Sicherstellung  zur  Vermeidung  der  Exekution. 
Das  Gezahlte  soll  dem  Staate  nur  im  Falle  endgültiger  Abweisung 
der  eingebrachten  Beschwerde  verbleiben,  ist  dagegen  im  Falle  der 
Vernichtung  des  Hebeaktes  zurückzugeben^). 

Den  , gerichtlichen  Ausspruch*  über  die  rechtliche  Begründung 
einer  Vorschreibung  hat  nach  den  §§  2  und  5  des  Gesetzes  vom 
22.  Oktober  1875  der  Verwaltungsgerichtshof  zu  schöpfen,  bei  wel- 
chem die  Beschwerde  nach  Austragung  der  Angelegenheit  im  admi- 
nistrativen Wege  zu  erheben  ist.  Das  Reichsgericht  ist  dann 
kompetent,  wenn  die  im  §  4  vorgesehene  „entsprechende  Verständi- 
gung* des  Rückempfängers  seitens  der  Steuerbehörde  unterblieb^ 
wenn  die  Rückvergütung  verweigert  wurde  oder  in  einem  Ausmasse 
erfolgte,  welches  die  Partei  der  richtig  gestellten  Vorschreibung 
gegenüber  als  nicht  entsprechend  ansieht  etc.^).    Als  gleichwertiger 


0  Vgl.  Tezner,  a.  a.  0.  S.  519,  556. 

*)  Die  ordentlichen  Gerichte  haben  weder  über  Rektifizierung  einer  Steuer- 
venchreibung  noch  über  die  Frage  zu  entscheiden,  ob  und  welche  Steuer- 
restitntion  zu  leisten  sei.  E.  des  obersten  Gerichtshofes  vom  13.  Januar  1874, 
Z.289  (Oesterr.  Zeitschr.  f.  Verwalt.  1874,  Nr.  39),  Hofdekret  vom  27.  Oktober 
1846,  Z.  4047  (a,  a.  0.)  und  E.R.G.  vom  24.  April  1908,  Z.  156  (a.  a.  0.).  Zur 
Snticheidang  des  Deutschen  Reichsgerichts,  Bd.  III,  Nr.  195,  dass  der  An- 
sprach auf  Erstattung  einer  aus  öffentlich-rechtlichen  Gründen  nicht  geschul- 
deten Abgabe  im  ordentlichen  Rechtswege  verfolgbar  ist,  bemerkt  Tezner, 
a.  a.  0.  S.  555 j  es  könnte  mit  demselben  Rechte,  mit  dem  ein  Zivilgericht 
gegenüber  einem  formell  korrekten  Hebeakt  die  condictio  zulässt,  die  vindi- 
catio von  Waren,  die  mit  Berufung  auf  ein  polizeilich  zu  wahrendes  Interesse 


Digitized  by  VjOOQIC 


7Q  J.  V.  Bauer, 

Titel  der  Rückvergütung  steht  neben  dem  richterlichen  Ausspruche 
die  Anerkennung  des  Parteipetits  seitens  der  Behörde  im  Zuge  des 
gerichtlichen  Streitverfahrens,  welche  in  der  Elaglosstellung  der 
Partei  zum  Ausdrucke  kommt. 

Während  die  Rückvergütung  von  Amts  wegen  zu  leisten 
und  die  Partei  durch  eine  entsprechende  Verständigung  der  Steuer- 
behörde in  die  rechtliche  Möglichkeit  zu  versetzen  ist,  den  ein- 
bezahlten Steuerbetrag  zurückzuerhalten,  sind  die  Yergütungs- 
Zinsen  nicht  ex  lege  zugleich  mit  dem  Rückersatze,  sondern  nur 
über  Verlangen  der  Partei  anzuweisen.  Nach  §  1  kann  der 
Rückempfanger  Vergütungszinsen  beanspruchen  und  die  rechtzeitige 
Erhebung  dieses  Anspruches  ist  seine  Sache.  Macht  er  den  An- 
spruch nicht  binnen  3  Jahren  vom  Tage  der  Zustellung  der  Ent- 
scheidung der  Verwaltungsbehörde  oder  von  dem  Tage  der  Ver- 
kündigung des  gerichtlichen  Erkenntnisses,  auf  Grund  dessen  der 
Rückersatz  stattfindet,  geltend,  so  ist  derselbe  erloschen  (§  5).  In 
dieser  Norm  liegt  eine  nicht  unbeachtliche  Erschwerung  der  Rechts- 
lage für  die  Partei,  welche  genötigt  ist,  nach  Prosolvierung  des 
Rechtsmittelverfahrens  neuerlich  an  die  Steuerbehörde  heranzutreten. 
Es  ist  anzunehmen,  dass  die  Steuerträger  teils  aus  Bequemlichkeit, 
teils  aus  natürlicher  Scheu  vor  Prozessen,  teils  endlich  aus  Un- 
kenntnis es  in  vielen  Fällen  gar  nicht  erst  versuchen  werden,  von 
den  Steuerbehörden  Vergütungszinsen  herauszubekommen.  Die  Fest- 
stellung des  Zeitpunktes,  von  welchem  die  Verjährung  des  An- 
spruches zu  laufen  beginnt,  ist  insofern  nicht  einwandfrei,  als  die 
Verjährungsfrist  von  der  Verkündigung  des  gerichtlichen  Erkennt- 
nisses an  und  nicht  von  der  Zustellung  desselben  an  die  Partei  zu 
berechnen  ist;  zwischen  Verkündigung  und  Zustellung  liegt  mitunter 
ein  beträchtlicher  Zeitraum,   der  zum  Nachteile  der  Partei  verlauft. 

Das  Recht  der  Rückforderung,  welches  in  §  77  des 
Oebührengesetzes  bei  einer  Mehrzahlung  infolge  Irrtumes  oder 
Rechnungsverstosses  innerhalb  des  Zeitraumes  von  3  Jahren  nach 
der  erfolgten  Zahlung,  also  selbständig  und  ausserhalb  des  ordent- 
lichen Rechtsmittelverfahrens  zugestanden  ist,  besteht  für  die  direkten 
Steuern  nicht,  da  weder  in  den  Steuergesetzen  noch  in  der  kaiserl. 
Verordnung  dieser  Titel  der  Rückvergütung  rezipiert  ist  und  die 
letztere  die  erfolgreiche  Anfechtung  der  Vorschreibung   durch   ein 

darch  formell  korrekte  Beschlagserkläning  konfisziert  worden  sind,  zugelassen 
werden. 
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Rechtsmittel  allein  als  Voraussetzung  der  Rückvergütung  anführt. 
Hat  die  Vorschreibung  sonach  materielle  Rechtskraft  erlangt,  so 
kann  dieselbe  zum  Nachteile  des  Staates  nicht  mehr  in  Frage  ge- 
stellt werden :  Eondiktion,  Vindikation,  Restitutionsbegehren,  Schaden- 
ersatzklage sind  ausgeschlossen,  die  eingetretene  Rechtskraft  kann 
auf  solchem  Wege  ihrer  Wirkung  nicht  mehr  beraubt  werden. 
.Wenn  besondere  Normen  über  die  condictio  indebiti  fehlen,  muss 
der  Grundsatz  zur  Oeltung  kommen,  dass  hierbei  nur  die  Vor- 
schriften über  den  gewöhnlichen  Beschwerdezug  Anwendung  finden 
können''  ^).  Durch  die  präzise  Abgrenzung  des  Begriffes  „nicht  rechts- 
beständig vereinnahmte  Zahlungen"  dürfte  die  Analogie  nach  §  77  leg. 
cit  ausgeschlossen  sein^).  Dies  ist  für  die  Praxis  von  grosser  Bedeu- 
tung: die  Rückvergütung  kann  nicht  verlangt  werden  unter  Hinweis 
anf  die  bei  einem  anderen  Steuerträger  im  Rechtsmittelverfahren 
ansgesprochene  Gesetzwidrigkeit  einer  Vorschreibung.  Hierin  liegt 
ein  Privilegium  fisci,  welchem  das  Recht  der  Nachtragsbemessung 
innerhalb  der  gesetzlichen  Frist  gewahrt  ist,  so  dass  die  materielle 
Rechtskraft  einer  Vorschreibung  erst  nach  Ablauf  dieser  Frist  auch 
f&r  die  Behörde  bindend  ist.  Für  diese  Unebenheit  spricht  die  Er- 
wägung, dass  eine  Verwirrung  des  Haushaltes  der  Behörden  hintan- 
gehalten werden  soll  und  der  in  den  ordentlichen  Rechtsmitteln 
gewährte  Rechtsschutz  ein  ausreichender  ist:  es  ist  Sache  des  Steuer- 
trägers, rechtzeitig  gegen  eine  seines  Erachtens  ungesetzliche  Vor- 
schreibung Stellung  zu  nehmen.  Gegen  dieselbe  ist  auf  die  Un- 
billigkeit zu  verweisen,  welche  in  dem  Ausschlüsse  der  Wiederaufnahme 
des  Verfahrens  bei  nachträglich  hervorgekommenen  Tatsachen  liegt, 
sowie  auf  die  weitverbreitete,  allerdings  nicht  in  vollem  Umfange 
begründete  Anschauung,  dass  hierdurch  ein  ungünstiger  Einfluss  auf 
die  Entwicklung  der  Steuermoral  genommen  wird,  während  eine 
dem  lebendigen  Rechtsgefühle  Rechnung  tragende  Gesetzgebung  zur 
Kräftigung  derselben  am  meisten  beizutragen  vermöchte.  Es  wird 
eben  von  vielen  als  Unrecht  empfunden,  dass  der  Staat,  dem  in 
einem  Falle  die  Unrechtmässigkeit  der  Abgabenvorschreibung  nach- 

>)  E.V.G.  vom  2.  April  1880,  Z.  682. 

*)  Von  den  spärlichen  Normen  des  älteren  Rechts  ist  zum  Vergleiche 
das  Hofkanzleidekret  vom  21.  Januar  1825,  Z.  1793,  Prov.  Ges.-S.  für  Tirol 
benmzoziehen :  ,Der  SteuerrOckersatz  wird  nur  von  der  Zeit  an  geleistet,  zu 
welcher  die  Beschwerde  wegen  Steuerduplikaten  oder  Rechnimgsverstössen  an- 
gebracht, oder  wenn  keine  Beschwerde  vorliegt,  von  der  Zeit,  wo  der  Fehler 
von  Amts  wegen  erhoben  und  amtlich  hierüber  entschieden  worden  ist.*' 
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gewiesen  und  die  RückvergOtung  auferlegt  worden  ist,  in  anderen 
ganz  gleichen  Fällen  die  rechtswidrig  eingehobene  Abgabe  behält, 
weil  die  Legalität  derselben  nicht  angefochten  worden  ist.  Diese 
Deckung  hinter  dem  Schutzwall  des  Rechtsformalismus  yerstösst 
nach  der  Auffassung  einer  grossen  Zahl  der  Steuerträger  gegen  das 
natürliche  Rechtsempfinden,  wird  als  ein  Vergehen  contra  bonos 
mores  angesehen,  und  es  fehlt  nicht  an  solchen,  welche  die  mindere 
Gewissenhaftigkeit  in  Steuersachen  mit  dem  Hinweise  auf  solche 
Unbilligkeit  als  einen  Akt  der  Notwehr  zu  rechtfertigen  yersuchen, 
zumal  sich  der  Staat  das  Recht  vorbehalten  hat,  zum  Nachteile  des 
Steuerträgers  das  Verfahren  wieder  aufzunehmen. 

Umso  beachtenswerter  ist  es,  dass  der  Entwurf  Lema je rs  im 
§  2  neben  dem  Rekurse,  dem  gerichtlichen  Ausspruche  und  der 
Elaglosstellung  auch  die  Anerkennung  der  Nichtschuld 
seitens  der  Finanzverwaltung  als  Rechtstitel  des  Rück- 
ersatzes und  der  Vergütungszinsenpflicht  enthält,  so  dass  hier,  ohne 
der  Eodifizierung  des  Eondiktionenwesens  auf  dem  Gebiete  des 
öffentlichen  Rechtes  vorzugreifen,  die  Möglichkeit  eines  Rückersatzes 
und  einer  Schadensvergütung  auch  ausserhalb  des  ordentlichen 
Rechtsmittelverfahrens  gewahrt  ist. 

3.  Laufzeit  der  Vergütungszinsen  (§  4  al.  1,  3  u.  4). 
Als  Anfangstermin,  von  dem  die  Vergütungszinsen  zu  leisten 
sind,  ist  der  Tag  der  Empfangsverrechnung  der  ungebührlich  ge- 
leisteten Zahlung  anzusehen.  Durch  diese  Textierung  sind  die  Be- 
denken beseitigt,  welche  die  Bezeichnung  des  Lemay  ersehen  Ent- 
wurfes ^Einfliessen  in  die  Staatskassen''  hervorzurufen  geeignet 
gewesen  wäre.  Eine  Empfangsverrechnung  findet  nur  bei  den  zur 
Entgegennahme  der  Steuerzahlung  kompetenten  Steuerkassen  statt, 
wobei  es  nicht  darauf  ankommt,  ob  dieselben  im  staatlichen  Eassen- 
verbande  stehen  oder  Gemeindekassen  von  grösseren,  mit  eigenem  Statut 
versehenen  Städten  sind,  in  denen  die  den  Gemeinden  in  Angelegen- 
heiten der  direkten  Steuern  obliegende  Mitwirkung  durch  die  auch 
mit  der  Steuereinhebung  betrauten  Magistrate  besorgt  wird.  Hier- 
von ist  der  Fall  der  Steuerperzeption  durch  eine  Gemeinde,  welche 
zu  dieser  nach  dem  Gesetze  nicht  ausdrücklich  verpflichtet  ist^), 
jedoch   üb ungs gemäss    die   Steuerschuldigkeit  der  Gemeindeange- 

>)  V.G.E.  Tom  14.  März  1888,  B.  1696  und  F.M.E.  vom  18.  Dezember  1868» 
Z.  82,994. 
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hdrigen  entgegennimmt,  zu  unterscheiden.  Die  mit  der  Sammlung 
der  Gelder  beauftragten  Gemeindeorgane  ftlhren  die  übernommenen 
Steuergelder  mittels  Konsignation  und  unter  Beilegung  der  einzelnen 
SteuerbQcbel  bezw.  Zahlungsaufträge  an  das  Steueramt  ab,  welches 
die  Zahlung  individuell  in  den  Begleitdokumenten  bestätigt  und  den 
Betrag  in  den  Büchern  auf  den  Konto  des  Steuerpflichtigen  in  Emp- 
fang stellt.  Erst  mit  diesem  Zeitpunkte  ist  die  Steuerzahlung  ge- 
leistet, die  Gemeindeorgane  erscheinen  nur  als  Bevollmächtigte  der 
einzelnen  Kontribuenten.  Nur  jene  Gemeinden,  deren  Vertretung 
mit  Genehmigung  des  Landesausschusses  eine  besondere  Haftungs- 
erklärung  ausstellt,  erhalten  die  Ermächtigung  der  individuellen 
Quittierung  ^),  von  welcher  ab  die  Steuerzahlung  als  geleistet  anzu- 
sehen kommt  ^).  Auf  Grund  spezieller  Bestimmung  wird  bei  Be- 
gleichung von  direkten  Steuern  samt  Zuschlägen  im  Wege  des 
k.  k.  Postsparkassenamtes  (Verordnungen  vom  1.  Mai  1896  bezw. 
16.  November  1897  R.G.  52  ex  1896  u.  272  ex  1897)  als  Zeitpunkt 
der  gültig  geleisteten  Zahlung  bei  Barzahlungen  der  Tag  der 
Uebergabe  des  Einzahlungsscheines  an  das  Postamt,  bei  Anweisungen 
im  Clearingverkehre  der  Tag  der  Buchung  des  Schecks  beim  Post- 
sparkassenamte angesehen. 

Ist  der  Steuerbetrag  nicht  an  die  zuständige  Steuerkasse  ein- 
gesendet worden,  so  wird  derselbe  vorläufig  pro  aerario  in  Empfang 

*)  Nach  dem  F.M.E.  vom  1.  Juni  1870,  V.Bl.  23,  sind  dieselben  verhalten, 
den  T^  der  Steuerzahlung  bei  den  einzelnen  Steuerträgern  in  der  Konsignation 
über  die  eingehobenen  Steuern  genau  ersichtlich  zu  machen  und  den  Steuer- 
ämtem  nachzuweisen,  damit  die  letzteren  die  Verzugszinsen  nachträglich  be- 
rechnen. 

*)  Aus  der  Erwägung,  dass  die  tatsächliche  Besorgung  der  Steuer- 
einhebung durch  eine  Gemeinde  bezw.  durch  G^meindeorgane  rechtlich 
keineswegs  der  Besorgung  jener  Verwaltungsgeschäfte  gleichgestellt  werden 
kann,  welche  kraft  gesetzlicher  Vorschriften  an  Gemeinden  Übertragen  worden 
sind,  ergibt  sich  die  Inkompetenz  der  Administrativbehörden  zur  Schöpfung 
Ton  Ersatzerkenntnissen  gegen  die  Steuersammler.  Es  können  näm- 
lich jene  Gesetzeefolgen,  welche  im  Falle  einer  mangelhaften  Besorgung  dieser 
einen  übertragenen  Wirkungskreis  der  Gemeinde  bildenden  Geschäfte  aus  der  in 
den  Gemeindeordnungen  festgesteUten  Verantwortlichkeit  des  Gemeindevorstehers 
gegenüber  der  Regierung  eventuell  abzuleiten  sind,  keine  Anwendung  finden. 
Das  Rechtsverhältnis  kann  man  als  auf  einem  zivilrechtlichen  Mandate 
(sei  es  seitens  der  Staatsverwaltung,  sei  es  seitens  der  einzelnen  Steuerträger) 
beruhend  auffassen  oder  als  eine  Geschäftsführung  ohne  Auftrag: 
Ar  die  Ansprüche  aus  einer  solchen  Geschäftsführung  sind  die  Bestimmungen 
des  Zivilrechts  massgebend  (vgl.  E.V.G.  vom  17.  Mai  1908,  B.  1069  A). 
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gestellt,  kann  aber  mangels  des  erforderlichen  Kontobuches,  in  welchem 
die  Vorschreibung  und  Abstattung  des  Steuerschuldners  einzutragen  ist, 
nicht  individuell  abkontiert  werden ;  schon  aus  diesem  technisch-mani- 
pulativen  Gründe  kann  diese  Empfangnahme  nicht  als  Zeitpunkt  der 
gültig  geleisteten  Zahlung  angesehen  werden.  Es  hängt  aber  über- 
haupt mit  dem  Wesen  der  Verbindlichkeit  zusammen,  gilt  also  auch 
von  der  öffentlich-rechtlichen,  dass  sie  nur  durch  Leistung  des  ge- 
schuldeten Gegenstandes  am  richtigen  Orte  und  zur  richtigen  Zeit 
erfüllt  werden  kann.  Von  grosser  praktischer  Bedeutung  ist  hier  das 
Verhältnis  der  stationes  fisci.  Ungeachtet  der  rechtlichen  Einheit  des 
Staates  gilt  die  auf  Geld  gerichtete  Abgabenpflicht,  aus  Gründen, 
welche  in  der  Organisation  des  staatlichen  Eassenwesens  liegen,  nicht 
getilgt,  wenn  sie  an  eine  unrichtige  Kasse  abgeführt  wird :  den  Ge- 
schäftsstunden des  Privatrechts  entsprechen  hier  die  Amtsstunden, 
dem  kaufmännischen  Domizile  das  Kassenlokal  ^)  ^). 

Die  Vergütungszinsen  laufen  bis  zu  dem  Tage,  an  welchem 
der  Steuerpflichtige  die  Verständigung  von  der  ihm  gebührenden 
Steuerrückzahlung  erhalten  hat  und  dadurch  in  die  rechtliche  Mög- 
lichkeit versetzt  worden  ist,  diesen  Betrag  in  Empfang  zu  nehmen. 
Dieser  Tag  kann  der  Tag  der  tatsächlichen  Auszahlung  des  Rück- 
vergütungsbetrages  sein,  muss  es  aber  nicht  sein,  da  die  effektive 
Behebung  vom  Willen  der  Partei  abhängt,  und  Umstände  vorliegen 
können,  welche  den  Zahlungsaufschub  rechtfertigen,  z.  B.  Entfernung 
des  Wohnsitzes  der  Partei  von  dem  Standorte  des  Steueramtes, 
welche  die  Behebung  am  Tage   des  Empfanges   der  Verständigung 

>)  Vgl.  Tezner,  a.  a.  0.  S.  504. 

')  Es  wird  als  eine  Unbilligkeit  bezeichnet,  dass  die  Yergütungszinsen 
auch  dann  vom  Tage  des  Einfliessens  des  Steuerbetrages  in  die  zuständige 
Kasse  laufen ,  wenn  die  Stenerleistung  durch  Zwangsmassregeln  eingebracht 
worden  ist;  in  solchen  Fällen  sollten  Yergütungszinsen  von  jenem  Zeitpunkt 
an  gezahlt  werden,  in  welchem  dem  Exekuten  die  rechtliche  Verfügung  Über 
das  (durch  Sequestration,  exekutive  Yeräusserung)  in  das  Zwangsverfahren  ge- 
zogene Yermögensobjekt  ganz  oder  teilweise  entzogen  wurde.  Diese  An- 
schauung ist  die  Konkretisierung  eines  Anspruches  gegen  den  Staat  aus  dem 
Titel  ungerechtfertigter  Exekutionsführung,  der  aber  hier  an  einer  nicht  ge- 
hörigen Stelle  angebracht  würde,  da  einerseits  das  Zwangsverfahren  auch  dann 
nicht  ohne  weiteres  als  ungesetzliches  bezeichnet  werden  kann,  wenn  es  zur 
Hereinbringung  einer  Abgabenforderung  geführt  wird,  welche  nachträglich  als 
eine  Forderung  ex  injusta  causa  erklärt  wird,  anderseits  die  Schadensvergütung 
aus  einer  staatlichen  Exekutionsführung  einen  selbständig  zu  behandelnden 
Fall  der  Haftung  des  Staates  für  die  Fehler  seiner  Organe  bildet. 
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attsscblieast.  Erfahrt  aber  die  Bückstellung  des  Steuerbetrages  nach 
der  Verständigung  des  Rückempfangers  von  Seite  der  Finanzverwal- 
tung  einen  ungerechtfertigten  Aufschub,  so  kann  diese  Verzögerung 
der  Zahlung  nicht  der  Partei  zum  Nachteile  gereichen,  sondern  muss 
nach  den  Grundsätzen  der  mora  die  schuldtragende  Verwaltung 
treffen,  welche  dann  die  Vergütungszinsen  bis  zum  Zeitpunkte  der 
effektiven  Zahlung  zu  leisten  hat.  Als  Beispiel  einer  derartigen 
ungerechtfertigten  Verzögerung  der  Rückerstattung  mag  das  Ueber- 
sehen  der  Intimation  an  die  auszahlende  Kasse  oder  eine  unrichtige, 
nicht  den  vollständigen  Rückersatzbetrag  enthaltende  Anweisung  dienen. 

Findet  im  Sinne  des  später  noch  zu  erörternden  zweiten  Ab- 
satzes des  §  4  die  Qutrechnung  eines  Teiles  des  Rückersatzes  auf  eine 
anderweitige  Steuerschuldigkeit  statt,  so  bildet  trotzdem  der  Tag,  an 
dem  die  Partei  die  Verständigung  erhalten  hat,  und  nicht  etwa  ein 
früherer  Zeitpunkt  den  Abschluss  des  Zinsenlaufes.  Dies  ergibt  sich 
aus  der  Billigkeitserwägung,  dass  ein  Kontribuent  nicht  anders  und 
ungünstiger  behandelt  werden  kann  als  der  andere,  und  der  zufallige 
umstand,  dass  im  Zeitpunkte  der  Rückvergütung  ein  anderer  Steuer- 
betrag fallig  ist,  keinen  Einfiuss  auf  die  Ermittlung  der  Vergütungs- 
Zinsen  von  dem  bar  rückzuersetzenden  Betrage  haben  kann. 

Weitere  Detailfragen  gehören  hier  mehr  dem  Bereiche  der 
Ajntsinstruktion  als  jenem  des  Finanz  rechts  an.  Die  Regelung 
der  technischen  Manipulation,  insbesondere  eine  gewisse  Vereinfachung 
in  der  Feststellung  des  jeweiligen  Standes  von  Rückstand  und  Ueber- 
zahlung  wird  mit  Recht  dem  behördlichen  Verordnungswege  über- 
lassen, auf  welchem  kraft  ausdrücklicher  gesetzlicher  Ermächtigung 
die  Berechnung  der  Vergütungszinsen  nach  dem  Jahressaldo  an- 
geordnet werden  kann,  welcher  sich  bei  der  Abrechnung  der  ge- 
leisteten Einzahlungen  der  Partei  von  der  richtig  gestellten  Steuer- 
jahresschuldigkeit ergibt. 

4.  Gesetzliche  Normierung  eines  Retentionsrechtes  bei 
den  direkten  Steuern  (§  4  al.  2). 

Nach  den  bisherigen  Vorschriften  der  Finanzverwaltung  sollen 
im  Falle  von  Steuerüberzahlungen  bare  Rückvergütungen  an  noch 
in  Steuervorschreibung  verbleibende  Steuerträger  nur  über  Ansuchen 
der  bezugsberechtigten  Parteien  und  über  Anweisung  der  Finanz- 
landesbehörden und  zwar  nur  in  dem  Falle  erfolgen,  wenn  der  Qe- 
sachsteller  weder  mit  einer  direkten  Steuer  noch  mit  einer  indirekten 
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Abgabe  im  Rückstände  ist.  Andernfalls  sind  die  überzahlten  Be- 
träge nach  den  Erlassen  des  Finanzministeriums  vom  13.  Mai  1865 
und  vom  16.  Februar  1879  zwar  als  eine  Rückvergütung  zu  veraus- 
gaben, gleichzeitig  aber  auf  eine  anderweitige  Steuerscbuldigkeit 
und  zwar  zunächst  für  die  Vorjahre,  sodann  für  den  laufenden  Dienst, 
oder  endlich,  wenn  keine  dieser  Gebühren  mehr  besteht  und  der  Steuer- 
pflichtige um  die  bare  Rückvergütung  nicht  besonders  eingeschritten 
ist,  beim  Jahresschlüsse  für  das  nächste  Jahr  in  Empfang  zu  stellen^). 

Auf  Grund  dieser  Erlasse,  welche  im  Reichsgesetzblatte  nicht 
kundgemacht  worden  sind,  wurde  zur  Einbringung  rückständiger  und 
zur  Sicherung  des  Einganges  künftig  fälliger  Steuern  und  zwar  ohne 
Beschränkung  auf  dieselbe  Steuergattung  ein  Retentionsrecht  auf 
Ueberzahlungen  ausgeübt,  wobei  nicht  unterschieden  wurde,  ob  die 
Ueberzahlung  in  einer  aufgehobenen  oder  reduzierten  Steuervor- 
schreibung (also  in  einer  indebite- Leistung),  oder  in  einer  irrtüm- 
lichen Mehrzahlung  der  Partei  über  die  Yorschreibungssumme  hinaus 
ihren  Grund  hatte ;  es  kann  jedoch  nicht  zweifelhaft  sein,  dass  das- 
selbe mit  Ausnahme  eines  Falles  der  gesetzlichen  Grundlage  ent- 
behrte. Diese  Ausnahme  betri£Pt  Grundsteuerabschreibungen  bei 
Waldschäden,  die  sich  in  der  Regel  auf  mehrere  Jahre  erstrecken, 
und  nach  §  18  letzter  Alinea  des  Gesetzes  vom  12.  Juni  1896  R.G. 
118  nicht  bar  rückvergütet,  sondern  gutgeschrieben  werden. 

Eine  die  Retention  begründende  gesetzliche  Norm  findet  sich 
im  österreichischen  Finanzrechte  nicht;  einer  solchen  hätte  es  aber 
umsomehr  bedurft,  als  auch  das  österreichische  allgemeine  bürger- 
liche Gesetzbuch  vom  Jahre  1811  dieses  Institut,  welches  noch  im 
§  250  11.  Teil  des  bürgerlichen  Gesetzbuches  für  Galizien  von  1797 
aufrecht  erhalten  wurde,  nicht  anerkennt^),  vielmehr  in  dem  mit 
den  Worten  «Von  dem  Retentionsrechte"  überschriebenen  §  471 
»weder  den  Pfandnehmer  noch  irgend  einen  anderen  Inhaber  einer 
fremden  Sache  nach  Erlöschung  des  ihm  eingeräumten  Rechtes*^  für 
befugt  erklärt,  «dieselbe  aus  dem  Grunde  einer  Forderung  zurück- 
zubehalten *"  und  das  Hofkammerdekret  vom  10.  Januar  1827  (polit. 
Gesetzsammlung  55.  Bd.  S.  5)  sogar  bezüglich  der  Dienstkau- 
tionen der  Beamten  verfügt,  dass  diese  zwar  für  alle  aus  dem 

>)  Verordnungsblätter  des  F.M.  Nr.  22  ex  1865  u.  21  ex  1879.  Vgl.  auch 
Freiberger,  Handbuch  der  österr.  direkten  Steuern,  2.  Aufl.  1899,  S.  72. 

')  Vgl.  Schuster-Schreiber,  a.a.O.  I.  Bd.,  S.  685  und  Reinhold, 
Ueber  das  Retentionsrecht,  Wien  1890. 
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Verhältnisse  des  öffentlichen  Dienstes  und  der  gesamten  Gestion  der 
Beamten  entspringenden  Forderungen  des  Aerariums  einzustehen 
haben,  aber  nicht  zur  Tilgung  von  Forderungen  zurückbehalten 
werden  dürfen,  welche  aus  rein  privatrechtlichen  Titeln  hervorgehen, 
wie  z.  B.  BesoldungSYorschüsse,  Eontraktforderungen  etc.  Nach  dem 
bisherigen  Stande  der  Gesetzgebung  bestand  ein  Retentionsrecht  nur 
als  jus  singulare  in  gesetzlich  genau  präzisierten  Fällen  und  zwar 
f&r  Eaufleute  wegen  falliger  Forderungen  nach  Massgabe  der 
Art.  313 — 315  des  Handelsgesetzbuches,  mit  der  Berechtigung  der 
Parteien,  dasselbe  auszuschliessen  (Art.  316),  für  Anstalten,  welche 
unter  Beaufsichtigung  des  Staates  statutenmässig  Kreditgeschäfte 
betreiben,  an  den  beweglichen  Sachen  und  Wertpapieren  eines 
Schuldners  (Art.  3  der  Minister.-Verordnung  vom  28.  Oktober  1865 
R.G.  110)  und  für  Ad  yokaten  an  den  für  ihre  Partei  eingegangenen 
Barschaften  für  ihre  Auslagen  und  ihren  Verdienst  (§  19  der  Ad- 
Yokatenordnung  vom  6.  Juli  1868  R.G.  99). 

Das  Reichsgericht  hat  denn  auch  in  dem  Erkenntnis  vom 
25.  April  1904  ausgesprochen,  dass  dem  Staate  ein  Retentionsrecht 
an  einer  ungebührlich  eingehobenen  Steuer  gesetzlich  nicht  zukommt 
und  den  zitierten  Erlassen  des  Finanzministeriums,  die  schon  ihrem 
Wortlaute  nach  sich  bloss  als  eine  interne  Instruktion  für  die  Steuer- 
behörden darstellen  und  nur  im  Verordnungsblatte  erschienen  sind, 
eine  allgemein  verbindliche  Kraft  nicht  beigelegt  werden  kann.  Es 
ist  femer  zweifelhaft,  ob  die  zivilrechtlichen  Bestimmungen  über 
Kompensation  auf  die  gegenseitige  Aufhebung  der  in  solchem  Falle 
vorliegenden  Verbindlichkeiten  Anwendung  finden  können :  eine  posi- 
tive Norm  ist  im  öffentlichen  Rechte  nicht  ausgesprochen  und  die 
Theorie  verhält  sich  gegenüber  der  Rezeption  des  Privatrechts  im 
allgemeinen  ablehnend,  da  auf  dem  Gebiete  des  öffentlichen  Abgaben- 
wesens die  Pflicht  zur  Tradition  von  Geld  in  der  R^gel  so  absolut 
hingestellt  ist,  dass  sich  kein  Anknüpfungspunkt  für  die  Berück- 
sichtigung eines  von  ihr  verschiedenen  Rechtsverhältnisses  findet  und 
eine  hiervon  abweichende  Anschauung  auch  gegen  das  Interesse 
an  der  sicheren  Erreichung  bestimmter  Verwaltungszwecke  wäre. 
Tezner^)  lässt  daher  Kompensation  nur  für  wechselseitige,  wenn 
auch  öffentlich-rechtliche  Regressforderungen  öffentlicher  Verbände, 
wofern  sie   aus  Leistungen  für  einen  gleichen  Zweck   entspringen. 


»)  A.  a.  0.  S.  520. 
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ZU  und  nach  der  Judikatur  des  V.6.  (B.  1572)  kann  die  Kompen- 
sation von  Privatforderungen  gegen  Forderungen  der  autonomen 
Körperschaften  auf  Zahlung  öffentlicher  Umlagen  nicht  geltend  ge- 
macht werden,  weil  sonst  die  autonomen  Behörden  über  die  privat- 
rechtlichen  Gegenforderungen  erkennen  müssten  und  eine  unstatt- 
hafte Verzögerung  der  fälligen  ümlagenzahlung  durch  die  zivil- 
gerichtliche  ProzessfÜhrung  herbeigeführt  werden  könnte. 

Nach  jener  Anschauung,  welche  in  dem  Ansprüche  auf 
Rückstellung  einer  ungebührlich  geleisteten  Abgabe  und  auf  Yer- 
gütungszins  eine  privatrechtliche  Forderung  erblickt,  schliesst  die 
Yerschiedenartigkeit  der  Provenienz  des  Rechtstitels  die  Kompensation 
mit  einer  falligen  Abgabenforderung  des  öffentlichen  Rechtes  aus; 
aber  selbst  die  Anerkennung  der  öffentlich-rechtlichen  Natur  des 
Rückforderungsanspruches  und  der  prinzipiellen  Zulässigkeit  der 
privatrechtlichen  Kompensationsvorschriften  führt  nicht  ohne  weiteres 
und  für  alle  Fälle  zur  Gutheissung  der  Abrechnung:  denn  die  un- 
rechtmässige Abgabenerhebung  kann  unter  den  Begriff  der  „eigen- 
mächtigen Entziehung''  einer  fremden  Sache  (im  Sinne  des  §  1440 
a.B.G.)i  welche  die  Kompensation  ausschliesst,  subsumiert  werden 
und  unter  allen  Umständen  könnte  nur  eine  fällig  gewordene  Steuer- 
forderung (nach  §  1439  a.B.G.)  auf  den  Rückvergütungsbetrag  an- 
gerechnet werden,  nicht  aber  eine  erst  fallig  werdende. 

Gegenüber  der  reichsgerichtlichen  Entscheidung  war  die  Rege- 
lung des  Ueberzahlungswesens  im  Gesetzeswege  geboten  und  ist  in 
der  2.  Alinea  des  §  4,  wenn  auch  nur  partiell,  so  doch  für  das  Ge- 
biet der  direkten  Steuern  erschöpfend  erfolgt.  Die  Anordnung,  dass 
die  infolge  Berichtigung  einer  Vorschreibung  sich  als  Ueberzahlung 
darstellenden  Beträge  zunächst  zur  Abstattung  der  zur  Zeit  fälligen 
anderweitigen  Steuerschuldigkeit  des  Steuerpflichtigen  zu  verwenden 
sind,  lässt  nur  eine  Kompensation  der  Rückerstattungssumme  mit 
solchen  Steuerschuldigkeiten  zu,  welche  in  dem  Zeitpunkte,  in  dem 
die  Berichtigung  der  Vorschreibung  erfolgt,  bereits  fällig  sind, 
nicht  aber  mit  jenen,  welche  nach  diesem  Zeitpunkte  (z.  B.  in  der 
Zeit,  in  welcher  der  Steuerpflichtige  in  die  rechtliche  Möglichkeit 
versetzt  wird,  den  einbezahlten  Steuerbetrag  zurückzuerhalten)  föUig 
werden.  Der  immerhin  zu  Zweifeln  Anlass  bietende  Text  der  2.  Alin. 
des  §  4  ist  in  dem  der  Partei  günstigeren  Sinne  auszulegen.  Auf 
das  kompensierbare  Guthaben  dürfen  jedoch  nur  fällige  Forderungen 
an    direkten   Steuern   angerechnet  werden,   nicht   solche  an   in- 
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direkten  Abgaben,  weil  die  Bestimmungen  der  kaiserl.  Verordnung 
sich  überhaupt  nur  auf  direkte  Steuern  beziehen  (§1)  und  in  dieser 
Beschrankung  der  Kompensation  das  zivilrechtliche  Prinzip  der  Gleich- 
artigkeit der  gegeneinander  aufzurechnenden  Forderungen  in  vollem 
Umfange  zum  Ausdrucke  kommt.  Dagegen  geht  es  nicht  an,  die  An- 
rechenbarkeit auf  fällige  Schuldigkeiten  derselbenSteuergattung 
zu  beschränken,  da  dies  in  der  kaiserl.  Verordnung  ausdrücklich  an- 
geordnet sein  müsste.  Die  massvoUe  Regelung,  welche  das  bestrittene 
Retentions-  bezw.  Kompensationsrecht  hiermit  erfahren  hat,  möchte 
als  dem  Rechtsempfinden  unserer  Zeit  völlig  entsprechend  zu  be- 
zeichnen sein  und  bedeutet  für  den  konstruierenden  Theoretiker  eine 
interessante  Erscheinung  der  Verpflanzung  privatrechtlicher  Institute 
in  das  öffentlich-rechtliche  Vermögensrecht^).  Bedauerlich  ist  aber, 
dass  die  Geltendmachung  dieses  Retentionsrechtes  —  völlig  ungerecht- 
fertigt —  den  Verlust  des  Anspruches  auf  Vergütungszinsen  für  die 
Partei  zur  Folge  hat.  Diesen  Konnex  wird  eine  allfällige  Aenderung 
der  durch  die  kaiserl.  Verordnung  geschaffenen  Rechtsordnung  nicht 
bestehen  lassen  können. 

Anhang  I. 
Gesetzentwurf  des  Freiherrn  v.  Lemayer. 

9  1.  Von  nicht  rechtsbest&ndig  vereinnahmten  und  daher  zurück  ersetzten  Steuer- 
bf trägen  sind  dem  Rückempfftnger  40|o  Vergütungszinsen  zu  leisten. 

S  2.  Diese  Verpflichtung  tritt  insbesondere  ein,  wenn  die  Steuer  infolge  eines  Re- 
kurses oder  kraft  eines  gerichtlichen  Ausspruches  zurückersetzt  wird  oder  die  Nichtschuld 
TOD  der  Finanzverwaltung  anerkannt  worden  ist. 

Einer  solchen  Anerkennung  gilt  es  gleich,  wenn  der  Steuerpflichtige  während  eines 
Rekurs-  oder  eines  gerichtliclien  Streitverfahrens  von  der  Finanzverwaltung  klaglos  ge- 
stellt worden  ist. 

1  3.  Die  Vergütungszinsen  sind  von  dem  Zeitpunkte,  zu  welchem  der  Steuerbetrag 
in  die  Staatskassen  eingeflossen  ist,  bis  zu  dem  Tage  zu  leisten,  an  welchem  der  Steuer- 
pflichtige in  die  rechtliche  HOglichkpit  versetzt  worden  ist,  den  einbezahlten  Steuerbetrag 
znrflckzuerhalten. 

Erfahrt  die  Rückstellung  des  Steuerbetrages  seitens  der  Finanzverwaltung  einen 
«iarch  die  umstände  nicht  gerechtfertigten  Aufschub,  so  sind  die  Vergütungszinsen  bis  zu 
dem  Zeitpunkte  der  tatsächlichen  Rückerstattung  zu  leisten. 

1  4.    Dieses  Gesetz  tritt  mit  dem  Tage  seiner  Kundmachung  in  Wirksamkeit. 

Mit  der  Durchführung  desselben  ist  Mein  Finanzminister  beauftragt. 

Anhang  IL 

Kaiserliche  Verordnung  vom  16.  Juli  1904,  R.Q.  79,  betr. 

Vergütungszinsen  von  zurückgezahlten  Steuer-  und  Steuerstraf  beträgen. 

(KG.B1.  f.  d.  im  Reichsrate  vertretenen  Königreiche  u.  L&nder  1904  S.  178.) 

Auf  Grund  des  §  14  des  Staatsffrundgesetzes  vom  21.  Dezember  1867, 
R.6.6L  Nr.  141,  finde  Ich  anzuordnen,  wie  folgt: 

*)  üeber  die  aoluti  retentio   in  F&llen    des  §  18   vgl.  Anm.  1  S.  67. 
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§  1.  Von  nicht  rechtsbeständig  vereinnahmten  und  daher  bar  znrücker- 
setzten  Beträgen  an  direkten  Staatssteuern  und  diese  Steuern  betreffenden  Strafen 
kann  der  Rückempfänger  nach  Maasgabe  der  nachfolgenden  Bestimmungen  Yer- 
gütungszinsen  in  dem  Ausmasse  der  für  diese  Steuern  zur  Einhebung  gelangenden 
Verzugszinsen  dann  beanspruchen,  wenn  die  Vorschreibung,  die  zur  Aufhebung 
oder  Beschränkung  gelangte,  sei  es  fQr  sich  allein,  sei  es  im  Zusammenhalte 
mit  anderen  Vorschreibungen  derselben  Steuergattung  die  Verzugszinsenpflicht 
im  Sinne  des  §  1  des  Gesetzes  vom  9.  März  1870,  R.G.Bl.  Nr.  23,  begründet 
hätte,  bei  Steuerstrafen  aber  dann,  wenn  der  zum  Rückersatze  gelangende  Be- 
trag 100  E.  übersteigt. 

§  2.  Als  nicht  rechtsbeständig  vereinnahmt  haben  geleistete  Zahlungen  in- 
soweit zu  gelten,  als  die  Vorsdireibungi  auf  welche  sie  aogestattet  wurden,  ent- 
weder durch  die  Über  ein  Rechtsmittel  erfolgte  Entscheidung  der  Verwaltunffs- 
behörde  oder  krafb  eines  gerichtlichen  Ausspruches  im  Rechte  nicht  begründet 
erkannt  wird,  sei  es,  dass  dieselbe  ganz  auf||^ehoben  oder  derart  beschränkt 
wird,   dass  die  erfolgte  Einzahlung  die  erübrigende  Vorschreibung  übersteigt. 

Freiwillig  (geleistete  Einzahlungen,  welche  die  gesetzlichen  Raten  der 
ursprünglich  in  Beschwerde  gezogenen  Jahresvorschreibung  übersteigen,  sind 
jedoch  von  der  Berechnung  der  Vergütungszinsen  ausgeschlossen. 

Der  Rückvergütung  auf  Grund  der  im  ersten  Absätze  bezeichneten  Ent- 
scheidungen und  Erkenntoisse  gilt  es  gleich,  wenn  der  Steuerpflichtige  während 
eines  gerichtlichen  Streitverfahrens  von  der  Finanzverwaltung  kla^os  gestellt 
wird  und  aus  diesem  Titel  die  Rückvergütung  stattfindet. 

§  3.  Im  Falle  der  Aufhebung  (Kassierung)  einer  die  Veranlagung  oder 
Steuerstrafe  betreffenden  Entscheidung  findet  jedoch  ein  Anspruch  auf  Rück- 
erstattung des  eingezahlten  Steuerbetrages  samt  Vergütungszinsen  vorerst  nur 
nach  Massgabe  der  an  Stelle  der  aufgehobenen  tretenden  neuerlichen  Ent- 
scheidung statt,  vorbehaltlich  allfälligor  weitergehender  Ansprüche,  die  sich 
infolge  des  gegen  die  neuerliche  Entscheidung  zulässigen  Rechtszuges  etwa  in 
Hinkunft  ergeben  könnten. 

§  4.  Die  Vergütungszinsen  sind  von  dem  Tage  der  Empfangs  Verrechnung 
der  ungebührlich  geleisteten  Zahlung  bis  zu  dem  Tase  zu  leisten,  an  welchem  der 
Steuerpflichtige  durch  eine  entsprechende  Verständigung  der  Steuerbehörde  in 
die  rechtliche  Möglichkeit  versetzt  worden  ist,  den  einbezahlten  Steuerbetrag 
zurückzuerhalten. 

Jedoch  sind  die  infolge  Berichtigung  einer  Vorschreibung  sich  als  üeber- 
zahlung  darstellenden  Beträge  zunächst  zur  Abstattung  der  zur  Zeit  fälligen 
anderweitigen  Steuerschuldigkeit  des  Steuerpflichtigen  zu  verwenden. 

Nähere  Bestimmungen  über  die  Verständigung  des  Steuerpflichtigen  und 
über  die  Berechnung  der  Vergütungszinsen  sind  im  Verordnungswege  zu  er- 
lassen; hierbei  kann  insbesondere  die  Berechnung  der  Vergütungszinsen  auf 
Grund  des  bei  einer  jährlichen  Abrechnung  der  berichtigten  Vorschreibung  mit 
den  geleisteten  Zahlungen  sich  ergebenden  Saldos  normiert  werden. 

Erfährt  die  Rückstellung  des  Steuerbetrages  nach  der  Verständigung  des 
Rückempfängers  von  seiten  der  Finanzverwaltung  einen  durch  die  Umstände 
nicht  gerechtfertigten  Aufschub,  so  sind  die  Vergütangszinsen  bis  zu  dem  Zeit- 
punkte der  tatsächlichen  Rückerstattung  zu  leisten. 

§  5.  Der  Anspruch  auf  Vergrütungszinsen  erlischt,  wenn  derselbe  nicht 
binnen  3  Jahren  von  dem  Tage  der  Zustellung  der  Entscheidung  der  Verwaltungs- 
behörde oder  von  dem  Tage  der  Verkündigung  des  gerichtlichen  Erkenntnisses, 
auf  Grund  dessen  der  Rückersatz  stattfindet,  geltend  gemacht  wird. 

§  6.  Bei  Rückersätzen  an  anderen  als  den  in  dieser  Verordnung  und  den 
im  §  28  des  Gesetzes  vom  8.  März  1876,  R.G.B1.  Nr.  26,  bezeichneten  staatlichen 
Abgaben  findet  ein  Anspruch  auf  Vergütungszinsen  nicht  statt 

§  7.  Diese  Verordnung  tritt  sofort  mit  der  Massgabe  in  Wirksamkeit,  dass 
der  Anspruch  auf  Vergütungszinsen  von  Zahlungen,  welche  vor  dem  I.Januar 
1904  geleistet  wurden,  nicht  erhoben  werden  kann. 

Mit  der  Durchführung  dieser  Verordnung  ist  Mein  Finanzminister  beauftragt. 
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Von 

Dr.  Stefan  Koesynskl, 

k.  k.  Oberfinanzrat  in  Wien. 

Inhalt.  1.  Der  Streitpunkt.  —  2.  Vom  Wesen  der  Landemien.  —  3.  Vom  Wesen 
der  Mortnarien.  —  4.  Aus  der  Bedaktionsgeachichte  des  GebOkrengesetzes.  —  6.  Bloss  Vor- 
bild —  keine  Bechtskontinnitftt.  —  6.  Die  fatalen  halben  Prozente ;  Gebnrt  der  Bezeichnung 
.Qebfthr*.  —  7.  Zwiedinecks  Argumentation.  —  8.  Funks  Argumentation.  —  9.  Die 
Entstehung  des  8if|0bigen  Satzes.  —  lo.  Die  Entstehung  des  li/2%igen  Satzes.  —  li.  Zu- 
«nmenOMSung. 

1.  Der  Streitpunkt. 

In  der  Abhandlung  ,  Untersuchungen  über  ein  System  des  österreichischen 
Gsbahrenrechtes'  (Finanzarchiy,  XV.  Jahrg.  1898)  habe  ich  den  Versuch  ge- 
macht, für  die  intrikate  Frage  nach  dem  eigentlichen  Wesen  der  Osterreichischen 
«Gebühren*  durch  das  Zurückgehen  auf  die  Entstehung  derselben  eine  neue 
Usong  XU  finden.  Beim  Mangel  an  Vorarbeiten  und  bei  der  Lückenhaftigkeit 
der  Materialien  konnte  der  unternommene  Versuch  nicht  anders  als  recht  un- 
vollkommen ausfallen :  ein  erster  Durchhau  durch  einen  bis  dahin  unbegangenen, 
ganz  verwachsenen  Wald  wird  immer  noch  viel  zu  wünschen  übrig  lassen.  Ich 
selbst  bin  in  der  Folge  in  mehreren  Fragen  anderer  Ansicht  geworden  und 
habe  manchen  Satz  in  sp&teren  Veröffentlichungen  richtiggestellt. 

Eine  von  mir  in  dieser  Abhandlung  geäusserte  Ansicht  hat  in  neuester 
Zeit  von  zwei  verschiedenen  Seiten  Widerspruch  erfahren,  und  zwar  in  dem  zu 
Png  1902  in  tschechischer  Sprache  erschienenen  Werke  von  Dr.  Wilhelm 
Fank  „Popiatek  z  prevodu  na  pripad  smrti^  (Die  Gebühr  von  VermOgensüber- 
tngungen  auf  den  Todesfall),  sowie  in  der  Abhandlung  «Praxis  und  Theorie 
der  Immobiliarverkehrsbesteuerung*  von  Otto  v.  Zwiedineck-Südenhorst 
(Finanzarchiv,  XX.  Jahrg.  1903). 

Da  ich  den  bezüglichen  Satz  seinerzeit  für  so  einleuchtend  hielt,  dass 
ich  mich  bei  seiner  Begründung  nicht  viel  aufhielt,  und  da  mir  auch  die  ihm 
in  den  vorgenannten  Arbeiten  entgegengestellten  Anschauungen  nicht  stichhaltig 
zu  sein  scheinen ,  so  sei  es  gestattet ,  hier  die  Widerlegung  der  letzteren  zu 
renuchen  und  die  Beweise  für  meinen  Satz  zu  ergänzen  und  zu  vertiefen. 

Es  handelt  sich  um  folgendes. 

Die  Osterreichische  Qebührenabgabe,  wie  sie  durch  das  provisorische  6e- 
bührengeeetz  vom  9.  Februar  1850  geschaffen  wurde ,  ist  keine  Abgabe  von 
Finanzarchiv.  XXII.  Jahrg.  81  6 


Digitized  by  VjOOQIC 


g2  Stefan  Koczynski, 

einheitlicher  Natur,  sondern  ein  Konglomerat  ganz  verschiedenartiger  Ab- 
gaben. Diese  innere  Vielfachheit  des  österreichischen  Gebahrenwesens  entstand 
dadurch,  dass  bei  der  Redaktion  des  Gebührengesetzes  vier  ältere  österreichische 
Abgaben  in  ein  gemeinsames  Gesetz  und  unter  einen  gemeinschaftlichen  Namen 
(.Gebühr*)  zusammengefasst  wurden.  Jede  dieser  Abgaben  verlor  ihren  be- 
sonderen Namen,  behielt  aber  ihr  besonderes  Wesen  unverändert  bei.  Man 
kann  daher  eine  Fortexistenz  derselben  im  heutigen  Gebührenrechte  annehmen. 
Dieses  Verhältnis  glaubte  ich  am  besten  dadurch  charakterisieren  zu  können, 
dass  ich  in  durchsichtiger  Anlehnung  von  einer  „vierfachen  Wurzel*^  des  Ge- 
bührenwesens sprach.  Als  diese  vier  Wurzeln  und  Vorläufer  der  heutigen  Ge- 
bühren  wurden  angeführt:  die  Rechtstaxen,  die  Stempelpapierabgabe  (Schrift- 
steuer), die  Erbsteuer  und  die  Laudemien,  von  welchen  Abgaben,  nebenbei 
gesagt,  nur  die  Rechtstaxen  als  Gebühren  im  Sinne  der  Wissenschaft  an- 
gesprochen werden  können:  im  übrigen  sind  , Gebühr"  im  wissenschaftlichen 
und  im  österreichischen  Sinne  grundverschiedene  Dinge. 

Hinsichtlich  der  in  letzter  Linie  angefahrten  vierten  Wurzel,  nämlich 
des  von  mir  behaupteten  Zusammenhanges  der  (P/z  und  Z^li^i'oigen)  Besitzver- 
änderungsgebühr mit  den  gutsherrlichen  Laudemien  der  vormärzlichen  Zeit, 
wird  die  Richtigkeit  meiner  Annahme  von  Funk  und  Zwiedineck  bestritten, 
indem  beide,  wie  schon  hier  vorläufig  bemerkt  werden  soll,  die  Besitzver- 
änderungsgebühr auf  die  französische  Enregistrementabgabe  zurückführen 
wollen. 

2.  Vom  Wesen  der  Laudemien. 

Zur  Klarstellung  des  Streitpunktes  müssen  einige  Bemerkungen  über  die 
Laudemien  eingeschaltet  werden. 

Bis  zum  Jahre  1848  bestand  in  Oesterreich  die  Untertänigkeit  des  bäuer- 
lichen Besitzes.  Es  war  dies  ein  augenscheinlich  in  Anlehnung  an  die  lehens- 
rechtlichen Vorstellungen ,  welche  ehedem  das  ganze  öffentliche  Leben  durch- 
drangen, entstandenes  Realverhältnis:  wer  ein  untertäniges  Gut  innehatte, 
war  Untertan  der  Gutsherrschaft.  Die  Untertanschaft  hatte  mit  der  persön- 
lichen Freiheit  des  Bauern,  mit  seinem  sonstigen  Vermögen,  insbesondere  dem 
Mobiliarbesitz,  und  auch  mit  der  den  Dominien  zustehenden  Gerichtsbarkeit 
nichts  zu  tun.  Infolgedessen  konnte  der  Untertan  sehr  wohl  einem  anderen 
Gerichtsherm  unterstehen,  und  konnten  auch  juristische  Personen  sich  im  nexus 
suhditelae  befinden. 

Das  Wesen  des  Untertansverhältnisses  ist  nicht  leicht  zu  definieren.  Die 
einschlägigen  Normen  waren  in  ständigem  Flusse  begriffen.  Provinzielle  und 
regionale  Verschiedenheiten  des  Gewohnheitsrechtes  und  eine  mit  der  Tendenz, 
den  Bauernstand  zu  krilfbigen,  fortdauernd  eingreifende  staatliche  Gesetzgebung 
schufen  ein  Bild  von  ausserordentlicher  Mannigfaltigkeit.  Es  kam  hierbei  auch 
eine  zivilrechtliche  Beziehung  in  Frage,  welche  vom  a.b.G.B.  bekanntlich  als  Teilung 
des  Eigentumes  in  Ober-  und  Untereigentum  aufgefasst  wurde.  Das  a.b.G.B. 
nahm  drei  mögliche  Konstruktionen  dieser  privatrechtlichen  Seite  des  Untertans- 
verhältnisses an:  Erbpacht,  Erbzins  und  Bodenzins.  Im  §  1146  wird  aber  aus- 
drücklich anerkannt,  dass  der  nexm  subditelae  durch  die  Eigentumsteilung  nicht 
erschöpft  sei,   diesfalls  vielmehr  noch  besondere  Rechtsbeziehungen  be8tö.nden. 
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Wohl  war  es  hiernach  nicht  ausgeschlossen,  dass  Emphyteusen  auch  ohne  Ver- 
bindung mit  dem  Untertansverh&ltnis  bestehen  konnten.  Dass  dieser  theore- 
tischen, in  den  parlamentarischen  Verhandlungen  des  Jahres  1848  gegenüber 
dem  Antrage  Kudlichs  von  konservativer  Seite  nachdrücklichst  geltend  ge- 
machten Möglichkeit  aber  in  Wirklichkeit  der  praktische  Hintergrund  fast  ganz 
fehlte,  stellte  sich  bei  der  Durchführung  der  Grundentlastung  heraus.  Noch  im 
Patent  vom  4.  März  1849,  R.G.BL  Nr.  152  wurde  neben  der  Ablösung  der  Ver- 
ändenmgsgebühren  von  Bauerngütern  auch  die  Ablösung  solcher  in  rein  emphy- 
teutischen  Verträgen  bedungener  Gebühren  statuiert.  Die  hierbei  in  Aussicht 
genommenen  besonderen  Vorschriften  sind  jedoch  nie  erschienen  —  weil  es 
eben  solche  Emphyteusen  ohne  Untertänigkeit  fast  gar  nicht  gab.  De  facto 
koinzidierten  also  in  Oesterreich  Untertansverhältnis  und  Emphyteusen  regel- 
mässig. Darum  kann  eine  hierbei  vorkommende  Einrichtung,  die  Entrichtung 
der  eben  erwähnten  Veränderungsgebühren  (Laudemien),  ganz  gut  auch 
anders  anfgefasst  werden,  als  das  a.b.G.B.  dies  tut. 

Nach  dem  ersten  Absätze  des  §  1142  wäre  das  Laudemium  eine  Abgabe 
des  neuen  Nutzungseigentümers  an  den  Obereigentümer,  also  eine  auf 
die  Eigentumsteilung  gegründete  privatrechtliche  Leistung.  Damit  sollte 
wohl  an  die  einschlägigen  gemeinrechtlichen  Bestimmungen  angeknüpft  und 
der  erwähnten  Möglichkeit,  dass  Veränderungsgebühren  auch  in  rein  privat- 
rechtlichen Emphyteusen  bedungen  werden  können,  Rechnung  getragen  werden. 
Da  diese  Möglichkeit  aber  wenig  praktisch  war,  und  die  Veränderungsgebühren 
tatsächlich  regelmässig  nur  kraft  der  im  zweiten  Absatz  des  §  1142  genannten 
öffentlichrechtlichen  Titel  entrichtet  wurden,  so  kann  der  aus  anderen  Er- 
wägungen resultierende  Schluss,  dass  diese  Gebühren,  so  wie  sich  die  Rechts- 
entwicklung eben  tatsächlich  darstellte,  die  Natur  von  öffentlichen  Ab- 
gaben besassen,  auf  Grund  des  §  1142  a.b.G.B.  allein  noch  nicht  abgelehnt 
werden.  Zu  diesem  Schlüsse  aber  führt  namentlich  die  Erwägung,  dass  eine 
ganz  auffällige  Analogie  zwischen  der  Stellung  der  seinerzeitigen  Gutsherrschaften 
and  der  heutigen  Stellung  und  Aufgabe  der  autonomen  Gemeinden  besteht. 
Die  Dominien  waren  im  Patrimonialstaate  in  gleicher  Weise  die  untersten 
Glieder  der  öffentlichen  Verwaltung,  wie  dies  heute  die  Gemeinden  sind.  Beiden 
mnsste  zur  Bestreitung  der  mit  der  Erfüllung  ihrer  Aufgaben  verbundenen 
Kosten  das  Recht  zur  Einhebung  von  Steuern  eingeräumt  werden.  Als  solche 
Steuern  wären  denmach  die  Veränderungsgebühren  aufzufassen:  das  Laude- 
mialbezugsrecht  und  das  heutige  Besteuerungsrecht  der  Gemeinden  entspringen 
ans  der  gleichen  Wurzel. 

Die  Erwähnung  der  Laudemien  im  a.b.G.B.  ist  also  für  sich  allein  noch 
nicht  geeignet,  den  öffentlichrechtlichen  Charakter,  welcher  ihnen  in  Wirklichkeit 
znkam,  zu  beeinträchtigen.  Gibt  es  doch  noch  mehrere  ähnliche  Fälle,  wo  ver- 
rocht wurde,  der  älteren,  voUstöndig  von  den  Gesichtspunkten  des  Privatrechtes 
beherrschten  Denkungsweise  entsprechend,  für  Einrichtungen  Öffentlichrechtlicher 
Natur  eine  zivilistiBche  Konstruktion  zu  finden.  Ich  erinnere  hier  an  die  Fonds- 
beiträge von  Verlassenschaften  (§  694  a.b.G.B.),  die  man  unter  der  Fiktion 
eines  erblasserischen  Willens,  die  öffentliche  Anstalt  zu  bedenken,  als  «gesetz. 
lidie  Vermächtnisse'  bezeichnete,  so  dass  dann  etwaige  diesen  Anstalten  wirk- 
lich hinterlassene  Legate  in  die  Fondsbeiträge  eingerechnet  wurden.    Hierher 
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gehört  femer  der  Versuch,  die  Erbsteuer  durch  die  Supposition  eines  staat- 
lichen Miterbrechtes  zu  rechtfertigen.  Ebenso  ist  der  staatliche  Anteil  am  ge- 
fundenen Schatze  (§  399  a.b.Q.B.)  genau  genommen  wohl  nichts  anderes,  als 
eine  Verkehrssteuer  vom  Typus  der  Bereicherungsabgaben  (Grewinnbeteiligung). 
Auch  mag  es  billig  dahingestellt  bleiben,  ob  das  emphyteutische  Laudemium 
des  gemeinen  Rechtes  nicht  gleichfalls  richtiger  als  eine  Erscheinung  des  jus 
publicum  aufzufassen  wäre. 

Das  Hofkanzleidekret  vom  8.  M&rz  1808  handelte  im  Geiste  dieser  älteren 
Auffassungsweise,  wenn  es  fQr  die  Laudemien  eine  privatrechtliche  Konstruktion 
dahin  versuchte,  dass  sie  in  reeognitionem  dominii  (^zur  Anerkennung  des  Ober- 
eigentumes') entrichtet  werden  müssten.  Das  a.b.G.B.  aber  gedenkt  der  ^^  An- 
erkennung des  Grundeigentums'  nur  beim  Erbzinsvertrage  (§  1128);  bei  den 
Laudemien  wird  das  Motiv  der  Rekognition  nicht  mehr  erwähnt. 

Die  Bauerngüter  wurden  entweder  heim  fällig  oder  erbeigentüm- 
lich verliehen.  Ersterenfalls  fiel  das  Gut  nach  Erschöpfung  der  zugestandenen 
Devolutionen  an  den  Gutsherrn  zurück,  allerdings  mit  der  Verpflichtung  — 
namentlich  wenn  es  sich  um  sog.  Rustikalgründe  handelte  — ,  dasselbe  gleich 
weiter  zu  verleihen.  Dieser  Verleihungsart  arbeitete  die  staatliche  Gesetzgebung 
entgegen  und  trachtete  sie  mit  allen  Mitteln  es  durchzusetzen,  dass  tunlichst 
alle  von  den  Bauern  benutzten  Gründe  als  „Kaufrechtsgründe'  erbeigentümlich 
verliehen  würden.  Bei  dieser  letzteren  Modalität  durfte  der  Bauer  über  den 
Grund  entgeltlich  und  unentgeltlich,  unter  Lebenden  und  von  Todes  wegen,  also 
ganz  unbehindert  verfügen,  soweit  seine  Dispositionsbefugnis  nicht  etwa  durch 
die  Besonderheiten  der  Bauemerbfolge  u.  dergl.  beschränkt  war,  und  wurde 
das  üntereigentum  mit  dem  Obereigentume  des  Gutsherrn  erst  dann  (und  meist 
nur  vorübergehend)  vereinigt,  wenn  ein  erbloser  Nachlass  vorfiel. 

Das  Laudemium,  welches  der  Rechtsnachfolger  jedes  abtretenden  oder 
verstorbenen  Untertans  dem  Gutsherrn  entrichten  musste,  worauf  er  dann  den 
Schirmbrief  zum  Behufe  der  Besitzanschreibung  ausgefolgt  erhielt,  war  fQr  ein 
und  dasselbe  Bauerngut  bei  allen  Arten  von  Besitzveränderungen  gleich  hoch. 
Es  richtete  sich  immer  nach  dem  vollen  Werte  des  Reales,  ohne  dass  die  Ent- 
geltlichkeit oder  Unentgeltlichkeit  oder  die  besondere  Art  des  Rechtstitels  der 
Uebertragung.  einen  Ausschlag  gegeben  hätte. 

Diese  Eigentümlichkeiten  der  Laudemien:  dass  sie  bei  allen  Arten  von 
Besitzveränderungen  eintraten,  und  stets  nach  dem  Brutto  werte  bemessen 
wurden,  sind  vom  zivilistischen  Standpunkte  aus  ebensowenig  zu  erklären,  wie 
das  Vorkommen  dieser  Giebigkeiten  überhaupt.  Denn  letztei-e  sind  weder 
unentgeltliche  Leistungen,  noch  auch  —  beim  Mangel  eines  Ebenmasses  von 
Leistung  und  Gegenleistung  —  entgeltliche;  als  Steuer,  d.  i.  als  Einziehung 
fremden  Vermögens  ohne  privatrechtlichen  Anspruch,  sind  sie  aber  ganz  ver- 
ständlich. 

In  gleicher  Weise  wäre  gegen  die  Anschauung,  dass  es  für  das  Mass 
des  Anspruches  des  Obereigentümers  gleichgültig  bleiben  musste,  ob  die 
Bauern  mehr  oder  weniger  Schulden  besassen,  da  e  r  dem  ersten  Untereigentümer 
ein  unbelastetes  Gut  zum  Genuss  überlassen  hatte,  einzuwenden,  dass  diese 
Schulden  für  ihn  in  Wirklichkeit  keineswegs  ganz  ohne  Bedeutung  waren,  da 
er  den  Bauer  bei  einer  zwei  Dritteile  des  Wertes  übersteigenden  Einschuldung 
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abfltiften  konnte  und  femer  bei  eintretendem  Heimfaile  stets  die  Schulden  su 
decken  hatte. 

Fasst  man  aber  das  Landemium  als  Verkehrssteaer  auf,  so  ist  es  ein- 
leuchtend, dass  zur  Sicherstellung  der  Kosten  der  untersten  Administration 
darauf  Bedacht  genommen  werden  musste ,  einen  möglichst  gleichbleibenden 
Steuerertrag  zu  erzielen.  Deswegen  ging  es  nicht  an,  denselben  durch  eine  Ver- 
qnickung  mit  der  Verschuldung  der  einzelnen  Untertanen  erheblichen  Schwan- 
kungen auszusetzen. 

Es  soll  jedoch  nicht  behauptet  werden,  dass  der  öffentlichrechtliche 
Steaercharakter  der  Laudemien  schon  erkannt  und  anerkannt  war,  als  sie  noch 
bestanden.  Namentlich  die  Bezugsberechtigten  betrachteten  den  Anspruch  auf 
die  Laudemien  allerdings  als  ein  nutzbares  Recht. 

Diesem  Zwitterzustande  trug  man  bei  der  Ablösung  der  Laudemien  Rech- 
nung. Ihre  weitere  Entrichtung  hörte  mit  dem  7.  September  1848  auf.  Während 
gewisse  andere  Leistungen  ohne  Entschädigung  aufgehoben  wurden,  erhielten 
die  Gutsherren  für  die  Laudemien  eine  nach  dem  reinen  Erträgnisse  berechnete 
Vergfitung.  Als  Abzugsposten  wurden  namentlich  die  Kosten  der  öffentlichen 
Verwaltung,  soweit  sie  nicht  durch  die  hierzu  prinzipiell  zunächst  bestimmten 
Sporteltaxen  gedeckt  waren,  veranschlagt.  Die  Beziehung  der  Laudemien  zur 
öffentlichen  Yerwaltungsaufgabe  der  Quteherrschaften  tritt  hier  klar  zu  Tage, 
w&hrend  es  bei  einer  priyatrechüichen  Auffassung  der  Laudemien  unverständ- 
lich bliebe,  warum  denn  diese  Spesen,  die  doch  keine  Gegenleistung  an  die 
Bauern  vorstellten,  in  Abschlag  kommen  sollten  und  der  Wert  des  vermeint- 
lichen nutzbaren  Rechtes  eine  solche  Minderung  zu  erfahren  hatte.  Eine 
Eonsequenz  ähnlicher  Art  war  es  auch,  dass  die  Entschädigung  nicht  einmal 
zu  einer  Quote  zu  Lasten  der  Untertanen  ging,  vielmehr  zur  Gänze  vom  Staats- 
schatze geleistet  wurde.  Hätte  man  die  Laudemien  als  eine  privatrechtliche 
Schuldigkeit  der  Untereigentümer  angesehen,  so  hätte  man  diese  ebensogut  zu 
einer  weiteren  Zahlung  verhalten  können,  wie  in  Hinsicht  auf  die  jährlichen 
canmes  (Grundzinse).  Da  den  Gutsherren  in  Wirklichkeit  aber  nur  gewisser- 
massen  des  lieben  Friedens  halber,  wie  es  in  ähnlichen  Fällen  von  Steuer- 
abldsungen  auch  schon  wiederholt  geschehen  war,  eine  Schadloshaltung  zuge- 
billigt wurde,  so  erschien  es  ganz  angemessen,  dass  der  Staat  selbe  allein 
leiste.  Ich  will  nicht  so  weit  gehen,  zu  sagen,  dass  die  Staatsverwaltung  mit 
bevoaster  Absicht  das  Bezugsrecht  dieser  Yerkehrssteuer  an  sich  gelöst  habe. 
Das  eine  aber  zeigen  die  Ablösungsmodalitäten  wohl  deutlich,  dass  sich  die 
Öffentlich  recht  liehe  Natur  dieser  Giebigkeit  von  selbst  zu  Geltung  ge- 
bracht hatte. 

Schliesslich  wäre  noch  zu  erwähnen,  dass  bei  entgeltlichen  Uebertragungen 
die  Laudemien  allein  zu  entrichten  waren,  während  sie  bei  unentgeltlichen 
Uebertragungen  (unter  Lebenden  und  von  Todes  wegen)  noch  mit  einer  zweiten 
Yerkehrssteuer,  der  staatlichen  Erbsteuer,  konkurrierten.  In  solchen  Fällen  trat 
unter  Umständen,  wenn  nämlich  die  Laudemien  und  sonstige  gleichzeitig  zu- 
ammentreffende  Abgaben  —  die  Verlassabhandlungsgebühr  (Mortuarium),  andere 
Oerichtstaxen  und  das  als  wirtschaftliche  Yerkehrssteuer  aufzufassende 
Abfahrtsgeld  —  die  Zuwendung  erheblich  verminderten,  €ui  evitandam  pr<U' 
gropaticnem  eine  Ermässigung  des  Prozentsatzes  der  Erbsteuer  auf  die  Hälfte  ein. 
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3.  Vom  Wesen  der  Mortuarien. 

Noch  einer  kleinen  Ausführung  sei  hier  Raum  vergönnt;  sie  betrifft  das 
eben  erwähnte  Mortuarium.  Dasselbe  wurde  in  meiner  Abhandlung  als  Taxe 
(d.  i.  nach  der  österreichischen  Terminologie  so  viel  wie  Gebahr  im  wissen* 
schaftlichen  Sinne)  für  die  Nachlassabhandlungspflege  bezeichnet,  als  ein  dem 
Gerichtsherm  für  die  Amtsleistung  zukommendes  Entgelt.  Zwiedineck 
und  Funk  scheinen  diesfalls  anderen  Ansichten  zu  huldigen. 

1.  Der  erstere  erwähnt  des  Mortuars  in  einer  Art,  welche  zu  falschen 
Vorstellungen  Veranlassung  gibt.  Es  könnte  nach  dem,  was  er  sagt,  scheinen, 
dass  das  Mortuar  nur  an  Grundherrschaften,  welche  einen  Nachlass  abhandelten, 
und  nur  von  Verlassenschaften  der  Untertanen  zu  entrichten  gewesen  wäre, 
während  in  Wirklichkeit  auch  andere  Gerichtsinnehabungen  Mortuarien  bezogen 
und  diese  Taxe  auch  die  Nachlässe  nicht  untertäniger  Personen  traf,  ¥rie  schon 
der  umstand  ergibt,  dass  sie  (mit  einem  besonderen  Ausmasse)  auch  vom  be- 
weglichen Vermögen  bemessen  wurde,  welches  ja  mit  der  Untertänigkeit  nie 
etwas  zu  tun  hatte.  Auch  bezüglich  der  theoretischen  Qualifikation  des  Mor- 
tuars herrscht  in  Zwiedinecks  Darstellung  ein  Zwielicht,  welches  einem 
klaren  Einblicke  in  diese  schwierigen  Fragen  eher  hinderlich  als  förderlich  ist. 
Gleich¥de  er  dem  Laudemium  «ganz  überwiegend  den  Charakter  einer  privat- 
rechtlichen VermÖgensleistung"  zuerkennt,  ebenso  meint  er  auch,  dass  ^beim 
Mortuar  stark  der  Gebührencharakter  für  die  Amtshandlung  überwog*.  Was 
aber  in  dem  einen  und  dem  anderen  Falle  der  sekundäre  Charakter  wäre,  dar- 
über spricht  sich  Zwiedineck  nicht  klar  aus.  Es  scheint,  dass  ihm  hier  die  so 
abgehetzten  Finanzeinnahmen  .gemischten  Charakters'  vorschwebten,  eine 
Supposition,  mit  der  man  sich  in  allen  Fällen  zu  helfen  sucht,  wo  eine  faktisch 
bestehende  Abgabe  nicht  auf  einen  der  allbekannten  Leisten  hinauf passt.  Gibt 
es  denn  überhaupt  solche  Miscbformen?  Diese  Frage  wird  wohl  zu  verneinen 
sein.  Was  man  als  solche  Mischformen  anspricht,  sind  in  Wirklichkeit  viel- 
mehr Uebergangsformen  zwischen  den  einzelnen  Typen  der  eigentümlichen 
Einnahmensarten  der  Gremeinwesen.  Bei  genauem  Zusehen  findet  man,  dass 
auch  auf  diesem  Gebiete  eine  Entwicklung  herrscht,  die  nie  still  steht  und  im 
allmählichen  organischen  Fortschreiten  immer  neue  Formen  zeitig^.  Da  sich 
die  neuen  Einnahmensarten  aus  den  älteren  entwickeln,  indem  gewisse  Be- 
sonderheiten auftauchen  und  bei  weiterer  Ausbildung  zu  ganz  neuen  Formen 
hinführen,  so  lassen  sich  hier  förmliche  Entwicklungsreihen  nachweisen.  Die 
¥richtigste  —  weil  die  Haupteinnahmensformen  enthaltende  —  Evolutionsreihe 
ist  die  von  den  Domänenerträgnissen,  welche  noch  keine  charakteristische  Ge- 
meinwesenseinnahme bilden,  ausgehende,  welche  dann  über  die  Gebühren  zu 
den  S  t e  u  e  rn  hinüberführt.  Bei  der  ersten  und  primitivsten  Form  der  eigenartigen 
Einnahmen  des  Gemeinwesens  bleibt  zunächst  noch  alles  äusserlich  beim  alten:  es 
kommt  ein  entgeltliches  Geschäft  zu  stände,  der  einzelne  kann  sich  hierzu  be- 
liebig entschliessen  und  erhält  er  für  seine  Zahlung  eine  effektive  Gegenleistung 
—  ganz  als  ob  es  sich  noch  um  privatwirtschaftliche  Geschäfte  des  Gemein- 
wesens handeln  würde.  Nur  in  einem  Punkte  ist  die  Sachlage  geändert:  das 
Gemeinwesen  tritt  nicht  mehr  in  freien  Wettbewerb  mit  anderen,  welche  die 
gleiche  Leistung  feilhalten,  so  dass  der  einzelne  beliebig  mit  dem  Gemeinwesen 
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oder  mit  irgend  einem  Dritten  kontrahieren  könnte.  Jede  Konkurrenz  ist  viel- 
mehr aiisgeechlossen,  indem  die  Prästierang  der  bezüglichen  Leistung  als  öffent- 
liche Aufgabe  erkl&rt  wird.  Nur  in  diesem  Verh&ltnis,  welches  mit  einem  in 
Oesteireich  gebräuchlichen  Worte  nicht  unzutreffend  als  ,6ann'  bezeichnet 
werden  könnte,  liegt  ein  Zwangsmoment  —  natürlich  abgesehen  von  der  koer- 
zitiven  Wirkung  des  Bedürfnisses.  Hier  hat  man  es  schon  mit  Gebühren  im 
Sinne  der  Wissenschaft  zu  tun,  die  noch  besonders  als  Banngebühren  zu 
benennen  w&ren. 

Ein  Schritt  weiter  in  der  eingeschlagenen  Richtung  bringt  eine  Erweite- 
roBg  des  Zwangsmomentes.  Für  den  einzelnen,  der  in  eine  bestimmte  Situation 
kommt,  wird  wichtiger  öffentlicher  Interessen  halber  geradezu  die  Nötigung 
dekretiert,  sich  der  öffentlichen  Einrichtung  zu  bedienen  (z.  B.  Eichung  von 
Mass  und  Qewicht,  Punzierung  von  Edelmetall).  Noch  immer  erhält  die  Partei 
ftir  ihre  Leistung  eine  effektive,  dieses  Geld  werte  Gegenleistung;  es  besteht 
für  sie  aber  bereits  ein  unausweichliches  „Muss".  Solche  Gebühren  sollten 
Zwangsgebühren  heissen. 

Ist  bei  diesen  zwei  Arten  von  Gebühren  die  Frage,  ob  das  Gemeinwesen 
einen  Gewinn  über  die  Selbstkosten  erzielt,  nur  sekundär,  so  akzentuiert  die 
weitere  Entwicklung  den  zu  erzielenden  Gewinn  immer  mehr  und  wird  eben 
deswegen  die  Leistung  an  die  Partei  immer  minderwertiger,  bis  sie  schliesslich 
zn  einer  blossen  Scheinleistung  geworden  ist,  welche  der  Partei  in  Wirk- 
lichkeit keinen  Vorteil  mehr  bringt,  und  vom  Gemeinwesen  ausschliesslich  im 
eigenen  Interesse  vorgenommen  wird.  Diese  Form  repräsentieren:  auf  dem 
Boden  des  Wirtschaftslebens  die  statistische  Gebühr,  auf  dem  Boden  des  Rechts- 
lebens das  französische  Enregistrement  (Registergebühr).  Bezeichnend 
f&r  dieselbe  wäre  der  Name  Scheingebühren.  Die  Aufzeichnung  ist  eine 
blosse  y Formalität",  wie  sich  die  französischen  Vorschriften  so  treffend  aus- 
drQcken,  die  nur  im  Interesse  des  Fiskus  stattfindet  und  der  Partei  keinen  Vor- 
teil mehr  bringt.  Was  als  Wirkung  der  Registrierung  bezeichnet  wird,  ist  in 
Wirklichkeit  nichts  anderes  als  eine  fiskalische  Schutzmassregel.  Bei  einer 
solchen  Charakterisierung  des  Enregistrements  erscheint  es  dann  erklärlich,  daas 
dazu  sowohl  proportionelle  als  auch  fixe  Abgabensätze  gehören,  von  denen  sich 
die  ersteren  wohl  mit  dem  Gebührenbegriffe,  die  letzteren  aber  nicht  mit  dem 
Begriffe  der  Verkehrssteuem  vertragen. 

Abermals  um  einen  Schritt  weiter,  und  es  fällt  auch  der  Schein  einer 
speziellen  Gregenleistung  an  den  Kontribuenten  weg.  Damit  gelangt  man  zur 
Steuer,  der  Einziehung  aus  dem  Vermögen  der  Kontribuenten  ohne  das  Vor- 
liegen oder  auch  nur  die  Fiktion  einer  Gegenleistung,  dem  Zwangsbeitrage 
znm  Bedarf e  des  (jemeinwesens  —  einer  Form,  die  dann  ihrerseits  eine  reiche 
Entwicklung  von  einfachen  und  rohen  Bildungen  zu  den  heutigen  stark  diffe- 
renzierten Gestaltungen  durchgemacht  hat. 

Das  Entstehen  neuer  Formen  bedingt  keineswegs  notwendig  das  Ver- 
schwinden der  älteren:  vielfach  bestehen  alte  und  rezente  Gestaltungen,  und 
manche  Zwischenglieder  und  üebergangsformen  nebeneinander.  Dazu 
kommt,  dass  jede  Wirtschaftsgestaltung  nicht  nur  zu  einer  adäquaten  Gemein- 
wesensform, sondern  auch  zu  eigenartigen  Entwicklungsreihen  von  Abgaben 
führt,  die  nachher  vielfach  ihre  raison  d^Hre  überdauern.    So  kommt  es,   dass 
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uralte  und  neue,  zeitgemässe  und  veraltete  Einnahmensformen  nebeneinander 
existieren.  Auf  diese  Art  ist  es  zu  erklären,  dass  wir  in  Oesterreich  neben 
Steuern  modernster  Art  (wie  etwa  progressiven  Einkommen-  und  Verkehrs- 
steuem,  Fahrkartensteuer  u.  a.  m.)  noch  die  im  Lehensstaate  entstandenen  Ver- 
leihungstazen  (für  Titel,  Orden,  Bergbauberechtigungen,  Fideikommisserrich- 
tungen  u.  dergl.),  und  sogar  die  sozusagen  archaistischen  Einnahmen  aus 
Staatsforsten  und  Landgütern  besitzen. 

Diese  Tatsachen  bieten  so  auffallende  Analogien  zur  Entwicklung  und 
zu  dem  Bestände  der  lebenden  Organismenwelt,  dass  es  fQglich  wundernehmen 
muss,  warum  der  Evolutionsgedanke  für  die  Systematik  des  Ab- 
gabenwesens  bisher  noch  nicht  verwertet  wurde. 

Von  diesem  Gesichtspunkte  aus  erscheint  es,  wie  schon  oben  betont 
wurde,  als  unsachgemäss,  von  Abgaben  gemischten  Charakters  zu  sprechen. 
Eine  Mischung  setzt  doch  logischerweise  die  vorherige  Sonderexistenz  beider 
Mischbestandteile  voraus.  Dies  trifft  aber  in  Wirklichkeit  nicht  zu.  Wo  im 
Finanzwesen  solche  Mischbildungen  erblickt  werden  wollen,  handelt  es  sich 
bestenfalls  um  Uebergangsformen ,  die  von  einer  Gestaltung  zur  anderen  hin- 
überleiten. 

Insbesondere  wird  mit  Unrecht  bezüglich  vieler  Gebühren  (im  Sinne  der 
Wissenschaft)  eine  solche  Zusammensetzung  mit  Steuern  angenommen.  Man 
geht  dabei  von  einer  petitio  principii  aus,  indem  man  es  als  Begriffsmerkmal 
der  .Gebühr"  aufstellt,  dass  sie  nur  blosse  Vergütung,  reiner  Kostenersats  zu 
sein  und  daher  keinen  Gewinn  ergeben  dürfe.  Da  in  Wirklichkeit  das  so 
postulierte  absolute  Gleichgewicht  von  Leistung  und  Gegenleistung  nie  vor- 
kommt und  aus  technischen  Gründen  —  Unmöglichkeit  oder  zum  mindesten 
unverhältnismässige  Kostspieligkeit  einer  exakten  Berechnung  des  tatsächlichen 
Aufwandes  für  den  Einzelfall  —  auch  nicht  vorkommen  kann,  so  meint  man, 
dass  die  praktischen  Finanzeinrichtungen  eben  vom  wissenschaftlichen  Ideal 
abweichen,  und  dass,  sofeme  die  Gebühr  einen  Profit  übrig  lässt,  «zum  Teile* 
eine  Steuer  vorläge. 

Man  wird  aber  billig  fragen  müssen,  wem  denn  mit  einer  Begriffs- 
bestimmung gedient  sein  solle,  die  nie  und  nirgends  eine  Realisierung  gefunden 
hat  und  einer  solchen  Verwirklichung  auch  gar  nicht  fähig  ist.  Da  liegt  es 
denn  nahe,  zu  erwägen,  ob  nicht  mit  einer  Revision  dieser  Begriffsbestimmung 
vorzugehen  und  das  Postulat  des  reinen  Eostenersatzes  fallen  zu  lassen  wäre. 
An  der  Hand  der  tatsächlichen  Finanzeinrichtungen  gelangen  wir  zum  Schlüsse, 
es  sei  für  den  Gebührenbegriff  nur  das  wesentlich,  dass  ein  Entgelt  vorliege; 
ob  für  das  Gemeinwesen  daraus  ein  Nutzen  —  wie  es  regelmässig  der  Fall  sein 
wird  —  oder  ein  Schaden  Resultiert,  hat  dagegen  mit  dem  Wesen  der  Gebühren 
nichts  zu  tun.  An  dem  Gedanken  der  blossen  Kostenvergütung,  welcher  sonach 
unrichtigerweise  in  die  Definition  der  Gebühren  einbezogen  wurde,  ist  nur  eines 
richtig,  dass  nämlich  bei  den  Gebühren  allerdings  die  Tendenz  besteht,  sie  so 
niedrig  als  möglich  zu  halten;  dies  fliesst  aber  nicht  aus  der  Natur  der  Ge- 
bühren, sondern  ist  eine  Eonsequenz  der  Forderung,  dass  das  Gemeinwesen  bei 
der  Erfüllung  seiner  Aufgaben  seinen  Gliedern  so  wenig  Kosten  als  möglich 
verursachen  solle. 

Um  nun  von  dieser  Abschweifung  zum  Schlüsse  noch  auf  das  zurückzu- 
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kommen,  was  Zwiedineck  über  das  Mortuar,  welches  er  für  eine  .Über- 
wiegende' Gebühr  hält,  vorbringt,  kann  nicht  unerwähnt  bleiben,  dass  es  wohl 
nicht  Eur  Klftrong  der  einschlftgigen  Fragen  beitragen  kann,  wenn  er  sagt,  die 
bei  der  Qmndenilastung  entschädigte  Besitzverändemngsabgabe  stamme  nicht 
aas  einheitlicher  Quelle,  vielmehr  hätten  dem  Grundherrn  bei  Besitzverände- 
rangen  zwei  Abgaben :  Laudeminm  und  Mortuar  entrichtet  werden  müssen.  Ob 
Zwiedineck  damit  meint,  dass  das  Mortuar  wenigstens  zu  einem  Teile  eine 
Bedtsftnderongsabgabe  sei,  mag  dahingestellt  bleiben.  Aber  sicherlich  ist  da- 
mit wortdeutlich  gesagt,  dass  die  Mortnarien  in  die  Grundentlastung  einbezogen 
worden  seien:  und  dies  ist  entschieden  unrichtig.  Die  Mortuarien 
worden  bei  der  Grundlastenablösung  weder  abgel5st  noch  überhaupt  auf- 
gehoben, weil  sie  eben  keine  Grundlasten  waren. 

Das  Grundentlastnngspatent  vom  7.  September  1848  hob  allerdings  auch 
die  obrigkeitliche  Jurisdiktion  d.  h.  die  patrimoniale  Gerichtsbarkeit  und  Ver- 
waltung auf,  und  statuierte  dabei,  dass  mit  dem  Aufhören  dieser  Last  die  daraus 
entspringenden  Rechte  und  Bezüge  der  bisherigen  Gerichtsherren  wegzufallen 
hätten,  ohne  dass  hiefür  eine  Entschädigung  gefordert  werden  könne;  bis  zur 
Einführung  landesfürstlicher  Behörden  sollten  die  Patrimonialbehörden  die  Amts- 
fUurung  auf  Kosten  des  Staates  fortsetzen.  Zur  Ausführung  dieser  Anordnung 
bestimmte  dann  das  Ministerialschreiben  vom  17.  September  1848.  P.G.S.  Nr.  117, 
dass  der  Staat  in  der  Zwischenzeit  die  Entlohnungen  der  Amtsorgane  und  die 
sonstigen  Kosten  bestreiten  werde,  dass  dafür  aber  die  Gerichts-  und  Grund- 
bnchstaxen  für  Rechnung  des  Staates  einzuheben  seien.  Beigefügt  war  eine  be- 
sondere Ermahnung  an  die  Untertanen,  die  Taxen  auch  noch  fortan  zu  ent- 
richten, da  dieselben  «mit  Ausnahme  der"  (rectius:  anders  als  die)  Gebühren 
bei  Besitzveränderungen  unter  Lebenden  und  von  Todes  wegen  nicht  aufgehoben 
worden  seien.  Dass  die  vorstehend  durch  Anführungszeichen  hervorgehobene 
Andeutung  einer  Ausnahme  nur  eine  übelgewählte  Ausdrucksweise  war,  lehrt 
die  Erwägung,  dass  die  Veränderungsgebühren  doch  nie  den  Gerichtstaxen  zu- 
gezählt worden  waren  und  daher  auch  nicht  als  eine  Ausnahme  unter  denselben 
angeführt  werden  konnten  und  femer,  dass  überhaupt  keinerlei  Taxen  aufgehoben 
wurden,  da  sie  ja  sonst  nicht  hätten  weiter  eingehoben  werden  können,  sowie 
endlich,  dass  es  unmöglich  ist,  das  Mortuar  zu  den  (gegen  Entschädigung  auf- 
gehobenen) Veränderungsgebühren  zu  rechnen,  weil  nur  die  Gutsherren 
Entschädigungen  erhielten,  das  Mortuar  aber  von  vielen,  die  nicht  Untertanen 
waren,  an  viele,  die  nicht  Dominien  waren,  entrichtet  werden  musste:  für 
diese  Verhältnisse  hätte  es  demnach  keine  Entschädigung  gegeben,  was  wieder 
der  gesetzlichen  Anordnung  widerstreitet. 

De  jure  bestanden  also  die  Mortuarien  der  PHvatjurisdizenten  auch  noch 
weiterhin  fort,  nur  sollten  sie  fär  den  Staatsschatz  eingehoben  werden.  Erst 
bei  d^  Erlassung  des  Gebührengesetzes  wurden  im  Einführungspatente  alle 
Vorschriften  über  die  Gerichtstaxen  und  somit  auch  über  die  Mortuarien  auf- 
gehoben, und  hörte  damit  deren  rechtlicher  Bestand  auf.  Ob  die  Einhebung 
dieser  Taxen  in  der  Zeit  vom  September  1848  bis  zum  15.  Mai  1850,  um  welche 
es  sich  dabei  handelt,  aber  auch  wirklich  stattgefunden  hat,  erscheint  allerdings 
mehr  als  zweifelhaft.  Mehr  als  je  war  dieselbe  damals  weit  eher  eine  Macht- 
als eine  Rechtsfrage. 
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In  den  Redaktionsmaterialien  zum  GebührengeBetze  ist  diesfalls  eine 
merkwürdige  Stelle  zu  finden.  Ein  Votant  aus  dem  Richterstande  meinte  in 
der  Sitzung  der  Redaktionskommission  vom  11.  Januar  1849,  dass  das  Mortuar 
seit  dem  Grundentlastungspatente  vom  7.  September  1848  nicht  mehr  eingehoben 
werde.  Eine  rechtliche  Basis  hatte  seine  Bemerkung  gezeigtermassen  nicht;  wohl 
aber  mochte  er  de  facto  wenigstens  zu  einem  grossen  Teile  Recht  haben.  Man  war 
damals  mitten  in  der  Revolution  und  manches  uralte  und  zweifellos  bestehende 
Recht  wurde  unter  dem  Druck  der  Ereignisse  unausgeUbt  gelassen,  unwill- 
kürlich muss  man  hier  an  den  Zeitungsstempel  denken,  eine  von  der  gemeinen 
Meinung  fQr  vorzugsweise  reaktionär  gehaltene  Abgabe,  die  während  der  Re- 
volutionszeit nahezu  in  ganz  Oesterreich  tatsächlich  ausser  Uebung  kam,  da 
sich  niemand  traute,  auf  die  Stempelverwendung  zu  dringen.  So  mochte  da- 
mals vielfach,  und  namentlich  dort,  wo  die  Gerichtsherren  zugleich  Gutsherren 
waren  und  die  Mortuarien  daher  leicht  mit  den  aufgehobenen  Verändenmgs- 
gebühren  konfundiert  werden  konnten,  nicht  nur  bezüglich  der  Laudemien, 
sondern  gleich  auch  bezüglich  der  Mortuarien  die  Entrichtung  unterlassen 
worden  sein,  ohne  dass  jemand  etwas  dagegen  zu  tun  oder  auch  nur  zu  sagen 
wagte,  wenngleich  es  ja  viele  Privatjurisdizenten  gab,  die  keine  Untertanen 
hatten  und  keine  Laudemien  bezogen,  welche  also  die  ganze  Grundentlastung 
nichts  anging. 

Auch  sei  es  gestattet,  hier  eine  Aeusserung  des  Finanzministers  Erauss 
zu  erwähnen,  die  in  seinem,  an  den  Sektionschef  Baumgartner  ge- 
richteten Schreiben  vom  8.  Januar  1849  enthalten  ist,  welches  die  Instruktionen 
für  die  ,  Zusammentretung  mit  JustiziAthen"  enthielt.  Es  sollte  dabei  erwogen 
werden,  ob  das  zu  erlassende  Interimistikum  nicht  auch  verordnen  sollte,  dass 
vor  den  nunmehr  auf  Staatskosten  fungierenden  ehemaligen  Patrimonialgerichten 
die  Stempel  nach  dem  für  die  landesfürstlichen  Gerichte  statuierten  höheren 
Ausmasse  zu  entrichten  wären.  Als  Kompensation  hätten  ,die  den  Obrigkeiten 
und  Kommunen  bisher  zufliessenden  Taxen,  vielleicht  mit  Ausnahme 
des  Mortuars"  aufzuhören.  Der  Minister  wollte  also  im  Januar  1849  auf 
die  Mortuarien  tiicht  verzichten.  Hätte  das  einen  Sinn  gehabt,  wenn  die  Mor- 
tuarien schon  im  September  1848  aufgehoben  worden  wären? 

2.  Funk  beanstandet  den  von  mir  aufgestellten  Satz :  „dass  das  Mortuar 
eine  reine  Gebühr  und  kein  nutzbares  Recht  sei,  wurde  stets  festgehalten"  und 
meint,  das  Mortuar  wäre  ursprünglich  allerdings  ein  nutzbares  Recht  lehensrecht- 
lichen Ursprunges  gewesen  und  erst  durch  zwei  Patente  vom  Jahre  1756  zur  Taxe 
(Gebühr  im  wissenschaftlichen  Sinne)  gemacht  worden.  Den  Beweis  fQr  diese 
Behauptung  bleibt  er  schuldig.  Der  von  ihm  angerufene  Umstand,  dass  1756 
der  Mortuarbezug  ausschliesslich  den  Verlassabhandlungsstellen  zuerkannt  worden 
sei,  besagt  an  sich  noch  nichts:  es  müsste  noch  weiter  dargetan  werden,  dass 
vor  1756  anderen  Stellen  dieses  Bezugsrecht  legal  zugestanden  hätte. 

Ich  möchte  meinen  Satz  zur  Vermeidung  aller  Missverständnisse  dahin 
ergänzen,  dass  die  Gebührennatur  des  Mortuars  seitens  der  Staatsver- 
waltung stets  festgehalten  worden  sei.  Denn  es  hat  tatsächlich  auf  der  an- 
dern Seite  an  Versuchen  mancher  Grundherrschaften  und  Gerichtsinnehabnngen, 
unter  diesem  Titel  sich  eine  besondere  Abgabe  neben  der  Abhandlungsgebühr 
zu  arrogieren,  nicht  gefehlt  und  sind  es  eben  die  dagegen  gerichteten  Repressions- 
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akte  der  Staatsgewalt,  welche  die  sicherste  Nachricht  über  das  damalige  Gesetzes- 
imd  Gewohnheitsrecht  bezüglich  des  Mortuars  geben.  Eine  lange  Reihe  solcher 
Normalien  ist  in  dem  Werke  von  Johann  Tschinkowitz,  „DarsteUung  des 
politischen  Verhältnisses  der  verschiedenen  Gattungen  von  Herrschaften  zur 
Staatsrerwaltong,  zu  ihren  Beamten  und  Unterthanen  u.  s.  w.,"  Grätz  1827,  zu 
finden.  Diese  Vorschriften  geben  auch  über  einen  anderen  Umstand  Aufschluss, 
nämlich  darüber,  dass  die  Mortuarien  auf  ganz  andere  Art  entstanden  sind, 
als  Funk  glaubt.  Sie  haben  sich  uicht  aus  einer  lehensrechtlichen  Giebig- 
keit,  sondern  aus  älteren  gewohnheitsrechtlichen  Sportein  für  einzelne  Hand- 
lungen der  Abhandlungspflege,  namentlich  aus  Inventurstazen  entwickelt,  indem 
an  die  Stelle  dieser  mannigfachen,  ihrer  Zahl  und  Dehnbarkeit  wegen  drückend 
empfundenen  Abgaben  (Schreiberpfennig,  Schätztaler,  Inventursleinwand,  Inven- 
tnrslaibe,  Schätzleinwand,  Rittgelder,  Fertiggelder  u.  a.  m.)  eine  einmalige 
prozentuelle  Abgabe  vom  reinen  Nachlasse  trat. 

Angesichts  dessen  scheint  es  mir  wahrscheinlich,  dass  Funks  Aufstellung 
auf  ein  Missversi&ndnis  oder,  um  es  genauer  auszudrücken,  darauf  zurückzuführen 
sein  dürfte,  dass  der  Ausdruck  M  ort uar  vielfach  in  verschiedenem  Sinne,  und 
nicht  selten  in  der  Bedeutung  eines  mortis  causa  zu  entrichtenden  Laudemiums 
gebraucht  wurde.  Als  Beispiel  dieses  ungenauen  Sprachgebrauches  sei  hier  das 
vorerwähnte  Werk  von  Tschinkowitz  angeführt,  welches  Bd.  2.  S.  30  den 
Wortlaut  des  §  1142  a.b.G.B.  reproduziert,  in  welchem  der  Verilnderungs- 
gebühren  Erwähnung  getan  und  dabei  als  Terminologie  angegeben  wird, 
dass  die  Abgabe  „wenn  die  Veränderung  bei  Lebzeiten  geschieht  L eh enwaare 
(Lau dem i um),  geschieht  sie  aber  von  Todes  wegen:  Sterbelehen^  heisse, 
und  beide  auch  Veränderungsgebühren  genannt  würden.  Tschinkowitz 
glaubt  nun  diese  Anführung,  welche  dem  allgemeinen  Sprachgebrauche,  wo- 
nach regelmässig  der  Ausdruck  Laudemium  ohne  weitere  (rechtlich  ja  irre- 
levante) Distinktion  angewendet  wurde,  keineswegs  vollkommen  entsprach,  da- 
durch eigänzen  und  verbessern  zu  sollen,  dass  er  (parallel  zur  Anführung  des 
Wortes  Laudemium  neben  Lehenware)  zum  Ausdrucke  Sterbelehen  das  Wort 
Mortuarium  in  Klammer  hinzufügt,  als  ob  das  Mortuar  eine  mortis  causa  zu  ent- 
richtende Veränderungsgebühr  gewesen  wäre.  Sogar  in  einem  wichtigen  Gesetze 
finden  wir  dieselbe  Verwechslung.  Im  §  31  des  Patentes  vom  4.  März  1849, 
R.  G.  Bl.  Nr.  152,  werden  die  Ausdrücke  Mortuar  und  Laudemium  in  demselben 
Sinne  nebeneinander  erwähnt,  wie  ihn  Tschinkowitz  ihnen  beilegt.  Es 
wäre  hiemach  nicht  unmöglich,  dass  Funk  einer  solchen  Verwechslung  zum 
Opfer  gefallen  ist,  und  für  die  ältere  Zeit  ein  .Mortuar*  im  Auge  hatte,  welches 
nur  Mortuar  hiess,  aber  kein  Mortuar  (in  der  durch  das  Einführungspatent 
zum  Stempeltaxgesetze  vom  27.  Januar  1840  sanktionierten  offiziellen  Bedeutung) 
war.  Es  soll  jedoch  nicht  verschwiegen  werden,  dass  in  älteren  theoretischen 
Auseinandersetzungen,  soweit  man  sich  auf  solche  ehedem  überhaupt  einliess, 
angesichts  des  gegensätzlichen  Standpunktes  der  Staatsregierung  und  der  Privat- 
jurisdizenten  die  Frage  nach  der  Natur  des  Mortuars  meistens  als  eine  offene 
behandelt  wurde. 
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4.  Aus  der  Bedaktionsgeschichte  des  Oebtthrengesetzes. 

Die  vorstehenden  Bemerkungen  über  die  Laudemien  und  Mortuarien  wurden 
zu  dem  Zwecke  eingeschoben,  um,  soweit  es  hier  in  Betracht  kommt,  das  Milieu 
zu  schildern,  in  welchem  die  Reformarbeiten  Torgenommen  wurden,  deren  Er- 
gebnis das  Gebührengesetz  war.  Man  lernt  ein  neues  Gesetz  wohl  am  besten 
verstehen,  wenn  man  sich  so  vollständig  als  m5glich  in  die  Situation  der  Re- 
daktoren hineindenkt  und  den  Boden  rekonstruiert,  auf  welchem  sie  standen. 
Kennt  man  die  einschlSgigen  Verhältnisse  ihrer  Zeit,  weiss  man,  welchen  theo- 
retischen Anschauungen  sie  huldigten,  und  stellt  man  fest,  welche  Probleme 
von  ihnen  ihre  Lösung  erheischten,  so  wird  man  ihre  Meinung  leicht  und  sicher 
entnehmen,  und  vieles,  was  sie  minder  klar  ausgedrückt  haben,  richtig  auffassen 
können. 

Die  erwähnten  Reformarbeiten  waren  in  Oesterreich  schon  lange  im  Gange 
—  und  zwar  fast  ebenso  lange,  als  das  Stempeltaxgesetz  vom  27.  Januar  1840 
bestand  —  als  die  Stürme  der  Revolutionsjahre  1848  und  1849  hereinbrachen. 
Bald  xiach  dem  Inslebentreten  dieses  Gesetzes  erwies  es  sich  nämlich  deutlich, 
dass  dasselbe  nichts  weiter  war,  als  ein  im  wesentlichen  verfehltes  Experiment. 
Der  Papierstempel  war  der  ihm  zugemuteten  Aufgabe,  die  gesamte  Besteuerung 
des  Rechtslebens  zu  vertreten,  nicht  gewachsen.  Seiner  Natur  nach  kann  er  nur 
die  schriftlichen  Rechtsvorgange  erfassen  und  war  er  auch  in  seiner  damaligen 
Gestaltung  (als  Stempelpapier)  nur  einer  sehr  beschränkten  Ausdehnung  Hlhig, 
weil  man  die  Zahl  der  Stempelpapiersorten  nicht  allzusehr  vermehren  konnte. 
So  kam  es,  wie  es  kommen  musste :  einerseits  wurden  die  Klagen  Über  die  un- 
gleichmässige  Belastung  -und  die  hieraus  resultierenden  Härten  immer  lauter, 
anderseits  aber  nahm  die  Staatsgewalt  wahr,  dass  der  Steuerertrag  weit  hinter 
allen  berechtigten  Erwartungen  zurückblieb  und  die  Steuerkraft  nicht  entsprechend 
ausgenützt  wurde. 

Die  Regierung  scheint  sich  übrigens  des  ümstandes,  dass  mit  dem  Stempel- 
taxgesetze der  Boden  des  Experimentes  betreten  werde ,  auch  wohl  bewusst  ge- 
wesen zu  sein.  Denn  kaum  war  das  Gesetz  ins  Leben  getreten,  als  bereits  die 
Erhebungen  über  seine  Wirkungen  begannen  und  damit  die  Reform  desselben 
auf  die  Tagesordnung  gesetzt  erschien. 

Wie  auf  anderen  Gebieten  hat  auch  hier  die  Entwicklung  gleichsam 
einen  fortschreitenden  Zickzack  weg  eingeschlagen.  Um  den  Gebrechen  der 
alten  Sporteltaxperzeption  abzuhelfen,  die  eine  Unzahl  von  Taxatoren  und  Tax- 
ämtem  erfordert  hatte  und  an  der  Unmasse  —  oft  erfolgloser  —  Bemessungs- 
und Exekutionsverhandlungen  krankte,  sprang  man  mit  beiden  Füssen  ins  andere 
Extrem :  die  vollständige  Parteienautonomie  in  der  Bestimmung  und  Entrichtung 
der  Abgaben  vermittels  des  Stempels.  Die  konseqi;iente  Durchführung  dieses 
Gedankens  führte  (im  Stempeltaxgesetze,  und  mehr  noch  in  dem  noch  folge- 
richtiger ausgestalteten,  sanktionierten  aber  nicht  kundgemachten  Gesetze  vom 
1.  September  1830)  zu  Anordnungen,  die  manche  bald  fühlbar  werdende  Miss- 
stände im  Gefolge  hatten.  Die  hauptsächlichsten  derselben  waren:  dass  der 
Wechselstempel  nur  bis  1  fl.  und  der  Wertstempel  —  selbst  wenn  es  sich  um 
Millionenerbschaften  handelte  —  nur  bis  20  fl.  wachsen  konnte,  und  dass  man 
der  Abgabepflicht  zur  Gänze  dadurch  auszuweichen  vermochte,  dass  man  die 
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ürkanden  vom  Auslände  (oder  voii  einem  Orte  ausserhalb  des  stempelpflichtigen 
Inlandes)  datierte.    Dem  sollte  nunmehr  abgeholfen  werden. 

Diese  Reformaktion  schleppte  sich  aber  zunächst  durch  ein  ganzes  De- 
zenniam  unfruchtbar  hin.  Es  waren  dies  die  letzten  Jahre  des  Bestandes  der 
allgemeinen  Hofkammer,  welche  als  die  damalige  höchste  Finanzbehörde  auch 
mit  der  staatsfinanziellen  Gesetzgebung  befasst  war.  Die  Reformarbeiten 
wurden  mit  dem  charakteristischen  Sich  zeitlassen  des  vormärzlichen  Amtsganges 
und  behaglichster  Langsamkeit  betrieben.  Im  Wesen  aber  kam  die  Sache  so 
gut  wie  gar  nicht  vorwärts,  denn  es  fehlte  an  der  Hauptsache:  an  neuen  und 
brauchbaren  Ideen.  Der  einzige  selbständige  Gedanke,  der  damals  auftauchte, 
an  dessen  Realisierung  man  aber  kaum  ernst  dachte,  bestand  darin,  den 
Stempel  auf  die  Belegung  des  Schriftwechsels  von  Amt  und  Parteien  zu  be- 
schränken und  im  übrigen  eine  Konsumsteuer  auf  alle  Arten  des  Papier- 
verbrauches einzuführen,  üebrigens  war  es  auch  anders  nicht  gut  mög- 
lich: die  Einrichtungen  und  Verhältnisse  des  Patrimonialstaates  beeinträch- 
tigten die  Bewegungsfreiheit  der  Finanzgesetzgebung  so  sehr  und  bannten 
sie  in  so  enge  Schranken,  dass  das  Gesetz  vom  27.  Januar  1840  so  ziemlich 
alles  geleistet  hatte,  was  unter  diesen  Umstanden  überhaupt  geleistet  werden 
konnte. 

Diesen  sterilen  Verhandlungen  wurde  durch  die  hereinbrechenden  grossen 
Zeitereignisse  ein  jähes  Ende  bereitet.  Man  stand  an  der  Scheide  zweier  Epochen 
des  Österreichischen  Staatslebens:  der  alte  feudale  Patrimonialstaat  hatte  sich 
überlebt  und  brach  zusammen;  aus  den  Trümmern  ging  dann  die  konstitu- 
tionelle Monarchie  mit  neugestalteten  Einrichtungen  hervor. 

Im  März  1848  wurde  die  Hofkammer  aufgelöst  und  das  Finanzministerium 
errichtet,  dessen  Organisation  Mitte  Mai  1848  ihren  Abschluss  fand.  An  die 
Spitze  dieser  neuen  Zentralbehörde  trat  ein  Mann,  dessen  hervorragende  fach- 
liche and  staatsmännische  Tüchtigkeit  es  bewirkte,  dass  er  trotz  des  mehrmaligen 
Kabinettwechsels  fortdauernd  auf  seinem  Platze  blieb:  Philipp  Freiherr  von 
Kran  SS.  Er  hatte  sich  im  Dienste  aus  eigener  Kraft  emporgearbeitet  und 
schon  längere  Zeit  vorher  durch  die  Abfassung  mustergültiger  Gesetzesarbeiten : 
des  GefäUsstrafgesetzes  und  der  Zoll-  und  Staatsmonopolsordnung  Beweise  von 
ausserordentlicher  Leistungsfähigkeit  gegeben.  So  erschien  er  auch  als  der  ge- 
eignetste Mann,  um  die  Reorganisation  des  Finanzwesens  durchzuführen,  welche 
durch  die  Wiedergeburt  der  gesamten  Staatseinrichtungen  und  durch  den  Geld- 
aufwand für  die  Verteidigung  des  Reiches  notwendig  geworden  war.  Der  Finanz- 
minister war  auch  mit  dem  Thema  der  .Verbesserung  des  Stempel-  und  Tax- 
gesetzes' wohl  vertraut,  da  er  schon  bei  der  Abfassung  des  Gesetzes  vom 
27.  Januar  1840  als  eifriges  Mitglied  der  Kommission  mitgewirkt  hatte. 

Mit  der  Erlassung  des  Grundentlastungspatentes  vom  7.  September  1848, 
durch  welches  die  Regierung  aus  eigener  Initiative  den  Untertanen  dasjenige 
bot,  worüber  sich  die  parlamentarische  Vertretung  in  den  nach  Kudlichs 
Antrage  eingeleiteten  Verhandlungen  nicht  zu  einigen  vermochte,  kam  der  Stein 
ins  Bollen.  Man  machte  damit  einen  Schritt  ins  unbekannte  Dunkel  hinaus 
und  lud  dem  Staate  Verpflichtungen  (für  die  Entschädigung  der  Gutsherrschaften 
lind  die  Verstaatlichung  von  Rechtspflege  und  Verwaltung)  auf,  deren  Umfang 
noch  gar  nicht  zu  übersehen  war.    Jetzt  musste  der  Finanzminister  Rat  schaffen. 
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Im  .konstituierenden^^  Reichstage  zu  Kremsier  entwickelte  Krauss  am  4.  De- 
zember 1848  bei  der  Vorlage  des  Staatsvoranschlages  für  das  Yerwaltungsjahr 
1849  ein  umfassendes  Finanzprogramm.  Einen  Punkt  desselben  bildete  die 
, Behebung  der  Gebrechen  des  Tax-  und  Stempeleinkommens'.  An  die  Durch- 
führung dieses  Programms  wurde  jetzt  mit  vorher  ganz  unbekannter  Raschheit 
und  Nachdrücklichkeit  gegangen. 

Ueber  Auftrag  des  Finanzministers  trat  am  11.  Dezember  1848  im 
Finanzministerium  ein  .Finanzkomitee'  unter  dem  Vorsitze  des  [gewesenen 
Ministers  für  öffentliche  Arbeiten  (vom  Mai  bis  Juli  1848)  und  nachherigen] 
Sektionschefs  Andreas  Baumgartner  zusammen,  welches  sich  vom  21.  De- 
zember 1848  bis  zum  29.  Januar  1849  in  zehn  Sitzungen  ausschliesslich  mit  dem 
Stempel wesen  beschäftigte  und  über  den  vom  Ministerialrat  und  langjährigen 
Stempelreferenten  der  Hofkammer,  Franz  Leodegar  Wildschgo,  verfassten 
Entwurf  eines  Stempel-  und  Taztarifes  samt  gesetzlichen  Bestimmungen  zu 
demselben,  sowie  über  den  vom  Ministerialrat  R  a  d  d  a  verfassten  Entwurf  einer 
Sperrverordnung,  womit  die  vorerwähnten  Hauptmängel  des  Stempeltaxgesetzes 
sofort  und  noch  vor  dem  Abschluss  der  Kodifikationsarbeiten  behoben  werden 
sollten,  in  etwas  summarischer  Weise  beriet.  In  der  ersten  Sitzung  teilte 
Wildschgo  mit,  der  Finanzminister  hätte  sich  früher  für  Registergebühren, 
wie  sie  in  Frankreich  bestehen,  ausgesprochen,  sei  aber  später  davon  abgegangen 
und  wolle  nunmehr  .einen  Nominalstempel  und  Werthstaxen',  in  welchem  Sinne 
sein  Entwurf  ausgearbeitet  worden  sei. 

Ich  kann  hier  nicht  umhin,  einzuschalten,  dass  auch  Zwiedineck  die 
eben  angeführte  Stelle  reproduziert.  Da  er  beifügt,  dass  an  diesem  Programme 
nicht  festgehalten  worden  sei,  wie  das  Gebührengesetz  zeige :  so  wird  der  Schluss 
als  berechtigt  angesehen  werden  können,  dass  er  sich  über  den  Sinn  dieser 
Stelle  und  das  darin  angedeutete  Programm  klar  geworden  sein  müsse.  Da 
würde  er  denn  der  Sache  einen  schätzbaren  Dienst  erweisen,  wenn  er  seine 
diesfällige  Ansicht  der  Oeffentlichkeit  nicht  vorenthalten  wollte.  Der  Ausdruck 
n Nominalstempel'  kommt  nämlich  sonst  nirgends  vor  und  ist  die  angeführte 
Stelle  daher  nicht  recht  verständlich. 

Noch  ehe  das  Finanzkomitee  seine  Arbeiten  beendet  hatte*,  vereinbarte 
Krauss  in  Kremsier  mit  dem  Justizminister  Bach  die  Entsendung  zweier 
Delegierter  des  Justizministeriums  (.Justizräthe'*)  zu  den  Beratungen  im  Finanz- 
ministerium, und  verständigte  er  Baumgartner  hiervon  am  3.  Januar  1849. 
Diese  Zusammentretung  hielt  am  11.  Januar  1849  eine  Sitzung,  und  dann  vom 
12.  Februar  bis  29.  März  noch  weitere  sechzehn  Sitzungen  ab ,  in  welchen  die 
modifizierten  Entwürfe  Wildschgos  und  R a d d a s  durchbei-aten  wurden.  Auf 
Grund  der  gefassten  Beschlüsse  arbeitete  Wildschgo  seinen  Entwurf  noch- 
mals um  (16.  April  1849).  Sein  Elaborat  wurde  von  Baumgartner  eine 
Woche  später  dem  Minister  vorgelegt,  und  zwar  unter  Anschluss  einer  von  ihm 
verfassten  Paraphrase  der  Arbeit  Wildschgos,  worin  er  beide  bisherigen 
Teile  in  ein  einheitliches  Ganzes  zusammenfasste,  dabei  aber,  wie  er  selbst  an- 
führt, den  Wortlaut  des  W il  d  s c hg  o  sehen  Entwurfes  in  den  Einzelbestimmungen 
genau  beibehielt. 

Keine  der  beiden  Arbeiten  fand  den  Beifall  des  Ministers.  Von  den 
Gliedern  der  beiden  Kommissionen  kann  mit  Fug  gesagt  werden:  es  kam  der 
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grosse  Moment  und  fand  ein  kleines  Geflchlecht!  Mit  Verwanderang  ersieht 
man  aas  den  Verhandlungen,  wie  sich  die  Entwürfe  und  die  daran  geknüpften 
Debatten  ausschliesslich  in  den  altgewohnten  ausgetretenen  Pfaden  bewegten; 
wie  sich  die  Kommissionen  in  weitschichtige  Erörterungen  von  Nebendingen 
verloren,  die  ja  zum  Teile  schon  bei  der  Redaktion  des  Stempeltazgesetzes 
gröndlicher,  fachmännischer  und  von  höheren  Gresichtspunkten  aus  behandelt 
▼orden  waren;  wie  kaum  Spuren  davon  zu  finden  sind,  dass  sich  die  zu  einer 
so  wichtigen  Reformarbeit  berufenen  Fachleute  des  Zusammenhanges  der  Zeit- 
ereignisse mit  ihrer  -Aufgabe  bewusst  gewesen  wären  und  ein  Verständnis  fQr 
die  neuen  Horizonte,  die  sich  jetzt  eröffneten,  besessen  hätten.  Da  war  es  denn 
ein  Glück  zu  nennen,  dass  die  letzte  Entscheidung  von  einem  Manne,  wie 
Er  au  BS,  abhing,  der  tiefer  und  weiter  blickte,  der  von  Anfang  an  so  ziemlich 
alles  das,  worin  die  Reform  schliesslich  auslief,  bereits  im  Auge  hatte,  und  der, 
als  sich  die  Unzulänglichkeit  mancher  seiner  Hilfsarbeiter  und  ein  gewisser 
Widerwille  oder  die  ünföhigkeit  herausstellte,  dem  Minister  auf  neuen  geistigen 
Bahnen  zu  folgen  und  seine  Ideen  auszufahren,  mit  steigender  Intensität  in 
die  Arbeiten  persönlich  eingriff,  so  dass  das  schliessliche  Operat  zu  einem  sehr 
erheblichen  Teile  direkt  aus  seiner  Feder  stammt.  Von  jetzt  an  nahm  der 
nach  der  Schliessung  des  Reichstages  zu  dauerndem  Aufenthalte  nach  Wien 
zurückgekehrte  Minister  die  Redaktionsarbeiten  geradezu  selbst  in  die  Hand. 

Wildschgos  dritten  Entwurf  liess  er  einfach  beiseite.  Anders  ging  er 
dem  gewesenen  Ministerkollegen  gegenüber  vor.  Er  erliess  an  Baumgartner 
anter  dem  27.  April  1849  ein  etwas  gewundenes  Schriftstück,  welches  in  die 
Andeutung  ausklingt,  dass  das  Projekt  einer  Umarbeitung  bedürftig  sei,  wobei 
bezüglich  der  Form  vorgezeichnet  wurde,  dass  zunächst  ein  Gesetz  die  allge- 
meinen Grundsätze  aufzunehmen  und  dann  ein  alphabetisches  Register  alles 
Detail  zu  enthalten  hätte.  Gleichzeitig  hielt  der  Minister  aber  Umschau  nach 
einem  geeigneteren  Mitarbeiter  und  berief  am  2.  Mai  1849  den  Brünner  Eameral- 
rat  Ignaz  Schwarz  von  Schwär zwald,  welcher  sich  durch  ein  1846  erschie- 
nenes Handbuch  als  gründlicher  Kenner  des  Stempelwesens  hervorgetan  hatte, 
nur  Hilfeleistung  bei  den  Kodifikationsarbeiten. 

Zur  Richtschnur  für  diesen  Hilfsarbeiter  entwarf  der  Minister  selbst  auf 
einigen  Blättern  einen  summarischen  Entwurf  für  das  Gesetz,  wobei  er  sich  an 
den  ersten  Teil  des  Stempeltaxgesetzes  vom  27.  Januar  1840  anlehnte,  und  nur 
andeutete,  was  nach  seiner  Absicht  an  neuen  Bestimmungen  hinzukommen 
sollte.  Auf  dieses  Summarprojekt  ist  die  zweiteilige  Gestaltung  des  Gebühren- 
gesetzes in  seinen  einzelnen  Abschnitten,  in  welchen  zunächst  Detailvorschriften 
filr  die  Stempelgebühren  gegeben  und  denselben  dann  analoge  Vorschriften 
in  Betreff  der  unmittelbaren  Gebühren  beigefügt  werden,  zurückzuführen. 
Sdion  dieses  flüchtige  Brouillon  zeigt  die  Meisterhand.  Der  Minister  führte 
eine  geradezu  staatsmännische  Feder  und  erwies  sich  in  allem,  was  er  selbst 
konzipierte,  oder  in  die  Arbeiten  anderer  hineinkorrig^erte ,  als  der  geborene 
Gesetzgeber.  Aus  diesem  Entwürfe  tritt  bereits  in  hinreichend  deutlichen  Um- 
rissen hervor,  wie  der  Minister  sich  die  Grundzüge  der  Reform  vorstellte. 
Inabesondere  aber  ist  darin  die  Abgabenbelegung  des  gesamten  Immobiliar- 
verkehrs  klar  intendiert  und  wurde  auch  schon  die  Bezeichnung  «Ueber- 
tragungsgebühr"  kreiert,   während  in  den  Kommissionen   nur  an  eine  Wieder- 
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aufnähme  der  Erbstener  gedacht  worden  war  und  als  Gegensatz  zum  Stempel 
nur  die  Bezeichnung  .Taxe'  vorkommt,  von  deren  Natur  man  aber  schwankende 
Vorstellungen  hatte,  indem  das  Wesen  der  Taxe  bald  in  der  Eigenschaft  als 
Entgelt  fOr  öffentliche  Leistungen,  bald  in  der  Barentrichtung,  bald  in  der 
prozentuellen  Gestalt,  und  bald  in  der  darin  gelegenen  Verkehrsbesteuerung 
gesehen  werden  wollte. 

Auf  Grund  dieses  Elaborates  des  Ministers,  bezw.  auf  Grund  des  Stempel- 
taxgesetzes und  unter  Bedach tnahme  auf  die  in  der  B au m  gar tn ersehen 
Paraphrase  verarbeiteten  Anträge  Wilds chgos  und  der  beiden  Kommissionen 
verfasste  Schwarzwald  nun  einen  in  Gesetz  und  alphabetischen  Tarif  zer- 
fallenden Entwurf,  in  welchem  er  sich  den  Absichten  des  Ministers  besser 
anzupassen  wusste,  als  die  bisherigen  Mitarbeiter  desselben. 

An  diesem  Entwürfe  übte  Wildschgo  in  einer  an  den  Minister  ge- 
richteten schriftlichen  Aeusserung  —  wohl  unberufen  —  eine  ziemlich  abfällige 
Kritik,  wobei  er  auch  nicht  unterliess,  mit  unverkennbarer  Absichtlichkeit  auf 
die  in  dem  Haften  am  Buchstaben  der  ministeriellen  Andeutungen  sich  erwei- 
sende Deferenz  Schwarzwalds  hinzuweisen  und  seinen  eigenen  Entwurf  zu 
verteidigen.  Von  da  an  hat  Wildschgo  in  der  Reformaktion  keine  nennens- 
werte Rolle  mehr  gespielt.  Er  nahm  zwar,  wie  die  Akten  ergeben,  an  späteren 
Beratungen  noch  teil,  kam  aber  nicht  dazu,  irgendwie  hervorzutreten. 

Die  jetzt  folgenden  Verhandlungen  über  die  Reform,  welche  —  da  ja 
Schwarzwald  sein  Projekt  kaum  vor  Ende  Mai  1849  fertiggestellt  haben  kann 
—  die  zweite  Hälfte  des  Jahres  1849  ausfüllen,  müssen  aus  den  noch  vorhan- 
denen schriftlichen  Redaktionsmaterialien  mit  Ueberwindung  mancher  Schwierig- 
keiten gewissermassen  rekonstruiert  werden.  Der  umstand,  dass  der  Minister 
jetzt  die  Leitung  der  Arbeiten  an  sich  zog,  und  dass  er,  selbst  wo  Beschlüsse 
irgendwelcher  Art  gefasst  wurden,  selbe  nur  als  Ratschläge  oder  Anträge  be- 
handelte und  sein  Ermessen  allein  ausschlaggebend  war,  bedingt  eine  eigentüm- 
liche Beschaffenheit  der  auf  uns  gekommenen  Materialien.  Protokolle  vmrden 
überhaupt  nicht  mehr  geführt.  Es  liegen  zumeist  nur  Entwürfe  vor,  welche 
vielfach  emendiert  und  umgearbeitet,  zu  bestimmten  Zwecken  mundiert  (ins 
Reine  geschrieben)  oder  lithographiert,  dann  abermals  neuen  Korrekturen  und 
Aenderungen  unterzogen  wurden  u.  s.  f.,  bis  das  Elaborat  endlich  die  angestrebte 
Reife  erreichte.  Von  diesen  Zwischenentwürfen  sind  nun  manche  ganz  verloren 
gegangen  —  da  man  bei  dieser  Art  der  Arbeit  auf  eine  Dokumentierung  des 
früheren  Stadiums  der  Fassung  keinen  Wert  legte  —  oder  nur  ganz  zuföUig 
in  kleinen  Resten  erhalten,  welche  aus  verschiedenen  Gründen  späteren  Fassungen 
einverleibt  worden  waren.  Unter  den  vorhandenen  Materialien  gibt  es  bloss  ver- 
einzelte datierte  Stücke,  welche  daher  nur  eine  sehr  notdürftige  zeitliche  Orien- 
tierung ermöglichen,  so  dass  man  wohl  aus  inneren  Gründen  die  Reihenfolge 
der  einzelnen  Projekte  ermitteln,  aber  den  Zeitpunkt  des  Entstehens  jeder  Arbeit 
nur  ganz  ungefähr  feststellen  kann.  Eine  genauere  Datierung  hätte  übrigens 
wohl  kaum  ein  wesentlicheres  Interesse.  Die  ganze  Arbeit  spielt  sich  in  der 
Zeit  von  Ende  April  1849  bis  gegen  Ende  Januar  1850,  also  in  einer  Frist  von 
ungeföhr  neun  Monaten  ab,  welche,  wenn  von  der  Fertigstellung  des  Schwarz- 
wald sehen  Entwurfes  ausgegangen  wird,  in  drei  deutlich  gesonderte  Perioden 
zerföUt,   in   denen   der  Minister  die  weiteren  Arbeiten  1.  zunächst  mit  Baum- 
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gar  in  er  allein,  dann  2.  in  Sitzungen,  denen  ausser  dem  eben  genannten 
mindeetens  anch  Wilds chgo  und  Schwarz wald  anwohnten,  und  endlich 
3.,  nachdem  eine  aus  Gliedern  des  Finanzministeriums,  des  Ministeriums  des 
hmem  und  des  Justizministeriums  bestehende  .gemischte  Kommission*'  getagt 
hatte,  bei  der  Schlussredaktion  mit  Schwarzwald  allein  vornahm. 

Die  zwei  markanten  Punkte,  welche  diese  drei  Perioden  von  einander 
leicht  erkennbar  scheiden,  sind  die  zwei  Lithographierungen  der  Entwürfe, 
welche  augenscheinlich  zu  dem  Behufe  erfolgten,  um  einen  grösseren  Kreis  von 
Personen  mit  dem  Texte  zu  beteilen,  der  den  weiteren  Beratungen  zu  Grunde 
liegen  sollte.  Die  Materialien  ergeben  triftige  Anhaltspunkte  für  die  Annahme, 
dass  die  erste  Lithographierung  zu  Anfang  August,  und  die  zweite  gegen  Ende 
Oktober  1849  stattgefunden  habe,  wonach  die  erste  Periode  den  Juni  und  Juli, 
die  zweite  den  August,  September  und  Oktober,  und  die  dritte  die  Zeit  vom 
November  1849  bis  in  den  Januar  1850  umfassen  würde. 

Es  scheint,  dass  der  Sektionschef  Baumgartner  die  ausweichende 
Antwort  des  Ministers  über  seine  Paraphrase  des  Wilds  c  hg 0  sehen  Entwurfes  als 
eine  Aufforderung  zu  weiteren  ähnlichen  Arbeiten  auffasste.  Denn  er  unterzog 
jetzt  auch  Schwarzwalds  Gesetzentwurf  einer  Umgestaltung  und  stellte  ferner 
in  Anlehnung  an  Wildschgos  Operat  einen  systematischen  Tarif  zusammen. 

Diese  beiden  Stücke  vmrden  weiterhin  noch  wiederholt  umgearbeitet,  wo- 
bei der  Minister  zu  einem  erheblichen  Teile  auf  den  Gesetzentwurf  Schwarz- 
walds zurückgriff;  dann  wurde  beides  lithographiert  (1.  Lithographie).  Diese 
VervielMtigung  hatte  den  Zweck,  die  bisher  erzielten  Resultate  mehreren  Personen 
zugänglich  zu  machen,  und  namentlich,  um  Gutachten  aussenstehender  Personen 
einzuholen.  Von«  letzteren  ist  insbesondere  ein  solches  des  Bankgouvemeurs 
Dr.  Joseph  Pipitz  erhalten  geblieben.  Auch  scheint  der  Minister  jetzt  ausser  dem 
Sektionschef  auch  noch  Wildschgo  und  Schwarzwald  zu  den  Arbeiten  bei- 
gezogen zu  haben,  in  deren  Verlauf  dann  der  Letztgenannte  immer  mehr  in  den 
Vordergrund  trat.  Während  der  Minister  die  Ausgestaltung  des  Gesetzes  selbst 
vornahm,  arbeitete  Schwarzwald  zunächst  an  einem  alphabetischen  und  dann 
an  einem  systematischen  Tarife,  die  in  dieser  Periode  mehrfache  Umgestaltungen 
erfuhren.  Zum  Schlüsse  wurden  alle  drei  Stücke  lithographisch  vervielfältigt 
(2.  Lithographie).  Die  Veranlassung  für  diese  Lithographierung  dürfte  die 
Absicht  gewesen  sein,  die  erwähnte  aus  Delegierten  der  drei  Ministerien  zusam- 
mengesetzte .gemischte  Kommission"  über  den  Entwurf  beraten  zu  lassen.  Vom 
Bestände  und  den  Arbeiten  dieser  Kommission  finden  sich  nur  drei  Spuren:  ein 
von  zwei  Justizräten  gefertigtes  Schriftstück,  betreffend  die  Fassung  eines  Ge- 
setzesparagraphen, die  AnfQhrung  zweier  Vorschläge  der  Konunission  durch 
Schwarz  wald  und  die  Erwähnung  der  Beratungen  dieser  Kommission  indem 
vom  Fbanzminister  ausgearbeiteten  alleruntertanigsten  Vortrage  vom  26.  Januar 
1850.  Protokolle  sind,  wie  erwähnt,  nicht  mehr  geführt  worden.  Es  konnte 
nicht  einmal  festgestellt  werden,  wer  seitens  des  Ministeriums  des  Innern  an 
diesen  Beratungen  teilgenommen  habe.  Ueberhaupt  besteht  hier  die  wesent- 
lichste Lücke  in  den  Bedaktionsmaterialien. 

In  der  zeitlichen  Aufeinanderfolge  der  Entwürfe  folgen  da  nämlich  auf 
die  genau  feststellbaren  Vorlagen  des  Lithographen  gleich  Exemplare  der 
Lithographien,  in  welche  bereits  eine  nicht  kleine  Zahl  von  Aenderungen  (mit 
Finansarcliiv.  XXn.  Jahrg.  97  7 
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hellroter  Tinte)  hineinmundiert  sind,  während  die  Vorlagen  des  Mandanten, 
worin  die  Originalkorrektaren  standen,  nicht  mehr  vorhanden  sind.  Es  Iftsst  sich 
daher  nicht  entscheiden,  welche  dieser  Yerbessernngen  aaf  die  Arbeiten  der  Kom- 
mission, and  welche  auf  die  Initiative  und  Feder  des  Ministers  zarflckzuführen  sind. 

Schon  bei  der  zweiten  Lithographierang  war  das  Verhältnis  der  in  Aus- 
sicht genommenen  drei  Teile  des  Beformwerkes  insofern  verschoben  worden, 
als  die  Absicht,  den  Tarif  in  zwei  paritätische  Teile,  einen  systematischen  und 
einen  alphabetischen  zerfallen  zu  lassen,  aufgegeben  wurde,  und  der  erstere, 
punmehr  als  ,  Systematische  Uebersicht'  bezeichnete  Teil  in  den  Hintergrund 
lirat,  indem  ausdrücklich  hervorgehoben  wurde,  dass  derselbe  nur  der  Instruk- 
tivität  halber  beigegeben  werde  und  dass  sich  bei  Beschwerdefahrungen  u.  dergl. 
darauf  nicht  berufen  werden  solle.  Bei  der  nunmehr,  und  zwar  vermutlich  im 
Dezember  1849  vom  Finanzminister  unter  Beihilfe  Schwarzwalds  vorgenom- 
menen endg^tigen  Redaktion  wurde  —  üreilich  erst  ganz  zum  Schlüsse  der- 
selben —  die  Beigabe  der  .Uebersicht"  ganz  fallen  gelassen. 

Die  Schlussredaktion  des  Gesetzes  und  des  alphabetischen  Tarifes  wurde 
in  Exemplaren  der  2.  Lithographie  vorgenommen,  die  erhalten  sind.  Nach  Be- 
endigung derselben  wurden  jene  Bogen,  welche  die  erheblichsten  Veränderungen 
erfahren  hatten,  abermals  vervielfältigt  (Lithographie  2Vs)  iind  aus  denselben 
und  aus  korrigierten  Bogen  der  2.  Lithographie  neue  Exemplare  von  Gesetz 
und  Tarif  zusammengestellt  Dies  hatte  ersichtlich  den  Zweck,  tadellose  Exem- 
plare für  die  Beratung  im  Ministerrate,  deren  Datum  nicht  erhoben  werden 
konnte,  und  fQr  die  Einholung  der  kaiserlichen  Sanktion  herzusteUen.  Die  zu 
diesen  Zwecken  verwendeten  weiteren  Exemplare  liegen  nicht  mehr  vor.  Dass 
sie  aber  bestanden  haben,  und  dass  nicht  etwa  die  Redakti4nsexemplare  zur 
Sanktion  vorgelegt  worden  wären,  ergeben  mehrere  stilistische  Differenzen 
zwischen  den  letzteren  und  dem  aus  dem  Reichsgesetzblatte  zu  entnehmenden 
Texte  des  Gebührengesetzes. 

Wenn  man  den  von  Schwarzwald  vermutlich  im  Mai  1849  aus- 
gearbeiteten Gesetzentwurf  als  Fassung  A,  seinen  ersten  alphabetischen  Tarif 
als  Fassung  I,  und  den  bald  nachher  von  Baumgartner  zusammengestellten 
systematischen  Tarif  als  Fassung  a  bezeichnet,  und  die  weiteren  Umarbei- 
tungen mit  den  fortlaufenden  Buchstaben  und  Zahlen  benennt,  so  erreicht  das 
Gesetz  eine  6.  Fassang  F,  der  alphabetische  Tarif  die  6.  Fassung  VI  und  der 
systematische  Tarif  bezw.  die  üebersicht  die  7.  Fassung  y|. 

Zum  Schlüsse  dieses  Abrisses  der  Redaktionsgeschichte  des  Gebühren- 
gesetzes sei  nur  noch  kurz  erwähnt,  dass  nach  der  letzten  Fassung  des  Ent- 
wurfes Verkehrsstenem  (»Vermögensübertragungsgebühren*)  von  zweierlei 
Art  statuiert  erscheinen. 

Die  Bereicherungsgebühren  (im  Ausmasse  von  1,  4  oder  8>,  je 
nach  dem  Verwandtschaftsverhältnisse  von  Auktor  und  Erwerber),  welche  un- 
streitig eine  Reaktivierung  der  1759—1840  bestandenen  Erbsteuer  vorstellen, 
hatten  nur  bei  unentgeltlichen  Erwerbungen  (inter  vivos  und  tMrtis  causa)  ein- 
zutreten, ergriffen  unterschiedslos  bewegliches  und  unbewegliches  Vermögen, 
beschränkten  sich  aber  immer  auf  den  reinen  Erwerb  nach  Abschlag  aller 
Lasten,  weil  sie  auf  der  Grundidee  der  Beteiligung  des  Gemeinwesens  am  Zu- 
fallsgewinne des  Einzelnen  basierten. 
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Die  Besitzv'eränderangBgebüfaren  dagegen  waren  nur  von  Ueber- 
tragungen  unbeweglicher  Sachen  zu  entrichten  (Immobiliargebühren) ,  erfassten 
immer  den  Bruttowert  der  Realität,  ohne  auf  deren  Lasten  Rücksicht  zu  nehmen, 
ond  traten  bei  allen  Erwerbsarten  ein,  wobei  allerdings  unentgeltliche  Er- 
werbungen eines  milderen  Steuersatzes  (l%^lo)  teilhaftig  wurden,  als  ent- 
geltliche (3Vs%)-  FQr  die  grundbücherliche  Eintragung  des  Eigentumsrechtes 
ftn  Immobilien  ist  eine  V/i^joige  Gebühr  statuiert,  bezüglich  derselben  aber 
eine  Altemierung  mit  den  Verkehrssteuem  vorgesehen,  so  dass  die  Eintragung 
gebührenfrei  zu  erfolgen  hat,  wenn  die  Erwerbung  der  üebertragungsgebühr 
nnterzogen  wurde. 

5.  Bloss  Vorbild  —  keine  Bechtskontiiiiiit&t. 

In  meiner  eingangs  erwähnten  Abhandlung  stellte  ich  an  die  Spitze  des 
Abschnittes  über  die  Laudemien  den  Satz,  dass  die  Reform  des  Jahres  1850 
(auser  durch  die  Mängel  des  Stempeltaxgesetzes)  noch  durch  ein  weiteres 
Moment  ermSglicht,  beschleunigt  und  auf  eine  charakteristische  Bahn  gebracht 
worden  sei:  durch  die  den  Sturz  des  alten  Patrimonialstaates  bezeichnende 
Abl5sung  der  Grundlasten.  An  anderer  Stelle  wurde  dieser  Gedanke  dann 
noch  besonders  in  Bezug  auf  die  aufgehobenen  Laudemien  dahin  weiter  aus- 
gesponnen, dass  durch  die  Grundentlastung  eine  geradezu  immense  Besteue- 
nmgsfthigkeit  freigeworden  war,  und  dass  natürlicherweise  bei  der  Reform 
auch  auf  die  gehörige  Ausnützung  dieser  herrenlos  gewordenen  Steuerkraft  Be- 
dacht genommen  wurde. 

Diese  Sätze  beanständet  Zwiedineck.  Er  meint,  es  sei  wohl  zu- 
xageben,  dass  im  Gebührengesetze  die  Konsequenzen  aus  den  Ereignissen  der 
Revolntionsjahre  gezogen  worden  seien;  doch  scheine  es  stark  fraglich,  ob  die 
Reform  wirklich  in  dem  von  mir  angenommenen  planvollen  Zusammenhange 
mit  der  doch  etwas  plötzlich  eingetretenen  Verstaatlichung  der  Gerichtsbarkeit 
Dnd  Verwaltung  stehe. 

Es  wird  gestattet  sein,  an  der  Berechtigung  dieser  denn  doch  gar  zu 
fernen  Distinktion  zu  zweifeln.  Man  würde  auch  gar  nicht  begreifen,  wozu  sie 
überhaupt  gemacht  wurde,  wenn  Zwiedineck  nicht  an  einer  späteren  Stelle 
sieh  gegen  die  Erwähnung  der  freigewordenen  immensen  Besteuerungsföhigkeit 
gewendet  hätte.  Er  sagt,  ein  solcher  Kausalzusammenhang  mit  den  neu- 
geschaffenen Gebühren  sei  nirgends  in  den  Redaktionsmaterialien  erwähnt,  was 
darauf  schliessen  lasse,  daes  er  nicht  bestanden  habe. 

Weil  also  Zwiedineck  bestreitet,  dass  die  Immobiliargebühren  mit  den 
Laudemien  zusammenhängen,  will  er  auch  nicht  zugeben,  dass  man  sich  bei  der 
Redaktion  des  Gebührengesetzes  überhaupt  mit  der  Aufhebung  der  Grundlasten 
uid  den  einschlägigen  Verhältnissen  viel  beschäftigt  habe. 

Soweit  es  sich  um  die  Kommissionen  handelt,  die  im  Zuge  der  Re- 
daktioDsarbeiten  getagt  haben,  will  ich  Zwiedineck  in  diesem  Punkte  gerne 
recht  geben.  Die  Redaktionsgeschichte  zeigt  aber  klar,  dass  es  in  dieser 
Beziehung  unter  allen  an  der  Abfassung  des  Gebübrengesetzes  beteiligen  Per^ 
sonen  lediglich  auf  den  Finanzminister  Krauss  und  auf  seine 
Intentionen  ankommt,  wenn  über  Veranlassung,  Sinn  und  Absicht  eines 
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Gesetzesdetails  gearteilt  werden  soU.  Von  ihm  aber  liegen  zwei  einschlägige 
Aeusserungen  vor,  auf  deren  Wiedergabe  ich  mich  ohne  alle  weiteren  Aus- 
führungen beschränken  will. 

In  der  obenerwähnten,  am  4.  Dezember  1848  zu  Eremsier  gehaltenen 
Programmrede,  welche  den  Anstoss  zur  Einsetzung  des  Finanzkomitees  gab 
und  damit  die  Reformaktion  ins  Rollen  brachte,  zählt  Krauss  unter  den  Aus- 
lagen, fQr  welche  eine  Bedeckung  geschaffen  werden  müsse  (wozu  er  in  seinem 
Finanzplane  auch  die  Umgestaltung  des  Stempeltaxgesetzes  in  Aussicht  nahm), 
neben  den  Kosten  anlässlich  des  Krieges  im  Süden  und  des  ungarischen  Auf- 
Standes  ausdrücklich  auch  den  Aufwand  für  „die  gänzliche  Umgestaltung  der 
ersten  Instanzen,  sowohl  des  Gerichtswesens  als  der  politischen  Behörden", 
und  fQr  die  „Aufhebung  der  Urbarial-  lind  Zehentschuldigkeiten*  auf.  Ist  da- 
durch der  von  Zwiedineck  vermisste  „planvolle  Zusammenhang'  nicht  ge- 
geben? 

Ferner  heisst  es  an  einer  Stelle  des  vom  Finanzminister  selbst  konzipierten 
a.  u.  Vortrages  vom  26.  Januar  1850,  womit  der  Entwurf  des  Gebfihrengesetzes 
zur  kaiserl.  Sanktion  unterbreitet  wurde,  folgendermassen :  „Auch  leuchtet  von 
selbst  ein,  dass  die  Einhebung  der  Abgaben,  die  zum  Theile  einen  Ersatz  far 
die  vom  Staate  aus  Anlass  der  Grundentlastung  und  der  Aufhebung  der  Ur- 
barialleistungen  übernommene  bedeutende  Last  zu  gewähren  haben,  umso 
grösseren  Schwierigkeiten  begegnen  würden,  je  länger  der  Zeitraum  wäre,  der 
zwischen  dem  Aufhören  der  früheren  Leistungen  und  dem  Eintritte  der 
neuen  Gebühr  läge."  Wurde  hier  die  Vorstellung  von  der  herrenlos  gewor- 
denen Steuerkraft  nicht  in  deutlichster  Weise  ausgedrückt?  Könnte  man  hienach 
das  Gebührengesetz  nicht  sogar  recht  eigentlich  ein  Kind  der  Revolution  nennen? 

Und  noch  ein  Wort  über  die  Art  des  anzunehmenden  Zusammenhanges 
zwischen  den  Landenden  und  den  Immobiliargebühren. 

Da  eine  Vergleichung  des  durch  das  Gesetz  vom  9.  Februar  1850  ge- 
schaffenen Gebührenwesens  mit  dem  früheren  Rechtszustande  erkennen  Hess, 
dass  einzelne  Teile  davon  ganz  auffällig  älteren  österreichischen  Abgaben 
glichen  und  daher  mit  Fug  trotz  des  geänderten  Namens  als  wesensgleiche 
Fortsetzungen  derselben  angesehen  werden  mussten,  und  zwar  die  fixen  und 
skalamässigen  Stempelgebühren  als  identisch  mit  der  Stempelpapierabgabe,  die 
Urteils-  und  Eintragungsgebühren  als  identisch  mit  den  Sporteltaxen  und  die 
Bereicherungsgebühren  als  identisch  mit  der  ehemaligen  Erbsteuer,  so  warf 
sich  dann  hinsichtlich  des  letzten  Teiles  des  Gebührenwesens  —  der  (3*/s-  und 
Vh^loigen)  Immobiliargebühr  —  die  Frage  auf,  ob  nicht  auch  da  ein  solches  Ver- 
hältnis zutreffe.  Mir  schien  dies  tatsächlich  der  Fall  zu  sein  und  glaubte  ich 
auf  die  Laudemien  als  diejenige  ältere  österreichische  Abgabe  hinweisen  zu 
können,  welcher  die  Immobiliargebühr  in  wesentlichen  Zügen  entspricht. 

Mir  fiel  dabei  nicht  im  entferntesten  ein,  an  eine  Rechtskontinuität  in 
der  Art  zudenken,  dass  das  Laudemialbezugsrecht  als  solches  auf  den  Staat 
übergegangen  wäre.  Zwiedineck  scheint  aber  aus  meinen  Sätzen  eine  solche 
Ansicht  herausfinden  zu  wollen,  da  er  gegen  mich  anführt,  es  hätte  „nicht  erst 
der  Ablösung  der  Laudemiallasten  bedurft,  wenn  ihr  Fortleben  beabsichtigt 
war".    Auch  Funk  schreibt  mir  eine  solche  Anschauung  zu. 

Das  Auf  werfen    der  Frage,    ob   der   Staat   in   das    subjektive    Steuer- 
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einhebungsrecfat  der  Gatsherren  eingetreten  sei,  erscheint  mir  als  ein  ganz  un- 
begründetes Hereinziehen  zivilrechtlicher  Gresichtspunkte ,  und  deswegen  auch 
als  ein  recht  rnüasiges  Beginnen.  Die  staatliche  Abgabengesetzgebung  steht 
durchaus  auf  eigenen  Füssen.  Sie  schafft  für  den  Staat  neue  originäre  An- 
sprache, und  bedarf  der  Anlehnung  an  irgend  jemandes  älteres  Recht  gar 
nicht.  Wenn  dabei,  wie  es  hier  und  in  manchen  anderen  Fällen  vorkam,  Ab- 
lösongen  und  Entschädigungen  stattfinden,  so  hat  dies  lediglich  die  Bedeutung 
der  Beseitigung  von  Hindernissen  und  ist  nur  ein  Ausfluss  der  Rechtspolitik, 
sieht  aber  die  Konsequenz  einer  Rechtsnotwendigkeit.  Welches  immer  der 
innere  Nexus  der  Vorgänge  ist:  ob  primär  die  Absicht  vorliegt,  eine  Staatssteuer 
ZQ  schaffen,  und  zu  diesem  Behufe  zunächst  die  hinderliche  partikuläre  Ab- 
gabe abgelöst  wird,  oder  ob  —  wie  dies  hier  geschah  —  die  Aufhebung  des 
partikulären  Steuerbezuges  durch  anderweitige  öffentliche  Rücksichten  ver- 
anlasst war,  und  die  Staatsverwaltung  solcherart  die  Bahn  zur  EinfQhrung  einer 
staatlichen  Steuer  gleicher  Art  geebnet  sah,  ja  sogar  geradezu  erst  hierdurch 
auf  den  Gedanken  gebracht  wurde,  die  sich  bietende  Steuergelegenheit  aus- 
zonützen,  das  ist  irrelevant.  In  jedem  Falle  ist  die  partikuläre  Abgabe  nicht 
mehr  als  eine  zeitliche  Vorgängerin  und  ein  Vorbild  der  Staatssteuer. 
Nur  in  diesem  Sinne  ist  es  zu  verstehen,  wenn  bezüglich  des  Verhältnisses  der 
Immobiliargebühren  zum  älteren  Rechte  von  einer  Inkammerierung  der 
Laudemien  gesprochen  wird. 

6.  Die  fatalen  halben  Prozente;  Geburt  der  Bezeichnung  ,,GebtQir''. 

Funk  und  Zwiedineck  bestreiten  meine  Annahme  in  Betreff  des 
Verhältnisses  der  Immobiliargebühren  zu  den  Laudemien.  Hierin  sind  beide 
einig  und  ebenso  in  dem  weiteren  Momente,  dass  sie  behaupten,  aus  den  Re- 
daktionsmaterialien zum  Gebührengesetze  entnommen  zu  haben,  dass  die  Im- 
mobiliargebühren dem  französischen  Rechte  (Enregistrement)  nachgebildet 
seien.    Damit  hört  aber  auch  die  üebereinstimmung  beider  auf. 

Funk  führt  nur  die  S^li^/oige  Gebühr  von  entgeltlichen  Immobiliar- 
übertragungen  auf  eine  Rezeption  der  Grundsätze  des  französischen  Enregistre- 
ments  zurück.  Dagegen  sei  die  1  Vs^/oige  Gebühr  von  unentgeltlichen  Immo- 
biliarübertragnngen  nicht  nach  französischem  Vorbilde  geschaffen  worden 
und  bestehe  insbesondere  kein  Zusammenhang  mit  der  französischen  1  ^i^/oigen 
Tmnskriptionsgebühr.  Hier  liege  vielmehr  bloss  eine  Nachbildung  der  bereits 
beschlossen  gewesenen  3  V>^/oig6n  Grebühr  vor,  welche  durch  die  Forderung  der 
Gleichmässigkeit  der  Besteuenmg  veranlasst  wurde,  wobei  dann  gleichzeitig 
ad  mtandam  praegravatianem  eine  Ermässigung  des  Abg^bensatzes  vorgenommen 
worden  sei. 

Zwiedineck  hingegen  nimmt  eine  ältere  (im  Jahre  1869  von  C z ö r n i g 
sQsgesprochene,  sowohl  von  Funk  als  von  mir  abgelehnte)  Ansicht  wieder  auf, 
wonach  die  3  Vt^hige  Gebühr  aus  einer  2^/oigen  Gebühr  für  das  Rechtsgeschäft 
und  der  antizipierten  l^l2^loigen  Eintragungsgebühr  bestehe,  wie  in  analoger 
Weise  auch  das  französische  Gesetz  vom  28.  April  1816  die  V/i^joige  Tran- 
akriptionsgebühr  dem  Satze  der  Registergebühr  zugeschlagen  habe;  auch  die 
IV^^ige  Immobiliargebühr  bei  Schenkungen  und  Nachlässen  wäre  eben  diese 
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antizipierte  Eintragungsgebühr;  sonach  wäre  auch  der  in  der  S^lt^l^igen  Qe- 
bühr  enthaltene  Teil  von  2%  nichts  anderes,  als  ein  Seitenstück  zur  1-,  4-  und 
87oigen  Bereicherungsgebühr.  Die  vermeintliche  Analogie  der  Vorgänge,  welche 
1816  in  Frankreich,  und  während  der  Kodifikationsarbeiten  (1849)  in  Oesterreich 
stattfanden,  genügt  Zwi edineck,  um  daraufhin  .innere  Zusammenhänge 
zwischen  dem  franzSsischen  droit  d^enregistrement  einerseits  und  dem  Osterreichi- 
schen Immobiliargebührengesetz  vom  Jahre  1850  anderseits'  anzunehmen,  und 
meine  Ausführungen  in  einer  wenig  wohlwollenden,  und  eine  mir  unerklärliche 
Gereiztheit  verratenden  Weise  als  unrichtig  abzulehnen. 

Bei  diesem  Widerstreite  der  soeben  angeführten  zwei,  unter  Berufung 
auf  dieselben  Bedaktionsmaterialien  zum  Gebührengesetze  aufgestellten  An- 
sichten könnte  ich  mich  eigentlich  mit  der  Eonstatierung  begnügen,  dass  diese 
Materialien  denn  doch  nichts  so  unbedingt  Schlüssiges  und  Zwingendes  ergeben 
müssen,  wenn  ein  solcher  Zwiespalt  der  Meinungen  noch  möglich  blieb,  und 
könnte  ich  es  füglich  beiden  Herren  überlassen,  die  Sache  miteinander  auszu- 
tragen. Ich  will  mich  aber  mit  einer  solchen  Erledigung  ah  instantia  nicht 
begnügen  und  einer  meritorischen  Ueberprüfung  der  Sache  selbst  nicht  aus- 
weichen. 

Eines  nur  sei  mir  gestattet  hier  noch  anzuführen.  Es  kommt  mir  näm- 
lich vor,  dass  ein  Zusammenhang  mit  dem  französischen  Rechte  vielleicht  nie 
gesucht  worden  wäre,  wenn  in  den  Vjt-  und  Sy^^/oigeik  Gebührensätzen  nicht 
die  halben  Prozente  vorkommen  würden,  die  auch  in  den  französischen 
Abgabesätzen  zu  finden  sind.  Eine  solche  Ziffemähnlichkeit  oder  selbst  -gleich- 
heit  kann  aber  auch  ganz  zufällig  sein,  und  ist  es  de  facto  in  unserem  Falle. 
Irgend  einen  Prozentsatz  muss  ja  doch  jede  (verhältnismässige)  Abgabe  haben. 
Auch  ist  die  Zahl  der  überhaupt  möglichen  Sätze  bei  jeder  Abgabe  —  nach 
unten  durch  die  Einträglichkeit  und  nach  oben  durch  die  Erträglichkeit  der 
Steuer  begrenzt  —  eine  beschränktere,  als  man  glauben  möchte.  Da  kommen 
dann  bei  korrespondierenden  Abgaben  sehr  leicht  gleiche  Ziflfem  zu  stände.  Es 
muss  noch  etwas  anderes,  weniger  Zufölliges,  das  Wesen  der  Sache  Betreffendes 
hinzutreten,  damit  von  einem  inneren  Zusammenhange  uud  einer  Nachbildung 
gesprochen  werden  dürfte.  Dass  die  fatalen  halben  Prozente  in  das  öster- 
reichische Gebührenrecht  aber  ohne  jeden  Zusammenhang  mit  dem  fran- 
zösischen Registerrechte  hineingekommen  sind,  geht  aus  folgendem  hervor. 
Zuerst  erschienen  sie  bei  der  Gebühr  für  grundbücherliche  Eintragungen. 
Wildschgo  beantragte  in  einer  Sitzung  des  Finanzkomitees,  welche  auch  von 
Zwiedineck  erwähnt  wird,  die  Statuierung  des  Satzes  von  l^o  für  die  Ein- 
tragung von  Eigentum  oder  Fruchtgenuss,  und  von  7*%  für  die  Eintragung 
anderer  Rechte.  Das  Komitee  beschloss,  ersteren  Satz  auf  2^0  zu  erhöhen. 
Ohne  dass  irgend  ein  Grund  für  die  Abweichung  von  diesem  Beschlüsse  zu 
ersehen  wäre,  findet  man,  dass  Wildschgo  in  der  Sitzung  der  Zusammen- 
tretung vom  17.  März  1849  abermals  1%  und  V^^o  in  Antrag  brachte.  Nach 
neuerlicher  Debatte  wurde  per  majora  der  erstere  Satz  von  l^o  auf  1V«% 
erhöht.  Es  war  dies,  wenn  man  so  sagen  darf,  lediglich  eine  im  Wege  des 
Abhandeins  und  Kompromisses  erzielte  Mittelziffer.  Keine  Spur  von  einer  Re- 
zeption des  gleich  hohen  Satzes  der  französischen  Transkriptionsgebühr!  Will 
man  schon  eine  Anlehnung  herausfinden,  so  liegt  es  ja  viel  näher,  an  die  be* 
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standenen  Taxen  der  Landtafeltaxordnung  rom  1.  Apri]  1812  zu  denken,  welche 
nach  derselben  Unterscheidung  abgestuft  waren  und  wo  die  beiden  Sätze  zu- 
einander ebenfalls  im  Verhältnisse  von  1 : 3  standen. 

Die  zwei  Sätze  der  Eintragungsgebühr  zu  V*  uncl  V/i^/o  blieben  während 
aller  Peripetien  der  Redaktionsarbeiten  unverändert  und  gelten  noch  heute. 
Was  aber  mehrfach  schwankte,  das  war  die  Definierung  des  SachTcrhaltes, 
▼ann  die  V/t^l^ige  Qebflhr  Platz  zu  greifen  hätte. 

Neben  dieser  Sporteltaze  wurde  in  den  beiden  Eommissionsverhandlungen 
(aasser  den  Urteils-  und  Stempelgebühren)  nur  noch  die  Reaktivierung  der  Erb- 
fltener  für  AnföUe  tnortis  cau$a  und  für  Schenkungen  in  Erwägung  gezogen. 
In  den  zwei  ersten  Entwürfen  Wildschgos  waren  hierfür  nur  zwei  Abgaben- 
stofen  (je  nach  dem  Verhältnisse  von  Auktor  und  Erwerber),  im  dritten  Ent- 
warfe  aber  drei  Stufen  (zu  1,  2  und  57»)  vorgesehen.  Für  alle  anderen  Rechts- 
geschäfte sollte  es  bei  der  nur  im  Falle  einer  ürkundenerrichtung  eintretenden 
Stempelgebühr  bleiben,  bezüglich  welcher  man  jetzt  auch  ein  Anwachsen  über 
20  fl.  hinaus  statuierte.  Sieben  verschiedene  Skalen  sollten  der  differenten 
Steuerßiiigkeit  der  einzelnen  Rechtsakte  Rechnung  tragen. 

Dieselben  Gedanken  und  Abgabensätze  —  nur  die  Skalen  sind  nach  An- 
ordnung des  Ministers  auf  drei  reduziert  —  kehren  auch  in  dem  ersten  Ent- 
würfe Schwarzwalds  (Gesetz  A  und  alphabetischer  Tarif  I)  wieder,  wiewohl 
schon  im  Summarprojekte  des  Ministers  die  höhere  Abstraktion  einer  ,üeber- 
tragungsgebühr'  zu  finden  ist,  welche  von  Uebertragungen  von  Todes  wegen 
and  durch  Schenkungen,  sowie  von  solchen  uebertragungen  durch  andere 
Rechtsgeschäfte  eingehoben  werden  sollte,  wo  nicht  ,der  Fall  einer  gestempelten 
Urkunde  eintritt*.  Was  mit  der  letzteren,  etwas  unklaren  Wendung  gemeint 
war,  das  stellte  sich  erst  in  der  Folge  heraus,  oder  vielmehr  das  wurde  erst 
in  den  späteren  Projekten  herausgearbeitet  Es  waren  dies  zwei  verschiedene 
Dinge,  nämlich  einerseits  die  Barentrichtung  höherer  Skalagebühren  und  ander- 
seits die  Verkehrssteuer  für  entgeltliche  Immobiliarübertragungen,  beides  Nova, 
die  Über  den  bis  dahin  bekannten  Ideenkreis  hinausgingen.  Ohne  tiefere  theore- 
tische Einsicht  zu  besitzen,  fühlte  man  doch  unklar,  dass  bei  den  Gegenständen, 
mit  denen  rieh  die  Reform  befasste,  mehr  ins  Spiel  komme,  als  der  Gegensatz 
der  mittelbaren  und  unmittelbaren  Entrichtungsart.  Während  man  zumeist 
noch  in  diesem  Sinne  Stempel  und  Taxen  als  Gegenstücke  ansah,  wurde  an 
anderen  Stellen  die  Erkenntnis  deutlich  ausgesprochen,  dass  der  Stempel  keine 
besondere  Abgabenart,  sondern  nur  eine  bei  verschiedenen  Abgaben  anwend- 
bare Entrichtungsart  sei ;  und  ebenso ,  dass  die  Sporteltaxen  das  Entgelt  für 
Amtsleistungen  vorstellten.  Dies  lässt  es  verständlich  erscheinen,  dass  man  so 
weit  kam,  für  höhere  Skalagebühren  die  unmittelbare  (bare)  Einzahlung  zu 
statuieren,  wogegen  die  genauere  Umschreibung  der  übrigen  Objekte  der  Re- 
form trotz  aller  Mühe  nicht  gelingen  wollte,  und  schliesslich  aufgegeben  wurde. 
Wilds c hg o  hatte  sich  die  Sache  leicht  gemacht  und  einfach  nur  Stempel- 
nnd  Tazgebühren  unterschieden,  wobei  er  ersichtlich  nur  an  die  Verwendung 
von  Stempelpapier  oder  an  Barentrichtung  dachte.  Auch  Schwarzwald 
betitelte  seinen  ersten  Entwurf  als  «Stempel-  und  Taxgesetz*  (wie  schon  das 
Gesetz  vom  27.  Januar  1840  —  jedoch  mit  mehr  Recht  —  hiess)  und  wie  auch 
Banmgartner  seine  Paraphrase  von  Wildschgos  Entwurf  überschrieben 
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hatte,  während  er  gleichzeitig  im  Gesetzestexte  selbst  die  vom  Minister  erdachte 
Gegenüberstellung:  Stempelgebühr  —  Uebertragangsgebühr  beibehielt.  Mit  den 
Bearbeitungen  des  S ch war zwald sehen  Entwurfes  begann  auch  das  Experi- 
mentieren und  tastende  Suchen  nach  einem  treffenden  Gregensatze  zu  ,St&mpel'. 
Zunächst  versuchte  Baumgartner  den  Ausdruck  , Eintragungsgebühr'  in 
diesem  Sinne  zu  verwenden.  Dies  war  entschieden  verfehlt,  da  darunter  alle 
Fälle  der  Barentrichtung,  auch  die  von  Skalagebühren,  subsumiert  wurden  und 
weil  die  grundbücherlichen  Eintragungen  lediglich  als  eine  Unterabteilung 
der  Gegenstände  der  Eintragungs gebühr  figurierten.  Offenbar  glaubte  Baum- 
gartner hierin  eine  geeignete  Verdeutschung  für  „Enregistrementgebühr"  ge- 
funden zu  haben.  Der  von  ihm  gewählte  Ausdruck  war  aber  umso  unpassen- 
der, als  ja  Wildschgo  schon  in  der  ersten  Sitzung  des  Finanzkomitees  aus- 
drücklich bekanntgegeben  hatte,  dass  der  Minister  von  der  Absicht,  das  £n- 
registrement  einzufuhren,  abgegangen  sei,  so  dass  die  Anwendung  einer  — 
noch  dazu  an  sich  misslungenen  —  Uebersetzung  des  französischen  Ausdruckes 
entschieden  nicht  am  Platze  war.  Im  Eontexte  ersetzte  der  Minister  diesen  Aus- 
druck ,Eintragrang8gebühren'  dann  sukzessive  durch  , Rechtstaxen',  , Rechtstax- 
gebühren' und  , Taxgebühren',  ohne  durch  eine  dieser  Bezeichnungen  befriedigt 
zu  sein.  Im  Gesetzestitel  war  Baumgartner  nach  der  Verwerfung  seines  Versuches 
zur  Wilds chgoschen  Fassung  .über  die  Stempel-  und  Taxgebühren'  zurück- 
gekehrt. Der  Minister  versuchte  jetzt  nacheinander  folgende  Fassungen :  «über  die 
Stempel-  und  Taxgebühren  von  Rechtsgeschäften',  .über  die  Stempelgebühren  und 
die  von  Rechtsgeschäften  gebührende  Taxe'  und  .über  die  Stempelabgabe  und 
die  Geschäftstaxe'.  Aber  auch  bei  dieser  Fassung  und  beim  Ausdruck  .Gesch&fts- 
taxe'  verblieb  er  nicht.  Es  war  dann  vermutlich  Schwarzwald,  welcher  die 
Idee  hatte,  das  in  mehreren  dieser  Fassungen  schon  vielfach  als  sekundärer  und 
darum  gemeinschaftlicher  Ausdruck  verwendete  Wort  .Gebühren'  in  die  erste 
Reihe  zu  stellen  und  zum  allgemeinen  termintis  technicus  zu  erheben.  Er  schlug 
die  Fassung  .über  die  Gebühren  für  Rechtsgeschäfte  und  Rechtsakte'  vor, 
welche  der  Minister  aufnahm  und  nur  teilweise  durch  die  Wendung  .über  die 
Gebühren  von  Rechtsgeschäften,  Behelfen  für  dieselben  und  amtlichen  Hand- 
lungen' ersetzte.  Gleichzeitig  erhielt  der  frühere  systematische  Tarif  die  Ueber- 
schrift  .Systematische  üebersicht  der  Gebühren'. 

Dies  war  der  Moment  der  Geburt  dieser  gemeinsamen  Benennung  für  die 
im  Gebührengesetz  vereinigten  differenten  und  different  gebliebenen  Abgaben, 
bei  welcher  es  auch  weiterhin  das  Verbleiben  hatte,  da  in  der  Folge  im  Ge- 
setzestitel nur  noch  die  nebensächliche  Umänderung  in  .Gebühren  von  Rechts- 
geschäften, Urkunden,  Schriften  und  Amtshandlungen'  stattfand,  womit  die  bis 
heute  bestehende  Fassung  erreicht  worden  ist. 

So  wurde  die  Schwierigkeit  umgangen,  ohne  gelöst  zu  werden.  Wohl 
gelang  es  auf  diese  Weise,  den  Stempel  und  die  Barentrichtung  auf  ihr  natür- 
liches Niveau  herabzudrücken  und  sie  als  das  darzustellen ,  was  sie  wirklich 
sind,  blosse  Entrichtungsarten,  die  auf  höchst  verschiedene  Abgaben  angewendet 
werden  können.  Dagegen  unterblieb  derart  eine  Klarstellung,  welche  Abgaben 
hier  behandelt  worden  seien  und  welcher  Natur  dieselben  wären.  Statt  die 
Schriftsteuer,  die  Sporteltaxen  und  die  Verkehrssteuer  scharf  charakterisiert 
nebeneinander  hinzustellen,   schuf  man  durch  den  gemeinsamen  Namen   und 
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durch  die  Hinübemahme  mehrerer,  von  .der  Abgabe'  handelnder  Wendungen 
auB  dem  Gesetze  Tom  27.  Januar  1840  den  Schein  einer  einheitlichen 
Abgabe. 

Hier  sei  nur  noch  die  Bemerkung  gestattet,  dass  das  eben  genannte 
Stempeltazgesetz  das  Wort  ,  Gebühr'  nur  im  Sinne  von  Obligation  oder  Ver- 
pflichtung anwendete,  so  dass  der  Abschnitt  über  Zahlungspflicht  und  Haftung 
die  Ueberschrift  ,Von  der  Gebühr  der  Abgabe'  trug.  Diese  Wendung  nahm 
der  Finanzminister  wörtlich  in  das  neue  Projekt  hinüber,  und  zwar  in  einem 
schon  recht  frühen  Stadium  (in  der  Fassung  B  2).  Sie  figuriert  als  Titel  des 
ersten  Hauptstückes  und  steht  sonach  unmittelbar  unter  dem  Gesetzestitel.  Er 
liess  diese  Fassung  auch  dann  noch  stehen,  als  der  definitive  Gesetzestitel  fest- 
gestellt wurde.  So  ist  es  gekommen,  dass  das  Wort  .Gebühr'  an  zwei  so  her- 
vorstechenden, unmittelbar  aufeinanderfolgenden  Stellen  in  verschiedenem  Sinne 
gebraucht  wird. 

7.  Zwiedinecks  Argumentation. 

Den  Beweis  für  seine  Behauptung  eines  Zusammenhanges  der  Immobiliar- 
gebühren  mit  dem  Enregistrement  tritt  Zwiedineck  im  2.  Kapitel  des  IX.  Ab- 
schnittes seiner  Abhandlung  (S.  185  ff.)  an,  nachdem  er  daselbst  einige  Mit- 
teilungen aus  den  Redaktionsmaterialien  zum  Gebührengesetze  vorausgeschickt 
hat.  Er  stützt  sich  hierbei  im  wesentlichen  auf  eine  noch  früher  (im  2.  Ab- 
schnitte) enthaltene  Erwähnung  der  französischen  Vorschriften,  wonach  es  da 
für  lukrative  Immobiliarübertragungen  eine  2Vs-  und  57oige,  und  für  onerose 
eine  47o)ge  Registergebühr  gegeben  habe  (droit  de  mutation),  ausser  welchen 
bei  der  grundbücherlichen  Umschreibung  noch  eine  V/i^/oige  Eintragungsgebühr 
(droit  de  transeription)  zu  entrichten  war.  Ein  Gesetz  vom  28.  April  1816  habe 
dum  beide  Abgaben  für  die  Fälle  obligatorischer  Umschreibung  dergestalt  zu- 
sammengezogen, dass  die  Mutationsgebühr  nunmehr  um  iVt^o  grösser  wurde, 
während  die  bücherliche  Umschreibung  in  solchen  Fällen  ohne  Abnähme  der 
Transkriptionsgebühr  zu  erfolgen  hat. 

Mit  diesem  Vorgange  in  Frankreich  werden  dann  einige  Momente  aus 
der  Bedaktionsgeschichte  des  Gebührengesetzes  in  Parallele  gestellt. 

Ueberprüft  man,  was  Zwiedineck  in  letzterer  Hinsicht  vorbringt,  an 
der  Hand  der  Redaktionsmaterialien,  so  drängt  sich  eine  sehr  merkwürdige 
Wahrnehmung  auf:  Zwiedinecks  Darstellung  und  die  Redaktionsmaterialien 
decken  einander  nicht;  teils  sind  wahre  Tatsachen  ver-  und  zurecht  ge- 
schoben, teils  aber  sind  Dinge  als  Tatsachen  hingestellt,  die  es  nicht  sind» 
Das  Nähere  sei  in  zwei  Absätzen  ausgeführt: 

1.  Erstes  Auftreten  der  Immobiliargebühr  in  den  Redaktions- 
verhandlungen. 
Nach  zutreffender  Hervorhebung,  dass  in  den  ersten  Entwürfen  (bis  April 
1849)  nur  eine  Proportionalstempelgebühr  (Gradationsstempel,  Skalagebühr)  für 
Kauf  und  Tausch  von  Realitäten  vorgesehen  war,  fährt  Zwiedineck  a.  a.  0. 
fort:  ,£in  jüngerer  Entwurf,  der  mit  dem  überkommenen  System  der  Glesetzes- 
uiordnnng  brach,  und  bereits  einen  besonderen  Gebührentarif  als  Anlage  ent- 
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hielt,  darüber  auch  von  den  übrigen  Kommissionsmitgliedem  in  Separatgutachten 
nach  Möglichkeit  renirteilt  wurde,  steht  dem  französischen  Rechte 
sehr  nahe.  Als  Tarifpost  45  ist  dort  die  bücherliche  Eintragung  behandelt, 
unter  Tarifpost  65  Kauf,  Verkauf  und  Tausch,  und  zwar  für  unbewegliche  Sachen 
eine  Prozentualgebühr  von  27o>  endlich  unter  Tarif post  91  Schenkungen,  Tarif- 
post 106  B  Todfallsvermögensübertragungen  (sie!)," 

In  den  ersten  Sätzen  dieser  Stelle  wurde  wohl  unzweifelhaft  Schwarz* 
walds  erster,  ungefllhr  im  Mai  1849  angefertigter  Entwurf  gemeint,  da  eben 
er  im  Gegensatz  zum  Herkommen  zuerst  den  besonderen  Tarif  als  Anlage  be- 
sass,  und  weil  nur  in  Bezug  auf  diesen  Entwurf  aus  dem  Schoss  der  RedaJc- 
tionskommission  Angriffe  erfolgten.  Dabei  wäre  noch  anzumerken,  dass  die 
AnfQhrung  von  .Separatgutachten  der  übrigen  Kommissionsmitglieder''  (in  der 
Mehrzahl)  wohl  eine  ,Uebertreibung''  ist,  weil  sich  nur  ein  einziges,  von 
Wilds chgo  verfasstes  Gutachten  dieser  Art  vorfindet  In  Schwarzwalds 
erstem  Entwürfe  und  insbesondere  im  Tarife,  welchen  wir  oben  mit  I  bezeichnet 
haben,  gibt  es  aber  hinwieder  solche  Tarifposten,  wie  sie  Zwiedineck  als  in 
diesem  Tarife  vorkommend  erwähnt,  gar  nicht.  Noch  in  der  Fassung  IV  hatte 
der  alphabetische  Tarif  247  Postnummem,  und  erst  bei  der  Weiterbearbeitung  der 
Fassung  V  setzte  Schwarzwald  eine  Tarif  Zählung  an,  welche  der  heutigen 
nahe  kam.  Während  hier  die  Posten  65,  91  und  106 schon  die  von  Zwiedineck 
angeführten  Gegenstände  betrafen,  führte  dagegen  die  Post  , Eintragungs- 
gebühren'' damals  und  sogar  noch  in  der  2.  Lithographie  die  Nummer  46,  und 
erhielt  erst  bei  der  Schlussredaktion,  also  ungefähr  im  Dezember  1849,  die 
Nummer  45.  Die  von  Zwiedineck  aufgezählten  Tarifbestimmungen  kommen 
daher  nicht  in  dem  von  ihm  erwähnten  S chwarzw aidschen  Tarif  I,  sondern 
erst  im  Redaktionsexemplar  (Fassung  VI)  vollzählig  vor.  Aber  nicht  genug  an 
dem.  Wie  die  2^/oige  Immobiliargebühr  einerseits  im  Schwarzwaldschen 
Entwürfe  noch  nicht  vorkommt,  da  sie  erst  inBaumgartners  systematischem 
Tarife  a  auftritt,  so  kommt  dieselbe  anderseits  im  Tarife  VI  nicht  mehr  vor, 
weil  sie  hier  bereits  die  d^/t^oige  Gestalt  angenommen  hat.  Es  sind  also 
drei  verschiedene  Entwürfe  (von  denen  der  früheste  und  der  späteste  min- 
destens 6  Monate  auseinander  liegen,  was  bei  der  nur  9monatlichen  Dauer 
der  ganzen  Reformaktion  wohl  nicht  wenig  ist),  die  Zwiedineck  miteinander 
vermengt. 

Wie  soll  man  sich  diese  sonderbare  Tatsache  erklären?  Mir  dünkt,  der 
Schlüssel  liege  in  der  Bemerkung  Zwiedinecks,  der  fragliche  Jüngere  Ent- 
wurf stehe  dem  französischen  Rechte  sehr  nahe.  Zwiedineck 
brauchte  nämlich  für  seine  weitere,  im  Absatz  2  zu  würdigende  Argumentation 
als  Prämisse  den  Satz,  dass  während  der  Redaktionsarbeiten  französisches  En- 
registrementrecht  rezipiert  worden  sei,  und  zwar  zunächst  die  ältere  Ver- 
fassung dieses  Rechtes.  Dies  konnte  nur  durch  einen  Entwurf  geschehen ,  der 
in  einem  Gegensatze  zum  traditionellen  österreichischen  Abgabenrechte  stand, 
und  der  zugleich  alle  den  französischen  Registergebühren  korrespondierenden 
Abgabenarten  enthielt.  Da  nun  keiner  der  wirklichen  Entwürfe  aUen  diesen 
Anforderungen  entsprach,  so  wurde  einfach  eine  Kombination  vorgenommen  und 
ein  imaginärer  Entwurf  mit  allen  nötigen  Eigenschaften  ausgestattet,  und 
daraufhin  dann  ohne  weitere  Umschweife  eine  Wendung  gebraucht,  welche  die 
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Vorstellong  erweckt,  dass  den  Redaktoren  das  französische  Recht  zum  Vorbilde 
gedient  hätte. 

Diese  Wendung  ^^re  übrigens  selbst  dann,  wenn  der  —  sagen  wir: 
hypothetische  —  Entwurf  wirklich  bestünde,  nicht  berechtigt.  Von  den  drei  laut 
Zwiedinecks  Angabe  in  diesem  Entwürfe  behandelten  Abgaben  waren  die 
Eintragungs-  und  Bereicherungsgebühren  schon  der  älteren  staatlichen  Ab- 
gabengesetzgebung Oesterreichs  wohlbekannt;  neu  war  nur  die  27oige  Immobiliar- 
gebühr  als  Staatsabgabe.  Auf  Grund  des  Vorhandenseins  der  letzteren  in  einem 
Entwürfe  die  Verwandtschaft  des  letzteren  mit  dem  französischen  Rechte  zu 
behaupten,  ist  schlechterdings  eine  petitio  principii.  Denn  das  ist  ja  eben  das 
punctum  litis,  ob  diese  Gebühr  den  Registergebühren  oder  den  Laudemien  nach- 
gebildet sei,  und  dieser  Streit  kann  nur  mit  Beweisen,  nicht  aber  mit  un- 
bewiesenen Behauptungen  ausgetragen  werden.  Die  erste  Prämisse  Zwiedin- 
ecks stellt  sich  sonach  als  eine  unberechtigte  Folgerung  aus  einem  Sachver- 
halte dar,  der  seinerseits  im  Widerspruche  mit  der  Wirklichkeit  zurechtgerückt 
erscheint.  So  uneben  ist  die  Sache  freilich  nicht:  wird  die  Abstammung  der 
2*/oigen  Immobiliargebühr  vom  Enregistrement  als  Tatsache  hingenommen,  dann 
ist  es  allerdings  nur  ein  Einderspiel,  darzutun,  dass  die  spätere  S^i^/oige  Form 
derselben  Gebühr  auf  das  französische  Recht  zurückgehe. 

2.  Transformierung  der  2>  in  87« >. 
Zwiedineck  fährt  in  seiner  Beweisführung  fort,  indem  er  „eine  deutlich 
zo  verfolgende  Korrektur*  in  dem  dem  Gesetze  vom  9.  Februar  1850  bei- 
gegebenen Tarife  —  er  meint  hier  das  Redaktionsexemplar  Fassung  VI  des 
alphabetischen  Tarifes  —  als  seine  zweite  Prämisse  namhaft  macht.  Diese  tat- 
sächlich existierende  Korrektur  besteht  aus  drei  Komponenten: 

a)  aus  der  Aenderung  der  Ziffer  2^0  in  37'%  (welche  nicht  nur  an  den 
voD  Zwiedineck  angeführten  zwei  Stellen  [Tarifpost  65  und  97].  sondern  auch 
in  der  Tarifpost  105  stattfand); 

b)  aus  der  Beschränkung  der  1 7s  ^oigen  Eintragungsgebühr  auf  Fälle,  in 
welchen  die  üebertragung  vor  der  Wirksamkeit  des  Gebührengesetzes  vorfiel 
und  daher  der  üebertragungsgebühr  nicht  unterlag,  während  neue  und  daher 
gebührenpflichtige  Realerwerbungen  gebührenfrei  zu  verbüchem  sind;  und 

c)  aus  der  Statuierung  einer  V/i^/oigen  Immobiliargebühr,  welche  neben 
der  1-,  4-  oder  S^loigen  Bereicherungsgebühr  von  Schenkungen  oder  Verlassen- 
schaften  zu  entrichten  ist,  wenn  Immobilien  übertragen  werden ;  welche  Gebühr 
erst  im  erwähnten  letzten  Entwürfe  durch  zwei  kurze  Anmerkungen  zu  den 
Tarifposten  91  und  106  B  geschaffen  wurde. 

Zwiedineck  sagt  bezüglich  dieser  drei  Dinge  wörtlich  folgendes:  .Dieser 
Gebührensatz  von  372^0  •  •  •  sowie  die  Anmerkung  3  zur  Tari^ost  91  .  .  .  und 
Anmerkung  1  zur  Tarifpost  106  B  .  .  .  sind  —  dies  lassen  die  Korrekturen  im 
Entwürfe  des  Tarifes  zweifellos  erkennen  —  gleichzeitig  mit  der  Aende- 
nmg  der  Tarifpost  45  betreffend  die  Eintragungsgebühr  entstanden.  ...Dieselbe 
Hand,  welche  diese  Aenderung  vornahm,  hat  die  Anmerkungen  zu  den  beiden 
Tarifposten  .  .  .  aufgenommen  und  die  Gebührensätze  .  .  .  von  2  auf  37*  ^o 
erhöht« 

Mit  Verlaub:  auch  diese  Angaben  decken  sich  mit  den  Tatsachen  nicht ! 
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Die  drei  erwähnten  Modifikationen  des  Entwurfes  stammen  in  Wirklichkeit 
nicht  von  derselben  Hand,  und  —  was  mir  noch  wichtiger  zu  sein  scheint 
—  sie  sind  keineswegs  alle  gleichzeitig  entstanden. 

ad  a)  Was  die  3V«7oige  Gebühr  betrifft,  so  will  ich  keinen  Wert  darauf 
legen,  dass  die  Korrektur  von  2%  in  37*  %  ^^i  clor  von  Zwiedineck  ange- 
führten Tarifpost  65  augenscheinlich  von  Schwarzwald  zunächst  mit  Bleistifk 
und  später  mit  schwarzer  Tinte  bewirkt  wurde.  Dagegen  muss  hervorgehoben 
werden,  dass  die  gleiche  Korrektur  in  der  Tarifpost  97  und  in  der  (von  Zwie- 
dineck nicht  angeführten)  Tarifpost  105  mit  blassroter  Tinte  und  von  anderer 
Hand  (der  des  Mundanten,  welcher  auch  sonstige  Aenderungen  in  die  Litho- 
graphie 2  eintrug)  geschrieben  ist  Dass  man  es  mit  der  Handschrift  eines 
Abschreibers  zu  tun  hat,  welcher  den  Tarif  einkorrigpierte  und  zwar  nach 
einer  verlorenen  Vorlage,  die  zur  Zeit  entstand,  wo  die  gemischte  Kom- 
mission tagte  (ungefähr  November  1849),  und  daher  die  Beschlüsse  derselben 
und  vielleicht  auch  Entschliessungen  des  Finanzministers  aus  dieser  Zeit  ersehen 
Hess,  das  lehrt  der  Augenschein  ganz  deutlich.  Von  wem  die  mundierten  Kor- 
rekturen aber  in  der  Vorlage  des  Mundanten  konzipiert  waren,  das  kann  bei 
dieser  Sachlage  begreiflicherweise  nicht  gesagt  werden. 

ad  b)  Die  Tarifpost  45  hat  im  Bedaktionsexemplare  drei  verschiedene  Fas- 
sungen. Die  älteste  ist  durch  eine  vom  Mundanten  angebrachte  hellrote  Kor- 
rektur des  lithog^phierten  Textes  gekennzeichnet  Während  nach  letzterem  alle 
Eigentumseintragungen  der  IV'^oigen  Gebühr  unterliegen  sollten,  war  dies  (laut 
der  hellroten  Korrektur)  auf  Fälle  unentgeltlichen  Erwerbes  eingeschränkt  worden ; 
bei  entgeltlichem  Erwerbe  dagegen  sollte  die  Eintragungsgebühr  entfallen. 
Diese  Mundantenfassung  wurde  vom  Minister  gestrichen,  und  schrieb  er  daneben 
die  von  Zwiedineck  angeführte  zweite  Fassung  nieder,  wonach  die  Altemie- 
rung  der  Eintragungsgebühr  davon  abbing,  ob  das  Rechtsgeschäft  vor  oder 
nach  dem  Inslebentreten  des  Gebührengesetzes  geschlossen  worden  sei.  Auch 
diese  Fassung  wurde  später  gestrichen  und  eine  dritte  von  Schwarzwald  ent- 
worfen, welche  dann,  vom  Minister  umstilisiert,  bestehen  blieb. 

ad  c)  Von  den  zwei  Anmerkungen,  durch  welche  die  1  V^Voige  Immobiliar- 
gebühr  geschaff'en  wurde,  ist  die  bei  der  Tari^ost  91  von  der  Hand  des  Finanz- 
ministers mit  schwarzer  Tinte  und  die  bei  der  Tarifpost  106  von  Schwarz- 
wald mit  roter  Tinte  angesetzt. 

Welche  von  den  drei  Fassungen  der  Tarifpost  45  immer  man  mit  den 
Korrekturen  des  27oigen  Gebührensatzes  und  mit  den  beiden  Stellen,  denen  die 
Vji^lnge  Immobihargebühr  ihre  Entstehung  verdankt,  vergleichen  mag,  stets 
hat  man  es  mit  drei  verschiedenen  Handschriften  zu  tun.  Wer  alles 
dies  auf  dieselbe  Hand  zurückführt,  behauptet  unzweifelhaft  etwas  Un- 
richtiges. 

Nicht  anders  steht  es  mit  der  von  Zwiedineck  behaupteten  Gleich- 
zeitigkeit aller  drei  Korrekturen. 

Aus  dem  Umstände,  dass  der  Mundant  die  Aenderung  von  2^0  in 
BV>  %  bei  den  Tarifposten  97  und  105  anbrachte  (und  bei  der  Tarifpost  65  hätte 
anbringen  sollen),  geht  hervor,  dass  diese  Korrektur  bald  nach  der  zweiten 
Lithographierung  beschlossen  worden  ist  und  zwar  entweder  durch  die  damals 
tagende  gemischte  Kommission  oder  wahrscheinlicher  durch  den  Minister  selbst. 
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Die  betreffende  Phase  der  Arbeiten  wurde  dadurch  formell  zum  Abschlüsse  ge- 
bracht, dass  man  alle  während  derselben  zu  stände  gebrachten  Modifikationen 
der  Entwürfe  durch  einen  Abschreiber  in  mehrere  Exemplare  der  Lithogpraphien 
eintragen  üess.  Von  den  drei  Fassungen  der  Tarifpost  45  stammt  die  älteste, 
weil  Tom  Mundanten  eingezeichnet,  ans  der  Zeit  vor  dem  ebenerwähnten  for- 
mellen Abschluss.  Die  zweite,  von  der  Hand  des  Finanzministers  herrührende, 
ist  aber  gerade  deswegen  unzweifelhaft  jünger  als  die  Erhöhung  des  27oigen 
Satzes  auf  8Vs7o*  ^^  endlich  das  zeitliche  Verhältnis  der  beiden,  die  V/t^joige 
Immobiliargebühr  statuierenden  Anmerkungen  zu  den  anderen  zwei  Korrek- 
turen betrifft ,  so  gilt  hier  dasselbe,  weil  der  Mundant  den  Entwurf  früher 
adjustierte,  als  der  Minister  und  Schwarzwald  die  ferneren  Korrekturen 
anbrachten. 

Es  existiert  übrigens  noch  ein  weiteres  klassisches  Zeugnis  dafür,  dass  die 
Erhöhung  der  2^0  in  3V>  7^  nicht  gleichzeitig  mit  der  Schaffung  beider  An- 
merkungen zu  stände  gekommen  ist,  dass  es  vielmehr  eine  längere  Zeit  gab, 
wo  im  Entwürfe  wohl  schon  die  3Vi%ige>  dagegen  noch  nicht  auch  die  1  V^Voige 
Immobiliargebühr  vorgesehen  war. 

Dieses  Zeugnis  ist  der  alleruntertänigste  Vortrag,  welchen  der  Finanz- 
minister selbst  ausarbeitete,  um  seinen  Gesetzentwurf  bei  der  Vorlage  zur 
kaiserlichen  Sanktion  einzubegleiten.  Eine  deutliche  Verschiedenheit  der  Tinte 
im  Manuskripte  dieses  Vortrages  zeigt,  dass  seine  Datierung  (26.  Januar  1850) 
nicht  gleich  bei  der  Niederschrift  erfolgte,  und  dass  demzufolge  die  Konzipierung 
schon  früher  stattgefunden  habe.  In  welchen  früheren  Zeitpunkt  diese  Abfassung 
za  verlegen  ist,  das  ergibt,  abgesehen  von  anderen  Merkmalen,  auch  die  uns 
hier  beschäftigende  Frage. 

Ein  besonderer  Abschnitt  II  des  Vortrages  behandelt  die  Besitz verände- 
nmgsgebühren  von  Immobilien  und  schliesst  mit  dem  Satze,  dass  das  Ausmass 
dieser  Gebühr  mit  8V<^/«  vorgeschlagen  werde;  in  einem  weiteren  IV.  Abschnitte 
heisst  es  dann :  «Die  Eintragungen  in  die  öffentlichen  Bücher  zur  Erwerbung 
dinglicher  Rechte  werden  für  diejenigen  Besitz  Veränderungen,  von  denen  die 
Gebühr  von  BV<%  f^i*  das  Rechtsgeschäft  bereits  entrichtet  wurde,  ohne  Ein- 
hebung einer  eigenen  Gebühr  vorgenommen.  Für  die  Eintragung  des  Eigen- 
tamsrechtes,  Fruchtgenusses  oder  Gebrauches,  wovon  diese  Gebühr  nicht  ent- 
richtet wurde,  ist  dieselbe  mit  1 V«  %  zn  entrichten.  Für  die  Eintragung  anderer 
dinglicher  Rechte  beträgt  solche  V>Vo' 

Weder  im  Abschnitt  II,  noch  im  Abschnitt  IV,  noch  auch  an  irgend  einer 
anderen  Stelle  des  a.u.  Vortrages  ist  eine  Erwähnung  der  lVsV»igen  Immo- 
biliargebühr zu  finden!  Diesbezüglich  bemerkte  ich  in  meiner  eingangs  genannten 
Abhandlung:  „Dieses  Schweigen  kann  nur  auf  zweierlei  Art  erklärt  werden:  ent- 
weder dachte  man  zur  Zeit,  als  der  a.u.  Vortrag  verfasst  wurde,  an  die  Schaf- 
fmig  dieser  Gebühr  nicht,  und  wurden  die  zitierten  Anmerkungen  erst  nachher 
dem  Gesetzestexte  eingefügt  —  oder  aber  es  liegt  in  den  Absätzen  II  und  IV 
ein  einfaches  Versehen  vor.  Letztere  Annahme  erscheint  als  die  wahrschein- 
lichere.* Heute  denke  ich  in  diesem  Punkte  anders:  auf  Grund  der  Redaktions- 
materialien  neige  ich  jetzt  der  ersteren  Annahme  zu.  Ich  führe  diese  Sätze 
nur  darum  an,  weil  auch  Zwi edineck  derselben  gedenkt,  und  zwar  in  ganz 
merkwürdiger  Weise.    Er  schreibt  S.  186:   »Damit  ist  auch  die  Erklärung  für 


Digitized  by  VjOOQIC 


UQ  Stefan  Koczynski, 

die  in  den  beiden  Tarifpostanmerkungen  vorgeschriebenen  Sondergebühren  von 
lV>7o  gegeben,  die  Koczynski  in  einem  Versehen  glaubt  suchen  zu  mfissen. 
Es  wäre  vorteilhafter  gewesen,  vor  der  Erhebung  eines  solchen  Vorwurfes  in 
die  Gesetzgebungsmaterialien  Einsicht  zu  nehmen.*  Demgegenüber  begnüge 
ich  mich,  darauf  hinzuweisen,  dass  ich  in  den  soeben  angeführten  Zeilen,  wie 
sich  jedermann  leicht  überzeugen  kann,  doch  nur  das  Schweigen  des  a.u. 
Vortrages  in  Betreff  der  Immobi]iargebühren,  und  nicht  diese  selbst,  d.  b. 
ihre  Entstehung  durch  ein  Versehen  zu  erklären  gesucht  habe:  das  sind  aber 
wohl  ganz  Terschiedene  Dinge! 

Wurde  daher  —  um  auf  obiges  zurückzukommen  —  der  a.u.  Vortrag 
zu  einer  Zeit  verfasst,  als  wohl  schon  der  ^^It^/oige,  nicht  aber  auch  schon  der 
lV>7oige  Satz  der  Immobiliargebühren  feststand,  und  widerlegt  sonach  auch  er 
die  behauptete  Gleichzeitigkeit  der  Korrektur  von  2  V«  in  3  Va  Vo  mit  der  Schaffung 
der  1  V27oigen  ImmobiliargebÜhr,  so  bildet  er  auch  eine  Unterstützung  fßr  den  aus 
der  Verschiedenheit  der  Handschriften  gezogenen  Schluss,  dass  die  Korrektur 
des  Finanzministers  in  der  Tarifpost  45  der  Erhöhung  des  Prozentsatzes  von  2 
auf  3V>Vo  ^^^  nachfolgte:  denn  der  a.u.  Vortrag  hat  nach  seinem  oben- 
gegebenen  Wortlaute  im  Absätze  IV  die  älteste  von  den  drei  letzten  Fassimgen 
der  Tarifpost  45  (Lithographie  2  mit  hellroter  Mundantenkorrektur)  zur  Voraus- 
setzung. Wenn  wir  hier  noch  schliesslich  hervorheben,  dass  die  Korrektur  des 
Finanzministers  in  der  Tarifpost  45  (zweite  Fassung)  wohl  älter  ist  als  die  An- 
merkung in  der  Tarifpost  91 ,  weil  erst  die  dritte  Fassung  der  Tarifpost  45  in 
deutlicher  Parallele  zu  den  endgültig  festgestellten  Uebertragungsgebühren 
steht»  und  dass  die  Anmerkung  in  der  Tarifpost  106  wieder  jünger  ist  als  die 
andere  (zur  Tarifpost  91),  da  Schwarzwald  selbe  nach  dem  Vorbild  der 
vom  Minister  konzipierten  Anmerkung  zur  Tarifpost  91  abfasste  —  so  ergibt 
sich,  dass  tatsächlich  alle  in  Betracht  kommenden  Stellen  zu  verschiedenen 
Zeiten  entstanden  sind. 

Selbst  aber,  wenn  dem  nicht  so  wäre,  alle  diese  Stellen  vielmehr  zu  gleicher 
Zeit  und  sogar  von  einer  und  derselben  Person  abgefasst  worden  wären,  was  würde 
denn  das  beweisen?  Muss  denn  die  Herstellung  einer  näheren  Beziehung  bezw. 
eines  Reziprozitätsverhältnisses  zwischen  üebertragungs-  und  Eintragungsgebühr, 
welche  regelmässig  ganz  nahe  aufeinander  folgen  und  damals  nach  der  Grund- 
entlastang  und  der  Verstaatlichung  der  Gerichtsbarkeit  zum  ersten  Male  in  den 
Händen  des  Staates  vereinigt  waren,  unbedingt  eine  Nachahmung  des  franzö- 
sischen Rechtes  sein?  und  dies  auch  trotz  des  Umstandes,  dass  es  in  Frank- 
reich eine  27oige  Mutationsgebühr  gar  nicht  gab,  und  dass  die  V/t^loige  Geüali 
der  Eintragungsgebühr  g^zeigtermassen  ganz  zufUllig  und  ohne  Zusammenhang 
mit  der  französischen  Transkriptionsgebühr  entstand?  Eine  solche  Aufstellung 
müsste  doch  wohl  erst  noch  durch  besondere  anderweitige  Beweisgründe  er- 
härtet werden. 

So  kommen  wir  hier  zu  demselben  Ergebnisse  wie  im  ersten  Absätze: 
auf  Behauptungen,  die  im  wirklichen  Sachverhalte  keine  Bestätigung  finden, 
wird  eine  petitio  principii  aufgebaut  und  wird  etwas  als  Schlussfolgerung  hin- 
gestellt, was  selbst  dann  noch  gar  sehr  des  Beweises  bedürfte,  wenn  auch  alles 
das  wirklich  in  den  Redaktionsmaterialien  stünde,  was  Zwiedineck  anfahrt. 

Fragen  wir  nun  nach  den  Gründen  eines  solchen  Vorgehens,  so  scheint 
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es,  dass  hier  einem  Gedankengange  Ausdruck  Terliehen  werden  wollte,  der  ein 
anifUliges  Analogon  in  dem  besitzt,  was  die  Naturforscher  den  phylogenetischen 
Beweis  f&r  die  Dessendenztheorie  nennen,  d.  h.  dass  jeder  Nachkomme  dieselben 
Entwicklnngsphasen,  welche  seine  Vorfahren  in  grossen  Zeitr&nmen  durchmach- 
ten, in  abgekürzter  Weise  während  seines  Embryonalzustandes  durchläuft.  So 
sollte  auch  das  österreichische  Gebührenrecht  während  der  Redaktionsarbeiten  zu- 
nächst dem  älteren  französischen  Registerrechte  geglichen  und  dann  mit  einem 
Male  dieselbe  Evolution  durchgemacht  haben,  welche  in  Frankreich  durch  das 
Gesetz  vom  28.  April  1816  bewirkt  wurde.  Zu  diesem  Behufe  musste  daher 
nmftchst  ein  Entwurf  geschildert  werden,  welcher  dem  älteren  französischen 
Rechte  «sehr  nahe  stand',  und  dann  gleichsam  das  Bild  eines  der  Redaktoren 
aufgestellt  werden,  welcher  eines  Tages  zum  Entschlüsse  gelangte :  jetzt  mache 
ich  es  dem  Gesetze  vom  28.  April  1816  nach,  und  welcher  dann  uno  aetu  die 
l^/2*^ige  Eintragungsgebühr  der  27tigen  Gebühr  als  Ziffemerhöhung ,  der 
Bereicherungsgebühr  aber  als  Zusatzgebühr  angliederte. 

Ich  frage  dagegen:  ist  es  nicht  höchst  unwahrscheinlich,  dass  man  im 
Jahre  1849  in  Oesterreich  zunächst  französisches  Recht  älterer  Marke  rezipiert 
haben  würde,  um  es  später  dem  rezenten  Zustande  der  französischen  Gesetz- 
gebung anzupassen?  Hätte  man  nicht  lieber  gleich  den  neuesten  Stand  der 
Entwicklung  nachgebildet,  wenn  man  schon  zu  einer  Rezeption  entschlossen 
▼ar?    Die  Antwort  dürfte  nicht  zweifelhaft  sein. 

8.  Funks  Argumentation. 

Funk  ist,  wie  erwähnt,  teilweise  anderer  Ansicht  als  Zwiedineck:  er 
f^iirt  unter  Verwerfung  meiner  Ansicht  von  einem  Zusammenhange  mit  den 
Laudemien  nur  die  (2-  resp.  3V2%ige)  Gebühr  von  entgeltlichen  Realüber- 
tiagongen  auf  das  französische  Recht  zurück.  Was  er  zur  Begpründung  dessen 
anfahrt»  macht  den  Eindruck  eines  versuchten  Indizienbeweises.  Der  von  ihm 
(S.  255  und  284)  geltend  gemachten  Inzichten  gibt  es  sechs: 

1.  Bei  den  Kodifikationsarbeiten  habe  eine  auf  die  Erzielung  eines  hohen 
Abgabenertrages  hinsteuernde  fiskalische  Tendenz  geherrscht,  welche  im  Streben 
nach  Erhöhung  der  Sätze  und  Auffindung  neuer  Abgabenobjekte  ihren  Ausdruck 
fand;  Vorbild  in  letzterer  Beziehung  sei  neben  dem  preussischen  Stempelgesetze 
(vom  Jahre  1822)  die  französische  Enregistrementgesetzgebung  gewesen:  was 
meines  Erachtens  eben  erst  zu  beweisen  wäre. 

2.  Wildschgo  habe  auf  das  französische  Registerrecht  als  eine  der 
Quellen,  aus  welchen  geschöpft  werden  könne,  hingewiesen.  Diese  Bemerkung 
iit  nicht  ganz  exakt.  Wildschgo  sagt  folgendes:  ,Soll .  .  .  dieses  Gefäll  einen 
reichlicheren  Ertrag  liefern ,  ...  so  muss  das  Gesetz  auf  einer  breiteren  Basis 
angelegt  werden.  Es  müssen  mehrere  Objekte  in  die  Belegung  einbezogen 
werden,  es  müssen  höhere  Gebührensätze  gewählt  werden  ...  In  dieser  Richtung 
nnd  insbesondere  das  preussische  Stempelgesetz  und  die  französischen  und 
italienischen  Registeigesetze  gearbeitet.  In  dieser  Richtung  ist  auch  der  Ent- 
wvf  gearbeitet,  den  ich  nach  den  Beschlüssen  der  zu  diesem  Zweck  zusammen- 
gesttiten  Kommission  abzufassen  die  Ehre  hatte.  In  eben  dieser  Richtung  ist 
äW  auch  der  nunmehr  vom  Herrn  Kameralrath  v.  Schwarzwald  zu  Stande 
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gebrachte  Entwurf  gearbeitet.'  Das  will  doch  nur  heissen,  dasfl  alle  diese  Arbeiten 
die  gleiche  fiskalische  Tendenz  gehabt  hätten;  von  einer  Nachahmung  im  all- 
gemeinen oder  einer  Nachbildung  in  besonderen  Richtungen  ist  keine  Rede. 
Uebrigens  steht  diese  Stelle  in  der  gegen  Schwarzwalds  Entwurf  gerichteten 
Kritik,  welche  keinerlei  Beachtung  gefunden  hat,  und  die  angesichts  der  mini- 
malen RoUe,  die  Wild  seh  go  bei  den  weiteren  Kodifikationsarbeiten  beschieden 
war,  über  die  Intentionen  der  drei  Männer,  die  dabei  hervortraten:  des  Finanz- 
ministers Krauss,  des  Sektionschefs  Baumgartner  und  des  Kameralrates 
Schwarzwald  auch  keinerlei  Aufschluss  erteilen  kann,  insbesondere  aber 
nicht  über  die  QueUe,  aus  welcher  die  in  Baumgartners  systematischem 
Tarife  a  zuerst  auftauchende  2^loige  Gebühr  herstammte. 

3.  Das  Schreiben  des  Finanzministers  an  den  Sektionschef  Baumgartner 
(welchen  Funk  irrtümlich  als  Angehörigen  des  Justizressorts  bezeichnet)  Tom 
3.  Januar  1849  bezeuge,  dass  die  Kodifikatoren  die  französischen  Registergesetse 
zur  Hand  gehabt  h&tten.  Diese  Tatsache  ist  bei  dem  Ernste  und  der  Gründ- 
lichkeit, womit  die  obgenannten  drei  Hauptredaktoren  ihre  Arbeiten  ausführten, 
wohl  an  sich  etwas  Selbstrerständliches  und  beweist  weiter  gar  nichts.  Das  vor- 
erwähnte Schreiben  des  Finanzministers  -^re  aber  weder  zu  Erhärtung  dieser 
Tatsache,  noch  zum  Nachweise  eines  Zusammenhanges  der  Immobiliargebühr  mit 
dem  französischen  Rechte  anzuführen  gewesen.  Denn  in  diesem,  aus  dem  kleinen 
mährischen  Landstädtchen  Kremsier  datierten  Schreiben  heisst  es:  «Bei  der 
Vorlegung  des  abgeänderten  Tax-  und  Stempelgesetzentwurfes  dürfte  die  An- 
schliessung  eines  Exemplares  des  bisherigen  Gesetzes,  dann  der  Bücher  über  das 
französische  Registergesetz,  über  die  Regpistertaxe ,  die  im  ehemaligen  König- 
reich Italien  bestanden  hat,  und  über  das  preussische  Stempelgesetz  nicht  ausser 
Acht  gelassen  werden,  weil  es  hier  an  ähnlichen  Hilfsmitteln  fehlt.' 
Der  Minister  ordnet  hier  also  nur  an ,  welche  literarischen  Behelfe  ihm  seiner- 
zeit aufs  Land  herauszusenden  sein  werden.  Darin  dürfte  wohl  eine  Entscheidung 
über  den  Streit,  ob  die  Immobiliargebühr  vom  Enregistrement  oder  von  den 
Laudemien  herstamme,  nicht  zu  finden  sein. 

4.  Funk  supponiert,  dass  das  Bedauern,  welches  die  österreichischen 
Zentralstellen  über  die  im  Jahre  1814  erfolgte  Reduzierung  der  (aus  dem  vor- 
maligen napoleonischen  Königreich  stammenden)  Registergebühren  auf  V'  un 
Venezianischen  und  über  deren  gänzliche  Abolierung  im  Mailändischen  seiner- 
zeit geäussert  hatten,  in  den  Redaktoren  die  Absicht  gezeitigt  hätte,  eine  solche 
Reg^stergebühr  zu  reaktivieren.  Niemand  wird  es  mir  verübeln  können,  wenn 
ich  an  einen  psychologischen  Prozess  von  solcher  zeitlichen  Ausdehnung  —  (man 
denke:  1814—1849)  —  nicht  recht  glauben  kann. 

5.  Die  Immobiliargebühr  habe  dasselbe  Prinzip,  auf  welchem  die  Bemessung 
der  Reg^tertaxen  beruhe :  die  Belegung  des  Bruttowertes,  rezipiert.  Das  gleiche 
Prinzip  galt  aber  auch  bei  den  Laudemien!  Mit  gleichem  Recht  habe  ich  daher 
ebendenselben  umstand  als  Beweis  für  meinen  gegenteiligen  Satz  angeführt,  und 
scheint  mir  noch  immer,  dass  darin  eine  der  Hauptstützen  meiner  Ansicht  liege. 

6.  In  ähnlicher  Weise  kommt  mir  vor,  dass  ich  kein  treffenderes  Ar^- 
ment  für  die  Richtigkeit  der  von  mir  aufgestellten  Behauptung  finden  könnte, 
als  was  Funk  in  seinem  letzten  Indizium  erwähnt.  Er  sagt,  der  Zusammen- 
hang der  französischen  Registergebühren  mit  den  ImmobiHargebühren  erhelle 
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überaus  klar  ans  dem  a.  u.  Vortrage  (vom  26.  Januar  1850),  welcher  bei  der 
Begrflndung des  Z^/i^l^igen  Satzes  ausdrücklich  darauf  hinweise,  dass  diese  Gebühr 
offenbar  jene  Beti^e  nicht  erreiche,  welche  in  anderen  Staaten,  besonders  in 
Frankreich,  von  Realitätenk&ufen  gezahlt  würden.  Da  mich  nichts  so  sehr 
von  der  Unrichtigkeit  der  Annahme  eines  Zusammenhanges  mit  dem  Enregistre- 
ment  und  von  der  Reellitöt  des  behaupteten  Zusammenhanges  mit  den  Lau- 
denden  überzeugt  hat,  als  eben  diese  Stelle  des  a.  u.  Vortrages,  so  sei  es  ge- 
stattet, dieselbe  trotz  ihres  ümfanges  —  der  mir  ebenfalls  ein  nicht  unwichtiges 
Argument  zu  sein  scheint  —  hier  zu  reproduzieren.  An  einer  Stelle  des  Vor- 
trages heisst  es  zunächst:  ,Der  beiliegende  Entwurf  beruht  in  der  Anordnung 
der  yerschiedenen  gebührenpflichtigen  Gegenstände  und  des  Ausmasses  der  Ab- 
gabe auf  folgenden  Unterscheidungen:  ...  II.  Uebertragung  des  Eigen thumes, 
Fmchtgenusses  oder  Gebrauches  einer  unbeweglichen  Sache  . .  .*  Der  zu- 
gehörige Abs.  II  lautet  dann:  „FürBesitzveränderungen  unbeweglicher 
Sachen  bestanden  in  mehreren  Kronländem  Gebühren,  die  nicht  an  den  Staat, 
wohl  aber  an  die  Grundherrschaften  und  Obereigenthümer  entrichtet  wurden. 
Diese  Besitzver&nderungen  eignen  sich  vorzugsweise  dazu,  eine  Abgabe  ohne 
Nachtbeil  für  die  Erhaltung  und  Vermehrung  des  im  Grundbesitze  begriffenen 
Nationalkapitals  abzuwerfen.  In  einem  geordneten  Staate  äussern  sich  die 
Wirkungen  aller  die  Rechtssicherheit  befestigenden  und  die  allgemeine  Wohl- 
fahrt fördernden  Einrichtungen  in  einer  stätigen  Zunahme  des  Werthes  von 
Grund  und  Boden  und  überhaupt  unbeweglichen  Besitzthumes.  Unter  dem  Schutze 
weiser  Gesetze  und  einer  kräftigen  Regierung  findet  eine  fortschreitende  Ver- 
mehrung zweier  wichtiger  Factoren  Statt,  welche  die  Erhöhung  des  Werthes 
osbeweglichen  Besitzthumes  zu  bewirken  streben:  die  Vermehrung  der  Bevölke- 
rung und  des  beweglichen  Capitales.  Die  Zunahme  der  ersten  strebt  die  Preise 
der  Bodenerzeugnisse  zu  erhöhen,  die  Production  zu  steigern  und  zu  vervoll- 
kommnen und  den  Taglohn  zu  mindern,  jene  des  Capitales  hingegen  den  Zins- 
foss  herabzudrücken.  Beide  Aenderungen  vereinigen  sich  aber  in  der  für  den 
Grundbesitz  günstigen  Wirkung,  dass  das  bewegliche  Capital  die  Anlegung 
im  liegenden  Besitze  sucht,  und  dass  der  letztere  in  dem  Masse  einen  höheren 
Werth  erhält,  in  welchem  der  Preis  der  Bodenerzeugnisse  steigt,  die  durch  ver- 
besserte Cultur  zunehmende  Ausbeute  der  Production  günstigeren  Absatz  findet, 
der  Betrieb  der  Landwirthschaft  durch  die  Verminderung  des  Taglohns  erleichtert 
wird,  und  der  Zinsfuss  sinkt.  Hat  nun  der  Erwerber  einer  Liegenschaft  bei 
der  Erwerbung  derselben  eine  Gebühr  im  Verhältnisse  zu  deren  Werte  leisten 
müssen  und  besitzt  er  die  Realität  durch  einige  Jahre,  so  ist  ihm  die  Aussicht 
eröfiFbet,  dass  er  dieses  sein  Eigenthum  in  der  Lage  sein  wird,  um  einen  höheren 
Preis  zu  veräussem,  der  ihm  nicht  nur  den  vollen  Ersatz  der  entrichteten  Gebühr, 
sondern  noch  einen  Ueberschuss  über  dieselbe  erlangen  lässt.  Diese  natürliche 
Bewegung  in  den  Werthen  liegender  Güter  kann  durch  Kriege,  innere  Unruhen 
und  andere  ungünstige  Ereignisse  vorübergehend  in  der  Schnelligkeit  des  Fort- 
schrittes gemindert  oder  aufgehalten,  jedoch  solange  die  Bedingungen  der- 
selben vorhanden  sind,  nicht  bleibend  gestört  werden.  Vielmehr  nimmt  de, 
nach  jeder  solchen  vorübergehenden  Hemmung  oder  Verminderung,  einen  umso 
kräftigeren  Aufschwung.  Dieses  dürfte  namentlich  in  den  österreichischen 
Staaten,  in  denen  durch  die  Entfesselung  des  Bodens  ein  höchst  wichtiger 
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Schiiti  zu  deflsen  freiem  Umsätze  geschah,  zu  erwarten  seyn,  daher  auch  die  Ein- 
führung mftssiger  Gebühren  Ton  den  Besitzveränderungen  unbeweg- 
licher Güter  sowohl  durch  unbedingte  Noth wendigkeit  der  Eröffnung  neuer 
ergiebiger  Quellen  des  Staatseinkommens  geboten,  als  auch  durch  die  günstige 
Aussicht  einer  für  die  Grundbesitzer  nicht  nachtheiligen  Durchführung  angerathen 
wird.  Das  Ausmass  der  Gebühr  für  diese  Vermögensübertragungen  wird  mit 
372^0  vorgeschlagen,  steht  daher  namhaft  unter  den  Beträgen,  die  bis  zum 
Jahre  1848  von  denlaudemialpflichtigen  Grundbesitzungen  bestan- 
den und  in  anderen  Staaten,  namentlich  in  Frankreich,  von  den  Käufern  un- 
beweglicher Güter  zu  entrichten  sind.' 

Wer  diesen  Abschnitt  des  a.  u.  Vortrages  und  insbesondere  den  letzten 
Satz  unbefangen  liest,  wird  unzweifelhaft  zum  entgegengesetzten  Schlüsse  ge- 
langen müssen,  als  Funk.  Wenn  die  im  Schlusssatze  enthaltene  Vergleichung 
des  Ausmasses  der  Immobiliargebühr  mit  der  Höhe  älterer  Abgaben  überhaupt 
als  Andeutung  einer  Nachbildung  aufgefasst  werden  darf,  so  ist  doch  hier  zunächst 
und  ausdrücklich  ein  Zusammenhang  mit  den  Laudemien  ausgesprochen,  wo- 
gegen die  französischen  Eaufgebühren  nur  in  zweiter  Linie  und  in  gleicher 
Art,  wie  die  analogen  Abgaben  anderer  Staaten  genannt  sind.  Will  man 
eine  Nachahmung  der  Laudemien  nicht  zugeben,  so  hat  diese  Erwähnung  Frank- 
reichs sicher  noch  viel  weniger  Anspruch  darauf,  als  Beleg  eines  Zusammen- 
hanges mit  dem  Enregistrement  angeführt  zu  werden. 

Der  Minister  beginnt  den  ganzen  Absatz  mit  der  Erwähnung  der  Lau- 
demien unter  Bezeichnung  derselben  als  ,  Gebühren  für  Besitz  Veränderungen 
unbeweglicher  Sachen",  erörtert  sodann  die  Besteuerungsfähigkeit  dieser  Besitz- 
veränderungen, hebt  insbesondere  die  Angemessenheit  der  .Einführung  massiger 
Gebühren  von  den  Besitzverändeningen  unbeweglicher  Güter*  in  OestexTeich 
hervor,  und  schliesst  mit  der  Bemerkung,  das  Ausmass  .der  Gebühr  für  diese 
Vermögensübertragungen"  sei  milder  als  die  Laudemien  und  die  ausländischen 
Gebühren.  Sollte  es  denn  nur  von  ungefähr  geschehen  sein,  dass  der  Minister 
die  Laudemien  und  die  Immobiliargebühr  mit  dem  gleichen  Namen  als 
.Gebühr  von  den  Besitzveränderungen"  bezeichnete?  Sollte  die  mehrmalige 
Erwähnung  der  Laudemien  wirklich  nur  eine  ganz  zwecklose,  mit  dem  Meritum 
der  Sache  gar  nicht  in  Zusammenhang  stehende  historische  Reminiszenz  ge- 
wesen sein,  dagegen  aber  die  Anführung,  dass  in  Frankreich  aus  gleichen  An- 
lässen mehr  gezahlt  werden  müsse,  die  Entschleierung  eines  tiefinneren  Zu- 
sammenhanges bedeuten?   Mir  scheint  das  wenig  glaublich. 

Noch  ein  Umstand  dürfte  hier  vielleicht  mit  ins  Gewicht  fallen,  um  die 
Sache  richtig  beurteilen  zu  können.  Unmittelbar  vor  seiner  Ernennung  zum 
Finanzminister  war  Erauss  (Juli  1847  bis  April  1848)  an  der  Seite  des  Grafen 
Franz  Stadion  zweiter  Landeschef  in  seinem  Geburtslande  Galizien  gewesen, 
und  hatte  er  für  dieses  Land  die  Aufhebung  der  Grundlasten  mittels  Patentes 
vom  7.  April  1848  erwirkt.  Im  Kopfe  dieses  Mannes  wurde  also  die  Idee  der 
GrundenÜastung  geboren  und  bis  zur  Reife  ausgestaltet,  lange  ehe  für  die 
übrigen  Kronländer  der  Antrag  Hans  Kudlichs  vom  24.  Juli  1848  den  An- 
stoss  zum  Patente  vom  7.  September  1848  gab.  Es  ist  sicher  ein  bedauerliches 
Unrecht,  welches  die  vom  Parteigeiste  beseelte  zeitgenössische  Chronik  dem 
Minister  Krauss  antat,  wenn  sie  diese  geistige  Grosstat  und  seine  so  zahl- 
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reichen  weiteren  genialen  Leistungen  totschwieg  und  sein  Andenken  durch  das 
Stigma  eines  Erzreaktionärs  möglichst  zu  diskreditieren  suchte.  So  ist  selbst 
in  den  österreichischen  Fachkreisen  der  Name  des  Mannes,  welcher  unserem 
Finanzwesen  für  mehr  als  zwei  Menschenalter  den  Stempel  seines  Geistes  auf- 
gedrflckt  hat,  fast  ganz  unbekannt.  —  Krauss  war  also  mit  dem  Bestände 
und  Wesen  der  Landenden  wohl  vertraut.  Und  wenn,  wie  die  Redaktions- 
materialien ergeben,  er  es  war,  in  dessen  Geiste  auch  die  Immobiliargebfihren 
entstanden,  so  liegt  der  Zusammenhang  mit  den  gutsherrlichen  Giebigkeiten 
wohl  nahe  genug.  

Nach  allem  AusgefOhrten  dürfte  wohl  die  Schlussfolgerung  nicht  als  un- 
berechtigt anzusehen  sein,  dass  weder  Zwiedineck  noch  auch  Funk  den 
Beweis  für  eine  Nachahmung  des  Enregpistrements  stichhaltig  zu  erbringen  ver- 
mocht haben.  Es  wäre  daher  eigentlich  überflüssig,  noch  weitere  Argumente 
anzuführen,  welche  einen  solchen  Zusammenhang  geradezu  ausgeschlossen  er^ 
scheinen  lassen.    Doch  will  ich  sie  der  Vollständigkeit  halber  nicht  übergehen. 

E  i  n  solches  Argument  von  kräftiger  Kontrastwirkung  ist  dem  erwähnten 
Schreiben  des  Finanzministers  vom  3.  Januar  1849  bezw.  einer  demselben  bei- 
liegenden Note  des  Justizministers  Bach  an  Krauss  zu  entnehmen,  worin 
letzterem  die  Namen  der  zu  den  Kommissionsberatungen  designierten  Justiz- 
räte mitgeteilt  werden.  Bach  spricht  da  von  der  Kommission,  welche  der 
Finanzminister  ,mit  der  Revision  des  Tax-  und  Stempelgesetzes  und  der  Ver- 
fassung eines  Gesetzes  über  die  Einführung  einer  Einregi- 
Btrierungstaxe  zu  beauftragen  sich  veranlasst  gesehen'  habe.  Kraus  skannte 
sieht  nur  die  französische  Gesetzgebung,  wie  Funk  darzutun  sich  befleisst, 
sondern  er  hatte  auch  ursprünglich  deren  Nachbildung  geradezu  ins  Auge  ge- 
fasst,  und  wohl  in  den  mündlichen  Besprechungen  mit  dem  Justizminiater  dieser 
Absicht  Ausdruck  verliehen.  Es  waren  daher  keine  leeren  Worte,  wenn 
Wildschgo  noch  in  der  Sitzung  vom  11.  Dezember  1848  äusserte,  der  Finanz- 
minister habe  sich  für  Regpistergebühren ,  wie  sie  in  Frankreich  bestehen,  aus- 
gesprochen. Freilich  fügt  Wildschgo  hinzu,  dass  der  Minister  später  hiervon 
abgekommen  sei.  Diese  offizielle  und  als  solche  protokollierte  Mitteilung  be- 
sagt also  klärlich,  dass  der  Finanzminister  die  Einführung  vonEnr  egis  tre- 
mentgebühren  weiterhin  nicht  wollte.  Welchen  Gegensatz  bildet  diese 
▼on  ihm  gegenüber  dem  Enregistrement  eingenommene  Stellung  zu  der  Ver- 
bindung ,  in  die  er  selbst  in  der  angeführten  Stelle  des  a.  u.  Vortrages  die  Im- 
mobiliargebühren  mit  den  Laudemien  gebracht  hat! 

Dass  der  Finanzminister  an  seinem  durch  Wildschgo  verlautbarten 
Entschlüsse,  von  der  anfänglichen,  auf  die  Rezipierung  der  französischen  Abgabe- 
fonn  gerichteten  Absicht  abzugehen,  in  der  Folge  auch  wirklich  festhielt,  zeigen 
mehrere  Momente.  So  hat  er  den  —  wenig  geschickten  —  Versuch  Baum- 
gartners,  die  Bezeichnung  , Eintragungsgebühr"  als  Aequivalent  für  En- 
registrementabgabe  einzuführen,  sozusagen  im  Keime  unterdrückt.  Femer  blieb 
onserem  Gebührenrecht  die  .Formalität"  der  Einregistrierung  unbekannt,  welche 
für  die  französische  Einrichtung  so  wesentlich  ist,  dass  ohne  dieselbe  von  einem 
Enregistrement  nicht  wohl  gesprochen  werden  kann.  Endlich  drängt  sich  hier 
noch  ein  Argument  auf,   welches  ich  mit  allem  Vorbehalt  als  meine  Privat- 
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ansieht  vorbringen  möchte :  ein  innerer  Zusammenhang  zwischen  den  Immobiliar- 
gebühren  und  dem  Enregistrement  scheint  mir  nämlich  schon  dadurch  vOllig 
ausgeschlossen  zu  sein,  dass  beides  ihrem  Wesen  nach  ganz  verschiedene 
Abgabenarten  sind.  Die  Immobiliargebühr  ist  ein  rezenter  Abgabentypus, 
eine  Yerkehrssteuer,  während  die  Registergebühren  Frankreichs  als  Scheintaxen 
(im  oben  angeführten  Sinne)  ein  viel  älteres  Entwicklungsstadium  vorstellen. 
Das  Enregistrement  ist  dieser  seiner  Natur  halber  sowohl  mit  festen  als  mit 
proportionalen  Abgabensätzen  wohl  verträglich,  während  eine  Verkehrssteuer  mit 
fixen  Sätzen  ganz  unvereinbar  ist.  Was  Erauss  in  den  ImmobiliargebÜhren 
geschaffen  hat,  ist  unzweifelhaft  eine  Verkehrssteuer.  Für  eine  solche  aber 
hatte  er  ein  Muster  in  den  ihm  so  wohlbekannten  Laudemien  der  Gutsherr- 
schaft>en.  Warum  sollte  er  angesichts  dessen  noch  „in  die  Feme  schweifen*'? 
Mir  erschien  es  auch  nicht  unwichtig,  darauf  hinzudeuten,  dass  der  im 
a.u.  Vortrage  für  die  gutsherrlichen  Abgaben  und  für  die  neugeschaffene  Ge* 
bühr  gebrauchte  Ausdruck  „Besitzveränderungsgebühr''  augenscheinlich  an  die 
vom  §  1142  a.b.G.6.  angeführte  Terminologie  der  Laudemien  („Veränderungs- 
gebühren*) anknüpfen  wollte.  Die  Gemeinsamkeit  der  Bezeichnung  weist  un- 
zweideutig auf  die  Laudemien  allein  als  die  ins  Auge  gefassten  Giebigkeiten 
hin  und  bildet  eine  deutliche,  zur  neuen  Gebühr  hinüberleitende  Brücke.  Funk 
beanstandet  diese  Argumentation  und  führt  gegen  dieselbe  an,  dass  das  Ge- 
bührengesetz selbst  nicht  diesen  Namen,  sondern  einen  anderen  Ausdruck, 
nämlich  „Immobiliargebühr",  als  Bezeichnung  dieser  Gebühr  gebrauche.  Ich 
wäre  recht  dankbar,  wenn  wenigstens  eine  Stelle  des  Gebührengesetzes  vom 
9.  Februar  1850,  wo  dieses  Wort  vorkäme,  namhaft  gemacht  werden  wollte. 

9.  Die  Entstehung  des  3^/2^/0  igen  Satzes. 

Mit  allem  dem  kommt  man  aber  doch  über  die  Tatsache  nicht  hinaus, 
dass  die  Immobiliargebühr  in  älteren  Entwürfen  des  Tarifes  2%  betrug  und 
später  in  einem  gewissen  Zusammenhange  mit  der  Umarbeitung  der  Normen 
betreffs  der  Vl2^loigen  Eintragungsgebühr  auf  3V«7o  erhöht  wurde. 

Mit  absoluter  Sicherheit  lässt  sich  die  Frage,  wie  die  Aenderung 
der  Gestalt  dieser  Gebühr  zu  stände  kam,  nicht  beantworten.  Nicht  nur  ver- 
weist die  geschilderte  Beschaffenheit  des  Aktenmaterials  der  Reformarbeiten, 
welches  zumeist  nur  aus  Entwürfen  besteht,  denen  keine  räsonierenden  Erläute- 
rungen zur  Seite  stehen,  im  allgemeinen  darauf,  durch  Konjekturen  Veran- 
lassung und  Zweck  der  einzelnen  Abänderungen  ergründen  zu  müssen;  hier 
insbesondere  kommt  überdies  noch  der  erschwerende  Umstand  hinzu,  dass  der 
Entwurf,  in  welchem  die  einschlägigen  Originalkorrekturen  erfolgten,  verloren 
gegangen  ist,  und  nur  eine  Reinschrift  davon  erhalten  blieb,  welche  nicht  mehr 
entnehmen  lässt,  durch  wen  und  wann  die  einzelnen  Aenderungen  erfolgten. 

Soweit  die  Redaktionsmaterialien  bei  dieser  Sachlage  überhaupt  einen 
Aufschluss  geben,  geht  aus  denselben  eine  zweifache  Möglichkeit,  wie 
es  zur  Aenderung  des  27oigen  Satzes  in  3Vs  V  gekommen  sein  mochte,  hervor. 

Ein  einschlägiges,  aus  früherer  Zeit  herrührendes  Faktum  soll  nur  flüchtig 
gestreift  werden :  in  einem  Schreiben  des  lombardo-venezianischen  Vizekönigs  an 
den  Minister  Stadion  vom  30.  Dezember  1822  wird  vorgeschlagen,  den  Frozen t- 
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satz  der  Erbeteuer  für  Noterben  auf  27« »  för  andere  Falle  aber  auf  3V«V«  ^oat- 
zusetzen.  Viel  wichtiger  aber  sind  zwei  Stücke  aus  den  eigentlichen  Redaktion»- 
akten,  welche  auch  dadurch  ausgezeichnet  sind,  dass  sie  zu  den  wenigen  datierten 
Stücken  gehören,  die  eine  annähernde  zeitliche  Bestimmung  der  einzelnen 
Phasen  der  Redaktionsarbeiten  ermöglichen. 

Das  erste  dieser  Stücke  ist  eine  über  mündlichen  Auftrag  des  Finanz- 
ministers  vom  Steuerrechnungsdepartement  des  Ministeriums  am  31.  Juli  1849 
verfasste  Berechnung  des  wahrscheinlichen  Ertrages  „einer  syi^loigen  Ver- 
änderungsgebühr"  für  die  Objekte  der  Grund- und  Gebäudesteuer,  in  zwei 
Alternativen  auf  der  Voraussetzung  einer  Wiederholung  der  üebertragung  nach 
je  15  oder  je  20  Jahren  aufgebaut  Dieses  Stück  lässt  nicht  ersehen,  ob  dabei 
alle  Arten  von  Uebertragungen  (entgeltliche  und  unentgeltliche,  iiUer  vivos 
imd  mortis  causa  erfolgende)  oder  nur  einzelne  und  welche  dieser  Arten  ge- 
meint waren. 

Das  zweite  Stück  ist  eine  von  Schwarzwald  herrührende,  vom 
12.  Oktober  1849  datierte  Berechnung  des  in  den  Voranschlag  für  das  mit 
1.  November  1849  beginnende  Verwaltungsjahr  aufzunehmenden  wahrschein- 
lichen Ertrages  aller  durch  das  in  Arbeit  befindliche  Gesetz  neunormierten 
Gebühren.  Hierbei  nahm  Schwarzwald  eine  durchschnittliche  Höhe  von 
i^lt  •/o  für  die  Bereicherungsgebühren  an ,  indem  er  1  +  ^  +  8  =  13  durch  3 
teilte.  Jedem  mit  den  einschlägigen  Tatsachen  Vertrauten  wird  sich  da  sofort  der 
Gedanke  aufdrängen,  dass  die  l^oigen  Gebühren  viel  häufiger  vorkommen,  als 
die  beiden  anderen,  und  dass  daher  ihre  zweimalige  Veranschlagung  der  Wahr- 
heit viel  näher  käme.  Teilt  man  aber  1  +  1+4  +  8  =  14  durch  4,  so  ergibt 
sich  SVa«  Hiemach  wäre  die  durchschnittliche  Belastung  unentgeltlicher  Ueber- 
tragungen (schon  seit  dem  systematischen  Tarife  a)  dieselbe  gewesen,  wie  sie 
in  der  Folge  durch  die  Erhöhung  von  2  auf  37^  ^/o  für  die  entgeltlichen  Im- 
mobiliarübertragungen  festgestellt  wurde. 

Dabei  muss  festgehalten  werden,  dass  beide  angeführten  Schriftstücke 
viel  älter  sind  als  die  in  Frage  stehende  Erhöhung  des  Prozentsatzes  von 
2  auf  3V<*  In  den  Akten  erliegt  ein  vom  18.  August  1849  datiertes  Gutachten  des 
Bankgouvemeurs  Joseph  Pipitz,  welches  sich  auf  die  1 .  Lithographie  von 
Gesetz  und  systematischem  Tarif  bezog.  Ein  Vergleich  dieses  Datums  mit  dem 
Dabun  des  erstangeführten  Schriftstückes  ergibt  den  Schluss,  dass  am 
31.  Juli  1849  der  systematische  Tarif  y  bestanden  hatte,  welcher  noch  den 
27»igen  Satz  besass. 

In  Hinsicht  auf  das  zweiterwähnte  Schriftstück  ergibt  sich  aus  dem 
Inhalte  desselben,  dass  es  zu  einer  Zeit  verfasst  wurde,  wo  der  alphabetische 
Tarif  V  in  Verhandlung  stand  und  seine  endgültige  Gestalt  noch  nicht  erhalten 
hatte.  Sonach  hat  die  Lithographierung  des  Tarifes  V  erst  nach  dem  12.  Ok- 
tober 1849  stattgefunden,  und  ist  die  Korrektur  von  27»  in  3Vs7o'  welche 
dann  in  einer  dieser  Lithographien  Platz  griff,  noch  später  erfolgt. 

Man  könnte  hieraus  vielleicht  folgern,  dass  der  Finanzminister  schon 
lange,  ehe  dies  in  den  Entwürfen  zum  Ausdruck  kam,  sich  mit  der  Absicht 
getragen  habe,  die  entgeltlichen  Uebertragungen  zur  Parifikation  mit  dem 
Durchschnittssatze  der  Bereicherungsgebühr,  den  er  richtiger  als  Schwarzwald 
veranschlagt  hätte,  mit  3VsVo  zu  belegen. 
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In  einem  ganz  merkwürdigen  Zusammenhange  damit  scheint  eine  Tat- 
sache zu  stehen,  für  die  schwer  eine  andere  rationelle  Grundlage  zu  finden  ist. 
In  der  Sperrverordnung  nämlich,  welche  gleichzeitig  mit  dem  Gehührengesetze 
kundgemacht  wurde,  und  die  wichtigsten  Neuerungen  (in  vereinfachter  Form) 
sofort  zur  Geltung  bringen  sollte,  wurden  alle  in  der  Zwischenzeit  bis 
zum  Inkrafttreten  des  Gebührengesetzes  vorfallenden  Immobiliarerwerbungen, 
ohne  Unterscheidung  ihrer  Entgeltlichkeit  oder  Unentgeltlichkeit,  mit 
einer  3Vs7oig6n  Gebühr  belegt.  Scheint  dies  nicht  der  Ausdruck  der  Absicht 
zu  sein,  hier  schlechthin  ohne  weitere  Differenzierung  jenen  Betrag  einzuheben, 
der  im  grossen  ganzen  für  alle  Fälle  intendiert  war?  Scheint  uns  dies  nicht 
einen  Einblick  in  die  innerste  Gedankenwerkstatt  des  Mannes  zu  gewähren, 
welcher  eigentlich  allein  auf  die  Bezeichnung  als  Verfasser  des  Gebührengesetzes 
Anspruch  hat? 

Ich  möchte  aber  trotzdem  diesen  Umständen  keine  erheblichere  Be- 
deutung beimessen.  Es  könnte  da  doch  auch  der  blosse  Zufall  sein  Spiel  gehabt 
haben,  und  es  ist  sicherlich  vorzuziehen,  auf  dem  Boden  positiver  und  greif- 
barer Tatsachen  zu  verbleiben.  Solcherart  aber  scheinen  die  Momente  zu 
sein,  welche  der  oben  erwähnten  zweiten  Möglichkeit  zu  Grunde  liegen. 

Hierbei  wäre  davon  auszugehen,  dass  in  der  Ertragsberechnung  Schwarz- 
walds vom  12.  Oktober  1849  ein  Passus  vorkommt,  welcher  geeignet  ist,  auf 
die  Kalkulation  vom  81.  Juli  1849  neues  Licht  zu  werfen.  Schwarzwald 
veranschlagt  nämlich  die  Gebühren  für  die  entgeltliche  Uebertragung  des 
Eigentumes  (und  Fruchtgenusses)  unbeweglicher  Sachen  und  für  die  bücherliche 
Eintragung  dieser  Erwerbungen  kumulativ,  und  zwar  genau  mit  der  vom 
Steuerrechnungsdepartement  ermittelten  Ziffer,  wobei  er  sich  ausdrücklich  auf 
das  erwähnte  Elaborat  beruft.  Nimmt  man  an,  dass  Schwarzwald  mit  den 
Ideen  des  Ministers  vertraut  gewesen  sei,  so  wäre  die  „B'/sVoige  Veränderungs- 
gebühr*  des  Bechnungsdepartements  nur  die  Summe  zweier  Grebühren,  eine  Zu- 
sammenfassung der  27oigen  Uebertragungs-  und  der  Vlt^/oigen  Eintragungs- 
gebühr gewesen,  welche  Zusammenfassung  der  Minister  mit  Bücksicht  auf  das 
regelmässige  nahe  Aufeinanderfolgen  beider  Gebühren  ohne  weitere  Explikation 
zur  Vereinfachung  der  Bechnung  vornahm,  als  er  den  Bechnungsbeamten  die 
Aufgabe  stellte.  Wir  wissen  ja  nicht,  in  welche  Worte  e  r  das  Problem  kleidete, 
sondern  bloss,  wie  die  Bechnungsbeamten  es  auffassten. 

Der  bloss  rechnungsmässige  Gharakter  dieser  Zusammenfassung  würde  es 
erklärlich  erscheinen  lassen,  dass  der  Minister  die  beiden  Grebühren  in  den  Ent- 
würfen auch  nachher  noch  durch  erhebliche  Zeit  ungeändert  nebeneinander  be- 
stehen Hess,  bis  andere  Umstände  ihn  zu  einer  Modifikation  veranlassten. 

Eine  Unterstützung  dieser  Ansicht  scheint  auch  in  folgendem  gelegen  zu 
sein.  Von  den  zwei  alternativen  Fristen  (15  und  20  Jahre),  binnen  welcher 
sich,  wie  die  Kalkulation  des  Bechnungsdepartements  anführt,  die  Ueber- 
tragungen  derselben  Objekte  wiederholen  sollen,  blieb  nur  die  erstere,  dem 
Staatsschatz  günstigere ,  weiter  in  Betracht.  Bei  obiger  Annahme,  dass  dabei 
nur  an  entgeltliche  Uebertragungen  gedacht  worden  sei,  würde  hieraus  die 
Meinung  des  Ministers  zu  entnehmen  sein,  dass  entgeltliche  Erwerbungen  der- 
selben Bealität  alle  15  Jahre  einmal  stattfänden.  Femer  supponierte  Schwarz- 
wald in   seinen  Ertragsberechnungen,   dass  die  unentgeltlichen  Ueber- 
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tragangen  sich  alle  80  Jahre  wiederholen.  Kombiniert  man  beide  Annahmen 
miteinander,  so  wflrden  bei  einem  und  demselben  Objekte  binnen  90  Jahren 
6  entgeltliche  und  8  anentgeltliche,  zusammen  daher  9  Uebertragungen  statt- 
finden, so  dass  im  Durchschnitt  eine  üebertragung  auf  je  10  Jahre  entfiele. 
Dieselbe  Annahme  wurde  dann  dem  noch  Tor  dem  Wirksamwerden  des  Ge- 
bührengesetzes geschaffenen  Gebührennachlasse  zu  Grunde  gelegt,  und  in  dem 
bezflgUchen,  von  Schwarzwald  verfassten,  und  Tom  Minister  Erauss 
komgierten  Vortrage  vom  26.  April  1850  zum  Ausdruck  gebracht  («dass  im 
Durchschnitte  im  Laufe  Ton  10 — 15  Jahren  eine  Besitzveränderung  erfolgt"). 
Die  solcherart  übereinstimmend  resultierende  10jährige  Frist  für  die  Wieder- 
kehr Ton  Real  Übertragungen  ohne  Rücksicht  auf  deren  Natur  lässt  dann  nach 
rückwärts  schliessen,  dass  die  Kalkulation  des  Rechnungsdepartements  mit 
ihrer  15-  oder  20jährigen  Frist  sicher  nur  entgeltliche  Uebertragungen  im 
Auge  hatte,  und  dass  der  Zyt^loige  Satz  daher  nicht  eine  Durchschnittsgebühr, 
wie  in  der  Sperrrerordnung,  sondern  eine  Kombination  von  üebertragungs-  und 
Eintragungsgebühr  vorstellte. 

Wie  es  aber  dann  später  zur  Einfügung  dieser  Kombination  in  den 
Tarifentwurf  selbst  kam,  das  lässt  sich  bei  dem  bereits  erwähnten  Abgange 
des  Exemplares  der  2.  Lithographie,  welches  die  Beschlüsse  der  gemischten 
Kommission  und  andere  aus  derselben  Zeit  stammende  Korrekturen  aufnahm, 
leider  nicht  mit  Sicherheit  feststellen.  Die  erhaltenen  Lithogpraphien,  in  welche 
die  Aenderungen  von  Mundanten  eingesetzt  erscheinen,  geben  keinerlei  Auf- 
schluss  darüber,  Ton  wem  die  Fassung  der  einzelnen  Zusätze  herrührt.  Dass 
aber  verschiedene  Autoren  in  Betracht  kommen,  ist  gerade  in  Betreff  der 
▼orli^enden  Frage  mit  grosser  Wahrscheinlichkeit  zu  erschliessen.  Die  durch 
hellrote  Zusätze  adjustierten  Exemplare  des  Gesetzes  einerseits  und  des  alpha- 
betischen Tarifes  anderseits  enthalten  nämlich  einige  Zusätze,  welche  miteinander 
unvereinbarlich  sind,  und  daher  nicht  von  einer  und  derselben  Person  stammen 
können.  Im  Gesetze  sind  dies  die  Aenderungen  zu  den  §§47  und  60,  und  im 
Tarife  die  bereits  namhaft  gemachten  Aenderungen  der  2 folgen  Immobiliar- 
gebühr  in  SV^Vo  und  die  Tarifpost  45. 

Der  Finanzminister  hatte  in  der  Fassung  E  des  Gesetzes  einen  §  47 
folgenden  Wortlautes  eingefügt :  ,Die  Gesuche  um  Bewilligung  einer  Eintragung 
in  die  Öffentlichen  Bücher  zur  Erlangung  dinglicher  Rechte  werden  vor  der  Zu- 
stellung des  dem  Einschreiten  willfahrenden  Bescheides  von  dem  Gerichte  dem 
zur  Bemessung  der  Taxe  bestellten  Amte  unmittelbar  mitgetheilt.*^  Diese  nicht 
ganz  klare  Norm  wollte  wohl  besagen,  dass  die  Zustellung  an  die  Partei  und 
demzufolge  auch  der  Vollzug  der  Eintragung  erst  nach  der  Bemessung  und  Be- 
richtigung der  Gebühr  stattzufinden  habe.  Dies  dürfte,  wie  auch  aus  den  unter 
den  Redaktionsmaterialien  erliegenden  Erinnerungen  des  Konzeptsadjunkten 
Kersovanni  zu  entnehmen  ist,  zu  Bedenken  Anlass  gegeben  haben.  Die  Kom- 
mission gab  daher  dem  §  47  seine  heutige  Fassung,  nach  welcher  das  Bemes- 
nmgsamt  zugleich  mit  den  Parteien  zu  verständigen  ist,  und  die  Gebührenfrage 
ohne  Einfluss  auf  den  Vollzug  der  grundbücherlichen  Eintragung  bleibt.  Mit 
dieser  Korrektur,  welche  namentlich  Komplikationen  in  Bezug  auf  die  Rang- 
ordnung der  Hypothekargläubiger  verhüten  wollte,  wurde  eine  andere  Mass- 
regel verbunden,  welche  als  Gegengewicht  den  Staatsschatz  möglichst  sicher- 


Digitized  by  VjOOQIC 


120  Stefan  Koczyuski, 

stellen  sollte.  In  einem  Zusätze  zu  §  60  wurde  nämlich  dekretiert:  .Die  6e- 
bfihr  für  die  Eintragung  einer  unbeweglichen  Sache  in  die  Öffentlichen  Bücher 
zur  Erlangung  des  Eigenthumes,  Fruchtgenusses  oder  Gebrauchsrechtes  derselben 
ist  in  demselben  Zeitpunkte  fällig  und  zu  entrichten,  in  welchem  die 
Gebühr  für  die  Rechtsurkunde,  wodurch  das  Eigenthum,  der  Fruchtgenuss  oder 
das  Grebrauchsrecht  dieser  Sache  entgeltlich  oder  durch  eine  Schenkung  unter 
Lebenden  übertragen  wird,  zu  entrichten  isf  Während  die  ümstilisiemng 
des  §  47  durch  die  gemischte  Kommission  ausdrücklich  in  einer  Notiz  Schwarz- 
walds bezeugt  erscheint,  besteht  für  die  Zurückführung  des  Beisatzes  zu  §  60 
auf  dieselben  Autoren  nur  ein  Wahrscheinlichkeitsbeweis,  gestützt  auf  den  auf- 
fälligen Zusammenhang  mit  §  47,  auf  den  von  der  Kommission  an  vielen  Stellen 
urgierten  Zusatz  .Gebrauchsrecht",  der  hier  in  den  Text  selbst  aufgenommen 
erscheint,  und  nicht  zuletzt  auf  die  recht  nnpräzise  Fassung  des  Einganges, 
welche  sicher  nicht  der  Feder  des  Finanzministers  angehört,  dessen  lapidare 
und  durchsichtige  Sätze  den  geschulten  Gesetzgeber  erkennen  lassen.  Das  Ver- 
hältnis der  beiden  angeführten  Korrekturen  ist  dahin  zu  charakterisieren,  dass 
die  im  §  47  statuierte  Unabhängigkeit  der  Verbücherung  von  der  Abgaben- 
entrichtung auf  die  Fälle  eingeschränkt  werden  sollte,  wo  sie  namentlich  durch 
das  Interesse  der  Realgläubiger  geboten  erschien.  Bei  Eigentums- (und  Frucht- 
genuss-)eintragungen  dagegen  konnte  man  ohne  jemandes  Schädigung  den  staat- 
lichen Anspruch  dadurch  wirksam  sichern,  dass  man  die  Eintragungsgebühr 
antizipierte  und  zugleich  mit  der  Uebertragungsgebühr  entrichten  liess.  Ich 
muss  hier  gleich  hervorheben,  dass  diese  Antizipierung  keineswegs  ein  Ana- 
logen zum  oft  berührten  französischen  Gesetze  vom  28.  April  1816  war.  Die 
V/t^loige  Eintragungsgebühr  blieb  als  solche  bestehen  und  wurde  keineswegs 
mit  der  Uebertragungsgebühr  verschmolzen,  wie  dies  in  Frankreich  der  Fall 
war;  es  wurde  nur  eine  Spezialregel  über  ihre  Fälligkeit  aufgestellt.  Sie  war 
dann  bald  mit  der  27oigen  Immobiliargebühr,  bald  mit  der  1-,  4-  oder  S^/oigen 
Schenkungsgebühr  gleichzeitig  zu  entrichten.  Warum  dies  auf  Uebertragungen 
inter  vivos  eingeschränkt  bleiben  und  nicht  auch  bezüglich  der  übrigen  Fälle 
der  1-,  4-  oder  8^/oigen  Bereicherungsgebühr  Platz  greifen  sollte,  kann  ich  mir 
nicht  erklären.    Stat  pro  ratione  voluntas. 

Da  diese  auf  die  gemischte  Kommission  zurückzuführenden  Korrekturen 
den  Weiterbestand  der  Vli^loigen  Eintragungsgebühr  für  alle  Eigentumsein- 
tragungen voraussetzen,  stehen  sie  nicht  in  Einklang  mit  dem  Stande  des 
Tarifes,  wie  wir  ihn  nach  dem  Abschluss  der  Kommissionsberatungen  vorfinden . 
Die  diesfaUigen  Korrekturen  statuieren  in  der  Tarifpost  45  für  den  Fall  ent- 
geltlicher Rechtsgeschäfte  die  Gebührenfreiheit  der  Eintragung,  während  in 
anderen  Fällen  die  IV^^/oige  Gebühr  wie  vordem  vorgezeichnet  blieb.  Die  Un- 
vereinbarlichkeit  dieser  Fassung  mit  dem  Zusätze  zu  §  60  liegt  auf  der  Hand. 
Was  hätte  die  Antizipierung  der  Eintragungsgebühr  auf  Grund  entgeltlicher 
Rechtsgeschäfte  für  einen  Sinn,  wenn  es  hier  eine  solche  Eintragungsgebühr 
überhaupt  nicht  mehr  gab?  Dagegen  harmoniert  diese  Fassung  der  Tarifpost  45 
sehr  wohl  mit  der  gleichzeitig  vorfindlichen  Erhöhung  des  27o-Satze8  der  Ge- 
bühr vom  entgeltlichen  Realerwerb  auf  SVs^o»  und  besteht  da  augenscheinlich 
ein  Zusammenhang  dahin,  dass  die  lVs°/o  aus  der  Eintragungsgebühr  in  die 
Uebertragungsgebühr  verlegt  wurden. 
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Fasst  man  alle  Umstände  ins  Auge,  so  kann  man  mit  grosser  Wahrschein- 
lichkeit annehmen: 

1.  dass  der  Finanzminister  und  nicht  die  gemischte  Kommission  die  an- 
gefahrten Aenderungen  im  Tarife  bewirkt  habe; 

2.  dass  der  Finanzminister  hierzu  durch  das  Zusammentreffen  seiner 
eigenen  Idee  von  der  rechnungsmässigen  Zusammenfassung  der  Immobiliar- 
nnd  Eintragung^ebühr  mit  dem  von  der  Kommission  vorgeschlagenen  Aus- 
konflsmittel  einer  Antizipierung  der  Eintragungsgebühr  angeregt  worden  sein 
mochte; 

3.  dass  ihm  die  entsprechende  Erhöhung  der  Immobiliargebühr  und 
die  Herstellung  eines  Reziprozitätsverhältnisses  mit  der  Eintragungsgebühr 
als  ein  einfacheres  und  wirksameres  Mittel  zum  Schutze  des  Staatsschatzes 
erschien ; 

4.  dass  sonach  die  Korrekturen  im  Tarife  ein  fortgeschritteneres  Stadium 
der  Beschlüsse  yorstellen,  als  der  (in  der  Folge  einfach  weggestrichene)  Zusatz 
zum  §  60;  und  endlich 

5.  dass  wir  es  hier  mit  einem  sozusagen  autochthonen ,  in  aUen  Werde- 
stadien gut  verfolgbaren  Vorgänge;  dem  die  Idee  und  die  Absicht  einer  Nach- 
ahmung des  französischen  Rechtes  ganz  ferne  lagen,  zu  tun  haben. 

Auch  darüber,  warum  der  Finanzminister  den  in  Aussicht  genommenen 
kombinierten  Ertrag  Mer  zwei  Gebühren  lieber  durch  eine  S^/t^loige  Ueber- 
tragungsgebühr  mit  wegfallender  Eintragungsgebühr  als  durch  die  antizipierte 
fUUigkeit  der  separaten  Eintragungsgebühr  erzielen  mochte,  lässt  sich  etwas 
ganz  Plausibles  sagen. 

Der  Grund  davon  dürfte  wahrscheinlich  in  der  damaligen  Vernachlässigung 
mid  Verwilderung  des  bis  dahin  zumeist  in  den  Händen  der  Privatjurisdizenten 
gelegenen  Grundbuchswesens  zu  suchen  sein.  Wie  arg  es  damit  war,  zeigt  die 
bereits  erwähnte,  unmittelbar  auf  die  Erlassung  des  Gebührengesetzes  folgende 
Einführung  des  Gebührennachlasses,  welcher  nichts  anderes  war,  als  eine  Prämie 
auf  die  Herstellung  der  Grundbuchsordnung.  Um  die  der  Rechtssicherheit  halber 
Bo  wünschenswerte  Kurrentheit  der  Grundbücher  durch  ein  wirksames  Mittel 
sicherzustellen,  knüpfte  man  sie  an  materielle  Vorteile  der  Parteien.  Der  Minister 
konnte  daher  vorher  (im  Jahre  1849)  keineswegs  sicher  darauf  rechnen,  dass 
einer  Uebertragung  auch  immer  die  grundbücherliche  Vergewährung  nachfolgen 
werde.  Die  Antizipation  der  Eintragungsgebühr  hätte  bei  unterbliebener  Be- 
sitzanschreibung  zu  Rekriminationen  geführt.  So  erschien  es  zweckmässiger, 
den  vorausgesetzten  Abgabenbetrag  im  ganzen  als  Uebertragungsgebühr  ein- 
zufordern, und  dann,  wenn  es  zu  einer  Besitzanschreibang  wirklich  kam,  von 
dieser  nichts  mehr  einzuheben. 

10.  Die  Entstehung  des  1^2  ^/o  igen  Satzes. 

Es  erübrigt  noch  zu  erörtern.)  wie  es  wahrscheinlicherweise  zur  Schaffung 
der  Vlt^loigen  Immobiliargebühr  in  den  Anmerkungen  zu  den  Tarifposten  91  und 
106  gekommen  ist 

In  dieser  Beziehung  befinde  ich  mich  insoweit  mit  Funk  in  Ueberein- 
Btimmung,  dass  auch  er  eine  autochthone  Entstehung  dieser  Gebühr  annimmt  und 
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insbesondere  Czörnigs  Ansicht  über  ihren  Zusammenbang  mit  der  französi- 
schen Transkriptionsgebühr  verwirft,  und  femer,  dass  auch  er  sie  als  eine  mit 
der  Sy%^loigerk  (JebQhr  gleichartige,  aber  <id  evitanäam  praegravationem  im 
Satze  nicht  parifizierte  Gebühr  ansieht. 

Treffend  erscheint  mir  auch  seine  Bemerkung,  dass  diese  Gebühr  darum 
in  blossen  Anmerkungen  statuiert  worden  sei,  weil  man  in  letzter  Stunde 
die  Zählung  der  Tarifposten,  welche  sich  vielfach  gegenseitig  berufen,  nicht 
mehr  alterieren  mochte. 

Wenn  wir  die  Vorgänge  während  der  Schlnssredaktion ,  welche  zur  An- 
ordnung dieser  Gebühren  führten,  an  der  Hand  des  Redaktionsexemplares  des 
Tarifs  prüfen  und  es  versuchen,  zwischen  den  Zeilen  zu  lesen  und  die  Gründe 
der  einzelnen  Abänderungen  zu  erraten,  so  erscheint  unverkennbar  die  Tarif- 
post  45  (über  die  Eintragungsgebühren)  als  die  sedea  materiae,  welche  den 
ganzen  Entwicklungsgang  zu  verfolgen  gestattet. 

.  Dieselben  Erwägungen  in  Betreff  des  damaligen  desolaten  Zustandes  des 
Grundbuchwesens,  welche  zur  Erhöhung  der  27oigen  Gebühr  auf  SVs^o  ftihrten, 
dürften  im  weiteren  Verfolg  den  Gedanken  gezeitigt  haben,  dass  künftighin 
bei  nachträglicher  Herstellung  der  mitunter  durch  Jahrzehnte  vernachlässigten 
Grundbuchsordnung  wohl  oft  und  in  grösserer  Zahl  Uebertragungsakte  aus 
älterer  Zeit  zur  Wirkung  gelangen  würden,  und  dass  es  daher  erforderlich 
sei,  demgegenüber  Stellung  zu  nehmen.  Eine  solche  Normierung  des  intra- 
temporären Rechtes  wollte  der  Minister  vornehmen,  als  er  die  Mundanten- 
fassung  der  Tarifpost  45  in  Bezug  auf  Eigentumseintragungen  (entgeltlicher  Er- 
werb —  gebührenfrei,  anderer  Rechtstitel  —  lV«7o)  umstiess,  und  die  Ge- 
bührenfreiheit dieser  Eintragungen  für  die  Fälle  aussprach,  wo  das  Rechts- 
geschäft schon  unter  der  Herrschaft  des  neuen  Gebührengesetzes  geschlossen 
wäre,  während  nachgeholte  Eintragungen  auf  Grund  älterer  Rechtsgeschäfte 
die  lVs%ige  Gebühr  tragen  sollten.  Es  konnte  ihm  aber  nicht  entgehen,  dass 
die  neugewählte  Fassung  zu  eng  war,  weil  sie  ja  für  Eigentumserwerbungen, 
die  nicht  durch  Rechtsgeschäft  erfolgten,  überhaupt  keine  Regel  enthielt,  und 
femer,  dass  nunmehr  bei  unentgeltlichen  Rechtsgeschäften  (Schenkungen)  der 
Staatsschatz  zu  kurz  komme,  weil  jetzt  hier  die  Eintragungsgebühr  wegfiel, 
während  die  kompensationsweise  Erhöhung  des  Abgabensatzes  nur  in  Bezug 
auf  entgeltliche  Rechtsgeschäfte  stattgefunden  hatte.  Der  nächste  Gedanke, 
der  sich  hieraus  ergab,  war  natürlich  der,  auch  'bei  den  Schenkungen  eine 
solche  Erhöhung  um  1 V«  7«  eintreten  zu  lassen,  wenn  sie  Grundbuchobjekte  be- 
treffen. Auf  diesen  Impuls  hin  dürfte  der  Minister  zunächst  der  Tarifpost  91 
die  mehrerwähnte  Anmerkung  beigesetzt  haben.  Die  Notwendigkeit,  in  der 
Tarifpost  45  aber  auch  für  die  auf  Grund  von  üebertragungen  von  Todes 
wegen  erfolgenden  Eintragungen  eine  Vorsorge  zu  treffen,  führte  dann  zu  der 
von  Schwarzwald  entworfenen,  und  vom  Minister  verbesserten  letzten  Fas- 
sung dieser  Tarifpost.  Danach  hat  bei  allen  zur  Eintragung  gelangenden  Üeber- 
tragungen, wenn  nicht  nachgewiesen  wird,  dass  die  Versteuerang  derselben 
nach  den  zur  Zeit  ihres  Vorsichgehens  bindenden  gesetzlichen  Vorschriften  er- 
folgt sei,  die  Vergebührang  nach  dem  für  Üebertragungen  solcher  Art  neu- 
normierten  Abgabenmasse  stattzufinden,  auch  wenn  es  sich  um  alte  Fälle  handeln 
sollte.    Die  Eintragung  selbst  erfolgt  gebührenfrei,  wenn  eine  Uebertragungs- 
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gebühr  bemessen  wurde;  dagegen  unterliegen  der  l^lt^/aigen  Gebühr  sowohl 
neue  F&Ue,  die  nicht  gebührenpflichtig  sind,  als  auch  solche  alte  Fälle,  die 
seinerzeit  rite  Tersteuert  worden  waren.  Da  die  gebührenfreie  Eintragung  aus- 
dr&cklich  auch  den  Uebertragungen  von  Todes  wegen  zugestanden  wurde, 
wären  diese  hiemach  günstiger  behandelt  worden  als  die  Schenkungen,  und  er- 
schien es  daher  notwendig,  auch  bezüglich  ersterer  eine  analoge  Anmerkung 
einzufQgen.  Dies  besorgte  Schwarzwald,  indem  er  sich  dabei  wörtlich  an 
die  Yom  Minister  zur  Tarifpost  91  konzipierte  Fassung  hielt.  Der  Umstand, 
dass  er  die  Anmerkung  mit  derselben  roten  Tinte  niederschrieb,  mit  welcher 
er  seine  Fassung  -der  Tarifpost  45  korrigierte,  und  dass  diese  Tarifpost  sowohl 
noch  frühere  als  auch  noch  spätere  Korrekturen  durch  den  Finanzminister 
aufweist,  läset  darauf  schüessen,  dass  der  ganze  ziemlich  verwickelte  Fragen- 
komplex zwischen  beiden  durch  einige  Zeit  eingehend  erörtert  worden  sei,  und 
dass  der  Zusatz   zur  Tarifpoet  106  mitten  ^^lirend  dieser  Zeit  bewirkt  wurde. 

Wenn  wir  die  Vorgänge  bei  der  Schaffung  der  iVi^/oigen  Immobiliar- 
gebühr  mit  kurzen  Worten  charakterisieren  sollten,  so  könnte  dies  dahin  ge- 
schehen, dass  sie  dem  gleichen  Bestreben  entsprangen,  welches  zur  Erhöhung  des 
2'/oigen  Gebührensatzes  auf  3Vs^/o  geführt  hatte:  der  Absicht  nämlich,  den 
bereits  seit  längerem  ins  Auge  gefassten  Abgabenertrag  zu  sichern.  Die  un- 
mittelbare Veranlassung  aber  war  bei  der  3Vs  V^igen  Gebühr  der  desolate  Zustand 
des  Gnmdbuchswesens,  welcher  keinen  vollen  und  regelmässigen  Ertrag  der  Ein- 
tragungsgebühr erwarten  liess ;  bei  der  1  V>  ^/oigen  Gebühr  dagegen,  die  Notwendig- 
keit^ das  bei  diesem  Stande  der  Grundbücher  wichtige  intratemporäre  Recht  zu 
regeln.  Man  war  in  den  Entwürfen  zu  dem  Gedanken  gelangt,  Eigentums- 
eintragungen entweder  gebührenfrei  zu  belassen,  oder  mit  iV^Vo  zu  belegen. 
Da  die  Freilassung  bei  alten,  seinerzeit  regelrecht  versteuerten,  aber  erst  jetzt 
sur  Verbücherung  gelangenden  Uebertragungen  eine  Prämie  auf  den  Verzug 
gewesen  wäre,  so  adoptierte  man  für  diese  Fälle  die  andere  Alternative,  näm- 
lich die  V^^/oige  Gebühr.  Dies  galt  für  alle  Arten  älterer  Uebertragungen, 
sowohl  für  entgeltliche  als  für  unentgeltliche.  Dann  aber  konnte  man  die 
gleiche  V/t^/oige  Eintragungsgebühr  nicht  gut  auch  für  neue  unentgeltliche 
Uebertragungen  beibehalten,  weil  die  Vorschriften  sonst  zu  kompliziert  ge- 
worden wären,  und  weil  man  sich  ja  schon  bezüglich  der  Schenkungen  zur 
Schaffung  der  besonderen  Immobiliargebühr  entschlossen  hatte.  Man  bewegte 
sich  dabei  unverkennbar  ein  wenig  im  Zirkel:  aber  es  ist  deutlich  wahr- 
zunehmen, wie  man  schrittweise  weitergelangte,  um  schliesslich  vor  der  Forde- 
nmg  zu  stehen,  für  das  volle  Eingehen  des  erhofften  Abgabenertrages  von 
Schenkungen  und  dann  auch  von  anderen  unentgeltlichen  Uebertragungen  durch 
die  Erhöhung  der  Verkehrssteuer  mittels  einer  besonderen  Immobiliargebühr 
Sorge  tragen  zu  müssen. 

Die  im  vorstehenden  aufgezeigte  Möglichkeit,  den  ganzen  Entstehungs- 
Torgaog  der  Immobiliargebühr  in  allen  seinen  Phasen  zu  verfolgen,  lässt 
wenigstens  das  eine  ganz  positiv  ausgeschlossen  erscheinen :  dass  hierbei  an  das 
französisehe  Becht  und  insbesondere  an  das  Gesetz  vom  28.  April  1816  irgendwie 
gedacht  worden  wäre.    Quod  §rat  demonstrandum. 

Wenngleich  die  lVi7oige  Inunobiliargebühr  ihren  Ursprung  aus  der  Um- 
gestaltung der  Normen  über  die  Eintragungsgebühr  genommen  hat,  so  darf 
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sie  darum  noch  nicht  eine  antizipierte  oder  transformierte  Eintragangsgebühr 
genannt  werden.  Sie  wäre  ja  dann  noch  immer  eine  Amtehandlungsgebühr 
geblieben :  eine  solche  hätte  aber  ohne  Amtshandlung  keinen  Bestand.  Und  es 
bildete  ja  eben  der  Umstand,  dass  bei  uns  anders  als  in  Frankreich  die  Tran- 
skription nicht  obligatorisch  gewesen  ist,  den  Anlass  der  ganzen  Umände- 
rungen im  Tarife.  Es  handelte  sich  vielmehr  lediglich  darum,  dem  Staats- 
schatze aus  Anlass  der  Immobiliarübertragungen  einen  gewissen  Ertrag  zu 
sichern  und  ihn  vom  Stattfinden  oder  Nichtstattfinden  der  grundbücherlichen 
Amtshandlung  unabhängig  zu  stellen. 

Das  ist  doch  klärlich  die  Normierung  einer  Verkehrssteuer,  und  zwar 
insbesondere  einer  Immobiliargebühr. 

Ich  verhehle  mir  allerdings  nicht,  dass  ich  zur  Vervollsiändigung  meiner 
Beweisführung  wohl  hätte  dartun  müssen,  wie  der  Finanzminister,  nachdem 
er  die  ^^/t^/oige  Gebühr  nach  dem  Vorbilde  der  Laudemien  geschaifen  und  sich 
darüber  im  Konzepte  des  a.u.  Vortrages  ausgesprochen  hatte,  nunmehr  zur 
Erkenntnis  gelangt  wäre,  dass  ja  noch  nicht  für  alle  Fälle,  wo  Laudemien 
zu  entrichten  waren.  Im  mobiliargebühren  statuiert  worden  seien,  und  wie  er 
zur  Komplettierung  der  Nachbildung  an  die  Schaffung  der  , besonderen  Real- 
gebühren* gegangen  sei,  wozu  man  noch  weiter  beifügen  könnte,  dass  die  im 
a.  u.  Vortrag  dokumentierte  besondere  Beschäftigung  des  Ministers  mit  den 
Laudemien  ihm  in  dieser  Richtung  die  Augen  geöfiiiet  hatte,  und  dass  er  über- 
dies in  weiterer  Verfolgung  seiner  Theorie  von  der  Wertsteigerung  der  Immo- 
bilien zur  Schlussfolgerung  gelangen  musste,  dass  die  unentgeltliche  Ueber- 
tragung  dieser  Sachen  eine  stärkere  Belastung  aushalte  und  fordere,  als  die 
von  Fahrnissen,  welche  keiner  Wertsteigerung  fähig  sind. 

Derartiges  kann  ich  aber  leider  nicht  nachweisen,  und  zwar  schon  aus 
dem  einfachen  Grunde  nicht,  weil  die  Dinge  eben  anders  vor  sich  gegangen 
sind.  Damit  will  aber  noch  keineswegs  gesagt  sein,  dass  die  SV^^oige  und 
V/i^/oige  Gebühr  nicht  wesensgleich,  und  darum  beide  nicht  dasselbe  wären, 
was  vordem  die  Laudemien  waren.  Der  Finanzminister  Krauss  hatte  prak- 
tische Ziele  im  Auge,  und  ging  keineswegs  von  der  Absicht  aus,  theoretisch 
klassifizierte  Abgabengebilde  zu  konstruieren.  Die  an  der  Redaktion  des  Ge- 
bührengesetzes beteiligten  Personen  beschäftigen  sich  im  allgemeinen  nicht  viel 
mit  der  theoretischen  Seite  der  von  ihnen  geschaffenen  Abgaben.  Wo  sie  sich 
in  Erörterungen  dieser  Art  ergehen,  lassen  diese  sehr  viel  zu  wünschen  übrig, 
was  übrigens  nicht  Wunder  nehmen  kann,  da  selbst  heute  nach  einem  halben 
Jahrhunderte  noch  viele  einschlägige  Fragen  ungeklärt  sind.  Und  wenn  man 
es  recht  bedenkt:  falls  heute  ein  solches  Gesetzeswerk  zu  schaffen  wäre, 
würde  da  wohl  das  Verhältnis  der  Redaktoren  zur  Fachwissenschaft  in  manchen 
grundlegenden  Fragen  ein  anderes  sein  können?  Steht  diese  den  wirklichen 
Finanzeinrichtungen  nicht  in  ganz  ähnlicher  Weise  gegenüber,  wie  seinerzeit 
das  Naturrecht  dem  positiven  Rechte  ?  Wird  nicht  von  akademisch  konstruierten, 
im  Wege  der  Deduktion  gewonnenen  Gesichtspunkten  aus  über  Richtigkeit  oder 
Verwerflichkeit  der  tatsächlichen  Einrichtungen  geurteilt  und  werden  nicht  Be- 
griffe aufgestellt,  die  einer  Verwirklichung  gar  nicht  fähig  sind?  So  wäre  auch 
heute  noch  ein  Gesetzgeber  in  der  Hauptsache  auf  sein  eigenes  Urteil  darüber 
angewiesen,  was  den  praktischen  Bedürfnissen  des  wirklichen  Lebens  entspreche, 
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uobekOmmert  darum,  ob  es  vom  Standpunkte  der  Wissenschaft  als  richtig  oder 
als  regelwidrig  erscheinen  mag. 

Da  kann  es  denn  nicht  wundernehmen,  wenn  vieles  von  dem,  was  der 
Minister  Er  au  SS  in  den  ersten  St-adien  der  Arbeiten  äusserte  oder  in  Entwürfen 
verkörperte,  in  theoretischer  Hinsicht  recht  mangelhaft  und  verschwommen  er- 
scheint. £s  ist  aber  trotzdem  nicht  zu  verkennen,  dass  er  von  Anfang  an 
konsequent  auf  ein  ihm  —  wenn  auch  nur  in  undeutlichen  ungefähren  Umrissen  — 
TOTschwebendes  Ziel  hinsteuerte,  wobei  ihm  selbst  erst  allmählich  klarer  ge- 
worden sein  mag,  was  alles  in  seinen  Intentionen  enthalten  war.  Schon  in 
seinem  ersten  Projekte  tritt  der  Begriff  .Yermogensübertragnngsgebühr'  her- 
Tor.  Er  ist  aber  noch  recht  nebelhaft,  zunächst  nur  ein  Gegensatz  zur  Stempel- 
gebOhr,  wie  bis  dahin  das  Wort  «Tazgebühr*.  Taxgebühr  und  Uebertragungs- 
^bühr  waren  damals  wahre  Proteusbegriffe.  Bald  dachte  man  dabei  an 
die  bare  Entrichtungsart  und  musste  dann  auch  die  höheren  Skalagebühren, 
f&r  welche  man  die  Barentrichtung  postulierte,  dazurechnen,  wodurch  wieder 
die  Stempelgebühr  auf  eine  blosse  Abgabenentrichtungsart  heruntergedrückt 
erschien.  Bald  aber  erschien  Taxe  resp.  UebertragungsgebÜhr  als  höherer  Be- 
griff, der  ausser  den  alten  Taxen  (von  Urteilen  und  Eintragungen)  auch  die 
Erbsteuer  bezw.  auch  das  umfasse,  was  der  Minister  in  der  2 folgen  Ge- 
bühr neu  geschaffen  hatte  und  was  er  später  als  Besitzveränderungsgebühr  be- 
zeichnete. 

Wie  man  sich  in  der  Folge  allmählich  aus  diesen  überkommenen  un- 
klaren Begriffen  herausrang,  wie  insbesondere  der  Gedanke,  auch  unentgelt- 
liche Immobiliarübertragnngen  ohne  Rücksicht  auf  ihre  Beurkundung  zu  be- 
steuern, immer  bestimmter  hervortrat,  wie  man  hierbei  von  Kauf  und  Tausch  auf 
andere  gleichartige  Fälle  kam,  und  wie  endlich  die  Kategorie  .Uebertragungs- 
gebflhr*  auf  dasjenige  angewendet  wurde,  was  wir  als  Verkehrssteuer  ansehen, 
alles  das  ist  in  der  Reihenfolge  der  Entwürfe  deutlich  zu  erkennen. 

Vergleicht  man  damit,  dass  in  dem  vom  Minister  konzipierten  §  1  des 
Gesetzes  von  «der  durch  das  .  .  .  Gesetz  angeordneten  Abgabe*^  gesprochen 
wird,  und  dass  also  seinem  praktischen  Sinne  das  am  wesentlichsten  erschien, 
was  tatsächlich  in  allen  betroffenen  Fällen  gleichförmig  wiederkehrt:  dass 
etwas  an  den  Staat  geleistet  werden  müsse;  was  der  Minister  übrigens  auch 
durch  die  Wahl  des  gemeinschaftlichen  Namens  .Gebühr'  dokumentierte  —  so 
gelangt  man  zum  Schlüsse,  dass  nicht  theoretische  Erkenntnis  und  bewusste 
.Anwendung  derselben  bei  der  Ausgestaltung  der  im  Gebührengesetze  ver- 
einigten differenten  Abgabenarten  im  Spiele  war,  die  verschiedene  Natur  dieser 
Abgaben  sich  vielmehr  gleichsam  mit  elementarer  Gewalt  selbst  geltend  machte 
und  dass  dieselbe  die  Redaktoren  zur  Schaffung  adäquater  Formen  hindrängte, 
während  sie  bloss  den  von  ihnen  ins  Auge  gefassten  Utilitätsrücksichten  Rech- 
nung zu  tragen  vermeinten.  Auch  hier  galt:  naturant  furca  expellas,  tarnen 
»»que  reeurret.  So  war  es  auch  mit  den  Immobiliargebühren.  Die  2  (und  später 
3'/i)Voige  Form  derselben,  welche  zuerst  in  Baumgartners  systematischem 
Tarife  a  auftaucht,  steht  noch  mit  den  Skalagebühren  in  einer  Reihe,  und  zwar 
als  äosserstes  Glied  derselben,  um  den  für  steuerkräftiger  gehaltenen  Kauf  und 
Tausch  von  Liegenschaften  mit  einem  höheren  Prozente  ausgiebiger  belegen  zu 
können.    Die  weiteren  Arbeiten  am  Ausbau  der  Immobiliargebühr  gehen  dann 
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hauptsSxihlich  dahin,  sie  von  den  Stempelgebühren  loszulösen,  was  nicht  so 
leicht  war,  da  gleichzeitig  aach  für  höhere  Beträge  dieser  letzteren  die  Ent- 
richtung mittels  des  Stempels  verlassen  worden  war.  Mit  der  Heraasarbeitung 
des  Begriffes  durch  die  Feststellung  der  Unabhängigkeit  von  einer  schriftlichen 
Beurkundung  und  durch  die  Einbeziehung  anderer  Arten  von  entgeltlichen 
Realerwerbungen  gelangte  man  zu  einem  Stadium,  in  welchem  der  Minister 
sich  eines  Tages  —  wie  er  es  im  a.  u.  Vortrage  vom  26.  Januar  1850  auch 
wirklich  tat  —  sagen  musste:  das  ist  ja  nichts  anderes,  als  es  die  Besitz- 
veränderungsgebühren gewesen  sind! 

Wenn  die  Vl2^lQige  Gebührenform  erst  nachher  aus  praktischem  Bedürf- 
nisse, und  nicht  von  vornherein  behufs  vollständiger  Durchführung  einer  theore- 
tisch ausgeklügelten  Parallele  mit  den  Laudemien  geschaffen  wurde,  so  wird 
das  wohl  nicht  hindern  können,  die  Gleichartigkeit  dieser  beiden  Gebilde  an- 
zuerkennen. 

Will  man  endlich  auch  einen  formellen  Beleg  hierfür  haben,  so  sei  auf 
den  bereits  erwähnten  späteren  a.  u.  Vortrag  vom  27.  April  1850  hingewiesen, 
in  welchem  (in  Bezug  auf  den  einzuführenden  Gebührennachlass)  noch  vor  dem 
Wirksamwerden  des  Gebührengesetzes  die  37«-  und  die  V/t^joigB  Gebühr  mit- 
einander ausdrücklich  als  Besitzveränderungsgebühren  bezeichnet  wurden.  Dieser 
direkt  auf  die  Laudemien  zurückgehende  Hinweis  stammt  gleichfalls  aus  der 
Feder  des  Finanzministers  Krauss. 

11.  Zusammenfassung. 

Zum  Schlüsse  sei  es  gestattet,  alle  Gründe,  welche  für  die  von  mir 
aufgestellte  Behauptung  eines  Zusammenhanges  zwischen  den  Immobiliar- 
gebühren  und  den  Laudemien  sprechen,  nochmals  kurz  in  artikulierter  Form 
zusammenzufassen.    Es  sind  dies  die  folgenden: 

1.  Das  zeitliche  Zusammentreffen  des  Aufhörens  der  Laudemien  mit  der 
Entstehung  der  Immobiliargebühren ,  und  insbesondere  die  (im  a.  u.  Vortrage 
vom  26.  Januar  1850  bezeugte)  Beschleunigung  des  Reformwerkes,  um  dies- 
falls kein  erheblicheres  Interstitium  platzgreifen  zu  lassen. 

2.  Die  auffälligen  Analogien  zwischen  dem  älteren  und  dem  neuen 
Rechtszustande  bezw.  die  Besonderheiten  des  letzteren,  welche  nicht  gut  anders 
erklärt  werden  können,  als  wenn  man  sie  mit  dem  Zustande  vor  dem  Jahre  1840 
vergleicht.  So  die  bei  unentgeltlichen  Uebertragungen  von  Immobilien  ein- 
tretende Konkurrenz  zweier  Verkehrssteuem ,  von  denen  eine  (ehedem  Erb- 
steuer, jetzt  Bereicherungsgebühr)  sich  nach  dem  übertragenen  Nettowerte 
richtet  und  Vermögensgesamtheiten  trifft,  während  die  zweite  (ehedem  Lau- 
demien, jetzt  IVs^oige  Gebühr)  vom  Bruttowerte  der  Realitäten  abgenommen 
wird  und  sich  stets  auf  die  einzelne  Liegenschaft  bezieht;  dann  die  Einfor- 
derung einer  Abgabe  mit  hohem  Satze  von  entgeltlichen  Realübertragungen; 
endlich  die  Festhaltung  des  Satzes  der  Immobiliargebühr  bei  unentgeltlichen 
Uebertragungen  ohne  alle  Rücksicht  auf  ein  etwaiges  näheres  (Verwandtschafbs- 
o.  dergl.)  Verhältnis  zwischen  den  Parteien:  alles  dies  Momente,  die  sich  in 
keiner  auswärtigen  Abgabengesetzgebung  wiederholen,  auch  nicht  in  der  Frank- 
reichs, wo  überdies  nach  meiner  Ansicht,  wie  ich  mir  bereits  anzudeuten  er- 
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lanbte,  in  den  Enregistrementgebühren  etwas  im  Wesen  Ton  unseren  Ver- 
kehnsteuem  Verschiedenefl  besteht. 

3.  Der  Finanzminister  Erauss,  auf  den  die  Idee  der  Grundentlast ang  in 
Oesterreich  zurückzuführen  ist  und  der  im  a.  u.  Vortrage  vom  26.  Januar  1850 
auch  seine  Vertrautheit  mit  den  Laudemien  bekundete,  bezeichnet  selbst  die 
Immobiliargebühren  als  Besitzver&nderungsgebühren,  und  lässt  durch  diese  auf 
die  einschlägige  SteUe  des  a.b.G.B.  zurückgehende  Terminologie  keinen  Zweifel 
an  seiner  Absicht.  Und  wenn  der  Mann,  welcher  das  Gebührengesetz  geschaffen 
hat,  solches  selbst  sagt,  so  können  wir  uns  füglich  dabei  beruhigen. 

Diese  Gründe  dürften  wohl  genügen,  um  den  von  mir  aufgesteUten  Satz 
als  hinlänglich  wahrscheinlich  gemacht  ansehen  zu  können:  und  um  mehr 
als  einen  Probabilitätsbeweis  kann  es  sich  hier  der  Natur  der  Sache  nach  nicht 
handeln.  Ich  will  damit  aber  keineswegs  allen  und  jeden  Einfluss  des  fran- 
zösischen Registerrechts  auf  unser  Gebührenwesen  geleugnet  haben.  Es  könnten 
mehr&che  Beziehungen  namhaft  gemacht  werden,  in  welchen  ein  solcher  Ein- 
flass  allerdings  ganz  unverkennbar  ist.  Hiervon  sei  hier  nur  die  im  vorstehenden 
pamm  erwähnte  Gleichstellung  des  Fruchtgenusses  mit  dem  Eigentumsrechte 
in  Bezug  auf  die  Gebührenbehandlung  angefahrt,  welche  auf  die  wirtschaft- 
lichen Verhältnisse  Oesterreichs  gar  nicht  passte  und  bei  der  letzten  Reform 
einfach  weggefallen  ist.  Gerade  in  der  Frage  aber,  die  uns  hier  beschäftigt, 
spielte  das  französische  Recht  keine  andere  Rolle,  als  die  an  der  gleichen 
Stelle  des  a.  u.  Vortrages  angeführte  Abgabengesetzgebung  anderer  Staaten, 
nämUch  die  eines  Vergleichsobjektes,  welches  die  Massigkeit  des  statuierten  Ab- 
gabensatzes dartun  sollte.  In  Bezug  auf  das  Wesen  der  neuen  Staatsabgabe 
jedoch  ging  der  Finanzminister  ganz  unabhängig  von  der  ausländischen  Gesetz- 
gebung, und  insbesondere  der  französischen,  vor.  Was  er  schuf,  war  in 
Oesterreich  allerdings  neu  als  Staats  Steuer,  aber  althergebracht  und  wohl- 
bekannt als  Last  des  unbeweglichen  Besitztums. 
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Die  Nenordnimg  des  Mttnzwesens 
des  Dentsch-Ostafrikanisclieii  Schutzgebietes. 

Von 

Dr.  Riehard  Botendorff, 

Gerichtsassessor  in  Berlin. 

Gemäss  Allerhöchster  Ordre  yom  23.  Dezember  1903  hat  der  Reichskanzler 
eine  Verordnung,  betr.  das  Münzwesen  des  Deutsch-Ostafrikanischen  Schutz- 
gebietes, vom  28.  Februar  1904,  erlassen,  durch  welche  das  ostafrikanische  Münz- 
wesen  endgültig  auf  eine  neue  Grundlage  gestellt  wird. 

Die  Geschichte  des  Münzwesens  in  Deutsch-Ostafrika  zerfallt  in  zwei  Ab- 
schnitte, erstens  in  die  Zeit  vom  Vertrage  vom  20.  November  1890,  durch  den 
das  Recht  der  Münzprägung  der  Deutsch-Ostafrikanischen  Gesellschaft  vom 
Reiche  überlassen ,  zweitens  in  die  Zeit  vom  Vertrage  vom  15.  November  1902, 
durch  den  das  Recht  der  Münzprägung  vom  Reiche  zurückerworben  wurde*). 

1.  Die  Zeit  vom  Vertrage  vom  20.  November  1890. 

Zur  Zeit  als  die  „Gesellschaft  für  deutsche  Kolonisation*,  die  spätere 
,  Deutsch-Ostafrikanische  Gesellschaft''  ihre  Tätigkeit  in  dem  heutigen  Deutsch- 
Ostafrikanischen  Schutzgebiete  begann,  waren  dort  Silber-  und  Kupfermünzen 
indischer  Prägung  das  unbeding^t  vorherrschende  ümlaufsmittel,  welche  seit  dem 
Beginn  der  70er  Jahre  die  früher  dort  kursierenden  Maria  Theresia-Taler  und 
amerikanischen  Golddollars  fast  vollständig  verdrängt  hatten.  Die  indische 
Rupie  hatte  einen  Feingehalt  von  10,6917  g  Silber.  Als  Scheidemünze  fungierte 
das  indische  V«  Annastück  aus  Kupfer  unter  dem  Namen  Pesa  (1  Anna  = 
Vi  6  Rupie,  1  Pesa  =  V«*  Rupie). 


1)  Nachfolgendes  Referat  stutzt  sich  auf  folgende  Schriftstücke:  i.  Anf  die  Denk- 
schrift vom  19.  April  1904  über  die  Neuordnung  des  Münzwesens  des  Deutsch-Ostafrikanischen 
Schatzgebietes;  2.  auf  das  Gutachten  vom  4.  Mai  I90i  über  den  Zusammenhang  zwischen 
der  Deutsch-Ostafrikanischen  Gesellschaftsrupie  und  der  indischen  Rupie;  s.  auf  die  Auf- 
zeichnungen, betr.  Besprechung  der  ostafrikaniitchen  Münzfrage,  die  am  19.  Juni  1903  in 
den  Räumen  der  Eolonialabteilung  des  Auswärtigen  Amtes  stattfand ;  4.  das  von  den  Inter- 
essenten dem  Auswärtigen  Amte  vorgelegte  Memorandum  vom  8.  August  1903  über  diese 
Frage;  5.  die  in  der  Kolonialabteilung  des  Auswärtigen  Amtes  ausgearbeitete  Entgegnung 
auf  dieses  Memorandum  vom  August  1903 :  6.  auf  die  Verordnung,  betr.  das  Münzwesen  des 
Deutsch-OstaArikanischen  Schutzgebietes,  vom  88.  Februar  1904. 
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Die  im  Jahre  1886  vom  Auswärtigen  Amte  befragten,  in  Ostasien  inter- 
essierten Firmen  empfahlen,  es  bei  dem  bestehenden  Münzsystem  zu  belassen 
und  für  den  Fall,  dass  man  Prägungen  eigener  Münzen  beabsichtige,  diese  den 
in  Ostafrika  kursierenden  indischen  Münzen  möglichst  anzupassen.  An  diesem 
Zustande  wurde  zunächst  noch  nichts  geändert.  Erst  durch  eine  Reihe  von 
Erlassen,  die  im  Laufe  des  Jahres  1890  ergingen,  wurde  der  Deutsch-Ostafri- 
kaniflchen  Gesellschaft  die  Erlaubnis  erteilt,  Silberrupien  und.  Eupferpesas-  nach 
Art  der  indischen  Münzen  auszuprägen,  die  sich  aber  als  eigene  Münzen  der 
GesellBchafk  charakterisieren  sollten.  Die  Silbermünzen  sollten  das  Bild  des 
Kaisers,  die  Kupfermünzen  den  Reichsadler  tragen  dürfen.  Der  Gesellschaft 
wurde  auch  das  Recht  gewährt,  eine  Notenbank  zu  begründen.  Sie  hat  jedoch 
Ton  diesem  Privileg  bisher  keinen  Gebrauch  gemacht.  Bald  nach.  Erteilung 
der  Prägeerlaubnis  übernahm  das  Reich  die  Verwaltung  des  Schutzgebietes, 
welche  bis  dahin  bekanntlich  der  Deutsch-Ostafrikanischen  Gesellschaft  zuge- 
standen hatte. 

Der  Gesellschaft  verblieb  jedoch  das  Recht  der  Prägung  und  der  Aus- 
gabe von  Münzen.  Auf  Grund  dieses  Prägerechtes  hat  die  Gesellschaft  im 
ganzen  2,711,609  Rupien  in  Silbermünzen  und  642,067  Rupien  in  Kupfer  aus- 
prägen lassen  und  in  Umlauf  gesetzt. 

Von  diesen  Prägungen  bürgerten  sich  die  Silbermünzen  neben  den 
indischen  Stücken,  die  auch  jetzt  noch  den  grössten  Teil  des  ostafrikanischen 
Geldes  ausmachen,  nicht  nur  im  Schutzgebiete,  sondern  auch  in  Zanzibar  ein. 
Dagegen  gelangten  die  Kupfermünzen  nur  in  Deutsch-Ostafrika  zur  Geltung. 
Durch  ein  Verbot  des  kaiserl.  Gouverneurs  wurden  fremde  Kupfermünzen 
verboten. 

Eine  gesetzliche  Ordnung  des  Münzwesens  in  Ostafrika  hat  nicht  statt- 
gefunden. Im  Vertrage  von  1890  ist  nur  eine  Verpflichtung  der  öffentlichen 
Kassen  statuiert,  die  Gesellschaftsmünzen  in  Zahlung  zu  nehmen.  Schliesslich 
wurde  das  Verhältnis :  1  Rupie  =  64  Pesas  obligatorisch  gemacht,  nachdem  sich 
die  Gesellschaft  dazu  verpflichtet  hatte,  die  von  ihr  ausgegebenen  Pesas  gegen 
Rupien  einzulösen. 

Die  Denkschrift  schildert  nun  die  tatsächliche  Entwicklung  des  deutsch- 
ostafrikanischen  Münzwesens  folgendermassen :  Die  von  der  Deutsch-Ostafrika- 
nischen Gesellschaft  geprägten  Silber-  und  Kupfermünzen  indischer  Währung 
liefen  in  Deutsch-Ostafrika  neben  den  Münzen  indischer  Prägung  um,  die  dort 
bereits  früher  den  Gelddienst  verrichtet  hatten.  Die  Gesellschaftsrupien  bildeten 
aber  nur  den  bei  weitem  kleineren  Teil  des  Geldumlaufs.  Trotz  des  Umlaufs 
dieser  verschiedenen  Münzen  war  aber  der  Geldumlauf  insofern  ein  einheitlicher, 
ab  eine  Kursdifferenz  zwischen  den  beiden  Arten  der  im  Feingehalt  Überein- 
stimmenden Münzen  nicht  bestand.  Als  der  Gesellschaft  die  Prägebefugnis  ver- 
liehen wurde,  waren  nur  die  Kupfermünzen,  nicht  auch  die  Silbermünzen  der 
Ropionwähmng  ein  Greld,  dessen  Metallgehalt  hinter  seinem  Nennwerte  zurück- 
blieb. Die  Silberrupie  war  vollwertig  und  in  ihrem  Kurse  vollständig  abhängig 
von  den  Schwankungen  des  Silberpreises.  Wenn  also  der  Silbergehalt  der  Rupie, 
am  Goldgeld  gemessen,  sank,  so  sank  in  demselben  Masse  auch  der  Goldwert 
der  geprägten  Rupie.  Hierin  trat  eine  Aenderung  ein,  als  im  Jahre  1893  die 
iudische  Regierung  die  bis  dahin  bestehende  freie  Silberprägung  in  der  be- 
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kannten  Absicht  aufhob,  den  Bupienkurs  Ton  den  Schwankungen  des  Silber- 
preises unabhängig  zu  machen  und  auf  16  d.  zu  stabilisieren. 

Eine  Folge  der  indischen  Währungsreform  war^  dass  nunmehr  auch  die 
früheren  starken  Kursschwankungen  zwischen  Rupie  und  Reichsmark  in  nahezu 
gleichem  Umfange  eingeschränkt  wurden,  wie  die  Schwankungen  des  Eursyer- 
hältnisses  zwischen  dem  indischen  und  englischen  Gelde,  dass  femer  der  Kurs- 
wert der  Gesellschaftsrupie  sich  ebenso  wie  deijenige  der  indischen  Rupie  immer 
weiter  von  dem  Wert  ihres  effektiven  Silbergehalts  entfernte.  Seit  dem  Februar 
1898  hat  der  Gouvemementskurs  der  Rupie  in  Deutsch-Ostafrika,  der  jeden 
Monat  nach  dem  Kurse  festgesetzt  wurde,  zu  welchem  das  Gouvernement  sich 
die  jeweiligen  bendtigten  Barmittel  durch  Begebung  von  Wechseln  auf  die 
Legationskasse  in  Berlin  beschaffte,  nur  zwischen  1,3675  M.  und  1,4275  M.  ge- 
schwankt, während  im  Laufe  der  Jahre  1893—97  Schwankungen  zwischen 
1,065  M.  und  1,34  M.  vorgekommen  waren. 

Wie  in  dem  „Gutachten  über  den  Zusammenbang  zwischen  der  Deutsch- 
Ostafrikanischen  Gesellschaftsrupie  und  der  indischen  Rupie  **  ausgeführt  wird, 
beruht  diese  auffallende  Erscheinung  darauf,  dass  der  Bedarf  an  Zahlungsmitteln 
in  Deutsch-Ostafrika  so  gross  ist,  dass  zu  seiner  Befriedigung  die  Gesellschafts- 
rupien  nicht  ausreichen  und  zur  Ergänzung  fortgesetzt  der  Bezug  von  Rupien 
aus  Indien  notwendig  ist. 

So  vorteilhaft  die  Einschränkung  der  Kursschwankungen  der  Rupie  zweifel- 
los sowohl  für  den  Handelsverkehr  als  auch  für  die  Finanzverwaltung  des 
Schutzgebietes  war,  so  trug  doch  dieser  Zustand  die  Möglichkeit  grosser  Ge- 
fahren in  sich.  Denn  von  dem  Augenblicke  an,  wo  der  Kurs  der  indischen 
Rupie  durch  die  englische  Regierung  durch  bestimmte  währungspolitische  Mass- 
regeln künstlich  über  dem  Silberwerte  stabilisiert  war,  war  die  Möglichkeit 
vorhanden,  dass  sich  eine  Kursdifferenz  zwischen  der  indischen  und  der  Gesell - 
schafbsrupie  herausbilden  konnte.  Allerdings  ist  ein  Steigen  der  Gesellschafts- 
rupie  ausgeschlossen,  denn  da  die  indischen  Rupien  in  Deutsch-Ostafrika  neben 
den  Gesellschaftsrupien  in  gleicher  Weise  als  Zahlungsmittel  fungieren,  so  würde, 
sobald  die  Gesellschaftsrupie  höher  stiege  als  16  d,  jeder  nur  noch  in  indischen 
Rupien  zahlen  und  dadurch  der  etwa  höher  gestiegene  Kurs  der  Gesellschaftsrupie 
sofort  vdeder  herabgedrückt  werden.  Dagegen  ist  die  Möglichkeit  des  Sinkens 
der  Gesellschaftsrupie  gegen  die  indische  Rupie  sehr  wohl  möglich,  denn  nur  in 
Deutsch-Ostafrika  ist  sie  unbedingt  als  Zahlungsmittel  zugelassen,  nicht  aber 
auch  in  Indien  und  den  an  Deutsch-Ostafrika  angrenzenden  englischen  Pro- 
tektoraten. Nur  auf  der  Insel  Zanzibar  wird  die  Gesellschaftsrupie  stillschweigend 
geduldet,  und  zwar  ist  gerade  diese  Duldung  zur  Vermeidung  von  Kursdiffe- 
renzen von  entscheidender  Bedeutung. 

Dazu  kommt,  dass  die  Gesellschaftsrupie  nicht  den  ,  währungspolitischen 
Rückhalt''  der  indischen  Rupie,  der  vor  allem  in  der  beschränkten  Ausgabe  von 
Silbergeld  besteht,  besitzt.  Solange  nun  keine  Vorkehrungen  dagegen  getroffen 
waren,  der  Gesellschaftsrupie  den  einmal  erreichten  Kurswert  zu  sichern,  stellte 
dieser  Zustand  eine  Bedrohung  des  deutsch-ostafrikanischen  Geldwesens  dar. 
Eine  Verpflichtung,  die  Münzen  zu  ihrem  Kurswert  in  vollwertigem  Gelde  ein- 
zulösen, hatte  die  Deutsch-Ostafrikanische  Gesellschaft  niemals  übernommen. 
Es   war  also  keine  Sicherheit  vorhanden,   dass  die  Gesellschaftsrupien  durch 
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irgend  welche  Umstände  bis  auf  ihren  effektiven  Silbergehalt  herabsinken 
konnten.  Die  Deutsch- Ostafrikanische  Gesellschaft  selbst  war  in  der  Lage,  den 
Eun  durch  starke  Prägungen  zu  werfen.  Insbesondere  war  das  Schicksal  der 
GeseUschaftsrupien  gänzlich  ungewiss  bezüglich  der  Zeit  nach  dem  Ablauf  des 
Vertrages  zwischen  der  kaiserlichen  Regierung  und  der  Gesellschaft.  Obwohl 
das  Reich  bei  der  Erteilung  der  Prägebefugnis  an  die  Gesellschaft  keine  Ver- 
pflichtung zur  Einlösung  des  von  dieser  geprägten  und  in  Umlauf  gesetzten 
Geldes  übernommen  hatte,  hätte  es  sich  doch  nicht  der  Notwendigkeit  entziehen 
können,  eventuell  für  die  Aufrechterhaltung  des  Rupienkurses  mit  seinen  Mitteln 
einzutreten.  Diese  dem  Reiche  bevorstehenden  finanziellen  Opfer  mussten  umso 
grösser  werden,  je  länger  die  Gesellschaft  das  Münzrecht  ausübte,  und  je  mehr 
Rupien  sie  in  Umlauf  setzte. 

Abgesehen  von  den  eben  dargestellten  wirtschaftlichen  und  finanzpoliti- 
schen Unzuträglichkeiten  bedeutete  der  Zustand  des  ostafrikanischen  Münz- 
wesens in  kassentechnischer  Beziehung  eine  schwere  Belastung  für  die  Verwal- 
tangsmaschine. 

Obwohl  die  Finanzverwaltung  des  ostafrikanischen  Schutzgebietes  bei 
allen  im  Lande  selbst  erzielten  Einnahmen  und  zu  leistenden  Ausgaben  mit 
Rupien  arbeitet,  lässt  es  sich  in  Rücksicht  auf  den  im  Reichshaushaltetat  aus- 
zubringenden Reichszuschuss  nicht  umgehen,  auch  den  Etat  des  Schutzgebiets 
in  Reichswährung  festzusetzen.  Infolge  dieses  Umstandes  ist  die  Finanzver- 
waltung des  Schutzgebietes  genötigt,  die  in  Reichswährung  normierten,  aber  in 
Rupien  zu  leistenden  Ausgaben  aus  der  einen  Währung  in  die  andere  umzu- 
rechnen, ebenso  zu  den  Zwecken  der  Rechnungslegung  die  in  Rupien  eingehenden 
Einnahmen.  Zur  Vermeidung  erheblicher  Differenzen  mnsste  der  Umrechnungs- 
kurs stets  so  normiert  werden,  dass  er  sich  möglichst  vollstöndig  mit  dem  Kurse 
deckte,  zu  welchem  das  Gouvernement  sich  gegen  die  ihm  in  Reichswährung 
nur  Verfügung  stehenden  Beträge  das  benötigte  Geld  in  Rupienwährung  be- 
schaflPte.  Die  Beschaffung  von  Rupiengeld  gegen  Reichswährung  geschah  bisher 
in  der  Weise,  dass  das  Gouvernement  je  nach  Bedarf  auf  Reichswährung 
lautende  Sichtwechsel  auf  die  Legationskasse  zog  und  diese  in  Deutsch- Ostafrika 
selbst,  in  Zanzibar  oder  Indien  gegen  Rupiengeld  verkaufte.  Der  sich  aus 
diesen  Rupienbeschaffungen  ergebende  Kurs  wurde  Monat  für  Monat  als  Gou- 
yemementskurs  neu  festgestellt  und  der  Umrechnung  der  Einnahmen  und  Aus- 
gaben aus  der  einen  in  die  andere  Währung  zu  Grunde  gelegt.  Falls  zur 
Deckung  des  Geldbedarfs  des  Gouvernements  für  einen  Monat  mehrere  Wechsel 
za  verschiedenen  Kursen  begeben  wurden,  so  war  der  für  die  gesamte  Rupien- 
beschaffung erzielte  Durchschnittskurs  als  massgebend  anzunehmen.  Wenn  der 
Zweck  —  Vermeidung  von  Differenzen  infolge  der  Umrechnung  —  erreicht 
werden  sollte,  musste  die  Kursberechnung  eine  sehr  genaue  sein ;  der  Kurs  der 
Rupie  in  Reichsmark  wurde  deshalb  bis  auf  die  fünfte  Dezimalstelle  berechnet. 
Die  Verrechnung  der  gleichwohl  verbleibenden  Kursgewinne  oder  -verluste  er- 
folgte beim  Reservefonds. 

An  sich  schon  bedeutete  die  Umrechnung  eines  grossen  Teils  der  Ein. 
nahmen  und  Ausgaben  des  Schutzgebiets  zu  einem  bis  auf  fünf  Dezimalstellen 
berechneten  Kurse  eine  erhebliche  Arbeitsbelastung  für  die  Finanzverwaltung 
des  Schutzgebiets.    Dazu  kam,   dass  die  Verhältnisse  des  Schutzgebiets  sehr 
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komplizierte  Vorschriften  über  die  Umrechnung  notwendig  machten.  Mit  dem 
allgemeinen  Grundsatze,  dass  die  Umrechnung  der  Einnahmen  und  Ausgaben 
aus  der  einen  in  die  andere  Währung  zu  dem  Gouvemementskurse  desjenigen 
Monats,  in  welchem  sie  fällig  waren,  erfolgen  sollte,  konnte  man  nicht  aus- 
kommen. Es  wurden  vielmehr  genaue  Bestimmungen  über  die  Fälligkeitstermine 
der  einzelnen  Kategorien  von  Zahlungen  erforderlich. 

Es  leuchtet  ohne  weiteres  ein,  dass  die  Beseitigung  dieser  erheblichen 
Arbeitsbelastung  nur  möglich  war  auf  Grund  einer  Umgestaltung  der  Münz- 
Verhältnisse  des  Schutzgebiets.  Dadurch  erfahr  das  Gewicht  der  wirtschaftlichen 
und  finanzpolitischen  Gründe,  die  eine  Neuordnung  des  ostafrikanischen  Münz- 
wesens als  dringend  notwendig  erscheinen  Hessen,  noch  eine  beträchtliche  Ver- 
stärkung. 

Alle  diese  Erwägungen  führten  dazu,  dass  die  Eolonialverwaltung  im 
Jahre  1896  mit  der  Gesellschaft  in  Verhandlungen  eintrat  behufs  Rückerwerbung 
des  Prägerechtes,  welche  sich  jedoch  zunächst  zerschlugen  und  erst  im  Jahre 
1901  wieder  aufgenommen  wurden.  Die  neu  eingeleiteten  Verhandlungen  führten 
dann  schliesslich  zu  dem  Vertrage  zwischen  dem  Reichskanzler  und  der 
Dentsch-Ostafrikanischen  Gesellschaft  vom  15.  November  1902,  durch  welchen 
das  Reich  freie  Hand  für  die  Ordnung  des  deutsch-ostafrikanischen  Münzwesens 
erlangte. 

2.  Die  Zeit  vom  Vertrage  vom  15.  November  1902. 

Nach  der  Beseitigung  der  Prägebefugnis  der  Dentsch-Ostafrikanischen 
Gesellschaft  boten  sich  für  die  G^taltung  des  Münzwesens  folgende  Möglich- 
keiten : 

1.  Man  konnte  den  vorhandenen  Zustand  mit  der  Aenderung  bestehen 
lassen,  dass  das  Reich  an  die  Stelle  der  Deutsch  -  Ostafrikanischen  Gesell- 
schaft trat. 

2.  Man  konnte  die  Reichsmarkrechnung  einführen. 

3.  Man  konnte  endlich  die  Rupie  als  Münzeinheit  beibehalten,  ihr  einen 
festen  Wert  in  deutscher  Reichswährung  beilegen  und  ihr  diesen  durch  be- 
stimmte Vorkehrungen  sichern. 

Die  erste  Eventualität  würde  mangels  irgendwelcher  positiven  Vorkeh- 
rungen zur  Sicherung  des  Rupienkurses  keine  sichere  Wertgrundlage  geschaffen 
haben.  Ausserdem  wäre  dem  Reich  dadurch  zu  Gunsten  Britisch-Indiens  der 
Münzgewinn  vorenthalten  worden,  der  bei  einer  Ersetzung  der  grossen  Betrage 
der  im  Schutzgebiet  umlaufenden  indischen  Rupien  durch  die  deutschen  Rupien 
gemacht  werden  konnte.  Schliesslich  wäre  die  Kassenverwaltung  des  Gou- 
vernements nach  wie  vor  von  den  schwankenden  Zanzibarkui-sen  abhängig 
geblieben. 

Die  an  zweiter  Stelle  genannte  Möglichkeit  hätte  den  grossen  Vorteil 
geboten,  eine  völlige  Münzgleichheit  zwischen  Kolonie  und  Mutterland  herbei- 
zuführen. Auch  hätte  dadurch  eine  fördernde  Wirkung  herbeigeführt  werden 
können  auf  die  unmittelbaren  Handelsbeziehungen  zwischen  Deutsch-Ostafrika 
und  Deutschland  und  auf  die  Emanzipation  Deutsöh- Ostafrikas  aus  der  Ab- 
hängigkeit  von  dem  Zwischenhandel  in  Zanzibar.    Allein  gegen   diesen  Weg 
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sprach  die  Tatsache,  daas  der  oeiafrikanische  Verkehr  seit  geraumer  Zeit  an  die 
Rapie  gewöhnt  ist  nnd  mit  der  Rupie  eine  bestimmte  Wertvorstellung  verbindet. 
Unter  Umständen  h&tte  die  Einführung  der  Reichsmark  zu  einer  Erschwerung 
des  Handels  unserer  Kolonie  mit  den  wichtigsten,  nach  Rupien  rechnenden 
L&ndem  des  Indischen  Ozeans  geführt,  ohne  dass  in  einer  Beförderung  des 
Handels  mit  dem  deutschen  Mutterlande  ein  ausreichender  Ersatz  eingetreten 
wäre.  Vor  allem  aber  würde  die  Einführung  der  Reichsmünze  in  dem  inneren 
Verkehr  auf  grosse  Schwierigkeiten  gestossen  sein.  Die  komplizierten  Verhält- 
nisse, auf  Grund  deren  das  2  M.-Stück  trotz  seines  geringeren  Silbergehalts 
1  und  Vsmal  so  viel  wert  ist  wie  die  Rupie,  wären  den  Eingeborenen  niemals 
klar  zu  machen  gewesen,  namentlich  da  für  diese  der  effektive  Silbergehalt  der 
Münzen  wegen  der  häufigen  Verarbeitung  von  Silbermünzen  zu  Schmuckgegen- 
ständen von  besonderem  Wert  ist.  Hätte  man  sie  gezwungen,  die  Reichssilber- 
mflnzen  an  Stelle  der  Rupien  anzunehmen,  so  hätten  sie  darin  zweifellos  eine 
starke  Uebervorteilung  erblickt. 

Hierzu  kommt  ein  finanzieller  Gesichtspunkt.  Aus  den  eben  dargelegten 
GrQnden  y^q  ein  gleichzeitiger  Umlauf  von  Reichssilbermünzen  und  Rupien 
ausgeschlossen  gewesen.  Die  Rupien  hätten  daher  beseitigt  werden  müssen. 
Das  Reich  wäre  infolgedessen  verpflichtet  gewesen,  auf  seine  Kosten  die  Ge- 
sellschaftsrupien aus  der  Zirkulation  zu  ziehen. 

Die  Möglichkeit,  die  wichtigsten  Vorteile  der  Reichsmarkrechnung  und 
der  Rnpienwährung  zu  vereinigen,  ohne  die  Nachteile  dieser  beiden  Systeme  mit 
in  den  Kauf  zu  nehmen,  bot  sich  auf  dem  dritten  der  oben  bezeichneten  Wege  : 
Beibehaltung  der  Rupie  als  Münzeinheit  unter  Herstellung  eines  festen  Wert- 
Verhältnisses  zwischen  Rupie  und  Reichsmark.  Durch  Einführung  eines  solchen 
Sjatems  gelang  es  handelspolitisch  und  kassentechnisch  in  allen  Punkten  die- 
selben Vorteile  wie  die  Einführung  der  Reichsmarkrechnung  zu  erlangen.  Dazu 
kommt,  dass  auf  diese  Weise  dem  ostafrikanischen  Handel  in  der  Rupie  die 
ihm  geläufige  Werteinheit  erhalten  und  im  inneren  Geldverkehr  des  Schutz- 
gebietes alle  Störungen  erspart  bleiben  mussten. 

Nachdem  die  Kolonialverwaltung  in  Verbindung  mit  der  Reichsfinanz- 
verwaltung und  nach  Anhörung  der  bedeutendsten  Interessenten  sich  zu  einer 
Neuordnung  des  ostafrikanischen  Geldwesens  auf  der  geschilderten  Grundlage 
entschlossen  hatte,  blieb  noch  die  Frage  zu  erörtern,  welchen  Kurs  man  der 
Rspie  geben  sollte. 

Auch  hierbei  kamen  wiederum  verschiedene  Möglichkeiten  in  Betracht. 

1.  Annahme  eines  der  gesetzlichen  Parität  zwischen  indischem  Silbergeld 
and  dem  englischen  Goldgeld  entsprechenden  Wertverhältnisses.  Dies  hätte 
einen  Rupienkurs  von  1,362  ergeben. 

2.  Von  den  Interessenten  wurde  ein  Rupienkurs  von  1,40  befürwortet. 

3.  Die  beteiligten  Ressorts  der  Reichsverwaltung  und  der  Gouverneur  des 
Schutzgebietes  hielten  die  Festsetzung  des  Wertverhältnisses  auf  den  Satz  20  M. 
=  15  Rupien  oder  1  Rupie  =  V\t  M.  für  die  richtigste  Lösung. 

Ueber  die  Festsetzung  des  Wertverhältnisses  bat  zwischen  der  Regierung 
and  den  von  ihr  befragten  Interessenten  ein  eingehender  Meinungsaustausch 
stattgefunden.  Die  Entscheidung  für  die  Wahl  des  Wertverhältnisses  20  M. 
=  15  Rupien  gaben  folgende  Erwägungen:  Die  Gleichung  4  M.  =  8  Rupien, 
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welche  es  gestattet,  den  Reichsgoldmanzen  einen  festen  Kurs  von  15  bezw. 
7V<  Rupien  zu  geben,  stellt  die  einfachste  Relation  dar,  welche  überhaupt  in 
Anlehnung  an  die  tatsächliche  Gestaltung  der  Kursverhältnisse  denkbar  ist. 
Der  von  den  Interessenten  vorgeschlagene  Kurs  von  1,40  M.  für  die  Rupie  hätte 
für  die  Mark  einen  Kurs  von  0,71428571  .  .  .,  für  das  Zwanzigmarkstück  einen 
Kurs  von  14,285714  .  .  .  ergeben.  Femer  fiel  ins  Gewicht,  dass  nur  durch  die 
Abrundung  des  Rupienkurses  nach  unten  ein  automatischer  Abschluss  der  etwas 
höher  bewerteten  indischen  Rupie  erreicht  werden  kann,  so  dass  Raum  für  die 
Prägung  deutscher  Rupien  entsteht.  Der  von  den  Interessenten  vorgeschlagene 
Kurs  würde  geradezu  die  indischen  Rupien  nach  Deutsch-Ostafrika  hereingelockt 
haben.  Dazu  kam  ein  finanzieller  Gesichtspunkt.  Die  üebemahme  der  von 
der  Deutsch-Ostafrikanischen  Gesellschaft  in  Umlauf  gesetzten  Münzen,  zu  einem 
ihren  Metall  wert  beträchtlich  überschreitenden  Kurse  bedeutet  auf  alle  Fälle 
eine  grosse  finanzielle  Belastung  für  das  Reich.  Die  Steigerung  dieser  Belastung 
über  das  im  Interesse  des  Schutzgebietes  erforderliche  Mass  hinaus,  wie  sie 
durch  eine  Abrundung  der  Parität  nach  oben  bewirkt  worden  wäre,  hätte  sich 
in  keiner  Weise  rechtfertigen  lassen. 

Gleich  bei  der  Üebemahme  des  Prägerechtes  von  der  Deutsch-Ostafrika- 
nischen Gesellschaft  wurde  die  Kolonialverwaltung  genötigt,  Massnahmen  zur 
Sicherung  des  ostafrikanischen  Geldwesens  zu  ergreifen  und  zwar  durch  Ereig- 
nisse, welche  dazu  drängten,  die  endgültige  Ordnung  des  ostafrikanischen  Geld- 
wesens möglichst  zu  beschleunigen.  Am  7.  März  1903  machte  nämlich  die 
Regierung  in  Zanzibar  bekannt,  dass  alle  nicht  indischen  Rupien  bei  ihren 
Kassen  nicht  mehr  in  Zahlung  genommen  werden  würden.  Die  Folge  hiervon 
war,  dass  bereits  am  Nachmittag  des  genannten  Tages  indische  Händler  12  Anna, 
d.  h.  '/«  Rupie  für  eine  deutsche  Rupie  boten.  Es  wurde  mithin  durch  das 
Vorgehen  der  Zanzibar-Regierung  die  unmittelbare  Gefahr  einer  Entwertung 
der  deutschen  Rupie  heraufbeschworen.  In  diesem  kritischen  Augenblick  hat 
die  Deutsch-Ostafrikanische  Gesellschaft  sich  ein  grosses  Verdienst  dadurch  er- 
worben, dass  sie  die  Einlösung  deutscher  Rupien  gegen  indische  Münzen  über- 
nahm. Später,  nachdem  das  Münzrecht  an  das  Reich  zurückgefallen  war,  trat 
das  Reich  unmittelbar  für  die  Erhaltung  des  Rupienkurses  ein.  Diese  Ereig- 
nisse waren  der  unmittelbare  Anstoss  für  das  Reich,  nunmehr  die  endgültige 
Neuordnung  des  Münzwesens  des  Deutsch-Ostafrikanischen  Schutzgebietes  in  die 
Hand  zu  nehmen. 

In  Gemässheit  der  Allerhöchsten  Ordre  vom  23.  Dezember  1903  hat  der 
Reichskanzler  daher  die  , Verordnung  betreffend  das  Münzwesen  des  Deutsch- 
Ostafrikanischen  Schutzgebietes''  vom  28.  Februar  1904  erlassen. 

Diese  Verordnung  regelt  in  den  §§  1 — 3  das  Münzsystem  des  Schutz- 
gebietes. Danach  ist  die  Rechnungseinheit  die  Rupie,  die  in  100  Heller  einge- 
teilt wird.  Die  Silbermünzen  zerfallen  in  2,  1,  V«»  V*  Rupienstücke.  Die  Kupfer- 
münzen in  1  und  V^  Hellerstücke.  Hiermit  wird  dem  Mangel  an  einem  kleineren 
Münzstück  als  dem  Pesa,  der  sich  im  Kleinverkehr  unangenehm  bemerkbar  ge- 
macht hatte,  nach  dem  Vorgange  von  Ceylon,  Mauritius  und  anderen  Ländern 
abgeholfen.  Die  §§  4 — 7  regeln  die  Beschaffenheit  der  einzelnen  Münzstücke 
nach  Metallgehalt  und  Gepräge.  Die  Silbermünzen  tragen  auf  der  einen  Seite 
das  Bild   des   deutschen  Kaisers  mit  der  Umschrift   „Guilielmus  II  Imperator ''r 
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auf  der  anderen  Seite  die  Inschrift  „Deutsch-Ostafrika*,  die  Wertbezeichnung, 
die  Jahreszahl  und  das  MQnzzeichen,  sowie  eine  aus  Palmwedeln  gebildete  Ver. 
zierung.  Die  Kupfermünzen  tragen  auf  der  einen  Seite  die  kaiserliche  Krone, 
die  Inschrift  , Deutsch-Ostafrika*  und  die  Jahreszahl,  auf  der  anderen  Seite  die 
Wertbezeichnung  und  eine  aus  einem  Lorbeerzweige  gebildete  Verzierung.  §  8 
bestimmt,  dass  die  Ausprägung  dieser  Münzen  für  Rechnung  des  Deutsch- 
Ostafrikanischen  Schutzgebietes  und  nach  Massgabe  des  vorhandenen  Bedarfs 
erfolgt.  Hierdurch  ist  das  mit  dem  Charakter  des  deutsch  -  ostafrikanischen 
Geldwesens  als  eines  Silberumlaufs  auf  Basis  des  Goldwertes  nicht  vereinbar- 
liche  freie  Prägerecht  ausdrücklich  ausgeschlossen.  Die  Begrenzung  der  Aus- 
pi^ong  auf  den  vorhandenen  Bedarf  folgt  aus  der  Absicht,  einen  bestimmten 
Goldkurs  der  Rupie  aufrecht  zu  erhalten. 

In  den  §§  9 — 11  sind  die  rechtlichen  Qualitäten  der  neuen  Münzen  als 
gesetzliches  Zahlungsmittel  geregelt. 

Die  für  das  Kursverhältnis  zwischen  Rupie  und  Reichsmark  grundlegende 
Bestimmung  ist  in  dem  §  14  enthalten,  der  bestimmt,  da«s  die  Reichsgoldmünzen 
zu  20  und  10  M.  von  den  öffentlichen  Kassen  des  Schutzgebiets  zum  Werte  von 
15  bezw.  7Vs  Rupien  in  Zahlung  zu  nehmen  sind.  Diese  Tarifierung  ergibt 
einen  amtlichen  Rupienkurs  von  1  Vs  M.  Auf  Grund  dieser  Tarifierung  hat  man 
den  Reichsgoldmünzen  einen  Kassenkurs  nicht  auch  gesetzliche  Zahlkraft  im 
Privatverkehr  beigelegt,  weil  man  nicht  die  Absicht  hat,  Reichsgoldmünzen  als 
Umlaufsmittel  im  Schutzgebiet  einzubürgern,  sondern  weil  es  nur  darauf  an- 
kommt, die  Rupie  durch  eine  Tarifierung  in  ein  gesetzliches  Wertverhältnis  zur 
Reichsmark  zu  bringen. 

Allerdings  hat  die  blosse  Beilegung  eines  festen  Kassenkurses  in  Rupien- 
währung an  die  Reichsgoldmünzen  an  sich  noch  nicht  die  Wirkung,  den  Kurs 
der  Rupie  gegenüber  der  Reichsmark  auch  für  den  freien  Verkehr  festzulegen. 
Die  Aufrechterhaltung  des  angestrebten  Rupienkurses  im  freien  Verkehre  muss 
Tielmehr  in  Anbetracht  der  Eigenart  der  deutsch-ostafrikanischen  Währungs- 
verfassung —  Silberumlauf  mit  festem  Goldkurse  — ,  die  aus  sich  selbst  heraus 
keine  unbedingte  Sicherheit  für  die  Kursstabilität  bieten  kann,  im  Wege  be- 
stimmter finanzieller  Verwaltungsmassnahmen  erfolgen. 

Bekanntlich  erfolgt  die  Festlegung  des  Wertverhältnisses  zweier  ver- 
schiedener Arten  von  Geld  am  sichersten  dadurch,  dass  der  Staat  beide  Arten 
von  Geld  gegeneinander  nach  einem  festen  Kursverhältnis  einwechselt.  Diese 
unmittelbare  Um  tausch  Verpflichtung  konnte  jedoch  in  unserem  Falle  dem  Fiskus 
nicht  auferlegt  werden,  weil  man  nicht  die  Absicht  hat,  Reichsgoldmünzen  in 
Deutsch-Ostafrika  selbst  in  Umlauf  zu  bringen,  da  den  Bedürfhissen  des  dortigen 
Geldverkehrs  durch  einen  Silberumlauf  genügt  werden  kann,  der  eventuell  durch 
papieme  Geldzeichen  ergänzt  werden  wird.  Auch  erscheint  ein  stärkerer  Ab- 
floss  von  Reichsgoldmünzen  nach  Afrika  im  Interesse  der  Geldverhältnisse  des 
Reiches  selbst  als  nicht  erwünscht. 

Die  erstrebte  Stabilität  des  Kurswertes  der  deutsch-ostafrikanischen  Rupie 
kann  daher  nur  erreicht  werden  vermittels  einer  planmässigen  Beeinflussung 
der  Wechselkurse,  durch  bestimmte  Transaktionen  der  Finanzverwaltung  des 
Schutzgebietes,  ein  Weg,  den  auch  Indien  zur  Befestigung  seiner  Valuta  be- 
schritten hat. 
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Die  Regulierung  des  Rupienkurses  soll  in  der  Weise  erfolgen,  dass  von 
Seiten  der  Verwaltung  unter  gewissen  Voraussetzungen  Wechsel  und  Zahlungs- 
anweisungen, die  auf  die  eine  Währung  lauten,  gegen  Bareinzahlungen  in  der 
anderen  Währung  abgegeben  werden.  Zu  diesem  Zwecke  sind  bestimmte  In- 
struktionen an  die  Legationskasse  in  Berlin  und  an  das  Qouvemement  in 
Dar-es-Salam  ergangen.  Es  ist  hiermit  ein  System  geschaffen  worden,  wie  es 
in  ähnlicher  Weise  von  Lindsaj,  Direktor  der  Bank  von  Bengalen  in  Kalkutta, 
zur  Befestigung  des  Goldkurses  der  indischen  Rupie  ausgearbeitet  wurde,  und 
das  von  den  Vereinigten  Staaten  für  die  Befestigung  des  Gk)ldkurses  des  Silber- 
geldes der  Philippinen  ins  Auge  gefasst  ist. 

Nach  diesem  System  verabfolgt  die  Legationskasse  gegen  Einzahlungen 
in  deutscher  Reichswährung  auf  Rupien  lautende  Zahlungsanweisungen  an  die 
Gk)uvemementshauptkasse  in  Dar-es-Salam  zum  Kurse  von  134,25  M.  pro  100  Ru- 
pien, d.  h.  zu  einem  Kurs,  der  die  gesetzliche  Parität  um  7  Promille  übersteigt, 
üeber  den  erwähnten  Satz  wird  der  Kurs  der  Rupie  daher  nicht  steigen 
können.  Da  femer  der  Aufschlag  von  etwa  7  Promille,  den  die  Legationskasse 
bei  der  Abgabe  von  Rupienanweisnngen  auf  die  gesetzliche  Parität  berechnet, 
hinter  dem  Betrage  der  Transport-  und  Versicherungskosten,  die  bei  der  Ver- 
sendung von  Reichsgoldmünzen  nach  dem  Schutzgebiet  entstehen  würden,  zu- 
rückbleibt, so  wird  hierdurch  die  Versendung  von  Reichsgoldmünzen  nach  dem 
Schutzgebiete  vermieden  werden. 

Die  Gouvemementshauptkasse  in  Dar*es*Salam  verabfolgt  gegen  Ein- 
zahlung von  deutschen  Rupien  Wechsel  auf  die  Legationskasse  zu  Kursen,  die 
sich  zwischen  183  Vs  und  132  Vs  M.  pro  100  Rupien  bewegen.  Diese  Operation 
hat  den  Zweck,  den  Rupienkurs  niemals  um  mehr  als  6  Promille  unter  die  ge- 
setzliche Parität  sinken  zu  lassen. 

Aus  diesem  eben  geschilderten  System  ergibt  sich  gleichzeitig  ein  zuver- 
lässiger Anhalt  für  die  Notwendigkeit  von  etwaigen  Neuprägungen.  Solange 
das  Gouvernement  in  der  Lage  ist,  die  erforderliche  Ergänzung  seines  Kassen- 
bestandes durch  Rupienbeschaffungen  im  Schutzgebiet  selbst  zu  einem  die  ge- 
setzliche Parität  nicht  übersteigenden  Kurse  zu  bewirken,  ist  offenbar  ein  Bedarf 
für  Neuprägungen  nicht  vorhanden.  Stösst  aber  das  Gouvernement  hierbei  auf 
Schwierigkeiten,  so  ist  darin  ein  Zeichen  von  Knappheit  an  Bargeld  im  freien 
Verkehre,  die  die  Neuprägung  notwendig  macht,  zu  erblicken. 

Der  Gewinn,  der  sich  bei  der  Auspi^^ng  der  neuen  Münzen  für  Rech- 
nung des  Schutzgebietes  ergibt,  soll  zur  Hälfte  dazu  verwendet  werden,  eine  Gi>ld- 
reserve  anzulegen,  während  die  andere  Hälfte  für  die  allgemeinen  Zwecke  des 
Schutzgebietes  verfügbar  bleiben  soll.  Der  Zweck  einer  solchen  Goldreserve 
besteht  darin,  im  Falle  einer  ungewöhnlichen  Steigerung  der  Nachfrage  nach 
Goldwechseln  und  einer  sich  daraus  ergebenden  Gefahr  eines  Kursrückganges 
des  aus  Silber  bestehenden  Landesgeldes,  die  Finanzverwaltung  in  den  Stand 
zu  setzen,  dem  Markte  Goldwechsel  zur  Verfügung  zu  stellen  und  so  dem  Sinken 
des  Kurses  des  Landesgeldes  vorzubeugen.  Aus  diesem  Grunde  hat  auch 
Britisch-Indien  eine  Groldreserve  angesammelt.  Ebenso  beabsichtigt  man  dies 
bei  der  Ordnung  des  Geldwesens  der  Philippinen,  Mexikos  und  Chinas'). 


1)  Rosendorf  f,  „Das  mexikanische  Wähmngsproblem"  im  Bankarohiv  1904,  Nr.  4. 
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Eine  noch  offene  Frage  ist  die  Erg^zong  des  metallischen  ^Geldamlaafs 
doich  papieme  Zirkulationsmittel  und  in  Verbindung  damit  die  Errichtung 
eines  Bankinstituts  im  ostafrikanischen  Schutzgebiete,  dem  die  Ausgabe  von 
Bnpiennoten»  die  Regelung  des  inneren  Greldverkehrs  sowie  die  zur  Aufrecht- 
erhaltung  des  Rupienkurses  erforderlichen  Operationen  übertragen  werden  können. 
Die  diesbezüglichen  Verhandlungen  mit  einer  grossen  Bankgruppe  sind  bereits 
im  Gange,  und  es  ist  Aussicht  vorhanden,  dass  die  bisher  der  Gründung  eines 
solchen  Instituts  entgegenstehenden  Schwierigkeiten  beseitigt  werden.  Deutsch- 
land würde  damit  dem  Beispiele  anderer  Länder  insbesondere  dem  Englands 
und  Frankreichs  folgen  ^).  Neuerdings  hat  die  Neuordnung  des  Münzwesens  von 
l^sch-Indien  Dänemark  gleichfalls  zur  Errichtung  einer  Notenbank  in  Dänisch - 
Indien  bestimmt^). 

Die  Schaffung  einer  Notenbank  mit  den  oben  dargelegten  Aufgaben  wird 
den  Schlussstein  der  Neuordnung  des  ostafrikanischen  Geldwesens  bilden. 


i)Cf.  Rosendorff,  „Die  französischen  Kolouialbanken.  Ein  Beitrag  zu  dem 
Projekte  der  Errichtung  einer  Kotenbank  für  Deutsch-Ostafrika,"  im  Bankarchiv  1904,  Nr.  10. 

^  Durch  das  Gesetz  vom  29.  Mftrz  1904  wurde  auf  den  dänisch-westindischen  Inseln 
die  Frankenw&hmng  eingeführt.  Früher  galt  dort  als  Münzeinheit  der  westindische  Taler. 
der  jedoch  niemals  ausgeprägt  wurde ,  sondern  nur  als  Reohnungsmünze  galt  und  einen 
sehwankenden  Kurswert  zu  den  im  Verkehr  gebräuchlichen  Münzen  hatte.  Der  neue  Frank 
wird  eingeteilt  in  100  Bit.    5  Franken  sind  gleich  1  westindischen  Taler. 
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Die  Entwicklung  von  Einkommensteuer  nnd  Einkommen 
in  England  in  den  letzten  zwanzig  Jahren. 

Von 
Dr.  phil.  Ernst  Hnncke. 

Motto: 
„Der  Begriff  der  Entwicklung  beherrscht 
das  ganze  Universum. ** 

(E.  Haeckel.) 

EinleitQiig. 

, Englands  Gegenwart  —  Deaiscblands  Zukunft!* 

Es  ist  noch  nicht  20  Jahre  her,  als  dieser  Ruf  warnend  und  drohend 
zugleich  von  sozialistischer  Seite  ertönte.  England  war  damals  das  Land»  das 
alle  anderen  Länder  industriell  weit  überholte,  auch  Deutschland  blieb  beträcht- 
lich hinter  ihm  zurück.  Dort  stand  der  Kapitalismus  in  vollster  Blüte,  es  gab 
grosse  Unternehmungen,  gewaltige  Industriezentren,  und  in  keinem  Lande  der 
Welt  gab  es  verhältnismässig  so  viel  industrielle  Arbeiter  wie  gerade  im  Insel- 
reiche.  Es  war  natürlich,  dass  die  Todfeinde  der  kapitalistischen  Gesellschafts- 
ordnung, die  Sozialisten,  wie  Marx  und  Schippel,  gerade  auf  jenes  Land 
ihre  Blicke  richteten,  um  zu  erspähen,  wieviel  Unheil,  Not  und  «Elend'  doch 
der  Kapitalismus  mit  sich  brächte.  Sie  kamen  dabei  zu  den  erschreckendsten 
Ergebnissen;  Ergebnissen,  deren  Wahrheit  einen  jeden  in  die  Arme  des  Sozia- 
lismus hätte  treiben  müssen. 

Doch  bald  wurden  den  in  phantastischem  Fluge  dahineilenden  sozia- 
listischen Ideen  gewaltig  die  Flügel  beschnitten.  Es  war  im  Jahre  1892,  als 
Julius  Wolf  sein  System  der  Sozialpolitik  (Band  I)  erscheinen  liess,  in 
welchem  er  u.  a.  klipp  und  klar  bewies,  dass  die  Schilderung  der  Gesellschaft^- 
zustände,  wie  sie  der  Sozialismus  entwarf,  durchaus  unrichtig  sei.  Marx  und 
seine  Jünger  hätten  entweder  durch  falsche  Methoden  aus  den  Statistiken  un- 
zutreffende Schlüsse  gezogen,  oder  sie  seien  an  unverkennbar  günstigen  An- 
zeichen der  Entwicklung  ganz  und  gar  vorbeigegangen,  oder  sie  hätten  endlich 
durch  düstere  Detailschilderungen,  aus  denen  man  doch  nichts  fQr  die  All- 
gemeinheit entnehmen  könne,  ihre  Theorien  gestützt. 

Die  von  J.  Wolf  gewiesenen  Pfade  will  auch  die  folgende  Untersuchung 
beschreiten,  die  sich  ebenfalls  auf  englischen  Boden  begibt  um  dort  die  Ent- 
wicklung der  Einkommensteuer  und  der  Einkommen  zu  verfolgen. 
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Unter  den  heute  bestehenden  Einkommensteuern  nimmt  die  englische 
zweifellos  eine  ganz  besonders  interessante  Stellung  ein,  die  durch  ihre  Ge- 
schichte, ihi-e  Einrichtung  und  die  mit  ihr  verbundene  Ergiebigkeit  begründet 
isL  Die  Entwicklung  der  «Income  Tax*  soll  im  ersten  Teil  dieser  Arbeit  und 
zwar  im  allgemeinen,  in  Hinblick  auf  die  Einkommen  und  auf  die  Zensiten, 
in  Betracht  gezogen  werden.  Der  zweite  Teil  enthält  dann  die  Betrachtung 
der  Einkommenentwicklung.  Bei  den  oberen  und  mittleren  Klassen  gibt  hier- 
aber  Anfschluss  die  (im  ersten  Teil  behandelte)  Einkommensteuerstatistik,  da- 
neben noch  die  Statistik  der  Erbschaften ;  die  Einkommen  der  unteren  Klassen 
sind  aus  den  Löhnen  zu  erschliessen.  Als  die  von  J.  Wolf  betonten  Symptome 
der  Einkommenentwicklung  kommen  dann  noch  hauptsächlich  in  Betracht  die 
Ziffern  des  Konsums,  der  Spareinlagen,  der  Armen  sowie  der  Verbrecher. 


Erster  Teil:  Die  Einkommensteuer. 
I.  Vorbereitendes. 

1.  Geschichtlicher  üeberblick. 

Die  Not  der  napoleonischen  Kriege  brachte  in  dem  Steuersystem  Eng- 
lands mannigfache  Veränderungen  hervor.  Eine  Steuerart  tritt  in  dieser  Zeit 
nen  auf,  und  dies  ist  die  direkte  Einkommensteuer^).  Man  verauchte  nicht, 
wie  das  sonst  gewöhnlich  Brauch  ist,  die  Kriegskosten  durch  eine  vermehrte 
Papiergeldemission  zu  decken,  sondern  griff  zu  dem  bedeutend  besseren  Mittel, 
dies  nnmittelbar  durch  Erhebung  einer  direkten  Steuer  —  eben  unserer  Ein- 
kommensteuer —  zu  tun. 

Die  Geschichte  der  englischen  Einkommensteuer  teilt  sich  in  zwei  Peri- 
oden: in  die  der  Kriegseinkommensteuer  von  1798 — 1816  und  in  die  der  Friedens- 
stener  seit  1842. 

Im  September  1798  legte  Pitt  dem  Parlament  einen  Gesetzentwurf,  die 
Einkommensteuer  betreffend,  vor.  Jenes  zeigte  zwar  grossen  Widerstand,  den- 
noch gelang  es  dem  Minister,  seinen  Willen  durchzusetzen,  und  trotz  der  Er- 
bitterung der  Bevölkerung  wurde  die  Steuer  auf  mehrere  Jahre  bewilligt.  Im 
ersten  Jahre  war  die  Einkommensteuer  eine  Zuschlagsteuer  (additional  duty)  der 
sog.  assessed  taxes,  d.  h.  der  Luxus-  und  Nutzungsteuem.  Im  nächsten  Jahre 
mnssten  die  Steuerzahler  Deklarationen  über  ihr  Einkommen  machen  und  wurden 
mit  einem  progressiven  Steuersatz  von  V*— 10  ^/o  belastet ;  60  Pfd.  Sterl.  Einkommen 
waren  steuerfrei.  Diese  Steuer  bestand  bis  zum  Frieden  von  Amiens  im  Jahre  1802 ; 
aber  schon  das  folgende  Jahr  und  mit  ihm  der  Wiederbeginn  des  Krieges  nötigte 
dazu,  abermals  zur  Einkommensteuer  seine  Zuflucht  zu  nehmen.  In  dem  neuen 
Gesetz,  das  der  Minister  Addington  einbrachte,  wurde  indes  Charakter  und  Ein- 
richtung der  Steuer  gegen  früher  sehr  verändert.  In  den  Hauptzügen  wurde 
sie  so  gestaltet,  wie  sie  später,  1842,  eingerichtet  wurde  und  noch  heute  vor- 
liegt   Da  man  sich  nach  Beendigung  des  Krieges  im  Jahre  1815  weigerte,  die 


i)  Cf.  Wagner,  Finanzwissenscliaft  III,  S.  193—198. 
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Steuer  weiter  zu  xahlen,  und  sich  auch  das  Parlament  mit  grosser  Majorität 
gegen  die  Weitererhebung  ausgesprochen  hatte,  wurde  sie  1816  ^Uizlich  auf- 
gehoben. 

Jetzt  glaubte  man,  die  Einkommensteuer  endgültig  beseitigt  zu  haben, 
und  in  der  Tat  wurde  sie  in  den  nächsten  25  Jahren  nicht  mehr  zur  Anwen- 
dung gebracht.  Als  aber  1842  über  England  eine  schwere  Krise  hereingebrochen 
war,  wagte  es  Robert  Peel,  mit  dem  Projekte  einer  Einkommensteuer  für 
3 — 5  Jahre  aufzutreten.  In  SVsstündiger  Rede  teilte  er  dem  Unterhaus  seinen 
Plan  mit  und  erntete  mit  seinen  Auseinandersetzungen  lebhaften  Beifall.  Man 
nahm  die  Peel  sehe  Bill  mit  255  gegen  149  Stimmen  an.  Die  Einkommensteuer 
sollte  für  die  Zölle  eingeführt  werden  und  an  deren  Stelle  treten,  denn  man 
gab  diesen  die  Schuld  an  der  schweren  wirtschaftlichen  Depression,  in  der  sich 
England  gerade  befand.  1845  wurde  die  Steuer  durch  Peel,  dann  später  durch 
Lord  Rüssel  verlängert,  und  schliesslich  wurde  sie  eine  ständige  Institution. 

2.  Die  Einrichtang  der  Stener. 

Für  die  Einkommensteuer  gelten  die  Bestimmungen  der  ,Income  Tas 
Act'  von  1842,  sowie  der  folgenden  Akte,  deren  wichtigste  die  Income  Tax  Act 
von  1853  und  die  „Taxes  Management  Act*  von  1880  sind.  Streng  genommen  ist 
die  Besteuerung  nicht  als  eigentliche  Einkommensteuer  zu  bezeichnen,  sondern 
als  eine  ,  einkommensteuerartige  Zusammenfassung  eines  Systems  von  Ertrag- 
steuern*  (Wagner)  oder  nach  Gladstone  „a  code  or  system  of  taxation*  %  Alles 
steuerpflichtige  Einkommen  ist  nämlich  in  fünf  Abteilungen  (Schedulas)  klassi- 
fiziert, welche  mit  den  Buchstaben  A — E  bezeichnet  werden.  Es  umfasst  im 
allgemeinen : 

Schedula  A  das  Einkommen  aus  Ländereien  und  Häusern, 
,        B  das  Einkommen  der  ländlichen  Pächter, 
,        C  das  Einkommen  aus  Zinsen  und  Renten  von  Staats-  und  öffent- 
lichen Wertpapieren, 
„        D  das  Einkommen  aus  gewerblicher,  merkantiler,  liberaler  Pro- 
fession, sowie  das  der  Erwerbsgesellschaften, 
,        E  das  Einkommen  aus  Gehältern  und  Pensionen. 
In  den  einzelnen  Abteilungen  haben  bisweilen  Verschiebungen  stattge- 
funden;  so  wurden  z.  B.  die  Einkünfte  aus  Bergwerken,  Kanälen  und  Eisen- 
bahnen ursprünglich  unter  Schedula  A,  seit  1867  unter  Schedula  D  versteuert. 
Das  steuerfreie  Existenzminimum  war  in  der  Zeit  bis  1880  festgesetzt, 
wie  folgt: 

Von  1842  an  mit  150  Pfd.  Sterl. 

,     1854    „      .     100      . 

„     1877    ,     ,     150     „        , 

Es  ist  also  ganz  bedeutend  höher  als  in  Preussen,  wo  nur  Einkommen 

unter  900  M.  von  der  staatlichen  Steuer  ausgenommen  sind.    Während  wir 

femer  bei  der   preussischen   Einkommensteuer   einen   progressiven  Steuersatz 

haben,  der  von  ^/s— 4^0  steigt,  ist  dies  in  England  nicht  der  Fall:   die  Be- 


1)  Bastable,  Public  Finance  S.  481. 
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steaenmg  ist  mindestens  äusserlich  proportional.  Um  aber  die  Zensiten  mit 
geringerem  Einkommen  etwas  zu  entlasten,  tritt  eine  gewisse  Degression  ein. 
Von  1854  an  wurde  der  Steuersatz  für  Einkommen  von  100-150  Pfd.  Sterl. 
niedriger  angesetzt ;  dagegen  wurde  1864  der  Steuersatz  gleichgestellt,  aber  für 
Einkommen  zwischen  100—200  Pfd.  Sterl.  der  Betrag  von  60  Pfd.  Sterl.  von 
der  Steuer  enthoben,  1873  wurden  bei  Einkommen  von  100—300  Pfd.  Sterl. 
80  Pfd.  Sterl.  eximiert,  1877  bei  Einkommen  von  150-400  Pfd.  Sterl.  120  Pfd. 
Sterl.  für  steuerfrei  erklärt.  Die  späteren  Aenderungen  werden  weiter  unten 
betrachtet  werden. 

Der  Steuerfuss  ist  nicht  fest,  sondern  wird  jährlich,  der  Finanzlage  des 
Staates  entsprechend,  festgesetzt.  Die  übliche  Form  der  Festsetzung  ist,  dass 
bestimmt  wird,  wieviel  Penny  vom  Pfund  Sterling  gezahlt  werden  müssen. 
Dabei  kommt  1  Penny  vom  Pfund  Sterling  in  unserer  Rechnung  0»4166  . . .  7« 
gleich. 

Was  nun  die  Einschätzung  (Assessment)  der  Einkommensteuer  betrifiPt,  so 
wird  eine  Summierung  der  einzelnen  Einkommenkategorien  einer  Person  nur 
dann  vorgenommen,  wenn  nachgewiesen  werden  soll,  dass  das  Einkonunen  das 
Existenzminimum  nicht  überschreitet.  Die  Einschätzung  erfolgt  in  den  einzelnen 
Schedulas  getrennt.  In  Abteilung  A  finden  alle  3 — 5  Jahre  Deklarationen  statt, 
die  dann  den  folgenden  Steuererhebungen  zu  Grunde  gelegt  werden ;  es  können 
aber  auch  in  der  Zwischenzeit  Aenderungen  vorgenommen  werden.  Als  steuer- 
bares Einkommen  gilt  der  gesamte  Pachtertrag,  wenn  das  betrefiPende  Haus  oder 
Grundstück  vermietet  ist,  im  anderen  Fall  die  Summe,  welche  bei  einer  even- 
tuellen Verpachtung  als  Pacht  gezahlt  werden  würde.  Bei  B  wurde  bis  vor 
kurzem  eine  bestimmte  Quote  der  Pachtsumme  als  steuerpflichtiges  Einkommen 
angenommen;  dieselbe  betrug  in  England  V^^  in  Schottland  und  Irland  V>  des 
Pachtzinses.  In  Schedula  C  erfolgt  keine  Deklaration,  die  Steuer  wird  viel- 
mehr gleich  bei  Zahlung  der  Zinsen  an  der  Kasse  abgezogen.  Aehnliches  findet 
bei  £  statt ;  die  Kasse,  welche  die  Gehälter  oder  Pensionen  auszahlt,  zieht  den 
Zinsbetrag  von  der  auszuzahlenden  Summe  ab.  Am  schwierigsten  ist  die  Aus- 
führung der  Einschätzung  natuigemäss  in  Schedula  D.  Es  besteht  hier  die 
Deklarationspflicht,  die  Einschätzung  erfolgt  jährlich  mit  Rücksicht  auf  die  letzten 
3  Jahre.  Die  Deklarationen  bleiben,  namentlich  im  privaten  Handel  und  Ge- 
werbe, weit  hinter  der  Wirklichkeit  zurück.  Im  einzelnen  ist  noch  zu  bemerken, 
dass  Schuldenzinsen  vom  Einkommen  nicht  abgezogen  werden  dürfen,  dafür 
kann  aber  der  Schuldner  dem  Gläubiger  den  Betrag  der  Steuer  bei  Bezahlung 
der  Zinsen  in  Abrechnung  bringen  ,*  Verträge ,  die  diesen  Bestimmungen  ent- 
gegengesetzt sind,  haben  keine  Gültigkeit.  Da  femer  die  Ei*werb8ge8e]lschaften 
an  der  Quelle  besteuert  werden,  sind  die  Zinsen  und  Dividenden  der  Aktionäre 
von  der  Steuer  frei. 

Dies  ist  in  grossen  Zügen  die  Einrichtung  der  Steuer,  wie  sie  uns  im 
Jahre  1880  vorliegt.  Inzwischen  sind  mehrfache  Veränderungen  eingetreten, 
welche  wohl  beachtet  werden  müssen,  wenn  man  die  Entwicklung  der  Ein- 
kommensteuer in  den  letzten  20  Jahren  betrachten  wilP). 

1887  wurde  festgesetzt  (cf.  49  Vict.  c,  18  s.  18) :   Es  dürfen  diejenigen 


1)  Pescock,  The  Income  Tax  Acts,  London  1901. 
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Pächter,  welche  genau  Buch  führen,  statt  in  Schedula  B  ihr  Einkommen  in 
Schedula  D  versteuern.  Wurde  ein  Reinertrag  nicht  erzielt,  so  wurde  das  be- 
trefiPende  Land  einkommensteuerfrei.  Hiermit  war  den  Pächtern  die  Möglich- 
keit gegeben,  weniger  zu  steuern,  eventuell  sogar  steuerfrei  zu  werden. 

Das  Jahr  1890  brachte  den  Steuerzahlern  folgende  Erleichterung  (53.  Vict. 
c.  8  s.  23) :  Hat  jemand  in  Handel,  Gewerbe,  Landwirtschaft  etc.  einen  Verlust 
gehabt,  so  soll  er  dies  dem  betreffenden  Steuerkommissär  innerhalb  6  Monaten 
nach  dem  Assessment  anzeigen,  worauf  dieser  berechtigt  ist,  einen  dem  Verluste 
entsprechenden  Teil  der  Einkommensteuer  zurückzuzahlen.  Auch  wurde  er- 
laubt, den  Verlust  in  einer  Schedula  mit  dem  Gewinn  in  einer  anderen  zu 
kompensieren. 

Am  bedeutendsten  in  dieser  Epoche  waren  die  Aenderungen,  welche  die 
Finanzreform  des  Schatzkanzlers  Harcourt  im  Jahre  1894  mit  sich  brachte. 

Zunächst  wurde  das  steuerfreie  Existenzminimum  von  150  Pfd.  Sterl.  auf 
160  Pfd.  Sterl.  erhöht  (57  u.  58  Vict.  c.  30  s.  34).  Femer  sollten  nicht  wie 
bisher  von  Einkommen  bis  400  Pfd.  Sterl.  120  Pfd.  Sterl.,  sondern  160  Pfd.  Sterl. 
als  steuerfrei  abgezogen  werden.  Darüber  hinaus  sollte  bei  Einkommen  zwischen 
400  und  500  Pfd.  Sterl.  ein  Abzug  von  100  Pfd.  Sterl.  gemacht  werden.  Die 
grosse  Agrarkrisis  und  das  Sinken  der  Grundrenten  machten  weiter  eine  Aende- 
rung  der  Einkommensteuerveranlagung  des  Grundertrages  notwendig.  Deshalb 
wurde  hinfort  ländliches  Grundeigentum  um  V^  und  städtisches  um  V«  niedriger 
zur  Veranlagung  gebracht,  eine  Aenderung,  die  nur  die  Steuerzahler  in  Sche- 
dula A  traf  (57  u.  58  Vict.  c.  30  s.  35).  Für  die  Pächter,  welche  in  Schedula  B 
steuerten,  wurde  festgesetzt,  dass  in  England,  Schottland  und  Irland  nicht  mehr 
verschiedene  Quoten  des  Pachtzinses  zur  Steuer  herangezogen  werden  sollten, 
sondern  dass  in  allen  drei  Reichen  durchweg  '/s  der  Pachtsumme  der  Steuer 
unterliege  (57  u.  58  Vict.  c.  30  s.  33);  d.  h.  wenn  die  Steuerrate  —  wie  ge- 
wöhnlich —  mit  8  d.  festgesetzt  wurde,  so  steuerte  Abteilung  B  mit  3  d.  sowohl 
in  England  als  auch  in  Schottland  und  Irland. 

1896  wurde  diese  letztere  Bestimmung  nochmals  geändert,  die  Pächter 
sollten  nur  V*  ^^^  Pachtzinses  unter  die  Einkommensteuer  zu  stellen  brauchen 
(59  u.  60  Vict.  c.  28  s.  26). 

Das  Jahr  1898  brachte  eine  neue  Bestimmung  über  die  „Abatements  of 
Income  Tax*.    Es  sollten  nämlich  steuerfrei  bleiben  bei  Einkommen 
von  160—400  Pfd.  Sterl.    ...     160  Pfd.  Sterl. 
,    400-500      „        n        ...     150      , 
„     500-600      .        ,        ...    120      , 
,     600—700      ,        ,        ...      70      ,         ,      (61  u.  62  Vict.  c.  10  s.  8). 

8.  Das  statistisohe  Material. 

Das  statistische  Material  findet  sich  jährlich  in  den  «Reports  of  the  Gom- 
missioners  of  Inland  Revenue' .  Hier  sind  die  Einnahmen  aus  der  Steuer  an- 
gegeben; wie  sich  diese  auf  die  einzelnen  Schedulas  verteilen  und  auf  welche 
Einnahmequellen  sie  innerhalb  der  einzelnen  Abteilungen  zurückzuführen  sind. 
Regelmässig  sind  auch  angegeben  die  sog.  Gross  und  Net  Assessments.  Die 
Einschätzungen,  wie  sie  die  Steuerbehörden  in  den  einzelnen  Jahren  vornehmen. 
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werden,  wenn  sie  noch  Einkommen  enthalten,  die  später  ganz  oder  teilweise 
von  der  Steuer  befreit  werden,  als  die  Gross  Assessments,  Gesamtbruttoein- 
ichätznngen,  bezeichnet.  Im  Gegensatz  dazu  geben  die  Net  Assessments  den 
Betrag  der  Einkommen  an,  welche  tatsächlich  von  der  Steuer  getroffen  werden. 
Die  Reports  enthalten  bisweilen  auch  die  Klassifikation  der  Einkommen  der 
Höhe  nach,  welche  aus  Handel  und  Gewerbe  bezogen,  der  Steuer  in  Abteilung  D 
unterliegen.  Diese  Klassifikation  ist  aber  bis  1895  nur  sporadisch  erschienen; 
sie  ist  in  den  Reports  vom  Jahre  1886  bis  zum  Jahre  1894  überhaupt  nicht  zu 
finden.  Seit  1896  erscheint  diese  Statistik  getrennt  in  den  sog.  Retums  of  the 
Nmnber  of  Assessments  to  the  Income  Tax.  Doch  ist  auch  hier  in  der  Anlage 
derselben  eine  Aenderung  in  der  Zwischenzeit  eingeführt  worden.  Bis  1898  sind 
nämlich  in  den  einzelnen  Einkommenklassen  die  Net  Assessments  angegeben, 
während  von  1899  an  die  Gross  Assessments  angeführt  sind.  Seit  1899  erscheint 
auch  daneben  die  Statistik  von  Schedula  E  ins  Detail  ausgefQhrt.  Früher  war 
nur  immer  angegeben,  wieviel  Einkommen  über  500  resp.  400  Pfd.  Sterl.  lagen, 
und  wieviel  darunter. 

Statistische  Daten  finden  sich  ausserdem  u.  a.  in  den  jährlich  mit  Rück- 
blick auf  die  letzten  15  Jahre  erscheinenden  Statistical  Abstracts,  in  dem  Finan- 
cial Reform  Almanac  und  dem  Constitutional  Yearbook.  Alle  diese  Jahres- 
bücher sind  zu  der  vorliegenden  Arbeit  benutzt  worden. 

Das  z.  T.  lückenhafte  statistische  Material,  welches  ausserdem  noch  bis- 
weilen anders  basiert  ist,  macht  es  schwierig,  die  Statistik  einheitlich  zu  gestalten. 
Da  femer  in  der  Zwischenzeit  mancherlei  Neuerungen  in  der  Einrichtung  der 
Steuer  eingeführt  wurden,  so  war  es  oft  nicht  angängig,  die  Statistik  so  zu 
bringen,  wie  es  vielleicht  zu  einer  besseren  Uebersicht  wünschenswert  ge- 
weien  wäre. 

II.  Die  Steuer  im  allgemeinen, 
1.  Bereich  der  Steuer. 

Fragen  wir  uns  zunächst  nach  der  Höhe  der  Einkommen,  welche  in  den 
letiten  beiden  Dezennien  der  Einkommensteuer  unterlagen,  so  erhalten  wir  aus 
Tabelle  I  eine  Antwort  hierauf.  Diese  gibt  uns  für  jedes  der  Jahre  von  1880 
bis  1900  die  .Gross  Assessments  to  the  Income  Tax*  an,  d.  h.  die  Höhe  der 
Einkommen,  welche  im  Bruttowerte  für  die  Einkommensteuer  in  England,  Schott- 
land und  Irland  insgesamt  eingeschätzt  wurden  ^).  Dieser  Betrag  ist  in  dem  be- 
tiachteten  Zeitraum  in  England  und  Schottland  bedeutend  gestiegen,  und  zwar 
in  England  von  485,7  Mill.  auf  678,7  Mill.  Pfd.  Sterl.,  d.  h.  um  40  Vo, 
,  Schottland     ,      55,1      „        ,      75,8     ,        ,         ,       .    ,     »     49  , 

Nur  in  Irland  ist  den  absoluten  Zahlen  nach  ein  Sinken  zu  beobachten, 
und  zwar  von  36,1  Mill.  auf  38,4  Mill.  Pfd.  Sterl.,  das  bedeutet  ein  Fallen  um 
8';«.  Das  Bild  ändert  sich  jedoch,  wenn  wir  die  relativen  Zahlen  der  nächsten 
Spalten  ins  Auge  fassen.  Berechnet  man,  wieviel  Pfund  Sterling  auf  den  Kopf 
der  Bevölkerung  kommen,  so  zeigt  sich  in  allen  drei  Ländern  ein  Wachsen  der 

1)  Ist  in  den  Tabellen  und  im  Text  nur  eine  Jahreszahl  angegehen,  so  ist  damit 
d&s  Finan^ahr  gemeint,  das  am  5.  April  des  angegebenen  bürgerlichen  Jahres  sein  Ende 
erreichte. 
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Tabelle  I.    Die  Gesamtbruttoeinschätzungen  zur  Einkommensteuer 
aller  Schedulas  von  1880  —  1900. 


Absolute  Höhe 

in 

Auf  den  Kopf 
der  Bevölkerung  Kam  in 

Jahr 

1 

England 

Schottland 

Irland 

England 

Schott- 
land 

Irland 

Pfd.  Sterl. 

Pfd.  Sterl. 

Pfd.  Sterl. 

Pfd.  Sterl. 

Pfd.  Sterl. 

Pfd.  Sterl. 

1880 

485,676,370 

55,079,954 

36,140.577 

'   18,5 

14,8 

6,9 

1881 

1  493,583,819 

55,530,028 

36,110,043 

18.9 

15,0 

7,0 

1882 

507,644,153 

57,607,470 

36,199,354 

19,3 

15,3 

7,1 

1883 

516,948,272 

59,406,708 

36,481,078 

19.8 

15,6 

7,3 

1884 

530,538,379 

61,117,685 

36,854,135 

19,7 

15.9 

7,4 

1885 

533,429,560 

61,125,422 

36,912.150 

!   19,6 

1.5,8 

7,4 

1886 

!  583,038,774 

60,057,933 

36,758,915 

1   19,4 

15,4 

7.5 

1887 

1  535,040,455 

57,910,114 

36,447,393 

19,2 

14.8 

7,5 

1888  542,450,177 

57,145,262 

36,559,254 

19,3 

14.5 

7,6 

1889  550,575,255 

57,834,226 

36,749,208 

19,4 

14,8 

7,7 

1890  572,128,525 

60,030,510 

37.199,578  1 

19,9 

15,0 

7.9 

1891  '  597,265,848 

63,387,529 

37,754,177  • 

.   20,5 

15,7 

8,0 

1892  I  607,748,110 

65,028,424 

37,981,150 

20,7 

16,0 

8,2 

1893  1  608,349,961 

65,606,195 

38,320,961  1 

20,4 

15,9 

8,3 

1894  '  602,888,699 

65,188,840 

38,553,336 

20,0 

15,4 

8,3 

1895 

:  587,104,088 

64,948,095 

38,199,492  ; 

19,2 

15,0 

8,3 

1896 

605,849.574 

65,586,227 

38,215,755  1 

19,7 

15.4 

8,4 

1897 

603,495,266 

64,762,653 

32,189,145  i 

19,3 

15,0 

7,1 

1898 

628,802,067 

68,015,264 

32,510,964  , 

19,9 

15,7 

7,2 

1899  653,686,806 

71,753,602 

33,131,301  1 

20.5 

16,3 

7,3 

1900 

678,742,789 

75,833,242 

33,447,572  1 

i 

21,0 

17.0 

7,5 

Durchschnittsquote,  was  sich  in  Irland  dann  aus  der  Abnahme  der  Bevölkerung 
erklärt,  die  1880  noch  5,203,000,  1900  aber  nur  4,466,000  betrug.  Demnach 
entfielen  auf  den  Kopf  der  Bevölkerung 

im  Jahre  1880:   im  Jahre  1900:    die  Steigerung  betrug: 

in  England    .     .     .     18,5  Pfd.  Sterl.    21,0  Pfd.  Sterl.  18  Vo 

.  Schottland    .    .     14,8     „        ,        17,0     ,        ,  14  , 

,  Irland  ...      6,9     .        ,  7,5     .        ,  9  , 

Zugleich  ersehen  wir  ans  diesen  Zahlen,  um  wieviel  an  Wohlhabenheit  England 

vor  Schottland  und  Irland,  Schottland  wiederum  vor  Irland  voraus  ist 

Indessen  wäre  es  irrig,  nur  die  Jahre  1880  und  1900  zu  betrachten  und 
aus  ihnen  allein  die  Steigerungen  abzuleiten.  In  der  Zwischenzeit  sind  ja  ver- 
schiedentlich in  dem  Modus  der  Besteuerung  wesentliche  Aenderungen  erfolgt, 
so  dass  uns  die  Zahlen  des  Anfangs-  und  Schlus&jahres  an  sich  kein  genaues 
Bild  geben  können.  Sehen  wir  die  Zahlen  der  Tabelle  I  näher  an,  so  ^It  uns 
zunächst  im  Jahre  1895  ein  ziemlich  beträchtliches  Sinken  der  Ziffern  gogen 
das  Vorjahr  auf.  Diese  Tatsache  findet  ihre  Erklärung  vor  allem  darin.,  dass 
1894  das  steuerfreie  Existenzminimum  von  150  Pfd.  SterL  auf  160  Pfd.  Sterl. 
heraufgesetzt  wurde,  dass  also  im  Jahre  1895  all  die  Einkommen  zwischen  150 
und  160  Pfd.  Sterl.  nicht  mehr  zur  Besteuerung  kamen.    Eine  weitere  Abnahme 
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tritt  uns  in  den  Zahlen  des  Jahres  1897  entgegen;  diese  erklärt  sich  daraus, 
dass  die  Pächter,  welche  unter  Schedula  B  steuerten,  im  Jahre  1896,  wie  bereits 
erwähnt,  die  Erlaubnis  erhielten,  hinfort  nur  noch  V>  ilu:^  Pachtzinses  der 
Steuer  zu  unterstellen.  In  der  Tat  sehen  wir  im  Jahre  1897  in  allen  Schedulas 
ausser  B  eine  Steigerung,  in  B  jedoch  eine  Abnahme  um  V*  gegen  das  Voijahr. 
Unter  Berücksichtigung  dieser  beiden  Tatsachen  würde  die  Steigerung  von  1880 
bis  1900  noch  bedeutend  beträchtlicher  sein,  als  sie  oben  angegeben  ist. 

Alle  anderen  Verminderungen  in  der  Höhe  des  Gesamtbruttoeinkommens 
wie  die  der  Jahre  1886/87  und  1894  sind  auf  wirtschaftliche  Depressionen 
zurückzufahren. 

Die  Zu-  und  Abnahme  des  Gesamtbruttoeinkommens  in  den  einzelnen 
Jahren  ersehen  wir  aus  Tabelle  II,  welche  uns  dasselbe  für  Grossbritannien, 
sowie  das  gesamte  Vereinigte  Königreich  mit  absoluter  wie  relativer  Vei^de- 
mng  angibt. 

England  befand  sich  nach  den  Berichten  einer  Kommission  zur  Ermittlung 
der  wirtschaftlichen  Lage  von  1887 ')  Mitte  der  80er  Jahre  in  einer  Krise,  deren 
Anfang  auf  das  Jahr  1875  zurückgeht.  In  den  Jahren  1880/83  trat  in  gewissen 
Industriezweigen  eine  kurze  Zeit  des  Blühens  ein;  indessen  währte  dies  nicht 
lange,  und  die  Krise  erfasste  allgemein  Handel  und  Industrie,  am  meisten  die 
Zweige,  die  mit  der  Landwirtschaft  in  Berührung  standen,  1886  war  der  tiefste 
Stand  erreicht.  Als  die  Hauptzüge  der  wirtschaftlichen  Depression  wurden  in 
diesem  Jahre  von  der  erwähnten  Kommission  hingestellt:  ,a)  Ernsthaftes  Sinken 
der  Preise  der  Bodenprodukte,  b)  Anwachsen  der  Produktion  in  allen  Zweigen 
des  Handels  und  der  Industrie,  c)  Tendenz  des  Angebots  die  Nachfrage  zu  über- 
steigen, d)  infolgedessen  Verminderung  der  Gewinne  aus  der  Produktion  und 
e)  Verminderung  des  Zinsfusses  in  den  angelegten  Kapitalien.*  Die  damalige 
wirtschaftliche  Lage  spiegelt  sich  in  unseren  Zahlen  wieder.  Die  Einkommen 
zeigen  ein  Wachsen  bis  1884,  während  sie  bis  87  sinken,  um  dann  wieder  bis 
1891  zu  steigen. 

Eine  zweite  Depression  ist  um  das  Jahr  1893  zu  verzeichnen.  In  seiner 
Etatsrede  für  1898/94  charakterisierte  der  damalige  Schatzkanzler  Harcourt 
die  wirtschaftliche  Lage  deshalb  wie  folgt'):  ,In  den  reicheren  Klassen 
haben  wir  eine  ernsthafte  Verminderung  der  Einkommen  zu  konstatieren, 
herrührend  von  dem  Daniederliegen  der  Landwirtschaft  und  dem  Sinken  der 
Dividenden."  Infolgedessen  wurden  für  die  Einkommensteuer  des  kommenden 
Jahres  schlechte  Aussichten  eröffnet,  und  in  der  Tat  weist  das  Jahr  1894 
ein  Sinken  der  Einkommen  von  0,95  7o  in  Grossbritannien  und  von  0,86  ^/o  im 
Vereinigten  Königreich  gegenüber  dem  Voijahr  auf.  Diese  Depression  dauerte 
noch  eine  Zeitlang  an  und  führte  im  nächsten  Jahre  dazu,  dass  das  steuerfreie 
Existenzminimum  um  10  Pfd.  Sterl.  erhöht  wurde  und  den  Klassen  mit  Ein- 
konmien  bis  zu  500  Pfd.  Sterling  weitergehende  Erleichterungen  eingeräumt 
wurden.  Diese  Massregeln,  verbunden  mit  der  noch  andauernden  ungünstigen 
wirtschaftlichen  Lage,  erklären  die  weitere  sehr  beträchtliche  Abnahme  der 
Zahlen  des  Jahres  1895. 


1)  Cf.  Bulletin  de  statistique,  Bd.  21  S.  183,  L*enqa§te  sor  la  erise. 
*)  Cf.  Bnlletin  de  statistique,  Bd.  86  S.  466. 
FlnanzarchiT.  XXII.  Jahrg.  U6  10 
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Tabelle  II.    Bewegung  des  GeBamtbrattoeinkominens  in 
Grossbritannien  und  im  Vereinigten  Königreich. 


Jahr 

Grossbritannien 

Vereinigtes  Königreich 

Absoluter 

Zuwachs 

Absoluter 

Zuwachs 

Betrag 

absolut 

in  Proz. 

Betrag 

absolut 

in  Proz. 

1000  Pf.  St. 

1000  Pf.  St. 

1000  Pf.  St. 

1000  Pf.  St. 

1880 

540,756 

— 

— 

576,897 

— 

— 

1881 

549,114 

h    8,358 

h  1,51 

585,224 

+    8,327 

- 

h  1,44 

1882 

565,251 

-  16,137 

-  2,93 

601,451 

+  16,227 

-  2.77 

1888 

676,355 

-  11,104 

-  1,98 

612,836 

+  11,385 

-  1,89 

1884 

591,656 

-  15,301 

-  2,29 

628,510 

+  15,674 

-  2,56 

1885 

594,555 

-    2,899 

-  0,49 

631,467 

+    2,957 

-0,47 

1886 

593,097 

—    1,458 

-  0,25 

629,856 

-    1,611 

—  0,25 

1887 

592,950 

-        147 

—  0,03 

629,398 

-       458 

-  0,07 

1888 

599,595 

h    6,645 

+  1,12 

636,155 

H 

h    6,757 

- 

h  1.07 

1889 

608,409 

-    8,814 

+  1,43 

645,159 

- 

-    9,004 

-1,39 

1890 

682,159 

-  23,750 

+  3,60 

669,359 

- 

-24,200 

-  3,75 

1891 

660,653 

-  28,494 

+  4,52 

698,408 

- 

-  29,049 

_ 

-  4,36 

1892 

672,772 

-  12,119 

+  1,83 

710,753 

- 

-  12,345 

- 

-  1,77 

1893 

673,956 

-    1,184 

+  0,19 

712,277 

H 

-    1,514 

- 

h0,21 

1894 

667,578 

—    6,378 

—  0,95 

706,131 

—    6,146 

—  0,86 

1895 

652,052 

—  15,526 

—  2,31 

690,252 

—  15,879 

—  2,23 

1896 

671,436 

+  19,884 

+  2,97 

709,652 

+  19,400 

+  2,81 

1897 

668,258 

-    3,178 

-  0,47 

700,447 

-    9,204 

—  1,30 

1898 

696,817 

- 

h  28,559 

- 

h  4,26 

729,328 

+  28,881 

+  4,13 

1899 

725,440 

— 

-  28,623 

- 

-4,09 

758,572 

+  29,243 

+  4,01 

1900 

754,576 

^ 

-  29,136 

-  4,05 

788,024 

+  29,452 

+  3,88 

Abgesehen  von  dem  Jahre  1897  und  teilweise  auch  1895  geben  uns  die 
Prozentzahlen  der  Tabelle  U  indirekt  ein  Bild  der  wirtschaftlichen  Konjunkturen, 
indem  auf  eine  Depression  im  nächsten  Jahre  ein  Fallen,  auf  eine  Hochkonjunktur 
ein  mehr  oder  minder  hohes  Steigen  der  eingeschätzten  Einkommen  folgt.  Wir 
werden  jedoch  noch  verschiedentlich  auf  diesen  Gegenstand  zu  sprechen  kommen. 

2.  Ertrag  der  Stener. 

In  Tabelle  III  ist  der  Ertrag  der  Einkommensteuer  für  die  letzten  beiden 
Dezennien  zusammengestellt  Spalte  2  und  3  geben  die  Höhe  der  Steuer  an, 
und  zwar  Spalte  2,  wieviel  Penny  vom  Pfund  Sterling  jährlich  erhoben  wurde, 
und  Spalte  3,  wieviel  Prozent  dies  in  der  uns  geläufigen  Rechnung  ausmachen 
würde.  Da  die  Steuerrate  dem  jedesmaligen  Finanzbedarf  angepasst  wird, 
wechselt  der  Ertrag  der  Income  Tax  recht  beträchtlich.  Während  der  Steuer- 
fuss  in  den  80er  Jahren  öfters  verändert  wurde,  zeigt  er  in  dem  folgenden 
Jahrzehnt  einen  mehr  konstanten  Charakter.  Von  1889 — 1893  war  er  zu  6  d. 
festgesetzt;  für  das  Jahr  1893/94  musste  er  freilich  erhöht  werden,  da  der  da- 
malige Schatzkanzler  Goschen  eine  Mindereinnahme  für  dieses  Jahr  infolge 
der  wirtschaftlichen  Depression  prophezeit  hatte.    Er  sagte  u.  a.  in  seiner  Etats- 
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Tabelle  UL 

Ertrag  der 

Einkommensi 

;euer. 

Jahr 

Hohe  der  Steuer 

Reinertrag 
der  Stener 

Ertrag 
eines  Pennys 

Zunahme 
des  Pennyertrags 

?  d  Yom 
Pfd.  SterL 

in  Proz. 

absolut 

in  Proz. 

1 

2 

3 

4 

5 

6 

7 

1 

d 

Pfd.  Sterl. 

Pfd.  Sterl. 

Pfd.  Sterl. 

1880 

5 

2,08 

9,233,320 

1,846,664 

— 

— 

1881 

6 

2,50 

11,199,816  j 

1,866,636 

+    19,972 

+  1,08 

1882 

5 

2,08 

9,578.414  1 

1,915,688 

+    49,047 

+  2,62 

1888 

6V« 

2,71 

12,758,661 

1,962,871 

--    47,188 

+  2,48 

1884 

5 

2,08 

10,083,927 

2,016,785 

--    58,914 

+  2,71 

1885 

6 

2,50     1 

12,018,332 

2,002,222 

-    14,568 

-  0,78 

1886 

8 

3,88 

15,843,065  i 

1,980395  1 

-    21,827 

-  1,09 

1887! 

8 

8,83 

15.723,555 

1,965,440  1-    14,955 

-  0,80 

1888 

7 

2,92     < 

13,948,844 

1,992,690 

+    27,250 

+  1,38 

1889 

6 

2,50 

12,273,521 

2,045,587  ' 

--    52,897 

+  2,65 

1890' 

6 

2,50     ' 

12,849,349 

2,141,558 

--    95,971 

+  4,80 

1891 

6 

2'50 

13,295,186 

2,215,856  ' 

--    74.298 

+  3,47 

1892 

6 

2,50 

13.428.780  1 

2,238,180  ;' 

--    22,274 

+  1,01 

1893 

6 

2,50 

18.439,300 

2.239,800  i; 

-  -      1,670 

+  0,71 

1894 

7 

2,92 

15,887,000 

2,191,000    -    48,800 

—  2,18 

1895 

8 

8,33 

15,856,000 

1,982,000    -  209,000 

-  9,54 

1896 

8 

8,38     , 

16,265,296 

2,038,162  \  +    51,162 

+  2,58 

1897' 

8 

3,33 

16,788,821 

2,098,602    +    65,440 

+  3,22 

1898 

8 

8,83 

17,507,040 

2.188,880    4-    89,778 

+  4,27 

1899 

8 

3,33 

18.273.000 

2,384,289  , 

+    95,909 

+  4,38 

1900 

8 

3,83 

18,828.952 

2,353,619  ! 

--    69,330 

+  3,04 

1901 

12 

5,00     ' 

29.705,304 

2,475,442  f 

+  121,823 

+  5,16 

1902 

14 

5,83 

ca.  35,980,000 

ca.  2,570,000 

1 
li 

+    94.558 

+  3.81 

rede^:  «Wemi  ich  mich  auf  die  Statistiken  stütze,  auf  die  Gerüchte,  welche 
die  Ciiy  durchlaufen,  auf  die  Klagen,  die  Lankashire  hOren  l&sst,  auf  die  Lage 
von  Torkshire,  wenn  ich  auf  den  Lärm  des  Volkes  höre,  so  muss  ich  glauben, 
dass  die  Einnahmen  aus  der  Einkommensteuer  beträchtlich  sinken  werden.* 
Deshalb  wurde  der  Satz  der  Steuer  um  1  d.  erhöht. 

Das  Jahr  1894  brachte  die  Einkommensteuerreform  von  Harcourt, 
durch  welche  die  geringeren  Einkommen  in  bedeutend  beschränkterem  Masse 
wie  früher  belastet  wurden.  Dies  bedeutete  naturgemAss  eine  Mindereinnahme, 
welche  durch  Erhöhung  des  Steuerfusses  wieder  wettgemacht  werden  musste. 
Infolgedessen  wurde  die  Rate  nunmehr  auf  8  d.  festgesetzt.  Diese  Höhe  wurde 
bis  1900  beibehalten.  Inzwischen  war  über  England  der  Südafrikanische  Krieg 
mit  Beinen  enormen  Ausgaben  hereingebrochen  und  gab  damit  die  Veranlassung, 
die  Steuerrate  zunächst  auf  1  s.  =  12  d.  =  5^0,  sodann  (1902)  auf  1  s.  2  d.  = 
U  d.  =:  533%  festzusetzen. 

Spalte  4  gibt  den  Beinertrag  der  Steuer  an.  dieser  ändert  sich  zugleich 
mit  der  Höhe  des  Steuerfusses.    Qaoz  beträchtliche  Erhöhungen  weist  er  1901 


I)  Cf.  Bulletin  de  statistiqne,  Bd.  38  8.  636. 
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und  1902  auf,  für  welche  Jahre  die  Steuerraie  in  der  eben  geschilderten  Weise 
heraufgesetzt  wurde.  Wie  die  Ergiebigkeit  der  Steuer  zunimmt,  kann  man  aus 
Spalte  5  ersehen,  in  welcher  der  Ertrag  eines  Pennj  für  jedes  Jahr  berechnet 
ist.  Diese  Rechnung  ist  in  England  sehr  beliebt,  sie  wird  gern  als  Beweis  des 
steigenden  Wohlstandes  angeführt,  und  die  betreffenden  Schatzkanzler  erwähnen 
in  ihren  Etatsreden  diese  Zahlen  stets,  um  sie  für  Vergleiche  mit  früheren  Jahren 
zu  verwenden. 

Als  Robert  Peel  die  Einkommensteuer  einführte*),  brachte  die  Steuer 
770,000  Pfd.  Sterl.  auf  den  Penny;  1880  aber  war  der  Pennyertrag  bereits  auf 
1,847,000  Pfd.  Sterl.  angewachsen  und  1900  betrug  er  bereits  2,354,000  Pfd.  Sterl. 
Mit  einigen  Unterbrechungen,  die  gleich  näher  ins  Auge  gefasst  werden  sollen, 
schreitet  der  Ertrag  stetig  vorwärts,  und  Harcourt  bezeichnet  «diesen  Fort- 
schritt der  Einkommensteuer*  als  «einen  der  frappantesten  Züge  der  finanziellen 
Lage  Englands'. 

Die  Veränderungen  des  Pennyertrages,  wie  sie  uns  durch  Spalte  6  und  7 
angegeben  werden,  zeigen  eine  durchgehende  Aehnlichkeit  mit  den  Bewegungen 
des  der  Income  Tax  unterliegenden  Gesamtbruttoeinkommens,  wie  sie  in  den 
letzten  Spalten  von  Tabelle  II  zu  finden  sind.  Die  Differenzen  der  Prozent- 
zahlen beider  Tabellen  sind  ziemlich  minimal;  Verminderungen  sehen  wir  in 
beiden  Fällen  um  die  Jahre  1886  und  1894,  sie  finden  ihre  Erklärung  in  den 
damals  herrschenden  wirtschaftlichen  Depressionen.  Das  starke  Fallen  des  Penny- 
ertrages (um  97o)  im  Jahre  1895  führt  sich  hier  wie  in  Tabelle  II  daneben 
noch  auf  die  Harcourtsche  Steuerreform  zurück.  Dass  die  Zahlen  der  be- 
treffenden Spalten  in  den  Tabellen  II  und  III  nicht  genauer  übereinstimmen, 
liegt  daran,  dass  in  Tabelle  II  das  Bruttoeinkommen  angegeben  ist,  von  welchem 
ganz  beträchtliche,  in  den  einzelnen  Jahren  jedoch  schwankende  Abzüge  ge- 
macht werden,  ehe  es  von  der  Steuer  getroffen  wird.  Auffällig  dürfte  sein, 
dass  für  das  Jahr  1897  die  Prozentziffem  in  II  eine  Abnahme,  in  lU  dagegen 
eine  Zunahme  aufweisen.  Wir  hatten  gesehen,  dass  dieses  FaUen  in  II  darauf 
zurückzuführen  war,  dass  das  Pächtereinkommen  bis  zum  Jahre  1896  zu  seinem 
vollen  Betrage,  von  da  ab  aber  nur  zu  einem  Drittel  der  Steuer  unterlag.  Dass 
aber  zu  gleicher  Zeit  nicht  auch  der  Ertrag  gesunken  ist,  liegt  daran,  dass 
dieses  Drittel  von  der  vollen  Steuerrate  getroffen  wurde,  während  früher  der 
ganze  Einkommenbetrag  nur  mit  ungefähr  einem  Drittel  des  gewöhnlichen 
Steuerfusses  besteuert  wurde. 

Obwohl  1900  verhältnismässig  weniger  Einkommen  als  1880  der  Steuer 
unterlag,  so  hat  sich  doch  der  Pennyertrag  in  diesen  20  Jahren  ganz  bedeutend 
vermehrt.  Er  ist  von  18,5  Mill.  auf  25  Mill.  Pfd.  Sterl.  gestiegen,  ist  also  um 
82*/i>  gewachsen,  während  gleichzeitig  die  Bevölkerungsvermehrung  nur  21  ^'o 
betragen  hat. 

3.  Die  einzelnen  Schednlas. 

Bevor  wir  die  einzelnen  Schedulas  getrennt  betrachten,  erscheint  es  an- 
gebracht, zu  untersuchen,  wie  sich  denn  das  der  Steuer  unterliegende  Gesamt- 
bruttoeinkommen in  den  einzelnen  Ländern  des  Vereinigten  Königreichs  auf  die 


1)  Cf.  Bulletin,  Bd.  88  S.  387  u.  f. 
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yerachiedenen  Schedulas  verteilt  Hierauf  gibt  Tabelle  IV  eine  Antwort,  indem 
sie  in  ihren  ersten  Spalten  die  absolute,  in  ihren  letzten  die  relative  Verteilung 
anzeigt  Dabei  schien  es  empfehlenswert  bei  den  Zahlen  für  1900  unter  Sehe- 
dula  B  eine  Korrektur  anzubringen.  Wie  schon  verschiedentlich  erw&hnt  wurde 
1896  für  die  unter  Schedula  B  Steuernden  festgesetzt  dass  fortan  nur  noch  der 
dritte  Teil  des  Pachtzinses  zur  Steuer  herangezogen  werden  sollte.  Daher  zeigen 
in  Schedula  B  die  Zahlen  des  Jahres  1897  eine  Verminderung  um  '/t  gegen 
das  Vorjahr,  weshalb  bei  unserer  Vergleichung  die  Zahlen  des  Jahres  1900  um 
^/t  vermehrt,  d.  h.  mit  3  multipliziert  sind.  Und  so  gibt  die  erste  Zeile  des 
Jahres  1900  die  korrigierten  Zahlen,  w&hrend  in  der  zweiten  (eingeklammerten) 
die  eigentlichen,  in  den  amtlichen  Statistiken  mitgeteilten  Zahlen  enthalten  sind. 
Aus  der  prozentuellen  Verteilung  ersehen  wir  zunächst,  dass  in  England 
und  Schottland  Schedula  D  die  Hauptrolle  spielt,  in  ihr  werden  1880  fast  die 
EUÜfte,  1900  bereits  über  die  Hälfte  aller  Einnahmen  versteuert.  In  allen  drei 
Ländern  nimmt  sie  gleichmässig  an  Bedeutung  zu ;  dasselbe  gilt  auch  von  Sche- 
dula E,  wenn  auch  natürlich  die  in  diese  Abteilung  fallenden  Gehälter  und 
Pensionen  lange  nicht  so  viel  ausmachen  wie  die  Profite  aus  Handel  und  Ge- 
werbe in  Schedula  D.  Schedula  C  tritt  ziemlich  zurück ;  erstlich  wird  im  Durch- 
schnitt am  wenigsten  Kapital  in  ihr  versteuert,  zweitens  unterliegt  dieses  Ein- 
kommen jährlich  bedeutenden  Schwankungen  und  drittens  hat  dasselbe  für 
unsere  Betrachtung  wenig  Bedeutung,  da  es  in  weit  geringerem  Masse  eine 
volkswirtschaftliche  Rolle  spielt  als  die  übrigen  Einkommen.  Schedula  A  und  B 
zeigen  ganz  im  Gegensatze  zu  D  und  E  wenigstens  in  England  und  Schott- 
land einen  ziemlich  beträchtlichen  Bückgang  auf,  was  aus  dem  Zurückgehen 
der  Landwirtschaft  zu  erklären  ist  Irland  nimmt  eine  besondere  Stellung  ein 
dadurch,  dass  hier  die  Landwirtschaft  die  Hauptrolle  spielt.  Die  Einkünfte 
unter  Schedula  A  und  B  betrugen  1880  64,2  ®/o,  1900  immer  noch  60,3^0,  wäh- 
rend die  Einkommen  unter  D  und  E  1880  nur  337«  betrugen,  allerdings  bis 
1900  auf  38,27t  anwuchsen.  Immerhin  werden  durch  Irland  die  Zahlen  für  das 
Vereinigte  Königreich  nur  unwesentlich  geändert. 

m.  Die  Einkommen. 
1.  Schedula  A  nnd  B. 

Schedula  A  und  B  gehören  eng  zusammen ;  sie  beide  umfassen  das  Ein- 
kommen aus  Grundbesitz,  und  zwar  ist  in  A  Steuerobjekt  das  Einkommen  aus 
dem  Grundbesitz  selbst,  im  Gegensatz  zu  Schedula  B,  wo  das  Steuerobjekt  das 
Einkommen  aus  der  auf  die  Bewirtschaftung  von  Grundstücken  verwendeten 
Arbeit  ist^).  Schedula  A  umfasst  also  die  Einkommen  an  Pacht-  und  Miet- 
zinsen resp.  im  Falle  der  Selbstbewirtschaftung  denjenigen  Teil  des  aus  den  Grund* 
stücken  gewonnenen  Einkommens,  der  dem  Pacht-  bezw.  Mietzins  entspricht. 
Schedula  B  ist  auf  diese  Weise  eine  Sonderbesteuerung  der  landwirtschaftlichen 
Grundstücke;  besteuert  wird  hier  « derjenige  Teil  des  Einkommens,  welcher 
über  den  durch  Verpachtung  erzielten  Zins  gewonnen  wird'. 


1)  Handwdrterbacb  der  Staatswlssenschaften,  2.  Aufl.  Bd.  III,  3.  430. 
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im  Jahre  1881: 

im  Jahre  1900 

62,6  »/o 

36,9. 

0,5, 

76,8  »/o 

23,1. 

0,6. 

152  Ernst  Hnncke, 

Tabelle  T  gibt  eine  Analjais  der  unter  Abteilung  A  eingeschätzten  Ein- 
künfte fQr  die  Jahre  1881  und  1900.  Die  Zahlen  für  die  Jahre  1894  und  1895 
sind  auch  angeführt,  dayon  1895  ab  infolge  der  Harcourtschen  Steuerreform 
weniger  Einkommen  als  früher  der  Steuer  unterlag.  Dieses  Einkommen  setzt 
sich  aus  drei  Teilen  zusammen :  L  Häuser,  II.  Länder,  III.  andere  Profite.  Pro- 
zentuell yerteilten  sie  sich  im  Vereinigten  Königreich  folgendermassen : 

Häuser 

Länder    

.Other  Profits*    .     . 

Von  Tomherein  nehmen  die  Häuser  den  Vorrang  ein,  die  Einkommen 
aus  ihnen  machen:  1881  62,6^0,  1900  76,8 >  aus.  Die  Einkünfte  aus  Lände- 
reien dagegen  gehen  Ton  36,9  auf  23,1  ^/o  zurück,  während  die  Einnahmen  unter 
ni,  die  an  sich  schon  ganz  unbedeutend  sind,  eine  ganz  massige  Steigerung  er- 
fahren. Die  Aenderung  von  1894  auf  1895  verschiebt  das  Bild  nicht  wesentlich, 
die  Einkommen  aus  Häusern  weisen  auch  hier  eine  —  wenn  auch  vielleicht 
nicht  so  grosse  —  Steigerung,  die  aus  Ländereien  eine  Verminderung  auf.  Das 
Sinken  tritt  nur  unter  III  deutlich  hervor.  Die  Einkünfte  aus  Häusern  ver- 
mehren sich 

von  1881—1894  um  27,5  Vo 
,    1895—1900    ,    14,9  , 
insgesamt:     .     1881—1900    ,    48,4, 
die  aus  Ländereien  vermindern  sich 

von  1881—1894  um  18,9  > 
,     1895—1900    ,      5,3  „ 
im  ganzen:    ,     1881—1900    ,    28,8, 
Die  bedeutende  prozentuelle  Steigerung,  die  unter  Nr.  III  von  1895—1900 
zu  verzeichnen  ist  (74,8 ^o),  ist  darauf  zurückzuführen,  dass  in  der  Zwischen- 
zeit in  England  und  Schottland  die  Jagden  und  gewisse  Fischereien  nicht  mehr 
wie  früher  in  Schedula  D,  sondern  in  A  versteuert  wurden. 

In  den  einzelnen  Ländern  verteilen  sich  die  drei  Einkommenkategorien 
wie  folgt:  i^  England  in  Schottland  in  Irland 

1881        1900  1881        1900       1881       1900 

Häuser 66,2  »/o     80,07©       60,4  >    72,5  «/o    24,2  "/o    31,2% 

Länder 33,8  ,      19,4  ,       39,4 ,     26,0  ,     75,1  ,     68,1  , 

,Other  Profits*     .    .     0,5  ,        0,6  ,         0,2  ,        1,5  ,       0,7  ,       0,7  , 

In  England  und  Schottland  nehmen  die  Einkommen  aus  Häusern  den 
grüssten  Raum  ein,  die  aus  Ländern  betragen  etwa  nur  die  Hälfte  bis  ein  Drittel 
hiervon.  In  Irland  liegt  die  Sache  gerade  umgekehrt,  hier  spielen  die  Einkünfte 
aus  Ländereien  die  grüsste  RoUe  und  die  Einkünfte  aus  Häusern  machen  von 
jenen  nur  einen  Bruchteil  aus.  Grossbritannien  ist  eben  mehr  Industrie-,  Irland 
mehr  Agrarstaat. 

Wir  betrachten  nun  die  besteuerten  Häuser  und  Länder  gesondert. 

Tabelle  VI  gibt  die  Gesamtbruttoeinschätzungen  der  Einkommen  aus 
Häusern  für  jedes  der  Jahre  von  1881 — 1900  mit  der  prozentuellen  Steigerung 
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an.    Wie  auch  schon  aus  Tabelle  V  ersichtlich,  wuchsen  die  Einkünfte   aus 
Häusern  von  1881—1900 

in  England  von 102,4  auf  158,2  MiU.  Pfd.  Sierl.»  d.  h.  um  49,8  V 

a.xwari.  der  Hauptstadt  von  29,1  ,  41,0  •  ,  «  »  •  »  40,4, 
im  übrigen  England  von  .  .  78,8  ,  112,2  ,  ,  ,  •  1.  >  58,2, 
in  Schottland  von    ....    11,8     ,      16,7      ,        ,         »        «    .     ,     40,9  , 

in  Irland  von 3,2     ,        4,5     ,        ,         ,        1.    •     .     89,4  , 

also  im  ganzen  von     .    .    .  117,5     ,     174,8     •        ,         •        >    >     «    48,4  • 

Von  der  Gesamtsumme  entfielen 

in  den  Jahren  1881    und  1900 

auf  England 87,2  7o  87,8^0 

,    Schottland 10,1  „  9,6  , 

,    Irland 2,7  ,  2,6  , 

und  es  kamen  von  dieser  Summe  auf  den  Kopf  der  Bevölkerung 

1881  1900 

in  England 8,98  Pfd.  Sterl.    4,83  Pfd.  Sterl. 

,  Schottland 3,20     ,        «        8,89     ,        , 

,  Irland 0,58     ,        ,        0,98     , 

im  Vereinigten  Königreich  .    .    8,47     ,        «        4,30     ,        , 

Die  Beiträge  der  einzelnen  Länder  zur  Steuer  sind  sich  ziemlich  gleich 
geblieben,  in  England  ist  eine  kleine  Vermehrung  (von  87,2^0  auf  87,8%),  in 
Schottland  und  Irland  infolgedessen  kleine  Verminderungen  zu  konstatieren.  Die 
Zahlen,  welche  uns  den  Betrag  der  Einkünfte  aus  Häusern  auf  den  Kopf  der 
Bevölkerung  angeben,  zeigen  ein  recht  erfreuliches  Bild,  denn  dieser  Betrag  ist 
in  allen  drei  Ländern  ziemlich  beträchtlich  gestiegen. 

Mulhall  bemerkt  in  seinem  Buche:  National  Progress  during  the  Queens 
Reign,  in  dem  Kapitel  über  Reichtum  (Nr.  11),  dass  doch  die  ,  Behausungen 
einen  vertrauenswürdigen  Massstab  für  den  Reichtum  eines  Volkes  abgäben', 
nnd  findet,  dass  man  in  England  1894  zweimal  so  gut  als  1841  wohnte.  Frei- 
lich sei  ein  grosser  Unterschied  zwischen  Grossbritannien  und  Irland  zu  ver- 
zeichnen. In  Grossbritannien  wohne  man  überhaupt  am  besten  auf  der  ganzen 
Welt,  während  Irland  in  dieser  Beziehung  so  schlecht  wie  Russland  dastehe. 
Dies  mag  vielleicht  etwas  übertrieben  sein;  sicher  aber  können  auch  wir  den 
enormen  Abstand  zwischen  Irland  und  Grossbritannien  konstatieren :  die  Durch- 
schnittsquote  beträgt  in  Irland  nur  etwa  den  sechsten  Teil  von  der  Grossbritanniens. 

Betrachten  wir  in  Tabelle  VI  die  Zififem,  welche  die  jährliche  Steigerung 
der  eingeschätzten  Einkommen  in  Prozenten  des  Vorjahres  angeben ,  so  fällt 
um  ein  merkwürdiges  Schwanken  auf.  In  einigen  Jahren,  so  z.  B.  1883,  1886, 
1894,  1899,  erreichen  diese  Zahlen  ungeAhr  die  doppelte  Höhe  wie  im  vorher- 
gehenden Jahre.  Diese  Erscheinung  hat  ihren  Grund  in  den  Neueinschätzungen 
(New  Assessments),  welche  alle  8  oder  5  Jahre  von  neuem  erfolgen  und  dann 
den  Assessments  der  folgenden  Jahre  zu  Grunde  gelegt  werden.  Solche  Neu- 
emschätzungen  kommen  für  die  Metropole  in  Betracht  für  die  Finanzjahre 
1882,  1887,  1892,  1897,  für  das  Vereinigte  Königreich  1888,  1886,  1889,  1894, 
1899.  In  England  sind  deshalb  die  Zahlen  für  1882,  83,  86,  87,  89,  92,  94,  97, 
99,  in  Schottland  und  Irland  die  der  Jahre  1888,  86,  89,  94,  99  verhältnis- 
mMg  höher  als  die  Zififem  des  betreffenden  vorangehenden  Jahres.    Während 
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Einschätzungen  der  Bruttoeinnahmen  aus  H&usern 
unter  Schedula  A. 


Zunahme 


E. 

8ch. 

I. 

V.K. 

Pfd.  Sterl. 

Pfd.  Sterl. 

Pfd.  Sterl. 

Pfd.  Sterl. 

•/. 

•/o 

7o 

Vo 

1881 

102,417,104 

11,838,269 

8,210,504 

117,465,877 

— 



— 

— 

1882 

105,621,541 

11,892,164 

3,263,490 

120,877,195 

3,18 

0,45 

1,65 

2,90 

1883 

109,374,253 

12,046,524 

3,306,925 

124,727,702 

8,55 

1,30 

1,33 

8,19 

1884 

111,564,936 

12,130,140 

3,355,033 

127,050,109 

2,00 

0,69 

1,45 

1,86 

1885 

112,790,729 

12,279,808 

3,387,970 

128,458,507 

1,10 

1,23 

0,98 

1,11 

1886 

115,435,530 

12,557,153 

3,416,642 

131,409,625 

2,15 

2,26 

0,85 

2,35 

1887 

117,183,226 

12,614,842 

3,467,098 

133,265,166 

1,51 

0,46 

1,48 

1,41 

1888 

118,523,832 

12,715,904 

3,499,934 

134,739,670 

1.14 

0,82 

0,95 

1,10 

1889 

120,513,633 

12,906,606 

3,502,665 

136,922,904 

1,68 

1,50 

0,08 

1,62 

1890 

121,907,494 

13,026,736 

3,557,392 

138,491,622 

1,16 

0,94 

1,56 

1,15 

1891 

123,721,189 

13,245.723 

3,617,151 

140,584,063 

1,49 

1,68 

1,78 

1,51 

1892 

125,945,646 

13,425,504 

3,675,851 

143,047,001 

1,80 

1,36 

1,63 

1,75 

1893 

127,544,201 

13,642,508 

3,692,281 

144,878,990 

1,27 

1,62 

0,45 

1,28 

1894 

131,860,499 

14,008,173 

3,757,312 

149,625,984 

8,38 

2,68 

1,76 

3,28 

1895 

133,511,890 

14,302,580 

3,831,176 

151,645,646 

1,25 

2,10 

1,94 

1,34 

1896 

135,929,399 

14,594,540 

3,911,764 

154,435,703 

1,81 

2,04 

2,12 

1,84 

1897 

139,670,210 

14,999,118 

4,000,577 

158,669,905 

2.75 

2,77 

2,27 

2,74 

1898 

142,128,400 

15,417,764 

4,135,764 

161,781,928 

1,76 

2,79 

3,35 

1,96 

1899 

149,631,529 

16,103,961 

4,353,657 

170,089,147 

6,28 

4,45 

5,51 

5,13 

1900 

153,193,414 

16,663,967 

4,473,492 

174,330,873 

2,38 

3,47 

2,75 

2,49 

Purcht 

jchnittliche  T 

Vermehrung 

2,14 

1,88 

1,15 

2.01) 

die  Steigerungen  für  gewöhnlich  sich  daraus  erklären,  dass  die  inzwischen  er- 
richteten Neubauten  Einkünfte  abwerfen,  die  der  Steuer  neu  unterliegen,  so  ver- 
anschaulichen die  erhöhten  Zahlen  der  prozentuellen  Zunahme  in  den  Jahren 
mit  Neueinschätzung  das  Steigen  der  städtischen  Grundrente.  In  diesen  Jahren 
kommen  dazu  erstens  die  Einkünfte  aus  den  Neubauten,  und  zweitens  wird  auch 
die  sog.  Differentialgrundrente,  der  unverdiente  städtische  Rentenzuwachs,  von 
delr  Steuer  getroffen.    Deshalb  die  stärkere  Zunahme. 

Es  ist  femer  noch  zu  bemerken,  dass  die  Steigerungen  von  1895  ab  über- 
haupt höher  sind  als  die  der  ganzen  übrigen  vorangegangenen  Zeit,  was  in 
dem  raschen  wirtschaftlichen  Aufschwung  in  dem  Jahrfünft  von  1895 — 1900 
seine  Erklärung  findet. 

Wir  wenden  uns  jetzt  den  Einkommen  aus  Ländereien  unter  Schedula  A 
zu,  deren  Ziffern  in  Tabelle  VII  enthalten  sind. 

Aus  Tabelle  Y  wissen  wir  bereits,  dass  diese  Einkünfte  von  1881 — 1900  fielen 

in  England  von 51,6  auf  37,1  Mill.  Pfd.  Sterl.,  d.  h.  um  28,0  > 

in  Schottland  von      ....      7,7     ,       5,9      ,        „  »       «    >     »     22,8  , 

in  Irland  von 9,98  ,      9,7      ,        ,  «       n    •     >      2,3  . 

iin  Vereinigten  Königreich  von    69,3     ,     52,8      «        ,  n      •    »     » 
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Tabelle  YII.   Einschätzungen  der  Bruttoeinkommen  aus  Ländern 

unter  Schedula  A. 


Jahr 

Absoluter  Betrag 

Abnahme  (— ) 

England 

Schott* 
land 

Irland 

Ver. 
Königreich 

E. 

Seh. 

I. 

V.K. 

1881 
1882 
1883 
1884 
1885 
1886 
1887 
1888 
1889 
1890 
1891 
1892 
1893 
1894 
1895 
1896 
1897 
1898 
1899 
1900 

51,599,428 
51,182,228 
48.402,915 
47,984,834 
47,594,178 
45,993,545 
45,375.763 
44,471,842 
42.274,444 
41,795,594 
41,378.589 
41,129,907 
40,804,619 
40.065,831 
39,680,346 
39,365,825 
38.806310 
38,142,515 
37,296,850 
37,110,545 

7,711,895 
7,648,889 
7,573,251 
7.505,821 
7,461,957 
7,320,599 
7,099,580 
6,824,100 
6.539,762 
6,416,507 
6,374,863 
6,318,581 
6,291,119 
6,251,898 
6,193,310 
6,147,882 
6,100,326 
6,045,378 
5,967,345 
5,956,530 

9,980,650 
9,980,215 
9,981,156 
9,982.072 
9,983,031 
9,954,538 
9,957,806 
9,957,580 
9,940,928 
9,941,799 
9,941,868 
9,943,358 
9,894,202 
9,895,005 
9,895,405 
9,894,358 
9,894,266 
9,749,254 
9,747,391 
9,747,216 

69,291,973 
68,811,032 
65,957,322 
65,442,227 
65,039,166 
63,268,679 
62,433,149 
61,253,522 
58,755,114 
58.153,900 
57,694,820 
57,391,846 
56,989,940 
56,212,734 
55,769,061 
55,408,065 
54,800,902 
53,937,147 
53,011,086 
52,814,291 

-0,80 
-5,43 
-0,86 
-0,85 
-3,36 
-1,34 
-1,99 
-4,94 
-1,13 

—  1,00 
-0,60 
-0,79 

—  1,81 
-0,96 
-0,79 
-1,42 
-1,71 
-2,22 
-0,49 

-0,80 

—  0,99 
-0,90 
-0,58 

—  1.90 
-4,38 
-2,47 
-4,17 
-1,89 

—  0.65 
-0.88 

—  0,43 

—  0,62 
-0,93 
-0,73 

—  0,77 

—  0,90 
-1,29 
-0,18 

-0,04 
+  0.01 
+  0,01 
+  0,01 
-0,29 
+  0,03 

—  0,00 

—  0,17 
+  0,01 
-0,00 
+  0,02 
-0,00 
+  0,01 
+  0,04 

—  0,10 
-0,01 
-1,47 
-0,02 
-0,00 

-0,69 
-4,15 
-0,78 
-0,61 
-2,72 
-1,32 

—  1,89 
-4,08 
-1,02 
-0,79 
-0,63 

—  0,70 

—  1,36 

—  0,78 
-0,65 
-1,10 

—  1,58 

—  1,72 
-0,37 

Von  der  Gesamtsumme  entfielen 
auf  England    .    . 
,    Schottland     . 
.    Irland   .    .    . 


im  Jahre  1881 

74,5  > 

11,2. 

14,3, 


im  Jahre  1900 
70,3  > 
11,3. 

18,4. 


In  Irland  ist  die  Abnahme  am  geringsten  gewesen;  infolgedessen  partizipiert 
es  1900  höher  als  1881  an  der  Gesamtsumme. 

Fragen  wir  uns  nun  nach  den  Gründen,  welche  diesen  Fall  der  Einkommen 
aus  Ländereien  verursacht  haben,  so  finden  wir  diese  in  der  Krise,  die  seit  un- 
gefähr 1878  Aber  die  Landwirtschaft  hereingebrochen  war.  Mulhall  ffihrt  in 
seinem  eben  erwähnten  Buch :  National  Progress  in  dem  Kapitel  über  Ackerbau 
(Nr.  6)  ungefähr  folgendes  aus : 

Ackerbau  ist  der  einzige  Zweig  des  Erwerbslebens,  in  welchem  in  letzter 
Zeit  kein  Fortschritt  zu  verzeichnen  ist  1837  wurde  durch  die  einheimische 
Landwirtschaft  so  viel  produziert,  dass  England  11  Monate  im  Jahre  davon 
leben  konnte,  während  1896/97  die  Produktion  nur  noch  zur  Ernährung  wäh- 
rend 2Vt  Monate  hinreichte.  Das  Kapital  in  der  Landwirtschaft  wurde  bis 
1878  vermehrt,  dann  stetig  vermindert    Es  betrug  in  den  Jahren 

1846  1880  1895 

der  Wert  von  Land  .    .    .    1705  2086  1686  Mill.  Pfd.  Sterl. 

,    Vieh    .    ,    .      150  209  202     .       , 
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Von  dem  in  England  konsomierten  Weizen  erhielt  man 

aus  inländischer  Produktion        dnrch  Einfuhr 

1887—40  2,800,000  250,000,000  t 

1861-70  2,720,000  1,810,000,000  , 

1891-95  1.270.000  4,800,000,000 , 

Ebenso  wie  die  inländische  Produktion  zurückging ,  sanken  auch  die  Preise. 
Diese  betrugen  im  Jahre  1895 

für  Weizen  nur  noch    .    .    .     .    41% 
,    Gerste      ,        ,       ....    52 , 
,    Hafer   "    ,        ,       ....    60 , 

im  Durchschnitt 51  « 

der  für  diese  Cerealien  im  Jahre  1857  gezahlten.  Der  Anbau  von  Getreide 
ging  seit  Anfang  der  80er  Jahre  stetig  zurück.  Ackerland  wurde  in  Weideland 
verwandelt,  und  man  warf  sich  mehr  auf  Vieh-  und  Graswirtschaft. 

Ganz  ähnlich  wie  Mulhall  berichtet  auch  1897  eine  künigl.  Kommission 
über  die  Lage  der  Landwirtschaft'): 

Der  Fall  der  Preise,  der  sich  seit  1875  immer  mehr  und  mehr  fühlbar 
machte,  ist  auf  die  ausländische  Konkurrenz  zurückzuftlhren.  Innerhalb  der 
20  Jahre  von  1875—95  ist  der  Weizen  um  52Voi  Gerste  um  37^0,  Hafer  um 
84^0  im  Preise  gesunken.  Der  Wert  der  durchschnittlichen  Produktion  der 
drei  Hauptcerealien  weist  in  den  20  Jahren  einen  Bückgang  von  21,600,000  Pfd. 
Sterl.,  d.  h.  40^0  &uf.  Landbesitzer  und  Farmer  haben  in  dieser  Zeit  schwere 
Verluste  erlitten.  Nach  einer  Schätzung  von  Giffen  für  1878  und  Alfred 
Mi  In  er  für  1894  beträgt  der  Fall  des  Geldwertes  von  Land  in  Grossbritannien 
während  der  Zwischenzeit  834  Mill.  Pfd.  Sterl.;  die  Renten  und  Pachtbeträge 
sind  um  50 7o  dort  gefallen,  wo  Getreidebau  vorherrscht,  andere  Landstriche 
zeigen  nur  eine  Verminderung  von  10 — 30°/o* 

Wie  man  aus  den  Prozentziffem  der  Tabelle  VII  ersehen  kann,  vermindern 
sich  die  Einkommen  aus  Ländereien  von  Jahr  zu  Jahr ;  besonders  deutlich  tritt 
dies  in  den  Jahren  1886 — 91  hervor,  denn  in  diesen  Jahren  wurde  die  trans- 
ozeanische Konkurrenz  am  härtesten  fühlbar. 

Auch  in  Tabelle  VII  haben  wir  ebenso  wie  in  Tabelle  VI  die  sog.  New 
Assessments  zu  beobachten,  welche  für  die  Finanzjahre  1883,  86,  89,  94,  99 
erfolgten.  In  Tabelle  VI  Hess  sich  für  diese  Jahre  eine  Steigerung  der  Prozent- 
zahlen finden,  auch  hier  sehen  wir  eine  Steigerung,  aber  nach  der  entgegen- 
gesetzten Seite.  Die  Neueinschätzungen  legten  klar,  dass  die  Einkommen,  welche 
sich  durch  Pachtung  aus  den  betreffenden  Gütern  erzielen  Hessen,  stärker  ge- 
fallen waren,  als  man  in  der  Zwischenzeit  angenommen  hatte,  und  so  zeigen 
hier  die  Zahlen  der  Jahre  mit  Neueinschätzungen  indirekt  den  Fall  der  länd- 
lichen Grundrente  an. 

Irland  nimmt  hier  abermals  eine  besondere  Stellung  ein,  denn  der  Fall 
der  ländHchen  Einkommen  in  den  einzelnen  Jahren  ist  ganz  unbedeutend. 

Ueberaus  eng  verknüpft  mit  den  unter  A  versteuerten  Einkommen  aus 
Ländern  sind  die  Einkommen  der  Schedula  6.    Wir  haben  hier  allerdings  zwei 


1)  Cf.  Jonmal  of  tbe  Royal  Statistical  Society,  1807,  Septemberbeft. 
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Tabelle  Yin.    Einschätzungen   der   Bruttoeinkommen 
unter  Schedula  B. 


Absoluter  Betrag 


Jahr' 


Abnahme  ( — ) 


England 


1881— 1S96 


1881 


51,498.216 


1882:51,169,023 
1888 148,268,992 
1884,48,025,698 
1885i  47,787,618 
1886:  46,036,876 
1887  45,649,913 
188^45,035,697 
1889j  42,809,219 
1890  42,031,230 
189li  41,804,179 
1892-141,681,927 
1893141,453,684 
1894'  39,904,520 

1895  39,631,876 

1896  89,428,808 

I. 

1890—1900 

1896113,290,652 
1897;!  13,160,528 


1898 
18991 
190(^ 


13,022,072 
12,399,298 
12,364,782 


Schott- 
land 

Irland 

7,713,147 

9,980,694 

7,650,123 

9,980,259 

7,572,865 

9,981,197 

7,506,865 

9,982,117 

7,462,512 

9,988,076 

7,322,301 

9,956,929 

7,100,309 

9,959,787 

6.828,729 

9,957,583 

6,538.822 

9,940,941 

6,415.704 

9.941,812 

6,375,283 

9,941,381 

6,319,027 

9,943,177 

6,291,358 

9,894,389 

6,253,330 

9.894,870 

6,194,736 

9,895,271 

6,148,660 

9,894,271 

2,054,121 

3,298,099 

2,088,095 

3,298,078 

2,018,992 

3,249,764 

1,984,708 

3,248,081 

1,983,779 

3,247,641 

Ver. 
Königreich 


69,187,057 
68,799,405 
65,823,054 
65,514,180 
65,233,206 
68,316,106 
62,710,009 
61,817,009 
58.788,982 
58,388,746 
58,120,843 
57,944,131 
57,689,381 
56,052,720 
55,721.883 
55,471,784 


18,642,872 
18,496,701 
18,290,828 
17,682,032 
17,596,152 


E. 

Seh. 

I. 

0,62 

-0,80 

-0,00 

5,80 

-1,01 

--0,01 

0,50 

-0,88 

--0,01 

0,50 

-0,58 

--0,01 

3,66 

-1,88 

-0,26 

0,84 

-3,03 

+  0,08 

1,35 

—  3,89 

-0,02 

6,05 

-4,18 

—  0,17 

0,65 

—  1,88 

+  0.01 

0,54 

-0.63 

—  0,00 

0,29 

-0,88 

--0.02 

0,55 

-0,44 

--0,51 
--0,01 

3,65 

-0,60 

0,68 

-0,93 

--0.00 

0,51 

-0,74 

-0,01 

0,98 

-0,78 

-0,00 

1,05 

-0,94 

-1,46 

4,79 

-1,70 

-0,07 

0,27 

-0,04 

-0,01 

V.  K. 


■0,55 
4,38 
-0,47 
-0,43 
-2.94 
-0,96 
-1,42 
-4,90 
-0,68 
-0,46 
-0,30 
■0,53 
•2,75 
-0,59 
-0,45 


-0,78 

Ul 

•8,60 

-0,20 


—  indessen  sehr  verschieden  grosse  —  Einkommenskategorien  zu  trennen:  1.  Die 
Einkommen  aus  der  landwirtschaftlichen  Bearbeitung  von  Grundstücken  und 
2.  die  Einkünfte  aus  Gemüse-  und  Blumengärten  (Nurserie  and  Market  Gardens). 
Von  der  Gesamtbruttosumme  kamen 


im  Jahre  1881 
auf  1    68,965,953  Pfd.  Sterl.  =  99,7  > 
auf  2         221,104     ,        ,      =    0,3  , 


im  Jahre  1900 
17,338,166  Pfd.  Sterl.  =  98,6  > 
257,986     ,         ,      =    1,4. 


Die  Einkommen  unter  Nr.  2  machten  1881  nur  einen  ganz  rerschwindenden 
Bruchteil  der  Gesamtsumme  aus;  obwohl  sie  sich  nun  bis  1900  nur  ganz  un- 
bedeutend vermehrt  haben,  ist  doch  der  prozentuelle  Bruchteil,  der  in  diesem 
Jahre  auf  sie  kommt,  bedeutend  höher.  Das  liegt  daran,  dass  von  1896  ab  die 
Einkommen  aus  der  landwirtschaftlichen  Nutzung  von  Gütern  nur  noch  zu 
einem  Drittel  zur  Steuerveranlagung  eingeschätzt  wurden. 

Die  Beträge  der  ,  Gross  Assessments"  unter  Schedula  B  gibt  Tabelle  VIII 
an.  Dabei  sind  der  Einschätzung  nach  zwei  Perioden  zu  unterscheiden.  In 
der  ersten  von  1881—96  wurde  der  ganze  Pachtzins,  in  der  zweiten  von  1897 
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bis  1900  nur  der  dritte  Teil  desselben  eingeschätzt  Der  41.  Report  of  tbe 
Commissioners  of  Inland  Revenue  reduziert  zum  Zwecke  der  Vergleichung  die 
Zahlen  des  Jahres  1896  nach  dem  Einscb&tzungsmodus  von  1897,  infolgedessen 
findet  sich  in  der  Tabelle  das  Jahr  1896  zweimal  vertreten,  das  erste  Mal  als 
Schlussjahr  der  ersten  Periode,  das  zweite  Mal  als  Anfangsjahr  der  zweiten 
Periode.  Die  prozentuellen  Vermehrungszahlen  der  Tabelle  VIII  stimmen  fast 
völlig  mit  denen  der  Tabelle  VII  überein,  sie  würden  es  in  noch  höherem 
Masse,  wenn  in  Tabelle  VIII  die  Einkommen  aus  Nurserie  und  Market  Gardens 
losgelöst  w&ren  und  unter  den  Ländern  von  Schedula  A  nicht  mancherlei  Be- 
sitzstücke aufgeführt  wären,  die,  weil  von  der  Steuer  gänzlich  ausgenommen, 
in  B  nicht  wiederkehren.  Schedula  B  enthält  eben  nur  eine  Art  Sonderbesteue- 
rung der  Einkommen  aus  Landwirtschaft.  Infolgedessen  gilt  für  die  Einkünfte 
unter  Abteilung  B  im  grossen  und  ganzen  dasselbe,  was  fllr  die  Einnahmen 
aus  Ländereien  unter  Abteilung  A  gesagt  worden  ist. 

Die  eigentliche  Natur  der  Steuer^)  unter  B  erkennt  man  am  besten  aus 
der  Erlaubnis,  welche  im  Jahre  1887  den  Landwirten  gegeben  wurde,  statt 
unter  B  unter  D  zu  steuern,  wenn  sie  nämlich  über  ihre  Einkünfte  genau  Buch 
führten  und  nachweisen  konnten,  dass  sie  nicht  so  viel  üeberschuss  aus  der 
Bebaung  ihrer  Grundstücke  erzielten,  als  in  der  Steuerveranlagung  angenommen 
wurde.  Von  dieser  Erlaubnis  haben,  wie  Tabelle  IX  zeigt,  nur  wenig  Land- 
wirte Gebrauch  gemacht. 


Tabelle  IX. 


Landwirte,  welche  anstatt  unter  B 
unter  D  steuerten*). 


Jahr 

Anzahl 

Voller  Betrag 

des 
Pachtzinses 

Unter  D 

steuertes 
Einkommen 

1888 

143 

28,821 

1,344 

1889 

16» 

56,731 

8,627 

1890 

136 

54,637 

5,468 

1891 

134 

55,977 

5,449 

1892 

116 

47,239 

4,664 

1893 

112 

48,887 

15,369 

1894 

552 

229,665 

11,358 

1895 

485 

208,726 

11,364 

1896 

431 

189.975 

8,629 

1897 

405 

178,725 

9,327 

1898 

376 

172,860 

9,392 

1899 

301 

124,143 

21,333 

1900 

265 

116,055 

11,548 

Da  der   Steuersatz  in  Schedula  B  früher  gewöhnlich  nur  ungefähr  V' 
des  für  die  anderen  Abteilungen  geltenden  betrug,   so   hätte   diese  Erlaubnis 


1)  Handwörterbuch  der  Staatswissenschaften,  Bd.  III,  S.  431 
3)  46.  Report  of  tbe  Comm.  of  J.  R.  S.  181. 

158 


Digitized  by  VjOOQIC 


Die  Entwickl.  v.  Einkommensteuer  a.  Einkommen  in  England  i.  d.  letzt,  ao  Jahren.      \^Q 

nur  dann  eine  Erleichterung  fOr  die  Landwirte  bedeutet,  wenn  diese  weniger 
als  ^/t  üeberschuss  über  den  Pachtzins  erzielt  h&tten.  Dem  ist  indessen  wohl 
nicht  so  gewesen,  denn  die  Anzahl  der  Farmer,  die  von  dieser  Erlaubnis  Ge- 
brauch machten,  ist  stets  nur  sehr  gering  gewesen. 

2.  Schedula  G. 

In  Schedula  C  werden  die  Einkommen  aus  Zinsen  und  Renten  von  Staats- 
und öffentlichen  Papieren  besteuert.  Diese  Steuer  ist  ihrer  Art  nach  Coupon- 
steuer:  wenn  die  Zinsen  aus  den  betreffenden  öffentlichen  Kassen  gezahlt  werden, 
wird  der  Steuerbetrag  sogleich  in  Abzug  gebracht.  Bei  fremden  Papieren  haben 
die  Banken,  welche  die  Zinsen  zahlen,  den  Steuerkommissionären  die  erforder- 
lichen Angaben  zu  machen.  Bei  dieser  Art  der  Steuererhebung  kann  natürlich 
▼on  einem  steuerfreien  Existenzminimum  keine  Rede  sein,  es  werden  sämtliche 
Zinsen  der  öffentlichen  Papiere  besteuert.  Wenn  nun  schon  die  Einkommen, 
die  der  Schedula  C  eingerechnet  sind,  an  und  für  sich  nicht  bedeutend  sind  im 
Yeigleich  zu  denen  der  Übrigen  Schedulas,  und  an  Bedeutung  ausserdem  jähr- 
lich mehr  und  mehr  zurücktreten,  so  wird  durch  das  eben  erwähnte  Moment 
ihre  Bedeutung  noch  mehr  abgeschwächt.  Könnte  man  zu  den  Einkommen  der 
anderen  Abteilungen  die  Einkommen  hinzurechnen,  welche,  weil  unter  150  resp 
160  Pfd.  Sterl.,  nicht  besteuert  werden,  so  würde  Schedula  G  ihrem  relativen 
Verhältnis  zu  den  übrigen  Schedulas  nach  eine  noch  geringere  Rolle  spielen. 

Tabelle  X.    Die  unter  Schedula  G  besteuerten  Einkommen. 


Jahr 

Absoluter  Betrag 

Zunahme 

Jahr 

Absoluter  Betrag 

Zunahme 

Pfd.  Sterl. 

Vo 

Pfd.  Sterl. 

^0 

1880 

39,860,488 

— 

1892 

39,681.245 

-8,0 

1882 

89,992,771 

-    0,3     1 

1893 

88,345,642 

-  8,3 

1884 

40,580,574 

-     1.5 

1894 

88,913,492 

+  1,5 

1886 

42,088,711 

-    3,7 

1896 

38,583,850 

-  0,8 

1888 

46,512,059 

-  10,5 

1898 

38,609,269 

-0,1 

1890 

48,002,070 

-    7,5 

! 

1900 

39,408,744 

+  2,1 

Tabelle  X  gibt  die  Beträge  der  unter  unsere  Schedula  fallenden  Zinsen 
filr  einen  Zwischenraum  von  je  2  Jahren  an.  Hier  kann  aber  weder  von  einer 
deutlichen  Vermehrung  noch  einer  Verminderung  die  Rede  sein.  Nur  einmal, 
im  Jahre  1893,  gibt  die  amtliche  Statistik  eine  Erklärung  für  das  Sinken  des 
Betrages  gegenüber  dem  Voijahr  an.  Alle  Dividenden  nämlich  aus  städtischen 
xmd  korporativen  Unternehmungen  wurden  von  diesem  Jahre  ab  nur  noch  unter 
Abteilung  D  besteuert,  während  sie  früher  teilweise  in  G  und  teilweise  in  D 
der  Steuer  unterlagen. 

Die  verschiedenen  Arten  der  Wertpapiere  und  die  Höhe  ihrer  besteuerten 
Zinsen  zeigt  Tabelle  XI  für  die  Jahre  1881  und  1900.  In  diesen  beiden  Jahren 
sind  die  Einkommen  unter  Schedula  G  annähernd  gleich  (39,8  resp.  89,4  Mill. 
Pfd.  Sterl.)  und  doch  sind  die  einzelnen  Kategorien  der  Papiere  ganz  verschieden 
8tark  vertreten.    Die  Dividenden   und   Annuitäten   teilen  sich   ein   in   solche 
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Tabelle  XL  Analysis  der  unter  SchedulaC  versteuerten  Zinsenetc. 

1881   und   1900. 


Bezeichnung  der 
Papiere 

-    — T, -           -  -■■       --     -     ■ 

Absoluter  Betrag  li  „      .  . 

^      Bezeichnung  der 

T^_       ? 

Absoluter  Betrag 

1 

rvL^ivrfs 

1881 

1900     1 

1881 

1900 

1 

2 

3 

1 

2 

3 

Pfd.  Sterl. 

Pfd.  Sterl.. 

Pfd.  Sterl. 

Pfd.  Sterl. 

Britannien 

Australien 

Fundierte  Schuld 
Schwebende   , 

19,792,594 

208,874 

12,065,943 

58.28(^ 

p^ji 

_^ 

4,804 

Neusüdwales  . 

588,790 

1,914,019 

Ausserdem     .    . 

593,349 

608,427,1  Queensland    . 

1   C!llJ^lJ^           IuxiIljilu 

442,889 
381,693 
938.518 

1,175,821 

874,507 

1,693,889 

Zusammen 

20,594,817 

19  7^)9  aw  öudaustralien 
12,732,650.  y.j^^^^         ^ 

Indien 

,  Westaustralien 

11,778 

329,288 

Tasmania  .    • 

58.683 

281,176 

Regierungsaktien 

!  Neuseeland 

1,182,639 

1,541.560 

und  Anleihen  . 

2,848,364 

3,587,9091  Neufundland. 

— 

97,855 

Eisenbahnen, 

!'     Kolonien  total 

5,506,779 

11,275,965 

Kanäle  etc.     . 

4,465,714 

4.693,795 

Fremde  Staaten 

Zusammen 

7,314,078 

8,281,714, 

Kolonien 

;        Europa 

•WTI                   ^ 

1  Oesterr.-Ungam . 

313,717 

91,194 

Europa 

1  Belgien      .    . 

1,101 

450 

Gibraltar  .    .    . 

864 

— 

Bulgarien  . 

2,750 

57,784 

Isle  of  Man   .    . 

■— 

9,282  Dänemark . 

86,002 

81,182 

Deutschland 

— 

77,525 

Asien 

!  Griechenland 

46,060 

99,181 

Ceylon  .... 

55,768 

118,558  Italien  .    . 

889,002 

192,983 

Hongkong  etc.   . 

3,987 

11,963 

!  Niederlande 
j  Norwegen  . 

311 
75,536 

2,584 
54.041 

Afrika 

Portugal    . 

556.840 

81,892 

Kapkolonie    .    . 

448.475 

1.072,204 

Rumänien  . 

51,089 

— 

Mauritius  .     .     . 

36,418 

42,012 

Russland    . 

941,628 

292,577 

Natal     .... 

71,024 

833,141 

Serbien 

— 

6,912 

Sierra  Leone 

3,375 

— 

Spanien 

155,816 

182,258 

St  Helena      .    . 

706 

— 

Schweden  . 
Schweiz     . 

169,224 

77,851 
38 

Amerika 

Türkei  .    . 

645,449 

442,183 

Kanada     .    .    . 

1,247,883 

1,630,157 

Antiqua 

1,782 

4,040 
2,135 

Asien 

Bahamas    . 

— 

China    .... 

88,628 

886,608 

Barbados  . 

— 

13,195 

Indien  .... 

— 

25,012 

Dominika  . 

354 

2,829 

Japan    .... 

168,816 

292,394 

Grenada    . 

— 

5,127 

Persien.    .    .    . 

— 

22,794 

Jamaika 

19,289 

52.907 

St.  Kitts     . 

216 

2,692 

Afrika 

St.  Lucia    . 

1,690 

8,211 

Aegypten  .    .    . 

1,192,870 

657,199 

St.  Vincent 

— 

175 

Liberia  .... 

— 

2,174 

Monserrat . 

67 

525 

Marokko    .    .    . 

2,295 

— 

Trinidad    . 

13,718 

33.584 

Tunis    .... 

888 

— 

Br.  Guiana 

1,093 

19,004 

Oranje- Freistaat 

— 

1,392 

Br.  Honduras 

— 

1,305 

Transvaal . 

— 

75,670 
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Bezeichnong  der 
Papiere 


Absoluter  Betrag 


1881 
2 


1900 
3 


Bezeichnung  der 
Papiere 


Absoluter  Betrag 


1881 
2 


1900 
3 


Amerika 
Argentinien 
Brasilien 
Chile     . 
Kolumbien 
Costarica 
Kuba     . 
Ecuador 
Guatemala 
Hawaii  . 
Mexiko  . 
Nicaragua 
Paraguay 
Peru.     . 


Pfd.  Sterl. 

462,634 

603,477 

319,084 

27,111 


514 
95 


Pfd.  Sterl. 

1.794,1191 

180,981 

596,986 

15,254 

47,799 

109 

9»489 

12,192 

10,857 

258,621 

11,650 

5,507 


Salvador    .    .  . 

Ver.  Staaten  .  . 

Uruguay    .    .  . 

Venezuela .    .  . 

Fremde  Staaten 
zusammen 

Sa.  Summarum 


Pfd.  Sterl. 


178,922 
62,545 


Pfd.  Sterl. 

10356' 

10,040 

535,885 

15,882 


11,987,578 


7,118,425 


39,846478 


39,408,744 


▼on  1.  britischen,  2.  indischen,  3.  kolonialen  und  4.  fremden  Papieren.  Im 
Jahre  1881  werden  hauptsächlich  britische  Dividenden,  uud  zwar  im  Betrage 
von  20,6  MilL  Pfd.  Sterl.,  besteuert,  w&hrend  1900  hiervon  nur  12,7  Mill.  Pfd. 
Sterl.  der  Steuer  unterliegen.  Die  indischen  Dividenden  nehmen  nur  wenig  zu 
(?on  7,3  auf  8,8  Mill.  Pfd.  Sterl.),  die  kolonialen  verdoppeln  sich  (5,5  resp. 
11,3  Mill.  Pfd.  Sterl.)  und  die  der  fremden  Staaten  nehmen  etwas  ab  (von 
11,9  auf  7,1  Mül.  Pfd.  Sterl.). 


8.  Sohedula  D  und  S. 

Wie  Schedula  A  und  B  zusammen  betrachtet  wurden,  so  kann  man  auch 
Schedula  D  und  £  zusammenfassen,  da  diese  beiden  Abteilungen  mancherlei 
ähnliche  Züge  aufweisen.  Dort  werden  die  Einkommen  aus  Immobilien  be- 
steuert, hier  die  Einkommen,  die  einerseits  aus  Handel  und  Gewerbe  bezogen 
(Schedula  D),  anderseits  als  Gtohfilter  und  Pensionen  (Schedula  £)  gezahlt  werden. 

Tabelle  XII  gibt  die  Gesamtbruttoeinsch&tzungen  f&r  Schedula  D  sowohl, 
als  auch  Schedula  E  im  Vereinigten  Königreich  an.  Diese  vermehrten  sich  in 
der  Zeit  von  1881—1900: 


77,4, 
25,0, 
69,4. 

110,9  , 


unter  Schedula  D 

in  England  von  .    .     . 

220,0  auf  874,9 

in  Schottland  von  .    . 

25,6 

.      45,4 

in  Irland  von      .     .    . 

9,8 

.      12,2 

im  Ver.  Königreich  von 

255,4 

,     432,5 

unter  Schedula  E 

im  Ver.  Königreich  von 

33,2 

.       70,1 

unter  Schedula  D  n.  E  zus. 

im  Ver.  Königreich  von 

288,6 

,     502,6 

PinMzarcbiv.  XXII.Jahrg 

i«i 
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im  Jahre  1900 

Zunahme 

11,81  Pfd.  Sterl. 

3,25  Pfd.  Sterl. 

10,61    , 

3,88     .        . 

2,69    . 

0,91     . 

10,91     . 

2,53     . 

Die  Entwickl.  v.  Einkommensteaer  u.  Einkommen  in  England  i.  d.  letzt.  20  Jahren.      Jgg 

Die  Einkommen  unter  £  haben  sich  stärker  als  die  unter  D  vermehrt. 
Anderseits  zeigen  die  Einkommen  unter  D  in  Schottland  die  st&rkste  Ver- 
mehrung. Indessen  zeigt  die  Berechnung  auf  den  Kopf  der  Bevölkerung,  dass 
wenn  auch  Schottland  relativ  schneller  wie  England  fortschreitet^  es  dieses  doch 
lange  noch  nicht  erreicht  hat  Von  den  unter  D  versteuerten  Einkommen  kamen 
D&mlich  auf  den  Kopf  der  Bevölkerung 
im  Jahre  1881 

in  England    ....  8,56  Pfd.  Sterl. 

in  Schottland     .     .    .  6,78     ,  , 

in  Irland 1,78    ,  , 

im  Ver.  Königreich    .  7,38     ,  , 


*7 
♦6 
+5 
+i 
+3 
+2 
+1 
+0 
-1 
-2 
-3 
-4 


W&hrend  Schottland  hiemach  im  Jahre  1881  hinter  England  um  1,78  Pfd.  Sterl. 
zurückstand,  war  die  Differenz  1900  nur  noch  1,20  Pfd.  Sterl.  Dass  Irland  nach 
dieser  Rechnung  so  weit  hinter  Grossbritannien  zurücksteht,  liegt  daran,  dass 
hier  die  meisten  Einkünfte  aus  der  Landwirtschaft  bezogen  werden;  denn,  wie 
schon  in  Tabelle  IV  klargelegt,  betrugen  in  Irland  die  Einkünfte  in  den  Jahren 

1880    und   1900 

unter  Schedula  A  und  B 64,2  <»/o  60,3  > 

D    ,     E  nur 33,0 ,  38,2  , 

der  Gesamtsumme  aller  Bruttoeinsch&tzungen. 

Die  prozentuellen  Zuwachsziffem  bei  Schedula  D  (Tabelle  XII)  spiegeln 
genau  das  Bild  der  wirtschaftlichen  Koigunkturen  wieder.  Schon  gelegentlich 
der  Betrachtung  des  unter  die  gesamte  Income  Tax  fallenden  Bruttoeinkommens 
(cfr.  Tabelle  II)  sahen  wir  Verminderungen  um  die  Jahre  1886  und  1893,  die 
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104  ^"^^^  HuLcke, 

auf  wirttchaftlicfae  Depietnonen  zarflckgefUirt  werden  muarten.  Diese  Ab- 
nahmen kehren  nun  in  denselben  Jahren  in  Tabelle  Xn  wieder.  W&hiend 
bei  den  Hftosem  und  L&ndem  (cfr.  Tabelle  VI  und  YUI)  die  proientuellen  Yer- 
ändemngizablen  speziell  in  den  Jahren  mit  .New  Assessments'  uns  das  Wadisen 
der  städtischen  und  das  Sinken  der  l&ndlichen  Grundrente  Yor  Augen  führten, 
gestatten  die  Zuwachsziffem  der  Tabelle  XIU  Schlüsse  auf  die  andere  Art  des 
,61ftckseinkommens*,  den  sog.  Eonjunktnzgewinn. 

Die  Zahlen  zeigen  eine  wellenförmige  Bewegung.  Die  Kurve  I,  welche 
dieselben  graphisch  darstellt,  steigt  mit  steigender  und  fällt  mit  fallender 
Eoi^nnktur;  ein  Maximum  erreicht  sie  1884,  um  1887  zu  einem  Minimum  herab- 
zusteigen, es  folgt  ein  Maximum  1891,  ein  Minimum  1894.  Das  Jahr  1895  ist 
nicht  verzeichnet,  weil  durch  die  Harcourtsche  Steuerreform  der  ümfuig 
der  Steuer  verringert  und  dadurch  die  Zahl  nach  der  negativen  Seite  hingedrängt 
wurde.  Zum  Vergleich  stellt  die  Kurve  11  die  prozentuellen  Zuwachszahlen  des 
gesamten  eingeschätzten  Bruttoeinkommens  dar,  wie  sie  uns  Tabelle  II  dar- 
bietet. Dieselbe  zeigt  geringere  Schwankungen,  weil  nur  ein  Teil  des  ein- 
geschätzten Gesamteinkommens  durch  die  Koivjunkturen  beeinflusst  worden  ist. 

Schedula  £,  deren  Einkommen  von  der  wirtschaftlichen  Lage  nur  in  ge- 
ringem Masse  abhängig  sind,  zeigt  abgesehen  von  1895,  dem  Jahre  nach  der 
Harcourtschen  Steuerreform,  keine  Abnahme.  Indessen  kommen  auch  hier, 
die  Koigunkturen  insofern  zum  Vorschein,  als  in  Jahren  wirtschaftlicher  Depres- 
sion (um  1886  und  1898)  die  Zuwachszahlen  etwas  hinter  dem  Durchschnitt 
zurückbleiben. 

In  Tabelle  XIII  findet  sich  ein  Verzeichnis  der  hauptsächlichsten  Ein- 
kommensquellen unter  Schedula  D,  wie  es  jährlich  von  dem  Statistical  Abstract 
dem  absoluten  Wert  nach  gegeben  wird.  Im  Jahre  1882  nehmen  dieselben  der 
Höhe  nach  folgenden  Rang  ein:  1.  Handel  und  Gewerbe,  2.  Eisenbahnen  im 
Vereinigten  Kdoigreich,  8.  Aktiengesellschaften,  die  nicht  näher  spezialisiert 
sind,  inkl.  Eisenwerke,  4.  fremde  und  koloniale  Hypotheken,  Besitzungen  etc., 
5.  Bergwerke  und  Steinbrüche,  6.  Zinsen  aus  städtischen  Aktien  und  Anleihen, 
7.  Gasanstalten,  8.  Kanäle  und  Binnenschiffahrty  9.  Wasserwerke  und  10.  Eisen- 
bahnen ausserhalb  des  Vereinigten  Königreichs.  Von  diesen  Einkommensquellen 
zeigen  bis  1894  eine  übergrosse  Vermehrung  die  Eisenbahnen  ausserhalb  des  Ver- 
einigten Königreichs ;  dies  liegt  daran,  dass  ein  Teil  derselben  vor  1892  unter  die 
kolonialen  Besitzungen  (Nr.  4)  gerechnet  wurde ;  dass  aber  trotzdem  auch  diese  letz- 
teren noch  eine  beträchtliche  Vermehrung  aufweisen,  kommt  daher,  dass  England 
aus  seinen  enormen  Kolonien  mehr  und  mehr  Nutzen  zieht.  Nicht  zu  verwundem 
ist,  dass  die  Aktiengesellschaften  eine  so  starke  Zunahme  zeigen;  die  kapita- 
listische Gesellschaftsordnung  bedient  sich  ja  mit  Vorliebe  und  in  immer  aus- 
gedehnterem Umfange  dieser  Produktionsorganisation.  Von  1894 — 95  trat  fast 
in  allen  Erwerbszweigen  ein  Sinken  der  Profite  ein ;  erstens  wegen  des  geringeren 
Bereichs  der  Steuer  und  zweitens  weil  die  wirtschaftliche  Depression,  die  sich 
1898/94  bemerkbar  machte,  noch  immer  f&hlbar  blieb.  Von  1895—1900  zeigen 
diesmal  die  nicht  näher  bezeichneten  Aktiengesellschaften  die  grösste  Zunahme ; 
nur  die  Einkünfte  aus  Bergwerken  und  Steinbrüchen  sind  zurückgegangen. 
Die  Reihenfolge  gestaltete  sich  demnach  1900  folgendermassen :  1.  Handel  und 
Gewerbe,  2.  Aktiengesellschaften,  3.  Eisenbahnen  im  Vereinigten  Königreich, 
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4.  fremde  und  koloniale  Hypotheken  etc.,  5.  Eiaenbahnen  ausserhalb  des  Ver- 
einigten Königreichs,  6.  Bergwerke  und  Steinbrüche,  7.  Zinsen  von  städtischen 
Aktien  und  Anleihen,  8.  Gasanstalten,  9.  Wasserwerke,  10.  Binnenschiffahrt, 
Kanäle. 

4.  Die  Abzüge. 

Von  den  sog.  Gross  Assessments  werden  mancherlei  Abzüge  gemacht,  ehe 
die  Einkommen  die  HOhe  erreicht  haben,  auf  der  sie  als  die  sog.  Net  Assess- 
ments von  der  Steuer  getroffen  werden.  Wie  Tabelle  XIV  angibt,  machten 
diese  Einkommenabzüge  in  der  Zeit  von  1881—94  ungeßlhr  167«»  ^^  ^^^  Zeit 
von  1895—1900  ungefähr  20^0  der  Gesamtbruttoeinschätzungen  aus.  In  den 
einzelnen  Schedulas  ist  diese  Höhe  sehr  verschieden.  Am  meisten  werden  in 
B  Abzüge  gemacht  (52 — 65  ^o),  in  C  finden  Abzüge  überhaupt  nicht  statt  Am 
geringsten  sind  die  Abzüge  in  Schedula  D,  wo  sie  nur  ca.  15  7«  der  Gesamt- 
summe ausmachen.  Im  Jahre  1895  tritt  Überall  eine  beträchtliche  Vermehrung 
infolge  der  erhöhten  Kürzungen  der  Harcourt sehen  Reform  ein.  1897  steigt 
der  prozentuelle  Betrag  der  Kürzungen  in  B,  da  die  Einkommen  nur  noch  mit 
Vs  der  Steuer  unterliegen  und  infolge  dieser  Verminderung  auch  ein  grösserer 
Bruchteil  aus  den  Kürzungen  Nutzen  zieht.  Die  abermalige  Erweiterung  der 
Abatements  vom  Jahre  1898  wird  nicht  besonders  stark  in  unseren  Zahlen 
sichtbar. 

Tabelle  XIV.    Die  Abzüge  von  den  Gesamtbruttoeinschätzungen. 


Jahr 

Absoluter  Betrag  der  Abzüge  in 

in  Prozenten  der  Gesamt- 
bruttoeinschätzung 

Sched.  A 

Sched.  B 

Sched.  D 

Sched.  E 

allen 
Sched. 

A 

B 

D 

E 

1 

1882 
1888 
1894 

1895 
1897 
1899 

Pfd.  Sterl. 

17,180,850 
20,537,905 
19,958,689 

48,921,956 
52,667,130 
53,555,195 

Pfd.  Sterl. 
86,125,617 
33,590,331 
33,516,113 

34,291,253 
12,099,963 
11,472,763 

Pfd.  Sterl. 

36,546,159 
42,208,464 
46,880,801 

51,054,794 
55,513,372 
61,277,546 

Pfd.  Sterl. 

7,439,889 

9,778,507 

18,277,896 

15,846,610 
17,457,543 
21,448,535 

Pfd.  Sterl. 

97,252,515 
106,115.207 
111,546,888 

150,114,618 
137,738,008 
147,754,039 

7o 

9,02 

10,48 

9,44 

23,61 
24,59 

28,92 

1 

52,52 
54,84 
59,80 

61,55 
65,40 
64,76 

Vo 
13,67 
14,58 
13,18 

15,16 

14,89 
14,86 

21,44 
23,65 
25,25 

31,05 
30,94 
32,85 

7o 
16,18 
16,68 
15,79 

21.75 
19,66 
19,47 

Aus  welchen  Teilen  sich  die  Abzüge  in  den  einzelnen  Schedulas  zusammen- 
setzen, zeigt  Tabelle  XV.  In  allen  Schedulas  werden  zunächst  die  Einkommen 
ganz  ezimiert,  die  zwar  eingeschätzt  sind,  sich  aber  doch  nachher  als  unter- 
halb der  Steuergrenze  liegend  erweisen.  Femer  kommen  in  allen  Abteilungen 
die  Kürzungen  der  mittleren  Einkommen  in  Abzug,  die  indes  weiter  unten 
noch  genauer  betrachtet  werden  sollen,  unter  A  geniessen  gänzliche  Steuer- 
freiheit^): Die  öffentlichen  Gebäude  und  Hallen  der  Universitäten,  Hospitäler, 


i)Inhülsen,  Die  geschichtliche  Entwicldnng  der  englischen  Einkommenstener. 
Finanzarchiv  Bd.  XIII. 

166 


Digitized  by  VjOOQIC 


Die  Entwickl.  y.  EinkommeiiBteiier  a.  Einkommen  in  England  i.  d.  letzt,  ao  Jahren.      IQ'J 
Tabelle  XV.    Die  Abzüge  in  den  einzelnen  Schedulas. 


Bezeichnung 


1882/83 


1892/98 


1894/95 


1899/1900 


I.  Schedula  A. 

1.  Gänzliche  Befreiungen     .... 

2.  Kürzungen 

3.  Yergünstignogei^ : 

Oeffentl.  Gebäude  und  Hallen  der 
UniversitiLt 

Hospit&ler,  Öffentliche  Schulen, 
Armenhäuser 

Unbewohnte  Häuser 

Einkommen  aus  Ländern  zu  wohl- 
tätigen Zwecken 

4.  Verluste 

5.  Reparaturen: 

Länder  (Vs) 

Häuser  (V«) 

6.  Andere  erlaubte  Abzüge      .    .    . 

Total 

IL  Schedula  B. 

1.  Gänzliche  Befreiungen     .... 

2.  Kürzungen 

3.  Verluste 

4.  Farmer  in  D  steuernd     .... 


Total 


m.  Schedula  D. 


1.  Kürzungen 

2.  Lebensversichernng  .    . 

3.  Abnutzung  von  Maschinen  .    . 

4.  Verluste 


10,607,884 
853,774 


49,325 

1,157,498 
593,357 

787,260 
168,964 


2,226,107 


15,621,971 
1,551,724 


61,455 

1,847,804 
386,017 

819,474 
26,797 


2,287,855 


13,178,108 
1,490,898 


46,690 

2,009,174 
356,406 

722,135 
63,385 

5,535,020 

23,428,022 

2.297,173 


16,719,874 
2,236,542 


46,408 

2,472,077 
234,917 

762,120 
76,408 

6,430,611 

26,306,654 

2,393,964 


16,444,164 


26,590,073 

4,358,373 

59,465 


22,553,097 


28,690,791 

4,927,110 

61,313 

48,387 


48,921,956 


28,512,474 

5,519,881 

50,222 

208,726 


57,679,575 


10,652,585 
1,251,453 

7,447 
38,658 


31,007,911 


34,685,413 

!  1,056,343 

2,335,552 


33,727,601 


39,551,931 
2,030,218 
4,601,176 


34,291,253 


44,522,481 
2,159,904 
4,372,409 


11,950,148 


53,049,154 

2,665,745 

8,434,382 

761 


Total 


IV.  Schedula  £. 


1.  Kürzungen      .    .    . 

2.  Lebensversicherung 

3.  Reisekosten     .    .    . 


Total 


38,077,298 


6,902,803 
418,436 
550,071 


46,833,325 


10,998,601 
863,810 
752,701 


51,054,794 


14,176,894 
925,398 
744,318 


64,149,992 


20,791,660 

1,411,097 

851,025 


7,871,310 


12,615,112 


15,846,610 


23,053,782 


öffentliche  Schulen,  Armenhäuser,  unbewohnte  Häuser,  Einkommen  und  Renten 
aus  Ländern,  deren  Ertrag  zu  wohltätigen  Zwecken  bestimmt  ist.  Auch  dürfen 
in  A,  B  und  neuerdings  auch  in  D  Verluste  in  Abzug  gebracht  werden,  wie  in 
dem  ersten  Abschnitt  dieses  Teiles  (S.  142)  hervorgehoben  wurde.    Seit  1894 
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(Harcourtsche  Reform)  ist  auch  gestattet^  Reparatnrkosten  in  Schedula  A  bei 
Festfletcmig  der  Stener  in  Anrechnung  zn  bringen ;  ee  wird  für  Ländereien,  d.  h. 
die  luidwirtschaftlichen  Qebftnde  V*»  ^^  H&nser  V<  ^^  jährlichen  Ertrages, 
wie  ihn  die  Gross  Assessments  enthalten,  zu  diesem  Zwecke  in  Abzug  gebracht. 

In  Schedula  D  und  E  werden  ausserdem  die  Betr&ge  für  Lebensversiche- 
nmgsprftmien,  sofern  diese  V<  ^^  Jahreseinkommens  nicht  übersteigen,  von  der 
Steuer  freigelassen;  ausserdem  tritt  in  D  noch  ein  Abzug  für  Abnutzung  der 
Maschinen  ond  Fabrikräumlichkeiten  (Wear  and  Tear  of  machinery  and  plant) 
und  in  £  ein  solcher  für  Reisekosten  (Trarelling  expenses)  ein. 

Wie  die  Kürzungen  (Abatements)  im  letzten  Jahrzehnt  immer  mehr  und 
mehr  ausgedehnt  worden  sind,  zeigt  Tabelle  XVI.  Die  einschlägigen  Gesetze 
sind  schon  bei  Gelegenheit  der  Besprechung  der  Einrichtung  unserer  Steuer  ge- 
nannt worden. 

Welch  grosse  Erleichterung  für  die  unteren  der  Income  Tax  unterliegen- 
den Einkommen  1S94  geschaffen  wurde,  erhellt  daraus,  dass  1895  um  18  %  mehr 
Kürzungen  als  1894  erfolgten.  Die  weitere  gesetzliche  Ausdehnung  vom  Jahre 
1898  verursacht  im  Jahre  1899  eine  Steigerung  der  gekürzten  Betrage  um 
7,6  */o  gegenüber  dem  Voijahre. 

Diese  Kürzungen  bezwecken,  der  Steuer  eine  gewisse  Progressivitöt  zu 
geben,  die  wie  bei  uns  in  Preussen  durchzuführen  infolge  der  Einrichtung  und 
Verwaltung  der  Steuer  schlecht  möglich  wäre. 

ly.  Die  Zensiten. 
1.  Sehednla  A  und  B. 

Um  die  Entwicklungstendenzen  des  Einkommens  aufzudecken,  ist  es 
nötig,  vor  allem  auch  die  Zahl  der  Zensiten  in  Rechnung  zn  ziehen,  ihr  Ver- 
hältnis zur  GesamtbevÖlkerung  festzustellen,  ihre  Bewegung  zu  verfolgen  und 
ähnliches  mehr.  Leider  ist  die  Möglichkeit,  derartige  Rechnungen  bei  der  eng- 
lischen Income  Tax  auszuführen,  eine  sehr  beschränkte.  Für  Schedula  D  und  E 
sind  freilich  in  den  amtlichen  Statistiken  Zahlen  vorhanden,  die  indessen  für 
die  Zeit  vor  1895  recht  lückenhaft  sind;  für  Schedula  A  und  B  sind  dieselben 
jedoch  vollkommen  unausreichend.  In  den  Reports  of  Inland  Revenue  sind  für 
disM  beiden  Abteilungen  nur  die  Zahlen  der  eingeschätzten  Besitzstücke  an- 
gegeben, femer  wie  viele  von  diesen  gänzlich  von  der  Steuer  eximiert  sind, 
weil  sie  ein  Einkommen  unter  150  resp.  160  Pfd.  Sterl.  abwerfen,  und  schliess- 
lich, wie  viele  Besitzungen  aus  der  Erlaubnis  der  Kürzung  Nutzen  ziehen.  Mit 
anderen  Worten,  es  ist  wohl  angegeben,  wie  viel  Besitzstücke  der  Steuer 
unterliegen,  jedoch  kann  man  nicht  ersehen,  wie  viel  Personen  zu  der  Steuer 
herangezogen  worden  sind,  da  in  vielen  Fällen  mehrere  Besitztümer  in  einer 
Hand  vereinigt  sind.  So  sind,  um  ein  Beispiel  anzuführen,  drei  Häuser,  welche 
jährlich  etwa  je  100  Pfd.  Sterl.  abwerfen ,  dann  gänzlich  von  der  Steuer  exi- 
miert, wenn  sie  drei  verschiedenen  Besitzern  gehören;  bilden  sie  aber  das  Eigen- 
tum eines  einzelnen,  so  wird  dieser  für  ein  Einkommen  von  800  Pfd.  Sterl.  zur 
Steuer  herangezogen.  Demnach  hätte  es  keinen  rechten  Zweck,  bei  etwa  150  Pfd. 
Sterl.  eine  Grenze  zu  ziehen  und  zu  betrachten,  wie  viel  Besitztümer  steuerfrei  sind, 
mid  wie  viele  der  Steuer  unterliegen,  da  dasselbe  Besitztum,  je  nachdem  es  die 
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TabeUe  XVII. 

unter  Schedula  A 

und  B  ein 

geschätz 

te  Besitztümer. 

Anzahl  der 
Besitztümer 

Mit  einem  Einkommen  {£)  von 

Es  entfielen  Besitz- 
tümer 

Jahr 

Schedula 
A 

Schedula 
B 

absolut 

durch- 
schnittlich 

auf 
lOOPers. 

auf  100 
Familien') 

A 

B 

A 

B 

A 

B 

A 

B 

England 

1 

18801 
1890 
1895 
1900 

5,730,994 
6,504,244 
6,914,385 
7,527,002 

784,713 
796,125 
797,893 

801,878 

152,553,788 
164.541,187 
178,748,328 
191,112,811 

51,625,560 
42,031,230 
39,631.876 
12,364,732 

26,6 
25.9 
25,1 
26,0 

65,8 
52,8 
49,7 
15,5 

(46,5) 

22,6 
22,9 
23,0 
23,7 

3,1 
2,8 
2.7 
2,5 

101,8 
104.2 
105,8 
109,1 

14.3 
12.9 
12.2 
11,1 

Schottland 

1880 
1890 
1895 
1900 

459,220 

534,195 

1.020,277 

1,105,892 

78,220 

81,909 

116.442 

106,017 

19,582,445 
19,510,395 
20.547,515 
22,949,891 

7,776,919 
6,415,704 
6.194,736 
1,983.779 

42,6 
36,5 
20,2 
20,8 

99,4 

78,3 

53,2 

18,7 

(56.1) 

12,5 
13,5 
24,7 

25,8 

2,1 
2,1 

2,8 
2,5 

57,6 

61,9 

113,8 

118,8 

9.8 

9.5 

12.9 

10.4 

Irland 

1880 
1890 
1895 
1900 

1,152,435 
1,177,012 
1,211,392 
1,528,095 

713,557 
711,758 
719,416 
821,130 

13,241,587 
13,600,828 
13,829,132 
14,321,204 

9,980,587 
9,941,812 
9,895,271 
3,247,641 

11,5 

11,6 

11,4 

9,4 

14,0 

14,0 

13,8 

4,0 

(12,0) 

21,9 
25,3 
26.3 
33.7 

13,6 
15,0 
15.6 
18,1 

109,4 
126,6 
131,6 
168,6 

67,8 
74.9 
78.2 
90.6 

Vereinigtes 
Königreich 

1880 
1890 
1895 
1900 

7,342,649 

8,215,451 

9,146,054 

10,160,989 

1,576,490 
1.589,792 
1.633,751 
1,729,025 

185,377,770 
197.652,410 
208.124,975 
228,383,906 

69,383,066 
58,388,746 
55,721,883 
17,596,152 

25,3 
24,1 
22,8 
22,5 

44,0 
86,7 
34,1 
10.2 

(30,6) 

21,4 
22,1 
23,6 
25,1 

1 

4.6 
4,3 
4,2 
4,3 

100,6 
101,7 
110,8 
117,7 

21.6 
20,1 
19,8 
20,0 

einzige  oder  eine  Ton  mehreren  Einnahmequellen  des  Besitzers  ist,  bald  von 
der  Steuer  freigelassen,  bald  von  ihr  getroffen  wird. 

Indessen  soll  doch  versucht  werden,  aus  den  wenigen  vorhandenen  Zahlen 
einige  Schlüsse  zu  ziehen. 

Tabelle  XVII  gibt  die  Anzahl  der  Besitzungen  an,  welche  sich  unter  den 
Gross  Assessments  in  Schedula  A  und  B  in  den  Jahren  1880,  1890,  1895  and 
1900  befanden.  Dieselben  zeigen  der  Anzahl  nach  überall  ein  massiges  Ansteigen. 
Die  Zahlen  für  Schottland  unter  A  in  dien  Jahren  1895  und  1900  übertreffen 
die  Zahlen  der  Jahre  1880  und  1890  allerdings  wesentlich,  woran  aber  der 
Methode  der  Einschätzung  wohl  die  Schuld  zugeschrieben  werden  musa.  Was 
nun  Schedula  A  allein  anbetrifft,  so  gingen  die  Durchschnittseinkommen,  die 
aus  den  hier  verzeichneten  Besitztümern  gezogen  wurden,  allmählich  zurück, 
während  gleichzeitig  die  Anzahl  der  Immobiliarbesitzungen.  welche  auf  100  Per- 


1)  Die  Familie  in  England  und  Schottland  zu  4,6  Personen,  in  Irland  zn  5,0  Personen, 
im  Yer.  Königreich  zu  4,7  Personen  gerechnet.    Gf.  Constitutional  Tearbook  lOOS  S.  488. 
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sonen  der  BeTÖlkenug  entfielen,  stieg.  Dies  darf,  soweit  man  sich  auf  diese 
etwas  ungewissen  Zahlen  verlassen  kann,  als  ein  günstiges  Zeichen  angesprochen 
werden,  indem  die  Besitzungen,  wobei  hier  in  erster  Linie  an  H&oser  gedacht 
werden  muss,  kleinere  Einkommen  abwarfen,  d.  h.  selber  im  Durchschnitt  kleiner 
wurden,  also  wahrscheinlich  in  höherem  Masse  das  Eigentum  weniger  gut  situiertet 
Klassen  bildeten.  Während  im  Vereinigten  Königreich  im  Jahre  1880  auf  100 
Familien  100,6  Immobiliarbesitzungen  kamen,  entfielen  1900  bereits  117,7  auf 
die  gleiche  Anzahl  Familien. 

Bei  Schedula  B,  wo  man  es  hauptsächlich  mit  landwirtschaftlich  be- 
arbeiteten Grundstücken  zu  tun  hat,  geht  sowohl  die  relative  Anzahl  der  Be- 
sitzungen als  auch  das  Durchschnittseinkommen  wenigstens  in  Grossbritannien 
in  der  Zeit  von  1880 — 1900  zurück.  Die  Schuld  muss  natürlich  der  landwirt- 
schaftlichen Eirise  und  den  mit  ihr  verbundenen  Einkommensverminderungen 
zugeschrieben  werden.  Irland  zeigt  ganz  im  Gegensatz  gerade  bei  der  prozen- 
tuellen Anzahl  der  Besitzungen  eine  Zunahme,  welche  auf  das  Abnehmen  der 
Bevölkerung  zurückzuführen  ist. 

2.  Schedula  D  und  E. 

Bei  Schedula  D  und  E  geben  die  amtlichen  Statistiken  eine  Klassifikation 
von  Zensiten  und  Einkommen  nach  Einkommensklassen.  Jedoch  erschienen  diese 
Statistiken  in  den  letzten  20  Jahren  nicht  ununterbrochen,  von  1885—92  über- 
haupt nicht,  auch  wurde  ihre  Anordnung  verschiedentlich  geändert.  So  ist 
z.  B.  bis  1898  in  den  einzelnen  Steuerstufen  das  Nettoeinkommen,  welches  also 
tatsächlich  der  Steuer  unterliegt,  von  1899  ab  das  Bruttoeinkommen  angegeben, 
▼on  welchem  ja  bekanntlich  noch  mannigfache  Abzüge  gemacht  werden ,  ehe 
es  von  der  Steuer  getroffen  wird. 

Da  in  Schedula  D  die  Einkommen  aus  Handel,  Gewerbe  und  Industrie 
besteuert  werden,  so  ist  für  unsere  Betrachtung  vor  allen  Dingen  Grossbritannien 
wichtig,  welches  ja  ganz  vornehmlich  Industriestaat  ist,  ganz  im  Gegensatz  zu 
Irland,  wo,  wie  schon  oben  verschiedentlich  erwähnt,  die  Landwirtschaft  vor- 
herrscht und  die  Profite,  welche  die  Industrie  abwirft,  nur  einen  geringen  Bruch- 
teil der  gesamten  Einnahmen  ausmachen. 

Sehen  wir  uns  die  Verteilung  der  Einkommen  an  und  betrachten  wir 
ihre  Entwicklung,  so  müssen  wir  zunächst  die  Bewegung  der  Zensiten  ins  Auge 
fassen.  Tabelle  XVIII  gibt  in  den  Spalten  2—5  die  absolute  Anzahl  derselben  in 
den  Jahren  1881,  1898,  1895  und  1901  auf  die  einzelnen  Einkommensstufen  ver- 
teilt an.  Die  folgenden  Kolonnen  zeigen  dann  nach  der  von  J.  Wolf  1892 
eingeführten  Methode,  wie  viel  Zensiten  aus  den  einzelnen  Stufen  in  die  höheren 
Übergegangen  sind.  Ueberall  bemerken  wir  ein  ganz  rapides  Aufwärtssteigen, 
am  stärksten  jedoch  ist  es  in  der  Mitte  unserer  Skala:  Die  Einkommen  unter 
1000  Pfd.  SterL  bewegen  sich  schneller  aufwärts  wie  die  darüber.  Auffallend 
ist,  dass  die  Vermehrung  von  1881 — 1901  geringer  ist,  als  die  sowohl  von  1881 
bis  1893  als  auch  von  1895—1901.  Der  Grund  hierfür  liegt  in  der  wirtschaft- 
lichen Depression  von  1892—95.  Wir  hatten  in  Tabelle  XIII  gesehen,  dass  das 
eingeschätzte  Gesamtbruttoeinkommen  in  dieser  Zeit  sehr  beträchtlich  gefallen 
war  und  dass  an  diesem  Fallen  die  damalige  Krise  schuld  war,  wenn  auch  für 

171 


Digitized  by  VjOOQIC 


172 


Brust  Huneke, 


a 
o 

'3 

e8 


CD 

a 
s 

a 

cd 

S 
13 


0 


o 

s 


I 


s 


00 

00 


o 


g 
-43 


» 


s 


00 


CO 
00 

I 


9 

'S 


o-O* 


a 

s  °° 

08 


0 

I 


S 


00     CO 


»oe*^^e^'<t<OÄOO'^oo« 

Od     00     US     ^     v-i     1-H     Oü 


03     ^     Ud     C^     C«     -^ 

00     00     Oa     O»     *0     CQ 

5  S  S  "  " 


s  s  s 

Cp      CQ     0> 


COCOUdOCDOOOQiCOd 

o<]09eoo>o»caoi*-4ca 


1-t   l>   1-H   1-H   00 

o  -^  O  »  »H   , 
lO   I 


00  O  (M  »O  '^ 

a>  ao  c«  ^  -^ 

CD  00  O  00  t-H 

1-H  oJ  ^  »O  ^ 

»o  CO  oa  1-H  »-I 


CO  e* 


0>  09  CO 

S  5  ^ 


O»00^MOd03i-^i-4e*i-i 

^eocot^o>or*  ^oo 
<oi-Hkoorc4odeoa»04 
»ii-Mi-Hoa-^^^»-! 


I   I 


OOOOCO^^CQQQC«'^^ 

t-4t-400Ägo-<«<^^o»oa 

r-t-4i-H000dcoi-Hco*ooa 


CO  >0  kO  00 


1  I 


§ 


Od 

CO 

oa 


2  S 

•^  Od 


CO  Od  Od 
Od  CO  CO 
00  "^  l> 


»O  00  *0  CO  1-H 
00  ^  CO  o  p 


SS5S5S3S2 


Od  Od  *-• 

Od  1-H 


00 


coodv-icotoeocoodooQOt>»iid 
rMoo»r*tOkOcov-iodi>o>«o 

l>i-HOi00i^O>00l>O»l>00 
O'^gQC0l>0dc0C>*^i-3' 
00     Od     00     CO    «-«  1-H     1-M 


1 


1 


08 

OB 


CO 
00 


OOOOAOOOCOHjCO'^OOOOt^^ 
O)Odi-H0000^0di-HCOA*^C^ 

oooa^c^Od»o^cooo  i-h  O»-« 
c5'?fi-5'^oiä'od'oÄCo'e*^ofi-? 


00 
00 


CO  CO 


1-^  Od  CO  1-« 
^  ^  CQ  Oa 
1-H  -^  -^  r- 


ud  lO  O 
•"^  Od  Od 

^  t*  o» 


<^COOOCpOOOdC«i-HCOi-H 

^^0»"^i-Hl-H»-l1-H 


s 

i 
a 
a 

o 
a 

•»H 


1-H    a 


S  8  S 

^     »O     CO 


1-«    Od    ua   o   o   o 

^    lO    *o 


iO'o^T'OOOOOO 

11^ 


I 


1-H     Od     »C     O 


Digitized  by  VjOOQIC 


Die  Entwickl.  v.  Einkommensteuer  u-  Einkommen  in  England  i.  d.  letzt,  so  Jahren.      \  73 

das  Jahr  1895  das  Heraufsetzen  des  Existensminimums  der  Hauptgrund  des 
Sinkens  ist  Es  dürfte  interessant  sein,  zu  beobachten,  in  welcher  Weise  eine 
wirtschaftliche  Depression  die  Einkommen  mindert  Nehmen  in  einer  wirtschaft- 
lich ungünstigen  Zeit  die  grossen  oder  die  kleinen  Einkommen  in  höherem  Masse 
ab?  Betrachten  wir  die  Jahre  1893  und  1894,  so  finden  wir:  es  bezogen  Ein- 
kommen 


i  J.  1898 

i.  J.  1894 

die  Zu-  (+)  reep.  Abnahme  (— ) 
betrag 

r  200  Pfd.  SterL 

215326 

221,533 

+  2,64»/. 

200-500 

179,586 

179,766 

+  0,20  , 

600—1000 

32,100 

31,523 

-  1,82  . 

1000—2000 

18,314 

18,016 

-  2,19  , 

2000-5000 

7,168 

6,799 

-  5,14  , 

5000-10000 

2,098 

1,977 

-  5,77  . 

Über    10000 

1,218 

1,104 

-  9,36  . 

Die  Tatsache  springt  sofort  ins  Auge,  dass  die  grossen  Einkommen  die 
grOsste  Reduktion  erfahren;  sie  haben  am  meisten  unter  einer  ungünstigen 
Koigunktur  zu  leiden«  Da  man  wohl  zu  der  Annahme  berechtigt  ist,  dass  die 
sog.  Unternehmer  es  sind,  welche  die  grossen  Einkommen  aus  Handel  und 
Gewerbe  beziehen,  so  best&tigt  sich  hier,  was  J.  Wolf  in  seinem  System  der 
Sozialpolitik  von  jenen  sagt,  dass  nämlich  die  Unternehmer  am  meisten  dem 
«scharfen  Ostwind  der  Konkurrenz*  ausgesetzt  sind  und  am  schwersten  von 
den  , Absatzkrisen,  jenen  Stürmen,  welche  über  das  Meer  der  Weltwirtschaft 
brausen',  mitgenommen  werden. 

Wie  sich  die  Zensiten  und  das  von  ihnen  unter  die  Steuer  gebrachte  Netto- 
einkommen auf  die  einzelnen  Einkommensstufen  yerteilen,  zeigt  Tabelle  XIX  A 
ftür  1881  und  1893,  Tabelle  XIX  B  für  1895  und  1898.  Letztere  Tabelle  konnte 
Bar  bis  1898  ausgedehnt  werden,  da,  wie  schon  oben  erwähnt,  von  1899  das 
eingeschätzte  Bruttoeinkommen  in  die  Statistiken  aufgenommen  wurde  und  es 
leider  nicht  möglich  ist,  die  eine  Kategorie  auf  die  andere  umzurechnen.  Femer 
zeigen  die  erwähnten  Tabellen  auch,  wie  sich  im  einzelnen  der  Gesamtzuwachs 
an  Zensiten  und  Nettoeinkommen  verteilt.  Da  wir  es  hier  aber  nur  mit  den 
durch  die  Abzüge  bereits  verminderten  Nettoeinkommen  zu  tun  haben,  so  nehmen 
die  Einkommen  von  150—400  Pfd.  Sterl. ,  resp.  160—500  Pfd.  Sterl.  eine  viel 
zu  untergeordnete  Stellung  ein,  wodurch  das  Bild  der  Verteilung  wesentlich 
verschoben  wird;  wir  kommen  indes  gleich  hierauf  zu  sprechen.  —  Aus  unserer 
Tabelle  entnehmen  vnr,  dass  Einkommen  bezogen 

über  150  Pfd.  Sterl.  1881  857,659  ]  ^  „      ^  ,^  ,  „, 

1893  400,372  )  ^^"0«^^°;  Zunahme  =  12,1  > 

über  160     .        .      1895  811,812  \  _  „      ^ 

1898  840,455  )  Personen;  Zunahme  =    9,2  , 

Die  Zensiten  vermehrten  sich  demnach  in  den  12  Jahren  von  1881—93  um  12,1^0, 
in  den  6  Jahren  von  1895—98  um  9,2  V*»  während  in  den  gleichen  Zeiträumen 
die  Be?Olkerung  sich  um  13,8,  resp.  3,2  >  vermehrte ;  oder  mit  anderen  Worten : 
es  entfielen  auf  10,000  Köpfe  der  Bevölkerung  Personen,  welche  aus  Handel 
und  Gewerbe  allein  ein  Einkommen  bezogen 
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aber  150  Pfd.  Sterl.  im  Jahre  1881  122        ^ 
,   1898  120 
und  aber  160  »   •   ,    ,   1895  91 

,   1898  97 

Man  sieht,  1898  ist  die  Zahl  der  Zensiten  relativ  geringer  all  im  Jahre 
1881,  zieht  man  aber  in  Betracht,  dass  das  Jahr  1898  wirtschaftlich  ongOnstig, 
1881  dagegen  wirtschaftlich  ganstig  war,  so  kann  man  wohl  annehmen,  dass 
in  dem  betrachteten  Zeitintervall  die  Zahl  der  Zensiten  die  Tendenz  hatte,  min- 
destens proportional  zur  Bevölkerang  zu  steigen.  In  den  Jahren  wirtschaft- 
lichen Aufschwungs  von  1895—98  hat  sich  dagegen  die  Zahl  der  Zensiten  be- 
deutend schneller  als  die  Bevölkerung  vermehrt 

Was  nun  die  relativen  Einkommen  betrifft,  so  muss  man  zun&chst  be- 
denken, dass  in  der  gebotenen  Tabelle  nur  die  reduzierten  Einkommen  an- 
gegeben sind,  man  muss  also,  um  ein  ann&hemd  richtiges  Bild  zu  erhalten, 
zum  mindesten  die  Karzungen  zu  den  Einkommen  bis  400,  resp.  500  Pfd.  Sterl. 
hinzufOgen.    So  betrugen  unter  Schedula  D  (Trades  and  Professions  only) 

die  Nettoeinkommen  die  gesamten  Abzüge  also  das  Gesamteinkommen 
1881  125,265,611  Pfd.  Steri.  32,849,044  157,614,655 

1893  189,795,195     ,        ,  40,674,987  180.470,132 

1895  117,079,952     ,        ,  45,174,594  162,254,546 

1901  —  ,        ,  —  205,480,126 

Ziehen  wir  jetzt  die  Anzahl  der  Zensiten  einschliesslich  derer,   die  zwar 
unter  150,  resp.  160  Pfd.  Sterl.  Einkommen  bezogen,  aber  doch  nicht  ron  der 
Steuer  ezimiert  waren,  in  Betracht,  so  finden  wir:   Es  betrug  das  auf  einen 
Zensiten  entfallende  Durchschnittseinkommen 
im  Jahre  1881  392  Pfd.  Steri. 


1881  392  Pfd.  Sterl.  )  „        ^  ^  ^  ^, 

1893  400      ,        .      J  Vermehrung  =  2,1  > 

1895  414      „        ,      \  ^        , 

1901  426      ,        ,      J  Vermehrung  =  3,1  , 


Wie  zu  erwarten  war,  ist  das  Durchschnittseinkommen  gestiegen,  und 
zwar  von  1881—93  um  2,1 7o,  von  1895—1901  um  8,1  %  d.  h.  von  1895  ab  in 
einem  ca.  dreimal  so  schnellen  Tempo  wie  von  1881 — 93.  Die  starke  Vermeh- 
rung von  1893  zu  1895  ist  auf  das  Heraufsetzen  der  unteren  Qrenze  zum  grOssten 
Teil  zurückzuführen ;  wenn  die  untersten  Einkommen  jetzt  höher  sind  wie  vor- 
her, 80  muss  sich  naturgem&ss  auch  der  Durchschnitt  aller  Einkommen  gegen 
früher  heben. 

Sehen  wir  uns  nun  die  Verteilung  von  Zensiten  und  Einkommen  auf  die 

einzelnen  Einkommensstufen  einmal  etwas  näher  an.   Unter  1000  Zensiten  bezogen 

ein  Einkommen  zwischen 

i.  J.  1881     i.  J.  1893 

Personen 


i.  J.  1881 

i.  J.  1893 

150  und    500  Pfd.  Steri. 

8566 

8604 

500    ,     1000     , 

847 

803 

über        1000     , 

587 

593 

i.  J.  1895 

i.  J.  1898 

160  und    500  Pfd.  Steri. 

8550 

8597 

500    «     1000     .        . 

828 

793 

über        1000     , 

622 

610 
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Die  Zahl  der  Zensiten,  welche  mittlere  Einkommen  (bis  500  Pfd.  Sterl.  =  10,000  M.) 
bezogen,  hat  sich  sowohl  von  1881—93,  als  auch  von  1895—98  stärker  vermehrt 
als  die  Zahl  der  Bezieher  von  Einkommen  über  500  Pfd.  Sterl.  In  unserer 
prozentuellen  Rechnung  kommt  dies  darin  zum  Ausdruck,  dass  jene  einen  sich 
mehr  und  mehr  auf  Kosten  dieser  erweiternden  Raum  einnehmen.  Die  Zensiten 
aller  Einkommensklassen  vermehrten  sich,  und  zwar  so,  dass  die  mittleren 
Klassen  am  meisten  am  Wachstum  beteiligt  waren. 

Was  nun  die  Einkommen  der  Zensiten  anbetri£ft,  so  betrugen  dieselben 
in  den  Klassen  im  Jahr  1881  im  Jahr  1898 

Pfd.  Sterl.  Pfd.  Sterl. 

von  150—500  Pfd.  Sterl.  netto     37,588,906  39,891,968 

+  Kürzungen     81,199,013  37,388,057 

im  ganzen :     68,782,919  =  44,4  <>/o         77,280,025  =  44,0  % 

von  500—5000  Pfd.  Sterl.  51,066,268  =  33,0  °/o         57,773,481  =  32,9  «/o 

üeber  5000  Pfd.  Sterl.  35,079,664  =  22,6  °/o         40,640,657  =  23,1  «/o 

total:   154,928,851  175,694,163 

im  Jahr  1895  im  Jahr  1898 

Pfd.  Sterl.  Pfd.  Sterl. 
von  160—500  Pfd.  Sterl.  netto     31,835,225  33,668,344 

+  Kürzungen     41,949,058  45,402,942 

im  ganzen :     73,784,283  =  46,9  %         79,071,286  =  45,5  7o 

von  500-5000  Pfd.  Sterl.  50,564,690  =  32,2  7©         53,668,154  =  30,9  »/o 

üeber  5000  Pfd.  Sterl.  82,819,593  =  20,9  >         40,999,635  =  28,6  > 

total:    157,168,566  173,784,075 

Es  nehmen  sowohl  im  Jahre  1898  als  auch  im  Jahre  1898  die  Einkommen 
über  5000  Pfd.  Sterl.  einen  grösseren  Raum  ein  als  in  den  Jahren  1881  resp. 
1895.  Aber  das  ist  ganz  natürlich,  und  man  muss  sich  hüten,  aus  den  Zahlen, 
wie  sie  hier  geboten  werden,  etwa  pessimistische  Folgerungen  zu  ziehen.  Die 
einzelnen  Einkommen  sind  sowohl  in  den  oberen  Klassen  wie  auch  in  den 
unteren  grösser  geworden;  steigt  nun  ein  Einkommen  unter  150  Pfd.  Sterl.  über 
diese  Grenze,  so  wird  es  steuerbar,  tritt  also  in  die  Klasse  von  150 — 500  Pfd. 
SterL;  ähnlich  wachsen  viele  Einkommen  über  500  Pfd.  Sterl.  hinaus  und  zählen 
jetzt  unter  die  nächst  höhere  Klasse.  In  der  obersten  Klasse,  der  über  5000  Pfd. 
Sterl,  bewirkt  jedoch  die  Erhöhung  eines  Einkommens  in  keinem  Fall  seinen 
Eintritt  in  eine  höhere  Klasse,  sondern  diese  Vermehrung  kommt  lediglich  in 
dieser  Klasse  zum  Ausdruck  und  in  Anrechnung.  Während  bei  den  unteren 
Klassen  dem  Zuzug  regelmässig  ein  Abzug  entspricht,  ist  dies  in  der  obersten 
nicht  der  Fall,  hier  ist  nur  ein  Zuzug  zu  verzeichnen  und  bei  einem  überwiegen- 
den Wachsen  der  einzelnen  Einkommen  muss  diese  deshalb  in  einen  prozentuell 
höheren  Rang  aufrücken.  Ein  absolut  getreues  Bild  der  Entwicklung  der 
Gesellschaftspyramide  würde  man  nur  dann  erhalten,  wenn  man  verfolgen 
könnte,  wie  sich  die  Einkommen  jeder  Stufe  entwickelt  haben,  ohne  dass 
daselbst  ein  Zuzug  von  unten  und  ein  Abzug  nach  oben  stattgefunden  hätte. 
Das  ist  aber  unmöglich.  Jede  Rechnung,  die  mit  den  Ziffern  der  Einkommens- 
Finanzarchiv.  XXII.  Jahrg.  177  12 
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Tabelle  XX.    Bewegung   der  Zensiten  unter  Schedula  D 
(Trades   and  Professions   only;   PerBons)  und  E    1899—1901    in 

GrosBbritannien. 


Eb  waren  Zensiten  vorhanden 

Es  stiegen  Zensiten 

empor 

in  Schedula  D 

in  Schedula  E 

D 

E 

in  den  Einkommen- 
stufen 

absol. 

•/. 

absol 

•/• 

1899 

1901 

1899 

1901 

1899—1901 

1899-1901 

unter  160  aber 

1 

nicht  steuerfrei 

116,601 

112,897 

123,483 

138,922. 

9818 

— 

26,225 

— 

160  bis       200  £ 

136,293 

188,456 

50,146 

57,164! 

7655 

5,83 

19,207 

38,30 

200   ,        800  , 

90,568 

94,298 

56,049 

66,101 

3915 

4,32 

9,155 

16.34 

300   ,        400  , 

38,153 

33,986 

22,674 

26,828 

3092 

9,33 

5,001 

22.06 

400    ,        500  . 

15,845 

16,857 

12,754 

14,622 

2080 

13,13 

3.133 

24,58 

500   ,        700  , 

11,734 

12,726 

9.620 

11,008 1 

1088 

9,27 

1,745 

18,10 

700   ,      1,000  , 

8,039 

8.565 

6,282 

7,299 

562 

6,99 

728 

11,59 

1,000    .     2,000  , 

5,341 

5,762 

8,381 

3,914 

141 

2,64 

195 

5,76 

2,000    ,     5,000  , 

1,910 

1,990 

595 

763 

61 

3,19 

27 

4,54 

5,000    ,    10,000  , 

884 

424 

' 

21 

5,47 

— 

— 

10,000    ,   50,000  , 

163 

184 

51 

78 

— 

— 

— 

— 

üeber  50,000  , 

15 

15 

■"*" 

~~~ 

~~~ 

—^ 

Steuerstatistik  angestellt  ist,  trifft  daher  immer  nur  eine  Seite  der  Entwicklung, 
nie  aber  kann  man  auf  einmal  dem  ganzen  Wesen  der  Entwicklung  gerecht 
werden. 

Wie  steht  es  nun  mit  Schedula  £?  Bis  zum  Jahre  1898  sind  leider 
durchgeführte  statistische  Klassifikationen  der  Einkommen  nicht  angefertigt 
werden.  In  den  Reports  ist  nur  bei  400  resp.  500  Pfd.  Sterl.  eine  Scheidung 
gemacht  und  für  die  Klassen  unter  und  über  dieser  Grenze  die  Zahl  der  Zen- 
siten  angegeben.  So  wurden  in  Grossbritannien  unter  Schedula  R  Einkommen 
besteuert 

im  Jahre  1881 


unter  400  Pfd. 
über    400     . 


Sterl.    141,695  =  87,8  «/o 
19.683  =  12.2  , 


im  Jahre  1893 

206,600  =  87,2% 

30,295  =  12,8  , 


286,895 

im  Jahre  1898 
241,606  =  92,3% 

20,138  =    7,7  , 


im  Jahre  1901 
298,637  =  92,8% 
23,062  =    7,2  , 


zus.  161,378 

im  Jahre  1896 
unter  500    ,        ,         216,842  =  92,0% 
über    500     ,         ,  18,822  =    8,0 

Von  1881—93  ist  eine  ganz  geringe  Abnahme  der  prozentuellen  Zahl  der  Zen* 
siten,  welche  Einkommen  unter  400  Pfd.  Sterl.  bezogen,  zu  konstatieren,  hin- 
gegen nimmt  die  Zahl  der  Einkommen  unter  500  Pfd.  Sterl.  in  Schedula  £  yon 
1896—1901  prozentuell  stetig  zu. 

Seit  1899  erscheint  eine  Statistik  der  Einkommen  unter  Abteilung  E 
nach  Klassen.  Tabelle  XX  gibt  für  die  Jahre  1899  und  1901  die  Bewegung 
der  Zensiten  an,  zum  Vergleich  die  für  dieselben  Jahre  angefertigte  Tabelle 
▼on  Schedula  D  hinzugefügt.    Jedoch  sind  hier  nicht  wie  in  den  früheren 
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Tabelle  XXIL    Zensiten  unter  Schedula  D  und  £  im  Vereinigten 

Königreich. 


Es  waren  in  Schedula  D  und  E 
Zensiten 

In  den  einselnen 

Einkommenstufen 

kamen  auf 

10,000  Zensiten 

In  den  einsehien 
Einkommenstufen 

kamen  auf 

100,000  Köpfe  der 

Bevölkerung 

in  den  Einkommen- 
stnfen 

1876 

1901 

1876 

1 

1901 

1876 

1901 

200  bis      300  £ 
300  ,        400  , 
400  ,        500  . 
500  ,        600  . 
600   ,        700  , 
700  .        800  , 
800  .        900  . 
900  .      1,000  , 

118,779 

47.278 

22,072 

16,268 

9,629 

5,668 

5,150 

2,034 

173,413 

71,289 

37,792 

19,195 

11.181 

9,682 

4,919 

7,504 

1    4,591 

1,908 

1       890 

656 

389 

229 

208 

82 

4,758 
1,955 
1,086 
527 
307 
264 
135 
206 

846,48 

143,97 

,    67,20 

!    49,55 

29,38 

17,26 

15,68 

6,20 

423.90 
174,14 
92,38 
46,92 
27,38 
23,55 
12,03 
18.35 

200  bis     1,000  £ 

221,878 

884,875 

8,953 

9,188 

675,67 

818,60 

1,000  bis    2,000  £ 
2,000   ,     3,000  , 
3,000  ,     4,000  , 
4,000  n     5,000  , 
5,000  ,    10,000  , 
10,000  bis  50,000  . 
üeber  50,000  , 

15,179 
4,287 
2,003 
1,110 
2,105 
1,192 
88 

17,489 
4,750 
2,277 
1,892 
2,871 
1,268 
102 

612 

!       173 

1        81 

45 

85 

1 

478 
130 
63 
88 
65 
85 
3 

46,28 
13.06 
1      6,10 
3,88 
6,41 
8,63 
0.27 

42,62 
11,61 
5,57 
3,40 
5,80 
8,10 
0,25 

üeber    1,000  £ 

25,964 

29.599 

1,047 

812 

!    79,08 

1 

72.86 

Total: 

247,842 

364,474 

10,000 

10,000 

754,75 

890.95 

Tabellen  die  sog.  Firms  (Geschäfte)  hinzugerechnet,  sondern  es  sind  in  ihr  nur 
die  Personen  enthalten,  welche  Einkaufte  aus  Handel  und  Gewerbe  bezogen; 
früher  wurde  jedes  (Geschäft  als  eine  Person  gerechnet  In  Schedula  E  zeigt 
sich  noch  eine  stärkere  Aufwärtsbewegung  wie  in  Schedula  D,  aber  auch  hier 
ist  dieselbe  bei  den  Einkommen  bis  zu  500  Pfd.  Sterl.  am  stärksten. 

Es  soll  jetzt  noch  mit  einigen  Worten  auf  Irland  eingegangen  werden. 
Die  Anzahl  der  Zensiten,  welche  aus  Handel  und  Gewerbe  Einkommen  über 
150,  resp.  160  Pfd.  Sterl.  bezogen,  betrug  hier  (cfr.  Tabelle  XXI) 
in  den  Jahren    1881       1893      1895      1901 
16,014    17,556    13,279    15,577. 
Die  Zahl  hat  sich  in  den  betrachteten  Zeiträumen  nur  wenig  yermehrt.    Diese 
Vermehrung  wird  aber  nur  in  den  unteren  Klassen  sichtbar;  so  haben  in  der 
Zeit  von  1881—98  nur  die  Klasse  mit  Einkommen  von  150—200  Pfd.  Sterl.,  yon 
1895 — 1901  nur  die  Stufen  bis  zu  einer  Einkommenshöhe  von  500  Pfd.  Sterl. 
am  Zuwachs  teil.    Wenn  die  oberen  Klassen  an  Zahl  abnehmen,   so  braucht 
nicht  angenommen  werden,   dass   die  oberen  Einkommen  dem  Betrage  nach 
sinken  und  etwa  in  späteren  Jahren  in  den  unteren  Klassen  zu  finden  sind« 
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londern  es  muss  die  Schuld  der  alljährlich  überaus  beträchtlichen  Auswanderang 
zugeschrieben  werden.  Bei  Schedula  E  ist  auch  noch  Aufstieg  in  höheren 
Klassen  zu  yerzeichnen,  ist  aber  dort  bedeutend  schwächer  als  weiter  unten. 

In  Tabelle  XXII  ist  endlich  noch  als  Schlussfibersicht  zusammengestellt, 
wie  sich  die  Zahl  der  Zensiten  unter  Schedula  D  (Trades  and  Professions  only) 
und  £,  ihre  Verteilung  und  ihr  Verhältnis  zur  Bevölkerung  im  Vereinigten 
Königreich  den  einzelnen  Einkommensklassen  nach  in  den  letzten  25  Jahren  ge- 
ändert hat.  Es  war  möglich  für  1876  eine  derartige  Tabelle  anzufertigen,  da  die 
Klassifikation  der  Einkommen  in  Abteilung  E  in  der  Mitte  der  70er  Jahre  des 
▼erflossenen  Jahrhunderts  erschienen  ist.  Die  untere  Grenze  ist  der  Einheitlich- 
keit wegen  erst  bei  200  Pfd.  Sterl.  angenommen. 

Auf  100,000  Köpfe  der  Bevölkerung  kamen 

1876  755 
1901  891 
Personen,  deren  Einkommen  die  angegebene  Höhe  überstieg.  Die  Vermehrung 
in  diesem  Zeitraum  ist  eine  ganz  beträchtliche:  auf  100,000  Seelen  entfallen 
1901  136  Personen  mehr  als  1876.  Wie  verteilen  sich  diese  nun?  Hat  die 
Zahl  der  Bezieher  höherer  oder  niederer  Einkommen  mehr  zugenommen  ?  Das 
Resultat  ist  ungefähr  dasselbe  wie  das  mittels  Tabelle  XIX  auf  S.  174  gefundene. 
Die  Zensiten  aller  Einkommensstufen  haben  zwar  absolut  beträchtlich  zu- 
genommen, relativ  aber  ist  in  den  höheren  Klassen  eine  Abnahme,  in  den 
niederen  eine  Zunahme  zu  konstatieren.    Von  100,000  Personen  bezogen 

1876  676  \ 

1901  819  I  Einkommen  von  200—1000  Pfd.  Sterl. 

1876    79  1 

1901    72  I  Ei^^ommen  über  1000  Pfd.  Sterl. 

Das  gleiche  Bild  liefert  die  prozentuelle  Verteilung  der  Zensiten.  Auf  die  Zen- 
siten mit  Einkommen  zwischen  200  und  1000  Pfd.  Sterl.  entfielen 

1876  89,5  ^'o 

1901  91,9  , 
aller  Zensiten,  deren  Einkommen  200  Pfd.  Sterl.  überstieg.    Am  stärksten  ist 
die  Zunahme  der  Personen,  welchen  Einkünfte  zwischen  200  und  500  Pfd.  SterL 
zukamen.    Diese  bildeten 

1876  73,9  »/o 

1901  77,6  , 

der  betrachteten  Zensiten.  Da  man  es  hier  mit  dem  eigentlichen  Mittelstand 
EU  tun  hat,  so  ist  die  Behauptung  gerechtfertigt,  dass  sich  der  Mittelbau  der 
eoglischen  Gesellschaftspyramide  im  letzten  Viertel  des  verflossenen  Säkulums 
wesentlich  verbreitert  und  bedeutend  befestigt  hat. 


181 


Digitized  by  VjOOQIC 


182  Brnst  Hancke, 

Zweiter  Teil:  Die  Einkommen. 

I.  Die  Einkommen  der  oberen  mid  mittleren  Elaaaen. 
1.  Sohllisse  ans  der  BinkommenBteiierstatistik. 

Bevor  wir  die  Einkorn  mensentwicklung  der  oberen  und  mittleren  Klassen 
betrachten,  mQssen  wir  uns  klar  werden,  inwieweit  denn  die  Statistik  der  Ein- 
kommensteuer ein  richtiges  Bild  der  tatsächlichen  Verhältnisse  abgibt.  .Die 
von  den  St euerver waltungen  gelieferten  Resultate  sind  heute"  —  um  mit  Robert 
Meyer  zu  reden*)  —  ,die  wichtigsten  und  erschöpfendsten  Angaben  über  in- 
dividuelle Einkommen.  Sie  sind  aber  in  mehrfacher  Beziehung  lückenhaft  und 
ergftnzungsbedürfbig.  * 

Was  zunächst  die  Steuerhinterziehungen  betri£ft,  so  lässt  sich  hierfür 
kein  allgemeiner  Massstab  finden.  Die  Defraudationen  sind  natürlich  je  nach 
der  sittlichen  Höhe,  auf  der  sich  ein  Volk  befindet,  gewaltig  verschieden.  Man 
kann  wohl  sagen,  dass  sie  in  diesem  oder  jenem  Lande  höher  oder  niedriger 
sein  dürften,  wie  gross  sie  aber  im  einzelnen  sind,  lässt  sich  nicht  bestimmen. 
Und  in  der  Tat  fördern  die  Versuche,  sie  in  Zahlen  auszudrücken,  ganz  ver- 
schiedene Resultate  zu  Tage.  Dudley  Baxter  bringt  in  Schedula  D  der 
englischen  Einkommensteuer  eine  Korrektur  von  167o  an.  Schippel  be- 
hauptet, dass  die  Einschätzungen  in  England  um  mehr  als  die  Hälfte  hinter 
der  Wirklichkeit  zurückbleiben.  Der  Financial  Reform  Almanac  führt  einmal 
an'),  die  Defraudationen  betrügen  nach  den  Enthüllungen  eines  Prozesses  in 
40  7o  aller  Fälle  130  >,  um  IVs  lauteten  also  in  Schedula  D  die  Einkommens- 
angaben zu  niedrig. 

Wir  haben  es  indessen  in  unserer  Arbeit  nicht  mit  der  absoluten  Höhe 
der  englischen  Einkommen,  sondern  mit  ihrer  Entwicklung  zu  tun.  Da  nun 
kein  Grund  zu  der  Annahme  vorliegt,  dass  die  Höhe  der  Hinterziehungen  in 
einem  Jahre  relativ  mehr  beträgt  wie  in  einem  anderen,  scheint  eine  Korrektur 
überhaupt  nicht  von  unbedingter  Notwendigkeit. 

Es  muss  von  vornherein  bemerkt  werden,  dass  die  englische  Einkommen- 
steuerstatistik  bei  weitem  nicht  in  dem  Masse  wie  etwa  die  preussische  geeignet 
ist,  uns  ein  Bild  der  Einkommensentwicklung  zu  bieten.    Schuld  daran  ist 

1.  die  Einrichtung  der  Steuer, 

2.  der  Modus  ihrer  Erhebung, 

3.  die  Art  und  Weise  der  amtlichen  Statistik. 

Dadurch,  dass  die  Income  Tax  gleichsam  ein  System  von  Ertragssteuem  ist, 
lässt  sich  die  Zensitenzahl  überhaupt  nicht  genau  feststellen;  denn  viele  Per- 
sonen müssen  ihre  Einkünfte  in  zwei  oder  mehreren  Schedulas  versteuern.  Die 
Art  der  Erhebung  femer,  welche  darauf  ausgeht,  das  Einkommen  möglichst  an 
der  Quelle  zu  treffen,  bringt  es  mit  sich,  dass  die  Zahl  der  Zensiten  überhaupt 
nicht  —  so  in  Abteilung  C  —  bekannt  wird ;  es  lässt  sich  nicht  sagen,  wie  viel 
Personen  Einkünfte  aus  öffentlichen  Papieren  beziehen.  Aber  auch  der  um- 
stand, dass  z.  B.  Aktiengesellschaften  direkt  besteuert  werden,  erlaubt  keinen 


I)  Handwörterbuch  der  Staatswissenschaften,  Bd.  III,  S.  856. 
3)  Financial  Reform  Almanac  1886  S.  iis. 
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Einblick  auf  die  Höhe  der  Einkommen  aus  Aktien  bei  den  einzelnen  Zensiten. 
iebnliches  gilt  yon  den  Einnahmen  aus  Kapitalvermögen  überhaupt  Die  amt- 
lidie  Statistik  endlich  bringt  vor  allen  Dingen  nur  die  Einteilung  nach  Klassen 
von  einem  Bruchteil  der  Zensiten.  Nicht  einmal  das  ganze  Einkommen,  das 
unter  Schedula  D  fällt,  sondern  nur  der  Teil,  welcher  sich  aus  gewinnbringender 
Beschäftigung  ableitet,  wurde  —  wenigstens  bis  vor  kurzem  —  in  der  Statistik 
näher  behandelt.  Wie  viele  Zensiten  überhaupt  unter  Schedula  A  und  B  steuern, 
ist  gar  nicht  zu  ersehen. 

Alle  diese  Umstände  machen  es  schwierig,  ein  annähernd  genaues  Bild 
der  Einkommensentwicklung  zu  entwerfen. 

Zunächst  soll  bestimmt  werden,  wie  viel  Personen  im  Vereinigten  König- 
reich überhaupt  Einkommen  über  150  Pfd.  Sterl.  bezogen  haben  und  zwar  in 
den  Jahren  1880  und  1900. 

Es  waren  unter  Schedula  D  (Trades  and  Professions  only)  Personen  mit 
Einkommen,  die  der  Steuer  unterlagen 

1880  418,179    1900  498,862, 
desgleichen  in  Abteilung  E 

1880  162,656    1900  311,414, 
d.  h.  zusammen  in  D  und  E 

1880  580,885    1900  810,276. 
Diese  Zensiten  bezogen  folgende  Geflamtbruttoeinkommen 
unter  D .     .    .     1880  161,114  Taus.  Pfd.  Sterl.    1900  203,996  Taus.  Pfd.  Sterl. 
unter  E.    .    .       ,       82,786     ....       70,094     , 
XUS.  D  u.  E    .       .      198,900     ,        .         ,  ,     274,090      , 

Zu  gleicher  Zeit  wurden  unter  A  Einkommen  über  150  resp.  160  Pfd.  SterL 
von  der  Steuer  getroffen  im  Gesamtbetrage  von 

1880  175,622  Taus.  Pfd.  Sterl.  1900  211,664  Taus.  Pfd.  Sterl. 
Nehmen  wir  nun  an,  dass  das  Verhältnis  der  Zensiten  unter  A  und  D  -|-  ^  das 
gleiche  gewesen  ist  wie  das  Verhältnis  der  Gesamteinkommen  unter  A  und  D 
+  E,  so  erhalten  wir  als  Anzahl  der  Personen,  die  unter  A  +  D  +  E  ihr  Ein- 
kommen versteuerten 

1880  1106,9  Tausend 
1900  1486,0 
Nehmen  wir  femer  an,  dass  der  Ausfall  in  der  Zensitenzahl ,  der  durch  das 
Heraulsetzen  des  Existenzminimums  verursacht  ist,  5®/o  beträgt  (was  sich  an- 
nähernd berechnen  lässt  und  schwerlich  zu  hoch  gegriffen  ist),  so  würden  wir  als  An- 
zahl der  Personen,  welche  ein  Einkommen  über  150  Pfd.  Sterl.  bezogen,  erhalten 

1880  1106,9  Tausend 
1900  1723,2 
Hierbei  ist  jedoch  nicht  alles  Einkommen  in  Betracht  gezogen ;  es  fehlt 
1.  das  Einkommen  unter  D ,  welches  nicht  in  der  Kategorie  der  Trades  and 
Profeasions  enthalten  ist,  d.  h.  das  Einkommen  der  Erwerbsgesellschaften,  2.  das 
Einkommen  unter  C  und  3.  das  unter  B.  Indessen  treten  wohl  im  allgemeinen 
diese  drei  Einkommensarten  nur  additiv  zu  anderen  Einkommen  hinzu,  sie 
bilden  nicht,  oder  wenigstens  nur  selten  das  einzige  Einkommen  einer  Person ; 
öffentliche  Papiere  und  Aktien  sind  nur  sekundäre  Einnahmequellen  .  und  die 
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Steuer  unter  Schedula  B  ist  nur  gleichsam  eine  Ergänzungssteuer  von  A.  Rechnen 
wir  diese  Beträge  nicht  mit,  so  werden  zugleich  aber  auch  unsere  Zahlen  korri- 
giert, da  sich  unter  den  angeführten  Zensiten  eine  grosse  Anzahl  befinden,  die 
Einkommen  unter  mehreren  Schedulas  versteuern,  wobei  es  dann  oft  vorkommt, 
dass  in  den  einzelnen  Abteilungen  die  betreffenden  Einkommensteile  noch  unter 
150,  resp.  160  Pfd.  Sterl.  liegen. 

Nach  alledem  können  wir  annehmen,  dass  tatsächlich  ungeföhr  1107, 
resp.  1728  tausend  Personen  im  Vereinigten  Königreich  in  den  Jahren  1880  und 
1900  Einkommen  über  150  Pfd.  Sterl.  bezogen.  Auf  10,000  Personen  der  Be- 
völkerung entfielen  demnach  hiervon 

1880  323 
1900  425. 
Vergleichen  wir  hiermit  die  preussische  Statistik  von  1900^),  so  kamen 
hier  auf  10,000  Köpfe  der  Bevölkerung  124  Personen,  welche  ein  Einkommen 
über  3000  M.  bezogen;  im  Vereinigten  Königreich  ist  die  Zahl  mehr  als  die 
dreifache  der  Preussens.  Und  in  der  Tat  wurde  in  England  1900  778  Mill. 
Pfd.  Sterl.  =  15,760  Mill.  M.  Bruttoeinkommen  bei  der  Steuerveranlagung  ein- 
geschätzt, während  die  Summe  der  Einkommen  über  3000  M.  1900  nur  4455 
Mill.  M.  in  Preussen  betrug.  Bedenkt  man  femer,  dass  sich  die  Bevölkerungs- 
anzahl in  Preussen  zu  der  im  Vereinigten  Königreich  wie  4  zu  5  verhielt,  so 
bekommt  man  dasselbe  Verhältnis  wie  oben.  Freilich  muss  man  in  Betracht 
ziehen,  dass  3000  M.  und  150  Pfd.  Sterl.  nicht  dasselbe  bedeutet,  da  das  Leben 
in  England  bedeutend  teurer  wie  in  Deutschland  ist. 

Die  Entwicklung,  welche  die  Einkommen  im  Vereinigen  Königreich  ge- 
nommen haben,  ist,  was  die  oberen  und  mittleren  Klassen,  d.  h.  die  Klassen, 
deren  Einkommen  von  der  Income  Tax  getroffen  wird,  anbetrifft,  eine  äusserst 
günstige  gewesen.  Auf  10,000  Seelen  entfielen  1900  102  Personen  mehr  als 
1880,  deren  Einkommen  150  Pfd.  Sterl.  überstieg. 

Fassen  wir  die  besteuerten  Einkommen  ins  Auge,  so  finden  wir,  wie 
bereits  im  ersten  Teile  dieser  Arbeit  dargetan,  dass  das  eingeschätzte  Ge- 
samtbruttoeinkommen von  1880 — 1900  in  England  um  40^1;  in  Schottland  um 
49  Vo  stieg.  Relativ,  d.  h.  im  Verhältnis  zur  Bevölkerung  wuchs  es  in  England 
um  137o>  in  Schottland  um  14^0  und  in  Irland  um  97o-  ^er  Pennyertrag 
vermehrte  sich  um  32  7o*  während  die  BevOlkerungsvermehrung  nur  21  %  betrug. 
Im  Vereinigten  Königreich  stiegen  die  Einkommen 
aus  Häusern  um  48,4  7o 

unter  Schedula  D  um    69,4  « 
E     ,    110,9, 
Ein  Fall  trat  nur  bei  den  Ländern  unter  Schedula  A  und  B  ein. 

Auch  die  Verteilung  der  Einkommen  zeigt  dabei  durchaus  günstige  Ten- 
denzen: Die  Mittelklassen  nehmen  absolut  und  relativ  schneller  zu  als  die 
oberen ;  die  Gesellschaftspyramide  wird  in  ihrem  Mittelbau  bedeutend  erweitert 
und  befestigt.  In  Zeiten  ungünstiger  wirtschaftlicher  Lage  sind  es  die  grossen 
Einkommen,  welche  durch  die  Depression  die  stärkste  Reduktion  erfahren 
müssen. 


I)  Dr.  K.  Nitschke,  Einkommen  und  Vermögen  in  Preussen  S.  38. 
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Die  beiden  folgenden  Figuren  geben,  sieb  rtOtzend  auf  Tabelle  XXII, 
Teile  der  Geeellschaftspyramide  in  den  Jahren  1876  und  1901  an.  Fig.  1  ent- 
h&H  die  Zenaiten  unter  Schednla  D  und  £  mit  Einkommen  zwiseben  200  und 
1000  Pfd.  SterL ;  die  Abszisse  gibt  die  Zabl  der  Zensiten  in  Zebntansenden  an, 
auf  der  Ordinate  sind  die  GrOssenverhältnisse  der  Einkommen  abgetragen. 
Fig.  2  weist  die  Zensiten   mit  Einkommen  von  1000—10,000  Pfd.  Sterl.  auf. 

I  9-1000  £ 
8-900£ 
7-800£ 
-700£ 
5-600£ 
i-500£ 

i  3-U0£ 

2-300£ 
0  (mlDOOO) 


17]615Jftl3    1!U]09     87     6J43Zl 


Figur  2. 
Entwicklung  der  Einkommen  zwischen 
10,000  Pfd.  Sterl. 


5-mmi. 
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-3000£ 

_-2000£ 
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■lllll Stand  1876. 

S^^  Zuwachs  von  1876—1901. 

Hier  ist  aber  im  Gegensätze  zu  1  zu  bemerken ,  dass  die  Grössenverbältnisse 
der  Abszisse  mit  10  multipliziert  sind,  da  die  Zahl  der  Zensiten  nur  nach  Tau- 
senden angegeben  sind;  die  Grössen  Verhältnisse  der  Ordinate  sind  dagegen 
dnrch  10  dividiert ,  denn  die  Einkommen  sind  nicht  nach  Hunderten ,  sondern 
nach  Tausenden  aufgetragen.  Im  Vergleich  zu  der  ersten  Figur  erscheint  also 
die  zweite  um  das  Hundertfache  verbreitert. 

Aach  die  Figuren  zeigen,  dass  die  Entwicklung  der  Einkommen  durch- 
aus günstig  von  statten  gegangen  ist ;  absolut  wie  prozentuell  haben  die  unteren 
Teile  unserer  Pyramide,  das  sind  die  Mittelklassen,  am  stärksten  zugenommen. 
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2.  Die  Erbsohaften. 

Wie  jedermann  danach  strebt,  ein  hinreichendes  Einkommen  zu  erwerben, 
um  eventuell  eine  Familie  zu  grttnden  und  dieselbe  alsdann  atandesgemftss  zu 
erhalten,  so  geht  auch  das  Streben  der  Erwerbenden  darauf  aus,  den  Nach- 
kommen resp.  Verwandten  im  Falle  des  Ablebens  Kapital  zu  hinterlassen.  Ein 
ordentlicher,  sparsamer  Mensch  verzehrt  nicht  sein  ganzes  Einkommen,  sondern 
legt  Teile  desselben  zurück,  um  in  Fällen  der  Not  sichergestellt  zu  sein.  Ueber 
die  Höhe  dieser  Rücklagen  gibt  die  Erbschaftssteuerstatistik  Aufschluss. 

Von  1883 — 94  bestanden  im  Vereinigten  Königreich  fünf  Unterarten  der 
Erbschaftssteuer,  von  denen  die  «Probate  Duty*  und  die  .Succession  Duty'  die 
bedeutendsten  sind.  Die  erstere  triflFt  das  bewegliche  Vermögen  ohne  Rücksicht 
auf  den  Verwandtschaftsgrad,  die  zweite  dagegen  das  unbewegliche  mit  Rück- 
sicht auf  die  Verwandtschaft.  Im  Jahre  1894  wurde  die  Erbschaftssteuer  durch 
Harcourt  umgestaltet,  und  es  empfiehlt  sich  daher,  zunächst  die  Jahre  bis 
1894  zu  betrachten. 

Tabelle  XXIII.    Höhe  der  besteuerten  Erbschaften. 


Unter  Probate  Duty    ! 

1 

Unter  Succession  Duty 

Total 

Jahr 

Absolute  Höhe 
• 

1 
Proz. 

Absolute  Höhe 

Proz. 

Absolute  Höhe 

Proz. 

1000  Pfd.  Sterl. 

Zuwachs 

1000  Pfd.  Sterl. 

Zuwachs 

1000  Pfd.  Sterl. 

Zuwachs 

1888 

128,959 

40,157 

1 

169,116 

1884 

188,852 

+    7,7 

41,855 

--    4,2 

180,707 

+     6,9 

1885 

136,222 

-     1,9 

1        46,906 

--  12,1 

188,128 

-     1,5 

1886 

140,514 

+    8,2 

!        45,416 

-    3,2 

185,930 

--     1,5 

1887 

138,068 

-    1,7 

43,797 

—    3,6 

181,865 

-    2,1 

1888 

158,106 

+  14,5 

43,529 

-    0,6 

201,635 

+  10,8 

1889 

145,680 

-     7,7 

44,148 

+    0,8 
+    4,6 

189,828 

-     5,9 

1890 

155,327 

--    6,4 

46,196 

201,523 

4-    6,2 

1891 

165,329 

--    6,4 

50,050 

--    8,3 

215,879 

+    6,9 

1892 

193,397 

--  17,0 

48,056 

—    4,0 

241,453 

+  12,2 

1898 

164,322 

—  15,0 

55,614 

+  15,7 

-       219,986 

-    8,9 

1894 

162.866 

■-    0,9 

48,472 

—  12,8 

211,838 

-    3,9 

Unter  de 

r  New  E 

State  Duty  (inkl 

l.  Probat 

e  &  Account  Di 

aty) 

Bewegliches  Eigentum 

Unbewegliches 
Eigentum 

Zusammen 

1896 

189,518 

29,791 

219,489 

1897 

180,617 

-    4,7 

39,704 

--  33,2 

--  27,3 

220,321 

--    0,4 

1898 

199,232 

--  10,3 

49,467 

248,699 

-  12,9 

1899 

202,751 

--    1,8 

49,395 

—    0,1 

252,146 

--     1,4 

1900 

234,048 

--  15,4 

57,933 

+  17,3 

291,981 

--  153 

1901 

208,428 

—  10,9 

56,783 

-    2,0 

265,211 

-    9,1 
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Aqb  Tabelle  XXIII,  welche  die  Höhe  dee  besteaerten  Kapitals  sowie  dessen 
proseniaelle  Verftnderungen  angibt,  entnehmen  wir,  dass  besteuert  wurden 

im  Jahre  1888  im  Jahre  1894 

unter  Probate  Duty       128,959,000  Pfd.  Sterl.        162,866,000  Pfd.  Sterl. 
,     Succession  Duty    40,157,000     ,        „  48,472,000     ,        , 

zus.  169,116,000     ,         ,  211,388,000     . 

Es  erlebe  sich  demnach  auf  den  Kopf  der  Beyölkerung  eine  Erbschaft 
▼on  4  Pfd.  Sterl.  16  s.  im  Jahre  1888 

und  5  ,  ,  8  ,  ,  ,  1894. 
Die  Ei^[>italien,  die  der  Erbschaftssteuer  unterlagen,  sind  in  dem  betrachteten 
Desemdum  absolut  sowohl  wie  auch  relativ  beträchtlich  gestiegen;  absolut 
betrug  die  Steigerung  25^0,  relativ  12%.  Während  im  Jahre  1884  8,1  >  aller 
Yerstorbenen  Erbschaften  unter  Probate  und  Succession  Duty  fallend  hinter- 
liessen,  betrug  die  relative  Anzahl  1889  bereits  9,0%  und  1894  9,2%. 

Die  Gesamtsumme  der  Erbschaften  zeigte  die  Tendenz  zu  steigen ;  dieses 
Steigen  war  freilich  ganz  unregelmässig;  denn  die  Hinterlassenschaften  der  in 
den  einseinen  Jahren  Verstorbenen  können  ganz  verschieden  hoch  sein,  und  es 
biauchen  nicht  notwendig  in  jedem  Jahr  so  und  so  viel  Prozent  der  Ablebenden 
groBse  und  so  und  so  viel  Prozent  minder  grosse  Vermögen  zu  hinterlassen. 
Immerhin  aber  scheint  es,  als  ob  in  wirtschaftlich  ungünstigen  Jahren  die  Erb- 
schaften ihrem  absoluten  Betrage  nach  kleiner  wären.    So  betrugen  dieselben 

1885/86 185,980,000  Pfd.  Sterl. 

1886/87  nur   ...    .  181,865,000     . 
1887/88  bereits  wieder  201,635,000     , 

und  femer  1891/92 241,453,000     , 

1892/93 219,936,000     , 

1893/94 211,338,000     , 

Bedenkt  man,  dass  sehr  viele  Leute  in  Krisen  ihre  Vermögen  ganz  oder  teil- 
weise verlieren,  so  erscheint  die  Verminderung  der  Erbschaften  in  wirtschaft- 
hch  angfinstigen  Zeiten  begreiflich.  Nebenbei  ist  zu  bemerken,  dass  sich  diese 
Minderung  hauptsächlich  auf  die  obersten  Stufen  erstreckt.  So  betrugen  die 
Erbschaften  unter  Probate  Duty 

1886  1887 

Zuw.  = 

4-    1,7% 

Abn.  = 

—  3,3% 

Abn.  = 

—  12,0% 
Abn.= 

—  16,4% 

Sehen  wir  uns  weiter  an,  wie  sich  die  Erbschaften  ihrer  Höhe  nach  zu- 
sammengesetzt haben.  Aufschluss  über  die  Verteilung  gibt  Tabelle  XXIV.  Am 
meisten  interessiert  uns  hier  die  Probate  Duty ,  der  ja  das  Kapital  im  eigent- 
lichen Sinne  unterworfen  ist.  Unter  diese  Steuer  fielen  der  Zahl  nach  Erb- 
schaften s. 


1886 

1887 

mter  10,000  Pfd.  Sterl. 

45,180,000  Pfd. 

Sterl.    45,988,000  Pfd.  Sterl 

Ober  10,000   , 

11 

95,334,000    . 

„       92,130,000    .        , 

1892 

1893 

UBter  10.000   . 

« 

61,169,000    , 

,       53,805,000    , 

Aber  10,000    , 

« 

132,228,000     , 

.      110,517,000    , 
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Tabelle  XXIV.    Verteilung  der  Erbschaften  nach  Klassen. 


Anzahl  der  Erbschaften 

Hohe  der  Erbschaften 

Erbschaften 

fallend  unter 

abflolnt  in 

absolut 

prozentuell 

1000  £ 

prozentuell 

I.  Probate  Duty 

1884 

1894 

1884 

1894 

1884 

1894 

1884 

1894 

Unter  1,000£ 

28,885 

86,918 

67,8 

70,4 

9,298 

12,488 

6,7 

7.7 

1,000  bis        4,000  , 

8,213 

9,628 

19,6 

18t4 

16,859 

20,064 

12,1 

12,3 

4,000  ,        10,000  , 

2,856 

8,276 

6,8 

6.2 

18,534 

21,407 

13,8 

13,2 

10,000  ,        50,000 . 

2,029 

2,199 

4,9 

4,2 

42,057 

46,987 

30,3 

28.9 

50,000  ,      100,000  , 

244 

275 

0,6 

0,5 

17,045 

19,704 

12,3 

12,1 

100,000  ,      500,000  , 

184 

156 

0,8 

0.8 

23,322 

29,550 

16,8 

18,1 

500.000  ,   1,000,000  „ 

7 

11 

0,0 

0,0 

4,425 

7,600 

8,2 

4,6 

Ueber  1,000,000 , 

5 

4 

0,0 

0,0 

7,812 

5,066 

5.8 

3,1 

Zusammen: 

41,873 

52,462 

100,0 

100,0 

188,852 

162,866 

100,0 

100,0 

ILNewEstateDuty 

1896 

1901 

1896 

1901 

1896 

1901 

1896 

1901 

100  bis          500  £ 

29,748 

34,672 

51,62 

58,82 

8,639 

10,941 

8.94 

4,11 

500  „          1,000. 

9,037 

9,751 

15,68 

15,14 

7,594 

8,689 

8,46 

3,27 

1,000  ,        10,000  , 

15,194 

16,105 

26,85 

25.00 

54,258 

61,352 

24,72 

28.07 

10,000  ,        25,000. 

2,214 

2,302 

8,84 

8,57 

87,462 

40,939 

17,07 

15,89 

25,000  r,        60,000  , 

820 

889 

1,42 

1,38 

28,705 

33,659 

18,08 

12,66 

50,000  .      100,000  , 

875 

896 

0,65 

0,61 

26,051 

81,167 

11,85 

11,72 

100,000  ,      150,000  » 

99 

140 

0,18 

0,22 

12,892 

18.141 

5,65 

6,82 

150,000  ,      250,000 , 

79 

81 

0,14 

0,18 

14,419 

17.754 

6.57 

6,67 

250,000  ,      500,000  , 

89 

51 

0,07 

0,08 

12,435 

16,667 

5.67 

6,27 

500,000  ,    1,000,000  , 

16 

17 

0,08 

0,08 

8.809 

,  18,088 

4.01 

4,92 

Ueber  1,000,000  . 

8 

9 

0,02 

0.02 

8.725 

f  18,608 

8,98 

5,10 

Total: 

57,624 

62,523 

100,00 

100,00 

219,489 

264,514 

100,00 

100,00 

im  Jahre  1884  im  Jahre  1894 

unter   1000  Pfd.  Sterl.    28,385  =  67,8<>/o         86,918  =  70,4 7o 
1000—10000     ,         ,      11,069  =  26,4  .  12,899  =  24,6  , 

10000—100000    ,        ,         2273  =    5,5  ,  2474  =    4.7  , 

über    100000    ,         ,  146  =    0,3  ,  171  =    0,3  , 

Wenn  auch  die  Zahl  der  Erbschafken  in  allen  Stufen  in  dem  betrachteten  Jahr- 
zehnt gestiegen  ist,  so  ist  doch  das  St>eigen,  wie  aus  der  Rechnung  in  Prozenten 
zu  ersehen  ist,  kein  gleichmässiges  gewesen.  Relativ  haben  sich  nur  die  Erb- 
schaften unter  1000  Pfd.  Sterl.  vermehrt,  sie  nehmen  1894  einen  breiteren  Raum 
als  1884  ein.  Dies  kann  als  ein  neuer  Beweis  dafür  angesehen  werden,  dass 
gerade  die  mittleren  Klassen  —  denn  in  diesen  werden  vor  allem  die  Erb- 
schaften unter  1000  Pfd.  Sterl.  zu  suchen  sein  —  am  stärksten  an  der  Steige- 
rung des  Wohlstandes  teilnehmen. 
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Werfen  wir  nun  femer  einen  Blick  auf  die  Höhe  der  ErbsohaÜBbeträge 
in  den  einzelnen  GrOssenstafen.    Eb  betmgen  die  Erbschaflen 

im  Jahre  1884  im  Jahre  1894 

unter     1000  Pfd.  Sterl.    9,3Mill.Pfd.Sterl.=   6,7%  12,5  Mül.  Pfd.  Sterl.=  7,7  »/o 
lOOQ-10000  ,      ,      85,4    ,       ,        ,    =25,4,    41,5     ,      ,       ,     =25,5, 
10000-100000,      ,      59,1     ,       ,        ,     =42,6,    66,8     ,       ,       ,     =41,0, 
über      100000,       ,      33.0    ,       ,        ,     =25,3,    42,3     ,       ,       ,     =25,8, 
Diese  üebersicht  gibt  uns  ein  ähnliches  Bild  wie  die  frühere.    Auch  dem  Be- 
trage nach   haben   die  Erbschaften   anter  1000  Pfd.  Sterl.  am  stärksten  zu- 
genommen; von  einer  „Konzentration  und  Zentralisation"  des  Kapitals  in  den 
oberen  Klassen  ist  nichts  zu  sehen. 

Im  Jahre  1894  wurde  die  Erbschaftssteuer  umgestaltet  und  zwar  so,  dass 
im  grossen  und  ganzen  nur  noch  zwei  Hauptunterarten  fortbestanden,  von  denen 
die  sogen.  New  Estate  Duty  die  Hauptrolle  spielt.  Diese  neue  Estate  Duty 
omfasst  die  frühere  Probate  Duty,  die  Account  Duty  von  1881  auf  Schenkungen, 
sowie  die  Gösch ensche  Estate  Duty  von  1889,  die  alle  Erbschaften  über  10,000 
Pfd.  Sterl.  traf.  Diese  beiden  letzteren  Arten  der  Steuer  sind  jedoch  nicht  auf 
einmal  in  die  New  Estate  Duty  aufgenommen  worden,  sondern  bestehen  als  mehr 
and  mehr  aussterbende  Zweige  der  Erbschafbsbesteuerung  noch  daneben  fort. 

Die  Betrachtung  der  Erbschaften,  welche  dieser  neuen  Steuer  unterlagen, 
f&hrt  uns  zu  denselben  Schlüssen  wie  die  Erörterung  über  die  Hinterlassenschaftien 
in  dem  Zeitraum  von  1883—94.  Die  Anzahl  derselben  stieg  in  den  Jahren  1896 
bis  1901  von  57,624  auf  62,523,  die  Vermehrung  betrug  also  9»27o;  die  Höhe 
WDchs  um  20,5  •/o,  nämlich  von  219,5  auf  264,5  Mill.  Pfd.  Sterl.  Wie  die  pro- 
zentuelle Rechnung  zeigt,  ist  indessen  die  Zahl  der  kleineren  Erbschaften 
(bis  1000  Pfd.  Sterl.)  viel  bedeutender  gestiegen  als  die  der  grossen,  so  betrug 
ihre  prozentuelle  Anzahl  1896  67,3^0*  1901  aber  schon  69,0%. 

Zusammenfassend  können  wir  sagen :  Sowohl  die  Einkommen  der  oberen 
und  mittleren  Klassen  als  auch  die  Erbschaften  haben  sich  in  den  letzten 
20  Jahren  in  England  stark  vermehrt ;  doch  erfolgte  diese  Vermehrung  so,  dass 
dabei  weder  eine  stärkere  Differenzierung  der  Gesellschaft  stattfand,  noch  die 
Entwicklung  einer  zunehmenden  Ungleichheit  der  Einkommen  zustrebte,  sondern 
dssB  vielmehr  die  Mittelstufen,  welche  die  Brücke  von  den  niedrigeren  zu  den 
hoben  Einkommen  bildeten,  immer  voller  und  zahlreicher  wurden. 


II.  Die  Lohne. 
1.  Die  Löhne  im  aUgemeiBen. 

Leone  Levi  sagt  in  seinem  Buch  Wages  and  Eamings  of  the  Working 
daases  (London  1867  S.  5):  .Britannien  ist  ein  grosser  Bienenkorb  menschlicher 
Aibeit,  es  gibt  wohl  kein  anderes  Land  in  der  Welt,  welches  verhältnismässig 
■0  viel  Arbeiter  hat,  in  dem  angestrengter  das  ganze  Jahr  hindurch  gearbeitet 
▼ird,  und  wo  der  Lohn  reichlicher  ist  als  im  Vereinigten  Königreich."  Dass 
Bich  die  Lage  der  arbeitenden  Klassen  in  dem  letzten  Jahrhundert  in  England 
bedeutend  gebessert  hat,  ist  allgemein  zugegeben;  auch  von  sozialistischer  Seite 
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ivird  die«e  Tatsache  wobl  kaum  bestritten.  So  sagt  z.  B.  Sidney  Webb'): 
.Wenn  wir  auch  oft  geneigt  sind,  die  augenblickliche  Lage  des  Volkes  für 
schlecht  zu  halten,  so  ist  es  doch  klar,  dass  seit  1837  ein  bedeutender  Fort- 
schritt zum  Bessern  zu  verzeichnen  ist.  In  der  Mehrzahl  aller  Gewerbe  und 
fast  aller  Orten  sind  die  Geldlöhne  der  m&nnlichen  Arbeiter  viel  hoher  als 
damals,  und  der  Arbeiter  erhält  auch  f&r  seine  Arbeit  viel  mehr  Waren  als 
vor  60  Jahren.  In  vielen  Fallen  ist  die  Arbeitszeit  kürzer,  die  Arbeitsbedingungen 
sind  besser,  und  die  Lebenshaltung  ist  hoher.  Sowohl  in  der  Stadt  als  auch 
auf  dem  Lande  sind  die  Wohnungsverhältnisse  besser  geworden,  die  sanitären 
Bedingungen  haben  oft  eine  vollständige  Umwälzung  erfahren,  die  Erziehung 
ist  nicht  nur  weit  allgemeiner,  sondern  auch  viel  umfassender  und  die  Bildungs- 
mittel wie  Bibliotheken,  Museen,  Kunstsammlungen,  Konzerte  und  sanitäre  Ein- 
richtungen sind  dem  Arbeiter  viel  leichter  zugänglich  als  früher;  kurz,  die 
grosse  Masse  des  Volkes  ist  viel  zivilisierter  als  vor  60  Jahren.' 

ArthurL.  Bowley  spricht  sich  in  seinem  Buche  Wages  in  the  United  King- 
dom  in  the  nineteenth  Century')  über  die  Entwicklung  der  Löhne  —  speziell 
in  der  letzten  Zeit  —  folgendermassen  aus:  .Zwischen  1860  und  1891  war 
eine  Vermehrung  ganz  allgemein,  sie  betrug  im  Durchschnitt  85®/o.  Aber  das 
Wachsen  ging  in  der  betrachteten  Periode  nicht  gleichmässig  von  statten. 
Zwischen  1891  und  1898  blieben  dann  die  Löhne  im  ganzen  stationär,  ausser 
dass  sie  in  der  Bergwerkindustrie  Schwankungen  aufwiesen  und  im  Baugewerbe 
die  Zuwachsrate  sich  dem  allgemeinen  Durchschnitt  genähert  hat." 

Bowley  berechnet  die  Löhne  der  einzelnen  Perioden  in  Prozenten  der 
Zeit  von  1890—99  folgendermassen 

1890—99  =  100 
1880—90=  90 
1870—80=  95 
1860—70=    75. 

In  einem  anderen  Aufsatz  über  Löhne:  Changes  in  the  Average  Wages 
in  the  United  Kingdom  between  1860 — 91')  gibt  Bowley  die  durchschnitt- 


üchen  Löhne  für  das  Jahr  1891  wie  folgt  an :  Sie 

betrugen  jährlich 

in  der  Textilindustrie    37  Pfd 

Steri. 

im  Ackerbau    ...    40     . 

im  Baugewerbe     .    .    72     , 

in  Kohlenbergwerken    78     . 

in  der  Eisenindustrie    74     . 

in  der  Schiffahrt  .    .    67      , 

in  Gasanstalten    .    .    61      . 

Nun  setzt  Bowley  die  Löhne  des  Jahres  1891  in  der  Textilindustrie  gleich 
100  und  erhält  folgende  prozentuelle  Rechnung,  aus  der  man  die  Lohn- 
ändenmgen  sehr  gut  ersieht.    Dieselben  beliefen  sich  prozentuell 


1)  SydneyWebb,  Englands  Arbeiterschaft  1887—97.  üebersetzt  von  DoraLandö. 
Oöttingen  1968  S.  6. 

S)  Cambridge  1900  S.  126. 

S)  Jonmal  of  the  Royal  Statistloal  Society  1896  8.  S48. 
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im  Jahre  1860    im  Jahre  1880    im  Jahre  1891 


in  der  TextUindnstiie  auf 

62  V« 

82 

100 

im  Ackerhau     .    .    .     , 

120 

121 

121 

im  Baugewerbe     .    .     . 

152 

191 

195 

in  Kohlenbergwerken    , 

141 

141 

211 

io  der  Eisenindustrie     , 

160 

189 

200 

in  der  Schiffahrt  .    .     , 

127 

129 

181 

in  Gasanstalten     .    .     , 

110 

141 

164 

im  Durchschnitt    .    . 

111 

188 

156 

oder  1860  =  100 

100 

124 

140 

,     1880  =  100 

80 

100 

118 

Die  Lohne  haben  sich  also  demnach  in  der  Zeit  von  1880—91  durchschnittlich 
um  18*/»  yermehrt 

Eine  ähnliche  Rechnung  stellt  George  H.  Wood  in  seinem  Aufsatz: 
Some  Statistios  relating  to  working  class  progress  since  1860 ')  an.  Er  findet, 
dasB  die  Lohne  des  Jahres  1880  89  7o  und  die  des  Jahres  1896  102^0  der  Lohne 
dei  Jahres  1890  ausmachten.  Das  bedeutet  in  der  Zeit  von  1880—96  eine  Ver- 
mehrung um  15%.  Wood  zieht  femer  die  erhöhte  Kaufkraft  des  Geldes  in 
Rechnung  und  findet,  dass  unter  Berücksichtigung  auch  dieser  Tatsache  die 
durchschnittlichen  Lohne  der  Jahre  1870  1880  1890  1896 
sich  verhielten  wie  100  zu  111  zu  153  zu  184 
Dass  sich  die  Lohne  in  dem  letzten  Dezennium  im  ganzen  genommen 
immer  noch  yergrOssert  haben,  kann  man  auch  den  Reports  on  Ghanges  in  Rates 
of  Wages  and  Hours  of  Labour  entnehmen ,  die  seit  1893  jährlich  erscheinen. 
Bort  iit  u.  a.  regelmässig  angegeben,  wieviel  Personen  der  arbeitenden  Be- 
völkerung in  jedem  Jahre  eine  Aenderung  des  Lohnes  erfahren  haben,  wieviel 
die  Vermehrung  oder  die  eventuelle  Verminderung  betrug.  Hiemach  war  zu 
verzeichnen  in  allen  Gewerben  zusammen 

eine  Aende- 
rung d.  Lohnes 
überhaupt 
549,977  Personen 
670,386 
436,958 
607,654 
597,444 
1,015,169 
1,175,576 
1,185,786 

In  Zeiten  schlechter  Konjunktur  wie  1893—95  herrscht  die  Verminderung 
vor,  bei  aufsteigender  Koz^junktur  (1896—1900)  werden  auch  die  Lohne  in  aus- 
gedehnterem Masse  erhöht. 


1  Jahre 

eine  Ver- 

eine Ver- 

mehrung 

minderung 

1893 

bei    142,364 

256,473 

1894 

,      175,615 

488,357 

1895 

,       80,107 

351,895 

1896 

»     382,225 

167,357 

1897 

,     560,707 

18,855 

1898 

.  1,003,290 

11,865 

1899 

.  1,174,444 

1182 

1900 

,  1,112,684 

23,010 

I)  Jonnua  of  the  Royal  StatisÜoal  Society  1899  (Dezemberheft). 
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Auf  die  einzelnen  von  der  YeriLnderang  Betroffenen  kam  eine  wöchentliche 
Vermehrung    Verminderung  des  Lohnes  yon 


im  Jahre  1898 

0  8.  5Vt  d. 

— 

.   1894 

— 

1 

8.  4Vt  d. 

.   1895 

— 

1 

.   3V.  n 

.   1896 

0  s.  lOV«  d. 

— 

,   1897 

1  ,  ov*  . 

— 

.   1898 

1.7    , 

— 

,   1899 

1  .  GV«  , 

— 

,   1900 

3  ,  87*  , 

— 

In  der  Zeit  von  1893—1900  wurden  überhaupt  von  der  Aenderung  betroffen 
6,188,950  Personen. 

Im  ganzen  wurde  der  Arbeitslohn  in  dieser  Zeit 

vermehrt     um  451,618  Pfd.  Sterl.  18  s. 
vermindert   ,      78;290     •        »      — 
Das  macht  eine  Nettovermehrung  um 

378,828     .        ,        18  s.  =  7,566,578  s. 
Es  kam  also  auf  einen  von  der  Veränderung  Oberhaupt  betroffenen  Arbeiter 
ein  wöchentlicher  Mehrverdienst  von  1  s.  2  d.,  oder  j&hrlich  von  2  Pfd.  Sterl.  14  s. 

Wenn  nun  auch  nur  einem  Teil  der  Arbeiter  diese  Vermehrung  zu  gute 
gekommen  ist,  so  ist  dennoch  eine  Tendenz  zum  Steigen  des  Lohnes  im  letzten 
Dezennium  nicht  zu  verkennen. 

Auch  eine  deutsche  Arbeit  darf  hier  nicht  übergangen  werden,  die  Ab- 
handlung von  Dr.  Karl  Alfred  Schmidt:  , Beiträge  zur  Geschichte  der  ge- 
werblichen Arbeit  in  England  während  der  letzten  50  Jahre"  (Elsters  staats- 
wissenschaftliche  Studien  Bd.  VI,  Jena  1900),  die  eine  ähnliche  Aufgabe  löst 
wie  die  hier  vorliegende  und  zu  folgenden  Resultaten  kommt  (cfr.  S.  182) : 

.Verglichen  mit  derjenigen  von  1842  ist  die  Lage  des  arbeitenden  Volkes 
in  England  im  Jahre  1891  im  ganzen  unbestreitbar  bedeutend  besser  geworden 
—  auch  abgesehen  davon,  dass  dazumal  (1842)  die  Zeiten  besonders  schlecht 
waren.    Diese  Besserung  besteht  (um  es  in  kurzen  Worten  zu  sagen): 

1.  In  den  fast  allgemein  (in  fast  allen  Industrien)  in  50— 100  ^o  höheren 
Löhnen  bei  im  ganzen  kaum  gesunkener  Kaufkraft  dieser  Löhne  für  die  zum 
Leben  notwendigen  Gegenstände  (und  für  die  des  Komforts)  —  was  jedoch  nicht 
für  die  Hausmiete,  besonders  in  grossen  Städten  gilt 

2.  In  einer  ziemlich  allgemeinen,  durchschnittlich  20^/oigen  Verkürzung 
der  täglichen  oder  wöchentlichen  Arbeitszeit,  worauf  die  Arbeiter  selbst  mit 
Recht  umsomehr  Gewicht  legen  als  auf  hohe  Löhne,  da  ja  in  kürzerer  Arbeits- 
zeit der  Keim  zu  ihrem  höheren,  geistig-sittlichen  »Standard'  lieg^.' 

2.  Die  Löhne  in  einigen  HanptprodoktioBszweigen. 

Wir  wenden  uns  jetzt  der  Betrachtung  der  Löhne  in  einigen  Haupt- 
produktionszweigen zu. 

Was  zunächst  dieLandwirtschatt  anbetrifft,  die  in  den  letzten  beiden 
Dezennien  erheblich  unter  der  transozeanischen  Konkurrenz  gelitten  hat,   so 
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im  Jahre 

abaolnt 

1880 

18  8.  1  d. 

1885 

12  .  10'/.  . 

1890 

12  .  11   . 

1895 

18  ,  2   . 

1896 

18  ,  07«  . 

1899 

13  .  87«  . 
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müsste  man  eigentlich  annehmen,  dasa  die  in  ihr  gezahlten  Löhne  bei  dem 
enormen  Minderverdienst  der  Landwirte  wesentlich  gesunken  sind.  Dem  ist  aber 
nicht  so.  Aus  dem  bereits  erwähnten  Bericht  der  königl.  Kommission  über  die 
Landwirtschaft')  entnehmen  wir  z.  B.  folgendes:  Besonders  schlimm  war  für 
die  Landbesitzer,  dass,  obwohl  die  Preise  der  Produkte  fielen,  die  Löhne  sich 
gleich  geblieben  sind,  ja  eventuell  noch  stiegen»  Die  Landarbeiter  wurden 
nur  insofern  von  der  Krise  betroffen»  als  die  Zahl  derselben  reduziert  und  auch 
ihre  Beschäftigung  unregelmässiger  wurde. 

B  0  w  1  ey  gibt  nun  zwar  in  seinem  bereits  mehrfach  zitierten  Buche  an,  dass  die 
landwirtschaftlichen  Löhne  z.  B.  in  Sussex  zwischen  1880  und  1892  von  18  s. 
6  d.  (wöchentlich)  bis  auf  12  s.  fielen,  dass  sie  anderseits  in  Irland  zwischen 
1881  und  1894  von  9  s.  auf  10  s.  stiegen.  Stützen  wir  uns  aber  auf  eine  für 
England  und  Wales  im  8th  Annual  Abstraet  of  Labour  Statistics  gegebene 
Tabelle,  so  finden  wir  die  wöchentlichen  Löhne  der  Landwirtschaft  wie  folgt 
angegeben 

in  Prozenten  von  1893 
99,8  ^'o 
98,0, 
98,1.. 
100,0. 
99,1, 
104,1  . 

Trotz  verschiedentlicher  Schwankungen  ist  doch  von  1880—99  eine  Besserung 
um  ca.  5°/o  zu  beobachten. 

Speziell  für  das  Baugewerbe  ist  das  statistische  Material  besonders 
reichlich,  man  findet  es  in  den  seit  1886  erscheinenden  Trade  Union  Reports. 
Für  London  —  was  uns  hier  am  meisten  interessiert  —  gestalteten  sich  die 
Lohnverhältnisse  im  Baugewerbe  folgendermassen.    Es  betrugen 

in  de         die  Zahl  d.  Arbeits-    derStun-    derdurch- 
j^,  ^  stunden  denlohn       schnittl. 

janren      jsommer    i. Winter  Wochenlohn 

bei  den  Steinsetzern  I   1880  56V8              50Vt  9     d.  40  s.  11     d. 

(Bricklayers)            )   1885  56V«              50V«  9     d.  41  s.    1     d. 

1890  52  V«              48  9     d.  88  s.    2     d. 

1895  50                 44 V«  9V«d.  88  s.    4V«  d. 

1900  50  44—47  10     d.  40  s.    9V«d. 

bei  den  Zimmer-  } 

leuten  ] 


bei  den  Malern*) 


I)  Cf.  S.  166  dieser  Arbeit.  —  Jonrnal  of  the  R.  St.  Sog.  1897  (Septemberheft). 
^  Vor  1890  nicht  bekannt. 
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1880 

52V« 

52  V« 

9  d. 

89  s. 

4V«  d. 

1885 

52  V« 

52V« 

9  d. 

39  s. 

4V«  d. 

1890 

52  V« 

52  V« 

9  d. 

89  s. 

4V«  d. 

1895 

50 

44  V« 

9V«d. 

88  s. 

8  d. 

1900 

50 

44 

10  d. 

40  s. 

9V«d. 

1890 

52  V« 

48  V« 

8V«  d. 

86  s. 

4V«  d. 

1900 

50 

44—47 

9  d. 

86  s. 

8V«  d. 
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bei  den  Bleideckern       1880  50  50         8     d.    88  8.    4    d. 

1890  47  44  V«    10     d.    38  a.    6     d. 

1900  47      41V«-44Va     11      d.    42  s.     1     d. 

bei  den  Maurern»)  1890  52V«  47         9     d.    88  8.     1     d. 

1900  50  44—47        10     d.    40  8.    9Vi  d, 

Bie  auf  die  Maler  ist  überall,  wenn  anch  mit  Schwankangen ,  eine  Steigemng 
des  Lohnes  von  1880—1900  zu  konstatieren. 

Wir  richten  unsere  Blicke  jetzt  auf  die  Eisen-  und  Maschinen- 
industrie und  wählen  zur  Betrachtung  Manchester.  Hier  bezogen  nach  B  o  w- 
ley')  die  Arbeiter  folgende  Wochenlöhne 

im  Jahre  1880  im  Jahre  1898 

Zubereiter  (Fitters)    .    .    29     s.     0  d.  84  s.  0  d.  bis  86  s.  0  d. 

Dreher 27     s.     0  d.  84  s.  0  d.  bis  86  s.  0  d. 

Zeugarbeiter  (Millrights)    81     s.     0  d.  86  s.  0  d. 

Schmiede 28     s.     6  d.  36  s.  0  d. 

Ausschläger 18     s.     9  d.  24  s.  0  d. 

Modelleure 80     s.     0  d.  40  s.  0  d. 

Eisengiesser 27,6—82,0  s.  40  s.  0  d. 

Metallgiesser     ....    82     s.     0  d.  86  s.  0  d. 

Arbeiter 16,6—18,0  d.  21  s.  0  d. 

Die  Lohne  sind  hier  durchweg  beträchtlich  gestiegen,  sie  haben  sich  im  Durch- 
schnitt um  über  V«  (26  ^/o)  rermehrt. 

Das  Buch  drucke  reigewerbe  gibt  uns  auch  einen  Beweis  für  die  stei- 
gende Lohntendenz.    So  erhielten  die  Schriftsetzer') 

1879/80  99 

in  Glasgow     82  s.  6  d.    34  s. 
,  Edinburg  80  s.  0  d.    32  s.  6  d. 
,  Perth         27  s.  0  d.    80  s.  0  d. 
„  Kirkcaldy  25  s.  0  d.    25  s. 
Die  durchschnittliche  Steigerung  betrug  6®/o. 

Besonders  interessant  dürfte  noch  die  Betrachtung  der  Textilindustrie 
sein.  Leider  aber  sind  die  Zahlen  hier  ziemlich  dürftig.  Bei  Bowley  finden 
wir'*)  als  Durchschnittslohn 

bei  Webern    1886  18  s.  8  d.    1898  14  s.  8  d. 
,   Spinnern      ,      85  s.  7  d.        ,     87  s.  0  d. 

Dass  die  Löhne  in  der  Textilindustrie  auch  von  1893  an  die  Tendenz  hatten  zu 
steigen,  zeigt  ein  Blick  auf  die  Tabellen  der  Reports  on  Changes  in  rates  of 
Wages  and  Hours  of  Labour. 


1)  Vor  1890  nicht  bekannt. 

2)  Bowley,  Wages  in  the  ü.  R.  in  the  nineteenth  Century  S.  128. 
»)  Bowley,  Wages  8.76. 

*)  S.  119. 
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DnrchachnitÜiche 

Der  Lohn 

wuchs 

sank 

Yermehrnsg 
8.   d. 

Vermindenuig 

im  Jahre  1893 

bei   4196 

50,891 

— 

0  4Vs 

.   .   1894 

8662 

8936 

0  5V« 

— 

,   1895 

.   10,192 

5896 

0  2Vi 

— 

,   1896 

7122 

2884 

0  1 

— 

,   1897 

3894 

4115 

0  2 

— 

.   1898 

8876 

5602 

— 

0  4V« 

.   1899 

.  232,423 

231 

0  6 

— 

.   1900 

,  125,089 

— 

0  IIV« 

— 

.   1901 

2911 

187 

1  lov« 

— 

.   1902 

2086 

21 

1  4V« 

— 

Im  ganzen  genommen  sehen  wir,  dass  die  Löhne  in  den  letzten  20  Jahren» 
wie  aoch  vorher,  die  Tendenz  hatten  za  steigen.  Die  Steigerang  betrug  im 
Durchschnitt  10—15^0.  Aber  zu  gleicher  Zeit  sind  auch  die  Waren  billiger 
geworden,  man  konnte  1900  eine  betr&chüiohe  Anzahl  mehr  als  1880  für  die 
gleiche  Menge  Geld  kaufen.  Der  englische  Statistiker  Sauerbeck  hat  Ton 
den  70er  Jahren  des  Terfloesenen  Jahrhunderts  an  ein  sog.  Price  level  aufgestellt, 
dse  IL  a.  in  dem  Bulletin  de  statistique  et  de  l^slation  compar^  zu  finden 
ist  Sauerb  eck  setzt  die  Preise  der  Zeit  von  1867—77  gleich  100,  und  findet, 
dsn  dieselben  in  den  einzelnen  Jahren  wie  folgt  gesunken  sind: 
1867—77  100    1896  61 

1881  85  1897  62 

1884  76  1898  64 

1887  68  1899  68 

1890  72  1900  75 

1893  68 
Dbi  Aufsteigen  im  letzten  Jahrfünft ,  besonders  von  1899  auf  1900 ,  ist  durch 
das  Teurerwerden  der  Kohlen  verursacht,  die  Lebensmittel  sind  auch  weiterhin 
noch  billiger  geworden.  Immerhin  sind  die  Waren,  wobei  es  sich  hier  natür- 
lieh  hauptsächlich  nur  um  Artikel  des  Massenkonsums  handelt,  im  ganzen  be- 
trachtet noch  um  12  Vo  billiger  wie  1880.  Dass  dies  gerade  den  Arbeitern  ganz 
beionders  zu  gute  gekonmien  ist,  ist  keine  Frage.  Der  bereits  von  1880 — 1900 
erhöhte  Geldlohn  hat  auf  die  Weise  noch  eine  weitere  indirekte  Erhöhung  er- 
fahren, die  keineswegs  zu  unterschätzen  ist. 

m.  Symptome  der  Einkommenentwlokliuig. 
1.  Der  EoBsnm. 

.Die  Ziffern  der  Yerbrauchsentwicklung  gewisser  Gegenstände  sind  in 
hohem  Grade  zum  Kontrollmittel  für  die  Ziffer  der  Einkommenstatistik  ge- 
^et,  ja  sie  sind  geeignet,  endgültig  und  zweifellos  festzustellen,  ob  eine  Ein- 
kommensvermehrung oder  Einkommensverminderung  gerade  in  der  Masse  des 
Volkes  stattgefunden  hat*  *).    Ein  zunehmender  Wohlstand  der  unteren  Schichten 

^  J.  Wolf,  System  der  Sozialpolitik,  Stuttgart  1892,  S.  151. 
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wird  sich  Tor  allen  Dingen  ans  einem  Mehrverbraach  der  Artikel  des  Massen- 
konsnms  ersehen  lassen.  Während  ein  Reicher,  wenn  er  noch  reicher  wird, 
schwerlich  mehr  Fleisch,  Butter  oder  Eier  verzehren  wird,  so  kann  man  bei 
einem  spärlich  mit  Glücksgütem  Versorgten  doch  mit  Sicherheit  annehmen, 
dass  er  bei  einer  Bessemng  seiner  pekuniären  Lage  auch  seine  Ernährung  ver- 
bessern wird;  er  wird  z.  B.  weniger  Kartoffeln  essen,  dafQr  sich  aber  mehr 
Fleisch  gönnen.  Nach  LeoneLevi^)  sind  «die  arbeitenden  Klassen"  u.  a.  ganz 
besonders  beteiligt  an  dem  Konsum  der  folgenden  Artikel : 

Bier  und  Branntwein  mit  75^0 

Tabak »    70  , 

Brot,  Zucker,  Tee      .  ,     66  , 

Butter  und  Käse  .    .  ,    60  , 

verhältnismässig  schwach  dagegen  beteiligt  beispielsweise  bei 

Kaffee  mit    O^/o  des  Landeskonsums  gegen  100%  bei  den  Begüterten 
Wein      ,     10  ,      ,  ,  .         90  ,      ,      , 

Da  das  Vereinigte  Königreich  hauptsächlich  auf  Einfuhr  angewiesen  ist, 
so  erhalten  wir  aus  der  Einfuhrstatistik  —  wie  sie  u.  a.  in  den  „Statistical  Ab- 
stracts*  enthalten  ist  —  ein  ziemlich  getreues  Bild  des  Verbrauchs  im  Lande. 
Die  einzelnen  importierten  Artikel  des  Massenkonsums  zeigen  fast  überall 
eine  recht  beträchtliche  Vermehrung  (cf.  Tabelle  XXV)  in  den  letzten  20  Jahren. 
Der  Verbrauch  verhielt  sich  in  den  Jahren 


gegen 

26  «/o 

■ 

30, 

V 

84. 

• 

40, 

PQ  c 

-§1 


1876/80 

bei  Speck  und  Schinken  wie  100 

,     Rindfleisch „ 

,     Schweinefleisch      ...        , 

„    Butter , 

»    Käse r, 

,     Eiern „ 

,    Kakao , 

»Tee . 

,     Zucker „ 

,     Weizen „ 

,     Mais , 

,    Tabak       , 

,     Bier , 

Die  Zunahme  ist  fast  durchweg  recht  beträchtlich. 


1896/1900 
zu        182 

474 

195 

221 

124 

236 

861 

153 

162 

144 

148 

150 

131 
Die  grössten  Steigerungen 


weisen  Eier,  Butter,  Kakao  und  die  diversen  Fleischsorten  auf,  gerade  Artikel, 
welche  geeignet  sind,  die  Ernährung  weit  besser  und  kräftiger  zu  gestalten. 
Verminderungen  zeigen  nur 

Kartofi^eln,  nämlich  von  100  auf  64 

Reis     .    .        ,  „       ,       ,     82 

Wein   .    .        ,  r       ,       .     97 

und  die  Spirituosen   .    .        ,  ^       „       ,     86 


1)  Cf.  J.  Wolf,  System  I,  S.  167. 


1»6 


Digitized  by  VjOOQIC 


Die  Entwiekl.  v.  Einkommensteii^r  n,  Einkommen  in  England  i.  d.  letzt.  20  Jahren.      ^g'J 


X 

O 


a 

3 


CS 


I 

I 


1 

■s 
s 

u 


8 


o 


s 

fl 


fl 

9 

§ 

> 


ff 


TS 


1 


I 


IS" 


1 

00 


s 


CO 
00 


-    9 

B 


s 

i 


tu 

I 


eoood«-4^0f  ooeoQOO)0»Odoaco      oooao 

O  r»  00  T-H  O»  «M  C4  CO  1-4  04  CQ  C4  "^  Od  «-4  03 

++++++++ 1  INI  1+    l  +  l 


Oü  C3  00  CO  Od  CO  M3  O  OD  O  O)  CO  00  «-I  00   ^  00  Q 

oc)oaoa'-^cd'^ö»o^'^eQcood"^^  t^oo 

f-4      »^    -^      QO    -^  »O    t^         00 


00  00  «-<  f-4  f-4  Od  o  00  00  00  Oft  r*  ^  00  ^      ooodi-i 

i-<'^GQ^flO0OCOiOCQCO00  t*C\*0^        O  OO  Ud 


h- 


•    5  • 


C4  ^  Ud  1-4  ^C^OQO  0  03  00  00  09  03-^  CO  t«  ^ 

cg'^'^»Moo»o»MCQc4't^'*f  ooodcoo  ooooo 

00  r*  0>  04  04  00  CO  iO  CO  04 -^  "9  1-4  OO  M3  i-40S 

00    »^    »M  04 

++++++++++++ I 1+  l+l 


CO  C^  O»  04  Ud  "«^  00  CO  «O  O  ^  00  04  C*  00  00  CO  f 

0604t*0OÖ04O4C4QDOdt>a6cÖQ0^  00040 

p  5  S  2 1 S  i  §|^.g  Sj.S  S  g  5  S?  S^ 

cood     "^04  fS'cö'c^o^t'^wa  C4ii5'oo  •«dF'iöco 

oosoeo      oo>o  c^  CQOOi-4 


00  O^ '^  US  «>  04  CO  Od  C4  04  tH  qq  00  CD  "^  ^^^ 

QOeo3iOOCOOC«C^Q04  AOupS  iO  o  S 

cot*OToot>  c*©5o4ooa5ooO"^oood  oOfMio 

CO  t^^     OJOoo^or^odocJop  Odc«^«o 

i-4itOi-4        COOO  ^  CO04t^ 


»4 

I 

fl 


U  .1 


<^'-' 


fl 

M 

fl 

i 

'S- 

fl. 


k^ 


II 


ll 


:i.8 


:P 


•  >^  fl 

•a* 
'S"? 


I 

1-4 


Digitizsd  by  V^OOQIC 


1  Qg  Ernst  Hancke, 

Kartoffeln  luid  Reis  bilden  znm  gr^testen  Teil  die  Speise  der  armen  Leute;  daaa 
diese  beiden  Artikel  mehr  und  mehr  in  den  Hinter^^nd  gedr&ngt  sind,  be- 
weist, dass  anch  niedrigere  Gesellschaftsschichten  einer  EinkommensTermehning 
teilhaftig  wurden,  welche  ihnen  erlaubte,  ihre  Em&hrung  su  Terbeesem.  Die 
Verminderung,  welche  der  Weinimport  erfahren  hat,  kommt  hier  wenig  in  Be- 
tracht, da  nur  die  oberen  Klassen,  die  Begüterten,  Wein  konsumieren.  Dass 
endlich  der  Konsum  von  Spirituosen  abgenommen  hat,  darf  als  ein  günstiges 
Zeichen  angesprochen  werden;  der  englische  Arbeiter  wählt  statt  des  schäd- 
lichen Branntweins  das  gesündere  Bier. 

Endlich  betrachten  wir  noch  die  auf  den  Kopf  der  Bevölkerung  ent- 
fallenden Beträge  der  einzelnen  Konsomtibilien,   auch  hierfür  sind  die  Durch- 
schnittswerte für  die  Jahre   1876—80  und  1896—1900   in   Tabelle  XXY  ent- 
halten.   Die  Durchschnittsquoten  stiegen  in  der  Zwischenzeit 
bei  Speck  und  Schinken    .    .  von  100  auf  154 
,    Rindfleisch ,      .400 


172 
187 
119 
199 
817 
129 
186 
111 
122 
125 
181 
112 


,    Schweinefleisch    .... 

,    Butter 

,    Käse 

,    Eiern 

n    Kakao    

»Tee 

,    Zucker 

^>  ,    Korinthen  und  Rosinen   . 

,    Weizen  und  Weizenmehl 

„    Mais 

,    Tabak 

,    Bier 

Ein  Fallen  ist  zu  verzeichnen  (aus  den  oben  angeführten  Gründen) 

bei  Kartoffeln von  100  auf    54 

•    Reis ,      ,      ,      74 

a    Spirituosen ,       ,       „      98 

.    Wein ,       .       ,      78 

Im  ganze  Q  genommen  sehen  wir,  dass  die  Ernährung  bedeutend  kräftiger 
geworden  ist.  Der  Arbeiter  —  denn  um  diesen  handelt  es  sich  hier  zumeist  — 
kam  mehr  und  mehr  in  die  Lage,  bei  erhöhtem  Lohne  und  verbilligten  Lebens- 
mitteln sich  und  seine  Familie  besser  zu  ernähren.  Auf  diese  Tatsache  ist  auch 
von  den  englischen  Schriftstellern  des  öfteren  aufmerksam  gemacht  worden.  So 
teilt  —  um  nur  einiges  anzuführen  —  Mulhall  in  seinem  Dictionaiy  of 
Statistics^)  mit,  dass  der  Import  der  für  den  im  Hausverbrauch  bestinunten 
Artikel  von  1871—80  bis  1891—96  folgendermassen  stieg 

bei  Weizen  von  2,850,000  auf  4,830,000  t 
,  Fleisch  ,  290,000  ,  700,000  , 
,  Zucker  ,  860,000  «  1,420,000  , 
,    Butter      ,        80,000     ,       190,000  ,  u.  a.  m. 


1)  London  18»9  B.  717,  Artikel:  Food.    Es  mass  allerdings  bemerkt  werden,  dass  die 
von  M alba  11  angeführten  Zahlen  meistens  nur  anf  Schätzung  beruhen. 
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An  einer  anderen  Stelle  teilt  derselbe  Autor  mit '),  dasi  die  Ausgaben  (fir  Nah- 
rung in  Groesbritannien  grOsser  als  in  iigend  einem  anderen  Lande  seien,  hier 
Urnen  auf  den  Kopf  der  Bevölkerung  10  Pfd.  Sterl.  4  s. ,  w&hrend  in  Frank- 
reich nur  8  Pfd.  Sterl.  16  s.,  in  Deutschland  nnr  7  Pfd.  Sterl.  15  s.  und  in  Irland 
gar  nur  5  Pfd.  Sterl.  5  s.  auf  den  einzelnen  Elinwohner  entfiele.  Von  den  einseinen 
Irtikeln  wäre  pro  Kopf  der  Bevölkerung  konsumiert  worden  in  den  Jahren 

1887-40    1861—70  1895 

Weizen 290  885        860  Pfund 

Fleisch 75  90        110      , 

Zucker 16  41         88       , 

Tee 20  52         90      , 

Bier 24  28         80  Gallonen 

Im  übrigen  findet  auch  Mulhall,  dass  nur  der  Verbrauch  von  Kar- 
toffehi.  Reis,  Wein,  Spirituosen  und  Kaffee  in  den  letzten  20  Jahren  zurück- 
gegangen ist.  Kaffee  kommt  indes  nur  wenig  in  Betracht,  weil  dieses  Gtotrftnk 
in  England  nur  sehr  wenig,  in  den  unteren  Klassen  überhaupt  nicht  verbreitet  ist. 
Ein  irgend  vollständiges  Bild  des  Konsums  geben  uns  freilich  die  Ziffern 
der  Einfuhr  allein  nicht,  da  ein  Teil  der  Nahrungsmittel  ja  auch  im  Inland 
produziert  wird.  Vor  allem  kommt  hier  Fleisch  in  Betracht.  Wenn  wir  nun 
aach  keine  Zahlen  für  die  jährlich  geschlachteten  Tiere  oder  etwa  des  ver- 
kaoften  Fleisches  haben,  so  ist  doch  der  Bestand  an  lebendigem  Vieh  durch 
die  landwirtschaftlichen  Statistiken,  wie  sie  z.  B.  die  Statistical  Abstracts  ent- 
halten, für  die  einzelnen  Jahre  bekannt  So  gab  es  im  Vereinigten  König- 
reich durchschnittlich 

1876—80  1896-1900 

Binder         9,864,000  11;179,000 

Schafe        81,906,000  81,052,000 

Schweine     8,506,000  3,874,000 

Wir  sehen,  der  Bestand  ist  absolut  genommen  nur  bei  den  Schafen  gefallen, 

bei  Rindern  und  Schweinen  hat  er  sich  vermehrt.    Auf  100  Köpfe  der  Bevölke- 

nmg  kam  ein  Viehbestand  von  29  resp.  28  Rindern,  94  resp.  77  Schafen  und 

in  beiden  iWen  von  10  Schweinen.    Von  den  angeführten  Tieren  ist  in  den 

einzelnen  Jahren  natürlich  nur  ein  Teil  zum  Konsum  bestimmt  gewesen.    Craw- 

ford  führt  in  einem  Aufsatz  in  dem  Journal  of  the  R.  Statistical  Society  (1902 

8.  675)  an,  dass  nach  verschiedenen  Schätzungen  die  Zahl  der  geschlachteten 

Tiere  betrüge:  bei  Rindern  ca.  25%,  bei  Schafen  ca.  407«  und  bei  Schweinen 

100— 140  Vo    der  für  die   einzelnen  Jahre    angegebenen   Menge.     Demgemäss 

wären  von  100  Personen  durchschnittlich  jährlich  konsumiert  worden 

1876-80  1896—1900 

7  7  Stück  Rindvieh  \ 

88  80  Schafe     .    .    .   i  (im  Inland  gezüchtet). 

10—14  10—14  Schweine     .    .  J 

Im  ganzen  genommen  können  wir  sagen,  dass  der  Konsum  von  inländischem 
Vieh  sich  ziemlich  gleich  geblieben  ist.    Das  enorme  Wachsen  der  Zahlen  für 

1)  Mnlhall,  National  Progress.  —  London  1897.    Kapitel  B  über  Brnfthrong. 
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importiertes  Fleisch  aber  beweist,  dass  der  Gesamtrerbrauch  an  Fleisch  in  den 
betrachteten  20  Jahren  immer  noch  ganz  beträchtlich  gestiegen  ist. 

Wir  haben  hier  die  Entwicklung  der  Einkommen  nach  der  der  Ausgaben 
insbesondere  für  Nahrung  beurteilt,  und  in  der  Tat  bilden  ja  diese,  bei  den 
niederen  Gesellschaftsklassen  ganz  vornehmlich,  den  grössten  Ausgabeposten. 
(So  schätzt  ihn  Engel  in  seinem  bekannten  , Gesetz"  auf  62  V»  der  gesamten 
Ausgaben.)  Aber  wir  können  femer  die  Entwicklung  der  Einkommen  auch  noch 
an  den  Rücklagen  studieren  und  zwar  ganz  ähnlich,  wie  wir  es  bereits  in  Ab- 
schnitt I  getan  haben;  denn  wie  bei  den  oberen  und  mittleren  Klassen  die  Erb- 
schaftssteuerstatistik, 80  kommt  bei  den  unteren  die  Sparkassenstatistik  in 
Betracht. 

2.  Die  Sparkassen. 

Es  gibt  in  England  zweierlei  Sorten  Sparkassen :  die  sog.  Trustee  Savings 
Banks  und  die  Post  Office  Savings  Banks.  Erstere  wurden  gegen  Ende  des 
18.  Jahrhunderts  gegründet,  um  die  ,  arbeitenden  Klassen  zur  Sparsamkeit  an- 
zuregen*. Sie  verbreiteten  sich  schnell  und  bald  trat  auch  ein  Gesetz  betr. 
die  Kontrolle  der  Sparkassen  in  Kraft.  Eine  Abnahme  der  Trustee  Savings 
Banks  ist  vom  Jahre  1861  an  zu  verzeichnen,  da  in  diesem  Jahre  die  Post- 
sparkassen gegfründet  wurden.  In  der  folgenden  Zeit  fanden  vielfach  Umschrei* 
bungen  statt  zwischen  Trustee  und  Post  Office  Savings  Banks.  Man  findet  in 
der  Höhe  der  Einlagen  und  der  Anzahl  der  Einleger  infolgedessen  Schwankungen, 
und  tut  deshalb  besser,  wenn  man  die  Ersparnisse  der  englischen  Bevölkerung 
betrachten  will,  die  beiden  Arten  Sparkassen  nicht  getrennt,  sondern  zusammen 
zu  betrachten. 

Die  Zahlen,  wie  man  sie  aus  Tabelle  XXVI  entnehmen  kann,  geben 
ein  recht  erfreuliches  Bild.  Absolut  sind  sie  ganz  beträchtlich  in  den  letzten 
20  Jahren  gestiegen.    Es  betrug  im  Vereinigten  Königreich 

im  Jahre       die  Zahl  der  Einleger        die  Summe  der  Einlagen 


1881 

4,14  Mill. 

80,8  Mül.  Pfd.  Sterl. 

1886 

5.32  , 

97,7  .   ,    , 

1891  . 

6,68  , 

114,6  .   ,    , 

1895 

7,97   , 

148,2  ,   .    , 

1900 

10,07  , 

187,0  .   .    , 

Während  die  Bevölkerung  in  den  Jahren  1881—1900  von  84,9  auf 
41,0  Mill.,  d.  h.  um  18 7o  wuchs,  vermehrte  sich  die  Zahl  der  Einleger  um 
144  ®/o  und  die  Summe  der  Einlagen  um  183  >• 

Betrachten  wir  die  Zahlen  relativ,  so  finden  wir:  es  entfielen  unter  der 
Bevölkerung 

im  Jahre        ein  Einleger  auf       oder  auf  100  Personen 
1881  8,5  Personen  11,9  Einleger 

1886  6,9        ,  14,5 

1891  5,7        ,  17,6 

1895  4,9        ,  20,4 

1900  4.1        .  24,4 

Wir  ersehen  hieraus,  dass  auch  im  Verhältnis  zur  Bevölkerung  die 
Anzahl  der  Einleger  bedeutend  gewachsen  ist;  sie  hat  sich  in  der  Zeit  von 
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Tabelle  XXYI.    Sparkassenstatistik. 


Es  betrugen  in 

den  gesamten  Spart 

[assen  des  Vereinigten 

Königreichs 

die  Zahl 

diß  Summe 

die 

die 

in   tipn 

der  Einleger 

der  Einlagen 

Einzahlungen 

Auszahlungen 

iU    UCU  ; 

Jahren 

Proz. 

Proz. 

Proz. 

Proz. 

1 

i 

absolut 

Ver- 
mehrg. 

'     absolut 

Ver- 
mehrg. 

absolut 

Ver- 
mehrg. 

absolut 

Ver- 
mehrg. 

> 

H 

7o 

Mill.  jC 

> 

Mill.  £ 

•/o 

1880 

3,704,777 

— 

77,721,084 

— 

20,09 

— 

19,42 

— 

1881 

4,140,098 

11,7 

80,334,612 

3,4 

21,92 

9,1 

20,46 

5,3 

1882 

4,411,959 

8,9 

83,650,402 

4,1 

23,84 

6,5 

21,20 

8,6 

1888 

4,671,826 

5,9 

86,755,981 

3,7 

24,12 

3,3 

22,19 

4,7 

1884 

4,916,149 

5,2 

90,614,660 

4,4 

25,54 

5,9 

22,87 

8,1 

1885 

5,128,647 

4,3 

94,053,747 

3,8 

25,98 

1,5 

23,71 

8,7 

1886 

5,322,225 

3,8 

97,718,332 

3,9 

26,90 

3,8 

24,46 

3,2 

1887 

5,656,371 

4,4 

101,286.287 

3,6 

27,66 

2,8 

25,39 

8,8 

1888 

5,800,473 

4,4 

104,961,082 

3,8 

30,19 

9,1 

27,72 

9,2 

1889 

6,059,403 

4,5 

108,107,440 

2,9 

30,82 

1,9 

28,76 

8,8 

1890 

6,363,096 

5,0 

111,285,359 

3,0 

32,10 

4.4 

80,04 

4,4 

1891 

6,628,677 

4,2 

114,483,567 

2,9 

32,24 

0,4 

30,11 

0,2 

1892 

6,954,236 

4,9 

118,238,528 

3,2 

33,73 

4'6i 

31,01 

3,0 

1893 

7,219,385 

3.8 

122,841,241 

8,9 

35,61 

5,6 1 

82,04 

3,8 

1894  . 

7,579,709 

5,0 

132,740,970 

8,1 

42,81 

20,51 

33,95 

6,0 

1895 

7,969,826 

5,1 

143,181,656 

7,9 

45,38 

6,0 

36,13 

6,4 

1896 

8,367,938 

5,0 

154,798,828 

8,1 

50,74 

11,8 

40,25 

11,4 

1897 

8,766,978 

4,8 

164,361,583 

6,2 

50,44 

-  0,6 

42,04 

4,4 

1898 

9,194,449 

4,9 

173,189,471 

5,8 

52,44 

3,9 

48,78 

4,1 

1899 

9,648,165 

4,9 

181,523,534 

4,8 

54,89 

4,7 

47,74 

9,1 

1900 

10,065,006 

4,8 

187,005,562 

3,1 

55,91 

1,9 

51.68 

8,2 

1881—1900  am  mehr  als  rerdoppelt;  denn  während  1881  unter  8—9  Personen 
sich  erst  eine  befand,  die  Ersparnisse  gemacht  und  dieselben  in  die  Sparkasse 
gebracht  hatte,  gab  es  1900  schon  unter  je  4  Personen  eine  solche,  welche  ein 
Sparkassenbuch  besass.  Rechnen  wir  eine  Familie  zu  4  Personen,  so  finden 
wir,  dass  im  Durchschnitt  auf  jede  Familie  eine  Sparkasseneinlage  kommt. 
Aber  das  ist  noch  zu  niedrig.  Die  besser  situierte  Bevölkerung  legt  sicher  nur 
selten  und  in  Ausnahmefällen  Geld  in  die  Sparkasse,  erstens  weil  die  Zinsen 
hier  nur  geringe  und  nicht  so  gross  wie  z.  B.  in  industriellen  Unternehmungen 
sind,  und  zweitens  weil  die  Sparkassen  nur  Beträge  bis  zu  einer  bestimmten 
Höhe  annehmen.  So  dttrfen  in  England^)  auf  einmal  höchstens  50  Pfd.  Sterl. 
eingezahlt  werden,  die  ganze  Einlage  darf  150  Pfd.  Sterl.  nicht  übersteigen, 
ond  ist  die  Summe  durch  die  Zinsen  bis  auf  200  Pfd.  Sterl.  angewachsen,  so 
werden  keine  Zinsen  mehr  gezahlt.  Ausserdem  darf  jeder  Einleger  nur  in 
eine  Kasse  zahlen,  es  ist  verboten,  in  zwei  oder  mehreren  Kassen  Guthaben 
KU  haben.    Es  zählt  wohl  aber  auch  ferner  jede  Familie,  besonders  in  den 


>)  Cf.  Handwörterbuch  der  Staatswissenschaften:  Artikel:  Sparkassen. 
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unteren  Klassen,  im  Darchscfanitt  mehr  als  4  Köpfe,  und  deshalb  lässt  sich 
gut  und  gerne  behaupten,  dass  durchschnittlich  jede  Familie  1900  mindestens 
ein  Sparkassenbuch  hatte,  ja  dass  sich  diese  Rechnung  noch  ganz  beträchtlich 
zu  Gunsten  der  niederen  Klassen  verschiebt. 

Wie  steht  es  nun  mit  der  relativen  Höhe  der  Einlagen?    Im  Durchschnitt 
betrug  das  Depositum  jedes  Einlegers 

im  Jahre  1881  19  Pfd.  Sterl. 

,   .   1886  18  ,   „ 

.       .   1891  17   ,   , 

.       .       1898  17   .    . 

.   .   1895  17   ,   , 

.   .   1900  18   ,   , 

Die  Zahlen  zeigen  uns,  dass  die  Durchschnittseinlage  dem  Betrage  nach  gefallen 
ist,  bis  Anfang  der  90er  Jahre  sinkt  sie  kontinuierlich,  erreicht  1893  mit  17  Pfd. 
Sterl.  ihr  Minimum  und  fängt  erst  dann  wieder  an  zu  steigen,  ohne  indes  1900 
ihre  alte  Höhe  von  1881  zu  erreichen.  Man  muss  sich  jedoch  hüten,  dieses 
Sinken  als  ein  ungünstiges  Symptom  aufzufassen.  Im  Gegenteil!  Wir  haben 
gesehen,  dass  die  Zahl  der  Einleger  sowohl  absolut  als  auch  relativ  betrftcht* 
lieh  gestiegen  ist,  d.  h.  die  Sparkassen  haben  sich  eines  betriU)htlich  höheren 
Zuspruches  zu  erfreuen  gehabt,  der  Ejreis  der  Einleger  hat  sich  erweitert. 
Wenn  nun  die  Einlagen  relativ  gesunken  sind,  so  bedeutet  dies  nicht  etwa, 
dass  die  Leute  weniger  Ersparnisse  gemacht  haben,  sondern  dass  auch  die 
ärmere  Bevölkerung  ihre  geringeren  Ersparnisse  zur  Sparkasse  getragen  hat. 
Statistisch  offenbart  sich  eben  dies  darin,  dass  die  Durchschnittseinlage  ge- 
sunken ist.  Wenn  dann  von  1893  an  abermals  ein  Steigen  zu  verzeichnen  ist, 
so  hat  das  seinen  Grund  darin,  dass  die  Zeit  von  1893 — 1900  eine  Zeit  sich 
rasch  entfaltender  wirtschaftlicher  Blüte  ist,  in  welcher  bei  erhöhtem  Lohne 
auch  im  einzelnen  erhöhte  Ersparnisse  gemacht  wurden. 

Unsere  Zahlen  der  Sparkassenstatistik  gestatten  auch  einen  Schluss  auf 
die  Lage  der  Arbeiter  während  der  Krisen.  Nach  dem  oben  Angeführten  können 
wir  annehmen,  dass  die  Sparkassen  gerade  von  den  Arbeitern  am  meisten  in 
Anspruch  genommen  worden  sind,  sind  ja  auch  die  Trustee  Savings  Banks, 
wie  oben  erwähnt,  zu  dem  Zweck  gegründet,  um  gerade  die  ,  arbeitenden  Klassen 
zur  Sparsamkeit  anzuhalten",  und  dienen  doch  die  Postsparkassen,  wie  auch  in 
Oesterreich,  vornehmlich  dem  Interesse  der  kleinen  Leute.  Würden  die  Arbeiter 
nun  von  den  Krisen  besonders  schwer  getroffen,  würde  ein  grosser  Teil  der- 
selben arbeitslos,  wie  das  stets  von  sozialistischer  Seite  behauptet  wird,  so 
müsste  in  Jahren  wirtschaftlicher  Depression,  wie  1885 — 87  und  1891 — 93,  die 
Anzahl  der  Einleger,  die  Höhe  der  Einlagen  und  die  der  Einzahlungen  ab- 
nehmen oder  wenigstens  bedeutend  langsamer  wie  vorher  zunehmen,  die  Zahl 
der  Auszahlungen  aber  rascher  zunehmen.  Ein  Blick  auf  die  prozentuellen 
Ziffern  zeigt,  dass  dem  nicht  so  ist;  wohl  schwanken  die  Ziffern,  aber  nicht 
in  obigem  Sinne.  Die  Kreise,  aus  denen  sich  die  Einleger  vornehmlich  rekm- 
tieren,  d.  h.  die  Arbeiter,  sind  in  den  betreffenden  Jahren  von  der  Krise  nicht 
merklich  getroffen  worden. 
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8.  Die  Armen  und  die  Yerbreoher. 

Hatte  uns  die  Einkommen-  und  Erbsohaftssteuentatifltik  die  Entwicklung 
der  oberen  und  mittleren  Klassen  vor  Augen  gefClbrt,  batten  uns  die  LObne 
AufscblOsse  über  die  Einkommen  der  Arbeiterklassen  gegeben,  Aufscblilsse,  die 
dann  noch  durch  die  Konsum-  und  Sparkassenstatistik  ergSuxt  wurden,  so  sind 
es  die  Armen-  und  die  Yerbrecherstatistik,  welche  Licht  auf  den  Zustand  der 
alleruntersten  Gesellschaftsschicbten  werfen,  jener  Schichten,  welche  den  .Nieder- 
schlag* bilden,  ,der  bald  dicker,  bald  minder  dick  den  Gresellschaftsboden 
bedeckt-  >). 

Ein  Zeichen  zunehmenden  Volkswohlstandes  kann  man  darin  erblicken, 
dass  die  Zahl  der  Armen  prozentuell  abnimmt.  Dieser  Tliese  ist  indessen  oft 
widersprochen  worden,  und  insonderheit  wollen  die  deutschen  Sozialisten  diesem 
Argument  jede  Beweisg^ltigkeit  absprechen. 

Die  Armenunterstützung')  kann  in  England  nach  dem  Gesetz  von  1834 
zweierlei  Art  sein:  entweder  Outdoor  relief  oder  Indoor  relief.  Das  Outdoor 
relief  erstreckt  sich  auf  die  Verteilung  von  Geld  und  Naturalien  an  bedürftige 
Personen,  Bezahlung  von  Schulgeldern  für  arme  Kinder  oder  von  Geld  für 
Kinder,  die  bei  anderen  Leuten  in  Pflege  gegeben  sind  oder  als  Lehrlinge  ein- 
gestellt werden  sollen,  femer  auf  die  Entrichtung  von  Geldern  für  ärztliche 
Behandlung,  endlich  auf  Unterstützung  von  Personen,  welche  auswandern  wollen. 
Der  zweite  Zweig  des  englischen  Armenwesens  ist  das  sog.  Indoor  relief,  welches 
an  die  Auftiahme  in  ein  Workhouse  geknüpft  ist  Hier  gilt  die  Bestimmung, 
dass  arbeitsfähige  Arme  nur  Unterstützung  im  Workhouse  erfahren  dürfen. 
^Bezüglich  der  anderen  Armen  sind  die  Lokalbehörden  in  der  Wahl,  welche 
Art  der  Unterstützung  sie  gewähren  sollen,  nicht  beschränkt.  Es  herrscht  in- 
dessen die  Tendenz,  Hausunterstützung,  soweit  sie  in  direkten  Geldspenden  ge- 
reicht wird,  auf  das  möglichste  Minimum  einzuschränken  und  an  die  Stelle 
dieser  Art  von  Unterstützung  das  Workhouse  treten  zu  lassen" ').  Diese  Be- 
stimmung ist  keineswegs  .inhuman",  wie  Schippel  meint,  sondern  durch 
mancherlei  schwerwiegende  Gründe  gerechtfertigt;  denn  nur  so  wird  der 
Arbeiter  nach  Möglichkeit  für  sich  selbst  sorgen  und  erst  wenn  die  Not  allzu 
hart  und  bitter  an  ihn  herantritt,  ins  Arbeitshaus  gehen.  Femer  aber  würden 
durch  allzugrosse  Ausdehnung  des  Outdoor  relief  leicht  ungenügende  Lohnver- 
hältnisse in  der  Volkswirtschaft  unterstützt  und  aufrechterhalten  werden. 

Wenn  femer  Marx  und  Schippel  sagen,  dass  bei  . steigendem  Ehr- 
gefühl* der  Arbeiter  lieber  hungert  und  sich  dem  Elend  preisgibt,  als  dass  er 
sich  der  .entwürdigenden  Behandlung"  im  Workhouse  unterzieht,  so  ist  darauf 
folgendes  zu  erwidern:  Ganz  abgesehen  davon,  dass  ein  gehobenes  Selbst- 
bewusstsein  nach  J.  Wolf  ^)  .als  ein  g^stiges  Zeichen  zu  betrachten  wäre,  das 
mit  grosser  Wahrscheinlichkeit  auf  eine  Besserung  in  den  Verhältnissen  des 
Arbeiters  schliessen  lässt",  sind  für  ein   .steigendes  Ehrgefühl"  des  Arbeiters 


>)  J.  Wolf,  System  I,  S.  168. 

^Aschrott,  Das  englische  Armenwesen,  Leipzig  1886,  S.  284  u.  f. 

»)  Derselbe  S.  296. 

♦)  J.  Wo  If,  System  I,  S.  178. 
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absolut  keine  bestimmten  Anhaltspunkte  vorhanden ;  die  Gründe,  welche  f&r  die 
Inhumanität  angeführt  werden,  sind  direkt  hinf&llig,  und  höchstens  die  Leute 
schrecken  vor  dem  Arbeitshaus  zurück,  welche  sich  vor  einem  geregelten  Leben, 
vor  Ordnung  und  Sauberkeit  scheuen,  kurz  jene  minderwertigen  Existenzen, 
die  wohl  nicht  den  geringsten  Begriff  von  .Ehrgefühl'  haben.  Wir  glauben 
demnach,  dass  es  sehr  wohl  ein  Symptom  der  Besserung  der  wirtschaftlichen 
Lage  eines  Volkes,  insbesondere  seiner  unteren  Klassen  ist^  wenn  die  Zahl  seiner 
offiziellen  Armen  abnimmt. 

In  England  und  Wales  erhielten  von  erwachsenen  arbeitsfähigen  Per- 
sonen Unterstützung*) 

in  den  «k„^i„4.  a^^  10,000  Köpfe  der 

Jahren  absolut  Bevölkerung  kamen 

1880-84  108,804  38 

1890—94  96,076  33 

1900—01  92,394  29 

Die  Besserung  ist  diesen  Zahlen  nach  eine  rasche.  Unter  10,000  Einwohnern 
gab  es  1880—84  88  arbeitslose  Erwachsene,  1900A)1  betrug  die  Durchschnittszahl 
nur  noch  29.  Wir  ersehen  zugleich  auch  hieraus,  dass  die  Arbeitslosigkeit 
nicht  soweit  verbreitet  ist,  als  gewöhnlich  angenommen  wird,  dass  nun  vollends 
gar  von  einer  ganzen  Armee  Arbeitsloser  —  der  Marxschen  .industriellen 
Reservearmee'  —  gar  keine  Rede  sein  kann.  Ausserdem  muss  man  auch  be- 
denken, dass  es  gewöhnlich  die  schlechteren  Elemente  sind,  denen  es  an  Arbeit 
mangelt,  denn  ist  einmal  ein  Unternehmer  in  die  traurige  Lage  versetzt,  einen 
bestimmten  Teil  seiner  Arbeiter  entlassen  zu  müssen,  so  wird  er  natürlich  die 
Minderwertigen  loszuwerden  versuchen. 

Insgesamt  erhielten  Unterstützung  (cf.  Tabelle  XXVII) 
in  den  Jahren    in  England    in  Schottland    in  Irland    Total  (Ver.  Königr.) 

1880-84  787,118 

1890—94  765,282 

1901  781,298 

oder  in  Prozenten  der  Bevölkerung 

1880-84  3,0 

1890—94  2,6 

1901  2,4 

Wenn  also  demnach  die  Zahl  der  Paupers  in  den  letzten  20  Jahren  absolut 
sich  ziemlich  gleichgeblieben  ist,  so  kann  man  doch  in  den  prozentuellen  Ziffern 
ein  deutliches  Sinken  nachweisen.  Dabei  sind  aber  dennoch  die  Aufwendungen, 
die  im  ganzen  und  im  einzelnen  für  die  Paupers  gemacht  wurden,  ziemlich  be- 
deutend gestiegen.    Es  wurden  nämlich  für  sie  verwendet 

fJZ  »England  in  Schottland  (i„  ^en'feJi^.) 

1880—84      8,221,092  Pfd.  Sterl.      895,961  Pfd.  Sterl.    1,128,620  Pfd.  SterL 
1901  12,119,544     ,         .      1,115,863     ,        ,        1,170,801     , 


100,817 
92,547 
99,166 

108,872 

102.919 

98,728 

995307 
960.748 
979.187 

e 

2,7 
2,8 
2,8 

2,1 
2,2 
2,2 

2,8 
2,5 
2.3 

1)  Die  angefahrten  Zahlen  der  Armenstatistik  sind  dem  Constitntional  Yearbook  1903 
entlehnt. 
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Tabelle  XXYIL    Armenstatistik. 


(resamtzahl  der  Armen 

Der  für  die  Armen  gemachte 
betrug 

)  Aufwand 

Jahr 

absMut 

1 

in  Proz. 

der 
Bevölk. 

absolut 

auf  den  Kopf 
des  Aimen 

auf  den  Kopf 

der 
Bevölkerung 

•/o 

£ 

£       8        d 

£     8     d 

I.  Ei 

igland 

1880/84 

;       787,118 

3,0 

1       8,221,092 

10      8     11 

0    6     4 

1885/89 

788,357 

2,9 

8,854,379 

10    11     11 

0    6     1 

1890/94 

1       765,282 

2,6 

1       8,968.272 

11     14      3 

0    6     2 

1895/99 

814,748 

2,6 

10,526,003 

12    18      4 

0    6    10 

1900 

792,367 

2,5 

'     11,567,649 

14    12      0 

0    7     3 

1901 

781,298 

2,4 

12,119,544 

15    10      3 

0    7     6 

U.  S 

ßhottland 

1880/84 

100,317 

2,7 

895,961 

8    18      8 

0    4     9 

1885/89 

96,688 

2,4 

887,085 

9      3      6 

0    4     6 

1890/94 

92,547 

2,3 

906,646 

9     15    11 

0    4     6 

1895/99 

98.307 

2,3 

1,056,262 

10    14    10 

0    5     0 

1900 

98,840 

2,3 

1,109,619 

11      4      6 

0    5     0 

1901 

99,166 

2,3 

1,155,363 

11     13      0 

0    5     2 

m.  I 

rland 

1880/84  1 

108,372 

2,1 

1,128,620 

10      8      3 

0    4     5 

1885/89 

111,248 

2,3 

!       1,053,994 

9      9      6 

0    4     4 

1890/94 

102,919 

2,2 

'       1,041,802 

10      2      5 

0    4     5 

1895/99 

100,267 

2,2 

;       1,090,999 

10    17      7 

0    4     9 

1900 

■       100,962 

2,2 

1,125.110 

11      2    11 

0    5     1 

1901 

98,728 

2,2 

1,170,801 

11     17      2 

0    5     3 

Im  Durchschnitt  wurden  für  einen  Armen  verwendet  (j&hrlich) 

1880-84    10Pfd.Sterl.   Ss.  lld.    8  Pfd.  Sterl.  18  s.   8d.    10Pfd.Sterl.   88.3d. 

1890-94     11    .       ,       14  .    3  ,     9    ,       ,      15 .  11  .     10     ,        .     17  . 7  . 

1901  15    .       .      10  .    3  „  11     ,       .      13 ,    0  .     11     .        ,     17  , 2  , 

Von  der  Armenlast  entfiel  auf  den  Kopf  der  Bevölkerung 

1880-84    0  Pfd.  Sterl.  6  s.  4  d.    0  Pfd.  Sterl.  4  s.  9  d.    0  Pfd.  Sterl.  4  s.  5  d. 

1890-94    0,         ,6,2,0,        .4.6,0.        ,4,5, 

1901  0,         .7.6.0.        ,      5,2,0,       ,5,3, 

Ohne  dass  also  die  Armenlast  auf  den  Kopf  der  Bevölkerung  wesentlich  ge- 
stiegen wäre,  hat  sich  doch  die  Lage  des  einzelnen  Paupers,  wie  aus  dem  für 
einen  jeden  gemachten  Aufwand  zu  entnehmen  ist,  bedeutend  gebessert,  so 
dass  die  .Abschreckungstheorie',  von  der  Schippel  spricht ,  wohl  nicht  — 
.immer  konsequenter  durchgeführt'  worden  ist.  Vielmehr  wird  sich  auch  im 
Workhonse  die  Lage  der  Luassen  gebessert  haben,  und  von  einer  Verminderung 
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der  in  ihm  Untergebrachten  aus  Furcht  vor  «entwürdigender  Behandlang*  kann 
fQglich  nicht  die  Rede  sein. 

Man  darf  demnach  in  der  Verminderung  der  Paupers,  wie  sie  sich  tat- 
sächlich in  England  konstatieren  lässt,  ein  Zeichen  dafür  erblicken,  dass  auch 
die  unteren  und  untersten  Klassen  unserer  Gesellschaft  in  einer  fortschrittlichen 
Bewegung  begriffen  sind. 

Tabelle  XXVIII.    üeberfOhrte  Verbrecher. 


Absolute  Anzahl  der  überführten 

Auf  100,000  Köpfe  der  Be- 

Jahr 

Verbrecher 

TÖlkerung  kamen  in 

England 

Schott- 
land 

Irland 

Ver.  König! 
reich      | 

E. 

Seh. 

I. 

V.  K. 

1880/84 

11.850 

1964 

2124 

15,488 

43 

52 

42 

44 

1885/89 

10,287 

1845 

1410 

18,542 

87 

47 

29 

37 

1890/94 

9,467 

1853 

1298 

12,618 

32 

46 

28 

33 

1895/99 ! 

9,008 

1763 

1269 

12,049 

29 

42 

28 

80 

1900 

1 

8,157 

1885 

1087 

11,079 

i 

i 

25 

42 

24 

27 

Wie  die  Zahl  der  Armen  zurückgegangen  ist,  so  ist  auch  die  der  Ver- 
brecher in  den  letzten  20  Jahren,  wie  Tabelle  XXVIII  zeigt,  ganz  beträchtlich 
gesunken.  Während  1880—84  auf  100,000  Köpfe  der  Berölkerung  im  Vereinigten 
Königreich  44  überführte  Verbrecher  kamen,  betrug  die  Durchschnittszahl  1901 
nur  noch  27,  das  bedeutet  eine  Reduktion  um  '/s.  Auch  in  dieser  Tatsache  ist 
ein  unverkennbar  günstiges  Zeichen  der  Entwicklung,  speziell  auch  der  Ein- 
kommenentwicklung gegeben.  Wenn  sich  auch  nicht  direkt  die  Zahl  der  Eigen- 
tumsverbrecher nachweisen  lässt,  so  besteht  doch  der  grösste  Teil  der  Ver- 
brecher aus  Leuten,  die  an  keine  ordentliche  Beschäftigung  gewöhnt,  arbeitslos, 
ohne  Einkommen,  ein  jämmerliches  Dasein  fristen.  Ihre  Abnahme  muss  des- 
halb als  günstiges  Symptom  begrüsst  werden. 


lY.  Schluss. 

Blicken  wir  nun  zurück,  und  überschauen  wir  ganz  kurz  noch  einmal 
die  Entwicklung  der  Einkommen  in  England  insgesamt,  so  können  wir  wohl 
sagen,  dass  diese  Entwicklung  einen  durchaus  günstigen  Verlauf  genommen 
hat.    Ueberall  ist  ein  rapides  Aufsteigen  zu  bemerken. 

Dieses  Aufsteigen  findet  in  der  Tat  in  der  ganzen  Gesellschaft  statt.  Die 
Einkommen-  und  nebenbei  die  Erbschaftssteuerstatistik  haben  gezeigt,  dass 
nicht  nur  die  oberen  Klassen  reicher  werden,  sondern  dass  sich  zugleich  auch 
die  mittleren  Klassen  und  zwar  in  einem  noch  rascheren  Tempo  verbreitem 
und  erweitem.  Die  arbeitenden  Klassen  erfreuen  sich  jetzt  ebenfalls  —  wie 
aus  der  Lohnstatistik  hervorgeht  —  eines  höheren  Einkommens  als  20  Jahre 
vorher,  und  ausserdem  sind  untrügliche  Anzeichen  dafQr  vorhanden,  dass  über- 
haupt die  Lage  der  unteren  Klassen  eine  immer  bessere  wird. 
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Ferner  sollte  diese  Arbeit  einiges  Licht  werfen  auf  die  Art  und  Weise» 
in  welcher  rieh  die  Wirtschaftskrisen  in  den  einzelnen  Gesellschaftsschichten 
ftlhlbar  machen.  Wir  hatten  freilich  gesehen,  dass  die  Arbeiter  sich  in  Zeiten 
wirtschaftlicher  Depresrion  Lohnredaktionen  in  erhöhter  Anzahl  gefallen  lassen 
müssen,  immerhin  aber  nehmen  dieselben  dnrchans  keinen  breiten  Raum  ein. 
Im  übrigen  treten  eben  im  allgemeinen  höchstens  nur  Reduktionen  ein,  zu  einer 
Entlassung  seiner  Arbeiter  wird  rieh  aber  ein  Unternehmer  in  den  seltensten 
RUlen  entschliessen  können,  da  er  lieber  mit  Verlust  arbeitet,  als  dass  er  seine 
Maschinen  stehen  liesse,  was  für  ihn  einen  weit  grösseren  Verlust  bedeuten 
würde.  Die  Krisen  treffen  am  schärfsten  die  Reichen,  die  Kapitalisten;  ihre 
Einkommen  und  auch  ihre  Hinterlassenschaften  zrigen  in  wirtschaftlich  un- 
günstigen Zdten  eine  ausgesprochene  Minderung,  hinter  der  die  der  Löhne  ganz 
zurücktritt 

Mit  den  sozialistischen  Theorien  stehen  freilich  diese  Ansichten  in  kras- 
lestem  Widerspruch.  Indessen  können  wir  nicht  in  den  Rahmen  unserer  Unter- 
raehung  eine  Auseinandersetzung  mit  den  Theorien  des  Sozialismus  überhaupt 
hineinriehen,  denn  diese  würde  einmal  zu  lang  ausfallen,  zweitens  aber  sind 
dieselben  schon  so  klar,  vor  allem  von  J.  Wolf,  widerlegt,  dass  es  Vermessen- 
heit w&re,  hier  auch  noch  eingreifen  zu  wollen.  Wir  wollen  deshalb  hier  nur 
noch  mit  einem  Wort  auf  die  Vorgänge  der  letzten  Zeit  eingehen,  nämlich  auf 
den  Dresdener  Parteitag. 

Nachdem  berrits  die  Lehren  des  Sozialismus  eine  vielseitig^  Bekämpfung 
erfahren  hatten,  war  es  Schönlank,  der  im  Jahre  1894  eine  .Revision'  der 
sozialistischen  Begriffe  in  Frankfurt  a.  M.  forderte.  Am  gründlichsten  untere 
nahm  dieselbe  Bernstein  zuerst  in  einer  Reihe  Ton  Aufsätzen  in  der  ^ Neuen 
Zeit*,  sodann  1902  in  dem  Buch:  .Die  Voraussetzungen  des  Sozialismus  und 
die  Aufgaben  der  Sozialdemokratie".  Hier  wendet  sich  Bernstein  gegen  die 
gesamte  theoretische  Grundlage  des  Manschen  Sozialismus,  indem  er  alle 
dessen  Theorien  zu  widerlegen  sucht,  so  die  naturalistische  Geschichtsauffassung, 
die  Theorien  des  Werts  und  des  Mehrwerts,  der  Konzentration  und  der  Akkumu- 
lation des  Kapitals,  der  Ausbeutung  und  Verelendung  der  Massen,  der  Krisen 
and  des  Zusammenbruchs,  des  Klassenkampfs  und  der  Revolution. 

Der  «Revisionismus*,  der  immer  mehr  an  Boden  gewann  und  im  Reichs- 
tag durch  die  letzten  Wahlen  eine  wesentliche  Stärkung  erfuhr,  fand  jedoch 
bei  der  Mehrzahl  der  Sorialdemokraten  keinen  Beifall,  und  so  wurde  für  den 
vorjährigen  Dresdener  Parteitag  von  Bebel,  Kautsky  und  Singer  ein  An» 
trag  eingebracht,  der  darauf  abzielte,  den  «Revisionismus*  zu  unterdrücken. 
Es  kam  im  Verlauf  des  Parteitages  zu  erbitterten  Wortgefechten,  so  griff  auch 
Bebel  in  der  schärfsten  Weise  die  Revisionisten  an.  Als  ihr  Hauptziel  stellte 
er  u.  a.')  .die  Vertuschung  und  üeberbrückung  der  Gegensätze  zwischen  Pro- 
letariat nnd  bürgerlicher  Gesellschaft*  hin.  Indessen  kann  von  «Vertuschung* 
der  Gegensätze  überhaupt  nicht  die  Rede  sein,  wenn  dieselben  gar  nicht 
bestehen,  oder  wenigstens  nicht  in  dem  Sinne  bestehen,  wie  der  Marxismus 
annimmt.  Auch  diese  Arbeit  hatte  das  Streben  darzutun,  dass  sich  der  Gegen- 
satz von  unten  und  oben  nicht  verschärft  hat,  dass   vielmehr  immer  breiter 


1)  Stenographischer  Bericht  des  Parteitags  (Verlag  des  Vorwärts)  S.  319. 
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werdende  Verbindungsstufen  den  Zusammenhang  zwischen  hoch  und  niedrig 
aufrecht  erhalten.  Unter  den  Sozialisten  sind  es  die  «Revisionisten*-,  die  sich 
von  dieser  Tatsache  Überzeugt  haben. 

Welche  Elemente  der  Partei  sind  es  nun,  denen  diese  Erleuchtung  ge- 
kommen ist?  Es  ist  interessant  zu  beobachten,  wie  Bebel  sie  charakterisiert 
hat  (S.  820  u.  f.).  In  erster  Reihe  nennt  er  hier  die  «Akademiker*  und  «neben 
den  Akademikern  kommt  dann  der  andere  Teil  der  Revisionisten,  die  ehe- 
maligen Proletarier  in  gehobenen  Lebensstellungen,  die  eben  jetzt  einen  ge- 
wissen Abschluss  ihrer  Lebenslage  sehen.  Dann  gehören  noch  Proletarier  dazu, 
das  sind  die  Unwissenden,  die  Nichtunterrichteten ,  das  sind  diejenigen,  die 
einem  Manne  folgen,  den  sie  persönlich  achten  und  dankbar  zu  sein  glauben*. 

Abgesehen  von  der  letzten  Kategorie  bestehen  also  die  Revisionisten  ans 
«Akademikern*  und  «Proletariern  in  gehobenen  Lebenstellungen',  und  das  ist 
sehr  bezeichnend.  Denn  die  Akademiker  haben  infolge  einer  höheren  Bildung 
den  Sozialismus  wissenschaftlich  angefasst  und  sich  auf  diese  Weise  bis  zu 
einem  gewissen  Grade  von  der  Unhaltbarkeit  seiner  Ideen  überzeugt.  Bern- 
stein betonte  in  seiner  Rede  in  Dresden  ausdrücklich:  «Nach  meiner  Auf- 
fassung liegt  die  Aufgabe  der  Revision  auf  dem  (Gebiete  der  Theorie  und 
nicht  auf  dem  der  Praxis* ,  auch  will  er  nur  den  theoretischen  Teil  des 
Erfurter  Programms  (die  ersten  5  Absätze  und  den  6.  teilweise)  abgeändert 
wissen.  Die  zweite  Kategorie  der  Revisionisten  hat  sich  auf  praktischem  Ge- 
biet von  der  allzu  grossen  Schroffheit  der  sozialistischen  Ideen  Überzeugt.  Als 
«Proletarier  in  gehobenen  Lebensstellungen'  sind  sie  zu  der  Ansicht  gelangt, 
dass  der  Gegensatz  von  hoch  und  niedrig  doch  nicht  so  unüberbrückbar  ist, 
wie  in  ihrer  Partei  angenommen  wird,  und  dass  ein  Emporsteigen  aus  den 
Reihen  der  Proletarier  in  höhere  Lebensstellungen  nicht  nur  nicht  unmöglich, 
sondern  bei  einiger  Tüchtigkeit  wohl  gar  nicht  so  schwierig  ist. 

Ueber  die  Berechtigung  des  Revisionismus  klar  zu  werden,  war  eine  der 
Hauptaufgaben  des  Dresdener  Parteitages,  das  Mittel  aber,  was  man  hierzu 
wählte,  war  jedenfalls  nicht  geeignet,  eine  wirkliche  Klarheit  zu  schaffen ;  denn 
durch  eine  blosse  Abstimmung  lassen  sich  theoretische  Fragen  nicht  ent- 
scheiden. Diese  Abstimmung  sollte  eine  Richtschnur  sein,  und  «ich  bin  über- 
zeug^ —  so  schloss  Bebel  seine  Philippika  —  wenn  diese  Richtschnur  gegeben 
ist,  und  wenn  die  anderen  Massregeln  ergriffen  sind,  die  notwendig  sind,  um 
künftig  Klarheit,  Wahrheit  und  Wissen  Über  alle  wichtigen  Parteifragen  zu 
verbreiten,  dann  bin  ich  überzeugt,  dass  die  Partei  ihren  stolzen  Siegeslauf 
weiter  fortsetzen  und  dass  sie  in  der  glänzendsten  Weise  ihre  historische 
Mission  erfüllen  wird!* 

Nun  wir  alle  wissen,  wie  diese  Entscheidung  ausfiel:  „Der  Parteitag  ver- 
urteilt auf  das  entschiedenste  die  revisionistischen  Bestrebungen.  —  Der  Partei- 
tag ist  im  Gegensatz  zu  den  in  der  Partei  vorhandenen  revisionisti- 
schen Bestrebungen  der  Ueberzeugung,  dass  die  Klassengegensätze 
sich  nicht  abschwächen,  sondern  stetig  verschärfen.* 

Wie  sehr  das  Vergewaltigung  der  Tatsachen,  Verfälschung  und  Verhöh- 
nung der  Wahrheit  ist,  hat  diese  Arbeit  gezeigt.  Wissenschaftliche  Be- 
arbeitung des  vorliegenden,  heute  bereits  zu  gewaltigen  Massen  angeschwollenen 
statistischen  Stoffes  kann  demgegenüber  natürlich  nur  das  Bekenntnis  ablegen, 
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das  J.  Wolf,  einen  aaf  der  Wissenschaft  und  der  politischen  Theorie  liegen- 
den, schweren  Bann  durchbrechend,  als  Ergebnis  seines  Buches  „System  der 
Sozialpolitik'  niedergelegt  hat: 

.Die  Gesellschaft  ist  in  einer  fortschrittlichen  Bewegung  begriffen.  M&chtig 
regt  es  sich  vor  allem  unten,  und  die  Armut  macht  der  Dürftigkeit,  die  Dürftig- 
keit der  Hablichkeit  Platz.  Immer  solider  und  gefestigter  wird  der  Gesell- 
schaftsbau; auch  die  mittleren  Klassen  gewinnen  an  Stärke,  und  wenn  gleich- 
zeitig die  Spitze  in  die  Höhe  wächst,  so  verschlägt  das  nichts,  die  Verbindung 
ist  darum  nicht  unterbrochen,  sondern  ganz  im  Gegenteil  wird  auch  sie  immer 
breiter  und  gesicherter.' 
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Die  Mttnzrefonii  in  Mexiko  und  die  Goldprodnktion. 

Von 
Bmno  Simmersbach. 

Innerhalb  der  letzten  2Vs  Dezennien  haben  fast  alle  Länder  der  Erde 
ihr  MOnzsystem  aaf  die  GU>ldbasis  gestellt,  und  nur  noch  einige  wenige  besitzen 
Silber  als  einziges  Währungsmetall ;  es  sind  dies,  abgesehen  von  einigen  mittel- 
amerikanischen Halbkulturstaaten,  besonder  China,  Persien,  Bolivia  und  Mexiko. 

Veranlasst  durch  die  grossen  Schwankungen  im  Silberkurse,  welche  sich 
während  der  letzten  Jahre  zeigten ,  Schwankungen ,  die  oft  über  30  ^/o  aus- 
machten, beginnt  man  nun  auch  in  diesen  Weissmetallländem  nach  Mittel  zu 
suchen,  um  zwischen  dem  Golde  und  dem  Silber  einen  festen  Kurs  zu  fixieren. 

Zur  Zeit  wird  diese  Frage  besonders  in  Mexiko  lebhaft  ventiliert,  einem 
Lande,  das  durch  seine  grosse  Silberproduktion  und  seinen  nicht  minder  be- 
deutenden Silberexport  am  empfindlichsten  unter  solchen  Kursschwankungen  in 
seiner  wirtschaftlichen  Entwicklung  getroffen  werden  muss.  Man  hat  das  Ge- 
samtsilberausbringen Mexikos  seit  dem  Jahre  1521  bis  heute  auf  100  Mill.  kg 
zu  veranschlagen  geglaubt.  Bei  der  langen  Zeit,  während  welcher  in  früheren 
Perioden  Silber  mit  Gold  pari  stand,  ja,  wo  es  zuweilen  mit  Aufgeld  gehandelt 
wurde,  schätzt  man  den  Wert  dieser  Produktion  auf  4  Bill.  Doli.,  und  zwar 
Dollars  .Gold".  Die  Silberwährung  brachte  für  Mexiko  den  günstigen  um- 
stand eines  reichlichen  Umlaufs  an  Bargeld  mit,  und  bis  vor  wenig  mehr  als 
7  oder  8  Jahren  lag  für  Mexiko  absolut  keine  Veranlassung  vor,  mit  seinem 
Münzsystem  zu  Gunsten  eines  anderen  Systems  aufzuiAumen.  Im  Laufe  der 
nun  folgenden  Jahre  traten  jedoch  auf  unserem  Planeten  eine  Reihe  verschiedener 
finanziell- wirtschaftlicher  Faktoren  in  die  Erscheinung,  die  von  immer  heftiger 
werdenden  Kursschwankungen  des  Silberpreises  begleitet  waren,  so  dass  auch 
ein  an  Silber  so  reiches  Land  wie  Mexiko  sich  ihnen  nicht  verschliessen  konnte. 
Zudem  brach  sich  immer  mehr  die  Ueberzeugung  Bahn,  dass  Silber  als  einziges 
Zahlungsmittel  nicht  an  seinem  Platze  sei  und  daher  wohl  in  absehbarer  Zeit 
aufhören  würde,  als  gesetzliches  Zahlungsmittel  im  internationalen  Verkehr  zu 
gelten.  Im  allgemeinen  verschliessen  sich  den  breiten  Massen  des  Volkes  der- 
artige durchgreifende  wirtschaftliche  Vorgänge  so  lange,  bis  dass  sich  ihr 
Wesen  —  in  guter  oder  schlechter  Wirkung  —  erst  deutlich  und  prägnant 
am  wirtschaftlichen  Gradmesser  der  Nation  zeigt.  Es  ist  daher  ganz  natürlich, 
dass  auch  in  Mexiko  eine  Reihe  von  Jahren  ungünstiger  Erfahrung  notwendig 
waren,  um  zu  dem  Erkenntnis  zu  führen,  dass  Mexiko  sich  bezüglich  seines 
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Währangasystemes  mit  den  anderen  Kuiturländem  auf  gleichen  Fuss  stellen 
müsse,  d.  h.  zur  €k>ldwährung  überzugehen. 

In  welcher  Weise  sich  diese  internationalen  wirtschaftlichen  Vorgänge 
für  Mexiko  bemerklich  machten,  zeigt  recht  deutlich  die  folgende  statistische 
Zusammenstellung,  welche  der  Economista  Mezicana  gegen  Ende  des  vorigen 
Jahres  Aber  den  Gold-  und  Silberwert  des  mexikanischen  Aussenhandels  während 
der  Fiska^ahre  0  von  1881/82—1901/02  veröffentlichte,  und  in  der  er  zugleich  für 
dieselbe  Zeitperiode  den  Jahresdurchschnittskurswert  des  mexikanischen  Silber- 
dollars  an  der  New  Yorker  Börse  fixiert.  Danach  nahm  der  Aussenhandel 
Mexikos  folgende  Entwicklung: 


r" 


Fiskaljahr 


Silberwert 
DoU. 


Wert  des  mexi- 
kanischen Dollars 
in  New  York 


1881/'82 

29,206,772 

1882/83    ' 

41,919,182 

1883/84    1 

46,861,117 

1884/85 

56,811,958 

1885/86 

43,797.249 

1886/87    f 

49,329,249 

1887/88    1 

40,078,717 

1888/89    1 

60,380,287 

1889/90    1 

62.680,539 

1890/91 

63,425.746 

1891/92 

75,660,880 

1892/93 

88,044,624 

1898/94 

80,083,944 

1894/95 

95,020,326 

1895,'96 

110,022,356 

1896/97 

117,784,092 

1897/98    1 

138,068,504 

1898/99 

148.453,834 

1899/1900   ' 

158,247,933 

1900/01 

158,009.437 

1901/02 

168,041,282 

Goldwert 
Doli. 


0,894 

26,110,854 

0,882 

36,972,719 

0,875 

41,003,477 

0,864 

40.445,632 

0.816 

35,738,558 

0,790 

38,970,633 

0,790 

37,232,746 

0,739 

44,621,032 

0,758 

47,511,849 

0,837 

53,087,349 

0,837 

63,328,157 

0,657 

57,845,318 

0,539 

43.165,246 

0.514 

48,840,448 

0,536 

58,971.983 

0,506 

59,127,614 

0,448 

61,854,690 

0,471 

70,070,210 

0,476 

75,236,016 

0,488 

77,266,639 

0,441 

74,406,201 

Diese  Zahlen  bezeugen  ein  Steigen  des  Exportes  Mexikos,  nach  dem  Silber- 
werte, um  138,834,500  Doli,  för  das  Jahr  1901/02  gegenüber  dem  Export  des 
Jahres  1881/82.  Nach  dem  Qold werte  jedoch  beträgt  die  Zunahme  des  mexi- 
kanischen Aussenhandels  nur  47,995,347  Doli.,  da  der  Durchschnittswert  des 
mexikanischen  Dollars  mit  jedem  Jahre  gesunken  ist 

Zur  besseren  Veranschaulichung  der  grossen  Beweglichkeit  des  Wechsel- 
kurses des  mexikanischen  Silberdollars  an  der  New  Yorker  Börse  bietet  das 
beigegebene  Diagramm  ein  interessantes  Bild,  welches  sich  allerdings  für  Mexiko 
durch  ein  sehr  einfaches  Rechenexempel  als  ein  starker  Verlust  darstellt.  Wenn 
man  nftmüch  den  Durchschnittswei-t  des  mexikanischen  Dollars  im  Jahre  1881/82 
auf  den  Silberwert  des  Exports  von  1901/02  verrechnet,  so  würde  das  Resultat 
der  Goldvaluta  in  runder  Ziffer  150,000,000  Doli,  betragen.    Im  Vergleiche  mit 


^  Das  mexikanische  Fiskaljahr  endet  mit  dem  so.  Jnni. 
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74,000,000  Doli.  Goldwert,  welchen  nach  dem  DurchBchnittskurse  des  Dollars 
in  1901/02,  n&mlich  0,441,  Mexiko  in  Wirklichkeit  aber  nur  erzielt  hat,  beweist 
diese  abwärts  tendierende  Kurskurve  fOr  Mexiko  einen  Verlust  von  nicht  weniger 
als  76,000,000  Doli,  seiner  eigenen  SilberdoUars. 


JOOlh 
980 
960 
940 
920 
900 
880 
860 
840 
820 
800 
780 
760 
740 
720 
700 
680 
660 
640 
620 
600 
580 
560 
540 
520 
500 
480 
460 
440 
420 
40Q 

II 

w 

M 

f! 

>  0 

\^ 

rl 

^  c 

w 

&  o 

N 

''  0 

t|N' 

X 

^ 

V 

V 

\ 

""■ 

V 

/ 

> 

t 

/ 

V 

/ 

, 

\ 

/ 

\ 

l 

, 

\ 

\ 

\ 

\ 

1 

\. 

/ 

\ 

> 

\ 

V 

y 

\ 

\ 

j 

\ 

1 

/ 

\ 

-A 

Wechselkurs  des  mexikanischen  Dollars  an  der  Börse  zu  New  York  von  1881—1902. 

Wenn  daher  trotzdem  die  Finanzlage  Mexikos  sich  einer  günstigen  Ent- 
wicklung erfreut,  so  liegt  dies  in  erster  Linie  mit  an  der  ruhigen,  zielbewnssten 
Politik  seines  Präsidenten  Porfirio  Diaz,  der  das  Land  zu  gedeihlicher  wirt- 
schaftlicher Entfaltung  gebracht  hat,  indem  er  dem  System  der  Revolutionen 
und  Revolutiönchen  mit  starker  Hand  ein  Ende  machte.  Den  letzten  Bericht 
über  die  Finanzlage  des  Staates  hat  der  Finanzmimster  Limantour  im  De- 
zember vorigen  Jahres  dem  mexikanischen  Eongress  vorgelegt.  Dieser  Bericht 
umfasst  die  finanzielle  Abrechnung  des  Jahres  1902/03  und  den  Voranschlag 
für  1904/05.  In  gleicher  Weise  wie  die  günstigen,  werden  auch  die  für  Mexiko 
ungünstigen  Momente   seiner  finanziellen  Position   in  anschaulicher  Form   in 


Digitized  by  VjOOQIC 


Die  Münzreform  in  Mexiko  und  die  Goldprodnktion. 


213 


dieser  Broschüre  dargelegt  und  erörtert,  wodurch  dieselbe  auf  den  unparteiischen 

Leser  eines  günstigen  Eindruckes  nicht  entbehrt. 
Für  das  Fiskaljahr  1902/03  stellen  sich 

die  ordentlichen  Einnahmen  auf  76,028,400  Doli,  und 
die  ordentlichen  Ausgaben  auf     68,222,500     ,      so  dass 

sich  für  das  Etatsjahr  ein  üeberscbuss  von         7,800,900      n      ergibt. 

Seit  dem  Jahre  1895  hat  die  mexikanische  Finanzverwaltung  in  ununter- 
brochener Folge  stets  ein  Plus  am  Jahresschluss  zu  verzeichnen  gehabt,  dessen 
höchste  Ziffer  der  Ueberschuss  des  Etatsjahres  1902/03  war,  wie  aus  der  folgen- 
den Tabelle  ersichtlich  ist: 


Ordentliche  Ein- 

Ordentliche Aus- 

TTAbAlfinhll RH 

Fiskaljahr        , 

nahmen 
Doli. 

gaben 
Doli. 

Doli. 

1895/96 

50,521,500 

45,070,100 

5,451,400 

1896/97           1 

51,500,600 

48,330,600 

3,170,000 

1897/98 

52,698,000 

51,815,300 

882,700 

1898/99 

60,139,200 

53,499,500 

6,639,700 

1899/1900       1 

64,261,100 

57,944,700 

6,316,400 

1900/01 

62,998,000 

59,423,000 

8,575,800 

1901/02           1 

66,147,000 

68,081,500 

3,065,500 

1902/03           1 

76,023.400 

68,222,500 

7,800,900 

Infolge  dieser  regelmässigen  üeberschüsse  hatte  die  mexikanische  Re- 
gierung zu  Ende  des  Fiskaljahres  1902/03  im  Staatsschatze  einen  Bestand  von 
30,917,000  Doli,  angesammelt,  wovon  in  den  Regierungskasseu  6,095,500  Doli, 
und  in  Privatbanken  24,821,500  Doli,  lagen.  Für  das  schwebende  Projekt  einer 
Münzreform  in  Mexiko,  dessen  Realisation  eine  nicht  unbeträchtliche  Gold- 
reserve zur  Bedingung  macht,  ist  es  von  Interesse  zu  erfahren,  dass  die  6e- 
Runtsumme  von  30,917,000  Doli,  zu  2,708,800  Doli,  in  Golddollars  und  zu 
28,208,200  Doli,  in  Silberdollars  vorhanden  war. 

Aus  der  obigen  kleinen  Tabelle  ersieht  man,  dass  die  ordentlichen  Ein- 
nahmen des  Jahres  1902/03  ein  Mehr  von  9,876,400  Doli,  gegenüber  dem  Vor- 
jahre ausmachen,  eine  Höhe,  welche  in  keinem  der  vorhergehenden  Jahre  jemals 
erreicht  wurde.  Finanzminister  Limantour  schreibt  diese  ausserordentliche 
Zunahme  der  Staatseinkünfte  den  günstigen  wirtschaftlichen  Verhältnissen  des 
Landes  zu,  anderseits  verheimlicht  er  es  aber  auch  nicht,  dass  die  Aenderung, 
welche  in  der  Methode  der  Erhebung  der  Zölle  vorgenommen  wurde,  wonach 
die  Zölle  je  nach  dem  Kurse  des  Dollars  an  der  New  Yorker  Börse  fallen  oder 
steigen,  nicht  ohne  Einfluss  auf  das  Gesamtergebnis  geblieben  sei.  Dieses  neue 
System  der  Zollerhebung  stand  allerdings  nur  in  der  zweiten  Hälfte  des  Fiskal- 
jahres 1902/03  in  der  Uebung,  doch  schätzt  man  die  Wirkung  desselben  auf 
die  Staatsfinanzen  für  diesen  kurzen  Zeitraum  derart,  dass  es  eine  Erhöhung 
der  Einnahmen  um  1,884,000  Doli,  zur  Folge  gehabt  habe.  Auch  zeigt  Finanz- 
minister  Limantour  in  seiner  Denkschrift  auf  Grund  ausführlicher  statistischer 

213 


Digitized  by  VjOOQIC 


214  Brano  Simmerabacfa, 

Beläge,  dass  die  Einkassierung  der  Zölle  und  sonstigen  Abgaben  sich  bezüglich 
ihrer  Kosten  innerhalb  der  letzten  Jahre  beträchtlich  vermindert  habe.  Es 
scheint  demnach,  dass  der  Verwaltungsapparat  in  dieser  Beziehung  von  fiber- 
flüssigen und  kostspieligen  Sinekurenstellen  gesäubert  worden  ist 

Was  die  ordentlichen  Staatsausgaben  pro  1902/03  anbetrifft,  die  dem 
Vorjahre  gegenüber  ein  Mehr  von  5,141,000  Doli,  aufweisen,  so  wurden  die- 
selben zum  grössten  Teil  für  Zwecke  der  Erziehung,  öffentliche  Anstalten  und 
für  den  Zinsendienst  der  Staatsschuld  verwandt,  die  gerade  während  der  letzten 
Zeit  infolge  der  ausländischen  Wechselkurse  ein  starkes  Ansteigen  zeigte.  Der 
Gesamtbetrag  der  auswärtigen  Staatsschuld  nach  dem  Stande  vom  30.  Juni  1903 
beziffert  sich  auf  274,554,800  Doli.,  welche  sich  aus  folgenden  Einzelpositionen 
zusammensetzt: 

Zahlbar  in  fremder  Münze 112,773,000  Doli. 

Zahlbar  in  mexikanischer  Münze 160,512,000      , 

Unabgehobene  Zahlungen  und  schwebende  Schuld        1,269,800     , 

274,554,800      , 

Der  Voranschlag  für  das  Etatsjahr  1904/05  sieht  nur  eine  ganz  geringe 
Erhöhung  der  Staatseinnahmen  vor,  dagegen  eine  beträchtliche  Steigerung  der 
Ausgaben.    Die  betreffenden  Ziffern  stellen  sich  folgendermassen  dar: 
Etatsjahr  1904/05:  Geschätzte  Einnahmen  79,965,000  Doli. 
Geschätzte  Ausgaben      79,863,000     „ 
Geschätzter  üeberschuss     102,000     , 

Die  Steigerung  der  Ausgaben  erklärt  sich  zum  Teil  durch  die  Einver- 
leibung der  Munizipalziffem  aus  dem  Föderaldistrikt  in  den  Staatshaushalt. 

Bei  der  höchst  vorsichtigen  Art,  in  welcher  Limantour  seine  Schätzungen 
aufgestellt  hat,  wird  es  wohl  nicht  ausgeschlossen  sein,  dass  später  das  wirk- 
liche Ergebnis  sich  wesentlich  günstiger  gestalten  dürfte. 

In  seiner  Denkschrift  geht  Limantour  auffallenderweise  nicht  direkt 
auf  die  bevorstehende  Münzreform  ein,  doch  hat  er  wesentliche  Auslassungen 
über  den  Einflnss  des  Fallens  des  Silberwertes  auf  den  Handel  und  die  Finanzen 
Mexikos  eingeflochten,  die  sehr  der  Beachtung  wert  sind. 

Der  Wert  der  Importe  nach  Mexiko  betrug  1902/03  —  in  Silberwähmug  — 
an  40,000,000  Doli,  mehr  als  im  Voxjahre.  Auf  Goldwährung  umgerechnet 
würde  sich  hier  allerdings  nur  ein  Plus  von  9Vs  Mill.  Doli,  ergeben.  Somit 
zahlte  also  Mexiko  im  vorigen  Etatjahre  40,000,000  Doli,  mehr  an  das  Aus* 
land  für  Waren,  die  in  ihrem  Ursprungsland  nur  9Vs  Mill.  Doli,  in  Gold  ver- 
treten. Anderseits  aber  betrug  wiederum  infolge  des  Fallens  des  Wechselkurses 
der  für  die  mexikanischen  Exporte  erhaltene  Goldwert  etwa  21,000,000  Doli. 
Silber  mehr,  demgegenüber  sich  also  der  Verlust  für  die  Importe  in  einiger- 
massen  milderem  Lichte  zeigt.  Wenn  man  den  Aussenhandel  Mexikos  auf  seine 
einzelnen  Positionen  hin  analysieren  will,  so  möge  hierzu  eine  vom  mexikani- 
schen Schatzamt  veröffentlichte  Statistik  der  genauen  Werte  für  die  ersten 
11  Monate  —  Juli  bis  Mai  —  der  Etatsjahre  1901/02  und  1902/03  heran- 
gezogen werden.    Danach  stellt  sich  in  Goldvaluta: 
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Der  Import  Mexikos: 


1902/08 
DoU. 


Tierische  Produkte 4,837,975 

Pflansliche  Produkte >    12,494,482 

Mineralien 21,788,221 

Drogen I      8,986,049 

Medizinalsubstanzen I     2,479,061 

Spiritus,  rein  und  denaturiert |'     2,828,998 

Papier  und  Papierware |i     1,782,817 

Maschinen  und  Apparate i     2,299,807 

Fahrzeuge \\     1,355,649 

WaflFen  und  Explosivstoffe I     1,578,748 

VeiBchiedenes It     1,964,237 


Zunahme 


Der  Export  Mexikos: 


68,966.044 
9,048,501 


1901/02 
DoU/ 


4,451,985 
10,185,852 
18,355,601 
7,710,488 
2,445,207 
2,529,545 
1,724,681 
7,891,174 
1,215,209 
1,280,824 
1,777,552 


59,017,542 


Mineralien : 
Gold  (mexikan.  u.  fremde  Münzen  u.  Barrengold) 
Silber  (mexikan.  u.  fremde  Münzen  u.  Barrensuber) 

Kupfer 

Blei 

Andere  Mineralien 

Gesamtmenge  Mineralien 

Pflanzenprodukte 

Tierprodukte 

Manufakturwaren 

Verschiedenes 

Zunahme 


1902/03 
Doli. 


12,688,453 

72,672,515 

17,881,878 

5,278,541 

997.640 


108,964,023 

52.324.895 

13,930,291 

3,466,544 

695,626 


1 179,881,382 
I   32,923,857 


1991/02 
DoU. 


8,566,712 
55,500,035 
15,555.480 

5,242,175 

408,854 


85,273,258 

46,688,559 

10,801,325 

3,267,150 

427.230 


146,457,525 


Es  entfäUt  also  über  die  Hälfte  der  Exportzunahme  auf  die  Position  Silber. 

Limantour  sucht  des  weiteren  die  Aufmerksamkeit  auf  die  Tatsache 
zu  lenken,  dass  ungeachtet  der  gesteigerten  Kosten  für  die  Importmengen  — 
in  Rücksicht  auf  das  FaUen  des  Silberpreises  —  diese  dennoch  eine  beträcht- 
liche Zunahme  gegenüber  den  früheren  Jahren  aufweisen,  und  er  bezeichnet 
dies  als  ein  weiteres  Moment  des  wachsenden  nationalen  Wohlstandes.  Solange 
der  Inlandshandel  der  Republik  sich  günstig  gestaltet  und  eine  lebhafte  Nach- 
frage nach  heimischen  Produkten  herrscht,  solange  ist  der  Verbrauch  an  aus- 
ländischen Erzeugnissen  infolge  des  Steigens  des  Goldpreises  von  nur  flüchtiger, 
Torübergehender  Wirkung.  Durch  Anführung  aller  dieser  Momente  sucht  Li- 
mantoar  den  allerdings  richtigen  Beweis  zu  erbringen,  dass  Mexiko  sich  zur 
Zeit  einer  blühenden  Aufwärtsbewegung  seines  Handels  und  seiner  gesamten 
wirtschaftlichen  Verhältnisse  zu  erfreuen  habe,  daher  —  und  jetzt  kommt  der 
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Trugschlufis  in  den  Ausführungen  des  Finanzministers  —  daher  liege  für  die 
mexikanische  Regierung  keinerlei  irgendwie  dringendes  Bedürfnis  zu  einer  Münz- 
reform vor.  Es  erinnert  dies  an  die  Aeusserung  jenes  lombardischen  Bürger- 
meisters, der  da  sagte:  vorläufig  ist  keinerlei  Aussicht  nach  Regen,  und  wenn 
keine  starken  Regengüsse  eintrefifen,  tritt  auch  der  Po  nicht  Über,  ergo  — 
brauchen  wir  keine  Dämme!  — 

Die  Schlussfolgerung  in  der  Denkschrift  des  mexikanischen  Ministers 
muss  umsomehr  Eopfschütteln  bewirken,  als  doch  erst  vor  kurzem  die  von  dem 
Präsidenten  Porfirio  Diaz  Mitte  Februar  eingesetzte  Kommission  zur  Untersuchung 
der  mexikanischen  Währungsfrage  der  Regierung  in  ihrem  Schlussprotokoll 
anempfohlen  hat,  zur  Erzielung  eines  stabileren  Verhältnisses  auf  dem  inter- 
nationalen Goldmarkte  möge  die  Regierung  ein  Münzsystem  annehmen,  welches 
auf  der  Basis  der  Goldwährung  aufgebaut  sei.  Nur  auf  diese  Weise  sei  es 
möglich,  das  Land  vor  den  schädigenden  Einflüssen  zu  schützen,  die  sich  durch 
das  Fallen  des  Silberwertes  ergeben,  dessen  Ursachen  zu  beheben  nicht  in  der 
Macht  eines  einzelnen  Staates  liege. 

Nach  den  Ausführungen  von  Leroy-Beaulieu  im  Economiste  fran9ais 
gibt  es  neben  verschiedenen  anderen  von  geringerer  Bedeutung  zwei  wichtige 
Hauptursachen,  welche  als  die  treibenden  Momente  des  Sinkens  des  Silber- 
wertes zu  betrachten  sind.  Die  erste  überwiegende  Ursache  bildet  das  ungeheure 
Anwachsen  der  Silberproduktion  und  das  Sinken  des  Preises  dieser  Produktion; 
die  andere  ebenso  wichtige,  obgleich  untergeordnete  ist  die  Beseitigung  oder 
Verminderung  des  Prägens  der  Silbermünzen  in  den  meisten  zivilisierten  Ländern. 
Die  ScbafTung  eines  festen  Wertverhältnisses  zwischen  Gold  und  Silber  bei 
gleichzeitiger  Freiprägung  beider  Metalle  hat  sich  von  vornherein  als  unmög- 
lich herausgestellt.  Die  enorme  Entwicklung  der  Silberproduktion,  trotz  des 
Niederganges  des  Preises  dieses  Metalles,  ist  eine  der  bezeichnendsten  Tatsachen 
an  der  Wende  des  Jahrhunderts.  In  welcher  Weise  sich  während  des  letzten 
Jahrzehnts  diese  beiden  Vorgänge  der  Produktionsvermehrung  und  des  Preis- 
rückganges abgespielt  haben,  zeigt  die  nachstehende,  auf  den  Angaben  des 
Direktors  der  amerikanischen  Münze,  Mr.  Roberts,  beruhende  Tabelle  über 
die  Silberproduktion  der  Welt  in  Unzen  fein. 


1  Vereinigte 

Die  übrigen 

Gesamt- 

Gesamtwert 

Staaten  von 

Mexiko 

Australien 

Länder 

menge  in 

in 

1    Amerika 

der  Erde 

Unzen  fein 

Pfd.  SterL 

1891' 

58,880,000 

35,719,237 

10,000,000 

33,916,175 

137,965,412 

25,900,276 

18921 

63,500,000 

39,504,800 

13,439,011 

86,496,175 

152,939,986 

25,870,513 

1893 

60,000,000 

44.370,717 

20,501,497 

41,228,063 

166,100,277 

24,655,510 

1894' 

49,500,000 

47,038,381 

18,073,440 

53,140,696 

167,752,517 

20,226,410 

1895! 

55,726,945 

46,962,738 

12,507,335 

53,983,281 

169,180,249 

21,059,416 

18961 

58,884,800 

45,718,982 

12,238,700 

40,268,888 

157,061,370 

19,959,882 

1897 

53,860,000 

53,903,180 

11,878,000 

44,431,992 

164,073,172 

18,885,500 

1898 

54,438,000 

56,738,000 

10,491,100 

51,560,764 

173,227,864 

19,488.135 

1899 

54,764,500 

55,612,090 

12,686,653 

44,161,000 

167,224,243 

19,161,112 

1900 

57,647,000 

57,437,808 

13,340,263 

44,413,802 

172.888,873 

20,344,575 

1901 

55,214.000 

57,656,549 

10,230,046 

49.910,688 

173,011,283 

19,598,934 

1902 

55,500,000 

60,176,604 

8,026,087 

48,252,998 

166,955,639 

16,739,167 

1903 

60,000,000 

61,000,000 

9,000,000 
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Der  Wertberechnung  pro  Unze  Silber  ist  in  dieser  Tabelle  der  Jahres- 
durchschnitt des  Handelswertes  für  Silber  zu  Grande  gelegt.  Es  entspricht 
somit  1  Pfd.  Sterl.  hier  4,8665  Doli.  =  20,5366  M.  Die  Jahresziffem  pro  1903 
sind  zwar  erst  schätzungsweise  Ton  dem  amerikanischen  Münzdirektor  angegeben, 
de  werden  aber  wohl  nur  unerheblich  von  den  späteren  definitiven  Ziffern  ab- 
weichen. Die  Silberproduktion  der  Welt  hat  also  innerhalb  des  oben  fixierten 
Zeitraumes  um  35  Mill.  Unzen  zugenommen,  woTon  allein  26  Mill.  Unzen  — 
also  74%  —  auf  Mexiko  entfallen.  Wenn  man  weiter  zurückgreift  und  die 
Silberproduktion  der  Periode  1876—80  heranzieht,  die  12,251,260  kg  betrug, 
80  hat  die  Gesamtproduktion  der  Welt  an  Silber  seit  jener  Zeit  um  mehr  als 
160 ^/o  zugenommen,  während  gleichzeitig  der  Wert  des  weissen  Metalls  um 
mehr  als  die  Hälfte  zurückgegangen  ist.  Die  Produktionskosten  müssen  ganz 
mächtig  gesunken  sein,  wenn  die  Preisemiedrigung  des  Metalles  trotzdem  noch 
solch  enorme  Prodnktionssteigerung  zuliess.  Unter  ähnlichen  Umständen  würde 
zweifelsohne  die  Produktion  von  Kupfer  oder  Gold  wesentliche  Einschränkimgen 
erlitten  haben,  Leroy-Beaulieu  hält  daher  die  ungeheuer  grosse  Vermehrung 
der  Silberproduktion  für  die  Hauptursache  des  Sinkens  des  Wertes  dieses 
Metalles.  Die  andere,  zweite  grosse  Ursache,  welche  zwar  nach  seiner  Meinung 
geringer  ist  als  die  vorhergehende,  jedoch  die  Wirkung  der  ersteren  nur  noch 
beschleunigt  hat,  ist  die  Schliessung  der  Münzstätten  der  meisten  zivilisierten 
Staaten  für  die  unbegrenzte  Prägung  des  Silbers.  Die  beiden  letzten  grossen 
Länder,  welche  zur  Goldprägung  übergingen,  sind  Japan  im  Jahre  1897  und 
Nordamerika  im  Jahre  1900.  Als  dritte  grosse  Ursache  des  heftigen  Fallens 
defl  Silberpreises  seit  1900  ist  dann  noch  anzuführen:  die  Bezahlung  der  chine* 
sischen  Eriegsentschädigungssumme,  die  in  Gold  entrichtet  werden  soll,  während 
China  Silberwährung  hat.  Die  Zahlung  dieser  Kriegskontribution  ist  für  China 
ausserordentlich  schwierig  und  lässt  dies  an  seinen  Wirkungen  recht  deutlich 
erkennen.  So  betrug  die  Silberausfuhr  von  London  nach  China  in  den  ersten 
Monaten  der  Jahre 

1900:  2,250,000  Pfd.  Steri. 
1901:     881,000     , 
1902:      193,435     , 

Die  Ziffern  zeigen  einen  ganz  rapiden  Bückgang  der  Silberausfahr  nach 
China;  innerhalb  3  Jahre  ein  Sinken  auf  weniger  als  Vi<>* 

Alle  derartigen  Faktoren  mit  ihren  schwerwiegenden  wirtschaftlichen  Folge- 
erscheinungen sind  natürlich  von  eminentester  Bedeutung  für  ein  Land,  welches 
wie  Mexiko  als  Hauptsilberproduzent  erscheint.  Die  zum  Studium  der  Münz- 
reform eingesetzte  mexikanische  Kommission  hat  denn  auch  in  ihrem  Bericht 
zwei  grundlegende  Bedingungen  erörtert,  die  einer  lebensfähigen  Münzreform 
unbedingt  vorangehen  müssen,  wenn  nicht  ihre  Wirkung  nur  eine  halbe  sein 
soll.  Diese  beiden  Momente  sind:  die  Einstellung  der  freien  unbeschränkten 
Silberprägung  und  die  Einführung  eines  neuen  Silberpesos.  Ein  grosser  Teil 
der  früher  ausgeprägten  Silberdollars  ist  nämlich  im  Süden  und  Osten  Asiens, 
speziell  Chinas,  zu  einem  wichtigen  Bestandteil  des  Geldumlaufes  geworden  und 
diese  Millionen  würden  sofort  zurückfliessen ,  wenn  in  Mexiko  der  Wert  des 
Silberdollars  in  die  H5he  ginge.  Deshalb  solle  die  Regierung  sich  um  das 
Schicksal  dieser  Silberpesos  nicht  weiter  kümmern,  sondern  denselben  die  An- 
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erkennang  als  mezikaniBches  W&hrangsgeld  entziehen,  so  dass  sie  in  Zukunft 
nur  noch  als  Handelsmünzen  zirkulieren  würden.  Des  weiteren  erklärte  die 
Studienkommission,  dass  eine  Aenderung  der  Münzverhältnisse  der  Goldwährungs- 
l&nder  nicht  in  Betracht  gezogen  werden  könne  und  ebenso  müsse  die  Ein- 
führung eines  internationalen  Bimetallismns  als  yüUig  aussichtslos  beiseite  ge- 
schoben werden.  Es  handelt  sich  in  erster  Linie  um  die  Erreichung  der 
Stabilität  des  Wechselkurses  der  Silberwährungsländer  im  Verkehr  mit  den 
Goldwährungsländem ,  und  um  dieses  zu  erreichen,  ist  ein  auf  der  Goldbasis 
beruhendes  Münzsystem  mit  überwiegendem  Silberumlauf  das  geeignetste.  Ein 
festes  Verhältnis  zwischen  Gold-  und  Silberdollar  solle  bestimmt  werden  nach 
dem  Durchschnittskurswert  des  mexikanischen  Dollars  an  den  fremdländischen 
Börsen  (besonders  der  New  Yorker  Börse)  während  der  letzten  10  Jahre.  Die 
Goldmünzen  selbst  sollen  900 — lOOOteilig  sein  und  femer  möglichst  mit  dem 
amerikanischen  Dollar  auf  den  gleichen  Wertsatz  gebracht  werden.  Um  für 
die  erfolgreiche  Durchführung  dieser  Reform  auch  die  nötige  Garantie  zu  leisten, 
schlug  die  Kommission  die  Schaffung  eines  Goldreseryefonds  vor. 

Dass  der  Finanzminister  Limantour  in  seiner  BudgetaufsteUung  all 
dieser  Vorschläge  der  Reformkommission  gar  keine  Erwähntmg  tut,  ist  zwar 
recht  auffällig,  lässt  aber  trotzdem  nicht  den  Schlnss  zu,  dass  diese  Frage  von 
der  Regierung  in  die  weitere  Zukunft  hinaus  verschoben  sei,  vielmehr  hat 
gerade  zur  Zeit  sich  die  mexikanische  Regierung  sehr  eingehend  mit  dieser 
ernsten  Frage  einer  Reform  ihres  Münzwesens  befasst  und  im  Prinzip  ist  die 
Einführung  der  Goldwährung  auch  für  Mexiko  eine  bereits  beschlossene  Tat- 
sache, üeber  den  augenblicklichen  Stand  der  Verhandlungen  in  den  einzelnen 
Kommissionen  berichtet  die  Kölnische  Zeitung  in  Nr.  324  auf  Grund  eines  Privat- 
briefes aus  Mexiko  vom  4.  März  d.  Js.    Darin  heisst  es : 

,Die  zunächst  in  Aussicht  genommene  Einführung  der  reinen  Gold- 
währung durch  Einziehung  und  Verkauf  gegen  Gold  von  etwa  50  bis 
60  Mill.  SilberdoUar  wurde  verworfen,  weil  ein  so  starkes  Angebot 
den  Silberpreis  zu  sehr  gedrückt  und  die  einheimische  Silbergewin- 
nung  zu  stark  geschädigt  hätte. 

Anderseits  wurde  erkannt,  dass  die  Reform  ohne  Prägung  eines 
neuen  Silberdollars  nicht  möglich  sei,  weil  die  in  Asien  umlaufenden 
Millionen  in  das  Land  zurückkehren  würden,  sobald  der  gesetzliche 
Wert  des  Dollars  über  seinen  Metallwert  stiege. 

Femer  wurde  von  der  5.  Unterkommission  empfohlen,  das  alte 
Prägeverhältnis  zwischen  Gold  und  Silber  von  1:16  aufzugeben  zu 
Gunsten  eines  neuen  von  l:82Vs-  Bei  gleichbleibendem  Gehalt  des 
SilberdoUars  würde  der  neue  Golddollar  mit  50  Cents  amerikanischer 
Währung  gleichwertig  sein.  Um  von  der  Silberwährung  allmählich 
zur  Goldwährung  überzugehen,  wurde  beschlossen,  das  System  zu 
empfehlen,  welches  England  in  Indien  befolgt  hat:  d.  h.  die  Frei- 
prägung des  Silbers  einzustellen  und  der  Silbermünze  einen  gesetz- 
lichen Goldwert  zu  geben,  dem  sie  sich  allmählich  anpassen  soll. 
Bei  zunehmendem  Reichtum  des  Landes  und  gleichbleibendem  Um- 
laufsbetrag   muss    der  Wert    der  Münzeinheit  steigen,  und  sobald 
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die  Silbermünze  ihren  gesetzlichen  Goldwert  erreicht  hat,  kann  die 
Goldprägung  beginnen. 

Der  wunde  Punkt  dieses  Systems  liegt  jedoch  darin,  dass,  bevor 
der  Silberdollar  seinen  gesetzlichen  Goldwert  erreicht  hat,  das  Land 
eine  Zeit  von  Geldkni4[>pbeit  mit  hohem  Zinsfuss  durchmachen  muss. 
üeber  die  Massregeln,   die  zu  ergreifen  wären,   um  diese  Schwierig- 
keiten zu  Überwinden,  gingen  die  Meinungen  auseinander.' 
Nach   der  Ansicht  des  Gewährsmannes  der  Kölnischen  Zeitung  würde 
dieses  Ziel  in  sehr  einfacher  Weise  dadurch  zu  erreichen  möglich  sein,  wenn 
die  mezikaniscbe  Finanzverwaltung  einen  neuen  Golddollar  präge,  dessen  Wert 
sie  derart  fixiere,  dass  der  heutige  Silberdollar  nur  um  einen  geringen  Minder- 
wert sich   Ton   demselben   unterscheide.    Wenn  sich  dann,  natürlich  in  ver- 
hältnismässig kürzerer  Zeit  schon,   eine  Kurserhöhung  des   Silberpreises  ein- 
stellen würde,  so  brauchte  dieselbe  nur  ganz  gering  zu  sein,   um  schon  die 
Paritat  des  Silberdollars  mit  der  Goldmünze  erreicht  zu  haben  und  einem  so- 
fortigen üebergang  zur  reinen  Goldwährung  stände  nichts  mehr  im  Wege. 

, Gegen  diese  Meinung  wurde  vorgebracht,   dass  Mexiko  seinen 
Silberdollar  nicht  zu  billig  abgeben  und  nicht  dazu  beitragen  dürfe, 
das  Silber,  welches  eines  der  Haupterzeugnisse  des  Landes  sei,  noch 
weiter  in  Misskredit  zu  bringen.    So  kam  denn  eine  Art  Ausgleich 
zu  stände,  dass  der  Wert  des  neuen  Dollars  nicht  höher  sein  solle 
als  10  7^  <)6s  durchschnittlichen  Wertes  in  den  letzten  10  Jahren.* 
üeber  die  Frage   der  Beschaffung  eines  Goldreservefonds  und  des  Zeit- 
punktes hierfür,  ob  sofort  oder  erst  später,  entstand  unter  den  einzelnen  Kom- 
misaionen eine  lebhafte  Kontroverse,  bis  schliesslich  mit  18  Stimmen  der  folgende 
Vorschlag  Annahme  fand: 

.Es   soll  der   zunehmenden   Nachfrage   ohne   ihr   entsprechendes 
Angebot  allein  überlassen  werden,   den  Wert  des  SilberdoUars  auf 
seinen  vorausbestimmten  Goldwert  zu  bringen,  und  wenn  das  erreicht 
ist,  soll  die  Regierung  eine  Goldrücklage  anschaffen,  um  durch  ab- 
wechselnden An-  und  Verkauf  von  Wechseln  auf  das  Ausland  den 
Pariwert  der  Münzen  zu  halten,   dem  System  entsprechend,  das  die 
Regierung  der  Niederlande  gegenwärtig  befolgt* 
Man  darf  es  wohl  als  sicher  voraussetzen,  dass  der  am  1.  April  zusam- 
mengetretene  mexikanische  Kongress  diesen  Reformplänen  seine  Zustimmung 
erteilen  wird  und  damit  wird  also  Mexiko  aus  der  Reihe  der  Silberwährungs- 
länder offiziell  ausgetreten  sein. 

Unter  dem  Eindruck  dieser  bevorstehenden  finanziellen  Reform  in  Mexiko 
mit  seinem  üebergange  zur  Goldwährung  dürfte  es  wohl  nicht  uninteressant 
erscheinen,  einen  Blick  auf  die  Goldproduktion  der  Welt  zu  werfen.  In  seiner 
Nummer  vom  20.  Februar  1904  veröffentlicht  das  New  Yorker  Financial  Ghronide 
eine  umfangreiche  Arbeit  über  die  Resultate  seiner  Erhebungen  bezüglich  der 
letztjährigen  Goldproduktion,  nebst  einem  Rückblick  bis  zum  Jahre  1851. 

Danach  sind  im  Jahre  1903  insgesamt  15,894,541  Unzen  Gold  im  Werte 
^on  328,568,774  Doli,  oder  67,516,831  Pfd.  Sterl.  produziert  worden,  demgegen- 
über fiir  das  Jahr  1902  14,437,669  Unzen  im  Werte  von  298,452,606  Doli,  oder 
61,828,830  Pfd.  Sterl.  verzeichnet  stehen.  Diese  Zunahme,  welche  die  letzlvjährige 
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Weltgoldproduktion  auf  eine  bisher  noch  niemals  erreichte  Gesamtziffer  steigerte, 
ist  deshalb  noch  besonders  bemerkenswert,  weil  sie  unter  der  Einwirkung  yer- 
schiedener  ungünstiger  Faktoren  trotzdem  erreicht  wurde.  Vor  allem  sind  der 
Mangel  an  genügenden  Arbeitskräften,  unter  welchem  Australien  und  SüdaAnka 
zu  leiden  hatten,  hier  anzuführen,  und  auch  der  Streik  der  Arbeiter  auf  den 
Goldbergwerken  in  Colorado  ist  hier  zu  erwähnen.  Colorado  weist  infolge 
dieses  Streiks  für  1903  ein  Minderertr&gnis  seiner  Goldausbeute  gegenüber  1902 
um  6Vs  Mill.  Doli,  auf,  entsprechend  312,923  Unzen. 

In  der  Zeit  von  1851—95  hat  sich  die  jährliche  Goldproduktion  der  Welt 
im  Durchschnitt  von  je  5  Jahren  folgendermassen  gestellt: 


Jahres- 

Mittlere Anzahl 

Mittlerer  Wert 

Mittlerer  Wert 

durchschnitt 

Unzen 

in  Pfd.  Sterl. 

in  Mark 

1851-55 

6.873,064 

29,195,400 

583,908,000 

1856-60 

6.548,755 

27,817,800 

556,356,000 

1861-65 

5,816,941 

24.709.200 

494,184,000 

1866—70 

6,132,295 

26,048,764 

520,975.280 

1871-75 

5,605,303 

23,810.205 

476,204,100 

1876-80 

5,269,811 

22,385,102 

447,702,040 

1881—85 

4,913,550 

20,871,777 

417,435,540 

1886-90 

5,320,834 

22.601,764 

452,035,280 

1891—95 

7,862,103 

33,396.663 

667,933,260 

Für  die  Zeit  seit  dem  Jahre  1896  ergab  sich  aber  nach  den  Feststel- 
lungen des  Financial  Chronicle  eine  jährliche  Goldausbeute  folgenden  ümfanges 
und  Wertes: 


Jahr 

Unzen 

Wert  in  Pfd.  Sterl. 

Wert  in  Mark 

1896 

9,820,075 

41,713,715 

834,274.300 

1897 

11,483,712 

48,780,511 

975,610.220 

1898 

14,016,374 

59,538,652 

1.190,773,040 

1899 

15,220,263 

64,652,663 

1.298.058.260 

1900 

12,684,958 

53,883,164 

1.077,663.280 

1901 

12,894,856 

54,774,769 

1,095,495,380 

1902 

14,487,669 

61,328.330 

1,226,566,600 

1903 

15,894,541 

67,516,831 

1,350,336.620 

Aus  der  ersten  Zusammenstellung  der  5jährigen  Durchschnittsziffem  ist 
ersichtlich,  dass  die  Goldproduktion  der  Welt  bis  zum  Jahre  1890  der  Menge 
nach  ziemlich  konstant  blieb,  dem  Werte  nach  etwas  nachliess,  und  erst  in  der 
Periode  1891 — 95  eine  kräftige  Vorwärtsbewegung  machte.  Dann  aber  beginnt 
mit  dem  Jahre  1896  eine  Aera  ganz  enormer  Produktionssteigerungen,  die  im 
Jahre  1903  um  6  Mill.  Unzen  im  Werte  von  516  Mill.  M.  höher  sich  bezifferten 
als  zu  Beginne  dieser  nur  8jährigen  Periode. 

Als  eine  bedeutsame  Tatsache  registriert  ,The  Financial  Chronicle"  die 
Erscheinung,  dass  während  des  Kampfes  um  die  Goldwährung  in  den  verschie- 
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denen  Ländern  die  Weltprodnktion  g^nz  erheblich  nachliess.  So  stellte  sich 
w&hrend  der  Jahre  1871—90  die  durchschnittliche  Jahresproduktion  auf 
5,277,374  Unzen,  w&hrend  von  1851—70  die  durchschnittliche  Jahresproduk- 
tion sich  auf  6,842,764  Unzen  belief.  Es  ist  dies  der  beste  Beweis  dafQr,  dass 
die  Goldproduktion  sich  infolge  der  vermehrten  Nachfrage  nach  dem  gelben 
Metall  gesteigert  hat,  und  somit  der  Technik  Gelegenheit  geboten  wurde,  durch 
Einführung  modernster  Auf bereitungsmaschinen  auch  solche  Goldvorkommen, 
die  infolge  schwieriger  geologischer  Verhältnisse  bisher  als  unbauwürdig  be- 
trachtet wurden,  nunmehr  bergmännisch  auszubeuten. 

Während  also  die  Goldproduktion  sich  in  solch  ansehnlicher  Weise  ver- 
mehrte, zeigt  der  Metallbestand  unserer  grossen  europäischen  Banken  fttr  diesen 
Zeitraum  auffallenderweise  keinerlei  bemerkenswerte  Zunahme,  sondern  behält 
einen  fast  stationären  Charakter.  Die  nachfolgende  Zusammenstellung  bringt 
den  Goldmetallbestand  der  Banken  von  Deutschland,  England,  Frankreich,  Russ- 
landy  Oesterreich-Ungam,  Spanien,  Italien,  Belgien  und  Holland  nach  dem  je- 
weiligen Status  zu  Beginn  eines  Kalenderjahres. 

Danach  waren  vorhanden  am: 

6.  Januar  1898  an  Gold  6,566,790,660  M. 


5. 

.   1899  , 

,   6,439,112,540 

4. 

.   1900  , 

,   6,342,071,040 

3. 

.   1901  , 

,   5,907,046,580 

2. 

»   1902  , 

.   5,724,684,680 

8. 

.   1903  , 

.   5,940,348,360 

7. 

.   1904  , 

.   6,434,148,880 

Die  erhöhte  Nachfrage  nach  Gold  fOr  Währungszwecke  hat  ohne  Zweifel 
Veranlassung  zu  der  bedeutenden  Steigerung  der  Produktion  gegeben  und 
ebenso  dazu,  dass  in  letzter  Zeit  eine  ganze  Reihe  neuer  Goldquellen  erschlossen 
▼nrden.  Besonders  bemüht  sich  Russland  in  dieser  Beziehung  sehr  um  die 
Hebung  seiner  Goldindustrie  und  der  geologischen  Untersuchung  seiner  GU)ld- 
felder.  Jedoch  darf  man  diesen  neuen  Funden  wohl  nicht  die  alleinige  Ur- 
Sache  der  Produktionsvermehrung  zuschreiben,  sondern  zu  dieser  Erhöhung 
trogen  auch  in  wesentlichem  Teile  die  alten  Fundstätten  mit  einer  erheblich 
vermehrten  Produktion  bei,  die  auf  eine  intensivere  und  mehr  ökonomische  Aus- 
benttmg  zurückzuführen  ist.  Nicht  in  letzter  Instanz  ist  natürlich  auch  die 
gesteigerte  Nachfrage  nach  Gold  anzusehen  und  somit  kann  man  aus  der  be- 
absichtigten Einführung  der  Goldwährung  in  Mexiko  wohl  den  Schluss  ziehen, 
dass  auch  weiterhin  noch  eine  Vermehrung  der  Produktion  der  (joldfelder 
unseres  Erdballes  sich  einstellen  wird. 


asi 


Digitized  by  VjOOQIC 


Geschiclite  der  Besteuernng  des  Salzes  in  Deutschland 
bis  zum  Jahre  1867. 

Von 
llbreeht  Offenbäeher, 

Regiernngsassessor  in  Dannstadt. 

Nur  in  seltenen  Fällen  werden  üntersachungen  über  die  Finanzwirtschaft 
des  frühesten  deutschen  Mittelalters  zu  einem  befriedigenden  Resultate  gefuhrt 
werden  können,  weil  die  Schriftsteller  und  Chronikenschreiber  jener  Zeit  finanz- 
wirtschaftliche Gegenstände  in  ihren  Aufzeichnungen  nur  ausnahmsweise  be- 
rühren. Der  Forscher  sieht  sich  deshalb  fast  ausschliesslich  auf  die  aus  jener 
Zeit  erhaltenen  Urkunden  angewiesen,  auf  ein  Material,  welches  zu  einer  ein- 
gehenden und  erschöpfenden  Darstellung  der  steuerlichen  Verhältnisse  dieses 
Zeitabschnittes  sich  als  unzulänglich  erweist.  Es  wird  deshalb  auch  die  Frage, 
wann  zum  ersten  Male  in  Deutschland  die  Produktion  oder  Konsumtion  des  Salzes 
einer  von  der  Obrigkeit  auferlegten  Abgabe  unterworfen  worden  ist,  wohl  fOr 
immer  ungelöst  bleiben.  Zwar  spricht  Jung^)  die  Ansicht  aus:  ,Nullu8  dubito. 
quin  Hermunduri  ceterique  Salinatores  Regibus  suis  censum  quendam  salina- 
rium  tribuerint,  proprietate  salinarum  universitati  singulisque  salva,  prout 
eaedem  occupatae  et  ab  occnpantibus  possessio  constituta/  ohne  jedoch  den 
Beweis  für  seine  Vermutung  zu  erbringen.  Zweifelsohne  war  der  Begriff  des 
Salzregals,  d.  h.  des  ausschliesslichen  Rechtes  des  Stammesoberhauptes  auf  die 
Benutzung  der  salzhaltigen  Quellen,  etwas  Unbekanntes:  die  im  Gebiete  eines 
Volksstammes  zu  Tage  tretenden  Salzquellen  wurden  von  den  Stammesmit- 
gliedem  nach  Bedarf  frei  zur  Salzgewinnung  benutzt  und  als  Gemeingut  des 
Stammes  betrachtet.  Wenigstens  lässt  die  Tatsache,  dass  z.  B.  die  Chatten 
und  Hermunduren  um  den  Besitz  solcher  salzhaltigen  Quellen  blutige  Fehden 
ausfochten'),  eine  andere  Erklärung  nicht  wohl  zu.  Die  Salzquelle  zählte  zu 
den  Pertinentien  des  Grund  und  Bodens  und  war  Eigentum  der  Stammesgemein- 
schaft Von  einer  Besteuerung  des  Salzes  finden  wir  in  jener  Zeit  nirgends 
eine  Spur. 

Erst  von  dem  Augenblicke  an,  in  dem  die  deutschen  Stämme  imch  Be- 
endigung der  Wanderungen  feste  Wohnsitze  erlangten  und  den  Grund  und 
Boden  unter  ihre  Stammesgenossen  verteilten,  lassen  sich  Abgaben  nachweisen, 


1)  Jung,  Job.  U,  De  Jure  salinamm.    Qöttingen  1743,  Kap.  III,  8  7,  S.  107 
3)  TacitUB,  Annalen  Xni  (Jahr  67). 
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welche  an  die  Gewinnung  oder  den  Transport  des  Salzes  anknüpften.  Man 
kann  diese  frühesten  Salzsteuem  —  im  weitesten  Sinne  des  Wortes  —  in  zwei 
grössere  Gruppen  zusammenfassen,  je  nachdem  die  Bezugsberechtigten  weltliche 
oder  geistliche  Personen  waren. 

Die  Finanzwirtschaft  der  Merowinger,  der  Karolinger  und  auch  der  säch- 
sischen Kaiser  war  eine  ausgeprägte  Naturalwirtschaft.  Abgesehen  von  dem 
durch  die  Kriegszüge  bedingten  Aufwände  bestanden  die  Staatsausgaben  fast 
ausschliesslich  aus  den  Kosten,  welche  die  Hofhaltung  des  Königs  verursachte 
and  welche  in  erster  Linie  ans  den  Einkünften  bestritten  wurden,  die  der  aus- 
gedehnte Grundbesitz  des  Herrschers  abwarf.  Zum  letzteren  zählten  auch,  wie 
zahlreiche  Schenkungen  beweisen,  eine  gewisse  Anzahl  von  Salzwerken,  welche 
aller  Wahrscheinlichkeit  nach  nicht  im  Eigenbetriebe  bewirtschaftet,  sondern 
an  Leibeigene  und  Zinspflichtige  verpachtet  wurden.  Ein  solcher  Schluss  lässt 
fidi  wenigstens  daraus  ziehen,  dass  die  im  übrigen  auf  alle  Zweige  der  Domänen- 
Terwaltung  ausgedehnten  Vorschriften  der  Kapitularien  Karls  des  Grossen  könig- 
licher Salzwerke  nirgend  gedenken,  und  des  weiteren  aus  dem  Umstände,  dass 
die  meisten  und  besonders  die  grösseren  Salinen  jener  Zeit  dem  König  abgabe- 
pflichtig waren,  einer  Zeit,  in  welcher  von  einer  Regalitätsabgabe  noch  keine 
Rede  sein  kann.  So  bezog  z.  B.  Karl  der  Grosse  aus  seiner  Villa  zu  Salzungen 
und  ihren  Salzpfannen  einen  Zehnten,  welchen  er  dem  Stifte  Hersfeld  Über- 
lieas').  Sein  Sohn,  Ludwig  der  Fromme,  verlieh  der  Abtei  Corvey  die  Salz- 
rechte, welche  er  über  dem  Weserflusse  ,im  Gau  Logi*  besass").  Und  König 
Ludwig  das  Kind  schenkte  dem  Erzbischof  Pilgrim  zu  Salzburg  seinen  dort 
gelegenen  Königshof  mit  allen  Abgabegefällen  in  und  ausser  Hall'):  ,Curtem 
nofltram  Salzburghov  vocatam  .  . .  omnes  census  in  Salina  circa  fluvios  Sala  et 
Salzaha  vocatos,  in  auro  et  sale  et  pecoribus,  cum  Teloneis  duobus,  qui  vulgo 
Muta  vocantur*,  lauten  die  Worte  der  Schenkungsurkunde.  Kaiser  Otto  1.  be- 
schenkte das  Kloster  St.  Michaelis  in  Lüneburg  im  Jahre  956  mit  den  Einkünften, 
welche  ihm  aus  der  Lüneburger  Saline  zugeflossen :  ,teloneum  ad  Luniburk  ad 
monasterium  sancti  Michaelis  ipsum  teloneum,  qui  ex  salinis  emitur,  in  proprium 
donamus*  *). 

Alle  diese  Abgaben  sind,  wie  Inama-Stemegg  in  seiner  Verfassungs- 
geschichte der  deutschen  Salinen  im  Mittelalter  hervorhebt'),  als  solche  zu 
betrachten,  welche  von  den  Salzpftlnnern  an  den  König  als  den  Obereigentümer 
des  Grund  und  Bodens  entrichtet  wurden,  „worauf  besonders  diejenigen  Stellen 
iiinweisen,  in  welchen  eine  Abgabe  von  Salinen  an  den  König  erscheint,  ohne 
dass  ein  spezieller  Erwerbstitel  ersichtlich  wäre'.    Gleicher  Ansicht  sind  auch 


1)  V.  I  n  a  m  a  -  S  t  e  r  n  e  g  g ,  Dr.  K. ,  Zur  Yerfassungsgeschichte  der  deutschen 
Salinen  im  Hittelalter.  Sitzungsberichte  der  philos.-hist.  Klasse  der  kaiserl.  Akademie  der 
Wissenschaften,    iii.  Bd.    Wien  1886,  S.  687,  Note  a. 

>)  Montag,  Eugen,  Geschichte  der  deutschen  staatsbürgerlichen  Freiheit.  Bam- 
berg und  WflrzbuTg  isia,  I.  Bd.,  S.  297. 

3)  Pfeffinger,  Yitr.  ill.  Tom.  III,  p.  488.    Auch  Montag,  a.  a.  0.,  Waitz, 
Georg,  Deutsche  Yerfassungsgeschichte.    Kiel  1888,  III.  Bd.,  S.  187. 
,  4)yolger,    Dr.    W.    F.,    ürkundenbuch    der    Stadt  Lüneburg.     Hannover  1872, 

Nr. «,  S.  14. 

*)  V.  I  n  a  m  a -  S  t  e r  n  e  g  g ,  Dr.  K.,  a.  a.  0.,  S.  578,  Note  i. 
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die  übrigen  Forscher:  Eichhorn^)  und  Zacharift')  bezeichnen  diese  Abgaben  als 
einen  , grundherrlichen  Zins';  Montag')  nennt  sie  eine  Art  Pachtgeld,  während 
Hüllmann  ^)  sie  als  »Grundzins*  anspricht. 

Andere  Salzquellen  waren  in  jener  Zeit  Eigentum  weltlicher  und  geist- 
licher Grossen.  So  bestimmte,  um  ein  Beispiel  dieser  Art  anzuführen,  Herzog 
Theodebert  von  Bayern  zu  Gunsten  des  Stiftes  des  heiligen  Rupert  zu  Hallein: 
«censum  dare  unusquisque  homo,  qui  in  Hai  habitaret,  quod  barbarice  dicitur 
Adolporo,  tam  hi,  qui  in  mana  et  nona  manerent,  tarn  et  illi,  qui  in  ipsaa 
Saunas  manerent,  a  medio  mense  majo  usque  ad  festum  S.  Martini  omni  heb- 
domata  in  feria  sexta  modo  de  Säle  dari  deberent,  exeepto  quatuor  mamentes'  % 
Auch  die  EOnigssalinen  selbst  gelangten  frühzeitig  durch  Schenkung,  Belehnung, 
VerpfUndung  oder  auf  sonstige  Weise  in  die  Hände  weltlicher  und  geistlicher 
Herren  und  teilten  hierin  das  Schicksal  der  übrigen  Reichsdomänen.  Wenn 
auch  die  Pfänner  der  Privatsalzwerke  Abgaben  zu  zahlen  hatten,  so  müssen 
diese  Zinsungen  gleichfalls  lediglich  als  persönliche  Leistungen  von  Leibeigenen 
und  Zinspflichtigen  angesehen  werden,  als  ein  Pachtgeld  fClr  die  überlassene 
Benutzung  der  Salzquelle,  der  zugehörenden  Anlagen,  des  Grundstückes,  welchem 
die  Quelle  entsprang. 

Ein  hiervon  verschiedenes  Gepiäge  tragen  die  Einkünfte,  welche  die 
Geistlichkeit  an  vielen  Orten  unter  dem  Namen  von  Zehnten  aus  Salinen  zog. 
Da  die  zur  Abgabe  veipflichteten  Salzwerke  niemals  zum  Grundbesitz  des  je- 
weiligen Zehntberechtigten  gehört  hatten,  musste  hier  ein  anderer  Rechtstitel 
Veranlassung  der  Zahlung  sein.  Es  waren  diese  , Salzzehnten"  meist  auf  Schen- 
kungen an  Klöster,  Kirchen  und  kirchliche  Beamten  begründet,  kraft  deren 
alljährlich  eine  bestimmte  Salzmenge  dem  Beschenkten  von  dem  Pfänner  über- 
lassen werden  musste.  Aus  der  grossen  Anzahl  der  zu  unserer  Kenntnis  ge- 
kommenen Fälle  dieser  Art  seien  einige  Beispiele  erwähnt.  Erzbischof  Eberhard 
Überwies  1158  dem  Kloster  Reichersberg  am  Inn  den  Zehnten  von  einer  Salz- 
pfanne in  Reichenhall  *),  wie  denn  Inama-Stemegg  mitteilt  ^),  dass  sich  im  Salz- 
burger Salbuche  Beispiele  von  Zinsungen  der  Reichenhaller  Sälzer  in  dem  Zeit* 
räume  von  988  bis  1100  zahlreich  vorfönden.  Bischof  Adelog  schenkte  1175 
dem  Kloster  Amelunxbom  den  ihm  zustehenden  Zehnten  bei  dem  «kleinen  Salz- 
brunnen" ^)  und  Bischof  Heriman  demselben  Kloster  einen  Salzzehnten  im  Jahre 
1169  bei  der  Saline  Salzhemmendorf*^).    Die  grosse  Lüneburger  Saline  war  zur 

0  Eichhorn,  Karl  Friedrich,  Deutsche  Staats-  und  Rechtsgeschichte. 
6.  Aufl.    Oöttingen  1848  u.  I8i4,  Note  S.  666. 

2)  Zachariä,  H.  A.,  üeb er  Regalien  Überhaupt  und  das  Salzregal  in  Deutsch- 
land insbesondere.  Zeitschrift  für  deutsches  Recht  und  deutsche  Rechtswissenschaft. 
Tübingen  1862. 

>)  Montag,  Eugen,  a.  a.  0.,  Bd.  I,  Seite  297. 

4)  Hüllmann,  Karl  Dieterich,  Deutsche  Finanzgeschichte  des  Mittelilters 
Berlin  1806,  S.  67. 

()  Lori,  Johann  Georg,  Sammlung  des  baierischen  Bergrechts.  München  1764, 
§  III,  Anm.b. 

<>)  V.  Koch-Sternfeld,  J.  C,   Die  teutscheu  Salzwerke.    München  1836,  S.  191. 

"i)  Y.  Inama-Stemegg,   a.  a.  0.,  S.  696,  Note  6. 

B)  Engels,  Geschichte  der  Saline  zu  Salzhemmendorf .  Brasserts  Bergrecht, 
XXII,  S.  198. 

9)  Engels,  ebendaselbst. 
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Entrichtung  sahlreicher  Abgaben  an  die  benachbarte  Geistlichkeit  verpflichtet  ^) ; 
and  wie  beträchtlich  diese  Lasten  waren,  geht  aus  den  Streitigkeiten  zwischen 
den  Zehntberechtigten  und  der  Stadt  Lüneburg  heryor,  welche  vom  Jahre  1450 
bis  1472  die  Stadt  in  Aufregung  erhielten.  In  der  Geschichte  fast  aller  Hall- 
stätten lassen  sich  derartige  Abgaben  nachweisen,  welche  die  Pfönner  infolge 
frommer  Schenkungen  ihrer  Herren  an  die  umwohnende  Geistlichkeit,  an 
Klöster  und  Kirchen  zu  entrichten  hatten  und  die,  zu  Zeiten  der  Reformation 
Tielfach  an  Siechen-  und  Krankenhäuser  und  andere  milde  Stiftungen  über- 
wiesen, zum  Teil  noch  bis  in  die  neueste  Zeit  erhoben  worden  sind.  Dieselben 
unterscheiden  sich  in  nichts  von  dem  Zehnten,  welchen  die  grundbesitzende 
Bevölkerung  allenthalben  zur  Besoldung  der  Geistlichkeit  und  Unterstützung 
der  Kloster  und  Kirchen  aufbrachte.  Sie  charakterisieren  sich  als  Reallasten, 
welchen  der  Gedanke  einer  Besteuerung  der  Salzproduktion  oder  gar  der  Salz- 
konsumtion ebensowenig  innewohnte,  wie  den  erwähnten  Abgaben  der  Sälzer 
an  die  Herren  des  Grund  und  Bodens. 

Tatsächlich  jedoch  führten  sie  sowohl  wie  die  erwähnten  Grundzinsen 
in  letzter  Linie  zu  einer  Besteuerung  der  Salzkonsumtion,  wie  sich  aus  den 
überkommenen  spärlichen  Nachrichten  ziemlich  bestimmt  nachweisen  lässt.  An- 
fangs in  natura  gefordert  und  gegeben,  wurden  diese  Abgaben  späterhin  fast 
ausnahmslos  in  Geldwerte  umgewandelt  und  in  Geld  erhoben.  So  hatte  z.  B. 
das  Erzbistum  Magdeburg  das  ihm  von  Otto  dem  Grossen  im  Jahre  961  ver- 
liehene Recht  der  Salzsiederei  in  Halle  im  Mannslehen  an  hallische  Bürger 
gegen  die  Verpflichtung  überlassen,  einen  gewissen  Teil  des  gewonnenen  Salzes 
an  die  Bischofstafel  abzugeben.  Späterhin  wurde  diese  Naturalleistung  in  eine 
in  Greld  zu  zahlende  Abgabe  verwandelt  und  nach  Fritschs  Angaben^  hatten 
die  Halloren  um  das  Jahr  1600  alljährlich  20—26,000  fl.  dem  Erzbischof  zu 
entrichten.  Es  liegt  auf  der  Hand,  dass  die  Pfönnerschaften  Abgaben  von 
solcher  Höhe  nur  ungern  zahlten  und  dass  ihre  Unlust  in  demselben  Masse 
wuchs,  in  dem  sie  finanziell  und  wirtschaftlich  erstarkten.  Ursprünglich  meist 
Zinspflichtige  und  Leibeigene,  war  es  ihnen  bei  dem  Unvermögen  und  der  Ab- 
neigung der  Grundherren,  die  Salzwerke  selbst  zu  bewirtschaften,  im  Laufe 
der  Jahre  gelungen,  sich  zu  tatsächlichen  Eigentümern  der  Salinen  zu  machen, 
welche  nur  noch  durch  die  Pacht-  und  Zinszahlung  an  das  ehemalige  Ab- 
hängigkeitsverhältnis erinnert  wurden.  Ihr  trotziges  Selbständigkeitsgefühl  er- 
schwerte ee  den  Bezugsberechtigten  oft  ausserordentlich,  den  regelmässigen 
Eingang  der  Abgaben  zu  sichern.  Im  Jahre  1148  klagte  Erzbischof  Konrad  I. 
von  Balzburg,  dass  er  die  Salzzehnten  nur  »magno  labore'  von  den  Salzsiedem 
zu  Hall  habe  einziehen  können*),  und  im  Jahre  1196  wurde  Reichenhall  durch 
Enbischof  Adalbert  zerstört,  weil  die  Salzbürger  der  Stadt  hartnäckig  die 
Zahlung  des  Salzzehnten  verweigert  hatten  *).  Selten  nur  versuchten  die  Sälzer 
der  Zahlung  der  verhassten  Abgaben  durch  offene  Auflehnung  gegen  den  Grund- 
herren oder  den  Zehntberechtigten  zu  entgehen.    In  der  Regel  erreichten  sie 


])  Becker,    Joh.    Rnd. ,    Umständliche   Geschichte   der  freyen   Stadt   Lttbeck. 
Lübeck  1782,  I.  Bd.,  S.  892. 

S)  Fritsch,  Ahasverns,  De  regali  sallnarum  jure.    Jena  1670,  Kap.  VHI. 
*)  y.  Inama-Sternegg,  a.  a.  0.,  S.  soo,  Note  a. 
*)  V.  Inama-Sternegg,  ebendaselbst. 
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ihre  Absicht  anf  einem  weniger  gefährlichen  und  unsicheren  Wege  dadurch, 
dass  sie  die  ihnen  auferlegten  Zinsungen  durch  Erhöhung  der  Salzpreise  auf 
die  Salzkäufer  überwälzten.  Ihre  Spekulationen  konnten  in  dieser  Hinsicht 
umso  weniger  fehlschlagen,  je  mehr  sie  den  Salzhandel  in  ihre  Hände  brachten. 
,Wert  und  Preis,  Ertrag  und  Rente  vom  Sudgeschäft  war  in  ihrer  Hand,'  sagt 
Inama-Stemegg  ausdrücklich*),  und  folgerichtig  wurde  in  dem  Zeitabschnitt 
des  10.,  11.  und  12.  Jahrhunderts  trotz  des  enormen  Anwachsens  der  Salz- 
produktion allenthalben  eine  , exorbitante  Preissteigerung'  des  Salzes  beobachtet, 
«wenn  die  Angaben  richtig  sind'  ').  In  seiner  Geschichte  des  deutschen  Handels 
bestätigt  Fischer')  diese  Tatsache  mit  den  Worten,  dass  die  Klagen  über  will- 
kürliche Preissteigerungen  des  Salzes  durch  die  Pfannenbesitzer  schon  alt  seien. 
Auf  solche  Weise  wurden  jene  reinen  Reallasten  durch  Ueberwälzung  auf  die 
Käufer  und  Konsumenten  in  Verbrauchssteuern  umgewandelt,  welche  in  letzter 
Linie  von  der  breiten  Masse  der  Salzkonsumenten  aufgebracht  werden  mussten. 
Und  von  diesem  Gesichtspunkte  aus  darf  man  jene  Abgaben  als  die  ersten  auf 
den  Genuss  des  Salzes  gelegten  Steuern  betrachten. 

Schon  frühzeitig  müssen  indessen  auch  Abgaben  erhoben  worden  sein, 
welche  eine  Besteuerung  des  Salzes  von  Haus  aus  bezweckten.  Leider  sind  die 
erhaltenen  Nachrichten  von  so  dürftiger  Art,  dass  wir  kaum  mehr  von  ihnen 
wissen,  als  ihre  frühzeitige  Existenz.  Kein  zeitgenössischer  Schriftsteller  gibt 
Kunde  von  der  Höhe  dieser  Abgaben,  von  dem  steuertechnischen  Gewände,  in 
das  man  sie  gekleidet  hatte,  von  ihren  Wirkungen,  ein  beklagenswerter  Verlust, 
welcher  sich  nur  aus  der  vollkommenen  Nichtachtung  erklären  lässt,  welche 
auch  die  Gebildetsten  jener  Zeit  allen  finanzwirtschaftlichen  Fragen  gegenüber 
bekundeten. 

Bereits  im  Jahre  898  befreite  Kaiser  Arnulf  die  Untertanen  des  Bischofs 
von  Passau  von  allen  Salzabgaben ^) ,  mochte  das  Salz  in  Pfannen  gekocht,  in 
Koten  gefertigt  oder  aus  dem  Borne  geschöpft  sein.  Nach  dem  in  der  zweiten 
Hälfte  des  11.  Jahrhunderts  entstandenen  Stadtrechte  der  Stadt  Strassburg  hatte 
der  Bischof  vier  Beamte  über  die  Stadt  zu  setzen,  unter  denen  ein  Zöllner  und 
ein  Burggraf  genannt  werden').  Aufgabe  des  Burggrafs  war  es,  den  „Zoll' 
vom  Salze  zu  erheben  und  mit  dem  Zöllner  zu  teilen.  Man  wird  in  der  An- 
nahme nicht  fehlgehen,  dass  unter  diesem  Salzzoll  eine  an  den  Toren  der  Stadt 
erhobene  Steuer,  eine  Art  Oktroi  verstanden  wurde.  Aehnliohe  Einrichtungen 
müssen  in  Augsburg  bestanden  haben,  weil  in  den  zwischen  der  Stadt  und  dem 
Bischof  Konrad  im  Jahre  1156  gepflogenen  Verhandlungen  erwähnt  wurde,  dass 
der  Vogt  von  einer  jeden  Metze  Salz  V'  P^-  zu  erheben  und  jeder  Salzferke 
zu  Michaelis  dem  .Pi^fekten'  6  Pf.  zu  zahlen  hatte').  In  seinem  Buche  über 
die  deutschen  Salzwerke  berichtet  Koch-Stern feld,  dass  das  Salz  in  Schwaben 
auf  den  Jahrmärkten  in  Trögen  verkauft  worden  sei,  wobei  die  Territorial- 


1)  V.  Inama-Stemegg,  a.  a.  0.,  S.597. 
S)  Daselbst  S.  696,  Note  a. 

S)Fi8cher,  Friedrich  Christoph  Jonathan,  Geschichte  des  tent^chen 
Handels.    Hannover  1785,  n.  Teil,  S.  469. 

*)  Fischer,  Geschichte  des  tentschen  Handels,  I.  Teil,  8.  273. 

B)  Falke,  Dr.  Johann,  Geschichte  des  deutschen  Zollwesens.  Leipzig  1869,  S. 85. 

•)  V.  Koch-Sternfeld,  a.  a.  0.,  S.  1B8. 
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herren  einen  sAnfschlag*  von  demselben  bezogen  hätten,  so  z.  B.  der  Abt  von 
Kempten  bereits  im  Jahre  1853*). 

Mag  mit  diesen  Beispielen  nun  zwar  das  frühzeitige  Aoftanchen  von 
Salzstenem  erwiesen  sein,  so  handelte  es  sich  in  allen  den  angeführten  Fällen 
doch  nur  um  Abgaben,  deren  Wirknng  auf  ein  eng  begrenztes  Gebiet  beschrankt 
blieb.  Von  weit  grösserer  Bedeutung  wurde  die  Besteuerung  des  Salzumsatzes 
durch  die  Reichs-  und  Landeszölle,  umfang  und  Art  dieser  Stenerbelastung 
ergibt  sich  aus  der  Beschaffenheit  des  Zollwesens  des  frühen  Mittelalters. 

Diesem  Zeitalter  war  der  Gedanke  vollkommen  fremd,  ein  durch  eine 
Kette  von  Grenzzollstätten  abgeschlossenes  Zollgebiet  zu  schaffen:  erst  Karl  V. 
sachte  im  Jahre  1522  auf  dem  Reichstage  zu  Nürnberg  zum  ersten  Male  ein 
solches  Projekt  zu  verwirklichen ').  Die  alten  Zölle,  meist  römischen  Ursprungs, 
wurden  an  solchen  Punkten  erhoben,  an  welchen  der  Verkehr  lebhafter  pulsierte, 
wie  in  Häfen,  an  Pässen,  Brücken,  Strassenkreuzungen,  mochten  dieselben  nun 
an  der  Landesgrenze  oder  im  Innern  des  Landes  liegen.  Wagner  nennt  sie 
deshalb  , Passierzölle").  Es  lag  im  Wesen  der  Einrichtung,  dass  es  nicht  ge- 
lingen konnte,  einen  Warenartikel  in  seinem  ganzen  Umfange  zu  erfassen  und 
znr  Verzollung  zu  bringen.  Und  weil  femer  die  Zollsätze  eines  Artikels  im 
Gebiete  desselben  Staates  je  nach  Zollstätten  meistens  verschieden  hoch  be- 
messen waren,  so  konnte  von  einer  gleichmässigen  Besteuerung  eines  Gegen- 
standes und  des  gesamten  Warenumsatzes  keine  Rede  sein.  Eine  solche  Ab- 
sicht lag  dem  ganzen  Systeme  vollkommen  fem,  zumal  die  Zollabgaben  zunächst 
als  Entgelt  fär  die  Benutzung  einer  Brücke,  einer  Ueberfahrt,  einer  Strasse, 
für  gebotenen  Schutz  und  Aehnliches  gefordert  und  gezahlt  wurden.  Allmählich 
g^ing  jedoch  dieser  gebührenartige  Charakter^)  der  Zölle  verloren  und  man  er- 
hob Zollabgaben  ohne  Rücksicht  darauf,  ob  eine  Gegenleistung  für  sie  geboten 
wurde  oder  nicht.  Nicht  nur  der  Kaufmann  war,  wie  Falke  annimmt'),  ge- 
halten, Zölle  zu  zahlen,  sondern  jeder  Reisende,  welcher  zollpflichtige  Gegen- 
stände durch  die  Zollstätte  fahrte,  musste  die  festgesetzten  Abgaben  entrichten. 
Eine  andere  Deutung  lässt  wenigstens  das  lebhafte  Streben  der  Geistlichkeit 
nach  Zollbefreiungen  nicht  wohl  zu.  Ursprünglich  war  die  Errichtung  von 
ZoUst&tten  und  die  Erhebung  von  Zöllen  kaiserliche  Gerechtsame.  Wie  es  aber 
die  Kaiser  nicht  verstanden  hatten,  den  ausgedehnten  Domänenbesitz  des  Reiches 
vor  Einbussen  zu  bewahren,  so  zeigte  sich  auch  hier  des  Kaisers  Macht  un- 
vermögend, die  Zölle  dem  Reiche  dauemd  zu  erhalten  und  erfolgreich  der 
selbstherrlichen  Erhebung  von  Zollabgaben  durch  Fürsten  und  Territorialobrig- 
keiten entgegenzutreten.  Die  alten  Reichszölle  fielen  mehr  und  mehr  in  die 
Hände  der  Reichsmitglieder,  und  immer  zahlreicher  bedeckten  die  Zollstfttten 
das  Land,  welche  von  den  Landesherren  aus  eigener  Machtbefugnis  geschaffen 
worden  waren.  Die  Bemühungen  einzelner  Kaiser,  wie  Otto  IV.,  Friedrich  II., 
Wilhelm  von  Holland  und  Richard  von  Comwallis,  dem  Unwesen  zu  steuem, 


Ov.  Koch-Sternfeld,  a.  a.  0.,  S.  865. 

3)  Wagner,  Adolf,  Finanzwissenschaft.    Leipzig  1889,  in.  Teil,  S.  49. 

S)  Wagner,  Adolf,  a.  a.  0.,  S.  89 

♦)  Wagner,  Adolf,  a.  a.  0.,  S.  45. 

»)  Falke,  Dr.  Job.,  a.  a.  0.,  S.  9. 
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waren  vergeblich  und  der  gesamte  Warenumsatz  drohte  den  übermässigen  Zoll- 
lasten zu  erliegen. 

Wie  Nitzsch^)  bei  Grelegenheit  hervorhebt,  waren  Salz  und  Wein  im 
11.  und  12.  Jahrhundert  die  beiden  wichtigsten  Gtegenstiüide  des  Engrosumaatzes 
und  naturgemäss  mnssten  diese  beiden  Artikel  die  Hauptlast  der  stetig  wachsen- 
den Zollabgaben  tragen.  Es  unterliegt  keinem  Zweifel,  dass  ein  sehr  grosser 
Teil  des  Salzes,  welches  damals  in  Deutschland  konsumiert  worden  ist,  durch 
die  Zölle  einer  indirekten  Besteuerung  unterworfen  wurde.  Denn  einmal  ver- 
legte man,  wie  bei  anderer  Gelegenheit  noch  zu  erwähnen  sein  wird,  die  Zoll- 
stätten mit  besonderer  Vorliebe  an  die  Strassen  und  Flüsse,  auf  welchen  das 
Salz  in  grösseren  Mengen  fortgeschafft  wurde,  und  dann  war  es  das  natürliche 
Streben  der  Salzhändler,  die  Zollabgaben  beim  Kleinverkauf  in  entsprechend 
erhöhten  Preisen  auf  die  Konsumenten  abzuwälzen.  Mitunter  erreichte  diese 
Steuerbelastung  eine  unerträgliche  Höhe,  wie  eine  Beschwerde  der  Stadt  Köln 
aus  dem  Jahre  1594  vermuten  lässt,  nach  welcher  die  Zölle  auf  dem  Rhein  — 
in  erster  Linie  durch  die  Massregeln  der  Spanier  —  in  einer  Weise  gestiegen 
waren,  dass  die  Fracht  von  Holland  bis  Köln  der  verdoppelten  Zolllasten  wegen 
von  V>  ^^  3Vs  Tlr.  erhöht  werden  musste"). 

Schon  frühzeitig  sind  solche  Salzzölle  in  Deutschland  erhoben  worden. 
So  verlieh  bereits  im  Jahre  837  König  Ludwig  dem  Kloster  Kempten  das 
Privileg,  die  zum  Hausbedarf  dieses  Klosters  nötigen  sechs  Salzfuhren  zollfrei 
von  Hall'  am  Inn  zu  beziehen '),  ein  Vorrecht,  welches  im  Jahre  889  vom  Könige 
Arnulf  bestätigt  wurde.  Ebenfalls  vom  König  Arnulf  erwirkte  Bischof  Waldo 
von  Freising  das  Recht,  alles  Salz,  welches  auf  den  AUodialgrundstÜcken  des 
Stiftes  gewonnen  wurde,  zoll-  und  mautfrei  versenden  zu  dürfen:  ,üt  homines 
jam  praefatae  Ecclesiae  licentiam  habeant . . .  sal,  quod  de  areis  dictae  Ecdesiae 
redimatur  . . .  sine  muta,  sea  navigio,  sive  cum  carris  afferre,  quocunque  eis 
jubetur"  *).  Ebenfalls  sehr  frühe  —  im  Jahre  844  —  wurde  das  Kloster  Münster 
im  Gregoriental  mit  der  Zollfreiheit  für  seine  Salzwerke  beschenkt^).  Falke, 
Koch-Sternfeld  u.  a.  erwähnen  solcher  Zollfreiheiten  eine  ganze  Reihe,  wie 
sich  denn  Urkunden  über  die  Befreiungen  in  weit  grösserer  Anzahl  erhalten 
haben,  als  Aufzeichnungen  über  diese  ältesten  Zollordnungen  selbst,  ein  angen- 
fälliger  Beweis  für  den  Eifer  der  Geistlichkeit,  sich  Privilegien  solcher  Axt  zu 
verschaffen  und  urkundlich  zu  sichern. 

Die  grösste  Mannigfaltigkeit  herrschte  hinsichtlich  der  Höhe  der  Zoll- 
sätze. Diese  Zersplitterung  ging  so  weit,  dass  es  selbst  innerhalb  der  Grenzen 
desselben  Staates  nur  wenige  Zollstätten  gab,  welche  die  Gewichts-  oder  Mass- 
einheit mit  dem  gleichen  Zollbetrage  besteuerten.  Die  Untersuchung  dieser 
Frage  wird  übrigens  noch  dadurch  erschwert,  dass  fast  jede  Zollstätte  besondere, 
nur  ihr  eigentümliche  Mass-  und  Gewichtseinheiten  hatte,  welche  heute   nur 


1)  Nitzsch,  K.  W.,   Ministerialit&t    und    BUrg^rtam  im  li.  n.  12.  Jahrhundert. 
Leipzig  1869,  S.  189. 

3)  Fischer,  Geschichte  des  teutschen  Handels,  lY.  Teil,  179S,  8.  889. 

S)  Koch-Sternfeld,  a.  a.  0.,  S.  49. 

A)Lori,    Johann    Georg,    Sammlung  des  baierischen  Bergrechts.    Manchen 

1764,  §  IV. 

5)  Falke,  Dr.  Johann,  a.  a.  0.,  S.  11. 

228 


Digitized  by  VjOOQIC 


Geschichte  der  Besteaernng  des  Salzes  in  Deutschland  bis  zum  Jahre  1867.      229 

noch  dem  Namen  nach  bekannt  sind.    Einige  Beispiele  werden  die  Richtigkeit 
dieser  Behauptung  dartnn. 

Sehr  alten  Ursprunges  sind  die  sog.  Leges  portoriae,  welche,  im  Jahre  906 
aof  einer  Landesyersammlung  zu  Nassweldstadt  angenommen,  den  Salzhandel 
imd  die  Salzzölle  in  Bayern  in  folgender  Weise  eingehend  behandelten:  ^Si 
inferius  Lintzam  ire  Toluerint,  de  una  navi  reddat  tres  semimodios,  seu  tres 
Bcalos  de  sale.  ...  Postea  libertatem  habeant  sedendi,  mercandi,  usque  ad 
sylvam  Boiemicam,  ubicunque  voluerint.  Si  aliquis  de  Boüs  sal  domum  trans- 
fert,  nil  solvat.  Liber  mercatum  transferrens,  nee  professus,  naves  et  res  au- 
ferantur.  Servus  capiatur,  donec  Dominus  veniat.  .  .  .  Naves  salinariae,  ut 
ayham  Pataviensem  transierunt»  nusquam  vendant,  donec  Eperaespurch  veniant. 
De  navi  Legic  XXX.  quae  tres  homines  vehat,  de  Sale  Scafel  III  nihil  am- 
plins' ^).  In  Altenmark,  ebenfalls  in  Bayern,  hatte  nach  dem  Tarif  Ton  1450 
ein  Salzfuhrmann  zu  bezahlen:  «von  aim  Salzwagen  ain  Pfenning,  von  ainen 
Karm  ain  Haller,  von  aim  Samross  mit  Salz  ain  Haller* ").  Während  die  Rhein- 
xölle  bei  Oppenheim  und  Mainz,  aus  den  Jahren  1832  und  1351  stammend, 
einen  Zollsatz  von  4  Pfd.  Heller  vom  Hundert  Salz  forderten'),  setzte  ein  alt- 
märkischer Zolltarif  aus  dem  Jahre  1248,  dessen  Hüllmann  in  seiner  Finanz- 
geschichte gedenkt^),  den  Zollsatz  für  ein  Schiffspfund  Salz  auf  2  Denare  fest. 
Besser  unterrichtet  sind  wir  über  die  Pimaer  Salzzölle.  Für  die  Niederlage 
dieser  Stadt  stellte  in  der  Mitte  des  13.  Jahrhunderts  Markgraf  Heinrich  von 
Meissen  einen  Tarif  auf  ^),  nach  dem  für  Salz ,  welches  in  Pirna  nach  Böhmen 
verladen  wurde,  pro  100  ,Soch*  3  Groschen,  wenn  die  Ladung  durch  zwei, 
1  Groschen,  wenn  dieselbe  nur  durch  ein  Pferd  befördert  wurde,  an  Zoll  zu 
entrichten  waren.  Ein  Schiff,  das  Salz  oder  Heringe  aus  Magdeburg  brachte, 
zahlte  3  M.  zur  Niederlage,  Marktkähne  dagegen  V^  loto  (?)  und  die  Tonne 
nur  3  Pf.  König  Johann  best&tigfte  die  Stapelrechte  der  Stadt  und  erteilte  ihr 
das  Privileg,  von  allen  Schiffen,  welche  im  Hafen  anlegten,  den  erhöhten  magde- 
bargischen  Zoll  zu  erheben.    Die  Sätze  des  Zolles  waren  die  folgenden'): 

1.  Ton  einem  Schock  Salz  36  pfundische  Pfennige; 

2.  von  einem  voUgeladenen  Schiffe  3  M.  Silber  ad  cambium  (Wechsel- 
haus, Niederlage  ?); 

3.  fGlr  Salz,  welches  in  Pirna  ausg^messen  und  nach  Böhmen  verfrachtet 
wurde,  vom  Schock  —  zu  100  Stumizen  gerechnet  —  2  Groschen; 

4.  für  ebensolches  Salz ,   welches  auf  Wagen  beigefahren  und  auf  die 
Schiffe  verladen  wurde,  4  Groschen; 

5.  von  einem  drei-  und  vierspännigen  Wag^n  11  Pf.  und  3  Groschen  an 
das  Wechselhaus; 

6.  von  einem  einspännigen  Wagen  11  Pf.  und  2  Groschen; 

7.  von  einer  biga  (Last?)  Salz  6Vt  Groschen; 

8.  von  einem  Schiff,  welches  Salz  oder  Heringe  oder  beides  zugleich  aus 
Magdeburg  brachte,  3  M.  Wechsel. 

»)  Fischer,  F.  Chr.  J.,  a.  a.  0.,  I.Teil,  S.  186.    Lori,  Joh.  G.,  a.  a.  0.,  §  IV. 
3)  MoBumenta  boiea,  II,  S.  266. 
S)  Hftllmanii,  a.  a.  0.,  S.  ass. 
*)  Ebendaselbst. 

B>  Falke,  Dr.  Job.,  a.  a.  0.,  S.  US. 
•)  Fischer,  F.  C.  J.,  a.  a.  0.,  H.  Teil.  8.876. 
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Von  Interesse  ist  es,  dass  nicht  nur  Salz,  sondern  auch  gesalzene  Waren 
in  Pirna  verzollt  werden  mussten.  Die  Tarifsätze  sind,  wie  zu  jener  Zeit  all- 
gemein üblich,  nach  den  Transportmitteln  abgestuft.  Musste  infolgedessen 
die  Verzollung  zwar  auch  eine  ungleichmässige  sein,  so  erreichte  man  doch 
den  Vorteil,  dass  sich  der  Akt  der  Verzollung  sehr  einfach  gestaltete. 

Nach  dem  Lüneburger  Zoll,  welchen  Herzog  Johann  von  Sachsen  im 
Jahre  1278  einführte,  mussten  7Vs  Pf*  für  das  Chor  Salz  gezahlt  werden^),  und 
einer  Urkunde  des  Jahres  1873  zufolge  war  zu  Landsberg  für  jede  Tonne  Salz 
.1  Scherf'  2«oll  zu  entrichten^).  Karl  V.  bewilligte  dem  Markgrafen  Hans  von 
Ponunem-Stettin  einen  Zoll  zu  Eüstrin  an  der  Oder,  welcher  1558  vom  Kaiser 
Ferdinand  bestätigt  wurde  und  dem  Privilegierten  das  Recht  zusprach,  für  jede 
Last  Salz  einen  Zollbetrag  von  12  Groschen  zu  erheben'). 

Weiterer  Beispiele  wird  es  nicht  bedürfen,  um  den  Nachweis  zu  führen, 
dass  vom  Fusse  der  Alpen  bis  zur  Ostseeküste,  vom  Rhein  bis  zur  Oder  zahl- 
reiche Zollstätten  das  Land  bedeckten,  bei  welchen  der  Schiffer,  der  Fuhrmann, 
der  Treiber  und  der  Träger  sich  zur  Zahlung  von  Salzzöllen  angehalten  sah. 
Mag  immerhin  mancher  Zollpflichtige  diesen  Orten  in  weitem  Bogen  ausgewichen 
sein,  weitaus  der  grösste  Teil  des  im  Mittelalter  in  Deutschland  verbrauchten 
Salzes  wurde  doch  von  Zollabgaben  getroffen,  weil  der  mangelhafte  Ausbau 
des  Strassennetzes  und  der  über  alle  Massen  schlechte  Znstand  der  Nebenwege 
ein  Umgehen  der  Zollstätten  oft  geradezu  unmöglich  machte.  Wäre  dem  anders 
gewesen,  dann  Hessen  sich  die  Bemühungen  der  Geistlichkeit  um  Erwirkung 
von  Zollbefreiungen  nicht  leicht  erklären. 

Es  soll  übrigens  bei  der  Besprechung  der  Salzzölle  nicht  unerwähnt 
bleiben,  dass  im  Mittelalter  unter  «Salzzoll*  mitunter  eine  Abgabe  verstanden 
worden  ist,  welche  mit  den  Zöllen  im  eigentlichen  Sinne  des  Wortes  wenig 
Verwandtschaft  zeigte.  So  besassen  die  Herzöge  von  Braunschweig-Lüneburg 
bei  der  alten  Lüneburger  Saline  einen  , Sülzzoll',  welchen  sie  auffallend  oft 
verpfändeten  —  so  z.  B.  in  den  Jahren  1324,  1351,  1360,  1366,  1370,  1375 
u.  8.  w.^)  — ,  um  finanzielle  Schwierigkeiten  zu  beheben.  Ein  ähnlicher  SalzzoU 
wurde  von  den  Landgrafen  von  Hessen  (Kassel)  auf  dem  Allend orfer  Salzwerke 
erhoben.  Derselbe  belief  sich  zu  Anfang  des  17.  Jahrhunderts  auf  2  Pf.  vom 
AchtteiP).  Eingehende  Bestimmungen  enthält  auch  die  um  1600  erlassene 
Frankenhänser  Salzordnung  über  den  sog.  „Grossen  Salzzoll',  dessen  Ertrag 
den  Grafen  von  Schwarzburg  zufloss*).  Nach  dem  29.  Artikel  dieses  Statuts 
hatte  jeder  Pfänner  den  Zoll  regelmässig  am  Mittwoch  an  den  Zöllner  gegen 
Empfangsbescheinigung  zu  entrichten.  Die  Höhe  der  Abgabe  war,  nach  Fritsch^, 
auf  ssextam  partem  aestimationis  Salis'  bemessen,  eine  Ausdrucksweise,  welche 
die  Vermutung  nahe  legt,  dass  unter  diesem  Salzzoll  nichts  anderes  zu  ver- 
stehen ist,   als  eine  Produktionssteuer,  welche  in  einer  Quote  des  Salzwertes 


I)  Fischer,  F.  C.  J.,  a.  a.  0.,  I.Teil,  S.  873. 

5)  Daselbst,  II.  Teil,  S.  268. 

*)  Falke,  a.  a.  0.,  S.  149  u.  150. 

«)  Yolger,  ürkundenbuch  der  Stadt  Lttneburg,  Nr.  820,  460,  688,  676,  666,  861. 

6)  Fritsch,  Ahasverns,  De  regali  salinanim  jnre.    Jena  1670     Kap.  YIII. 

6)  Daselbst,  Anhang  Nr.  II,  Art.  12,  13  y.  29. 

7)  Daselbst,  Kap.  V. 
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oder  Salzpreises  von  den  Pfannenbesitzem  erhoben  wurde.  Mag  diese  Abgabe 
immerhin  ursprünglich  als  Pachtgeld  gefordert  worden  sein,  sie  hat  im  Laufe 
der  Jahre  ihren  ursprünglichen  Charakter  eingebüsst  und  sich  dem  Wesen  einer 
Produktionssteuer  mehr  \ind  mehr  gen&hert.  Unbedingt  gilt  solches  wenigstens 
für  den  Allendorf  er  SalzzoU,  weil  bereits  vor  dem  Kommen  der  Landgrafen 
eine  erbliche  Pfannerschafb,  die  „Gebanem*,  im  ungestörten  Besitze  der  Pfannen 
war  und  somit  zur  Zahlung  von  Grundzinsen  oder  Pachtgeldern  irgend  welcher 
Art  keineswegs  angehalten  werden  konnte^).  Bei  anderen  Salinen  mag  die 
letztere  Möglichkeit  indessen  nicht  ausgeschlossen  gewesen  sein. 

Alle  die  bisher  erwähnten  Beispiele  von  Salzsteuem  haben  die  Eigen- 
tümlichkeit gemeinsam,  dass  sie  zwar  in  letzter  Linie  zu  einer  Besteuerung  des 
Salzverbraucbes  f&hrten,  dass  jedoch  ihren  Schöpfern  die  Absicht  vollkommen 
fem  lag,  die  Salzkonsumtion  zu  einer  Quelle  steuerlichen  Einkommens  zu  machen. 
Salzsteuem  im  wahren  Sinne  des  Wortes  finden  wir  zum  ersten  l^e  in  den 
deutschen  Städten,  eine  Erscheinung,  welche  mit  der  verhältnismässig  früh- 
zeitigen Ausbildung  der  Finanzwirtschaft  der  deutschen  StUdte  eng  verknüpft  ist. 

Während  die  Fürsten,  weltliche  wie  geistliche,  bis  tief  in  das  Mittelalter 
hinein  den  privaten  und  Staatsaufwand  in  erster  Linie  aus  den  Einkünften  be- 
stritten, welche  ihr  ausgedehnter  Domänenbesitz  und  die  Zollstätten  abwarfen, 
mit  wachsenden  Bedürfnissen  die  Regalien  ihrem  Einnahmebudget  einfügten 
und  sich  erst  verhältnismässig  spät,  und  auch  dann  noch  zögernd  und  schwankend, 
zur  Einführung  von  Steuern  entschlossen,  nahm  die  Finanzwirtschaft  innerhalb 
der  Mauern  der  deutschen  Städte  eine  sehr  viel  raschere  Entwicklung,  ein  Vor- 
gang, welcher  sich  aus  der  Eigentümlichkeit  sl^tischer  Verhältnisse  und  städti- 
scher Mittel  leicht  erklären  lässt.  Der  Ertrag  des  städtischen  Grundbesitzes, 
so  ausgedehnt  derselbe  auch  in  manchen  Fällen  sein  mochte,  reichte  schon 
frühzeitig  nicht  aus,  die  Mittel  für  die  vielftltigen  und  zum  Teil  enormen  Aus- 
gaben aufzubringen,  welche  Eirchenbauten ,  Stadtbefestigungen,  Wohlfahrts- 
einrichtungen und  Vorkehrungen  zum  Schutze  des  Handels  verursachten.  Zu 
Anleihen  zu  greifen  war  nicht  üblich,  Zollstätten  einzurichten  aus  verschiedenen 
Gründen  nicht  leicht  möglich,  und  so  blieb  denn  den  Stadtverwaltungen  meist 
kein  anderer  Ausweg,  als  an  den  Gemeinsinn  der  Bürger  zu  appellieren  und, 
gestützt  auf  die  vielfältigen  Vorteile,  welche  jede  Stadt  ihren  Einwohnern  bot, 
Steuern  auszuschreiben.  In  den  Städten  des  Mittelalters  stand  die  Wiege  der 
meisten  Steuern  unserer  Zeit 

Diese  städtischen  Steuern  waren  teils  direkte,  teils  indirekte.  Ueber  die 
letzteren  äussert  sich  Wagner  folgendermassen *) :  ,Die  regelmässig  auf  be- 
sonderer Ermächtigung  (des  Königs  bei  Reichsstädten,  des  Bischofs  bei  Bischofs- 
städten, des  Landesherren,  Grundherren  bei  den  betr.  anderen  Städten)  beruhende 
Erhebung  indirekter  Steuern  hat  sich  wohl  öfters  an  die  alten  Zoll-  und  Markt- 
abgaben angeschlossen  und  stellt  dann  eine  Art  Erweiterung  und  Ausdehnung 
derselben  dar.  Zum  Teil  bestanden  diese  indirekten  Abgaben  in  besonderen 
Abgaben  auf  einzelne  marktgängige  Waren  und  namentlich  auf  wichtige  Ver- 
zehrungs-  und  Genussmittel  (besonders  Getränke,  Wein,  Bier,  aber  auch  Korn, 


i)T.  Rommel,  Christ.,  Neuere  Geschichte  von  Hessen.  Kassel  1835, 1.  Bd.,  S.  674. 
*)  Wagner,  Adolf,  Finanzwissenschaft.  III.  Teil,  Leipzig  1889,  S.  56. 
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Salz  n.  a.  m.),  und  werden  an  den  Toren  (Torsteuem,  Oktroi)  oder  auf  dem 
Markte,  in  den  Lagerhäusern,  bei  dem  W&gen  und  Messen,  beim  Verkäufer 
und  Wirt  oder  beim  Konsumenten  erhoben.  Sie  führen  den  Namen  Ungeld 
(Ungelt),  eise,  Akzise  und  sind  als  eigentliche  Steuern  anzusehen,  auch  als 
solche  damals  anerkannt  und  empfunden  worden.' 

Wie  diese  Stadtsteuern  den  benachbarten  Staaten  überhaupt  als  Muster 
gedient  haben,  so  kannte  man  in  den  Städten  bereits  die  beiden  Formen,  in 
welchen  der  Salzverbrauch  späterhin  in  den  £inzelstaaten  besteuert  worden  ist: 
das  Monopol  und  die  eigentliche  Salzkonsumtionssteuer. 

Was  zunächst  die  letztere  Gattung  anlangt,   so  werden  von  Lang^)  in 
einer  oft  zitierten  Stelle  seiner  .historischen  Entwicklung  der  teutschen  Steuer- 
verfassungen*  die  Salzsteuem,  welche  gegen  1231  in  Dortmund  und  in  Schwäbisch- 
Hall  erhoben  wurden,  als  die  ersten  Beispiele  dieser  Art  genannt.    Leider  macht 
Lang  weder  die  von  ihm  benutzten  Quellen  namhaft,   noch  verbreitet  er  sich 
über  Einzelheiten.    Einige  Auskunft,  wenigstens  über  die  Salzsteuer  der  Stadt 
Schwäbisch- Hall ,  geben  mehrere  Urkunden,  welchen  zu  entnehmen  ist,  dass 
schon  am  4.  März  1200  König  Philipp  Ton  Nürnberg  aus  das  Kloster  Adelberg 
von  aller  Schätzung,  Bet  und  Steuer  auf  dessen  Pfannen  und  Salz  in  der  Stadt 
Hall  befreite  *),  und  dass  Heinrich  IL  im  Jahre  1231  dem  Kloster  zu  Schönthal 
ein  gleiches  Privileg  mit  den  Worten  verlieh'):  «Ecclesie  in  Schonthal  fecimns 
gratiam  et  dedimus  libertatem,  ut  de  omni  sale,  quo  indigent,  ad  usus  pro- 
prios  non  solvant  precariam  seu  steuram ;  quin  imo  volumus,  ut  penitus  ab  Im 
ezactionibus  sint  exempti  et  eztracti."     Im  selben  Jahre  schenkte  Heinrich  II. 
dem  Propste  und  Konvente  in  Deckendorf  eine  Salzpfanne  der  Stadt  Schwäbisch- 
Hall,  frei  von  allen  öffentlichen  Abgaben :  «absque  omni  ezactione,  precaria  vel 
collecta'^).    In  Lüneburg  dagegen  legte  der  Rat  der  Stadt  auf  die  Salzgüter 
eine    Steuer,   welche    vom    Herzog   Johann   von  Braunschweig -Lüneburg   am 
10.  April  1277  wieder  aufgehoben  wurde  ^).    Die  betreffende  Urkunde  spricht 
sich  in  folgender  charakteristischen  Weise  über  den  Vorgang  aus:   .Quoniam 
necessitate  exigente  consulibus  in  Lüneburg  permisimus,  ut  in  subsidinm  murorum 
ejusdem  civitatis  instaurandorum  aliquibus  annis  unum  flumen  de  bonis  eccle- 
siarum  ....  reciperent  in  salina ,  ad  petitionem  earundem  ecclesiarum  praela- 
torum   consilio  habito  retractavimus  illud  indulgentias  privilegiorum,   quas  a 
nobis  ....  super  ezemptione   huius   modi   libertatis   habent,   eisdem   plenius 
recognoscentes,  pro  qua  benevolentia  octoginta  marcas  Lubicensium  denariorum 
nobis   gratanter   contulerunt.'     Etwa  200  Jahre  später  führten  Streitigkeiten 
ähnlicher  Art  zwischen  Rat  (und  Bürgerschaft)  und  Geistlichkeit  dahin,   dass 
die  Stadt  sogar  mit  dem  päpstlichen  Bannfluche  belegt  wurde  *).    Sie  hatte  die 


i)Lang,    Karl    Heinrich,   Historische  Entwicklong    der    teutschen   Steuer- 
Verfassungen.    Berlin  1793,  8. 169. 

«)  Wirtembergisches  Urkundenbuch.    Bd.  IT.    Stuttgart  1868,  S.  386,  Nr.  616. 

5)  Huillard-Bröholles,     Historia    diplomatica    Friderici    II.       Paris     1854, 
Bd.  IV,  8  668. 

4)  Wirtembergisches  Urkundenbuch.    III.  Bd.    Stuttgart  1871,  S.  29i,  Nr.  798. 

6)  Folg  er,   Dr.   W.   F.,    Urkundenbuch    der    Stadt    Lüneburg.    Hannover    1872. 
S.  80,  Nr.  123. 

«)  Becker, JohannRudolf,  Umständliche  Geschichte  der  freyen  Stadt  L&beck. 
Lübeck  1782     L  Bd.,  S.  392,  i28. 
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Kühnheit  gehabt»  die  aus  der  Saline  fliessenden  Einkünfte  der  OeisÜichkeit  tu- 
gleich  mit  den  Einkünften  der  weltlichen  Stadtinsaasen  zur  Deckung  der  be- 
sonders durch  Stadtbefestig^gsbanten  vergrösserten  Schuldenlast  zu  besteuern. 
Die  Geistlichkeit  nahm  zwar  den  Ctonuss  der  Vorteile  der  städtischen  Einrich- 
tungen als  etwas  Selbstverständliches  hin»  fand  es  aber  für  freyelhaft,  dass 
auch  sie  an  den  durch  jene  Ausgaben  bedingten  Lasten  mittragen  sollte.  Der  von 
beiden  Seiten  mit  der  grössten  Erbitterung  geführte  Streit  wurde  im  Jahre  1462 
durch  einen  Vergleich  beigelegt,  kraft  dessen  der  Stadt  auf  10  Jahre  das  Be- 
steuerungsrecht auch  der  Salzeinkünfte  der  Geistlichen  und  Prälaten  zustand. 
Auf  weniger  stürmische  Weise  scheinen  sich  die  beteiligten  Parteien  in  Halle 
geeinigt  zu  haben.  Jung  meldet  hierüber^):  ,Pari  modo  in  Sigismundi  Imp. 
et  Ordinum  S.  R.  !•  sententia  deficita  an.  1424  inter  Archiepiscopum  ab  una  et 
Hallensem  civitatem  ab  altera  parte  pronundatum  est,  verbis:  ,Item  pronun- 
ciamufl,  decemimus  et  declaramus  dictos  Hallenses  non  debere,  neque  posse 
exactiones,  tallias  vel  impositiones  sartaginibus  salis  dicti  opidi  Hallensis  aut 
aüis  opidanis  imponere  sine  consensu  et  voluntate  dicti  domini  archiepiscopi. 
Tarnen  exactiones  et  impositiones,  a  jure  pemdssas,  ut  pro  reservatione  murorum, 
fontium  et  pontium  et  simihbus  pro  necessitatibus  suis  sibi  ipsis  secundum  juris 
dispositionem  reservamus'." 

Wagners  Behauptung,  dass  zur  Erhebung  der  indirekten  Stadtsteuem 
landesherrliche  Genehmig^g  erforderlich  gewesen  sei,  findet  in  diesen  Fällen 
ihre  Bestätigung.  Ein  Irrtum  aber  wäre  es,  wollte  man  diese  Abgaben  ab 
Beispiele  städtischer  Salzsteuem  —  wie  es  Lang  getan  —  anführen.  Nichts 
deutet  in  den  angeführten  Urkunden  darauf  hin,  dass  wir  es  mit  Verbrauchs- 
steuern zu  tun  haben.  Wohl  aber  sprechen  alle  Anzeigen  dafür,  dass  in  diesen 
Städten  zur  Bestreitung  öffentlicher  Bedürfnisse  direkte  Vermögens-,  vielleicht 
auch  Einkommensteuern  erhoben  worden  sind,  und  dass  auch  die  Pfannen- 
besitzer von  diesen  Steuern  nicht  freigelassen  waren.  Zeumer  meint  in  seiner 
Geschichte  der  deutschen  Städtesteuem  im  12.  und  13.  Jahrhundert  daher  auch, 
dass  an  eine  besondere  Salzsteuer  weder  in  Hall,  noch  in  Lüneburg  zu  denken 
sei  ,Hier  wie  dort  fielen  Einkünfte  dieser  Art,  wie  alle  festen  Bezüge,  unter 
die  allgemeine  Pflicht  zur  Stadtsteuer").  Städtische  Salzsteuem  im  wahren 
Simie  des  Wortes  Tordanken  ihre  Entstehung  einer  etwas  späteren  Zeit. 

Ueber  die  ältesten  Beispiele  derselben  geben  die  uns  erhaltenen  Nach- 
richten keine  weitere  Kunde,  als  die,  dass  die  Steuern  erhoben  worden  sind, 
hl  Nürnberg,  wo  bereits  seit  1886  eine  indirekte  Besteuerung  der  Getränke, 
das  .üng^ld*,  eingeführt  worden  war,  kam  seit  dem  Jahre  1390  auch  eine 
Salzsteuer  zur  Erhebung '),  und  in  Augsburg,  wo  übrigens  der  Salzhandel  schon 
seit  dem  11.  und  12.  Jahrhundert  ein  Alleinrecht  der  Stadtverwaltung  war^). 


I)  Jung,  Johann  Heinrich,  Dejare  Salinanun.  Göttingen  1748,  II.  Kap.  III.  §  lO. 

t)Zeniner,  Karl,  Die  deatsehen  Stadtesteaem  im  19.  and  is.  Jahrhundert. 
S^moQers  Forschnngen.   Leipzig  1878.    I.  Bd.,  a.  Heft,  S.  89. 

9)  Chroniken  dentscher  St&dte.  Bd.  I:  Nflmherg.  Leipzig  186S.  S.  a8i,  283,  An- 
merkong  i. 

«)Nitz8ch,  K.  W.,  Ministerialität  nnd  Bflrgertnm  im  ii.  und  la.  Jahrhundert. 
Leipzig  1869,  S.  169. 
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zahlte  man  ebenfalls  ein  Salzungeid.  Im  Jahre  1391  z.  B.')  hatten  zwei  ,ün- 
gelder'  die  Abgabe  zu  vereinnahmen  und  sie  erhoben  371  Ib.,  10  Schilling, 
135  rheinische  und  23  ungarische  Gulden  von  den  Kaufleuten.  Rotenburg  hatte 
im  14.  und  15.  Jahrhundert  neben  dem  Weingeld  und  einer  Mehlsteuer  eine 
Salzabgabe  *),  welche  in  München  den  Namen  eines  «Salzscheibenzolles*  fahrte  *). 
Auch  die  Rheinstädte  kannten  diese  Steuergattung  sehr  wohl,  denn  unter  den 
«stedige  gemeine  innemen"  (aus  dem  Zeiträume  von  1438  bis  1443)  nennt  eine 
Mainzer  Stadtchronik  den  «Gresaltzen  underkauf  %  nach  Ansicht  des  Bearbeiteis 
der  Chronik  (Hegel)  eine  an  den  Stadtmakler  im  Kaufhause  zu  entrichtende 
Gebühr  für  den  Verkauf  gesalzener  Waren,  Fische  u.  a.  m.  Wagner  nennt 
indessen  ausdrücklich  auch  ein  um  1440  erhobenes  Salzungeid  ^).  Ebenso  spricht 
Fischer  in  seiner  Handelsgeschichte  davon,  dass  in  der  zweiten  Hälfte  des 
16.  Jahrhunderts  in  Speier,  Mainz  und  Köln,  den  Stapelplätzen  des  Rheins, 
die  stafelbaren  Güter,  unter  denen  Salz  und  gesalzene  Waren  eine  hervor* 
ragende  Stelle  einnahmen,  erst  nach  bezahlter  .Acdse'  an  Land  gebracht 
werden  durften^,  unter  dieser  Akzise  ist  schwerlich  etwas  anderes  zu  ver- 
stehen, als  eine  an  den  Stadttoren  und  am  Hafen  erhobene  indirekte  Verbrauchs- 
abgäbe,  welche  dem  Oktroi  der  Neuzeit  entsprechen  würde. 

Die  Steuersätze  waren  selbstredend  verschieden  nach  Stadt  und  Zeit 
Nach  dem  Stadtrechte  der  Stadt  Freiburg,  dessen  Entstehung  in  den  Anfang 
des  12.  Jahrhunderts  fällt,  war  für  jede  Saumlast  Salz  ein  Heller  und  für  jedes 
Pfand,  wenn  das  Salz  in  Mengen  von  weniger  als  einem  Zentner  versteuert 
wurde,  4  Pf.  zu  zahlen^).  In  dem  Stadtrechte  der  Stadt  Salzburg  —  um  das 
Jahr  1420  --r,  in  welchem  die  Bestimmungen  über  den  Vertrieb  des  Salzes  einen 
breiten  Raum  beanspruchen,  war  angeordnet:  ,Wer  den  ümgelt  einnimht,  der 
sol  nemen  ye  von  der  Halbfart  mit  Salz  4  Hlr.  und  ye  von  dem  Fueder  1  Pfd. 
und  ye  von  dem  Salzbagen  2  Hlr.  und  von  den  Salzkarren  1  Hlr.,  von  ain 
kleinen  Wagen  mit  ainem  Ross  1  Hlr.*^).  Der  Stadt  Kempten  erlaubte  im 
Jahre  1483  Kaiser  Friedrich  III.,  neben  dem  alten  Zolle  von  allem  Kaufmanns- 
gute  an  Korn,  Wein,  Eisen  und  Salz  noch  einen  erhöhten  .Zoll'  von  3  Pf.  auf 
jedes  Pferd  zu  erheben*). 

In  allen  diesen  Fällen  wurde  die  Abgabe  an  den  Toren,  auf  dem  Markte, 
im  Hafen,  bei  den  Kaufleuten  oder  an  anderer  Stelle  unverhüllt  als  Steuer  er- 
hoben und  als  solche  auch  unmittelbar  empfunden.  In  anderen  Städten  da- 
gegen hielt  es  die  Obrigkeit  für  angemessen,  den  Grosshandel  mit  Salz  oder 


1)  Meyer,  Christian,  Der  Haushalt  einer  deutschen  Stadt  im  Mittelalter. 
Yierteljahresschrift  für  Volkswirtschaft,  Politik  und  Kulturgeschichte.  26.  Jahrg.,  n.  Bd., 
1.  Hälfte.    Berlin  1889.    S.  63,  68. 

3)  Y.  Maurer,  G.  L.,  Geschichte  der  Stftdteverfassung  in  Deutschland.  Erlangen 
1869—71.     II.  Bd.,  S.  859. 

8)  Daselbst,  S.  860. 

«)  Chroniken  deutscher  St&dte.    Band  „Mainz*.    Leipzig  1881.    I.  Bd.,  S.  108,  109. 

B)  Wagner,  Adolf,  Finanzwissenschaft.    III.  Teil.    Leipzig  1889,  8.  66. 
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9)  Fischer,  Geschichte  des  teutschen  Handels.    II.  Teil,  8.  U7. 
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den  EleinTerkauf  oder  beides  zugleich  als  ein  ihr  ausschliesslich  zustehendes 
Recht  zu  beanspruchen  und  die  Steuer  in  die  weniger  fühlbare  HQlle  eines 
Monopols  zu  kleiden.  Vielfach  mochte  auch  der  Verwand,  gute  Ware  zu  bil- 
ligem Preise  der  Bürgerschaft  liefern  zu  wollen,  die  Einführung  dieser  Steuern 
erleichtem,  wie  ja  späterhin  dieselbe  volksfreundliche  Ausrede  in  den  Einzel- 
ätaaten  auffaUend  oft  bei  Einführung  und  Erhöhung  der  Salzsteuer  den  Ter- 
schämten  Vorwand  für  eine  oft  nichts  weniger  als  yerschämte  Besteuerung  der 
Salzkonsumtion  bieten  musste.  In  allen  Fällen  war  in  letzter  Linie  doch  nur 
der  Gewinn  ausschlaggebend,  welchen  der  Handel  oder  der  Verkauf  abzuwerfen 
Tersprachen.  Beispiele  dieser  städtischen  Monopolien  finden  wir  hauptsächlich 
in  Sflddeutschland. 

Hüllmann  erzählt^),  dass  im  14.  Jahrhundert  in  Zürich,  Augsburg  und 
Breslau  der  Handel  mit  Salz  ein  obrigkeitliches  Alleinrecht  gewesen  sei.  Auch 
in  Basel  lag  seit  dem  Jahre  1362  der  Salzhandel  in  den  Händen  der  städti- 
schen Verwaltung^).  Die  Bürger  der  Stadt  konnten  das  Salz  nur  auf  dem 
Salzhause  einkaufen.  Die  Verwaltung  dieses  Magazins  war  einem  Salzmeister, 
späterhin  einem  Salzschreiber  übertragen,  welcher  von  zwölf  Müttern  (Salz- 
messem)  und  drei  Salzhausknechten  unterstützt  wurde.  Die  Oberaufsicht  über 
den  ganzen  Vertrieb  übten  drei  Batsherren,  die  sog.  Salzherren,  aus  und  diesen 
war  der  Salzmeister  zur  Rechnungsablage  Verpflichtet.  In  Regensburg  müssen 
ähnliche  Einrichtungen  bestanden  haben,  weil  die  Stadt  im  Jahre  1615  mit 
Herzog  Maximilian  von  Bayern  übereinkam,  dass  das  Salz  in  der  Stadt  zu  den- 
selben Preisen  verkauft  werden  soUte,  welche  bei  dem  herzoglichen  Salzmagazin 
zu  Stadtamhof  gezahlt  wurden,  zu  2  fl.  die  Scheibe').  Da  die  Stadt  Regens- 
burg  schon  seit  Römerzeiten  eine  bedeutende  Legstätte  für  das  Reichenhaller 
Salz  war,  liegt  der  Schluss  nahe,  dass  der  Salzhandel  hier  schon  lange  vor 
dem  Zustandekommen  jenes  Vertrages  auf  städtische  Kosten  betrieben  worden 
ist  Dass  auch  in  Norddeutschland  solche  Monopolien  nicht  unbekannt  waren, 
geht  unter  anderem  daraus  hervor,  dass  in  Salzwedel  und  anderen  Städten  der 
Mark  das  Salz  auf  Rechnung  des  Stadtrates  verkauft  wurde  ^). 

Nicht  zu  verwechseln  mit  diesen  Handelsmonopolien  ist  der  Rechtssatz, 
daas  der  Salzverschleiss  ein  Vorrecht  der  Städte  war.  Dieser  Grundsatz  findet 
im  württembergischen,  badischen  und  sächsischen  Staatsrechte  des  Mittelalters 
ausdrückliche  Erwähnung.  Es  sollte  durch  ihn  nicht  etwa  den  Stadtgemeinden 
ein  Handelsmonopol  in  dem  eben  erwähnten  Sinne  erteilt,  sondern  lediglich 
betont  werden,  dass  nur  Bewohner  einer  Stadt,  im  Gegensatze  zu  den  Dorf- 
insassen, berechtig^  seien,  Salz  zu  verkaufen,  mit  Salz  Handel  zu  treiben.  Es 
bedeutete  jener  Rechtssatz  somit  lediglich  eine  Wiederholung  des  mittelalter- 
lichen Herkommens,  dass  sich  Handel  und  Gewerbe  grundsätzlich  nur  in  den 
Städten  niederlassen  sollten. 

Waren  diese  Stadtsteuem  für  die  späteren  Salzsteuem  der  deutschen 
Staaten  vorbildlich,  so  wurde  die  Entwicklung  dieser  letzteren  in  ganz  hervor- 
stechendem Masse  von  dem  sog.  Saizregale  beeinflusst.    Jene  gaben  das  Muster, 

1)  Ha  11  mann,  E.  D.,  St&dtewesen  des  Mittelalters.    Bonn  1826—29,  S.  loo. 
<)  Y.  Maurer,  O.  L.,  a.  a.  0.,  III.  Bd.,  S.  U4. 
*)  I^och-Sternf  eid,  a.  a.  0.,  S.  U6. 
*)  v.  Manrer,  G.  L.,  a.  a.  0.,  III.  Bd.,  S.  lU. 
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dieses  die  rechtliche  Grandlage,  den  Ausgangspunkt  für  die  LandessaLssteuem 
ah,  und  ein  kurzer  Rfickhlick  auf  das  Wesen  der  Regalien  ist  an  dieser  Stelle 
nicht  zu  umgehen. 

Regal  bedeutet:  nutzbares  Hoheitsrecht,  aussdiliessUches  Recht  des  Königs 
auf  ein  Sachgut  Solcher  Sonderrechte  kannte  das  Mittelalter  eine  schier  un- 
absehbare Reihe.  Die  unaufhörlichen  und  zunehmenden  Geldverlegenheiten 
der  deutschen  Kaiser  veranlassten  eine  stetige  Ausdehnung  dieses  Yerfögfungs- 
rechtes  auf  immer  neue  Gegenstände.  Auch  das  Salz  und  die  salzhaltigen 
Quellen  wurden  schon  frühzeitig  diesen  Gegenständen  zugerechnet  ursprüng- 
lich verstand  man  unter  dem  Salzregal  das  ausschliessliche  Recht  des  Königs 
auf  alle  neu  entdeckten  Salzlager ,  alle  neu  zu  Tage  getretenen  Salzquellen. 
Erst  später  wurde  der  Begriff  dahin  erweitert,  dass  auch  der  Salzhandel  ein 
Regal  sei.  Ehemals  war  es  eine  vielfach  erörterte  Streitfrage,  seit  welcher 
Zeit,  in  welchem  umfange  und  mit  Hilfe  welcher  rechtlichen  Beg^ndung  das 
Salzregal  in  Deutschland  aufgekommen  seL  Nachdem  nunmehr  die  allgemeine 
Bergfreiheit  auch  auf  das  Salz  und  die  Salzquellen  —  so  in  Preussen  seit  1865. 
in  Bayern  seit  1869  —  ausgedehnt  worden  ist,  haben  jene  Streitereien  nur  noch 
ein  historisches  Interesse.  Trotz  der  entgegengesetzten  Ansicht  mancher  Rechts- 
lehrer, wie  z.  B.  Cancrin^),  kann  als  erwiesen  erachtet  werden,  dass  der  Be- 
griff des  Salzregals  den  frühesten  Zeiten  deutscher  Rechtsgeschichte  durchaus 
fremd  gewesen  ist.  Mittermaier  sagt  in  seinem  deutschen  Privatrechte'): 
.Ursprünglich  dachte  wohl  niemand  an  ein  Saizregal**  und  dieser  Ansicht  hul- 
digen auch  Waitz'),  Inama-Sternegg^),  Anton^),  Eichhorn*)  und  mit 
besonderem  Nachdrucke  Zachariä^).  Letzterer  äusserte  sich  folgendermassen : 
.Es  ist  ganz  ausgemacht  dass  im  römischen  Reich,  auch  zur  Zeit  der  Kaiser, 
überhaupt  keine  Regalität  im  heutigen  deutschrechtlichen  Sinne  bestand.  Hin- 
sichtlich des  älteren  deutschen  Rechts  darf  man  als  unzweifelhaft  feststehend 
betrachten,  dass  selbst  bei  den  Yolksstämmen,  die  eine  schon  mehr  entwickelte 
königliche  Gewalt  kannten  und  dass  namentlich  auch  nach  der  weiteren  Aus- 
bildung dieser  Gewalt  bei  den  Franken  unter  den  Karolingern  die  Idee  von 
Regalien  . . .  etwas  durchaus  Unbekanntes  war.  Namentlich  fehlt  es  an  jedem 
Zeugnis,  dass  man  Salzquellen  als  etwas  dem  Staat  oder  der  Volksgemeinde 
ausschliesslich  Zuständiges  betrachtet,  oder  das  Recht  darauf  allein  den  Königen 
beigelegt  hätte.'  Die  Rechtslehrer,  welche  im  Mittelalter  die  Ansprüche  des 
Königs  bezw.  der  Reichsfürsten  verfochten,  begründeten  diese  Ansprüche  auf 


1)  V.  Gancrin,  FranzLndwig,  Grundsätze  des  teutschen  Salzrechtes.  Frank- 
fart  a.  M.  1790,  S.  lo  ff. 

3)  Mittermaier,  C.  J.  A.,  Gmndsfttze  des  gemeinen  deutschen  Privatrechtes. 
2.  Aufl.    Landshut  leae,  S  sii. 

8)  Waitz, Georg,  Deutsche  Verfassungsgeschichte.  2.  Aufl.  Kiel  1870,  II.  Bd.,  S.  615. 

«)  V.  Inama-S  ternegg,  Dr.  K.  Th..  a.  a.  0.,  S.  669  ff.,  bes.  S.  678. 

B)  Anton,  Karl  Gottlob,  Geschichte  der  deutschen  Landwirtschaft.  Görlitz 
17S0  U.  1800.     I.  Bd.,  S.  483. 

<)Eichhorn,  KarlFriedrioh,  Deutsche  Staats-  und  Rechtsgeschichte.  6.  Aufl. 
Göttingen  1848  U.  1844.     §  68  U.  |  297. 

^Zachariä,  H.  A.,  Ueber  Regalien  überhaupt  und  das  Salzregal  in  Deutsch- 
land insbesondere.  Zeitschrift  für  deutsches  Recht  und  Rechtswissenschaft.  Tübingen 
1862,  S.  881  und  Kapitel  2. 
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Salz  und  Solquellen  auf  das  Kapitel  379  des  Schwabenspiegels  und  Buch  I, 
Art  85  des  Sachsenspiegels,  weil  hier  jeder  .Schatz  ander  Erde  rergraben 
tieffer  denn  ain  Pflog  gat*  der  königl.  Yerf&gung  zug^prochen  wird.  Diese 
gezwungene  Auslegung  einer  Stelle,  bei  welcher  offenbar  nur  die  Tergrabenen 
Wertsachen  (thesaurus,  Meiallsch&tse)  yerstanden  sein  können,  wirft  ein  helles 
Streiflicht  auf  die  Verlegenheit,  in  welcher  sich  diese  Rechtskundigen  bei  der 
Verteidigung  kaiserlicher  und  landesherrlicher  Ansprüche  befanden.  Sie  suchten 
eine  Position  zu  halten,  welche  überhaupt  nicht  zu  verteidigen  war. 

Das  Salzregal  ist,  wie  Hüllmann  in  seiner  Finanzgeschichte  nach- 
gewiesen hat*),  in  Deutschland  zum  ersten  Male  Ton  König  Heiniich  IV.  be- 
ansprucht worden.  Erst  mit  der  Regierung  Heinrichs  IV.  werden  Abgaben  be- 
kannt, welche  der  König  von  Salzwerksbesitzem  forderte  und  erhielt,  ohne 
jemals  im  Besitze  der  Salzquelle,  der  Saline  oder  des  zugehörenden  Grund- 
stückes gewesen  zu  sein.  Abgaben  ähnlicher  Art  wurden  auch,  wie  erwähnt, 
TOB  früheren  Kaisem  erhoben,  aber  es  war  die  rechtliche  Grundlage  dieser  Ab- 
gaben eine  wesentlich  andere,  weil  es  sich  um  Grundzinsen  oder  Pachtgelder 
handelte,  während  hier  von  solchen  nicht  die  Rede  sein  kann.  Eines  der 
ältesten  Beispiele  dieser  Regalitätsabgaben  ist  das  folgende.  König  Heinrich  IV. 
überwies  im  Jahre  1064  dem  Kloster  Suiza  den  dritten  Teil  des  Salzes,  welches 
ihm  von  der  Salzproduktion  abgetreten  werden  musste,  veranlasst  durch  Bitten 
des  Pfalzgrafen  Friedrich  II.  Die  Worte  der  Schenkungsurkunde  lauten*): 
«...  cocturam  salis  ibi  fieri  concessimus  teiüamque  partem  Salis,  quae  Nos 
attigit,  ob  remedium  animae  nostrae  ad  Monasterium  Sancti  Petri  ...  in  pro- 
prium dedimus  atque  tradimus".  Der  Grund  und  Boden,  auf  welchem  das  Salz- 
werk  errichtet  war,  gehörte  einem  Ritter  Helfrich  (Elfericus)  aus  Suiza,  dann 
dem  Pfalzgrafen  Friedrich.  Jenes  Salzdeputat  kann  sonach  unmöglich  als  ein 
Pachtgeld  betrachtet  werden.  Es  liegt  vielmehr  der  Schluss  nahe,  dass  jene 
Salzquote  den  Betrag  darstellte,  mit  welchem  der  Besitzer  des  Salzwerks  den 
Verzicht  des  Königs  auf  die  Ausbeutung  der  entdeckten  Salzschätze  hatte  er- 
kaufen müssen.  Diese  Annahme  kann  sich  insbesondere  auch  auf  die  Worte 
der  Urkunde:  .cocturam  salis  ibi  fieri  concessimus*  stützen,  denn  nach 
Lage  der  Dinge  ist  das  einzig  denkbare  Zugeständnis  des  Königs  das,  dass  er 
von  seinem  Vorrechte  auf  das  entdeckte  Salz  zu  Gunsten  des  Grundeigentümers 
keinen  Grebrauch  machte. 

Bestimmter  noch  als  Heinrich  IV.  erhoben  die  Hohenstaufen  Anspruch 
auf  das  Salzregal.  Es  gelang  ihnen  indessen  nicht,  ihre  Forderungen  allent- 
halben auf  die  Dauer  und  nachdrücklich  zur  Geltung  zu  bringen.  In  manchen 
Teilen  des  Reiches  ist  ein  Sonderrecht  des  Königs  auf  Salz  und  Salzquellen 
niemals  anerkannt  worden,  wie  z.  B.  in  Bayern,  wo  die  Herzoge  das  Recht  für 
sich  selbst  beanspruchten.  Aber  auch  in  den  Gebieten  Deutschlands,  in  welchen 
man  sich  den  kaiserlichen  Forderungen  gefügt  hatte,  gingen  die  errungenen 
Vorredite  wieder  verloren.  Die  Regalien  teilten  das  Schicksal  des  einst  so 
ausgedehnten  Domänenvermögens  des  Reiches.    Auch  sie  wurden,  obwohl  ur- 


OHftllmann,  K.  D.,  Deutsche  Finanzgeschichte  des  Mittelalters.  Berlin  1806. 
s.  60  ff.,  bes.  8.  68. 

*)  Eisen  ach,  W.  H.  6.,  Das  Sulzaer  Thal.  Naumburg  1821,  S.  16, 17.  —  Waitz, 
O  e  or g,  Deutsche  Yerfassungsgeschichte.    Kiel  1878,  8.  Bd.,  8.  ara. 
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sprünglicb  dazu  bestimmt,  das  durch  den  Verlust  der  Reichsdomänen  veranlasste 
Sinken  der  Beichseinnahmen  aufzuhalten,  g^nz  in  der  gleichen  Weise  wie  die 
alten  Reichsgüter  durch  Verschenkung,  Verpfändung,  Belehnung  u.  s.  w.  wieder 
verschleudert.  Auch  hier  traten  die  Reichsffirsten  das  Erbe  der  zu  immer 
grosserer  Machtlosigkeit  herabsinkenden  Könige  an.  So  war  es  denn  wenig 
mehr  als  eine  Formalität,  die  Anerkennung  einer  in  Praxis  längst  nicht  mehr 
bestrittenen  Tatsache,  als  die  goldene  Bulle  Karls  IV.  im  Jahre  1856  den  Kur- 
fürsten das  Recht  auf  alle  neu  entdeckten  und  alle  bekannten  Mineralien  und 
Salzschätze  mit  den  Worten  zusprach:  • . .  «universas  . . .  mineras  . .  .  ac  etiam 
saHs,  tarn  inventas,  quam  inveniendas  . . .  cum  omnibus  juribus  . . .  possideri'. 
Was  man  den  Kurfürsten  zugestanden,  konnte  man  den  übrigen  Reichsständen 
füglich  nicht  vorenthalten.  Im  Westfälischen  Frieden  wurde  demgemäss  1648 
den  reichsunmittelbaren  Gewalten  neben  dem  Rechte  der  Souveränität  über- 
haupt auch  das  Salzregal  im  Gebiete  ihrer  Territorien  zugesprochen.  Damit 
war  die  fernere  Entwicklung  der  Salzbesteuerung  in  Deutschland  endgültig  den 
Gliedstaaten  überwiesen. 

Die  einzelnen  Mitglieder  des  Reiches  wussten  das  ihnen  zugefallene  Recht 
der  Salzregalität  finanziell  besser  auszubeuten  als  vorher  die  Könige.  Nur  wenige 
Gebiete  waren  es,  in  welchen  die  Bevölkerung  während  des  16.,  17.  und  18.  Jahr- 
hunderts ein  von  der  Obrigkeit  steuerfrei  gelassenes  Salz  verzehren  dürft«. 
Die  rechtliche  Grundlage  der  Besteuerung  bildete  ausnahmslos  das  Salzregal, 
wenn  auch  der  ursprüngliche  Charakter  dieses  Rechtstitels  früher  oder  später 
verwischt  wurde.  Denn  man  verstand  bald  unter  dem  Salzregal  nicht  allein 
das  dem  Landesherm  zukommende  Vorrecht  auf  alle  Solquellen  und  Salzlager 
des  Staates,  sondern  nahm  auch  den  Handel  mit  Salz  als  ein  Privileg  der 
Krone  in  Anspruch.  Damit  war  die  Gewinnung  und  der  Verkauf  des  Salzes 
zu  Gunsten  der  staatlichen  Obrigkeit  monopolisiert  und  nun  zögerte  man  nicht, 
die  errungenen  Rechte  finanziell  nutzbar  zu  machen.  Denn  trotz  der  zahl- 
reichen Vorwände,  mit  welchen  die  Regierungen  die  neuen  Einrichtungen  den 
Untertanen  mundgerecht  zu  machen  suchten,  dienten  die  Salzmonopolien  ledig- 
lich finanziellen  Zwecken.  Diese  Tatsache  war  bald  überall  erkannt,  weshalb 
denn  auch  die  Stände  einiger  Staaten  der  Neuerung  einen  zwar  lebhaften  aber 
erfolglosen  Widerstand  entgegensetzten.  Die  Salzmonopolien,  mochten  es  Han- 
dels- oder  Produktionsmonopolien  sein,  waren  in  Deutschland  stets  Finanz- 
monopolien.  Der  Mangel  anderweitiger  Einnahmequellen  und  das  zur  Nach- 
ahmung lockende  Beispiel  benachbarter  Staaten  waren  die  Gründe,  dass  diese 
Monopolien  sich  sehr  rasch  Über  ganz  Deutschland  verbreiteten. 

Die  grösste  Mannigfaltigkeit  herrschte  in  den  Formen,  in  welche  man 
die  Salzmonopolien  kleidete.  Fast  in  jedem  Bundesstaate  trug  die  Salzbesteue- 
rung ein  eigentümliches  Gepräge,  welches  sie  von  den  gleichen  Einrichtungen 
der  Nachbarstaaten  scharf  unterschied.  Diese  Mannigfaltigkeit  der  Steuertechnik 
erschwert  die  einheitliche  Darstellung  der  Besteuerung  des  Salzes  in  den 
deutschen  Staaten  während  des  späteren  Mittelalters  und  der  Neuzeit  in  einem 
solchen  Masse,  dass  es  ratsam  erscheint,  an  Stelle  einer  allgemeinen,  alle  Glied- 
staaten zugleich  umfassenden  Betrachtung  die  Geschichte  der  Salzsteuer  ge- 
trennt nach  den  einzelnen  Bundesstaaten  zu  schreiben.  Der  zu  bearbeitende 
Stoff  ist  ein  so  umfangreicher,  dass  er  sich  nur  auf  diese  Art  in  erschöpfender 
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und  Übersichtlicher  Weise  behandeln  läset.  Andernfalls  müssten  überdies  viele 
charakteristische  Eigentümlichkeiten  der  Salzsteuersysteme  der  Einzelstaaten 
verloren  gehen,  und  endlich  soll  nicht  Übersehen  werden,  dass  gerade  in  der 
Vielgestaltigkeit  ein  auszeichnendes  Merkmal  der  Salzbesteaemng  w&hrend  des 
genannten  Zeitraumes  liegt. 

Bei  der  grossen  Zahl  der  Teile,  aus  welchen  sich  das  Deutsche  Reich  bis 
zur  französischen  Revolution  zusammensetzte,  wäre  ein  Eingehen  auf  die  Ge« 
schichte  der  Salzsteuer  sämtlicher  Reichsgliedstaaten  ein  überaus  mühevolles 
und  trotzdem  wenig  fruchtbares  unterfangen.  Es  genügt,  die  Untersuchung 
nur  auf  die  grosseren  Bundesstaaten,  bei  welchen  überdies  allein  die  zu  einer 
eingebenden  und  erschöpfenden  Darstellung  erforderlichen  Materialien  vorliegen, 
auszudehnen,  und  es  empfiehlt  sich,  von  einer  Berücksichtigung  Oesterreichs 
abzusehen,  weil  die  Geschichte  der  Salzbesteuerung  in  diesem  ehemaligen  Glied- 
staate des  alten  Deutschen  Reiches  eine  besondere  Abhandlung  erfordert. 

unter  diesen  deutschen  Gliedstaaten  nimmt,  was  das  Alter  der  Salz- 
besteuerung anlangt,  die  erste  Stelle  ein  das  frühere  Herzogtum  und  jetzige 

Königreich   Bayern. 

uralt  ist  die  Gewinnung  von  Kochsalz  in  dem  Alpengebiete,  welches 
durch  die  Salzach  und  den  Inn  begrenzt  wird«  Schon  das  häufige  Vorkonmien 
der  Worte  ,Salz'  und  .Hall'  in  der  Nomenklatur  dieser  Territorien  könnte 
als  Beweis  für  die  hervorragende  Bedeutung  angeführt  werden,  welche  die  im 
Schosse  der  Erde  ruhenden  Salzschätze  für  die  Bewohner  dieser  Gegend  be- 
reits zu  jenen  Zeiten  hatten,  als  die  ersten  Ansiedler  ihre  Niederlassungen,  die 
Wasserläufe  und  T&ler  mit  bestimmten  Namen  belegten.  Berichtet  doch  die 
Sage,  dass  schon  Attila  in  diesem  Landstriche  Salzwerke  zerstört  habe.  Es 
ist  anzunehmen,  dass  die  Gewinnung  von  Kochsalz  durch  diesen  Schlag 
keine  dauernde  Störung  erlitten  hat,  zumal,  abgesehen  von  der  Saline  zu 
Sch^bisch-Hall,  bedeutendere  Salzwerke  damals  auf  der  ganzen  oberdeutschen 
Hochebene  nur  im  Innviertel  und  Salzkammergut  zu  finden  waren.  Die  letz- 
teren kamen  im  Laufe  der  Jahre  in  verschiedene  J^bide:  das  Erzbistum  Salz- 
burg besass  Hallein  an  der  Salzach,  zur  Grafschaft  Tirol  gehörte  Hall  bei  Inns- 
bruck, die  Propstei  Berchtesgaden  errichtete  Salzpfannen  in  Schellenberg-Fraun- 
reuth,  und  Bayern  erwarb  die  beiden  Salinen  Reichenhall  und  Traunstein.  Diese 
Salzwerke  lagen  und  liegen,  auf  einen  verhältnismässig  engen  Raum  zusammen- 
gedrängt, sämtlich  auf  dem  Nordabhange  der  Alpen.  Die  natürliche  Beschaffen- 
heit des  Landes,  die  Richtung  der  Verkehrswege  und  die  Armut  der  benach- 
barten Landstriche  an  Salz  weisen  allen  diesen  Produktionsorten  dieselben 
Absatzgebiete  zu,  und  es  war  eine  natürliche  Folge  dieser  Verhältnisse,  dass 
die  genannten  Salinen  sich  gegenseitig  die  stärkste  Konkurrenz  bereiteten  und 
dass  die  Besitzer  derselben  so  lange  in  ihren  finanziellen  Interessen  kollidierten, 
bis  die  Macht  des  Stärkeren  den  Schwächeren  zur  gänzlichen  oder  teilweisen 
Aufgabe  seiner  Ansprüche  zwang.  Die  Geschichte  der  Salzbesteuerung  und  des 
Salzhandels  in  Bayern  steht  durchaus  unter  dem  Einflüsse  dieser  Bestrebungen. 
Man  könnte  fast  sagen :  sie  gewinnt  erst  durch  diesen  Kampf  der  Konkurrenten 
um  den  Handel  mit  Salz  in  Oberdeutschland  ein  lebhafteres  Interesse,  da  sie 
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im  übrigen  des  Bemerkenswerten  nicht  eben  viel  bietet  und  —  im  Vergleich 
zu  anderen  deutschen  Staaten  —  auffallend  wenige  Entwicklungsstadien  durch- 
laufen hat. 

Schon  in  den  frühesten  Zeiten  deutscher  (beschichte  wurden  auf  den 
oben  genannten  Salinen  Abgaben  bei  den  Pfannenbelehnten  erhoben,  deren 
Art  und  rechtliche  Grundlage  nach  bereits  erwähnten  Gesichtspunkten  zu  be- 
urteilen ist,  wie  z.  B.  schon  zu  Anfang  des  8«  Jahrhunderts  Herzog  Theode- 
bert  II.  dem  Stifte  des  heiligen  Rupert  zu  Hallein  einen  ,  Salzzehnten' 
schenkte^).  Obwohl  nun  auch  die  späteren  Herzoge  mit  solchen  Stiftungen 
nicht  kargten,  sicherten  sie  sich  doch  den  richtigen  und  rechtzeitigen  Eingang 
der  Abgaben,  welche  die  Pfänner  ihnen  als  Herren  des  Grund  und  Bodens  zu 
entrichten  hatten.  In  Reichenhall  sassen  bereits  zu  Zeiten  der  ältesten  Herzoge 
Pfleger  und  besondere  Salzmeister'),  denen  die  obere  Leitung  des  technischen 
Betriebes,  die  Wahrung  der  herzoglichen  Rechte  und  die  Erhebung  der  er- 
wähnten Salinengefölle  oblag.  Mit  diesen  Beamten  sind  nicht  zu  verwechseln 
die  Zöllner,  welche  die  Zölle  und  Mauten')  vereinnahmten.  Das  hohe  Alter 
dieser  Salzzölle  wird  durch  die  Tatsache  illustriert,  dass  bereits  im  Jahre  906 
—  andere  Quellen  geben  das  Jahr  904  an  —  auf  einer  bayrischen  Landesversamm- 
lung zu  Nassweldstadt  in  Anwesenheit  des  Markgrafen  Aribos  von  Oesterreich 
in  den  bereits  genannten  leges  portoriae  eine  Zollordnung  geschaffen  und  ein- 
gehende Bestimmungen  über  Salzhandel  und  Salzzölle  erlassen  wurden*).  Die 
Abfahr  des  Salzes  aus  den  Salinen  war  an  ganz  bestimmte  Transportwege,  die 
sog.  Salzstrassen,  gebunden,  welche  an  den  herzoglichen  Zollstätten  vorüber- 
führten, und  hier  wurden,  wie  überall  in  solchen  Fällen,  hohe  Zollabgaben 
von  den  Salztransporten  erhoben.  Die  Ware,  soweit  zum  Verbrauch  im  In- 
lande  bestimmt,  brachte  man  nach  den  sog.  Legstätten,  nach  Orten,  von  welchen 
aus  das  umliegende  flache  Land  mit  Salz  versorgt  wurde.  Solcher  Niederlagen 
gab  es  eine  bestimmte  Anzahl  und  vielfach  bemühten  sich  die  SUUlte,  ein 
Niederlagerecht  von  den  Herzogen  zu  erlangen,  unter  anderen  waren  der- 
artige Magazine  eingerichtet:  seit  1332  in  München  und  Neuburg,  seit  1340  in 
Oetting,  1359  in  Traunstein  und  seit  dem  Jahre  1363  in  Neustadt^).  Wie  nicht 
anders  denkbar,  benutzten  diese  Städte  die  ihnen  gebotene  Gelegenheit  dazu, 
um  beträchtlichen  Gewinn  aus  dem  Salzverkauf  zu  ziehen. 

Wenn  schon  die  Herzoge  den  Salzhandel  nicht  in  eigene  Regie  zu  nehmen 
wünschten  und  auch  auf  den  Besitz  von  Salzpfannen  wenig  Wert  legten,  so 
behaupteten  sie  doch  auch  in  diesen  Zeiten  das  Recht  der  Oberaufsicht  über 


I)  Fischer,  Fr.  Chr.  J,,  Geschichte  des  teatsohen  Handels.    I.Teil,  S.  17. 

>)Flurl,  Matthias,  Aeltere  Geschichte  der  Saline  Reichenhall  etc.  Denk- 
sohriften  der  königl.  Akademie  der  Wissenschaften  zn  München  für  i809fio.  München 
1811,  S.  168. 

3)  Rosenthal,  Ed.,  sagt  in  seiner  Geschichte  der  Verwaltungsorganisation  .  .  . 
Bayerns,  Würzburg  1889,  8.  889 :  „Ursprünglich  verstand  man  wahrscheinlich  unter  bZoU'' 
die  Einfuhr-  und  unter  nMaut"  die  AusfnhrzOlle,  doch  ist  dieser  unterschied,  sofern  er  be- 
stand, seit  dem  16.  Jahrhundert  verschwunden." 

4)  Hüllmann,  K.  D.,  Deutsche  Finanzgeschichte  des  Mittelalters.  Berlin  1805, 
S.  236.  —  Fischer,  Geschichte  des  teutschen  Handels.  I.  Teil,  8.  ise.  —  Lori,  Johann 
Georg,  Sammlung  des  baierischen  Bergrechts.    München  1764,  §  lY. 

fi)  Lori,  a.  a.  0.,  S  Xlll. 
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das  gesamte  Salzwesen,  wie  folgende  Tatsachen  beweisen.  Eine  im  Jahre  1381 
erlassene  herzogliche  Verordnung  ^)  schreibt  den  Reichenhaller  Pfannenbegüterten 
ganz  bestimmte  Verkaufspreise  vor:  7  Wiener  Pfennig  für  das  Fuder  weiches, 
8  für  hartes  Salz.  Im  Jahre  1492  bewilligte  Herzog  Georg  den  Pfännem  einen 
Preisaufschlag*).  Obwohl  zu  jener  Zeit  die  Mehrzahl  der  Salzpfannen  nicht 
Eigentum  der  Herzoge  war,  hielten  diese  Fürsten  dennoch  die  Salzproduktion 
fOr  einen  Gegenstand  von  solch  allgemeiner  Bedeutung,  dass  Herzog  Heinrich 
der  Reiche  im  Jahre  1452  dem  Reichenhaller  Sudwerk  eine  ausführliche  Sud- 
ordnung  gab'),  welche  bereits  1509  redigiert  werden  musste').  Dieselbe  gibt 
über  die  BeschaflPenheit  der  damals  erhobenen  Abgaben  wenigstens  einigen  Auf- 
schlnss.  Jeder  Wagen  oder  Karren,  welcher  bei  der  Reichenhaller  Saline  Salz 
geladen  hatte,  erhielt  am  Zollhaus  einen  gesiegelten  Zettel,  auf  welchem  die 
verladene  Salzmenge  g^au  angegeben  war.  Diese  zollamtliche  Bezettelung 
diente  bei  den  herzoglichen  Zollstätten,  welche  der  Wagen  dann  auf  der  .oberen*^ 
oder  ^unteren  Salzstrasse'  berührte,  der  Zollberechnung  zur  Grundlage.  Eine 
solche  Abgabe  wurde  schon  an  den  Toren  Reichenhalls  erhoben,  üeber  die 
Zolleinkünfte  hatten  die  Zollämter  genau  Buch  zu  führen  und  Jahresrechnung 
zu  stellen,  um  es  zu  wiederholen :  charakteristisch  für  diese  erste  Periode  der 
Salzbesteuerung  in  Bayern  ist  sonach  das  Fehlen  sowohl  eines  streng  durch- 
geführten Produktionsmonopols  als  auch  eines  staatlichen  Handelsmonopols. 
Die  Herzoge  begnügten  sich  mit  den  Erträgen  der  Zolle  und  den  Zinsungen  der 
Pfannenbegüterten. 

Wie  bereits  erwähnt,  stand  dem  Erzbistum  Salzburg  für  das  in  Hallein 
erzeugte  Salz  nur  die  eine  Ausfuhrstrasse  offen,  welche  nach  Norden,  nach  dem 
Herzogtum  Bayern  führte.  Die  gebirgige  Beschaffenheit  des  Landes  hatte  zur 
Folge,  dass  sogar  das  zur  Ausfuhr  nach  Oesterreich  bestimmte  Salz  durch 
bayerisches  Gebiet  gebracht  werden  musste.  Die  Herzoge,  welche  üeberfluss 
an  eigenem  Salze  hatten,  waren  durchaus  nicht  gewillt,  ihre  Grenzen  dem  Kon- 
kurrenten ohne  entsprechende  finanzielle  Gegenleistungen  zu  Öfinen,  während 
anderseits  die  ErzbischOfe  diese  letzteren  naturgemäss  auf  ein  Mindestmass 
beachränkt  wissen  wollten,  weil  jede  Konzession  an  Bayern  eine  Einbusse  für 
Salzburg  bedeutete.  Die  Frage  war  für  beide  Parteien  von  der  grOssten  Wich- 
tigkeit; und  es  erklären  sich  hieraus  die  lebhaften  und  langwierigen  Streitig- 
keiten zur  Grenüge,  welche  zwischen  Bayern  und  Salzburg  entbrannten.  Zeitweise 
sachten  sich  die  Herzoge  dadurch  zu  helfen,  dass  sie  die  Einfuhr  des  Halleiher 
Salzes  gänzlich  untersagten,  wie  z.  B.  in  den  Jahren  1337,  1341  und  1346'). 
Späterhin  nahmen  sie  das  Einfuhrverbot  jedo<di  wieder  zurück  und  gestatteten 
aufs  neue  die  Durchfuhr  Ton  Halleiner  Salz  auf  genau  bestimmten  Wasser-  und 
lAndstraasen,  allerdings  unter  dem  ausdrücklichen  Vorbehalt,  dass,  abgesehen 
TOD  einigen  Grebirgsdistrikten,  Handel  mit  solchem  Salze  im  Herzogtum  nicht 
getrieben  werden  durfte").  Während  Bayern  ursprünglich  nur  gewisse  Hoheits- 


J)  Lori,  a.  a.  0.,  9  XIII. 
2)Lori,  a.  a.  0.,  |  XXII. 
»)Lori,  a.  a.  0.,  §  XXII. 
«)  Lori,  a.  a.  0.,  H  XXX  B,  XCVIII,  XLVIIT. 
6)  Lori,  a.  a.  0.,  »XIII. 
»)Lori,  a.  a.  0.,  f  XXJ\. 
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rechte  über  den  Vertrieb  des  Salzburger  Salzes  innerhalb  der  Grenzen  des 
Herzogtums  beanspruchte,  schien  es  den  Herzogen  späterhin  vorteilhafter  zu 
sein,  dieses  Salz  bei  der  Saline  zu  Hallein  zu  übernehmen  und  auf  eigene  Rech- 
nung zu  verkaufen,  indem  sie  es  auf  sog.  Freischiffen  nach  Oesterreich  brachten. 
Der  Gewinn,  welchen  dieser  Zwischenhandel  abwarf,  war  so  reichlich,  dass  sich 
die  Erzbischöfe  von  Salzburg,  die  sich  vorher  wenig  um  die  Preisstellung  des 
Halleiner  Salzes  gekümmert  hatten,  im  Jahre  1458  ^)  und  1486  ^)  von  dem  Kaiser 
Friedrich  III.  das  Privileg  erwirkten,  von  jedem  aus-  oder  durchgeführten  Fuder^) 
Salz  einen  Zoll  von  1  Kreuzer  oder  4  Weisspfennig  erheben  zu  dürfen.  Der 
Ausfuhrzoll  traf  das  Halleiner,  der  Durchfuhrzoll  das  Berchtesgadener  Salz. 
Dieses  Vorgehen  Salzburgs  war  vom  staatsrechtlichen  Standpunkte  aus  nicht 
anzufechten,  aber  es  musste  die  Salzpreise  in  die  Höhe  treiben  und  den  Ge- 
winn Bayerns  am  Zwischenhandel  in  der  empfindlichsten  Weise  schmälern. 
Bayerns  Einspruch  Hess  denn  auch  nicht  lange  auf  sich  warten  und  man  einigt« 
sich  im  Jahre  1488  auf  dem  Tage  zu  Braunau  zu  einem  Vergleich  ^).  Bald  kam 
es  jedoch  zu  neuen  Misshelligkeiten  und  die  Streitigkeiten  dauerten  in  solcher  Art 
bis  zum  Jahre  1589  an,  in  dem  sich  am  19.  Dezember^)  Herzog  und  Erzbischof 
dahin  einigten,  dass  die  Aufschläge,  d.  h.  die  Preiserhöhungen  oder  Steuer- 
beträge .bei  der  Würzen  zur  Halbscheid "  geteilt  werden  sollten.  Man  hatte 
sich  mit  anderen  Worten  dahin  vertragen,  dass  die  Preisaufschläge  auf  das  in 
den  Halleiner  Pfannen  gekochte  Salz,  nicht  aber  auch  die  Aufschläge  auf  das 
bayerische  Salz,  jeder  der  beiden  Parteien  zur  Hälfte  zufallen  sollten.  Nach- 
dem im  Jahre  1594^)  ein  zweiter  Vertrag  abgeschlossen  worden  war,  kam  am 
22.  Dezember  1611')  eine  neue  Uebereinkunft  zu  stände,  deren  Festsetzungen 
bis  zu  Anfang  des  19.  Jahrhunderts  in  Geltung  blieben.  Hiernach  verblieb  die 
Wegfuhr  des  Halleiner  Salzes  zu  Wasser  bei  Bayern,  während  der  Landbandel 
dem  Erzbistum  unbehindert  zugesprochen  wurde.  Bayern  verpflichtete  sich, 
mindestens  1100  «Pfund'  Salz  jährlich  aus  Hallein  zu  beziehen  und,  solange 
die  Salzburger  Werke  die  Nachfrage  zu  befriedigen  im  stände  wären,  bei  unzu- 
länglicher eigener  Produktion  nur  Halleiner  Salz  einzuführen.  Der  Salzpreis 
sollte  künftig  nur  unter  der  Voraussetzung  der  beiderseitigen  Zustimmung  erhöht 
werden  und  auch  dann  nur,  wenn  eine  Schädigung  des  Salzhandels  durch  die 
Preissteigerung  nicht  zu  erwarten  war.  Durch  diese  Vereinbarungen  wurde  der 
alte  Streit  in  einer  Weise  beendigt,  dass  keiner  von  beiden  Teilen  von  einem 
Siege  reden  konnte.  Bayern  hatte  seine  ursprünglich  sehr  weitgehenden  For- 
derungen  ganz   beträchtlich   herabsetzen   müssen   und  Salzburg   war  zu  Kon- 


1)  Lorl,  a.  a.  0.,  9  XXV. 

«)  Lori,  a.  a.  0.,  i  XXV  (i486).  Auch:  Historisch-statistisches  Archiv  flkr  Süd- 
deutschland.   Frankfurt  und  Leipzig  1807,  S.  82  (i486). 

3)Fim.i^  Matthias,  a.  a.  0.:  Ein  Fuder  war  nein  Salzstock  von  der  Gestalt 
eines  abgestumpften  Kegels**. 

*)  Lori,  a.  a.  0.,  |  XXIV. 

>)Lori,  a.  a.  0.,  |  XLIII.  Auch:  Freyberg,  Max,  Freih.  v.,  Geschichte  der 
bayrischen  Gesetzgebung  und  Staatsverwaltung  seit  Maximilian  I.  Leipzig  1836.  II.  Bd . 
I.  Buch,  S.  267. 

^)  Lori,  a.  a.  O.,  I  XLIV.  Auch:  Hazzi,  Joseph,  Statistische  Aufschlftsse  über 
das  Herzogtum  Bayern.    Nürnberg  180S.    IIL  Bd.,  I.  Abt.,  S.  1009. 

7)  Lori,  a.  a.  0.,  §  LIX.  —  Freyberg,  a.  a.  0. 
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Zessionen  an  seinen  Konkurrenten  genötigt  worden.  Bayern  zog,  wie  sp&ter  za 
zeigen,  grossen  Gewinn  aus  dem  Zwischenhandel  mit  Halleiner  Salz.  Anfänglich 
ging  dasselbe,  wie  erwähnt,  fast  ausschliesslich  nach  Oesterreich.  Als  jedoch 
diese  Einfuhr  im  Jahre  1706 ')  .bei  Leib  und  Lebensstraf '  in  den  habsburgischen 
Gebieten  untersagt  wurde,  musste  Bayern  suchen,  das  von  Salzburg  übernommene 
Salz  anderweitig  unterzubringen. 

Geringere  Mühe  kostete  es  die  Herzoge,  den  Vertrieb  des  Berchtesgadener 
Salzes  an  sich  zu  bringen.  Die  Propstei  Berchtesgaden  hatte  das  Salzwerk  zu 
Schellenberg  lange  Zeit  an  das  Erzbistum  Salzburg  verpfändet.  Die  Pfand- 
schaft lief  im  Jahre  1555  ab.  Um  das  Jahr  1550  wurde  eine  zweite  Saline  in 
Fraunreuth  errichtet.  Kurz  hiemach,  in  den  Jahren  1555  und  1564  %  kamen  die 
Propstei  und  das  Herzogtum  dahin  überein,  dass  alles  in  Berchtesgaden  erzeugte 
Salz  durch  den  Hallthumpass  nach  Bayern  gebracht  und  zu  bestimmten  Preisen 
von  diesem  übernommen  werden  sollte.  Bayern  machte  sich  verbindlich,  die 
Salzgerechtsame  Berchtesgadens  gegen  üebergriffe  des  Erzbistums  Salzburg  zu 
schützen. 

Den  Vertrieb  und  die  Regie  des  ursprünglich  bayrischen,  also  in  Traun- 
stein  und  Reichenhall  gewonnenen  Salzes  nannte  man  das  , reiche'  Salzwesen, 
während  im  Gegensatz  hierzu  der  Handel  mit  dem  aus  Hallein  sowie  aus 
Schellenberg  und  Fraunreuth  eingeführten  Salze  als  das  ,arme*  Salzwesen  ge- 
kennzeichnet wurde. 

Eine  vollständige  Umwälzung  erfuhr  die  Besteuerung  des  Salzes  in  Bayern 
im  1.  und  2.  Jahrzehnt  des  17.  Jahrhunderts,  nachdem  der  ebenso  begabte 
wie  tatkräftige  Herzog  Maximilian  I.  die  Zügel  der  Regierung  ergriffen  hatte. 
Dieser  ehrgeizige  Fürst  bedurfte  zur  Verwirklichung  seiner  hochfliegenden  Pläne 
in  erster  Linie  Geld  und  der  Salzhandel  schien  ihm  ein  besonders  geeignetes 
Mittel  zur  Aufbesserung  des  staatlichen  Einkommens.  Er  ging  durchaus  syste- 
matisch zu  Werke  und  brachte  zunächst  wieder  sämtliche  Reichenhaller  Pfannen 
in  die  Hände  des  herzoglichen  Hauses.  Dann  Hess  er  im  Jahre  1616  durch 
Reiffenstuhl  die  berühmte  Solleitung  von  Reichenhall  nach  Traunstein  legen, 
um  eine  bessere  und  billigere  Verarbeitung  der  Sole  zu  ermöglichen ').  Er  muss 
als  der  Schöpfer  des  bayrischen  Produktionsmonopols  bezeichnet  werden,  weil 
unter  seiner  Regierung  sämtliche  Salzwerke  in  Staatseigentum  umgewandelt 
wurden  und  weil  im  Gegensatze  zu  früher  geübter  Praxis  seine  Nachfolger, 
beeinflusst  von  seinen  GrundEAtzen,  niemals  wieder  ein  Salzwerk  in  Privatbesitz 
kommen  Hessen.  Dieselbe  Sorgfalt  wandte  er  dem  Salzhandel  zu.  Während 
vorher  gewisse  Städte  mit  dem  Rechte,  Niederlagen  zu  unterhalten  und  mit 
Salz  Handel  zu  treiben,  belehnt  gewesen  waren,  zog  Maximilian  I.  beides  wieder 
,zur  Kammer*,  d.  h.  er  beanspruchte  das  Vorrecht,  innerhalb  der  Landes- 
grenzen allein  mit  SaJz  handeln  zu  dürfen.  Nachdem  er  die  Städte  für  ihre 
Verluste  entschädigt  hatte,  fOhrte  er  das  Salzhandelsmonopol  im  Lande  ein. 
Koch-Sternfeld  gibt  an,  dass  im  Jahre  1608  der  Salzhandel  von  den  Lege- 


I)  Lori,  a.  a.  C,  8  LVI. 

^Lori,  a.  a.  C,  S  XXXXI.    Auch  Koch-Sternfeld,  a.  a.  0.,  S.  80. 
^v.  Kreitmayr,  Gmndriss  des  deutschen  Staatsrechts.    IIT.  Teil:  Basrrisches 
Staatsrecht.    München  1770,  g  170,  S.  368. 
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Städten  Übernommen  worden  sei ').    Ans  anderen  Nachrichten  geht  jedoch  her- 
vor, dass  diese  Ablösung  längere  Zeit  in  Anspruch  genommen  hat'). 

Spätere  Zeiten  haben  an  den  von  Maximilian  ins  Leben  gerufenen  Ein- 
richtungen nur  unwesentliche  Einzelheiten  geändert.  In  seinen  Grundzügen 
blieb  das  System  der  Salzbesteuerung  Maximilians  bis  zum  Aufgehen  der 
bayrischen  Salzregie  in  die  allgemeine  deutsche  Salzsteuer  der  Jetztzeit  be- 
stehen und  es  beruhte  auf  einer  Kombination  von  Handels-  und  Produktions- 
monopoL    Das  bayrische  Salzmonopol  war  ein  , volles'  Monopol. 

Was  die  finanziellen  Erfolge  der  Reformen  Maximilians  anlangt,  so  wird 
er  nicht  unzufrieden  mit  denselben  gewesen  sein.  Denn  die  Einnahmen  aas 
dem  .Salzwesen'  betrugen  für  jedes  Jahr  des  Zeitraumes  von  1612—50: 
100,000  fl.  vom  Salzaufschlag  und  50,000  fl.  .Eammergutsbesserung' ').  Dass 
auch  die  Schattenseiten  nicht  fehlten,  geht  daraus  hervor,  dass,  wie  bei  solchen 
Neuerungen  in  der  Regel,  bald  lebhafte  Klagen  über  ein  übermässiges  Steigen 
der  Salzpreise  im  Lande  laut  wurden.  Die  Landschaftsverordneten  maditen 
sich  1652  und  1660  zu  Sprechern  der  unzufriedenen,  ohne  indessen  eine  Herab- 
setzung der  Salzpreise  beim  Kurfürsten  durchsetzen  zu  kOnnen^). 

Eine  weitere  ärgerliche  Folge  der  Preissteigerung  war  ein  lebhaftes  Auf- 
blühen des  Schleichhandels  mit  fremdem  Salze.  Während  die  Regierung  in 
früheren  Jahren  nur  einmal,  1602^),  Veranlassung  gefunden  hatte,  diesem  Un- 
wesen entgegenzutreten,  sah  sie  sich  nunmehr  gezwungen,  nachdrücklichere 
Massregeln  gegen  das  Einbringen  fremden  Salzes  zu  ergreifen.  Dahin  zielende 
Verordnungen  folgten  einander  in  rascher  Reihenfolge  in  den  Jahren  1648, 
1651,  1652,  1658,  1661  und  1676*)  und  befassten  sich  zumeist  mit  den  Defrau- 
dationen der  Salzfuhrleute.  Schon  aus  der  stattlichen  Anzahl  dieser  Mandate 
kann  darauf  geschlossen  werden,  dass  das  üebel  so  leicht  nicht  auszurotten 
war  und  auch  späterhin  allen  Verboten  zum  Trotz  noch  weiterblühte.  Beson- 
dere Verordnungen  ergingen  gegen  die  Einfuhr  des  Halleiner  Salzes,  welches 
nur  nach  Ried  und  Braunau  gebracht  werden  durfte.  Die  in  den  Jahren  1678 
und  1680  angeordneten  Massnahmen  ^  konnten  jedoch  so  lange  nicht  mit  dem 
erforderlichen  Nachdrucke  durchgeführt  werden,  als  der  Verkauf  der  Fraun- 
reuther  (Berchtesgadener)  Fuderstöcke,  die  in  ihrer  Form  den  in  Hallein  hei^ 
gestellten  sehr  ähnlich  sahen,  nicht  verboten  wurde,  was  denn  auch  geschah. 
Als  nun  die  Salzschmuggler  den  naheliegenden  Ausweg  benutzten  und  nur  zer- 
schlagene Fuderstöcke  mitführten,  musste  durch  ein  neues  Mandat  vom  18.  Oktober 
1681  ^)  bestimmt  werden,  dass  Salz  nur  in  ganzen,  nnzerkleinerten  Fuderstöcken 
transportiert  werden  dürfe.  In  dieser  Weise  dauerte  der  Kampf  zwischen 
den  Salzschmugglem  und  der  öffentlichen  Gewalt  fort,  unentschieden,  wie  sich 


1)  Koch-Sternfeld,  a.  a.  0.,  S.  206. 
1)  Freyberg,  a.  a.  0.,  U.  Bd.,  I.  Buch,  Kapitel  IV,  §  41. 

3)  Hoffmann,  L.,  aesohichte  der  direkten  Steuern  in  Bayern  vom  Ende  des  18.  bi:» 
zum  Beginn  des  lo.  Jahrhunderts.    SchmoUers  Forschungen.   IV.  Bd.,  1888,  Y.  Heft,  8.  77. 
*)  Freyberg,  a.  a.  0.,  Kapitel  IV,  §  41. 
B)  Daselbst,  §  40. 
6)  Daselbst,  §  40  u.  41. 
T)  Daselbst,  §  41. 
»)  Daselbst,  §  41. 
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aos  der  Wiederholung  der  erwähnten  Verbote  in  den  Jahren  1698  and  1706 
ergibt»). 

Die  erfolgreiche  Bekämpfung  dieser  Salzdefraudationen  wurde  überdies 
durch  die  Wirren  des  spanischen  Erbfolgekrieges  (1701 — 14)  ganz  erheblich 
erschwert  Eine  weitere  Folge  dieses  für  Bayern  so  verhängnisvollen  Ereignisses 
war  der  Preisaufschlag,  welcher  im  Jahre  1705^  zur  Bestreitung  der  erhöhten 
Staatsausgaben  von  dem  im  Kurfürstentum  verkauften  Reichenhaller  Salze  er- 
hoben wurde.  Endlich  brachte  dieser  Krieg  der  in  absolutistischen  Grundsätzen 
befangenen  Regierung  die  unliebsame  üeberraschnng,  dass  die  Landschaftever- 
ordneten,  welche  während  der  Besetzung  des  Landes  durch  die  Oesterreicher 
und  der  damit  zusammenhängenden  Abwesenheit  des  Kurfürsten  die  Verwaltung 
der  Finanzen  Überhaupt  und  der  Salzregie  im  besonderen  übernommen  hatten, 
auch  nach  Wiederkehr  geordneter  Zustönde  ein  landständisches  BewiUigungs- 
redit  für  die  Salzaufschläge,  d.  h.  für  die  Erhöhung  der  im  Monopolgewinne 
▼ersteckten  Salzsteuer,  in  Anspruch  nahmen').  Sie  beschwerten  sich  im  Jahre 
1728  lebhaft  darüber,  dass  neben  den  von  ihnen  bewilligten  Auflagen  auch  ein 
neuer  Salzaufschlag  ohne  ihre  Zustimmung  von  der  Regierung  erhoben  worden 
sei.  Die  grösste  Wahrscheinlichkeit  spricht  dafür,  dass  es  den  Landständen 
nicht  g^ang,  mit  Forderungen  solcher  Art  im  vorliegenden  Falle  durchzudringen, 
geschweige  denn,  denselben  dauernde  Geltung  zu  verschaffen. 

Im  Jahre  1758  erhob  übrigens  das  Erzbistum  Salzburg  Anspruch  auf 
einen  Teil  des  Ertrages  dieser  Aufschläge,  der  sog.  Landkollekte,  ohne  jedoch 
bei  Bayern  Entgegenkommen  zu  finden,  da  nach  Massgabe  der  oben  erwähnten 
Verträge  zwar  die  Aufschläge  auf  das  Halleiner  Salz,  nicht  aber  auch  die  auf 
das  Reichenhaller  Salz  gelegten  Preiserhöhungen  zwischen  beiden  Staaten  ge- 
teilt werden  sollten'). 

Allen  diesen  Staat8vert]:ägen  wurde  ein  Ende  bereitet  durch  die  politi- 
schen Umwälzungen,  welche  dem  19.  Jahrhundert  vorausgingen  und  dasselbe 
einleiteten.  Nachdem  noch  KurfQrst  Karl  Theodor  im  Jahre  1795^)  mit  der 
Propstei  Berchtesgaden  einen  Vertrag  abgeschlossen  hatte,  dem  zufolge  das 
Stift  auf  ewige  Zeiten  Salzerzeugung  und  Salzhandel  an  Bayern  gegen  eine 
jährliche  Entschädigung  von  50,000  fl.  und  einen  Zuschlag  von  je  20  fl.  für 
jedes  über  die  als  Mindestproduktion  vereinbarten  215,000  Ztr.  noch  weiter 
erzeugte  Hundert  Zentner  Salz  abtrat,  und  nachdem  dieser  Vertrag  trotz  der 
Klausel  der  .Ewigkeit'  schon  im  Jahre  1800*)  von  der  Propstei  wieder  ge- 
kündigt worden  war,  fiel  das  Stift  1802  an  Salzburg,  1805  mit  Salzburg  vereint 
an  Oesterreich  und  1810  an  Bayern,  welches  jedoch  nach  dem  Münchner 
Vertrag  (vom  14.  April  1816)  nur  Berchtesgaden  behielt,  während  es  Salzburg 
an  Oesterreich  zurückgeben  musste.  Hiermit  waren  alle  jene  zwischen  Bayern, 
Berchtesgaden  und  Salzburg  abgeschlossenen  Verträge  erloschen. 


I)  Freyberg,  a.  a.  0.,  §  41. 
S)  Daselbst,  i  4i. 
>)  H  0  f  f  m  a  n  n ,  a.  a.  0.,  S.  U6. 
*)  Lori,  a.  a   0.,  §  LIX. 

&)Hazzi,  Joseph,  Statistische  Aafschlflsse über  das  Herzogtum  Bayern.  Nttm- 
Wg  1803.    m.  Bd.,  I,  Abt.,  S.  1044. 

•)  Koch- Stern  fei  d,  a.  a.  0.,  8.80  ff. 
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Die  Einnahmen  aus  dem  gesamten  Salzwesen,  die  z.  B.  fftr  die  Jahre 
1724  und  1725  noch  auf  etwa  500,000  fl.  berechnet  wurden'),  waren  zu  Ende 
des  18.  Jahrhunderts  sehr  angewachsen,  üeber  diese  Einnahmen  macht  Erenner 
folgende  Mitteilungen*). 

I.  Gewinn  Bayerns  aus  dem  Halleiner  Salzhandel  und  an  dem  zu  Wasser 
ausgeführten  Berchtesgadener  Salze. 
Derselbe  betrug  im  Jahre 

1777      94,703  fl.  54«/4  kr. 

1792    838,964  ,   33Vt    . 

1798  866,888  ,   52  V«    . 

1799  363,967   ,   49 

1800  444,618  ,   18  V)    * 

IL  Reichenhaller  und  Traunsteiner  Salzgef&lle,  einschliesslich  des  Ge- 
winnes, welchen  der  Vertrieb  des  zu  Lande  ausgeführten  Berchtesgadener  Salzes 
abwarf. 

Derselbe  betrug  im  Jahre 

1777    809,245  fl.    8V«  kr. 
1792    868,457   .  19%    . 

1798  562,894  ,   56V4    , 

1799  208,814  ,     8Vt    « 

1800  403,671   ,  25  V«    . 

III.  Ausser  diesen  Einkünften  stellte  das  Staatsbudget  noch  die  ,Salz- 

profltgelder'  aus  dem  Herzogtum  Neuburg  besonders  in  Einnahme  und  zwar 
im  Jahre 

1777  mit     —     fl.  —    kr. 

1792     ,     6,280  ,  3V4    , 

1798  ,     6,439   ,  497*    , 

1799  ,     5,210   ,  21V«    , 

1800  „    2,188  ,  29»A    , 

Die  Salzpreise  standen  auf  den  einzelnen  Salzniederlagen  verschieden 
hoch,  wechselten  je  nach  der  Art  des  Salzes  und  blieben  während  dieser  be- 
wegten Zeiten  selbstverständlich  niemals  länger  auf  gleicher  Hohe  stehen.  Es 
kostete  z.  B.'): 

A.  von  Reichem  oder  Reichenhall-Traunsteiner  Salz 
1.  der  Zentner  offenen  Salzes  in 

Reichenhall   im  Jahre  1802  2  fl.  30  kr.,  1804  2  fl.  30  kr. 
Traunstein       ,       „         «      8   ,   20    ,        >      3   ,     6    , 


1)  Hoff  mann,  a.  a.  0.,  S.  184  u.  ISB. 

«)  y.  Krenner,  Frz.,  Baierischer  Finanzzostand  in  den  Jahren  1777  etc.  Mttnchen 
1808,  S.  88,  40,  46. 

3)  Churbaierisches  Regierangsblatt.  München  1802,  S.  191.  —  Koch-Stern  fei  d, 
a.  a.  0.,  S.  823.  —  Hazzi,  a.  a.  0.,  S.  1018  ff.  —  Historisch-statistisches  Archiv  f&r  Slld- 
deatschland.    II.  Bd.,  S.  181. 
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2.  der  Sack  zu  132  Pfd.  netto  in 
Wasserburg  im  Jahrfe  1802  5  fl.  13  kr.  und  1804  5  fl.  18  ki-. 
Rosenheim      ,       ,  ,      5  ,    13    ,       ,        ,     5   ,   13    , 

München         ,       ,         ,      5   ,   38    .       ,       .     5   ,  38    , 
Friedberg        ,       ,         ,6,—    ,       ,        ^6,—    , 

B.  von  Armem  oder  Halleiner  Salz  das  Fuder  in 
Burghausen  im  Jahre  1798    4  fl.    8  kr.  und  1801—04  4  fl.  17  kr. 


Oberberg  ,  ,  ^  _   ^  — 

Passau  ,  ,  ^  —   ,  — 

Vilshofen  ,  ,  ,  4   ,  32 

Landshut  „  ,  ,  4   ,  44 

Ingolstadt  ,  ,  ,  4  „  53 


4  ,  23 

4  .  29 

4  ,  21 

4  ,  53 

5  ,  2 


Bei  dem  Halleiner  Salze  hatte  Bayern  bei  einem  Durchschnittspreis  von 
4  fl.  45  kr.  pro  Fuderstock  einen  Gewinn  von  etwa  1  fl.  48  kr.  Es  profitierte 
dabei  etwa  das  Dreifache  der  Reineiniiahme,  die  Salzburg  an  dem  gleichen  Salz- 
quantum gut  machte  *).  um  auch  bei  den  unter  Ziff.  A  angeführten  Verkaufspreisen 
den  Monopolgewinn  oder,  was  hiermit  gleichbedeutend,  den  Steuerbetrag  aus- 
scheiden zu  können,  müsste  zunächst  der  auf  einen  Zentner  entfallende  Prozent- 
satz an  Unkosten  für  Produktion,  Verzinsung  der  Anlage-  und  Betriebskapitalien 
und  Regieverwaltung  im  weitesten  Sinne  des  Wortes  bekannt  sein.  Dann  würden 
noch  die  Transportkosten  eines  Zentners  für  Verschickung  von  der  Saline  bis 
zn  dem  betreffenden  Salzmagazin  zu  ermitteln  sein.  Da  nun  keine  zuverlässigen 
Angaben  über  diesen  Aufwand  voriiegen,  wohl  auch  niemals  veröffentlicht  worden 
sind,  hält  es  schwer,  auch  nur  zu  einem  einigermassen  befriedigenden  Resultate 
zu  kommen.  Da  insbesondere  über  den  Transportkostenbetrag  sichere  Daten 
fehlen,  lässt  sich  der  Steuerbetrag  nur  bei  den  in  Reichenhall  und  Traunstein 
gezahlten  Salzpreisen,  und  auch  hier  nur  annähernd,  dadurch  feststellen,  dass 
man  von  diesen  Preisen  die  von  Hazzi*)  für  frühere  Jahre  auf  57  kr.  3  hlr., 
für  die  Zeit  nach  1784  auf  nur  487»  kr.  und  fAr  die  Jahre  nach  Beginn  der 
Revolutionskriege  auf  1  fl.  25  kr.  berechneten  Produktionskosten  in  Abzug  bringt. 
Die  Kosten  des  gesamten  Verwaltungsapparates  wären  hierbei  noch  nicht  berück- 
sichtigt worden. 

Das  19.  Jahrhundert  änderte  an  den  Grundlagen  der  bayrischen  Salz- 
besteuerung nichts  mehr.  Reformen  von  wesentlicher  Bedeutung  sind  nur  ver- 
einzelt eingeführt  worden.    Die  Salzregie  war  folgendermassen  geordnet. 

Die  Oberaufsicht  über  Salzproduktion  und  Salzhandel  stand  nach  einem 
Dekrete  vom  8.  Februar  1807 ')  der  ,  General  administration  der  Salinen"  zu,  die 
ihrerseits  wiederum  dem  Geheimen  Finanzministerium  unterstellt  war.  Zu  dem 
fiesBort  der  Administration  gehörte  die  Beaufsichtigung  der  Hauptsalzämter  und 
Salzämter.  Sämtliche  Einnahmen  aus  der  Salzregie  flössen  in  der  Salinenkasse 
zusammen  und  wurden  von  dieser  an  die  Zentralstaatskasse  abgeliefert.    Im 


1)  Historisch-statistisches  Archiv,  S.  I8I. 
*)  Hazzi,  Joseph,  a.  a.  0.,  8. 1011. 

S)  Handbuch    der    Staatsverfassung    und    -Verwaltung    des    Königreichs    Baiem. 
München  I810,  II.  Bd.,  8.  144. 
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Jahre  1820 ')  fand  eise  Organisationsverändemng  insofern  statt,  als  die  General- 
adminifitration  der  Salinen  mit  deijenigen  der  Bergwerke  zn  einer  ,  General- 
bergwerk-, Salinen-  und  Münzadministration*  vereinigt  wurde,  ans  welcher 
Behörde  indessen  schon  1828  die  Verwaltung  des  Münzwesens  wieder  ausschied., 
so  dass  von  da  an  alle  Salzangelegenheiten  unter  den  Geschäftsbereich  der  dem 
Finanzministerium  untergeordneten  .Generalbergwerk-  und  Salinenadministration ** 
fielen.  Bei  der  Administration  bestand  eine  Salinenhauptbuchhaltung  und  eine 
Bergwerks-  und  Salinenhauptkasse.  Ihre  Aufgabe  war  die  obere  Leitung  der 
Salinenverwaltung,  der  Salzbergverwaltung  und  die  Beaufsichtigung  der  Salz- 
ämter«). 

Dieser  Salzmagazine  gab  es  in  Bayern  um  die  Mitte  des  19.  Jahrhunderts 
die  folgenden.  Bei  den  sieben  Landessalinen  Berchtesgaden,  Reichenhall,  Traun- 
stein,  Rosenheim,  Kissingen,  Orb  und  Dürkheim,  welche  ausnahmslos  Eigentum 
des  Staates  waren,  befanden  sich  sieben  Hauptsalzämter.  Die  vier  erstgenannten 
Salzwerke  liegen  im  Alpengebiete,  Kissingen  und  Orb  in  Franken  und  Dürk- 
heim in  der  Rheinpfalz,  eine  geographische  Verteilung,  wie  sie  ungünstiger 
kaum  gedacht  werden  kann,  weil  alle  diese  Salzfundstätten  hart  an  der  Landes- 
grenze  lagen,  während  die  breite  Mittelfläche  des  Staates  von  Salinen  voll- 
kommen entblösst  war.  Neben  diesen  sieben  Hauptmagazinen  bestanden  noch 
72  Salzämter  und  Faktoreien  im  Lande,  welche,  ganz  im  Gegensatze  zu  den 
ähnlichen  Einrichtungen  anderer  Bundesstaaten,  nicht  zur  Gleichstellung  der 
Salzpreise  im  Königreich,  sondern  lediglich  zur  Beseitigung  der  Privatspekulation, 
des  Salzschmuggels  und  des  lokalen  Salzmangels  dienten.  Da  bei  diesen  Aemtem 
verschieden  hohe  Preise  für  die  gleiche  Salzmenge  gefordert  wurden,  war  es 
unerlässlich,  für  jedes  Salzamt  einen  bestimmten  Bezirk  zu  bilden  und  die  Be- 
zirksiDsassen  dem  Amte  zuzuweisen,  was  natürlich  mit  Unbequemlichkeiten 
verbunden  und,  wie  alsbald  zu  zeigen,  überdies  nicht  konsequent  durchge- 
führt war. 

Von  diesen  Magazinen  bezogen  die  Salzkrämer  ihren  gesamten  Bedarf 
an  Salz.  Ursprünglich  wurde  ein  solches  Recht  zum  Detailverkanf  durch  be- 
sondere Konzession  verliehen.  Zwar  hatte  die  Regierung  schon  in  den  Jahren 
1807')  und  1808^)  die  Konzessionen  zu  beseitigen  versucht,  endgültig  aufge- 
hoben wurden  dieselben  jedoch  erst  durch  die  Verordnungen  vom  13.  Februar 
1829^)  und  vom  23.  Dezember  1832®).  Seit  diesen  Jahren  wurden  besondere 
Konzessionen  nicht  mehr  erteilt,  sondern  nach  Verständigung  mit  dem  betref- 
fenden Salzamte  unter  ausdrücklichem  Hinweis  auf  die  Widerruflichkeit  der 
Erlaubnis  einfache  polizeiliche  Genehmigungen  ausgegeben.  Die  Krämer  hatten 
selbstredend  nur  Regiesalz,  d.  h.  Salz,  welches  vom  Staate  im  Inlande  gewonnen 
oder   aus   benachbarten  Staaten  eingeführt  worden  war,   feil   zu   halten.    Die 


1)  Yerordnnng  vom  27.  September  1820. 

S)Seydel,Max,  Bayrisches  Staatsrecht.    Freibnrg  i.  B.  1889,  S.  44. 

>)  Yerordnnng  vom  16. September  1807.  Siehe  diese  in:  Döllinger,  6.,  Samm- 
lung der  im  Gebiete  der  inneren  Staatsverwaltang  des  Königreichs  Baiem  bestehenden 
Yerordnangen.    Manchen  1826  ff.,  XIY.  Bd.,  4.  Teil,  §  847. 

*)  Yerordnnng  vom  28.  Januar  1808.    Daselbst,  9  848. 

ft)  Daselbst,  |  866. 

«)  Daselbst,  I  867. 
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KleinTerkaufspreifie  sollten  sich  den  Niederlagepreisen  anschlieesen,  da  mehrere 
Yerftlgnxigen  (yom  26.  März  1822, 14.  Mai  1822,  21.  April  1823) ')  forderten,  dass 
nch  die  Salzkrämer  mit  einem  billigen  Yerkanfsgewinne  begnügen,  keinesfalls 
aber  mehr  als  2  Pf.  auf  den  Niederlagepreis  eines  Pfundes  aufschlagen  sollten. 
Bei  einem  Verkauf  in  grösseren  Quantitäten  hätten  sie  sich  mit  einem  ent- 
sprechend niedrigeren  Gewinne  zufrieden  zu  geben.  Würden  sie  diesen  Forde- 
rungen nicht  nachkommen,  dann  sollte  den  Salzfnhrleuten  erlaubt  werden,  das 
Salz  im  Hausierbetriebe  pfiindweis  zu  verkaufen.  Aufgabe  der  Polizeibehörden 
war  es,  die  Preisstellung  zu  überwachen  und  die  Kleinverkaufspreise  zeitweise 
zur  öffentlichen  Kenntnis  zu  bringen,  um  üebervorteilungen  der  Konsumenten 
zu  verhindern  und  weiteren  Missbräuchen  zu  begegnen,  hatte  der  Verkauf  von 
Salz  nach  der  Verordnung  vom  20.  Dezember  1821  *)  im  gössen  wie  im  kleinen 
nach  dem  Gewichte  zu  erfolgen.  Da  der  Staat  die  Fracht  nur  bis  zu  dem  Salz- 
amte übernahm,  während  alle  später  entstehenden  Unkosten  von  den  Händlern 
zu  bestreiten  waren,  so  bestand  der  Gewinn  dieser  Detailverschleisser  nicht  etwa 
in  der  Differenz  zwischen  Niederlage-  und  Krämerpreisen,  sondern  er  war  erheb- 
lich geringer.  Eine  besondere  staatliche  Vergütung  kam  den  Krämern,  im 
Gregensatz  zur  Salzregie  anderer  Bundesstaaten,  nicht  zu. 

Diesen  Krämern  scheint  die  Regierung  Bayerns  schon  frühzeitig  mit  einem 
gewissen  Misstrauen  gegenüber  gestanden  zu  haben.  AUem  Anscheine  nach 
war  sie  nicht  der  festen  Zuversicht,  dass  sich  die  Kleinverkäufer  nun  auch  in 
der  Tat  .mit  einem  billigen  Gewinne"  zufrieden  geben  würden.  Zahlreiche 
Erfahrungen  entgegengesetzter  Art  erforderten  bald  ein  Gegenmittel,  durch 
welches  übermässige  und  ungerechtfertigte  Preissteigerungen  der  Salzkrämer 
verhindert  werden  konnten.  Merkwürdigerweise  diente  der  Hausierhandel  mit 
Salz,  welchen  andere  Staaten  als  Hauptursache  des  Salzschmuggels  mit  allen 
Kräften  bekämpften,  der  Regierung  Bayerns  als  Mittel,  Privatspekulationen  mit 
Salz  unmöglich  zu  machen.  In  diesem  Sinne  hatte  schon  im  Jahre  1785^)  eine 
Verordnung  die  Einrichtuug  geschaffen,  dass  in  allen  Orten,  in  denen  Salz- 
kiämer  wohnten,  die  Salzfnhrleute  das  Salz  zwar  nur  in  Mindestmengen  von 
50  Pfd.  verkaufen  durften,  dass  jedoch  diese  Beschränkung  sofort  ausser  Kraft 
treten  sollte,  wenn  sich  die  Krämer  unbillige  Preissteigerungen  beim  Klein- 
verkauf zu  Schulden  kommen  Hessen.  Diese  Vorschriften  wurden  am  1.  No- 
vember 1809^)  auf  das  ganze  Land  ausgedehnt  und  den  Fuhrleuten  späterhin 
die  Verkaufsgrenze  von  50  auf  25  Pfd.  herabgesetzt.  Um  zu  verhüten,  dass 
dieee  hausierenden  Salzfuhrleute  fremdes  Salz  in  das  Land  einschleppten,  wurde 
ihnen  zur  Pflicht  gemacht,  beim  Betreten  einer  Ortschaft  der  Ortspolizeibehörde 
eine  amtliche  Bescheinigung  über  die  Herkunft  des  geladenen  Salzes  zur  Visie- 
nmg  vorzulegen.  Ob  aber  diese  Kontrolle  Defraudationen  wirklich  unmöglich 
machte,  darf  billig  bezweifelt  werden. 

Besonders  im  ersten  Jahrzehnt  des  vorigen  Jahrhunderts  stand  der  Salz- 
schmuggel, begünstigt  durch  die  unaufhörlichen  Kriegswirren,  in  schönster  Blüte, 


1)  Döllinger,  O.,  a.  a.  0.,  il  867,  868  a.  860. 
S)  Daselhst,  §  865. 

3)Döllinger,   G.,    Staatsverwaltung  von  Baiem.     München   1826.     XIII.  Bd., 
II.  Teil,  Nr.  4. 

«)D611inger,  O.,  Sammlung  etc.    XIV.  Bd.,  4.  Teil,  §  861. 
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sehr  zum  Schaden  der  bayrischen  Salzregie.  Um  dem  Unwesen  zu  steuern  und 
fühlbare  Einbussen  an  Regieeinnahmen  zu  verhüten,  wurde  das  Einbringen 
fremden  Salzes  in  das  Land  und  der  Handel  mit  solchem  mit  strengen  Strafen 
bedroht.  Nach  der  Zollordnung  vom  7.  Dezember  1804')  sollte  den  Zuwider- 
handelnden Wagen,  Pferd  und  Ladung  konfisziert  werden.  Während  eine  Ver- 
ordnung vom  Jahre  1806  diese  Strafbestimmung  erneuert  hatte'),  setzte  die  Eni- 
Schliessung  des  Landesherm  vom  22.  Juli  1819')  die  Strafe  auf  Konfiskation 
des  fremden  Salzes  und  Zahlung  einer  Geldstrafe  in  Höhe  des  Wertes  des  ein- 
geschmuggelten  Salzes  herab.  Die  Zollordnung  endlich  vom  15.  August  1828  *) 
änderte  auch  diese  Bestimmung  dahin  ab,  dass  im  ersten  Betretnngsfalle  5,  im 
zweiten  und  den  folgenden  dagegen  10  fl.  Strafe  für  jeden  Zentner  Salz  gezahlt 
werden  mussten. 

Die  Salzpreise,  welche  alljährlich  für  die  einzelnen  Salzämter  und  Fak- 
toreien amtlich  bekannt  gemacht  wurden,  blieben  verschieden.  So  kostete  z.  B. 
der  Zentner  Speisesalz  in 

Berchtesgaden  im  Jahre  1825/26  4  fl.  84  kr.  und  1829/30  4  fl.  36  kr. 

Reichenhall        „        „  „ 

Traunstein  »        »  n 

Rosenheim         »        n  » 

Orb  .        ,  , 

Burghausen  in  den  Jahren  1831- 

Passau  desgl. 

Regensburg 

Hof 

München  „ 

Bayreuth  , 

Augsburg 

Kempten  , 

Würzburg  „ 

Lindau  , 

Miltenberg  „ 

Interessant  ist  der  Einfluss  guter  und  billiger  Transportmittel,  der  sich 
in  vorstehender  ZusammensteUung  deutlich  zu  erkennen  gibt.  Wie  selbstver- 
ständlich, steigt  der  Preis  des  Salzes  im  allgemeinen  mit  der  Entfernung  der 
Niederlage  von  der  Saline.  Dagegen  stellte  er  sich  z.  B.  in  den  an  der  Wasser- 
strasse  der  Salzach  gelegenen  Städten  Passau  und  Burghausen  kaum  höher  als 
bei  den  oberbayrischen  Salzwerken.  Ebenso  kaufte  man  in  dem  an  der  Donau 
liegenden  Regensburg  ein  billigeres  Salz,  als  in  dem  den  ebengenannten  Salinen 
sehr  viel  näher  liegenden  München.  Sehr  teuer  war  das  in  Orb  gewonnene  Salz, 
ein  sprechender  Beweis  für  die  geringe  Rentabilität  dieses  Werkes  und  für  die 


4  .  46  .   , 

1» 

4  .  44  , 

4  ,  66  ,   , 

« 

4  ,  57  . 

5,7.. 

r 

5,9. 

6  ,  36  .   , 

n 

6  ,  85  ,  ») 

-37  5  fl.  —  kr. 

5  .  12  , 

5  .  46  . 

5  ,  50  . 

6,4. 

6  .  15  , 

6  .  18  , 

6  ,  29  . 

6  .  40  . 

6  ,  40  . 

6  .  40  ,  •). 

1)  Chnrbaierisches  Regierungsblatt.    Jahrg.  1805,  München,  S.  42. 

2)  DOllinger,  G. ,  Sammlung  etc.,  a.  a.  0.,  9  846. 

3)  Daselbst,  i  868. 
«)  Daselbst,  S  86S. 

*)  Koch-Sternfeld,  a.  a.  0.,  8.828. 
«)  Daselbst,  S.  838. 
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Opfer,  welche  man  die  Bewohner  mancher  Landesteile  einem  eben  nicht  voll- 
kommenen Steuersysteme  zu  bringen  zwang. 

Die  Regierung  hielt  sonach  an  dem  Grundsatze  fest,  dass  ein  im  ganzen 
Lande  gleicher  Salzpreis  nicht  anzustreben  sei.  Schon  bei  den  Salinen  gingen 
die  Preise,  den  verschiedenen  Produktionskosten  folgend,  auseinander  und  bei 
den  Salzämtem  musste  unter  dem  Einflüsse  des  Transportkostenaufwandes  diese 
Ungleichheit  noch  wachsen.  Wahrscheinlich  war  der  auf  alle  die  mannigfachen 
Unkosten  geschlagene  Monopolgewinn  und  Steuerbetrag  pro  Gewichtseinheit  bei 
jedem  Salzamt  annähernd  der  gleiche,  so  dass,  abgesehen  von  einigen  Grenz- 
bezirken, wo  Erwägungen  anderer  Art  massgebend  einwirkten,  im  ganzen  König- 
reich Gleichheit  der  Salzbesteuerung  durchgeführt  war.  Dieses  Verfahren  erfQUte 
somit  zwar  eine  der  wichtigsten  Grundforderungen  der  Finanzwissenschaft: 
gleichmässige  Verteilung  der  Steuerlast.  Aber  es  war  auf  der  anderen  Seite 
mit  so  zahlreichen  ünzuträglichkeiten  verbunden,  wie  Schwerfölligkeit  der  Ver- 
waltung, Bindung  der  Konsumenten  an  bestimmte  Magazine,  übermässige  Be- 
lastung ungünstig  gelegener  Landesteile,  dass  die  Nachteile  überwogen,  ganz 
abgesehen  von  der  weiteren  Frage,  ob  es  sich  überhaupt  der  Mühe  lohnt,  bei 
einer  Steuer,  welche  wie  die  Salzstener  sich  dem  Wesen  einer  Kopfsteuer  so 
sehr  nähert,  Gleichheit  der  Besteuerung  anzustreben. 

Die  Erträge,  welche  die  bayrische  Salzregie  abwarf,  waren  verhältnismässig 
nicht  sehr  hoch.    Rau  gibt  als  mittlere  Reinerträge  an'):  für  die  Jahre 
1819—25  je  2.163,798  fl., 
1826—28  ,  2,332,424  , 
1835—39   ,   2,447,800  , 
1838—41   „  2,262,156   ,    und 
1855—61   .  2,450,000  „ 
oder  49  Vo   der  Roheinnahmen  und  32,34  kr.   auf  den  Kopf  der  Bevölkerung. 
Rodhard*)    berechnete    die    Produktionskosten    eines    Zentners    Salz    auf 
1  fl.  25V«5  kr.   für   die  Jahre  1820—23  und    auf  1  fl.  24*/«»  kr,  für  das  Jahr 
1823/24.    Er  stellte  folgende  üebersicht  auf  (siehe  folgende  Seite). 

Die  ausführlichsten  hierher  gehörenden  Mitteilungen  macht  Thiel  au'). 
Nach  seiner  Berechnung  betrug  der  Verbrauch  pro  Kopf  der  Bevölkerung  im 
Jahre  1846:  19,2  Zollpfund,  eine  Menge,  welche  nur  noch  in  Baden,  Bremen 
und  Hamburg  höher  stand.  Wenn  man  sich  vergegenwärtigt,  dass  damals 
das  Salz  in  Baden  nur  massig,  in  Bremen  und  Hamburg  dagegen  gar  nicht 
besteuert  war,  so  wird  man  über  den  starken  Salzverbrauch  in  Bayern 
erstaunen  müssen,  zumal  der  Dnrchschnittskonsum  auf  den  Kopf  der  Be- 
völkerung Deutschlands  (ausschliesslich  Oesterreichs)  nur  16,9  Zollpfund  aus- 
machte. Da  nun  Bayern  nächst  Preussen  die  höchsten  Salzpreise  in  Deutsch- 
land hatte ,  so  liegt  die  Vermutung  nahe ,  dass  die  bayrische  Salzregie  an- 
nähernd gleiche  Erträge  wie  die  preussische  abgeworfen  hätte.  Dem  war 
jedoch  nicht  so.    Denn  während  Thiel  au  den  Durchschnittsertrag  aller  Salz- 


1)  Ean,  Dr.  K.  H.,  Gmnds&tze  der  Finanzwissenschaft.  lY.  Aufl.  Leipzig  und 
Heidelberg  1869  a.  1860.    I.  Bd.,  S.  249. 

>)  Eudhard,  Dr.  J.,  Zustand  des  Königreichs  Bayern.  Erlangen  1827.  Beil.  Nr. LI. 

^)v.  Thiel  au,  W.  E.  F.,  Gemeinschaftliche  Produktionssteuer  von  Salz  und 
Rabenznoker  in  Deutschland.    Braunschweig  1861,  S.  19  ff. 
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1819/20 

1 

1820/21 

1821/22 

1822/23 

fl. 

kr. 

fl. 

kr. 

fl. 

kr. 

fl. 

kr. 

Die    sämÜichen    Ein- 

sahmen  (inkl.  Neben- 

einnfthmen  und   Ge- 

fälle) betrogen     .     . 

4,485,028 

20 

4,335,127 

52 

4,570,743 

18 

4,264,156 

6 

Die    sämtlichen    Aus- 

gaben f&r  Erzeugung, 

Spedition ,     Verpak- 

kung ,     Verwaltung, 

Immobilien  etc.    .    . 

2,423,636 

51 

2,052,588 

15 

2,113,149 

19 

2,196,591 

50 

Reineinnahmen  bei  den 

Salinen 

2,061,391 

29 

2,282,539 

37 

2,457,593 

59 

2,067,564 

16 

steuern  auf  8,6  Sgr.  pro  Kopf  der  Bevölkerung  berechnete  und  in  Preussen  10.2, 
in  Württemberg  9,4,  in  Baden  sogar  12,7  Sgr.  Begiegewinn  auf  den  Einwohner 
entfielen,  sank  diese  Verhältniszahl  in  Bayern  auf  7,5  Sgr.  zurück.  Die  Pro- 
duktionskosten eines  Zollzentners  Salz  beliefen  sich  auf  1  Tlr.  8,9  Sgr.,  wozu 
noch  an  Fracht-,  Verpackung»-  und  allgemeinen  Regiekosten  14,2  Sgr,  kamen, 
so  dass  bei  einem  Durchschnittsverkaufspreis  von  3  Tlr.  5,3  Sgr.  für  jeden  in 
Bayern  verkauften  Zollzentner  Salz  1  Tlr.  12,2  Sgr.  an  Steuerbetrag  zu  ent- 
richten waren,  sofern  der  kaum  festzustellende  Salineng^winn  (Verzinsung  des 
Salinenkapitals)  ausser  Rechnung  gelassen  wird.  Dieses  Verhältnis  ist  im  Ver- 
gleiche zu  anderen  Staaten  insofern  ein  sehr  ungünstiges,  als  die  Produktions-, 
Verschickungs-  und  Verwaltungskosten  den  grösseren  Teil  der  Bruttoeinnahmen 
absorbierten  und  nur  der  kleinere  Teil  als  Betrag  der  Steuer  und  des  Salinen- 
gewinnes übrig  blieb.  In  anderen  Bundesstaaten  war  das  Verhältnis  grade  das 
umgekehrte  und  dort  standen  denn  auch,  wie  erwähnt,  die  Regiereingewinne 
sehr  viel  höher. 

Die  Gründe  dieser  Erscheinung  sind  die  folgenden.  Zunächst  muss  darauf 
hingewiesen  werden,  dass  die  geographische  Verteilung  der  Salinen  in  den 
Grenzbezirken  die  denkbar  ungünstigste  war  und  dass  deshalb  grome  Summen 
für  Transport  und  Spedition  des  Salzes  ausgegeben  werden  mussten.  Femer 
verführte  dieses  Missverhältnis  zur  Verarbeitung  mehrerer  schwacher  Solen, 
deren  Unrentabilität  keinem  Zweifel  unterlag,  mit  hohen  Unkosten,  was  für 
Kissingen,  Orb  und  ganz  besonders  für  Dürkheim  galt.  Anderseits  lag  die 
Ursache  der  wenig  zufriedenstellenden  finanziellen  Ergebnisse  der  bayrischen 
Sa]zregie  in  der  schwerfälligen  und  unvollkommenen  Organisation  des  Salz- 
wesens  Überhaupt.  Das  System  krankte  an  einer  verhängnisvollen  Halbheit. 
Denn  während  auf  der  einen  Seite  der  Salzhandel  den  Salzfuhrleuten  frei  ge- 
geben worden  war,  hatte  man  auf  der  anderen  Seite  die  zahlreichen  und 
sehr  kostspieligen  Salzmagazine  beibehalten,  um  wirklich  konsequent  zu  sein, 
hätte  die  Regierung  die  Niederlagen  gänzlich  beseitigen,  oder  doch  wenig- 
stens auf  eine  möglichst  geringe  Anzahl  vermindern  sollen,   umsomehr,   als 
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diese  Salz&mter  nicht  dazu  dienten,  einen  im  ganzen  Lande  gleichen  Salzpreis 
zu  erzielen,  sondern  lediglich  der  Privatspekulation  nnd  dem  örtlichen  Salz- 
mangel  entgegenzuwirken  bestimmt  waren.  Dieses  Ziel  wäre,  sofern  sich  nur 
die  Regierung  zur  Freigebe  des  gesamten  Salzhandels,  einschliesslich  also  des 
Umsatzes  der  Spekulanten  und  Grosskauflente,  h&tte  entechliessen  können,  durch 
die  freie  Konkurrenz,  durch  die  ausgleichenden  Wirkungen  Ton  Angebot  und 
Nachfrage  allein  wohl  erreicht  worden.  Wahrscheinlich  h&tten  sich  alsdann 
die  Salzpreise  im  Lande  niedriger  gestellt»  sicherlich  aber  h&tte  die  Regierung 
die  bedeutenden  Summen  erspart,  welche  die  Einrichtung  und  Unterhaltung 
jener  zahlreichen  Salzmagazine  Teischlang.  Es  war  der  Fundamentalsatz,  dass 
jede  Steuer  mit  einem  möglichst  geringen  Aufwand  an  Erhebungskosten  bei- 
zutreiben sei,  nicht  beachtet  worden. 

Ein  besonderes  Yieh-  und  Düngesalz  wurde  schon  seit  dem  Jahre  1880 
in  den  Handel   gebracht  und  z.  B.  1846')   zu  folgenden  erniedrigten  Preisen 
abgegeben.    Der  bayrische  Zentner  kostete  je  nach  Salzftmtem: 
an  Viehsalz  2  fl.  20  kr.  bis  3  fl.  44  kr., 

,   Dungsalz       —   ,     6,      ,1,32.    und 
.    Gewerbesalz    1   ,   15    ,      ,    8  ,   80    ,  . 

Weitere  Aenderungen  und  Neuerungen  sind  in  der  Geschichte  der  bayri- 
schen Salzregie  nicht  zu  erwähnen.  Das  Handelsmonopol,  soweit  der  Staat  sich 
ein  solches  Torbehalten  hatte,  und  mit  ihm  die  staatliche  Regie  wurden  in  Aus- 
f^hrmig  der  Uebereinkunft  vom  8.  Mai  1867,  bezw.  durch  Qesetz  vom  16.  No- 
vember 1867,  die  Erhebung  einer  Abgabe  vom  Salz  betr.,  aufgehoben,  und 
anch  das  ausschliessliche  Recht  des  Staates  auf  Gewinnung  von  Stein-  und 
Siedesalz  wurde  bald  darauf  durch  den  Art  240  des  Berggesetzes  vom  20.  März 
1869  beseitigt. 

Aehnlich  dem  bayrischen  Systeme  bestand  eine  Verknüpfung  von  Handels- 
und Produktionsmonopol  in  dem 

Eurfürstentum  Hessen-Kassel. 

Die  bedeutendste  Saline  dieses  Staates  war  die  zu  Allendorf  an  der  Werra, 
deren  bereits  in  einer  vom  Kaiser  Otto  II.  im  Jahre  978  ausgestellten  Urkunde 
gedacht  wird').  Im  Jahre  1800  veranlasste  Landgraf  Heinrich  I.  die  Pfannen- 
beaitzer,  die  sog.  Gebauren,  ihm  und  seinen  Nachfolgern  alljährlich  14  Tage  vor 
Johannistag  25  „Oefen"  Salz  zu  liefern,  ein  Vertrag,  welcher  1811,  1818  und  1328 
Erneaerung  fand').  Weitere  Lasten  bfirdete  eine  im  Jahre  1487  mit  Landgraf 
Wilhelm  dem  Mittleren  abgeschlossene  Uebereinkunft  den  Allendorfer  Salzsiedem 
auf,  weil  dem  Landesherm  die  Zollgerechtigkeit  in  Allendorf  zugesprochen  und 
jeder  Pfannenbesitzer  zur  Zahlung  von  5  M.  .Geschoss"  für  die  Pfanne  verpflichtet 
wurde.  Ausserdem  musste  sich  die  Gebaurenschaft  verbindlich  machen,  al^'ahr- 
lieh  200  fl.  an  den  Landgrafen  zu  zahlen  und  zwei  Pfannen  Salz  an  das  Hof- 


1)  Thiel  an,  a.  a.  0.,  Anlage  II,  B.  pos.  Bayern. 
*)  S  c  h  1  e  1  d  e  n ,  Dr.  M.  J. ,  Das  Salz.    Leipzig  1876,  I.  Teil. 

>)  Kopp,  ü.  F.,   Geschichte  des  Salzwerks  zn  Soden  bei  Allendorf  an  der  Werra. 
>Urbttrg  1788. 
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lager  einzuschicken  ^).  Der  Nachfolger  Wilhelm  des  Mittleren,  Landgraf  Philipp 
der  GroBsmÜtige,  ging  noch  weiter  und  suchte  die  ganze  Saline  in  seine  Hand 
zu  hekommen,  wozu  die  auf  dem  Werke  zu  Tage  getretenen  Uebelstände,  die 
Klagen  der  Konsumenten  über  willkürliche  Preissteigerungen  der  Pfänner  und 
die  unzulängliche  Versorgung  des  Landes  mit  Salz  den  willkommenen  Vorwand 
boten  ^.  Die  Pfannenbegüterten  leisteten  naturgemäss  lebhaften  Widerstand 
und  eine  Einigung  zwischen  den  beiden  Parteien  kam  erst  im  Jahre  1588  durch 
Vermittlung  der  Landstände  in  der  sog.  ersten  Lokation  zu  stände,  wobei  der 
Landgraf  die  Mitbenutzung  der  Solquelle  durchsetzte ').  Die  Gebauren  durften 
diesem  Verlangen  umsoweniger  sich  widersetzen,  als  sie  die  Salzquelle  nicht 
völlig  ausnutzten,  während  das  Land  in  nur  ungenügender  Weise  mit  Salz 
versorgt  war.  Späterhin  nahmen  die  Landgrafen  auch  die  alten  Pfannen  in 
Pacht  und  hatten  von  diesem  Augenblicke  an  die  gesamte  Salzerzengung  inne. 

Der  Verkauf  des  Salzes  aus  erster  Hand  war  damit  von  der  Regierung 
des  Landes  monopolisiert,  und  alsbald  wurde  die  errungene  Sonderstellung 
finanziell  ausgebeutet.  Den  Landständen  hatte  man  zwar  ab  Entgelt  für  ihre 
Vermittlung  im  Jahre  1538  die  Zusicherung  gegeben,  dass  ohne  ihr  Wissen  und 
Wollen  die  Salzpreise  nicht  erhöht  werden  sollten,  hielt  sich  indessen  an  dieses 
Versprechen  nicht  gebunden,  und  als  sich  infolgedessen  die  Abgeordneten  im 
Dezember  1576*)  auf  dem  Landtage  zu  Traisa  über  willkürliche  Preissteige- 
rungen beschwerten,  konnten  sie  eine  Herabsetzung  der  Salzpreise  umsoweniger 
durchsetzen,  als  der  Landgraf  ein  Recht  auf  jene  Aufschlage  aus  dem  beträcht- 
lichen Anwachsen  der  Produktionskosten  ableitete.  Klagen  ähnlicher  Art  wurden 
auf  dem  Landtage  des  Jahres  1619  laut^),  doch  war  der  Erfolg  der  nämliche 
wie  früher.  Es  zeigte  sich  eben,  ähnlich  wie  später  bei  gleicher  Veranlassung 
in  Preussen,  die  landständische  Macht  der  landesherrlichen  unterlegen  und  das 
Steuerbewilligungsrecht  der  Landesabgeordneten  hatte  vielfach  mehr  theoreti- 
schen als  praktischen  Wert. 

Zu  diesen  Zeiten  war  die  Salzregie  in  der  Landgrafschaft  folgen  dermassen 
organisiert. 

Die  einzige  Saline  des  Landes  war  das  Werk  zu  Soden  bei  Allendorf, 
und  hier  war  die  gesamte  Salzproduktion  seit  der  , ewigen  Lokation"  ein  Monopol 
des  Landesherm.  Um  das  Jahr  1600')  lag  die  Oberleitung  dieser  Saline  in 
den  Händen  eines  sog.  Salzgrafen,  nach  dessen  Anleitung  ein  Rentmeister  die 
Siedegelder,  ein  Holzvoigt  und  Wellenschreiber  dagegen  das  Holz-  und  Kohlen- 
geld zu  vereinnahmen  hatten.  Ausserdem  erhob  der  Zöllner  oder  des  Rent- 
meisters Gegenschreiber  den  .Zoll"  vom  Salze,  und  zwar  2  Pf.  vom  Achtel. 
Von  dem  Salz  werke  brachte  man  das  Salz  in  die  Faktoreien,  welche  schon 
Landgpraf  Philipp  zur  Erleichterung   des  Salzumsatzes  in   Kassel ,  Darmstadt, 

»)  Kopp,  U.  F.,  Oesohichte  des  Salzwerks  zu  Soden  bei  Allendorf  an  der  Werra. 
Harbnrg  1788. 

3)  V.  Bommel,  Christ.,  Neuere  Gesokichte von  Hessen.  Kassel  1886.  I.  Bd.,  6.  67<&. 

3)  Daselbst,  S.  263.  Vgl.  Engels,  Rechtsgeschichte  der  Saline  Soden  bei  Allen* 
dorf.    Brasserts  Bergrecht  XXI,  S.  178  ff.,  bes.  S.  192. 

«)  Rommel,  a.  a.  0.,  I.  Bd.,  S.  268. 

&)  Rommel,  a.  a.  0.,  IL  Bd.,  8.682. 

«)  Fritsch,  a.  a.  0.,  Kapitel  YIII,  pos.  4.  Auszag  aus  ThOdenns,  Johaun: 
Haligrapbia. 
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Orosa-Grerau ,  Höxter  und  Bremen  eingerichtet  hatte,  von  denen  indessen  die 
beiden  letztgenannten  bald  wieder  eingingen  *).  Diese  wenigen  Niederlagen 
genügten  zu  einer  ausreichenden  Versorgung  des  Landes  mifc  Salz  nicht  und  die 
in  dieser  Hinsicht  bestehende  Lücke  füllten  die  mit  Salz  hausierenden  Fuhr* 
lente  und  Träger,  die  .Hainer"  und  »Sälzer",  wie  sie  genannt  wurden,  aus. 
Diese  Leute  bildeten  einen  durch  mancherlei  Privilegien,  wie  Befreiung  von  den 
Wegegeldern,  vom  Militärdienst  etc.,  ausgezeichneten  Stand  ^),  dessen  Tätigkeit 
dch  vorzugsweise  im  Lande  selbst  bemerkbar  machte,  dessen  Mitglieder  jedoch 
auch  Allendorfer  Salz  in  grossen  Mengen  in  das  Ausland  bis  nach  Holland  hin 
absetzten.  Das  System  der  hessischen  Salzregie  konnte  diese  Kleinhändler  nicht 
gut  entbehren,  einmal,  weil,  wie  erwähnt,  nur  wenige  Faktoreien  im  Lande  be- 
standen, und  dann,  weü  vorläufig  besonders  bestellte  Salzkiä.mer  noch  fehlten. 
Ohne  die  Wirksamkeit  dieser  Hausierer  wäre  wohl  öfters  der  bitterste  Mangel 
an  Salz  in  manchen  Landesteilen  empfunden  worden.  Wie  vorauszusehen,  be- 
nutzten die  Sälzer  die  vielfach  gebotene  Gelegenheit  zu  ungerechtfertigten 
Preiserhöhungen,  weshalb  eine  landgräfliche  Verordnung  des  Jahres  1573^) 
ihnen  bei  ungnädiger  Strafe  jegliche  eigenmächtige  Preissteigerung  verbietet. 
Es  wurde  vielmehr  die  Erwartung  ausgesprochen,  dass  sie  das  Salz,  welches 
sie  selbstverständlich  nur  in  Allendorf  einzukaufen  hatten,  zu  den  von  der 
Obrigkeit  festgesetzten  Preisen  absetzen  würden.  Da  sich  anderseits  auch 
viele  Käufer  weigerten,  diese  amtlichen  Preise  zu  bezahlen,  Hess  die  Regierung 
im  Interesse  beider  Parteien  sog.  Salztaxen  veröffentlichen.  Es  waren  dies  Zu- 
sammenstellungen, welche  in  tabellarischer  Anordnung  für  jedes  Amt  und  jeden 
Uauptort  des  Landes  die  näheren  Angaben  darüber  enthielten,  .wie  weit  ein 
jedes  vom  Salzwerk  (Allendorf)  gelegen,  wie  viel  Salz  wöchentlich  an  jeden  Ort 
gewiesen  werden,  und  dann,  wie  man  jedes  Orts  den  Hainem  die  Homberger 
Metz  bezahlen  soll*.    Die  Preise  standen  z.  B.*): 


Entfernung 
vom  Salzwerk 

in  Liechtenau    .    .    . 

.    .      2  Meilen 

,  Priedwald     .    .    . 

.    .      6       , 

,  Frankenberg     .     . 
,  Gieesen     .... 

.    .     10       . 
.14, 

,  Homberg .... 
,  Rheinfels.    .    .    . 

.     .    20       . 
.    .    24       . 

,  Zwingenberg     .    . 

.    .    27       . 

I.  TabeUe 

n. 

Tabelle 

48  Heller 

4  Albus  11  Heller 

68      , 

7 

3      . 

80      . 

9 

8V«  . 

98      , 

12 

2V»  . 

—      , 

15 

llV»  . 

41       , 

18 

57»     n 

— 

20 

4          r, 

Nach  Massgabe  der  Tabelle  I  wurden  sonach  für  jede  beim  Transport 
zurückgelegte  Meile  etwa  4V&  Heller  zu  dem  beim  Salzwerke  geltenden  Preise 
aufgeschlagen.  Die  Neuerung  scheint  den  beabsichtigten  Erfolg  wenigstens 
insofern  gehabt  zu  haben,  als  die  Streitigkeiten  zwischen  den  Sälzem  und  den 
Salzabnehmem  von  da  ab  seltener  wurden,  soweit  sie  die  Preisstellung  zum 


1)  Kommel,  a.  a.  C,  I.  Bd.,  S.  263. 
3)  Engels,  a.  a.  C,  6.  216,  217. 
S)  Rommel,  a.  a.  0.,  I.  Bd.,  8.  268. 

*)  Sammlang  hessischer  Landesordnangeii  und  Aasschrelben  (Kleinschmid).   Kassel 
1767,  I.  Teil,  S.  424,  Ziff.  2  u.  3. 
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Gegenstände  hatten.  Dagegen  brachten  die  S&lzer  neue  Beschwerden  darftber 
vor,  dass  sie  von  den  Eoneumenten  nur  „mit  eytelen,  itzigen  alsayiel  ingerissener 
nichtswürdigen  3-pätzner'  Münze  bezahlt  würden,  welche  die  Allendorfer  Salz- 
werksverwaltung  beim  Bezahlen  des  eingekauften  Salzes  in  Zahlung  zu  nehmen 
sich  weigere^).  Ausserdem  sei  es  ihnen  während  der  Sommermonate  oft  un- 
möglich, das  geladene  Salz  auf  dem  flachen  Lande  los  zu  werden,  während  sie 
im  Winter  zur  Schlachtzeit  nicht  Salz  genug  auf  die  Landstädte  und  Dörfer 
bringen  könnten.  Eine  Verordnung  vom  4.  November  1617')  befasste  sich  mit 
diesen  MisssiAnden.  Hierbei  ist  gelegentlich  von  den  »jedes  Orts  verordneten 
Salzschliessem"  die  Rede,  eine  Bemerkung,  welche  zum  Schlüsse  berechtigt 
dass  die  Regierung  die  üebektände  des  Hausierersystems  inzwischen  erkannt 
und,  wenigstens  in  manchen  Landesteilen,  durch  Bestellung  besonderer  sess- 
hafber  Salzkrämer  zu  mildem  versucht  hatte. 

Die  Einnahmen  der  Landgrafen  aus  der  Salzregie  setzten  sich  damals 
aus  den  Reinerträgen  des  Salzverkaufs  an  die  Sälzer  und  aus  dem  Gtewinne 
zusammen,  welcher  bei  dem  Absätze  des  Allendorfer  Salzes  an  die  Faktoreien 
und  —  zutreffenden  Falls  —  an  die  Salzschliesser  erzielt  wurde.  Dass  auf  der 
Saline  selbst  noch  besondere  Gefälle  erhoben  wurden,  ist  bereits  oben  erwähnt 
worden.  Das  Salineneinkommen  bestand  sonach  aus  Abgraben  und  aus  Handels- 
gewinn, aus  Steuerbeträgen  und  aus  Einnahmen  aus  privatwirtschaftlicher 
Tätigkeit,  je  nachdem  das  Salz  im  Inlande  konsumiert  oder  von  den  Hainem 
im  Auslande  verkauft  wurde.  Während  der  Regierung  Philipps  des  Grossmfitigen 
bezifferten  sich  diese  Einkünfte  noch  auf  12,000  fl.,  stiegen  aber  bereits  zu 
Lebzeiten  des  Landgrafen  Wilhelm  IV.,  trotz  der  Teilung  der  Landgrafschaft 
unter  Philipps  Söhne,  auf  16,000  fl.  *).  Doch  drohte  schon  damals  das  aus  den 
Nachbarstaaten  eingeschleppte  Salz,  den  Ertrag  der  Salzregie  in  der  empfind- 
lichsten Weise  zu  schmälern,  um  dem  zu  begegnen,  wurde  im  Jahre  1589  ein 
Einfuhrzoll  von  1  Tlr.  pro  Pferd  auf  alles  fremde  Salz  gelegt^).  Späterhin 
Hess  man  solches  Salz  nur  noch  unter  dem  ausdrücklichen  Vorbehalte  über  die 
Landesgrenzen  ein,  dass  es  nur  durchgeführt,  nicht  aber,  und  sei  es  auch  nur 
zu  einem  kleinen  Bruchteile,  im  Lande  verkauft  würde.  Trotzdem  muss  sehr 
viel  fremdes  Salz  in  die  Landgrafschaft  gebracht  worden  sein,  weil  zahlreiche 
Verordnungen,  so  in  den  Jahren  1612,  1613,  1617,  1621'),  gegen  solchen  Miss- 
brauch erlassen  wurden. 

In  eine  sehr  kritische  Lage  geriet  die  hessische  Salzregie  während  des 
30jährigen  Krieges,  während  dessen  die  Landessaline  zu  Soden  bei  Allendorf 
in  äussersten  Verfall  kam.  Der  Energie  der  Landgräfin  Amalie  gelang  es, 
Wandlung  zum  Besseren  zu  schaffen.  Nachdem  sie  gegen  40  Eothen  (Salz- 
pfannen) hatte  wieder  aufbauen  lassen,  gab  sie  dem  Werke  am  10.  Juli  1688 
und  28.  April  1643  neue  Sudordnungen").  Hiemach  sollte  das  gewonnene 
Siedesalz  vorläufig  nur  im  Lande  selbst  verkauft  werden,  um  dem  herrschenden 


1)  Sammlung  etc.  a.  a.  0.,  Ziff.  6,  Verordnung  vom  31.  Juli  1621. 

3}  Daselbst,  Ziff.  6. 

>)  Bommel,  a.  a.  0.,  I.  Bd.,  S.  674  ff. 

*)  Sammlung  etc.,  a.  a.  0.,  Ziff.  i. 

^)  Daselbst,  Ziff.  2—6,  S.  484  ff. 

«)  Daselbst.  Ziff.  8. 
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Salzmangel  ein  Ende  zn  bereiten.  Da  es,  wie  auch  früher  oft,  an  Brenn- 
materialien in  Allendorf  fehlte,  so  sollte  jeder  S&lzer  nar  unter  der  Voraus- 
setzung Salz  bei  der  Saline  erhalten,  dass  er  ein  gewisses  Quantum  Holz  an- 
fahren,  oder  statt  dessen  einen  bestimmten  Betrag  an  , Holzgeld"  entrichten 
würde. 

In   dem  langen  Zeiträume,   welcher  zwischen  der  Beendigung   des   80- 
jäbrigen  Krieges  und  dem  Beginne  des   19.  Jahrhunderts  liegt,   Hess  man  die 
hessische  Salzregie  in  der  gewohnten  Weise  fortbestehen.    Von  wirklichen  Re- 
formen findet  sich  nirgend  eine  Spur.    Alle  wegen  des  Sälzwesens  erlassenen 
Verordnungen  beschränkten  sich  auf  die  Bekämpfung  gewisser  üebelstände,  die 
sich  jedoch  umsoweniger  auf  dem  Verordnungswege  und  mit  Hilfe  polizeilicher 
Massregeln  beseitigen  Hessen,  als  sie  der  Ausfluss  der  dem  Steuersysteme  an- 
haftenden Mängel  waren.   Wie  bereits  erwähnt,  lag  fast  der  ganze  Salzumsatz 
in  den  Händen  der  Salzfuhrleute,  Treiber  und  Salzträger,  der  hausierenden 
Hainer  nnd  Sälzer.  Private  anderen  Standes  konnten  bei  der  Allendorfer  Saline 
überhaupt  kein  Salz  einkaufen.    Von  dem  guten  WiUen  dieser  Hausierer  hing 
sonach  die  Versorgung  des  grOssten  Teiles  der  Bevölkerung  mit  Salz  ab.    Die 
Sälzer  waren  nur  schwer  zu  kontrollieren  und  deshalb  zu  Defraudationen  umso 
leichter  geneigt,  je   grösseren  Gewinn   diese  Defraudationen  abzuwerfen  ver- 
sprachen.   Die  Grenzen  des  Landes   Hessen  sich  ihrer  zerrissenen  Gestaltung 
wegen  nur  schwer  in  ausreichendem  Masse  bewachen,  wenn  Oberhaupt  eine  der- 
artige Absicht  damals  gehegt  wurde;   und  zu  allen  diesen  Nachteilen   gesellte 
sich  noch  der  weitere  üebelstand,  dass  eine  ganze  Reihe  nichthessischer  Salinen 
nahe  bei  den  Landesgrenzen  lagen,  von  denen  aus  sich  fremdes  Salz  sehr  leicht 
Absatz  im  Eurfdrstentum  verschaffen  konnte.    Die  Folge  aller   dieser   ungün- 
stigen Verhältnisse  war  ein  Schleichhandel  mit  ausländischem  Salze,  wie  er  in 
gleichem  Umfange  wohl  nicht  wieder  gefunden  werden  kann.    Auf  der  einen 
Seite  Hessen   sich   die   einheimischen   Händler   die  gröbsten   ünterscbleife  zu 
Schulden  kommen  und  auf  der  anderen  wetteiferten  die  durch  das  Land  fah- 
renden fremden  Salzfuhrleute  mit  ihnen,   aller  Verbote  und  Gegenmassregeln 
ungeachtet  ihre  Salzladungen  zum  Schaden  der  kurfürstlichen  Finanzen  an  die 
Landeskinder  zu  veräussem.  Die  Regierung  kämpfte  in  zahlreichen  Ausschreiben 
und  Verordnungen  gegen  das  üebel  an,  vergeblich,  weil  eben  die  tiefer  Hegenden 
Ursachen  der  Missstände  nicht  beseitigt  wurden,   oder  nicht  beseitigt  werden 
konnten.    Solche  Verbote  der  Einfuhr  fremden  Salzes  brachten  die  Jahre  1660, 
1691,  1700,  1780,  1763,  1773,  1777  und  1779*).    Mannigfache  Kriege,  welche 
zum  Teil  auf  hessischem  Gebiete  ausgefochten  wurden,  mussten  dem  Unwesen 
natorgemäss  nur  fOrderHch  sein.    Die  Durchfuhr  von  Salz  Hess  sich  schon  des- 
halb nicht  kurzerhand  verbieten,  weil  mehrere  der  wichtigsten  Handelsstrassen 
jener  Zeit  durch  das  Land  führten.  Um  nicht  der  auf  diese  Durchfuhr  gelegten 
Zölle  (1  Tlr.  für  jedes  Pferd)  verlustig  zu  gehen  und  auf  der  anderen  Seite 
doch  den  Verkauf  von  durchgehendem  Salz  zu  verhindern,  versuchte  man  es 
mit  verschiedenen  Prohibitivmassregeln.  Nach  einem  Ausschreiben  vom  31.  Juli 
1730  soUten  die  durch  das  Land  fahrenden  Salzfuhrleute  bei  der  ersten  hessi- 
schen Zollstätte  einen  Reichstaler  für  iedes  Achtel  Salz  an  Kaution  hinterlegen. 


1)  Sammlang  etc.  I.  Bd.,  Ziff.  9,  III.  Bd.,  Ziff.  lo  u.  ii  (S.  359  n.  449). 
FinanzarcMv.  XXII.  Jahrg.  267  17 
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welche  erst  bei  der  Rückfahrt  and  nur  dann  wieder  erhoben  werden  konnte, 
wenn  die  Lieferang  jenes  Salzes  an  nichthessische  Abnehmer  schriftlich  nach- 
zuweisen war ').  Ein  weiteres  Ausschreiben  vom  2.  Juni  1735  schrieb  zollamt- 
lichen Verschluss  und  Yersiegelang  aller  durch  das  Kurfürstentum  gebrachtes 
Salztransporte  vor').  Endlich  suchte  man  dem  Uebel  noch  dadurch  beizu- 
kommen, dass  man  den  einheimischen  Salzhändlem  die  Mitführung  von  Pässen 
bei  Strafe  der  Konfiskation  des  Salzes  zur  Pflicht  machte.  Die  Pässe  wurden 
bei  der  AUendorfer  Saline  ausgestellt,  mit  genauen  Angaben  Über  Salzquantum 
und  Bestimmungsort  versehen,  und  mit  ihrer  Hilfe  hoffte  man  das  Geschäfts- 
gebahren  der  einheimischen  Sälzer  besser  kontrollieren  zu  kOnnen  *).  Das  Fehl- 
schlagen dieser  Hoffnungen  mag  aus  der  Tatsache  geschlossen  werden,  dass 
die  im  Jahre  1733  erlassenen  Vorschriften  bereits  am  11.  August  1735  und 
2.  April  1789  in  das  Gedächtnis  der  in  Betracht  kommenden  Personen  zurück- 
gerufen werden  mussten*). 

Einen  weiteren  Nachteil  fügten  diese  oft  genannten  Salzfuhrleute  den 
Einnahmen  der  Kurfürsten  noch  insofern  zu.,  als  sie  bei  der  Rückkehr  ans  dem 
Auslande  vielfach  fremde,  besonders  Bremer ,  Waren  in  den  leeren  Fuhrwerken 
einschmuggelten  und  durch  Umgehung  der  Zollstätten  die  landesherrlichen  Zoll- 
einkünfte in  der  fühlbarsten  Weise  schmälerten.  Eine  Verordnung  des  Jahres 
1659  nimmt  Stellung  gegen  diesen  Unterschleif  ^). 

Lagen  alle  die  vorerwähnten  Mängel  der  hessischen  Salzbesteuerung  auf 
finanziellem  Gebiete,   so  darf  auch  der  moralische  Schaden   nicht   Übersehen 
werden,  welchen  das  sittliche  Gefühl  und  das  Rechtsbewusstsein  weitester  Kreise 
durch  einen  in  solcher  Ausdehnung  und  in  so  un verhüllter  Weise  getriebenen 
Schleichhandel  und  Betrug  erleiden  musste.    Hierzu  gesellte  sich  noch  der  be- 
reits erwähnte  weitere  soziale  Uebelstand,  dass  die  Versorgung  des  Landes  mit 
Salz  in  der  Hauptsache  den  Salzfuhrleuten  und   Salzträgem   überlassen   war. 
Naturgemäss  wandten  sich  diese  Händler  mit  Vorliebe  Gegenden  za,  welche 
leicht  zu  erreichen  waren  und  in  welchen  höhere  Salzpreise  bezahlt  wurden, 
während  entlegene  und  das  Salz  schlechter  bezahlende  Landstriche  von  ihnen 
gemieden  wurden.    Die  Folge  war  ein   oft   beobachteter  lokaler  Mangel   an 
Speisesalz.    Die  Wechselwirkungen  zwischen  Preis  und  Angebot  folgten  sich  in 
jenen  Zeiten  eines  noch  recht  schwerfälligen  Verkehres^  noch  nicht  in  so  kurzen 
Zwischenräumen,  dass  nicht  hier  und  dort  die  Vorräte  aufgezehrt  worden  wären. 
Aus  verschiedenen  Anordnungen  der  Regierung  lässt  sich  die  Richtigkeit  dieser 
Annahme  nachweisen.    So  wurde  seit   dem  Jahre  1740  auch  Privaten  der  An- 
kauf von  Salz  bei   dem  Salzwerke   in  Allendorf  gegen  Zahlung  des   halben 
Kohlengeldes  gestattet")  und  im  nämlichen  Jahre  den  Salzhändlem  die    Zu- 
sicherung gegeben,  dass  sie  für  das  im  Auslande  nicht  verkaufte  und  nach  dem 
Kurfürstentum   zurückgebrachte  Salz   keine   Zollabgaben   entrichten  sollten"). 


1)  Sammlnng  etc.  IV.  Bd.,  S.  lo. 

2)  Daselbst,  S.  291. 

3)  Daselbst,  S.  195. 

«)  Daselbst,  S.  30i,  666. 
^)  Daselbst,  I.  Bd.,  S.  424,  Ziff.  8. 
«)  Daselbst,  IV.  Bd.,  S.  719. 
T)  Daselbst,  S.  703. 
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Dem  dnrch  die  Feldzfige  des  österreichischen  Erbfolgekrieges  noch  gesteigerten 
Salunangel  suchte  man  dadarch  abzuhelfen,  dass  man  die  Salzsied  er  zu  Allen- 
dorf seit  dem  September  1741  ^)  bei  Verlust  ihrer  Dienststelle  für  die  Lieferung 
eines  bestimmten  Salzquantums  an  die  Regierung  verbindlich  machte. 

Verhältnisse  ähnlicher  Art  verursachten  50  Jahre  später  ein  derartiges 
Steigen  der  Salzpreise,  dass  die  Landstände  bei  dem  Kurfürsten  um  Verbilligung 
des  Salzes  vorstellig  wurden.  Das  Gesuch  fand  indessen  keine  Zustimmung,  da 
die  Regierung  in  dem  Landtagsabschied  des  Jahres  1798  erklärte  *),  dass  sie 
sich  nicht  in  der  Lage  befände,  den  geäusserten  Wünschen  Rechnung  tragen 
zu  können,  dass  denselben  jedoch  bei  Wiederkehr  ruhigerer  Zeiten  willfahrt 
werden  solle.  Hierzu  kam  es  aber  nicht:  die  napoleonischen  Kriege  führten 
zQr  Vertreibung  des  Kurfürsten  und  zur  Einverleibung  des  Landes  in  das  neu 
gebildete  Königreich  Westfalen. 

In  diesem  Staate  wurde  das  Salz  hoch  besteuert.  Mit  Hilfe  erhöhter 
Salzpreise  brachte  die  Regieverwaltung  im  eigentlichen  Westfalen  den  Steuer- 
betrag auf  annähernd  iVs  Rtlr.  für  den  Zentner  zu  100  köln.  Pfd.  Auch  die 
Allendorfer  Deputate  und  Freisalzabgaben  sind  damals  der  Besteuerung  unter- 
worfen worden ').  Durchschnittlich  vereinnahmte  die  Regieverwaltung  bei  aller- 
dings starkem  Absätze  nach  dem  Ausland  in  den  Jahren  1800 — 11  jährlich 
7,462,380  Fr.  94  Cts.  Nach  Abzug  der  Unkosten  blieben  von  dieser  Summe 
8,358,997  Fr.  54  Cts.  als  Nettoeinkommen  übrig,  von  welchem  Betrage  1,648,949  Fr. 
40  Cts.  als  eigentlicher  Salzsteuerteil  und  1,710,048  Fr.  14  Cts.  als  Reinertrag 
der  Salinen  berechnet  wurden*). 

Die  Rückkehr  des  Kurfürsten  im  Jahre  1814  führte  auch  das  Salzmonopol 
in  der  alten  Gestalt  wieder  zurück,  wenigstens  was  dessen  Grundzüge  anlangt. 
In  den  Einzelheiten  suchte  man  sich  doch  den  Forderungen  einer  fortgeschrittenen 
Zeit  anzupassen,  frühere  Mängel  auszumerzen  und  Verbesserungen  verschiedener 
Art  einzuführen.  Die  Erwerbung  neuer  Landesteile,  unter  welchen  das  Fürsten- 
tum Hanau  und  das  Grossherzogtum  Fulda  die  wichtigsten ,  bot  weitere  Ver- 
anlassung zu  Reformen. 

Für  das  Fürstentum  Hanau,  einschliesslich  der  standesherrlichen  (isen- 
burgischen)  Gebietsteile  und  des  zu  Fulda  gehörenden  Amtes  Salmünster,  brachte 
die  Verordnung  vom  14.  November  1817^)  die  neuen  Bestimmungen.  Hier 
wurde  der  Hausierhandel  mit  Salz  gänzlich  verboten  und  Nauheimer  Salz  in 
Säcken  zu  208  und  104  Pfd.  köln.  Gew.  von  den  kürzlich  eingerichteten  Maga- 
zinen zu  den  alljährlich  von  der  kurfürstlichen  Rentkammer  in  Hanau  bekannt 
gemachten  Preisen  verkauft.  Der  Kleinverkauf  war  allen  handlnngsberechtigten 
Personen  unter  der  Voraussetzung  frei  gegeben,  dass  sie  das  Salz  nur  zu  den 
▼on  der  Rentkammer  festgesetzten  Preisen  an  die  Konsumenten  weiterverkauften. 


J)  Sammlung  etc.  IV.  Bd.,  S.  775. 

5)  Nene  Sammlang  der  karhessischen  Landesordnungen.  Kassel  1889  (Dr.  E.  J.  Euhlen- 
«mp),  IV.  Bd.,  8.  279. 

»)  Ja  gl  er,  Die  Besteuerung  des  Salzes  im  Steuerverein.  Rau-Hanssens  Archiv. 
Jfeue  Folge,    lo.  Bd.,  Heidelberg  1858,  S.  278  ff ,  S.  Sic  ff. 

*)  V.  MalchuB,  0.  A.,  Handbuch  der  Finanzwissenschaft  und  Finanz  Verwaltung. 
ITeil.    Stuttgart-TQbingen  isso,  S.  104. 

6)  Qesetzsammlung  fQr  Kurhessen.    Waisenhaus-Buchdruckerei. 
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Im  Zuwiderhandlungsfalle  sollten  sie  des  Verkaufsrechtes  verlostig  gehen.  Salz 
in  Mengen  von  mehr  als  103  Pfd.  durfte  nur  in  verbleiten  Säcken  transportiert 
werden.  Die  Durchfuhr  von  Salz  gestattete  man  nur  noch  nach  Vorlage  glaub- 
würdiger Begleitpapiere  (Ladescheine).  Die  Hälfte  der  wegen  Defraudation 
verhängten  Geldstrafe  fiel  dem  Denunzianten,  die  andere  der  Renteikasse  zu; 
das  konfiszierte  (eingeschmuggelte)  Salz  verteilte  man  unter  die  Armen  des 
Ortes,  in  dem  man  den  Defraudanten  betroffen  hatte.  Für  das  Amt  Dorheim, 
eine  in  Hessen-Darmstadt  liegende  Enklave,  in  welcher  die  Nauheimer  Saline 
stand,  wurden  besondere  Vorschriften  erlassen. 

Aehnliche  Einrichtungen  führte  man  im  Grossherzogtum  Fulda  —  mit 
Ausschluss  des  Amtes  Salmünster  —  durch  die  Verordnung  vom  26.  Januar  1819 
ein^).  Dieser  Bezirk  wurde  aus  dem  Hauptma^^in  in  Fulda  und  dem  Filial- 
magazin zu  Hünfeld  mit  Sodener  —  Allendorfer  —  Salz  versorgt.  Dort  hatte 
der  Sack  zu  145  Pfd.  kasseler  Gew.  einen  bestimmten  Preis,  welcher  von  dem 
Oberrentkammer-,  Berg-  und  Salzwerksdepartement  festgesetzt  und  zur  allge- 
meinen Kenntnis  gebracht  wurde.  Die  Regierung  in  Fulda  erteilte  geeigneten 
Personen  das  Recht,  Salz  im  Kleinhandel  zu  Preisen  feil  zu  halten,  die  von 
der  genannten  Behörde  im  Anschluss  an  die  Magazinpreise  und  unter  Berück- 
sichtigung der  Entfernung  von  dem  Magazine  angesetzt  waren.  Im  übrigen, 
insbesondere  also  hinsichtlich  der  zur  Sicherung  des  Monopoleinkommens  ge- 
troffenen Massnahmen,  galten  die  gleichen  Vorschriften,  wie  im  Fürstentum 
Hanau. 

Der  Verordnung  war  indessen  nur  eine  kurze  Lebensdauer  beschieden. 
Denn   bald  konnte  sich  die  Regierung  davon  überzeugen,   wie   nachteilig   es 
wirken  musste,   in  zwei  benachbarten  und  wirtschaftlich  im  engsten  Verkehr 
stehenden  Landesteilen  ungleiche  Einrichtungen  für  die  Besteuerung  der  Salz- 
konsumtion  zu  schaffen;  und   schon   am  22.  Oktober  1819  wurden  unter  Auf- 
hebung der  Verfügung  vom  26.  Januar  desselben  Jahres ')  die  im  Fürstentum 
Hanau  seit  1817  bestehenden  Regieverhältnisse  auch  im  Grossherzogtum  Fulda 
eingeführt  und  insbesondere  auch  die  Anlegung  der  erforderlichen  Salzmagasine 
angeordnet*).    Bei  dieser  Reform  mochte  femer  die  Absicht  von   einem   ge- 
wissen Einflüsse  gewesen  sein,  der  Nauheimer  Saline,   welche  nicht  rentierte 
und  nur  geringe  Quantitäten    ihres   Erzeugnisses   in   das  Ausland   abschieben 
konnte,  ein  erweitertes  Absatzgebiet  zu  schaffen.  Endlich  hoffte  man  wohl,  den 
blühenden  Schleichhandel  mit  fremdem  Salze  bei  einer  gleichmässigen  Organi- 
sation des  Salzwesens  leichter  unterdrücken  zu  können.    Dieses  Erbübel  des 
kurhessiscben  Salzmonopols  hatte   wieder  eine  solche  Ausdehnung  gewonnen, 
dass  sämtliche  Landesbeamten   durch   eine  Verfügung  vom  30.  Mai  1820  ange- 
wiesen werden  mussten,  alle  Salzfuhrleute  an  der  Grenze  zurückzuweisen,   so- 
fern diese  nicht   durch  glaubhafte  Papiere  nachweisen  konnten,   dass  sie   die 
Salzlad ung   auf  Rechnung  fremder  Regierungen  oder  Amtsbehörden   durchzu- 
führen hatten^).     Wurde  ein  Fahrmann  ohne  einen  solchen  Ausweis  im  Lande 
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betroffen,  dann  sollten  ihm  Pferde,  Wagen  und  Ladung  konfisziert  und  eine 
Geldstrafe  von  20  Rtir.  fOr  jeden  Zentner  Salz  auferlegt  werden.  Diese  strengen 
Massregeln  waren  geeignet,  die  Salzdurchfuhr  gänzlich  zu  unterbinden  und  da 
solches  nicht  in  der  Absicht  der  kurhessischen  Regierung  liegen  konnte,  wurden 
schon  im  Jahre  1821  wieder  mildere  Vorschriften  erlassen.  Man  begnügte  sich 
Yon  da  ab  damit,  die  durchgehenden  Salztransporte  unter  Plombenverschluss 
SU  legen.  An  alte  Betrügereien  erinnert  eine  weitere  Verordnung  vom  20.  August 
1823,  in  welcher  Massregeln  gegen  die  Sodener  Salzk&rmer,  die  Sälzer,  er- 
griffen werden,  um  zu  verhindern,  dass  diese  das  zum  Export  bestimmte  und 
zu  niedrigeren  Ausnahmepreisen  in  Allendorf  eingekaufte  Salz  zum  Schaden  der 
Monopolverwaltung  doch  an  Inländer  verkauften  ^). 

Da  die  Regierung  von  den  Landständen  ersucht  worden  war,  den  Inter- 
essenten die  Wahl  der  Salzwerke  und  Magazine  beim  Salzkauf  freizulassen 
und  weil  sie  femer  am  25.  August  1881  mit  Preussen  und  Hessen-Darmstadt 
einen  Zollvereinigungsvertrag  abgeschlossen  hatte,  in  dessen  Ausführung  mancher- 
lei Aenderungen  in  der  Salzsteuergesetzgebung  vorgenommen  werden  mussten, 
erliess  sie  das  Gesetz  vom  31.  Januar  1882,  die  Versorgung  des  Kurfürstentums 
mit  Kochsalz  betreffend,  dessen  wesentlichste  Bestimmungen  die  folgenden 
waren').  Das  ganze  Land  wird  in  Magazinsbezirke  eingeteilt  und  in  jedem 
Bezirk,  soweit  noch  erforderlich,  ein  Salzmagazin  errichtet,  bei  welchem  das 
Kochsalz  zum  Preise  von  4  Tlr.  4  ggr.  pro  Sack  von  200  Pfd.  köln.  Gew.  ab- 
gegeben wurde.  In  der  Regel  sollte  für  jede  Stadt-  und  Landgemeinde  unter 
Zugrundelegung  eines  jährlichen  Salzverbrauchs  von  14  Pfd.  pro  Kopf  der  Ein- 
wohner und  unter  Berücksichtigung  des  ausserordentlichen  Salzbedarfes  den 
Fabrik-,  Gewerbe-  und  Landwirtschaftsbetrieben  ein  bestimmtes  Salzquantum  be- 
rechnet werden,  welches  zu  dem  eben  genannten  Normalpreise  von  4  Tlr.  4  ggr. 
pro  Sack  und  von  7^  gf^'  pro  Pfund  von  der  Regieverwaltung  an  die  Ge- 
meinden oder  an  Private,  sofern  diese  mindestens  200  Pfd.  Salz  jährlich  kon- 
sumierten, abgegeben  wurde,  üeber  den  Salzempfang  war  Buch  zu  führen 
nnd  der  über  das  berechnete  Quantum  hinausgehende  Mehrbedarf  an  Salz 
musste  mit  dem  in  Preussen  geltenden  Regiepreis  von  7  Tlr.  10  ggr.  pro  Sack 
zu  200  köln.  Pfd.  bezahlt  werden,  alles,  um  nur  den  wegen  der  niedrigen  kur- 
hessischen Salzpreise  zu  erwartenden  Salzschmuggel  nach  Preussen  nach  Mög- 
lichkeit zu  verhindern.  Den  Stadt-  und  Ortsvorständen  blieb  es  überlassen, 
das  für  die  betreffende  Gemeinde  berechnete  Salzquantum  durch  geeignete 
Personen  zu  Preisen,  welche  von  der  Polizeibehörde  zu  kontrollieren  waren,  an 
die  Konsumenten  verkaufen  zu  lassen.  Der  auf  alten  Konzessionen  begründete 
und  der  Hausierhandel  mit  Salz  werden  verboten.  Das  Salz  darf  nur  in  plom- 
bierten Säcken  transportiert  werden.  Die  Einfuhr  ist  nur  auf  Rechnung  der 
Regierung,  die  Durchfuhr  nur  unter  besonderen  Sicherungsmassregeln  und  nach 
besonders  erteilter  Genehmigung  des  Finanzministeriums,  die  Ausfuhr  nur  auf 
Rechnung  der  Regieverwaltung  und  im  Einvernehmen  mit  den  in  Frage  kom- 
menden Zollvereinsstaaten  erlaubt.  Für  den  Kreis  Schmalkalden ,  eine  in  Thü- 
ringen gelegene  kurhessische  Enklave,  wurden,  eine  Folge  von  Zollverträgen,  durch 
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eine  besondere  Verfügung  vom  1.  März  1834  gleichfalls  neue  Bestimmungen 
über  den  Salzumsatz  erlassen'). 

Die  vorstehend  geschilderten  Reformen  haben  nur  deshalb  eine  auafülir* 
liebere  Erwähnung  gefunden,  weil  sie  ein  charakteristisches  Beispiel  für  die 
lästigen,  schwerfälligen  und  oft  geradezu  widersinnigen  Einrichtungen  sind, 
welche  man  seitens  der  Bundesstaaten  zum  Schutze  veralteter  und  unhaltbarer 
Steuerverhältnisse  unter  den  grOssten  Belästigungen  des  Publikums  einführen 
und  beibehalten  zu  müssen  glaubte.  Vorkommnisse  dieser  und  ähnlicher  Art 
haben  im  Laufe  der  Jahre  auch  die  eifrigsten  Verteidiger  des  Alten,  die  un- 
versöhnlichsten Partikularisten  von  der  Notwendigkeit  überzeugt,  dass  unter 
solchen  oft  aller  Vernunft  widersprechenden  Institutionen  und  Hemmnissen 
gründlich  aufgeräumt  werden  musste.  Fälle  wie  der  vorliegende  haben  den 
Boden  geebnet,  auf  dem  sich  später  die  Beseitigung  der  Salzsteuem  der 
deutschen  Staaten  und  die  Einführung  einer  gemeinsamen  Salzsteuer  des  Nord- 
deutschen Bundes  bezw.  des  Deutschen  Reiches  vollzogen  hat. 

Die  neue  Organisation  scheint  sich,  wie  zu  erwarten,  nicht  bewährt  zu 
haben,  da  bereits  im  Juli  1834')  ein  neues  Gesetz  die  Versorgung  des  Kur- 
fürstentums mit  Salz  regelte,  und  auch  dieses  musste  am  19.  Mai  1846 ')  einem 
dritten  Gesetze  weichen,  dessen  Inhalt  im  wesentiichen  der  folgende  war.  Die 
Magazine  blieben  bestehen.  Vom  1.  Oktober  1846  ab  wurde  das  Kochsalz 
überall  durch  geeignete  Personen,  die  Salzauswieger,  auf  Kosten  und  Rechnung 
des  Staates  verkauft.  Standen  solche  Kleinverkäufer,  die  von  den  Gemeinde- 
vorständen in  Vorschlag  zu  bringen  waren,  nicht  zur  Verfügung,  dann  durfte 
der  Ortsvorstand  nach  Genehmigung  eines  dieserhalb  gestellten  Antrags  den 
Salzverkauf  auch  durch  den  Salzauswieger  einer  benachbarten  Gemeinde  mitr 
besorgen  lassen.  Allen  anderen  Personen  war  der  gewerbsmässige  Handel  mit 
Salz  untersagt.  Der  Hausierhandel  war  nach  wie  vor  verboten.  Salz  in  Mengen 
von  mehr  als  20  Pfd.  durfte  nur  in  plombierten  Säcken  transportiert  werden. 
Der  Preis  für  den  Kleinverkauf  wurde  auf  10  Heller  das  kölnische  Pfund  fest- 
gesetzt. An  den  Vorschriften  über  die  Ein-,  Aus-  und  Durchfuhr  änderte 
man  nichts. 

Das  Salzmonopol  war  sonach  im  Kurfürstentum  in  folgender  Weise 
organisiert. 

Die  oberste  Leitung  der  Salzregie  stand  dem  Finanzministerium  zu, 
welchem  die  Oberbergwerks-  und  Salzwerksdirektion  als  ausführende  Behörde 
unterstellt  war.  Aufgabe  der  Salzwerksdirektion  war  es,  die  Salzwerke  und 
Magazine,  also  die  Produktion  und  den  Verschleiss  des  Salzes  zu  beaufsichtigen 
und  den  alljährlichen  Hauptbetriebsplan  aufzustellen^).  Die  sämtlich  unter 
staatlicher  Verwaltung  stehenden  Salz  werke  des  Landes  waren:  Soden  bei 
Allendorf,  Nauheim,  Rodenberg,  Salmünster,  Karlshafen  und  Schmalkalden,  von 
welchen  man  indessen  die  drei  letztgenannten,  weil  vollkommen  unrentabel 
produzierend,  nach  kurzem  Bestehen  wieder  eingehen  lassen  musste.    Nauheim 


1)  Waisenhaus-Gesetzsammlung. 

2)  Gesetz  vom  24.  Juli  1884.    Daselbst. 
>)  Ebendaselbst. 

*)  Vgl.  u.  a.  Hock,  Dr.  J.  D.  A. ,  Materialien  zu  einer  Fiuanzstatlstik  der  deutschen 
Bundesstaaten.    Schmalkalden  1833,  S.  126  ff. 
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and  Rodenberg  waren  SiaAtssalinen,  während  die  Allendorfer  Pfannen  teils  dem 
Staate,  teils  Privaten,  deren  Pfannen  der  Staat  jedoch  seit  Jahrhundei-ten  in 
Pacht  genommen  hatte,  gehörten.  Die  Erträge  aus  dem  Salzwesen  flössen  nach 
den  Anweisungen  der  Oberbergwerks-  und  Salzwerksdirektion  aus  den  Salz- 
kassen (Salinen-  und  Magazinskassen)  in  die  Eammerkassen  der  einzelnen  Pro- 
vinzen und  wurden  von  diesen  an  die  Staatshauptkasse,  die  Generalkasse,  ab- 
geliefert. Dass  das  Salz  von  den  Auswiegem  bei  den  Magazinen  abgeholt  und 
im  lokalen  Yei'schleiss  an  die  Konsumenten  weitergegeben  worden  ist,  fand  be- 
reits Erwähnung. 

Das  kurhessische  Begiesystem  war  sonach  eine  Vereinigung  von  Pro- 
doktions-  und  Handelsmonopol. 

Auf  den  drei  Staatssalinen  Soden,  Nauheim  und  Rodenberg  gewann  man 
um  das  Jahr  1845  jährlich  180—190,000  Ztr.  Salz,  von  welchen  bis  zu 
110,000  Ztr.  im  Inlande  verbraucht  und  der  Rest  an  benachbarte  Bundesstaaten 
verkauft  wurde  ^).  Die  Produktionskosten  eines  Zentners  beliefen  sich  in 
Soden  (Allendorf),  einschliesslich  des  Aufwandes  für  Pachtgelder,  auf  1  Tlr. 
6,37  Sgr.,  in  Nauheim  auf  23,9  und  in  Rodenberg  auf  13,4  Sgr.  Dass  die  Er- 
zeugungskosten in  Allendorf  so  grosse  waren,  hatte  man  den  mit  den  Pfannen- 
besitsem  abgeschlossenen  Pachtverträgen  zuzuschreiben,  da  auf  den  Zollzentner 
9,72  Sgr.  oder  etwa  ein  Viertel  des  Produktionsaufwandes  an  Pachtgeld  ent- 
fielen. Die  gesaroten  Kosten  für  Verwaltung  und  Transport  bis  zum  Kleinver- 
kauf trug  die  Regierung.  Da  nun  die  Salzpreise  —  2  Rtlr.  17,8  Sgr.  für  den 
Zollzentner  und  0,8  Sgr.  oder  10  Heller  für  das  Pfund  im  Klein  verkauf  —  ver- 
hältnismässig niedrige  waren,  so  konnte  die  Reg^everwaltung  glänzende  finan- 
zielle Resultate  nicht  wohl  erzielen.  Abgesehen  von  den  Hansestädten  und  dem 
Steuerverein  hatten  nur  Baden  und  Württemberg  noch  niedrigere  Salzpreise 
als  Kurhessen,  wobei  zu  erwähnen,  dass  in  den  Hansestädten  —  ausser  Lübeck 
•—  überhaupt  keine  und  im  Steuerverein  nur  eine  massige  Abgabe  auf  das  Salz 
gelegt  war.  Unter  solchen  Verhältnissen  hätte  man  annehmen  sollen,  dass  in 
Kurhessen  sehr  viel  Salz  konsumiert  worden  sei.  Dem  war  indessen  nicht  so, 
es  wurde  im  Gregenteil  im  Kurfürstentum  —  die  noch  niedrigeren  Angaben  für 
Lübeck  und  Reuss-Greiz  sind  jedenfalls  unrichtig  —  zu  dieser  Zeit  der  niedrigste 
Salzverbrauch  unter  allen  deutschen  Bundesstaaten  berechnet.  Während  der 
Dorchschnittskonsum  innerhalb  des  Bundesgebietes,  mit  Ausschluss  von  Oester- 
reich,  auf  16,9  Zollpfd.  angegeben  wird,  verbrauchte  die  Bevölkerung  Kur- 
hessens al^ährlich  nur  13,4  Zollpfd.  pro  Kopf.  In  Hamburg,  Bremen  und  auch 
Baden  kam  auf  den  Einwohner  nahezu  das  Doppelte  dieser  Salzmenge.  Zweifel- 
los war  auch  in  Hessen-Kassel  der  Konsum  ein  störkerer  als  13,4  Pfd.  pro  Kopf 
der  Bevölkerung.  Aber  der  darüber  hinausgehende  Bedai*f  wurde  mit  heimlich 
eingebrachtem  fremden  Salz,  welches  sich  der  Kontrolle  und  der  Besteuerung 
entzogen  hatte,  gedeckt.  Auf  den  Umfang,  welchen  der  Salzschmuggel  zeit- 
weise angenommen  hat,  wurde  ja  bereits  hingewiesen.  Die  Nähe  einer  Anzahl 
nichthessischer  Salinen  und  die  unzulängliche  Bewachung  der  langgestreckten 
Landesgrenzen  machen  es  leicht  begreiflich,  dass  das  alte  üebel  der  Salzdefrau- 


1)  V.  T h  i e  1  a u,  W.  E.  F.,  Qemeinschaftliche  Prodaktionssteaer  von  Salz  and  Rüben- 
ZQcker  in  Deatschland.    Brannschweig  1S61.    S.  bes.  die  Tabellen  Thielans. 
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dationen  sich  nicht  ausrotten  lassen  wollte.  Unter  diesen  ümst&nden  konnte 
der  Ertrag,  welchen  das  Salzmonopol  abwarf,  kein  hoher  sein.  Derselbe  be- 
trug einschliesslich  des  Salinengewinnes  im  Jahre  1846  rund  148,000  Tlr.  oder 
5,9  Sgr.  pro  Kopf  der  Bevölkerung.  Wie  wenig  ein  solches  Resultat  befriedigen 
durfte,  lässt  sich  daraus  folgern,  dass  für  sämtliche  Bundesstaaten  ausser  Oester- 
reich  ein  Durchschnittsertrag  von  8,6  Sgr.  berechnet  wurde.  Unter  den  grösseren 
Staaten  hat  nur  Hannover,  ein  Land  ohne  Salzmonopol,  damals  eine  noch  ge- 
ringere durchschnittliche  Einnahme  aus  der  Salzbesteuerung  erzielt. 

Bei  diesen  massigen  finanziellen  Erfolgen  und  bei  der  offenkundigen  ge- 
ringen Rentabilität  der  Salinen,  insbesondere  des  Allendorfer  Salzwerkes,  wäre 
es  im  Interesse  des  Landes  gewesen,  wenn  man  die  Monopolverwaltung  be- 
seitigt, den  Salzhandel  vollkommen  frei  gegeben,  die  Staatssalinen  veräussert 
und  den  zu  erwartenden  Einnahmeausfall  durch  Steuern  gedeckt  hätte,  welche 
weniger  Erhebungskosten  und  einen  geringeren  Verwaltungsapparat  erfordert, 
Veranlassung  zu  weniger  Betrügereien  gegeben  und  die  Landesbevölkerung  in 
ihrem  wirtschaftlichen  Leben  und  Verkehr  weniger  belästigt  hätten  als  das 
SalzmonopoL  Zugegeben  muss  allerdings  werden,  dass  einer  solchen  Beform 
seitens  der  benachbarten  Bundesstaaten,  die  ein  Recht  hierzu  aus  den  abge- 
schlossenen Zollvereinigungsverträgen  ableiten  konnten,  lebhafter  Widerspruch 
entgegengesetzt  worden  wäre.  Insbesondere  hätte  wohl  Preussen  damals  alles 
versucht,  um  einen  derartigen  Plan  Kurhessens  zu  hintertreiben. 

Trotz  der  niedrigen  Salzpreise  kamen  die  Landstände  um  weitere  Herab- 
setzung derselben  ein.  Der  Landtagsabschied  des  Jahres  1848  brachte  die  Mit- 
teilung, dass  die  Regierung  dahin  zielende  Verhandlungen  mit  den  übrigen 
Zollvereinsstaaten  angeknüpft  habe^).  Gleichzeitig  wurde  bekannt  gegeben, 
dass  von  nun  an  bei  den  Magazinen  Viehsalz  zu  massigen  Preisen  zu  haben 
sei.  Im  Jahre  1868  erneuerten  die  Landstände  ihre  Vorstellungen,  und  ihren 
die  Verbilligung  des  zu  landwirtschaftlichen  und  gewerblichen  Zwecken  be- 
stimmten Salzes  fordernden  Wünschen  wurde  tunlichste  Berücksichtigung  zu- 
gesichert'). Hierzu  kam  es  indessen  nicht  Die  politischen  Ereignisse  des 
Jahres  1866  vereitelten  die  Ausführung  des  Vorhabens,  und  mit  der  Selbständig- 
keit des  Landes  verschwand  auch  die  kurhessische  Salzregie. 

Ein  dritter  Bundesstaat,  in  welchem  Produktions-  und  Handelsmonopol 
bei  allerdings  nur  teilweiser  Verstaatlichung  des  Salzhandels  und  bei  Ueber- 
wiegen  des  Produktionsmonopols  nebeneinander  bestanden,  war  das 

Königreich  Württemberg. 

Hier  wurde  die  Salzregie  erst  verhältnismässig  spät  eingeführt,  was  mit 
darauf  zurückgefühii;  werden  mag,  dass  bis  zu  Anfang  des  19.  Jahrhunderts  im 
Lande  nur  die  unbedeutende  Saline  zu  Sulz  im  Betrieb  stand.  Der  grösste 
Teil  des  Salzbedarfs  musste  im  Auslande  angekauft  werden.  Der  Handel  mit 
Salz  war  ein  Vorrecht  der  Städte,  welches  durch  die  1660  redigierte  Landes- 
ordnung  ausdrücklich  bestätigt  wurde').    Ursprünglich  unbesteuert,   hatte  der- 


1)  Waisenhaus-Gesetzsammlung. 

3)  Ebendaselbst. 

8)  Wttrttembergische  Landesordnnng.    Stattgart  leei,  Titel  68,  S.  isi. 
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selbe  erst  seit  dem  Gesetze  yom  5.  August  1629  gewisse  Abgaben  zu  tragen  0* 
Ein  Recht  auf  den  Salzhandel  beanspruchten  die  Herzoge  Württembergs  zum 
ersten  Male  im  Jahre  1737,  als  Karl  Alexander  den  Salzverkauf  im  Lande  an 
eine  kurbayrische  Kompaniegesellschaft  in  Donauwörth  verpachtete  und  seine 
Untertanen  nötigte,  das  Sab  zu  bestimmten  Preisen  von  der  Gesellschaft  zu 
beziehen  ^).  Das  Unternehmen  schlug  fehl,  und  noch  in  demselben  Jahre  wurde 
der  Salzhandel  wieder  frei  gegeben.  Ein  ähnliches  Ende  fand  ein  zweiter,  im 
Jahre  1758  unternommener  Versuch'),  alljährlich  gewisse  Salzmengen  zu  er- 
höhten Preisen  im  Herzogtum  abzusetzen.  In  dem  1770  abgeschlossenen  Erb- 
Teigleich  hob  man  die  Einrichtung  wieder  auf  und  bestätigte  aufs  neue  das 
Becht  der  Städte  und  Aemter  auf  den  Handel  mit  Salz^). 

Mit  grösserem  Nachdruck  als  in  diesen  Fällen  ging  die  Regierung 
Württembergs  zu  Anfang  des  19.  Jahrhunderts  an  die  Einführung  der  Salz- 
beeteuemng.  Die  andauernden  Kriege  der  Rheinbundszeit  hatten  den  Staats- 
anfwand  sehr  in  die  Höhe  getrieben,  und  es  mangelte  an  Einkünften,  ihn  zu 
bestreiten.  Da  bot  zur  rechten  Zeit  der  Erwerb  einer  Anzahl  von  Salzwerken 
den  willkommenen  Verwand,  die  Salzregie  auch  in  Württemberg  einzuführen^). 
Mit  der  Mediatisierung  der  freien  Stadt  Schwäbisch-Hall  kam  der  Staat  in  den 
Besitz  eines  Teils  der  dortigen  Pfannen;  und  als  die  beabsichtigten  technischen 
und  wirtschaftlichen  Verbesserungen  ein  freies  Verfügungsrecht  Über  das  ganze 
Werk  verlangten,  wurde  auch  der  Rest  der  Pfannen  im  Jahre  1804  gegen  be- 
trftchtlicfae  Abfindungszahlungen  von  der  Regierung  erworben.  Zu  derselben 
Zeit  fiel  femer  das  Salzwerk  zu  Offenau,  späterhin  Glemenshall  genannt,  eine 
Domäne  des  deutschen  Ordens,  an  Württemberg.  Da  das  Werk  an  einen  Unter- 
nehmer verpachtet  war,  trat  der  Staat  vorläufig  in  das  Pachtverhältnis  ein,  bis 
im  Jahre  1850  mit  dem  Erlöschen  des  Pachtvertrags  auch  Glemenshall  in  staat- 
liche Verwaltung  genommen  wurde.  Ein  ebenfalls  im  Jahre  1803  dem  württem- 
bergischen Staatsgebiete  einverleibtes,  früher  hohenlohe-ingelfingisches  Salzwerk 
in  Weisbach  kaufte  der  Staat  im  Jahre  1828  an,  um  mancherlei  Nachteile  und 
Interessenkollisionen  zu  beseitigen.  Da  dasselbe  in  keiner  Weise  rentierte,  Hess 
man  es  alsbald  nach  dem  Ankaufe  eingehen.  Diese  neu  zu  Württemberg  ge- 
kommenen Salinen  und  das  alte  Werk  in  Sulz  produzierten  kaum  die  Hälfte 
des  im  Königreich  verbrauchten  Salzes.  Um  den  gesamten  Bedarf  des  Inlandes 
mit  einheimischem  Fabrikate  befriedigen  zu  können,  Hess  die  Regierung  längere 
Zeit  Bohrungen  auf  Solquellen  und  Salzlager  vornehmen,  eine  Arbeit,  welche 
im  Jahre  1816  von  ungeahntem  Erfolge  gekrönt  war,  indem  reiche  Salzlager 
in  Ofenau,  Kochendorf,  bei  der  Neumühle  in  Hall,  bei  Schwenningen  und 
Bottenmünster  erschlossen  wurden").  Alsbald  legte  die  Regierung  die  neuen 
Kochsalzwerke  Friedrichshall  bei  Jagstfeid,  Wilhelmshall  bei  Schwenningen  und 


1)  Schmidt,  Dr.  Alfred,  Das  Salz.    Leipzig  1876,  S.  74. 

>)Rey8cher,  Sammlimg  Württemberger  Gesetze.  XVI.  Bd.,  IL  Abt.  Einleitimg 
(von  Dr.  G.  H.  L.  Hoff  mann)  |  U,  Ziff.  YII. 

S)  Ebendaselbst. 

4)  Ebendaselbst. 

»)  Daselbst,  S  13,  Ziff.  Y.  Auch:  Herdegen,  Christoph,  Württembergs  Staats- 
haashalt.   Stuttgart  1848,  S.  166  ff. 

•)  Reyscher,  a.  a.  0.,  XVI.  Bd.,  m.  Teil,  |  21,  S.  XLV  6. 
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Rottenmünster  und  ein  Sieinealzwerk  Wilhelmsglack  bei  Schwäbisch-Hall  an. 
wozu  im  Jahre  1860  noch  ein  weiteres  Steinsalzwerk  zu  Friedrichshall  kam. 
Nachdem  diese  Werke  ihren  Betrieb  eröffnet  hatten,  sah  sich  das  Land  in  der 
glücklichen  Lage,  nicht  nur  die  Nachfrage  der  Landeskinder  nach  Salz  mit  dem 
Erzeugnis  der  Staatssalinen  befriedigen,  sondern  auch  noch  grössere  Mengen 
Salz  in  das  Ausland  verkaufen  zu  können.  Durch  die  günstigen  Produktionsver- 
hältnisse ist  es  der  württembergischen  Salinenverwaltung  gelangen,  nach  PreusBen 
die  zweite  Stelle  in  der  Reihe  der  Salz  produzierenden  deutschen  Staaten  zu 
gewinnen.  Da  die  sämtlichen  Salzwerke  von  Haus  aus  dem  Staate  gehörten 
oder  doch  früher  oder  später  von  diesem  erworben  wurden,  war  die  Salzgewin- 
nung im  Königreich  ein  Monopol  des  Staates.  Die  geographische  Lage  dieser 
Werke  in  der  nördlichen  und  südlichen  Hälfte  des  Landes  war  die  denkbar 
günstigste,  und  diesem  glücklichen  umstände  müssen  die  erfreulichen  Retmltate 
der  württembergischen  Salzregie  zum  guten  Teil  zugeschrieben  werden. 

Der  Salzhandel  war,  wie  erwähnt,  ein  altes  Vorrecht  der  Städte.  Als 
jedoch  der  Erwerb  mehrerer  neuen  Salzwerke  dem  Staate  ein  Mittel  zu  der  von 
den  Finanzverhältnissen  dringend  geforderten  Vermehrung  der  Staatseinnahmen 
bot,  ahmte  die  Regierung  ein  von  sämtlichen  Nachbarstaaten  gegebenes  Beispiel 
nach  und  nahm  mit  dem  Jahre  1807  das  Alleinrecht  auf  den  Salzhandel  für 
sich  in  Anspruch,  in  der  ausgesprochenen  Absicht,  den  Staatssalinen  ein  ge- 
sichertes Absatzgebiet  und  der  Monopolverwaltung  ein  entsprechendes  Ein- 
kommen zu  verschaffen.  Die  neue  Regie  trat  auf  das  Generalreskript  hin  vom 
14.  Dezember  1807 ,  die  Anordnung  einer  neuen  Generalsalzadministration  be 
treffend,  mit  dem  1.  Februar  1808  ins  Leben  *).  Hiemach  behielt  sich  die  Re- 
gierung den  Grosshandel  mit  Salz  —  den  Verkauf  aus  erster  Hand  —  vor, 
untersagte  denselben  den  Eonmiunen  und  Privaten  und  veranlasste  die  Er- 
richtung einer  Anzahl  von  Faktoreien,  deren  Geschäftsbetrieb  durch  eine  be- 
sondere Instruktion')  geregelt  wurde,  und  welche  in  erster  Linie  dem  Zwecke 
dienen  sollten,  Gleichheit  des  Salzpreises  im  ganzen  Lande  zu  erzielen.  Die 
Provision  der  Faktoren  bestand,  sofern  sie  das  Lager  auf  eigene  Kosten  mit 
dem  nötigen  Inventar  ausstatteten,  in  4  kr.  Lagergeld  für  das  spedierte  oder 
verschleisste  Fass,  und  in  4  kr.  Binder-  und  Wägerlohn.  Aus  den  Faktoreien 
erhielten  die  bestellten  Ortsverschleisser  das  Salz  zu  3V>  kr.  das  Pfund,  wobei 
ihnen  eine  Transportkostenvergütung  von  10  kr.  für  jedes  Fass  und  jede  Stunde 
Wegs  zugestanden  war.  Der  Preis  eines  Pfundes  sollte  im  Kleinverkauf  nirgend 
die  Summe  von  4  kr.  überschreiten.  Die  Konsumenten  konnten  ihren  Bedarf 
bei  diesen  Ortsverschleissem  oder  bei  den  Faktoreien  selbst  erstehen,  im 
letzteren  Falle  aber  nur  von  gewissen  Mindestmengen  an.  Bereits  am  20.  Februar 
1814  brachte  eine  neue  Verordnung  Aenderungeu  dieser  Vorschriften,  indem 
einmal  die  Zahl  der  Faktoreien  auf  64  vermehrt  und  dann  die  Provision  der 
Faktoren  etwas  erhöht  wurde*). 

Selbstredend  war  die  Einfuhr  von  Salz  in  das  Königreich  allen  Privat- 
personen untersagt.    Ein  besonderes  Strafgesetz  vom  7.  Mai  1811  bedrohte  Zu* 


»)  Heys  eher,  a.  a.  0.,  XVI.  Bd.,  8.78. 

2)  Vom  10.  Februar  1808.  —  Daselbst,  S.  74. 

3)  Daselbst,  S.  194. 
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Widerhandlungen  mit  Konfiskation  des  eingebrachten  Salzes  und  einer  Geld- 
strafe von  1  fl.  fär  jedes  Pfund  der  Sendung.  Die  Hälfte  des  Strafgeldes  sollte 
dem  Anzeigenden  zufallen ').  Weitere  Verbote  varen  die  Folge  des  Produktions- 
monopols. Dahin  zielende  Vorschriften  erliess  das  Finanzministerium  in  den 
Jahren  1825  und  1832  *).  Diese  durch  das  Wesen  des  Salzmonopols  bedingten 
Bestimmungen  blieben  bis  zum  Verschwinden  der  württembergischen  Salzregie 
in  Greltung,  wurden  allerdings  späterhin  durch  Zollvereinigungsverträge  bis  zu 
einem  gewissen  Grade  modifiziert. 

Die  Verstaatlichung  der  Salzproduktion  und  des  Salzgrosshandels  machte 
die  Schaffung  ganz  neuer  Behörden  notwendig.  Zunächst  war  die  Oberaufsicht 
über  den  kaufmännischen  Teil  der  Salzregie  dem  Departement  der  indirekten 
Steuern,  die  Oberleitung  des  technischen  Teils  der  Sektion  des  Bergwerks-, 
Eisen-  und  Salinenwesens,  späterhin  dem  Bergrat  übertragen ').  Seit  dem  Jahre 
1835  hatte  die  letzterwähnte  Behörde  auch  die  Defraudationen  und  anderen 
Zuwiderhandlungen  zu  verfolgen^).  Auf  den  Sab'nen  war  das  erforderliche 
technische,  kaufmännische  und  Eassenbeamtenpersonal  tätig.  Die  Einnahmen 
aus  dem  Salzmonopol  wurden  bei  den  Salinenkassen  erhoben,  von  diesen  an 
die  Salinenhauptkasse  abgeliefert  und  flössen  von  dort  in  die  Staatshauptkasse. 
Die  vollkommen  überflüssige  Salinenhauptkasse  ging  übrigens  bereits  im  Jahre 
1827  wieder  ein ').  Der  Faktoreien  und  der  Salzverschleisser  ist  bereits  gedacht 
worden.  Aus  dem  Gesagten  geht  hervor,  dass  diese  Faktoren  und  Salzver- 
schleisser nicht  als  Beamte  betrachtet  wurden. 

Ein  bedeutsames  Jahr  in  der  Geschichte  der  württembergischen  Salz- 
besteuerung ist  das  Jahr  1838.  Hier  wurde  am  30.  Dezember  eine  Verfügung 
des  Finanzministeriums  veröffentlicht"),  welche  Neuerungen  brachte,  die  bis  zum 
Jahre  1867  ein  Bestandteil  des  württembergischen  Salzwesens  blieben.  Don 
letzten  Anstoss  zur  Beform  gaben  folgende  umstände. 

Auf  mehreren  Landtagen  hatten  die  Stände  die  Herabsetzung  der  Salz- 
preise angeregt,  ohne  indessen  vorläufig  ein  geneigtes  Gehör  bei  der  Regierung 
zu  finden,  wenn  schon  die  Wünsche  der  Volksvertreter  insofern  nicht  ohne  eine 
gewisse  Berechtigung  waren,  als  die  Produktionskosten  des  von  der  Monopol- 
Verwaltung  verkauften  Salzes  seit  der  Betriebseröffnung  der  neuen  vortrefflichen 
Salzwerke  nicht  unerheblich  zurückgegangen  und  die  Steuerbeträge  bei  gleich- 
bleibenden Preisen  entsprechend  gewachsen  waren.  Als  dann  in  dem  benach- 
barten Baden  mit  dem  Juli  1833  der  Preis  eines  Pfundes  Kochsalz  auf  nur 
3  kr.  ermässigt  wurde,  zeigte  sich  die  Regierung  Württembergs  weniger  ab- 
geneigt, auf  die  Wünsche  der  Landstände  einzugehen,  ohne  Zweifel  von  der 
Erwägung  geleitet,  dass  ein  starkes  Eindringen  badischen  Salzes  über  die 
Landesgrenze  nicht  zu  verhindern  wäre,  wenn  die  Salzpreise  in  Württemberg 
höher  stünden  als  in  Baden.    Auf  dem  Landtage  des  Jahres  1888  vereinbarte 


J)  Keys  eher,  a.  a.  0.,  XVI.  Bd.,  S.  162. 

S)  Ho  ff  mann,  Dr.  C.  H.  L.,  Wttrttembergisches  Finanzrecht.    I.  Bd.    Tübingen 

1^7,  S.  4S6  ff. 

»)  Württembergiaches  Regierungsbl.  1807,  S.  170,  1817,  S.  B4i. 
^)  Daselbst,  Yerordnnng  vom  6.  Februar  1836. 
*)  Daselbst,  Verordnung  vom  16.  November  1827. 
«)Reyscher,  Finanzgesetze,  III.  Teil,  S.  726. 
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man  demgemäss  eine  HerabBeiztmg  des  Salzpreises  und  gab  in  Aasführung 
dieses  Beschlusses  durch  die  erwähnte  ministerielle  Verfügung  bekannt,  dass 
vom  1.  Februar  1834  ab  das  Pfund  Salz  überall  im  Lande  nur  noch  3  kr.  höch- 
stens kosten  sollte. 

Das  Ziel,  welches  man  zu  erreichen  suchte,  war  sonach  Gleichstellniig 
des  Salzpreises  in  allen  Teilen  des  Landes.  Die  ständische  Finanzkommission 
hatte  bereits  im  Jahre  1826  ihre  Meinung  über  diesen  Punkt  in  folgenden 
Worten  zu  Protokoll  gegeben  ^) :  ,Da  jeder  Staatsbürger,  um  sein  Salzbedürfnü 
zu  erhalten,  sich  an  den  Staat  wenden  und  der  Staat  einem  jeden  seiner 
Bürger  gleiche  Rechte  angedeihen  lassen  müsse,  so  erwachse  hieraus  der  An- 
spruch und,  wenn  man  wolle,  ein  Recht  des  Staatsbürgers,  vermöge  dessen  der 
Staat  den  einzelnen  seine  Entfernung  von  der  Saline  nicht  entgelten  lassen 
könne,  sondern  dem  nächsten,  wie  dem  entferntesten  Bürger  dieses  unentbehr- 
liche Material,  welches  er  sich  anderswoher  nicht  verschaffen  könne  und  dürfe, 
für  den  gleichen  Preis  gewähren  müsse.'  Es  liegt  auf  der  Hand,  dass  bei 
gleichen  Salzpreisen  die  Salzkonsumenten  verschiedene  Steuerbeträge  pro  Ge- 
wichtseinheit zu  entrichten  haben,  und  dass  diese  Steuerbelastung  mit  der  Ent- 
fernung von  dem  Salzwerke  abnimmt.  Denn  in  der  Nähe  der  Salinen  ist  als- 
dann der  Monopolgewinn  ein  sehr  viel  grösserer  als  in  den  Distrikten,  in  welche 
das  Salz  erst  unter  einem  grösseren  oder  geringeren  Aufwand  an  Transport- 
kosten gebracht  werden  kann.  Verdienst  ist  aber  hier,  wie  bei  allen  Finanz- 
monopolien,  gleichbedeutend  mit  Steuerbetrag,  wenn  einmal  von  dem  doch  nur 
schwer  auszuscheidenden  Salinengewinn  (Rente  des  in  den  Salinen  festgelegten 
Kapitals)  abgesehen  werden  darf.  Diese  Ungleichheit  in  der  Steuerbelastong 
hielten  einige  Staaten,  wie  Bayern  und  Sachsen,  für  einen  so  schwer  ins  Ge- 
wicht fallenden  Nachteil,  dass  sie  lieber  die  mannigfachen  mit  der  Bildung 
verschieden  hoher  Salzpreise  verknüpften  üebelstände  und  Schwerfälligkeiten 
auf  dem  Gebiete  der  Verwaltung  und  des  Salzumsatzes  mit  in  Kauf  nehmen 
als  die  Vorteile  der  Einführung  eines  Einheitspreises  geniesen  wollten.  In 
Württemberg  dachte  man,  wie  erwähnt,  anders,  wählte  indessen  nunmehr  ein 
eigenartiges  Mittel,  um  Gleichheit  des  Salzpreises  in  allen  Landesteilen  zu 
erzielen. 

Durch  die  bereits  erwähnte  Verfügung  vom  30.  Dezember  1838  behielt 
sich  die  Regierung  zwar  das  Alleinverkaufsrecht  von  Salz  aus  erster  Hand  vor. 
gab  aber  im  übrigen  den  Handel  mit  Salz  überall  an  Handelsberechtigte  unter 
der  Bedingung  frei,  dass  das  Pfund  Kochsalz  nirgend  höher  als  zu  3  kr.,  das 
Pfund  Steinsalz  zu  höchstens  V/i  kr.  feilgehalten  werden  sollte.  Die  Salinen 
Hall,  Friedrichs-,  Wilhelms-  und  Clemenshall,  sowie  Sulz  verkauften  das  Sähe 
in  verpacktem  und  unverpacktem  Zustande,  den  Zentner  bei  1  Pfd.  Gutgewicht 
zu  101  Pfd.  rechnend,  fass-  und  sackweise  unter  Vergütung  der  gewöhnlichen 
Verschleissgebühr ,  also  das  Pfund  Siedesalz  zu  2^6  kr.,  Steinsalz  zu  Vit  kr., 
und  brachten  nur  bei  verpacktem  Salze  eine  gewisse  Packgebühr  in  Anrechnung. 
Die  bisherigen  Faktoreien  wurden  beseitigt  und  die  Regierung  versprach,  an 
deren  Stelle  Vorkehrungen  zu  treffen,  dass  sich  der  Preis  von  3  kr.  pro  Pfund 


1)  V.  M  a  1  c  hu  8 ,  G.  A. ,  Handbach  der  Finanzwissenschaft.   Stattgart  and  T&bingen 
1880.    I.  Teil,  8. 101,  Schiaasnote  Nr.  2. 
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überall  im  Königreich  herstellen  würde.  Das  Mittel,  welches  sie  zu  diesem 
Zwecke  wählte,  war  das  folgende. 

In  der  Nähe  der  Salinen  bedurfte  es  besonderer  Nachhilfen  überhaupt 
nicht.  Für  die  übrigen  Landesteile  wurden  vom  Bergrate  unter  Beihilfe  der 
Kameralämter  Ton  3  zu  3  Jahren  besondere  Verträge  mit  Privatunternehmern 
im  Snbmissionsweg  und  vorbehaltlich  höherer  Genehmigung  abgeschlossen,  nach 
welchen  diese  Unternehmer  das  Salz  in  den  Oberamtsbezirken  fass-  und  sack- 
weise zu  2V«  nnd  P/«  kr.  an  die  Handelsberechtigten  und  an  Private  zu  ver- 
kaufen hatten.  Sie  selbst  erhielten  das  Pfund  Salz  von  der  Salinenverwaltung 
zn  niedrigeren  Preisen,  und  in  der  Differenz  zwischen  beiden  Greldbeträgen 
war  ihr  Verdienst  eingeschlossen.  Im  Interesse  der  oberschwäbischen  Bezirke, 
welche  am  weitesten  von  den  Landessalinen  ablagen,  wurde  in  Ulm  ein  be- 
sonderes Magazin  unter  einem  eigenen  Verwalter  auf  Kosten  des  Staates  unter- 
halten, in  dem  übrigens  auch  bayrisches  Salz  ausgegeben  wurde,  welches 
Württemberg  gegen  gleiche  Mengen  eigenen  und  zur  Versorgung  der  Rhein- 
pfalz und  Unterfrankens  bestimmten  Fabrikates  umtauschte'). 

Diese  Einrichtungen  müssen  in  jeder  Hinsicht  als  vortreffliche  bezeichnet 
werden.  Der  Regierung  Württembergs  kann  das  Zeugnis  nicht  leicht  vorent- 
halten werden,  dass  sie  es,  besser  als  alle  übrigen  Staatsverwaltungen,  verstanden, 
ToUcBwirtschaftlichen  und  fiskalischen  Interessen  in  gleicher  Weise  zu  dienen. 
In  erfreulichem  Gegensatze  zu  den  Anordnungen  anderer  Bundesstaaten  findet 
sich  hier  kein  schwerfälliger,  umfangreicher  und  kostspieliger  Regieapparat. 
Das  Einkommen  aus  dem  Salzmonopol  wurde  in  der  denkbar  einfachsten,  billig- 
sten und  das  private  und  Öffentliche  Leben  wenigsten  störenden  Weise  erhoben. 
Nur  den  Verkauf  des  Salzes  aus  erster  Hand  hatte  sich  die  Staatsverwaltung 
vorbehalten,  den  weiteren  Umsatz  der  privaten  Tätigkeit  frei  lassend.  Das 
ganze  Verwaltungsgebaren  zeichnet  sich  durch  einen  gewissen  freien  kauf- 
männischen Geist  aus  und  unterscheidet  sich  dadurch  vorteilhaft  von  der  un- 
beholfenen Methode  anderer  Staaten,  die  sich  von  der  bureankratischen  Schablone 
überhaupt  nicht  oder  nur  bis  zu  einem  gewissen  Grade  frei  zu  machen  wussten. 
Die  Interessen  des  Staates  und  die  Wünsche  der  Bevölkerung  hatten  gleiche 
Würdigung  gefunden,  und  die  günstigen  Resultate  der  Reform  beweisen  in 
anzweideutigster  Weise  die  Vortrefflichkeit  der  geschaffenen  Einrichtungen. 

Die  Preisreduktion  des  Jahres  1883  hatte  zunächst  ein  Sinken  des  vor 
1884  auf  etwa  700,000  fl.  berechneten ')  Regieertrags  zur  Folge.  In  überraschend 
kurzer  Zeit  wurde  jedoch  dieser  Ausfall  durch  einen  steigenden  Salzverbrauch 
wieder  ausgeglichen.  In  dem  Zeitraum  von  1883 — 38  berechnete  sich  diese 
Zunahme  der  Salzkonsumtion  auf  nicht  weniger  als  28^0»  da  im  Jahre  1883 
295,720  und  1838  364,201  Ztr.  Salz  abgesetzt  worden  sind").  Die  Reinerträge 
des  Salzwesens  hatten  dementsprechend  den  früheren  Betrag  bald  wieder  er- 
reicht und  stiegen  in  der  Folge  auf  800,000  und  900,000  fl.  In  den  Jahren 
1844—47    erzielte    man    einen    durchschnittlichen    jährlichen    Reinertrag    von 


1)  Vgl.  insbes.  Hoffmann,  WOrttembergisches Finanzrecht.  TAbingen  1857,  S.  429. 
3)Herdegen, Christoph,  Württembergs  Staatshaashalt.  Stuttgart  1848,  S.  116  ff. 
3)  We iniig,  Prof.  Dr.,  Gegenwärtige  Ausübung  des  Salzregals.    Ran-Hanssens 
Archiv.    Neue  Folge,  IV.  Bd.,  Heidelberg  1846,  S.  274. 
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988,900  fl.  (=  562,228  Tlr.),  während  nur  839,000  fl.  veranschlagt  worden  waren  '). 
Lediglich  in  Baden  und  Preussen  waren  die  finanziellen  Ergebnisse  der  Salz- 
besteuerung  noch  bensere,  was  wenigstens  die  grösseren  Bundesstaaten  anlangt, 
wobei  jedoch  nicht  übersehen  werden  darf,  dass  der  ZoUzentner  in  Preussen 
3  Tlr.  5,1  Sgr.  und  in  WQrttemberg  nur  2  Tlr.  16,5  Sgr.  kostete.  In  Baden 
zahlte  man  ffir  die  gleiche  Menge  zwar  nur  2  Tlr.  11,4  Sgr.,  aber  hier  wurden 
alljährlich  23,8  und  in  WArttemberg  nur  18  Zollpfund  Salz  pro  Kopf  der  Be* 
Tölkerung  yerbraucht,  bei  gleichen  Kleinverkaufspreisen.  Dieser  Unterschied  in 
der  Salzkonsumtion  müsste  auffallen,  wenn  er  nicht  in  folgenden  Gründen  eine 
natürliche  Erklärung  fände.  In  Württemberg  wurden  damals  derartige  Mengen 
des  billigen  Steinsalzes  nach  Vermengen  mit  Siedesalz  als  Speisesalz  konsumiert 
dass  sich  die  Regierung  bald  darauf  genötigt  sah,  Massnahmen  gegen  diesen 
die  Finanzen  schwer  schädigenden  Missbrauch  zu  ergreifen.  Auch  wurde  ans 
Baden  viel  Salz  in  die  Nachbarstaaten  eingeschmuggelt,  eine  vom  fiskalischen 
Standpunkte  aus  betrachtet  unzulässige  Vermehrung  des  Salinenabsatzes,  welche 
in  Württemberg  nicht  den  Umfang  wie  in  Baden  annehmen  konnte,  weil  hier 
die  Engrospreise,  wie  bemerkt,  noch  etwas  höher  standen  als  dort,  und  weil 
die  geographische  Lage  Badens  den  Unterschleif  besonders  begünstigte.  Trotz- 
dem war  das  Ergebnis  für  das  Königreich  durchaus  zufriedenstellend.  Denn 
in  Baden  entfielen  auf  jeden  Einwohner  durchschnittlich  12,7,  in  Preussen  10,2 
und  in  Württemberg  9,4  Sgr.  an  Reinertrag  der  Salzregie.  Die  übrigen  grösseren 
Bundesstaaten  konnten  sich  ähnlicher  günstigen  Zahlen  nicht  entfernt  rühmen, 
wie  denn  z.  B.  Bayern  nur  7,5,  Sachsen  6,8,  Kurhessen  5,9  und  Hannover  gar 
nur  1,8  Sgr.  Steuereinkommen  pro  Kopf  der  Bevölkerung  aufzuweisen  hatten^. 
Dass  trotzdem  die  Interessen  der  Bevölkerung  in  ausreichendem  Masse  Berück- 
sichtigung fanden,  wurde  bereits  erwähnt.  Herdegen  hat  berechnet,  dass 
die  Preisermässig^ng  des  Jahres  1833/34  bei  einem  jährlichen  Konsum  von 
300,000  Ztm.  den  Konsumenten  ein  Geschenk  von  V^  Mill.  fl.  jährlich  zuwies^). 
Der  Reingewinn,  den  die  württembergische  Salzregie  abwarf,  setzte  sich 
zusammen  aus  dem  Monopolgewinn,  dem  eigentlichen  Steuerbetrag,  und  aus 
dem  Salinengewinn,  der  Rente  des  in  den  Salzwerken  festliegenden  Kapitals. 
Der  reine  Steuerprozentsatz  wurde  verschieden  berechnet.  Nach  Weinlig  be- 
trugen die  Gestehungskosten  eines  Zentners  Salz,  einschliesslich  aller  Ausgraben 
für  Erzeugung,  Verpackung,  Provision,  Besoldungen  ete.  2  fl.  6  kr.  und  bei 
einem  Niederlagepreis  von  4  fl.  24  kr.  bezifferte  sich  der  Steuerbetrag  zu  2  fl. 
18  kr.  oder  52  7o  des  Lag^rpreises  ^).  Malchus  dagegen  nimmt  an,  dass  von 
den  3  kr.,  welche  das  Pfund  Salz  im  Verkehr  kostete,  1  kr.  die  Summe  aller 
Unkosten,  die  übrigen  beiden  Kreuzer  dagegen  (=  67  ^o)  fast  allein  den  Steuer- 
betrag dargestellt  hätten,  während  der  Betrieb  selbst  keinen  Ueberschuss  ab- 
geworfen habe').  Riecke  wiederum  war  der  Ansicht,  dass  die  Selbstkosten 
eines  Zollzentners  Salz  bei  einem  Preise  von  2  Tlr.  16,5  Sgr.  einschliesslich  der 
Verpackungskosten  aber  ausschliesslich  der  Zinsen  der  Anlage-  (Salinen)  und 


1)  T hielau,  a.  a.  0.,  besonders  unter  den  Tabellen. 

3)  Daselbst,  besonders  Anlage  II,  c. 

3)  Herdegen,  a.  a.  0. 

*)  Weinlig,  a.  a.  0.,  Tabelle  I  u.  III. 

&)  Malchus,  Finanzwissenschaft,  8. 106. 
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Betriebskapitalien  13—15  Sgr.  betrugen,  und  dass  nach  Ausscheidung  dieser 
Zinsen  und  des  Salinengewerbsgewinnes  noch  l'/t — 2  Tlr.  oder  etwa  65—78, 
im  Mittel  72^0  des  Preises  ab  Steuerteil  übrig  blieben^).  T  hie  lau  endlich 
teilt  mit,  dass  die  Produktionskosten  eines  Zollzentners  im  Jahre  1848  je  nach 
Saline  und  Art  des  Salzes  auf  9V7— 18*/?  Sgr.  angegeben  worden  seien,  und 
dass  bei  Unterstellung  eines  Salinengewinnes  von  5  Sgr.  für  den  Zentner  bei 
dem  Kochsalze  noch  1  Tlr.  23  Sgr.  als  Betrag  der  Salzsteuer  angenommen 
werden  müssten*).  Das  würde  einem  Steueranteil  von  69%  entsprechen  und 
als  Mittel  der  vier  Resultate  w&ren  657*  ^^  Verkaufspreises  als  der  durch- 
schnittliche Steuerbetrag  anzunehmen.  Da  die  vier  Berechnungen  nicht  zur 
n&mlichen  Zeit  vorgenommen  worden  sind  und  überdies  die  Gestehungskosten 
der  Gewichtseinheit  nicht  aus  denselben  Teilbeträgen  zusammenfügen,  können 
sie  nicht  gut  zu  dem  gleichen  Ergebnisse  führen.  Trotzdem  darf  jedoch  der 
angegebene  Durchschnittssatz  von  65^0  als  der  Wirklichkeit  nahekommend  be- 
trachtet werden. 

Besondere  Verdienste  erwarb  sich  die  Landesregierung  durch  das  wohl- 
wollende Eingehen  auf  die  Forderungen  der  Industrie  und  Landwirtschaft. 
Schon  verhältnismässig  frühzeitig  wurden  Erleichterungen  und  Preisermässigungen 
für  das  zu  landwirtschaftlichen  und  gewerblichen  Zwecken  bestinmite  Salz  be- 
willigt und  erst  weitverbreitete  Missstände  konnten  die  massgebenden  Faktoren 
veranlassen,  das  während  langer  Jahre  betätigte  Entgegenkommen  zu  modi- 
fizieren. Schon  im  März  1824')  verfügte  der  Bergrat  in  Ausführung  eines 
königlichen  Befehles,  dass  Viehsalz  in  Mindestmengen  von  1  Ztr.  auf  den 
Salinen  zu  2  fl.  30  kr.  (oder  l'/s  kr.  das  Pfund)  pro  Zentner  an  die  Personen 
abgegeben  werden  sollte,  welche  sich  unter  Vorlage  amtlicher  Bescheinigungen 
als  Viehbesitzer  ausweisen  könnten.  Soweit  dieses  besonders  hergestellte  Salz 
bei  den  Salinen  nicht  abgesetzt  wurde,  konnte  es  auch  durch  die  Faktoreien 
bezogen  werden.  Zur  Erleichterung  solcher  Orte,  in  welchen  sich  Faktoreien 
nicht  befanden,  durfte  endlich  das  Oberamt  die  Genehmigung  erteilen,  dass 
dort  besondere  Viehsalzverschleisser  das  Salz  zu  von  der  Obrigkeit  bestimmten 
Preisen  feilhielten.  Allen  anderen  Personen  dagegen  war  der  Handel  mit  Vieh- 
und  Dungsalz,  Salzstein,  Pfannenschiefer  und  ähnlichen  Nebenprodukten  der 
Kochsalzgewinnung  verboten.  Dieser  ersten  Erleichterung  folgten  bald  weitere 
gleich  anerkennenswerte  Reformen.  Im  Jahre  1830^)  wurde  auf  Ansuchen  der 
Landstände  von  derselben  Oberbehörde  bekannt  gegeben,  dass  jährlich  80,000  Ztr. 
Stein-  und  Viehsalz  in  derselben  Weise  zum  Preise  von  2  kr.  das  Pfund  ver- 
kauft weiden  sollten.  Die  Faktoren  und  Verschleisser  erhielten  ähnliche  Ge- 
bühren, wie  beim  Verkaufe  des  Kochsalzes.  Eine  gewisse  Aengstlichkeit  spricht 
noch  aus  der  Anordnung,  dass  den  Faktoren  und  Verschleissem  das  Mahlen 
oder  Zerstampfen  des  Steinsalzes  streng  verboten  war,  und  dass  dieselbe  Person 
nicht  zugleich  den  Kleinverkaaf  von  Speise-  und  von  Vieh-  oder  Steinsalz  aus- 
üben durfte.     Die  bereits  bei  anderer  Gelegenheit  erwähnte  Verfügung  des 

ORiecke,  Karl,  Die  Hemmnisse  des  freien  Verkehrs  im  Innern  des  deutschen 
Zollvereins.    Zeltochrift  für  die  gesamte  Staatswissenschaft.  VII.  Bd.  Tttbingen  1861,  S.  187 
^  Thiel  an,  a.  a.  0.,  8.  9.    Ygl.  auch  die  Anlagen  II,  B  n.  G. 
*)  Reyscher,  Oesetzsamml.  XYI.  Bd.,  B,  II.  Abt.,  8.  487. 
*)  Rcyscher,  a.  a.  0.,  III.  Abt.,  8.728. 
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Filianzministeriams  vom  30.  Dezember  1888 ')  ermässigte  den  Preis  eines  Pfandes 
Steinsalz  um  V«  kr.  und  traf  die  gleichen  Anordnungen,  wie  sie  hinsichtlich 
des  Kochsalzes  bereits  geschildert  worden  sind,  am  zu  erreichen,  dass  das  Pfand 
Steinsalz  allerorten  zum  Preise  von  höchstens  1 V*  kr.  zu  haben  war.  Den  Ver- 
kauf des  sog.  Viehsalzes  (geringeres  Salz  und  Salzabfälle)  suchte  man  dagegen 
nach  Möglichkeit  einzuschränken  und  zu  erschweren,  weil  dasselbe  beim  Detail- 
yerkauf  vielfach  zur  Vermischung  mit  dem  Kochsalze  missbraucht  wurde.  Ein 
besonderes  Dungsalz,  eine  Mischung  von  Salz  mit  anderen  Stoffen,  kam  seit  dem 
Jahre  1886  in  den  Handel. 

Das  letzte  Glied  in  dieser  Reihe  von  Vergünstigungen  bildet  die  Ver- 
fügung des  Finanzministeriums  vom  T.Juni  1848,  die  Abgabe  von  Salz  zu  ge- 
werblichen Zwecken  betreffend.  Der  bisherige  Preis  des  Steinsalzes  wird  pro 
Zentner  (zu  101  Pfd.)  unverpackten  Salzes  ganz  allgemein  von  86  und  80  auf 
18  kr.  ermässig^.  Das  Salz  wurde  auf  dem  Steinsalzwerk  Wilhelmsglück,  »nach 
vorgängiger  Vermischung  mit  einer  den  CFenuss  für  Menschen  und  Vieh  nicht 
gestattenden,  jedoch  mit  Berücksichtigung  der  verschiedenen  technischen  Zwecke 
zu  wählenden  Substanz,'  fass-  und  sackweise  an  alle  Gewerbetreibenden  ab- 
gegeben, deren  jährlicher  Bedarf  sich  auf  mindestens  5  Ztr.  bezifferte  und  denen 
das  Salz  entweder  ein  wesentliches  Fabrikationsmittel  oder  ein  wesentlicher 
Bestandteil  ihrer  Fabrikate  war.  Die  Kontrollen  gegen  missbräuchliche  Ver- 
wendung bestanden  in  der  Hauptsache  darin,  dass  bei  der  Bestellung  des  Be- 
darfes für  das  kommende  Jahr  dem  Bergrate  eine  summarische,  von  der  Orts- 
behörde beglaubigte  Darstellung  der  Produktionsverhältnisse  des  Gewerbebetrieb? 
nebst  einer  Nachweisung  über  das  im  Vorjahr  bezogene  und  verbrauchte  Stein- 
salzquantnm  vorzulegen  waren.  Missbräuchliche  Benutzung  dieses  Salzes  zog 
den  Verlust  der  Vergünstigung  und  die  Nacherhebung  des  Salinenpreises  (des 
nicht  ermässigten  Preises)  für  die  in  Frage  kommende  Salzmenge  nach  sich*). 

Trotz  dieser  und  ähnlicher  Massnahmen  Hess  es  sich  doch  nicht  ver- 
hindern, dass  grosse  Mengen  Steinsalz  zu  menschlichem  Konsum  benutzt  wurden. 
Die  Regierung  sah  sich  deshalb  genötigt,  die  wohlgemeinten  Erleichterungen 
zum  Schaden  der  beteiligten  Interessenten  teilweise  wieder  zurückzunehmen 
und  den  Bezug  des  Steinsalzes  wieder  zu  erschweren.  Die  näheren  Einzel- 
heiten sind  in  der  Verfügung  des  Finanzministeriums  vom  28.  Dezember  1851 
enthalten '). 

Eine  der  württembergischen  Salzregfie  in  vieler  Beziehung  ähnliche  Or- 
ganisation des  Salzmonopols  bestand  in  dem 


Qrossherzogtum  Baden. 

Hier  müssen  die  Markgrafen  schon  frühzeitig  Anspruch  auf  den  Salz* 
handel  und  Salzverkauf  erhoben  haben,  weil  sich  die  Landstände  der  «oberen 
Markgrafschaft"  bereits  auf  einem  Landtage  des  Jahres  1591  darüber  beschwer- 


1)  Beyscher,  a.  a.  0.,  S.  786. 
»)  Württembergisches  Begierungsblatt.    Jalirg.  1848. 
3)  Schmidt,  Dr.  A. ,  Das  Salz.    Leipzig  1874,  S.  74. 
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ten,  dass  das  fürstliche  Haus  den  Salzhandel  allein  ausübe  ^).  Auf  den  Einwand 
der  Regierung,  dass  der  Salz  verkauf  ein  Regal  sei  und  dass  das  herrschaftliche 
Monopol  somit  zu  Recht  eingeführt  w&re,  liessen  es  die  Stände  bei  ihrem  Ein- 
spruch bewenden.  Der  Verkauf  des  Salzes  aus  zweiter  Hand  war  auch  in 
Baden  ein  Vorrecht  der  Städte  und  Marktflecken;  nur  wenige  Dörfer  besassen 
ein  gleiches  Recht,  welches  ihnen  durch  altes  Herkommen  oder  besondere  landes- 
herrliche Gunst  zugefallen  war').  Da  der  Markgraf  den  Salzhandel  monopoli- 
siert hatte,  war  folgerichtig  die  Einfuhr  fremden  Salzes  bei  Strafe  verboten; 
nach  einer  Verordnung  vom  7.  März  1713  sollte  diese  Strafe  10  Rtlr.  für  jedes 
eingeschmuggelte  Pfund  Salz  betragen').  Den  Untertanen  war  es  zur  Pflicht 
gemacht  worden,  das  notwendige  Salz  ausschliesslich  bei  den  ,  geordneten  Salz- 
statten'  zu  den  von  der  Obrigkeit  festgesetzten  Preisen  einzukaufen.  Auch 
von  der  lästigen  Salzkonskription,  welche,  wie  späterhin  noch  ausführlich  zu 
zeigen  ist,  in  der  Geschichte  der  preussischen  und  sächsischen  Regie  eine  so 
bedeutungsvolle  Rolle  gespielt  hat,  ist  das  baden-durlachische  Land  nicht  ver- 
schont geblieben,  nur  dass  sie  hier  nicht  die  strengen  Formen  angenommen 
haben  mag,  wie  dort  im  Norden  Deutschlands.  Nach  den  Verordnungen  vom 
11.  Juni  1735,  vom  29.  Juli  1737  und  vom  4.  Dezember  1742  mussten  für  jede 
über  10  Jahre  alte  Person,  wenn  sie  reichen  Standes  war  24,  wenn  sie  mittel- 
mässig  begütert  dagegen  20,  und  wenn  sie  arm  war,  nur  12  Pfd.  Salz  alljährlich 
den  fiskalischen  Salzmagazinen  abgekauft  werden.  Kam  der  Betreffende  mit 
dieser  Menge  nicht  aus,  so  hatte  er  auch  den  Mehrbedarf  aus  dem  zugewiesenen 
sSalzstadel'  (Salzmagazin)  zu  beziehen.  Die  Salzwäger  hatten  in  jedem  Falle 
die  gekaufte  Quantität  in  das  zu  diesem  Zwecke  stets  vorzulegende  Salzbuch 
des  Käufers  einzutragen  und  die  Landkommissarien  hatten  später  diese  Kontroll- 
bücher nachzuprüfen  und,  wie  anzunehmen,  für  die  nachträgliche  Abnahme 
des  nicht  bezogenen  Teiles  der  Konskriptionssumme  oder  für  Beitreibung  des 
entsprechenden  Geldbetrages  Sorge  zu  tragen^).  Die  steuertechnische  Ein- 
richtung der  Konskription  war  sonach  die  gleiche  wie  in  Preussen  und  Kur- 
sachsen. Im  üntenchied  zu  diesen  beiden  Staaten  hatte  man  dagegen  in  ebenso 
einfacher  wie  radikaler  Weise  in  Baden  den  Versuch  gemacht,  diese  Besteuerungs- 
foim  ihres  kopfsteuerartigen  Charakters  zu  entkleiden  und  sie  der  wirtschaft- 
lichen und  steuerlichen  Leistungsfähigkeit  der  Konsumenten  anzupassen.  So 
eriiebliche  Bedenken  auch  gegen  ein  derartiges,  in  der  Geschichte  der  Salz- 
besteuerung einzig  dastehendes  Experiment  geltend  gemacht  werden  müssen, 
80  interessant  wäre  es,  näheren  Aufschluss  über  die  praktischen  Wirkungen 
und  Ergebnisse  desselben  zu  erhalten.  Leider  liegen  jedoch  Mitteilungen  hier- 
über nicht  vor. 

Eine  vollkommene  Aenderung  der  Salzbesteuerung  brachte  das  Jahr  1807. 
Die  Regierung  Hess  das  bisher  geübte  Verfahren  fallen  und  setzte  an  dessen 

die  sog.  Salzadmodiation ,   d.  h.  die  Verpachtung   des  Salzhandels  an 


1)  Moser,  Joh.  Jakob,  Einleitang in  das  markgräfl.  badische  Staatsrecht.  Frank- 
furt ond  Leipzig  1778,  8.  847. 

')  Badisches  Landreeht,  ca.  1600.    Y.  Teil,  Titel  lo. 

>)  Wesentlicher  Inhalt  des  betrftchtlichsten  Teils  der  neueren  markgräfl.  badischen 
öeaetzgebung.    Karlsruhe  178«,  I.  Teil,  S.  478. 

*)  Wesentlicher  Inhalt  etc.,  a.  a.  0.,  8.  786. 
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privilegierte  Unternehmer.  Der  erste  Pachtvertrag  dieser  Art  wurde  mit  der 
Kaiserlich  Französischen  Salzregieverwaltung  abgeschlossen  und  trat  mit  dem 
L  März  1807  in  Kraft').  Nach  dieser  Vereinbarung  hatten  die  Pächter  das 
Salz  überall  im  Lande  in  guter  Beschaffenheit  und  zu  4  kr.  das  Pfund  feilzu- 
halten. Es  wurden  Magazine  in  solcher  Anzahl  angelegt,  dass  keine  Gemeinde 
weiter  als  4  Stunden  von  einem  Magazine  entfernt  war.  In  jeder  Gemeinde 
sollte  ein  Salzauswäger  den  Kleinverkauf  übernehmen  und  dafür  eine  Vergütung 
erhalten,  welche  aus  10  kr.  Auswägelohn  und  4  Pfd.  Gutgewicht  für  jeden 
Zentner  Salz  bestand.  Die  Pächter  —  Admodiateurs  —  erkauften  das  aus- 
schliessliche Recht  auf  den  Salzhandel  durch  eine  vertragsmässig  festgelegt 
Summe.  Gegen  ein  weiteres  Aversum  gestattete  man  ihnen,  das  Salz  im  ganzen 
Umfange  des  Landes  zollfrei  ein-  und  auszuführen,  während  den  Landeskindem 
die  Einfuhr  von  Salz  nach  wie  vor  bei  Strafe  verboten  war.  Die  sämtlichen 
grossherzoglichen  Beamten  erhielten  durch  eine  Verfügung  des  Geheimen  Finanz- 
rates die  Weisung*),  die  erlassenen  Vorschriften  zu  gebührendem  Vollzug  zu 
bringen  und  der  Admodiation  den  erforderlichen  dienstlichen  Vorschub  zu 
leisten. 

Auf  Befehl  des  Grossherzogs  wurde  der  Preis  eines  Pfundes  Salz  zur 
Deckung  der  durch  die  Zeitverhältnisse  gesteigerten  Ausgaben  vom  lO.  August  1808 
an  von  4  auf  5  kr.  erhöht'). 

10  Jahre  nach  Einführung  der  Salzadmodiation  und  nachdem  die  Pächter 
mehrfach  gewechselt  hatten,  kam  der  Handel  mit  Salz  zum  letzten  Male  im 
Jahre  1817  auf  6  Jahre  an  eine  Gesellschaft  gegen  eine  jährliche  Pachtsumme 
von  600,000  fl.  in  Pacht.  Ausserdem  hatten  die  Unternehmer  der  Regierung 
eine  weitere  bestimmte  Geldsumme  für  die  ihnen  zugestandene  Befreiung  von 
den  Einfuhrzöllen  und  von  der  Gewerbsteuer  zu  entrichten.  Alle  weiteren 
Abgaben  und  Gefälle  mussten  sie  dagegen  zahlen  wie  jeder  beliebige  Untertan 
auch  *). 

Eine  Ausnahmestellung  nahmen  die  ehemals  fürstlichen  speierischen  Orte 
ein,  in  welchen  der  Beständer  der  Saline  Bruchsal  das  von  ihm  gewonnene 
Salz  frei  absetzen  durfte.  Ursprünglich  hatte  derselbe  für  jedes  von  ihm  ver- 
kaufte Pfund  Salz  2  kr.  an  einen  vom  Staate  besonders  bestellten  Einnehmer 
zu  bezahlen.  Eine  Bekanntmachung  des  Finanzministeriums  vom  28.  Dezem- 
ber 1811  beseitigte  jedoch  diese  »Accise'  und  erteilte  dem  Eigentümer  der 
Saline  für  bestimmte  Ortschaften  das  ausschliessliche  Recht  des  Salzabsatzes. 
Derselbe  trat  in  die  Rechte  und  Verbindlichkeiten  der  Hauptadmodiateurs  ein 
und  war  verpflichtet,  französisches  Salz  zu  ihm  vorgeschriebenem  Preise  neben 
dem  Bruchsaler  Salz,  dessen  Preisstellung  ihm  überlassen  blieb,  feilzuhalten^). 

Abgesehen  von  diesem  Bezirk  bildete  das  Grossherzogtum  hinsichtlich 


1)  Mors,  J.  B.,  Alphabetisches  Realrepertorium  über  sämtliche  grossherzogl. 
badischen  älteren  und  neueren  Gesetze.    Freibarg  i8ii,  II.  Bd.,  S.  121. 

^  Mors,  Ebendaselbst. 

«)  Regierungsbl.  1808,  Nr.  27,  S.  218.  Vgl.  auch:  Regenauer,  Dr.  Franz  Anton, 
Der  Staatshaushalt  des  Orossherzogtums  Baden.    Karlsruhe  1863,  XX.  Kapitel,  8.  606. 

*)  Fink,  Friedrich,  Alphabetisches Realrepertorium  der  grossherzogl.  badischen 
Gesetzgebung  und  Verfassung.    Heidelberg  1834,  II.  Abt.,  S.  403. 

&)  Regierungsblatt,  Karlsruhe. 
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der  Salzbesteuerung  ein  einheitliches  Ganze.  Zwar  hatte  noch  im  Jahre  1803 
das  Eonstitntionsedikt  den  durch  den  Reichsdepatationshauptschluss  mediati- 
sierten  und  zu  Baden  gefallenen  Städten  das  der  Obrigkeit  zustehende  Recht 
auf  den  Salzhandel  innerhalb  des  Stadtgebietes  gelassen ').  Aber  im  Jahre  1808 
wurden  alle  alten  Gerechtsamen  dieser  Art  abgelöst,  wobei  man  die  Städte, 
Gemeinden  und  Distriktskassen,  welche  seither  aus  dem  Salzhandel  fortlaufende 
Einnahmen  erzielt  hatten,  nach  dem  jährlichen  Durchschnittsertrag  dieses  Ein- 
kommens entschädigte^). 

Zu  dieser  Zeit  wurde  Salz  im  Grossherzogtum  nur  bei  der  erwähnten 
Brucbsaler  Saline  und  auf  dem  unbedeutenden  Salzwerke  in  Mosbach  gewonnen. 
Da  diese  Salinen  nur  ganz  unzureichende  Salzmengen  produzierten,  war  Baden 
aaf  den  Ueberschuss  anderer  Staaten  angewiesen,  wie  denn  längere  Jahre  hin- 
durch französisches  Salz  eingeführt  worden  ist.  Um  dem  abzuhelfen,  Hess  die 
Landesregierung  beharrlich  auf  Salz  bohren.  Die  glänzenden  Erfolge,  welche 
Wärttemberg  damals  bei  gleichen  Versuchen  erzielt  hatte,  hielten  den  Eifer 
der  badischen  Staatsverwaltung  rege  und  nach  längerem  Suchen  stiess  man  zu 
Anfang  der  1820er  Jahre  denn  auch  auf  die  beiden  starken  Solquellen  zu 
Rappenau  im  nördlichen  und  DQrrheim  bei  Donaueschingen')  im  südlichen 
Teile  des  Landes.  Der  Staat  Hess  alsbald  an  diesen  Orten  Salzwerke,  beide 
Ludwigshall  genannt,  anlegen  und  die  beiden  alten  Salinen  Bruchsal  und  Mos- 
bach eingehen.  Mit  dem  Jahre  1823,  in  welchem  die  Einrichtung  der  neuen 
Werke  soweit  vorgeschritten  war,  dass  sie  den  gesamten  Landesbedarf  liefern 
konnten,  lief  der  Vertrag  mit  den  Admodiateurs  ab  und  es  fand  die  Regierung 
amsoweniger  Veranlassung  zur  Erneuerung  der  Uebereinkunft,  als  sie  den  beiden 
Staatssalzwerken  ein  möglichst  ausgedehntes  und  gesichertes  Absatzgebiet  im 
Interesse  des  Staatsaufkommens  zu  gewinnen  trachten  musste.  Die  Produktion 
des  Salzes  war  zu  Gunsten  des  Staates  monopolisiert  und  nichts  lag  näher,  als 
nun  auch  den  Verkauf  des  Salzes  ganz  oder  teilweise  in  eigene  Hand  zu 
nehmen.  Nach  dem  von  Württemberg  gegebenen  Vorbilde  begnügte  sich  auch 
die  Groesherzogliche  Regierung  damit,  nur  den  Verkauf  des  Salzes  aus  erster 
Hand  für  sich  zu  beanspruchen. 

Die  näheren  Anweisungen  brachte  eine  landesherrliche  Verordnung  vom 
16.  Oktober  1828.  Nach  dieser  grundlegenden  Verfolgung  *)  hielten  die  beiden 
Landessalinen  bei  den  Werken  selbst  oder  an  anderen  geeigneten  Niederlage- 
plätzen das  Salz  sackweise  zum  Preise  von  B'/s  kr.  das  Pfund  feil.  Der  Handel 
im  grossen  war  allen  zum  Handel  überhaupt,  der  Handel  im  kleinen  allen  zum 
Spezereihandel  befugten  Personen  freigegeben.  Nötigenfalls  wurde  einem  oder 
mehreren  Ortsbürgem  dieses  Recht  taxfrei  von  dem  betreffenden  Amte  erteilt. 
Den  Hausierhandel  mit  Salz  dagegen  untersagte  man,  wie  denn  auch  die  Ein- 
fuhr fremden  Salzes  selbstredend  nach  wie  vor  bei  Strafe  verboten  war.  Der 
Preis  eines  Pfundes  Salz  im  Eleinverkauf  blieb  der  freien  Konkurrenz  mit  der 
Einschränkung  überlassen,  dass  er  den  Betrag  von  4  kr.  nirgend  übersteigen 
durfte.   Nur  da,  wo  das  Salz  nicht  zu  diesem  Preise  zu  haben  war,  wollte  die 


1)  Mors,  a.  a.  0.,  II.  Bd.,  Ziff.  4. 

2)  Daselbst,  Ziff.  2. 

>)  R  e  g  e  n  a  n  e  r ,  a.  a.  0.,  S.  605. 

*)  Stenergesetzgebang  im  Orossherzogtuiu  Baden.    Mannheim  1868,  S.  309. 

275 


Digitized  by  VjOOQIC 


276  ^'  Offenbftcher, 

Regierung  darch  anderweitige  Anordnungen  dafür  sorgen,  dass  auch  hier  das 
Pfund  höchstens  4  kr.  kostete. 

Als  Einheitfigewicht  wurde  das  neue  allgemeine  Landesgewicht  an- 
genommen, hei  welchem  das  Pfund  2Vft  Lot  mehr  zählte,  als  hei  dem  bisherigen 
Gewichte,  unter  Berücksichtigung  dieses  weiteren  Vorteils  war  durch  die 
Preisermässigung  von  5  auf  4  kr.  ein  Sinken  des  Salzpreises  um  nahezu  25  ^o 
erzielt  worden. 

Den  Kleinverkäufem  standen,  obwohl  in  der  Verordnung  nicht  vorgesehen, 
gewisse  Frachtvergütungen  neben  dem  Verdienst  von  V>  kr.  pro  Pfund  zu. 
Trotzdem  ging  die  Annahme  der  Regierung,  dass  die  freie  Konkurrenz  überall 
im  Lande  den  aus  .Billigkeit'  angestrebten  Einheits-  und  Maximalpreis  von 
4  kr.  herstellen  werde,  nicht  in  Erfüllung.  Das  Salz  war  zum  Preise  von 
3V< — 4  kr.  nur  in  der  Nähe  der  Salinen  zu  haben,  um  nun  auch  den  ab- 
gelegeneren Landesteilen  die  Segnungen  der  Reform  des  Jahres  1823  zuzu- 
wenden, entschloss  sich  die  Regierung  zur  Anlegung  von  Salzniederlagen  und 
machte  in  der  Verordnung  vom  19.  Mai  1880  ihre  dahingehenden  Entschliessungen 
bekannt').  Hiemach  sollte  künftig  kein  Ort  von  der  nächsten  Salzniederlage 
weiter  als  5  Stunden  entfernt  sein.  Bei  diesen  Magazinen  konnte  jedermann, 
Salzhändler  wie  Konsument,  das  Salz  in  plombierten  Säcken  zu  1  und  2  Ztr. 
zum  Preise  von  87«  kr.  das  Pfund  kaufen.  Die  Salzhändler  wurden  für  die 
Verluste,  welche  das  Preissinken  ihnen  bezüglich  ihrer  Vorräte  zufügen  musste. 
von  der  Regierung  entschädigt. 

Frachtvergütungen  sollten  bei  Entnahme  des  Salzes  aus  den  Lagern  der 
beiden  Landessalinen  auch  fernerhin  unter  gewissen  Voraussetzungen  gewährt 
werden.  Seit  dem  Jahre  1832  war  es  sogar  gestattet*),  diese  Bezüge  nicht 
mehr  ausschliesslich  bei  den  Salinenverwaltungen,  sondern  nach  Erfüllung  ge- 
wisser Formalitäten  auch  bei  den  Ortssteuererhebem  sich  auszahlen  zu  lassen. 

Die  Reform  von  1830  hatte  zwar  die  gute  Wirkung,  dass  sie  in  einem 
grossen  Teile  des  Landes  den  Preis  abermals  sinken  machte,  und  dass  sie  auch 
den  nicht  zum  Salzhandel  berechtigten  Privaten  das  Recht  des  direkten  Salz- 
einkaufs bei  den  staatlichen  Lagern  verlieh.  Auf  der  anderen  Seite  muss  jedoch 
die  Errichtung  von  Salzmagazinen  als  ein  Rückschritt  bezeichnet  werden,  welcher 
umso  bedauerlicher  war,  als  er  die  Regiekosten  ganz  erheblich  vermehrte.  Ohne 
Zweifel  verdienen  die  bereits  erwähnten  Vorkehrungen,  welche  die  Regierung 
Württembergs  bei  ähnlicher  Veranlassung  traf,  den  Vorzug  vor  dem  badischen 
Verfahren,  und  die  grossherzogliche  Regierung  hätte  nichts  besseres  tun  künnen, 
als  auch  in  Baden  den  Salzverkauf  in  jenen  entlegeneren  Landesteilen  an  Unter- 
nehmer zu  verpachten. 

Eine  weitere  Preisermässigung  brachte  das  Jahr  1833  *).  Das  Gesetz  vom 
11.  Juli  1833  und  die  zugehürende  Ausführungsverordnung  vom  22.  desselben 
Monats  setzten  den  Preis  des  Pfundes  Kochsalz  um  abermals  25^0,  von  4  auf 
3  kr.,  herab  und  es  kostete  dementsprechend  1  Pfd.  Kochsalz  von  da  ab  bei 
den  Salinen  und  auf  den  Niederlagen  nur  noch  2V«»  d^  Pfund  Viehsalz  nur 


1)  Steuergesetzgebung;  im  Grossherzogtum  Baden.    Mannheim  1858. 

2)  Daselbst,  S.  809  ff. 

>)  Daselbst.    Vgl.  Amtliche  Beiträge  etc.    Karlsruhe  1851,  |  61. 
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noch  IVs  ^.  Auch  in  diesem  Falle  wurden  den  Salzhändlem  entsprechende  £nt- 
scULdigongen  zogesicbert  Die  wohltätigen  Folgen  dieser  Preisredaktion  äusserten 
sich  sofort*).  Denn  der  Verbrauch  von  Siede-  und  Viehsalz  hob  sich  von 
2U,M4  Ztr.  im  Jahre  1832  auf  274,482  Ztr.  im  Jahre  1838,  und  im  Jahre  1834 
auf  283,735  Ztr.,  also  um  16  ^/o.  Infolge  dieses  Wachsens  der  Konsumtion  sank 
der  Ertrag  des  Salzmonopols  denn  auch  nicht  um  28,57  ^/o ,  um  den  Betrag, 
mn  welchen  der  Engrospreis  —  von  37^  auf  27^  kr.  —  ermässigt  worden  war, 
sondern  nur  um  17*/o,  nach  anderen  Berechnungen  gar  nur  um  11 7o.  Trotz- 
dem ii^hrte  es  12  Jahre,  bis  die  zunehmende  Konsumtion  den  durch  die  Preis' 
heiabsetzung  veranlassten  Einnahmeausfall  wieder  ausgeglichen  und  den  Rein- 
ertrag aus  dem  Salzmonopol  auf  annähernd  dieselbe  Höhe  wie  vor  dem  Jahre 
1883  gebracht  hatte. 

Nach  dieser  Erniedrigung  der  Salzpreise  war  die  Gefahr  näher  gerückt, 
dass  grössere  Mengen  badischen  Salzes  zum  Schaden  der  betre£fenden  Monopol- 
Terwaltungen  in  die  benachbarten  Staaten,  wo  die  Salzpreise  ausnahmslos  höher 
standen,  eingeschmuggelt  wurden.  Das  Königreich  Württemberg  entzog  sich 
dieser  Möglichkeit  dadurch,  dass  es,  wie  erwähnt,  den  Preis  eines  Pfundes 
Kochsalz  und  Vieh- (Stein-)8alz  ebenfalls  auf  3  und  V/^  kr.  herabsetzte.  Bayern 
konnte  oder  wollte  bei  den  ohnedies  unbefriedigenden  Ergebnissen  seiner  Salz- 
besteuerung einen  gleichen  Schritt  nicht  wagen  und  begnügte  sich  damit,  in 
einem  Separatartikel  des  Zollvereinig^ngsvertrags  vom  12.  Mai  1835  mit  Baden 
Vorkehrungen  zu  vereinbaren,  durch  welche  es  den  Salzschmuggel  aus  Baden 
wenn  nicht  unmöglich  gemacht,  so  doch  sehr  erschwert  zu  haben  ho£fte  *).  Die 
Einzelheiten  der  üebereinkunft,  welche  selbstredend  mancherlei  lästige  Kontrollen 
über  den  Handel  mit  Salz  in  den  der  bayrischen  Grenze  zunächst  gelegenen 
badischen  Landesteilen  einführte,  gehören  der  Geschichte  des  Zollvereins  an, 
ebenso  wie  die  mit  den  anderen  Zollvereinsstaaten  nach  dem  Beitritt  Badens 
zum  Zollverein  abgeschlossenen  weiteren  Verträge  dieser  Art. 

Es  erübrigt,  die  hier  in  Betracht  kommende  Behördenorganisation  kurz 
za  erwähnen.  Zunächst')  war  die  technische  und  finanzielle  Oberleitung  der 
Salzregie  der  dem  Finanzministerium  untergeordneten  Generalsalinenkommission 
anvertraut,  welche  in  Karlsruhe  ihren  Sitz  hatte  und  neben  der  Aufsicht  über 
die  Salinen  die  Kontrolle  über  die  Versorgung  des  Landes  mit  Salz  und  über 
die  Einnahmen  aus  dem  Salzmonopol  ausüben  sollte.  Als  Vollzugsbehörden 
waren  ihr  die  Salinendirektionen  unterstellt,  deren  Aufgabe  insbesondere  die 
technische  Leitung  der  Salzwerke,  die  Erhebung  der  Regieeinnahmen  und  die 
Rechnungsstellung  über  diese  Einkünfte  war.  Ais  sich  die  Monopoleinrichtungen 
eingelebt  hatten  und  einer  Vei'einfachung  der  Behördenorganisation  Hindemisse 
nicht  mehr  im  Wege  standen,  trat  die  bereits  bestehende  Direktion  der  Berg- 
tind  Hüttenwerke  unter  dem  Namen  einer  Direktion  der  Salinen-,  Berg-  und 
Hüttenwerke  an  Stelle  der  Generalsalinenkommission  und  auch  diese  Zentral- 
behörde wurde  dann  mit  der  Forstdirektivbehörde  zu  der  Direktion  der  Forste 


I)  Baa,  Dr.  K.  H.,  Ornnds&tze  der  Finanzwissenschaft.  lY.  Aufl.  Leipzig  und 
Heidelberg  1869  u.  1860.  I.  Bd.,  8.266.  Vgl.  Regenauer,  a.  a.  0.,  XX.  Kapitel.  Amt- 
liche Beiträge,  a.  a.  0.,  I  61,  62. 

3)  Steuergesetzgebung  im  Grossherzogtum  Baden.    Mannheim  1868,  Ziff.  lY. 

*)  Verordnung  vom  16.  Oktober  1823«  Regierungsbl.  —  Ygl.  auch  Begenauer,  a.a.  0. 
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und  Bergwerke  vereinigt.  Gegen  Ende  des  Jahres  1842  übernahm  die  Steuer- 
direktion  die  Oberleitung  des  Salzwesens  und  behielt  dieselbe  bis  zum  Jahre 
1867  bei. 

Mit  dem  Jahre  1883  ist  die  Gesetzgebung  Über  die  Besteuerung  des 
Salzes  im  Grossherzogtum  Baden  im  grossen  ganzen  abgeschlossen  worden.  Nur 
noch  wenige  Verordnungen  yon  untergeordneter  Bedeutung,  welche  zumeist  die 
Einzahlung  gestundeter  Salzgelder  zum  Gegenstande  hatten,  wurden  in  der 
Folgezeit  veröffentlicht.  Auch  sie  bringen  das  Streben  der  Regierung  deutlich 
zum  Ausdruck,  überall  die  Nachteile  und  Härten  des  Monopolsjstemes  nach 
Er&ften  und  soweit  es  das  Interesse  des  Staates  erlaubte,  zu  mildem.  Von 
der  Aufhebung  der  Salzadmodiation  an  bis  zum  Jahre  1867  ist  die  Regierung 
stets  dem  Grundsatze  treu  geblieben,  auf  die  berechtigten  Forderungen  der 
Salzkonsumenten  dieselbe  wohlwollende  Rücksicht  zu  nehmen,  wie  auf  die  Be- 
dürfnisse der  Staatsverwaltung.  Nie  hat  sie  über  dem  Streben,  das  Staats- 
einkommen  zu  mehren  und  zu  fSrdem,  die  zahlreichen  sozialen  Momente  über- 
sehen, welche  durch  jede  auf  Gegenstände  des  menschlichen  Genusses  gelegte 
Verbrauchssteuer  überhaupt  und  die  Salzsteuer  ganz  besonders  in  mehr  oder 
minder  ungünstiger  Weise  beeinflusst  zu  werden  pflegen.  Niemals  hat  sie  ihre 
Macht  zu  einer  übertriebenen  finanziellen  Ausbeutung  des  Salzmonopols  miss- 
braucht Ihr  Streben  war  vielmehr  dahin  gerichtet,  bei  einer  massigen  Be- 
steuerung des  Salzes  und  einer  tunlichst  unmerklichen  Belästigung  des  Salzumsatzes 
und  Salzhandels  die  Einnahmen  aus  dem  Salzmonopol  durch  Verbilligung  der 
Produktion,  Vereinfachung  der  Regfieorganisation  und  Beseitigung  alles  un- 
nötigen Aufwandes  möglichst  zu  vermehren.  Selbst  Württemberg,  dessen  zum 
Teil  vortreffliche  Einrichtungen  in  vieler  Hinsicht  den  badischen  nachgebildet 
worden  waren,  musste,  was  die  praktischen  Resultate  der  Salzbesteuemng  an- 
langt, hinter  dem  Grossherzogtum  zurückstehen. 

In  Baden  wurden  um  das  Jahr  1845  von  jedem  Einwohner  alljährlich 
im  Durchschnitt  23,8  Zollpfund  Salz  verbraucht,  und  nur  in  den  beiden  Hanse- 
städten Bremen  und  Hambui^,  wo  das  Salz  frei  von  jeder  Abgabe  war,  stand 
der  Konsum  noch  etwas  höher,  ein  Beweis  für  die  Richtigkeit  des  Satzes,  dass 
die  massige  Besteuerung  eines  Verbrauchsgegenstandes  nicht  unter  allen  um- 
ständen dessen  Konsum  wesentlich  herabdrücken  muss.  Abgesehen  von  den 
genannten  Hansestädten  und  dem  Steuervereine,  in  welchem  die  Konkurrenz 
zahlreicher  Salinen  den  Salzpreis  ganz  beträchtlich  herabdrückte,  hatte  Baden 
unter  allen  Bundesstaaten  die  niedrigsten  (Engros-)  Preise  ^).  Infolge  des  starken 
Salzverbrauchs  und  der  Vorzüge  der  Monopoleinrichtungen  erzielte  das  Gross- 
herzogtum  trotz  jener  niedrigen  Preise  dennoch  die  höchsten  durchschnittlichen 
Reinerträge  aus  der  Salzbesteuerung.  In  Baden  entfiel  auf  jeden  Kopf  der 
Bevölkerung  ein  Reingewinn  aus  dem  Salzwesen  von  12,7  Sgr.  im  Jahre, 
während  alle  übrigen  Salzsteuern  in  dieser  Hinsicht  der  badischen  —  und  zum 
Teil  sehr  beträchtlich  —  nachstanden.  Für  ganz  Deutschland,  mit  Ausschluss 
von  Oesterreich-Ungam,  berechnete  Thiel  au  damals  einen  durchschnittlichen 
Reinertrag  von  nur  8,6  Sgr.  pro  Kopf  der  Bevölkerung,  ein  Beweis  dafär,  dass 


»)  V.  T  h  i  e  1  a  u ,  W.  E.  F.,  Gemeinschaftliche  Produktionssteuer  von  Salz  und  Raben- 
zucker  in  Deutschland.    Braunschweig  1851,  S.  8  und  Anlage  II,  B  u.  C. 
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Baden  Ursache  hatte,   auf  sein  Salzmonopol  überhaupt  und  die  Erträge  des- 
selben im  besonderen  stolz  su  sein.    Die  letzteren  waren  die  folgenden^): 


Jahr 


Boheinnahmen 


Lasten  und  Yer- 
waltungskosten 


Reineinnahmen 


1831/82 

1,558,099  fl. 

519,901  fl. 

1,088,198  fl 

1833/34 

1,348,487  , 

484,419  , 

864,068  , 

1836/36 

1,312,824  , 

379,738  , 

983,086  , 

1836/37 

1,366,508  , 

395,492  , 

971,016  . 

1838/39 

1,365.364  . 

465,834  , 

900.030  . 

1839/40 

1,411,987  , 

593,170  , 

818,817  , 

1840/41 

1,370,549  « 

443,467  , 

927,082  , 

184^43 

1,382,114  . 

397,983  , 

984,131  , 

1843/44 

1,346,893  , 

328,528  , 

1,018,365  , 

1844/45 

1,853,569  , 

352,819  . 

1,000,750  , 

1845/46 

1,525,236  , 

313,869  „ 

1,211,367  , 

1846/47 

1,426,614  , 

340,772  „ 

1,085,842  , 

1847/48 

1,400,019  , 

352,275  , 

1,047,744  , 

1849 

1,319,656  , 

292,238  r, 

1,027,418  , 

1850 

1,340,025  , 

283,484  ^ 

1,056,591  , 

1851 

1,340,096  . 

275,047  , 

1,065,049  , 

1852 

1,296,022  , 

261,128  , 

1,034,894  , 

1853 

1,283,462  , 

254,811  , 

1,028,651  . 

1854 

1,329,433  , 

287,606  , 

1,041,827  , 

1855 

1,354,483  , 

288,472  , 

1,066,011  , 

1856 

1,385,194  , 

287,584  , 

1,097,610  , 

1857 

1,419,931  , 

301,101  , 

1,118,830  , 

1858 

1,403,547  , 

319,811  . 

1,083,736  , 

1859 

1,453,145  , 

333,008  , 

'        1,120,187  , 

Auch  hier  wieder  setzen  sich  die  Reineinnahmen  zusammen  aus  Salinen- 
erträgen und  den  eigentlichen  Salzsteuersummen  und  auch  in  diesem  Falle  ist 
es  schwierig,  wo  nicht  unmöglich,  die  beiden  zu  trennen.  Regenauer  kommt 
zu  folgendem  Resultate^:  ,Da  ein  Zentner  Kochsalz  zum  Verbrauch  im  Lande 
der  Salinenkasse  4  fl.  10  kr.  und  1  Ztr.  Viehsalz  derselben  2  fl.  30  kr.  einträgt, 
so  beläuft  sich  die  Salzsteuer  vom  Zentner  Kochsalz  (bei  1  fl.  17^/»  kr.  Unkosten) 
auf  4  fl.  10  kr.—  1  fl.  17 V»  kr.,  also  auf  2  fl.  52 Vs  kr.  und  vom  Zentner  Viehsalz 
auf  2  fl.  80  kr.  —  .  .  fl.  40  Vs  kr.,  also  auf  1  fl.  49*/»  kr.,  vom  Kochsalz  sonach  bei- 
läufig auf  1,8  kr.,  vom  Viehsalz  auf  1,1  kr.  vom  Pfunde.'  An  einer  anderen 
Stelle  gibt  er  an,  dass  15,7  V»  der  vorstehend  angeführten  Reinerträge  als  Ge- 
werbsgewinn der  Salinen  und  84,3  %  als  Salzsteuerbetrag  für  den  Durchschnitt 


>)  Amtliche  6eitr&ge  zur  St-atistik  der  Staatsfinanzen  Badens.  Karlsruhe  1851,  §62 
Regenaner,  a.  a.  0.,  S.  521. 

^  Regenauer,  Dr.  F.  A.,  Der  Staatshaushalt  des  Grossherzogtums  Baden. 
Karlsruhe  1868,  S.  623. 
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2g0  ^-  Offenbftcher, 

der  Jahre  1831 — 1860  zu  betrachten  seien.  Die  amtlichen  Beiträge  nehmen 
dagegen^)  an,  dass,  da  ein  Zentner  Kochsalz,  einschliesslich  des  Aufwandes 
für  Frachtvergütung  und  Verpackung,  der  jährlichen  Abnutzung  des  Betriebs- 
kapitals, sowie  einer  lO^oigen  Verzinsung  desselben,  nicht  ganz  auf  1  fl.  40kr. 
zu  stehen  komme,  der  Steuerbetrag  (4  fl.  10  kr.  —  1  fl.  40  kr.)  2  fl.  30  kr.  betrage. 
Rau  ist  der  Meinung,  dass  die  auf  1  Ztr.  Kochsalz  entfallenden  Unkosten  f&r 
Erzeugung,  Fracht  und  Verwaltungakosten  45  kr.,  der  Aufwand  für  Verzinsung 
und  Abnutzung  des  Betriebskapitals  24  kr.,  die  gesamten  Grestehungskosten  also 
rund  1  fl.  10  kr.  betragen  hätten.  Es  wäre  hiemach  bei  jedem  Zentner  ein  Rein- 
gewinn (Salinengewinn  und  Steuerbetrag)  von  3  fl.  erzielt  worden').  Thiel  au 
endlich  teilt  mit,  dass  der  Zollzentner  Salz  bei  den  Magazinen  2  Tlr.  11,4  Sgr. 
kostete  und  dass  1  Tlr.  20  Sgr.  als  Steuerbetrag  anzusehen  waren ').  Als  Mittel 
aus  diesen  vier  Berechnungen  würde  sich  ergeben,  dass  66  ^/o  des  Engrospreises 
eines  Zentners  Salz  die  Salzsteuerquote  darstellten,  ein  Resultat,  welches  dem 
für  die  wflrttembergische  Salzbesteuerung  berechneten  ganz  auffallend  nahe- 
kommen würde.  (Fortsetzung  folgt) 


1)  Amtliche  Beiträge,  a.  a.  O.  8  61. 

3)  Ran,  Dr.  E.  H.,  Grundsätze   der  Finanzwissensohaft.    IV.  Aufl.    Leipzig  und 
Heidelberg  isse  u.  1860,  I.  Bd.,  S.  248. 
»)  Thielau,a.  a.  0.,  8.8. 
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Gesetz,  betr.  Aendenmgen  im  Fmanzwesen  des  Reichs. 

Vom  14.  Mai  1904. 
(Reichsgesetzbl.  Nr.  22  S.  169.) 

§1. 
Die  Yonchrift  Über  die  üeberweisuDg  eines  Teiles  des  Ertrags  der  Zölle 
imd  der  Tabaksteuer  an  die  Bundesstaaten  (§  8  des  durch  die  Bekanntmachung 
Tom  24.  Mai  1885,  R.G.B1.  S.  111,  veröfiFentlichten  Zolltarifgesetzes)  wird  auf- 


Der  Beinertrag  der  Maischbottich-  und  Branntweinmaterialsteuer  ist  den 
einzelnen  Bundesstaaten  nach  Massgabe  der  matrikularmässigen  Bevölkerung, 
mit  welcher  sie  zum  Gebiete  der  Branntweinsteuei^emeinsclmft  gehören,  zu 
überweisen. 


Artikel  70  der  Verfassung  erhält  folgende  Fassung: 

Artikel  70. 

Zur  Bestreitung  aller  gemeinschaftlichen  Ausgaben  dienen  zunächst 
die  aus  den  Zöllen  und  gemeinsamen  Steuern,  aus  dem  Eisenbahn-, 
Post-  und  Telegraphenwesen  sowie  aus  den  übrigen  Verwaltungs- 
zweigen fliessenden  gemeinschaftlichen  Einnahmen.  Insoweit  die  Aus- 
gaben durch  diese  l^nnahmen  nicht  gedeckt  werden,  sind  sie  durch 
Beiträge  der  einzelnen  Bundesstaaten  nach  Massgabe  ihrer  Berölkerung 
aufzubringen,  welche  in  Höhe  des  budgetmässigen  Betrags  durch  den 
Reichskanzler  ausgeschrieben  werden.  Insoweit  diese  Beiträge  in  den 
üeberweisnngen  keine  Deckung  finden,  sind  sie  den  Bundessäaten  am 
Jahresschluss  in  dem  Masse  zu  erstatten,  als  die  übrigen  ordentlichen 
Einnahmen  des  Reichs  dessen  Bedarf  übersteigen. 

Etwaige  Ueberschüsse  aus  den  Voijahren  dienen,  insoweit  durch 
das  Gesetz  Über  den  Reichshaushaltsetat  nicht  ein  anderes  bestimmt 
wird,  zur  Deckung  gemeinschaftlicher  ausserordentlicher  Ausgaben. 

§3. 
Dieses  Gresetz  tritt  mit  Wirkung  vom  1.  April  1904  in  Kraft. 
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Entwurf  eines  Gesetzes, 

betr.  Aenderungen  im  Finanzwesen  des  Reichs. 

Vom  8.  Dezember  1903  *)• 

§  1. 
Die  Vorschriften  Über  die  Ueberweisung  eines  Teiles  des  Ertrags  der  Zölle  and  der 
Tabaksteuer,  dann  des  Ertrags  der  Stempelabgaben  an  die  Bundesstaaten  (§  8  des  dnrch 
die  Bekanntmachung  vom  24.  Mai  1886,  R.G.Bl.  S.  111,  veröffentlichten  ZolltArifgesetzes, 
f  65  des  durch  Bekanntmachung  vom  14.  Juni  1900,  R.G.Bl.  S.  276,  veröffentlichten  Beichs- 
stempelgesetzes)  sowie  die  Bestimmung  I  2  des  Gesetzes,  betr.  Verwendung  von  Mehr- 
ertrügen der  Beichseinnahmen  und  Ueberweisungssteuern  zur  Schuldentilgung,  vom 
28.  März  1903  (R.G.Bl.  8. 109),  werden  aufgehoben. 

§2. 
Artikel  70  der  Verfassung  erhält  folgende  Fassung: 

Artikel  70. 
„Zur  Bestreitung  aller  gemeinschaftlichen  ordentlichen  Ausgaben  dieneu 
znn&chst  die  aus  den  Zöllen  und  gemeinsamen  Steuern,  aus  dem  Eisenbahn-, 
Post-  und  Telegraphenwesen  sowie  aus  den  übrigen  Verwaltungszweigeo 
fliessenden  gemeinschaftlichen  Einnahmen.  Insoweit  die  Ausgaben  durch  diese 
Einnahmen  nicht  gedeckt  werden^  sind  sie,  so  lange  die  erforderlichen  Decknngs- 
mittel  nicht  auf  andere  Weise,  insbesondere  durch  Einführung  weiterer  Reichs- 
steuem  beschafft  werden,  durch  Beiträge  der  einzelnen  Bundesstaaten  nach  Mass- 
gabe iUrer  Bevölkerung  aufzubringen,  welche  in  Höhe  des  budgetmässigen  Be- 
trags durch  den  Reichskanzler  ausgeschrieben  werden.  Insoweit  diese  Beträge 
in  den  Ueberweisungen  keine  Deckung  finden ,  sind  sie  den  Bundesstaaten  am 
Jahresschluss  in  dem  Masse  zu  erstatten,  als  die  übrigen  ordentlichen  Eiu- 
nahmen  des  Reichs  dessen  Bedarf  nicht  Übersteigen. 

Etwaige  üeberschüsse  aus  den  Vorjahren  dienen,  insoweit  durch  das  Gesetz 
über  den  Reichshaushaltsetat  nicht  ein  anderes  bestimmt  wird,  zur  Deckang 
gemeinschaftlicher  ausserordentlicher  Ausgaben." 

§  3. 
Der  budgetmässige  Betrag  der  von  den  Bundesstaaten  aufzubringenden  Matrikular- 
beitrage  soll  in  der  Regel  den  Betrag  der  von  ihnen  in  den  6  Vorjahren  durchschnittlich 
empfangenen  Ueberweisungen  nicht  übersteigen. 

Dieses  Gesetz  tritt  mit  dem  1.  April  1904  in  Kraft. 


Begründung. 

A.   Im  allgemeinen. 

I.  Das  Bedürfnis  einer  anderweiten  Ordnung  der  Reichsfinanzen  bat  8ich 
schon  seit  langer  Zeit  fühlbar  gemacht,  und  an  wiederholten  Versuchen,  Wandel 
zu  schaffen,  hat  es  nicht  gefehlt.  Es  sei  hier  zunächst  erinnert  an  die  be- 
treffenden  beiden  Gesetzesvorlagen,  mit  denen  die  gesetzgebenden  Körperschaften 
des  Reichs  in  den  Jahren  1893/94*)  und  1894/95  (B^ichstagsdrucksache  Nr.  51  von 
1893/94  U.  Session  und  Nr.  115  von  1894/95  III.  Session)  befasst  wurden.  Beide 
Entwürfe  verfolgten  hauptsächlich  den  Zweck,  einerseits  im  Interesse  der  Finanz- 
wirtschaft der  Einzelstaaten  den  gewaltigen,  in  der  beiliegenden  Tabelle  Spalte  2 
bis  5  nachgewiesenen  Schwankungen  im  Verhältnisse  der  Matrikularbeiti4ge  zu 

>)  Reichstag.    11.  Legislaturperiode.    I.  Session  1903;04.    Drucks.  Nr.  24. 
3)  Vgl.  Finanzarchiv  11  (1894)  S.  267  f. 
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den  üeberweisungen  und  den  faierdarch  bedingten  wechselnden  Ansprüchen  des 
Reichs  an  deren  Haushalte  ein  Ziel  zu  setzen,  anderseits  aber  zugleich  dem 
stetigen  Anwachsen  der  Beichsanleihen  durch  Ansammlung  und  Verwendung 
von  Ueberschfissen  zur  Schuldentilgung  wirksam  entgegenzuarbeiten. 

Beide  Vorlagen  fanden  nicht  die  Zustimmung  des  Reichstags.  Immerhin 
hatte  der  Gedanke  der  Verwendung  Überschüssiger  Reichseinnahmen  zur  Schulden- 
tiigung  auch  im  Reichstage  Wurzel  gefasst,  und  auf  seine  Initiative  wurde  in 
dieser  Richtung  mit  dem  Gesetze  vom  16.  April  1896  (R.G.B1.  S.  103)  wenigstens 
für  ein  Jahr  der  erste  Schritt  unternommen,  um  einer  praktischen  Finanzreform 
näher  zu  kommen^). 

Nach  dem  Vorbilde  dieses  ersten  Schuldentilgungsgesetzes  (sog. lex  Lieber) 
wurden  in  den  folgenden  Jahren  weitere  Einzelgesetze  vom  24.  März  1897 
(R.G.BL  S.96),  81.  März  1898  (R.G.B1.  S.  188),  25.  März  1899  (R.G.B1.  S.  189) 
und  vom  30.  März  1900  (R.G.B1.  S.  173)  erlassen '),  welche  sich  von  dem  Gesetze 
vom  16.  April  1896  namentlich  dadurch  unterschieden ,  dass  anstatt  der  Hälfte 
nunmehr  drei  Vierteile  der  Überschüssigen  Ueberweisungssteuem  zur  Verminde- 
rung der  Reichsschuld  bestimmt  wurden. 

Der  praktische  Erfolg  dieser  Einzelgesetze  war  insofern  kein  geringer, 
als  sie  die  Reichsschuld  um  im  ganzen  142,900,000  M.,  zugleich  aber  die  er- 
heblichen Schwankungen  zwischen  Matrikularbeiträgen  und  üeberweisungen 
wenigstens  nach  der  einen  Seite  hin  mindern  halfen.  Sie  waren  aber  auf  das 
jeweilige  Vorhandensein  von  Ueberschüssen  bei  den  üeberweisungen  basiert 
und  mussten  daher  versagen,  sobald  die  Periode  solcher  Ueberschüsse  vorüber 
war.  Erst  die  zur  Herstellung  des  Gleichgewichts  im  Reichshaushaltsetat  für 
das  Rechnungsjahr  1903  beschlossene  Zuschussanleihe  im  Betrage  von  72,102,415  M. 
rückte  das  Bedürfnis  der  Schuldentilgung  wieder  in  den  Vordergrund  und  ver- 
anlasste das  Gesetz  vom  28.  März  1903  (R.G.BL  S.  109),  durch  welches  —  noch 
weit  über  den  Rahmen  der  früheren  leges  Lieber  hinaus  —  vom  Jahre  1902 
ab  nicht  bloss  der  volle  Mehrertrag  der  ueberweisungssteuem  gegenüber 
dem  Etatssoll,  sondern  auch  ein  etwaiger  üeberschuss  des  Rechnungsjahrs 
1903  in  der  eigenenWirtschaft  des  Reichs  zur  tunlichst  raschen  Entlastung 
des  Reichshaushalts  von  jener  Anleihe  Verwendung  finden  sollten').  Der  finanzielle 
Effekt  dieses  Sondergesetzes  lässt  sich  vorerst  verlässig  nur  insofern  übersehen,  als 
sich  bei  den  Ueberweisungssteuem  des  Rechnungsjahrs  1902  ein  Mehrertrag  von 
8,404.813  M.  ergeben  hat,  um  den  sich  der  Anleihebedarf  des  Reichs  mindert. 
Für  das  Rechnungsjahr  1903  ist  der  mutmassliche  Mehrertrag  der  Ueberweisungs- 
steuem gegenüber  dem  Etatssoll  vorläufig  auf  21,844,000  M.  geschätzt.  Sollte 
diese  Schätzung  zutreffen,  so  würde  mit  dem  Ablaufe  des  Rechnungsjahrs  1908 
die  Zuschussanleihe  bis  auf  einen  Rest  von  41,853,602  M.  getilgt  sein. 

Die  Haushalte  der  Bundesstaaten  wurden  durch  obige  Gesetze  und  die 
Art  ihrer  Anwendung  nur  insofern  beeinflasst,  als  den  Bundesstaaten  die  Aus- 
sicht, aus  überschüssigen  Ueberweisungssteuem  Zuwendungen  vom  Reiche  zu 
erlangen,  mehr  und  mehr  entzogen  wurde,  so  dass  ihnen  schliesslich  nur  noch 
das  mit  der  Zunahme  der  Ueberweisungssteuem  wachsende  Risiko  verblieb,  für 
etwaige  Fehlbeträge  aus  eigenen  Landesmitteln  aufkommen  zu  müssen.  Im  Gegen- 
satze zu  der  ausgesprochenen  Absicht  des  Art.  70  Satz  2  der  Verfassung^)  ist  die 
Hohe  ihrer  effektiven  Belastung  durch  das  Reich  nun  tatsächlich  nicht  mehr  durch 
den  im  Reichsetat  festgestellten  „budgetmässigen  Betrag  der  Matrikularbeiträge", 
sondern  nur  durch  die  in  keiner  Weise  vorherzusehende  Isteinnahme  der 
mancherlei  Schwankungen  unterliegenden  üeberweisungen  begrenzt  Dass 
ihnen  hierdurch  eine  halbwegs  verlässige  Etatsaufstellung  und  geordnete  Finanz- 
wirtschaft ungemein  erschwert  ist,  bedarf  keiner  weiteren  Darlegung. 


1)  Finanzarchiv  13  (1896>  8.  107  f. 

S)  Finanzarchiv  14  (1897)  S.  427  f. ;  15  (1898)  S.  771 ;  18  (1901)  S.  283  f. 

3)  Finanzarchiv  20  (lOOS)  S.  880. 

4)  Man  vergleiche  die  Yerhandlnngen  des  konstituierenden  Reichstags  von  1867 
Stenogr.  Ber.  Bd.  1  S.  622  ff. 
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Der  vorliegende  Gesetzentwurf  nimmt  den  Grandgedanken  der  Reform- 
entwürfe von  1893/94  und  1894/95  wieder  auf.  Auch  er  will  einerseits  den  An- 
sprächen der  Einzelstaaten  auf  eine  rationellere  Gestaltung  ihres  finanziellen 
Verhältnisses  zum  Reiche  tunlichst  gerecht  werden,  andersei^  dem  bedenklichen 
Anwachsen  der  Reichsschuld  (siehe  Spalte  12  der  Tabelle)  durch  eine  Regelung 
entgegenarbeiten,  welche  dauernden  Charakter  hat  und  darum  einen  nachhal- 
tigeren Erfolg  versprechen  dürfte  als  Einzelgesetze. 

Die  gegenwärtige  Vorlage  unterscheidet  sich  aber  von  den  früheren  Re- 
formentwürfen wesentlich  dadurch,  dass  sie  die  unleugbar  vorhandenen  üebel- 
stände  an  der  Wurzel  fasst  und  sie  von  dort  aus  zu  heilen  sucht,  während  jene 
Entwürfe  sich  mehr  zur  Aufgabe  gesetzt  hatten,  die  nachteiligen  Folgeersdiei- 
nungen  tiefer  liegender  Ursachen  tunlichst  aufzuheben. 

Sie  unterscheidet  sich  femer  von  jenen  älteren  Vorlagen  auch  dadurch, 
dass  sie  nicht  begleitet  ist  von  umfassenden  neuen  Steuerprojekten,  um  das 
mangelnde  Gleichgewicht  zwischen  Ausgaben  und  Einnahmen  im  Reichshaus- 
halte  wieder  herzustellen.  Bei  dem  ohne  Zweifel  bestehenden  dringenden  Be- 
dürfnis, auch  hier  Wandel  zu  schaffen,  hätte  an  sich  der  Gedanke  naihe  gelegen, 
auch  diese  Vorlage  mit  solchen  Steuervorschlägen  zu  verknüpfen.  Allein  bei 
der  augenblicklich  noch  bestehenden  Ungewissheit,  ob  und  in  welchem  Umfange 
die  Menrerträge,  welche  von  dem  Zolltarife  vom  25.  Dezember  1902  (R.G.B1. 
S.  308)  zu  erwarten  sind,  zur  Herstellung  jenes  Gleichgewichts  ausreichen  werden, 
erschien  es  angemessener,  den  Vorgängen  von  1898/94  und  1894/95  in  dieser 
Hinsicht  nicht  zu  folgen. 

Anderseits  ist  nicht  zu  leugnen,  dass  in  der  Finanzgesetzgebung  des 
Reichs  Mängel  zu  Tage  getreten  sind,  die  einer  rationellen  Wirtschaftsfährung 
hinderlich  im  Wege  stehen  und  deren  Beseitigung  schon  an  sich  einen  wesent- 
lichen Fortschritt  bedeuten  würde.  Hiermit  zu  warten,  bis  der  neue  Zolltarif 
in  Kraft  tritt,  besteht  kein  genügender  Anlass.  Im  Gegenteil  erscheint  es,  wie 
unten  des  näheren  dargetan  werden  wird,  als  durchaus  zweckmässig,  eine 
Finanzreform  in  diesem  Sinne  schon  jetzt  in  die  Wege  zu  leiten ;  denn  solange 
die  Wurzeln  des  Uebels  bestehen  bleiben,  würde  auch  eine  demnächstige  Bes- 
serung der  Finanzlage  kaum  von  Dauer  sein. 

Die  bestehenden  Uebelstände  dürften  aber  wohl,  abgesehen  von  der  auch 
heute  noch  nicht  vollst^dig  überwundenen,  weit  über  Deutschlands  Grenzen 
hinausgreifenden  ungünstigen  wirtschaftlichen  Lage,  deren  Beeserang  nidit  in 
unserer  Macht  steht,  hauptsächlich  auf  zwei  Ursachen  zurückzuführen  sein: 
einmal  auf  den  Umfang,  welchen  die  ursprünglich  in  sehr  bescheidenen  Grenzen 
gehaltene  sog.  Franckensteinsche  Klausel  allmählich  angenommen  hat, 
und  dann  auf  die  Behandlung  der  »Ueberschüsse  der  Vorjahre*  in  Art.  70 
Satz  1  der  Verfassung. 

II.  Bei  dem  Inkrafttreten  des  Zolltarifgesetzes  vom  15.  Juli  1879  wurde 
der  Jahresertrag  der  Zölle  und  der  Tabaksteuer  auf  etwa  170  MiU.  M.  veran- 
schlagt. Hiervon  sollten  gemäss  §  8  jenes  Gesetzes  130  Mill.  M.  der  Reichs- 
kasse verbleiben,  während  der  Rest  von  beiläufig  40  Mill.  M.  zur  Ueberweisung 
an  die  Bundesstaaten  bestimmt  wurde.  Diese  Ueberweisungen  waren  einerseits 
gedacht  als  eine  den  Einzelstaaten  gebührende  billige  Entschädigung  für  das 
ihnen  seitens  des  Reichs  entzogene  Recht  der  indirekten  Besteuerung;  ander- 
seits aber  sollte  dadurch  dem  Reichshaushaltsetat  die  einzige  bewegUche,  der 
jährlichen  Bewilligung  des  Reichstags  unterliegende  Einnahmequelle,  die  Matri- 
kularbeiträge,  erhalten  bleiben. 

In  der  Folgezeit  wurde  die  Franckensteinsche  Klausel  auch  noch  auf 
die  Erträge  der  Branntweinverbrauchsabgabe  nebst  Zuschlag  (§  89  Abs.  1  und 
§  42  IV  des  Gesetzes,  betr.  die  Besteuerung  des  Branntweins,  vom  24.  Juni  1887/ 
16.  Juni  1895,  R.G.B1.  1895  S.  276)  und  der  Reichsstempelabgabe  (§  55  des 
Reichsstempelgesetzes  vom  14.  Juni  1900,  R.G.B1.  S.  275)  ausgedehnt. 

Durch  die  natürliche  Entwicklung  der  ZoUeinnabmen  und  infolge  der 
späteren  Erhöhung  einzelner  Tarifsätze,  insbesondere  für  Getreide  u.  s.  w., 
dann  durch  den  Hinzutritt  der  Branntweinverbrauchsabgabe  und  der  Stempel- 
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abgäbe  zu  den  üeberweisungssteuern  nahmen  diese  im  Laufe  der  Zeit  einen 
umfang  an,  der  bei  dem  Erlasse  des  Zolltarifgesetzes  vom  15.  Juli  1879  un- 
möglich vorausgesehen  werden  konnte.  Die  Tabelle  lässt  in  Spalte  3  und  8 
das  Nähere  ersehen.  Hiemach  sind  die  Ueberweisungen  (Spalte  3)  von  38,2  Mill.  M. 
im  Etatjahr  1880/81  auf  (mutmasslich)  542  Mill.  M.  im  Rechnungsjahr  1903 
angewachsen.  Für  1904  sind  sie  auf  553,9  Mill.  M.  veranschlagt.  Von  vorüber- 
gehenden zum  Teil  recht  beträchtlichen  Schwankungen  abgesehen,  haben  im 
grossen  und  ganzen  auch  die  Matrikularbeiträge  eine  ähnliche  Steigerung  er- 
fahren. In  den  letzten  5  Jahren  (seit  1899)  haben  sie  die  Ueberweisungen  regel- 
mässig nicht  unerheblich  überschritten  (siehe  Spalte  4  der  Tabelle).  Da  nun 
das  läich  bei  wachsendem  Bedarf  und  zunehmender  Verschuldung  den  Ertrag 
der  Ueberweisungssteuem  für  den  eigenen  Haushalt  nicht  entbehren  konnte  und 
deshalb  darauf  bedacht  sein  musste,  ihn  in  der  Form  von  Matrikalarbeiträgen 
tunlichst  wieder  zurückzuerhalten,  so  ergab  sich  hieraus  die  Folge,  dass  in 
wachsendem  Masse  schliesslich  Handerte  von  Millionen  Mark  jährlich  völlig 
zweck-  und  nutzlos  zwischen  dem  Reich  und  den  Bundesstaaten,  wenn  auch 
grofisenteils  nur  in  den  Büchern,  hin-  und  hergeschoben  werden  mussten.  Aber 
nicht  nur  als  zwecklos  erwies  sich  diese  Sachbehandlung,  sondera  auch  als  einer 
geordneten  Finanzwirtschaft  im  Reich  und  in  den  Bundesstaaten  direkt  ab- 
träglich. Denn  abgesehen  von  den  enorm  hohen  und  noch  immer  wachsenden 
Beträgen,  in  welchen  die  Bundesstaaten  ihre  Matrikularbeiträge  dem  Reiche 
vorzuschiessen  hatten,  musste  ein  solches  System  in  Verbindung  mit  den  durch 
das  Anwachsen  der  Ueberweisungssteuem  im  Interesse  der  Verminderung  der 
Reichsschuld  noch  weiter  bedingten  Sondergesetzen  zu  einer  schwer  zu  recht- 
fertigenden Steigerang  der  Haftung  der  Bundesstaaten  für  Ausfälle  bei  den 
Ueberweisungssteuem  ^)  und  zu  einer  fortschreitenden  Verdunkelung  des  Reichs- 
haudialts  selbst  führen.  Klarheit  und  Durchsichtigkeit  eines  Haus- 
halts bilden  aber  das  Fundament  einer  voraussehenden  und  spar- 
samen Wirtschaft.  Je  mehr  es  dem  Reichshaushalt  an  diesem  Fundamente 
gebricht,  umsomehr  wächst  die  Gefahr,  dass  Folgezustände  eintreten,  welche  in 
einer  zunehmenden  Verschuldung  des  Reichs  oder  in  einer  Ueberlastung  der 
Einzelstaaten  mit  Matrikularbeiträgen  oder  auch  in  beiden  ihren  Ausdruck 
finden.  Hierzu  kommt  noch,  dass  durch  die  Franckenstein  sehe  Klausel  in 
ihrem  gegenwärtigen  Umfange  dem  Reiche  hinsichtlich  der  etatsmässigen  Ver- 
anschlagung seiner  wichtigsten  Einnahmen  auch  die  erforderliche  Bewegungs- 
freiheit mangelt,  ein  Umstond,  der  sich  namentlich  unmittelbar  vor  und  in  den 
ersten  Jahren  nach  Inkrafttreten  des  neuen  Zolltarifgesetzes  noch  besonders 
fühlbar  machen  musste,  wenn  es  nicht  gelingen  sollte,  noch  rechtzeitig  vorher 
Wandel  zu  schaffen ;  denn  die  Veranschlagung  des  Ertrags  der  Zölle  auf  Grund 
der  üblichen  Fraktionsrechnung  wird  dann  in  vielen  Fällen  versagen. 

Dabei  bedarf  es  nicht  der  gänzlichen  Beseitigung  der  Franckenstein- 
schen  Klausel;  es  genügt  ihre  Aufhebung  in  Ansehung  jener  Ueberweisungs- 
steuem, welche  erfahrungsgemäss  den  grössten  Schwankungen  unterworfen 
sind  —  das  sind  die  Zölle  (einschliesslich  der  Tabaksteuer)  und  die  Stempel- 
abgaben. Die  Branntweinverbrauchsabgabe  (samt  Zuschlag)  kann  als  Ueber- 
weisungssteuer  unbedenklich  bestehen  bleiben.  Sie  hat  den  Vorzug,  in  ihrem 
Ertrag,  insbesondere  auch  gegenüber  dem  Etatssoll,  nur  geringen  Schwankungen 
unterworfen  zu  sein,  weshalb   es  bei  Beschränkung  der  Francken  st  einschen 


1)  Der  I  15  des  neuen  Zolltarifgesetzes  (sog.  lex  Trimbom) ,  wonach  die  künftigen 
Hehrertrilge  gewisser  Nahrangsmittelzdlle  nicht  mehr  an  die  Einzelstaaten  überwiesen 
Verden,  sondern  zur  Finanzierung  einer  Arbeiter-Witwen-  und  Waisenversicherong  Yer- 
vendang finden  sollen,  würde  nun  allerdings  eine  relative  Minderung  der  Schwankungen 
im  Ist  der  ueberweisungssteuem  und  damit  auch  eine  entsprechende  Einschrftnkung  des 
Risikos  der  Einzelstaaten  zur  Folge  haben.  Allein  absolut  würden  sich  infolge  der  Er- 
liöhung  anderer  Zollsätze  und  der  natürlichen  Fortentwicklung  der  Zölle  jene  Schwan- 
kungen und  das  hiermit  verbundene  Risiko  auch  in  der  Folge  doch  noch  steigern  müssen. 
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Klausel  auf  diese  Steuergattung  auch  besonderer  gesetzlicher  Massnahmen  hin- 
sichtlich Überschüssiger  Ueberweisungssteuem  u.  s.  w.  nicht  mehr  bedürfte.  Der 
Ertrag  der  Branntweinverbrauchsabgabe  beziffert  sich  auf  über  100  Mill.  M.,  stellt 
sich  also  gegenüber  dem  Betrage  von  40  Mill.  M. ,  der  ursprünglich  bei  Ein- 
führung der  Francken  st  einschen  Klausel  als  beweglicher  Faktor  im  Reichs- 
haushalte zur  Wahrung  des  Einnahmebewilligungsrechts  des  Reichstags  für  aus- 
reichend erachtet  worden  war,  auf  mehr  als  das  Zweieinhalbfache.  Bei  einer 
Reform  der  Franckenstein  sehen  Klausel  die  Branntweinverbranchsabgabe 
unberührt  zu  lassen,  dürfte  sich  aber  auch  noch  aus  dem  Grunde  empfehlen, 
weil  Aenderungen  in  dieser  Hinsicht  ohnedies  durch  die  den  süddeutschen 
Staaten  eingeräumten  Sonderrechte  erschwert  wären  (§  47  Abs.  2  des  Brannt- 
weinsteuergesetzes) . 

III.  Gemäss  Art.  70  Satz  1  der  Verfassung  sollen  zur  Bestreitung  aller 
gemeinsamen  (ordentlichen)  Ausgaben  vor  allem  etwaige  .Ueberschüsse  der 
Vorjahre**  dienen.  Die  Bestimmung  war  seinerzeit  aus  der  Verfassung  des 
Norddeutschen  Bundes  übernommen  worden.  In  dem  ursprünglichen  Entwürfe 
dieser  Verfassung  war  sie  nicht  enthalten.  Wie  die  Verhandlungen  des  konsti- 
tuierenden Reichstags  (Stenographische  Berichte  von  1867,  Bd.  1,  S.  622ff.)  ent- 
nehmen lassen,  war  sie  das  Ergebnis  von  Beschlüssen  über  ein  Amendement, 
dessen  Voraussetzungen  später  hinfällig  geworden  waren.  Nach  der  in  der 
Schlussberatung  (a.  a.  0.  S.  725)  festgestellten  Fassung  des  Art.  70  der  Ver- 
fassung sind  unter  jenen  «Ueberschüssen'  nur  über  Bedarf  eingegangene  ,re ichs- 
eigene Einnahmen",  nicht  aber  etwa  auch  über  Bedarf  erhobene  «Matri- 
kularbeiträge"  zu  verstehen,  welch  letztere  überhaupt  nur  subsidiär  .bis  zur 
Höhe  des  budgetmässigen  Betrags*  durch  den  Reichskanzler  ausgeschrieben 
werden  sollten.  Ein  solcher  Unterschied  wurde  jedoch  in  der  Praxis  tatsächlich 
nicht  gemacht;  es  wurden  vielmehr  demnächst  alle  etwaigen  UeberschÜsse  aus 
den  Vorjahren  ohne  Rücksicht  auf  ihre  Entstehung  dem  übemächstjährigen 
Etat  als  ordentliche  Einnahme  zugeführt.  Dieses  Verfahren  wurde  auch 
nach  Einführung  der  Francken  st  ein  sehen  Klausel  beibehalten,  wiewohl  es 
fraglich  erscheinen  mochte,  ob  fortan  bei  den  reichseigenen  Einnahmen,  die  ja 
durch  die  Ueberweisungen  an  die  Bundesstaaten  erheblich  geschmälert  waren, 
UeberschÜsse  im  Sinne  des  Art.  70  der  Verfassung  sich  überhaupt  noch  ergeben 
konnten.  Die  Bundesstaaten  erhoben  jedoch  gegen  die  einmal  eingebürgerte 
Sachbehandlung  ihrerseits  keinen  Einspruch.  Erst  als  im  Frühjahr  1901  ge- 
legentlich der  Verhandlungen  über  den  Entwurf  eines  Schuldentilgungsgesetzes 
für  1901  aus  dem  Reichstage  heraus  der  Versuch  unternommen  wurde,  zu 
Zwecken  der  Verminderung  der  Reichsschuld  ausser  etwaigen  Ueberschüssen  bei 
den  Ueberweisungssteuem  auch  die  .UeberschÜsse  in  der  eigenen  Wirtschaft 
des  Reichs"  heranzuziehen,  wurden  gegen  ein  solches  Vorgehen  vom  Bundes- 
ratstisch aus  (unter  Hinweis  auf  Art.  70  der  Verfassung)  Bedenken  erhoben  und 
wurde  geltend  gemacht,  dass  derartige  .UeberschÜsse"  in  der  Tat  nur  über 
Bedarf  erhobene  Matrikularbeiträge  darstellten,  auf  deren  demnächstige  Er- 
stattung die  Einzelstaaten  einen  verfassungsmässigen  Anspruch  hätten  (Ver- 
handlungen des  Reichstags  von  1900/02,  Stenographische  Berichte  Bd.  3,  S.  2109  ff.). 
Dies  hatte  zur  Folge,  dass  ein  Schuld entil^ngsgesetz  für  1901,  das  übrigens  in 
Ermangelung  von  Ueberschüssen  tatsächlich  auch  wirkungslos  geblieben  sein 
würde,  nicht  zu  stände  kam.  Dagegen  fand  2  Jahre  später  in  das  Gesetz  vom 
28.  März  1903  (R.G.B1.  S.  109)  im  Einverständnisse  mit  den  verbündeten  Regie- 
rungen, welche  diesmal  ihre  grundsätzlichen  Bedenken  zurücktreten  liesaen,  eine 
Bestimmung  Aufnahme,  wonach  zur  Tilgung  der  Zuschussanleihe  auch  ein  in 
der  eigenen  Wirtschaft  des  Reichs  im  Rechnungsjahre  1903  sich  etwa  ergebender 
Ueberschuss  Verwendung  finden  soll.  Diese  Vorgänge  legen  die  Erwägung  nahe, 
ob  es  sich  nicht  empfehlen  wird,  für  die  Zukunft  die  Materie,  abweichend  von 
Art  70  der  Verfassung,  grundsätzlich  neu  zu  regeln. 

Die  bisherige  Behandlung  fraglicher  UeberschÜsse  hat  sich  jedenfalls 
nicht  bewährt.  Die  ordentlichen  Einnahmequellen  des  Reichs  sind  zum  weit 
überwiegenden  Teil  schwankender  Natur,  und  es  erwachsen  hieraus  einer  ratio- 
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seilen  Bewirtscbaftung  des  Reichshaushalts  ohnehin  schon  erhebliche  Schwierig- 
keiten. Jene  Schwankungen  werden  aber  noch  gesteigert,  die  Schwierigkeiten 
noch  verschärft,  wenn  auch  noch  die  wechselnden  und  nur  zuiUlligen  Ueber- 
schüsse  vergangener  Jahre  im  Etat  als  ordentliche  Deckungsmittel  Ver- 
wendung finden.  Solche  üeberschüsse  können  zeitweise,  bei  günstigen  Kon- 
junkturen, eine  beträchtliche  Höhe  erreichen.  Sind  dann  anstatt  der  üeber- 
schüsse späterhin  Fehlbeträge  aus  den  Vorjahren  zu  übernehmen,  so  müssen 
sich  hieraus  allein  schon  für  die  Balance  des  Etats  die  ernstesten  Ansi&nde  er- 
geben. Tritt  nun  infolge  ungünstiger  Konjunkturen  noch  ein  Rückgang  des 
Ertrags  der  ordentlichen  Einnahmequellen  hinzu,  so  gestaltet  sich  die  Lage  des 
Reichshaushalts  noch  um  so  bedenklicher.  Welche  Schwankungen  sich  zwischen 
den  üeberschüssen  und  Fehlbeträgen  in  der  eigenen  Wirtschaft  des  Reichs  schon 
bisher  ergeben  haben,  ist  aus  der  Tabelle  (Spalte  6  u.  7)  auf  eine  Reihe  von 
Jahren  zurück  ersichtlich.  Nach  der  in  Aussicht  genommenen  Einschränkung 
der  Franckenstein  sehen  EHausel  auf  die  Branntweinverbrauchsabg^be  würden 
diese  Schwankungen  durch  den  Hinzutritt  der  wechselnden  Erträge  der  Zölle 
nnd  der  Stempelabgaben  noch  erheblich  gesteigert  werden.  Mit  dem  Grund- 
satz, auf  rein  zufällige  vorübergehende  Einnahmen  ordentliche 
Ausgaben  zu  basieren,  kann  aber  kein  Haushalt  auf  die  Dauer  be- 
stehen. Es  erscheint  daher  dringend  geboten,  den  Art.  70  der  Verfassung  in 
diesem  Punkte  zu  ändern  und  nach  dem  Vorbild  anderer  Verfassungen  etwaige 
üeberschüsse  aus  den  Vorjahren  künftig  als  Deckungsmittel  dem  ausser- 
ordentlichen Etat  zuzuföhren,  wo  sie,  soweit  im  Etatsgesetze  nicht  anders 
bestimmt  wird,  zur  Verminderung  des  Anleihebedarfs  oder  zur  Schuldentilgung 
Verwendung  zu  finden  hätten,  um  indessen  die  wirksame  Anwendung  der 
neuen  Bestimmung  auch  verfassungsmässig  zu  sichern,  wird  zugleich  durch  eine 
weitere  Aenderung  des  Art.  70  der  Verfassung  ausser  Zweifel  zu  stellen  sein, 
dass  die  Bundesstaaten  eine  Erstattung  der  über  den  rechnungsmässigen  Bedarf 
geleisteten  Matrikularbeiträge  nur  insoweit  beanspruchen  können,  als  sie  die 
Mittel  zur  Leistung  dieser  Beiträge  aus  ihrem  eigenen  Haushalte  geschöpft  und 
nicht  in  der  Form  von  Ueberweisungen  vom  Reiche  selbst  empfangen  haben. 
Andernfalls  wären  die  Bundesstaaten  in  der  Lage,  auch  auf  Erstattung  der 
durch  Ueberweisungen  gedeckten  Matrikularbeiträge,  soweit  sie  den  rechnungs- 
mässigen Bedarf  des  Iteichs  übersteigen,  Ansprüche  geltend  zu  machen.  Ihre 
Anerkennung  hätte  aber  zur  Folge,  dass  rechnungsmSUsige  üeberschüsse  in  der 
eigenen  WiH^chaft  des  Reichs  Überhaupt  nicht  mehr  zur  VerfQgung  standen. 

IV.  Das  Reich  ist  bei  seiner  Errichtung  zunächst  durch  Ueberlassung  der 
Zolle  und  gemeinsamen  Verbrauchssteuern,  dann  der  Einnahmen  aus  den  Be- 
triebsverwfütungen  finanziell  ausgestattet  worden.  Später  traten  noch  einzelne 
weitere  Reichsabgaben  hinzu.  Die  Matrikularbeiträge  waren  von  Anfang  nur 
als  eine  subsidiäre  Einnahmequelle,  als  eine  Art  Notbehelf  gedacht,  von  dem 
nur  änsserstenfalls,  wenn  zur  Deckung  der  Reichsausgaben  die  eigenen  Ein- 
nahmen des  Reichs  nicht  mehr  zureichten,  Gebrauch  gemacht  werden  sollte. 
Auch  bei  der  späteren  Einführung  der  Francken  st  ein  sehen  Klausel  war  da- 
von ausgegangen,  dass  die  als  beweglicher  Faktor  im  Reichshaushalte  fernerhin 
beizubehaltenden  Matrikularbeiträge  sich  doch  regelmässig  innerhalb  der  Grenzen 
der  den  Einzelstaaten  zugebilligten  Ueberweisungen  bewegen  würden.  Wie  die 
Tabelle  (Spalte  2—5)  ersehen  lässt,  war  dies  nach  dem  Inkrafttreten  der 
Franckensteinschen  Klausel  mit  wenigen  Ausnahmen  eine  lange  Reihe  von 
Jahren  hindurch  auch  tatsächlich  der  Fall.  Erst  vom  Jahre  1899  an  wird  die 
Belastung  der  Einzelstaaten  mit  ungedeckten  Matrikularbeiträgen  zu  einer  jähr- 
lich wiederkehrenden.  Mit  Einschluss  der  ihnen  durch  den  Etatsentwurf  von 
1904  auferlegten  Leistungen  beziffert  diese  Belastung  sich  im  ganzen  auf 
120  MiU.  M.  Um  diesen  Betrag  mindern  sich  die  Mittel,  welche  den  Einzel- 
staaten ausserdem  zur  Erfüllung  wichtiger  innerer  Kulturaufg^ben,  deren  Träger 
sie  sind,  zur  Verfügung  ständen.  Es  erscheint  auch  im  eigensten  Interesse  des 
Reichs  gelegen,  eine  solche  Belastung  der  Haushalte  der  Einzelstaaten  nicht 
zor  Regel  werden  zu  lassen. 
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Das  verfassungsmässige  Recht,  die  Bundesstaaten  mit  Matrikularbeitrftgen 
zu  belasten,  soll  dem  Reich  auch  nach  der  Vorlage  grundsätzlich  gewahrt 
bleiben.  Aber  einer  gesunden,  zielbewussten  Finanzpolitik  entspricht  es,  von 
diesem  verfassungsmässigen  Rechte  nur  ausnahmsweise  und  unter  möglichster 
Schonung  der  Haushalte  der  Einzelstaaten  Gebrauch  zu  machen.  Eine  Zusage 
in  dieser  Richtung  dürfen  die  Bundesstaaten  von  dem  vorliegenden  GeseU- 
entwurf  umsomehr  erwarten,  als  er  ihnen  mit  der  vorgeschlagenen  Einschränkung 
der  F r  an  cken  stein  sehen  Klausel  ein  ihnen  gesetzlich  zustehendes  Recht  und 
zugleich  die  Aussicht  entzieht,  für  die  in  den  letzten  Jahren  geleisteten  Zu- 
bussen  in  späteren  Mehrüberweisungen  wiederum  einigen  Ersatz   zu  erlangen. 

B.  Im  einzelnen. 

Nach  der  dem  Gesetzentwurf  im  vorstehenden  gegebenen  allgemeinen 
Begründung  werden  die  Einzel bestiramungen  nur  noch  weniger  Erläuterungen 
bedürfen. 

Zu  §  1. 

Diese  Bestimmung  enthält  die  Aufhebung  der  Franckensteinschen 
Klausel  in  Ansehung  der  Zölle  und  der  Tabaksteuer  sowie  der  Stempelabgaben. 
Die  Bestimmungen  im  §  39  Abs.  1  und  §  42  IV  des  Branntweinsteuergesetzes, 
wonach  die  Erträge  der  Branntweinverbrauchsabgabe  und  des  Zuschlags  zu  der- 
selben den  Bundesstaaten  zu  überweisen  sind,  sollen  bestehen  bleiben. 

Die  Aufhebung  des  §  2  des  Schuldentilgungsgesetzes  vom  28.  März  1903 
(R.G.B1.  S.  109)  erscheint  als  Eonsequenz  der  Aufhebung  des  §  8  des  älteren 
Zolltarifgesetzes  und  des  §  55  des  Reichsstempelgesetzes.  Nach  Einschrilnkung 
der  Franckensteinschen  Klausel  auf  die  Branntwein  Verbrauchsabgabe  ist 
nicht  mehr  darauf  zu  rechnen,  dass  die  rechnungsmässigen  üeberweisungen  das 
Etatssoll  noch  wesentlich  übersteigen  werden. 

Zu  §  2. 

Abgesehen  von  den  im  allgemeinen  Teile  bereits  eingehend  begründeten 
materiellen  Aenderungen  des  Art.  70  der  Verfassung  sind  in  der  neuen  Be- 
stimmung nur  noch  einige  rein  redaktionelle  Verbesserungen  der  früheren 
Fassung  vorgesehen. 

Die  Erstattung  überhobener  Matrikularbeiträge  (Art.  70  Abs.  1  Satz  3)  ist 
in  der  Form  der  Anrechnung  auf  die  Leistungen  des  folgenden  Jahres  gedacht. 

Die  Fassung  des  Abs.  2  v^ürde  zugleich  gestatten,  je  nach  Beduf  Über 
die  Verwendung  der  Ueberschüsse  besondere  Bestimmung  zu  treffen.  Auch  die 
ausnahmsweise  Verwendung  solcher  ueberschüsse  zur  Entlastung  des  ordent- 
lichen Etats  muss  vorbehalten  bleiben;  sie  dürfte  aber  nur  insoweit  Platz 
zu  greifen  haben,  als  dies  zur  Ausgleichung  ungewöhnlich  grosser  Schwankungen 
bei  den  ordentlichen  Einnahmen  erforderlich  erscheint  und  die  billige  Rück- 
sichtnahme auf  die  Haushalte  der  Einzelstaaten  es  erheischt,  wenn  anders  der 
Zweck  der  vorgeschlagenen  Aenderung,  auf  tunlichste  Sparsamkeit  im  Reichs- 
haushalt und  Minderung  des  Anleihebedarfs  hinzuwirken,  nicht  vereitelt  wer- 
den soll. 

Zu  §  3. 

Diese  Bestimmung  bringt  den  in  Ziff.  IV  der  allgemeinen  Begründung 
entwickelten  Gedanken  in  der  Form  einer  Direktive  für  die  Aufstellung  und 
Finanzierung  der  künftigen  Reichsetats  in  einer  Art  zum  Ausdrucke,  welche 
einer  in  der  Verfassung  begründeten  aushilfs weisen  Belastung  der  Bundesstaaten 
mit  Matrikularbeiträgen  durch  das  Etatsgesetz  auch  für  die  Folge  in  keiner 
Weise  vorgreift.  Dass  nach  dem  Inkrafttreten  des  Gesetzes  unter  den  «Üeber- 
weisungen* nur  noch  die  Erträge  der  Branntwein  Verbrauchsabgabe  samt  Zu- 
schlag zu  verstehen  sind,  wird  einer  besonderen  Hervorhebung  kaum  bedürfen. 
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Zu  §  4. 

Da  das  Gesetz  mit  dem  1.  April  1904  in  Kraft  treten  soll»  so  bleiben  für 
das  Bechnungsjahr  1903,  insbesondere  auch  hinsichtlich  der  Verwendung  et- 
waiger üeberschasse,  die  seitherigen  Bestimmungen  massgebend. 


Aus  dem  Kommissionsbericht  vom  5.  Mai  1904^). 
Bei  Beratung  des 

§1 

stimmten  sämtliche  Redner  in  dem  Punkte  überein,  dass  der  Zustand,  in  welchen 
die  Reichsfinanzen  geraten  sind,  auf  die  Dauer  nicht  mehr  haltbar  sei  und  einer 
Reform  dringend  bedürfe.  Ueber  den  Weg  aber,  auf  welchem  eine  solche 
Reform  am  zweckmässigsten  zu  erreichen  sei,  gingen  die  Meinungen  weit  aus- 
einander. 

Von  den  Freunden  des  Entwurfs  wurde  angeführt,  dieser  biete  den  grossen 
Vorteil,  dass  das  Reich  künftighin  für  seine  Ausgaben  allein  verantwortlich 
sei,  während  jetzt  die  Einzelstaaten  das  ganze  Risiko  zu  tragen  h&tten.  Der 
grösste  Anreiz,  ohne  Rücksicht  auf  die  finanziellen  Folgen  im  Reiche  zu  wirt- 
schaften, liege  in  der  Möglichkeit,  immer  auf  die  Matrikularbeiträge  zurück- 
zugreifen. Ueberdies  hätte  auch  das  Risiko  bezüglich  der  ungedec^n  Matri- 
kularbeiträge die  Einzelstaaten  nicht  davon  abgehalten,  bisher  im  Bundesrat 
for  Heeres-  und  Flottenvorlagen  einzutreten,  von  einer  . erzieherischen'*  Wirkung 
dieses  Risikos  könne  also  nicht  die  Rede  sein.  Auf  der  andern  Seite  werde 
aber  zweifellos  die  Klarheit  und  Durchsichtigkeit  des  Etats  durch  die  Be- 
stimmungen des  Entwurfs  gefördert.  Aus  den  Ueberweisnngssteuern  hätten 
ursprünglich  für  die  Einzelstaaten  Zuschüsse  sich  ergeben.  Wäre  dies  noch 
der  Fall,  dann  beständen  Bedenken  gegen  die  Einschränkung  derselben.  So 
tragen  sie  nur  noch  das  Risiko.  Dieses  Risiko  auch  bezüglich  der  Einnahmen 
aus  dem  neuen  Zolltarif  zu  tragen,  seien  sie  aber  nicht  im  stände,  deshalb 
verzichten  sie  auf  die  Ueberw eisungen  hieraus.  Die  Freude  am  Reich  müsse 
den  Einzelstaaten  erhalten  bleiben.  Eine  reinliche  Scheidung  der  Finanzen  sei 
auch  notwendig,  damit  jeder  wisse,  mit  welchen  Mitteln  er  zu  rechnen  habe. 
§  1  enthalte  deshalb  zweifellos  einen  Fortschritt,  zumal  das  Einnahmebewilli- 
gungsrecht des  Reichstags  auch  nach  der  Einschränkung  der  Ueberweisungen 
auf  die  Branntweinverbrauchsabgabe  genügend  gewahrt  bleibe. 

Demgegenüber  wurde  von  einem  anderen  Mitgliede  der  Kommission 
ausgeführt,  es  sei  bedenklich,  die  Branntweinverbrauchsabgabe  allein  als  Ueber- 
Weisungssteuer  bestehen  zu  lassen.  Das  Risiko  der  Einzelstaaten  an  der  Ge- 
staltung des  Reichshaushalts  sei  auf  diese  Weise  nicht  genügend  hoch.  Ge- 
wonnen werde  durch  die  Vorlage  nur  eine  Entlastung  der  Einzelstaaten  von 
der  Gefahr  einer  ungünstigen  Gestaltung  des  Reichshaushaltsetats.  Eine  solche 
sei  aber  nicht  wünschenswert  Eine  Reichsfinanzreform  sei  notwendig,  diese 
müsse  sich  aber  in  der  Richtung  der  Einführung  direkter  Reichssteuem  bewegen. 

Von  anderer  Seite  wurde  die  in  §  1  vorgeschlagene  Beschränkung  der 
Ueberweisungen  auf  die  Branntweinverbrauchsabgabe  als  eine  Beschneidung  des 
EinnahmebewiUigungsrechts  des  Reichstags  bezeichnet.  Die  konstitutionelle 
Wirkung  des  zur  Zeit  vorhandenen  natürlichen  Defizits  vermindere  sich  sofort, 
wenn  auf  anderem  Wege  eine  gänzliche  oder  teilweise  Deckung  des  Defizits 
^olge,  was  voraussichtlich  mit  dem  Inkrafttreten  des  neuen  Zolltarifs  der  Fall 
sein  würde.    Die  einmaligen  Ausgaben  des  ordentlichen  Etats  betragen  jetzt 


>)  Reichstag,  ii.  Legislaturperiode.  I.  Session  1903,04.  Drucks.  Nr.  408.    (Der  übrige 
»ehr  umfangreiche  Inhalt  des  Berichts  konnte  nicht  mitgeteilt  werden.) 

291 


Digitized  by  VjOOQIC 


292     ^^^  ^'  Koi°°^i9s.ber.  v.  5.  Uai  1904  z.  Entw.  betr.  Aend.  im  Finanzwesen  d.  Reichs. 

schon  mehr  als  die  106  Mill.,  welche  aus  der  Verbraucbsahgabe  zu  erwarten 
seien.  Es  wäre  auch  bedauerlich»  wenn  die  Bundesstaaten  an  der  Gestaltung 
des  Reichshaushalts  nicht  mehr  finanziell  interessiert  wären.  In  dieser  Be- 
ziehung sei  aber  die  Verb  rauch  sabgabe  für  sich  allein  durchaus  ungenügend. 
Aus  diesem  Grunde  und  mit  Rücksicht  auf  die  in  Aussicht  stehenden  bedeuten- 
den Mehreinnahmen  aus  dem  neuen  Zolltarif  empfehle  es  sich  deshalb,  wenigstens 
einen  Teil  der  Zolleinnahmen  als  Ueberweisungssteuem  beizubehalten. 

Ein  anderes  Mitglied  der  Kommission  regte  an,  ob  es  sich  nicht  empfehle, 
bezüglich  der  Verteilung  der  einzelnen  Steuergattungen  zwischen  dem  Reiche 
und  den  Einzelstaaten  alles  beim  alten  zu  belassen  und  lediglich  Bestimmungen 
zu  treffen,  durch  welche  die  Bundesstaaten  gegen  das  Risiko  der  Schwankungen 
bei  den  ueberweisungssteuem  geschützt  werden  sollten.  Mindereinnahmen  aus 
den  letzteren  gegenüber  dem  Etatssoll  sollten  durch  eventuelle  Mehreinnahmen 
im  reichseigenen  Haushalt  gedeckt,  beim  Nichtvorhandensein  solcher  aber  im 
ordentlichen  Etat  des  übemächstfolgenden  Jahres  in  Ausgabe  gestellt  werden. 
Gleichmässig  sollten  Ueberschüsse  der  Ueberweisungen  zur  Deckung  etwaiger 
Fehlbeträge  im  reichseigenen  Haushalt,  eventuell  aber  im  übemächstfolgenden 
Jahre  zur  Entlastung  der  Anleihe  verwendet  werden.  Dieser  Vorschlag  wurde 
begründet  durch  den  Hinweis  darauf,  dass  es  nicht  zum  Wesen  der  Francken- 
steinschen  Klausel  gehöre,  dass  die  Einzelstaaten  das  Risiko  der  Schwankungen 
bei  den  ueberweisungssteuem  übernehmen.  Der  Vorschlag  hätte  für  die  Einzel- 
staaten den  grossen  Vorteil,  dass  er  dieselben  gegen  diese  Schwankungen  voll- 
ständig sicherstelle.  Die  Wirkung  der  letzteren  bei  Mindereinnahmen  würde 
auf  ein  späteres  Jahr  verschoben  und  die  Einzclstaaten  wären  in  der  Lage, 
sich  in  ihren  Etats  vorzusehen. 

Demgegenüber  wurde  von  einem  anderen  Mitgliede  der  Kommission  dar- 
auf hingewiesen,  es  solle  nicht  nur  das  Verhältnis  zwischen  Einzelstaaten  und 
Reich  geregelt,  sondern  es  sollten  auch  die  Finanzen  des  Reiches  selbst  mehr 
in  Ordnung  gebracht  werden.  Es  müssten  dem  Reiche  mehr  Mittel  zugeführt 
werden,  um  das  Extraordinarium  zu  speisen.  Das  Budgetrecht  des  Reichstags 
sei  aber  durch  §  1  der  Vorlage  nicht  genügend  gewahrt.  Es  empfehle  siä 
deshalb,  neben  der  Verbrauchsabgabe  auch  die  Stempelabgaben  für  Wertpapiere, 
die  Tabaksteuer  und  die  Maischbottichsteuer  als  Ueberweisungssteuem  zu  nehmen. 
Der  hieraus  sich  ergebende  Betrag  würde  die  Wirkung  der  Franckensteinschen 
Klausel  genügend  sicherstellen.  Von  diesem  Mitgliede  der  Kommission  wurde 
hierauf  folgender  Antrag  gestellt: 

Die  Kommission  wolle  beschliessen : 
den  §  1  zu  fassen  wie  folgt: 

Unter  Aufrechterhaltung  der  Ueberweisungen  der  Reinerträge 
der  Tabaksteuer  und  der  Branntwein  Verbrauchsabgabe  samt  Zu- 
schlag zu  derselben  sowie  der  Stempelabgaben  für  Wertpapiere 
an  die  einzelnen  Bundesstaaten  ist  diesen  auch  der  Reinertrag 
der  Maischbottichsteuer  zu  überweisen. 

Die  Ueberweisung  des  Reinertrags  der  Tabaksteuer  und  der 
Stempelabgaben  erfolgt  nach  Massgabe  der  Bevölkerung,  mit 
welcher  die  einzelnen  Bundesstaaten  zu  den  MatrikularbeitrSgen 
herangezogen  werden,  die  Ueberweisung  der  Reinerträge  der 
Branntweinverbrauchsabgabe  samt  Zuschlag  zu  derselben  sowie  der 
Maischbottichsteuer  nach  Massgabe  der  matrikularmässigen  Be- 
völkerung, mit  der  sie  zum  Gebiet  der  Branntweinsteuergemein- 
schaft gehören.  Den  Ueberweisungen  sind  vorbehaltlich  der 
endgültigen  Abrechnung  zwischen  der  Reichskasse  und  den  Einzel- 
staaten die  im  Art.  39  der  Reichsverfassung  erwähnten  Quartals- 
extrakte bezw.  Jahresabschlüsse  zu  Gmnde  zu  legen. 

Dieser  Antrag  wurde  aus  der  Mitte  der  Kommission  von  verschiedenen 
Seiten  bekämpft.  Es  wurde  zwar  anerkannt,  dass  er  gegenüber  der  Vorlage 
eine  bessere  Wahrung  der  Rechte  des  Reichstags  enthalte,  doch  wurde  darauf 
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hingewiesen,  dass  es  sich  empfehle,  die  gesamten  Stempelabgaben  als  üeber- 
weisungssieaem  zu  nehmen,  weil  gerade  die  Stempelabgaben  für  Wertpapiere 
die  gröesten  Schwankungen  aufweisen  und  deshalb  das  Herausgreifen  der  letzteren 
ein  erhebliches  Risiko  för  die  Einzelstaaten  mit  sich  bringe.  Auch  sei  es  nicht 
möglich,  wie  dieser  Antrag  wül,  die  Tabaksteuer  als  üeberweisungssteuer  zu 
nehmen,  den  Tabak  zoll  aber  dem  Reiche  zu  belassen.  Zwischen  diesen  beiden 
bestehe  ein  innerer  Zusammenhang,  sie  müssten  deshalb  auch  in  Bezug  auf  die 
Verrechnung  gleichmftssig  behandelt  werden. 

Mit  diesem  letzteren  (redanken  erklärte  sich  der  Antragsteller  einver- 
standen, wenn  durch  Einbeziehung  der  gesamten  Reichsstempelabgaben  Ersatz 
fUr  den  Wegfall  der  Tabaksteuer  bei  den  Ueberweisungssteuem  geschaffen  werde. 

Femer  wurde  der  Vorschlag  gemacht,  die  Zuckersteuer  zur  Verstärkung 
der  Ueberweisungssteuem  heranzuziehen.  Dieselbe  würde  in  Verbindung  mit 
der  Branntweinverbrauchsabgabe  genügen  zur  Wahrang  des  Budgetrechts  des 
Reichstags.  Gegenüber  diesem  Vorschlag  wurde  darauf  hingewiesen,  dass  man 
danach  strebe,  durch  Herabsetzung  dieser  Steuer  den  Zucker  noch  weiter  zu 
verbilligen  und  den  Konsum  zu  heben.  Die  Durchführung  dieser  Absicht  würde 
aber  unmöglich  gemacht,  oder  doch  zum  mindesten  sehr  erschwert,  wenn  die 
Zuckersteuer  eine  Üeberweisungssteuer  bilde.  Auch  wurde  erwähnt,  diese  Steuer 
biete  eine  stetige  Einnahme,  und  da  das  Reich  gerade  solche  stetige  Einnahmen 
brauche,  sei  die  Wegnahme  der  Zuckersteuer  nicht  am  Platze. 

Der  Staatssekretär  des  Reichsschatzamtes  hatte  bereits  in  einem  früheren 
Stadium  der  Beratungen  zur  Begründung  der  Vorlage  im  allgemeinen  auf  seine 
Ausführungen  bei  der  ersten  Beratung  derselben  im  Plenum  des  Reichstaffs 
Bezug  genommen.  Zur  Beseitigung  der  aufgetauchten  Zweifel  über  die  eventueUe 
Wirkung  des  Entwurfes  auf  die  künftige  Aufstellung  des  Etats  Hess  er  der 
Kommission  die  als  Anlage  G  abgedruckten  «Berichtigungen*  zugehen. 

Im  einzelnen  führte  derselbe  noch  folgendes  aus  gegenüber  der  unrichtigen 
Beurteilung,  welche  die  Vorlage  von  verschiedenen  Seiton  erfahren  habe:  Die 
Vorlage  wolle  nicht  fQr  alle  Zukunft  die  Zahlung  ungedeckter  Matrikular- 
beitrage  durch  die  Bundesstaaten  beseitigen,  die  letzteren  vielmehr  nur  in  der 
Richtung  sicherstellen,  dass  in  normalen  Jahren  nicht  mehr  Matrikularbeiträge 
gezahlt  werden  müssen  als  die  Ueberweisungen  betragen.  Die  Vorlage  habe 
auch  nicht  die  Absicht  der  Einführung  neuer  Verbrauchssteuern.  Eine  Mass- 
nahme, die  geeignet  ist,  auf  eine  bessere  Wirtschaft  des  Reiches  hinzuwirken, 
könne  diese  Folge  nicht  haben.  Die  Aussicht,  neue  Steuern  zu  vermeiden,  sei 
grösser  nach  Annahme  der  Vorlage.  Die  letztere  werde  aber  auch  keine  Ver- 
mehrung der  Reichsschulden  zur  Folge  haben,  vielmehr  sei  deren  Tendenz  auf 
tnnlichste  Vermindemng  des  Anleihebedarfs  gerichtet.  Das  Budgetrecht  des 
Reichstags  werde  durch  dieselbe  nicht  berührt.  Von  einer  Gefährdung  des 
Budgetrechts  des  Reichstags  könnte  überhaupt  nur  dann  gesprochen  werden, 
wenn  der  neue  Zolltarif  nach  Abrechnung  der  fflr  die  Witwen-  und  Waisen- 
versicherung vorweg  genommenen  rund  50  Mill.  M.  so  viel  einbringe,  dass  noch 
ein  Ueberschuss  über  den  ordentlichen  Deckungsbedarf  vorhanden  wäre.  Dies 
sei  aber  auf  keinen  Fall  zu  erwarten.  Der  bewegliche  Faktor,  welchen  die 
Franckensteinsche  Klausel  als  konstitutionelle  Garantie  an  Stelle  der  damals 
schon  angestrebten  direkten  Reichssteuem  einführen  wollte,  sei  schon  in  den 
gedeckten  Matrikularbeiträgen  gegeben.  An  ungedeckte  Matrikularbeiträge 
habe  man  damals  überhaupt  nicht  gedacht  Erst  in  neuerer  Zeit  glaube  man, 
die  Einzelstaaten  müssten  durch  die  Furcht  vor  ungedeckten  Matrikularbeiträgen 
mürbe  gemacht  werden  für  die  Einführung  direkter  Reichssteuem.  Die  Einzel- 
staaten könnten  aber  auf  ihre  direkten  Steuern  zu  Gunsten  des  Reichs  nicht 
verzichten.  Das  Reich  habe  selbst  das  grösste  Interesse  daran,  seine  Mitglieder 
finanziell  kräftig  zu  er li alten.  Der  gegenwärtige  Zeitpunkt  sei  sehr  wohl  ge- 
eignet zur  Reform,  denn  in  einer  Zeit  der  Ueberschüsse  würden  sich  die  Einzel- 
staaten wohl  kaum  so  leicht  bereit  finden  lassen,  auf  die  eventuellen  Mehr- 
einnahmen aus  den  Ueberweisungssteuem  zu  verzichten,  wie  sie  es  jetzt  tun. 

Zu  dem  vorliegenden  Abänderungsantrag  erklärte  der  Staatssekretär  des 
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ReicbsBchatzamtes ,  er  könne  sich  nur  für  seine  Person  äussern;  wie  die  yer- 
bündeten  Regierangen  sich  dazu  stellen  würden,  könne  er  jetet  noch  nicht 
sagen.  Die  Tabaluteuer  habe  einen  stetigen  Charakter,  ihre  Belassung  al^ 
Ueberweisungssteuer  biete  also  für  die  £inzelstaaten  keine  Gefahr.  Doch  sei 
der  Zusammenhang  mit  dem  Tabakzoll  nicht  ausser  acht  zu  lassen.  Die  Maucfa- 
bottichsteuer  stehe  in  einem  inneren  Zusammenhang  mit  der  Yerbrauchsabgabe. 
die  schon  bisher  eine  Ueberweisungssteuer  bildete.  Ihre  üeberweisung  an  die 
Bundesstaaten  hätte  also  keine  Bedenken.  Dagegen  sei  es  bedenklich,  die 
Stempelabgaben  als  üeberweisungsstenem  zu  nehmen  wegen  der  erheblichen 
Schwankungen  bei  diesen  Abgaben.  Dies  wäre  keine  Verbesserung  der  Vorlage. 
Zu  der  Frage  der  Uebemahme  der  Zuckersteuer  als  Ueberweisungssteuer  könne 
er  sich  in  Ermanglung  eines  Beschlusses  der  verbündeten  Regierungen  nicht 
äussern.  Die  Vorlage  stehe  mit  irgend  welchen  weitgehenden  Plänen  auf  dem 
Gebiete  der  Heeres-  oder  Flottenvermehrung  in  keinem  inneren  Zusammenhang. 
Das  Risiko  der  £inzelstaaten  bei  den  Üeberweisungsstenem  habe  keinen  Einfluss 
auf  ihre  Stellungnahme  gegenüber  Heeres-  und  Flottenvermehrungen  gehabt. 

Gegenüber  weitergehenden  Abänderungsanträgen  erklärte  der  Staats- 
sekretär des  Reichsschatzamtes,  er  habe  sich  seiner  Zeit  nur  schweren  Herzens 
zur  Uebemahme  des  Reichsschatzamtes  entschlossen.  Er  habe  indessen  doch 
vertrauen  zu  dürfen  geglaubt,  dass  ihm  bei  Erfüllung  der  ihm  auferlegten, 
ungemein  schwierigen  Aufgabe,  eine  Besserung  der  Finanzlage  des  Reiches  her- 
beizuführen, auch  seitens  der  Mehrheit  des  Reichstags,  namentlich  auch  seitens 
der  ausschlaggebenden  Fraktion  und  seiner  engeren  Landsleute  die  erforderliche 
Unterstützung  nicht  fehlen  werde.  Wenn  aber  sein  Vertrauen  mit  Misstraoen 
erwidert  würde,  wenn  die  Vorlage,  das  Fundament  weiterer  Reformen,  das 
Produkt  langjähriger  Erfahmngen  und  ernstester  Geistesarbeit,  an  dem  Wider- 
stände der  Mehrheit  scheitem  sollte  oder  in  den  wesentlichsten  Punkten  ver- 
dorben würde,  dann  glaube  er  allerdings  nicht,  der  ihm  obliegenden  Aufgabe 
in  erspriesslicher  Weise  gerecht  werden  zu  können. 

Ein  Mitglied  der  Kommission  erklärte  hierauf,  seine  Kritik  der  Vorlage 
hätte  keineswegs  ein  Misstrauen  gegenüber  dem  Staatssekretär  erkennen  lassen. 
Er  freue  sich  mit  seinen  engeren  Landsleuten,  einen  so  hervorragenden  bayrischen 
Beamten  auf  dem  Posten  des  Reichsschatzsekretärs  zu  sehen  und  hoffe,  dass 
er  diesem  Amte  recht  lange  erhalten  bleibe.  Seine  Absicht  sei,  hier  in  der 
Kommission  eine  Fassung  des  Gesetzes  zu  finden ,  auf  welche  sich  im  Plenum 
eine  grosse  Mehrheit  vereinigen  könnte. 

Der  Vertreter  der  bayrischen  Regiemng  erklärte,  er  müsse  die  Stellung- 
nahme seiner  Regiemng  zu  der  Frage  der  Uebemahme  der  Stempelabgaben  zu 
den  Ueberweisungssteuem  ausdrücklich  vorbehalten.  Die  verbündeten  Regie- 
mngen  brächten  durch  ihre  Zustimmung  zur  Vorlage  grosse  Opfer.  Trotzdena 
hätten  sie  dieselbe  mit  Freuden  begrüsst,  weil  die  Reichseinnahmen  gestärkt 
würden  und  den  Einzelstaaten  das  Risiko  abgenommen  würde.  Durch  den  vor- 
liegenden Antrag  werde  aber  dieses  Risiko  teilweise  wieder  geschaffen.  Eine 
Einigung  könne  unter  diesen  Umständen  leichter  zu  stände  kommen,  wenn 
g  3  angenommen  werde,  dies  liege  im  eigensten  Interesse  des  Reichs,  nicht 
der  Einzelstaaten. 

Nach  Schluss  der  Diskussion,  bei  welcher  in  der  Kommission  Einstimmig- 
keit darüber  herrschte,  dass  §  2  des  Schuldentiigungsgesetzes  vom  28.  März  1903 
aufrecht  zu  erhalten  sei,  wurde  unter  AnnaJime  eines  Abänderungsantrags 
Ziff.  1  des  vorstehenden  Antrags  von  der  Kommission  mit  14  gegen  18  Stimmen 
in  folgender  Fassung  angenommen: 

§  1. 
Unter  Aufrechterhaltung  der  Ueb erweisungen  der  Reinerträge  der 
Branntweinverbrauchsabgabe  samt  Zuschlag  zu  derselben  (§  39  Abs.  1 
des  Gesetzes,  betr.  die  Besteuerung  des  Branntweins,  vom  24.  Juni  1887) 
sowie  der  Reichsstempelabgaben  an  die  einzelnen  Bundesstaaten  ist 
diesen  auch  der  Reinertrag  der  Maischbottichsteuer  zu  Überweisen. 


Digitized  by  VjOOQIC 


Aas  d.  Eo]iimiss.ber.  v.  ß.  Mai  1904  z.  Entw.  betr.  Aend.  im  Finanzwesen  d.  Reichs.      295 

Die  üeberweisung  des  Reioerirags  der  Reichsstempelabgaben  er- 
folgt nach  Massgabe  der  BevGlkemng,  mit  welcher  die  einzelnen 
Bundesstaaten  zu  den  Matrikularbeiträgen  herangezogen  werden,  die 
üeberweisung  der  Reinertrilge  der  Branntweinverbrauchsabgabe  samt 
Zuschlag  zu  derselben  sowie  der  Maischbottichsteuer  nach  Massgabe 
der  matrikularmässigen  Bevölkerung,  mit  der  sie  zum  Gebiet  der 
Branntweinsteuergemeinschaft  gehören.  Den  üeberweisungen  sind  vor- 
behaltlich der  endgültigen  Abrechnung  zwischen  der  Reichskasse  und 
den  Einzelstaaten  die  im  Art.  39  der  Reichsverfassung  erwähnten 
Quartalsextrakte  bezw.  Jahresabschlüsse  zu  Grunde  zu  legen. 
Im  Anschlüsse  an  diesen  Beschluss  war  in  erster  Lesung  noch  folgender 
Antrag  gestellt  worden: 

1.  §  2  wie  folgt  zu  fassen: 

§  8  des  durch  die  Bekanntmachung  vom  24.  Mai  1885,  R.G.B1. 
S.  111,  veröffentlichten  Zolltarif gesetzes  erhält  folgende  Fassung: 

§8. 
Ein  Drittel  des  Ertrags  der  Tabaksteuer  und  der  Zölle,  soweit 
über  diese  nicht  durch  §  15  des  Gesetzes  vom  25.  Dezember  1902, 
R.G.BL  S.  303,  verfügt  ist,  ist  den  einzelnen  Bundesstaaten  nach  Mass- 
gabe der  Bevölkerung,  mit  welcher  sie  zu  den  Matrikularbeiträgen 
herangezogen  werden,  zu  Überweisen.  Die  üeberweisung  erfolgt  vor- 
behaltlich der  definitiven  Abrechnung  zwischen  der  Reichskasse  und 
den  Einzelstaaten  auf  Grund  der  in  Art.  39  der  Reichsverfassung  er- 
wähnten Quartalsextrakte  und  bezw.  Jahresabschlüsse. 

2.  als  §  3  den  §  2  der  Vorlage  mit  den  gesteUten  Abänderungsanträgen 
zu  setzen. 

Von  dem  Antragsteller  wurde  erklärt,  dass  bei  Annahme  dieses  Antrages 
die  Stempelabgaben  als  Ueberweisungssteuem  preisgegeben  und  dem  Reiche 
als  eigfene  Einnahmen  vorbehalten  werden  könnten.  Zur  Begründung  des  An- 
trages wurde  geltend  gemacht,  die  Zölle  müssten  wenigstens  zu  einem  Teil  als 
ueberweisungssteuem  oeibehalten  werden,  weil  dieselben  eine  entwicklnngs- 
fähige  Einnahme  des  Reichs  bilden  und  auch  die  grössten  Schwankungen  auf- 
wiesen. Der  Antrag  ändere  den  bestehenden  Zustand  insofern,  als  er  nicht  ein 
Fixum  an  Zöllen  dem  Reiche  vorbehalte  und  alle  Schwankungen  den  Einzel- 
staaten überlassen  wolle,  er  teile  vielmehr  die  Gesamteinnahme  und  damit  auch 
das  Risiko  der  Schwankungen  zwischen  Reich  und  Einzelstaaten«  Er  komme 
insofern  den  Wünschen  der  letzteren  entgegen,  als  er  sie  nur  mit  einem  Drittel 
der  Schwankungen  belaste.  Durch  dieses  Risiko  würden  ihre  Finanzen  nicht 
allzu  erheblich  beeinflusst.  Die  Branntweinverbrauchsabgabe  würde  in  Ver- 
bindung mit  dem  Drittel  der  Zölle  ausreichen  zur  Aufre(£terhaltung  der  kon- 
sütutionellen  Garantie.  Der  Antrag  sei  ein  Vermittlungsvorschlag  und  beab- 
sichtige, eine  möglichst  grosse  Mehrheit  für  die  Finanzreform  im  Plenum  des 
Reichstags  zu  schaffen.  Die  Wirkung  des  Antrags  sei  die,  dass  insgesamt 
ueberweisungssteuem  im  Betrage  von  etwa  290  Mill.,  nach  Inkrafttreten  des 
neuen  2i0lltarifs  von  etwa  320  Mill.  verblieben. 

Gegen  den  Antrag  wurde  geltend  gemacht,  er  vereitle  vollständig  den 
Zweck  der  ganzen  Vorlage.  Er  bringe  nicht  die  vom  Entwurf  angestrebte 
Klarheit  und  Durchsichtigkeit  in  den  Etat,  verdunkele  vielmehr  die  bestehenden 
unklaren  Verhältnisse  noch  weiter.  Das  Wesentliche  des  Entwurfs  sei  übrigens 
die  üeberweisung  der  gesamten  Zölle  an  das  Reich  und  mit  diesem  Gran£atz 
stehe  und  falle  das  ganze  Gesetz.  Von  einigen  Mitgliedem  der  Kommission 
wurde  direkt  erklärt,  dass  nach  Annahme  dieses  Antrages  das  Gesetz  für  sie 
«o  wertlos  sein  würde,  dass  sie  nicht  mehr  für  dasselbe  stimmen  könnten. 

Von  einem  Kommissionsmitgliede  wurde  darauf  hingewiesen,  dass  auch 
nach  Annahme  dieses  Antrages  die  Beschränkung  der  üeberweisungen  ausser- 
ordentlich gross  sei.  Nach  demselben  würden  ungefähr  300  Millionen  als  üeber- 
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weisungBateuem  verbleiben  ohne  die  Stempelabgaben.  Doch  enthalte  der  Antrag 
wenigstens  insofern  eine  Verbesserang  der  Vorlage,  als  er  die  Zölle  nicht  voll- 
ständig dem  Reiche  überlasse.  Es  gehe  nicht  an,  im  gegenwärtigen  Augenblick, 
wo  bezüglich  der  Einnahmen  ans  den  Zöllen  alles  im  Ungewissen  sei,  eine 
völlige  üeberlassung  derselben  an  das  Reich  zu  beschliessen.  Die  Schwierig- 
keiten bezüglich  der  Verrechnung  könnten  doch  nur  für  das  Reichsschatzamt 
bei/ Aufstellung  des  Etats  entstehen,  seien  aber  auch  nicht  unüberwindlich. 

Der  Staatssekretär  des  Reichsschatzamtes  erkannte  zwar  die  guten  Ab- 
sichten dieses  Antrages  an,  machte  aber  doch  Bedenken  gegen  dessen  Annahme 
geltend,  indem  er  ausführte,  nach  dem  zu  §  1  bereits  gefassten  Beschlnss  er- 

gsben  sich  üeberweisungen  im  Betrage  von  120  Millionen  ohne  Stempelabgaben, 
er  Antrag  überweise  820  Millionen  ohne  Stempelab^ben ,  mit  den  letzteren 
400  Millionen.  Wolle  man  so  weit  gehen,  dann  sei  der  Zweck  der  Vorlage 
vollständig  illusorisch  gemacht,  denn  das  Risiko  der  Einzelstaaten  bezüglich  der 
Schwankungen  würde  zu  wenig  eingeschränkt.  Auch  würde  die  Absicht  der 
Vorlage,  dem  Reiche  möglichst  grosse  Mittel  behufs  Verminderung  der  Reichs- 
schuld zur  Verfügunf^  zu  stellen,  nicht  erreicht.  Endlich  würde  aber  auch  die 
Klarheit  des  Etats  nicht  gefördert. 

Der  Antrag  wurde  oei  der  ersten  Lesung  mit  Rücksicht  auf  den  bereits 
zu  §  1  des  Entwurfs  gefassten  Beschluss  zurückgestellt,  bei  der  zweiten  Lesung 
aber  gegen  zehn  Stimmen  abgelehnt. 

Zu  §  1  wurde  bei  der  zweiten  Lesung  noch  folgender  Antrag  gestellt: 
den  §  1  der  Beschlüsse  der  Kommission  in  erster  Lesung  zu  fassen 
wie  folgt: 

Unter  Aufhebung  des  §  8  des  durch  die  Bekanntmachung  vom 
24.  Mai   1885  (R.G.Bl.  S.  111)  veröffentlichten  ZoUtarifgesetzes  ist 
der  Reinertrag  der  Maischbottichsteuer  den  einzelnen  Bundesstaaten 
nach  Massgabe  der  matrikularmässigen  Bevölkerung,  mit  welcher 
sie  zum  Gebiete  der  Branntweinsteuergemeinschaft   gehören,  zu 
überweisen. 
Nach   den   Beschlüssen  der  ersten  Lesung  bedürfe  es,  wie  der  Antrag- 
steller erklärte,  bezüglich  der  Stempelabgaben  nicht  deren  Erwähnung.  Der  An- 
trag wurde,  nachdem  von  anderer  Seite  darauf  hingewiesen  worden  war,  dass 
er  die  Branntwein  materialsteuer  ausser  Betracht  lasse,  welche  als  Ersatz  der 
Maischbottichsteuer  mit  der  letzteren  doch  ebenfalls  den  Bundesstaaten  zu  über- 
weisen sei,  wieder  zurückgezogen. 

Zu  dem  bereits  erwähnten  Antrag,  ein  Drittel  der  Zolleinnahmen  den 
Einzelstaaten  zu  Überweisen  und  zwei  Drittel  dem  Reiche  zu  belassen,  war  noch 
ein  Eventualantrag  gestellt,  den  §  1  zu  fassen,  wie  folgt: 

§1- 

Die  Vorschriften  über  die  üeberweisung  eines  Teiles  des  Ertrags 
der  Zölle  und  der  Tabaksteuer  an  die  Bundesstaaten  (§  8  des  dura 
die  Bekanntmachung  vom  24.  Mai  1885,  R.G.B1.  S.  111,  veröffentlichten 
Zolltarifgesetzes)  werden  aufgehoben. 

Die  in  §  39  des  durch  Bekanntmachung  vom  17.  Juni  1895,  R.G.B1. 
S.  276,  veröffentlichten  Gesetzes  über  die  Besteuerung  des  Branntweins 
hinsichtlich  der  Verbrauchsabgabe  gegebene  Bestimmung  findet  auf 
die  Maischbottich-  und  Materialsteuer  entsprechende  Anwendung. 
Auch  dieser  Antrag  wurde  im  Laufe  der  Diskussion  wieder  zurückgezogen. 
Der  Staatssekretär  des  Reichsschatzamtes  hatte  zu  diesen  beiden  Anträgen 
erklärt,  er  könne  sich  zu  denselben  nicht  im  Namen  der  verbündeten  Regie- 
rungen,  sondern  nur  für  seine  Person  äussern.    Er  könne  dem  Gedanken  nur 
zustimmen,  die  Zölle  dem  Reiche  zu  belassen,  derselbe  sei  auch  in  der  Vorlage 
enthalten.    Eine  solche  Einschränkung  der  Ueberweisungssteuem  könnte  schon 
bei  Aufstellung  des  Etats  für  1904  ihre  gute   Wirkung  äussern   durch   eine 
grössere  Bewegungsfreiheit  bei  der  Festsetzung  der  Höhe  der  Zolleinnahmen. 
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I^agegen  habe  er  Bedenken  gegen  die  Belassong  der  Stempelabgaben  als  Ueber- 
weisongsstenem  und  er  könne  nicht  sagen,  wie  sich  die  verbündeten  Regierungen 
zu  diesem  Vorschlage  stellen  würden.  Unter  Bezugnahme  auf  die  als  Anlage  D 
abgedruckte  .Zusammenstellung*'  wies  der  Staatssekretär  auf  die  grossen  Schwan- 
kungen hin,  welche  sich  gerade  bei  den  Einnahmen  ans  den  Stempelabsaben 
zeifften.  Weniger  Bedenken  hfttte  es  nach  seiner  Ansicht  in  dieser  Beziehung, 
lediglich  die  Ergebnisse  des  Lotteriestempels  bei  den  üeberweisungssteuern  zu 
belassen,  weil  dieselben  ziemlich  feststehende  seien.  Die  Maischbottichsteuer 
habe  voraussichtlich  ohnehin  nur  noch  vorübergehende  Bedeutung.  Sie  ver- 
wandle sich  mehr  und  mehr  in  Zuschläge  zur  Verbrauchsabgabe  und  falle  dann 
in  dieser  Form  von  selbst  unter  die  üeberweisungssteuern. 

Gegen  diese  letztere  Ansicht  des  Staatssekretärs  wurde  von  einem  Rom- 
missionsmitgliede  geltend  gemacht,  die  Umwandlung  der  Maischbottichsteuer 
in  Zuschlag  zur  Verbrauchsabgabe  dürfe  nicht  als  etwas  Selbstverständliches 
angesehen  werden.  Dieselbe  schliesse  eine  erhebliche  Schädigung  des  landwirt- 
schaftlichen Brennereigewerbes  in  sich. 

Hierauf  wurde  der  Antrag  eingebracht,  den  §  1  wie  folgt  zu  fassen : 

§1. 

Die  Vorschriften  Über  die  Ueberweisung  eines  Teiles  des  Ertrags 
der  Zölle  und  der  Tabaksteuer  an  die  Bundesstaaten  (§  8  des  durch 
die  Bekanntmachung  vom  24.  Mai  1885,  R.G.Bl.  S.  111)  veröffentlichten 
Zolltarifgesetzes)  werden  aufgehoben. 

Der  Beinertrag  der  Maischbottich-  und  Branntweinmaterialsteuer 

ist  den  einzelnen  Bundesstaaten  nach  Massgabe  der  matrikularmässigen 

Bevölkerung,  mit  welcher  sie  zum  Gebiete  der  Branntweinsteuergemein- 

Schaft  gehören,  zu  überweisen. 

Dieser  Antrag  wurde  von  der  Kommission  mit  19  Stimmen  angenommen. 

Bei  Beratung  des 

§2 
sprachen  sich  verschiedene  Mitglieder  der  Kommission  dahin  aus,  dass  es 
wünschenswert  sei,  den  derzeitigen  Wortlaut  des  Art.  70  der  Verfassung  .nur 
Bestreitung  aller  gemeinschaftlichen  Ausgaben"  aufrecht  zu  erhalten  und  das 
Wort  «ordentlichen'*,  welches  die  Verlange  nach  dem  Worte  «gemeinschaftlichen'* 
einschieben  wolle,  zu  streichen.  Es  sei  nicht  nötig,  dieses  Wort  aufzunehmen. 
Denn  für  unvorhergesehene  Bedürfnisse  sei  in  Art.  78  der  Verfassung  Vorsorge 
getroffen.  Es  müsse  danach  gestrebt  werden,  die  jetzigen  ausserordentlichen 
Ausgaben,  soweit  sie  regelmässig  wiederkehrende  seien,  auf  den  ordentlichen 
Etat  zu  nehmen,  z.  B.  die  Festungsbaufonds  und  die  Schiffsbauten.  Die  Ver- 
fassung mache  keinen  Unterschied  zwischen  ordentlichen  und  ausserordentlichen 
Ausgaben.  Wolle  man  das  Wort  «ordentlichen*  aufnehmen,  so  müsse  auch 
Art.  73  der  Verfassung  geändert  werden.  Bei  vielen  Ausgaben  sei  eine  be- 
stimmte Grenze  zwischen  ordentlichen  und  ausserordentlichen  Ausgaben  nicht 
zü  zidien,  auch  nicht  nach  den  in  der  Denkschrift  zum  Etat  für  1901  fest- 
gelegten Grundsätzen.  Abgesehen  von  produktiven  Anlagen  könnte  man  eigent- 
lich nur  die  Ausgaben  für  unvorhergesehene  kriegerische  Ereignisse ,  für  ein- 
malige Expeditionen,  für  die  Mobilmachung  etc.  zu  den  ausseroraentlichen  Aus- 
gaben rechnen,  nicht  aber  wiederkehrende  Ausgaben.  Bei  den  gegenwärtigen 
schwierigen  Finanzverhältnissen  habe  es  aber  keinen  praktischen  Wert,  eine 
Aenderung  vorzunehmen. 

Der  Staatssekretär  des  Reichsschatzamtes  führte  demgegenüber  aus,  bei 
der  Gründung  des  Reiches  habe  es  nur  einen  ordentlichen  Etat  gegeben.  Es 
habe  also  kein  Bedürfnis  bestanden,  zwischen  ordentlichen  und  ausserordent- 
lichen Ausgaben  zu  unterscheiden.  Klarer  würden  die  Verhältnisse  nicht  durch 
die  gewünschte  Streichung  des  Wortes  «ordentlichen".  Auch  ohne  diese  Strei- 
chung sei  die  Deckung  ausserordentlicher  Ausgaben  durch  ordentliche  Einnahmen 
möglich.  Dies  sei  auch  bisher  schon  geschehen,  indem  durch  Abstriche  ersparte 
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Summen  als  «Zaschuss  zu  den  ausserordentlichen  Ausgaben'  eingestellt  wurden. 
Erst  im  Jahre  1901  habe  man  sich  über  gewisse  Grundsätze  fQr  die  Ausscheidong 
des  Ordinariums  und  des  Extraordinariums  geeinigt.  Diese  Grundsätze  gingen 
sogar  soweit,  dass  man  in  Notjahren  kaum  mehr  in  der  Lage  sei,  auf  einem 
anderen  Wege  als  durch  eine  Zuschussanleihe  an  denselben  festzuhalten.  Diesen 
erst  1901  eingenommenen  Standpunkt  zu  verlassen,  bestehe  kein  Anläse. 

Hierauf  wurde  ein  Antrag,  das  Wort  , ordentlichen"  in  §  2  zu  streichen, 
mit  allen  gegen  eine  Stimme  angenommen. 

Zu  Abs.  1  des  §  2  wurde  femer  der  Antrag  gestellt,  in 
Zeile  8  bis  10  die  Worte: 

,  solange  die  erforderlichen  Deckungsmittel  nicht  auf  andere  WeiK, 
insbesondere   durch   Einführung  weiterer   Reichssteuem   beschafft 
werden," 
zu  streichen. 

Durch  diese  Abänderung  sollte,  wie  der  Antragsteller  bemerkte,  verhindert 
werden,  dass  in  Zukunft  noch  eine  Zuschussanleihe  aufgenommen  werden  kann, 
welche  der  Verfassung  nicht  entspreche.  Die  Zuschussanleihe  stelle  ein  Defizit 
dar,  das  verfassungsmässig  durch  Matrikularbeiträge  gedeckt  werden  mfisste. 
Der  Hinweis  auf  die  etwa  einzuführenden  neuen  Steuern  sei  überflüssig,  denn 
alle  neuen  Reichssteuem  bildeten  ohne  weiteres  einen  Teil  der  gemeinschaft- 
lichen Einnahmen  des  Reichs. 

Von  anderer  Seite  wurde  bemerkt,  die  Worte  «weiterer*  Reichssteuern 
enthielten  schon  eine  gewisse  Anweisung  darauf,  durch  neue  Steuern  für  die 
Deckung  des  in  Aussicht  stehenden  Fehlbetrages  zu  sorgen.  Die  Frage,  ob 
dir^te  Reichssteuem  einzuführen  seien,  werde  in  keiner  Weise  präjudiziert. 
Hieran  knüpfte  sich  eine  längere  Diskussion  über  die  Einführung  einer  direkten 
Reichseinkommensteuer,  ReicbsvermOgens-  und  Reichserbschaflssteuer.  Von  einer 
Seite  wurde  die  Einführung  solcher  Steuem  im  Reiche  als  ein  schwerer  Eingriff 
in  das  Besteuerangsrecht  der  Einzelstaaten  bezeichnet,  durch  welchen  die  Finanzen 
der  letzteren  aufs  schwerste  betroffen  würden  und  auch  ein  Schritt  in  der  Rich- 
tung des  Einheitsstaates  getan  würde.  Von  anderer  Seite  wurde  die  Erschliessung 
dieser  Steuerquellen  für  das  Reich  als  das  zu  erstrebende  Ziel  hingestellt 

Der  Staatssekretär  des  Reichsschatzamts  erklärte,  die  im  Entwurf  ge- 
wählte Fassung  solle  an  dem  bestehenden  Zustande  nichts  ändern,  densel^n 
vielmehr  nur  klarer  zum  Ausdruck  bringen. 

Der  Vertreter  der  bayrischen  Regierung  sprach  sich  gegen  den  Antrag 
aus  und  wies  darauf  hin,  aus  der  Streichung  dieser  Worte  könnten  später 
eventuell  Schlüsse  gezogen  werden,  die  jetzt  nicht  beabsichtigt  seien.  Zum 
mindesten  sollte  man  den  gegenwärtigen  Wortlaut  der  Verfassung  bestehen 
lassen,  damit  der  Rechtsstandpunkt  nicht  verrückt  werde. 

Der  vorstehende  Antrag  wurde  hierauf  von  der  Kommission  angenommen. 

Der  weitere  Vorschlag  des  Entwurfs,  dass  die  ungedeckten  Matrikular- 
beiträge durch  eventuelle  Ueberschüsse  im  eigenen  Reichshaushalt  gedeckt 
werden  sollen,  fand  in  der  Kommission  eine  verschiedene  Beurteilung.  Von 
einigen  Mitgliedern  wurde  derselbe  als  ein  Fortschritt  bezeichnet  zu  Gunsten 
der  Einzelstaaten.  Von  anderen  wurde  aber  eingewendet,  das  Etatsrecht  des 
Reichstags  sei  ohnehin  nicht  sehr  grosa  Es  sollte  deshalb  nicht  durch  solche 
automatische  Bestimmungen  noch  weiter  eingeschränkt  werden.  Die  beabsich- 
tigte Rückerstattung  zuviel  gezahlter  Matrikularbeiträge  bringe  wieder  neue 
Unldarheit  in  den  Etat.  Es  müsste  zum  mindesten  auch  Vorsorge  getroffen 
werden  für  den  Fall>,  dass  die  ordentlichen  Einnahmen  des  Reichs  hinter  dem 
Bedarf  zurückbleiben  und  die  üeberweisungen  gleichzeitig  mehr  als  das  Etatssoll 
ergeben.  In  diesem  Fall  müsste  doch  gleichmässig  eine  gegenseitige  Deckung 
stattfinden.  Dies  sei  der  Grundgedanke  des  Schuldentilgungsgesetzes  von  1903 
gewesen.  Man  dürfe  nur  so  weit  gehen,  dass  die  Abweichungen  vom  Etat aso  11 
ausgeglichen  würden,  ungedeckte  Matrikularbeiträge  seien  ein  wesentlicher 
Teil  der  Verfassung,  man  müsse  also  daran   festhalten.     Nach  der  Vorlage 
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sollten  die  UeberschQsse  des  eigenen  Reichshaushalts  den  Einzelstaaten  zugute 
kommen.  Dies  sei  nicht  berechtigt  und  stehe  mit  der  Absicht,  diese  Ueber- 
schQsse  zu  Schuldentilgung  zu  verwenden,  im  Widerspruch. 

Der  Staatssekretär  des  Reichsschatzamts  bemerkte  hierauf,  die  gedeckten 
MatrUcularbeitHLgc  sollten  durch  die  Vorlage  gewissennassen  gleichgestellt 
werden  den  reichseigenen  Einnahmen.  Für  die  ungedeckten  solle  die  schon  in 
dem  ursprünglichen  Art.  70  der  Reichsverfassung  enthaltene  Rflckerstattungs- 
pflicht  des  Reichs  nur  noch  klarer  zum  Ausdruck  gebracht  werden.  Jetzt  würden 
die  Ueberschüsse  im  reichseigenen  Haushalt  als  «üeberschüsse  aus  den  Vor- 
jahren* im  übem&chstfolgenden  Etatsjahr  in  Einnahme  jfestellt,  dies  hätte  aber 
den  Nachteil,  dass  der  Ausgabenbedarf  im  Reich  durch  die  in  Aussicht  stehenden 
ueberschüsse  gesteigert  werde.  Die  MatrikularbeitrSge  hätten  einen  subsidiären 
Charakter.  Daran  müsse  festgehalten  werden.  Die  Deckungsklausel  stehe  in 
unmittelbarem  Zusammenhang  mit  §  1,  der  die  Ueberweisungen  auf  die  Ver- 
brauchsabgabe,  also  auf  eine  ziemlich  konstante  Steuerart  einschränkt  Die 
Aussicht  auf  die  Rückerstattung  ungedeckter  Matrikularbeiträge  würde  das 
Interesse  der  Einzelstaaten  an  sparsamer  Wirtschaft  im  Reiche  fördern.  Die 
Verfassung  habe  ursprünglich  die  Matrikularbeiträge  nur  als  eine  subsidiäre 
Belastnng  der  Einzelstaaten  betrachtet,  für  den  Fall,  dass  die  reichs eigenen 
Einnahmen  nicht  ausreichten,  die  Ausgaben  zu  decken.  Dadurch,  dass  die  Zölle 
zu  reichsei^nen  Einnahmen  gemacht  werden  sollen,  werde  der  Tilgungsfonds 
erhöht.  Die  Einzelstaaten  brächten  durch  ihre  Zustimmung  zu  der  Vorlage 
ohnedies  grosse  Opfer,  deshalb  möge  man  ihnen  auch  den  Vorteil  der  Aus- 
gleichung bieten. 

Ohne  Widerspruch  wurde  von  einem  Mitgliede  der  Kommission  fest- 
gcsBtellt»  dass  die  gegenseitige  Deckung  zwischen  den  Ueberschüssen  und  den 
Mindereinnahmen  sich  selbstverständlich  nur  auf  ein  und  dasselbe  Jahr  beziehen 
könne,  dass  also  die  Deckung  nicht  aus  Ueberschüssen  späterer  Jahre  genommen 
werden  könne. 

Es  wurde  hierauf  der  Antrag  gestellt,  über  den  letzten  Satz  des  Abs.  1 
getrennt  abzustimmen  und  die  Aufrechterhaltung  dieses  Satzes  beschlossen. 

Femer  wurde  zu  Abs.  2  des  §  2  von  einem  Mitgliede  der  Kommission 
beantragt,  hinter  dem  Worte  «Reichshaushaltsetaf  die  Worte  einzufügen: 

,Zur  Ausgleichung  ungewöhnlich  grosser  Schwankungen  bei  den 
ordentlichen  Einnahmen.* 

Zur  Begründung  dieses  Antrages  wurde  ausgeführt,  die  vorgeschlagene 
Fassung  sei  zu  ungenau,  wenn  tatsächlich  dem  vorgebeugt  werden  wolle,  dass 
unerwartete  Ueberschüsse  zu  nicht  unbedingt  notwendigen  Zwecken  verwendet 
werden. 

Von  einem  Kommissionsmitgliede  wurde  der  Begriff  der  «grösseren 
Schwankungen",  welchen  der  Antrag  einführen  wolle,  als  zu  dehnbar  bezeichnet 
und  bemerkt,  es  lasse  sich  keine  Formel  finden,  welche  alle  einzelnen  Fälle  treffe. 

Der  Staatssekretär  des  Reichsschatzamts  ersuchte,  an  der  Fassung  des 
Abs.  2  nichts  zu  ändern.  Es  handle  sich  um  ein  Verfassungsgesetz,  von  welchem 
später  durch  ein  Spezialgesetz  nur  schwer  wieder  abgegangen  werden  könne. 
Zur  Klarstellung  der  Absichten,  welche  Abs.  2  verfolge,  bezog  er  sich  auf  die 
hierher  einschlSgigen  Ausführungen  auf  S.  9  der  Begründung  der  Vorlage.  Es 
sei  besser,  sich  nicht  zu  binden,  weil  sich  die  verschiedenen  Fälle,  auf  welche 
Abs.  2  Anwendung  finden  könne  ^  im  voraus  nicht  übersehen  Hessen.  Es  solle 
z.  B.  nicht  ausgeschlossen  sein,  solche  Ueberschüsse  zur  Verstärkung  des  In- 
validenfonds, zur  Erhöhung  der  Veteranenbeihilfen,  oder  auch  zur  Verstärkung 
der  Betriebsmittel  des  Reichs  zu  verwenden. 

Der  Antrag  wurde  hierauf  abgelehnt  und  §  2  in  folgender  Fassung  von 
der  Kommission  in  erster  und  zweiter  Lesung  angenommen: 

§2. 
Artikel  70  der  Verfassung  erhält  folgende  Fassung: 
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Artikel  70. 
«Zur  BestreitnDg  aller  gemeinschaftlichen  Ausgaben  dienen  zu- 
nächst die  aus  den  Zöllen  und  gemeinsamen  Steuern,  aus  dem  Eisen- 
bahn-, Post-  und  Telegraphen wesen  sowie  aus  den  übrigen  Verwal- 
tungszweigen fliessenden  gemeinschaftlichen  Einnahmen.  Insoweit  die 
Ausgaben  durch  diese  Einnahmen  nicht  gedeckt  werden,  sind  sie  durch 
Beiträge  der  einzelnen  Bundesstaaten  nach  Massgabe  ihrer  Bevölkerung 
aufzubringen,  welche  in  Höhe  des  budgetmässigen  Betra|^  durch  den 
Reichskanzler  ausgeschrieben  werden.  Insoweit  diese  Beiträge  in  den 
Ueberweisungen  keine  Deckung  finden,  sind  sie  den  Bundesstaaten 
am  Jahresschluss  in  dem  Masse  zu  erstatten,  als  die  Übrigen  ordent- 
lichen Einnahmen  des  Reichs  dessen  Bedarf  übersteigen. 

Etwaige  Ueberschüsse  aus  den  Vorjahren   dienen ,  insoweit  durch 

das  Gesetz  über  den  ReichshaushaltseUt  nicht  ein  anderes  bestimmt 

wird,  zur  Deckung  gemeinschaftlicher  ausserordentlicher  Ausgaben.' 

Der  Gedanke   einer   systematischen  Schuldentilgung,  wie  er  in  Abs.  2 

dieses  §  2  zum  Ausdruck  kommt,  war  von  verschiedenen  Kommissionsmitgliedem 

als  ein  Fortschritt  bezeichnet  worden.    Doch  wurde  darauf  hingewiesen,  dass 

auch  ein  Zwang  geschaffen  werden   müsse   zur  tatsächlichen  Schuldentilgung 

beim  Vorhandensein  von  üeberschüssen.    Zu  diesem  Zweck  sei  es  notwendig, 

einen  förmlichen  Schuldentilgungsplan  aufzustellen. 

§8 

der  Vorlage  fand  in  der  Kommission  eine  wenig  günstige  Beurteilung.  Es 
wurde  hervorgehoben,  dass  es  doch  nicht  angehe,  die  finanzielle  Verantwort- 
lichkeit der  Einzelstaaten  für  die  Gestaltung  der  Ausgaben  auszuschlietaen. 
Man  müsse  vielmehr  das  Interesse  derselben  an  möglichster  Sparsamkeit  im 
Reiche  wach  erhalten.  Die  Notwendigkeit,  eventuell  ungedeckte  Matrikulai^ 
beitrage  zahlen  zu  müssen,  müsse  auf  die  Stellungnahme  der  Bundesstaaten  im 
Bundesrat  gegenüber  den  erhöhten  Anforderungen  für  Heer  und  Flotte  ein- 
wirken. Mit  der  Ablehnung  des  §  3  wolle  man  das  Rückgrat  der  Einzelstaaten 
stärken  gegenüber  den  Bestrebungen  der  Vormacht  Preussen.  Das  Interesse 
am  Widerstand  gegen  dieselben  schwinde  mit  dem  Risiko  der  eventuellen  Zn- 
schussleistung.  Der  §  3  enthalte  den  Miquelsdien  Automaten,  nur  in  einer  etwas 
veränderten  Gestalt.  Er  enthalte  aber  auch  einen  Zwang  zu  neuen  Steuern. 
Ob  aber  die  letzteren,  wie  jetzt  in  Aussicht  gestellt  werde,  die  schwächeren 
Schultern  verschonen  würden,  müsse  zweifelhaft  erscheinen,  wenn  man  an  die 
im  Jahre  1894  vorgeschlagene  Tabakfabrikatsteuer  denke,  durch  welche  viele 
Tausende  von  Arbeitern  brotlos  gemacht  werden  sollten.  Im  Flottengesetz  habe 
die  Mehrheit  des  Reichstags  sich  bezüglich  der  eventuellen  neuen  Steuern  be- 
reits festgelegt  In  formeller  Beziehung  wurde  bemerkt,  es  gehe  nicht  an,  den 
unbestimmten  Ausdruck  ,in  der  Regel'  in  ein  Gesetz  aufzunehmen.  Es  sei 
schwer,  im  Einzelfalle  festzustellen,  ob  die  Regel  oder  die  Ausnahme  Platz 
greifen  solle. 

Von  anderer  Seite  wurde  zu  Gunsten  des  §  3  erklärt,  gerade  die  Worte 
,in  der  Regel*  machten  denselben  annehmbar,  weil  er  mit  diesem  Wortlaute 
nur  eine  verstärkte  Resolution  darstelle  und  deshalb  ganz  harmlos  sei.  Das 
Reich  solle  seinen  Bedarf  aus  eigenen  Mitteln  decken  und  nicht  die  Einzelstaaten 
heranziehen.  Die  Aufgaben  der  letzteren  seien  gewachsen  und  damit  auch  die 
Belastung  der  Bevölkerung  nicht  nur  durch  Staatssteuern,  sondern  auch  dorch 
Kreis-  nnd  Gemeindesteuern.  Die  Matrikularbeiträge  stellten  übrigens  auch  eine 
Kopfsteuer  dar,  also  eine  Steuerart,  welche  allgemein  als  verwermch  bezeichnet 
werde.  Ein  Zwang  zu  neuen  Steuern  ergebe  sich  nicht  aus  §  3.  Ein  solcher 
Zwang  könnte  nur  hervorgehen  aus  einem  erhöhten  Bedarf  des  Reichs;  liege 
aber  ein  solcher  Bedarf  vor,  dann  müsse  er  auch  unter  allen  umständen,  also 
nach  Streichung  des  §  3,  befriedigt  werden. 

Andere  Mitglieder  der  Kommission   erklärten,   mit  dem  Gedanken  des 
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fS  einventaDden  zu  sein,  aber  lediglich  mit  Rücksicht  auf  die  unbestimmte 
assnng  desselben  nicht  dafür  eintreten  zu  kOnnen. 

Der  Staatssekretär  des  Reichsschatzamtes  erklärte,  es  liege  der  Vorlage 
die  Absidit  fem,  die  Verpflichtung  der  fiinzelstaaten  zur  Zahlung  von  Matrikular- 
beitragen  vollständig  aufzuheben.  Der  §  8  solle  vor  allem  dazu  führen,  dass 
weniger  dringliche  Forderungen  einstweilen  zurückgestellt  werden.  Er  solle, 
soweit  dies  angängig  erscheint,  das  Reich  veranlassen,  sich  nach  seiner  Decke 
zu  strecken.  Mangebe  mit  demselben  dem  Reichsschatzsekretär  ein  Mittel,  auf 
eine  sparsamere  Wirtschaft  im  Reiche  hinzuwirken.  Wenn  der  Reichshaushalt 
dauernd  die  notwendigen  Ausgaben  nicht  bestreiten  könne,  dann  würde,  aber 
auch  ohne  den  §  3,  nichts  anderes  übrig  bleiben,  als  neue  Einnahmequellen 
f&r  das  Reich  zu  erschliessen.  Man  brauche  dabei  nicht  an  solche  Steuern  zu 
denken,  welche  für  die  schwächeren  Schultern  drückend  sind.  Die  Einzelstaaten 
seien  nicht  in  der  Lage,  dauernd  die  Last  der  Zuschüsse  zu  tragen.  Die  Aus- 
gaben des  Reichs  lägen,  abgesehen  von  sozial-  und  kolonialpolitischen  Aufgaben, 
im  wesentlichen  auf  dem  Gebiete  der  Verteidigung  zu  Wasser  und  zu  Lande, 
die  Ausgaben  der  Einzelstaaten  mehr  auf  dem  Gebiete  des  Kulturfortschritts. 
Diese  letzteren  Aufgaben  wachsen  von  Jahr  zu  Jahr  und  die  Lösung  derselben 
dürfe  den  Einzelstaaten  nicht  erschwert  werden.  Er  nehme  an,  dass,  wenn  §  8 
abgelehnt  werde,  die  Meinung  der  Kommission  nicht  dahin  gehe,  dass  nun 
etwa  das  Gegenteil  von  dem  gewünscht  werde,  was  dieser  Paragraph  beab- 
sichtige und  dass  fort  und  fort  die  Einzelstaaten  mit  drückenden  Zuschüssen 
belastet  werden  sollen. 

Der  Vertreter  der  bayrischen  Regierung  erklärte,  seine  Regierung  lege 
den  grössten  Wert  auf  die  Aufnahme  des  §  8.  Mit  dem  Miquelschen  Automaten 
könne  man  den  §  8  nicht  vergleichen.  Sein  Wert  liege  darin,  dass  die  Bundes- 
staaten von  ungedeckten  Matrikularbeiträgen  tunlichst  befreit  bleiben  sollen. 
Dieses  Bestreben  sei  sehr  erklärlich,  weil  die  Einzelstaaten  das  grösste  Gewicht 
darauf  legen,  bei  Aufstellung  ihres  Budgets  nicht  behindert  zu  sein.  Mit  der 
bisherigen  Anleihewirtschaft  könne  nach  Klärung  unserer  Einnahmeverhältnisse 
nicht  mehr  weiter  gearbeitet  werden.  Das  Interesse  der  Einzelstaaten  an  der 
Reichsfinanzreform  werde  erst  recht  wach  erhalten  durch  §  3.  Derselbe  sei  auch 
geeignet,  die  Position  des  Reichsschatzsekretärs  zu  stärken  und  dränge  zu  einer 
sparsamen  Finanzwirtschaft.  Es  könne  doch  nicht  angehen,  dass  der  Reichstag 
<&e  Ausgaben  beschliesse  und  den  Bundesstaaten  die  Deckung  derselben  über- 
lasse. Der  Reichstag  habe  zu  verschiedenen  Malen  Zusätze  zum  Etat  gemacht, 
welche  Mehrausgaben  verursachten.  Durch  die  Fassung  ,in  der  Regel'  sei  kund- 
gegeben, dass  man  kein  Verbot  der  ungedeckten  Matrikularbeiträge  einführen 
wolle.  Die  Ablehnung  des  §  3  bedeute  eine  schwere  Schädigung  der  Einzel- 
staaten. 

In  ähnlicher  Weise  sprach  sich  der  Vertreter  der  badischen  Regierung 
aus.  Die  Bestrebungen,  ungedeckte  Matrikularbeiträge  zu  vermeiden,  seien 
schon  sehr  alt.  Früher  hatte  man  die  Spannungstheorie  gefunden,  die  gute 
Dienste  geleistet  hat.  Nach  dieser  sollten  in  einem  Etatsjahr  nicht  mehr  Matri- 
kularbeiträge erhoben  werden  als  die  üeberweisungssteuem  im  gleichen  Etats- 
jahr ergeben  und  als  die  Bundesstaaten  2  Jahre  vorher  an  Mehrüberweisungen 
erhalten  hatten.  Diese  Theorie  habe  sich  bewährt,  solange  solche  Mehrüber- 
weiflungen  vorhanden  waren,  habe  aber  mit  dem  Eintritt  der  Mindereinnahmen 
veisagt.  Es  müsse  deshalb  jetzt  ein  anderer  Weg  gefunden  werden.  Der 
Bandesrat  gebe  sich  die  grösste  Mühe,  die  Ausgaben  des  Reichs  möglichst 
niedrig  zu  halten.  Die  Stellung  des  Reichsschatzsekretärs  sei  für  einen  Wider- 
stand gegen  Übermässige  Forderungen  nicht  so  günstig  wie  die  Stellung  eines 
einzelstaatlichen  Finanzministers,  weil  er  nicht  darauf  hinweisen  könne,  dass 
kein  Geld  da  sei.  Er  werde  vielmehr  immer  auf  die  Matrikularbeiträge  ver- 
wiesen, welche  sehr  dehnbar  sind.  Das  Stadium  der  Vorberatungen  im  Reichs* 
Schatzamt  sei  aber  das  wichtigste  für  die  Aufstellung  des  Etats.  Sei  der  Etat 
einmal  im  Bundesrat,  dann  sei  es  sehr  schwer,  Abstriche  vorzunehmen.  Es 
müsse  also  die  Stellung  des  Reichsschatzsekretärs  gestärkt  werden.    Dies  würde 
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geschehen,  wenn  §  3  angenommen  würde.  Die  Frage  der  Einführung  neuer 
Steuern  hänge  mit  §  3  nicht  zusammen. 

Demgegenüber  wurde  aus  der  Mitte  der  Kommission  darauf  hingewiesen, 
die  Einzelstaaten  hätten  es  auch  ohne  den  §  3  in  der  Hand,  im  Bundesrat  den 
Etat  so  zu  gestalten,  wie  er  ihren  Finanzen  entspreche  und  dafür  zu  sorgen, 
dass  sie  keine  ungedeckten  Matrikularbeiträge  zu  zahlen  brauchen.  Der  Reichs- 
tag habe  nur  immer  das  bewilligt,  was  ihm  von  den  verbündeten  Regierungen 
vorgeschlagen  wurde.  Deshalb  könne  man  auch  nicht  sagen,  der  Reichstag 
bewillige  und  überlasse  die  Deckung  der  Ausgaben  den  Bundesstaaten.  Ceber- 
dies  mache  ja  doch  der  Reichstag  immer  noch  Abstriche,  zum  Teil  unter  dem 
heftigsten  Widerstände  der  Regierungen.  Man  höre  jetzt  zum  ersten  MiJe,  der 
Reichstag  bewillige  zu  viel.  Auf  diese  Aeusserung  müsse  bei  der  nächsten 
Etatsberatung  zurückgekommen  werden.  Der  Reichstag  sei  aber  auch  viel 
weniger  in  der  Lage,  erhebliche  Abstriche  am  Etat  vorzunehmen,  als  die  Bundes- 
staaten im  Bundesrat.  Auf  dem  Wege  der  indirekten  Steuern  könnten  erheb- 
liche Deckungsmittel  nicht  mehr  gesucht  werden.  Es  bleibe  also  nur  noch  die 
Heranziehung  der  direkten  Steuern  für  das  Reich.  Nach  Annahme  des  §  3 
würde  jedes  Jahr  ein  Streit  darüber  entstehen,  ob  in  diesem  Jahr  die  Regel 
oder  die  Ausnahme  eintreten  solle.  Der  Vorwurf,  die  Matrikularsleuem  bildeten 
eine  Kopfsteuer,  sei  unberechtigt.  Sie  würden  zwar  nach  der  Kopfzahl  der 
Bevölkerung  erhoben  von  den  Einzelstaaten,  die  letzteren  aber  bringen  dieselben 
durch  direkte  Steuern  unter  Berücksichtigung  der  Steuerkraft  ihrer  Bevölkerung 
auf.  Schliesslich  wurde  noch  bemerkt,  es  bestehe  die  Gefahr,  dass  man  sich 
auf  den  §  3  weniger  gegenüber  den  Mehrforderungen  von  anderer  Seite  als 
gegenüber  dem  Reichstag  berufen  würde,  wenn  der  letztere  einmal  das  Prinzip 
desselben  gebilligt  habe. 

§  3  wurde  hierauf  von  der  Kommission  mit  allen  gegen  eine  Stimme  in 
erster  und  in  zweiter  Lesung  abgelehnt. 

wurde  von  der  Kommission  in  erster  und  in  zweiter  Lesung  in  folgender  Fassung 
angenommen : 

§4. 
Dieses  Gesetz  tritt  mit  Wirkung  vom  1.  April  1904  in  Kraft. 
Die  Kommission  beantragt  daher: 
Der  Reichstag  wolle  beschliessen : 

1.  dem  Entwurf  eines  Gesetzes,  betreffend  Aenderungen  im  Finanz- 
wesen des  Reichs,  in  der  aus  der  anliegenden  Zusammenstellung 
ersichtlichen  Fassung  die  verfassungsmässige  Genehmigung  zu 
erteilen ; 

2.  folgende  Resolution  anzunehmen: 

den  Herrn  Reichskanzler  zu  ersuchen,  dem  Reichstag  bald- 
tanlichst  einen  Gesetzentwurf  vorzulegen,  durch  welchen  die 
Maischbottichsteuerrückvergütung  auf  eine  der  tatsächlichen 
Ausbeute  möglichst  entsprechende  Höhe  herabgesetzt  wird. 
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Vom  22.  Februar  1904. 

(Reichsgesetzbl.  Nr.  8   S.  66.) 

Artikel  1. 
Die  Reichsschuldenordnniig ')  wird  geändert  wie  folgt: 
I.  In  dem  §  1  Abs.  1   wird  nach  dem  ersten  Satze  folgender  Satz  ein- 
gefQgt: 

.Diese  Ermächtigung  enthält  zugleich  die  ßefugnis,  Schatzan- 
weisungen  durch  Ausgabe  von  neuen  Schatzanweisungen  und  von 
Schuldverschreibungen  in  dem  erforderlichen  Nennbetrag  einzu- 
lösen." 

II.  In  dem  §  7  erhält  der  Abs.  2  folgende  Fassung: 

,Nach  Anordnung  des  Reichskanzlers  können  Schatzanweisungen 
wiederholt,  jedoch  nur  zur  Deckung  der  in  den  Verkehr  gelangten 
Schatzanweisungen  ausgegeben  werden.  Schatzanweisungen  oder 
Schuldverschreibungen,  die  zur  Einlösung  von  fällig  werdenden 
Schatzanweisungen  Destimmt  sind,  hat  die  Reichsschuldenverwaltung 
auf  Anordnung  des  Reichskanzlers  vierzehn  Tage  vor  dem  Fällig- 
keitstermine zur  Verfügung  zu  halten.  Die  Verzinsung  der  neuen 
Schuldpapiere  darf  nicht  vor  dem  Zeitpunkte  beginnen,  mit  dem 
die  Verzinsung  der  einzulösenden  Schatzanweisungen  aufhört.** 

Artikel  2. 
Dieses  Gesetz  findet  auch  auf  die  vor  seinem  Inkrafttreten  bewilligten 
Kredite  Anwendung. 


Begründung  des  Gesetzentwurfs  vom  4.  Februar  1904*). 

Bei  Ausführung  der  Reichsschuldenordnung  sind  Zweifel  hervorgetreten, 
ob  und  inwieweit  eine  Erschöpfung  des  durch  das  Etatsgesetz  dem  Reichs- 
kanzler zur  Verfügung  gestellten  Anleihekredits  schon  dann  vorliegt,  sofern 
zar  Beschaffung  der  Geldmittel  zunächst  Schatzanweisungen  ausgegeben  werden. 
Insbesondere  ist  in  Frage  gekommen,  ob  die  im  Jahre  1900  auf  Grund  der  in 
dem  Gesetze  vom  80.  März  1900  und  in  den  beiden  Gesetzen  vom  1.  Juni  1900 


I)  Die  Beichsschnldenordnung  vom  19.  Mai  1900  ist  mitgeteilt  im  Finanzarchiv  I7 
UiWO)  S.  949  f. 

8)  Reichstag,    il.  Legislaturperiode.    I.  Session  1903;04.    Drucks.  Nr.  208. 
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(R.a.Bi.  S.  139,  241  und  245)  bewilligten  Kredite  im  Nennbetrage  von  80  MilL  M. 
ausgegebenen,  am  1.  April  und  1.  Juli  1904  sowie  am  1.  April  und  1.  Juli  1905 
mit  je  20  Mill.  M.  fälligen  und  mit  vier  vom  Hundert  verzinslichen  Schats- 
anweisungen  bereits  eine  Tilgung  jener  Kredite  bis  zum  Betrage  des  bei  der 
Begebung  erzielten  Erlöses  herbeigeführt  haben.  Wäre  dies  der  Fall,  so  wfirde 
es  zur  Einlösung  dieser  Schatzanweisungen,  da  sie  nicht  aus  sonst  bereiten 
Mitteln  des  Reichs  bewirkt  werden  könnte,  einer  neuen  Kreditermächtigung  in 
entsprechender  Höhe  bedürfen. 

Die  auf  Grund  einer  Anleiheermächtigung  erfolgende  Begebung  Ton 
Schatzanweisungen  stellt  zwar  ein  Kreditgeschäft  dar,  welches  die  zur  Leistung 
der  betreffenden  Ausgabe  erforderlichen  Geldmittel  zu  gewähren  bestimmt  ist 
Indessen  kommt  diesem  Geschäfte  dem  Wesen  der  Schatzanweisung  entsprechend, 
welche  zutreffend  als  eine  schwebende  Schuld  bezeichnet  wird,  nur  eine  vorüber- 
gehende Bedeutung  zu,  indem  es  im  Vergleiche  mit  der  erst  in  der  Ausgabe 
von  Schuldverschreibungen  liegenden  Begründung  einer  endgültigen  Schuldrorm 
lediglich  eine  vorläufige  Massnahme  darstellt.  Auf  diese  Weise  verschafft  die 
Seh  atzan  Weisung  der  Finanz  Verwaltung  die  in  einer  ordnungsmässigen  Wirt- 
schaft nicht  zu  entbehrende  Möglichkeit,  die  Verwirklichung  der  Kredite  unter 
Vermeidung  von  Zwangslagen  den  jeweiligen  Marktverhältnissen  zum  Vorteile 
des  Reichs  anzupassen,  namentlich  für  die  Ausgabe  von  Schuldverschreibungen 
den  geeigneten  Zeitpunkt  zu  wählen.  In  der  Sache  handelt  es  sich  aber,  selbst 
wenn  aus  Rücksichten  auf  die  Lage  des  Geld  markte  die  Begebung  von  Schatz* 
anweisungen  wiederholt  vorgenommen  würde,  nur  um  die  Benutzung  desselben 
Kredits,  weil  die  mit  diesem  zu  bestreitende  Ausgabe  bereits  geleistet  ist  und 
keine  Steigerung  erfährt.  Es  würde  daher  der  inneren  Rechtfertigung  ermangeln, 
wenn  für  die  Leistung  einer  und  derselben  Ausgabe  mehrere  Ermächtigungen 
nachgesucht  werden  müssten.  Dadurch  würde  nach  aussen  hin  eine  Häufung 
und  scheinbare  Erhöhung  der  Kredite  herbeigeführt  werden,  welche  dem  wirk- 
lichen Ausgabebedürfnisse  nicht  entspräche  und  daher  zu  unbegründeten  nach- 
teiligen Schlussfolgerungen  Über  die  Finanzlage  des  Reichs  Anlass  bieten,  ins- 
besondere den  Kursstend  der  Reichsanleihe  ungünstig  beeinflussen  würde.  Um 
unter  Abwendung  dieser  Nachteile  der  Finanz  Verwaltung  bei  der  Ausnutzung 
der  Anleihekredite  die  tunlichste  Bewegungsfreiheit  zu  wahren,  bezweckt  der 
vorliegende  Gesetzentwurf,  in  zweifelsfreier  Weise  die  Rechtslage  klarzustellen, 
dass  der  Kredit  erst  durch  die  Begebung  von  Schuldverschreibungen  erschöpft 
wird,  während  Schatzanweisungen  auf  Grund  dieses  Kredits  nach  Bedarf  wieder- 
holt zur  Ausgabe  gelangen  können.    Dementsprechend  soll  nach 

Artikel  1   Ziffer  I 

im  §  1  Abs.  1  der  Reichsschuldenordnung  hinter  dem  ersten  Säte  eine  Be- 
stimmung eingefügt  werden,  wonach  die  in  jenem  Satee  vorgesehene  Ermäch- 
tigung des  Reichskanzlers  zur  Aufnahme  einer  verzinslichen  Anleihe  oder  zur 
Ausgabe  von  Schatzanweisungen  auch  die  Befugnis  in  sich  schliesst,  Schatz- 
anweisungen durch  neue  Schatzanweisungen  oder  durch  Schuldverschreibungen 
in  dem  für  diesen  Zweck  erforderlichen  Nennbetrag  einzulösen.  Hierdurch  wird 
die  Erteilung  einer  besonderen  Ermächtigung  auch  dann  nicht  erforderlich, 
wenn  infolge  der  Kursverhältnisse,  namentlich  bei  wiederholter  Begebung  von 
Schatzanweisungen,  der  Nennbetrag  der  einzulösenden  Schatzanweisungen  aus- 
nahmsweise einmal  höher  sein  sollte  als  deren  Erlös  war. 

um  die  Einlösung  von  Schatzanweieungen  durch  Ausgabe  von  neuen 
Schatzanweisungen  oder  von  Schuldverschreibungen  vor  Weiterungen  sicher  zu 
stellen,  wird  femer  unter 

Artikel  1   Ziffer  II 

vorgeschlagen,  dass  diese  Schuldpapiere  bereits  14  Tage  vor  dem  Fälligkeits- 
termin, obwohl   die  einzulösenden  Schatzanweisungen  sich  noch  im  Verkehre 
befinden,  ohne  besondere  gesetzliche  Ermächtigung  auf  Anordnung  des  Reichs- 
so« 
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kanzlers  ihm  von  der  RdchsBchuldenverwaltuDg  ausgefertigt  zur  Verfügung 
gestellt  werden  müssen.  Dass  der  Beginn  der  ümlaufszeit  und  damit  die  Yer- 
zinsnng  der  neuen  Schuldpapiere  nicht  vor  dem  Zeitpunkt  eintreten  darf,  mit 
dem  die  Ümlaufszeit  und  damit  die  Verzinsung  der  einzulösenden  Schatz- 
anweisangen  aufhört,  entspricht  sowohl  der  Einheitlichkeit  der  Kreditverwirk- 
lichung wie  dem  tatsächlichen  Vorgange  bei  der  Einlösung,  wonach  die  neuen 
Schuldpapiere  erst  mit  dieser  in  den  Verkehr  gelangen  sollen.  Bei  der  hier- 
nach gebotenen  Aenderung  des  §  7  Abs.  2  der  Reichsschuldenordnung  müssen 
die  Worte  .innerhalb  der  Umlaufszeit'  in  Wegfall  kommen,  da  sie  der  ge- 
planten Regelung  der  Ausübe  neuer  Schatzanweisungen  erst  mit  dem  Tage 
nach  Ahlauf  der  bisher  im  Verkehre  befindlichen  Schatzanweisungen  ent- 
gegenstehen. 

Der  Abs.  3  des  §  7  und  damit  die  Vorschriften  über  die  Nichtüber- 
schreitbarkeit  der  ümlaufszeit  der  zur  vorübergehenden  Verstärkung  der  ordent- 
lichen Betriebsmittel  der  Reichshauptkasse  bestimmten  Schatzanweisungen  bleiben 
unberührt. 

Der  Artikel  2  des  Entwurfs 

sieht  die  rückwirkende  Kraft  des  Gesetzes  für  die  Kredite  vor,  welche  vor  dessen 
Inkrafttreten  bewilligt  sind,  damit  namentlich  die  oben  erwähnten  Schatz- 
anweisungen in  Höhe  von  80  Hill.  M.  ohne  neue  Ermächtigung  anstandslos 
zur  Einlösung  gebracht  werden  können. 


Finanzarchiv.  XXII.  Jahrg. 
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Gesetz 
zur  Aendenmg  des  Gesetzes,  betr.  das  Reichsscholdbncli^). 

Vom  28.  Juni  1904. 
(Reichsgesetzbl.  Nr.  28  S.  251.) 

Das  Gesetz,  betr.  das   Reichsschuldbuch'),   vom  31.  Mai  1891  (R.G.61. 
S.  321)  wird  geändert,  wie  folgt : 

I.  Der  §  4  Nr.  3  enthält  folgende  Fassung : 

,3.  einzelne  eingetragene  Genossenschaften  und  einzelne  eingeschrie- 
bene Hilfskassen,  welche  im  Gebiete  des  Deutschen  Reichs  ihren 
Sitz  haben,  sowie  einzelne  juristische  Personen,'. 
II.  Der  erste  Absatz  des  §  7  erhält  folgenden  Zusatz: 

„Als  gesetzlicher  Vertreter   einer  juristischen  Person,   die  nicht  im 
Gebiete  des  Deutschen  Reichs  ihren  Sitz  hat,  gilt,  wer  seine  Ver- 
tretungsbefugnis  nach   den  vom   Bundesrate')  beschlossenen  Ans- 
führungsbestimmungen  nachgewiesen  hat." 
III.  An  die  Stelle  des  §  20*)  tritt  folgende  Vorschrift: 

§20*). 
,An  Gebühren  werden  erhoben : 

1.  für  Eintragungen  und  Löschungen,  jede  Einschrift  in  das  Reichs- 
schuldbuch') besonders  gerecl^et,  25  Pf.  von  je  angefangenen 
1000  M.  des  Betrags,  über  den  verfügt  wird,  zusammen  min- 
destens IM.; 

2.  für  die  Ausreichung  von  Reichsschuldverschreibungen  ^)  für  je 
angefangene  1000  M.  Eapitalbetrag  50  Pf.,  zusammen  min- 
destens 1  M. 

Gebühren  werden  nicht  erhoben: 

1.  für  die  Eintragungen  bei  der  Umwandlung  von  Reichsschold- 
verschreibungen  ^)  in  Buchschulden  des  Reichs  ^) ; 


1)  Das  preussische  Gesetz  vom  24.  Juli  1904  (Gesetzsamml.  Nr.  84  8.  167,  ausgegeben 
3.  Angnst  1904)  zur  Abänderung  des  Gesetzes  betr.  das  Staatsschuldbnoh  vom  20.  Juli  1883 
(Finanzarcliiv  i,  1884,  8.283  f.)  enthält  materiell  die  gleichen  Abänderungen.  Art.  I  be- 
ginnt: Das  Gesetz,  betr.  das  Staatsschuldbuch  vom  20.  Juli  1883  (Gesetzsamml.  S.  120)  wird 
dahin  abgeändert. 

S)  Dasselbe  und  die  dazu  gehörigen  Verhandlungen  sind  mitgeteilt  im  Finanz- 
archiv 8  (1891)  8.  336  f. 

3)  Das  prenss.  Gesetz  vom  24.  Juli  1904:  vom  Finanzminister. 

*)  Das  preuss.  Gesetz  vom  24.  Juli  1904:  §  21. 

b)  Das  preuss.  Gesetz  vom  24.  Juli  1904 :  Staatsschuldbuch. 

•)  Das  preuss.  Gesetz  vom  24.  Juli  1904:  Staatsschuldverschreibungen. 

7)  Das  preuss.  Gesetz  vom  24.  Juli  1904:  des  Staates. 
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2.  für  Eintragung  und  Löschung  von  Vermerken  Über  Bevollmäch- 
tigungen sowie  über  Aenderungen  in  der  Person  oder  der  Wohnung 
des  eingetragenen  Berechtigten  (§  10  Abs.  8) ; 

3.  für  Eintragung  und  Löschung  von  Vermerken,  nach  welchen  ein 
Vormund,  Pfleger  oder  Beistand  über  eine  Forderung,  die  zu 
dem  seiner  Verwaltung  unterstellten  Vermögen  gehört,  nur  mit 
Genehmigung  des  Vormundschaftsgerichts  verfügen  kann  (§§  1815, 
1816,  1915  und  1698  des  Bürgerlichen  Gesetzbuchs). 

Die  Gebühren  werden  von  dem  Antrag^steller ,  soweit  nötig» 
im  Verwaltungszwangsverfahr^  eingezogen.  Auch  kann  die 
Vorausbezahlung  der  Gebühren  gefordert  werden. 

An  Gebühren  für  die  gerichtliche  oder  notarielle  Beglaubigung 
der  Anträge  (§  10  Abs.  2)  sind  zu  erheben : 
bei  Beträgen  bis  2000  M.  1  M.  50  Pf. 
bei  Beträgen  über  2000  M.  8  M., 
soweit  nicht  nach  landesrechtlichen  Vorschriften  eine  geringere 
Gebühr  zur  Hebung  kommt  ^).'' 


Begründung  des  Gesetzentwurfs  vom  11.  Juni  1904^). 

Aus  der  beigefügten  Uebersicht  ist  zu  entnehmen,  wie  die  Umwandlungen 
Ton  Reichsschuldverschreibungen  in  Buchschulden  des  Reichs  auf  Grund  des 
Gesetzes,  betr.  das  Reichsschuldbuch,  vom  81.  Mai  1891  (R.G.BI.  S.  821)  sich  im 
Verhältnisse  zur  Gestaltung  der  Reichsschuld  in  der  Zeit  vom  1.  April  1892  bis 
zum  31.  März  1904  entwickelt  haben.  Die  in  dieser  Uebersicht  enthaltenen 
Zahlenangaben  lassen  erkennen,  dass  die  Eintragungen  von  Buchforderungen 
in  das  Reichsschuldbuch,  für  sich  betrachtet,  zwar  im  allgemeinen,  wenn  auch 
unregelmässig,  zugenommen  haben,  dass  jedoch  ihr  Anwachsen  mit  der 
Steigerung  der  Reicbsschuld  nicht  gleichen  Schritt  gehalten  hat.  Bereits  am 
81.  März  1898  waren  von  den  begebenen  Reichsanleihen  12,90^0  in  das  Reichs- 
ichuldbnch  eingetragen,  welche  bis  Ende  des  Rechnungsjahrs  1901  sich  auf 
13.38^0  steigerten.  Dagegen  bezifferten  am  81.  März  1904  die  eingetragenen 
Buchschulden  sich  nur  auf  12,55  Vo  der  begebenen  Reichsschuld.  Im  jährlichen 
Durchschnitte  hat  während  der  Rechnungsjahre  1892—1908  die  begebene  Reichs- 
anleihe um  116,687,954  M.,  der  Betrag  der  Buchschulden  des  Reichs  nur  um 
26,845,782  M.  zugenommen.  Es  dürfte  nicht  zu  bestreiten  sein,  dass  diese 
Prozentsätze  der  Bucheintragungen  sehr  gering  sind  und  daher  eine  weitere 
Förderung  der  letzteren  anzustreben  ist,  um  den  Vorteilen  des  Reichsschuld- 
buchs eine  grössere  Ausdehnung  und  Wirksamkeit  zu  verleihen.  Diese  Vorteile 
bestehen  nicht  nur  für  die  Gläubiger  darin,  dass  letztere  durch  die  Eintragung 
gegen  zufälligen  Verlust  des  Forderungsrechts  und  Zinsgenusses  unter  Wegfall 
der  mit  der  Aufbewahrung  und  Verwaltung  von  Wertpapieren  verbundenen 
Mühen  und  Kosten  vollständige  Sicherung  erlangen.  Die  Einrichtung  des 
Scbuldbuchs  kommt  auch  den  Interessen  des  Reichs  insofern  zu  gute,  als  sie 
bewirkt,  dass  die  dauernden  Vermögensanlagen  in  den  Schulden  des  Reichs 
eine  geeignete  Erweiterung  erfahren  und  dadurch  der  Betrag  der  im  freien 
Verkehre  befindlichen  Reichsschuldverschreibungen  entsprechend  vermindert  wird. 


1)  Das  preuss.  Gesetz  vom  24.  Juli  1904 :  ^soweit  nicht  gemäss  §  42  des  Prenssischen 
^ierichtsk Ostengesetzes  vom  25.  Juni  1895  in  der  Fassung  der  Bekanntmachung  vom  6.  Ok- 
tober 1899  (Gesetzsamml.  S.  326)  eine  geringere  Gebühr  zur  Hebung  kommt." 

Art.  II.  „Dieses  Gesetz  tritt  mit  dem  Tage  der  Yerkfindung  in  Kraft.  Mit  seiner 
AasfUhruDg  ist  der  Finanzminister  beauftragt." 

2)  Reichstag,    il.  Legislaturperiode.    I.  Session  1903'04.    Drucks.  Nr.  482. 
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Vermehrte  Eintragungen  von  Buchschulden  werden  hiernach  die  Nachfrage  nach 
ReichRBchuldverschreibungen  am  offenen  Markte  beleben,  mithin  auf  deren  Kurs 
einen  befestigenden  und  steigernden  Einfluss  ausüben.  Es  kann  als  eine  fest- 
stehende, einer  weiteren  Begprtlndung  nicht  bedürfende  l'atsache  betrachtet 
werden,  dass  die  Kursverhältnisse  der  deutschen  Reichsanleihen  im  Vergleiche 
zu  den  Anleihen  anderer  Staaten,  wie  i«Amentlich  Englands,  Frankreichs  und 
der  Vereinigten  Staaten  von  Amerika,  erheblich  ungünstiger  sind,  obwohl  jene 
keineswegs  einen  geringeren  Grad  der  Sicherheit  bieten.  Insbesondere  sind 
es  die  im  Verhältnisse  zum  inneren  Werte  der  Reichsanleihen  starken  Kurs- 
schwankungen, welche  sowohl  volkswirtschaftlich  sich  als  höchst  nachteilig  er- 
weisen, als  auch  den  Kurs  im  ganzen  herabzudrücken  geeignet  sind.  Ea  muss 
daher  die  grössere  Stetigkeit  und  die  mit  dieser  im  engsten  Zusammenbange 
stehende  Steigerung  des  Kurses  der  Reichsanleihen  als  ein  mit  allen  Mitteln 
anzustrebendes  Ziel  ins  Auge  gefasst  werden.  Aus  diesen  Erwägungen  heraus 
verfolgt  der  vorliegende  Gesetzentwurf  den  Zweck,  die  Eintragungen  in  das 
Reichsschuldbuch  dadurch  zu  fördern,  dass 

1.  die  Eintragungen  bei  der  Umwandlung  von  Reichsschuldverschreibungen 
in  Buchschulden  des  Reichs  gebührenfrei  erfolgen  und  G^bührenfrei- 
heit  auch  auf  dem  Gebiete  der  vormundschaftlichen  Vermögensver- 
waltung für  die  Eintragung  und  Löschung  gewisser  Vermerke  ge- 
währt wird, 

2.  dass  juristische  Personen,  auch  wenn  sie  im  Ausland  ihren  Sitz  haben, 
als  Gläubiger  eingetragen  werden  können. 

Die  Eintragungsgebühr  ist  zwar  im  geltenden  Gesetz  an  sich  nicht  hoch 
bemessen,  nämlich  auf  25  Pf.  von  je  angefangenen  1000  M.  des  Betrags,  über 
den  verfügt  wird,  zusammen  auf  mindestens  1  M.  Gleichwohl  darf  angenommen 
werden,  dass  der  Wegfall  der  Gebühr  immerhin  einen  Anreiz  für  eine  vermehrte 
Eintragung  von  Buchforderungen  bilden  wird.  Der  Einnahmeausfall,  welchen 
das  Reich  durch  eine  solche  Gebührenauf  bebung  erleiden  wird,  ist  nicht  von 
grosser  Bedeutung.  An  Gebühren  für  die  Umwandlung  von  Reichsschuldver- 
schreibungen in  Buchschulden  des  Reichs  sind  aufgekommen 

im  Rechnungsjahr  1899 6614  M.  50  Pf. 

1900 5073    ,    —    , 

1901 7341    .    -    , 

1902 3763    ,    50    , 

1903 8874    ,    50    , 

mithin  im  Durchschnitte  ....  6338  ,  30  „ 
Eine  Mindereinnahme  in  solcher  Höhe  kann  nicht  entscheidend  ins  Ge- 
wicht fallen  gegenüber  dem  Vorteile,  welcher  aus  der  Steigerung  der  Buchschuld 
für  die  Befestigung  und  Hebung  des  Anleihekurses  erwartet  wird.  Gleichzeitig 
die  Gebühr  för  die  Ausreichung  von  Reichsschuldverschreibungen  herabzusetzen, 
erscheint  nicht  ratsam.  Diese  Gebühr  beträgt  zwar  50  Pf.  mr  je  angefangene 
1000  M.,  zusammen  mindestens  1  M.  Sie  ist  jedoch  einerseits  nicht  so  hoch, 
dass  sie  für  die  dauernden  Anlagen  in  Buchschulden  ein  Hindernis  bilden 
könnte,  zumal  während  der  Dauer  der  Eintragung  Kosten  für  die  laufende 
Verwaltung  des  Kapitals  nicht  erwachsen.  Auf  der  anderen  Seite  aber  dürfte 
diese  Gebühr  ein  geeignetes  Mittel  darbieten,  vorübergehenden  Eintragungen, 
welchen  das  Reichsschuldbuch  nicht  dienen  soll,  entgegenzuwirken.  Ebenso  ist 
kein  Anlass  gegeben,  die  Eintragung  und  Löschung  von  Beschränkungen  all- 
gemein von  der  Gebühr  zu  befreien. 

Nach  §  4  Nr.  3  des  Gesetzes  vom  31.  Mai  1891  können  einzelne  juristische 
Personen  dann  als  Gläubiger  eingetragen  werden,  wenn  sie  im  Inland  ihren 
Sitz  haben,  während  nach  Nr.  4  daselbst  diese  Beschränkung  für  einzelne  Ver- 
mögensmassen, wie  Stiftungen^  Anstalten,  deren  Verwaltung  von  einer  öffent- 
lichen Behörde  oder  unter  deren  Aufsicht  geführt  wird  oder  deren  Verwalter 
ihre  Verfügungsbefugnis  Über  die  Masse  durch  eine  gerichtliche  oder  notarielle 
Urkunde  nachweisen,  nicht  besteht.  Es  ist  die  Wahrnehmung  gemacht  worden, 
dass  ausländische  juristische  Personen,  besonders  Lebensversicherungsgesell- 
sos 
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Schäften,  die  Anlegung  eines  Teiles  ihrer  Bestände  in  Reichsschuldverschreibungen 
▼enneiden,  weil  diese  nicht  auf  den  Namen  geschrieben  werden  können.  Da 
es  sich  hierbei  meist  um  Anlagen  fttr  ULngere  Zeit  handelt,  so  erscheint  es 
zweckentsprechend,  auch  die  juristischen  Personen  des  Auslandes  im  Wege  der 
Bucheintragung  zu  einem  ausgedehnteren  Erwerbe  von  Reichsschuldverschrei- 
bungen  zu  veranlassen. 

Die  fragliche  Beschränkung  auch  bei  einzelnen  eingetragenen  Genossen- 
schaften oder  einzelnen  eingeschriebenen  Hilfskassen  fallen  zu  lassen,  dürfte 
nicht  angezeigt  sein,  weil  deren  Verhältnisse  im  deutschen  Rechte  ihre  eigen- 
artige Regelung  erfahren  haben. 

Zu  den  einzelnen  Bestimmungen  des  Entwurfs  bleibt  nur  noch  folgendes 
zu  bemerken: 

Zu   Ziffer  I  und  II. 

Hinsichtlich  der  Ziff.  I  darf  auf  die  obigen  allgemeinen  Erörterungen 
Bezug  genommen  werden.  Ziff.  II  trifft  zur  Ergänzung  des  §  7  die  Anordnung, 
dass  als  gesetzlicher  Vertreter  einer  juristischen  Person,  die  nicht  im  Gebiete 
des  Deutschen  Reichs  ihren  Sitz  hat,  gilt,  wer  seine  Vertretungsbefugnis  nach 
den  vom  Bundesrate  beschlossenen  Ausf&hrungsbestimmungen  nachgewiesen  hat. 
Für  diese  ist  in  Aussicht  genommen,  dass  die  ausländischen  juristischen  Per- 
sonen ihre  Rechtsfähigkeit  durch  ein  Zeugnis  der  hierfür  zuständigen  Behörde 
nachzuweisen  haben  und  dass  die  Zuständigkeit  der  ausländischen  Behörde  für 
die  Erteilung  eines  solchen  Zeugnisses  durch  den  Konsul  des  Deutschen  Reichs 
zu  bescheinigen  ist.  Hierdurch  wird  sowohl  der  ausländischen  Gesellschaft  der 
Nachweis  ihrer  Rechtsfähigkeit  wesentlich  erleichtert,  als  auch  die  Reichs- 
schulden  Verwaltung  der  schwierigen  Prüfung  dieser  Frage  überhoben.  In  ähn- 
licher Weise  wie  die  Kechtsfähigkeit  der  ausländischen  Gesellschaft  soll  auch 
die  Befugnis  ihres  ^gesetzlichen  Vertreters  zur  Verfügung  Über  die  eingetragene 
Forderung  bescheinigt  werden.  Die  Vorschrift  des  Entwurfs  sichert  den  Reichs- 
fiskus vor  etwaigen  Ersatzansprüchen  der  juristischen  Person,  auch  wenn  die 
von  der  ausländischen  Behörde  über  die  Vertretungsbefugnis  ausgestellte  Be- 
scheinigung mit  dem  wirklichen  Rechtsverhältnisse  nicht  übereinstimmen  würde. 

Die  Regelung  im  Wege  der  Ausführungsbestimmungen  empfiehlt  sich  aus 
Zweckmässigkeitsrücksichten,  um  etwaigen  durch  die  ausländische  Gesetzgebung 
notwendig  werdenden  Aenderungen  leichter  Rechnung  tragen  zu  können. 

Zu  Ziffer  III. 

Die  vorgeschlagene  Fassung  des  §  20  zählt  im  Abs.  2  die  gebührenfreien 
Eintragungen  und  Löschungen  auf,  darunter  an  erster  Stelle  die  bisher  ge- 
bührenpfliditigen  Eintragungen  bei  der  Umwandlung  von  Reichsschuldver- 
schreibungen in  Buchschulden  des  Reichs.  Aus  dieser  Fassung  ergibt  sich 
zweifelsfrei,  dass  auch  die  Eintragungen  von  Beschränkungen  des  Verfügungs- 
rechts  des  Gläubigers,  von  Zinsberechtigungen  u.  s.  w.,  die  gleichzeitig  mit  der 
Umwandlung  beantrag  werden,  Gebührenfreiheit  geniessen.  Weiter  treten  als 
gebührenfrei  hinzu  die  Eintragungen  und  Löschungen  von  Vermerken,  nach 
welchen  ein  Vormund,  Pfleger  oder  Beistand  über  eine  Forderung,  die  zu  dem 
seiner  Verwaltung  unterste.llten  Vermögen  gehört,  nur  mit  Genehmigung  des 
Vormundschaftsgerichts  verfügen  kann  (vgl.  §§  1815,  1816,  1915  u.  1693  des 
Bürgerlichen  Gesetzbuchs).  Die  GebÜlirenfreiheit  dieser  Vermerke  rechtfertigt 
sich  aus  der  in  diesen  Paragr^hen  des  Bürgerlichen  Gesetzbuchs  bestimmten 
geeetzlichen  Verpflichtung  des  Vormundes,  Pflegers  oder  Beistandes  zur  Ein- 
tragung solcher  Vermerke.  Dabei  darf  erwartet  werden,  dass  infolge  der  6e- 
bOhrenfreiheit  bei  Vormundschaften  und  Pflegschaften  für  die  Anlegung  des 
Kapitalvermögens  das  Reichsschuldbuch  in  grösserem  Umfang  als  bisher  in  An- 
sprach genommen  wird. 

Im  übrigen  hält  der  §  20  lediglich  den  bestehenden  Rechtezustand  auf- 
recht.   Dies  gilt  namentlich  auch  von  .'Vbs.  4,  welcher  durch  den  Hinweis  auf 
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die  landesrecbtlichen  Vorschriften  nur  klarer  erkennbar  macht,  dasa  die  Ge- 
bührensätze des  Reichsgesetzes  nicht  zur  Anwendung  kommen,  falls  in  diesen 
Vorschriften  eine  niedrigere  Gebühr  festgesetzt  ist 

Anlage. 

Uebenicht  der  begebenen  Beichsanleihen  und  der  Eintragungen  in  das 

BeichBBchnldbnch, 


!   Gesamtbetrag 

Am      ,  der  begebenen 

81.  März  ',  Reichsanleihen 

!;     M. 


1893 
1894 
1895 
1896 
1897 
1898 
1899 
1900 
1901 
1902 
1903 
1904 


{       Davon  waren       |' 
jin  das  Reichsschuld', 


buch  eingetragen 


1,740,842,500 

1,915,714,500 

2,081,219,800 

2,125,255,100 

2,141,242,300 

2,182,246,800 

2,222,950,700 

2,298,500,000 

2,315,650,000 ') 

2,733,500,000 

2,733,500,000 

3,023,500,000 


_  M. 

I|  84,067,400 
||  124,590,600 
jj  186,137,200 
'l  227,865,600 
i  246,579,500 
ij  281,449,600 
I  287,031,500 
jl  304,508,000 
309,889,500 
'l  335,817,200 
!  347,694,700 
I'  379,371,000 


% 

4,83 
6,50 
8,94 
10,72 
11,52 
12,90 
12,91 
13,25 
13,38 
12,29 
12,72 
12,55 


I 


Bemerkungen 


Die  im  Jahre  1900  begebenen 
40;oigen  Schatzanweisungen  im 
Betrage  von  80,000,000  M.  sind 
weggelassen,  da  sie  im  Reicb«- 
schuldbache  nicht  eingetragen 
werden  konnten. 


Die  Begründung  des  preussischen  Entwurfs  vom  3.  Mai  1904  (Drucks. 
Nr.  225)  ist  analog,  wie  ja  auch  die  Initiative  zu  dieser  Gesetzgebung  Tom 
preussischen  Finanzminister  Frh.  v.  Rheinbaben  ausgegangen  ist.  Aus  der 
Begründung  wird  nur  folgendes  hervorgehoben: 

Die  Eintragungen  im   Staatsschuldbuch   sind   seit  seiner  Einrichtung  in 
ständigem  Wachsen  begriffen. 
Sie  betragen: 

am  81.  Mäiz  1885 52,192,700  M. ») 

.      r       .       1890 451,137,600  , 

.      ,       ,       1895 994,816,600  , 

.      ,       ,       1900 1,385,316,900  , 

,      r       .      1904 1,709,584,050  ,  -) 

1)  Die  Staatsschnld  betrug  am  31.  M&rz  1885  rund  890a  MiU.  M.,  die  Eintragongeu 
also  IM%' 

S)  Die  Staatsschuld  betrug  am  i.  April  1904  rund  7036  Mill.  M. ,  die  Eintragungen 
also  24,3  o/q. 
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In  Buchschulden  des  Staates  sind  umgewandelt  worden  in  den  Rechnungs- 

j*^"^*  1886/87.    .    .    .      56,539,000  M. 

1891/92  ....     152,506,300  , 

1896/97  ....    125,775,800  , 

1901 135,870,400  ^ 

1903 102,734,000  , 

Dagegen  sind  in  denselben  Jahren  nur  für  folgende  Beträge  wieder  Staats- 
«choldversclureibangen  gegen  Löschung  von  Buchschulden  ausgereicht  worden: 

1886/87    ....      5,480,750  M. 


1891/92 
1896/97 
1901  . 
1903   . 


7,873,700 
25,928,100 
24,715,000 
28,087,500 


Diese  Zahlen  zeigen,  dass  die  im  Scholdbuch  eingetragenen  Kapitalien 
in  ihrer  weit  überwiegenden  Mehrzahl  für  längere  Zeit  festgelegt  sind.  Da 
bereits  nahezu  der  vierte  Teil  sämtlicher  Staatsschulden  im  Schuldbache 
eingetragen  ist,  so  darf  gesagt  werden,  dass  die  im  Jahre  1883  als  Versuch 
bezeichnete  Einrichtung  sich  bewährt  hat 

Wenn  auch  die  gegenwärtigen  Gebühren  für  die  Eintragungen  nur  massig 
hoch  sind,  so  ist  doch  zu  erwarten,  dass  der  Fortfall  dieser  Gebühren  einen 
erhöhten  Anreiz  zur  Umwandlung  von  Konsols  in  Buchschulden,  insbesondere 
für  die  Besitzer  kleinerer  Kapitalien  geben  würde.  Bei  den  Konvertierungen 
der  4:^li^lo\gen  und  der  47oigen  Staatsanleihen  ist  den  Gläubigem  freigestellt 
worden,  sUitt  der  Abstempelung  der  Konsols  die  kostenfreie  Eintragung  eines 
dem  Nennwerte  der  eingereichten  Schuldverschreibungen  gleichen  Betr^^s  zu 
dem  herabgesetzten  Zinsfusse  in  das  Schuldbuch  zu  oeantraffen  (§  4  des  Ge- 
setzes vom  4.  März  1885  —  Gesetzsamml.  S.  55  —  und  §  4  des  Gesetzes  vom 
23.  Dezember  1896  —  Gesetzsamml.  S.  269).  Demzufolge  sind  gebührenfrei  in 
das  Staatsschuldbuch  eingetragen  worden: 

1885/86    ....    32,567,700  M. 

1897 82,031.700  , 

Femer  lassen  die  beiden  Gesetze,  betreffend  den  Erwerb  von  Eisenbahnen 
durch  den  Staat,  vom  18.  Mai  1903  (Gesetzsamml.  S.  123  u.  148)  je  in  §  5  die 
gebührenfreie  Umwandlung  der  für  die  Aktien  der  Eisenbahngesellschaften  als 
Abfindung  gegebenen  Staatsschuldverschreibungen  in  Buchschulden  des  Staates 
binnen  einer  vom  Finanzminister  bestimmten  Frist  zu.  Hiervon  ist  bis  zum 
1.  Äpxil  d.  J.  für  einen  Nennbetrag  von  9,591,400  M.  Gebrauch  gemacht  worden. 
Wenn  die  absolute  Höhe  dieses  Betrages  nicht  besonders  gross  erscheint,  so  ist 
dabei  zu  berücksichtigen,  dass  für  das  Angebot  überhaupt  nur  Konsols  im  Be- 
trage von  137,306,700  M.  in  Betracht  kommen,  dass  die  Frist  für  die  Ein- 
tragung erst  am  15.  August  d.  J.  abläuft  und  dass  die  früheren  Aktionäre  zum 
grossen  Teil  wenig  geneigt  sein  werden,  die  Konsols  als  dauernde  Anlage  zu 
bebalten,  da  sie  bisher  eine  höhere  Verzinsung  ihres  Kapitals  erzielt  haben. 

Diese  Vorgänge  lassen  erkennen,  dass  die  Gebührenfreiheit  die  Ver- 
mehrung der  Eintragungen  im  Staatsschuldbuch  begünstigt.  Deshalb  ist  es 
gerechtfertigt,  die  Gebühren  für  die  Umwandlung  von  Schuldverschreibungen 
in  Buchschulden  nunmehr  gänzlich  aufzuheben.  Es  darf  erhofft  werden,  dass 
liierdurch  die  Nachfrage  nach  Konsols  zur  Verwendung  als  dauernde  Kapitals- 
anläge  und  zur  Umwandlung  in  Buchschulden  gesteigert  wird.  Die  für  den 
Staat  entstehende  Mindereinnahme  kann  gegenüber  den  von  der  Massregel  zu 
erwartenden  Vorteilen  nicht  ins  Gewicht  fallen.  Es  sind  an  Gebühren  für  die 
Eintragung  von  Kapitalien  festgesetzt  worden  in  den  Etatsjahren: 

1899 33,691.75  M. 

1900 25,269.25  . 

1901 35,984.80  , 

1902 25,187.00  , 

1903 23,685.50  , 
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Ist  ein  Emnahmeausfall  in  dieser  Höhe  schon  f&r  sich  allein  betrachtet 
nicht  bedeatend  genug,  um  von  einer  dem  Staatskredit  förderlichen  Massregel 
zarückhalten  za  können,  so  ist  dabei  noch  za  berflcksichtigen,  dass  die  Kosten 
der  Verwaltung  der  Staatsschulden  für  je  1  Mill.  M.  berechnet  sich  gegenwärtig 
erheblich  nie£iger  stellen  wie  zur  Zeit  der  Einft&hrung  des  Staatsschuldbachs, 
da  die  Unkosten  naturgemäss  nicht  in  demselben  Masse  gewachsen  sind,  wie 
die  Schuld.  Während  im  Jahre  1883/84  an  Verwaltungskosten  —  nach  Abzug 
der  Vergatung  des  Reichs  fQr  die  Verwaltung  der  Reichsschuld  —  ca.  217.8  M. 
auf  je  1  Mill.  M.  der  Staatsschuld  entfielen,  betrugen  die  Verwaltnngskosten 
—  nach  Abzug  der  Vergütung  des  Reichs  und  der  Einnahmen  an  Gebühren 
für  die  Benutzung  des  Staatsschuldbuchs  —  auf  je  1  Mill.  M. : 

im  Jahre  1885/86 ca.  195.8  M. 

,       1890/91 ,    160.7    , 

,       1902 ,      99.7   , 

Es  lässt  sich  annehmen,  dass  auch  die  besonderen  Kosten  der  Verwaltung 
des  Schuldbuchs,  die  sich  bei  dem  Ineinandergreifen  der  verschiedenen  Geschäfte 
der  Hauptverwaltung  der  Staatsschulden  rechnerisch  nicht  genau  darstellen 
lassen,  sich  in  ähnlicher  Weise  verhältnismässig  verringert  haben.  Wären  im 
Jahre  1902  die  Gebühren  für  die  Umwandlung  in  Buchschulden  mit  rund 
25,000  M.  fortgefallen,  so  würden  sich  die  Verwaltungskosten  der  gesamten 
Staatsschuld  nur  von  99.7  M.  auf  103.4  M.,  mithin  um  noch  nicht  4  M.  für  je 
1  Mill.  M.  gesteigert  haben. 
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Deutsches  Znckerstenergesetz 
in  der  seit  1.  September  1903  geltenden  Fassung  0. 

Erster  Teil« 

Besteuerung  des  iuländisclien  Rübenzuckers. 

Erster  Abschnitt, 

Allgemeine  Bestimmungen. 

1.  Gegenstand,  Erhebnngsart  nnd  Höhe  der  Steuer. 

§  1. 

Der  inländische  Rübenzucker  unterliegt  einer  Verbrauchsabgabe  —  Zucker- 
Steuer  —  und  zu  deren  Sicherung  der  Steuerkontrolle. 

Im  Sinne  dieses  Gesetzes  ^t  als  inländischer  Rübenzucker  aller  im  In- 
lande  durch  Bearbeitung  Ton  Rüben  oder  durch  weitere  Bearbeitung  von  Pro- 
dukten, welche  aus  im  Inlande  bearbeiteten  Rüben  herstammen,  gewonnene 
feste  und  flüssige  Zucker,  einschliesslich  der  Rübensäfbe,  der  Füllmassen  und 
der  Zuckerabläufe  (Sirup,  Melasse),  und  zwar  ohne  Rücksicht  darauf,  ob  bei 
der  Fabrikation  eine  Verwendung  auch  anderer  zuckerhaltiger  Stoffe  oder  Zucker 
stattgefunden  hat.  Unter  der  weiteren  Bearbeitung  von  Produkten  aus  Rüben 
ist  insbesondere  Terstanden  die  Entzuckerung  oder  Raffination  von  Zucker- 
abläufen (Sirup,  Melasse),  die  Raffination  von  Rohzucker,  die  Auflösung  von 
festem  Zucker,  die  Inversion. 

§2. 

Die  Zuckersteuer  beträgt  von  100  kg  Reingewicht  14  M. '). 

Rübensäfbe  und  Abläufe  der  Zuckerfabrikation  sind  der  Zuckersteuer 
nicht  unterworfen. 

Der  Bundesrat  ist  ermächtigt,  Zuckerabläufe,  Rübensäfte  sowie  Mischungen 
von  Zuckerabläufen  und  Rübensäften  miteinander  oder  mit  anderen  Stoffen, 
jedoch  Rubensäite  und  Mischungen,  in  welchen  Rübensäfte  enthalten  sind,  nur 
soweit  als  sie  nicht  in  Haushaltungen  ausschliesslich  zum  eigenen  Verbrauch 
bereitet  werden,  der  Zuckersteuer  zum  vollen  oder  zu  einem  ermässigten  Satze 
zu  unterstellen. 

Die  Bestimmungen  über  Gegenstand  und  Höhe  der  hiemach  (Abs.  8)  vom 
Bundesrat  festgesetzten  Zuckersteuer  sind  dem  Reichstag,  sofern  er  versammelt 


0  Siehe    Gesetz  vom  a?.  Mai  isos  (Finanzarchiv  1896  S.  778)   und   Novelle 
<.  Janaar  1908  (Finanzarchiv  1902  S.  770). 

3)  Früher  nach  dem  Gesetz  von  1891  18  M.,  nach  dem  Gesetz  von  1896  ao  M, 
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ist,  sofort,  andernfalls  aber  bei  dessen  nächstem  Zusammentreten  vorzulegen. 
Dieselben  sind  ausser  Kraft  zu  setzen,  soweit  der  Reichstag  dies  verlangt. 

2.  Zahlüngspflicht. 

§3. 

Die  Zuckersteuer  ist  zu  entrichten,  sobald  der  Zucker  aus  der  Steuer- 
kontrolle in  den  freien  Verkehr  tritt  Zur  Entrichtung  ist  der  Inhaber  der- 
i'enigen  Zuckerfabrik  verpflichtet,  aus  welcher  der  Zucker  in  den  freien  Ter- 
[ehr  tritt. 

Der  Zucker  haftet  für  den  Betrag  der  Steuer  ohne  Rücksicht  auf  die 
Rechte  Dritter.  In  gleicher  Weise  haftet  die  zuckerhaltige  Ware  im  Falle  des 
§  6  Zi£P.  1  für  die  Steuer  oder  die  gezahlte  Vergütung. 

Die  Zuckersteuer  ist  dem  Inhaber  der  Zuckerfabrik  gegen  Sicherheits- 
bestellung für  die  Frist  von  6  Monaten  zu  stunden.  Diese  Sicherheitsbestellung 
kann  durch  Hinterlegung  von  mündelsicheren  Wertpapieren  zum  Kurswerte, 
jedoch  nicht  über  den  Nennwert  hinaus,  oder  durch  Wechsel  und  sonstige  Bürg- 
schaften, deren  Sicherheit  die  oberste  Landesfinanzbehörde  zu  prüfen  hat,  oder 
durch  erststellige  Hypothek  auf  die  Zuckerfabrik  bis  zur  Hälfte  ihres  durch 
amtliche  Sachverständige  zu  ermittelnden  bleibenden  Werts  oder  durch  Ver- 
pfändung des  unter  Steuerkontrolle  (amtlichen  Mitverschluss)  befindlichen  Zuckers 
zu  V*  ^^^  Marktwerts  geleistet  werden. 

8.  Verjährang. 

§4. 

Alle  Forderungen  und  Nachforderungen  an  Zuckersteuer,  desgleichen  die 
Ansprüche  auf  Ersatz  wesen  zu  viel  oder  zur  Ungebühr  entrichteter  Zucker- 
steuer veijähren  binnen  Jahresfrist,  vom  Tage  des  Eintritts  der  Zahlungsver- 
pflichtung bezw.  der  Zahlung  an  gerechnet.  Der  Anspruch  auf  Nachzahlung 
defraudierter  Gefälle  verjährt  in  3  Jahren. 

Auf  das  Regressverhältnis  des  Staates  gegen  die  Steuerbeamten  finden 
diese  Verjährungsfiisten  keine  Anwendung. 

4.  Befreiang  von  der  Zackerstener. 

§5. 

Zucker,  welcher  unter  Steuerkontrolle  ausgeführt  wird,  ist  von  der  Er- 
hebung der  Zuckersteuer  befreit 

Bei  der  Ausfuhr  von  Zucker  aus  dem  freien  Verkehr  findet  eine  Ver- 
gütung der  Zuckersteuer  nicht  statt. 

§6. 
Nach  näherer  Bestimmung  des  Bundesrats  kann 

1.  im  Falle  der  Ausfuhr  von  Fabrikaten,  zu  deren  Herstellung  inländischer 
Rübenzucker  verwendet  worden  ist,  oder  im  Falle  der  Niederlegung 
solcher  Fabrikate  in  steuerfreien  Niederlagen  die  Zuckersteuer  für  die 
verwendete  Zuckermenge  unerhoben  bleiben  oder  im  entrichteten  Be- 
trage vergütet  werden; 

2.  inländischer  Rübenzucker  zur  Viehfütterung  oder  zur  Herstellung  von 
anderen  Fabrikaten  als  Verzehrungsgegens&nden  steuerfrei  abgelassen 
werden. 

Zucker,  welcher  zu  den  unter  2  bezeichneten  Zwecken  verwendet  werden 
soll,  muss  in  der  Regel  vor  der  steuerfreien  Verabfolgung  unter  amtlicher  Auf- 
sicht zum  menschlichen  Genuss  unbrauchbar  gemacht  (denaturiert)  werden. 
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Zweiter  Abschnitt* 

Stenerkontrolle  tlber  die  Herstellung  und  den  Verbleib  unversteuerten 
inlftndischen  Rübenzuckers. 

I.  Eontrolle  der  Zuckerfabriken. 

1.  Begriffsbestimmung  der  Zuckerfabriken. 

§7. 

Zackerfabriken  siod  alle  zur  Herstellung  kristalÜBierten  Rübenzuckers 
bestimmten  Anstalten ,  mit  Ausnahme  der  Anstalten,  welche  lediglich  Ter- 
steuerte  Produkte  aus  Rüben  weiter  bearbeiten. 

Inwieweit  Fabriken  zur  Herstellung  nicht  kiistallisierten  Rübenzuckers 
als  Zuckerfabriken  im  Sinne  dieses  Gesetzes  anzusehen  sind,  bestimmt  der 
Bundesrat. 

2.  Den  Fabrikinhaber  zwecks  der  Kontrolle  obliegende  Einrichtungen 

und  Anzeigen. 

a)  Sichernde  bauliche  Einrichtungen  der  Zuckerfabriken. 

§8. 
Die  Zuckerfabriken  müssen  baulich  so  eingerichtet  sein,  dass  eine  gegen 
die  heimliche  Wegbringung  von  Zucker  sichernde   amtliche  Bewachung   der- 
selben ohne  Schwieriffkeit  stattfinden,  die  Steuerbehörde  auch  den  Gang  der 
Fabrikation  und  den  Y erbleib  der  Fabrikate  innerhalb  der  Fabrik  verfolgen  kann. 

A.  Für  die  Zuckerfabriken,  welche  kristallisierten  Zucker  herstellen,  be- 
darf es,  Ausnahmen  für  bereits  seit  dem  1.  August  1888  bestehende  Fabriken 
vorbehaltlich, 

entweder 

1.  der  Abschliessung  derjenigen  Räume,  in  welchen  die  Kristallisation 
der  Säfte,  die  Bearbeitung  und  die  Aufbewahrung  von  kristallisiertem 
Zucker  stattfindet,  desgleichen  deijenigen  Räume,  in  welchen  Zucker- 
abläufe (Sirup,  Melass^  sich  befinden,  gegen  die  übrigen  Fabrikräume 
und  nach  aussen, 

oder 

2.  der  Ümfriedigung  der  Fabrikanlage. 

Auch  liegt  den  Fabrikinhabem  ob,  auf  Verlangen  zur  Erleichterung  der 
üeberwachung  des  Betriebs  und  Verkehrs  der  Fabrik  WachtlokaJe  für  die  Auf- 
sichtsbeamten innerhalb  oder  ausserhalb  der  Fabrikräume  herzustellen. 

In  Bezug  auf  die  unter  Ziff.  1  bezeichnete  Einrichtung  kann  nachgelassen 
werden,  dass  Zuckerabläufe  dauernd  oder  während  der  ständigen  Bewachung 
der  Zuckerfabrik  auch  in  nicht  sichernd  abgeschlossenen  Räumen  sich  befinden 
dürfen  und  dass  kristallisierter  Zucker  ausserhalb  des  Abschlusses  in  steuer- 
sicher und  zur  Anlegung  eines  amtlichen  Verschlusses  eingerichteten  Räumen 
aufbewahrt  werden  darf. 

B.  Für  die  Zuckerfabriken,  welche  keinen  kristallisierten  Zucker  her- 
stellen, trifft  der  Bundesrat  Bestimmung  darüber,  ob  und  welche  Anforderungen 
in  Bezug  auf  sichernde  bauliche  Einrichtung  zu  stellen  sind  (vgl.  §  25  unter 
Ziff.  2). 

§9. 
Bezüglich  der  im  §  8  unter  A  Ziff.  1  u.  2  bezeichneten  baulichen  Ein- 
richtungen gelten  folgende  nähere  Bestimmungen: 
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I.  Zu  Ziffer  1. 

1.  Die  Zahl  der  äusseren  Eingänge  zu  den  abzuscbliessenden  Fabrik- 
räumen  (Türöffnungen,  Ladeluken  u.  dergl.),  sowie  die  Zahl  der  inneren  Zu- 
gänge in  der  den  Abschluss  bildenden  Zwischenwand  (Mauerwand,  Eisendraht- 
gitter, Holzwand  oder  dergl.)  ist  soweit  zu  beschränken,  als  es  mit  den  unab- 
weislichen  Bedürfnissen  des  Fabrikbetriebs  und  Verkehrs  vereinbar  ist.  Die 
äusseren  Eingänge  und,  soweit  es  die  Steuerbehörde  fordert,  auch  die  inneren 
Zugänge  müssen  mit  sichernden  Türen,  Klappen  oder  dergl.  versehen  und  diese 
zur  Anlegung  eines  steueramtlichen  Verschlusses  eingericmtet  sein. 

2.  Die  Fenster  und  ähnliche  Oeffnungen  der  abzuschliessenden  Räume 
sind  durch  Gitter  von  Eisen  oder  Eisendraht  zu  versichern.  Die  Versicherung 
kann  bezüglich  der  oberen  Stockwerke  und  der  Bedachung  von  der  Steuer- 
behörde teilweise  oder  ganz  erlassen  werden. 

II.  Zu  Ziffer  2. 
8.  Neue  Umfriedigungen  sind  so  anzulegen,  dass  kein  Gebäude  innerhalb 
oder  ausserhalb  derselben  weniger  als  5  m  von  der  ümfriedigung  entfernt  liegt, 
Dasselbe  Mindestmass  der  Entfernung  ist  bei  der  späteren  Errichtung  von  Ge- 
bäuden innerhalb  oder  ausserhalb  neuer  oder  jetzt  bereits  vorhandener  Um- 
friedigungen  einzuhalten.  Ausnahmen  sind  zulässig  für  bereits  seit  dem 
1.  August  1888  bestehende  Zuckerfabriken. 

4.  In  der  Regel  sollen  die  Umfriedigungen  mindestens  27«  m  boch  sein 
und  aus  Steinmauern  oder  eisernen  Gittern  (Stäbe,  Draht)  bestehen. 

5.  In  Bezug  auf  die  Zahl  der  Eingänge  in  der  Umfriedigung  finden  die 
Bestimmungen  unter  I  1  entsprechende  Anwendung. 

6.  Es  kann  gestattet  werden,  dass  die  Umfriedigung  zum  Teil  durch 
Gebäude  gebildet  wird.  Die  letzteren  sind  entweder  nach  dem  Fabrikhofe  zu 
oder  nach  aussen  in  der  Art  sichernd  einzurichten,  dass  die  vorhandenen  Ein- 
gänge beseitigt  oder  unter  Steuerverschluss  genommen  und  die  Fenster  oder 
dergl.  nach  Massgabe  der  Bestimmungen  unter  I  2  vergittert  werden. 

§  10. 

Der  Inhaber  einer  Zuckerfabrik  ist  verpflichtet,  den  Anforderungen  zu 
genügen,  welche  nach  den  vorstehenden  §§  8  u.  9  dieses  Gesetzes  und  den  Aus- 
führungsbestimmungen des  Bundesrats  von  der  Steuerbehörde  in  Bezug  auf  die 
Anlegung,  Abänderung  und  Instandhaltung  baulicher  Einrichtungen  gestellt 
werden.  Derselbe  darf  Veränderungen  in  Bezug  auf  die  vorschriftsmässig  ge- 
troffenen Einrichtungen  nur  nach  zuvor  eingeholter  und  erteilter  Genehmigung 
der  Steuerbehörde  vornehmen. 

Die  Wachtlokale  der  Aufsichtsbeamten  (vgl.  §  8  unter  A)  hat  der  Fabrik- 
inhaber reinigen,  beleuchten  und  erwärmen  zu  lassen. 

§11. 

Die  erstmaligen  Kosten  von  Einrichtungen  nach  §§  8  u.  9,  mit  Ausnahme 
der  Kosten  der  Einrichtung  besonders  abgeschlossener  Räume  zur  Aufbewahrung 
kristallisierten  Zuckers  in  den  im  §  8  unter  A  I  bezeichneten  Fabriken  (vgl. 
a.  a.  0.  Abs.  3),  werden  den  Fabrikinhabern  aus  der  Reichskasse  erstattet,  wenn 
die  Einrichtungen  von  der  Steuerbehörde  entweder 

1.  für  bereite  seit  dem  1.  August  1888  bestehende  Zuckerfabriken,  von 
welchen  bisher  die  betreffende  Einrichtung  nicht  gefordert  worden 
war,  oder 

2.  für  am  1.  August  1892  bestehende  Zuckerfabriken,  deren  Inhabern 
nach  dem  Zuckersteuergesetze  vom  9.  Juli  1887  eine  Verpflichtung 
zur  sichernden  baulichen  Einrichtung  nicht  oblag, 

angeordnet  worden  sind. 
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Wird  von  der  SteaerbehCrde  in  Bezog  auf  eine  Zuckerfabrik,  fQr  welche 
die  Reichskasse  die  erstmaligen  Kosten  der  sichernden  baulichen  Einrichtungen 
ZTX  tragen  hatte,  demnächst  eine  Abänderung  oder  Vervollständigung  der  ur- 
sprünglich angeordneten  Einrichtungen  gefordert,  ohne  dass  dazu  durch  vor- 
g:enommene  bauliche  Veränderungen  der  Fabrik  ein  Anlass  gegeben  war,  so 
sind  auch  die  neu  entstandenen  Kosten  dem  Fabrikinhaber  aus  der  Reichskasse 
zu  ersetzen.  Der  Ersatz  kann  jedoch  versagt  werden,  wenn  die  Anforderung 
gestellt  ist,  nachdem  gegen  den  Fabrikinhaber  oder  eine  von  ihm  strafrechtlich 
subsidiarisch  zu  vertretende  Person  (vgl.  §  58)  eine  Strafe  wegen  Defraudation 
der  Zuckersteuer  erkannt  worden  war. 

b)  Bureau  und  Aufenthaltsräume  für  die  Steuerbeamten. 

§  12. 
Die  Inhaber  von  Zuckerfabriken  haben 

1.  nach  näherer  Bestimmung  der  Steuerbehörde  die  in  der  Fabrik  f&r 
den  Abfertigungsdienst  erforderlichen  Bureauräume  zu  stellen  und 
mit  dem  nötigen  Mobiliar  auszustatten, 

2.  auf  Verlangen  für  die  dienstlich  in  der  Fabrik  anwesenden  Steuer- 
beamten ein  geeignetes  und  genügend  ausgestattetes  Lokal  zum  Auf- 
enthalt ausserhalb  des  Dienstes  und  zur  Uebemachtung  zu  gewähren. 

Der  Fabrikinhaber  hat  für  die  Instandhaltung,  Reinigung,  Beleuchtung 
und  Erwärmung  dieser  Lokale  zu  sorgen. 

Auf  dem  Lande  kann  im  Falle  des  Bedürfnisses  dem  Fabrikinhaber  die 
Verpflichtung  auferlegt  werden,  für  die  zur  Beaufsichtigung  der  Fabrik  ständig 
angestellten  Steuerbeamten  Wohnungen  nach  näherer  Bestimmung  der  Steuer- 
behörde zu  gewähren. 

Für  das  unter  Ziff.  2  bezeichnete  Lokal  und  die  Leistungen  für  dasselbe 
nach  Abs.  2  sowie  für  die  nach  Abs.  3  zu  gewährenden  Wohnungen  wird  seitens 
der  Steuerverwaltung  eine  Vergütung  gewährt.  Über  deren  Höhe  mangels  einer 
Vereinbarung  die  der  Ortsbehörde  vorgesetzte  Verwaltungsbehörde  entscheidet. 

c)  Wageeinrichtungen. 

§  13. 
Zu  den  für  die  Zwecke  der  steuerlichen  Kontrolle  und  Abfertigung  vor- 
zunehmenden  amtlichen  Verwiegungen    haben    die  Fabrikinhaber  Wagen  und 
Gewichte  nach  näherer  Bestimmung  der  Steuerbehörde  zu  halten  und  nach  An- 
weisung der  letzteren  die  Wagen  aufzustellen. 

d)  Untersagung  des  Betriebs  wegen  ungenügender  Einrichtung 

der  Zuckerfabrik. 

§  14. 
Die  Steuerbehörde  kann,  solange  ihren  Anforderungen  in  Bezug  auf  die 
in  den  §§  8 — 13  bezeichneten   Einrichtungen  nicht  Genüge  geleistet   ist,    den 
Betrieb   der   Zuckerfabrik   oder   die    Benutzung  einzelner  Räume  oder  Geräte 
untersagen. 

e)  Anzeigen  in  Bezug  auf  Räume  und  Geräte. 

§  15. 
Wer  eine  Zuckerfabrik  errichten  will,  hat  die  Baupläne  vor  der  Aus- 
führung der  zuständigen  Steuerbehörde  vorzulegen  und  deren  Genehmigung, 
soweit  das  Steuerinteresse  in  Frage  kommt,  zu  erwirken.  Die  Steuerbehörde 
bestimmt  insbesondere,  welche  sichernden  baulichen  Einrichtungen  nach  §§  8 
und  9  getroffen  werden  sollen. 
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Diese  Vorschriften  finden  entsprechende  Anwendung,  wenn  der  Umbau 
einer  Zuckerfabrik  beabsichtigt  wird. 

§  16. 
Spätestens  6  Wochen  vor  der  ersten  Betriebseröffnung  einer  neu  er- 
richteten oder  umgebauten  Zuckerfabrik  hat  der  Fabrikinhaber  der  Steuerhebe- 
stelle des  Bezirks  eine  Nachweisung  der  zu  der  Fabrik  gehörigen  und  der  da- 
mit in  Verbindung  stehenden  oder  unmittelbar  daran  angrenzenden  Räume 
einzureichen,  welche  auch  eine  Beschreibung  der  Räume  enthalten  und  von 
einem  Grundriss  derselben  begleitet  sein  muss.  Für  Fabriken ,  welche  durch 
eine  ümfriedigung  gesichert  sind  (§  8  unter  A  2)»  ist  ausserdem  eine  Be- 
schreibung der  als  Umfriedigung  dienenden  Anlage  beizufügen. 

§17. 

Veränderungen  in  Bezug  auf  solche  Fabrikräume,  welche  in  einer  nach 
§  8  unter  A  1  eingerichteten  Zuckerfabrik  innerhalb  des  Abschlusses  belegen 
sind,  dürfen  nur  mit  Genehmigung  der  Steuerbehörde  vorgenommen  werden. 

Die  geschehene  Ausführung  der  Veränderungen  in  Bezug  auf  die 
sichernden  baulichen  Einrichtungen  einer  Zuckerfabrik  (§  10  Abs.  1)  oder  in 
Bezug  auf  die  im  vorigen  Absatz  bezeichneten  Fabrikräume,  desgleichen  der 
Beginn  und  die  Beendigung  von  Veränderungen  bezüglich  anderer  angemeldeter 
Räume  ist  Yon  dem  Fabrikinhaber  spätestens  innerhalb  der  nächstfolgenden 
3  Tage  der  Steuerbehörde  schriftlich  anzuzeigen. 

§  18. 
Durch  Bundesratsbeschluss  können  die  Inhaber  von  Zuckerfabriken  ver- 
pflichtet werden,  Nachweisungen  über  die  für  den  Fabrikbetrieb  bestimmten 
feststehenden  Geräte,  sowie  Anzeigen  über  Veränderungen  in  Bezug  auf  diese 
Geräte  der  Steuerbehörde  einzureichen,  auch  die  Geräte  mit  einer  Ordmmgs- 
nummer  und,  soweit  dieselben  zur  Gesinnung  oder  Bearbeitung  von  Rüben- 
oder Zuckersäften,  zur  Aufnahme  von  Zuckerabläufen  oder  zu  ähnlichen  Zwecken 
dienen,  mit  der  Angabe  des  Rauminhalts  nach  Liter  versehen  zu  lassen. 

f)  Anzeige   vom   Besitzwechsel. 

§  19. 
Jeder  Wechsel  im  Besitz  einer  Zuckerfabrik  ist  der  Steuerbehörde  binnen 
1  Woche   seitens   des  neuen   und   in  den  Fällen  freiwilliger  Besitzübertragung 
auch  seitens  des  bisherigen  Besitzers  schriftlich  anzuzeigen. 

g)   Bestellung   eines   Betriebsleiters. 

§  20. 
Korporationen  und  Gesellschaften,  welche  Zuckerfabriken  besitzen,  sowie 
andere  den  Betrieb  nicht  selbst  leitende  Inhaber  solcher  Fabriken   haben  der 
Steuerbehörde  diejenige  Person  zu  bezeichnen,  welche  als  Betriebsleiter  in  ihrem 
Namen  und  Auftrage  handelt. 

h)  Betriebsanzeigen. 

§  21. 

Die  Inhaber  von  Zuckerfabriken  mit  Rübenbearbeitung  haben  für  jede 
Betriebsperiode  den  Tag  der  Betriebseröffnung  mindestens  1  Woche  vorher 
schriftlich  der  Steuerbehörde  anzuzeigen. 

Eine  entsprechende  Anzeige  ist  von  den  Inhabern  anderer  Zuckerfabriken 
zu  machen,  bevor  der  Betrieb  erstmals  eröflFhet  wird. 
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In  den  Anzeigen  muss  femer  die  Angabe  enthalten  sein,  ob  un^  mit 
welchen  regelmässigen  Unterbrechungen  gearbeitet  wird,  sowie  welche  tägliche 
Betriebszeit  stattfinden  soll.  Aenderungen  sind  der  Steaerbehörde  rechtzeitig 
vorher  schriftlich  anzuzeigen. 

Von  anderen,  als  den  yorgedacbten  Unterbrechungen  des  Betriebs  ist  als- 
bald nach  dem  Eintritt  und  von  der  Wiederaufnahme  des  Betriebs  rechtzeitig 
vorher  schriftliche  Anzeige  an  die  Steuerbehörde  zu  erstatten. 

§  22. 
Bevor  der  Betrieb  einer  Zuckerfabrik  erstmals  eröffnet  wird,  ist  von  dem 
Fabrikinhaber  der  Steuerbehörde  eine  Beschreibung  des  technischen  Verfahrens 
der  Fabrikation  einzureichen  und  darin  insbesondere  auch  anzugeben,  welche 
Arten  von  Rübenzucker  (vgl.  §  1  Abs.  2)  hergestellt  werden  sollen.  Im  Falle 
einer  Aenderung  ist  die  Beschreibung  zu  ergänzen  oder  zu  erneuern. 

i)  Duplikate   vorgeschriebener  Anzeigen. 

§  23. 
Die  in  den  §§  16,  17,  21,  22  vorgeschriebenen  Anzeigen  u.  s.  w.  sind  in 
doppelter  Ausfertigung  einzureichen,   die  zurückgegebenen  Duplikate  nach  An- 
weisung der  Steuerbehörde  in  der  Fabrik   aufzubewahren  und   zur  Verfügung 
der  revidierenden  Beamten  zu  halten. 


3.  AnsübiiDg  der  Kontrolle. 
a)   Ständige  Bewachung  der  Zuckerfabriken. 

§  24. 

Die  Zuckerfabriken  unterliegen  der  unausgesetzten  Bewachung  bei  Tag 
und  Nacht  durch  Steuerbeamte,  so  lange  ein  Betrieb  stattfindet,  auch  während 
ruhenden  Betriebs  nach  Bestimmung  der  Steuerbehörde. 

Eine  Verstärkung  der  Bewachung  einer  Fabrik  auf  Kosten  des  Fabrik- 
inhabers kann  stattfinden,  wenn  gegen  denselben  oder  eine  von  ihm  strafrecht- 
lich subsidiarisch  zu  vertretende  Person  (vgl.  §  58)  eine  Strafe  wegen  Defrau- 
dation der  Zuckersteuer  erkannt  worden  ist  und  der  Verdacht  heimlicher 
Wegbringung  von  Zucker  entsteht. 

§  25. 
An  Stelle  der  ständigen  Bewachung  kann  nach  näherer  Bestimmung  des 
Bundesrats  eine  andere  geeignete  Kontrolle  treten: 

1.  für  diejenigen  bereits  seit  dem  1.  August  1888  bestehenden  Fabriken 
kristallisierten  Zuckers,  welchen  bisher  die  sichernde  bauliche  Ein- 
richtung erlassen  worden  ist,  solange  dieser  Erlass  fortdauert  (vgl. 
§  8  unter  A  im  Eingange), 

2.  für  solche  Zuckerfabriken,  welche  keinen  kristallisierten  Zucker  her- 
stellen (vgl.  §  8  unter  ß). 

bj  Verschluss  von  Zugängen  während  der  ständigen  Bewachung. 

§  26. 
Während  der  ständigen  Bewachung  der  Zuckerfabrik  sind  die  äusseren 
Eingänge  und  die  innerhalb  der  Fabrik  vorhandenen  Zugänge,  soweit  sie  nicht 
f&r  den  gewöhnlichen  Gebrauch  dienen,  verschlossen  zu  halten,  nach  Befinden 
unter  steueramtlichen  Mitverschluss  zu  nehmen  und  nur  für  die  Dauer  der  not- 
wendigen Benutzung  zu  öffnen.  Für  die  Nachtzeit  bestimmt  die  Steuerbehörde, 
wie  viele  und  welche  Eingänge  unverschlossen  sein  dürfen. 
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c)   Sicherungsmassregeln   während   Aufhebung   der   ständigen 

Bewachung. 

§  27. 

Für  die  Zeit,  während  welcher  die  ständige  Bewachung  zurückgezogen 
ist,  trifft  die  Steuerbehörde  Anordnungen,  welche  Sicherheit  gewähren,  dass  ein 
Betrieb  in  der  Zuckerfabrik  nicht  stattfinden  und  aus  derselben  Zucker  ohne 
Vorwissen  der  Steuerbehörde  nicht  entfernt  werden  kann.  Hierzu  dienen  ins- 
besondere die  amtliche  Au88ergebranchsetzun|^  yon  Fabrikgeräten  durch  Ver- 
schlussanlegung oder  in  sonst  geeigneter  Weise  und  die  Stellung  des  vorhan- 
denen Zuckers  unter  amtlichen  Verschluss. 

Soll  eine  Zuckerfabrik  für  längere  Zeit  aus  der  ständigen  Bewachung 
treten,  so  findet  ausserdem  auf  Grund  der  vom  Fabrikinhaber  abzugebenden 
Bestandesdeklaration  eine  amtliche  Feststellung  der  Vorräte  an  fertigem  Zucker 
(§  29  Abs.  1)  statt,  worauf  dieselben  unter  steuerlichen  Raumverschluss  ge- 
nommen werden.  Auf  solche  Zuckerlager  finden,  bis  die  Fabrik  wieder  unter 
ständige  Bewachung  tritt,  die  Bestimmungen  über  steuerfreie  Niederlagen  für 
Zucker  (§  40)  entsprechende  Anwendung. 


d)  Massnahmen  bei  Betriebsunterbrechungen  durch  Unglücksfälle. 


Wird  durch  eine  Beschädigung  der  Fabrik  eine  Unterbrechung  des  Be- 
triebs herbeigeführt,  so  ordnet  die  Steuerbehörde  die  nach  den  Umständen  zur 
Sicherung  des  Steuerinteresses  erforderlichen  besonderen  Massnahmen  an. 


e)   Aufbewahrungsräume  für  Zucker. 

§  29. 

Fertiger  Zucker  jeder  Art,  insbesondere  kristallisierter  Zucker  (Rohzucker 
ersten  Produkts,  Eonsumzucker  in  Broten,  Blöcken,  Platten.  Stangen,  Würfeln, 
Krümeln,  Mehl  u.  s.  w.),  desgleichen  Zuckerabläufe  (Sirup,  Melasse)  dürfen  nur 
in  denjenigen  Räumen  der  Zuckerfabrik  aufbewahrt  werden,  deren  Benutzung 
zu  diesem  Zweck  schriftlich  der  Steuerbehörde  angemeldet  und  von  letzterer 
genehmigt  worden  ist.  Die  Anmeldung  ist  in  doppelter  Ausfertigung  ein- 
zureichen. 

Die  Inhaber  umfriedigter  Zuckerfabriken  (vgl.  §  8  unter  A  2)  sind  vei^ 
pflichtet,  für  die  Zeit,  während  welcher  eine  ständige  Bewachung  der  Fabrik 
nicht  stattfindet  (vgl.  §  27),  zur  Lagerung  von  Vorräten  fertigen  Zuckers  bezw. 
zur  Aufbewahrung  der  Bestände  an  Zuckerabläufen  abgeschlossene  und  zur 
Anlegung  eines  Steuerverschlusses  eingerichtete  Räume  zu  stellen. 


f)  Eontrolle  des  Zuckers  in  den  Zuckerfabriken. 

§30. 

Der  in  die  Zuckerfabriken  einzuführende  inländische  Rübenzucker  oder 
andere  Zucker  ist  der  Steuerbehörde  unter  Angabe  der  Art  und  Men|^e  schrift- 
lich anzumelden  und  zur  Revision  zu  stellen.  Bei  der  Revision  des  im  gebun- 
denen Verkehr  unter  Steuerverschluss  angekommenen  Zuckers  kann  das  vor- 
amtlich ermittelte  Gewicht  als  richtig  angenommen  werden. 

In  Rohzuckerfabriken  ist  von  dem  Fabrikinhaber  das  Gewicht  des  ge- 
wonnenen Rohzuckers  im  Anschluss  an  die  Ausschleuderung  festzustellen. 
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g)  BuchfQhrung  der  Fabrikinhaber. 

§31. 

Den  Inhabern  von  Zackerfabriken  liegt  ob,  über  ihren  gesamten  Fabri- 
kationsbetrieb,  insbeeondere  über  die  Menge  und  Art  der  verwendeten  zncker- 
haltigen  Stoffe  und  Zncker,  desgleichen  über  die  in  den  verschiedenen  Ab- 
schnitten der  Fabrikation  gewonnenen  Produkte  nach  den  von  der  Steuer- 
behörde mitzuteilenden  Mustern  Anschreibungen  zu  führen,  dieselben  zur  Ein- 
sicht der  Steuerbeamten  bereitzuhalten  und  Auszüge  daraus  in  zu  bestimmenden 
Zeitabschnitten  der  Steuerbehörde  einzureichen. 

Die  Fabrikinhaber  haben  der  Steuerbehörde  anzuzeigen,  welche  Ermitt- 
lungen zwecks  Feststellung  der  Menge  der  zur  Verwendung  gelangenden  zucker- 
haltigen Steffe  und  Zucker,  sowie  der  gewonnenen  Produkte  vorgenommen 
werden  und  wann  diese  Ermittlungen  stattfinden  (vgl.  §  80  Abs.  2). 

Alljährlich  ist  von  dem  Fabrikinhaber  nach  näherer  Vorschrift  eine  Nach- 
weisnng  des  am  31.  Juli  vorhandenen  Bestandes  an  Zucker  aufzustellen  und  der 
Steuerbehörde  einzusenden. 

Die  ausser  den  nach  Abs.  1  angeordneten  Anschreibungen  von  der  Fabrik 
geführten  Anschreibungen  jeder  Art  (Bücher,  Register,  Notizzettel  u.  s.  w.)  über 
den  Betrieb,  dessen  Ergebnisse  und  den  Absatz  der  Produkte,  mit  alleiniger 
Ausnahme  der  ausschliesslich  die  Geldrechnung  betreffenden  Bücher  u.  s.  w., 
sind  auf  Erfordern  den  Oberbeamten  der  Steuerverwaltung  jederzeit  zur  Ein- 
sicht vorzulegen. 

h)  Revisionsbefugnisse  der  Steuerbehörde. 

§  32. 

Die  Steuerbeamten  sind  befugt,  die  Zuckerfabrik,  solange  dieselbe  im 
Betriebe  ist  oder  unter  ständiger  Bewachung  steht  (vgl.  §  24),  zu  jeder  Zeit, 
andernfalls  von  Morgens  6  bis  Abends  9  Uhr  behufs  der  Revision  zu  besuchen, 
und  falls  die  Fabrik  verschlossen  sein  sollte,  sofortigen  Einlass  zu  verlangen. 
Die  Reyisionsbefugnis  erstreckt  sich  auf  alle  Räume  der  Fabrik,  sowie  auf  die 
mit  derselben  in  Verbindung  stehenden  oder  unmittelbar  daran  angrenzenden 
Räume.    Die  Zeitbeschränkung  fällt  fort,  sobald  Gefahr  im  Verzuge  liegt. 

In  Betreff  der  Verfolgung  von  Zuwiderhandlungen  gegen  dieses  Gesetz 
oder  die  in  Gemässheit  desselben  erlassenen  Verwaltungsvorschriften  finden  auf 
den  Bereich  der  Zuckerfabriken  und  einen  von  der  obersten  Landesfinanz- 
behörde im  Falle  des  Bedürfnisses  zu  bestimmenden  Umkreis  derselben  die 
Bestimmungen  in  den  §§  126  u.  127  des  Vereinszollgesetzes  entsprechende  An- 
wendung mit  der  Massgabe,  dass  das  vorbezeichnete  Gebiet  als  Grenzbezirk  g^lt. 

f 

§33. 

Den  revidierenden  Steuerbeamten  muss,  unbeschadet  der  nach  §  81  Abs.  4 
ihnen  zustehenden  Befugnis  zur  Einsichtnahme  in  die  Buchführung  der  Fabrik 
jede  im  Steuerinteresse  erforderliche  Auskunft  in  Bezug  auf  den  Fabrikbetrieb 
erteilt  werden. 

Denselben  sind  auf  ihr  Verlangen  und  nach  ihrer  näheren  Bestimmung 
Proben  von  den  in  die  Fabrik  eingebrachten  zuckerhaltigen  Stoffen  und  Zuckern, 
desgleichen  von  den  in  der  Fabrik  gewonnenen  Produkten  (Rübensäfte,  Zucker- 
säfte, Zuckerabläufe,  kristallisierte  Zucker  u.  s.  w.)  zu  übergeben. 

Die  revidierenden  Beamten  sind  befugt  zur  Ueberwachung  der  im  §  81 
Abs.  2  bezeichneten  Gewichtsermittlungen,  desgleichen  zur  Vermessung  des  Raum- 
inhalts der  zum  Fabrikbetriebe  dienenden  Geräte. 

i)  Hilfsleistung  bei  Ausübung  der  Steuerkontrolle. 

§  34. 
Die  Inhaber  von  Zuckerfabriken  haben  zu  den  amtlichen  Verwiegunges» 
zu    den   amtlichen  Verschlussanlagen,   zur  Feststellung  des  Tatbestandes  von 
Finanzarchiv.  XXII.  Jahrg.  S2i  21 
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Zuwiderhandlungen  und  zu  allen  sonstigen  zum  Zweck  der  SteuerkoniroUe  oder 
Steuerabfertigung  stattfindenden  Amtshandlungen  die  Hilfsdienste  zu  leisten 
oder  leisten  zu  lassen,  welche  erforderlich  sind,  damit  die  Beamten  die  ihnen 
obliegenden  Geschäfte  in  den  vorgeschriebenen  Grenzen  vollziehen  kOnnen. 
Insbesondere  ist  auch  für  die  Beleuchtung  zu  sorgen  und  das  Material  zur  Aus- 
führung der  amtlichen  Verschlussanlegung  zu  liefern. 

Für  die  Pferde  und  Wagen  der  dienstlich  die  Fabrik  besuchenden  Be- 
amten ist  von  dem  Fabrikinhaber  auf  Verlangen  ein  gegen  Witterungseinflüsse 
geschützter  Raum  während  der  Dauer  der  dienstlichen  Anwesenheit  der  Be- 
amten zur  Verfügung  zu  stellen. 

k)   Verpflichtung   zur   Befolgung   der   Eontrollbestimmungen. 

§  35. 

Die  Eontrollbestimmungen  des  gegenwärtigen  Gesetzes  und  der  gemäss 
demselben  erlassenen  Yerwaltungs Vorschriften  ist  nicht  bloss  der  Fabrikinhaber 
und  der  denselben  vertretende  Betriebsleiter,  sondern  auch  jeder  in  der  Fabrik 
Beschäftigte  und  Anwesende  zu  befolgen  verpflichtet. 

Der  Fabrikinhaber  darf  den  Eintritt  in  die  zur  Herstellung,  weiteren 
Bearbeitung,  Verpackung  und  Aufbewahrung  von  kristallisiertem  Zucker  dienen- 
den Fabri£-äume  anderen  Personen  als  denen,  welche  daselbst  eine  Beschäfti- 
gung auszuüben  haben,  in  der  Regel  nicht  gestatten. 

Angestellte  oder  Arbeiter  einer  Zuckerfabrik,  welche  wegen  einer  Defrau- 
dation der  Zuckersteuer  bestraft  worden  sind,  müssen  auf  Erfordern  der  Steuer- 
behörde entlassen  und  dürfen  in  einer  anderen  Zuckerfabrik  gegen  den  Einspruch 
der  Steuerbehörde  nicht  angenommen  oder  beibehalten  werden. 


IL  Steuerliche  Abfertigung  von  Zucker  aus  der  Fabrik. 

1.  Abmeldung  des  Zuckers. 

§  36. 
Zum  Zweck  der  Abfertigung  von  Zucker  aus  der  Fabrik  ist  der  Steuer- 
behörde eine  schriftliche,  insbesondere  die  Art  und  Menge  des  Zuckers  und  die 
begehrte  Abfertigungsweise  angebende  Abmeldung  einzureichen,  und  zwar  in 
zwei  Exemplaren,  wenn  der  Zucker  anders  als  in  den  freien  Verkehr  ab- 
gefertigt werden  soll. 

2.  Abfertigung  in  den  freien  Verkehr. 

§  37. 

Der  zum  Eintritt  in  den  freien  Verkehr  bestimmte  steuerpflichtige  Zucker 
ist  anitlich  zu  verwiegen.  Eine  Beschränkung  auf  probeweise  Verwiegung  ist 
zulässig.  Der  Bundesrat  bestimmt  die  Prozentsätze  des  Bruttogewicht,  nach 
welchen  das  Nettogewicht  berechnet  werden  kann. 

Die  Einzahlung  des  Steuerbetrages  kann  mittels  Zuckerbegleitscheins  U, 
bezüglich  dessen  die  Bestimmungen  über  Zollbegleitscheine  II  entsprechende 
Anwendung  finden,  auf  eine  andere  Steuerstelle  Überwiesen  werden. 

§38. 
Für  die  Verabfolgung  von  Zucker  gegen  Entrichtung  der  Zuckersteuer 
an  Personen,  welche  im  Bereich  der  Zuckerfabrik  wohnen,  können  vom  Bundes- 
rat erleichternde  Bestimmungen  getroffen  werden.  Auch  kann  derselbe  an- 
ordnen;  dass  der  Vorrat  an  Mucker  in  den  bezeichneten  Wohnungen  eine  be- 
stimmte Menge  für  den  Eopf  nicht  überschreiten  darf. 
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3.  Abfertigung  im  gebundenen  Verkehr. 

§  39. 
Zucker,   welcher  beim  Verlassen  der  Zackerfabrik  nicht  in  den  freien 
Verkehr  treten  soll,  ist  in  der  Regel  auf  Zuckerbegleitschein  1  abzufertigen.    Ins- 
besondere kann  diese  Abfertigung  stattfinden 

1.  zur  üeberfahrung  von  unversteuertem  Zucker  in 

a)  eine  andere  Zuckerfabrik, 

b)  eine  Fabrik,  welcher  gestattet  ist,  zuckerhaltige  Fabrikate  unter 
Verwendung  unversteuerten  Zuckers  zur  Ausfuhr  herzustellen, 

c)  eine  Fabrik,  "Welche  undenaturierten  Zucker  zur  Anfertigung  von 
anderen  Fabrikaten  als  Verzehrungsgegenständen  steuerfrei  ver- 
wenden darf, 

d)  eine  steuerfreie  Niederlage  für  Zucker; 

2.  zur  Ausfuhr  von  unversteuertem  Zucker. 

Die  Bestimmungen  des  Vereinszollgesetzes  und  der  Ausführungsvorschriften 
zu  demselben  in  Bezug  auf  das  Verfahren  mit  Begleitschein  I  finden  entspre- 
chende Anwendung  auf  das  Verfahren  mit  Zuckerbegleitschein  I. 


III.  Steuerfreie  Niederlagen  für  Zucker. 

§  40. 
Steuerfreie  Niederlagen  werden  zugelassen,  um 

1.  fÄr  unversteuerten  Zucker  und  für  Fabrikate,  welche  unter  Verwen- 
dung unversteuerten  Zuckers  zur  Ausfuhr  hergestellt  sind,   die  Er- 
hebung der  Zuckersteuer  auszusetzen, 
2.  auf  Fabrikate,   welche  unter  Verwendung  versteuerten  Zuckers  zur 
Ausfuhr  hergestellt  sind,  die  Vergütung  der  Zuckersteuer  für  die  ver- 
wendete Zuckerroenge  vorweg  zu  gewähren. 
Als  steuerfreie  Niederlagen  für  Zucker  können  öffentliche  Niederlagen 
und  Privatniederlagen  unter  amtlichem  Mitverschluss  benutzt  werden,  welche 
entweder  nur  zur  Lagerung  von  inländischem  Rübenzucker  und  von  Fabrikaten, 
die  solchen  enthalten,  oder  zugleich   zur  Lagerung  ausländischer  unverzollter 
Waren  bestimmt  sind. 

Bei  Entnahme  von  Fabrikaten  aus  der  Niederlage  in  den  freien  Verkehr 
ist  der  darauf  vergütete  Steuerbetrag  zurückzuzahlen. 

Das  Nähere  bezüglich  der  steuerfreien  Niederlagen  für  Zucker,  ins- 
besondere bezüglich  der  Bewilligung  und  sichernden  Einrichtung,  der  Abfertigung 
des  Zuckers  zu  der  Niederlage  und  von  derselben,  der  während  der  Lagerung 
zulässigen  Behandlung  des  Zuckers  und  der  Haftung  des  Lagerinhabers  wird 
Tom  Bundesrat  angeordnet. 

Der  Bundesrat  ist  auch  befugt,  die  Lagerung  unversteuerten  Zuckers  in 
Niederlagen  ohne  amtlichen  Mitverschluss  zu  gestatten  und  die  Bedingungen 
Hir  diese  Lagerung  zu  bestimmen. 


lY.  Gebührenerhebung  für  steuerliche  Abfertigung. 

§41. 

Amtliche  Abfertigungen  an  ordentlicher  Amtsstelle,  in  den  Fabriken  oder 
in  den  auf  den  Fabrikgrundstücken  belegenen  Privatniederlagen  erfolgen  kosten- 
frei, insofern  dieselben  an  Wochentagen  innerhalb  der  regelmässigen  Abferti- 
gongszeit  stattfinden. 

Inwieweit  und  in  welcher  Höhe  für  sonstige  Amtshandlungen  Gebühren 
oder  Verwaltungskostenbeiträge  erhoben  werden  dürfen,  bestimmt  der  Bundesrat. 
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Dritter  Abschnitt. 

Eontrolle  über  die  Fabriken,  welche  verstenerten  inländischen  Rüben« 

zucker  weiter  bearbeiten,  über  die  Fabriken  von  Stärkezncker 

und  gleichgestellte  Fabriken. 

§42. 
Die  Inhaber 

1.  von  Fabriken,  in  welchen  Zucker  durch  weitere  Bearbeitung  von  ver- 
steuertem inländischen  Rübenzucker  (z.  B.  Raffination)  hergestellt  wird. 

2.  von  Fabriken,   in  welchen  Abläufe   von   inländischem   Rübenzucker 
(Sirup,  Melasse)  raffiniert  werden, 

3'  von  Fabriken,  in  welchen  aus  Rüben  Säfte  bereitet  werden, 

4.  von  Stärkezuckerfabriken, 

5.  von  Maltosefabriken 

sind  verpflichtet,  innerhalb  14  Tagen  vor  der  Eröffnung  des  Betriebes  der 
Steuerhebestelle  des  Bezirks  schriftliche  Anzeige  von  dem  Bestehen  der  Anstalt 
zu  machen.  Desgleichen  ist  ein  Wechsel  in  der  Person  des  Besitzers  oder  eise 
Verlegung  des  Betriebes  in  ein  anderes  Lokal  oder  an  einen  anderen  Ort  binnen 
14  Tagen  schriftlich  anzuzeigen,  und  zwar  im  Falle  eines  Ortswechsels  mit 
üebergang  in  einen  anderen  Steuerbezirk  auch  der  Hebestelle  des  letzteren. 

Die  Oberbeamten  der  Steuerverwaltung  sind  befugt,  die  vorbezeichneten 
Anstalten  jederzeit  zur  Kenntnisnahme  vom  Betriebe  zu  besuchen.  Denselben 
sind  auf  Erfordern  die  über  den  Fabrikationsbetrieb  geführten  Bücher  vorzulegen. 

Die  Inhaber  der  im  Abs.  1  unter  Ziff.  2 — 5  bezeichneten  Anstalten  unter- 
liegen den  im  §  81  Abs.  1  ausgesprochenen  Vei'pflichtungen. 

Die  Revisionsbefugnis  nach  Abs.  2  steht  den  Oberbeamten  der  Steuer- 
verwaltung auch  bezüglich  derjenigen  Fabriken  zu,  deren  Inhabern  es  gestattet 
ist,  zuckerhaltige  Fabrikate  zur  Ausfuhr  unter  Verwendung  von  unversteuertem 
Zucker  oder  von  versteuertem  Zucker  mit  dem  Anspruch  auf  Steuervergütung 
herzustellen ,  oder  Zucker  zur  Anfertigung  von  anderen  Fabrikaten  als  Ver- 
zehrungsgegenständen steuerfrei  zu  verwenden. 

Der  Bundesrat  kann  die  Vorschriften  im  Abs.  1 — 3  weiter  auf  solche 
nicht  unter  Abs.  1  fallende  Fabriken  erstrecken,  in  welchen  Saccharin  oder  ähn- 
liche Stoffe  bereitet  oder  mit  Stärkezucker  u.  dergl.  vermischt  werden. 


Vierter  Abschnitt. 

Strafbestimmungen. 

1.  Begriff  der  Defraudation  der  Zackerstener. 

§  43. 
Wer  es  unternimmt, 

a)  die  Zuckersteuer  zu  hinterziehen,  oder 

b)  eine  Vergütung  der  Zuckersteuer  (§  6  Ziff.  1)  oder  einen  Zuschuss 
(§  77)  zu  erlangen,  welche  überhaupt  nicht  oder  nur  für  eine  geringere 
Zuckermenge  oder  zu  einem  niedrigeren  Satze  zu  beanspruchen  waren, 
oder 

c)  die  Rückzahlung  einer  Vergütung  der  Zuckersteuer  (§  40)  oder  eines 
Zuschusses  (§  77)  zu  umgehen, 

macht  sich  einer  Defraudation  der  Zuckersteuer  schuldigt). 

Uebersteigt  in  Fällen  zu  b  die  Angabe  des  Zuckergehalts  den  bei  der 
Revision  ermittelten  Zuckergehalt  um  nicht  mehr  als  V^  %  >  ^o  findet  eine  Be- 
strafung nicht  statt. 

1)  In  Betreff  des  Verweises  auf  g  77  siehe  unten  die  Bemerkung  nach  |  64. 
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§  44. 
Die  Defraudation  der  Zuckersteuer  wird  insbesondere  als  vollbracht  an- 
genommen : 

1.  wenn  in  einer  Anstalt,  deren  Betrieb  entgegen  dem  §  21  der  Steuer- 
behörde nicht  angezeigt  oder  deren  Betrieb  auf  Grund  des  §  14 
untersagt  ist,  Rüben,  Sirup  oder  Melasse  einer  zur  Herstellung  von 
steuerpflichtigem  Zucker  geeigneten  Bearbeitung  unterworfen  werden, 

2.  wenn  Geräte,  welche  en^egen  einer  vom  Bundesrat  nach  §  18  er- 
lassenen Vorschrift  der  Steuerbehörde  nicht  angemeldet  sind,  oder 
wenn  Räume  oder  Geräte,  deren  Benutzung  auf  Grund  des  §  14  unter- 
sagt ist,  benutzt  werden,  um  Rüben  bezw.  Sirup  oder  Melasse  einer 
Bearbeitung  der  unter  1  bezeichneten  Art  zu  unterwerfen, 

8.  wenn  Geräte,  welche,  nachdem  sie  von  der  Steuerbehörde  ausser  Ge- 
brauch gesetzt  waren,  unbefugterweise  wieder  in  Betrieb  genommen 
sind,  zu  dem  unter  1  angegebenen  Zweck  benutzt  werden, 

4.  wenn  Zucker  aus  den  Betriebsräumen  oder  den  zur  Aufbewahrung 
von  Zucker  bestimmten  Räumen  einer  Zuckerfabrik  unbefugterweise 
entfernt  oder  in  denselben  unbefugterweise  verbraucht  wird, 

5.  wenn  Zucker  ohne  zuvorige  Anmeldung  bei  der  Steuerbehörde  aus 
einer  Zuckerfabrik  hinweggebracbt  wird, 

6.  wenn  über  den  unter  Steuerkontrolle  stehenden  Zucker  unbefugter- 
weise verfügt  wird, 

7.  wenn  Zucker,  welcher  zur  Verwendung  für  bestimmte  Zwecke  steuer- 
frei abgelassen  worden  ist  (§  6  Ziff.  2),  zu  anderen  Zwecken  verwendet 
oder  wenn  denaturierter  Zucker  für  Menschen  geniessbar  gemacht 
wird, 

8.  wenn  bei  der  Anmeldung  von  zuckerhaltigen  Fabrikaten  zur  Ausfuhr 
oder  Niederlegung  mit  dem  Anspruch  auf  Vergütung  der  Zuckersteuer 
für  die  verwendete  Menge  versteuerten  Zuckers  (§  6  Ziff.  1)  diese 
Menge  um  mehr  als  10 ^/o  zu  hoch,  oder  wenn  bei  der  Anmeldung 
von  steuerpflichtigem  Zucker  zur  Abfertigung  in  den  freien  Verkehr 
oder  im  gebundenen  Verkehr  die  Menge  um  mehr  als  10  7o  zu  niedrig 
angegeben  worden  ist. 

Gewicbtsabweichungen  bis  zu  10  7»  Bind  straffrei. 

§  45. 
Der  Defraudation  der  Zuckersteuer  wird  es  gleichgeachtet,  wenn  jemand 
Zucker,  von  dem  er  weiss  oder  den  ümst^den  nach  annehmen  muss,  dass  hin- 
sichtlich desselben  eine  Defraudation  der  Zuckersteuer  verübt  worden  ist,  er- 
wirbt oder  in  Umsatz  bringt. 

§46. 

Das  Dasein  der  Defraudation  der  Zuckersteuer  wird  in  den  durch  die 
§§  44  u.  45  angegebenen  Fällen  durch  die  daselbst  bezeichneten  Tatsachen 
begründet. 

Wird  jedoch  in  diesen  Fällen  festgestellt,  dass  eine  Defraudation  der 
Zuckersteuer  nicht  hat  verübt  werden  können  oder  dass  eine  solche  nicht  be- 
absichtigt gewesen  ist,  so  findet  nur  eine  Ordnungsstrafe  nach  §  52  statt. 

2.  Strafe  der  Defraadation  der  Znokersteuer. 

§  47. 
Wer  eine  Defraudation  der  Zuckersteuer  begeht,  hat  eine  Geldstrafe  ver- 
wirkt, welche  dem  4fachen  Betrage  der  vorenthaltenen  Steuer  bezw.  des  zur 
Ungebühr  beanspruchten  Vergütungsbetrages  gleichkommt,  zum  mindesten  aber 
30  M.  für  jeden  einzelnen  Fall  beträgt.  Neben  der  Strafe  ist  die  Steuer  zu 
entrichten,  bezw.  der  zur  Ungebühr  empfangene  Verg^tungsbetrag  zurückzuzahlen. 
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In  den  Fällen  des  §  44  Ziff.  1  a.  2  ist  die  vorenthaltene  Zuckerstener  und 
die  Strafe  nach  der  Zockermenge  zu  bemessen,  welche  mit  den  benutzten  Ge- 
räten innerhalb  dreier  Monate,  von  dem  auf  die  Entdeckung  folgenden  Tage  zurück- 
ferechnet,  hätte  bereitet  werden  können,  sofern  nicht  entweder  eine  grössere 
teuerhinterziehung  ermittelt  oder  erwiesen  wird,  dass  der  Betrieb  nur  in  ge- 
ringerer Ausdehnung  stattgefunden  hat. 

Im  Falle  des  §  44  Ziff.  3  wird,  unter  der  gleichen  Voraussetzung  wie  am 
Schlüsse  des  vorigen  Absatzes,  die  vorenthaltene  Zuckersteuer  und  die  Strafe 
nach  der  Zuckermenge  berechnet,  welche  seit  der  Stunde,  zu  welcher  die  nn- 
befugterweise  gebrauchten  Geräte  zuletzt  amtlich  unter  Verschluss  gefunden 
worden  sind,  bis  zur  Zeit  der  Entdeckung  mit  den  Geräten  hätte  hergestellt 
werden  können. 

Kann  der  Betrag  der  vorenthaltenen  Zuckersteuer  nicht  festgestellt  werden, 
so  tritt  eine  Geldstrafe  von  80  bis  zu  10,000  M.  ein. 

Liegt  eine  Uebertretung  vor,  so  ist  die  Beihilfe  und  die  Begünstigung 
mit  Geldstrafe  bis  zu  150  M.  zu  bestrafen. 

8.  Straferhöhnng  der  Defraudation  im  Rückfalle. 

§48. 
Im  Falle  der  Wiederholung  der  Defraudation  nach  vorhergegangener  Be- 
strafung wird  die  im  §  47  angedrohte  Geldstrafe  verdoppelt.  Jeder  fernere 
Bückfall  zieht  Gefängnisstrafe  bis  zu  3  Jahren  nach  sicn.  Doch  kann  nach 
richterlichem  Ermessen  mit  Berücksichtigung  aller  Umstände  der  Zuwiderhand- 
lung und  der  vorausgegangenen  Fälle  auf  Haft  oder  auf  Geldstrafe  im  doppelten 
Betrage  der  für  den  ersten  Rückfall  angedrohten  Geldstrafe  erkannt  werden. 

§49. 

Die  Straferhöhung  wegen  Rückfalls  tritt  ein  ohne  Rücksicht  darauf,  ob 
die  frühere  Bestrafung  in  demselben  oder  einem  anderen  Bundesstaate  erfolgt  ist. 

Sie  ist  verwirkt,  auch  wenn  die  frühere  Strafe  nur  teilweise  verbüsst  oder 
ganz  oder  teilweise  erlassen  ist,  bleibt  dagegen  ausgeschlossen,  wenn  seit  der 
Verbüssung  oder  dem  Erlass  der  früheren  Strafe  bis  zur  Begehung  der  neuen 
Straftat  3  Jahre  verflossen  sind. 

4.  Straferhöhung  wegen  erschwerender  Umstände. 

§  50. 
In  den  Fällen  des  §  44  Ziff.  1 ,  2  u.  3  wird  die  Strafe  der  Defraudation 
um  die  Hälfte  geschärft.    Diese  Straf  Verschärfung  tritt  auch  im  Falle  des  §  44 
Ziff.  6  ein ,   wenn  die   Defraudation    mittels  Verletzung  eines  amtlichen  Ver- 
schlusses verübt  wird. 

5.  Ordnungsstrafen. 

§  51. 
Wer  ohne  die  Absicht  einer  Hinterziehung  der  Zuckersteuer  die  zur 
sichernden  Abschliessung  einer  Zuckerfabrik  getroffenen  Einrichtungen  (vgl.  §  S 
unter  A  Ziff.  1  und  2)  unbefugterweise  abändert  oder  verletzt  oder  einen  in 
einer  Zuckerfabrik  oder  an  Räume»  in  welchen  sich  unversteuerter  inländischer 
Rübenzucker  befindet,  oder  an  Zuckersendungen  angelegten  amtlichen  Verschluss 
verletzt,  unterliegt  einer  Geldstrafe  von  25  bis  zu  1000  M. 

§  52. 
Zuwiderhandlungen  gegen  die  Bestimmungen  dieses  Gesetzes,  sowie  die 
in  Gemässheit  dei-selben  erlassenen  und  öffentlich  oder  den  Beteiligten  beson- 
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ders  bekannt  gemachten  YerwaltungsTorschriften  werden,  sofern  keine  beson- 
dere Strafe  angedroht  ist,  mit  einer  Ordnungsstrafe  bis  zu  300  M.  geahndet. 

§  53. 
Mit  Ordnungsstrafe  gemäss  §  52  wird  auch  belegt: 

1.  Wer  einem  zum  Schutze  der  Zuckersteuer  verpflichteten  Beamten  oder 
dessen  Angehörigen  wegen  einer  auf  dieselbe  bezüglichen  amtlichen 
Handlung  oder  der  Unterlassung  einer  solchen  Geschenke  oder  andere 
Vorteile  anbietet,  verspricht  oder  gewährt,  sofern  nicht  der  Tatbestand 
des  §  338  des  Strafgesetzbuchs  vorliegt; 

2.  wer  sich  Handlungen  oder  Unterlassungen  zu  Schulden  kommen  lässt, 
durch  welche  ein  solcher  Beamter  an  der  rechtmässigen  Ausübung  der 
zum  Schutze  der  Zuckersteuer  ihm  obliegenden  amtlichen  Tätigkeit 
verhindert  wird,  sofern  nicht  der  Tatbestand  der  §§118  oder  114  des 
Strafgesetzbuchs  vorliegt. 

6.  Strafen  für  Inhaber  oder  Leiter  von  Zackerfabriken. 

§  54. 

Werden  in  der  Zuckerfabrik  aas  besonderen  Anlagen  bestehende  heim- 
liche Vorrichtungen  zum  Zweck  der  Herstellung  oder  Aufbewahrung  von  Zucker 
ermittelt,  so  verföUt  der  Inhaber  als  solcher,  unabhängig  von  der  Verfolgung 
der  eigentlichen  Täter,  in  eine  Geldstrafe  von  500  bis  5000  M. 

Wird  in  einer  Zuckerfabrik  ein  amtlicher  Verschluss  verletzt,  so  trifft 
den  Inhaber  der  Zuckerfabrik  als  solchen  eine  Geldstrafe  von  25  bis  zu  250  M. 

Diese  Strafen  treten  nur  ein,  wenn  festgestellt  ist,  dass  die  Zuwiderhand- 
lung mit  Willen  oder  Wissen  des  Inhabers  der  Zuckerfabrik  verübt  worden  ist. 

§55, 

Steht  eine  Zuckerfabrik  im  Besitz  einer  Korporation  oder  Gesellschaft, 
so  tri£ft  die  nach  §  54  dem  Fabrikinhaber  obliegende  strafrechtliche  Verantwort- 
lichkeit den  nach  §  20  bestellten  Fabrikleiter. 

Leitet  in  anderen  Fällen  der  Inhaber  einer  Zuckerfabrik  den  Betrieb 
nicht  selbst,  so  kann  er  die  Uebertragung  der  vorbezeichneten  strafrechtlichen 
Verantwortlichkeit  auf  einen  in  seinem  Namen  und  Auftrage  handelnden  Be- 
triebsleiter (§  20)  bei  der  Steuerbehörde  in  Antrag  bringen.  Falls  der  Antrag 
genehmigt  wird,  geht  die  strafrechtliche  Verantwortlichkeit  auf  den  Betriebs- 
leiter über.    Die  Genehmigung  ist  jederzeit  widerruflich. 

Die  Strafen  der  Abs.  1  und  2  des  §  54  treten  nur  ein,  wenn  festgestellt 
ist,  dass  die  Zuwiderhandlung  mit  Willen  oder  Wissen  des  Leiters  der  Zucker- 
fabrik verübt  worden  ist. 

§  56. 
Wird  der  Inhaber  einer  Zuckerfabrik  im  ersten  Rückfalle  wegen  Defrau- 
dation verurteilt,  so  ist  ihm  zu  untersagen,  die  Zuckerfabrikation  selbst  jemals 
wieder  auszuüben  oder  durch  andere  zu  seinem  Vorteil  ausüben  zu  lassen.  Die 
Steuerbehörde  ist  jedoch  ermächtigt,  zu  Gunsten  der  Schuldigen  Ausnahmen 
zu  gestatten. 

7,  Exekutiyische  Massregeln. 

§57. 
Unbeschadet  der  verwirkten  Ordnungsstrafen  kann  die  Steuerbehörde  die 
Beobachtung  der  auf  Grund  der  Bestimmungen  dieses  Gesetzes  und  der  in  Ge- 
mässheit  derselben  erlassenen  Verwaltungsvorschriften  getroffenen  Anordnungen 
durch  Androhung  und  Einziehung  exekutivischer  Geldstrafen  bis  zu  500  M.  er- 
zwingen, auch,  wenn  die  Pflichtigen  eine  vorgeschriebene  Einrichtung  zu  treffen 
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unterlassen  y  diese  auf  Kosten  der  Pflichtigen  herstellen  lassen.  Die  Ein- 
ziehung der  hierdurch  erwachsenen  Auslagen  erfolgt  in  dem  Verfahren  ftLr  die 
Beitreibung  von  Zollgefällen  und  mit  dem  Vorzugsrecht  der  letzteren. 

8.  Snbsidiarisohe  Vertretimgsyerbiiidliolikeit  dritter  Personen. 

§58. 
Die  Inhaber  der  Zuckerfabriken,  sowie  andere  (bewerbe-  und  Handel- 
treibende haften  fdr  ihre  Verwalter  (Betriebsleiter  u.  s.  w.)  Gewerbsgehilfen 
und  diejenigen  Hausgenossen,  welche  in  der  La^e  sind,  auf  den  Gewerbebetrieb 
Einfluss  zu  üben,  hinsichtlich  der  Geldstrafen,  in  welche  die  zu  vertretenden 
Personen  wegen  Verletzung  der  Vorschriften  dieses  Gesetzes  und  der  in  Ge- 
mässheit  derselben  erlassenen  Verwaltungsvorschriften  verurteilt  worden  sind, 
sowie  hinsichtlich  der  vorenthaltenen  Zuckersteuer  nach  Massgabe  der  folgenden 
Bestimmungen : 

I.  Die  Haftung  bezüglich  der  Geldstrafen  tritt  ein,  wenn 

1.  die  Geldstrafen  von  dem  eigentlich  Schuldigen  wegen  Unvermögens 
nicht  beigetrieben  werden  können,  und  zugleich 

2.  der  Nachweis  erbracht  wird,  dass  der  Gewerbe-  oder  Handeltreibende 
bei  Auswahl  und  Anstellung  der  Verwalter  und  Gewerbsgehilfen,  oder 
bei  Beaufsichtigung  derselben  sowie  der  eingangs  bezeichneten  Haas- 
genossen fahrlässig,  d.  h.  nicht  mit  der  Sorgfalt  eines  ordentlichen 
Geschäftsmannes  zu  Werke  gegangen  ist 

Als  Fahrlässigkeit  gilt  insbesondere  die  wissentliche  Anstellung  bezw. 
Beibehaltung  eines  wegen  Zuckersteuerdefraudation  bereits  bestraften  Verwalters 
oder  Gewerbsgehilfen,  falls  nicht  die  oberste  Landesfinanzbehörde  die  Anstellung 
bezw.  Beibehaltung  eines  solchen  genehmigt  hat. 

Ist  ein  Inhaber  einer  Zuckerfabrik  bereits  wegen  einer  von  ihm  selbst 
in  der  nachgewiesenen  Absicht  der  Steuerverkürzung  begangenen  Zuckersteuer- 
defraudation  bestraft,  so  hat  derselbe  die  Vermutung  mbrlässigen  Verhaltens 
solange  gegen  sich,  als  er  nicht  nachweist,  dass  er  bei  Auswahl  und  Anstellung 
bezw.  Beaufsichtigung  seines  eingangs  bezeichneten  Hilfspersonals  die  Sorgfalt 
eines  ordentlichen  Geschäftsmannes  angewendet  hat. 

II.  Hinsichtlich  der  vorenthaltenen  Steuer  haftet  der  Gewerbe-  oder 
Handeltreibende  für  die  unter  I  bezeichneten  Personen  mit  seinem  Vermögen, 
wenn  die  Steuer  von  dem  eigentlich  Schuldigen  wegen  Unvermögens  nicht  bei- 
getrieben werden  kann. 

In  denjenigen  Fällen  jedoch,  in  welchen  die  Berechnung  der  vorenthal- 
tenen Steuer  lediglich  auf  Grund  der  in  diesem  Gesetze  vorgeschriebenen  Ver- 
mutungen erfolgt  (§  47  Abs.  2  und  3),  tritt  die  subsidiarische  Haftbarkeit  des 
Gewerbe-  oder  Handeltreibenden  nur  unter  der  zu  I  2  bestimmten  Voraus- 
setzung ein. 

III.  Zur  Erlegung  von  Geldstrafen  auf  Grund  subsidiarischer  Haftung 
in  Gemässheit  der  Vorschriften  zu  I  kann  der  Gewerbe-  oder  Handeltreibende 
nur  durch  richterliches  Erkenntnis  verurteilt  werden. 

Dasselbe  gilt  für  die  Erlegung  der  vorenthaltenen  Steuer,  welche  auf 
Grund   der  in  diesem  Gesetze  vorgeschriebenen  Vermutungen  berechnet  wird. 

IV.  Der  vorenthaltenen  Zuckersteuer  steht  im  Sinne  obiger  Bestimmungen 
die  zurückzuzahlende  Steuervergütung  gleich  (§  47  Abs.  1). 

V.  Die  Befugnis  der  Steuerverwaltung,  statt  der  Einziehung  der  Greld- 
busse  von  dem  subsidiarisch  Verhafteten  und  unter  Verzicht  hierauf  die  im 
ünvermögensfalle  an  die  Stelle  der  Geldbusse  zu  verhängende  Freiheitsstrafe 
sogleich  an  den  eigentlich  Schuldigen  vollstrecken  zu  lassen,  wird  durch  die 
vorstehenden  Bestimmungen  nicht  berührt. 
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9.  Zusammentreffen  mehrerer  strafbarer  Handlangen. 

§59. 
Im  Falle  mehrerer  oder  wiederholter  Zuwiderhandlungen  gegen  die  Be- 
flümmungen  dieses  Gesetzes,  welche  nur  mit  Ordnungsstrafe  bedroht  sind,  soll, 
wenn  die  Zuwiderhandlungen  derselben  Art  sind  und  gleichzeitig  entdeckt 
werden,  die  Ordnungsstrafe  gegen  denselben  Täter,  sowie  gegen  menrere  Teil- 
nehmer zusammen  nur  im  einmaligen  Betrage  festgesetzt  werden. 

10.  Umwandlung  der  Geldstrafen  in  Freiheitsstrafen. 

§  60. 

Die  Umwandlung  der  nicht  beizutreibenden  Geldstrafen  in  Freiheitsstrafen 
erfolgt  gemäss  §§  28  und  29  des  Strafgesetzbuchs. 

Der  Höchstbetrag  der  Freiheitsstrafe  ist  jedoch  bei  einer  Defraudation  im 
wiederholten  Rückfalle  2  Jahre,  bei  einer  mit  Ordnungsstrafe  bedrohten  Zu- 
widerhandlung sowie  in  den  Fällen  des  §  57  3  Monate  Geföngnis. 

11.  Straf Yerjährung. 

§  61. 

Die  Strafverfolgung  von  Defraudationen  verjährt  in  8  Jahren,  diejenige  von 
Zuwiderhandlungen,  welche  mit  Ordnungsstrafe  bedroht  sind,  in  einem  Jahre. 

Die  Strafverfolgung  auf  Grund  der  Bestimmungen  der  §§  54  und  55  ver- 
jährt zugleich  mit  dem  Eintritt  der  Verjährung  gegen  den  eigentlichen  Täter« 

12.  Strafverfahren. 

§  62. 

In  Betreff  der  Feststellung,  Untersuchung  und  Entscheidung  der  Zuwider- 
handlungen gegen  die  Bestimmungen  dieses  Gesetzes  und  die  in  G^mässheit 
derselben  erlassenen  Verwaltungsvorschriften,  in  Betreff  der  Strafmilderung  und 
des  Erlasses  der  Strafe  im  Gnadenwege  kommen  die  Vorschriften  zur  Anwen- 
dung, nach  welchen  sich  das  Verfahren  wegen  Zuwiderhandlungen  gegen  die 
Zollgesetze  bestimmt. 

Die  Hauptamtsdirigenten  können  Aufnahme  des  Bestandes  an  fertigem 
Zucker  in  den  Zuckerfabräen  anordnen,  weim  der  dringende  Verdacht  heimlicher 
Wegbringung  von  Zucker  in  erheblichen  Mengen  besteht. 

§  63. 
Die  nach  den  Vorschriften  dieses  Gesetzes  verwirkten  Geldstrafen  fallen 
dem  Fiskus  deq'enigen  Staates  zu,  von  dessen  Behörden  die  Strafentscheidung 
erlassen  worden  ist. 

§  64. 

Jede  von  einer  nach  §  62  zuständigen  Behörde  wegen  einer  Zuwider- 
handlung gegen  die  Bestimmungen  dieses  Gesetzes  und  der  in  Gemässheit  der- 
selben erlassenen  Verwaltungsvorschriften  einzuleitende  Untersuchung  und  zu 
erlassende  Straf entscheidung  karm  auch  auf  diejenigen  Teilnehmer,  welche 
anderen  Bundesstaaten  angehören,  ausgedehnt  werden. 

Die  Strafvollstreckung  ist  nötigenfalls  durch  Ersuchen  der  zuständigen 
Behörden  und  Beamten  desjenigen  Bundesstaates  zu  bewirken,  in  dessen  Gebiet 
die  Vollstreckungsmassregel  zur  Ausführung  kommen  soll. 
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Die  Behörden  und  Beamten  der  Bundesstaaten  sollen  sich  gegenseitig 
tätig  und  ohne  Verzug  den  verlangten  Bestand  in  allen  gesetzlichen  Massregeln 
leisten,  welche  sich  auf  die  Verfolgungen  von  Zuwiderhandlungen  gegen  dieses 
Gesetz  beziehen. 


[Der  sweite  und  dritte  Teil  (§§  65  bis  79)  des  Zuckersteuergesetzes  vom 
27.  Mai  1896  sind  durch  Art.  1  des  Gesetzes  vom  6.  Januar  1903  aufgehoben.] 


Vierter  Teil. 
ZoU-,  üebergangs-  nud  SoUussbestiiamimgeB. 

§  80. 

Der  Eingangszoll  für  festen  und  flüssigen  Zucker  Jeder  Art  beträgt  40  M. 
für  100  kg>).  unter  Zucker  werden  auch  Rübensäfte,  Füllmassen  und  Zucker- 
abläufe (Sirup,  Melasse)  verstanden. 

Der  Eingangszoll  für  Honig,  auch  künstlichen,  wird  auf  den  gleichen 
Betrag  festgesetzt.  Die  bestehenden  Bestimmungen  über  die  Ermittlung  des 
Nettogewichts  von  Sirup  in  Fässern  finden  auf  ausgelassenen  Honig,  auch 
künstlichen,  sowie  auf  flüssigen  Zucker  in  Fässern  gleichfalls  Anwendung. 

Der  Eingangszoll  für  Zucker,  für  welchen  im  Erzeugungslande  keine 
Prämie  gewährt  worden  ist,  wird  während  der  Dauer  des  am  5.  März  1902  in 
Brüssel  zwischen  dem  Reiche  und  einer  Anzahl  anderer  Staaten  abgeschlossenen 
Vertrags  über  die  Behandlung  des  Zuckers  in  dem  höchsten  Betrag  erhoben, 
welcher  nach  den  Bestimmungen  des  Vertrags  zulässig  ist'). 


1)  Siehe  jedoch  jetzt  Art.  3  u.  4  der  Brüsseler  Konvention  vom  5.  März  1902  (Finanz- 
archiv 1902  S.  761). 

3)  Nach  Art.  8  der  Brüsseler  Konvention  vom  5.  März  1902  (Finanzarchiv  1902  S.  7&i^ 
ergeben  sich  zur  Zeit  (siehe  oben  S  2)  für  Deutschland  14  -{-  4,80  =  18,80  M.  für  raffinierten 
Zucker  und  14  -|-  4,40  =  18,40  U.  filr  Rohzucker. 
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Hessisches  Gesetz, 

die  Bildung  eines  Ansgleiohsfonds  betreffend. 

Vom  26.  März  1904. 

(Grossherzogl.  hess.  Rgsbl.  Nr.  9  S.  109.) 

Artikel  1. 
Aus  den  Anteilen  des  Grossherzogtums  am  Ueberschuss  der  Hessisch- 
PreoBsischen  Eisenbfthng^meinschaftsverwaltung  und  der  Hessisch-Tharingischen 
Staatslotterie  ist  ein  Ausgleicbsfonds  mit  dem  Zwecke  zn  bilden,  den  Staatshans- 
halt yon  den  Schwankungen  der  Ueberschüsse  aus  der  Eisenbahn-  und  der  Lotterie- 
verwaltung, sowie  der  Leistungen  an  das  Reich  möglichst  unabhängig  zu  machen. 

Artikel  2. 
Der  Ausgleichsfonds  wird  in  der  Weise  gebildet,   dass  von  den  ihm  zu- 
zuführenden üeberschussanteilen  (Art.  1)  abgezogen  werden: 
I.  die  auf  der  Eisenbahneinnahme  ruhenden  Lasten, 
n.  der  durch  die  üeberweisungen  des  Reichs  nicht  gedeckte  Betrag  der 

Leistungen  des  Grossherzogtums  an  das  Reich, 
in.  ein  Betiiig  von  2,000,000  M.,  der  zur  teilweisen  Deckung  von  sonstigen 
ordentlichen  Ausgaben  fQr  die  allgemeine  Staatsverwaltung  zu  ver- 
wenden ist. 

Artikel  3. 
Als  auf  der  Eisenbahneinnahme  ruhende  Lasten  (Art.  2, 1)  haben  zu  gelten : 

1.  der  Aufwand  fQr  die  Verzinsung  der  Eisenbahnschuld ,  insoweit  der 
Erlös  der  Anleihen  tatsächlich  bereits  für  Eisenbahnzwecke  veraus- 
gabt worden  ist; 

2.  der  Betrag,  der  nach  Art.  6  des  Gesetzes  vom  3.  Oktober  1896, 
den  Erwerb  der  Hessischen  Ludwigs-Eisenbahn,  insbesondere  die  Auf- 
bringung der  hierbei  erforderlichen  Mittel  betreffend,  zur  Tilgung  von 
Staatflschuldverschreibungen  zu  verwenden  ist; 

8.  die  Ausgaben,   die  von  dem  Grossherzogtum  auf  Grund   des  Art.  10 

Ziff.  4   des  Staatsvertrags    zwischen  Hessen  und  Preussen  über  die 

gemeinschaftliche    Verwaltung    des   beiderseitigen    Eisenbahnbesitzes 

vom  28.  Juni  1896  für  öffentSche  A])gaben  geleistet  worden  sind; 

4.  ein  Betrag  von  152,000  M.  entsprechend  dem  Betrag  der  durch  die 

Verstaatlichung    der    Hessischen    Ludwigs-Eisenbahn    weggefallenen 

Staatssteuem  (Art.  6  des  Gesetzes  vom  8.  Oktober  1896). 

Für  das  Rechnungsjahr  1903/04  ist  diesen  Lasten  weiter  die  letzte  Rate 

des  Staatszuschusses  zu  den  garantierten  Linien  der  vormaligen  Hessischen  Lud- 

wigs-Eisenbahn  (Art.  2  Ziff.  3a  des  Staatsvertrags  vom  23.  Juni  1896)  zuzurechnen. 

Artikel  4. 
Die  Höhe  der  dem  Ausgleichsfonds  jährlich  zuzuführenden  Ueberschuss- 
anteile  und  der  von  ihnen  nach  Art.  2  und  Art.  3  erster  Absatz  abzuziehenden 
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Beträge  bestimmt  sich  nach  dem  Ergebnis  des  Bücherschlusses  des  jeweils  ab- 
gelaufenen Rechnungsjahres. 

Für  die  Beredinung  der  in  Art.  3  unter  Ziff.  1 — 2  bezeichneten  Beträge 
haben  die  für  das  Rechnungsjahr  1902/08  durch  Unser  Ministerium  der  Finanzen 
endgültig  festgestellten  Summen  als  Grundlage  zu  dienen. 

Artikel  5. 
üeber  den  Ausgleichsfonds  ist  eine  besondere  Rechnung  zu  steUen.    Seine 
Zinsen  fliessen  der  Hauptstaatskasse  zu. 

Artikel  6. 
Reichen  die  Anteile  des  Grossherzogtums  am  üeberschuss  der  Eisenbahn- 
gemeinschaftsverwaltung und  der  Hessisch-Thüringischen  Staatslotterie  nach  Ab- 
zug der  in  Art.  2  Nr.  I  und  II  erwähnten  Betr^e  nicht  aus,  um  hieraus  zur 
teiiweisen  Deckung  der  sonstigen  ordentlichen  Ausgaben  für  die  allgemeine  Staats- 
verwaltung im  abgelaufenen.  Rechnungsjahre  einen  Betrag  von  2,000,000  M.  (Art.  2 
Nr.  III)  zu  verwenden,  so  ist  der  dadurch  in  der  Rechnung  der  Staatseinnahmen 
und  -Ausgaben  für  die  Verwaltung  entstehende  Ausfall,  soweit  die  Bestände 
des  Ausgleichsfonds  ausreichen,  durch  Entnahme  aus  diesem  Fonds  zu  decken. 

Artikel  7. 
Hat  der  Aus^leichsfonds  die  Summe  von  6,000,000  M.  erreicht,  so  sind 
die  nach  Art.  1 — 4  ihm  weiter  zufliessenden  Beträge  durch  Einstellung  in  den 
nächsten,  noch  nicht  abgeschlossenen  Hauptvoranschlag  zur  Deckung  ausserordent- 
licher Ausgaben  der  Vermögensrechnung,  und  zwar  zunächst  zur  Bestreitung 
von  Ausgaben  für  die  Erweiterung  und  Ergänzung  der  baulichen  Anlagen  der 
Staatseisenbahn  und  für  die  Beschaffung  von  Betriebsmitteln,  sowie  zur  Leistung 
von  Staatszuschüssen  zur  Erbauung  von  Nebenbiüinen  zu  verwenden. 

Artikel  8. 
Die  Vorschriften  dieses  Gesetzes  finden  zum  ersten  Male  Anwendung  auf 
den  Abschluss  des  Rechnungsjahres  1903/04. 

Artikel  9. 
Mit  der  Ausführung  dieses  Gesetzes  ist  unser  Ministerium  der  Finanzen 
beauftragt. 


Begründung  des  Gesetzentwurfs  vom  28.  November  1903. 

Die  Fehlbeträge  in  den  Voranschlägen  und  Rechnungen  der  letzten  Jahre 
sind  in  erster  Linie  darauf  zurückzuführen,  dass  infolge  des  wirtschaftlichen 
Niederganges  die  Eisenbahnüberschüsse  erheblich  zurückgegangen  sind.  Die 
Anteile  des  Grossherzogtums  am  üeberschusse  der  Eisenbahngemeinschaft  betrugen 
nämlich : 

im  Rechnungsjahre  1897/98        10,514,665.69  M. 
1898/99        10,622,841.80    , 
1899/1900    11,145,843.36    , 
1900/01        11,378,021.63    , 
dagegen : 

im  Rechnungsjahre  1901/02        10,490,956.18    . 
1902/03        11,021,134.88    , 
Zieht  man  von  diesen  Anteilen  Hessens  am  üeberschuss  der  Gemeinschaftsver- 
waltung die  auf  den  Eisenbahnen  ruhenden  Lasten  ab,  so  berechnet  sich  nach 
Anlage  A  der  Nettoüberschuss: 
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im  Rechnungsjahre  1900/01     auf    2,253,436  M. 
1901/02      ,      1,053,411    . 
1902/03      ,      1,276,586    , 
Der  Nettoüberschuss  ist  sonach  im  Rechnungsjahr  1901/02  gegen  das  Vorjahr 
um  rund   1,200,000  M.   zurückgegan^ren    und   bleibt  auch    im  Rechnun^jahr 
1902/03  noch  um  etwa  977,000  M.   hinter  dem  Ergebnis   des  Rechnungsjahres 
1900/01  zurück. 

Es  bedarf  keiner  näheren  Erörterung,  dass  so  starke  Schwankungen  in  den 
Einnahmen  die  Aufstellung  des  Hauptvoranschlags  ausserordentlich  erschweren 
und  dat«  damit  der  gesamte  Staatshaushalt  von  dem  Ertragnis  der  Staatseisen- 
bahnen, mittelbar  somit  von  der  jeweiligen  wirtschaftlichen  Lage  in  empfind- 
lichster Weise  abhängig  gemacht  wird.  Die  Unsicherheit  in  der  Veranschlagung 
wird  dabei  noch  dadurch  erhöht,  dass  eine  wirtschaftliche  Depression  in  ihrer 
Einwirkung  auf  die  Gestaltung  der  Eisenbahneinnahmen  nur  selten  voraus- 
gesehen werden  kann.  Es  zeigt  sich  nämlich  regelmässig,  dass  der  Ueberschuss 
des  ersten  ungünstigen  Jahres  einer  Periode  des  geschäftlichen  Niederganges 
zur  Zeit  der  Aufstellung  des  Budgets  noch  wesentlich  zu  hoch  veranschlagt  wurde. 

Der  Gedanke  liegt  nahe,  sich  gegen  solche  Schwankungen  durch  Bildung 
eines  besonderen  Ausgleichsfonds  zu  schützen,  und  die  Regierung  hat  die  Not- 
wendigkeit einer  solchen  Massregel  schon  seit  längerer  Zeit  erkannt.  Es  schien 
ihr  aber  nicht  richtig,  einen  Gesetzentwurf  zur  Regelung  dieser  Frage  in  einer  Zeit 
vorzulegen,  in  der  an  die  Möglichkeit,  im  Staatshaushalt  Rücklagen  zu  machen, 
überhaupt  noch  nicht  gedacht  werden  konnte.  Nachdem  aber  seit  kurzem  An- 
zeichen einer  Besserung  der  wirtschaftlichen  Lage  vorhanden  sind,  scheint  eine 
gesetzliche  Regelung  nunmehr  vor  Beginn  einer  günstigeren  Periode  dringend 
geboten. 

Ein  weiterer  Anlass  zur  Einbringung  des  vorliegenden  Gesetzent- 
wurfs ist  dadurch  gegeben,  dass  auch  Preussen  durch  das  Gesetz  vom  3.  Mai  1903 
einen  Ausgleichsfonds  für  die  Eisenbahnverwaltung  geschaffen  hat  *).  Bei  seinen 
engen  finanziellen  Beziehungen  zu  dem  grossen  Nachbarstaate  ist  Hessen  gerade- 
zu gezwungen,  diesem  Beispiele  baldigst  zu  folgen.  Denn  wenn  schon  in  Preussen 
die  Bildung  eines  Ausgleichsfonds  im  Betrage  von  200  Mill.  M.  für  so  wichtig 
und  dringend  gehalten  wurde,  dass  man  den  Grundstock  dieses  Fonds  mit 
30  Mill.  M.  in  einer  ungünstigen  Wirtschaftsperiode  sogar  durch  Aufnahme 
einer  Anleihe  aufgebracht  hat,  so  hat  Hessen  —  angesichts  der  grösseren  Emp- 
findlichkeit seiner  Finanzen  —  doppelten  Grund,  auch  seinerseits  eine  ähnliche 
Reserve  zu  schaffen.  Freilich  kann  das  preussische  Gesetz  im  einzelnen  nicht 
übernommen  werden,  weil  der  preussische  Ausgleichsfonds  nicht  zur  Deckung 
eines  Ausfalls  in  der  laufenden  Verwaltung  —  an  die  Möglichkeit  eines  solchen 
brauchte  in  Preussen  nicht  gedacht  zu  werden  — ,  sondern  zur  Ausgleichung 
eines  Fehlbetrags  im  Extraordinarium  verwendet  werden  soll.  Da  Hessen  auch 
in  günstigen  Jahren  noch  darauf  angewiesen  sein  wird,  die  ausserordentlichen 
Ausgaben  zum  weitaus  grössten  Teil  aus  dem  Vermögen  oder  aus  Anleibemitteln 
zu  decken,  so  muas  in  unserem  Lande  vorerst  noch  darauf  verzichtet  werden, 
eine  Reserve  für  solche  Ausgaben  zu  bilden.  Desto  dringender  ist  aber  das 
Bedürfnis,  dass  Hessen  sich  wenigstens  gegen  Schwankungen  in  den  wichtigsten 
von  seinem  Zutun  mehr  oder  weniger  unabhängigen  Posten  der  laufenden  Ver- 
waltung schützt.  Der  Zweck  des  vorliegenden  Gesetzentwurfes  ist  es  daher, 
dieses  nächstliegende  und  dringendste  Bedürfnis  zu  befriedigen;  erst  wenn  der 
Fonds  einen  bestimmten,  vorläu6g  mit  6,000,000  M.  angenommenen  Betrag  er- 
reicht haben  würde,  sollen  die  ihm  weiter  zufliessenden  Mittel  auch  zur  Deckung 
ausserordentlicher  Ausgaben  Verwendung  finden. 

Ein  weiteres  Moment  der  Unsicherheit  wird  in  den  Staatshaushalt  durch 
die  Schwankungen  in  den  Matrikularbeiträgen  an  das  Reich  gebracht.  Die 
UebeiBchÜsse  der  Ueberweisungen  des  Reiches  über  die  Matrikularbeiträge  des 
Grossherzogtums  haben  im  Rechnungsjahr  1898/99  rund  248,000  M.  betragen; 
diese  Summe  wurde  mithin  vom  Reich  an  Hessen  herausbezahlt.    Im  Rechnungs- 

1)  Finanzarchiv  20  (1903)  S.  869  f. 
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jähr  1899/1900  haben  umgekehrt  die  Matrikularbeiträge  die  Ueberweisongen 
um  rund  286,000  M.  überstiegen.  Die  finanziellen  Beziehungen  des  6ro88he^ 
zogtums  zum  Reich  haben  sich  hiemach  innerhalb  eines  Jahres  um  rund 
484,000  M.  verschlechtert.  In  den  folgenden  Jahren  hat  sich  das  Verhältnis 
noch  weiterhin  zu  Ungunsten  des  Grossherzogtums  verschoben,  indem  die  un- 
gedeckten Matrikularbeiträge  im  Rechnungsjahr  1900/01  auf  857,139  M.  und 
—  nach  einem  nicht  bedeutenden  Rückgang  im  Zwischenjahre  —  im  Rechnungs- 
jahre 1902/03  sogar  auf  497,523  M.  gestiegen  sind.  Es  erscheint  daher  nötig, 
auch  gegen  diese  Schwankungen  Vorkehrungen  zu  treffen. 

Allerdings  darf  hierbei  nicht  übersehen  werden,  dass  der  Ausgleichsfonds 
bei  dieser  weiteren  Inanspruchnahme  in  den  ungünstigsten  Jahren  nicht  aus- 
reichen wird,  um  sowohl  den  Ausfall  bei  den  Eisenbahneinnahmen  als  auch  die 
ungedeckten  Matrikularbeiträge  ausgleichen  zu  können.  Der  Fonds  wird  viel- 
mehr seinen  Zweck  in  der  Regel  nur  dann  ganz  erfüllen  können,  wenn  dem- 
nächst die  Bundesstaaten  zur  Deckung  von  Fehlbeträgen  im  ReichshaushiJt  nicht 
mehr  herangezogen  werden. 

Bereits  bei  der  Beratung  des  Hauptvoranschlags  für  1902/03  war  der 
Wunsch  ausgesprochen  worden,  die  Verwendung  der  Lotterieüberschüsse  zu 
Zwecken  der  allgemeinen  Staatsverwaltung  auf  einen  im  voraus  bestimmten  Betrag 
(etwa  1,000,000  M.)  zu  begrenzen,  darüber  hinausgehende  üeberschüsse  aber 
zum  Ausgleich  für  etwaige  Ausfälle  anzusammeln  oder  zur  ausserordentlichen 
Schuldentilgung  zu  verwenden.  Diese  Absicht  konnte  seither  wegen  der  un- 
günstigen Finanzlage  des  Staats  nicht  verwirklicht  werden.  Dem  Gredanken 
soll  aber  nunmehr  dadurch  Rechnung  getragen  werden,  dass  die  einen  gewissen 
Betrag  übersteigenden  Nettoüberschüsse  der  Eisenbahnen  und  der  Lotterie 
dem  Ausgleichsfonds  zugeführt  werden  sollen. 

Die  in  der  Anlage  B  enthaltene  Zusammenstellung  zeigt,  welche  Wirkung 
das  im  Entwurf  vorliegende  Gesetz  gehabt  hätte,  wenn  es  bereits  seit  1900/01 
in  Kraft  gewesen  wäre.  Hieraus  geht  insbesondere  auch  hervor,  das  nur  in 
ganz  besonders  günstigen  Jahren  dem  Fonds  reichlichere  Mittel  zugewendet 
werden  können.  Es  ist  nicht  möglich,  und  wird  auch  von  der  Regierung  keines- 
wegs beabsichtigt,  durch  den  vorliegenden  Gesetzentwurf  etwa  für  alle  Zeiten 
oder  auch  nur  für  eine  längere  Reibe  von  Jahren  eine  automatische  Regelung 
des  Staatshaushalts  herbeizuführen.  Der  Entwurf  stellt  vielmehr  nur  den  Ver- 
such einer  teilweisen  Regelung  dieser  Art  für  die  nächste  Zeit  dar,  und  es  wurde 
bei  der  Festsetzung  der  Aufgaben  des  Ausgleichsfonds  und  bei  der  Bemessung 
der  ihm  zuzuführenden  Mittel  und  seines  Höchstbestandes  mit  der  grössten 
Vorsicht  verfahren. 

Es  kann  keineswegs  erwartet  werden,  dass  nach  Inkrafttreten  dieses  Gesetzes 
etwa  alle  finanziellen  Schwierigkeiten  des  hessischen  Staates  dauernd  beseitigt 
sein  werden,  es  darf  vielmehr  darin  nur  der  erste  Schritt  in  den  Bestrebungen 
zur  Erreichung  dieses  Zieles  erblickt  werden.  Eine  nähere  Betrachtung  der  Ver- 
hältnisse des  Rechnungsjahres  1901/02  zeigt,  dass  in  diesem  Jahre  ein  Fehlbetrag 
im  Staatshaushalt  auch  dann  nicht  hätte  vermieden  werden  können,  wenn  der 
Ausgleichsfonds  bereits  damals  bestanden  hätte  und  mit  reichlichen  Mitteln  ver- 
sehen gewesen  wäre. 

Das  Defizit  in  1901/02  betrug  nämlich 1,142,000  M. 

Dem  Ausgleichsfonds  hätten  aber  nach  Tabelle  B  nur  entnommen 

werden  dürfen 277,928  , 

Es  würde  mithin  immer  noch  ein  ungedeckter  Fehlbetrag  von  rund  864,072  M. 
verblieben  sein. 

Die  überraschende  Steigerung  der  Einnahmen  aus  direkten  Steuern  selbst 
in  einer  Zeit  wirtschaftlichen  Niederganges  zeigt  aber  auch,  dass  das  Gross- 
herzogtum im  Besitze  reicher  und  sicherer  Einnahmequellen  ist.  Da  auch  die 
Eisenbahneinnahmen  bereits  wieder  eine  erhebliche  Zunahme  aufweisen,  so  darf 
damit  gerechnet  werden,  dass  die  derzeitige  ungünstige  Periode  bald  Über- 
wunden sein  wird.    Wenn   diese   erfreulichen  Tatsachen   auch  nicht  von  der 
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Yerpflicbtung  entbinden  können,  auch  weiterhin  eine  stetige  Verbesserung  der 
Staatsfinanzen  anzustreben,  so  hat  die  Regierung  mit  voller  Absicht  geglaubt, 
von  weitergehenden ,  in  die  finanziellen  Verhältnisse  des  Grossherzogtums  tiefer 
einschneidenden  Vorschlägen  zur  Zeit  absehen  zu  sollen,  und  sich  zunächst 
mit  diesem  ersten  Schritt  zur  Regelung  unserer  Finanzwirtschaft  beschieden. 

Es  bleibt  vorbehalten,  in  späterer  Zeit  auf  Grund  der  bis  dahin  gesam- 
melten Erfahrungen  diejenigen  Aenderungen  und  Ergänzungen  an  dem  Gesetz 
vorzunehmen,  die  durch  die  fortschreitenae  Entwicklung  unserer  Staatsfinanzen 
geboten  erscheinen. 

Zu  den  einzelnen  Artikeln  ist  zu  bemerken; 

Zu  Artikel  1  und  2. 

Dem  Ausgleichsfonds  sollen  die  beim  Abschluss  der  Rechnung  sich  er- 
gebenden Netto-  üeberschfisse  der  Eisenbahn-  und  Lotterieverwaltung  nach  Ab- 
zug der  von  dem  Grossherzogtum  an  das  Reich  herauszuzahlenden  ungedeckten 
Matriknlarbeiträge  und  eines  Betrages  von  2,000,000  M.  zugeführt  werden. 

Der  Anteil  des  Grossherzogtums  am  Ueberschuss  der  Preussisch-Hessischen 
Eisenbahn- Gemeinschaftsverwaltung  wird  auf  Grund  der  Bestimmungen  des 
Staatsvertrags  zwischen  Hessen  und  Preussen  vom  23.  Juni  1896,  betreffend  die 
Gemeinschaftsverwaltung  des  beiderseitigen  Eisenbahnbesitzes,  festgestellt  und 
entspricht  den  Beträgen,  die  seither  unter  Kapitel  10  der  Einnahmen  des  Bud- 
gets veranschlagt  und  verrechnet  wurden.  Die  Anteile  des  Grossherzogtums 
am  ueberschuss  der  Hessisch-Thüringischen  Staatslotterie  sind  nach  den  Be- 
stimmungen des  Staatsvertrags  vom  15.  März  1902  zu  ermitteln;  in  dem  Vor- 
anschlag für  das  Rechnungsjahr  1903/04  ist  dieser  Anteil  unter  Kapitel  11  in 
Einnahme  vorgesehen. 

Zu  Art.  2,  I.  Vgl.  die  Erläuterung  zu  Art  3. 

Zu  Art.  2;  II.  Von  den  Nettoeinnahmen  der  Eisenbahn-  und  Lotterie- 
verwaltung  sollen  diejenigen  Beträge  abgezogen  werden,  die  jährlich  auf  Grund 
der  gegenseitigen  Abrechnung  von  dem  Grossherzogtum  an  das  Reich  etwa 
herauszuzahlen  sind.  Zur  Zeit  ergeben  sich  diese  Herauszahlungen  durch  Ab- 
zug des  Anteils  Hessens  an  dem  Erträgnis  der  sog.  Ueberweisungssteuem 
von  den  rechnungsmässigen  Matrikularbeiträgen  des  Grossherzogtums.  Die 
Fassung  der  Bestimmung  in  Art.  2,  II  des  Gesetzentwurfes  ist  deshalb  so  all- 
gemein gewählt,  um  etwaigen  Aenderungen  in  der  Reichsgesetzgebung  tunlichst 
Rechnung  zu  tragen.  Nicht  zu  berücksichtigen  hierbei  sind  die  Vergütungen 
aus  der  Reichskasse  für  die  Kosten  der  Verwidtung  der  Zölle  und  Reichssteuern, 
die  Einnahmen  für  eigene  Rechnung  des  Grossherzogtums  sowie  die  Ausgaben 
für  die  Verwaltung  der  Zölle  und  Reichssteuem  und  die  sonstigen  für  eigene 
Rechnung  des  Grossherzogtums  zu  leistenden  Ausgaben. 

Zu  Art  2,  III.  Dem  Ausgleichsfonds  sollen  erst  dann  die  Mittel  zuge- 
führt werden»  wenn  nach  dem  Ergebnis  des  abgelaufenen  Rechnungsjahres  die 
NettoÜberschüsae  der  Eisenbahn-  und  Lotterieverwaltung  nach  Abzug  der  un- 
gedeckten Matriknlarbeiträge  den  Betrag  von  2,000,000  M.  übersteigen.  Dieser 
Betrag  soll  zur  Deckung  von  laufenden  Ausgaben  der  allgemeinen  Staats* 
Verwaltung  Verwendung  finden.  Bei  der  Neugestaltung  des  Steuerwesens  wurde 
bekanntUch  damit  gerechnet,  dass  von  dem  damals  erwarteten  Steuerausfall 
ein  Betrag  von  1,170,000  M.  aus  den  neuerschlossenen  Eisenbahn-  und  Lotterie- 
einnahmen gedeckt  werden  könnte.  Wenn  jetzt  aus  denselben  Einnahmequellen 
ein  Betrae  von  2,000,000  M.  für  allgemeine  Staatszwecke  entnommen,  ausserdem 
aber  auch  etwaige  Herauszahlungen  an  das  Reich  gedeckt  werden  sollen,  so 
ergibt  sich  daraus,  dass  die  vorerwähnten  Erwerbseinkünfbe  des  Staates  in  weit 
höherem  Masse  zur  Befriedigung  allgemeiner  Staatsbedürfnisse  in  Anspruch 
genommen  werden  müssen,  als  man  früher  angenommen  hatte,  obwohl  inzwischen 
der  infolge  der  Steuerreform  eingetretene  Einnahmeausfall  allein  durch  den 
Ertrag  der  Vermögenssteuer  und  durch  die  natürliche  Steigerung  des  Einkommen- 
stenererträgnisses  wieder  ausgeglichen  worden  ist 
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Zu  Artikel  3. 
Der  Anteil  am  Ueberschuss  der  Eisenbahngemeinschaft  stellt  sich  insofern 
als  ein  Bruttoüberschuss  dar,  als  von  demselben  die  auf  den  Eisenbahneinnahmen 
ruhenden,   in  Art.  3   aufgezählten  Lasten  in  Abzug  zu  bringen  sind.    Zur  Er- 
läuterung der  einzelnen  Abzugsposten  sei  das  Nachstehende  bemerkt: 

Zu  Nr.  1.  Der  Aufwand  für  die  Verzinsung  der  Eisenbahnschuld  soll 
nur  insoweit  berücksichtigt  werden,  als  der  Erlös  der  Anleihen  tatsächlich  bereits 
für  Eisenbahnzwecke  verausgabt  worden  ist.  Es  würde  nicht  zweckmässig  sein, 
die  Schuldverschreibungen  einer  Eisenbahnanleihe  jeweils  im  einzelnen  erst  dann 
zu  veräussem,  wenn  deren  Erlös  der  Gemeinschaftsverwaltung  zu  Ausgaben  für 
Eisenbahn  zwecke  zur  YerfQgung  gestellt  werden  muss.  In  der  Regel  ist  es 
vielmehr  zur  Ausnutzung  einer  günstigen  Konjunktur  auf  dem  Geldmarkte  ge- 
boten, eine  ganze  Anleihe  auf  einmal  zu  begeben,  und  zwar  muss  dies  natur- 
gemäss  meist  geschehen,  bevor  auch  nur  ein  Teil  des  Erlöses  zu  Ausgaben  er- 
forderlich ist.  Der  Aufwand  für  die  Verzinsung  der  in  Umlauf  befindlichen 
Eisenbahnschuldverschreibungen  schwillt  daher  kurz  nach  der  Begebung  einer 
Anleihe  plötzlich  sehr  stark  an,  um  in  der  Regel  mehrere  Jahre  bis  zur  Be- 
gebung einer  neuen  Anleihe  nahezu  auf  dem  gleichen  Stande  zu  beharren.  In 
dem  ueberschuss  der  Eisenbahnen  wird  sich  aber  eine,  diesem  Zinsaufwande 
entsprechende  Steigerung  erst  allmählich  bemerkbar  machen,  wenn  die  für 
Eisenbahnzwecke  aus  dem  Erlöse  der  Anleihe  verausgabten  Beträge  bei  der 
Berechnung  der  Teilungsziffer  Hessens  Berücksichtigung  finden  können.  Würde 
man  bei  der  Berechnung  des  Nettoüberschusses  aus  Eisenbahnen  auch  die  Zinsen 
solcher  Schuldverschreibungen  von  dem  Bruttoüberschusse  abziehen,  deren  Erlös 
tatsächlich  noch  nicht  zu  Eisenbahnzwecken  verwendet  wurde,  so  würden  die 
Nettoeinnahmen  kurz  nach  der  Begebung  einer  neuen  Eisenbahnanleihe  stets 
erheblich  geringer  erscheinen,  als  vor  der  Aufnahme  einer  solchen,  und  es 
würde  sich  somit  ein  unrichtiges  Bild  von  der  Entwicklung  des  Reinertrages 
der  Eisenbahnen  ergeben. 

Da  aber  diese  Erlöse,  so  lange  sie  noch  nicht  für  ihren  eigentlichen  Zweck 
verwendet  werden  können,  vorläufig  mit  den  Übrigen  Beständen  der  Hauptstaats- 
kasse verzinslich  angelegt  werden,  und  hierbei  durchschnittlich  ein  Zinsfuss 
von  mindestens  3y»Vo»  dem  durchschnittlichen  effektiven  Zinsfusse  der  Eisen- 
bahnschuldverschreibungen, erzielt  werden  kann,  so  werden  in  der  Regel  die 
Aktiv-  und  Passivzinsen  sich  ausgleichen.  Es  erscheint  daher  durchaus  gerecht- 
fertigt, bei  der  Berechnung  des  Nettoüberschusses  der  Eisenbahnverwaltnng 
die  Ausgaben  für  die  Verzinsung  der  Eisenbahnschuld  nur  insoweit  zu  berück- 
sichtigen, als  der  Erlös  der  Anleihen  auch  tatsächlich  bereits  für  Eisenbahn- 
zwecke verausgabt  worden  ist.  Anderenfalls  würde  man  genötigt  sein,  die  durch 
die  verzinsliche  Anlegung  des  Erlöses  einer  Anleihe  vereinnahmten  Beträge  den 
Eisenbahneinnahmen  zuzuschlagen.  Dies  würde  zu  dem  gleichen  Ergebnis  führen 
wie  das  in  Art.  3  des  Entwurfes  vorgesehene  Verfahren.  Da  aber  der  Zinsfoss 
für  die  vorübergehend  angelegten  Gelder  fortwährend  starken  Schwankungen 
unterworfen  ist,  während  die  Verzinsung  der  Schuldverschreibungen  konsUuat 
bleibt,  so  empfiehlt  sich  die  oben  vorgeschlagene  Methode  als  die  einfachere 
(vgl.  auch  Art.  4  Abs.  2). 

Zu  Nr.  2.  Der  nach  Art.  6  des  Gesetzes  vom  3.  Oktober  1896  zur  Tilgung 
zu  verwendende  Betrag  ist  —  wie  bereits  seither  —  unter  Berücksichtigung 
der  ersparten  Zinsen  zu  berechnen  (vgl.  auch  Art.  4  Abs.  2), 

Zu  Nr.  3.  Die  Ausgaben  für  öffentliche  Abgaben  wurden  seither  unter 
Kap.  10  Tit.  2  des  Hauptvoranschlags  verrechnet. 

Zu  Nr.  4.  Der  Abzug  des  Betrages  von  152,000  M.  ist  deshalb  geboten, 
weil  der  Wegfall  der  früher  von  der  Ludwigsbahn  bezahlten  Staatsstenem  durch 
den  Erwerb  dieser  Bahn  durch  den  Staat  veranlasst  worden  ist. 

Der  Staatszuschuss  zu  den  garantierten  Linien  der  vormaligen  Hessiscfaen 
Ludwigs-Eisenbahn  kommt  zum  letzten  Male  für  das  Rechnungsjahr  1908A^  mit 
25,000  M.  in  Betracht. 


Digitized  by  VjOOQIC 


BegiQiLd.  d.  hess.  Gesetzentw.  v.  28.  Nov.  1903,  d.  Bild,  eines  Ausgleichsfonds  betr.     ggy 

Zu  Artikel  4. 
Za  Abs.  1.  Nach  der  Vorscbrift  in  Art.  4  Abs.  1  yermindert  sich  der 
jeweils  in  das  folgende  Rechnungsjahr  und  in  das  zweitfolgende  Budgetjahr 
flbergehende  Ueberschuss  um  den  etwa  in  den  Ausgleichsfonds  fliessenden  Be- 
trag. Bei  der  Berechnung  der  dem  Fonds  zuzuftlhrenden  oder  zu  entnehmenden 
Beträge  ist  von  den  zur  Zeit  des  Bücher  Schlusses  bekannten  Zahlen  auszu- 
gehen;  Aenderungen,  die  sich  nachträglich,  etwa  infolge  der  Prüf ang  der  Haupt- 
staatskasserechnung durch  die  Oberrechnungskammer  ergeben  sollten,  bleiben 
daher  unberücksichtigt. 

Zu  Abs.  2.  In  der  Anlage  B  ist  der  Aufwand  für  die  Verzinsung  der 
Eiaenbahnschuld  im  Sinne  des  Art.  3  Nr.  1  für  die  Rechnung^'ahre  1900/01 
bis  1902/03  berechnet.  Hiernach  ergibt  sich  für  das  Rechnungsjahr  1902/03  ein 
MrtLg  von  8,630,401,91  M. 

In  der  Anlage  D  ist  der  für  das  Rechnungsjahr  1902/03  zur  Tilgung  von 
Staatsschuldverschreibungen  zu  verwendende  Betrag  auf  676,763,16  M.  berechnet. 

Die  Bestimmung  in  Abs.  2  bezweckt,  für  die  Berechnung  des  Aufwandes 
f^  die  Verzinsung  der  Eisenbahnschuld  und  für  die  Tilgung  von  Staatsschuld- 
Terschreibungen  in  späteren  Rechnungsjahren  eine  feste  Grundlage  zu  schaffen 
nod  damit  gleichzeitig  das  hierbei  einzuhaltende  Verfahren  em  für  allemal 
festzulegen. 

Zu  Artikel  5. 
Der  Ausgleichsfonds  soll  getrennt  von  dem  übrigen  Staatsvermögen  ver- 
waltet werden,  das  heisst  es  soll  eine  besondere  Rechnung  darüber  gestellt 
werden ;  die  Zinsen  des  Fonds  sollen  der  Hauptstaatskasse  zufliessen.  Es  würde 
hiemach  nicht  erforderlich  sein,  die  dem  Ausgleichsfonds  überwiesenen  Beträge 
getrennt  von  den  sonstigen  Beständen  der  Hauptstaatskasse  aufzubewahren  oder 
anzulegen,^  es  würde  vielmehr  lediglich  eine  buchmässige  Trennung  von  dem 
Übrigen  Staats  vermögen  stattzufinden  haben.  Die  Vorschrift,  dass  die  Zinsen 
des  Ausgleichsfonds  der  Hauptstaatskasse  zufliessen,  und  nicht  etwa  dem  Fonds 
selbst  zugeschlagen  werden,  erscheint  gerechtfertigt,  da  die  Erträgnisse  aus  dem 
Staatsvermögen  allgemein  zu  Gunsten  der  laufenden  Verwaltung  vereinnahmt 
werden.  Auch  wird  hierdurch  die  Verrechnung  ganz  wesentlich  erleichtert,  weil 
in  den  Büchern  und  in  der  Rechnung  lediglich  mit  den  Eapitalbeträgen  des 
Fonds  zu  rechnen  sein  wird,  während  die  Zinsen  aus  den  angelegten  Kapitalien 
gemeinschaftlich  mit  den  Zinsen  aus  den  vorübergehend  angelegten  sonstigen 
BesiAnden  der  Hauptetaatskasse  an  anderer  Stelle  (vgl.  Hauptvoranschlag  1903/04 
Kapit.  114  Tit.  1,  I  q  der  Einnahmen)  nachgewiesen  werden,  so  dass  eine  Aus- 
scheidung des  aus  dem  Ausgleichsfonds  fliessenden  Erträgnisses  überhaupt  nicht 
stattzufinden  hat. 

Zu  Artikel  6. 
In  diesem  Artikel  wird  bestimmt,  welchem  Zweck  der  Ausgleichsfonds 
in  erster  Linie  dienen  soll  (vergl.  die  Bemerkungen  im  allgemeinen  Teil  dieser 
Begründung  sowie  die  Erläuterungen  zu  Artikel  2  Nr.  III).  Die  Aufstellung 
des  Hauptvoranschlags  wird  demnächst  wesentlich  vereinfacht,  weil  die  aus  der 
Verwaltung  der  Eisenbahnen  und  der  Lotterie  zur  Deckung  von  laufenden  Aus- 
gaben zur  Verfügung  stehenden  Beträge  nicht  mehr  genau  geschätzt  zu  werden 
brauchen.  Es  wird  vielmehr  in  der  Voraussetzung,  dass  die  üeberweisungen 
vom  Reich  und  die  Matrikularbeiträge  mit  gleichen  Beträgen  eingestellt  werden, 
in  Zukunft  unter  den  Kapiteln  « Staatseisenbahnen "  und  , Lotterie'  insgesamt 
stets  der  Betrag  von  2,000,000  M.,  zuzüglich  der  auf  den  Eisenbahneinnahmen 
ruhenden,  in  Art  3  des  Gesetzentwurfs  näher  bezeichneten  Lasten  vorzusehen 
sein.  Wenn  auch  der  Aufwand  für  Verzinsung  und  Tilgung  der  Staatsschuld 
sowie  für  öffentliche  Abgaben  (Art.  3  Nr.  1,  2  und  3)  zur  Zeit  der  Aufstellung 
des  HauptvoranschlajBfs  noch  nicht  genau  feststeht,  die  Einstellung  dieses  Be- 
trages sonach  auf  einer  Schätzung  beruhen  muss,  so  wird  hierdurch  doch  die 
Sicheriieit  in  der  gesamten  Veranschlagung  nicht  berührt,  weil  dieselben  Summen 
Finanzarchiv.  XXII.  Jahrg.  837  22 
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teils  in  dem  Kap.  .AualeihnDgen  und  Staatschuld'',  teils  in  dem  Kap.  i^Staats- 
eisenbahnen'  wieder  in  Ausgabe  erscheinen. 

Man  hätte  daran  denken  können,  die  Bestände  des  Ausgleichsfonds  sur 
Deckung  jedes  Fehlbetrags  im  Staatshanshalte  zu  verwenden,  einerlei  ob  das 
Defizit  von  dem  Mindererti^gnis  der  Eisenbahnen  oder  der  Lotterie  oder  von 
einem  Ausfall  bei  den  übrigen  Staatseinnahmen,  insbesondere  bei  den  Steuern 
und  Domänen,  oder  von  irgend  welcher  Ausgabesteigerung  herrührt.  £ine 
solche  Ausdehnung  des  Zweckes  empfiehlt  sich  aber  deshalb  nicht,  weil  dann 
keine  unmittelbare  Beziehung  mehr  zwischen  den  Einnahmequellen  des  Fonds 
und  dessen  Verwendungszweck  bestehen  würde.  Auch  wäre  es  bei  der  fort- 
schreitenden Entwicklung  im  Staatshaushalte  kaum  möglich,  im  Wege  der  Ge- 
setzgebung für  längere  Zeit  voraus  zu  bestimmen,  welche  Rücklagen  erforderlich 
sind,  um  einem  solchen  Ausgleichsfonds  im  weiteren  Sinne  die  in  ungünstigen 
Zeiten  nötigen  Mittel  zuzuführen.  Es  erschien  daher  zweckmässig,  die  Aufgaben 
des  Fonds  mehr  zu  begrenzen  und  in  einen  gewissen  Zusammenhang  mit  dessen 
Einnahmen  zu  bringen. 

Zu  Artikel  7. 

Der  Bücherschluss  der  Hauptstaatskasse  erfolgt  jeweils  am  80.  September 
nach  Schluss  des  Rechnungsjahres;  der  dem  Fonds  nach  Artikel  1,  2  und  6 
des  Gesetzentwurfes  zu  überweisende  oder  zu  entnehmende  Betrag  ist  sonach 
spätestens  im  Oktober  nach  Ablauf  des  Rechnungsjahres  bekannt.  Der  Haupt- 
voranschlag wird  in  der  Regel  nicht  vor  November  des  vorhergehenden  Jahres 
abgeschlossen.  Die  Zeit  zwischen  dem  Abschluss  der  Bücher  des  vorhergehenden 
Rechnungsjahres  und  dem  Abschluss  des  Hauptvoranschlags  des  folgenden  Rech- 
nungsjahres reicht  mithin  aus,  um  im  Falle  des  Art.  7  des  Gesetzentwurfes  den 
Betrag  zu  ermitteln,  der  in  diesem  Hauptvoranschlag  zur  Deckung  ausserordent- 
licher Ausgaben  in  der  Vermögensrechnung  vorgesehen  werden  kann.  Wenn 
daher  der  Ausgleichsfonds  den  Bestand  von  6,000,000  M.  erreicht  hat,  so  geht 
ein  Teil  der  Verwaltungsüberschüsse  eines  Rechnungsjahres  in  die  Vermögens- 
rechnung des  zweitfolgenden  Rechnungsjahres  über. 

Einen  Maximalbestand  des  Ausgleichsfonds  von  6,000,000  M.  dürfte  aus- 
reichen, um  Über  eine  ungünstige  Wirtschaftsperiode  hinauszuhelfen.  Die  etwa 
darüber  hinaus  zur  Verfügung  stehenden  Mittel  sollen  zur  Deckung  ausserordent- 
licher Ausgaben  in  der  Vermögensrechnung  Verwendung  finden,  und  zwar  ent- 
2)rechend  der  Hauptquelle,  aus  welcher  diese  Mittel  fliessen,  in  erster  Linie  zur 
rgänzung  und  zum  weiteren  Ausbau  des  Eisenbahnnetzes.  Die  Höhe  des  Be- 
trages und  dessen  Verwendung  zu  ausserordentlichen  Ausgaben  im  nächsten 
Rechnung^ahr  sind  gesetzlich  festgelegt;  es  bedarf  daher  keiner  näheren  Be- 
stimmung hierüber  im  Hauptvoranschlag.  Dagegen  ist  durch  den  Hauptvoran- 
schlag,  mithin  unter  Mitwirkung  der  Landst&nde,  zu  regeln,  für  welche  ausser- 
ordentlichen Ausgaben  im  Einzelnen  der  zur  Verfügung  stehende  Betrag  ver- 
wendet werden  soll. 

Es  besteht  wohl  kein  Bedürfnis  für  eine  Bestimmung  über  die  Verwendung 
der  verfügbaren  Mittel  für  den  Fall,  dass  dieselben  den  zur  Deckung  der  ausser- 
ordentlichen Ausgaben  erforderlichen  Betrag  übersteigen  sollten.  Die  Mög- 
lichkeit, dass  dieser  Fall  eintreten  könnte,  ist  wohl  für  absehbare  Zeiten  aus- 
geschlossen. 

Auch  schien  es  nicht  angebracht,  die  hier  in  Frage  stehenden  Beträge 
nicht  zur  Deckung  von  Ausgaben  in  der  Vermögensrechnung,  sondern  etwa  sur 
verstärkten  Schuldentilgung  zu  verwenden,  so  nahe  dieses  Verfahren  auch  auf 
den  ersten  Blick  liegt  Eine  solche  Regelung  würde  wohl  nur  dann  angezeigt 
sein ,  wenn  die  im  v  ermögensteil  des  Hauptvoranschlags  eingestellten  Beträge 
ausschliesslich  zu  werbenden  Zwecken  oder  zur  Erhöhung  des  Vermögensstandes 
Verwendung  finden  würden.  Dies  ist  keineswegs  der  Fall;  vielmehr  dient  ein 
grosser  Teil  dieser  Ausgaben  solchen  Zwecken,  für  welche  nach  ihrer  Natur 
und  nach  den  bei  anderen  Staaten  bestehenden  Grundsätzen  die  erforderlichen 
Mittel  eigentlich  aus  den  Einnahmen  der  laufenden  Verwaltung  beschafft  werden 
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müssten.  Es  erscheint  daher  richtiger,  wenn  aus  den  üeberschüssen  der  laufenden 
Verwaltung  zunächst  die  Ausgaben  der  erwähnten  Art  gedeckt  werden,  beyor 
an  eine  Terstärkte  Schuldentilgung  gedacht  wird.  Die  Deckung  insbesondere 
der  Ausgaben  im  Extraordinarium  der  Eisenbahnverwaltung  durch  laufende 
Einnahmen  muss  umsomehr  erstrebt  werden,  als  diese  Ausgaben  jährlich  in  an- 
nähernd gleicher  Höhe  immer  wiederkehren  und  dadurch  eigentlich  zu  ordent- 
lichen Ausgaben  werden. 

Zu  Artikel  8. 
Art.  8  bestimmt  vorsorglich,  dass  die  Vorschriften  des  Gesetzes  zum 
ersten  Male  auf  den  Abschluss  des  Rechnungsjahres  1903/04  Anwendung 
finden  soUen,  obwohl  kaum  erwartet  werden  da^,  dass  bereits  im  Rechnungs- 
jahr 1903/04  die  Steigerung  der  Ueberschüsse  ausreichen  wird,  um  dem  Aus- 
gleichsfonds Mittel  zufahren  zu  können  (vgl.  Anlage  B  am  Schlüsse). 


Anlage  A. 
1900/01. 

Anteil  Hessens  am  Ueberschnss  der  Eisenbahngemeinschaft    ....     ii,878,02i  M.  6»  Pf. 
Hiervon  sind  abzusetzen: 

i.  Aufwand  für  die  Verzinsung  der  Eisen- 
bahnschuld (vgl.  Anlage  C) 8,069,094  M.  79  Pf. 

2.  Tilgung  der  Staatsschuld  (vgl.  Anlage  D)      606,947  „   89   „ 

3.  Weggefallene  Staatssteuem I5a,ooo  «   —  ., 

4.  OelTentliche  Abgaben 207,542  „   79   „ 

5.  Staatszuschuss  zu  den  garantierten  Linien 

der  vorm.  Hessischen  Lndwigsbahn   .  100,000  ,   —   ,        9,124,686   ^    ^7  „ 

Der  Nettofiberschuss  betrug  hiemach     2,263,486  M.  22  Pf. 

1901/02. 

Anteil  Hessens  am  Ueberschnss  der  Eisenbahngemeinschaft    ....     10.490,966  M.  18  Pf. 
Hiervon  sind  abzusetzen: 

1.  Aufwand  für  die  Verzinsung  der  Eisen- 
bahnschuld        8,889,987  M.  32  Pf. 

2.  Tilgung  der  Staatssohuld 687,900   „  —   ^ 

3.  Weggefallene  Staatssteuem i62,ooo  ,  —   „ 

4.  0  öffentliche  Abgaben 232,707   „  96   ^ 

6.  Staatszuschuss  zu  den  garantierten  Linien 

der  vorm.  Hessischen  Ludvi^igsbahn   .  76,ooo  ,  —   ,>        9,437,646   „   27  „ 

Der  Nettoüberschuss  betrug  hiemach     i,063,4io  M.  9i  Pf. 

1902/08. 

Anteil  Hessens  am  Ueberschnss  der  Eisenbahngemeinschaft     ....    11,021, 184  M.  88  Pf. 
Hiernach  sind  abzusetzen : 

1.  Aufwand  für  die  Verzinsung  der  Eisen- 
bahnschuld        8,680,401  M.  91  Pf. 

2.  Tilgung  der  Staatsschuld 676,763  „  16  „ 

8.  Weggefallene  Staatssteuem 152,000  „  —  , 

4.  Oeffentliohe  Abgaben 286,888  „  54  „ 

6.  Staatszuschuss  zu  den  garantierten  Linien 

der  vorm.  Hessischen  Ludwigsbahn  .  50,ooo  „  —   ^       9,744,648  ,  61   , 

Der  Nettottb  ersehn  SS  betrug  hiemach      1,276,686  M.  27  Pf. 
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Anlage  B. 
1900/01. 

Anteil  Hessens  am  Ueberschuss  der  Eisenbalmgemeinschaft    ....     li,378,03i  M.  69  Pf. 
Lotteriedberschnss 678^017  ^  02  > 

12,066,038  M.  71  Pf. 

Hiervon  sind  nach  Art.  2  des  Gesetzentwurfs  abzuziehen: 

1.  Yerzinsung  der  Eisenbahnschuld  ....    8,069,0»4  M.  79  Pf. 

2.  Tilgung 605,947    „    89    „ 

3.  Weggefallene  Staatssteuem 152,000   „   —   „ 

4.  OefTentliche  Abgaben 207,542   „   79  „ 

6.  Staatsznschuss 100,000   „   —  „ 

6.  Ungedeckte  Matrikularbeiträge     ....      357,188   „   84  „ 

7.  Allgemeine  Staatsverwaltung  ....    .    2,000,000   ^   —  ^     11,481,724  M.  81  Pf. 
Dem  Ausgleichsfonds  wttrden  zugeführt  worden  sein 574,814  M.  40  Pf. 

1901/02. 

Anteil  Hessens  am  Ueberschuss  der  Eisenbahngemeinschaft    ....     10,490,956  M.  18  Pf. 
LotterieUberschusB 983,815   ,   09  , 

11,474,771  M.  87  Pf 

Hiervon  sind  nach  Art.  2  des  Gesetzentwurfs  abzuziehen : 

1.  Verzinsung  der  Eisenbahnschuld  ....    8,389,987  M.  82  Pf. 

2.  Tilgung 637,900    „   —    , 

3.  Weggefallene  Staatssteuem 152,000   „   —    „ 

4.  Oeffentliche  Abgaben 232,707   „   9ö   ^ 

6.  Staatszuschuss 75,ooo   »   —   «, 

6.  Ungedeckte  Matrikularbeitr&ge     ....       315,154   „   26   „ 

7.  Allgemeine  Staatsverwaltung    ....    .    2,000,000   ^   —   „     11,752,699  M.  63  Pf. 


Dem  Ausgleichsfonds  hatten  entnommen  werden  müssen 277,928  M.  26  Pf. 

1902/08. 

Anteil  Hessens  am  Ueberschuss  der  Eisenbahngemeinschaft    ....     11,021,134  M.  88  Pf 
Anteil  Hessens  am  Lotterieüberschuss  voraussichtlich 1,000,000   „   ~   ^ 

12,021,134  M.  88  Pf. 

Hiervon  sind  nach  Art.  2  des  Gesetzentwurfs  abzuziehen : 

1.  Verzinsung  der  Eisenbahnschuld  ....    8,630,401  H.  91  Pf. 

2.  Tilgung 676,763    „    16    ^ 

3.  Weggefallene  Staatssteuem      152,000   „  -  —   „ 

4.  Oeffentliche  Abgaben 235,383   „   54   „ 

6.  Staatszuschuss 50,000   „    —   „ 

6.  Ungedeckte  Matrikularbeiträge     ....       497,522   „   46   „ 

7.  Allgemeine  Staatsverwaltung  ....  .  2,000,000  „  —  ^  12,242,071  M.  07  Pf. 
Dem  Ausgleichsfonds  hatten  entnommen  werden  müssen 220,936  M.  19  Pf. 

Dem  Fonds  wtUrden  sonach  von  1900/01  bis  1902;03  insgesamt  zu- 
gegangen sein 574,314  M.  40  Pf. 

Dem  Fonds  würden  entnommen  worden  sein     .    277,928  M.  86  Pf. 

220,936    n    19    „        498,864    ^    46    ,, 

Der  Zugang  hatte  mithin  die  Entnahme  überstiegen  um  ...    .      75,449  M.  95  Pf. 

In  1903/04  wird  der  Anteil  Hessens  am  Ueberschuss  der  Gemeinschaftsverwaltung 
sich  voraussichtlich  günstiger  gestalten  als  in  1902/03.  Dieser  Verbesserung  wird  aber  auch 
eine  Erhöhung  des  Aufwandes  für  die  Verzinsung  der  Eisenbahnschuld  um  etwa  S26,ooo  H., 
für  die  Tilgung  um  rund  16,000  M. ,  für  Öffentliche  Abgaben  um  rund  80,000  M. ,  insgesamt 
870,000  M.  gegenüberstehen.  Es  wird  daher  auch  im  Rechnungsjahr  1903/04  kaum  mOglich 
sein,  dem  Ausgleichsfonds  Mittel  zuzuführen,  zumal  eine  Verminderung  der  ungedeckten 
Matrikularbeiträge  durch  die  Bestimmung  des  §  1  des  Reichsgesetzes  vom  28.  März  1903 
über  die  Verwendung  von  Mehrerträgen  der  Reichseinnahmen  und  Ueberweisungsstenem 
zur  Schuldentilgung  ausgeschlossen  ist. 
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342      BegrrQnd.  d.  hess.  Gesetzentw.  y.  88.  Nov.  1903,  d.  Bild,  eines  Ansgleichsfonds  betr. 

Anlage  D. 

Tilgang  fUr  1900/01. 

Die  Tilgttng8betr&ge  fQr  1900,<01  setzen  sich  zusammen: 

1.  nach  Art.  6  des  Gesetzes  vom  8.  Oktober  1896 60o,ooo  M.  —  Pf. 

8.  nach  Art.  8  des  Gesetzes  vom  8.  Oktober  1896  (far  ver&ussertes 

Eisenbahngelftnde) 6,oi9   ..72 

Summe     6oe,oi9  M.  72  Pf 
Die  totsächllohe  Tilgung  hat  606,947  M.  89  Pf.  betragen,  well  71  M.  83  Pf.  erst  iu 
1901/08  verwendet  wurden. 

(Die  aus  der  Konvertierung  der  ehemalig  40|Qigen  Anleihen  herrührende  Zinsen- 
erspamls  im  Betrage  von  898,800  M.  kommt  hier  nicht  in  Betracht.) 

Tilgung  für  1901/02. 

1.  nach  Art.  6  des  Gesetzes  vom  3.  Oktober  1896 600,ooo  M.  —  Pf. 

8.  nach  Art.  3  des  Gesetzes  vom  3.  Oktober  1896  (verftussertes 

Eisenbahngelände) 908   ^   65  , 

3.  Zinsenerspamis  aus  der  Tilgung  pro  i900|oi 36,949   ^50,. 

4.  Best  aus  der  Tilgung  I900|oi 7i   „   83  , 

6.  Agiogewinn    aus   veräusserten   Schuldverschreibungen    des 

Aktivums  der  Staatsschuldenverwaltung 16   „   80  , 

687,941  M.  78  Pf 

Hierauf  sind  getilgt 637,900   ^   —  , 

Der  Rest  mit  41  M.  78  Pf 

ist  der  Tilgung  fUr  1908,03  zugegangen. 

Tilgung  für  1902/03. 

1.  nach  Art.  6  des  Gesetzes  vom  3.  Oktober  1896 600,000  M.  —  Pf 

8.  nach  Art.  3  des  Gesetzes  vom  3.  Oktober  1896  (Erlös  aus  ver- 
kauftem Eisenbahngelände) 16,695  ^38.. 

3.  die  infolge  der  Tilgung  in  I900,'0i  ersparten  Zinsen:  9^2% 

von  1,065,700  M 36,949    ,    50    . 

4.  die  infolge  der  Tilgung  in  l90i/08  ersparten  Zinsen:  ^^2% 

Von  487,900  M 17,076    ,    50    , 

40|q  von  150,000  M 6,000    „    —    „ 

6.  Der  bei  der  Tilgung  für  i90i|oa  unver^-endet  gel)liebene  Rest- 
betrag von 41    p  78  ,. 

zusammen     676,763  M.  16  Pf 


34i 


Digitized  by  VjOOQIC 


Abänderong  des  Staatsvertrags 
zwischen  dem  Orossherzogtiuii  Hessen  und  dem  Orossherzogtnm  Olden- 
burg über  die  ansscUiessliclie  Znlassnng  der  Hessisch-Tliürlngisclien 
Staatslotterie  in  dem  ßrosslierzogtnm  Oldenbui^^). 

Vom  21.  April  1904. 
(GroBsherzogl.  hess.  Rgsbl.  Nr.  15  S.  167.) 

Artikel  I. 
Der  Art  2  erhält  folgenden  Wortlaut: 

«Als  Gegenleistung  zahlt  die  Hessische  Regierung  an  die  Olden- 
burgische Regierung  jedesmal  8  Wochen  nach  dem  letzten  Ziehungs- 
tage der  Schlussklasse  der  Hessisch-Thüringischen  Staatslotterie 
nach  der  1.  Lotterie  80,000  M., 
nach  der  2.  Lotterie  40,000  M., 
nach  der  8.,  4.,  5.,  6.,  7.  und  8.  Lotterie  je  86,000  M.,  nach  der  9. 
sowie  je  nach  jeder  folgenden  Lotterie  ebenfaUs  86,000  M.  Der  letztere 
Betrag  erhebt  sich  jedoch  für  jede  volle  Hundert  ganze  Lose,  welche 
innerhalb   des  Grossherzogtums   Oldenburg  in   der   8.  Lotterie   über 
3600  hinaus  abgesetzt  sein  werden,  um  1000  M. 

Für  die  Feststellung  des  Losabsatzes  kommen  in  Betracht 

1.  diejenigen  Lose,  welche  von  den  innerhalb  wie  ausserhalb  des 
Grossherzogtums  Oldenburg  wohnhaften  EoUekteuren  an  Ein- 
wohner dieses  Grossherzogtums  abgesetzt  werden; 

2.  die  von  unter  1  gedachten  EoUekteuren  an  ihre  im  Grossherzog- 
tum Oldenburg  wohnhaften  Beauftragten  und  Wiederverkäufer 
abgesetzten  Lose; 

8.  die  von  den  im  Grossherzogtum  Oldenburg  wohnhaften  EoUek- 
teuren für  Rechnung  ihres  Oldenburger  C^sdiäfts  gespielten  Lose. 

Von  den  einzelnen  zu  zahlenden  Beträgen  werden  als  Beitrag  zu 
Tantiemen  und  Gratifikationen  l'A  °/o  gekürzt.  Ergibt  sich  fQr  die 
9.  und  die  folgenden  Lotterien  ein  Betrag  von  mindestens  51,000  M., 
so  werden  anstatt  1'/*  ''/o  11'/*%  zu  Gunsten  der  Lotteriekasse  gekürzt.** 

Artikel  IL 
Der  Art.  8  erhält  nachstehende  Fassung: 

,Der  gegenwärtige  Vertrag  soll  für  beide  Teile  unkündbar  bis  zur 
28.  Lotterie  einschliesslich  Gültigkeit  haben  und  jedesmal  für  weitere 


I)  Finanzarchiv  so  (1903)  8.  89i  f. 
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344     •^^^nd.  d.  Staatsvertrags  zwischen  dem  Grossherzogtam  Hessen  n.  Oldenburg  etc. 

sechs  Lotterien  als  verlängert  gelten,  wenn  er  nicht  spätestens  vor 
Abepielung  der  3.  Klasse  der  vorletzten  Lotterie,  für  die  er  gültig  ist, 
von  einem  der  vertragschliessenden  Teüe  gekündigt  wird. 

Sollte  infolge  der  Gesetzgebung  des  Deutschen  Reichs,  insbesondere 
durch  eine  etwaige  Erhöhung  der  Reichsstempelabgabe,  der  finanzielle 
Erfolg  der  Staatslotterie  erheblich  beeinträchtigt  werden,  so  steht  der 
Hessischen  Regierung  innerhalb  8  Wochen,  vom  Tage  der  Veröffent- 
lichung des  betreffenden  Gesetzes  an  gerechnet,  ein  Eündigungsrecht 
zu.  Vvird  von  diesem  Rechte  Gebrauch  gemacht,  so  endigt  der  Vertrag 
mit  dem  Ablaufe  der  laufenden  Lotterie;  erfolgt  die  Kündigung  jedoch 
erst  nach  Beendigung  der  Ziehung  der  2.  Klasse  der  Lotterie,  so 
endigt  der  Vertrag  mit  dem  Ablaufe  der  nächstfolgenden  Lott-erie." 

Artikel  IIL 

1.  In  Art.  10  Abs.  1  werden  die  Worte  «und  3'  gestrichen. 

2.  Der  Art.  10  erhält  als  Abs.  3  folgenden  Zusatz: 

, Durch  Aenderungen  des  Lotterieuntemehmens,  insbesondere  auch 
im  Bestände  der  Teilnehmer,  wird  der  gegenwärtige  Vertrag  nicht 
berührt.« 

Artikel  IV. 

In  Abs.  2  des  Art.  11  werden  die  Ziffern  1,  2,  5,  9,  13  und  19  durch  die 
Ziffern  6,  8,  14,  20  und  26  ersetzt. 

Artikel  V. 

Die  Auswechslung  der  Ratifikationsurkunden  soll  in  Hannover  bewirkt 
werden. 
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Hessisclie  Verordnim^, 

die  Anfhebimg  der  Dienstkantioiieii  der  Staatsbeamten  betreffend. 

Vom  25.  April  1904. 

(GrossherzogL  hesg.  Bgsbl.  Nr.  15  S.  177.) 

§1. 
Staatsbeamte  sind,  soweit  nicht  durch  Gesetz  ein  anderes  bestimmt  ist, 
nicht  verpflichtet,  durch  Bestellung  einer  Dienstkaution  dem  Staate  Sicherheit 
ftlr  dessen  Ansprüche  aus  ihrer  Amtsführung  zu  leisten. 

§2. 
In  den  Fällen,  in  denen  die  Kaution  nicht  oder  nicht  ausschliesslich  zur 
Sicherstellung  des  Staates  dient,  behält  es  bei  den  bestehenden  Vorschriften  sein 
Bewenden. 

§8. 
Die  Dienstkautionen  deijenigen  Staatsbeamten,  die  nach  den  Vorschriften 
der  gegenwärtigen  Verordnung  zur  Leistung  einer  Kaution  nicht  mehr  verpflichtet 
sind,  sollen  den  Berechtigten  zurückbegeben  werden.  Die  Bestimmung  der  Frist 
and  der  sonstigen  Voraussetzungen  mr  die  Rückgabe  bleibt  dem  Ermessen  der 
zuständigen  Ministerien  überlassen. 

§4. 
Für  etwaige  vor  der  Bückgabe  der  Kautionen  bekannt  werdende  Ersatz- 
ansprüche bleiben  die  Kautionen  verhaftet.    Ihre  Rückgabe  wird  in  Höhe  der 
erhobenen  Ansprüche  ausgesetzt,  bis  über  diese  endgültig  entschieden  ist. 

§5. 
Aufgehoben  sind  alle  dem  §  1  dieser  Verordnung  entgegenstehenden  Be- 
stimmungen, insbesondere  §  6  der  Bekanntmachung  vom  12.  Juni  1820,  betr. 
den  Vollzug  der  Verordnung  vom  2.  März  1820  über  das  bei  Einbringung  der 
direkten  Steuern  in  den  Provinzen  Starkenburg  und  Oberhessen  zu  beobachtende 
Verfahren,  §  9  letzter  Absatz  und  §  18  (insoweit  er  die  Verpflichtung  zur 
KautionssteUung  berührt)  der  Verordnung,  die  Organisation  der  Verwaltung  der 
Hauptstaatskasse  betr.,  vom  4.  Juni  1879  und  §  18  der  Verordnung  zur  Aus- 
ftihrung  des  deutschen  Gerichtsverfassungsgesetzes  etc.  vom  14.  Mai  1879. 

§6. 
Mit  der  Ausführung  dieser  Verordnung  sind  die  zuständigen  Ministerien 
beauftragt. 
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Bayr.  Gesetz,  die  Ausgabe  von  Schatzanweisimgen  betr. 

Vom  15.  März  1904. 
(Ges.-  u.  Verordnungsbl.  f.  d.  Königreich  Bayern  Nr.  18  S.  59.) 

Artikel  1. 
Der  königl.  Staatsminister  der  Finanzen  wird  ermächtigt,  zur  vorüber- 
gehenden Verstärkung  der  Betriebsmittel  der  königl.  Zentralstaatskasse  nach 
Bedarf  Schatzanweisungen,  längstens  auf  6  Monate  lautend,  bis  zum  Betrage 
35  Mill.  M.  auszugeben.  Die  Schatzanweisungen  können  wiederholt,  jedoch  nur 
zur  Deckung  in  Verkehr  gesetzter  Schatzanweisungen,  ausgegeben  werden. 

Artikel  2. 
Der  königl.  Staatsminister  der  Finanzen  wird  ermächtigt,  die  Mittel  zur 
Bestreitung  von  Ausgaben,  zu  deren  Deckung  die  Aufnahme  eines  Anlehens 
gestattet  ist,  bis  zum  Betrage  der  genehmigten  Summe  anstatt  durch  Aufnahme 
eines  Anlehens  mittels  Schuldverschreibungen  durch  Ausgabe  von  Schatz- 
anweisungen zu  beschaffen.  Zur  Einlösung  solcher  Schatzanweisungen  können 
wiederholt  Schatzanweisungen  oder  Schuldverschreibungen  ausgegeben  werden. 

Artikel  3. 
Die  zur  Verzinsung  und  Einlösung  der  Schatzanweisungen  erforderlichen 
Betrage  müssen  der  königl.  Staatsschuldentilgungshauptkasse  aus  den  bereitesten 
Staatseinkünften  zur  Verfallzeit  verfügbar  gestellt  werden. 

Artikel  4. 
Die  dem  königl.  Staatsminister  der  Finanzen  durch  §  2  Abs.  3  des 
Finanzgesetzes  für  die  XXVI.  Finanzperiode  vom  10.  August  1902  und  durch 
Art.  4  des  Gesetzes  vom  14.  Dezember  1903,  die  provisorische  Steuererhebung 
für  das  Jahr  1904  betreffend,  erteilte  Ermächtigung  zur  Ausgabe  von  Schatz- 
anweisungen ist  erloschen. 


Begründung  zum  Gesetzentwurf. 

Das  zeitliche  Missverhältnis  zwischen  dem  Anfall  der  Staatseinnahmen 
und  jenem  der  Staatsausgaben  hat  auch  in  Bayern  schon  frühzeitig  dazu  ge- 
führt, zur  Vermeidung  von  Störungen  und  Zahlunffsstockungen  im  Staatshaus- 
halte einen  Betriebsfonds  (Verlagskapital)  bereit  zu  halten.  Dieser  Fonds  beträgt 
zur  Zeit  nach  der  Generalfinanzrechnung  für  1902  53,951,838  M.  59  Pf.,  d.  i. 
rund  11,4%  der  nach  dem  Budgetent würfe  für  die  XXVII.  Finanzperiode  auf 
rund  473  Mill.  veranschlagten  Ausgaben.  Zu  diesem  Kapital  tritt  die  dem 
königl.   Staatsminister   der   Finanzen    in  §  2  Abs.  3    des  Finanzgesetzes   vom 
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10.  August  1902  und  Art.  4  des  Gesetzes  über  die  provisorische  Steuererhebung 
vom  14.  Dezember  1908  erteilte  Ermächtigung,  zur  weiteren  Verstärkung  des 
Betriebsfonds  der  königl.  Zentralstaatskasse  im  Bedarfsfalle  Schatzanweisungpen 
bis  zu  dem  Maximalbetrage  von  15  Hill.  M.  auszugeben.  Im  Falle  der  Reali- 
sierung dieses  Kredits  würde  das  Verlagskapital  zeitweilig  rund  14»67o  d^f 
Staatsausgaben  betragen,  während  schon  in  den  Motiven  zu  dem  im  Jahre 
1879  dem  Landtage  vorgelegten  Entwürfe  eines  Gesetzes  die  Verstärkung  des 
Yerlagskapitals  der  königl.  Zentralstaatskasse  betreffend,  dann  zu  §  2  des  Finanz- 
gesetzentwuifes  für  die  XXII.  Finanzperiode  1894/95  dargelegt  wurde,  dass  zur 
Fflhrang  eines  geordneten  Staatshaushalts  ein  Verlagskapital  von  beiläufig  25  % 
der  gesamten  staatlichen  Ausgaben  erforderlich  sei  (Verhdl.  d.  K.  d.  Abg.  1877 
bis  1881;  Beil.  Bd.  IV,  S.  268,  dann  1893/94,  Beil.  Bd.  III,  S.  7).  Dieses  Be- 
dürfnis ist  übrigens  wesentlich  dadurch  beeinflusst,  ob  der  Staatsregierung  un- 
verwendete  Erübrigungen  aus  früheren  Finanzperioden  oder  Anlehensgelder  zur 
Verfügung  stehen  oder  nicht,  Solange  die  eine  oder  andere  Hilfsquelle  zur 
Ergänzung  des  Verlagskapitals  vorübergehend  herangezogen  werden  konnte, 
trat  die  Unzureichendheit  des  letzteren  weniger  in  die  Erscheinung.  Sie  muss 
sich  aber  sofort  geltend  machen,  wenn  keine  oder  wenige  Erütnigungen  in  den 
Staatskassen  sich  befinden  und  gleichzeitig  die  ErlOse  der  letzten  Anlehensauf- 
nahmen  Verwendung  für  die  gesetzlich  bestimmten  Zwecke  gefunden  haben. 
In  einem  solchen  Falle  würde  das  Verlagskapital  mit  den  um  diese  Zeit  an- 
fallenden Staatseinnahmen  selbst  unter  Begebung  von  15  Mill.  M.  Schatzanwei- 
sangen nicht  weit  Über  die  ersten  8  Monate  des  Jahres  zur  Befriedigung  der 
ordentlichen  Ausgaben  hinreichen.  Da  nun  aber  um  diese  Zeit  schon  wieder 
ausserordentliche  Ausgaben  für  den  Eisenbahnbau,  für  Justizbauten,  Postbauten, 
Telegraphen-  und  Telephonanlagen  etc.  anfallen,  so  mussten  in  den  letzten  Jahren 
die  Baugelder  in  den  ersten  Jahresmonaten  durch  Anlehensaufnahme  flüssig 
gemacht  werden.  Nun  kann  sich  indessen  gerade  dieser  Zeitpunkt  als  für  Auf- 
nahme eines  Anlehens  wenig  geeignet  erweisen,  um  auch  in  diesem  Falle  der 
Staatsregierung  die  Mittel  an  die  Hand  zu  geben,  die  gesamten  Staatsausgaben 
einschliesslich  jener  für  Rechnung  von  Anlehenskrediten  bis  zum  Eintritte 
günstiger  Zeitverhältnisse  bestreiten  zu  können,  schlägt  der  Entwurf  vor,  der 
Staatsregierung  die  Ermächtigung  zu  erteilen,  Schatzanweisungen  in  einem 
höheren  Betrage,  als  seither  zulässig  war,  auszugeben,  und  zwar  nicht  nur  zum 
Zwecke  vorübergehender  Stärkung  der  Betriebsmittel,  sondern  auch  zur  Reali- 
sierung von  Anlehenskrediten. 

Im  besonderen  ist  folgendes  zu  bemerken: 

Zu  Artikel  1,  3  und  4. 

Der  vorgeschlagene  HOchstbetrag  von  35  Mill.  fasst  die  seitherigen  Be- 
willigungen zur  Ausgabe  an  Seh atzan Weisungen  in  sich.  Selbst  im  Falle  der 
Emission  der  vollen  Summe  würde  hiermit  das  Veriagskapital  fQr  die  laufende 
Finanzperiode  zeitweilig  erst  den  Betrag  von  rund  19  ^/o  der  sämtlichen  budget- 
mässigen  Ausgaben  erreichen  und  sohin  immer  noch  unter  der  seither  stets  als 
erforderlich  bezeichneten  Hohe  verbleiben.  Aus  Zweckmässigkeitsgründen  empfahl 
es  sich  hierbei,  anstatt  der  Bezugnahme  auf  die  bisherigen  Bestimmungen  die  für 
die  Ausgabe  von  Schatzanweisungen  aufgestellten  Bedingungen  zusammenzu- 
fassen, wodurch  die  Möglichkeit  gegeben  ist,  die  bisherigen  Bestimmungen  auf- 
zuheben. 

Ebenso  würde  der  zweite  Absatz  des  §  2  des  Finanzgesetzentwurfes  für 
die  XXVII.  Finanzperiode  1904  und  1905  gegenstandslos  werden. 

Zu  Artikel  2. 
Wie  im  allgemeinen  Teile  bereits  bemerkt  wurde,  können  sich  aus  ver- 
schiedenen Gründen  in  einem  gegebenen  Zeitpunkte  der  Aufnahme  eines  An- 
lehens mittels  Ausgabe  von  Schuldverschreibungen  zur  Beschaffung  der  Mittel 
für  auf  Anlehenskredite  verwiesene  Ausgaben  Schwierigkeiten  entgegenstellen 
und  die  Ausgabe  von  Schatzanweisungen  als  zweckmässiger  erscheinen  lassen. 
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348     Begründ.  z.  Oesetzentw.,  betr.  die  AuBgftbe  v.  Bchatzanweisangen  in  Bayern. 

Die  Schatzaaweisuiiffen  mit  der  in  Aussicht  gestellten  Einlösung  an  bestimmten 
Terminen  finden  auch  in  unruhigen  Zeiten  gerne  Verwendung  zur  Anlage  flüssiger 
Kapitalien,  und  sie  bieten  selbst  in  Zeiten  hohen  Diskonts  Vorteile  gegenüber 
den  in  einem  solchen  Falle  zu  gewärtigenden  drückenden  Anlehensbecungungen, 
da  es  för  die  Staatskasse  immerhin  besser  ist,  zeitweilig  höhere  Zinsen  für 
Schatzanweisungen  zu  bezahlen,  als  dauernde  Anlehen  unter  ungflnstigen  ye^ 
hUtnissen  aufzunehmen.  Aus  solchen  Erwägungen  ist  denn  auch  im  Deutschen 
Reiche  die  Bereitstellung  der  im  Wege  des  nredits  zu  beschaffenden  Geldmittel 
wahlweise  durch  Aufnahme  einer  verzinslichen  Anleihe  oder  durch  Ausgabe  von 
Schatzanweisungen  gestattet  (vgl.  §  1  der  Reichsschuldenordnung  vom  19.  Marx, 
1900,  RQ.B1.  S.  129) ,  wie  dies  auch  schon  in  §  7  des  Gesetzes  für  den  Nord- 
deutschen Bund  vom  9.  November  1867  (Bundesgesetzblatt  S.  150)  bezfigUch  der 
damals  genehmigen  Anleihe  als  zulässig  erklärt  war. 

An  den  emzelnen  Bestimmungen  der  einschlägigen  Kreditgesetze  würde 
selbstredend  keine  Aenderung  eintreten;  dies  gilt  insbesondere  auch  von  der 
Beschaffung  der  Mittel  für  die  Aufbringungskosten  und  die  Zinsenzahlung. 

Der  zweite  Satz  des  Artikels  ist  geboten,  um  in  den  Stand  geset.zt  zu 
sein,  nach  Ablauf  der  Umlaufszeit  der  Schatzanweisungen  neuerlich  Schatz- 
anweisungen innerhalb  des  Rahmens  der  Kreditgesetze  auszugeben,  sofeme  bei 
Fortdauer  der  ungünstigen  Verhältnisse  die  Ausgabe  von  Schuldverschreibungen 
sich  neuerUdi  widerraten  würde. 

Eine  Umlaufszeit  für  die  an  Stelle  von  Schuldverschreibungen  tretenden 
Schatzanweisungen  gesetzlich  festzulegen,  ist  nicht  wohl  möglich,  da  unter  Um- 
ständen die  Staatsregierung  genötigt  sein  kann,  auch  länger  laufende  Schatz- 
anweisungen auszugeben,  wie  dies  bei  den  vom  Deutschen  Reiche  im  Jahre  1900 
ausgegebenen  4°/oigen  Schatzanweisungen  zu  80  Mill.  M.  mit  Ar  und  5jähriger 
Umlaufszeit  der  Fall  war.  Ueberdies  handelt  es  sich  hier  nicht  um  neue 
Kredite,  sondern  nur  um  eine  andere  Form  der  Realisierung  bereits  bewilligter 
Kredite. 

Dass  sich  die  Bestimmungen  des  Art.  2  ebenso  auf  die  künftig  zu  erlassen- 
den wie  auf  die  bereits  erlassenen  Kreditgesetze  beziehen,  ist  selbstverständlich. 
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Das  neue  Hambnrger  Erbschaftssteuergesetz. 

Von 
Georg  Schanz, 

Infolge  des  neuen  B.G.B.  sah  sieb  auch  Hamburg  veranlasst,  seine  erst 
1894  und  1898  umgestaltete  Erbschaftssteuer^)  von  neuem  umzuarbeiten.  Die- 
selbe ist  dadurch  im  äusseren  Aufbau  den  übrigen  deutschen  Erbschaftssteuer- 
gesetzen erheblich  ähnlicher  als  bisher  geworden.  Da  aber  zugleich  für  einen 
Fehlbetrag  von  3Vs  Mill.  M.  Deckung  gesucht  werden  musste,  benutzte  man 
diese  Gelegenheit,  neben  einer  weiteren  Verstärkung  der  Progression  der  Ein- 
kommensteuer auch  die  Erbschaftssteuer  finanziell  ergiebiger  zu  machen.  Wie 
Hamburg  schon  früher  (1894)  die  Besteuerung  der  Deszendenten  gewagt  hat*), 
so  ist  es  nunmehr  als  erster  deutscher  Staat  —  der  schwache  Ansatz  im 
badischen  Erbschaftssteuergesetz  vom  14.  Juni  1899  (vgl.  Finanzarchiv  18,  1901, 
S.  765)  ist  kaum  zu  rechnen  —  dazu  geschritten,  die  Erbschaftssteuer  progressiv 
nach  der  Hohe  des  Anfalls  zu  gestalten.  Darin  liegt  die  grosse  Bedeutung 
dieses  Gesetzes.  Berechnet  man  auf  Grund  des  §  16  die  neuen  Steuersätze  in 
Prozenten,  so  ergibt  sich  folgendes  Bild: 

Es  zahlen 


bis 

über  50,000 

100,000 

200,000 

800,000 

50,000 

bis 

bis 

bis 

bis 

100,000 

200,000 

300,000 

400,000 

'h 

% 

7o 

Vo 

> 

2 

2,20 

2,40 

2,60 

2,80 

Kinder 2 

Abkömmlinge  der  Kinder,  die 
Schwieger-  und  Stiefkinder  .      4  4,40  4,80  5,20         5,60 

Geschwister,  Verwandte  und  Ver- 
schwägerte aufsteigend.  Linie, 
Adoptivkinder  und  deren  Ab- 
kömmlinge, Personen,  welche 
den  Erblasser  an  Kindesstatt 
angenommen  haben  ....      6  6,60  7,20  7,80         8,40 

Seitenlinie  im  3.  Grad      ...      8  8,80  9,60         10,40       11,20 

Alle  übrigen  Personen,  auch  juri- 
stische Personen 10  11,00        12,00         13,00       14,00 


1)  Finanzarchiv  16  (1899)  S.  370  f. 

i)  Vgl.  Finanzarchiv  18  (1899)  S.  876  f. 
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über  400,000 

500,000 

600,000 

700,000 

800,000 

über 

bis 

bis 

bis 

bis 

bis 

900,000 

500,000 

600,000 

700,000 

800,000 

900,000 

Vo 

Vo 

% 

7e 

'/o 

'k 

,    .     .    8,00 

3,20 

3,40 

3,60 

3,80 

4,00 

Kinder  ... 

AbkOmmliDge  der  Kinder^ 
die  Scbwieger-  und  Stief- 
kinder      6,00         6,40  6,80         7,20  7,60  8,00 

Geschwister,  Verwandte 
und  Verschwägerte  auf- 
steigend. Linie,  Adoptiv- 
kinder und  deren  Ab- 
kömmlinge, Personen, 
welche  den  Erblasser  an 
Kindesstatt  angenom- 
men haben 9,00         9,60        10,20        10,80        11,40        12,00 

Seitenlinie  im  3.  Grad     .  12,00        12,80        13,60        14,40        15,20        16,00 

Alle  übrigen  Personen, 
auch  juristische  Per- 
sonen       15,00       16,00        17,00        18,00        19,00        20,00 

FQr  die  übrige  Orientierung  in  Betreff  des  neuen  Gesetzes  dürften  die 

dem  Gesetz  angeschlossenen  Drucksachen  ausreichen. 
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Hamburger  Erbschaftssteuergesetz. 

Vom  2.  März  1903  ^). 
(Amtsblatt  der  freien  und  Hansestadt  Hamburg  ▼.  6.  M&rz  1903,  Nr.  81  S.  119.) 

§1. 

Der  Erbschaftssteuer  unterliegt  jeder  Erwerb  von  Todes  wegen,  wenn 
der  Erblasser  seinen  letzten  Wohnsitz  im  hamburgischen  Staatsgebiet  gehabt  hat. 

Die  zu  einem  Erwerbe  von  Todes  wegen  gehörenden,  im  hamburgischen 
Staatsgebiet  belegenen  Qrundstücke  unterliegen  der  Erbschaftssteuer  ohne  Rück- 
sicht auf  den  letzten  Wohnsitz  des  Erblassers.  Die  in  einem  anderen  deutschen 
Bundesstaate  belegenen  Orundstficke  sind  von  der  Erbschaftssteuer  frei.  Die 
im  Auslände  belegenen  Qrundstücke,  welche  zu  einem  nach  Massgabe  des  ersten 
Absatzes  zu  yersteuemden  Erwerbe  von  Todes  wegen  gehören,  können  mit 
Genehmigung  des  Senats  von  der  Erbschaftssteuer  nreigdassen  werden,  wenn 
nach  den  auidändischen  Gesetzen  die  Grundstücke  einer  solchen  Steuer  unter- 
worfen sind.  Diese  Vorschriften  finden  auf  diejenigen  Rechte  an  Grundstücken, 
für  welche  die  sich  auf  Grundstücke  beziehenden  Vorschriften  gelten,  ent- 
sprechende Anwendung. 

§2. 
Als   Erwerb  von   Todes   wegen   ist  jeder  Vermögensvorteil   anzusehen, 
welcher  durch  Erbfolge,  durch  Vermächtnis,  infol^^e  der  Geltendmachung  eines 
Pflichtteilsanspruchs  oder  durch  Vollziehung  der  einem  Erben  oder  Vermächtnis- 
nehmer gemachten  Auflage  erlangt  wird. 

§3. 
Eine  Zuwendung,  welche  ein  Abkömmling  von  dem  Erblasser  bei  dessen 
Lebzeiten  erhalten  hat,  ist  wie  ein  nach  dem  Ableben  des  Erblassers  aus  dessen 
Nachlasse  angefallener  Erwerb  von  Todes  wegen  zu  behandeln,  wenn  die  Zu- 
wendung bei  der  Auseinandersetzung  mit  anderen  Abkömmlingen  zur  Aus- 
gleichung zu  bringen  ist  oder  beim  Vorhandensein  mehrerer  Abkömmlinge  zur 
Ausgleichung  zu  bringen  sein  würde  oder  nach  letztwilliger  Verfügung  des  Erb- 
lassers bei  der  Erbteilung  in  Anrechnung  zu  bringen  ist.  Diese  Vorschrift  findet 
auch  dann  Anwendung,  wenn  eine  auf  Gesetz  beruhende  Ausgleichungspflicht 
von  dem  Erblasser  erlassen  ist. 

§4. 
Schenkungen  von  Todes  wegen  (§  2301  Abs.  1  des  Bürgerlichen  Gesetz- 
buchs) sind  als  Erwerb  von  Todes  wegen  anzusehen. 


I)  Das  Gesetz  hat  einen  Kommentar  erhalten:  Dr.  J.  v.  Geyer,  Das  hambargisehe 
Erbsehaftsstenergesetz  vom  2.  Mftrz  1903  unter  Benutzung  der  Gesetzesmaterialien  er- 
läutert,   gr.  160  (VT,  149  S.).    Hamburg  1908.    C.  Boysen. 
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Qg2  Hamburger  Erbschaftssteuergesetz  vom  8.  März  1903. 

Schenkungen  unier  Lebenden  sind  wie  ein  nach  dem  Ableben  des 
Schenkels  aus  dessen  Nachlasse  angefallener  Erwerb  von  Todes  wegen  zu  be- 
handeln: 

a)  wenn  die  Vollziehung  der  Schenkung  bis  zum  Tode  des  Schenkers 
aufgeschoben  ist  oder  der  Schenker  sich  die  Nutzniessung  des  zu- 
gewendeten Gegenstandes  ganz  oder  zum  Teil  f&r  Lebenszeit  vor- 
behalten hat,  oder 

b)  wenn  den  Umständen  nach  anzunehmen  ist,  dass  die  Form  der  Schenkung 
zum  Zwecke  der  Vermeidung  der  Erbschaftssteuer  gewSMt  ist,  oder 

c)  wenn  die  Schenkung  in  dem  letzten  Jahre  vor  dem  Tode  des  Schenkers 
erfolgt  ist 

Die  in  diesem  Paragraphen  bezeichneten  Schenkungen  unterliegen  der 
Erbschaftssteuer  auch  dann,  wenn  sie  zum  Zwecke  der  Belohnung  oder  unter 
einer  Auflage  gemacht  sind.  Als  Schenkungen  sind  alle  in  der  Absicht  der 
Bereicherung  eines  anderen  gemachten  Zuwendungen  anzusehen,  auch  soweit 
sie  in  die  Form  eines  anderen  Rechtsgeschäftes  gekleidet  sind.  Dagegen  sind 
Schenkungen,  durch  die  einer  sittlichen  Pflicht  oder  einer  auf  den  Anstand  zu 
nehmenden  Rücksicht  entsprochen  wird.  Gaben  zur  Unterstützung  Bedürftiger, 
Aufwendungen  für  wohltätige  oder  gemeinnützige  Zwecke,  Erlasse  von  Forde- 
rungen wegen  Zahlungsschwierigkeit  des  Schuldners,  den  VermOgensverhältnissen 
entsprechende  Gelegenheitsgeschenke  an  Verwandte  oder  zum  Haushalte  gehörige 
Personen  der  Erbschaftssteuer  nicht  unterworfen. 

Als  Erwerb  von  Todes  wegen  ist  auch  ein  VermOgensvorteil  anzusehen, 
welcher  auf  Grund  eines  von  dem  Erblasser  zu  Gunsten  eines  dritten  geschlossenen 
Vertrages  dem  dritten  infolge  des  Todes  des  Erblassers  zufällt  (vgl.  jedoch 
§  15  Abs.  1  letzter  Satz). 

Ein  durch  Verfügung  von  Todes  wegen  einem  Testamentsvollstrecker  als 
Vergütung  für  dessen  Tätigkeit  zu^wandter  Betrag  ist  als  Erwerb  von  Todes 
wegen  anzusehen,  wenn  und  soweit  nach  den  Umständen,  insbesondere  nach 
der  Höhe  der  Vergütung  anzunehmen  ist,  dass  die  Bezeichnung  der  Zuwendung 
als  Vergütung  für  die  Testamentsvollstreckung  zum  Zwecke  der  Vermeidung 
der  Erbschaftssteuer  gewählt  ist. 

§5. 

Der  bei  Beendigung  einer  fortgesetzten  Gütergemeinschaft  den  anteils- 
berechtigen  Abkömmlmgen  zukommende  Anteil  am  Gesamtgut  ist  der  Erb- 
schaftssteuer unterworfen,  wenn  der  überlebende  Ehegatte  zur  Zeit  der  Be- 
endigung seinen  Wohnsitz  im  hamburgischen  Staatsgebiete  gehabt  oder,  sofern 
er  zu  der  betreffenden  Zeit  keinen  Wohnsitz  hatte,  seinen  letzten  Wohnsitz  im 
hamburgischen  Staatsgebiete  gehabt  hat.  Dem  zu  versteuernden  Erwerbe  ist 
das  Vorempfangene  nach  Massgabe  der  Bestimmungen  des  §  3  hinzuzurechnen. 
Das  gilt  auch  dann,  wenn  eine  auf  Gesetz  beruhende  Ausgleichungspflicht  von 
dem  Zuwendenden  erlassen  ist. 

Eine  Abfindung,  welche  aus  dem  Gesamtgut  einer  fortgesetzten  Güter- 
gemeinschaft einem  Abkömmling  dafür  gewährt  wird,  dass  dieser  auf  seinen 
Anteil  am  Gesamtgut  verzichtet,  ist  der  Erbschaftssteuer  unterworfen,  wenn  zur 
Zeit  des  Verzichts  hinsichtlich  des  Wohnsitzes  des  überlebenden  Ehegatten  die 
im  ersten  Satze  des  Abs.  1  bestimmten  Voraussetzungen  zutreffen. 

Endigt  die  fortgesetzte  Gütergemeinschaft  mit  dem  Tode  des  überleben- 
den Ehegatten,  so  tritt  die  gleiche  Behandlung  ein,  wie  wenn  das  ganze  Ge- 
samtgut zum  Nachlasse  des  zuletzt  verstorbenen  Ehegatten  gehörte. 

§6. 
Ein  aufschiebend  bedingter  oder  befristeter  Erwerb  unterliegt  der  Erb- 
schaftssteuer erst  mit  dem  Ein&itt  der  Bedingung  oder  des  Termins ;  doch  kann 
das  Erbschaftsamt  die  Leistung  einer  Sicherheit  für  die  alsdann  zu  entrichtende 
Erbschaftssteuer  aus  dem  Nachlasse  fordern. 
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Ein  unter  einer  auflösenden  Bedingung  gemachter  Erwerb  ist  wie  ein 
anbeding^r  Erwerb  zn  versteuern;  doch  wird  die  gezahlte  Steuer  nach  dem 
Eintritt  der  Bedingung  erstattet,  soweit  sie  den  dem  Werte  der  von  dem  Er- 
werber gezogenen  Nutzungen  entsprechenden  Steuerbetrag  übersteigt.  Das 
gleiche  gilt,  wenn  ein  Erwerb  auf  die  Lebenszeit  des  Berechtigten  beschränkt 
oder  nach  dem  Eintritt  eines  sonstigen  Ereignisses  einem  anderen  herauszu- 
geben ist. 

Ist  ein  Erwerb  mit  dem  Eintritt  eines  von  vornherein  bestimmten  Zeit- 
punktes einem  anderen  herauszugeben,  so  sind  der  Berechnung  der  Steuer  die 
bis  zu  jenem  Zeitpunkte  zu  ziehenden  Nutzungen  zu  Grunde  zu  legen,  falls 
die  so  zu  berechnende  Steuer  geringer  ist  als  die  nach  dem  Kapital  zu  be- 
rechnende Steuer. 

§7. 

Besteht  ein  zu  versteuernder  Erwerb  in  dem  Recht  auf  wiederkehrende 
Nutzungen  oder  Leistungen,  so  ist  der  Steuerpflichtige  berechtigt,  an  Stelle  der 
von  den  einzelnen  Beträgen  nach  deren  FäUigkeit  zu  erhebenden  Erbschafts- 
steuer eine  einmalige  nach  dem  Werte  des  Rechts  zu  berechnende  Erbschafts- 
steuer zu  entrichten. 

Der  Wert  des  Rechts  wird  nach  dem  Werte  des  1jährigen  Bezuges 
berechnet  und  zwar,  unbeschadet  der  Vorschriften  des  §  8, 

auf  den  12Vsfachen  Betrag,  wenn  der  künftige  Wegfall  des  Bezugsrechts 
gewiss,  die  Zeit  des  Wegfalls  aber  ungewiss  ist, 

auf  den  25fachen  Betrag  bei  unbeschränkter  oder  bestimmter  Dauer  des 
Bezugsrechts.  Bei  bestimmter  Dauer  ist  der  Gesamtbetrag  der  künftigen  Be- 
züge massgebend,  wenn  er  der  geringere  ist 

Der  1jährige  Betrag  der  Nutzung  eines  Kapitals  ist,  wenn  er  nicht  ander- 
weit feststeht,  auf  vier  vom  Hundert  anzunehmen.' 


von  mehr  als 

25 

35 

»    •   * 

35 

45 

45 

55 

55 

65 

65 

70 

70 

75 

75 

80 

80  Jahren 

§8. 

Der  Kapitalwert  wiederkehrender  Nutzungen  oder  Leistungen,  deren 
Bezug  auf  die  Lebenszeit  des  Berechtigen  oder  einer  anderen  Person  beschränkt 
ist,  i^  nach  dem  Lebensalter  der  Person,  mit  deren  Ableben  das  Recht  erlischt, 
in  der  Weise  zu  berechnen,  dass  bei  einem  Lebensalter 

bis  zu  25  Jahren  der  20fache  Betrag 

18    , 

16    . 

14    , 

12    , 

10    . 

8    , 

6    „ 

4   . 

des  Werts  des  Ijäbrigen  Bezugs  als  Kapitalwert  anzusehen  ist. 

Ist  die  Dauer  des  Bezugsrechts  von  der  Lebensdauer  mehrerer  Personen 
abhängig,  so  ist, 

wenn  das  Bezugsrecht  mit  dem  Ableben  der  zuerst  versterbenden  Person 
erlischt,  das  Lebensalter  der  ältesten  Person, 

wenn  das  Bezugsrecht  mit  dem  Tode  der  zuletzt  versterbenden  Person 
erlischt,  das  Lebensalter  der  jüngsten  Person  massgebend. 

§9. 
Das  Recht,  nach  Massgabe  der  Vorschriften  der  §§  7  und  8  die  Steuer 
von  dem  Werte  des  Rechts  zu  entrichten,  kann  auch  während  der  Dauer  des 
Bezugsrechtes  in  gleicher  Weise  ausgeübt  werden,  wie  wenn  zur  Zeit  der  Aus- 
übasg  des  Rechts  der  Anfall  erfolgt  wäre.  Eine  Anrechnung  der  bis  dahin  von 
den  einzelnen  Leistungen  entrichteten  Steuerbeti^e  findet  nicht  statt 
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Der  im  Falle  nachtr&elicher  Ausübung  des  Rechts  zu  entrichtende  Steuer- 
betrag darf  unter  Hinzurechnung  der  in  der  Zwischenzeit  von  den  einzelnen 
Leistungen  entrichteten  Steuerbeträge  nicht  geringer  sein  als  deijenige  Betrag, 
der  zu  entrichten  gewesen  wäre,  wenn  das  Recht  bei  Beginn  der  Steuerpflicht 
ausgeübt  w&re. 

§  10. 

Ein  Erwerb  von  Todes  wegen,  dessen  Nutzungen  einem  anderen  als  dem 
Erwerber  zustehen,  braucht  von  dem  Erwerber  nur  insoweit  versteuert  zu  werden, 
als  der  Wert  des  Gegenstandes  den  nach  den  Vorschriften  der  §§  7  und  8  zu 
berechnenden  Wert  des  Nutzungsrechtes  übersteigt 

Der  Erwerber  kann  verlangen,  dass  die  Versteuerung  bis  zum  Erlöschen 
des  Nutzungsrechtes  ausgesetzt  bleibt.  In  diesem  Falle  findet  die  Vorschrift 
des  ersten  Absatzes  keine  Anwendung.  Das  Erbschaftsamt  kann  die  Leistung 
einer  Sicherheit  für  die  zu  entrichtende  Erbschaftssteuer  ans  dem  Nachlasse 
fordern. 

Wenn  im  Falle  des  zweiten  Absatzes  das  mit  dem  Nutzungsrechte  be- 
lastete Vermögen  vor  dem  Erlöschen  des  Nutzungsrechts  im  Wege  der  g^etz- 
lichen  Erbfolge  auf  eine  andere  Person  übergeht,  so  wird  die  En^schaftssteuer 
für  diesen  üeber^ang  nicht  erhoben,  vielmehr  tritt  die  gleiche  Behandlung  ein, 
wie  wenn  derjenige,  dem  das  Vermögen  zur  Zeit  des  Erlöschens  des  Nutzungs- 
rechtes geholt,  das  Vermögen  unmittelbar  von  dem  ursprünglichen  Erblasser 
erworben  hätte. 

§11. 

Von  jedem  nach  Massgabe  dieses  Gesetzes  zu  versteuernden  Erwerbe  hat 
der  Erwerber  binnen  2  Monaten  nach  erlangter  Kenntnis  von  dem  Anfalle 
dem  Erbschaftsamte  eine  schriftliche  Anzeige  zu  erstatten.  Die  Frist  beträgt 
6  Monate,  wenn  der  Erwerber  bei  dem  Beginne  der  Frist  sich  im  Audande 
aufhält. 

Bei  Zuwendungen  der  in  den  §§  3  und  4  bezeichneten  Art  beginnen  die 
Fristen  mit  der  Kenntnis  des  Erwerbers  von  dem  Tode  des  Zuwendenden. 

Sind  mehrere  Personen  zur  Erstattung  der  Anzeige  verpflichtet,  so  kommt 
die  von  einem  Erwerber  erstattete  Anzeige  auch  den  übrigen  zu  statten,  sofern 
der  diesen  angefallene  Erwerb  aus  der  Anzeige  erkennbar  ist. 

Einer  Anzeige  bedarf  es  nicht,  wenn  der  Erwerb  auf  einer  von  einem 
hamburgischen  Gerichte  eröffneten  Verfügung  von  Todes  wegen  beruht. 

§  12. 
Jeder,  dem  ein  Erwerb  von  Todes  wegen  oder  ein  diesem  gleichstehender 
Erwerb  angefallen  ist,  hat  auf  Verlangen  des  Erbschaftsamtes  innerhalb  einer 
vom  Erbschaftsamte  zu  bestimmenden  Frist  ein  Verzeichnis  der  zu  dem  Er- 
werbe gehörigen  Gegenstände  unter  An^be  ihres  Wertes  und  unter  Aufführung 
der  in  Abzug  zu  bringenden  Verbindlichkeiten  einzureichen,  auch  Über  alle 
für  die  Steuerpflicht  in  Betracht  kommenden  Verhältnisse  Auskunft  zu  erteilen. 
Der  zu  versteuernden  Masse  ist  der  Betrag  einer  Forderung  des  Erblassers 
gegen  den  Steuerpflichtigen  hinzuzurechnen,  welche  infolge  des  Anfalles  durch 
Vereinigung  von  Recht  und  Verbindlichkeit  erloschen  ist.  Auf  Erfordern  des 
Erbschsdftsamtes  ist  die  Richtigkeit  der  gemachten  Angaben  an  Eides  Statt  zu 
versichern. 

§  18. 

Die  in  den  §§  11  und  12  bezeichneten  Verpflichtungen  treffen  auch  die 
Testamentsvollstrecker,  Nachlasspfleger  und  Nachlassverwalter  in  Ansehung  der 
ihrer  Verwaltung  unterliegenden  Gegenstände. 

Die  im  §  11  bezeichneten  Fristen  beginnen  für  diese  Personen  nicht  vor 
der  Uebemahme  der  Verwaltung. 
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8  14. 

Der  Berechnang  der  Erbechafissieaer  ist  der  Wert  zu  Grunde  zu  legen, 
den  die  zu  versteuernden  Gegenstände  zur  Zeit  des  Anfalles  an  den  Steuer- 
Pflichtigen  haben. 

Grundstücke  und  Rechte,  für  welche  die  auf  Grundstücke  sich  beziehen- 
den Vorschriften  gelten,  soDen  von  zwei  Sachverständigen  geschätzt  werden, 
von  denen  der  eine  von  dem  Erbschaftsamte,  der  andere  von  dem  Steuer- 
pflichtigen ernannt  wird.  Wird  der  von  dem  Steueipflichtigen  zu  ernennende 
Sachverständige  nicht  innerhalb  1  Woche  nach  Aufforderung  des  Erbschafbs- 
amtes  diesem  namhaft  gemacht  oder  können  sich  mehrere  beteOigte  Steuer- 
pflichtige innerhalb  dieser  Frist  über  die  Person  des  SachverstäntSgen  nidit 
einigen,  so  ernennt  das  Erbschaftsamt  auch  den  zweiten  Sachver^Andigen. 
Kommt  eine  Einigung  unter  den  Sachverständigen  nicht  zu  stände,  so  wählen 
sie  einen  Obmann.  Findet  eine  Verständigung  über  die  Person  des  Obmannes 
nicht  statt,  so  wird  er  auf  Antrag  vom  I^äsidenten  des  Landgerichts  ernannt. 
Das  Erbschaitsamt  kann  von  der  Schätzung  absehen,  wenn  der  Wert  in  anderer 
Weise  nach  dem  Ermessen  des  Erbschaftsamtes  genügend  nachgewiesen  wird. 
Insbesondere  kann  ein  nach  dem  Anfalle  oder  binnen  3  Jahren  vor  diesem 
Zeitpunkte  erzielter  Kaufpreis  als  Wert  angenommen  werden.  Die  Kosten  des 
Schätzungsverfahrens  ti^tft  der  Steuerpflichtige. 

Bei  beweglichem  Vermögen  kann  die  eigene  Wertangabe  des  Steuer- 
pflichtigen als  massffebend  angesehen  werden.  Der  Wert  wird  nötigenfalls  durch 
Sachverständige  auf  Kosten  des  Steuerpflichtigen  geschätzt. 

Der  Wert  von  Wertpapieren  wird  durch  den  Börsenpreis,  in  Ermanglung 
eines  solchen  durch  einen  vom  Erbschaftsamte  zu  ernennenden  Sachverständigen 
bestimmt. 

Zweifelhafte  Forderungen  sind  nach  ihrem  wahrscheinlichen  Werte  anzu- 
setzen.   Uneinbringliche  Forderungen  bleiben  unberücksichtigt. 

§  15. 

Von  dem  nach  den  Vorschriften  des  §  14  zu  berechnenden  Werte  eines 
Nachlasses  werden  in  Abzug  gebracht:  die  von  dem  Erblasser  herrührenden 
Schulden  mit  Einschluss  der  infolge  des  Erbfalls  durch  Vereinigung  von  Recht 
und  Verbindlichkeit  erloschenen  Schulden  und  die  den  Erben  als  solchen  treffen- 
den Verbindlichkeiten,  femer  die  Kosten  einer  standesmässif^n  Beerdigung  des 
Erblassers,  die  Kosten  der  Eröffnung  und  Vollstreckung  emer  Verfügung  des 
Erblassers  von  Todes  wegen,  der  gerichtlichen  Sicherung  des  Nachlasses,  einer 
Nachlasspflegschaft,  des  Aufgebot  der  Nachlassgläubiger  und  der  Inventar- 
errichtung,  die  im  Falle  der  Todeserklärung  des  Erblassers  dem  Nachlasse  zur 
Last  fallenden  Kosten  des  Verfahrens,  die  Kosten  einer  Auseinandersetzung 
zwischen  Miterben  oder  anderen  an  einem  Erwerbe  beteOigten  Personen,  sowie 
der  von  letztwilligen  Verfügungen  des  Erblassers  oder  von  Erb  vertragen  zu 
entrichtende  Stempel.  Dagegen  wird  die  Erbschaftssteuer  selbst  nicht  in  Abzug 
^bracht.  Zu  den  den  Erben  als  solchen  treffenden  Verbindlichkeiten  gehören 
msbesondere  die  Verbindlichkeiten  aus  Vermächtnissen  und  Auflagen,  dagegen 
die  Verbindlichkeiten  aus  Pflichtteilsrechten  nur  dann,  wenn  der  Fflichtteils- 
anspruch  geltend  gemacht  wird.  Der  Wert  einzelner  Sachen  oder  Rechte,  welche 
den  Gegenstand  eines  Erwerbes  von  Todes  wegen  bilden,  vermindert  sich  um 
den  Betrag  der  Verbindlichkeiten,  mit  welchen  die  Sachen  oder  Rechte  belastet 
sind  oder  welche  den  Erwerber  als  solchen  treffen.  Eine  Zuwendung,  welche 
nach  den  Vorschriften  dieses  Gesetzes  als  Erwerb  von  Todes  wegen  zu  be- 
handeln oder  einem  solchen  gleichzuachten  ist,  bleibt  steuerfrei,  soweit  sie  zur 
Befriedigung  des  Erwerbers  wegen  einer  diesem  zustehenden  Forderung  dient. 

Gehören  zu  einem  im  übrigen  der  Erbschaftssteuer  unterliegenden  Nach- 
lasse Grundstücke,  welche  ausserhalb  Hamburgs  belegen  und  von  der  Erb- 
•cbaftnteuer  frei  sind,  oder  gehören  zu  einem  an  sich  nicht  der  Erbschaftssteuer 
unterliegenden  Nachlasse  im  hamburgischen  Staatsgebiete  belegene  Grundstücke, 
so   wird  von  dem  Werte  der  der  Erbschaftssteuer  unterliegenden  Gegenstände 
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nur  ein  dem  Wertverhältnisse  der  letzteren  zu  dem  Gesamtnachlasse  entsprechen- 
der Teilbetrag  der  im  ersten  Absätze  bezeichneten  Verbindlichkeiten  und  Kosten 
in  Abzug  gebracht.  Hypotheken,  Grund-  und  Bentenschulden  und  andere  Rechte 
an  Grundstücken  werden  nur  von  dem  Werte  der  damit  belasteten  Grundstücke 
abgesetzt,  eine  damit  verbundene  persönliche  Verbindlichkeit  der  Eigentümer 
kommt  bei  der  Übrigen  Masse  nur  zu  dem  durch  den  Wert  des  Grundstücks 
nicht  gedeckten  Betrage  zur  Anrechnung. 

§  16. 
Die  Erbschaftssteuer  beträgt: 

1.  zwei  vom  Hundert  für  eigene  Kinder  des  Erblassers,  einschliesslich 
der  durch  nachfolgende  Ehe  legitimierten  oder  durch  Verfügung  der 
Staatsgewalt  für  ehelich  erklärten  und  der  Einkindschaftskinder; 

2.  vier  vom  Hundert  für  die  Abkömmlinge  der  zu  1  genannten  Kinder, 
sowie  für  Schwieger-  und  Stiefkinder  des  Erblassers; 

8.  sechs  vom  Hundert  für  Geschwister,  für  Verwandte  und  Verschwägerte 
aufsteigender  Linie,  für  an  Kindes  Statt  angenommene  Kinder  und  für 
Abkömmlinge  solcher  Kinder,  sowie  für  Personen,  welche  den  Erb- 
lasser an  Kindes  Statt  angenommen  haben; 

4.  acht  vom  Hundert  für  Personen,  welche  mit  dem  Erblasser  in  der 
Seitenlinie  im  dritten  Grade  verwandt  sind; 

5.  zehn  vom  Hundert  für  alle  übrigen  Personen,  insbesondere  auch  für 
juristische  Personen. 

Von  einem  steuerpflichtigen  Erwerbe  im  Werte  von  mehr  als  50,000  M. 
wird  ein  Zuschlag  zu  den  Steuersätzen  erhoben,  welcher  bei  einem  Erwerbe 
im  Werte 

von  mehr  als    50,000 
,     100,000 

,       .     200,000 

,       ,     800,000 

,       .     400,000 

„       ,     500,000 

.       ,     600,000 

,       ,     700,000 

r,       „    800,000 

.       .     900,000 

beträgt.  Der  die  Steuer  für  den  Höchstbetrag  der  vorhergehenden  Steuerstufe 
überrteigende  Steuerbetrag  wird  nur  erhoben,  soweit  er  aus  dem  die  vorher- 
gehende Steuerstufe  übersteigenden  Wertbetrage  des  Erwerbes  entnommen 
werden  kann. 

§  17. 
Von  der  Erbschaftssteuer  sind  befreit: 

1.  der  Ehegatte  des  Erblassers; 

2.  hamburgische  Stiftungen,  Vereine  und  Anstalten,  welche  wohltatige 
oder  gemeinnützige  Zwecke  verfolgen;  die  Entscheidung  darüber,  ob 
diese  Voraussetzung  vorliegt,  trifft  der  Senat; 

3.  die  im  §  16  unter  1  bezeichneten  Personen  und  deren  Abkömmlinge, 
soweit  der  Erwerb  aus  Kleidungsstücken,  Betten,  Wäsche,  Haus-  und 
Küchengerät  besteht; 

4.  die  Verwandten  des  Erblassers  in  auf-  und  absteigender  Linie,  sofern 
der  Wei-t  des  ihnen  zukommenden  Vermögensvorteils  den  Betrag  von 
5000  M.  nicht  übersteigt ;  für  die  im  §  16  Ziff.  1  genannten  Kinder 
des  Erblassers,  falls  sie  minderjährig  oder  erwerbsun&hig  sind,  erhöht 
sich  dieser  Betrag  auf  10,000  M. ;  auf  die  vorstehend  bezeichneten 
Beträge  wird  der  Wert  deijenigen  Gegenstände,  von  welchen  nach 
der  Vorschrift  unter  8  eine  Erbschaftesteuer  nicht  erhoben  wird,  nicht 
angerechnet ; 
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5.  alle  flbrigen  Personen,  sofern  der  Wert  des  ihnen  zukommenden  Ver- 
mOgensvorteils  den  Beirag  von  500  M.  nicht  übersteigt ;  ftkr  Personen, 
welche  mit  dem  Erblasser  bis  zu  dessen  Tode  mindestens  3  Jahre 
lang  in  häuslicher  Gemeinschaft  gelebt  haben,  erhobt  sich  dieser  Be- 
trag auf  1000  M. 
üebersteigt  der  Wert  eines  Erwerbes  von  Todes  we^en  den  nach  den 
Vorschriften  unter  4  und  5  steuerfreien  Betrag,  so  wird  die  Erbschaftssteuer 
nur  erhoben,  soweit  sie  aus  dem  überschiessenden  Betrage  entnommen  werden 
kann.    Bei  Anwendung  der  Yorsohriften  unter  4  und  5  werden  alle  dem  Steuer- 
pflichtigen aus  demselben  Nachlasse  anfallenden  Vermögensvorteile  mit  Ein- 
schlnss  der  der  Erbschaftssteuer  unterliegenden  Zuwendungen  unter  Lebenden 
zusammengerechnet.    Insbesondere  werden  wiederkehrende  Bezüge  miteinander 
und  mit  dem  sonstigen  dem  Steuerpflichtigen  aus  dem  Nachlasse  zufallenden 
Vermögen  zusammengerechnet.  Wiederkehrende  Bezüge  unterliegen  jedoch,  falls 
der  Wert  einer  Jahresleistung  hinter  dem  steuerfreien  Betrage  zurückbleibt, 
der  Erbschaftssteuer  nur  insoweit,  als  der  durch  Zusammenrechnung  der  ein- 
zelnen Leistungen  ermittelte  Gesamtbetrag  den  steuerfreien  Betrag  übersteigt. 
Ein  Anspruch  auf  wiederkehrende  Bezüge  bleibt  überhaupt  steuerfrei,  wenn  der 
erste  Bezug  dem  Steuerpflichtigen  vor  dem  Inkrafttreten  dieses  Gesetzes  zu- 
gefallen ist  und  nach  dem  bis  dahin  geltenden  Recht  eine  Steuerpfiicht  nicht 
begründet  war. 

Soweit  nach  Staatsverträgen,  Herkommen  oder  völkerrechtlichen  Grund- 
sätzen die  Nachlässe  von  Angehörigen  anderer  Staaten  einer  Erbschaftssteuer 
nicht  unterliegen,  bleiben  die  bestehenden  Grundsätze  unberührt  Die  Ent- 
scheidung darüber,  ob  nach  diesen  Grundsätzen  Steuerfreiheit  besteht,  trifft 
der  Senat 

§  18. 

Ist  der  Steuerpflichtige  aus  einer  der  Erbschaftssteuer  unterliegenden  Zu- 
wendung unter  Lebenden  zur  Zeit  des  Erbfalles  nicht  mehr  bereichert,  so  wird 
von  dieser  Zuwendung  die  Erbschaftssteuer  nur  erhoben,  soweit  sie  aus  einem 
dem  Steuerpflichtigen  aus  dem  Nachlasse  des  Erblassers  zufallenden  Erwerbe 
von  Todes  wegen  ohne  Beeinträchtigung  des  nach  §  17  unter  4  u.  5  steuer- 
freien Betrages  enbiommen  werden  kann. 

Bildet  ein  Grundstück  ^en  Gegenstand  einer  der  Erbschaftssteuer  unter- 
liegenden Zuwendung  unter  Lebenden,  so  ist  die  nach  §  4  Abs.  1  des  Gesetzes, 
beSr.  die  Immobilienabgabe,  vom  1.  März  1882  zu  erhebende  Immobilienabgabe 
auf  die  von  dem  Grundstücke  zu  entrichtende  Erbschaftssteuer  in  Anrechnung 
zu  bringen. 

§  19. 
Testamentsvollstrecker,  Nachlasspfleger  und  Nachlassverwalter  sind  zur 
Entricbtunff  oder  Sicherstellung  der  Erbsdiaftssteuer  aus  dem  von  ihnen  ver- 
walteten Nachlasse  verpflichtet  Sie  haften,  wenn  sie  den  Nachlass  ohne  Er- 
füllung dieser  Verpflichtung  auskehren,  für  die  Entrichtung  der  Steuer  der 
Staatskasse  gegenüber  neben  dem  Steuerpflichtigen  als  Gesamtschuldner.  Diese 
Vorschrift  findet  auf  den  gesetzlichen  Vertreter  des  Steuerpflichtigen  ent- 
sprechende Anwendung. 

§20. 
Der  Anspruch  der  Staatskasse  auf  die  Erbschaftssteuer  venährt  in  10  Jahren. 
Die  Frist  beginnt  mit  dem  Schlüsse  des  Jahres,  in  welchem  die  Steuer  zu  ent- 
richten ist»  im  Falle  einer  erfolgen  Sicherstellung  der  Steuer  jedoch  nicht  vor 
Ablauf  des  Jahres,  in  welchem  die  Steuer  erloschen  ist. 

g21. 

Die  Ausführung  dieses  Gresetzes,  insbesondere  die  Berechnung  und  Er- 
hebung der  Erbschaftssteuer,  liegt  dem  Erbschaftsamte  ob. 
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§  22. 
Gerichte  und  Behörden  sind  verpflichtet,  von  den  zu  ihrer  Kenntnis  ge- 
langenden Fällen  einer  Zuwiderhandlung  gegen  die  Vorschriften  dieses  Gesetzes 
dem  Erhschaftsamte  Mitteilung  zu  machen. 


Reklamationen  gegen  die  Steueransätze  sind  innerhalb  4  Wochen  nach 
Zustellung  des  Steuerbescheides  zulässig.  Die  Reklamation  ist  auf  Verlangen 
schriftlich  einzureichen,    üeber  die  Reklamation  entscheidet  das  Erbschaftsamt. 

Zu  spät  eingegangene  Reklamationen  können  berücksichtigt  werden, 
wenn  der  Steuerpflichtige  an  der  Einhaltung  der  Frist  durch  genügende  Ent- 
schuldigungsgründe verhindert  ist. 

Die  bestehenden  gesetzlichen  Bestimmungen  über  die  Beschreitung  des 
Rechtsweges  gegen  Verftgungen  der  Verwaltungsbehörden  bleiben  hierdurch 
unberührt. 

§  24. 
Das  Erbschaftsamt  kann  für  die  Zahlung  der  Steuer  angemessene  Fristen 
bewilligen,   wenn   die   sofortige  Zahlung   erhebliche   Härten    fOlr   den   Steuer- 
pflichtigen zur  Folge  haben  würde. 

§  25. 

In  den  Fällen  der  §§  21—24  tritt  für  das  Amt  Ritzebüttel  an  die  Stelle 
des  Erbschaftsamts  der  Amtsverwalter. 

§  26. 

Wer  den  in  den  §§  11—13  dieses  Gesetzes  bezeichneten  Verpflichtungen 
nicht  nachkommt,  verfällt  in  eine  Geldstrafe  bis  zum  5fachen  Betrage  der  zu 
entrichtenden  Steuer  oder,  falls  die  zu  entrichtende  Steuer  nicht  zu  ermitteln 
ist,  bis  zum  Betrage  von  2000  M.  Eine  Umwandlung  der  Geldstrafe  in  eine 
Freiheitsstrafe  findet  nicht  statt. 

Ist  nach  den  Umständen  anzunehmen,  dass  die  Unterlassung  nicht  in  der 
Absicht  erfolgt  ist,  die  Steuer  zu  hinterziehen,  so  verfügt  das  Erbschaftsamt 
eine  Ordnungsstrafe  bis  zu  höchstens  100  M. 

§  27. 
Diesem    Gesetze    wird    Geltung    für    die    Zeit   vom    1.  Januar  1903   ab 
beigelegt. 

Mit  dem  Geltungsbeginn  dieses  Gesetzes  sind  als  aufgehoben  anzusehen: 

1.  die  abgeänderte  Verordnung  we^n  Abgabe  von  Erbschaften  und  Ver- 
mächtnissen vom  9.  Mai  1894  nut  den  Abänderungen  und  Zusätzen 
des  Gesetzes  vom  19.  Dezember  1898 ; 

2.  die  §§  22—24  des  Gesetzes,  betr.  die  Behandlung  von  Verlassen- 
schaften,  vom  21.  Dezember  1868. 

§  28. 
Soweit  von  einem  Testamentsvollstreckerhonorar  nach  den  Vorschriften 
des  bisherigen  Rechte  eine  Erbschaftsab^abe  entrichtet  oder  noch  zu  entrichten 
ist,  braucht  derselbe  Honorarbetrag  in  em  nach  Massgabe  des  Einkommensteuer- 
gesetzes vom  2.  Februar  1903  zu  versteuerndes  Einkommen  nicht  eingerechnet 
zu  werden. 

Gegeben  in  der  Versammlung  des  Senats,   Hamburg,  den  2.  März  1903. 
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Begründung  des  Entwurfs  Tom  30.  Mai  1902i). 

Zu  §  1.  Eine  Erbschaft  (and  ebenso  ein  anderer  Erwerb  Ton  Todes 
wegen)  ist  nach  Massffabe  des  Gesetzes  zu  versteuern,  wenn  er  in  dessen  Herr- 
schaftsgebiete angefauen  ist.  Eine  Erbschaft  fUllt  da  an,  wo  sie  sich  zur  Zeit 
des  Anfalls  befindet.  Dieser  Satz  bedarf  jedoch  angesichts  der  in  der  Praxis 
hervorgetretenen  Zweifel  der  gesetzlichen  Erl&uterung  und  Erg^zung.  In 
üebereinstimmung  mit  den  Gesetzen  zahlreicher  anderer  Bundesdaaten  unter- 
scheidet der  Entwurf  zwischen  beweglichem  und  unbeweglichem  Vermögen. 
Bei  Grundstücken  und  umfassenden  eigen  tum  s&hnlichen  Nutzungsrechten  an 
Grundstücken  entscheidet  die  Belegenheit.  Auf  bewegliche  Sachen  lässt  sich 
dagegen  dieser  Satz  in  seiner  Allgemeinheit  nicht  anwenden.  Das  bewegliche 
Vermögen  folgt  der  Person  des  Eigentümers,  dessen  Wille  und  Bestimmung 
für  den  Verbleib  der  einzelnen  zum  Vermögen  gehörigen  Gegenstände  en^ 
scheidend  ist  Man  kann  hier  nicht  die  Entscheidung  von  dem  mehr  oder 
weniger  zufälligen  Umstände  abhängig  machen,  ob  im  Augenblicke  des  Todes 
des  Erblassers  die  einzelnen  Sachen  sich  in  dessen  unmittelbarem  Gewahrsam 
befunden  haben.  Das  Vermögen  des  Erblassers  als  ein  durch  dessen  Willen 
zusammengehaltener  Vermögensinbegriff  hat  seinen  Sitz  an  dem  Orte,  von  dem 
aus  der  Eigentümer  die  Verwaltung  des  Vermögens  führt  und  über  die  einzelnen 
zu  dem  Vermögen  gehörigen  Bestandteile  Bestimmung  trifft.  Der  Entwurf 
folgt  der  bisherigen  Praxis  des  Erbschaftsamts,  indem  er  den  letzten  Wohnsitz 
des  Erblassers  als  Grundlage  nimmt  und  nur  für  Grundstücke  die  von  dem 
Willen  des  Erblassers  unabhängige  Belegenheit  entscheiden  lässt.  Für  diese 
Regelung  spricht  auch  die  Erwägung,  dass  dadurch  die  zur  Vermeidung  von 
Doppelbesteuerungen  erwünschte  üebereinstimmung  mit  den  Gesetzgebungen 
anderer  Staaten  gewahrt  bleibt.  In  Ansehung  der  zu  einem  Nachlasse  gehörigen 
Grundstücke  trifft  diese  letztere  Erwägung  allerdings  in  denjenigen  FSllen  in 
der  Regel  nicht  zu,  in  denen  die  Grundstücke  im  Auslände,  namentlich  in 
Überseeischen  Staaten  belegen  sind.  Auch  im  Übrigen  sind  hier  die  für  eine 
gesonderte  Behandlung  der  Grundstücke  massgebenden  Gründe  nur  in  beschränk- 
tem Masse  zu  verweiten.  Es  handelt  sich  meistens  um  Grundstücke,  welche 
für  geschäftliche  Zwecke  oder  in  spekulativer  Absicht  erworben  sind.  Im  ersten 
Falle  gehören  sie  zu  dem  Geschäftsvermögen,  welches  für  die  Besteuerungs- 
zwecke  nach  einheitlichen  Grundsätzen  behandelt  werden  sollte.  Im  anderen 
Falle  sind  die  Grundstücke  dazu  bestimmt,  bei  geeigneter  Gelegenheit  veräussert 
zu  werden.  In  solchen  Fällen  sind  die  in  dem  Grundbesitze  steckenden,  oft 
sehr  bedeutenden  Kapitalien  vielfach  nur  vorübergehend  in  den  Grundstücken 
angelegt,  so  dass  in  diesen  Fällen  keine  genügende  Veranlassung  gegeben  ist, 
solche  Grundstücke  anders  als  das  bewegliche  Vermögen  zu  behandeln.  Für 
Ausnahmefalle,  in  denen  auch  im  Auslande  eine  Erbschaftssteuer  von  den 
Grundstücken  erhoben  wird  und  der  Erbe  durch  eine  doppelte  Besteuerung 
empfindlich  getroffen  würde,  empfiehlt  es  sich,  den  Senat  zu  ermächtigen,  eine 
Abstandnahme  von  der  Steuererhebung  zu  gestatten. 

Ueber  den  Ort,  an  dem  der  Erblasser  seinen  letzten  Wohnsitz  gehabt 
bat,  können  Zweifel  bestehen,  wenn  ein  Verschollener  für  tot  erklärt  ist  Die 
Fälle,  in  denen  ein  Verschollener  in  seiner  Heimat  erhebliches  Vermögen  zurück- 
gelassen hat,  sind  jedoch  so  selten,  dass  ihre  besondere  Regelung  im  Gesetze 
entbehrlich  ist.  Vorkommendenfalls  wird  die  Praxis  nicht  darüber  im  Zweifel 
sein,  dass  es  auf  den  letzten  nachweisbaren  Wohnsitz  ankommt. 

Zu  §  2.  Der  Begriff  des  Erwerbes  von  Todes  wegen  im  Sinne  dieses 
Gesetzes  ist  der  im  Bürgerlichen  Gesetzbuche  (vergl.  das.  §  1369)  gegebenen 
Begrifbbestimmung  im  wesentlichen  nachgebildet.  Als  ein  Erwerb  von  Todes 
wegen  ist  danach  an  sich  auch  der  Anspruch  auf  den  einem  Pflichtteils- 
berechtigten durch  letztwillige  Verfügung  des  Erblassers  entzogenen  oder  be- 
schränkten Pflichtteil  anzusehen.    Eine  formale  Verletzung  des  Pflichtteilsrechts 

I)  Mitteiliing  des  Senats  an  die  Bürgerschaft  vom  so.  Mai  1»02  Nr.  82. 
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ist  im  täglichen  Leben  überaus  häufig.  Es  braucht,  nachdem  die  Gütergemein- 
schaft als  gesetzliches  Güterrecht  für  die  unter  neuem  Recht  geschlossenen 
Ehen  beseitigt  ist,  nur  auf  die  zahlreichen  Testamente  hingewiesen  zu  werden, 
in  denen  Ehegatten  sich  gegenseitig  zu  Erben  einsetzen  mit  der  Bestimmung, 
dass  erst  nach  dem  Tode  des  letzüebenden  von  ihnen  das  Vermögen  an  die 
Kinder  (und  zwar  nach  B.G.B.  §  2269  im  Zweifel  nur  als  Erben  des  zuletzt 
verstorbenen  Eltemteils)  fallen  soll.  Es  ist  selbstverständlich,  dass  von  dem 
Pflichtteilsanspruch,  auch  wenn  derselbe  ein  präsentes  Vermögensrecht  bildet, 
keine  Erbschaftssteuer  erhoben  werden  kann,  solange  nicht  der  Anspruch  aus- 
geübt wird.  Die  Steuerfreiheit  des  Pflichtteilsanspruchs  wird  deshalb  nicht  nur 
im  Falle  ausdrücklichen  Verzichts  auf  den  Pflichtteil,  sondern  auch  im  Falle 
einer  in  der  Nichtgeltendmachung  liegenden  stillschweigenden  Anerkennung  des 
Testaments  auszusprechen  sein. 

Die  §§  3  und  4  behandeln  gewisse  Zuwendungen  unter  Lebenden  wie 
Erwerb  von  Todes  wegen.  Der  §  3  entspricht  im  wesentlichen  der  Nr.  V,  der 
§  4  der  Nr.  IV  des  geltenden  Gesetzes.  Im  §  3  sind  diejenigen  Zuwendungen 
dem  Erwerbe  von  Todes  wegen  gleichgestellt,  welche  nach  gesetzlicher  Vor- 
schrift oder  nach  Bestimmung  des  Erblassers  unter  Miterben  zur  Ausgleichung 
zu  bringen  (B.G.B.  §§  2050  ff.)  und  welche  wegen  dieser  Anrechnungspflicht 
als  auf  den  Erbteil  vorwegempfangene  Beträge  anzusehen  sind.  Sie  sollen  in 
Ansehung  der  Steuerpflicht  ebenso  behandelt  werden,  wie  wenn  sie  erst  nach 
dem  Ableben  des  Erblassers  aus  dessen  Nachlasse  dem  Empfänger  angefallen 
wären.  Hierdurch  wird  zugleich  eine  Streitfrage  des  bisherigen  Rechts,  ob  die 
Steuerpflicht  nach  den  zur  Zeit  der  Zuwendung  oder  nach  den  zur  Zeit  des 
ErbfalLs  geltenden  Gesetzen  zu  beurteilen  ist,  im  letzteren  Sinne  entschieden. 
Das  Gleiche  gilt  von  den  in  §  4  bezeichneten  Schenkungen.  Der  Entwurf  be- 
absichtigt ebensowenig  wie  das  bisherige  Gesetz  allgemein  die  Einführung  einer 
Schenkungssteuer,  sondern  will  nur  diejenigen  Schenkungen  treffen,  welche  zu 
dem  Ableben  des  Erblassers  in  einer  solchen  Beziehung  stehen,  dass  sie  wirt- 
schaftlich fOr  den  Schenker  und  Beschenkten  die  gleiche  Bedeutung  haben  wie 
ein  dem  letzteren  aus  dem  Nachlasse  des  ersteren  zugefallener  Vermögensvorteil. 
Die  Gleichstellung  der  in  den  §§  3  und  4  bezeichneten  Zuwendungen  mit  einem 
Erwerbe  von  Todes  wegen  hat  in  Ansehung  der  Person  des  Zuwendenden  und 
des  Verhältnisses  des  letzteren  zu  dem  Empfänger  zur  Folge,  dass  hierfär  das 
Gleiche  gilt  wie  in  Ansehung  der  Person  des  Erblassers ,  so  dass  überall  da, 
wo  in  den  folgenden  Bestimmungen  von  dem  Erblasser  die  Rede  ist,  unter 
diesem  Ausdrucke  diejenigen  Personen,  von  welchen  eine  der  vorbezeichneten 
Zuwendungen  herrührt,  mitzuvei'stehen  sind. 

Aehnlich  wie  eine  Schenkung  soll  auch  eine  Zuwendung  behandelt  werden, 
welche  auf  einem  von  dem  Erblasser  zu  Gunsten  eines  dritten  geschlossenen 
Vertrage  beruht  und  für  deren  Anfall  an  den  dritten  der  Tod  des  Erblassers 
die  Voraussetzung  bildet.  Ein  praktisch  wichtiger  hierher  gehöriger  Fall  ist 
der,  dass  der  Erblasser  auf  seinen  Todesfall  eine  Versicherung  zu  Gunsten  eines 
anderen  genommen  hat.  Derartige  Verträge  werden  in  der  Rechtsprechung 
vielfach  dahin  ausgelegt,  dass  der  Anspruch  auf  die  Versicherungssumme  nicht 
zum  Nachlasse  des  Versicherungsnehmers  gehört,  sondern  mit  dem  Ableben  des 
letzteren  in  der  Person  des  Versicherten  erst  entsteht.  Da  jedoch  die  Prämien, 
welche  die  Gegenleistung  für  die  Versicherungssumme  bilden,  aus  dem  Vermögen 
des  Verstorbenen  gezahlt  sind,  wird  es  de  lege  ferenda  richtig  erscheinen,  die 
Versicherungssumme  der  Erbschaftssteuer  zu  unterwerfen.  Für  den  Fall,  dass 
die  Zuwendung  der  Versicherungssumme  dem  Zwecke  dient,  dem  dritten  Be- 
friedigung wegen  einer  diesem  zustehenden  Forderung  zu  gewähren,  ergibt 
sich  die  Steuerfreiheit  der  Zuwendung  aus  dem  Schlusssatze  des  §  16  Abs.  1. 

Zu  §  5.  Wird  bei  bestehender  Gütergemeinschaft  nach  dem  Tode  eines 
Ehegatten  die  Gütergemeinschaft  von  dem  überlebenden  mit  den  gemeinschaft- 
lichen Abkömmlingen  fortgesetzt,  so  gehört  der  Anteil  des  verstorbenen  Ehe- 
gatten am  Gesam^te  nicht  zum  Nachlasse  (B.G.B.  §  1483  Abs.  1).    Der  Anteil 
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der  Abkömmlinge  am  Gesamtguie  steht  ihnen  nicht  als  Erben  des  verstorbenen 
Ehegatten,  sondern  kraft  eines  in  dem  Wesen  der  Gütergemeinschaft  schon  mit 
deren  Entstehung  begründeten  Nachfolgerechtes  zu.  Für  die  Steuerpflicht  ist 
diese  joristische  Konstruktion  jedoch  ohne  Bedeutung.  Entscheidend  ist,  dass 
infolge  des  Ablebens  des  einen  Ehegatten  die  Abkömmlinge  in  die  Gütergemein- 
schaft eintreten,  also  ein  Anteil  an  dem  Gesamtgute  jetzt  zu  ihrem  Vermögen 
firehört.  Dagegen  muss  darauf  Rücksicht  genommen  werden,  dass,  so  lange  die 
Gütergemeinschaft  fortgesetzt  wird,  die  Abkömmlinge  sich  noch  nicht  im  Be- 
sitze und  Genüsse  ihres  Anteils  am  Gesamtgute  befinden.  Für  die  Erhebung 
der  Erbschaftssteuer  ist  erst  Raum,  wenn  mit  Beendigung  der  Gütergemeinschaft 
die  Abkömmlinge  die  Verfügung  über  ihren  AnteÜ  am  (Jesamtgute  erlangen 
oder  wenn  schon  vorher  ein  einzelner  Abkömmling  abgefunden  wird.  Da  der 
Anteil  der  Abkömmlinge  am  Gesamtgute  vor  ihrem  Ein&itt  in  die  Gütergemein- 
schaft zum  Vermögen  des  verstorbenen  Ehegatten  gehörte,  so  würde  es  nach 
dem  in  §  1  ausgesprochenen  Grundsatze  in  der  Rechtskonsequenz  liegen,  die 
Erhebung  der  Erbschaftssteuer  davon  abhängig  zu  machen,  ob  der  verstorbene 
Ehegatte  seinen  letzten  Wohnsitz  im  hamburgischen  Staatsgebiet  gehabt  hat. 
Gründe  der  Zweckmässigkeit  führen  jedoch  dazu,  an  die  Stelle  des  letzten  Wohn- 
sitzes des  verstorbenen  Ehegatten  den  Wohnsitz  des  überlebenden  Ehegatten 
zur  Zeit  der  Beendigung  der  Gütergemeinschaft  treten  zu  lassen,  da  eine  An- 
wendung des  Gesetzes  nur  in  denjenigen  Fällen  gesichert  erscheint,  in  denen 
bei  Begründung  der  Steuerpflicht  der  überlebende  Ehegatte  im  hamburgischen 
Staatsgebiete  wohnte. 

Wird  die  Gütergemeinschaft  bis  zum  Tode  des  überlebenden  Ehegatten 
fortgesetzt,  so  werden  regelmässig  die  Abkömmlinge  die  eine  Hälfte  des  Gesamt- 
guts als  Erben  des  letztverstorbenen  Ehegatten,  die  andere  Hälfte  als  ihren 
Anteil  am  Gesamtgute  empfangen.  Für  die  Steuerpflicht  empfiehlt  es  sich  je- 
doch nicht»  eine  solche  Unterscheidung  zu  machen,  vielmehr  wird  richtiger  da- 
von ausgeffangen ,  dass  es  sich  wirtschaftlich  um  einen  einheitlichen  Anfall 
handelt  Dadurch  wird  zugleich  die  wünschenswerte  üebereinstimmung  mit 
den  unter  neuem  Güterrecht  geschlossenen  Ehen  für  alle  diejenigen  Fälle  her- 
gestellt, in  denen  die  Ehegatten,  um  das  beiderseitige  Vermögen  in  der  Hand 
des  überlebenden  zusammenzuhalten,  zunächst  sich  gegenseitig  und  für  den 
Todesfall  des  letztversterbenden  die  Kinder  zu  dessen  Erben  einsetzen. 

In  den  unter  altem  Recht  geschlossenen  Ehen  sind  die  Fälle  nicht  selten, 
in  denen  ^r  den  Fall  des  Ueberlebens  der  Friau  die  Verwaltung  des  Gesamt- 
guts einem  Testamentsvollstrecker  übertragen  ist.  Auch  in  diesen  Fällen  soll 
es  für  die  Anwendbarkeit  des  Gesetzes  darauf  ankommen,  wo  bei  Beendigung 
der  Güteraemeinschaft  der  überlebende  Ehegatte  wohnt,  und  nicht  etwa  darauf, 
wo  der  Testamentsvollstrecker  die  Vermögensverwaltung  führt.  Eine  Veran- 
lassung, in  diesen  Fällen  das  aufgestellte  Prinzip  zu  durchbrechen,  ist  nicht 
gregeben  und  würde  auch  für  zahlreiche  andere  Fälle  dazu  führen  müssen,  das 
Prinzip  des  Gesetzes  zu  verlassen.  Natürlich  ist  es  eine  nur  nach  den  Um- 
ständen des  einzelnen  Falles  zu  beantwortende  Tatfrage,  ob  nicht  in  der  Ein- 
setzung von  Testamentsvollstreckern  eine  Ausschliessung  der  fortgesetzten  Güter- 
gemeinschaft erblickt  werden  muss. 

Zu  §  6*).  Die  einem  Testamentsvollstrecker  für  die  Führung  seines 
Amtes  zustehende  Vergütung  ist  an  sich  kein  Erwerb  von  Todes  wegen,  sondern 
eine   Gegenleistung   für   die  Mühewaltung   des  Vollstreckers.    Die  Vergütung 


I)  Derselbe  wurde  gestrichen ;  er  lautete :  «Die  einem  Testamentsvollstrecker  für 
die  Führung  seines  Amtes  zustehende  Vergütung  unterliegt  der  Erbschaftssteuer,  wenn  der 
Erblasser  seinen  letzten  Wohnsitz  im  hamburgischen  Staatsgebiete  gehabt  hat.  Diese 
YoTschTift  findet  keine  Anwendung,  so  weit  die  Vergütung  des  Testamentsvollstreckers 
nach  den  Vorschriften  des  Reichsgesetzes  wegen  Beseitigung  der  Doppelbesteuerung  vom 
13.  Mai  1870  nur  in  einem  andern  Bundesstaate  zu  den  direkten  Staatssteuem  herangezogen 
werden  darf."    Vgl.  Jetct  t  28,  der  durch  die  Verhandlungen  neu  hinzukam. 
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gehört  wie  jede  andere  HonorieruDg  einer  Tätigkeit  zu  dem  durch  Arbeit  ver- 
dienten Einkommen.  An  sich  würde  also  die  Vergütung  des  Testamentsvoll- 
streckers einen  Gegenstand  der  Einkommensteuer  bilden.  Dabei  darf  jedoch 
nicht  unberücksichtigt  bleiben,  dass  die  Ernennung  zum  Testamentsvollstrecker 
regelmässig  als  besondere  Vertrauenssache  angesehen  und  unter  diesem  Ge- 
sichtspunkte nicht  selten  von  dem  Erblasser  eine  Vergütung  festgesetst  wird, 
welche  das  Mass  einer  dem  Arbeitsaufwande  angemessenen  Vergütung,  wie  sie 
nach  B.G.B.  §  2221  dem  Testamentsvollstrecker  zustehen  würde,  erheblich  über- 
steigt. In  solchen  Fällen  nimmt  also  die  von  dem  Erblasser  festgesetzte  Ver- 
gütung zum  Teil  den  Charakter  einer  Zuwendung  von  Todes  wegen  an.  Es 
kann  m  solchen  Fällen  nicht  daran  gedacht  werden,  einen  Teil  der  Vergütung 
der  Erbschaftssteuer,  einen  anderen  Teil  aber  der  Einkommensteuer  zu  unter- 
werfen, zumal  die  Grenze  zwischen  beiden  Teilen  nur  schwer  zu  bestimmen 
sein  würde.  Man  wird  sich  vielmehr  schon  aus  praktischen  Gründen  daf&r  zu 
entscheiden  haben,  von  der  ganzen  Vergütung  entweder  nur  die  Erbschafts- 
steuer oder  nur  die  Einkommensteuer  zu  erheben.  Der  Entwurf  schlägt  den 
ersteren  Weg  ein,  indem  er  davon  ausgeht,  dass  es  in  Hamburg  den  Über- 
lieferten Anschauungen  entspricht,  die  Tätigkeit  des  Testamentsvollstreckers 
nicht  als  eine  auf  Erwerb  gerichtete  Tätigkeit  zu  behandeln ,  und  dass  der 
Gedanke,  die  Mühewaltung  des  Vollstreckers  und  die  ausgesetzte  Vergütung  in 
das  gegenseitige  Verhältnis  von  Leistung  und  Gegenleistung  zu  bringen,  dem 
Willen  des  Erblassers  und  dem  von  diesem  in  die  Person  des  Vollstreckers  ge- 
setzten Vertrauen  nicht  gerecht  wird.  —  Für  die  Anwendung  des  Einkommen- 
steuergesetzes,  nach  welchem  ein  nicht  der  Erbschaftssteuer  unterliegendes 
Honorar  der  Einkommensteuer  unterworfen  ist,  bleiben  hiemach  nur  die  Fälle 
übrig,  in  denen  ein  in  Hamburg  wohnender  Testamentsvollstrecker  einen  aus- 
wärtigen Nachlass  verwaltet.  Auch  in  dem  umgekehrten  Falle  wird  von  der 
aus  einem  hiesigen  Nachlasse  an  einen  auswärts  wohnenden  Testamentsvoll- 
strecker gezahlten  Vergütung  eine  Erbschaftssteuer  nicht  erhoben  werden  können, 
da  die  Erbschaftssteuer,  wenn  sie  auch  an  sich  nicht  zu  den  direkten  Staats- 
steuern gehört,  doch  dann  ausnahmsweise  als  solche  angesehen  werden  muss, 
wenn  sie  auf  die  einen  Teil  des  Einkommens  bildende  Vergütung  des  Testaments- 
vollstreckers gelegt  wird,  also  zwar  den  Namen  einer  Erbschaftssteuer,  in  Wahr- 
heit aber  den  Charakter  einer  Einkommensteuer  trägt. 

Zu  §§  7  bis  10*).  Die  Vorschriften  über  Versteuerung  eines  bedingten 
oder  befristeten  Erwerbes  lehnen  sich  in  ihren  Grundzügen  an  die  Vorschrifteo 
des  bisherigen  Gesetzes  und  an  die  Praxis  des  Erbschaftsamts  an,  durch  welche 
letztere  die  bestehenden  gesetzlichen  Vorschriften  weitergebildet  sind.  Daraus, 
dass  der  Steueranspruch  erst  zugleich  mit  der  zu  versteuernden  Nutzung  oder 
Leistung  fällig  wird,  ergibt  sich  für  den  Fall  eines  in  dem  Rechte  auf  wieder- 
kehrende Leistungen  bestehenden  Erwerbes,  dass  von  jeder  einzelnen  Leistung 
nach  ihrer  Fälligkeit  eine  Steuer  zu  entrichten  ist.  Es  entspricht  jedoch  dem 
Interesse  sowohl  des  Steuerpflichtigen  wie  des  Erbschaftsamts,  wenn  dem  ersteren 
die  einmalige  Versteuerung  eines  durch  Kapitalisierung  ermittelten  Gesamt- 
betrages gestattet  wird.  Die  Grundlage  für  die  Kapitalisierung  (§§  8,  9)  bilden 
die  Normen,  welche  zu  dem  gleichen  Zwecke  in  dem  zur  Zeit  der  Bürgerschaft 
vorliegenden  Entwurf  eines  Stempelgesetzes  aufgestellt  sind.  Es  liegt  in  der 
Billigkeit,  auch  während  der  Dauer  des  Bezugsrechts  dem  Steuerpflichtigen  eine 
solche  Ablösung  der  Steuer  durch  eine  einmalige  Zahlung  zu  ermöglichen 
(§  10).  Nur  muss  in  diesem  Fall,  wie  dieses  durch  §  10  Abs.  2  geschehen  ist, 
dafür  Sorge  getragen  werden,  dass  jene  Möglichkeit  nicht  dazu  benutzt  werden 
kann,  um  auf  diesem  Wege  eine  Verringerung  des  nach  §  9  zu  berechnenden 
Steuerbetrages  herbeizuführen. 

Zu  §  IP).    Wenb  ein  Kapital  einer  Person,  die  Nutzungen  des  Kapitals 


»)  Gesetz  §  6-9. 
3)  Gesetz  §  lo. 
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einer  anderen  Person  zugewendet  werden,  so  würde  es  unbillig  sein,  sowohl 
die  Nutzungen  wie  auch  das  Kapital  nach  gewöhnlichen  Grundsätzen  zur  Erb- 
schaftssteuer heranzuziehen.  Der  Wert  des  durch  die  Zuwendung  des  Kapitals 
erlangten  Vermögensanteils  Termindert  sich  für  den  Empfönger  um  den  Wert 
der  diesem  entzogenen  Nutzungen.  Deshalb  erscheint  es  konsequent,  bei  Be- 
rechnung der  von  dem  Kapital  zu  entrichtenden  Erbschaftssteuer  nur  demjenigen 
Wert  zu  Grunde  zu  legen,  der  sich  nach  Abzug  des  Wertes  des  Nutzungsrechtes 
ergibt.  Ein  anderer  Ausweg  ist  der,  das  Kapitel  erst  dann  der  Besteuerung  zu 
unterwerfen,  wenn  es  von  dem  Nutzungsrechte  frei  wird,  wenn  also  die  Erträge 
des  Kapitals  demjenigen,  dem  das  letztere  zugewendet  ist,  zu  gute  kommen, 
80  dass  die  Kapitalzuwendung  wie  eine  durch  den  Wegfall  des  Nutzungsrechts 
bedingte  oder  befristete  Zuwendung  behandelt  wird.  Welche  Art  der  Regelung 
den  wirtschaftlichen  Bedürfhissen  am  meisten  entspricht,  lässt  sich  nicht  von 
vornherein  für  alle  Fälle  im  Gesetze  festlegen,  sondern  nur  nach  den  umständen 
des  einzelnen  Falles  entscheiden.  Der  Entwurf  lässt  deshalb  dem  Steuer- 
pflichtigen selbst  die  Wahl.  Entscheidet  dieser  sich  für  die  Aussetzung  der 
Versteuerung,  so  soll  auch  eine  in  der  Zwischenzeit  erfolgende  Vererbung  der 
nuda  proprietas  steuerfrei  bleiben,  also  auch  in  dieser  Beziehung  das  Kapital 
80  behandelt  werden,  wie  wenn  es  erst  mit  dem  Wegfalle  des  Nutzungsrechts 
dem  nunmehrigen  Eigentümer  angefallen  wäre.  Doch  empfiehlt  es  sich,  diesen 
Satz  auf  den  Fall  zu  beschränken,  dass  die  Vererbung  im  Wege  der  gesetz- 
lichen Erbfolge  geschieht,  da  in  dem  anderen  Falle,  dass  der  erste  Erwerber 
selbst  letztwillig  darüber  verfügt,  der  Erwerber  das  Kapital  als  ein  ihm  bereits 
angefallenes  Vermögensobjekt  behandelt  hat. 

Die  in  den  §§12  und  13')  geregelte  Anzeige-  und  Inventarisationspflicht 
entspricht  im  wesentlichen  dem  geltenden  Rechte  (Nr.  VIll  der  Verordnung  vom 
9.  Mai  1894/19.  Dezember  1898,  §  22  des  Gesetzes  vom  21.  Dezember  1868). 
Die  Frist  für  die  Anzeige  ist  für  alle  im  Auslande  (nicht  nur  wie  bisher  ausser- 
halb Europas)  sich  aufhaltenden  Personen  auf  6  Monate  erstreckt,  da  die  An- 
zeigefrist nicht  wohl  kürzer  sein  kann  als  die  zur  Entscheidung  über  Annahme 
oder  Ausschlagung  der  Erbschaft  gewährte  Deliberationsfrist  (B.G.B.  §  1944  Abs.  3). 

Im  §  14*)  sind  die  gleichen  Verpflichtungen  den  Testamentsvollstreckern 
und  den  sonstigen  zur  Verwaltung  des  Nachlasses  bestimmten  Personen  auf- 
erlegt. Schon  gegenwärtig  werden  tatsächlich  in  der  Regel  von  den  Testaments- 
Tollstreckem  die  erforderlichen  Anzeigen  erstattet  und  Auskünfte  erteilt.  Es  ent- 
spricht auch  einem  dringenden  Bedürfhisse,  dass  das  Erbschaftsamt,  namentlich 
bei  der  Beteiligung  auswärtiger  Erben,  das  Recht  hat,  unmittelbar  mit  den 
Testamentsvollstreckern  zu  verhandeln.  Als  selbstverständlich  brauchte  nicht 
besonders  hervorgehoben  zu  werden,  dass  mit  der  Beendigung  des  Amtes  auch 
die  jenen  Personen  kraft  dieses  Amtes  auferlegten  Verpflichtungen  erlöschen. 

Die  Vorschriften  des  §  15  ^)  über  die  Wertberechnung  der  der  Erbschafts- 
steuer unterliegenden  Gregenstände  decken  sich  wesentlich  mit  dem  bisherigen 
Recht  (§  23  des  Gesetzes  vom  21.  Dezember  1868)  und  der  bisherigen  Praxis. 
Die  Abschätzung  von  Grundstücken  in  dem  in  Abs.  2  geregelten  Verfahren  ist 
nur  instruktionell  vorgeschrieben;  das  Erbschaftsamt  kann  den  Wert  auch  in 
anderer  Weise  ermitteln,  wenn  das  Taxverfahren  nicht  durchführbar  erscheint, 
wie  dieses  namentlich  bei  ausländischen  Grundstücken  leicht  vorkommen  wird. 

Der  erste  Absatz  des  §  16^)  stellt  klar,  dass  nur  der  nach  Abzug  der 
Schulden  und  der  sämtlichen  mit  der  Sicherung  und  Regulierung  des  Nachlasses 
verbundenen  Kosten   verbleibende  üeberschuss   der  Erbschaftssteuer  unterliegt. 


I)  Gesetz  9$  n  und  12. 
3)  Gesetz  8  is. 
3)  Gesetz  8  14. 
*)  Gesetz  9  le. 
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Zu  den  dem  Erben  als  solchem  zur  Last  fallenden  und  darum  abzugsfähigen 
Aufwendungen  gehört  namentlich  auch  die  Vergütung  des  TestamentsvollstreckerB. 
Die  Erbschafts^uer  selbst  ist,  wie  ausdrücklich  hervorgehoben  ist,  nicht  ab- 
zugsföhig.  Nicht  selten  findet  sich  in  letztwilligen  Verfügungen  die  Bestimmung, 
dass  der  Erbe  Vermächtnisse  frei  von  Erbschaftssteuer  auszuzahlen,  also  die 
von  dem  Vermächtnisnehmer  geschuldete  Erbschaftssteuer  seinerseits  an  dessen 
Stelle  zu  entrichten  hat.  Die  Rechtsprechung  ¥rird  nicht  darüber  im  Zweifel 
sein,  dass  in  solchen  Fällen  die  dem  Erben  auferlegte  Verpflichtung,  eine  For- 
derung der  Staatskasse  an  den  Vermächtnisnehmer  zu  tUgen ,  den  Wert  des 
dem  Erben  anfallenden  Nachlasses  vermindert,  dass  also  hier  der  Erbe  die  für 
den  Vermächtnisnehmer  gezahlte  Steuer  ebenso  wie  den  Betrag  des  Vermächt- 
nisses selbst  von  dem  Bruttowert  des  Nachlasses  kürzen  darf.  Im  Schlusssatze 
des  ersten  Absatzes  ist  ausgesprochen,  dass  nicht  nur  der  Betrag  einer  dem 
Erwerber  auferlegten  Verpflichtung,  sondern  auch  der  Betrag  einer  durch  die 
Zuwendung  getilgten  Verbindlichkeit  des  Erblassers  gegenüber  dem  Erwerber 
von  dem  Betrage  oder  Werte  der  Zuwendung  zu  kürzen  ist  Im  Abs.  2  ist  für 
den  Fall,  dass  ein  Nachlass  nur  zum  Teil  nach  Massgabe  dieses  Gesetzes  zu 
versteuern  ist,  eine  entsprechende  Verteilung  der  abzusetzenden  Schulden  und 
Lasten  vorgesehen. 

Der  §  17^)  gibt  die  nach  Verwandtschaftsgraden  abgestuften  Steuersätze 
des  bisherigen  Rechts  unverändert  wieder,  nur  sind  unter  Nr.  4  die  im  gelten- 
den Gesetze  nicht  erwähnten  Adoptiveltern  mit  aufgenommen. 

Der  §  18*)  enthält  die  Steuerbefreiungen.  Auch  hier  hat  das  bisherige 
Gesetz  (Nr.  II)  im  grossen  und  ganzen  als  Grundlage  gedient.  Festgehalten 
ist  insbesondere  unter  Nr.  1  an  der  Steuerfreiheit  der  Ehegatten.  Zwar  bat 
einer  der  bislang  dafür  angeführten  Gründe,  dass  nämlich  der  überlebende 
Ehegatte  in  die  Rechtsstellung  zum  Gesamtgut  nicht  als  Erbe  der  Verstorbenen, 
sondern  kraft  eigenen,  bereits  mit  Eingehung  der  Ehe  begründeten  Rechts  ein- 
tritt, für  alle  Ehen,  für  welche  keine  Gütergemeinschaft  gilt,  seine  Geltung 
verloren.  Allein  die  Fra^e  nach  der  Steuei-pflicht  der  Ehegatten  ist  de  lege 
ferenda  nicht  nach  rechtlichen,  sondern  nach  wirtschaftlichen  Gesichtspunkten 
zu  entscheiden.  In  den  Ehen  ohne  Gütergemeinschaft  wird  vielfach  durch 
gegenseitige  Erbeinsetzung  der  Ehegatten  ein  der  bisherigen  fortgesetzten  Güter- 
gemeinschaft äusserlich  sehr  ähnlicher  Zustand  geschaffen.  Es  hiandelt  sich  um 
eine  andere  juristische  Form,  in  welcher  dem  überlebenden  Ehe^tten  zu  dem 
beiderseitigen  Vermögen  die  gleiche  Geltung  eingeräumt  wird,  wie  wenn  dieses 
Vermögen  nicht  nur  tatsächlich,  sondern  auch  rechtUch  eine  einheitliche  Masse 
bildete.  Die  Zerlegung  dieser  Masse  in  die  Einzelvermögen  der  beiden  Ehe 
gatten,  wie  sie  für  die  Zwecke  der  Steuerberechnung  erforderlich  sein  würde, 
ist  tatsächlich  nur  in  den  seltensten  Fällen  ausführbar.  Zu  diesen  Erwägungen, 
welche  für  die  Festhaltnng  an  dem  bisherigen  Recht  sprechen,  tritt  noch  die 
andere  hinzu,  dass  vielfach  durch  das  Ableben  eines  Ehegatten  die  wirtschaft- 
liche Lage  der  Familie  eine  Verschlechterung  erleidet. 

unter  Nr.  2  ist  die  Steuerfreiheit  der  hamburgischen  piae  causae  auf- 
recht erhalten.  Die  Entscheidung  darüber,  ob  die  Voraussetzungen  der  Steuer- 
freiheit vorliegen,  ist  nach  dem  Vorgange  des  Einkommensteuergesetzes  in  die 
Hand  des  Senates  gelegt.  Die  Frage  ist,  da  die  Grenzlinie  oft  zweifelhaft  ist 
und  nicht  allein  rechtliche  Gesichtspunkte  den  Ausschlag  geben,  für  den  Rechts- 
weg nicht  geeignet.  Natürlich  soll  die  Entscheidung  des  Senats  nur  dann  vom 
Erbschaftsamte  angerufen  werden,  wenn  über  die  Voraussetzung  der  Steuer- 
freiheit Zweifel  bestehen. 

unter  Nr.  8  ist  die  Steuerfreiheit  des  Hausrates  allen  Abkömmlingen  des 
Erblassers,  nicht  nur  wie  bisher  den  Kindern  ersten  Grades  gewährt.    Das  Erb- 


1)  Gesetz  §  16,  der  gegenüber  dem  Entwürfe  durch  Auftiahme  der  Progression  nach 
der  Höhe  des  Anfalls  wesentlich  abweicht;  siehe  unten  den  Kommissionsbericht. 

2)  Gesetz  (  17. 
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schaftBamt  hat  die  Aenderung  aus  BilligkeitsgrQnden  befürwortet,  da  die  Ter- 
■cbiedenartige  Behandlung  des  Hausrats  namentlich  in  Fällen,  in  denen  dieser 
zum  Teil  auf  Kinder,  zum  Teil  auf  Abkömmlinge  Torrerstorbener  Kinder  ver- 
erbt ist,  vielfach  als  Härte  empfunden  wurde.  Der  Begriff  des  Hausrats  wird 
im  weitesten  Sinne  gefasst  werden  müssen,  so  dass  nicht  nur  eigentliche  Ge- 
brauchsgegenstände ,  sondern  auch  Luxusgegenstände ,  z.  B.  Oelg^mälde ,  dahin 
gehören.  Voraussetzung  ist  natürlich  immer,  dass  solche  Gegenstände  auch 
wirklich  zum  Hausrat  gehören.  Beispielsweise  gehören  Bilder  dahin,  wenn  sie 
zur  Ausschmückung  der  Wohnung  dienen,  wogegen  Gemäldesammlungen  von 
der  Steuerfreiheit  nicht  getroffen  werden. 

Die  Vorschriften  unter  4  und  5  und   diejenigen   des  zweiten  Absatzes 

geben  wesentlich  geltendes  Recht  wieder.  Insbesondere  ist  an  der  besonderen 
ehandlung  der  Rentenlegate  für  den  Fall  festgehalten,  dass  die  einzelne  Leistung 
hinter  dem  steuerfreien  Betrage  zurückbleibt,  der  Gesamtbetrag  dagegen  die 
Befreiun^grenze  überschreitet.  Es  würde  für  den  Rentenempfänger  vielfach 
eine  unbilUge  Härte  bedeuten,  wenn  er  in  dem  Jahre,  in  dem  die  Befreiungs- 
grenze überschritten  wird,  auch  die  bislang  empfangenen  und  in  der  Regel 
verbrauchten  Beträge  nachträglich  versteuern  sollte.  Das  Rentenlegat  unter- 
liegt deshalb  der  Steuer  nur,  , soweit "^  —  nicht  schon  » sofern*  —  der  Gesamt- 
betrag den  steuerfreien  Betrag  übersteigt.  Die  Fassung  bringt  zugleich  zum 
Ausdnick,  dass  die  besondere  Behandlung  des  Rentenlegats  dann  nicht  eintritt, 
wenn  nicht  die  einzelnen  Bezüge,  sondern  das  Bezugsrecht  als  solches  gemäss 
§§  8  und  9  versteuert  wird.  Als  selbstverständlich  braucht  nicht  besonders  her- 
vorgehoben zu  werden,  dass  für  jene  Steuerbefreiung  des  Rentenlegats  dann 
kein  Raum  ist,  wenn  der  Rentenempfänger  ausser  der  Rente  auch  andere  Zu- 
wendungen erhalten  hat,  durch  welche  aUein  oder  zusammen  mit  der  Rente  die 
Steuerbefreiungsgrenze  überschritten  wird. 

Im  dritten  Absätze  ist  die  Vergütung  der  Testamentsvollstrecker  all- 
gemein von  der  Steuerfreiheit  ausgenommen.  Die  Folge  würde  sonst  sein,  dass 
ein  kleines  Vollstreckerhonorar,  welches  nach  den  Vorschriften  unter  4  und  5 
von  der  Erbschaftssteuer  befreit  wäre,  zu  der  unter  Umständen  erheblich 
höheren  Einkommensteuer  herangezogen  werden  müsste.  Der  Schlusssatz  führt 
den  Grundsatz  durch,  daes  das  Vollstreckerhonorar  auch  dann,  wenn  der  über- 
lebende Ehegatte  des  Erblassers  zum  Vollstrecker  ernannt  ist,  als  Zuwendung 
von  Todes  wegen  zu  behandeln  ist. 

Der  letzte  Absatz  enthält  eine  an  sich  selbstverständliche,  mit  der  bis- 
herigen Praxis  des  Erbschaftsamtes  sich  deckende  Vorschrift  Über  die  Steuer- 
freiheit der  Vertreter  fremder  Staaten. 

Die  Vorschrift  des  §  19  M  gibt  geltendes  Recht  wieder  (vgl.  Nr.  IV,  V 
und  Va  des  bisherigen  Gesetzes). 

Der  §  20')  entspricht  der  Nr.  III  des  bestehenden  Gesetzes.  Testaments- 
vollstrecker und  andere  zur  Verwaltung  des  Nachlasses  berufene  Personen  haften 
an  sich  nur  mit  dem  ihrer  Verwaltung  unterliegenden  Nachlasse.  Die  Haftung 
wird  eine  persönliche  erst  dadurch,  dass  sie,  ohne  diese  auf  dem  Nachlasse 
ruhende  Verpflichtung  erfüllt  zu  haben,  den  Nachlass  auskehren. 

Die  Verjährungsbestimmung  des  §  21')  ist  dem  bisherigen  Gesetze  (Nr.  X 
Abs.  3)  entnommen.  Die  Verlegung  des  Fristbeginns  auf  den  Schluss  des 
Jahres  wird  dazu  beitragen,  Zweifel  zu  vermeiden,  welche  bei  Feststellung  des 
genauen  Zeitpunktes,  in  dem  die  Steuerpflicht  entstanden  ist,  auftauchen  können. 

Die  §§  22  bis  25^)  werden  einer  Erläuterung  nicht  bedürfen.  Neu  ist 
die  dem  Entwürfe  des  Einkommensteuergesetzes  nachgebildete  Vorschrift  des 

1)  Gesetz  8  18. 
3)  Gesetz  t  19. 
>)  Gesetz  9  20, 
«)  Gesetz  U  21  bis  34. 
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§  24  Abs.  2,  dft88  unier  besoDderen  Umständen  auch  verspätete  Reklamationen 
zugelassen  werden  können.  Es  wird  dadurch  ein  Ersatz  für  die  Wiedereinsetzung 
in  den  vorigen  Stand  geschaffen. 

Im  §  26  ist  die  StrafVorschrift  des  bisherigen  Gesetzes  (Nr.  X)  wieder- 
gegeben. Aus  allgemeinen  Grundsätzen  folgt,  dass  auf  die  Strafe  wiederholt 
erkannt  werden  kann,  wenn  nach  rechtskräftiger  Verurteilung  das  strafbare 
Verhalten  fortgesetzt  wird. 

Der  §  27  hebt  die  bestehenden  Vorschriften  über  Erbschaftssteuern  auf. 
Weiterer  üebergangsbestimmungen  als  derjenigen,  welche  in  §  18  Abs.  2  a.  E. 
aus  dem  bisherigen  Gesetze  herttbergenommen  ist,  wird  es  nicht  bedürfen. 
Auch  unter  bisherigem  Recht  ist  es  nicht  zweifelhaft  gewesen,  dass  für  die  An- 
wendung des  Gesetzes  entscheidend  ist,  ob  der  Anfall  unter  dessen  Herrschaft 
erfolgt  ist.  Ein  Bedürfnis,  eingehendere  Bestimmungen  in  dieser  Beziehung  zu 
treffen,  ist  in  der  bisherigen  Praxis  des  Erbschaftsamts  nicht  hervorgetreten 
und  braucht  auch  für  die  Zukunft  umsoweniger  vorausj^etzt  zu  werden,  als 
die  Steuersätze  im  wesentlichen  unverändert  geblieben  sind. 


Aus  dem  Beriebt  der  Senats-  und  Bürgerschaftskommission 
zur  Erwägung  der  Frage  der  Vermehrung  der  ordentlichen 

Staatseinnahmen. 

Vom  22.  September  1902  *). 

Im  Zusammenhang  mit  den  Vorschlägen,  das  Mehrerfordemis  zum  Teil 
durch  eine  Erhöhung  der  Einkommensteuer  zu  decken,  wurde  auch  die  Frage 
erörtert,  ob  nicht  nach  dem  Vorgange  Preussens  und  anderer  Staaten  das  fun- 
dierte Einkommen  stärker  als  das  nicht  fundierte  zu  belasten  sei,  sei  es,  dass 
das  in  den  Nutzungen  eines  Eapit^  bestehende  Einkommen  von  dem  übrigen 
Einkommen  zu  sondern  und  mit  einer  erhöhten  Steuer  zu  treffen  sei  (Kapital- 
rentensteuer), sei  es,  dass  das  Vermögen  selbst  als  die  Quelle  des  fundierten 
Einkommens  einer  Steuer  unterworfen  werde  (Vermögenssteuer,  Ergänzungs- 
steuer). G^gen  die  Einführung  einer  Vermögenssteuer  wurde  jedoch  wie  bei 
früheren  Gelegenheiten  so  auch  jetzt  wieder  das  Bedenken  geltend  semacht, 
dass  sie  sich  für  eine  Handelsstadt  nicht  eigne,  weil  sie  den  Steuerpflichtigen 
zu  einer  Offenlegung  seiner  Vermögens  Verhältnisse  nötige,  eine  solche  Offen- 
legung aber  den  kaufmännischen  Kredit  nachteilig  beeinflussen  könne.  Auch 
die  von  einer  Seite  erfolgte  Anregung  der  Einführung  einer  Eapitalrentensteuer, 

Segen  welche  das  gleiche  Bedenken  (wenn  auch  vielleicht  m  vermindertem 
Lasse)  spricht  und  welche  überdies  nur  einen  Teil  des  fundierten  Einkommens 
trifft,  also  den  beabsichtigten  Zweck  nur  ungenügend  erreichen  würde,  wurde 
nicht  weiter  verfolgt.  Dagegen  wurde  an  sich  der  Gedanke,  das  fundierte,  dem 
Steuerpflichtigen  mühelos  zufallende  Einkommen  durch  besondere  Besteuemng 
dieses  Einkommens  oder  der  Einkommensquelle  stärker  zu  treffen  als  das  dar(£ 
einen  entsprechenden  Aufwand  von  Arbeitskraft  verdiente  Einkommen,  als  be- 
rechtigt anerkannt,  sofern  sich  für  die  Verwirklichung  dieses  Gedankens  eine 
jene  Nachteile  vermeidende  Form  finden  lasse.  Als  eine  Art  der  Vermögens- 
steuer, welche  jenen  Bedenken  Rechnung  trägt,  wurde  die  Erbschaftssteuer  be- 
zeichnet, welche  im  eigentlichen  Sinne  auch  eine  auf  das  Vermögen  gelegte 
Steuer  sei  und  sich  von  der  gewöhnlichen  Vermögenssteuer  nur  dadurch  unter- 


I)  Mitteilung  des  Senats  an  die  Bürgerschaft  Nr.  lis. 
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scheide,  dam  sie  nicht  alljährlich,  sondern  einmalig  nach  dem  Tode  des  Eigen- 
tflmen  erhoben  werde.  Werde  die  Erbschaftssteuer  anter  diesem  Gesichtspunkte 
als  eine  gewissermassen  aufgeschobene,  allmählich  angesammelte  und  erst  nach 
dem  Ableben  des  Steuerpflichtigen  zur  Erhebung  gelangende  Vermögenssteuer 
behandelt  und  als  Ersatz  für  die  Vermögenssteuer  im  engeren  Sinne  angesehen, 
so  sei  sie  einer  weiteren  Steigerung  fibig,  ohne  dass  dagegen  der  Vorwurf 
einer  teilweisen  Expropriation  des  Vermögens  erhoben  werden  könne.  Ein 
Zurückgreifen  auf  die  Erbschaftssteuer  wurde  auch  um  deswillen  empfohlen, 
weil  die  Erbschaftssteuer  als  die  am  wenigsten  drückende  Steuer  empfunden 
werde.  Sie  könne  von  den  zur  Zahlung  yerpflichteten  Erben  und  sonstigen 
Nachfolgern  des  Verstorbenen  umso  unbedenklicher  getragen  werden,  als  diesen 
Personen  nichts,  was  sie  bereits  besitzen,  genommen,  sondern  nur  ein  Erwerb, 
der  ihnen  —  vielfach  unverhofft  —  ohne  eigenes  Zutun  zufalle,  Termindert 
werde,  bevor  sie  in  den  Besitz  und  Genuss  des  Vermögens  gelangen.  Es  wurde 
deshalb  die  Fra^e,  in  welchen  Richtungen  eine  Steigerung  der  Erbschaftssteuer 
zu  empfehlen  sei,  einer  eingehenden  Erörterung  unterzogen,  deren  Ergebnisse 
im  folgenden  Abschnitte  wiedergegeben  sind. 

Der  Ertrag  der  Erbschaftssteuer  ist  schon  gegenwärtig  ein  verhältnis- 
mässig hoher.  Eine  Verteilung  der  Erbschaftssteuer  nach  der  Kopfzahl  der 
Bevölkerung  ergab  nach  einer  aus  den  Neunzigerjahren  herrührenden  Statistik  *) 
für  Hamburg  das  günstigste  Resultat  unter  allen  deutschen  Bundesstaaten,  in- 
dem in  Hamburg  etwa  3  M.  auf  den  Kopf  der  Bevölkerung  entfielen  gegen 
etwa  80  Pf.  in  Preussen  und  etwa  45  Pf.  in  ganz  Deutschland.  Dieses  Ergebnis 
gestaltet  sich  noch  erheblich  günstiger,  wenn  man  für  die  Durchschnittsberech- 
nung die  seitdem  verflossenen  Jahre  mit  heranzieht,  in  welchen  die  Erbschafts- 
steuer trotz  der  naturgemäss  grossen  Schwankungen,  denen  gerade  diese  Steuer 
ausgesetzt  ist,  im  grossen  und  ganzen  eine  aufsteigende  Tendenz  gezeigt  hat. 
Der  günstige  Ertrag  der  hamburgischen  Erbschaftmteuer  kann  aus  der  Höhe 
der  Steuersätze,  da  diese  die  in  anderen  Staaten  geltenden  Sätze  nur  zum  Teil 
und  auch  dann  nicht  erheblich  überschreiten,  nicht  erklärt  werden.  Auch  die 
Besteuerung  der  absteigenden  Linie,  welche  ausserhalb  Hamburgs  nur  in  wenigen 
Staaten  (EUassLothringen,  Lübeck)  bekannt  ist,  reicht  zur  Erklärung  nicht  aus, 
da  der  Ertrag  der  Deszendentensteuer  nicht  25  %  des  Gesamtertrages  ausmacht 
und  schon  vor  Einführung  der  Deszendentensteuer  die  hambnrgische  Erbschafts- 
steuer die  verhältnismässig  günstigsten  Erträge  in  Deutschland  lieferte.  Viel- 
mehr wird  die  Erklärung  für  den  grossen  Ertrag  dieser  Steuer  in  der  Haupt- 
Sache  darin  gesucht  werden  müssen,  dass  in  Hamburg  eine  verhältnismässig 
grosse  Zahl  bedeutender  Nachlässe  zur  Versteuerung  gelangt  und  dass  aus 
solchen  Nachlässen  zahlreiche  und  oft  recht  um&ngreiche  Zuwendungen  an 
Personen  gelangen ,  welche  mit  dem  Erblasser  nur  weitläuflg  oder  gar  nicht 
verwandt  sind  und  deshalb  den  höheren  Steuersätzen,  namentlich  dem  Satze 
von  zehn  vom  Hundert  unterliegen.  Der  schon  bisher  recht  günstige  Ertrag 
der  Erbschaftssteuer  wird  deshalb  nicht  als  Grund  gegen  eine  Erhöhung  dieser 
Steuer  angeführt  werden  können,  vielmehr  wird  die  Erbschaftssteuer,  wenn  sie 
zugleich  einen  Ersatz  für  die  von  der  Kommission  nicht  zur  Einführung  emp- 
fohlene Vermögenssteuer  bilden,  also  ähnlich  wie  diese  durch  Besteuerung  des 
Vermögens  als  der  Quelle  des  fundierten  Einkommens  zur  Ergänzung  der  von 
dem  Erblasser  bei  dessen  Lebzeiten  entrichteten  Einkommensteuer  dienen  soll, 
einer  weiteren  Steigerung  für  föhig  erachtet  werden  dürfen. 

Für  die  Erzielung  grösserer  Ertri&ge  aus  der  Erbschaftssteuer  bieten  sich 
drei  Wege,  nämlich  1.  die  Besteuerung  der  bislang  von  der  Erbschaftssteuer 
befreiten  Personen;  2.  die  Erhöhung  der  bestehenden  Steuersätze;  8.  die  nro- 
ffressive  Steigerung  der  Erbschaftssteuer.  Die  Kommission  hat  sich  mit  allen 
drei  Möglichkeiten  eingehend  beschäftigt  und  sich  fQr  die  Ablehnung  der  erst- 
genannten, dagegen  für  die  Empfehlung  der  beiden  anderen  entschieden. 


1)  YgL  Finanzarchiv  16  (18»6)  8.  MO,  641. 
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Zu  1.  Als  Besteuerung  bislaDg  steuerfreier  Personen  kann  nach  Ansicht 
der  Kommission  nur  die  Besteuerung  der  Ehegatten  in  Frage  kommen.  Dafär 
lässt  sich  anführen,  dass  ein  wichtiger,  dem  alten  Hambur|^er  Güterrechte  ent- 
nommener Grund  für  die  Steuerfreiheit  der  Ehegatten  mit  dem  Inkrafttreten 
des  Bürgerlichen  Gesetzbuches  jedenfalls  für  alle  unter  dessen  Herrschaft  ge- 
schlossenen Ehen  in  Wegfall  gekommen  ist.  Solange  in  EDamburg  die  Güter- 
gemeinschaft des  früheren  Rechtes  als  gesetzliches  und  in  gewissem  Sinne 
ausschliessliches  Güterrecht  galt,  fand  eine  Beerbung  des  erstTeratorbenen  durch 
den  überlebenden  Ehegatten  überhaupt  nicht  statt.  Der  überlebende  Ehegatte, 
der  die  Gütergemeinschaft  mit  den  Aokömmlingen  forteetzte,  blieb  im  Besitze 
und  Genüsse  des  Gesamtgutes  nicht  als  Rechtsnachfolger  des  verstorbenen  Ehe- 
gatten, sondern  kraft  eigenen,  schon  mit  Eingehung  der  Ehe  in  seiner  Person 
entstondenen  Rechts.  Das  ist  anders  geworden,  seitdem  das  Vermögen  der 
Ehegatten  rechtlich  getrennt  bleibt.  Der  Überlebende  Ehegatte  gehört  jetzt 
nicht  nur  mit  zu  den  gesetzlichen  Erben  des  verstorbenen  Ehegatten,  sondern 
erfahrungsgemäss  wird  er  durch  Testament  vielfach  zu  dessen  suleinigem  Erben  ■ 
berufen.  Zahlreiche  und  oft  recht  bedeutende  Yermögensmassen  gehen  im 
Wege  der  Erbfolge  von  einem  Ehegatten  auf  den  anderen  über.  Es  ist  nicht 
zu  bezweifeln,  dass  die  Heranziehung  der  Ehegatten  zur  Erbschaftssteuer  den 
Ertrag  der  letzteren  wesentlich  steigern  würde.  Gleichwohl  kann  diese  Heran- 
ziehung nicht  empfohlen  werden.  Die  ganze  Frage  kann  nicht  einseitig  nach 
juristischen,  sondern  nur  nach  wirtechaftlichen  Gesichtspunkten  entechieden 
werden.  Erkennt  man  dieses  an,  so  mnss  man  sich  wie  früher  so  auch  jetzt 
für  die  Steuerfreiheit  der  Ehegatten  entscheiden.  Die  gegenseitige  Erbein- 
setzung der  Ehegatten  ist  lediglich  die  juristische  Form,  in  der  auf  einem  Um- 
wege dasjenige  erreicht  werden  soll,  was  sich  früher  aus  dem  Rechte  der 
Gütergemeinschaft  von  selbst  ergab,  nämlich  die  Erhaltung  des  beiderseitigen 
Vermögens  als  einer  einheitlichen,  faktisch  schon  längst  verschmolzenen  Ver- 
mögensmasse in  der  Hand  des  überlebenden  Ehegatten.  Dieser  hat  durch  die 
Beerbung  des  anderen  Teils  nichts  erhiilten,  was  er  nicht  tetsächlich  schon  be- 
sessen hat.  Er  bleibt  im  Genüsse  desjenigen  Vermögens,  in  dessen  Genüsse  er 
sich  schon  während  bestehender  Ehe  befunden  hat.  Dass  mit  dem  Ableben  des 
erstverstorbenen  Ehegatten  dieser  aus  dem  Mitgenusse  der  (nicht  rechtlich,  aber 
doch  tatsächlich)  schon  vorher  geeinten  Vermögensmasse  ausgeschieden  ist,  be- 
deutet für  den  überlebenden  Ehegatten  keineswegs  immer  oder  auch  nur  in  der 
Regel  eine  Verbesserung  der  Vermögenslage.  Denn  mit  dem  Ableben  jenes  Ehe- 
gatten ist  zugleich  eine  Person  ausgeschieden,  die  durch  Verwendung  ihrer  Ar 
beitekraft  regelmässig  zur  Erwerbung  und  Erhaltung  des  gemeinsamen  Vermögens 
mitgewirkt  hat.  Im  Gegenteil  sind  die  Fälle  nicht  selten,  in  welchen  mit  dem 
Ableben  des  einen  Ehegatten,  namentlich  des  Ehemannes,  der  überlebende  Ehe- 
gatte in  eine  bedrilngte  Lage  gerät  und  zu  Einschränkungen  genötigt  wird,  die 
er  früher  nicht  gekannt  hat.  Ist  der  Ehemann  der  überlebende  Teil,  so  werden 
sich  diese  Nachteile  in  der  Regel  weniger  fühlbar  machen,  aber  auch  hier  kommt 
es  oft  vor,  dass  die  bis  dahin  von  der  Frau  dem  Hauswesen  gewidmete  Tätig- 
keit jetzt  durch  bezahlte  Arbeitskräfte  ersetzt  werden  muss.  Die  Besteuerung 
der  Ehegatten  würde  deshalb  in  der  überwiegenden  Mehrzahl  der  Fälle  als  eine 
unbillige  Härte  empfunden  werden.  Es  hat  sich  aus  diesen  Gründen  innerhalb 
der  Kommission  zu  Gunsten  dieser  Besteuerung  auch  nicht  eine  Stimme  erhoben. 

Zu  2.  Die  Frage  der  Erhöhung  der  bestehenden  Steuersätze  steht  mit 
der  Frage  der  progressiven  (xestaltung  der  Erbschaftssteuer  in  engem  Zusammen- 
hange. Für  den  Fall  der  —  von  der  Kommission  empfohlenen  —  Einführung 
einer  Progression  war  die  Kommission  der  Ansicht,  dass  eine  Erhöhung  der 
Steuersätze  nur  eine  massige  sein  dürfe  und  dass  die  höheren  Steuersätze  von 
einer  solchen  Steigerung  des  Normalsatzes  ganz  auszuschliessen  seien.  Dagegen 
wurde  eine  vorsichtige  Erhöhung  der  von  Abkömmlingen  zu  entrichtenden  Erb- 
schaftssteuer in  Er^gung  gezogen.  Allerdings  sprechen  die  Gründe,  welche 
gegen  die  Besteuerung  der  Ehegatten  angeführt  sind,  in  manchen  Fällen  auch 
gegen  eine  Besteuerung  der  Kinder.    Es  kann  auch  hier  vorkommen ,  dass  die 
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Kinder  durch  den  Tod  der  Eltern  ihrer  Ernährer  beraubt  werden  und  für  die 
Zukunft  Entbehrungen  ausgesetzt  sind,  angesichts  deren  die  Entrichtung  einer 
Abgabe  von  den  Ersparnissen  der  Eltern  als  eine  drückende  Härte  empfunden 
wird.  Allein  diesen  Bedenken  hat  schon  das  geltende  Gesetz  dadurch  Rechnung 
getragen,  dass  für  minderjährig  oder  erwerbsunfähige  £[inder  die  Steuer- 
befreiungsgrenze hoch  gezogen  ist.  Kein  Steuergesetz  kann  überdies  so  be- 
schlagen sein,  dass  Härten,  die  sich  bei  der  Mannigfaltigkeit  der  Fälle  für  den 
einzelnen  aus  der  Anwendung  des  Gesetzes  ergeben  können,  von  vornherein 
ausgeschlossen  sind.  Aufgabe  des  Gesetzgebers  ist  es,  eine  Norm  zu  schaffen, 
welche  für  die  Regelfälle  das  richtige  trifft.  Im  gewöhnlichen  Lauf  der  Dinge 
wird  aber  die  Beerbung  der  Eltern  durch  die  Kinder  eintreten,  nachdem  die 
Kinder  selbständig  uud  von  den  Eltern  unabhängig  geworden  sind.  Für  alle 
Kinder,  welche  auf  eigenen  Füssen  stehen,  sich  selbst  bereits  eine  Lebensstellung 
geschaffen  haben,  bedeutet  der  Anfall  des  elterlichen  Vermögens,  zu  dessen 
Entstehung  sie  selbst  nichts  beigetragen  haben,  eine  Verbesserung  der  Ver- 
mögenslage, welche  eine  Belastung  des  ihnen  zufallenden  Vermögens  mit  einer 
massigen  Abgabe  als  ^erechtfert^  erscheinen  lässt.  Hinzu  kommt,  dass  die 
festgehaltene  Steuerfreiheit  der  Ehegatten  indirekt  zugleich  den  Kindern  zu 
gute  kommt,  indem  nach  dem  Ableben  des  überlebenden  Ehegatten  das  Ver- 
mögen der  Eltern  ungeschmälert  den  Kindern  zufällt.  Die  Kommission  war 
deshalb  einstimmig  der  Ansicht,  dass  die  Deszendentensteuer  eine  massige  Er- 
höhung durchaus  verträgt.  Von  einer  Seite  war  sogar  angeregt,  die  von  den 
Kindern  zu  entrichtende  Erbschaftssteuer  auf  vier  bis  fünf  vom  Hundert  zu  er- 
höhen. Dafür  wurde  angefahrt,  dass  eine  solche  Abgabe  den  Zinsen  eines 
einzigen  Jahres  entspricht,  dass  also  die  Kinder  ebenso  stehen  würden,  wie 
wenn  sie  erst  1  Jahr  später  in  den  Besitz  des  Vermögens  gelangt  wären,  und 
dass  bei  der  üngewissheit  der  menschlichen  Lebensdauer  die  Eander  überhaupt 
niemals  mit  einem  bestimmten  Zeitpunkte,  in  dem  sie  das  elterliche  Vermögen 
erben  würden,  haben  rechnen  können.  Anderseits  musste  berücksichtigt  werden, 
dass  die  gleichzeitig  zur  Einführung  empfohlene  progressive  Gestutung  der 
Erbschaftssteuer  in  der  Hauptsache  gerade  die  Kinder  treffen  wird,  da  die 
grossen  Erbteile  vorzugsweise  solche  sein  werden,  welche  den  Kindern  von 
ihren  Eltern  zufallen,  während  bei  dem  Anfalle  einer  Erbschaft  an  entferntere 
Verwandte  regelmässig  eine  grössere  Zersplitterung  eintreten  wird.  Unter  Ab- 
wägung dieser  Gründe  und  Gegengründe  gelangte  die  Kommission  zu  dem 
Vorschlage,  als  Normalsatz  für  die  von  den  Kindern  zu  entrichtende  Deszen- 
dentensteuer einen  Steuersatz  von  zwei  vom  Hundert  einzuführen  und  damit  auf 
denjenigen  Satz  zurückzugreifen,  den  schon  bei  Einführung  der  Deszendenten- 
steuer der  Senat  vorgeschlagen  hat  und  der  jetzt,  nachdem  inzwischen  die 
Deszendentensteuer  sich  bewährt  hat,  ohne  dass  bei  der  Handhabung  des  Ge- 
setzes Härten  hervorgetreten  sind,  einem  Widerspruche  voraussichtlich  nicht 
mehr  begegnen  wird.  Lediglich  als  eine  notwendige  Konsequenz  wird  es  an- 
gesehen werden  dürfen,  die  Steuer  für  die  Abkömmlinge  weiterer  Grade  von 
drei  auf  vier  vom  Himdert  zu  erhöhen.  Wird  von  einem  Vermögen,  welches 
sich  vom  Vater  auf  den  Sohn  und  von  diesem  auf  den  Enkel  vererbt,  eine  zwei- 
malige Abgabe  von  je  zwei  vom  Hundert  erhoben,  so  erscheint  es  richtig,  in 
denjenigen  fWen,  in  denen  der  Sohn  vor  dem  Vater  verstorben  ist,  das  Ver- 
mögen also  direkt  auf  den  Enkel  übergeht,  vier  vom  Hundert  in  einer  Summe 
zu  erheben.  Endlich  hält  die  Kommission  es  für  erwünscht,  die  von  Aszendenten 
sowie  von  Stief-  und  Schwiegereltern  zu  entrichtende  Steuer  auf  sechs  vom 
Hundert  zu  erhöhen.  Eine  Beerbung  in  aufsteigender  Linie  liegt  so  wenig  im 
natürlichen  Verlauf  der  Dinge,  dass  die  vorgescUagene  Erhöhung  als  unbedenk- 
lich erscheinen  ¥rird.  Von  erheblicher  finanzieller  Tragweite  wird  die  Mass- 
regel natürlich  nicht  sein,  es  dürfte  aber  aus  jenem  Grunde  der  Gerechtigkeit 
entsprechen,  den  Steuersatz  für  Aszendenten  so  zu  bemessen,  dass  er  den  Steuer- 
satz der  Abkömmlinge,  auch  deijenigen  weiterer  Grade,  übersteigt. 

Z  u  3.    Eine  progressive  Ausgestaltung  der  Erbschaftssteuer  ist  für  Deutsch- 
land neu,  w^rend  jener  Gedanke  im  Auslande  mehrfach,  u.  a.  in  England, 
Finanzsrchiv.  XXII.  Jahrg.  869  24 
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Frankreich  ^)  und  einem  grossen  Teile  der  Schweiz  *),  bereits  verwirklicht  ist.  Die 
Gründe  fflr  eine  solche  Progression  sind  die  gleichen,  welche  überhaupt  f&r 
ein  progressives  Stenersjstem  angeführt  zu  werden  pflegen  und  unter  denen 
der  wichtigste  der  ist,  dass  die  Steuer  nach  der  Leistungsfähigkeit  und  der 
dadurch  bedingten  Steuerkraft  zu  bemessen  und  dementsprechend  abzustufen 
ist.  Auch  die  Einführung  einer  Vermögenssteuer,  für  welche  nach  dem  Ge- 
dankengange der  Kommission  die  Erbschaftssteuer  einen  teilweisen  Ersatz  bilden 
soll,  würde  voraussichtlich  mit  einer  stärkeren  Heranziehung  deijenigen  Ver- 
mögen verbunden  sein,  welche  ihrem  Besitzer  eine  gesicherte,  von  der  Erwerbs- 
fähigkeit  und  deren  Verwertung  unabhängige  Existenz  bieten  und  ihn  ausser- 
dem in  den  Stand  setzen,  für  die  Erfüllung  der  dem  Staate  obliegenden  Auf- 
faben  Opfer  zu  bringen,  ohne  dass  diese  Opfer  die  eigene  Lebenshaltung  zn 
eeinflussen  brauchen.  Eine  konsequente  Durchführung  des  Gedankens,  dass 
die  Erbschaftssteuer  eine  gewissermassen  bis  zum  Ableben  des  Erblassers  auf- 
geschobene oder  angesammelte  Vermögenssteuer  sein  soll,  würde  dazu  führen, 
bei  der  Abstufung  den  Gesamtnachlass  zu  Grunde  zu  legen,  ohne  Rücksicht 
darai:^,  in  wie  viele  Teile  dieser  Nachlass  zerföllt.  Einer  solchen  Regelung, 
welche  für  die  Staatskasse  gewiss  das  günstigste  Ergebnis  haben  würde,  stehen 
jedoch  erhebliche  Billigkeitsgründe  entgegen.  Es  darf  nicht  ausser  acht  ge- 
lassen werden,  dass  die  Verpflichtung  zur  Zahlung  der  Erbschaftssteuer  immer 
den  Erben  trifft  und  —  unabhängig  von  der  juristischen  Konstruktion,  die  man 
da^r  wählen  mag  —  von  dem  Erben  immer  als  eine  in  seiner  Person  ent 
standene,  niemals  als  eine  von  ihm  nachträglich  zu  erfüllende  Verbindlichkeit 
des  Erblassers  aufgefasst  werden  wird.  Der  Miterbe,  der  den  vierten  Teil  eines 
auf  200,000  M.  sich  belaufenden  Nachlasses,  also  einen  Betrag  von  50,000  M. 
erbt,  würde  es  nicht  verstehen,  warum  er  eine  höhere  Erbschaftssteuer  zahlen 
soll  als  der  Alleinerbe,  dem  ein  Nachlass  in  Höhe  von  50,000  M.  zufällt.  Bei 
der  Anwendung  der  Progression  wird  deshalb  immer  nur  derjenige  Betrag  zu 
Grunde  gelegt  werden  dürfen,  den  eine  einzelne  Person  aus  einem  Nachlasse 
als  einen  der  Erbschaftssteuer  unterliegenden  Erwerb  empfängt.  Bezüglich  der 
näheren  Ausgestaltung  der  in  Vorschlag  zu  bringenden  Progression  hat  die 
Kommission  sich  dahin  geeinigt,  dass  die  Progression  bei  einem  Erwerbe  von 
50,000  M.  mit  einer  geringen  Erhöhung  der  Steuersätze  einzusetzen  hat  und 
alsdann  allmählich  bis  zum  doppelten  Betrage  der  normalen  Sätze  fortzusetzen 
ist,  und  zwar  in  der  Weise,  dass  bei  einem  Erwerbe 


10  vom  Hundert, 
20     , 


von    50,000—100,000  M. 

,     100,000—200,000    , 

,    200,000—300,000    , 

,     300,000—400,000   . 

,     400,000—500,000   „ 

,     500,000—600,000   , 

,    600,000—700,000    , 

,     700,000—800,000    , 

,    800,000—900,000   , 

,    mehr  als  900,000   , 
dem  normalen  Steuersatze  hinzuzuschlagen 

von  den  Eltern  eine  Million  erbt,  4%,  ein  entfernter  Verwandter  oder  Nicht- 
verwandter, der  eine  Million  erbt,  20  Vo  dieses  Betrages  als  Erbschaftssteuer  zu 
entrichten  haben.  Mag  ein  solcher  Höchstbetrag  angesichts  der  Neuheit  der 
progressiven  Gestaltung  der  Erbschaftssteuer  auf  den  ersten  Blick  verhältnis- 
mässig hoch  erscheinen,  so  wird  doch  immer  der  aus  einem  solchen  Steuer- 
system für  die  Staatskasse  zu  erwartende  Gesamtmehrertrag  hinter  dem  Er- 
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sind.    Es  würde  also  ein  Kind,  das 


I)  Neuerdings  auch  in  Italien;  vgl.  Finanzarchiv  21  (I90i)  S.  868.  Ueber  die  Pro- 
gression staatlicher  Erhsohaftssteuem  in  den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  vgl. 
S.  Huebner,  The  inheritance  tax  in  the  American  Commonwealth  (The  Qaarterly  Journal 
of  Economics  18,  I90i,  S.  629  f.). 

3)  Vgl.  a.  Schanz,  Steuern  der  Schweiz.    5  Bde.    1890. 
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trage,  den  eine  in  mftssigen  Grenzen  gehaltene  Vermögensstener  einbringen 
würde,  noch  erheblich  zurückbleiben,  so  dass  unter  dem  Gesichtspunkte,  &S8 
die  erhöhte  Erbschaftssteuer  eine  Vermögenssteuer  ersetzen  soll,  eine  so  weit- 
gehende Steigerung  der  Erbschaftssteuer  als  gerechtferti^  angesehen  werden 
darf.  Ber  Kommission  hat  ein  Plan  für  die  Einführung  einer  Vermögenssteuer 
vorgelesen,  nach  welchem  eine  Vermögenssteuer,  die  bei  einem  Vermögen  von 
20,000  M.  mit  '/lo  Tom  Tausend  einsetzt  und  bis  zu  einem,  erst  bei  800,000  M. 
erreichten  Steuersatze  Ton  ein  vom  Tausend  abschliesst,  etwa  3,300,000  M.  er- 
geben würde.  Der  Ertrag,  der  aus  der  vorgeschlagenen  Erhöhung  der  Erb- 
schaftssteuer zu  erwarten  ist,  stellt  sich  erheblich  geringer,  nämlich  nur  auf 
etwa  1,250,000  M.  Die  Grundlage  für  diese  Berechnung  ist  die  folgende:  Seit 
dem  Ixikraftlxeten  des  geltenden  Erbschaftssteuergesetzes 


würden  auf  der  Grundlage 

sind 

eingegangen 

der  jetzigen  Vorschläge  ein- 
gegangen sein 

mithin  mehr 

i  Jahre 

M. 

M. 

M. 

1894 

937,874.52 

1,556,220.90 

618,346.38 

1895 

1,659,810.43 

2,422,452.11 

763,141.68 

1896 

1,943,565.12 

3,097,626.06 

1,154,060.94 

1897 

1,716,709.10 

2,401,453.57 

684,744.47 

1898 

1,622,505.71 

2,307,768.43 

685,262.72 

1899 

2,399,472.44 

3,893,671.03 

1,494,198.59 

1900 

3,972,302.83 

6,432,933.26 

2,460,630.43 

1901 

3,137,392.53 

4,779,569.89 

1,642,177.36 

Busamme 

n  17,389,132.68 

26,891,695.25 

9,502,562.57 

Der  Jahresdurchschnitt  der  Mehreinnahme,  nach  dem  Ergebnisse  dieser 
8  Jahre  berechnet,  würde  also  1,187,820.32  M.  betragen.  Dabei  ist  aber  zu 
berücksichtigen,  dass  die  Mitheranzi^ung  des  Jahres  1894,  mit  welchem  die 
Deszendentensteuer  erst  zur  Einführung  gelangt  ist,  um  deswillen  kein  zuver- 
lässiges Bild  gibt,  weil  von  den  im  letzten  Teile  eines  Jahres  zur  Vererbung 
gelangenden  Nachlässen  die  Steuer  erst  im  folgenden  Jahre  berechnet  und  er- 
hoben werden  kann,  dass  ein  Teil  der  im  Jahre  1894  eingetretenen  Erbfälle 
erst  im  Jahre  1895  versteuert  ist  und  hierfür,  soweit  es  sich  um  die  Deszen- 
dentensteuer handelt,  nicht  wie  in  den  folgenden  Jahren  ein  Ausgleich  durch 
die  Versteuerung  von  Erbftlllen  aus  dem  voraufgegangenen  Jahre  gegeben  war. 
Lässt  man  das  ^hr  1894  heraus,  so  würde  die  Mehreinnahme  nach  dem  Durch- 
schnitt der  Jahre  1895—1901  auf  1,269,173.71  M.  zu  schätzen  sein,  wozu  noch 
ein  —  allerdings  kaum  ins  Gewicht  fallender  —  Betrag  aus  den  nicht  vom 
Erbschatzamt  bearbeiteten,  im  Amte  Ritzebüttel  versteuerten  Nachlässen  hinzu- 
tritt Zu  beachten  ist  auch,  dass  mit  dem  Anwachsen  der  Bevölkerung  auf 
eine  allmählich  fortschreitende  Erhöhung  des  Durchschnittsertrages  gerechnet 
werden  darf.  Die  Zusammenrechnung  des  so  gewonnenen  Betrages  mit  dem 
ans  der  Erhöhung  der  Einkommensteuer  zu  erwartenden  Mehrertrage  wird  also 
voraussichtlich  eine  Vermehrung  der  ordentlichen  Staatseinnahmen  in  einem 
zur  Deckung  des  Mehrerfordemisses  annähernd  ausreichenden  Umfange  zur 
Folge  haben,  ohne  dass  die  Einführung  neuer  Steuerarten  notwendig  wird.  Die 
Kommission  hat  deshalb  von  einer  weiteren  Prüfung  anderer  Steuerprojekte, 
welche  im  Verlaufe  der  Verhandlungen  in  der  Kommission  zur  Sprache  ge- 
bracht wurden,  abgesehen  und  will  die  hierauf  bezüglichen  Erörterungen  an 
dieser  Stelle  nur  kurz  anführen. 
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Die  Herabsetzung  nnd  Ueberweisnng  der  Omndstener 
in  Sachsen- Weimar. 

Gesetz,  betr.  die  Grundsteuer.     Vom  13.  April  1901. 
(Rgsbl.  f.  d.  Grossh.  Sachsen-Weimar-Eisenach  Nr.  18  S.  137.) 

§1. 
Die  §§  1,  2,  7—11  und  16  des  revidierten  Gesetzes  über  die  Steuer- 
verfassnng  des  Grossherzogtums  Sachsen  vom  18.  März  1869 ,  sowie  die  Be- 
stimmungen unter  I  des  Nachtragsgesetzes  vom  28.  Februar  1872  und  unter  I 
des  Nachtragsgesetzes  vom  6.  Mai  1874  werden  hiermit  aufgehoben  und  durch 
die  folgenden  Bestimmungen  ersetzt 

§2^ 
Die  Grundsteuer  (sog.  alte  Landsteuer,  alte  Grundsteuer)   haftet ,  soweit 
nicht  Reichsgesetze  oder  Staatsverträge  Abweichendes   bestimmen,   auf  allen 
Grundstücken  und  Gebäuden  innerhalb  des  Staatsgebietes  mit  Ausnahme: 

1.  der  zum  Krongute,  zum  Eammergute  und  der  zum  Staatsgute  ge- 
hörigen Liegenschaften; 

2.  der  Kirchen  und  anderer  dem  Gottesdienste  gewidmeten  öffentÜchen 
Gebäude,  sowie  der  öffentlichen  Schul^ebäude ; 

3.  des  Grundbesitzes  der  inländischen  Kirchen,  geistlichen  Stellen  und 
Schulen,  sowie  der  Gesamtuniversität  Jena,  soweit  er  nicht  bereits 
steuerbar  ist; 

4.  der  zu  Öffentlichen  und  allgemeinen  Zwecken  bestimmten  Räume  als 
Begräbnisplätze,  Marktplätze,  Gassen  und  Strassen,  Kommunikations- 
und  anderen  öffentlichen  Wege,  nicht  aber  der  Eisenbahnen; 

5.  der  keiner  Benutzung  fähigen  Bodenflächen,  soweit  sie  noch  nicht  be- 
steuert sind. 

§3«). 

Die  Grundsteuer  beträgt  87«  Termine  altweimarischer  Grundsteuer;  es 
werden  jedoch  vom  1.  Januar  1901  ab  nur  noch  6  Termine  jährlich  erhoben. 

üeber  Anfall  und  Erhebung  dieser  6  Termine  trifft  das  Staatsmimsterium 
Bestimmung. 

§  4»). 
Ausgeworfen  und  angelegt  bleibt  die  Grundsteuer  bis  zu  anderweiter  ge- 
setzlicher Regelung  auf  dem  Grunde  der  Revisionsinstruktion  vom  6.  Februar  1726 
und  der  in  den  Jahren  1817 — 20  erfolgten  Probebonitierungen. 

1)  Im  Entwürfe  1 3.    Der  erste  Satz  im  Entw.  lautet:  Gnindstenerpflichtig  sind,  et€. 
In  Bezug  auf  §  2  des  Entwurfs  siehe  unten  (  8. 
3)  Im  Entw.  I  4. 
>)  Im  Entw.  S  6 
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§5'). 

Die  im  Kataster  jedem  Gute,  jedem  Grundstücke  u.  s.  w.  zugeteilte  Grund- 
steuer ist  &is  eine  unveränderliche  Last  anzusehen,  welche  weder  einer 
Umlegung  noch  einer  Erhöhung  noch  einer  Ablösung  unterworfen  ist. 

Eine  Abschreibung  oder  verhältnismässige  Minderung  findet  nur  bei  dem 
gänzlichen  oder  teüweisen  Untergänge  des  besteuerten  Gegenstandes  statt. 

§  6*). 

Bei  neu  erwachsenden  steuerbaren  Gegenständen,  und  zwar  nicht  bloss 
bei  neu  errichteten  Gebäuden,  neu  urbar  gemachten  Ländereien,  neu  angelegten 
Gärten,  entstandenen  Anschwemmungen,  trocken  gelegten  Flussbetten  u.  s.  w., 
sondern  auch  bei  allen  in  das  Privateigentum  übergehenden  Grundstücken  und 
Grundstücksteilen  des  Krön-,  Kammer-  und  Staatsgutes,  der  Kirchen,  geistlichen 
Stellen  und  Schulen,  sowie  der  Gesamtuniversität  Jena  hat  die  Anlegung  und 
Auswerfnng  der  Grundsteuer  nach  dem  bisherigen  Steuerfusse  ebenmässig  auf 
dem  Grunde  der  Revisionsinstruktion  vom  6.  Februar  1726  und  der  in  den  Jahren 
1817 — 20  erfolgten  Probebonitierungen  stattzufinden.  Auch  auf  diese  Gregen- 
stSude  wird  die  Grundsteuer  als  unvezUnderliche  Last  gelegt  (s.  §  5). 

Alsbald  nach  erfolg^r  endgültiger  Auswerfung  ist  sie  in  dem  betreffenden 
Kataster  nachzutragen. 

§  7«). 
Wer  zeither  steuerfreien  und  infolge  der  Veräusserung  zu  besteuernden 
Grundbesitz  erwirbt,  hat  die  darauf  zu  legende  Grundsteuer,  ohne  deswegen 
auf  Entschädigung  Anspruch  erheben  zu  können,  von  demjenigen  Termine  an 
zu  entrichten,  welcher  dem  Tage  folgt,  mit  welchem  das  Eigentum  auf  ihn 
übergeht;  wenn  er  aber  vermöge  des  abgeschlossenen  Uebereignungsvertrages 
schon  vor  dem  Erwerbe  des  Eigentums  in  den  Besitz  des  Grundstücks  getreten 
ist,  von  dem  auf  den  Tag  der  Besitznahme  folgenden  Termine  an. 

§  8«). 
Die  Grundsteuer  wird  vom  1.  Januar  1901  an  nicht  mehr  als  Staatssteuer 
erhoben. 

§9. 

Die  Anlegung  und  Erhebung  der  Grundsteuer  erfolgt  bis  auf  anderweite 
Verabschiedung  mit  dem  Landtage  in  der  bisherigen  Weise  durch  die  staat- 
lichen Organe. 

Als  Entschädigung  für  alle  dem  Staate  hierdurch  entstehenden  Auf- 
wände werden  zehn  Hundertteile  des  jeweiligen  Grundsteueraufkommens  an  die 
Staatskasse  abgewährt. 

§  10^). 

Bis   zu   anderweiter   gesetzlicher  Regelung  werden   die  nach  Massgabe 

dieses  Gresetzes  noch  zur  Erhebung  gelangenden  Grundsteuerbeträge  von  dem 

Staatsministerium  verwaltet,  und  nach  Abzug  des  der  Staatskasse  verbleibenden 

Teiles  (§  9  Abs.  2)  zur  Bestreitung  laufender  etatsmässiger  Ausgaben  verwendet. 


>)  Im  Entw.  S  ^1  der  Im  ersten  Absatz  lautet :  «Es  bewendet  dabei ,  dass  die  im 
Kataster  Jedem  Qate,  Jedem  Qnmdstttcke  u.  s.  w.  zugeteilte  Grundsteuer  als  eine  unver- 
änderliche Last  anzusehen  ist,  eto. 

2)  Im  Entw.  I  7. 

s)  Im  Entw.  |  6. 

*)  Im  Entw.  I  2,  der  lautet:  „Die  auf  den  steuerbaren  Grundstücken  des  Gross - 
herzogtnms,  mit  Einsohluss  der  Geb&ude,  haftende  Grundsteuer  (sog.  alte  Landsteuer,  alte 
Gmndstenei)  wird  gegenüber  der  Staatskasse  vom  1.  Januar  isoi  ab  ausser  Hebung  ge- 
setzt und  vom  gleichen  Zeitpunkt  ab  für  kommunale  Zwecke  erhoben." 

B)  Dieser  Paragraph  fehlt  im  Entwurf. 
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§11^). 
Die  auf  Grund  der  §§  10  Ziff.  2,  11  u.  12  des  Gesetzes  über  die  Steuer- 
Verfassung  des  Grossherzogtums  vom  29.  April  1821  gewährten  Entschädiguiigen 
für  die  Belastung  von  bis  dahin  steuerfreien  Grundstücken  mit  der  Gnmdsteuer 
sind')  nach  Massgabe  der  folgenden  Bestimmungen  zu  dem  der  Ermässigung 
um  2  Vi  Termine  (s.  §  3  Abs.  1  Satz  2)  entsprechenden  Anteile,  also  mit  sieben 
Fünfundzwanzigsteln  zurückzuerstatten. 

§  12'). 

Die  Rückerstattung  (§11)  bleibt  ausgeschlossen  hinsichtlich  deijenigen  früher 
steuerfreien  Güter,  Grundstücke  und  Grundstücksteile,  welche  nach  erfolgter  Ent- 
schädigung durch  lästiges  (entgeltliches)  Rechtsgeschäft  veräussert  worden  sind. 

Sind  Grundstücksteile  ^)  zu  öffentlichen  Wegen,  Flüssen,  Bächen,  Kanälen 
oder  Eisenbahnen  abgetreten  worden,  so  wird  der  darauf  entfallende  Ent- 
schädigungsbetrag von  der  für  das  ganze  Grundstück  geleisteten  Entschädigung 
abgerechnet,  wenn  der  veräusserte  Teil  wenigstens  den  zehnten  Teil  des  ganzen 
Gutes  oder  Grundstückes  ausmacht,  und  zugleich  mehr  als  20  a  beträgt 

Hinsichtlich  derjenigen  Güter  und  GrundstÜd^e,  deren  Eigentum  nach 
erfolgter  Entschädigung  durch  Schenkung,  Vermächtnis,  Erbteilung  oder  Aus- 
zugsvertrag übergegangen  ist,  bleibt  die  Rückerstattung  der  Entschädigung  zu 
demjenigen  Bruchteile  ausgeschlossen,  zu  welchem  der  jetzige  Eigentümer  weder 
unmittelbar  noch  mittelbar  Erbe  des  Entschädigten  geworden  ist. 

§  13»). 

Gemeinden  haben  die  'ihnen  zu  teil  gewordenen  Entschädigungen  in 
gleicher  Weise  zurückzuerstatten,  und  zwar  namentlich  auch  dann,  wenn  de 
die  Entschädigungssumme  an  die  Gremeindemitglieder  oder  einzelne  Klassen 
von  ihnen  veiteil t  werden. 

Ist  die  Entschädigungssumme  zu  gemeinnützigen,  keine  entsprechende 
Verzinsung  gewährenden  Einrichtungen  verwendet  worden,  so  kann  die  Rück- 
erstattung von  dem  Staatsministerium  ganz  oder  teilweise  erlassen  werden. 

§  U-). 

Die  zurückzuerstattenden  Entschädigungssummen  sind  seitens  der  Pflich- 
tigen vom  1.  Januar  1901  ab  mit  3V>  ^om  Hundert  zu  verzinsen. 

Die  Feststellung  der  zurückzuerstattenden  Entschädigungssummen  liegt 
dem  Staatsministerium  ob. 

Gegen  die  Feststellung  steht  den  Pflichtigen  binnen  einer  vom  Tage 
der  Mitteilung  des  zu  erstattenden  Betrages  ablaufenden  Ausschlussfrist  von 
3  Monaten  der  Rechtsweg  offen. 

Die  Beschreitung  des  Rechtsweges  hat  aufschiebende  Wirkung. 

§15»). 
Entschädigungssummen,  welche  den  Betrag  von  25  M.  nicht  erreichen, 
und  Beti*äge  von  Entschädigungssummen,  welche  Über  eine  durch  25  ohne  Rest 
teilbare  Summe  hinausgehen,  müssen  binnen  einer  Frist  von  6  Monaten  nach 
erfolgter  endgültiger  Feststellung  nebst  den  bis  zum  Zahlungstage  laufenden 
Zinsen  entrichtet  werden. 


1)  Im  Entw.  I  10. 

s)  Im  Entwurf:  „sind,  soweit  sich  die  zur  Feststellong  dieser  Entschädigungen  er- 
forderlichen Nachweise  noch  beschaffen  lassen". 
>)  Im  Entw.  I  11. 

<)  Im  Entwarf:  „die  ver&nsserten  Grnndstüoksteile". 
>)  Im  Entw.  f  12. 
•)  Im  Entw.  i  18. 
f)  Im  Entw.  I  14. 
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.Aach  im  Übrigen  sind  die  Entschädigungssummen  nebst  Zinsen  binnen 
6  Monaten  nach  erfolgter  endgültiger  Feststellung  zu  entrichten,  sofern  und 
soweit  der  Pflichtige  sich  nicht  vor  Ablauf  dieser  Frist  gegenüber  dem  Staats- 
miniflterium  verbindlich  macht,  anstatt  der  Entschädigungssumme  für  die  Zeit 
vom  1.  Januar  1901  ab  auf  die  Dauer  von  60Vs  Jahren  eine  in  vierteljähr- 
lichen Teilbeträgen  fällige  Tilgungsrente  von  jährlich  4  vom  Hundert  der  Ent- 
schädi^ngssumme  zu  entrichten,  wodurch  diese  mit  8Vs  ▼om  Hundert  verzinst 
und  mit  Vi  vom  Hundert  sowie  mit  den  durch  die  fortschreitende  Tilgung  er- 
sparten Zinsen  der  ursprünglichen  Entschädigungssumme  getilgt  wird^). 

Während  des  Zeitraums  von  60  V«  Jahren  ist  es  dem  Pflichtigen  frei- 
gestellt'), die  Tilgungsrente  zum  Beginne  eines  jeden  Rechnungsjahres  durch 
Barzahlung  des  noch  nicht  getilgten  Teiles  der  Entschädigungssumme  ganz 
oder  teilweise  abzulösen,  mit  der  Beschränkung,  dass  bei  teil  weiser  Ablösung 
der  fortzuentricbtende  Teil  der  Tilgungsrente  einen  auf  volle  Mark  abgerundeten 
Jahresbetrag  ergeben  muss. 

Die  fälligen  Beträge  an  Entschädigungssummen  und  Renten  unterliegen 
der  Beitreibung  im  Verwaltungswege. 

§  16'). 

Die  aus  den  S§  11,  13  Abs,  1,  14  u.  15^)  folgenden  Verpflichtungen  ruhen 
auf  den  Grundstücken,  fQr  deren  Grundsteuerfreiheit  die  Entschädigung  ge- 
währt worden  ist,  als  eine  öffentliche,  auf  jeden  Besitzer  übergehende  Last 

Wird  ein  mit  einer  Tilgungsrente  behaftetes  Gut  oder  Grundstück  zer- 
schlagen, so  ist  die  Tilgungsrente  durch  die  Steuerrevision  nach  Verhältnis  auf 
die  emzelnen  Trennstücke  zu  verteilen. 

Die  bei  der  Verteilung  sich  ergebenden,  hinter  dem  Jahresbetrage  von 
1  M.  zurückbleibenden  Tilgungsrenten  oder  über  volle  Markbeträge  Über- 
schiessenden  Rententeile  sind  nach  den  Grundsätzen  des  §  15')  durch  Zahlung 
der  Entschädigungssumme  abzulösen. 

In  den  FäUen  des  §  12  ^)  Abs.  3  bleibt  die  Verteilung  ausgeschlossen. 

§  17  ^. 

Das  gegenwärtige  Gesetz  tritt  mit  rückwirkender  Kraft  vom  1.  Januar  1901 
in  Geltung. 

Vom  gleichen  Zeitpunkte  tritt  die  Bestimmung  unter  Ziff.  I  des  Steuer- 
gesetzes für  die  Jahre  1899,  1900  u.  1901  vom  25.  Mai  1898  ausser  Wirksamkeit. 


1)  Dieser  Absatz  lautet  im  Entwurf:  „Den  Pflichtigen  steht  es  frei,  nach  ihrer  Wahl 
entweder  a)  den  noch  verbleibenden  Betrag  der  zu  erstattenden  Entschädigungssumme 
nebst  den  Zinsen  binnen  6  Monaten  nach  erfolgter  endgültiger  Feststellung  ebenfalls  zu 
entrichten,  oder  b)  statt  dessen  fttr  die  Zeit  vom  1.  Januar  ab"  etc.  (wie  oben). 

s)  Im  Entwurf:  „Auch  während  des  Zeitraums  von  eoi/g  Jahren  kann  der  Verpflichtete 
die  Tilgungsrente  zum  Beginne  eines  Jeden  Rechnungsjahres  durch  Barzahlung  des  noch 
nicht  getilgten  Teiles  der  Entschädigungssumme  ganz  oder  teilweise  ablOsen"  etc. 

S)  Im  Entw.  S  15. 

«)  Entw.  II  10,  11,  12  Abs.  1,  13  u.  14. 

B)  Entw.  §  14. 

•)  Entw.  I  11. 

"0  Im  Entw.  I  18.  Der  |  16  des  Entwurfs  lautet:  „Die  in  Gemftssheit  der  M  10— 16 
gezahlten  Betrftge  werden  den  Verwaltungsbezirken,  aus  denen  sie  erwachsen,  als  unver- 
äusserliche VermOgensbest&nde  zur  eigenen  Verwaltung  und  Nutzung  Überwiesen."  Der 
S  17  des  Entwurfs  lautet:  „Die  Bestimmung  der  kommunalen  Zwecke,  fQr  welche  die 
Grundsteuer  vom  1.  Januar  isoi  ab  nach  Massgabe  dieses  Gesetzes  zu  erheben  ist,  erfolgt 
durch  besonderes  Gesetz.  Solange  das  letztere  noch  nicht  in  Kraft  getreten  ist,  werden 
die  eingehenden  Grundstenerbetr&ge  von  dem  Staatsministerium  verwaltet  und  mit  Abzug 
des  der  Staatskasse  verbleibenden  Teiles  (S  S)  nach  Verabschiedung  mit  dem  Landtage  zur 
Bestreitung  staatlicher  Ausgaben  für  kommunale  Zwecke  verwendet.*" 

876 


Digitized  by  VjOOQIC 


376  Gesetz  vom  is.  April  1901,  betr.  die  Grundsteuer  in  S.-Weimar. 

Ministe  rialdekret. 

Auf  Höchsten  Befehl  Seiner  Königlichen  Hoheit  des  Grossherzogs  beehrt 
sich  das  Grossherzogliche  Staatsministerium  dem  verehrlichen  Landtage  in  der 
Anlage  den  Entwurf  eines  Gesetzes  über  die  Grundsteuer  und  ihre  Verwendung 
nebst  Begründung  zur  verfassungsmässigen  Beratung  und  Beschlussfassung  vor- 
zulegen mit  dem  ergebensten  ninzufügen»  dass  die  Beratung  und  Beschloss- 
fassung  unter  Beobachtung  der  in  §  64  des  revidierten  Grundgesetzes  vom 
15.  O^ber  1850  über  die  Verfassung  des  Grossherzogtums  vom  5.  Mai  1B16 
vorgeschriebenen  Formen  stattzufinden  haben  wird,  da  der  Gesetzentwurf,  wie 
in  der  Beg^ndung  des  näheren  ausgeführt  ist,  —  mittelbar  wenigstens  —  eine 
Verfassungsänderung  in  sich  schliesst. 

Gleichzeitig  wird  ergebenst  beantragt, 
der  Landtag  wolle  seine  Zustimmung  dazu  geben,  dass  bereits  im  Jahre 
1901  die  um  2Vs  Termine  geminderte  Grundsteuer  im  veranschlagten 
Betrage  von  410,148  M.  nach  dem  katastermässigen  Stande  vom  1.  April 
1900  in  Gemässheit  des  §  17  des  vorgelegten  Entwurfes  verrechnet  und 
dementsprechend  anstatt  der  in  den  Voranschlag  für  das  Jahr  1901  ein- 
gestellten 564,000  M.  »alte  Grundsteuer"  (Einnahmekapitel  VII)  nur  der 
rechnungsmässige  Betrag  von  etwa 

41,000  M.  als  Anteil  des  Staates  an  der  Grundsteuer  für  deren  Ver- 
anlagung und  Erhebung  in  Einnahme  gestellt,  anderseits 
folgende  Beträge  —  als  mit  der  Grundsteuer  zu  bestreiten 
—  vorbehaltlich  deren  rechnerischer  Feststellung  —  von 
der  Ausgabe  abgesetzt  werden  : 

a)  unter  Ausgabekapitel  XXVII 

65,000  „  Unterstützungen  der  Gemeinden  bei  Wegebauten  —  voller 
Betrag  des  Kapitels  — , 

b)  unter  Ausgabekapitel  XXXIII  2.  C.  12  «Bedarf  der 
Volksschulkasse " 

95,000  B  Zuschüsse  zur  Aufbringung  der  Schulbedürfnisse  —  voller 
Betrag  des  Ansatzes  2  des  Voranschlags  der  Volksschnl- 
kasse  — , 

c)  unter  Ausgabekapitel  XXIX  .durch  das  Heimatsgesetz 
verursachter  Aufwand" 

145,650   9    Verpflegpingskosten  unbemittelter  Irrer  und  Kranker  in  den 
Heilanstalten  zu  Jena,  Blankenhain  und  Eisenach  —  voller 
Betrag  des  Ansatzes  1  —  und 
63,475    «    sonstiger    Heimatslastenaufwand    —    Teilbetrag    des  mit 
89,500  M.  eingestellten  Ansatzes  2  — 


410,125  M.  Summe  wie  oben  mit  Abrundung. 


Begründung  des  Gesetzentwurfs. 

Als  der  verehrliche  Landtag  über  den  unterm  25.  März  1895  von  mehreren 
Abgeordneten  eingebrachten  Antr^  verhandelte,  nach  welchem  die  Grosshexzog- 
liehe  Staatsreg^erung  um  Vornahme  von  Erwägungen  und  Erhebungen  darüber 
ersucht  werden  sollte,  ob  nicht  im  Grossherzogtum  nach  dem  Vorgang  nn 
Königi'eich  Preussen  die  üeberweisung  der  Grundsteuer  an  die  Gemeinden  ins 
Auge  zu  fassen  sei,  konnte  namens  der  Grossherzoglichen  Staatsreg^erung  die 
Eruärung  abgegeben  werden,  dass  bereits  eingehende  historische  Studien  und 
Erörterungen  über  die  finanziellen  Beziehungen  des  Staates  zu  den  Gemeinden 
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im  Gange  seien.  (Vgl.  Landtagsverhandlnngen  vom  Jahre  1895,  Schriftenwechsel 
Nr.  84  8.  816,  Nr.  101  S.  880,  Protokoll  8.  526  f.)  Diese  Stadien  und  Erörte- 
rungen wurden,  nachdem  inzwischen  das  neue  Einkommensteuergesetz  zn  stände 
gekommen  war,  fortgesetzt  und  durch  umfassende  statistische  Erhebungen  ver- 
Tollständigt,  so  dass  im  Frühjahr  1899  gelegentlich  der  Beratung  des  Nach- 
tragsgesetzes zu  dem  Steuergesetz  für  die  Jahre  1899,  1900  und  1901  dem 
Landtage  in  der  bezeichneten  Richtung  weitere  Auskunft  gegeben  werden  konnte. 
Der  Landtag  Überzeugte  sich  damals  an  der  Hand  des  vorgelegten  stati- 
stischen Materials,  dass  die  Ueberweisung  der  Grundsteuer  an  die  Gemeinden 
fttr  das  Grossherzogtum  nicht  zu  empfehlen  sei,  dass  vielmehr  zur  Erreichung 
des  angestrebten  Zieles,  die  durch  Erhebung  der  Grundsteuer  in  ihrer  seit- 
herigen Gestalt  bedingten  Härten  abzustellen,  ein  anderer  Weg  eingeschlagen 
werden  müsse,  und  einigte  sich  auf  Antrag  seines  Finanzausschusses  zu  dem 
Beschluss, 

dass  der  baldigen  Vorlegung  einer  Vorlage  wegen  Reformierung  der  ge- 
samten Steuergesetzgebung  des  Grossherzogtums,  in  welcher  die  Auf- 
hebung bezüglich  die  Abminderung  der  Grundsteuer  mit  berücksichtigt 
werde,  entgegengesehen  werde.  (Vgl.  Verhandlungen  des  XXVIIL  ordent- 
lichen Landtags,  Schriftenwechsel  Nr.  203  S.  780  f.,  Nr.  221  S.  809,  810, 
ProtokoUe  S.  897  f.) 

Schon  im  Frühjahr  1900  wurde  indessen  die  Grundsteuerfrace  vom  Land- 
tage zum  (Gegenstände  erneuter  Erörterungen  gemacht,  welche  zu  dem  Ergebnis 
führten,  dass  der  Landtag  sich  mit  einer  Zusage  der  Grossherzoglichen  Staats- 
regierung dahingehend  einverstanden  erklärte, 

dass  sie  in  Erledigung  des  von  dem  Landtag  unter  dem  14.  März  1899 
in  Betreff  der  Reform  der  Steuergesetzgebung  des  Grossherzogtnms  ge- 
fassten  Beschlusses  dem  nächsten  ordentlichen  Landtage  den  Entwurf 
eines  Gesetzes  vorlegen  werde,  durch  welches  unter  entsprechender  Aende- 
rung  der  Vorschriften  des  Gesetzes  über  die  Steuerverfassung  vom  18.  März 
1869  die  Grundsteuer  vom  1.  Januar  1901  an  um  27*  Termine  ermässigt 
werde.  (Vgl.  Schriftenwechsel  Nr.  855  S.  1117,  Nr.  383  S.  1142,  1143, 
Protokolle  S.  1551  f.) 

Wenn  in  Erfüllung  dieser  Zusage  jetzt  der  Entwurf  zu  einem  Gesetz 
über  die  Grundsteuer  und  ihre  Verwendung  vorgelegt  wird,  so  braucht  zwar 
im  Hinblick  auf  die  bereits  vorliegende  Verabschiedung  nicht  besonders  be- 
gründet zu  werden,  wie  damit  ein  weiterer  bedeutungsvoller  Schritt  auf  dem 
Wege  der  seit  mehreren  Jahren  im  Gange  befindlichen  lulgemeinen  Steuerreform 
getan  wird,  indem  durch  das  vorgeschlagene  Gesetz  erstlich  eine  Ermässigung 
der  in  ihrer  jetzigen  Gestelt  auf  vielen  Seiten  als  lästig  empfundenen  Grund- 
steuer herbeigeführt,  zugleich  aber  eine  Grundlage  für  etwaige  weitere,  die 
Gemeinde-  und  Bezirksbesteuerung  betreffende  Massnahmen  gewonnen  wird. 

Wohl  aber  verlangt,  weü  die  beschlossene  Ermässigung  der  Grundsteuer 
bereite  vom  1.  Januar  1901  Platz  greifen  soll,  jene  Massregel  in  Rücksicht  auf 
die  Eigenartigkeit  der  durch  die  Verfassung  und  das  Steuergesetz  für  die  laufende 
Finanzperiode  bedingte  Situation  ihre  besondere  geschäftliche  Behandlung. 

Es  sollen  nämlich  nach  §  35  des  revidierten  Gi-undgesetzes  vom  15.  Ok- 
tober 1850  Über  die  Verfassung  des  Grossherzogtums  Sachsen- Weimar-Eisenach 
vom  5.  Mai  1816  (Reg.-Bl.  S.  625),  sobald  zwischen  der  Steatsregierung  und 
dem  Landtag  über  die  sämtlichen  für  die  nächsten  drei  Rechnungsjahre  und  in 
diesen  Jahren  erforderlichen  Steuern  sowie  Über  deren  Betrag,  Art  und  Er- 
hebungsweise  Einverständnis  erzielt  ist,  diese  Abgaben  mittels  emes  besonderen 
Steuergesetzes  ausgeschrieben  werden.  Für  die  Jahre  1899 — 1901  ist  dies  ge- 
schehen durch  das  Steuergesetz  vom  25.  Mai  1898  nebst  Nachtrag  vom  22.  März 
1899.  Und  zwar  ist  diese  Steuerausschrift  in  der  Weise  erfolgt,  dass  sie  einer- 
seite  auf  die  oben  erwähnte  Bestimmung  der  Verfassung  Bezug  nimmt  und 
anderseits  auf  die  Vorschriften  des  Gesetzes  über  die  Steuerverfassung  vom 
18.  März  1869  verweist,  woselbst  sowohl  über  die  zulässigen  Steuerarten  wie 
Über  deren  Aufeinanderfolge  Bestimmung  getroffen  ist. 
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In  dem  Gesetze  Über  die  SteueirerfassuDg  ist  aber  ausdrücklich  bestimmt, 
dass  die  Grundsteuer  in  unTeränderlichem  Betraffe  an  erster  Stelle  zur 
Erhebung  gelangen  soll  und  dass  —  von  den  hier  mcat  weiter  interessierenden 
indirekten  Steuern  abgesehen  —  Einkommensteuern  nur  subsidiär  und  zwar 
nur  insoweit  erhoben  werden  dürfen,  als  die  vorerwähnten  Steuerarten  in  ihren 
gesetzmässigen  Beträgen  zur  Deckung  der  Staatsbedürfnisse  nicht  ausreichen. 
Wenn  daher  die  Grundsteuer  schon  vom  1.  Januar  1901  an  um  2'/i  Termine 
ermässigt  werden  soll,  so  müssen  nicht  nur  die  vorerwähnten  Grundsätze,  sondern 
gleichzeitig  auch  die  Bestimmung  unter  Ziff.  I  des  Steuergesetzes  vom  25.  Mai 
1898  ausser  Geltung  gesetzt  werden.  —  Da  aber  die  letztere  Massnahme  eine 
Aenderung  der  verfassungsmässigen  Steuerausschrift  involviert,  indem  das  Gesetz 
vom  25.  Mai  1898,  wie  oben  bemerkt,  auf  der  Bestimmung  in  §  85  der  Ver- 
fassung beruht,  so  kann  im  vorliegenden  Falle  eine  Aenderung  der  bestehenden 
Gesetzgebung  nicht  wohl  anders  als  unter  Beobachtung  der  in  §  64  des  revi- 
dierten Grundgesetzes  vorgeschriebenen  Formen  erfolgen. 

Im  Anschluss  an  diese  allgemeinen  Bemerkungen  ist  zu  den  einzelnen 
Bestimmungen  des  Gesetzentwurfs  noch  folgendes  hervorzuheben. 

Zu  §  1. 

Obwohl  der  Gesetzentwurf  nur  die  Grundsteuer  und  ihre  Verwendung 
zum  Gegenstand  haben  soll,  wird  man  sich  nicht  darauf  beschränken  können, 
die  bestehenden  Bestimmungen  über  die  Grundsteuer,  welche  in  dem  revidierten 
Gesetz  über  die  Steuerverfassung  des  Grossherzogtums  Sachsen  vom  18.  März 
1869  und  den  Nachtragsgesetzen  vom  28.  Februar  1872  und  6.  Mai  1874  ent- 
halten sind,  aus  diesen  Gesetzen  herauszunehmen  und  zu  einem  neuen  Gesetz 
zu  verarbeiten,  sondern  man  wird  vielmehr  diejenigen  Bestimmungen,  welche 
zugleich  von  anderen  Steuern  handeln,  vollständig  aufheben  müssen,  weil 
das  ganze  in  dem  Gesetz  über  die  Steuerverfassung  enthaltene  System  auf  der 
Grundsteuer  als  der  ersten  zur  Deckung  des  Staiatsbedarfs  heranzuziehenden 
Steuerart  aufgebaut  ist  und  mithin  von  einer  Steuerverfassung  im  bisherigen 
Sinne  Überhaupt  nicht  mehr  die  Rede  sein  kann,  sobald  man  die  Grundsteuer 
aus  dem  Steuersystem  herausnimmt.  Es  gilt  dies  von  den  §§  1,  2  u.  16  des 
Gesetzes  über  die  Steuerverfassung;  alle  übrigen  Bestinunungen,  deren  Auf- 
hebung in  §  1  des  Entwurfs  vorgesehen  ist,  handeln  ausschliesslich  von 
der  Grundsteuer. 

Hinsichtlich  der  ferneren  Geltung  der  drei  genannten  Gesetze  ist  folgendes 
zu  bemerken: 

1.  Von  dem  Gesetz  über  die  Steuorverfassung  vom  18.  März 
1869^)  sind  bereits  aufgehoben  die  §§  4,  5  Abs.  1  u.  2,  18,  15  u.  17,  und  zwar 
der  §  4  durch  das  Nachtragsgesetz  vom  28.  Februar  1872,  die  §§  5  Abs.  1  u.  2, 
13,  15  u.  17  durch  Artikel  II  des  Gesetzes  vom  2.  Juni  1897,  betr.  die  Ab- 
änderung des  revidierten  Gesetzes  Über  die  Steuerverfassung  etc.  (RgsbL  S.  73  f.)- 
Werden  also  jetzt  weiter  aufgehoben  die  §§  1,  2,  7,  8,  9,  10  u.  11,  so  bleiben 
nur  noch  in  Geltung  die  §§  8,  5  Abs.  8  u.  4,  6,  12,  14  u.  18  Abs.!. 

Die  Bestimmung  in  §  18  Abs.  2  ist  als  blosse  üebergangsbestimmimg 
gegenstandslos  geworden. 

2.  Von  dem  Nachtragsgesetze  vom  28.  Februar  1872')  sind  dorch 
das  vorgedachte  Gesetz  vom  2.  Juni  1897  aufgehoben  die  Bestimmungen  unter  III. 
Werden  also  jetzt  die  Bestimmungen  unter  I  aufgehoben,  so  bleibt  nur  noch 
in  Geltung  die  Bestimmung  unter  II  über  die  indirekten  Steuern. 

8.  Von  dem  Nachtragsgesetze  vom  6.  Mai  1874')  ist  durch  das 
vorstehend  unter  1  gedachte  Gesetz  vom  2.  Juni  1897  aufgehoben  die  Be- 
stimmung unter  II.  Werden  also  jetzt  die  Bestimmungen  unter  I  aufgehoben, 
so  ist  damit  das  ganze  Gesetz  aufgehoben. 


1)  Abgedrackt  Finanzarchiv  a  (1886)  S.  924. 
*)  Vgl.  Finanzarchiv  8  (I88fl)  S.  918. 
3)  Ebenda  8.  919. 
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Zu  §  2. 

Der  gesetzliche  Zustand  der  Grundateuer  ist  durch  das  revidierte  Gesetz 
über  die  Stouerverfassuog  des  Grossherzogtums  vom  18.  März  1869  mit  Nach- 
trag vom  28.  Februar  1872  festgelegt. 

Hiemach  wird  die  Grundsteuer  von  den  steuerbaren  Grundstücken  mit 
Einschluss  der  Gebäude  allein  und  vorzugsweise  entrichtet;  alle  Grund- 
stücke und  Gebäude  werden  für  steuerpflichtig  erklärt  mit  Ausnahme  des  Eron- 
gutes,  des  Kammer-  und  Staatsgutes  sowie  derjenigen  Liegenschaften,  die  öffent- 
lichen Zwecken  dienen  oder  keiner  Benutzung  fähig  sind,  und  des  bisher 
steuerfreien  Grundbesitzes  der  inländischen  Kirchen,  Pfarreien,  Schulen  und 
der  Universität  Jena. 

Ausgeworfen  und  angelegt  bleibt  die  Grundsteuer  auf  Grund  der  für  das 
Fürstentum  Weimar  erlassenen  Revisionsinstruktion  vom  6.  Februar  1726  und 
der  in  den  Jahren  1817 — 20  erfolgten  Probebonitierungen.  Sie  ist  eine  unver- 
änderliche Last  und  unterliegt  weder  einer  Umlegung  noch  einer  Erhöhung 
noch  einer  Ablösung.  Eine  Abschreibung  der  Grundsteuer  findet  nur  statt  bei 
dem  Untergange  des  besteuerten  Gegenstandes  und  eine  Neubesteuerung  nur 
bezüglich  neu  entstandener  Steuerobjekte,  z.  B.  neu  errichteter  Gebäude,  neu 
beurbarter  Ländereien,  neu  angelegter  Höfe  und  Gärten,  neu  entstandener  An- 
landungen u.  s.  w. 

Die  vorstehend  wiedergegebenen  Grundsätze  des  Steuerverfassungsgesetzes 
vom  18.  März  1869  sind,  abgesehen  von  einigen  unwesentlichen  Punkten,  die- 
selben wie  die  des  Gesetzes  vom  29.  April  1821 ,  durch  welches  die  grund- 
steuerlichen  Verhältnisse  des  Landes  nach  dessen  im  Jahre  1815  erfolgter  Ver- 
grösserung  neu  geregelt  wurden. 

Auch  die  relative  Höbe  der  Grundsteuer  ist,  abgesehen  von  einer  gering- 
lügigen  Ermässigung  im  Jahre  1840  anlässlich  der  Einführung  eines  neuen 
Münzsystems,  dieselbe  geblieben. 

An  diesem  auf  den  vorerwähnten  Gesetzen  beruhenden  Rechtszustand 
soll  an  sich  nichts  geändert  werden.  Was  der  §  2  beabsichtigt,  ist  in  erster 
Linie  die  gesetzliche  Festlegung  des  Grundsatzes,  dass  die  Grundsteuer  ihren 
bisherigen  Charakter  als  eine  staatliche  Steuer  für  die  Zukunft  verlieren  soll. 

Da  aber  die  früher  ins  Auge  gefasste  Ueberweisung  an  die  Gemeinden, 
weil  in  hohem  Masse  ungleich  wirkend,  unausführbar  erscheint  und  andere 
kommunale  Verbände,  denen  die  Grundsteuer  zugewiesen  werden  könnte,  erst 
geschaffen  werden  sollen,  so  musste  daneben  alsbald  noch  eine  Bestimmung 
getroffen  werden,  durch  welche  die  Grundsteuer,  die  in  dem  Steuergesetz  für 
die  laufende  Finanzperiode  noch  als  staatliche  Steuer  aufgeführt  wird,  als  Ein- 
niJimequelle  aus  dem  Staatshaushalte  völlig  ausgeschieden  und  für  die  erst 
noch  zu  schaffenden  kommunalen  Verbände  bereit  gestellt  wird. 

Um  hierbei  einer  künftigen  gesetzgeberischen  Aktion  in  keiner  Weise 
vorzugreifen,  hat  man  sich  darauf  beschränken  zu  sollen  geglaubt,  nur  eine 
allgemeine  Andeutung  zu  machen,  und  zu  diesem  Behuf e  die  Worte  .fär 
kommunale  Zwecke*  gewählt,  während  in  §  17  Abs.  2  in  Betreff  der  Verwen- 
dung der  Grundsteuer  in  der  Uebergangszeit,  d.  h.  so  lange  die  kommunalen 
Zwecke  noch  nicht  gesetzlich  bestimmt  sind,  Vorsorge  getroffen  wird. 

Zu  §  3. 
In  diesem  Paragraphen  werden  mit  einer  unwesentlichen  redaktionellen 
Abänderung  die  Bestinmiungen  unter  I  des  Nachtragsgesetzes  vom  28.  Februar 
1872  wiedergegeben. 

Zu  §  4. 
Abs.  1  dieses  Paragraphen  entspricht  in  seinem  ersten  Teile  dem  §  7 
des  Gesetzes  über  die  Steuerverfassung  in  Verbindung  mit  Ziff.  1^5  des  Nach- 
tragsgesetzes vom  6.  Mai  1874,  während  im  zweiten  Teile  die  zwischen  Staats- 
regierung und  Landtag  vereinbarte  Ermässigung  der  Grundsteuer  vor- 
gesehen  wird;   dabei   schien    es   geboten,   grundsätzBch    den   ursprünglichen 
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Betrag  der  Grundsteuer,  wie  er  nach  zweimaliger  Aenderung  der  Währung 
festgestellt  ist,  aufrecht  zu  erhalten  und  die  Ermässigung  um  2V't  Termine 
durch  die  Vorschrift  zum  Ausdruck  zu  bringen,  dass  vom  1.  Januar  1901  ab  von 
der  8V>  Termine  betragenden  Grundsteuer  nur  6  Termine  zu  erheben  sind. 
Was  die  Höhe  der  künftig  zur  Erhebung  gelangenden  Grundsteuer  an* 
lanp^,  so  hat  die  Grossherzogl.  Staatsregierung,  soweit  tunlich,  statistische  Yer- 
gleichungen  mit  der  Grund-  und  Gebäudesteuer  in  den  benachbarten  Staaten 
vorgenommen,  deren  Ergebnis  für  die  richtige  Beurteilung  der  vereinbarten  und 
nunmehr  gesetzlich  festzulegenden  Ermässigung  von  nicht  zu  unterschätzender 
Bedeutung  ist. 

In  den  Königreichen  Preussen  und  Sachsen  ist  die  Grundsteuer  nach  dem 
Reinertrag  der  Grundstücke  und  die  Gebäudesteuer  nach  dem  Reinertrag  be- 
züglich Mietwert  der  Gebäude  veranlagt,  doch  bleiben  in  beiden  Staaten  die 
zum  Betriebe  der  Landwirtschaft  benutzten  Gebäude  steuerfrei. 

Eine  Reinertragsschätzung  der  Grundstücke  und  Gebäude  des  Grossher- 
zogtums liegt  nicht  vor,  mithin  kann  eine  Vergleichung  der  diesseitigen  Grund- 
steuer mit  der  anderer  Staaten  nur  auf  Grund  statistischer  Angaben  über  Ein- 
wohnerzahl, Fläche  der  Grundstücke  und  Anzahl  der  Wohnhäuser  ausgeführt 
werden.  Zum  Zwecke  einer  solchen  Vergleichung  ist  es  femer  nötig,  die  dies- 
seitige Grundsteuer  zu  zerlegen  in  eine  Steuer  für  die  Hofreiten  (in  anderen 
Staaten  Gebäudesteuer  benannt)  und  in  eine  Steuer  für  die  übrigen  Liegen- 
schaften (in  anderen  Staaten  schlechthin  mit  Grundsteuer  bezeichnet).  iSese 
Zerlegping  kann  aber  nicht  genau,  sondern  nur  annähernd  vorgenommen  werden, 
weil  in  den  diesseitigen  Katastern  und  Flurbüchern  die  Steuer  solcher  Län- 
dereien, die  mit  einer  Hof  reite  ein  Grundstück  bilden,  meist  nicht  getrennt 
von  der  Hofreitensteuer  angegeben  ist  und  eine  Trennung  beider  sehr  um- 
fängliche Arbeiten  (Abschätzungen  und  Repartitionen)  erfordern  würde.  Einen 
erheblichen  Einfluss  wird  jedoch  dieser  umstand  auf  die  Vergleichung  nicht  aas- 
üben, soweit  es  sich  um  die  preussische  Grundsteuer  und  die  nach  preussischen 
Vorschriften  veranlagte  Grund-  und  Gebäudesteuer  in  Sachsen  -  Meiningen, 
Schwarzburg  Rudolstadt  und  Schwarzburg- Sondershausen  handelt,  da  nach  diesen 
Vorschriften  Hausgärten  bis  zur  Grösse  von  1  preussischen  Morgen  =  25  a  53  qm 
als  zur  Hofreite  gehörig  angesehen  werden. 

An  Grand-  und  Gebäudesteuer  berechnet  sich  auf  den  Kopf  der  Be- 
völkerang 

im  Grossherzogtum  Sachsen- Weimar  im  Jahre  1900 1,68  M. 

vom  Jahre  1901  ab 1,21    , 

im  Herzogtum  Sachsen-Meiningen  im  Jahre  1895 1.96  . 

im  Herzogtum  Sachsen- Altenburg  im  Jahre  1899 143   > 

im  Fürstentum  Schwarzburg- Sondershausen  im  Jahre  1899  .  .  2,13  • 
im  Fürstentum  Schwarzburg-Rudolstadt  im  Jahre  1899  ....  2,14  . 
Behufs  Ermittlung  der  Grundsteuer  für  die  Hofreiten  und  Hausg&rten 
der  Landstädte  und  Dörfer  ist  diese  Steuer  für  112  Landortscbaften  mit 
8098  Wohnhäusern  auf  17,135  M.  jährlich  ermittelt  und  nach  der  Anzahl  der 
Wohnhäuser  diesem  Verhältnis  entsprechend  für  sämtliche  Landorte  des  Gross- 
herzogtums mit  43,240  Wohnhäusern  auf  91,540  M.  berechnet  werden. 

Die  Grundsteuer  der  Hof  reiten  und  Hausgärten  in  den  Städten  Weimar, 
Eisenach,  Jena,  Apolda,  Ilmenau,  Neustadt  und  Weida  ist  von  den  Stener- 
revisionen  auf  Grund  der  Flurbücher  auf  jährlich 

49,441  M.  (zu  6  Terminen) 
festgestellt 

Nach  diesen  Ermittlungen  entfallen: 

a)  auf  die  obenbezeichneten  grösseren  Städte  mit  112,769  Einwohnern 
auf  den  Kopf  der  Bevölkerung  0»44  M.  jährliche  Gebäudesteuer 

und  mit 
9207  Wohnhäusern  auf  1  Wohnhaus  5,37  M.  jährliche  Gebäudestener; 
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b)  auf  die  Landstädte  und  Dörfer  des  Grossherzo^ums  mit  226,448  Ein- 
wohnern auf  den  Kopf  der  Bevölkerung  0,40  M.  jährliche  Gebäudesteuer 

und  mit 

43,240  Wohnhäusern  auf  1  Wohnhaus  2,12  M.  jährliche  Gebäudesteuer. 

Vom  Jahre  1901  an  würde  im  Grossherzogtume  zu  veranschlagen  sdin  auf 

140,000  M.  die  jährliche  Gebäudesteuer  einschliesslich  Hausgärten  und 

270,000    ,      .         .  eigentliche  Grundsteuer. 

Mit  Hilfe  dieser  Zahlen  und  der  von  auswärtigen  Behörden  beigezogenen 

Nachrichten,  von  denen  besonders  die  Druckschrift  des  preussischen  Ministerial- 

kommissars  Ambronn   Über   die   Regelung  der  Grundsteuer  im   Fürstentum 

Schwarzburg-Rudolstadt  im  Jahre  1870  hervorzuheben  ist,  kommt  man  zu  den 

nachstehenden  Zusammenstellungen  für  grund-  und  gebäudesteuerliche  Belastung : 

A.  Grnndsteuer. 


Rein- 
^ertrag  der 
grund- 
steuer- 
pflichtigen 
Fläche 

M. 


Grossherzogtum 
Sachsen- Weimar . 

HerzogtumS.-Meiningen 

Fürstentum    Schwarz- 
burg-Sondershausen 

Fürstentum     Schwarz- 
burg-Rudolstadt .    . 

Regierungsbezirk  Erfurt 


Prozente 
des  Rein -I 

I  ertrags,  | 
\  die  als 
!  Grund- 
I  Steuer  I 
erhoben 
werden  1 


Grund- 
steuer- 
pflich- 
tige 
Fläche 

ha 


4,155,096 

3,047,000 

1,543,000 
7,342,000 


5  Vi 
4 

8 

9Vt 


281,000 
197,600 

61,100 

58,900 
301,900 


Ertrag 

der 
Grund- 
steuer 
!  jährlich 

M. 


270,000 
229,000 

121,900 

121,000 
703,000 


Jähr- 
liche 
Grund- 
steuer 
auf 
1  ha 

M. 


0,96 
1,16 

2,00 

,  2,05 
2,33 


Be- 
merkungen 


(6  Termine) 


i.  J.  1870. 


B.  Gebäudesteuer. 
1.   Im   allgemeinen. 


Anzahl 
der 
Ein- 
wohner 


Anzahl 

der 
Wohn 
häuser 


Jähr- 
liche 
Ge- 
bäude- 
steuer 

M. 


Jährliche  Ge- 
bäudesteuer 

auf 

1  Wohn- 
haus 

M. 


1  Ein- 
wohner 


Prozente 
des  Rein- 
ertrags, 

die  als 
Geb&nde- 

Steuer 
erhoben 
werden 


Bemer- 
kungen 


Grossherzogtum 
Sachsen-Weimar 

Herzogtum  Sachsen- 
Meiningen      .    .    . 

Fürstentum    Schwarz- 
burg-Sondershausen 

Fürstentum  Schwarz- 
burg-Rudolstadt 


'339,217 
234,005 

78,074 
88,685 


52,447 
31,596 
12,500 
13,100 


140,000 

230,600 

44,500 

65,64o| 

381 


0,42 
0,98 
0.57 
0,74 


2,69 
7,80 
3,56 
5,01 


Zu  6  Ter- 
mineUf  ein- 
schl. der 
ilansg&rten- 
steuer. 


27« 
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2.  In  den  Stftdten. 


Anzahl 
der 
Ein- 
wohner 


Anzahl 


der 
Wohn- 
häuser 


Jähr- 
liche 
6e. 
bände- 
Steuer 


Jährliche  Ge- 
bäudesteuer 


auf 


1  Ein- 
wohner 

M. 


iWohn- 
haiu 


Prozente! 
des  Bein- 
ertrags, 

die  als 
Gfebäode- 

steuer 
erhohen 
werden 


Be- 
merkungen 


Weimar  .  .  . 
Eisenach  .  .  . 
Jena  .... 
Apolda  .  .  . 
Ilmenau  .  .  . 
Neustadt  a.  Orla 
Weida  .  .  . 
Meiningen  .  . 
Saalfeld  .  .  . 
Sondershausen  . 
Arnstadt .  .  . 
Budolstadt  .  . 
Frankenhansen 


26,670 

29,908 

15,499 

20,798 

7,985 

6,025 

5,911 

12,869 

9,960 

7,0is| 

13,595 

11,907 

5,919 


2,023 

2,381 

1,172 

1,817 

713 

638 

513 

856 

987 

764 

1,148 

899 

904 


18,246 

11,580 

5,598 

6,668 

2,790 

2,460 

2,100 

35,443 

14,120 

8,600 

15,700 

20,340 

6,240 


0,68 
0,89 
0,86 
0,32 
0,35 
0,41 
0,36 
2,75 
1,42 
1,23 
1,15 
1,71 
1,05 


9,02 

4,96 

4,77 

3,66 

8,91 

3,86 

4,09 

41,40 

15,07 

11,26 

13,68 

22,62 

6,90 


27« 

4 
4 


Zu  6  Ter- 
minen ein- 
schliessl. 
der  Steuer 
der  Haas- 
gärten. 


8.  In  den  Landstädten  und  Dörfern. 


226,448 

43,240 

91,540 

0,40 

2,12 

57,466 

10,588 

20,221 

0,35 

1,91 

2V« 

70,859 

11,297 

39,060 

0,55 

3,46 

4 

— 

3,214 

12,402 

— 

3,88 

4 

1 

Die  aebftade- 
Bteuer  um- 

fasst  hier  die 
Steuer  fOr 
Hansgftrten 
nut. 


Zu  s  Ter- 
minen. 


Grossherzogtum 
Sachsen-Weimar 

Fürstentum  Schwarz< 
hurg-Sondershausen 

Fürstentum  Schwarz- 
burg-Rudolstadt 

Amtsgerichtsbezirk 
Meiningen     .    .    . 


Aus  der  Zusammenstellung  unter  A  geht  deutlich  hervor,  dass  die  Be- 
lastung des  Grundbesitzes  mit  Grundsteuer  (ausschliesslich  Gebäudesteuer)  im 
Grossherzogtum  eine  sehr  niedrige  ist,  denn  es  steht  bezüglich  der  Ertrags- 
fUhigkeit  des  Bodens  wesentlich  höher  als  das  Herzogtum  Meiningen  und  an- 
nähernd gleich  dem  Regierungsbezirke  Erfurt  oder  den  beiden  Schwarzbur^ischen 
Fürstentümern  als  ein  Ganzes  betrachtet.  Es  ist  deshalb  keineswegs  eme  Zu- 
fälligkeit, dass  bei  einer  Landesgrenzausgleichung  mit  Sachsen-Meiningen  aus 
Anlass  der  Grundstückszusammenlegung  in  den  Fluren  Stedten  bei  Kranichfeld 
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nnd  Hobenfelden  auf  die  zun  Austausch  gebrachten  gleichwertigen  Flächen 
▼on  je  120,000  Wertseinheiten 

in  Sachsen- Weimer  76  M.  88  Pf.  jährliche  Grundsteuer  und  in  Sachsen- 
Meiningen  159  M.  24  Pf.  jährlidie  Grundsteuer 
entfielen  und  dass  die  jährliche  Grundsteuer  auf  das  Hektar 

im  Amtsgericht  Eisenach  durchschnittlich  0,87  M.   (6  Termine),  im 
Amtsgeriätsbezirk  Meiningen  durchschnittlich  1,25  M. 
beträgt. 

Die  Zusammenstellung  unter  B  lässt  erkennen,  dass  die  Gebäudesteuer  der 
Landorte  des  Grossherzogtums  der  nach  dem  preussischen  Einschätzungs- 
systems  erhobenen  Gebäudesteuer  am  nächsten  kommt,  ja  sogar  die  des  Fürsten- 
tums Sondershausen  noch  etwas  übersteigt,  eine  Erscheinung,  welche  haupt- 
sächlich darin  begründet  liegt,  dass  das  preussische  Veranlagungssystem,  welches, 
wie  erwähnt,  auch  in  Sondershausen  zur  Anwendung  gekommen  ist,  die  zum 
Betriebe  der  Landwirtschaft  benutzten  Gebäude  von  Gebäudesteuer  frei  lässt, 
während  solche  im  Grossherzogtum  zur  Steuer  herangezogen  sind.  Femer  er- 
hellt, dass  die  Gebäude  in  den  grösseren  Städten  des  Grossherzogtums  anderen 
Städten  gegenüber  in  der  Grundsteuer  sehr  niedrig  stehen,  so  dass  bei  Weimar 
etwa  die  Hälfte,  bei  Eisenach,  Jena,  Apolda,  Ilmenau,  Neustadt  und  Weida 
etwa  der  dritte  Teil  der  anderwärts  vorgenommenen  Veranlagung  erreicht  wird, 
ganz  abgesehen  von  Meinin^en,  wo  die  Gebäudesteuer  im  Durchschnitt  mehr 
als  viermal  so  hoch  ist  wie  in  Weimar. 

Zu  §5. 

Der  §  5  bestimmt  im  wortgetreuen  Anschluss  an  die  Vorschrift  in  §  8  der 
Steuerverfassnng,  dass  die  Veranlagung  zur  Grundsteuer,  so  lange  eine  ander- 
weite gesetzliche  Regelung  nicht  erfolgt,  nach  Massgabe  der  jetzt  geltenden 
Vorschriften  erfolgen  soll. 

Hierüber  ist  folgendes  zu  bemerken: 

Nach  dem  Gtesete  vom  29.  April  1821  erfolgte  die  Veranlagcmg  der  Grund- 
steuer zu  8  Terminen  altweimanscner  Landsteuer  in  folgender  Weise : 

1.  In  den  altweimarischen  Landen  wurde  die  Veranlagung  nach  der 
Revisionsinstruktion  so  beibehalten,  wie  sie  bis  dahin  bestand,  obgleich 
auch  diese  keine  ganz  gleichmässige  war; 

2.  in  den  neuen  Landesteilen  wurde  die  Grundsteuer  nach  der  Revisions- 
instruktion flurweise,  also  nicht  jedes  Grundstück  einzeln,  neu  ver- 
anlagt und  der  Betrag  von  8  weimarischen  Terminen  für  die  g^ze 
Flur  nach  dem  schon  üblichen  Steuerfusse  eines  jeden  Ortes  auf  die 
einzelnen  Grundstücke  verteilt; 

3.  die  steuerfreien  Grundstücke  von  Privaten  wurden  nach  der  Revisions- 
instruktion neu  zur  Grundsteuer  veranlagt. 

So  ist  es  gekommen,  dass  hinsichtlich  der  Gesamtsteuer  der  Fluren  unter- 
einander eine  gewisse  Gleichmässigkeit  erzielt  wurde,  aber  die  Ungleichheiten 
in  der  Grundsteuer  der  einzelnen  Grundstücke  geblieben  sind. 

Die  Revisionsinstruktion  Kap.  VI  Z.  8  bestimmt  nach  der  Ertragsfähigkeit 
des  Bodens  (Rohertrag)  5  Steuerklassen  und  5  Zwischenklassen  für  Aecker, 
5  Klassen  für  (Härten  sowie  je  3  Klassen  für  Wiesen  und  Hölzer. 

Bis  zum  Jahre  1821  sind  diesen  Klassen  noch  neue  Zwischenklassen  bei 
den  Wiesen  nnd  Gärten  einsefügt  und  der  niedrigsten  Klasse  der  Aecker  und 
Gärten  eine  noch  tiefer  herabgehende  nebst  Unterklasse  zugesetzt  worden.  Auch 
wurde  in  den  Jahren  1816/17  die  gänzliche  Umarbeitung  der  Revisionsinstruktion 
in  Erwägung  gezogen,  aber  nicht  ausgeführt.  Im  Anschluss  an  die  Revisions- 
instruktion be^hen  jetzt  als  Einschätzungsmassstab  folgende  Normen: 

a)  für  Artland  12  Klassen  von  SV« -42       Pf.  term.  Steuer  fttr  1  ha, 

b)  für  Wiesen     9         ,  ,      35—63        ,       ,  ,        ■     1  ha, 

c)  für  Gärten    12        ,  ,  527«— 245  V«  »        ...         ,     1  ha. 
Hölzer  und  Leeden  werden  in  die  Artlandsklassen  eingeschätzt. 
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Die  Revisionsinstruktioii  enthält  nur  Vorschriften  über  die  EinBchätzung 
(Beschockong)  der  Hofreiten  in  den  Dörfern,  aber  keine  betreffs  der  Hofreiten- 
beschockung  in  den  Städten  nnd  deshalb  ist  diese  überall  nach  der  Ortsüblich- 
keit  beibehalten  worden. 

Die  Auswerfung  der  Qrundsteuer  für  die  Hofreiten  geschieht  nach  der 
Grundfläche  der  Gebäude  und  des  Hofraums,  nur  bei  den  Städten  Weimar, 
Eisenach,  Jena  und  Apolda  werden  die  einzelnen  Stockwerke  der  Gebäude  be- 
sonders berücksichtigt 

Für  die  Einschätzung  der  Hof  reiten  bestehen  folgende  Normen: 

a)  in  Dörfern 

für  Wohnhäuser    5  Klassen  mit  2 — 4  Pf.  term.  Steuer  auf  1  Quadratnite  =  20  qm, 
,   Nebengebäude  1  Klasse     ,    IV«     »       «         »        «1         »  =20  , 

,  Hofraum  1      ,  •      V«     »       »         «         .1         »  =20  . 

b)  in  Landstädten 

für  Wohnhäuser    8  Klassen  mit  3—10  Pf.  term.  Steuer  auf  1  Quadratrute = 20  qm, 
,  Nebengebände  2      ,         ,   IV«— 2,     ,,  ,         ,1         ,  =20  , 

,  Hofraum  1  Klasse     ,     V«        »      »  »        i.  1         .  =20  , 

c)  in  den  Städten  Eisenach,  Jena  und  Apolda 

für  Wohnhäuser  6  Klassen  mit  1 — 4  Pf.  term.  Steuer  auf  1  Quadratrute  =  20qm 
und  3—8  Pf.  Zusatz  bei  dem     I.  Stockwerk      | 

2—4     ,        ,         ,       ,      n.        ,  >  zur  Steuer  des  Erdgeschosses. 

1—2     ,        ,        ,       ,     III.        ,  u.  s.  w.  j 
für  Nebengebäude  2  Klassen  mit  1 V«— 2  Pf.  term.  Steuer  auf  1  Quadratmte = 20  qm 
und  V«--l  Pf.  Zusatz  für  1  Stockwerk       ,  ,       »    1  ,  =20  , 

für  Hofraum  1  Klasse  mit  V«  P^-  »  n       >    1  >  =20  , 

d)  in  der  Stadt  Weimar 

für  Wohnhäuser  6  Klassen  mit  1—6  Pf.  term.  Steuer  auf  1  Quadratrute = 20 qm 
und  5—10  Pf.  Zusatz  bei  dem     I.  Stockwerk     ] 

3—  8    ,        ,        «       ,      IL  B  >  zur  Steuer  des  Erdgeschosses, 

1—  4    ,        ,        „       ,     III.  ,u.s.w.  j 

für  Nebengebäude  2  Klassen  mit  2 — 4  Pf.  term.  Steuer  auf  1  Quadratrute  =  20  qm 
und  1—2  Pf.  Zusatz  für  1  Stockwerk      ,  ,        i.   1  .  =20  , 

für  Hofraum  1  Klasse  mit  1  Pf.  ,  »        «   1  »  =20  , 

Wohnhäuser,  die  nur  aus  Erdgeschoss  bestehen,  werden  in  den  Städten 
mit  Stockwerksbesteuerung  mit  der  Steuer  für  das  I.  Stockwerk  belegt 

Die  Dachgeschosse  werden  als  halbe  Stockwerke  berechnet  und  jedes  nach 
dem  III.  Stockwerke  folgende  weitere  Stockwerk  erhält  die  Steuer  des 
III.  Stockwerks. 

Durch  die  Belegung  neu  entstandener  Gebäude,  neu  angelegter  Hofräume 
und  Gärten  sowie  ertragsnlhig  gemachten  Leeden  mit  neuer  Grundsteuer  ist  der 
jährliche  Ertrag  der  Grundsteuer  von  rund 

496,000  M.  im  Jahre  1850 

auf  rund 
569,600  M.  im  Jahre  1900 

angewachsen,  mithin  in  50  Jahren  um 
73,600  M.  gestiegen. 

Von  diesem  Zuwachse  kommen 

a)  39,200  M.  auf  die  Störte  Weimar,  Eisenach,  Jena,  Apolda,  Umenao, 

Neustadt  a.  Orla  nnd  Weida  und 

b)  34,400  M.  auf  die  Landstädte  und  Dörfer. 

Der  Zuwachs  unter  a  ist  hauptsächlich  aus  der  Vermehrung  der  Geb&ade 
in  den  vorgedachten  7  grösseren  Städten  hervorgegangen,  deren  Wohnhäuser- 
zahl  während  der  letzten  50  Jahre  von  5272  auf  9207,  also  um  757«  8^ 
stiegen  ist. 
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In  deiBselben  Zeiträume  ist  die  Zahl  der  Wohnhäuser  in  den  Landstädten 
und  Dörfern  ?on  40,457  auf  43,240,  also  nur  um  7%  in  die  Höhe  gegangen, 
doch  ist  aus  der  Yergrösserung  und  Erweiterung  der  schon  vorhandenen  Hof- 
reiten hier  ein  beträchtlicher  Grundsteuerzuwadis  entstanden,  dem  noch  ein 
kleinerer,  wegen  Neubesteuerung  ertragsfähig  gemachter  Leeden  hinzutritt. 

Aus  der  nachstehenden  Aufstellung  geht  hervor,  dass  die  Steigerung  des 
Ertrags  der  Grundsteuer  in  Zwischenräumen  von  etwa  12  Jahren  mit  einer  ge- 
wissen Gleichmässigkeit  in  steigender  geometrischer  Progression  vor  sich  p^e- 
gangen  ist,  indem  während  eines  jeden  solchen  Zeitraumes  der  allgemeine 
Grundsteuerzuwachs  sich  vom  Jahre  1850  ab  annähernd  veranderthalbfacht  und 
der  in  den  Städten  Weimar,  Eisenach,  Jena,  Apolda,  Ilmenau,  Neustadt  und 
Weida  sich  annähernd  verdoppelt  hat.  Die  Grundsteuer  in  den  vorgenannten 
Städten  ist  gewachsen  um  einen  jährlichen  Ertrag  von 

2,175  M.  vom  Jahre  1850  bis  zum  Jahre  1861 

4,158    ,       .        ,       1861    ,       .        n      1878 

11,733    ,       .        ,       1873    ,       ,        .1886 

21,159    .      r,        .      1886    ,       ,        ,      1900 

in  dem  ganzen  Lande  um 

8,750  M.  vom  Jahre  1850  bis  zum  Jahre  1861 
12,575  ,  ,  ,  1861  ,  .  ,  1873 
20,658  .  ,  ,  1873  ,  .  ,1886 
81,625    ,       ,         ,       1886    ,       .        ,       1900 

Wenn  sich  gemäss  der  getroffenen  Verabschiedung  vom  Jahre  1901  ab 
der  Ertrag  der  Grundsteuer  um  den  Ertrag  von  2 Vi  Terminen,  d.  h.  um  etwa 
159,500  M.  mindert,  so  werden  zu  dem  künftigen  Ertrage  von  rund  410,000  M. 
beisteuern : 

49,400  M.  die  Hofreiten  und  Hausgärten  der  Städte  Weimar,  Eisenach, 

Jena,  Apolda,  Ilmenau,  Neustadt  und  Weida, 
91,600  M.  die  Hofreiten  und  Hausgärten  der  Landstädte  und  Dörfer» 
21,000  M.  die  Privatforste  (nach  der  Schätzung  von  7  Pf.  term.  Steuer 

auf  das  Hektar  für  50,000  ha), 
2,500  M.  die  Eisenbahnen,  soweit  solche  nicht  staatsvertragsmässig 
von  Grundsteuer  frei  sind, 
245,500  M.  die  übrigen  Ländereien. 

Zu  den  §§  6  bis  8. 
Hier  werden  die  §§9  bis  11  des  Gesetzes  über  die  Steuerverfassung  mit 
einigen  redaktionellen  Aenderungen  wiedergegeben. 

Zu  §9. 

Dass  hinsichtlich  der  Anlegung  und  Erhebung  zur  Zeit  keine  Aenderungen 
am  Platze  sind,  bedarf  keiner  AusfQhrung. 

Soll  aber  die  Grundsteuer  aufhören,  eine  staatliche  Einnahme  zu  bilden, 
80  muss  dem  Staate  der  durch  die  Anlegung  und  Erhebung  erwachsende  Auf- 
wand ersetzt  werden. 

Dieser  Aufwand  bemisst  sich,  wenn  man  die  Ausgaben  fQr  die  Steuer- 
revisionen (Besoldungen  und  Wochengelder  der  Beamten  und  Hilfsarbeiter, 
Reisekosten  und  Auslagen  an  FeldgesäworenengebÜhren ,  Messgehilfenlöhnen, 
Drucknetzen  und  Zeichenmitteln)  zur  Hälfte,  nämlich  mit  rund  84,000  M.  für 
die  Anlegung  der  Grundsteuer,  Fortführung  der  Grundsteuerkataster  etc.  in  An- 
satz hnngt  und  die  Hebegebühren  der  Steuereinnehmer  mit  16,560  M.  sowie 
einen  verhältnismässigen  Teil  ihrer  Wegegelder  und  der  Reinablieferungs- 
prämien  hinzurechnet,  auf  54,000  bis  55,000  M.,  so  dass  eine  Entschädigung  von 
10 Vo  =  41,000  M.  angemessen  erscheint. 
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Zu  den  §§  10  bis  16. 

Wird  die  Grundsteuer  ala  staatliche  Einnahmequelle  beseitigt,  so  ist 
die  Frage  naheliegend,  ob  die  Rückerstattung  der  Entschädigrungen  zu  verlangen 
sei,  welche  der  Staat  seinerateit  an  die  vormals  steuerfreien  Grundbesitzer  für 
ihre  Unterwerfung  unter  die  staatliche  Grundsteuerpflicht  gezahlt  hat.  Denn 
mit  der  Aufhebung  der  staatlichen  Grundsteuer  entfällt  die  Voraussetzung, 
unter  welcher  die  Entschädigungen  gezahlt  wurden. 

Obwohl  nun  nicht  verkannt  werden  kann,  dass  manche  Umstände  und 
insbesondere  der  lange  Zeitraum,  der  seit  der  Besteuerung  der  früher  steuer- 
freien Grundstücke  verstrichen  ist,  für  eine  Verneinung  dieser  Frage  sprechen, 
so  hat  man  sich,  namentlich  auch  im  Hinblick  auf  den  gleichen  Vorgang  im 
Königreich  Preussen,  doch  nicht  dazu  entschlieesen  mOgen,  die  Angelegenheit 
ohne  weiteres  auf  sich  beruhen  zu  lassen.  Angesichts  des  Umstandes  jedoch, 
dass  nur  ein  Teil  der  Grundsteuer  in  Wegfall  kommt,  und  dass  im  übrigen  die 
Grundsteuer  für  kommunale  Zwecke  forterhoben  werden  soll,  hat  man  es  nicht 
für  gerechtfertigt  erachten  können,  die  Rückerstattung  der  vollen  Entschädi- 
gungen zu  verlangen,  wie  dies  1893  im  Königreich  Preussen  geschehen  ist  Und 
indem  man  sich  hiernach  darauf  beschränkt  hat,  eine  gesetzliche  Rückerstattungs- 

S flicht  nur  in  Ansehung  desjenigen  Teiles  zu  statuieren,  welcher  dem  durch  die 
irmässigung  um  2Vs  Termine  wegfallenden  Betrage  entspricht,  hat  man  weiter 
auch  versucht,  von  der  Rückerstattun^pflicht  überall  da  zu  entbinden,  wo  dies 
Rücksichten  der  Gerechtigkeit  und  Billigkeit  zu  erheischen  schienen. 

Ganz  unbedenklich  ist  die  Geltendmachung  des  Erstattungsanspruchs 
geeenüber  den  etwa  noch  lebenden  Empfängern  der  Entschädigungen,  welche 
sich  noch  im  Besitz  der  vormals  steuerfreien  Grundstücke  beflnden,  und  das 
Gleiche  hat  wohl  gegenüber  deojenieen  Besitzern  von  vormids  steuerfreien 
Grundstücken  zu  gelten,  welche  durch  Erbgang  oder  als  Lebns-  und  Fidei- 
kommissnachfolger  in  den  Besitz  dieser  Grundstücke  gelangt  sind. 

Dagegen  würde  die  Rückforderung  hinsichtlich  derjenigen  Güter  und 
Grundstücke,  welche  nach  erfolgter  Entschädigung  durch  lästiges  Rechts- 
geschäft veräussert  worden  sind,  mit  Härten  verknüpft  und  praktisch  kaum 
ausführbar  sein.  Der  gegenwärtige  Besitzer  hat  von  der  Entschädigung  keinerlei 
Vorteil  bezogen,  wird  hierbei  also  auch  nicht  in  Anspruch  genommen  werden 
können.  Umgekehrt  geniesst  der  entschädigte  Vorbesitzer  von  der  Aufhebung 
der  Grundsteuer  keinen  Vorteil.  Diese  Besitzer  von  vormals  steuerfreien  Grund- 
stücken sind  daher  der  Rückerstattungspflicht  nicht  zu  unterwerfen.  Als  lästiges 
Rechtsgeschäft  im  vor  bezeichneten  Sinne  gilt  aber  nicht  die  Erbteilung  und  die 
sog.  antizipierte  Beerbung,  weü  diesfalls,  wie  nicht  näher  dargelegt  zu  werden 
braucht,  bei  dem  Erwerber  des  vormals  steuerfreien  Grundbesitzes  die  erörterten 
Bedenken  entweder  überhaupt  nicht  oder  doch  nur  in  untergeordnetem  Masse 
zutreffen. 

Nach  den  im  Jahre  1835  abgeschlossenen  Rechnungen  sind  an  Ent* 
Schädigungen  in  runder  Summe 

892,000  M.    . 
gezahlt  worden,  und  zwar: 

600,000  M.  an  318   Grundeigentümer,    deren   jeder  mehr  als   100  Taler  Ent- 
schädigung erhalten  hat, 
207,000  M.  an  mehr  als  7000  Gemeindeeigentümer,  deren  jeder  weniger  als 
100  Taler  erhalten  hat,  und 
85,000  M.  an  Gemeinden. 

Wenn  man  diese  Zahlen  zu  Grunde  legt,  so  würde  es  sich  im  Höchstfalle 
um  die  Rückzahlung  einer  Summe  von  rund  275,000  M.  handeln.  Wie  viel  von 
diesem  Betrage,  wenn  der  §  11  zur  Anwendung  gelangt,  noch  abgehen  würde, 
lässt  sich  zur  Zeit  zwar  nicht  annähernd  bestimmen;  ausser  Zwei&l  steht  aber 
schon  jetzt,  dass  es  sich  hierbei  um  eine  ganz  beträchtliche  Summe  handeln 
wird.  Ueberdies  haben  die  Nachweisungen  darüber,  auf  welche  Grundstücke 
die  Entschädigungen  gezahlt  worden  sind,  noch  nicht  vollständig  aufgefunden 
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werden  können,  und  es  läset  sich  auch  noch  nicht  übersehen,  ob  die  weiteren 
Erörterungen,  die  inzwischen  angeordnet  sind,  einen  besseren  Erfolg  haben 
werden.  Jedenfalls  empfiehlt  es  sich,  die  Rückerstattung,  wie  in  §  10  des  Ent- 
wurfes vorgesehen  ist,  nur  unter  dem  Vorbehalte  anzuordnen,  dass  die  zur 
Feststellung  der  Entschädigungen  erforderlichen  Nachweise  sich  noch  be- 
schaffen lassen. 

Die  eventuell  zur  Rückzahlung  gelangenden  Entschädigungsbeträge  würden 
wohl  zweckmässig  den  Verwaltungsbezirken,  aus  denen  sie  erwachsen,  als  ein 
Anfang  zur  Ansammlung  eigenen  Vermögens  zuzuweisen  sein.  Im  einzelnen  sind 
die  §§  10  bis  16  des  Entwurfes  den  entsprechenden  Bestimmungen  des  königl. 
preussischen  Gesetzes  wegen  Aufhebung  direkter  Staatssteuem  vom  14.  Juli  1898 
genau  nachgebildet. 

Zu  §  17. 
So  lange  die  kommunalen  Zwecke,  für  welche  die  Grundsteuer  vom 
1.  Januar  1901  ab  zu  erheben  ist,  noch  nicht  gesetzlich  bestimmt  sind,  werden 
aus  dem  Ertrage  der  Grundsteuer  nach  Abzug  des  der  Staatskasse  (als  Ver- 
gütung für  die  Anlegung  und  Erhebung)  verbleibenden  Teiles  solche  Ausgaben  zu 
bestreiten  sein,  welche  bisher  vom  Staate  für  kommunale  Zwecke  gemacht  worden 
sind,  und  zwar  erscheinen  hierzu  folgende  Ausgabeposten  besonders  geeignet: 

1.  Unterstützungen    der   Gemeinden    bei    Wegebauten    (Ausgabekapitel 

XX  vn); 

2.  Bedarf  der  Volksschulkasse  (Ausgabekapitel  XXXIII.  2.  C.  12),  ins- 
besondere Zuschüsse  zur  Aufbringung  der  Schulbedürfnisse,  Ansatz  2 
des  Voranschlags  der  Volksschulkasse; 

3.  durch  das  Heimatsgesetz  verursachter  Aufwand  (Ausgabekapitel  XXIX), 
insbesondere 

a)  Verpflegungskosten  unbemittelter  Irrer  imd  Kranker  in  den  Heil- 
anstalten zu  Jena,  Blankenhain  und  Eisenach; 

b)  sonstiger  Heimatsaufwand. 

Unter  diesen  Ausgabeposten  sind  diejenigen  unter  1,  2  und  3  a  vollständig, 
deijenige  unter  3  b  wenigstens  zum  weitaus  grössten  Teile  mit  dem  Ertrage  der 
Grundsteuer  zu  bestreiten. 

Zu  §  18. 
Die  AufhebuDg  der  Bestimmung  unter  Ziffer  I  des  Steuergesetzes  vom 
25.  Mai  1898,  womit  die  Verwilligung  der  Grundsteuer  für  das  Jahr  1901  rück- 
^ngig  gemacht  wird,  zieht  die  Notwendigkeit  nach  sich,  den  genehmigten  Vor- 
anschlag für  dieses  Jahr  in  Ansehung  der  Grundsteuer  richtig  zu  stellen.  Es 
darf  nämlich ,  wie  in  dem  Dekret  besonders  beantragt  wird ,  anstatt  der  mit 
564,000  M.  eingestellten  .alten  Grundsteuer*  nur  der  Anteil  des  Staates  an  der 
Grundsteuer  für  deren  Veranlagung  und  Erhebung  in  Einnahme  gestellt  und  es 
muss  der  Nettoertrag  der  Grundsteuer  im  AnscUuss  und  nach  Massgabe  des 
§  17  des  Entwurfes  auf  die  in  dem  Antrage  bezeichneten  Ausgabeposten  ver- 
rechnet werden. 


Weiter  beschloss  der  Landtag 

1.  seine  Zustimmung  dazu  zu  geben,  dass  bereits  im  Jahre  1901  die  um 
278  Termine  geminderte  Grundsteuer  im  veranschlagten  Betrage  von 
410,148  M.  nach  dem  katastermässigem  Stande  vom  1.  April  1900  in 
Gtemässheit  des  §  10  des  Gesetzes  betreffend  die  Grundsteuer  vom 
verrechnet  und  dementsprechend  in  den  Einnahmevoran- 
schlag für  das  Jahr  1901  anstatt  der  eingestellten  564,000  »alte  Grund- 
steuer* eingestellt  werden: 
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ggg  Begründung  des  Gesetzentwurfs. 

a)  unter  Einnahmekapitel  YII 
41,000  M.  Vergütung  für  Verwaltung  der  Grundsteuer; 

b)  unter  Einnahmekapitel  XI 

(Insgemein) 
369,125  M.  vom  Staate  nach  §  10  des  Gesetzes  betreffend  die  Grundsteuer  vom 

,, ...  zu  verwaltenden  Restbetrag  der  Grundsteuer. 

410425  M.  Summe  wie  oben  mit  Abrundung. 

2.  Ew.  Königl.  Hoheit  Staatsregierung  mOge,  sobald  die  zu  erstattenden 
Grundsteuerentschädigungsbeträge  festgestellt  sind,  vor  deren  Ein- 
hebung dem  Landtage  von  dem  Ergebnis  der  Feststellungen  zunächst 
Kenntnis  geben. 

3.  Ev^.  Königl.  Hoheit  Staatsregierung  wolle  dem  Landtage  baldtunlichst 
eine  Vorlage  wegen  Reformierung  der  gesamten  Steuergesetzgebung 
des  Grossherzogtums  im  Sinne  der  im  Berichte  des  Finanzausschusses 
Nr.  41  S.  115  folgende  des  Schriftenwechsels  gemachten  AusfÜhrongen 
zukommen  zu  lassen. 

Bei  der  Beratung  und  Beschlussfassung  über  die  §§  3  u.  8  des  Gesetz- 
entwurfes in  der  Fassung  des  Finanzausschusses  sind  diejenigen  Formen  be- 
obachtet worden,  welche  in  §  64  des  revidierten  Grundgesetzes  vom  15.  Oktober 
1850  über  die  Verfassung  des  Grossherzogtums  Sachsen- Weimar-Eisenach  vom 
5.  Mai  1816  vorgeschrieben  sind. 

Bei  dieser  Veranlassung  erneuert  der  Landtag  die  Versicherung  seiner 
tiefsten  Ehrfurcht  und  unwandelbaren  Treue. 

Weimar,  den  30.  März  1901. 

Der  Landtag 

im  Grossherzogtnm  Sachsen-Weimar-EiBenaoh. 

Freiherr  v.  Rotenhan. 
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Lippe-Detmoldsclies  Gesetz, 

betreffend  die  Vermeidimg  von  Doppelbesteuerungen. 

Vom  14.  März  1904. 

(Gesetzsamml.  fQr  das  Fürstentnin  Lippe  Nr.  4  S.  14.) 

Das  Staateministeriam  wird  ermächtigt,  mit  den  Regierungen  der  deutschen 
Bandesstaaten  Vereinbarungen  unter  Wahrung  des  Grundsatzes  der  Gegen- 
seitigkeit 2u  treffen  und  dem  entsprechende  Anordnungen  zu  erlassen,  durch 
wel<me  zur  Vermeidung  von  Doppelbesteuerungen  ausserhalb  des  Bereichs  des 
Reichsgesetzes  wegen  Beseitigung  der  Doppelbesteuerung  vom  13.  Mai  1870  die 
Heranziehung  von  Personen  zur  Einkommensteuer  auch  abweichend  von  den  in 
Lippe  geltenden  gesetzlichen  Vorschriften  geregelt  wird. 


lippe-Detmoldsches  Gesetz, 

die  BefreinBg  des  Diensteinkommeiis  der  Oendarmen  von  der 

Einkommeiisteuer  betreffend. 

Vom  24.  Februar  1903. 

(Gesetzsamml.  für  das  Fürstentum  Lippe  Nr.  5  S.  599.) 


Einziger  Artikel. 

der  lippischen  Genda 
1,  ist  von  jeder  Einko 

Dies  Gesetz  tritt  am  1.  April  1908  in  Kraft. 


Das  Diensteinkommen  der  lippischen  Gendarmen,  soweit  dieselben  dem 
ünteroffizierstande  angehören,  ist  von  jeder  Einkommensteuer  befreite 
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Die  neuen  Steuer-  und  Gebtthrenordnmigen 
in  Frankfurt  a.  H.  (1904). 

Vou 

Georgr  Scham« 

Frankfurt  a.  M.  hat  sich  in  den  letzten  Dezennien  ausserordentlich  rasch 
entwickelt  und  naturgemäss  spiegelt  sich  das  auch  in  dem  Haushalt  der  Stadt 
wider.  Man  braucht  nur  wenige  Jahre  ins  Auge  zu  fassen,  um  grosse  Steigerungen 
gewahr  zu  werden.    So  betrugen  z.  B. 

1895/96  1902  ^^^^^T* 

in  7# 

die  Nettoausgaben  fQr  Schulen  inkl. 

Einlagen  in  die  Baufonds   .    .    .  2,120,924  M.  4,022,784  M.  89,67 
die  Ausgaben  für  Kommunalverband  67,710  .  506,224  .  647,63 
.    PoUzei     ....  209,896  .  288,848  ,  85,55 
,    Armenwesen    .    .  642,855  .  1,101,414  ,  71,33 
,           ,            ,    Krankenhaus- 
verwaltung 810,926  „  425,108  .  36,72 

8,851,810  M.  6,889,828  M.        89,13 

die  Ausgaben  für  Strassenreinigung           —  600,000  M.          — 
„           «            „    Strassen- 

besprengung           —  79,722  ,           — 
,           ,            .    Strassen- 

beleuchtung        269,988  443,557  . 


269,988  M.    1,128,279  M. 
1896/97        772,097  ,      1,123,279  .         45,48 


Nun  ist  Frankfurt  a.  M.  freilich  eine  reiche  Stadt;  135,lV«  der  direkten 
Staatssteuem  lieferten  1900  45,08  M.  pro  Kopf  der  Bevölkerung,  w&hrend  in 
Berlin  178,7>  der  direkten  Staatssteuem  erst  32,12  M.  pro  Kopf  der  Be- 
völkerung ergaben. 

Auch  zeigen  die  Einnahmen  eine  grosse  Entwicklungsfähigkeit.  So 
brachten  die  Steuern  ein: 
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1895/96  1902  ^""^7^ 

in    /o 

die  Einkommensteaer  ^) 4,952,636  M.  7,816,015  M.  57,81 

,    Wohn-  und  Mietsteuer  <)     ....       830,121  .  804,304  .  148,63 

,    Landsteuer 89,165  ,  169,299  ,  89,87 

,    Haussteuer  >) 1,856,593  .  2,406,010  ,  29,60 

.    Gewerbesteuer 799,409  ,  1,064,284  ,  38,13 

,    Betriebsteuer 35,311  .  46,125  .  30,63 

„    Hundesteuer 100,916  ,  124,656  .  28,52 

.    Pferdesteuer 15,865  ,  19,377  ,  22,22 

das  Einquartierungsgeld 57,212  ,  72,266  ,  26.31 

.    W&hrschaftsgeld 592,251  ,  916,186  .  54,70 

die  TheaterbiUettsteuer 98,732  .  115,926  ^  17,42 

,    Wanderlagersteuer 150  , 250  ,  66,67 

8,928,359  M.  13,554,698  M.  51,82 

die  Warenhaussteuer 57,775  M. 

Allein  trotzdem  sah  man  sich  1903/4  genötigt,  den  erst  1894/95  ge- 
schaffenen Finanzplan  neu  zu  prüfen  und  weiter  auszubauen.  Man  stellte,  auch 
wenn  man  das  Wachstum  der  Steuern  und  Betriebseinnahmen  in  Rechnung 
zog,  noch  einen  weiteren  Mehrbedarf  von  2,670,000  M.  fest,  wobei  der  für  die 
Zukunft  geplante  Wegfall  der  Wohn-  und  Mietsteuer  noch  gar  nicht  mit  in 
Anschlag  gebracht  ist. 

Der  Mehrbedarf  kommt  hauptsächlich  auf  die  regelmässig  wiederkehrenden 
Ausgaben  auf  dem  Gebiet  des  Hochhaus.  Für  den  Volksschulbaufonds  (der 
schon  bisher  jährlich  800,000  M.  erhielt)  wurde  eine  Mehrung  von  25,000  M- 
(und  dann  Jährb'ch  bis  1908  um  25,000  M.  steigend),  für  den  Mittelschulbaufonds 
325,000  M.,  für  höhere  gewerbliche  und  Fortbildungsschulen  200,000  M.,  für 
den  Krankenhausfonds  120,000  M.,  für  allgemeine  Baufonds  150,000  M.,  zu- 
sammen also  jährlich  ein  Mehrbedarf  von  820,000  M.  in  Aussicht  genommen. 

Man  stellt  sich  in  Frankfurt  a.  M.  auf  den  löblichen  Standpunkt,  dass 
die  wiederkehrenden  Ausgaben  auf  dem  Gebiete  des  Hochbaus  nicht  durch 
Schulden,  sondern  durch  ordentliche  Einnahmen  zu  decken  sind,  d.  h.  dass 
jede  Periode  verpflichtet  erscheint,  ihrerseits  den  Bedarf  selbst  zu  decken  und 
nicht  die  Deckung  der  Zukunft  zuzuschieben.  .Wie  stark  die  Belastung  der 
Zukunft  würde,  wenn  die  Gegenwart  die  Deckung  des  Bedarfs  ablehnte,  ergibt 
sich  ohne  weiteres  aus  der  Erwägung,  dass,  wenn  diese  820,000  M.  12  Jahre 
lang  aus  Anleihemitteln  bestritten  würden,  alsdann  am  Schlüsse  dieser  12jährigen 
Periode  ein  Schuldenbestand  von  9,840,000  M.  zu  verzinsen  und  zu  tilgen  sein 


>)  Die  gewöhnliche  Jährliche  Steigerung  der  Einkommensteuer  wird  auf  500,000  M. 
angenommen,  in  den  Jahren  der  Stagnation  auf  höchstens  260,ooo  M.,  so  dass  bei  3J&hriger 
Stagnation  ein  Fortfall  von  250,ooo  -{-  600,ooo  -|-  760,ooo  =  i,600,ooo  M.  entsteht.  Man  hatte  in 
Frankfiirt  a.  M.  deshalb  einen  Ausgleichefonds  von  800,ooo  M. ;  der  Ausschuss  spricht  aber 
in  seinem  Bericht  vom  li.  Dezember  1908  die  Ansicht  aus,  dass  er  auf  l,600,ooo  M.  gebracht 
werden  sollte« 

3)  Dieselbe  wurde  1898/9B  erhöht. 

>)  Bis  zum  81.  M&rz  1898  kamen  20  0|o  Zuschlag  zur  Haussteuer  zur  Erhebung.  Seit 
1.  April  1898  werden  i%  vom  Rohertrag  des  vorhergegangenen  Jahres  berechnet. 
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würdä,  wodarch  eine  alljährliche  Belastung  künftiger  Etatsperioden  um  mehr 
als  440,000  M.  jährlich  bedingt  wäre.' 

Es  ist  nicht  ohne  Interesse  auch  für  weitere  Kreise,  wie  man  in  Frank- 
furt a.  M.  den  Mehrbedarf  zu  decken  suchte,  man  hat  in  geschickter  Weise 
fortgeschrittene  Anschauungen  mit  praktischen  Rücksichten  in  Einklang  zu 
bringen  gesucht.  Manche  Versuche,  wie  der,  den  unverdienten  Mehrzuwachs 
der  Grundwerte  zu  treffen,  die  weitere  Ausgestaltung  des  Gebührenwesens,  ver- 
dienen allgemeine  Beachtung. 

Zur  Orientierung  schicken  wir  den  Steuer-  und  Gebührenordnungen  aus  dem 
,  Bericht  des  gemischten  Ausschusses  zur  Prüfung  der  Fragen  in  Betreff  einer  Reform 
des  städtischen  Steuer-  und  Gebührenwesens  vom  14.  Dezember  lOOS"*  den  Passus 
voraus,  der  auf  die  Deckung  des  Bedarfs  sich  bezieht. 


Aus  dem  Bericht 

des  gemischten  Ausschusses  zur  Prüfung  der  Fragen  in  Betreff 

einer  Reform  des  städtischen  Steuer-  und  Gebührenwesens. 

Vom  14.  Dezember  1903. 

Die  Erörterungen  über  die  Erschliessung  neuer  Finanzquellen  mnssten 
sich  selbstverstöndlich  ausschliesslich  auf  der  Grundlage  des  K.-A.-G.  vom 
14.  Juli  1893  bewegen.  Es  schied  somit  aus  dem  Bereich  der  Eommissions- 
arbeiten  von  selbst  die  Aufgabe  aus,  neue  ideale  Steuern  aufzufinden,  oder 
wirkliche,  oder  angebliche  Fehler  des  K.-A.-G.  aufzudecken.  Man  musste  sich 
vielmehr  lediglich  darauf  beschHUiken,  im  Rahmen  des  K.-A.-G.  die  unvermeid- 
lichen Abgaben  tunlichst  gerecht  zu  verteilen,  die  leistungsfähigen  Schultem 
entsprechend  zu  belasten  und  dabei  immer  zugleich  die  von  einer  verständigen 
Sozialpolitik  geforderten  Rücksichten,  namentüch  auch  auf  die  Lage  und  die 
Wohnungsverhältnisse  der  Minderbemittelten,  zu  nehmen.  Dabei  musste  natür- 
lich das  Augenmerk  immer  besonders  darauf  gerichtet  werden,  die  Ergebnisse 
der  Erörterungen  zu  einem  in  sich  zusammenhängenden  und  geschlosseDen 
Ganzen  auszugestalten,  weil  nur  auf  diese  Weise  der  Versuch  gelingen  konnte, 
die  nach  Zahl  und  Umfang  ausserordentlich  mannigfachen  Lebens-,  Geschäfte- 
und  Verkehrsverb ältnisse  nach  allen  Seiten  hin  gerecht  abzuwägen.  Die  Kom- 
mission hat,  wesentlich  von  diesen  Gesichtspunkten  geleitet,  von  voniherein 
drei  Lesungen  für  erforderlich  gehalten  und  durchgeführt.  Dem  Gang  der 
Verhandlung  entsprechend,  wird  es  sich  auch  hier  empfehlen,  im  engen  An- 
schlass  an  das  K.-A.-G.  zunächst  die  Beiträge  und  die  Gebühren  und  sodann 
die  Steuern  zu  behandeln.  Vorher  ist  nur  noch  zu  bemerken,  dass  die 
Kommission  die  eingangs  erwähnte  Frage  der  getrennten  Ausschreibung 
der  an  den  Kommunalverband  abzuführenden  Steuern  ausserhalb  des 
städtischen  Etats  eingehender  Erörterung  unterzogen  hat,  dass  aber  nach  Lage 
der  gesetzlichen  Bestimmungen  (§  81  Prov.-O.  für  H.-N.)  und  der  Entscheidungen 
des  Oberverwaltungsgerichts  (Bd.  8  S.  18)  eine  solche  besondere  ümleguog 
nicht  statthaft  erscheint 

1.    Beiträge. 

Wie  oben  erwähnt,  ist  der  Kommission  insbesondere  die  Frage  zur  Er- 
örterung überwiesen,  ob  und  inwieweit  sich  eine  Vorausbelastung  der  Eigen- 
tümer von  Gebäuden,  welche  an  Strassen  mit  geräuschlosem  Pflaster  liegen, 
empfehle.  Der  Bericht  der  Rechtskommission  haUe  den  Nachweis  geführt,  dass 
eine  solche  Vorausbelastung  in  erheblichem  Umfange  zulässig  ist.  Die  Kom- 
mission war  jedoch  der  Ansicht,  dass  es  sich  empfehle,  diese  Frage  einer  ge- 
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trennten  Behandlung  zu  unterziehen,  da  sie  die  ErOrternng  eines  umfangreichen 
technischen  Materiales  voraussetzt  und  daher  den  Abschluss  dieses  Berichts 
ungebührlich  verzögern  würde.  Es  wird  daher  in  Bezug  auf  diesen  Punkt  ein 
Nachtragsbericht  vorbehalten. 

Ausserdem  wurde  in  der  Kommission  namentlich  die  Frage  verhandelt, 
inwieweit  es  zweckmässig  sei,  für  solche  öffentliche  Unternehmungen  und  Ver- 
anstaltungen, welche  einzelnen  Grundstücksbesitzern  besonderen  Vorteil  bringen, 
eine  Vorausbelastung  dieser  Grundstücksbesitzer  eintreten  zu  lassen.  Diese 
Frage  hängt  indessen  so  eng  mit  der  Frage  der  Besteuerung  des  unverdienten 
Wertzuwaoises  zusammen,  dass  sie  nur  zusammen  mit  dieser  behandelt  werden 
kann.  Die  Kommission  ist  indessen  zu  der  Ueberzeugung  gekommen,  dass  sich 
eine  gesonderte  Behandlung  empfiehlt,  welche  aber  erst  einzusetzen  hätte,  wenn 
die  Verhandlungen  der  städtischen  Behörden  über  die  Besteuerung  des  vor- 
wiegend unverdienten  Wertzuwachses  ihren  Abschluss  gefunden  haben. 

2.   Gebühren. 

Im  K.-A.-G.  ist  im  Interesse  der  Verringerung  des  Steuerdruckes  sehr 
grosser  Wert  auf  die  Ausbildung  eines  angemessenen  Gebühren- 
systems gelegt  worden,  und  die  Kommission  hat  daher,  auch  hierin  einer 
Anregung  des  Finanzausschusses  und  der  Stadtverordneten- Versammlung  (vergl. 
ihren  Beschluss  vom  25.  März  1902,  §  351  No.  8)  folgend,  der  Frage  einer 
besseren  und  ergiebigeren  Umgestaltung  unserer  Gebühren  in  besonderem  Masse 
ihre  Aufmerksamkeit  zugewandt.  Allerdings  konnte  es  nicht  wohl  ihre  Auf- 
gabe sein,  das  gesamte  städtische  Gebührenwesen  einer  Erörterung  zu  unter- 
werfen, weil  dies  ein  äusserst  zeitraubendes  Eingehen  auf  alle  Verwaltungszweige 
erfordert  haben  würde,  zumal  auch  einzelne  Gebühren,  wie  Schulgeld  und 
Trambahntarif,  erst  neuerdings  zu  besonderer  Verhandlung  Anlass  gegeben 
hatten.  Die  Kommission  hat  aus  den  angegebenen  Gründen  auch  die  Frage 
der  Erhebung  von  Hafengebühren,  welche  erst  bei  der  Beschlussfassung  über 
die  Anlage  eines  Osthafens  dringlich  werden  wird,  nicht  weiter  verfolgt,  sich 
vielmehr  auf  die,  im  Tief  bauamt  vereinigten  städtischen  Betriebe 
und  Unternehmungen  beschränkt,  weil  nach  den  Ausführungen  (unter  III) 
gerade  hier  ein  erheblicher  Bedarf  vorhanden  ist. 

a)  Nachdem  die  Hauskehricht-Abfuhr  in  der  letzten  Zeit  neu 
organisiert  ist,  und  die  Beseitigung  des  Kehrichts  immer  grössere 
Schwierigkeiten  und  Kosten  verursacht,  ist  die  Erhebung  einer  Haus- 
kehricht-Abfuhr-Gebühr in  erster  Reihe  ins  Auge  zu  fassen.  Es  kann, 
wie  auch  das  Urteil  des  Oberverwaltungsgerichts  vom  12.  Juni  1908 
anerkannt  hat,  nicht  wohl  zweifelhaft  sein,  dass  diejenigen,  welche 
die  städtische  Anstalt  zur  Beseitigung  des  Hauskehrichts  benutzen,  zu 
einer  entsprechenden  Gebühr  herangezogen  werden  können.  Dass 
diese  Gebühr  den  Mieter  treffen  muss,  liegt  auf  der  Hand,  da  er  und 
nicht  der  Vermieter  oder  Hausbesitzer  als  solcher  die  Einrichtung 
benutzt.  Die  von  der  Stadt  zur  Zeit  fllr  die  Hauskehricht-Abfuhr 
aufzuwendenden  Kosten  betragen  ungefähr  200,000  M.  jährlich,  zu 
denen  noch  gewisse  Beträfe  für  Erneuerungsfonds  und  künftige  Auf- 
wendungen hinzutreten.  Dieselben  sind  durch  die  Gebühren,  welche 
am  zweckmässigsten  nach  dem  Mietwert  der  Wohnungen  zu  berechnen 
sein  werden,  aufzubringen.  Es  wird  angängig  und  wegen  der  Kleiii- 
heit  der  Sätze  zweckmässig  sein,  die  unteren  Mietstufen  bis  250  M. 
auch  hier  frei  zu  lassen').  Die  erforderliche  Höhe  der  Gebühr  wird 
Vs  %  vom  Mietwert  betragen  und  wird  etwa  250,000  M.  erbringen. 

b)  Der  Betrieb  der  Kanalisationswerko  erfordert  bekanntlich 
einen  sehr  erheblichen   Zuschuss,    der   im   laufenden  Etatsjahre,   in 

1)  Die  Befreiung  wurde  bis  zu  soo  M.  ^lietwert  ausgedehnt  und  auch  den  Besitzern 
teurer  Lftden  mit  einem  zur  Ladenmiete  nicht  im  Verhältnis  stehenden  Einkommen  eine 
Erleichterung  gewährt  (|  a  Abs.  8). 
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welchem  indessen  eine  entsprechende  Dotierung  des  Emeaemngsfonds 
nicht  vorgesehen  werden  konnte,  mit  479,380  M.  eingesetzt  ist.  iÜler- 
dings  bringt  demgegenüber  das  Frankfurter  Wasserwerk  einen  üeber- 
schuss  von  662,620  M.  Allein  dieser  tJeberschuss  kann  nur  aJs  ein 
vorübergehender  angesehen  werden,  da  die  zur  Zeit  im  Ghuige  be- 
findliche Zuführung  weiteren  Trink-  und  Nutzwaasers  bekanntlich  sehr 
erhebliche  Kosten  —  viele  Millionen  Mark  —  verursacht,  so  dass 
künftighin  das  Wasserwerk  ohne  Zweifel  viel  weniger  ertragreich 
werden  wird.  Ausserdem  kommt  in  Betracht,  dass  die  Höhe  des 
üeberschnsses  nur  deshalb  so  gross  ist,  weil  die  Einlagen  in  den 
Emeuerungsfonds  in  den  letzten  Jahren  viel  zu  gering  gewesen  sind. 
Wenn  man  diese  notwendigen  Einlagen  in  den  Emeuerungsfonds  mit 
etwa  150,000  M.  und  den  künftigen  Minderüberschuss  wegen  Ver- 
teuerung der  Wassergewinnnng  mit  nur  200,000  M.  berechnet,  wird 
der  oben  genannte  üeberschuss  schon  um  mehr  als  die  Hälfte  reduziert 
Ein  Üeberschuss  von  etwa  8—400,000  M.  (d.  h.  etwa  1  M.  pro  Kopf) 
kann  aber  umsoweniger  als  ein  unzulässig  hoher  angesehen  werden,  als 
in  den  gesetzlich  genehmigten  Frankfurter  Eingemeindungsverträgen 
anerkannt  worden  ist,  dass  die  eingemeindeten  Orte,  mit  Rücksicht 
auf  die  aus  den  alten  Frankfurter  Wasserwerken  erzielten  üeber- 
Schüsse,  gleichfalls  aus  ihren  besonderen  Wasserwerken  einen  Üeber- 
schuss einzubringen  haben,  welcher  z.  B.  in  dem  Bockenheimer  Ein- 
gemeindungsvertrag (§  10)  und  dem  Niederräder  Vertrag  (§  9)  auf 
1,50  M.  pro  Kopf  festgesetzt  ist.  Es  kann  daher  nicht  als  dem  Sinne 
des  K.-A.-G.  widersprechend  angesehen  werden,  dass  die  Alt-Frankfurter 
Wasserwerke  auch  fernerhin  einen  üeberschuss  liefern,  und  es  ist 
sonach  kein  Anlass  vorhanden,  den  üeberschuss  der  Wasserwerke  als 
einen  zur  Deckung  des  Fehlbetrages  der  Kanalisationswerke  bestimmten 
anzusehen,  und  es  wird  daher  nur  den  Absichten  des  K.-A.-G.  ent- 
sprochen, wenn  behufs  Beseitigung  des  Fehlbetrages  bei  den  Kanali- 
sationswerken Gebühren  in  ent^rechender  Höhe  erhoben  werden. 
An  und  für  sich  muss  es  freilich  als  das  angemessenste  er- 
scheinen, Kanalisationsgebühren  von  den  Eigentümern  zu  erheben, 
wie  dies  auch  in  fast  allen  deutschen  Städten  und  in  den  neuerdings 
einffemeindeten  Vororten  geschieht.  Allein,  wenn  diese  Ge- 
bühren nicht  gleichzeitig  mit  der  Herstellung  der 
Kanalisationswerke  eingeführt  werden,  so  bewirkt  die  nach- 
trägliche Auferlegung  erhebliche  Schwierigkeiten,  und  man 
hat  deshalb  bislang  auch  immer  davon  abgesehen,  den  hiesigen 
Eigentümern  nachträglich  solche  fortlaufende  Kanalisations- 
benutzungs-Gebühren  aufzuerlegen.  Von  dieser  Belastung  der  Eigen- 
tümer auch  jetzt  abzusehen,  erschien  umso  angezeigter,  als  diese 
Frage  bereits  in  den  Steuer- Verhandlungen  des  Jahres  1894/95  sowohl 
in  der  gemischten  Kommission  als  im  Plenum  der  Stadtverordneten- 
versammlung eingehend  erörtert  worden  ist  und  die  Stadtbehörden 
damals  durch  die  Beschlüsse  vom  19./26.  Febr.  1895  die  Einführung 
einer  von  den  Mietern  zu  tragenden  Kanalgebühr  einzu- 
führen beschlossen  haben.  Allerdings  ist  diese  Gebühr,  deren  Erhebung 
auch  bereits  vom  Bezirksansschuss  durch  Beschluss  vom  26.  März  1895 
genehmigt  worden  ist,  damals  schliesslich  wegen  anderweiter  Ordnung 
des  Abgabewesens  nicht  zur  wirklichen  Einführung  gelangt.  Immerhin 
erscheint  es  als  das  Natürlichste,  auf  diesen  Vorgang  jetzt  wieder 
zurückzukommen  und  die  Mieter  mit  dieser  Gebühr  zu  belasten.  Es 
ist  selbstverständlich,  dass  diese  Gebühr  nur  in  dem  alten  Frankfurter 
Stadtbezirke  einschliesslich  Bomheim  erhoben  werden  kann,  da  die 
Kanalisationsgebühr  in  den  Vororten  besondere,  auf  Deckung  der 
Kosten  berechnete  Regelung  gefunden  hat.  Die  Kanalisationsgebühren, 
welche  ebenso  wie  Wassergeld  und  die  oben  vorgeschlagene  Kehricht- 
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abfuhrigebühr  nach  dem  Mietwert  zu  veranlagen  sein  werden,  haben 
nach  dem  oben  bemerkten  und  bei  Einstellung  von  50,000  M.  für  den 
Erneuerungsfonds  ein  Erträgnis  von  etwa  550,000  M.  zu  liefern.  Wenn 
man  nun  ähnlich  wie  beim  Wassergeld  die  Wohnungen  von  250  M. 
abwärts  frei  lässt,  so  würde  bei  einem  Satze  von  1 7o  der  Mieten  ein 
Erträgnis  von  etwa  550,000  M.  herauskommen.  Dabei  ist  zu  bemerken, 
dass  die  Kommission  gleichzeitig  (vgl.  unten)  zur  Vermeidung  etwaiger 
Härten  für  Wohnungen  im  Mietwert  von  251—300  M.  eine  Ermässigung 
des  Wassergeldes  von  47«  auf  S^/o  vorschlägt. 

3.  Steuern. 

Es  sind  zunächst  zwei  kleinere  Steuern  zu  erwähnen. 

Die  Hundesteuer  ist  hier,  obwohl  die  Beschmutzung  der  Strassen  und 
die  Belästigui^  der  Fussgänger  durch  die  Hunde  erheblich  sind,  mit  15  M.  für 
den  Hund  aufnOüg  niedriger,  als  in  vielen  anderen  Städten.  Wir  nennen  hier 
nur:  Berlin,  Magdeburg,  Mainz,  Hanau  und  Giessen  mit  je  20  M.,  Stettin  mit 
50  M.,  Köln  und  Altena  mit  16  bezw.  20  M.  für  einen  Hund  und  24  bezw. 
30  M.  für  mehrere  Hunde,  letzteres  ausserdem  mit  40  und  50  M.  für  Hunde 
über  45  cm  Schulterhöhe,  Wiesbaden  mit  20  und  30  M.,  je  nach  der  Schulterhöhe. 

Trotzdem  möchten  wir  keine  erhebliche  allgemeine  Erhöhung  vorschlagen, 
da  die  minder  Bemittelten  unverhältnismässig  stark  dadurch  belastet  würden. 
Wir  empfehlen  vielmehr  den  in  den  Nachbarstädten  üblichen  Satz  von  20  M. 
pro  Hund  im  allgemeinen  auch  hier  festzuhalten  und  ihn  auf  30  M.  pro  Hund 
nur  für  solche  Fälle  zu  erhöhen,  in  denen  mehrere  Hunde  in  einem  Haushalt 
gehalten  werden^). 

Eine  Berücksichtigung  der  Schulterhöhe  scheint  durch  die  hiesigen  Ver- 
hältnisse nicht  geboten  zu  sein. 

Obwohl  der  Ertrag  der  Steuererhöhung  schwer  vorherzusehen  ist,  da  man 
nicht  weiss,  ob  und  wie  viele  Hunde  abgeschafPfc  werden,  so  wird  man  doch 
wohl  auf  einen  Mehrertrag  von  etwa  40,000  M.  rechnen  dürfen. 

Die  Lustbarkeitssteuer  ist  gerade  neuerdings  in  vielen  Städten  zu 
einer  nicht  unerheblichen  Einnahmequelle  geworden.  Die  Kommission  hat 
indes,  eingedenk  der  weit  verbreiteten  Abneigung,  welche  gegen  die  frQhere 
Vergnilgungssteuer  bestand,  eine  allgemeine  Besteuerung  der  Lustbarkeiten 
nicht  ins  Auge  gefasst.  Es  ist  vielmehr  davon  ausgegangen  worden,  dass 
Konzerte,  Festlichkeiten  und  sonstige  gesellige  Veranstaltungen  steuerfrei  zu 
lassen  sind.  Anderseits  wurde  nach  eingehender  Erörterung  von  allen  Mit- 
gliedern einstimmig  anerkannt,  dass  sich  speziell  die  Besteuerung  der 
Eintrittskarten  für  theatralische  Vorstellungen  und  Schau- 
stellungen der  Kunstreiter  bei  Freilassung  der  billigen  Plätze 
als  eine  gerechte  und  ohne  Beschwerung  su  tragende  Abgabe  empfehle.  Es 
erschien  der  Billigkeit  entsprechend  und  wegen  des  inneren  Zusammenhanges 
gerechtfertigt,  vor  allem  die  Deckung  für  die  unter  Hl,  7  eingestellte  Ausgabe* 
erhöhung  für  sozialpolitische  Zwecke^)  auf  diesem  Wege  zu  suchen.  Wenn  auch 
der  Ertrag  der  Steuer  zunächst  kein  sehr  bedeutender  sein  wird,  so  steht  doch 
ein  sicheres  Wachstum  in  Aussicht,  wenn  mit  der  Zunahme  der  Bevölkerung 
neue  Theater,  Zirkus  u.  a.  dergl.  entstehen. 

Es  wird  dementsprechend  eine  Besteuerung  der  Theater-,  Zirkus-  u.  s.  w. 
Billette  im  Preise  von  mehr  als  55  Pf.  vorgeschlagen,  die  mit  5  Pf.  beginnen 
und  zunächst  für  jede  1,50  M.,  alsdann  für  jede  weitere  Mark  Erhöhung  im 
Preise  um  5  bezw.  10  Pf.  steigen  soll. 

Um  früher  zu  Tage  getretenen  Bedenken  Rechnung  zu  tragen,  sollen  nach 
dem  Entwurf  für  die  bestehenden  und  seither  steuerfreien  Unternehmungen, 
solange  kein  Besitzwechsel  stattfindet,  Uebergangsbestimmungen  massgebend 
sein,   welche  im  1.  Jahre   nach   Erlass   der  Steuerordnung  Steuerfreiheit  ein- 


1)  Der  AusBohuss  Hess  im  weiteren  Verlauf  diese  Erhöhung  fallen. 

2)  100,000  M.  fOr  Yolksbildungswesen  u.  Erfüllung  anderer  sozialpolitischer  Aufgaben. 
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räumen  und  im  2.  und  3.  Jahre  für  die  Billette  von  1,75  M.  an  aufwärts  etwa 
auf  die  Hälfte  ermässigte  Sätze  voreehen,  während  vom  4.  Jahre  ab  Gleich- 
stellung mit  den  neuen  Instituten  erfolgt. 

Im  übrigen  mussten  die  Verhandlungen  der  Kommission  über  die 
Umgestaltung  der  direkten  und  indirekten  Steuern  von  zwei  im  K.-A.-G. 
festgelegten,  im  vorhergehenden  schon  mehrfach  gestreiften  Sätzen  ausgehen, 

1.  dass  eine  Erhöhung  der  Einkommensteuern  über  100  ^o  der  Staats- 
steuer hinaus  alljährlicher  staatlicher  Genehmigung  bedarf  und 

2.  dass  aber  die  Erhöhung  der  Realsteuem  bis  auf  150  %  der  staatlichen 
Grund-,  Gebäude-  und  Gewerbesteuer  ohne  höhere  Genehmigung  zu- 
lässig ist. 

Was  zunächst  die  staatliche  Genehmigung  einer  Erhöhung  der 
Einkommensteuer  über  die  hier  zur  Zeit  erhobenen  100 V*  der  Staatssteuer 
hinaus  anlangt,  so  ist  es  nach  den  bisher  in  anderen  Städten  gemachten  Er- 
fahrungen als  zweifellos  anzusehen,  dass  eine  solche  Genehmigung  jedenfalls 
nur  unter  der  Bedingung  erteilt  werden  würde,  dass  gleichzeitig  auch 
die  Realsteuern  in  erheblichem  Betrage  erhöht  würden.  Ausserdemistes 
aber  sehr  wahrscheinlich,  dass  als  fernere  Bedingung  das  Verlangen  gestellt 
würde,  die  jetzt  bestehende  Degression  der  Einkommensteuer  für  die  Ein- 
kommen unter  10,500  M.  zu  beseitigen^),  da  die  Genehmigung  zu  dieser  Degression 
damals  nur  ungern  und  nur  mit  Rücksicht  auf  die,  1007«  der  Staatssteuer  nicht 
übersteigende  Höhe  der  Einkommensteuern  genehmigt  wurde.  Was  aber  die 
Erhöhung  der  Realsteuem  anlangt,  so  hat  der  im  Jahre  1895  gemachte  Versuch 
der  Erhebung  eines  Zuschlags  auf  die  Haussteuer  den  Beweis  geliefert,  wie  schwer 
und  widerwillig  eine  solche  Erhöhung  der  Haussteuer  von  den  Eigentümern  ge- 
tragen wird.  Da  endlich  —  wie  oben  schon  ausgeführt  —  die  Notwendigkeit  der 
Beantragung  staatlicher  Genehmigung  eine  immer  erneute  Abhängigkeit  der 
städtischen  Verwaltung  begründet,  so  musste  die  Kommission  es  hiemach  fär 
ihre  erste  und  wichtigste  Aufgabe  ansehen,  den  Versuch  zu  machen,  sowohl  eine 
Erhöhung  der  Einkommensteuer  über  100  %  der  Staatssteuer  hinaus,  als  auch  die 
Erhebung  eines  allgemeinen  Zuschlags  von  den  Realsteuem,  insbesondere  von  der 
Haussteuer,  zu  vermeiden.  Hierdurch  war  allerdings  nach  der  positiven  Seite 
hin  für  die  neue  Ordnung  der  Realsteuern  noch  kein  Fingerzeig  gegeben.  Ein 
solcher  ergab  sich  erst  aus  den  Erörterangen,  welche  sidi  auf  die  nach  den 
Ausführungen  unter  IIP*  aufzuhebenden  Wohn-  und  Mietsteuern*) 
und  den  für  dieselbe  zu  beschaffenden  Ersatz  bezogen. 

Es  ist  oben  bereits  ausgeführt,  dass  gegenüber  der  Einkommensteuer, 
welche  in  ungünstigen  Jahren  stehen  bleibt  oder  zurückgeht,  die  Mietsteuer 
einen,  der  Ausdehnung  der  Stadt  parallel  gehenden  Zuwachs  zeigt.  Bei  den 
grossen  Schwierigkeiten,  welche  der  schwankende  Charakter  der  Einkommen- 
steuer hervorruft,  musste  daher  in  erster  Linie  darauf  Rücksicht  genommen 
werden,  dass  der  Ersatz  für  die  Wohn-  und  Mietsteuer  in  einer 
Steuer  von  gleichfalls  sicher  steigendem  Ertrage  gesucht  und 
gefunden  wurde.  Diese  Eigenschaft  findet  sich  aber  nur  bei  den 
Realsteuem,  und  da  nun  die  Mietsteuer  von  Gewerbelokalen 
schon  jetzt  den  Charakter  eines  Zuschlags  zur  Gewerbesteuer 
hat  und  auch  nach  den  Bestimmungen  des  K.-A.-G.  der  Gewerbesteuer  zuzu- 
rechnen ist,  so  lag  es  nahe,  die  jetzt  bestehende  städtische  Gewerbesteuer, 
welche  lediglich  in  Form  von  Zuschlägen  zur  staatlich  veranlagten  Gewerbe- 
steuer erhoben  wird,  in  eine    besondere   Kommunal-Gewerbesteuer 


0  Bis  3000  M.  Einkommen  werden  731/2  o/^,  bis  6000  M.  84  o/^,,  bis  io,500  M.  941,3  «b  des 
Staatseinkommensteaertarifs  erhoben. 

S)  Durch  Ministerialerlass  vom  13.  Dezember  1902  ist  die  Wohn-  und  Mietsteuer  noch- 
mals auf  5  Jahre  genehmigt  worden,  eine  weitere  Genehmigung  ist  zweifelhaft.  Pro  1903 
waren  800,000  M.  etatisiert,  wovon  800,000  M.  auf  die  von  Personen,  welche  der  Gewerbe- 
steuer unterliegen,  benutzten  Geschäftsräume  eut fielen. 
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umzuwandeln,  welche  zum  einen  Teil  in  Form  von  Zuschlägen  zur  staatlich 
veranlagten  Gewerbesteuer,  zum  anderen  Teil  aber  nach  Massgabe  des  Miet- 
wertes der  Gewerbelokale  veranlagt  wird.  Bei  einer,  auf  diesen  Grundlagen 
beruhenden  besonderen  Eommunal-Gewerbesteuer  war  es  dann  unschwer  mög- 
lich, den  bisherigen  Klagen  über  ungleiche  Behandlung  der  in  eigenen  und 
der  in  gemieteten  Räumen  arbeitenden  Gewerbetreibenden,  sowie  über  man- 
gelnde oder  doch  ungenügende  Progression  der  Gewerbesteuer 
Rechnung  zu  tragen,  indem  man  einerseits  die  jetzt  bei  einem  Mietwerte 
von  2,500  M.  aufhörende  Progression  der  Steuer  vom  Mietwerte  in  gewissem 
Umfang  auf  die  höheren  Mieten  ausdehnt  und  anderseits  die,  bei  der  staat- 
lichen Veranlagung  der  Gewerbesteuer  geringe  Progression  der  ersten  Gewerbe- 
steuerklasse angemessen  —  um  10  %  —  erhöht  ^).  Bei  einer  derartigen  stärkeren 
Heranziehung  der  grösseren  Gewerbebetriebe  würden  die  kleineren  Betriebe 
von  selbst  verhältnismässig  günstiger  gestellt  werden.  Eine  besondere  weiter- 
gehende Entlastung  ist  aber  umsoweniger  geboten,  als  die  Warenhaussteuer 
bereits  nach  gesetzlicher  Vorschrift  dazu  £ent,  die  unteren  Gewerbesteuer- 
klassen zu  entlasten.  Diese  Entlastung  betrug  1902  bereits  387«  der  IV.  Klasse. 
Durch  Einführung  einer  solchen  Reform  würde  der  Ertrag  der  Gewerbe- 
steuer bis  auf  etwa  150^0  der  staatlich  veranlagten  Gewerbesteuer  zunehmen. 
Hieraus  ergaben  sich  zugleich  wichtige  Fingerzeige  für  die  Beschaffung  des 
Ersatzes  für  die  Mietsteuer  von  Wohnungen.  Da  nämlich  das K.-A.-G. 
eine  tunlichst  gleichmässige  Belastung  der  verschiedenen  Realsteuem  vorschreibt, 
so  lag  der  Gedanke  nahe,  auch  die  Mietsteuer  von  Wohnungen  gewisser- 
massen  zu  einer  Realsteuer  umzuwandeln  und  sie  mit  der  Haus- 
steuer zu  verbinden.  Diese  Verbindung  bot  zugleich  einen  doppelten 
Vorteil.  Einmal  erreichte  man  dadurch  —  weil  die  Mietsteuer  von  Woh- 
nungen hier  bekanntlich  stark  progressiv  ist  —  die  Beseitigung  des  schon  bei 
den  Beratungen  von  1894  empfundenen  und  bei  den  in  anderen  St&dten  über 
Einführung  einer  Steuer  von  gemeinem  Wert  geführten  Verhandlungen  leb- 
haft betonten  Uebelstandes ,  dass  die  Haussteuer,  wie  sie  hier  erhoben  wird, 
ebenso  wie  die  staatliche  Gebäudesteuer  des  progressiven  Charakters  entbehrt, 
und  deshalb  die  kleineren  und  mittleren  Wohnungen,  für  welche  ein  weit 
grösserer  Teil  des  Einkommens  ausgegeben  zu  werden  pflegt,  ungebührlich  stark 
belastet.  Anderseits  gewährte  eine  solche  Reform  gegenüber  einem 
allgemeinen  Zuschlag  zur  Haussteuer  den  grossen  Vorzug,  dass 
sie  ohne  erhebliche  Schwierigkeit  und  ohne  wesentliche  Erhöhung  des 
Steuerdrucks  durchgeführt  werden  kann,  da  die  Hauseigentümer  m  die 
Lage  gesetzt  werden,  den  ihnen  zur  Last  fallenden  erhöhten  Steuerbetrag  von 
ihren  Mietern  ohne  weiteres  in  Form  erhöhter  Miete  wieder  einzuziehen,  da  die 
Mieter  ja  durch  Aufhebung  der  Mietsteuer  um  einen  entsprechenden  Betrag  in 
ihren  Steuern  erleichtert  werden.  Auch  konnte  die  Beseitigung  des  Uebelstandes, 
dass  die  Mietsteuer  zur  Zeit  bereits  bei  Mieten  von  mehr  als  2800  M.  ihren  bis 
dahin  progressiven  Charakter  einbüsst,  ohne  Schwierigkeit  bewirkt  werden. 

Es  ist  selbstverständlich,  dass  die  Zusätze  zur  Haussteuer  sich  nicht 
völlig  genau  mit  den  Sätzen  der  bisherigen  Mietsteuer  decken  können,  da  sie 
eine  Abrundung  mit  Rücksicht  auf  die  bei  Bildung  der  Mietpreise  üblichen 
Ziffern  erfahren  mnssten.  Die  Steigerung  ist  daher,  soweit  tunlich,  so  vorge- 
sehen, dass  sie  immer  um  10  M.  anwächst. 


1)  Um  die  Gewerbetreibenden,  deren  Geschäftsunkosten  hauptsächlich  in  hoher 
Xiete  bestehen,  nicht  zu  hart  und  zu  einseitig  zu  treffen,  wurde  der  Mehrbedarf  durch  Zu- 
schläge zur  staatlichen  Ertragsbesteuerung  gedeckt,  in  der  I.  Steuerklasse  durch  Zuschlag 
von  28  0/o,  in  der  n.  Steuerklasse  durch  Zuschlag  von  2i%  der  staatlichen  Veranlagung. 
Diese  belastet  nur  Unternehmungen  mit  mehr  als  20,000  M.  Jährlichen  ßeschäftsgewinu  oder 
150,000  M.  Betriebskapital.  Die  Besteuerung  der  Mietwerte  dagegen  wurde  lediglich  in 
seitheriger  Höhe  aufrecht  erhalten  und  nur  in  der  veränderten  Form  von  Zuschlägen  zur 
Gewerbesteuer  erhoben. 
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Im  Interesse  der  Minderbemittelten  fängt  der  Steuerzuschlag  erst  bei 
600  M.  Miete  an,  während  die  Mietsteuer  alle  Wohnungen  von  500  M.  an  traf. 
Die  hierdurch  gewährte  Steuerbefreiung  beträgt  etwa  20»000  M.  und  kommt 
etwa  6000  Mietern  su  gut. 

Wenn  wir  uns  nunmehr  zur  dritten  Realsteuer,  der  Landsteuer, 
wenden,  und  dieselbe  mit  den  analogen  Steuern  in  andern  Städten  vergleichen, 
so  finden  wir  freilich  alsbald,  dass  der  hiesige  Steuersatz  mit  l^oo  ein  ausser- 
ordentlich niedriger  ist»  da  er  bei  den  Qbrigen  grösseren  und  mittleren  Städten, 
einschliesslich  der  kleineren  Vorortsemeinden  grösserer  Städte  fast  nirgends 
weniger  als  2^lo;  in  vielen  Fällen  aber  mehr  beträft.  So  werden  unter  anderm 
2  ^/oo  erhoben  in  Hanau,  Wiesbaden,  Koblenz,  Dflsseidorf,  Duisburg,  Kalk,  Köln, 
Homburg  v.  d.  H.,  Wilmersdorf,  aber  schon  2^10—2)20  ^/oo  in  Friedenau,  Dort- 
mund, Steglitz,  Tempelhof,  Charlottenburff,  2,50 >o  in  Rödelheim,  Görlitz, 
Mülheim  a.  Rh.,  Oberhausen,  Viersen,  Solingen,  München-Gladbach ,  femer 
2,85^00  in  Aachen,  2,90%«  in  Essen,  87oo  in  Elberfeld,  Barmen,  Breslau, 
Köpenick,  Steele,  Malstadt-Burbach  u.  a.  m.,  endlich  S^SO^/oo  in  Stralsund,  4  in 
Kattowitz,  4,25  7<»o  ^^  K^^^»  4,75  7oo  in  Flensburg.  Allein  eine  gründliche  Be- 
leuchtung der  Frage,  wie  hoch  hier  in  Frankfurt  die  Landsteuer  zweckmässiger- 
weise zu  erheben  wäre,  kann  doch  nur  gewonnen  werden,  wenn  die  mit  der 
Besteuerung  des  Grund  und  Bodens  eng  zusammenhängende  Frage  des 
überwiegend  unverdienten  Wertzuwachses  gleichzeitig  mit  be- 
handelt wird. 

Gegenüber  der  Lage  der  Stadtgemeinden  in  anderen  Staaten  muss  es  als 
ein  erosses  Verdienst  des  K.-A.-G.  angesehen  werden,  dass  es  die  Grund- 
besitz-Besteuerung in  erster  Linie,  wenn  auch  unter  Vorbehalt  staatlicher 
Genehmigung,   in   die  Hand  der  Gemeinden   selbst  gelegt  hat.    Bei  der 

ganz  ausserordentlich  grossen  Verschiedenheit  in  den  Verhältnissen  der  einzelnen 
emeinden  in  Bezug  auf  die  Bodenpreise  und  deren  Steigerungen,  femer  in 
Bezug  auf  den  Zusammenhang  von  Bodenpreis  und  Wohnungswesen,  kann  in 
der  Tat  eine  gedeihliche  Ordnung  nur  dann  geschaffen  werden,  wenn  die  be- 
sonderen Verhältnisse  der  einzelnen  Gemeinden  sorgsam  erwogen 
und  beachtet  werden.  Es  wird  deshalb  an  dieser  Stelle  auch  keines  Ein- 
gehens auf  die  zahlreichen  Erörterungen  bedürfen,  welche  das  Problem  der 
steuerlichen  Erfassung  des  Wertzuwachses  von  Grund  und  Boden  allgemein 
zu  lösen  versuchen;  vielmehr  werden  sich  alle  hier  gegebenen  Ausführungen 
streng  auf  die  Verhältnisse  hiesiger  Stadt  beschränken,  in  welcher 
eine  mehr  oder  minder  grosse  Werterhöhung  des  gesamten  Grundbesitzes 
im  Laufe  des  vorigen  Jahrhunderts  ebenso  notorisch,  als  es  ohne  weiteres 
einleuchtend  ist,  dass  dieser  durch  das  Wachstum  der  Stadt  bedingte,  meist 
unverdiente  Wertzuwachs  ein  zur  Besteuerung  vorzüglich  geeignetes 
Objekt  darstellt. 

Hier  in  Frankfurt  sind  nun  durch  den  bisherigen  Gang  der  Entwick- 
lung nach  verschiedenen  Seiten  hin  bereits  sehr  lehrreiche  Erfahrungen 
gemacht  worden,  welche  natürlich  vor  allem  sorgfältigste  Beachtung  fordern. 
Diese  Erfahrangen  beziehen  sich  einmal  auf  die  Frage,  welche  Steuern  vom 
Grundbesitz  am  leichtesten  getragen  werden.  Theoretische  Be- 
trachtung ist  freilich  geneigt,  die  Bedeutung  dieses  Gesichtspunktes  und  der 
in  dieser  Beziehung  gemachten  Erfahmngen  überhaupt  gering  zu  schätzen,  weil 
sie  allzusehr  dazu  neigt,  auf  der  Suche  nach  einem  idealen,  aUen  Anfordemngen 
gerechten  Steuersystem  die  durch  die  Erfahrung  gegebenen  Winke  gering  zu 
schätzen.  Wer  aber  praktisch  an  den  Aufgaben  kommunaler  Steuerpolitik  zu 
arbeiten  hat,  wird  immer  in  erster  Linie  zu  fragen  haben,  welche  Steuern  von 
den  Pflichtigen  ohne  erhebliche  Beschwerde  getragen  werden.  In  dieser  Be- 
ziehuDff  zeigen  nun  die  hiesigen  Erfahrangen  auf  das  deutlichste,  dass,  während 
eine  allgemeine  Erhöhung  der  Haussteuer  um  20%,  wie  sie  in  den  Jahren  1895 
und  1896  eingeführt  war,  den  heftigsten  Widerstand  der  Hausbesitzer  hervor- 
rief, auf  der  andern  Seite  die  im  Jahre  1893  erfolffte  Erhöhung  des  Währschafts- 
geldes  um  50  ^/o ,  von  1  auf  1  V'  ^/o ,  kaum  irgendwelche  Schwierigkeiten  vemr- 
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sachte.  Noch  deutlicher  tritt  dieser,  dem  Steuerpflichtigen  bequeme  Charakter 
des  W&hmchaftsgeldes  bei  einer  Betrachtung  des  Entwicklungsganges  in  dem 
1895  eingemeindeten  Bockenheim  hervor,  wo  zugleich  mit  der  Eingemeindung 
ein  W&hrschaftsgeld  in  HOhe  von  1  V2  7o  als  neue  Steuer  eingeführt  wurde,  und 
auf  Grund  des  Kingemeindungs- Vertrages  im  Jahre  1900  eine  Erhöhung  des- 
selben auf  2  ^0  erfolgte.  Sowohl  die  erste  EinfQhrung  als  die  spätere  Erhöhung 
haben  sich  vollständig  ohne  Schwierigkeiten  und  Klagen  vollzogen. 

Eine  andere,  bei  den  Steuerberatungen  der  Jahre  1894  und  1895  ge- 
machte Erfahrung  bezieht  sich  auf  die  Gestaltung  der  Steuern  in  Be- 
zuff  auf  Einfachheit  und  Durchsichtigkeit.  Die  damals  gemachten  Ver- 
suche, den  Wertzuwachs  zur  Steuer  heranzuziehen,  bewegten  sich  in  der  Richtung, 
das  Mass  dieses  Wertzuwachses  im  einzelnen  Falle  genau  festzustellen.  Und 
in  der  Tat  ist  eine  solche  Feststellung  durchaus  notwendig,  wenn,  wie  dies  von 
den  meisten  Seiten  gefordert  und  vorgeschlagen  wird,  dieser  Wertzuwachs  selbst 
mit  einer  besonderen  Steuer  belegt  werden  soll.  Die  Beratungen  der  Jahre  1894 
und  1895  haben  es  ganz  ausser  Zweifel  gestellt,  dass  eine  solche  Feststellung 
des  Wertzuwachses  nach  vielen  Richtungen  hin  ganz  ausserordentliche  Schwierig- 
keiten bietet.  Denn  es  kann  natürlich  nicht  lediglich  ein  früherer  Kaufpreis 
mit  dem  zuletzt  erzielten  in  Vergleich  gestellt  werden,  es  muss  vielmehr  zu- 
gleich eine  vollständige  Rechnung  darüber  aufgestellt  werden,  welche  Ausgaben 
für  das  Objekt  in  der  Zwischenzeit  geleistet  worden  sind,  sei  es  durch  Bauen 
oder  durch  andere  Aufwendungen,  sei  es  durch  Verzinsung  hineingesteckter 
Kapitalien.  Anderseits  sind  die  Einnahmen,  welche  inzwischen  durch  Verpach- 
tung oder  Vermietung  erzielt  sind,  wieder  in  Abzug  zu  bringen.  Diese  Rech- 
nung wird  noch  verwickelter,  wenn  die  in  Vergleich  zu  ziehenden  Objekte 
verschieden  sind,  was  namentlich  dann  der  Fall  ist,  wenn  der  letzte  Verkauf 
entweder  ein  Gebäude  betrifft,  welches  auf  einem  nach  und  nach  zusammen- 
gekauften Grundbesitz  errichtet  ist,  oder  aber  nur  einen  Teil  eines  grösseren 
zunächst  unverkauft  verbleibenden  Besitzes  umfasst.  Geradezu  ungeheuerlich 
wachsen  diese  Schwierigkeiten,  wenn  es  sich  um  Grundstücke  handelt,  welche 
seit  Jahrzehnten  oder  gar  Jahrhunderten  in  derselben  Familie  geblieben  sind. 
Die  Freunde  einer  Besteuerung  dieses  Wertzuwachses  kamen  daher  bei  den 
mehrgenannten  Beratungen  von  1894  zu  der  Ueberzeugung,  dass  dieser  Wert- 
zuwachs ziffermässig  nur  noch  dann  festzustellen  wäre,  wenn  die  zum  Vergleich 
heranzuziehende  vorletzte  Veräusserung  nicht  allzuweit  zurückliegt,  dass  es 
aber  im  übrigen  eingehender  Einzelvorschriften  bedürfe,  um  die  verschieden- 
artigen Falle  mit  genügender  Klarheit  zu  trefiPen.  Ein  in  einer  freien  Kom- 
mission formulierter  Abänderungsvorschlag,  welcher  von  Herrn  Jnstizrat 
Dr.  Fester  im  Dezember  1894  eingebracht  wurde  (vgl.  Mitteilungen  der  Stadt- 
verordnetenversammlung S.  431  ff.),  musste  daher  sehr  ausfQhrlich  sein,  wie  der 
nachstehend  wiedergegebene  Wortlaut  des  §  5,  welcher  diese  Fragen  behandelt, 
ohne  weiteres  zeigt. 

.§  5.  Zu  den  in  §  8  Abs.  1  angegebenen  Steuersätzen  treten  mit  Rücksicht 
auf  eine  seit  dem  nächst  voraufgegangenen  Eigentumswechsel  erfolgte  Wert- 
erhöhung Zuschläge  nach  Massgabe  folgender  Bestimmungen  hinzu : 

1.  Als  nächstvoraufgegangener  Eigentums  Wechsel  gilt  jeder  Eigentums- 
wechsel mit  Ausnahme  der  in  §  2  aufgeführten. 

2.  Wenn  der  nächstvoraufgegangene  Eigentumswechsel  vor  dem  1.  Sep- 
tember 1867  erfolgt  ist,  so  wird 

a)  bei  bebauten  Grundstücken  (§  4)  ein  Zuschlag  überhaupt  nicht 
erhoben ; 

b)  bei  unbebauten  Grundstücken  das  Währschaftsgeld  mit  einem  Zu- 
schlage von  2  7o  veranlagt.  Falls  jedoch  nachgewiesen  wird,  dass 
die  Werterhöhung  seit  dem  nächstvoraufgegangenen  Eigentums- 
wechsel nicht  mehr  als  bO^/o  beträgt,  ermässigt  sich  der  Zuschlag 
auf  die  unter  Nr.  3  festgestellten  Sätze. 
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8.  Wenn  der  nächstvoraufgegangene  Eigentumswechsel  an  dem  1.  Sep- 
tember 1867  oder  später  erfolgt  ist,  ist  ein  Zuschlag  in  folgender 
Weise  zu  veranlagen: 

Bei  einer  Werterhöhung  von  20—30  7«  des  früheren  Preises  besw. 
gemeinen  Wertes  wird  ein  Zuschlag  von  V'  %  vom  steuerpflichtigen 
Betrage  erhoben;  bei  einer  Wertorhöhung  von  mehr  als  80 — 40 7® 
ein  Zuschlag  von  1  %  >  bei  einer  Werterhöhung  von  mehr  als  40  bis 
50  7*  ein  Zuschlag  von  1*/«®/«  und  bei  einer  Werterhöhung  Über  50  •/« 
ein  Zuschlag  von  2>. 

4.  Bei  Ermittlung  der  Werterhöhung  ist  von  dem,  bei  dem  zuletzt  vor- 
aufgegangenen Eigentnmswechsel  erzielten  Preise,  bezw.  vorhanden 

gewesenen  gemeinen  Werte  (Erwerbspreis,  Erwerbswert  — 
r.  5),  auszugehen,  demselben  ist  aber  hinzuzurechnen,  was  in- 
zwischen für  Neu-  oder  Umbauten  ausgegeben  und  nicht  etwa 
durch  eine,  nach  einem  Brande  ausgezahlte  Versicherungssumme  ge- 
deckt ist  —  Nr.  7 ,  femer  alle  sonstigen  Aufwendungen,  welche 
den  Wert  des  Grundstücks  dauernd  erhöhen,  wie  Strassenbaukosten 
und  Kanalbeiträge  —  Nr.  8;  Reparatur-  und  Unterhaltungskosten 
bleiben  ebenso  wie  Zinsen,  Einnahmeausfälle  und  andere  Unkosten 
im  allgemeinen  ausser  Betracht;  wenn  es  sich  jedoch  um  unbebaute, 
nicht  vom  Veräusserer  selbst  benutzte  Grundstücke  oder,  wenn  es 
sich  um  Grundstücksmassen,  welche  zum  Verkauf  in  einzelnen  Teilen 
bestimmt  sind,  handelt,  können  die  Beteiligten  die  Anrechnung  idier 
Unkosten  sowie  Sy2^lo\geT  Zinsen  von  dem  Erwerbspreis  und  den  er- 
wachsenden Aufwendungen  und  Kosten  beanspruchen,  wenn  sie  zu- 
gleich behufs  entsprechender  Anrechnung  alle  bislang  aus  den  Grund- 
stücken durch  Benutzung,  Abverkauf  oder  auf  andere  Weise  gezogenen 
Einnahmen  vollständig  und  im  einzelnen  nachweisen.  Bei  der  Ver- 
rechnung sind  auch  diesen  Einnahmen  ZV^^/oige  Zinsen  hinzuzurechnen. 
Einkommen-  und  Gewerbesteuern,  welche  der  Veräusserer  zu  zahlen 
hat,  gehören  nicht  zu  den  Grundstückskosten. 

5.  Als  Erwerbspreis  (Erwerbswert)  gilt  der  der  Berechnung  des 
Währschaftsgelaes  zu  Grunde  gelegte  Preis  oder  Wert,  und  —  inso- 
weit ein  Währschaftsgeld  nicht  erhoben  ist,  sowie  auf  Antrag  der 
Beteiligten  bei  Zwangsversteigerungen,  der  gemeine  Wert. 

Wer  ein  Grundstück  in  einer  Zwangsversteigerung  erwirbt,  hat, 
auch  wenn  eine  Weiter veräusserung  noch  nicht  stattfindet,  das  Recht, 
binnen  8  Monaten  dem  Rechneiamt  den  Wert  der  erworbenen  Liegen- 
schaft anzuzeigen.  Diese  Summe  gilt  als  Erwerbssumme,  falls  nicht 
das  Rechneiamt  binnen  4  Wochen  nach  erhaltener  Anzeige  die  Wert- 
angabe beanstandet. 

6.  Wenn  aus  einem  grösseren  Grundstück  oder  einer  zusammenhängenden 
Grundstücksmasse  einzelne  Grundstücke  oder  Grundstüästeile 
durch  Veräusserung  ausgeschieden  werden,  so  ist  als  Erwerbspreis  der- 
selben im  allgemeinen  ein  für  alle  Grundstücksteile  gleichmässig  er- 
mittelter D  u  r  ch  s  c h  ni t ts p  reis  (Durchschnittswert)  zu  Grunde  zu  legen. 

Die  Beteiligten  sind  jedoch  berechtigt,  an  Stelle  dieser  Durch- 
schnittspreise für  die  einzelnen  Baustellen  oder  Grundstücksteile  ab- 
gestufte Erwerbspreise  in  Anrechnung  zu  bringen,  wenn  der  Eigen- 
tümer bei  der  ersten,  nach  Erlasti  dieser  Ordnung  erfolgenden  Ver- 
äusserung dem  Rechneiamte  einen  Plan  über  das  gesamte  Gelände 
einreicht,  aus  welchem  die  Verteilung  des  Erwerbspreises  auf  die 
einzelnen  Grundstücke  oder  Grundstücksteile  erhellt. 

An  diesen  Verteilungsplan  ist  alsdann  sowohl  das  Rechneiamt  wie 
der  Eigentümer  gebunden. 

Auch  sind  etwaige  weiterhin  erwachsende  und  anzurechnende 
Zinsen,  Aufwendungen  und  Unkosten  ebenso  wie  die  Einnahmen  für 
jedes  dieser  abgeteilten  Grundstücke  gesondert  zu  verrechnen. 
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Die  Beteiligten  sind  berechtigt,  die  nach  dem  ersten  Verteilungs- 
plan verbliebenen  grösseren  GrundstQcksteile  demnächst  in  gleicher 
Weise  in  kleinere  Stücke  abzuteilen.'  Die  Torstehenden  Bestimmungen 
sind  dabei  sinngemäss  anzuwenden. 

7.  Für  die  Berechnung  von  Neu-  und  ümbaukosten,  welche 
nach  Erlass  dieser  Ordnung  entstanden  sind,  sind  die  bei  Berechnung 
der  Baugebühr  angegebenen  und  zu  Grunde  gelegten  Summen  mass- 

g»bend,  im  übrigen  sind  die  wirklich  verausgabten  und,  soweit  ein 
achweis  derselben  nicht  möglich  ist,   die  durch  Schäteung  festzu- 
stellenden Kosten  anzurechnen. 

8.  Strassenbaukosten  und  Kanalbeiträge  sind,  soweit  zusammen- 
hängende Geländemassen  in  Betracht  kommen,  auf  die  Gesamtheit 
derselben  gleichmässig  zu  verteilen. 

Landabtretungen  zu  Strassen  und  Plätzen  sind  in  der  Weise  in 
Anrechnung  zu  bringen,  dass  der  gesamte  Erwerbspreis  nicht  auf  die 
ursprüngliche,  sondern  auf  die  nach  der  Abtretung  verbleibende  Fläche 
verteilt  wird." 

Bei  den  Verhandlungen  in  der  Stadtverordnetenversammlung  fand  dieser 
Abänderungsvorschlag  indessen  eine  durchaus  ungünstige  Aufnahme  und  die 
Stadtverordnetenversammlung  beschloss  auf  Antrag  der  Herren  Dr.  Geiger 
und  Wedel  an  Stelle  dieser  komplizierten  Besteuerung  des  unverdienten  Wert- 
zuwachses lieber  eine  allgemeine  Erhöhung  des  Währschaftsgeldes 
um  V>7o  l>6i  bebauten  und  Vit^jo  bei  unbebauten  Grundstücken 
treten  zu  lassen.  Allerdings  ist  diese  Erhöhung  damals  nicht  in  Kraft  ge- 
treten, weil  die  Stenerordnung  nicht  die  höhere  Genehmigung  fand.  Es  ist 
aber  von  Wichtigkeit,  sich  dieser  damaligen  Vorgänge  zu  erinnern. 

Es  wird  nämlich  ohne  weiteres  anerkannt  werden  müssen,  dass  eine  Be- 
schränkung der  Besteuerung  des  Wertzuwachses  auf  die  Fälle,  in  denen  das 
Grundstück  nur  kürzere  Zeit  in  derselben  Hand  geblieben  ist»  der  Gerechtigkeit 
in  keiner  Weise  entspricht.  Denn  wenn  auch  die  Höhe  des  Wertzuwachses  in 
den  Fällen,  in  denen  das  Grundstück  Jahrzehnte  oder  Jahrhunderte  lang  in 
derselben  Hand  war,  ziffermässig  nicht  festgestellt  werden  kann,  so  ist  es  doch 
im  allgemeinen  nicht  wohl  zweifelhaft,  dass  infolge  der  ausserordentlichen 
Wertsteigerung  allen  Grundbesitzes  in  hiesiger  Stadt  seit  30,  50,  100  Jahren 
die  grössten  Gewinne  gerade  in  dei^enigen  Fällen  gemacht  sind,  in  denen  der 
Besitz  am  längsten  in  derselben  Hand  sich  befunden  hat.  Eine  Freilassung 
dieser  Fälle  würde  also  die  stärkste  Ungerechtigkeit  bedeuten. 

Die  Kommission  hielt  sich  daher  für  verpflichtet,  nach  einem  anderen 
Wege  zu  suchen,  auf  welchem  die  Besteuerung  des  Wertzuwachses  auf  leichtere 
und  einfachere  Art  erreicht  werden  könnte,  wobei  sie  von  der  Ueberzeugung 
ausging,  dass,  wie  überhaupt  in  Steuersachen,  so  auch  hier  die  Aufgabe  nicht 
wohl  darin  bestehen  konnte,  mit  Hilfe  sehr  ausführlicher  und  verwickelter 
Einzelbestimmungen  in  jedem  einzelnen  Falle  das  absolut  Gerechte  zu  treffen, 
sondern  mit  Hilfe  einfacher  und  leichtverständlicher  Regeln  den  grossen  Durch- 
schnitt der  Fälle  zutreffend  und  gerecht  zu  regehi.  Die  Kommission  glaubte 
hierbei  von  der  schon  erwähnten  Erfahrungstatsache  ausgehen  zu  müssen,  dass 
aller  Grundbesitz  in  hiesiger  Stadt  im  Laufe  des  vorigen  Jahrhunderts  grosse 
Wertsteigerungen  erfahren  habe,  welche  beim  unbebauten  Gelände  naturgemäss 
sehr  viel  höher  sind,  weil  der  Wert  des  Grund  und  Bodens  in  stärkerem  Masse 

gestiegen  ist,  als  der  Wert  der  in  Gebäuden  verbauten  Materialien.  Von  dieser 
^trachtung  ausgehend,  lag  es  nahe,  das  Wähi-schafbsgeld  progressiv  zu  ge- 
stalten und  zwar  je  nach  der  Länge  des  Zeitraumes,  welcher  seit  der  Ver- 
äusaerung  verflossen  ist.  Diese  Progression  musste  mit  Rücksicht  auf  die  ver- 
schiedene Entwicklung  der  Preise  beim  bebauten  und  unbebauten  Gelände,  auch 
für  bebauten  und  unbebauten  Grundbesitz  verschieden  normiert  werden.  So 
selangto  die  Kommission,  unter  Wiederaufnahme  der  im  Jahre  1894  beschlossenen 
Erhöhung  um  7*7^  bei  bebauten  und  Vfi^o  bei  unbebauten  Grundstücken  — 
und  unter  Berücksichtigung  der  im  allgemeinen  notorischen,  im  einzelnen  natür- 
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lieh  nicht  zahlenmässig  feststellbaren  Entwicklung  zu  dem  Vorschlag,  das  Währ- 
schaftsgeld  in  der  in  der  Anlage  enthaltenen  Weise  abzustufen  (vgl.  §  5). 

Allerdings  konnte  bei  dieser  Gestaltung,  deren  einfache  und  leicht  ver- 
ständliche Art  nicht  weiter  dargelegt  zu  werden  braucht,  nicht  wohl  übersehen 
werden,  dass  hierdurch  die  F&lle,  in  denen  in  kurzer  Zeit  grosse  Ge- 
winne erzielt  werden,  gar  nicht  getroffen  sind.  Die  Kommission  hielt  es 
daher  fttr  notwendig,  für  solche  Fälle  eine  besondere  Bestimmung  hinzuzufügen, 
welche  allerdings  einer  etwas  ausführlicheren  Fassung,  wenn  sie  auch  nicht  so 
ausführlich  ist,  wie  der  vorstehend  erwähnte  Antrag  Fester,  nicht  wohl  ent- 
behren kann.  Da  aber  die  Anwendung  dieser  Bestimmung  immer  nur  auf  eine 
kleine  Zahl  von  Fällen  beschränkt  bleiben  wird,  so  schien  der  Kommisaion  die 
Kompliziertheit  dieser  Bestimmungen  als  ein  geringeres  üebel,  als  die  völlige 
Freilassung  der  zur  Besteuerung  geradezu  herausfordernden  Fälle  (vgl.  §§  6  u.  7). 

Gegen  eine  Erhöhung  der  Sätze  der  Umsatzsteuer  (des  Währschafts- 
geldes)  sind  allerdings  von  verschiedenen  Seiten  Bedenken  deswegen  erhoben 
worden,  weil  dadurch  die  Grundstücke  und  infolge  dessen  auch  die  Wohnungs- 
mieten gesteigert  und  auf  diese  Weise  die  von  manchen  Seiten  erstrebten  und 
erhofften  günstigen  sozialpolitischen  Wirkungen  aufgehoben,  wenn  nicht  gar 
in  ihr  Gegenteil  verkehrt  würden.  Diese  Befürchtung  entspringt  jedoch  ledig- 
lich theoretischer  Er^gung  und  wird  durch  die  Erfahrung  nicht  bestätigt. 
Die  Erhöhung  der  Währschaftssteuer,  welche  in  hiesiger  Stadt  im  Jahre  1893 
und  im  eingemeindeten  Bockenheim  1895  erfolgte,  hat  hier,  obwohl  sie  in 
Bockenheim  lVs%  betrug,  keinerlei  Einwirkung  auf  die  Wohnungsmieten  ge- 
habt. Anderseits  ist  es  notorisch  und  in  vielen  Schriften  Über  das  Wohnungs- 
wesen übereinstimmend  hervorgehoben,  dass  die  Grundpreise  in  Belgien,  obwohl 
dort  sehr  hohe  ümsatzgebühren  bestehen,  weit  niedriger  als  in  Deutschland  in 
Gegenden  mit  weit  niedrigeren  ümsatzgebühren  sind.  Die  Bildung  der  Gnmd- 
Stücks-  und  der  Mietpreise  wird  eben  durch  ganz  ausserordentlich  verschiedene 
Elemente  bedingt,  und  es  ist  sehr  viel  wahrscheinlicher,  dass  in  Städten  mit 
zunehmender  Bevölkerung  und  wachsenden  Wohnungspreisen  eine  Erhöhung 
der  Umsatzsteuer  nicht  auf  eine  Erhöhung  der  Grundstücks-  und  Mietpreise 
hinwirkt,  vielmehr  die  Spekulation  in  Grundstücken  und  das  Steigen  der  Grund- 
preise hemmt  und  erschwert.  Dabei  kann  und  muss  hier  ununtersucht  bleiben, 
unter  welchen  Voraussetzungen  eine  Umsatzsteuer  in  der  Tat  preissteigemd 
wirken  kann;  es  genügt  vielmehr  festzustellen,  dass  hier  in  Frankfurt  unter 
den  hier  gegebenen  Verbältnissen  und  nach  den  hier  gemachten  Erfahrungen 
eine  sozialpolitisch  bedenkliche  Wirkung  der  Erhöhung  der  Umsatzsteuer  nicht 
zu  befürchten  ist. 

Wenn  auf  diese  Weise  eine  erhöhte  Währschaftssteuer  besonders  ge- 
eignet ist,  leistungsfähige  Schultern  zu  treffen,  indem  der  Wertzuwachs  von 
Grund  und  Boden  wenigstens  in  gewissem  Umfange  getroffen  wird,  so  wird  es 
doch  unvermeidlich  sein,  eine  Ergänzung  dieser  Besteuerung  dadurch  ein- 
treten zu  lassen,  dass  nicht  nur  der  Verkäufer,  sondern  in  gewissem  Umfange 
auch  schon  der  Besitzer  wirksam  getroffen  wird.  Um  dies  zu  erreichen, 
ist  es  notwendig,  die  oben  unterbrochene  Betrachtung  der  Landsteuer 
wieder  aufzunehmen.  Eine  Erschwerung  der  Spekulation  und  der  Grundstücks- 
verkäufe durch  hohe  Umsatzsteuer  kann  nämlich  die  Wirkung  haben,  dass  die 
Neigung  zum  Verkauf  in  bedenklichem  Masse  unterdrückt  wird.  Es  ist  daher 
unbedingt  geboten,  dass  die  Besteuerung  steigender  Grundwerte  auch  schon 
den  Besitzer  in  einem  seiner  Leistungsfähigkeit  entsprechenden  Masse  trifit. 
Diese  Leistungsfähigkeit  ist  nach  den  oben  angegebenen  Ausführungen  über 
die  Steigerung  der  Grundwerte  in  Frankfurt,  namentlich  beim  unbebauten 
Grund  und  Boden,  jedenfalls  dann  vorhanden,  wenn  jemand  in  spekulativer 
Absicht  unbebautes  Gelände  erwirbt.  Nun  sind  aber  die  Werte  und 
Preise  des  unbebauten  Grund  und  Bodens  hier  fast  durchweg  bereits  erheblich 
höher,  als  der  daraus  zu  ziehende  landwirtschaftliche  oder  gärtnerische  Ertrag 
rechtfertigt;  und  deshalb  liegt  in  diesen  Werten  und  Preisen  fast  durchweg 
ein  spekulatives  Element,  und  es  ist  einleuchtend,  dass  jemand,  der  beim  Kauf 
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von  Land  mit  Rücksicht  auf  die  in  Aussicht  stehende  Wertsteigerung  einen 
Preis  bezahlt,  welcher  der  Rentabilität  des  Landes  nicht  entspricht,  und  des- 
halb jährlich  einen  Zinsaufwand  von  mehreren  Prozenten  zu  bezahlen  hat,  sehr 
wohl  in  der  Lage  ist,  auch  einige  Zehntel  dieser  Summe,  d.  h.  einige  Promille 
des  gemeinen  Wertes  dieser  Grundstücke  an  Landsteuer  zu  bezahlen.  Der 
Kommission  schien  es  daher  nur  natürlich  und  durchaus  unbedenklich,  dass 
diejenigen  unbebauten  Grundstücke,  welche  zu  spekulativen  Preisen  erworben 
werden,  mit  einer  Landsteuer  von  5^00  des  gemeinen  Wertes  belegt  werden. 
Dagegen  schien  es  bedenklich,  diese  selbe  Steuer  auch  den  jetzigen  Be- 
sitzern ohne  weiteres  aufzuerlegen,  weil  dadurch  in  der  Tat  Härten  und 
Schwierigkeiten  herbeigeführt  werden  können.  Anderseits  ist  es  natürlich  un- 
naöglich,  dauernd  einen  Gegensatz  zwischen  den  neuen  Erwerbern  und  den 
jetzigen  Besitzern  festzulegen.  Als  natürlicher  Ausweg  bot  sich  unter  diesen 
Umständen  der  Erlass  von  Uebergangsbestimmungen,  wonach  der  Satz 
von  5®/oo  für  die  jetzigen  Besitzer  erst  nach  und  nach  im  Laufe  einer  längeren 
Reihe  von  Jahren  eingeführt  wird,  d.  h.  in  einer  Zeit,  wo  das  unzweifelhaft 
anhaftende  weitere  Steigen  der  Grundwerte  die  Tragung  dieser  erhöhten  Land- 
steuer als  notwendig  und  anderseits  die  stetig  zunehmende  Verwandlung  von 
Ackerland  in  Bauland  die  Möglichkeit  einer  Verwertung  mit  Sicherheit  als  ge- 
geben erscheinen  lässt.  Allerdings  wird  es  auch  bei  einer  derartigen  Gestal- 
tung der  Landsteuer  unvermeidlich  sein,  für  landwirtschaftlich  oder  gärtnerisch 
benutzte  Grundstücke  im  Interesse  der  selbstbewirtschaftenden  Eigentümer  Aus- 
nahmebestimmungen zu  treffen.  In  diesem  Sinne  sind  die  von  der  Kommission 
vorgeschlagenen  Zusätze  zur  Landsteuer  entworfen,  wobei  von  der  Annahme 
ausgegangen  ist,  dass  der  oben  schon  erwähnte  Satz  von  2  %o  den  Erfahrungen 
der  anderen  Städte  entsprechend  als  grundlegender  Satz  anzunehmen  sein  wird. 
Die  hier  entwickelten  Grundzüge  einer  verbesserten  Grundbesitz-  und 
Gewerbebesteuerung  in  hiesiger  Stadt  werden  nicht  nur  die  Möglichkeit  schaffen, 
dass  die  Mietsteuer  in  veränderter  und  verbesserter  Gestalt  aufrecht  erhalten 
und  zur  Ausbildung  einer  progressiven  Haussteuer  benutzt  wird,  und  femer  der 
Wertzuwachs  von  Grund  und  Boden,  soweit  es  in  einfachen  Formen  möglich 
ist,  entsprechend  getroffen  wird:  es  wird  vielmehr  zugleich  auch  noch  der  vor- 
teil erreicht,  dass  die  Einkommensteuer,  indem  die  Mietsteuer  von 
Wohnungen  infolge  ihrer  Verwandlung  in  eine  Realsteuer  nicht  mehr  auf 
die  100^^0  der  staatlichen  Einkommensteuer  zu  verrechnen  ist,  für  sich  allein 
voll  mit  100%  der  Staatssteuer  erhoben  werden  kann.  Da  die  Ein- 
kommensteuer infolge  der  Degression  der  Sätze  unter  10,500  M.,  abgesehen 
von  der  Mietsteuer,  im  ganzen  z.  Zt.  nur  mit  etwa  95  7»  erhoben  wird  —  wenn 
auch  die  Sätze  über  10,500  M.  100  Vo  bezahlen  —  so  wird  es  möglich  sein, 
durdi  Erhebung  des  vollen  Satzes  von  100%  der  Staatssteuer  eine  Mehrein- 
nahme von  etwa  400,000  M.  zu  schaffen.  Allerdings  ist  eine  Steigerung  der 
Einkommensteuer  im  allgemeinen  nicht  ^nz  unbedenklich,  vor  allem,  weil  sie 
den  Zuzug  Wohlhabender  ungünstig  beeinflussen  könnte,  dann  aber  auch,  weil 
hierdurch  eine  Reserve  angegriffen  wird,  weiche  notwendig  erhalten  bleiben 
muss,  um  für  den  nach  den  Ausführungen  bei  Aufstellung  des  Bedarfs  noch 
nicht  berücksichtigten  Fall  der  Steuer  des  Kommunalverbandes  Deckungsmittel 
zur  Hand  zu  haben.  Und  in  der  Tat  wird  es  durchaus  unangängig  sein,  laufende 
und  bleibende  Ausgaben  von  bestimmter  Höhe  auf  diese  erhöhte  Einkommen- 
steuererhöhung zu  gründen.  Wenn  es  aber  gelingen  sollte,  einen  Weg  zu 
finden,  welcher  den  Charakter  dieser  Einkommensteuererhöhung  als  Reserve 
unangetastet  lässt,  so  würde  das  wesentlichste  Bedenken  schwinden,  und  die 
verstärkte  Heranziehung  der  Wohlhabenden  würde  dann  auch  wohl  gerecht- 
fertigt sein,  da  die  in  der  Aufstellung  des  Bedarfs  vorgesehenen  Aufwendungen 
für  Kunst,  Wissenschaft  und  Gewerbe  die  Annehmlichkeiten  hiesiger  Stadt  für 
die  Wohlhabenden  in  entsprechender  Weise  vermehren.  Es  wird  hierauf  im 
folgenden  Abschnitt  zurückzukommen  sein. 
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1. 

SteuerordDung  für  die  Gemeindebesteuerung  der  Gebäude 

und  Grundstücke  in  Frankfurt  a.  M. 

in  der  durch  Nachtrag  vom  19.  Februar  1904  abgeänderten  Fassung. 

(Haus-  und  Landsteuer.) 

Folgende,  auf  übereinstiiiimenden  Beschlüssen  von  Magistrat  nnd  Stadt- 
Terordnetenversammlung  beruhende  Steuerordnung,  welche  die  Genehmigung 
des  Bezirksausschusses  —  unter  Zustimmung  der  Herren  Minister  des  Innem 
und  der  Finanzen  —  erhalten  hat,  wird  erlassen. 

Alle  im  Gremeindebezirk  der  Stadt  Frankfurt  a.  M.  belegenen,  bebauten 
und  unbebauten  Grundstücke,  soweit  ihnen  nicht  gemäss  §  24  des  Kommunal- 
abgabengesetzes Befreiung  von  den  Gemeindesteuern  zusteht,  werden  der  kom- 
munalen Besteuerung  nach  den  Bestimmungen  dieser  Steuerordnung  unter- 
worfen. 

I.  Bebaute  Grundstücke. 

§1 
Vom   1.  April  1896  ab   werden  die  bebauten  Grundstücke  (vgl.  §  10), 
nebst  den  zugehörigen  Gärten  und  Höfen  ohne  Beschränkung  hinsichtlich  ihrer 
Grösse,  der  städtischen  Haussteuer  auf  Grund  folgender  Bestimmungen  unter- 
worfen. 

§2. 

Der  Besteuerung  wird  der  Rohertrag  der  bebauten  Liegenschaften  und 
der  zugehörigen  Gärten  und  Höfe  im  letzten,  der  Veranlagung  unmittelbar 
vorangegangenen  Kalendeijahr  nach  Massgabe  der  nachstehenden  Bestimmungen 
zu  Grunde  gelegt. 

Bei  Gebäuden,  welche  noch  nicht  während  des  ganzen,  der  Veranlagung 
vorausgegangenen  Kalenderjahres  benutzbar  werden,  ist  der  Besteuerung  der- 
jenige Erti-ag  zu  Grunde  zu  legen,  welcher  nach  Verhältnis  des  in  dem  Zeit- 
raum der  Benutzbarkeit  erzielten  Rohertrages  für  das  ganze  Jahr  zu  berechnen  ist. 

§3. 
Für  die  Zeitabschnitte,  in  denen  ein  bebautes  Grundstück  innerhalb  des 
letzten  Kalenderjahres  vor  der  Veranlagung  vermietet  war,  gilt  als  Ertrag  des- 
selben der  vereinbarte  Mietzins  unter  Hinzurechnung  des  Geldwerts  aller,  dem 
Mieter  zum  Vorteil  des  Vermieters  obliegenden  Natural-  und  sonstigen  Neben- 
leistungen, sowie  der  dem  Vermieter  vorbehaltenen  Nutzungen.  Ausser  Betracht 
bleiben  Vergütungen  für  Benutzung  von  Heizungs-  und  Beleuchtungseinrichtungen 
und  sonstige  Nebenleistungen,  die  nicht  für  die  Ueberlassung  des  Gebrauchs 
oder  der  Nutzung  des  Grundstücks  bedungen  sind.  Sind  derartige  Vergütungen 
in  dem  in  einer  Summe  bedungenen  Mietzins  mit  enthalten,  so  dürfen  von 
demselben  höchstens  10  ^o  behufs  Feststellung  des  Ertrages  in  Anrechnung  ge- 
bracht werden. 

§4. 
Der  vereinbarte  Mietzins  (§  3)  ist  nicht  massgebend, 

1.  wenn  derselbe  von  dem  ortsüblichen  Miet werte  in  erheblichem  Masse 
abweicht; 

2.  wenn  der  vereinbarte  Mietzins  die  Gegenleistung  für  den  Gebrauch 
der  mit  dem  Grundstück  zusammen  vermieteten  Utensilien,  Inventarien, 
Möbel  und  sonstigen  beweglichen  Gegenstände  mitumfasst; 
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3.  wenn  die  Höhe  des  zu  entrichtenden  Mietzinses  Ton  dem  Ergebnis 
eines  gewerblichen  Unternehmens  oder  von  anderen  Ungewissen  Er- 
eignissen abbSngig  gemacht  ist. 

§5. 
Für  die  Zeitabschnitte  des  letzten  Kalenderjahres  vor  der  Veranlagung, 
in  welcher 

1.  auf  den  vereinbarten  Mietpreis  die  Voraussetzungen  des  §  4  Nr.  1 
bis  3  zutreffen,  oder 

2.  ein  Grundstück  oder  Grundstücksteil  von  dem  Eigentümer  selbst  be- 
nutzt, oder 

3.  zur  Nutzung  oder  zum  Gebrauch  ohne  Entgelt  an  andere  über- 
lassen war, 

gilt  als  Ertrag  der  betreffenden  Grundstücke  oder  Grundstücksteile  der  ihrer 
Bestimmung,  Beschaffenheit  und  Lage  entsprechende  ortsübliche  Mietwert.  Bei 
Schätzung  desselben  sind  nach  ihrer  wirtschaftlichen  Bestimmung  oder  inneren 
Einrichtung  zusammengehörige  Bestandteile  derselben  Besitzung  nicht  zu  trennen, 
sondern  nach  ihrem  Mietwert  im  g^zen  zu  veranschlagen« 

§6. 
Für  die  Zeitabschnitte,  während  deren  ein  bebautes  Grundstück  oder  ein 
selbständiger  Teil  eines  solchen  (z.  B.  eine  einzelne  Mietwohnung)  innerhalb 
des  letzten  Kalenderjahres  vor  der  Veranlagung  weder  vermietet,  noch  in  der 
im  §  5  zu  Nr.  2  und  3  angegebenen  Weise  benutzt  war,  wird  ein  Ertrag  von 
den  unbenutzt  gebliebenen  Grundstückteilen  nicht  in  Anrechnung  gebracht. 

§7. 

Die  Haussteuer  beträgt  jährlich  4  M.  von  jedem  Hundert  des  festffestellten 
Rohertrages;  ein  angefangenes  Hundert  wird,  wenn  der  überschiessende  Betrag 
die  Zahl  50  übersteigt,  als  voll  gerechnet,  andernfalls  ausser  Anrechnung 
gelassen. 

Die  hiemach  berechneten  Steuersätze  werden  für  jede  Wohnung,  deren 
Mietwert  (§§  2—5)  501  M.  und  mehr  betragen  hat,  um  den  in  folgender  Tabelle 
angegebenen  Betrag  erhöht: 

bei  einem  Mietwert  von  um  den  Betrag  von 

501—  600  M 4M. 

601—  750  , 5    , 

761—  900  , 8   , 

901-1050 10    . 

1051—1200  , 15    , 

1201—1350  , 20    , 

1351—1500 30   « 

und  so  fort  für  jede  angefangenen  weiteren  150  M.  um  je  10  M.  steigend,  bis 
zu  einem  Mietwert  von  2700  M.  auf  110  M.,  bei  Mietwerten  über  2700  M.  um 
einen  Betrag  von  47o  *). 

G^eschäftsräume,  deren  Inhaber  nicht  der  Gewerbesteuer  unterliegen, 
werden  wie  Wobnungen  behandelt,  ebenso  die  von  Gesellschaften  und  Korpo- 
rationen zu  geselligen  Zwecken  benutzten  Räumlichkeiten,  femer  Stillle,  Remisen, 
Wasch-  und  Treibhäuser  und  ähnliche  Baulichkeiten,  wenn  sie  nicht  ausschliess- 
lich zum  Gewerbebetrieb  benutzt  werden*). 


1)  Neue  abgeänderte  Fassung. 
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IL  unbebaute  Grundstücke. 

§8. 
Der  Besteuerung   der  unbebauten  Grundstücke  (Landsteuer)   wird   vom 
1.  April  1895  ab  der  gemeine  Wert  derselben  zu  Grunde  gelegt,  welcher  nach 
Massgabe  nachstehender  Bestimmungen  festzustellen  ist. 

§9. 
Als  unbebaut  gelten  Grundstücke  auch  dann,  wenn  nur  Schuppen,  Garten- 
häuschen, Baracken  und  ähnliche,  der  einstweiligen  Benutzung  oder  anderen 
vorübergehenden  Zwecken  dienenden  Baulichkeiten  darauf  errichtet  sind. 

§  10. 
Die  Gesamtheit  der  landsteuerpflichtigen  Grundstücke  wird  in   örtliche 
Bezirke  (Lageklassen)  eingeteilt,  welche  Grundstücke  von  annähernd  gleichem 
Einheitswert  umfassen. 

§  11. 
Die  Abgrenzung  der  Bezirke  (Lageklassen),  welche  erstmals  zum  1.  April  1895 
durch  den  Steuerausschuss  (§  15)  geschieht,  ist  sodann  alle  3  Jahre  einer  Re- 
vision durch  diesen  Ausschuss  zu  unterwerfen. 

§  12. 

Für  jeden  Bezirk  (Lageklasse)  setzt  der  Steuerausschuss  alljährlich  einen 
Durchschnittswert  fest,  wobei  in  erster  Linie  die  Verkaufspreise  zu  Grunde  zu 
legen  sind,  weiche  innerhalb  des  betreffenden  Bezirks  während  der  letzten 
3  Jahre  erzielt  worden  sind;  dabei  sind  Preise,  welche  unter  besonderen  Aus- 
nahmeverhältnissen vereinbart  worden  sind,  ausser  Betracht  zu  lassen. 

Der  Bauwert  der  in  §  9  genannten  Baulichkeiten  bleibt  bei  der  Wert- 
ermittlung ausser  Ansatz. 

§  13. 

Die  Landsteuer  betraf  zunächst  2  vom  Tausend  des  für  jeden  Bezirk 
(Lageklasse)  festgestellten,  jeweiligen  Durchschnittswertes.  Ein  angefangener 
Betrag  von  100  M.  Durchschnittswert  wird,  wenn  der  überschiessende  Ertrag 
die  Zahl  50  übersteigt,  als  voll  gerechnet,  andernfalls  ausser  Ansatz  gelassen*). 

Sie  erhöht  sich  jedoch: 

1.  auf  5  vom  Tausend  bei  allen  Grundstücken,  welche  ihren  Eigentümer 
wechseln,  vom  1.  April  des  auf  den  Eigentumswechsel  folgenden 
Jahres  an; 

2.  bei  den  übrigen  Grundstücken  auf  3  >o  vom  1.  April  1910,  auf  4^oo 
vom  1.  April  1915,  auf  57oo  vom  1.  April  1920  an '). 

Diese  Erhöhung  tritt  nicht  ein,  so  lange  Grundstücke  von  ihren  Eigen- 
tümern im  Eigenbetrieb  gärtnerisch  oder  landwirtschaftlich  benutzt  werden, 
vorausgesetzt,  dass  ihr  steuerlich  festgestellter  Wert  weniger  als  50,000  M.  in 
Alt-Frankfurt,  Bomheimer  und  Bockenheimer  Gebiet  und  weniger  als  25,000  M. 
in  Seckbächer,  Oberräder  und  Niederräder  Gebiet  beträgt,  und  der  Gesamtbesitz 
des  Gärtners  weniger  als  1  ha  und  der  des  Landwirts  weniger  als  5  ha  umfasst  *). 

Falls  gemäss  Abs.  2  Ziff.  1  die  Erhöhung  auf  5  vom  Tausend  stattgefunden 
hat  und  infolge  eines  abermaligen  Eigentumswechsels  das  Grundstück  in  land- 
wirtschaftlichem oder  gärtnerischem  Eigenbetrieb  benutzt  wird,  so  vermindert 
sich,  falls  im  übrigen  die  Voraussetzungen  des  vorigen  Absatzes  vorhanden  sind, 
die  Landsteuer  auf  den  allgemein  gültigen  Satz. 
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Ist  über  das  landsteuerpflichtige  Grundstück  vor  dem  1.  Februar  1904 
ein  Pachtvertrag  des  Inhidts  abgeschlossen  worden,  dass  eine  eventuelle  Land- 
steuererhOhung  den  Pächter  belasten  soll ,  so  tritt  die  Erhöhung  des  Abs.  2 
Ziff.  1  und  2  nir  die  Dauer  der  Unküudbarkeit  eines  solchen  Vertrages  nicht  ein  ^). 

Die  Landsteuer  tritt  an  Stelle  der  bisherigen  Grundsteuer. 

Die  bisher  von  den  zu  Wohngebäuden  eehörigen  Parks  und  Gärten  in 
Grösse  von  mehr  als  1  Morgen  erhobene  Grun£teuer  kommt  nur  noch  bis  zum 
Inkrafttreten  der  in  Abschnitt  I  dieser  Steuerordnung  behandelten  Haussteuer 
zur  Erhebung. 

III.  Gemeinsame  Bestimmungen. 

§  14. 
Um  Steuersätze  zu  erzielen,  welche,  der  Zahl  der  Monate  entsprechend, 
durch  12  teilbar  sind,  werden  den  nach  den  §§  7  und  13  gewonnenen  Steuer- 
betragen  bis  zu  6  Pf.  zugezählt  oder  von  denselben  in  Abzug  gebracht. 

§15. 
Die  Veranlagung  der  Haus-  und  Landsteuer  geschieht  für  jedes  Rechnungs- 
jähr  durch  einen  Steuerausschuss,  welcher  aus  zwei  Magistratsmitgliedem  und 
sieben  von  der  Stadtverordnetenversammlung  auf  8  Jahre  zu  erwUilenden  Mit- 
gliedern besteht.  Den  Vorsitz  führt  das  von  dem  ersten  Bürgermeister  hierzu 
bestimmte  Magistratsmitglied.  Bei  Stimmengleichheit  entscheidet  die  Stimme 
des  Vorsitzenden.  Der  Steuerausschuss  ist  beschlussföhig,  sobald  ausser  dem 
Vorsitzenden  drei  Mitglieder  anwesend  sind. 

§  16. 
Jeder,  der  im  Gemeindebezirk  Räumlichkeiten  an  andere  zur  Benutzung 
Überlässt,  hat  dem  Rechneiamt  hiervon,  sowie  von  allen  hinsichtlich  der  Räume 
oder  Mietwerte  vorkommenden  Veränderungen  innerhalb  14  Tage  unter  Vor- 
lage der  betreffenden  Urkunden  oder  sonstigen  Nachweise  Anzeige  mittels  der 
vom  Rechneiamt  zu  liefernden  Formulare  zu  erstatten'). 

§17. 

Zum  Zwecke  der  Veranlagung  ist  jeder  Eigentümer  eines  steuerpflichtigen 
Grundstückes  verpflichtet,  auf  die  an  ihn  seitens  des  Gemeindevorstandes  oder 
des  Steuerausschusses  gerichtete  schriftliche  Aufforderung  über  bestimmte,  für 
die  Besteuerung  erhebliche  Tatsachen,  insbesondere  über  die  Art  der  Benutzung 
des  Grundstückes,  über  die  bestehenden  Miet-  und  Pachtverhältnisse  und  die 
bedungenen  Miet-  und  Pachtpreise,  Über  den  Erwerbspreis  u.  dergl.,  innerhalb 
der  ihm  zu  bestimmenden  angemessenen  Frist  schriftlich  oder  zu  Protokoll 
Auskunft  zu  erteilen. 

Der  Steuerausschuss  ist  bei  der  Veranlagung  an  die  Angaben  des  Steuer- 
pflichtigen nicht  gebunden.  Wird  aber  die  erteilte  Auskunft  beanstandet,  so 
sind  dem  Steuerpflichtigen  vor  der  Veranlagung  die  Gründe  der  Beanstandung 
mit  dem  Anheimstellen  mitzuteilen,  hierüber  binnen  einer  angemessenen  Frist 
eine  weitere  Erklärung  abzugeben  (vgl.  §  68  d.  K.  A.  G.). 

§  18. 
Jeder  Eigentümer  eines  steuerpflichtigen  Grundstückes  hat  dem  Gemeinde* 
vorstand  anzuzeigen, 

1.  wenn  in  dem  Eigentumsverhältnisse  des  Grundstückes  ein  Wechsel 
eintritt; 

2.  wenn  bisher  steuerpflichtige  Grundstücke  in  die  Klasse  der  steuer- 
freien übergehen  oder  umgekehrt; 

1)  Neue  abgeänderte  Fassung. 
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3.  wenn  Qebände  neu  entstehen  oder  gänzlich  eingehen; 

4.  wenn  besteuerte  Grundstücke  durch  Veränderung  in  ihrer  Substanz, 
namentlich  durch  das  Aufsetzen  oder  Abnehmen  eines  Stockwerkes 
oder  dnrch  das  Anbauen  oder  Abbrechen  eines  Oebäudeteiles ,  dnrch 
Yergrösserung  oder  Abtrennung  dazu  gehöriger  Hofräume  nnd  Gärten 
an  Nutzungswert  gewinnen  oder  verlieren. 

Die  Anzeigen  zu  1  bis  4  sind  unter  Vorlegung  der  betreffenden  Urkunden 
und  sonstigen  Nachweise  binnen  4  Wochen  nadi  dem  Eintritt  der  Veränderung 
schriftlich  oder  zu  Protokoll  zu  erstatten. 

§  19. 

Die  Steuerpflicht  oder  SteuererhOhung  hinsichtlich  neuerbauter  oder  in 
ihrer  Substanz  verbesserter  Gebäude  (§  18  Nr.  8,  4)  beginnt  mit  dem  1.  April 
nach  Ablauf  des  Ealende^ahres,  in  welchem  der  Neubau  bewohnbar  oder  be- 
nutzbar geworden  oder  die  Verbesserung  vollendet  ist. 

Im  übrigen  tret^en  Veränderungen  der  Steuer  infolge  der  im  §  18  er- 
wähnten Vorgänge  mit  dem  ersten  Tage  des  auf  den  Vorgang  folgenden 
Monats  in  Kraft 

Sind  jedoch  die  im  §  18  unter  Nr.  2,  3  und  4  erwähnten  Vorgänge  nicht 
bis  zu  diesem  Tage  in  der  vorgeschriebenen  Weise  angezeigt,  so  tritt  eine  da- 
durch bedingte  Ermässigung  oder  Befreiung  von  der  Steuer  erst  mit  dem  ersten 
des  auf  die  Anzeige  folgenden  Monats  in  Kraft. 

§20. 
Die  in  den  Fällen  der  §§  18,  19  erforderlichen  Zugangsveranlagungen 
erfolgen  für  den  Rest  der  laufenden  Veranlagungsperiode  nach  den  Vorschriften 
dieser  Steuerordnung.  Im  übrigen  werden  die  im  Laufe  einer  Veranlagungs- 
periode eintretenden  Veränderungen  im  Ertrage  oder  im  Werte  der  steuer- 
pflichtigen Grundstücke  erst  bei  der  nächsten  Veranlagung  berücksichtigt. 

§21. 

Für  die  Haus-  und  Landsteuer  haftet  ausser  dem  Eigentümer  der  Niess- 
braucher  des  steuerpflichtigen  Grundstückes. 

Mehrere  Miteigentümer  oder  Niessbraucher  desselben  Grundstückes  haften 
solidarisch. 

Die  Bestimmung  in  Abs.  2  findet  auch  Anwendung,  wenn  das  Eigentum 
einerseits  an  Grund  und  Boden,  anderseits  an  den  darauf  errichteten  Gebäuden 
verschiedenen  Personen  zusteht. 

Im  Falle  des  Eigentumswechsels  haftet  ausser  dem  neuen  der  bisherige 
Eigentümer  bis  zur  Erstattung  der  im  §  18  vorgeschriebenen  Anzeige. 

§22. 
Die  nach  dieser  Steuerordnung  den  Eigentümern  der  steuerpflichtigen 
Grundstücke  obliegenden,  insbesondere  die  in  den  §§17,  18  vorgesehenen 
Verbindlichkeiten,  liegen  in  gleicher  Weise  ihren  gesetzlichen  Vertretern  (Vor- 
mündern, Pflegern,  Vorständen  von  Korporationen,  Aktiengesellschaften  u.  s.  w.), 
sowie  den  von  den  Eigentümern  mit  der  Verwaltung  der  Grundstücke  beauf- 
tragten Personen  ob. 

§23. 
Wer  eine  ihm  in  Gemässheit  der  §§  17,  18,  22  obliegende  Anzei^  oder 
Auskunft  nicht  rechtzeitig  in  der  vorgeschriebenen  Form  erstattet,  wird,  msofem 
nicht  nach  bestehenden  Gesetzen  eine  höhere  Strafe  verwirkt  ist,  mit  Geldstrafe 
bis  zu  30  M.  bestraft. 

§24. 
Die  in  dieser  Steuerordnung  geregelten  Steuern  werden  in  vierteljähr- 
lichen Raten  erhoben. 
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§25. 
Die  Nachtragsbestimmungen  vom  19.  Febr.  1904  treten  am  1.  April  1905 
in  Kraft.  Auf  Antrag  des  Eigentümers  bleibt  jedoch  die  Bestimmung  unter 
7  Abs.  2  und  3  bis  zu  dem  auf  den  Zeitpunkt  der  Beendigung  oder  Efindbar- 
keit  des  Mietvertrages  folgenden  1.  April  ausser  Anwendung.  Der  Antrag  ist 
bis  zum  1.  Dezember  1903  beim  Rechneiamt  zu  stellen'). 

§26. 
Die  Bestimmungen  der  Wohn-  und  Mietsteuerordnung  vom  13.  Juli  1897 
treten,  soweit  sie  sich  auf  Wohnungen  bezieben,  im  allgemeinen  mit  dem 
1.  April  1905  ausser  Kraft,  behalten  jedoch  ihre  Geltung  bezüglich  derjenigen 
Wohnungen,  fQr  welche  die  Bestimmungen  dieser  Ordnung  in  Gemässheit  des 
§  25  noch  nicht  in  Kraft  getreten  sind  *). 

Frankfurt  a.  M.,  den  30.  April  1895  / 19.  Februar  1904. 

Der  Magistrat:  Adickes. 


2. 

Steuerordnung,  das  Währschaftsgeld  in  Frankfurt  a.  M.  betr. 

Vom  19.  Februar  1904. 

Gemäen  §§13,  18,  69,  70  und  82  des  Kommunalabgabengesetzes  vom 
14.  Juli  1893  wird  für  die  Stadt  Frankfurt  a.  M.  folgende  Steuerordnung  erlassen : 

§1. 
Jeder  nicht  unmittelbar  auf  Erbfall  (§§  1922—1941  BGB.)  beruhende 
Wechsel  des  Eigentums  an  einem  im  Frankfurter  Gemeindebezirk  belegenen 
Grundstück  oder  Grundstücksanteil  unterliegt  einer  städtischen  Abgabe  (Währ- 
schaftsgeld) von  27o  des  nach  §  2  zu  berechnenden  Wertes  (, Erwerbspreises *). 

§2. 

Das  Währschaftsgeld  wird  bei  freiwilligen  Veräusserungen  nach  dem 
vereinbarten  Preise,  bei  Zwangsversteigerungen  nach  dem  Betrage  des  Meist- 
gebots berechnet,  zu  welchem  der  Zuschlag  erteilt  wird,  mit  Einschluss  der  vom 
Erwerber  übernommenen  Lasten  und  Leistungen. 

Die  auf  dem  Gregenstande  haftenden  gemeinen  Lasten  werden  hierbei 
nicht  mitgerechnet,  Renten  und  andere,  zu  gewissen  Zeiten  wiederkehrende 
Leistungen  werden  nach  den  Vorschriften  des  Gesetzes,  betreffend  die  Erbschafts- 
steuer vom  30.  Mai  1873/19.  Mai  1891  §§  15  und  19  und  vom  31.  Juli  1895, 
Art.  1 ,  Nr.  2  kapitalisiert. 

Im  übrigen,  und  insoweit  Leistung  und  Gegenleistung  im  offenbaren 
Missverhältnis  stehen,  geschieht  die  Berechnung  nach  dem  gemeinen  Werte 
des  Grundstücks  zur  Zeit  des  Eigentumswechsels. 

§8. 
Zu  der  Steuer  des  §  1  werden  Zuschläge  erhoben,  wenn  seit  dem  letzten 
nicht  unmittelbar  auf  ErbfaU  beruhenden  und  nicht  unter  die  Ausnahmen  des 
§  10  fallenden  Eigentumswechsel  («dem  früheren  Eigentumswechsel')  eine  Frist 
von  mehr  als  20  Jahren  bei  bebauten  und  von  mehr  als  10  Jahren  bei  un- 
bebauten Grundstücken  verflossen  ist.  Diese  Zuschläge  bestehen  gleichfalls  in 
Prozentsätzen  des  Erwerbspreises  (§  2)  und  betragen: 


1)  Neue  abgeänderte  Fassung. 
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1.  bei  bebauten  Orondstücken : 


nach  20—80  Jahren  1     «/o 
nach  mehr  sie  80-40        .      !'/•  . 
.       .    40               .      2      . 
bei  nnbebanten  Ornndsttlcken: 

nach  10—20  Jahren  l*/o 
nach  mehr  als  20—30       .       2  , 
.       ,   80-40       .       8. 
,       .   40-50       ,      4. 
.       .   50-60       .       5, 
.       .60              .6. 

Bei  der  Veranlagung  dieser  Znschlftge  ist  es  belanglos,  ob  der  frühere 
Eigentumswecbsel  Tor  oder  nach  dem  Inkrafttreten  dieser  Ordnung  stattge- 
funden hat. 

Diese  Zuschläge  werden  nicht  erhoben,  wenn  nachgewiesen  wird,  dass 
der  gegenwärtige  Erwerbspreis  (§  2)  des  Grundstücks  den  für  den  früheren 
Eigentumswechsel  in  Betracht  kommenden,  ebenfalls  nach  §  2  zu  ermittelnden 
Erwerbspreis  («den  früheren  Erwerbspreis')  nicht  oder  höchstens  in  der  H9he 
des  Steuerzuschlags  übersteigt. 

§4. 

Sind  seit  dem  früheren  Eigentumswechsel  (§  8)  weniger  als  5  Jahre  bei 
bebauten  und  weniger  als  10  Jahre  bei  unbebauten  Grundstücken  verflossen, 
so  wird  unter  der  weiteren  Voraussetzung,  dass  eine  Wertsteigerung  von  min- 
destens 30^0  des  früheren  Erwerbspreises  zuzüglich  der  Anrechnungen  gemäss 
§  5  vorliegt,  ein  Zuschlag  zu  den  Steuersätzen  des  §  1  erhoben. 

Dieser  Zuschlag  beträgt: 

5®/o  der  Wertsteigerung,  wenn  diese  sich  auf  ....  30 — 35^0 

6  ,      ,  ,  ,         ,         .       ,    mehr  als  35—40 , 

7  ,  „  ,  .,««.,  40-45 . 
8»»  »  «t**»«  45 — 50  , 
9  «      ,                .  ,,,«,,    50—55 . 

10.      ,  .  ,.,,,,    55—60. 

beläuft  u.  s.  f.  je  l^o  bei  weiteren  5^0  Wertsteigerung  zunehmend  bis  zu  einem 
Maximalbetrag  von  2b^lo. 

§5. 
Bei  Ausmittelung   der  Wertsteigerung  im  Sinne   des  §  4  ist   von  dem 
früheren  Erwerbspreis  (§  3)  auszugehen,   demselben  sind  aber  hinzuzurechnen: 

1.  alle  Ausgaben  für  dauernde  Verbesserungen  des  Grundstückes  ein- 
schliesslich Strassenbaukosten  und  Kanalbeiträge.  Kosten  für  Neu- 
und  umbauten  werden  hierbei,  soweit  sie  nach  dem  1.  April  1898 
entstanden  sind,  in  der  für  die  Erhebung  der  Kanalzn satzgebühr  ge- 
mäss Ortsstatut  vom  13.  Juli  1897  veranlagten  Höhe  angerechnet;  sie 
werden  indes  nicht  berücksichtigt,  soweit  sie  aus  Versicherungen  für 
Brände,  Wasserschäden  u.  dergl.  gedeckt  worden  sind; 

2.  bei  unbebauten  Grundstücken,  welche  der  Veräusserer  nicht  selbst  in 
landwirtschaftlichem  oder  gewerblichem  Eigenbetriebe  benutzt  hat 
auch  Zinsverluste,  Reparatur-  und  Unterhaltungskosten,  jedoch  nur 
gegen  Aufrechnung  aller  gegenüberstehenden  Einnahmen. 

Landabtretungen  zu  Strassen  und  Plätzen  werden  in  der  Weise  berück- 
sichtigt, dass  der  gesamte  Erwerbs  wert  nicht  auf  die  ursprüngliche,  sondern 
auf  die  nach  der  Abtretung  verbleibende  Fläche  verteilt  wird. 

Weitere  Anrechnungen  sind  nicht  statthaft. 

Die  Differenz  zwischen  dem  früheren  Erwerbspreis  —  zuzüglich  der  vor- 
stehend zugelassenen  Anrechnungen  —  und  dem  gegenwärtigen  Erwerbspreis 
gilt  als  Wertsteigerung. 
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§6. 

Für  die  Zahlung  der  Steuer  nebst  Zuschlägen  haften  Yer&osserer  und  Er- 
werber als  Oeaamtschuldner. 

Für  die  Zuschläge  auf  Grund  des  §  4  haftet  nur  der  Yeräusserer. 

Steht  einem  der  Abgabepflichtigen  nach  den  landesgesetzlichen  Vor- 
schriften ein  Anspruch  auf  Befreiung  von  der  Abgabe  zu,  so  ist  von  dem 
anderen  Teile  die  Hälfte  der  Abgabe  zu  entrichten. 

Abweichende  Vereinbarungen  sind  der  VeranlagungsbehOrde  gegenüber 
unTerbindlich. 

Bei  Grundstückserwerbungen  im  Zwangsversteigerungsverfahren  ist  die 
Steuer  von  demjenigen  zu  entrichten,  welchem  der  Zuschlag  erteilt  ist.  Ist 
dieser  eine  von  der  Zahlung  des  Stempels  befreite  Person  (§  10  Abs.  2),  so  wird 
die  Steuer  überhaupt  nicht,  ist  er  ein  Hypotheken-  oder  Grundschuldgläubi^fer, 
so  wird  die  Steuer  nur  dann  erhoben,  wenn  der  Zuschlag  auf  Grund  eines 
höheren  Gebotes  geschehen  ist,  als  zur  Wahrung  der  Rechte  erforderlich  ge- 
wesen ist. 

Die  Zuschläge  auf  Grund  der  §§  8  und  4  gelangen  bei  Zwangsversteige- 
rungen nicht  zur  Erhebung. 

Hat  die  Zwangsversteigerung  zum  Zwecke  der  Aufhebung  einer  Gemein- 
schaft stattgefunden,  so  findet  die  Berechnung  nach  Massgabe  des  §  11  statt. 

§7. 
Als  unbebaut  im  Sinne  dieser  Ordnung  gelten  diejenigen  Grundstücke 
und  Grundatücksteile,  welche  zur  Zeit  des  Veräusserungsgeschäftes,  oder  in  Er- 
manglung eines  solchen  zur  Zeit  des  Eigentums  wechseis  überhaupt  nicht  oder 
nur  mit  Gartenhäusern,  Schuppen,  Baracken  und  ähnlichen,  der  einstweiligen 
Benutzung  oder  anderen  vorübergehenden  Zwecken  dienenden  Baulichkeiten 
bebaut  sind.  HOfe  und  Gärten  werden  den  bebauten  Grundstücken  zugerechnet, 
wenn  sie  als  räumlich  verbundene  Zubehörung  eines  Wohngebäudes  oder  einer 
gewerblichen  Anlage  mit  diesen  zugleich  veräussert  werden,  es  sei  denn,  dass 
sie  die  bebaute  Fläche  um  mehr  als  das  Fünffache  übertreifen  und  abgesondert 
baulich  verwertbar  sind. 

§8. 
Erfolgt  der  Eigentumserwerb  auf  Grund  einer  Schenkung  unter  Leben- 
den —  insbesondere  auch  einer  remuneratorischen  oder  mit  einer  Auflage  be- 
lasteten Schenkung  —  so  ist  die  Abgabe  nach  dem  Betrage  zu  entrichten,  um 
den  der  Beschenkte  durch  den  Erwerb  des  Grundstücks  reicher  wird.  Für  die 
Feststellung  dieses  Betrages  sind  die  Vorschriften  der  §§  14 — 19  des  Gesetzes, 
betreffend  die  Erbschaftssteuer  vom  80.  Mai  1878  / 19.  Mai  1891  (G.  S.  für  1891, 
S.  78)  und  des  Art.  1,  Nr.  2  des  Gesetzes  betr.  die  Erbschaftssteuer  vom 
31.  Juli  1895  (G.  S.  für  1895,  S.  412),  entsprechend  anzuwenden. 

§9. 

Geschieht  die  Auflassung  eines  Grundstücks  auf  Grund  mehrerer  auf- 
einanderfolgender Veräusserungsverträge  von  dem  ersten  Veräusserer  an  den 
letzten  Erwerber,  so  werden  die  Erwerbspreise  der  sämtlichen  Veräusserungs- 
geschäfte  zusammengerechnet  und  in  ihrer  Gesamtsumme  der  Besteuerung  zu 
urnnde  gelegt.  Die  Veranlagung  der  Steuer  geschieht  sodann  in  der  Weise, 
dass  die  Berechnungen  gemäss  §§1,8  und  4  für  jeden  Veräusserungs vertrag 
vorgenommen  und  die  so  ermittelten  Sätze  zu  einer  Steuersumme  zusammen - 
gefasst  werden. 

Beurkundungen  von  Uebertragungen  der  Rechte  des  Erwerbers  aus  dem 
Veräusserungsgesc^fte,  sowie  die  Beurkundungen  nachträglicher  Erklärungen 
der  aus  einem  Veräusserungsgeschäfte  berechtigten  Erwerber,  die  Rechte  für 
einen  Dritten  erworben  oder  die  Pflichten  für  einen  Dritten  übernommen  haben, 
werden  wie  Verträge  behandelt. 
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Hat  jedoch  der  erste  Erwerber  das  Verftusserungsgesch&ft  nach  weislich 
auf  Gmnd  eines  Yollmachtsauftrags  oder  einer  GeschäfUfÜhrung  ohne  Auftrag 
für  einen  Dritten  abgeschlossen,  so  unterliegt  diese  Ver&usserung  nicht  der 
Währschaftssteuer. 

Für  die  Steuer  haften  der  erste  Yeräusserer  und  der  letzte  Erwerber  als 
Gesamtschuldner. 

§  10. 
Diese  Steuer  wird  nicht  erhoben: 

1.  wenn  aus  Gründen  des  öffentlichen  Wohles  zur  Erschliessung  von 
Baugelände  sowie  zur  Herbeiführung  einer  zweckmässigen  Gestaltung 
von  Baugrundstücken  eine  Umlegung  von  Grundstücken  verschiedener 
Eigentümer  auf  Grund  des  Gesetzes  vom  28.  Juli  1902,  betr.  Umlegung 
von  Grundstücken  in  Frankfurt  a.  M.,  oder  auf  Grund  von  Verein- 
barungen erfolgt; 

2.  wenn  einer  oder  mehrere  von  den  Teilnehmern  an  einer  Erbschaft 
von  den  Miterben  das  Eigentum  eines  zum  gern  einsamen  Nachlasse 

gehörigen  Grundstückes   erwerben.     Zu   den  Teilnehmern   an   einer 
Irbschi^  zählt  auch  der  mitüberlebende  Ehegatte,  der  mit  den  Erben 
des    verstorbenen    Ehegatten   g^tergemeinschaftliches    Vermögen   zu 
teilen  hat. 
Im    übrigen    finden    wegen    der    sachlichen    und    persönlichen    Steuer- 
befreiungen die  Bestimmungen  der  Landesgesetze  über  den  Urkundenstempel 
bezw.  Schenkungsstempel  entsprechende  Anwendung. 

§11. 

Bei  Eigentumserwerbungen,  die  unter  Miteigentümern  zum  Zwecke  der 
Teilung  ihrer  gemeinschaftlich  besessenen  Grundstücke,  ausser  dem  Falle  der 
Erbgemeinschaft,  erfolgen,  kommt  die  Steuer  nur  insoweit  zur  Erhebung,  als 
der  Wert  des  dem  bisherigen  Miteigentümer  zum  alleinigen  Eigentum  über- 
lassenen  Grundstücks  mehr  beträgt,  als  der  Wert  des  bisherigen  ideellen  Anteils 
dieses  Miteigentümers  an  der  ganzen  zur  Teilung  gelangten  gemeinschaftlichen 
Vermögensmasse. 

§  12. 
Bei  dem  Tausch  von  Grundstücken  ist  das  Währschaftsseld  nur  einmal 
und  zwar,  wenn  beide  Grundstücke  im  hiesigen  Stadtbezirk  belegen  sind,  nach 
dem  Wert  desjenigen  der  getauschten  Grundstücke,  von  welchem  der  höhere 
Währschafksbetrag  zu  berecnnen  ist,  zu  bezahlen. 

§  18. 
Die  Veranlagung  geschieht  durch  den  Magistrat  (Rechneiamt). 

§14- 

Der  oder  die  Abgabepflichtigen  haben  von  dem  eingetretenen  Eigentums- 
wechsel binnen  4  Wochen  beim  Ilechneiamt  Anzeige  zu  machen,  auch  alle  die 
Steuerpflicht  betreffenden  Urkunden  vorzulegen. 

Auf  Verlaujgen  des  Magistrats  sind  die  Steuerpflichtigen  verbunden,  über 
bestimmte,  für  die  Veranlagung  der  Steuer  massgebende  Tatsachen  innerhalb 
einer  ihnen  zu  bestimmenden  Frist  schriftlich  oder  zu  Protokoll  Auskunft  zu 
erteilen. 

§  15. 
Der  Magistrat  (Rechneiamt)  ist  bei  der  Veranlagung  der  Steuer  an  die 
Abgaben  der  Steuerpflichtigen  nicht  gebunden.  Wird  die  erteilte  Auskunft 
beanstandet,  so  sind  dem  Steuerpflichtigen  vor  der  Veranlagung  die  Gründe 
der  Beanstandung  mit  dem  Anheimstellen  mitzuteilen,  hierüber  binnen  einer 
angemessenen  Frist  eine  weitere  Erklärung  abzugeben  (vgl.  §  68  des  Kommunal- 
abgabengesetzes) . 
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Findet  eine  Einigung  mit  dem  Steuerpflichtigen  nicht  statt,  so  kann  das 
Rechneiamt  die  zu  entrich^nde  Steuer  nötigenfalls  nach  dem  Gutachten  Sach- 
Terständiger  festsetzen. 

§  16. 

Die  Veranlagung  ist  den  Steuerpflichtigen  durch  Benachrichtigungs- 
schreiben  mitzuteilen. 

Die  Abgabe  ist  binnen  4  Wochen  an  das  städtische  Einziehungsamt  zu 
entrichten. 

Nach  vergeblicher  Zahlungsanforderung  erfolgt  die  Einziehung  der  Steuer 
im  Verwaltungszwangsverfahren. 

§17. 
Der  Einspruch  gegen  die  Veranlagung  ist  binnen  einer  Frist  von  4  Wochen 
nach  Zustellung  des  Veranlagungsschreibens  beim  Rechneiamt  schriftlich  anzu- 
bringen. Ueber  den  Einspruch  beschliesst  der  Magistrat  (Rechneiamt).  Gegen 
dessen  Beschluss  steht  dem  Steuerpflichtigen  binnen  einer,  mit  dem  1.  Taff  nach 
erfolgter  Zustellung  beginnenden  Frist  von  2  Wochen  die  Klage  im  Verwaltungs- 
streitverfahren  (Bezirksausschuss)  offen. 

§  18. 
Zuwiderhandlungen  gegen  diese  Ordnung  werden,  insofern  nicht  nach 
den  bestehenden  Gesetzen  eine  höhere  Strafe  verwirkt  ist,  mit  Geldstrafe  bis 
zu  30  M.  bestraft. 

§  19. 

Diese  Steuerordnung  tritt  mit  dem  Tage  ihrer  Veröffentlichung  in  Kraft  *). 

Erfolgt  jedoch  die  Auflassung  auf  Grund  eines  vor  dem  1.  April  1904 
rechtsgültig  abgeschlossenen  Veräusserungsvertrages ,  so  finden  die  seitherigen 
Bestimmungen  Anwendung. 

Frankfurt  a.  M.,  den  19.  Februar  1904. 

Der  Magistrat:  Adickes. 


3. 

Gewerbesteuerordnuug  der  Stadt  Frankfurt  a.  M. 

Vom  19.  Februar  1904. 

Gemäss  §§  28,  29, 31  und  32  des  Kommunalabgabengesetzes  vom  14.  Juli  1893 
(Gesetzsammlung  S.  152)  wird  für  die  Stadt  Franfpurt  a.  M.  folgende  Gewerbe- 
steuerordnung erlassen. 

§  1. 
Vom  1.  April  1905  ab  wird  von  allen  im  Gemeindebezirk  betriebenen, 
nach  §  28  Ziff.  1—6  des  Kommunalabgabengesetzes  gewerbesteuerpflichtigen 
Gewerben,  soweit  ihnen  nicht  nach  Abs.  2  oder  8  a.  a.  0.  Befreiung  von  der 
Gewerbesteuer  zusteht,  eine  besondere  Gemeindegewerbesteuer  nach  den  Be- 
stimmungen dieser  Steuerordnung  erhoben. 

§2. 
Die  Veranlagung  der  Gemeindegewerbesteuer  geschieht  unter  Anwendung 
der  fQr  die  Veranlagung  zur  Gewerbesteuer  nach  dem  Gesetze  vom  24.  Juni  1891 

t)  6.  Mai  1904. 
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geltenden  Ornndsätze  and  nnter  Zugrnndelegnng  der  in  demselben  festgestellten 
Steuersätze  mit  der  Massgabe,  dass  bei  den  der  Gewerbestenerklasse  I  ange- 
hörigen  Betrieben  die  nacb  §§  9  und  14  des  Gesetzes  vom  24.  Juni  1891  anzu- 
wendenden Steuersätze  eine  Erhöhung  von  28^0,  bei  den  der  Gewerbestener- 
klasse 11  angehörenden  Betrieben  die  entsprechenden  Staatssteuersätze  eine 
Erhöhung  von  22  7«  ^^t^  die  Gremeindegewerbesteuer  erfahren.  Diese  Prozent- 
sätze können  durch  Gemeindebeschluss  jeweils  so  weit  erhöht  oder  ermftssigt 
werden,  als  dies  erforderlich  ist,  um  das  Gesamtaufkommen  der  nach  §§  2 
und  8  dieser  Ordnung  zu  erhebenden  Greweindegewerbesteuer  auf  1507«  der 
staatlich  veranlagten  Gewerbesteuer  zu  bringen. 

Bei  Ermittlung  des  gewerbestenerpflichtigen  Ertrags  (§  22  des  Gewerbe- 
steuergesetzes) wird  der  bei  Veranlagung  der  Haussteuer  fes^estellte  Mietwert 
derjenigen  Räume,  die  ein  gewerbetreibender  Grundeigentümer  selbst  zu  seinem 
Bebiebe  benutzt,  berücksichtigt. 


Die  nach  §  2  berechneten  Steuersätze  werden  fOr  solche  Betriebe,  für 
welche  Räume  mit  einem  Mietwerte  (§§  2—5  der  Steuerordnung  für  die  Ge- 
meindebesteuerung  der  Gebäude  und  Grundstücke  vom  80.  April  1895)  von  mehr 
als  800  M.  dauernd  benutzt  werden,  um  den  in  folgender  Tabelle  angegebenen 
Betrag  erhöht. 


Tarif. 

Mietwe 

rt 

Steuersatz 

Mietwert      ii  Steuersatz 

i' 

von 

bis 

M. 

Pf. 

von 

^^*    M. 

Pf. 

M. 

M. 

M. 

M.   1, 

über  300 

850 

1 

44     üb 

er  1500 

1; 

1550  '  17 

40 

.   350 

400 

1 

80 

,  1550 

1600  ;.  18 

60 

,   400 

450 

2 

16 

.  1600 

1650 

19 

80 

,   450 

500 

2 

52 

,  1650 

1700 

21 

12 

,   500 

550 

2 

88 

,  1700 

1750 

22 

44 

,   550 

600 

3 

24 

.  1750 

1800 

28 

76 

.   600 

650 

8 

72 

.  1800 

1850 

25 

20 

,   650 

700 

4 

20 

,  1850 

1900 

26 

76 

,   700 

750 

4 

68 

,  1900 

1950 

28 

44 

,   750 

800 

5 

16 

,  1950 

2000 

80 

24 

.   800 

850 

5 

64 

,  2000 

2050 

32 

04 

.   850 

900 

6 

24 

,  2050 

2100 

83 

84 

,   900 

950 

6 

84 

.  2100 

2150 

85 

64 

,   950 

1000 

7 

56 

,  2150 

2200 

37 

68 

,  1000 

1050 

8 

16 

,  2200 

2250 

89 

60 

.  1050 

1100 

8 

88 

,  2250 

2300 

41 

64 

,  1100 

1150 

9 

72 

,  2300 

2850 

48 

58 

,  1150 

1200 

10 

44 

.  2850 

2400 

44 

76 

,  1200 

1250 

11 

28 

,  2400 

2450 

48 

— 

.  1250 

1800 

11 

76 

,  2450 

2500 

;  48 

96 

,  1800 

1850 

12 

96 

.  1850 

1400 

14 

04   und 

so  fort  27o  unter  Berücksichti- 

.  1400 

1450 

15 

12   gung 

r  der  Teilbarkeit  der  Steuersätze 

,  1450 

1500 

16 

20 

dl 

irch  12. 

Der  Zuschlag  wird  berechnet  von  der  Summe  der  Mietwerte  der  Gewerbe - 
räume,  die  ein  Steuerpflichtiger  im  Stadtbezirk  inne  hat. 
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§4- 
um  Steuersätze  zu  erzielen,  die  der  Zahl  der  Monate  entsprechend  durch 
12  teilbar  sind,  werden  den  nach  §§  2  und  3  ermittelten  Steuerbeträgen  bis  zu 
6  Pf.  zugezählt  oder  von  denselben  in  Abzug  gebracht 

§5. 
Betriebe,  die  sich  über  mehrere  Gemeindebezirke  erstrecken,  werden  nach 
Massgabe  des  in  der  Stadtgemeinde  Frankfurt  a.  M.  belegenen  Teiles  des  Be- 
triebes gemäss  §  82  Abs.  2  des  Kommunalabgabengesetzes  veranlagt.  Im  ersten 
Betriebsjahre  erfolgt  die  Zugangsveranlagung  nach  Massgabe  der  dem  Gewerbe- 
betriebe in  der  Stadtgemeinde  Frankfurt  gewidmeten  Werte. 

§6. 
Zum  Zwecke  der  Verteilung  des  Ertrages  (§  82  Abs.  2,  §§  47  und  48  des 
Kommunalabgabengesetzes)  eines  sich  über  mehrere  Gemeinden  erstreckenden 
Gewerbebetriebes  hat  der  Unternehmer  oder  der  gesetzliche  Vertreter  eines  ge- 
werblichen Betriebes  einen  Verteilungsplan  nach  Massffabe  des  §  48  des  Kommunal- 
abgabengesetzes vor  Beginn  des  Steueijahres  dem  Kechneiamt  einzureichen. 

§7. 

Die  Veranlagung  der  Gemeindegewerbesteuer  geschieht  für  jedes  Rech- 
nungsjahr durch  den  Gewerbesteuerausschuss,  der  aus  zwei  Magistratsmit^liedern 
und  elf  von  der  Stadtverordnetenverdammlung  aus  der  Zahl  der  steuerpflichtigen 
Gewerbetreibenden  auf  8  Jahre  zu  erwählenden  Mitgliedern  besteht.  Den  Vor- 
sitz führt  das  von  dem  I.  Bürgermeister  hierzu  bestimmte  Magistratsmitglied. 
Bei  Stimmengleichheit  entscheidet  die  Stimme  des  Vorsitzenden.  Der  Steuer- 
ausschuss  ist  beschlussfähig,  sobald  ausser  dem  Vorsitzenden  sechs  Mitglieder 
vorhanden  sind. 

Die  Bekanntmachung  der  Veranlagung  erfolgt  in  Gemässheit  der  Vor- 
schrift in  §  65  Abs.  2,  3  des  Kommunalabgabengesetzes. 

§8. 

Der  in  §  8  festgesetzte  Zuschlag  erleidet  k^ine  Aenderung  im  Laufe 
des  Steueijahres,  wenn  das  Gewerbelokal  gewechselt  oder  der  Mietwert  ge- 
ändert wird. 

Er  erlischt  nur,  wenn  jede  weitere  Benutzung  eines  Gewerbelokals  auf- 
hört (auch  ohne  Einstellung  einer  gewerblichen  Tätigkeit  des  Inhabers),  mit 
Ende  des  Monats,  in  dem  die  Aufgabe  des  Gewerbelokals  angemeldet  wird. 

Bei  erstmaliger  Benutzung  eines  Gewerbelokals  seitens  eines  bereits  zur 
Gewerbesteuer  veranlagten  Betriebes  tritt  die  Verpflichtung  zur  Zahlung  des 
Zuschlags  (§  8)  mit  dem  ersten  des  auf  den  Beginn  der  Benutzung  folgenden 
Monats  ein. 

§9. 

Zum  Zwecke  der  Veranlagung  ist  jeder  Unternehmer  eines  steuerpflichtigen 
Betriebes  oder  dessen  gesetzlicher  Vertreter  verpflichtet,  auf  die  an  ihn  vom 
Rechneiamt  gerichtete  schriftliche  Aufforderung  über  bestimmte,  für  die  Be- 
steuerung erhebliche  Tatsachen  innerhalb  der  ihm  zu  bestimmenden  ange- 
messenen Frist  schriftlich  oder  zu  Protokoll  Auskunft  zu  erteilen. 

Das  Rechneiamt  ist  bei  der  Veranlagung  an  die  Angaben  des  Steuer- 
pflichtigen nicht  gebunden.  Bei  Beanstandung  der  erteilten  Auskunft  ist  nach 
§  63  Abs.  4  des  Kommunalabgabengesetzes  zu  verfahren. 

§  10. 
Das  Rechtsmittelverfahren   regelt  sich  nach  den  Bestimmungen  in  den 
§§  69,  70  des  Kommunalabgabengesetzes;  das  Zu-  und  Abgangsverfahren  nach 
§  60  Ziff.  1  c  und  2  c  des  Kommunalabgabengesetzes. 
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§11. 
Wegen  Erm&asigang  im  Laufe  des  Steuerjahres  und  Niederschlagung  ver- 
anlagter Steuerbeträge  finden  die  Bestimmungen  der  §§  44  und  45  des  Gtewerbe- 
steuergesetzes  in  Verbindung  mit  §  11  Abs.  2  des  Gesetzes  Aber  die  Aufbebung 
direkter  Staatssteuem  vom  14.  Juli  1893  Anwendung. 

§  12. 
Die  Anmeldung  eines  stehenden  Gewerbebetriebes  hat  vor  oder  gleich- 
zeitig bei  Beginn  (§  52  des  Gewerbesteuergesetzes)  bei  dem  Rechneiamte  zu 
geschehen,  bei  dem  auch  die  Einstellung  innerhalb  14  Tage  anzuzeigen  ist. 
ibenso  hat  jeder  Unternehmer  eines  stehenden  Gewerbebetriebes  der  im  Gremeinde- 
bezirk  Gewerberäume  mietet  oder  benutzt,  Tom  Rechneiamt  hiervon  sowie  von 
allen  in  Lokal-  und  Mietwert  vorkommenden  Veränderungen  innerhalb  14  Tage 
unter  Vorlag  der  betreffenden  Urkunden  oder  sonstiger  Nachweise  mittels  der 
vom  Rechneiamte  zu  liefernden  Formulare  Anzeige  zu  erstatten. 

§  13. 

Die  nach  dieser  Steuerordnung  dem  Steuerpflichtigen  obliegenden  Ve^ 

bindlichkeiten  liegen  in  gleicher  Weise  dessen  gesetzlichem  Vertreter  (Vormund, 

Pfleger,  dem  Vorstande  einer  Korporation»   Aktiengesellschaft  etc.  etc.)  sowie 

den  mit  der  Leitung  der  steuerpflichtigen  Betriebe  beauftragten  Personen  ob. 

§  14. 
Wer  eine  ihm  in  Gemässheit  dieser  Steuerordnung  obliegende  Anzeige 
oder  Auskunft  nicht  rechtzeitig  in  der  voigeschriebenen  Form  erstattet,   wird, 
sofern  nicht  nach   den  bestehenden  Gesetzen  eine  höhere  Strafe  verwirkt  ist, 
mit  einer  Geldstrafe  bis  zu  80  M.  bestraft. 

§  15. 
Diese  SteuerordnuDg  tritt  am   1.  April  1905  in  Kraft.     Mit  demselben 
Tage    verlieren    die  Bestimmungen    der  Wohn-    und  Mietsteuerordnung   vom 
30.  Juli  1897,  soweit  sie  sich  auf  Gewerbelokale  beziehen,  ihre  Geltung. 
Frankfurt  a.  M^  den  19.  Februar  1904. 

Der  Magistrat:  Adickes. 


4. 

Gebührenordnung, 

betr.  Kehrichtabfuhr  für  die  Stadt  Frankfurt  a.  M. 

Vom  19.  Februar  1904. 

Auf  Grund  von  S  4  des  Kommunalabgabengesetzes  vom  14.  Juli  1893  wird 
zwecks  Deckung  der  der  Stadtgemeinde  Frankfurt  a.  M.  durch  die  Abfuhr 
des  Hauskehrichts  entstehenden  Kosten  für  den  gesamten  Gemeindebezirk 
nachstehende  Gebührenordnung  erlassen. 

Gebührenpflicht. 

§1. 

Jeder  Inhaber  (Eigentümer,  Mieter,  Nutzniesser,  Benutzer  u.  s.  w.)  einer 
Wohnung  oder  sonstiger  Räumlichkeiten,  aus  welchen  der  Hauskehricht  seitens 
der  Stadtgemeinde  abgeholt  wird,  ist  verpflichtet,  dafür  eine  Gebühr  su 
entrichten. 

Mehrere  beteiligte  Inhaber  haften  als  Gesamtschuldner. 
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Höhe  der  Gebühr. 

§2. 

Die  Gebühr  beträgt  für  jede  angefangenen  100  M.  des  Mietwertes  der 
Räume  0,50  M.  Wohnungen  oder  sonstige  Räumlichkeiten,  deren  Mietwert 
jährlich  unter  300  M.  einschliesslich  beträgt,  bleiben  jedoch  von  dieser  Gebühr 
befreit. 

Um  Gebührensätze  zu  erzielen,  welche,  der  Zahl  der  Monate  entsprechend, 
durch  12  teilbar  sind,  werden  den  nach  Abs.  1  gewonnenen  Beträgen  bis  zu 
6  Pf.  zugezählt  oder  von  denselben  in  Abzug  gebracht. 

Offene  Läden,  deren  Inhaber  —  oder  falls  es  sich  um  mehrere  gemein- 
schaftliche Inhaber  handelt,  deren  Inhaber  zusammen  —  weniger  als  6000  M. 
Einkommen  auf  Grund  des  Einkommensteuergesetzes  vom  24.  Juni  1891  ver- 
steuern, werden  auf  Antrag  nur  mit  dem  halben  Mietwert  des  Ladens,  jedoch 
mindestens  mit  dem  Betrage  von  7<  ^^  besteuerten  Einkommens  zur  Eehricht- 
abfuhrgebühr  veranlagt,  wenn  der  Mietwert  diese  7»  ^^^  besteuerten  Ein- 
kommens übersteigt 

Der  Antrag  ist  spätestens  innerhalb  der  gesetzlichen  Einspruchsfrist 
(§  9  Abs.  1)  beim  Rechneiamt  zu  stellen. 

§8. 

Für  diese  Gebühr  wird  nur  der  Hauskehricht  abgefahren. 

Unter  Hauskehricht  im  Sinne  dieser  Ordnung  werden  der  Unrat  vom 
Reinigen  der  Wohnungen  und  sonstigen  Räumlichkeiten  und  der  dazu  gehörigen 
Oefen,  Herde  und  Schornsteine,  sowie  die  Asche  und  die  trockenen  Eüchen- 
abfälle  aus  den  Wohnungen  verstanden. 

Die  Abfuhr  von  gewerblichen  Abfällen,  Bauschutt,  Gartenab^ngen  u.  dgl. 
erfolgt  nur  nach  vorheriger  Bestellung  und  Vereinbarung  gegen  eine  besondere 
Vergütung. 

Festsetzung  der  Gebühr. 

§4. 

Als  Mietwert  (§  2)  gilt,  wenn  die  Räumlichkeiten  vermietet  sind,  der 
vereinbarte  Mietzins  unter  Hinzurechnung  des  Geldwertes  aller  dem  Mieter  zum 
Vorteil  des  Vermieters  obliegenden  Natural-  und  sonstigen  Nebenleistungen, 
sowie  der  dem  Vermieter  vorbebaltenen  Nutzungen. 

Ausser  Betracht  bleiben  Vergütungen  für  Heizung  und  Beleuchtung  und 
sonstige  Nebenleistungen,  die  nicht  für  die  Ueberlassung  des  Gebrauchs  oder 
der  Nutzung  des  Grundstücks  bedungen  sind.  Sind  derartige  Vergütungen  in 
dem  in  einer  Summe  bedungenen  Mietpreise  mit  enthalten,  so  dürfen  von  dem- 
selben höchstens  10  ^/o  zur  Feststellung  des  für  die  Abgabepfiicht  massgebenden 
Mietwertes  in  Abrechnung  gebracht  werden. 

Der  vereinbarte  Mietzins  ist  nicht  massgebend: 

1.  wenn  er  von  dem  ortsüblichen  Mietwerte  um  mehr  als  10  7o  abweicht, 

2.  wenn  der  vereinbarte  Mietzins  die  Gegenleistung  für  den  Grebrauch 
der  mitvermieteten  Utensilien,  Inventarien,  Möbel  und  sonstigen  be- 
weglichen Gegenstände  mitumfasst, 

3.  wenn  die  Höhe  des  Mietzinses  von  dem  Ergebnis  eines  gewerblichen 
Unternehmens,  oder  von  anderen  ungewissen  Ereignissen  abhängig 
gemacht  ist. 

Bei  Dienstwohnungen  gilt  als  Mietwert  der  Besoldungsanteil,  der  einem 
Beamten  für  Ueberlassung  einer  Dienstwohnung  von  seiner  Behörde  einbehalten 
wird.  Es  sind  jedoch  in  allen  Fällen  nie  mehr  als  15  vom  Hundert  des  baren 
Crehalts  des  Berechtigten  in  Ansatz  zu  bringen. 
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§5. 
Wenn  und  solange 

1.  auf  den  vereinbarten  Mietzins  die  Voraussetzungen  des  §  4,  ZiiT.  1— S 
zutreffen  oder 

2.  Räumlichkeiten  von  dem  Eigentümer  selbst  benutzt  oder 

3.  Räumlichkeiten   zur  Nutzung  oder   zum  Gebrauch   an  andere  unent- 
geltlich überlassen  werden, 

gilt  als  Mietwert  der  betreffenden  Räumlichkeiten  der  ihrer  Bestimmung,    Be- 
schaffenheit und  Lage  entsprechende  ortsübliche  Mietwert. 

§6. 
Solche  Gebäude  oder  Räume,  von  welchen  ein  Mietwert  auch  nicht  nach 
§  5  festzustellen  ist,  unterliegen  dennoch  der  Gebührenpflicht.  Als  Mietwert 
gilt  in  diesen  Fällen  der  fünfundzwanzigste  Teil  des  gemeinen  Werts  des  be- 
treffenden Grundstücks  und  Gebäudes  bezw.  des  gemeinen  Wertes  von  Gebäuden 
gleicher  oder  ähnlicher  Grösse,  Lage  und  Benutzungsart. 

§7. 

Die  Festsetzung  der  Gebühr  geschieht  durch  das  Rechneiamt,  welchem 
das  Tiefbauamt  die  erforderlichen  Unterlagen  zu  verschaffen  bat. 

Die  Feststellung  der  Mietwerte  in  den  Fällen  der  §§  5  und  6  (die  Ver- 
anlagung der  Eehrichtabfuhrgebühr)  geschieht  durch  den  Steuerausschuss  für 
die  Haus-  und  Landsteuer. 

Die  Benachrichtigung  der  Gebührenpflichtigen  erfolgt  für  die  im  Gemeinde- 
bezirk wohnenden  physischen  Personen  mittels  Auslegung  der  Hebeliste,  für  die 
übrigen  Steuerpflichtigen  durch  besondere  Mitteilung  (§  65,  Abs.  2  Kommuniü- 
abgabengesetzes  vom  14.  Juli  1893). 

Die  Veranlagung  der  Eehrichtabfuhrgebühr  erfolgt  für  das  laufende 
Steuerjahr.  Treten  während  des  Steueijahres  Veränderungen  des  für  die 
Gebührenberechnung  massgebenden  Mietwertes  durch  Umzug  oder  anderweite 
Vereinbarung  des  Mietzinses  ein,  so  werden  dieselben  nicht  berücksichtigt. 

Freilassung  von  der  Erhebung  der  Gebühr  hat  indes  von  Amts  wegen  mit 
Beginn  des  nächsten  Kalendervierteljahres  einzutreten,  wenn  der  Mietwert  der 
neu  bezogenen  Wohnung  unterhalb  der  gebührenfreien  Grenze  liegt. 

§8. 

Die  Abgabepflicht  beginnt  mit  dem  ersten  desjenigen  Monats,  der  auf 
den  Monat  folgt,  in  welchem  die  Benutzung  von  Räunüichkeiten  begonnen  hat. 

Die  Abgabepflicht  erlischt,  vorausgesetzt  dass  der  Pflichtige  an  Stelle  der 
bisher  innegehabten  Räumlichkeiten  keine  anderen  in  Benutzung  nimmt,  mit 
dem  Ende  des  Monats,  in  dem  die  Benutzung  der  Räumlichkeiten  aufhört. 

Ist  aber  bis  zu  diesem  Tage  das  Aufhören  der  Benutzung  nicht  in  der 
vorgeschriebenen  Weise  angezeigt,  so  tritt  das  Erlöschen  erst  mit  dem  Ablauf 
des  folgenden  Monats  ein. 

§9. 

Dem  Abgabepflichtigen  steht  gegen  die  Heranziehung  zur  Kehrichtabfahr- 
gebühr der  Einspruch  zu,  welcher  binnen  einer  Frist  von  4  Wochen  beim 
Rechneiamt  einzulegen  ist.  Der  Lauf  der  Frist  beginnt  mit  dem  ersten  Tag 
nach  Ablauf  der  Auslegungsfrist  für  die  Hebelisten  bezw.  mit  dem  ersten  Tage 
nach  erfolgter  Mitteilung  (§  7  Abs.  3). 

Gegen  den  auf  den  Einspruch  ergehenden  Bescheid  des  Magistrats 
(Rechneiamtes)  steht  dem  Pflichtigen  binnen  einer  mit  dem  ersten  Tage  nach 
erfolgter  Zustellung  beginnenden  Frist  von  2  Wochen  die  Klage  im  Verwaltungs- 
streitverfahren beim  Bezirksausschuss  offen. 

Durch  Einspruch  und  Klage  wird  die  Verpflichtung  zur  Zahlung  nicht 
aufgehalten. 
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§  10. 
Die  Kehricbtabfuhrgebahr  ist  in  vieri^eljährlichen  Zielen  zu  entrichten 
und  wird,  ebenso  wie  die  für  Rechnung  der  Stsiatskasse  einzuziehenden  Steuern 
—  unbeschadet  der  Befugnis  zur  früheren  Entrichtung  und  zur  Vorausbezahlung 
mehrerer  Raten  bis  zum  ganzen  Jahresbetrage  —  in  der  ersten  Hälfte  des 
zweiten  Monats  eines  jeden  Quartals  fällig.  Gebührenpflichtige,  welche  es 
unterlassen,  ihren  Viertel  Jahresbetrag  bis  zu  dem  FälligKeitstermine  oder  bei 
dem  Erhebungsversuch,  sofern  letzterer  später  erfolgt,  zu  entrichten,  haben 
Zwangsbeitreibung  nach  den  Vorschriften  der  Verordnung  vom  7.  September  1897, 
betreffend  das  Verwaltungszwangsverfahren,  zu  gewärtigen. 

§11. 

Diese  Gebührenordnung  tritt  am  1.  April  1904  in  Kraft. 
Frankfurt  a.  M.,  den  19.  Februar  1904. 

Der  Magistrat:  Adickes. 

5. 

Gebührenordnung,   betreffend   Eanalbenutzung 

für  die  Stadt  Prankfurt  a.  M. 

Vom  19.  Februar  1904. 

Auf  Grund  des  Kommunalabgabengesetzes  vom  14.  Juli  1893  wird  für 
den  Gemeindebezirk  Frankfurt  a.  M.  mit  Ausschluss  der  Stadtteile  Bockenheim, 
Oberrad,  Niederrad  und  Seckbach  folgende  Gebührenordnung  für  die  Bei- 
nutzung  der  städtischen  Kanalisationsanlagen  erlassen. 

§1. 

Zur  Aufbringung  der  bislang  durch  die  bestehenden  Gebühren  (Kanal- 
gebühr und  Zusatzgebühr  gemäss  den  Ortsstatuten  vom  23.  November  1875 
(28.  Dezember  1877)  / 10.  Februar  1888  und  vom  13.  Juli  1897  nicht  gedeckten 
Kosten  der  Kanalisation ')  wird  nach  Massgabe  der  folgenden  Bestimmungen  eine 
fortlaufende  Kanalbenutzungsgebühr  erhoben. 

§2. 

Abgabepflichtig  ist  jeder  Inhaber  (Eigentümer,  Nutzniesser,  Mieter  u.  s.  w.) 
einer  Wohnung,  oder  sonstiger  Räumlichkeiten,  die  sich  in  einer  an  das  städtische 
Kanalsystem  angeschlossenen  Liegenschaft  befinden. 

Mehrere  beteiligte  Inhaber  haften  als  Gesamtschuldner. 

Höhe  der  Gebühren. 

§3. 
Die  Gebühr  beträgt  bei  Mietwerten  von  801—400  M.  für  jede  angefangenen 
25  M.  des  jeweiligen  Mietwertes  der  gebührenpflichtigen  Räumlichkeiten  0,12  M. 
Von  401  M.  aufwärts  beträgt  die  Gebühr  für  jede  angefangenen  25  M.  Miet- 
wert 0,25  M.,  wobei  den  ermittelten  Gebührensätzen  bis  zu  6  Pf.  zugezählt 
oder  von  ihnen  in  Abzug  gebracht  werden,  um  Gebührensätze  zu  erzielen ,  die, 
der  Zahl  der  Monate  entsprechend,  durch  12  teilbar  sind. 

1)  Die  einmalige  Gebühr  betr&gt  fOr  die  angesohlossenen  Grundstücke  80  M.  für  den 
lAofenden  Meter  der  Front,  daza  kommt  seit  der  Gebührenordnung  vom  18.  Juli  1897  eine 
Zinsengebühr,  welche  bei  Gelegenheit  von  Nea-,  Um-  oder  Anbauten  und  zwar  in  gleich- 
massiger  Höhe  von  i%  der  Bausamme  erhoben  wird;  hiervon  sind  Bauten  mit  einer  Bau- 
samme  anter  looo  M.  befreit. 
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Wohnungen  oder  sonstige  Räumlichkeiten,  deren  Mietwert  weniger  als 
300  M.  einschliesslich  jährlich  beträgt,  bleiben  von  dieser  Gebühr  befreit. 

Offene  Läden,  deren  Inhaber  —  oder  falls  es  sich  um  mehrere  gemein- 
schaftliche  Inhaber  handelt,  deren  Inhaber  zusammen  —  weniger  als  600O  M. 
Einkommen  auf  Grund  des  Einkommensteuergesetzes  vom  24.  Juni  1891  ver- 
steuern, werden  auf  Antrag  nur  mit  dem  halben  Mietwert  des  Ladens,  jedoch 
mindestens  mit  dem  Betrage  von  '/*  ^^  besteuerten  Einkommens  zur  Kanal* 
gebühr  veranlagt,  wenn  der  Mietwert  diese  '/'  ^^  besteuerten  Einkommens 
übersteigt. 

Der  Antrag  ist  spätestens  innerhalb  der  gesetzlichen  Einspruchsfrist  (vgl. 
§  5  dieser  Ordnung  und  §  9,  Abs.  1  der  Gebührenordnung  für  die  Abfuhr  des 
flauskehrichts)  beim  Rechneiamt  zu  stellen. 

§4. 
Die  Festsetzung  des  Mietwertes  geschieht  in  Gemässheit  der  Gebühren- 
ordnung für  die  Abfuhr  des  Hauskehrichts  vom  19.  Februar  1904. 

Festsetzung  der  Gebühren. 

§5. 

Die  Festsetzung  und  Hebung  der  Gebühren  erfolgt  für  jedes  Steuenabr 
und  wird  durch  das  Rechneiamt  bewirkt,  dem  das  Tiefbauamt  die  zur  Ver- 
anlagung erforderlichen  Merkmale  und  Mitteilungen  zu  verschaffen  hat. 

Die  Benachrichtigung  der  Abgabepflichtigen  erfolgt  gemäss  §  65n  des 
Kommunalabgabengesetzes. 

Für  Beginn  und  Ende  der  Gebührenpflicht,  für  Zahlungstermine  und  Ver- 
änderungen u.  6.  w.  ^Iten  die  Bestimmungen  der  Gebührenordnung  für  die 
Abfuhr  des  Hauskehnchts  vom  19.  Februar  1904. 

§6. 
Diese  Gebührenordnung  tritt  am  1.  April  1904  in  Kraft. 
Durch  dieselbe  werden  die  Ortsstatuten  vom  23.  November  1875  (28.  De- 
zember 1877)/ 10.  Februar  1888  und  vom  18.  Juli  1897  über  die  Erhebung  einer 
einmaligen  Kanalgebühr  und  Zusatzgebühr  von  den  Liegenschaftseigentümem 
nicht  berührt. 

Frankfurt  a.  M.,  den  19.  Februar  1904. 

Der  Magistrat:  Adickes. 


6. 

Hundesteuerordnung  für  die  Stadt  Frankfurt  a.  M. 

Vom  19.  Februar  1904. 

In  Gemässheit  der  §§  16,  18,  82  des  Kommunalabgabengesetzes  vom 
14.  Juli  1893  wird  hierdurch  nachstehende  Ordnung  für  die  Erhebung  einer 
Hundesteuer  im  Bezirke  der  Stadtgemeinde  Frankfurt  a.  M.  erlassen. 

Steuerpflicht. 

§1. 

Wer  einen  nicht  mehr  an  der  Mutter  saugenden  Hund  hält,  hat  für  den- 
selben jährlich  eine  Steuer  von  20  M.  in  vierteljährlichen  Raten  und  zwar 
spätestens  bis  zum  15.  Mai,  15.  August,  15.  November,  15.  Februar  zu  entrichten. 
Das  erste  Vierteljahr  erstreckt  sich  auf  die  Zeit  vom  1.  April  bis  Ende  Juni. 

lieber  die  Steuerzahlung  wird  eine  Quittung  ausgestellt  und  gleichzeitig 
wird  eine  Steuermarke  erteilt.  Es  ist  gestattet,  die  Steuer  für  das  ganze  Jabr 
in  ungetrennter  Summe  im  voraus  zu  entrichten. 
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§2. 

Für  einen  Hund,  welcher  im  Laufe  eines  Yierteljahrea  steuerpflichtig 
wird,  sowie  für  einen  steuerpflichtigen  Hund,  welcher  im  Laufe  eines  Viertel- 
jahres angeschafft  worden  ist,  muss  die  volle  Steuer  für  das  laufende  Vierte^ahr 
binnen  14  Tagen,  vom  Beginn  der  Steuerpflicht  an  gerechnet,  entrichtet  werden. 

Wer  einen  Hund  an  Stelle  eines  eingegangenen,  abgeschafften  oder  ab- 
handen gekommenen  versteuerten  Hundes  erwirbt,  darf  ftir  das  lfd.  Vierte^ahr 
die  gezahlte  Steuer  auf  die  zu  zahlende  in  Anredinung  bringen. 

Befreiungen  und  Ermässigungen. 

Steuerfrei  sind:  ^ 

1.  Hunde,  welche  in  Öffentlichen  Anstalten  zu  Forschungszwecken  oder 
von  Tierschutz-  und  ähnlichen  Vereinen  in  ihren  Anstalten  zur  vor- 
Qbergehenden  Bewahrung  untergebracht  sind  und  nicht  auf  die  Strasse 
gelassen  werden; 

2.  die  Hunde  tauber  oder  blinder  Personen,  welche  nach  dem  Ermessen 
des  Rechneiamts  denselben  zu  ihrer  Unterstützung  unentbehrlich  sind ; 

8.  Hunde,  welche  zur  Bewachung  einzeln  belegener  Gehöfte  nach  dem 
Ermessen  des  Rechneiamtes  unentbehrlich  sind. 

§4. 
Personen,  welche   zur  Gewinnung   des   Lebensunterhaltes   Hundehandel 
oder  Hundezüchterei  treiben,  kann  auf  Antrag,  wenn   drei  Hunde  nach  Mass- 
gabe des  §  1  versteuert  werden,  die  Steuer  für  weitere  Hunde  ermässigt  oder 
auch  erlassen  werden. 

§5. 
Fremde,  welche  sich  nicht  länger  als  4  Wochen  hier  aufhalten,  sind  von 
der  Zahlung  der  Steuer  für  diejenigen  Hunde  befreit,  welche  sie  bei  ihrer  An- 
kunft bereits  besitzen. 

Unübertragbarkeit  der  Steuermarke. 

§6. 
Die  Steuermarke  darf  ausser  dem  Falle  des  §  2  Abs.  2  nicht  übertragen 
werden. 

Kontrollvorschriften. 

§7. 

Wer  einen  steuerpflichtigen  oder  steuerfreien  Hund  anschafft,  wer  einen 
solchen  in  Dressur,  Pflege  u.  dergl.  nimmt,  oder  einen  zugelaufenen  Hund  einst- 
weilen bei  sich  behält,  wer  mit  einem  Hunde  neu  anzieht,  oder  als  Fremder 
einen  Hund  mit  sich  führt,  hat  denselben  binnen  8  Tagen  bei  dem  Rechnei- 
amt  anzumelden.  Neugeborene  Hunde  gelten  als  anffeschafft  nach  Ablauf  von 
14  Tagen,  nachdem  dieselben  aufgehört  haben,  von  der  Mutter  zu  saugen. 

Jeder  Hund,  welcher  abgeschafft,  abhanden  gekommen  oder  eingegangen 
ist,  muss  spätestens  innerhalb  der  ersten  14  Tage  nach  dem  Ablauf  des  Viertel- 
jahres, innerhalb  dessen  der  Abgang  erfolgt  ist,  bei  dem  Rechneiamt  unter 
Rückp^be  der  Hundesteuermarke  abgemeldet  werden,  widrigenfalls  die  Steuer 
bis  emschliesslich  desjenigen  Vierte^ahres  fortgezahlt  werden  muss,  in  welchem 
diesen  Vorschriften  genügt  ist. 

§8. 
Periodisch  wird  durch  Ausgabe  von   Hauslisten  eine  allgemeine  Hunde- 
anfnahme  veranlaast.    Die  Haushaltungsvorstände  sind  verpflichtet,  die  erforder- 
lichen Eintra^ngen  nicht  nur  für  sich,  sondern  auch  für  die  bei  ihnen  wohnen- 
den Angehörigen,  Untermieter,  Schlafgänger  u.  s.  w.  zu  machen. 
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§9. 

Die  für  das  Jahr  gelösten  Steuermarken  müssen  von  den  Hunden  so  ^- 
iragen  werden,  dass  sie  leicht  zu  sehen  sind.  Die  Marken  wechseln  jährlich 
in  der  Form  und  tragen  die  Jahreszahl. 

Wird  für  eine  Marke  Ersatz  nötig,  so  wird  nur  nach  geführtem  Nachweis 
der  Versteuerung  und  gegen  Erlegung  von  1  M.   eine  neue  Marke  yerahfolgt. 

Ohne  gültige  Marke  betrofitene  Hunde  werden  durch  amtlich  hiermit  be- 
auftragte Personen  eingefangen  und  nur  gegen  Zahlung  einer  Fanggebühr  von 
2  M.  und  Vorzeigung  der  Quittung  über  ordnungsmässig  bezahlte  Steuer  wieder 
verabfolgt. 

Strafbestimmungen. 

§  10. 
Wer  sich  durch  Verheimlichung  eines  Hundes  der  Steuer  zu  entziehen 
sucht,  wer  die  vorgeschriebene  Anmeldung  nicht  rechtzeitig  bewirkt,  oder  sonst 
den  Vorschriften  dieser  Ordnung   zuwiderhandelt,    unterliegt   einer  Strafe  bi£ 
zur  Höhe  von  30  M. 

Beitreibung. 

§11- 

Steuerrückstände  und  Ordnungsstrafen  werden  erforderlichenfalls  im  Ver- 
waltungszwangsverfahren beigetrieben. 

Ist  ein  Steuerrückstand  auch  zwangsweise  nicht  zu  erlangen,  so  werden 
die  unversteuerten  Hunde  weggenommen  und  mit  ihnen  nach  Befinden  verfahren. 

Schlussbestimmungen. 

§  12. 
Die  Polizeivorschriften  über  das  Halten  und  die  Verwendung  von  Hunden 
werden  durch  die  vorstehenden  Bestimmungen  nicht  berührt 

§  13. 
Die  zur  Ausführung  dieser  Ordnung  erforderlichen  Bestimmungen  werden 
durch  das  Rechneiamt  getroifen. 

§  14. 
Diese  Steuerordnung  tritt  mit  dem  Tage  der  Veröffentlichung  *)  in  Kraft. 
Mit  demselben  Tage  wird  das  Regulativ,  die  Entrichtung  von  Hundesteuer 
betreffend  vom    15.  Juni  1869,  15.  Dezember  1874,   16.  März  1894   aufgehoben. 
Frankfurt  a.  M.,  den  19.  Februar  1904. 

Der  Magistrat:  Adickes. 


7. 

Billettsteuer-Ordnung. 

Vom  19.  Februar  1904. 

In  Gemässheit  der  §§  13,  18,  82  und  90  des  Kommunalabgabengesetses 
vom  14.  Juli  1898  wird  hierdurch  nachstehende  Steuerordnung  erlassen. 

§1. 
Für   die   im   Bezirke   der   Stadt   Frankfurt  a.  M.   gewerbsmässig  statt- 
findenden Theatervorstellungen  jeder  Art  (einschliesslich  Vorstellungen  in  Sommer- 

1)  19  April  1904. 
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und  Vari^tätheatern  u.  s.  w.)  und  Kunstreitervorstellungen,  ist  eine  Billettsteuer 
zu  entrichten. 

Diese  beträgt: 

für  jede  verkaufte  Eintrittskarte  im  Preise 

von  0,55  M.  bis  1,75  M.   .     .    .      5  Pf . 

,     1,76   ,      ,    8,—    ,     .    .    .     10    , 

,     8,01    ,      ,   4,50    ,     .     .     .    20   . 

.    4,51    ,      ,    6,—    ,     ,    .    .    30    , 

Bei  höheren  Eintrittspreisen  steigt  die  Steuer  für  jede  weitere  begonnene 

Mark  um  10  Pf. 

Bei  abonnierten  Plätzen  wird  die  Abgabe  nach  dem  Tagespreis  dieser 
Plätze  und  nach  der  Zahl  der  zugesicherten  Vorstellungen  berechnet. 
Eintrittskarten  im  Preise  von  weniger  als  55  Pf.  sind  frei. 

§2. 
Das  Rechneiamt  ist  befugt: 

1.  in  den  Grenzen  des  §  1  nach  Vereinbarung  mit  den  Zahlungspflichtigen 
die  Steuer  auf  Prozente  des  Gesamterloses  aus  den  verkauften  Ein> 
trittskarten  festzusetzen, 

2.  bei  Vorstellungen  kleineren  Umfangs  einen  Pauschalbetrag  für  jede 
Vorstellung  als  Steuer  festzusetzen,  sofern  dieser  Pauschalbetrag  10  M. 
nicht  übersteigt. 

Diese  Festsetzungen  dürfen  nicht  zu  einer  Minderung  des  Steuerbetrages 
führen. 

§3. 
Der  Besteuerung  unterliegen  nicht  Vorstellungen,  welche 

1.  auf  öffentlichen  Strassen  und  Plätzen, 

2.  während  Messen  und  Volksfesten  auf  den  hierfür  bestimmten  Plätzen 
abgehalten  werden. 

§4. 
Bei  Vorstellungen,  deren  Reinertrag  für  einen  wohltätigen  oder  gemein- 
nützigen Zweck  bestimmt  ist,  kann  die  Billettsteuer  vom  Rechneiamt  erlassen 
werden. 

§5. 

Die  Veranstalter  der  Vorstellungen  haben  dem  Rechneiamt  spätestens 
24  Stunden  vorher  schriftliche  Anzeige  zu  erstatten.  Sie  haben  femer  an  dem 
auf  jede  Vorstellung  folgenden  Vormittag  ein  Verzeichnis  der  für  die  Vor- 
stellung verkauften  Eintrittskarten  (inkl.  Abonnementskarten),  nach  den  ver- 
schiedenen Arten  der  Plätze  geordnet,  zu  Übersenden  und  gleichzeitig  den  da- 
nach berechneten  Steuerbetrag  An  die  Stadthauptkasse  abzuführen. 

Bei  Vorstellungen,  welche  sich  Öfter  oder  dauernd  wiederholen,  können 
durch  das  Rechneiamt  andere  Termine  zur  Einreichung  des  Verzeichnisses  und 
Zahlung  der  Steuer  festgesetzt  werden. 

Das  Rechneiamt  kann  anordnen,  dass  der  voraussichtliche  Betrag  der 
Steuer  vor  Beginn  der  betreffenden  Veranstaltung,  vorbehaltlich  späterer  Ab- 
rechnung, eingezahlt  wird. 

§6. 
Das  Rechneiamt  hat  das  Recht,  zur  Kontrolle  des  richtigen  Eingangs  der 
Steuer  jederzeit  Einsicht  in   die   Bücher   und   sonstigen  Unterlagen  des  Ver- 
anstalters der  Vorstellung  zu  nehmen  und  alle  Massregeln  zu  treffen,  welche 
zur  Sicherung  des  Steueranspruchs  zweckdienlich  erscheinen. 

§7. 
Für  die  Erfüllung  der  Verbindlichkeiten  nach  den  §§  1,  2,  5  haftet  neben 
dem  Veranstalter  solidarisch  der  Besitzer  des  geschlossenen  Raumes,  welcher 
für  die  Vorstellung  hergegeben  wird. 
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§8. 
Zuwiderhandluiiffen  ge^en  diese  Ordnung  unterliegen  einer  Geldstrafe  bis 
zur  Höhe  von  30  M.    Hinterziehung  der  Steuer  wird  nach  §  79  des  Kommunal- 
abgabengesetzes vom  14.  Juli  1893  bestraft. 

§9. 
Unberührt  bleiben  die  im  Bezirk  der  Stadt  Frankfurt  a.  M.  erlassenen 
polizeilichen  Vorschriften,  betreffend  die  Veranstaltung  von  Theater-  und  Kunst- 
reitervorstellungen  aller  Art,  sowie  die  Bestimmungen  über  die  Platzmiete  fQr 
die  Vorstellungen  auf  Öffentlichen  Strassen  und  Plätzen. 

§  10. 
Die  zur  Ausführung  dieser  Ordnung  erforderlichen  Anordnungen  werden 
von  dem  Rechneiamt  erlassen. 

§11. 

Für  die  zur  Zeit  des  Inkrafttretens  dieser  Ordnung  in  hiesiger  Stadt  be- 
reits in  andauerndem  gewerbsmässigem  Betrieb  befindlichen  Theater-  und  Kunst- 
reiteruntemehmungen  gelten,  solange  dieselben  im  Eigentum  und  Betrieb  der- 
selben Personen  bleiben,  die  folgenden  Sonderbestimmungen: 

Diese  Unternehmungen  bleiben  1  Jahr  nach  Inkrafttreten  dieser  Ordnung 
gänzlich  steuerfrei. 

Für  das  2.  und  3.  Jahr  nach  Inkrafttreten  dieser  Ordnung  zahlen  sie 
nachstehende  Steuersätze: 

für  jede  verkaufte  Eintrittskarte  im  Preise 

von  1,76  M.  bis  3,—  M.   .     .     .      5  Pf. 
,     3,01    ,      ,    4,50   «...    10    , 
,    4,51    ,      ,    6,—    „     .    .     .     15    , 

Bei  höheren  Eintrittspreisen  steigt  die  Steuer  für  jede  weitere  begonnene 
Mark  um  5  Pf. 

Für  abonnierte  Plätze  findet  die  Bestimmung  des  §  1,  vorletzter  Absatz, 
entsprechende  Anwendung. 

Die  Plätze  im  Preise  von  weniger  als  1,76  M.  bleiben  steueifrei. 

Nach  Ablauf  des  3.  Jahres  nach  Inkrafttreten  dieser  Ordnung  gelten  die 
allgemeinen  Bestimmungen  dieser  Ordnung  auch  für  die  im  Anfang  dieses  §  11 
bezeichneten  Unternehmungen.  Im  Falle  eines  Eigentumwechsels  oder  eines 
Wechsels  in  der  Person  des  Veranstalters  fallen  alle  Sonderbestimmungen  für 
diese  Unternehmer  fort,  auch  wenn  die  3jährige  Frist  noch  nicht  vollendet  ist. 

§  12. 
Für  die  beiden  städtischen  Theater  tritt  das  Regulativ  vom  20.  Juli  1880 
ausser  Kraft  und  diese  Ordnung,  mit  Ausschluss  des  §  11,  in  Geltung,  sobald 
der  bestehende  Vertrag  mit  der  Neuen  Theateraktiengesellschaffc  sein  Ende  er- 
reicht hat. 

§  13. 
Diese  Ordnung  tritt  am  14.  Tage  nach  ihrer  Veröffentlichung  ^)  in  Kraft 

Frankfurt  a.  M.,  den  19.  Februar  1904. 

Der  Magistrat:  A dickes. 


1)  Die  Veröffentlichung  erfolgte  am  19.  April  1904. 
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Zur  geschichtlichen  Entwicklung  der  österreichischen  Erbsteuer. 
(W.  Fnnk,  Die  Gebühr  von  Vermögensübertragungen  auf  den  Todesfall, 
Band  I.    Historischer  Teil.) ') 

Der  historische  Entwicklungsgang  der  Österreichischen  Erbsteuer  hat  bis- 
her nur  eine  sehr  gedrängte  Behandlung  erfahren.  Der  Grund  liegt  darin,  dass 
bis  vor  kurzem  so  gut  wie  gar  kein  Quellenmaterial  von  der  wissenschaftlichen 
Forschung  zu  Tage  gefördert  worden  war.  Das  hat  nun  in  vorzüp^licher  Weise 
Dr.  Wilh.  Funk  auf  Grund  eingehender  Durchforschung  der  Wiener  Archive 
getan.  Bei  der  Fülle  von  hierdurch  zug&nglich  gemachten  historischen  Einzel- 
heiten liegt  es  wohl  im  Interesse  weiterer  Kreise,  auf  eine,  wenn  auch  nur 
überblicksweise  Erörterung  der  hierdurch  eröffneten  Materie  unter  Benützung 
historischer  und  archivalischer  Daten  des  genannten  Werkes  einzugehen. 

Die  Marksteine  in  der  Geschichte  der  österreichischen  Erbsteuer  sind: 
das  Patent  vom  Jahre  1759,  dann  das  die  Reformen  desselben  zusammenfassende 
einheitliche,  d.  h.  für  die  gesamten  deutschsla vischen  Erbländer  erlassene  Patent 
vom  Jahre  1810,  des  weiteren  das  Stempel-  und  Tazgesetz  (1840),  womit  die 
alte  Erbsteuer  unter  NeueinfÜhrung  von  Taxen  anlässBch  der  Verlassenschafts- 
verhandlung aufgehoben  wurde  und  schliesslich  das  noch  heute  geltende  Ge- 
bührengesetz  vom  Jahre  1850,  mit  dem  man  wieder  zur  Erbsteuer  zurückkehrte. 
Damit  ist  die  natürliche  Einteilung  der  Materie  von  selbst  gegeben. 

Als  erste  Periode  ergibt  sich  demgemäss  die  der  Erlassung  des  Patentes 
von  1759  vorangehende  Zeit.  Eine  staatUche  Erbsteuer  war  damals  unbekannt, 
ja  schon  aus  dem  Grunde  unzulässig,  weil  dadurch  die  Interessensphäre  der 
Grundherren  tangiert  worden  wäre,  da  sowohl  dem  Adel  gegenüber  seinen  unter- 
tänigen Bauern,  als  auch  dem  Lehnsherrn  gegenüber  seinen  Lehnsleuten  gewisse 
Rechte  bezüglich  ihres  Nachlasses  zustanden.  Diesem  Anspruch  lag  aber  nicht 
etwa  der  Gedanke  einer  Steuer  zu  Grunde,  sondern  pnvatrechtliche ,  bezw. 
lehnsrechtliche  Rechtsanschauungen,  in  denen  der  ganze  Besitz  der  Untertanen 
bezw.  der  Immobiliarbesitz  des  Lehnsmannes  als  Eigentum  des  Grundherrn  er- 
schien, der  für  die  üeberlassung  der  rechtlich  ihm  gehörigen  Yerlassenschaft 
an  den  Erben  eben  diese  Abgabe  bezog.  Hierher  gehörten  die  Abgaben  des 
Mortuariums,  Fallfrei^eldes ,  Sterbehaupts,  welch  letzteres  durch  Leopold  I. 
.Tractatus  de  iuribus  incorporalibus"  beseitigt  und  durch  das  sog.  Sterberecht 
im  Betrage  von  5°/o  ersetzt  worden  war.  Daneben  steht  das  rein  lehnsrechÜiche 
Gebilde  des  Laudemiums,  das  nur  von  Immobilien  eingehoben  wurde,  aber 
keinen  Abzug  der  Passiven  gestattete,  im  Gegensatz  zu  dem  Sterberecht,  das 
nur  die  reine  Hinterlassenschaft  traf,  —  eine  wenn  auch  nur  äusserliche  Aehn- 
lichkeit  mit  unseren  heutigen  Verhältnissen.  Diese  grundherrlichen  Berechti- 
gxmgen  sind  der  tatsächlichen  Einführung  einer  staatlichen  Erbsteuer  sicherlich 
niir  hinderlich  gewesen,  ohne  wie  Eschenbach  (Erbrechtsreform  und  Erbschafts- 


I)  „Poplatek  z  prevodu  na  phpad  Bmrti."  Knihovna  Sbomiku  ved  prftvnich  a  stätnich. 
Staatswissenschaftliche  Folge,  Band  III.    Prag  1902. 
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Steuer),  sowie  Stein  (F.W.  IL  2.,  S.  220)  behaupten,  den  theoretischen  An- 
knüpfungspunkt fflr  dieselben  gegeben  zu  haben.  Als  solcher  erscheint  vielmehr, 
so  oft  in  der  Neuzeit  der  Gedanke  einer  Erbsteuer  auftaucht,  die  römische 
Yicesima  hereditatum  ^).  So  auch  in  Oesterreich.  Es  war  die  durch  den  Sieben- 
jährigen Krieg  heraufbeschworene  Finanznot,  welche  die  leitenden  Persönlich- 
keiten zwang,  sich  nach  neuen  Geldquellen  für  den  Staatsschatz  umzusehen. 
Die  drohende  Misere  war  gross  genug,  um  die  oben  angeführten  Bedenken  gegen 
einen  Konflikt  staatlicher  und  grundherrlicher  Interessen  ganz  in  den  Hinter- 
grund treten  zu  lassen,  und  so  wurde  denn  um  diese  Zeit  der  Kaiserin  Maria 
Theresia  ein  Entwurf  mit  dem  Titel  überreicht:  «Unmassgebige  Gedanken,  die 
Einführung  einer  Erbschaftssteuer  betreffend",  eine  Schrift,  deren  Verfasser  uns 
unbekannt  ist.  Die  Unterschrift  ist  weggeschnitten.  Offenbar  noch  aus  dem- 
selben Jahre  (1757)  stammen  zwei  undatierte  Gutachten  über  diesen  Gegenstand 
(auch  hier  fehlt  die  Unterschrift).  Diese  drei  Schriften  bildeten  das  Substrat 
für  die  Verhandlungen  einer  eigens  zu  diesem  Zwecke  eingesetzten  Kommission. 
Die  Resultate  dieser  Beratungen  wurden  dann  im  darauffolgenden  Jahre  samt 
den  Gutachten  des  Grafen  Kaunitz,  Choteks,  Colloredos,  Khevenhüllers,  Ulfeids 
und  Batthyänys  der  Kaiserin  vorgelegt.  Nachdem  noch  die  Wohlmeinung  einzelner 
Landeschefs  eingeholt  worden  war,  wurde  als  das  Ergebnis  das  grundlegende 
Patent  vom  6.  Juni  1759  (Codex  Austriacus  VI.,  S.  53)  veröffentlicht 

Die  durch  dasselbe  eingeführte  Erbsteuer  ist  eine  ausserordentliche  Zweck- 
steuer und  als  solche  von  zeitlich  begrenzter  Dauer:  .Wir  versprechen  auf  das 
feyerlichste  für  Uns  und  Unsere  Nachfolger  in  der  Regierung,  dass  sobald  diese 
neue  Kriegsschulden  bezahlt  seyen  werden,  auch  die  eingeführte  Erbschaftssteuer 
ftlr  alle  Zeit  aufgehoben  und  abgethan  sein  soll.*  Es  sei  bei  dieser  Gelegenheit 
darauf  hingewiesen,  dass  die  Erbsteuer  früherer  Zeiten  regelmässig  als  eine 
solche  vorübergehende  Ausnahmssteuer  gedacht  war;  so  schon  die  römische 
Erbsteuer,  weldie  die  Kosten  des  Krieges  gegen  Seztus  Pompeius  decken  sollte, 
die  holländische  Erbsteuer  nach  dem  Freiheitskampfe  gegen  Spanien.  Auch 
den  deutschen  bezw.  Österreichischen,  freilich  nicht  zur  Ausführung  gelangten 
Entwürfen,  lag  diese  Auffassung  zu  Grunde  (Sturmii  de  bello  adversus  Turcos 
perpetuo  1597,  Graf  Starhemberg)  *).  Derartige  ausserordentliche  Zwecksteuem 
bildeten  übrigens  damals  den  Hauptbestandteil  der  Staatseinnahmen  im  Gegen- 
satz zu  den  regelmässig  einfliessenden  Kameralgefallen.  Sie  sollten  von  Fall 
zu  Fall  von  den  Ständen  bewilligt  werden,  aber  die  wachsende  Staatsomnipotenz 
drängte  über  diese  Grenze  hinaus,  sie  suchte  sich  von  der  Zustimmung  der 
Stände  auch  bezüglich  dieser  Zwecksteuem  frei  zu  machen,  votierte  dieselben 
auf  Grund  der  absoluten  Gewalt  des  Monarchen  und  so  wurde  denn  auch  das 
1759er  Patent  ohne  diese  erlassen.  Doch  blieb  der  Einfluss  der  Stände  auf  die 
neue  Steuer  insofern  gewahrt,  als  ihr  Erträgnis  den  Ständen  der  einzelnen 
Länder  überlassen  werden  sollte  zur  Rückzahlung  der  während  des  Krieges 
kontrahierten,  von  den  Ständen  garantierten  Aerarialschulden.  Trotz  dieses 
Eingriffes  in  ihre,  sonst  so  eifersüchtig  gewahrte  Rechtssphäre  nahmen  die 
Stände  aller  Länder  die  Erbsteuer  ohne  Widerstand  entgegen  und  erhoben 
höchstens  sachliche  Einwände,  so  die  böhmischen  Stände,  welche  für  ihren 
Kredit  fürchteten.  (Nur  das  Litorale  mit  den  Hafenstädten  Triest  und  Fiume 
waren  davon  ausgenommen,  während  Ungarn  und  die  Niederlande  schon  auf 
Grund  ihrer  Verfassung  ausgeschlossen  sein  mussten.)  Anders  gestalteten  sich 
die  Verhältnisse  in  Tirol.  Hier  stützte  man  sich  auf  den  althergebrachten  Zu- 
sammenhang zwischen  Finanz-  und  Wehrverfassung,  sowie  die  durch  Kaiser 
Maximilians  I.  ,Land  Libell*  (1511)  bei  Einverleibung  der  fürstlichen  Reichs- 
stifte geschaffenen  Verhältnisse,  und  schliesslich  auf  eine  landrechtliche  Be- 
stimmung, dass  die  nächsten  Verwandten  heredes  necessarii  seien,  also  Erben 
de  iure,  nicht  «aus   Glücksfällen*,   wie  das  Patent  besagte.     Wirklich  führte 

1)  Vgl.  G.  Schanz,  Stadien  zur  Greschichte  und  Theorie   der  Erbschaftssteuer. 
Fiuunzarchiv  n  (1900)  S.  l  f.  u.  18  (I90i)  S.  558  f. 

2)  Ueber  Starhembergs  Entwurf  siehe  des  näheren:  Mensi,  Die  Finanzen  Oester- 
reichs,  S.  115. 
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diese  Opposition  za  einer  Reluition,  einem  Abkommoiy  dessen  Erneuerung  vom 
Jahre  1766  Tirol  gegen  Uebernahme  eines  Teiles  der  aus  dem  Siebenjährigen 
Kriege  herrührenden  Schulden  für  immer  von  dieser  Steuer  befreien  sollte. 
Tatsächlich  dauerte  diese  Freiheit  nur  bis  zum  Jahre  1785,  in  ivelchem  die 
Erbsteuer  ebenso  wie  im  Jahre  darauf  für  Galizien,  wohl  als  Ersatz  für  den 
durch  die  zahlreichen  neuen  Befreiungen  entstandenen  Entgang»  allerdings  mit 
einigen  Milderungen,  auch  in  Tirol  eingeführt  wurde.  Zu  einer  ähnlichen 
Reluition  kam  es  auch  im  Jahre  1761  in  Vorarlberg.  Erst  im  Jahre  1790  wird 
auch  hier  nach  dem  Vorgange  Tirols  die  Erbsteuer  dauernd  eingeführt. 

Was  nun  die  einzelnen  Bestimmungen  des  1759er  Patentes  anbelangt, 
so  ging  die  Erbsteuer  insofern  über  ihren  Rechtsbegriff  hinaus,  als  sie  gleich- 
zeitig für  das  Vermögen  der  toten  Hand  ein  Aequivalent  einführte,  sowie  zur 
Vermeidung  von  Umgehungen  eine  Steuer  auf  Schenkungen  unter  Lebenden. 
Von  dem  sdlgemeinen  Prinzip  der  Steuerpflichtigkeit  gab  es  gewisse  Ausnahmen : 
eine  ^nzliche  Befreiung  der  ehelichen  Deszendenten  und  Aszendenten,  eine 
teilweise  für  den  überlebenden  Ehegatten  und  zwar  für  einen  Dritteil  der  Erb- 
schaft (die  Interpretation  des  grundlegenden  Patentes  in  diesem  Sinne,  d.  h.  in 
Bezug  auf  die  ganze  Erbschaft,  wurde  freilich  erst  in  einem  späteren  Reskript 

fegeben),  dann  für  kleine  Erbschaften  unter  500  fl.,  Legate  bis  100  fl.,  bezw. 
ahresrenten  bis  50  fl.  Schliesslich  waren  gewisse  Mobilien  wie  Bücher,  Kleider, 
Pferde  etc.  ausgenommen,  sowie  eine  Befreiung  zu  Gunsten  frommer  Stiftungen 
geschaffen.  Die  Hohe  der  Steuer  war  auf  10%  festgesetzt,  doch  sollte  die 
Konkurrenz  grundherrlicher  Abgaben  in  der  Mindesthöhe  von  5%  sie  auf  die 
Hälfte  herabmindern.  Zur  Steuerleistung  war  der  Erbe  verpflichtet  auch  be- 
züglich der  Legate,  wobei  ihm  selbstverständlich  ein  entsprechendes  Abzugs- 
recht gegenüber  dem  Legatar  gewahrt  blieb,  um  die  Leistung  zu  sichern, 
sollte  die  Erbschaft  erst  nach  Zahlung  der  Steuer  ausgefolgt  werden,  widrigen- 
falls die  Verhandlungsinstanz  haftbar  wurde.  Entsprechend  der  Bestimmung 
des  Patentes,  dass  die  Verwaltung  der  Steuer  den  Ständen  überlassen  sein  sollte, 
war  eine  eigene  ständische  Kommission  geschaffen,  gegen  deren  Entscheidung 
der  Rekurs  an  die  zur  gerichtlichen  Feststellung  der  übrigen  landesherrlichen 
Einkünfte  berufene  Landesbehörde  frei  stand  (m  Ober-  und  Niederösterreich 
die  Justizbankodeputation,  anderswo,  so  in  Böhmen,  Mähren,  Schlesien  und  der 
Steiermark  der  Gonsessus  in  causis  summi  principis  et  commissorum).  Fügen 
wir  noch  hinzu,  dass  als  Strafsanktion  der  Verfall  absichtlich  verheimlichter 
Erbgüter  verfügt  war,  so  sind  damit  die  wesentlichsten  Bestimmungen  des 
Patentes  erschöpft. 

Dieser  etwas  kurzen  Fassung  des  Gesetzes  gegenüber  musste  sich  bald 
die  Notwendigkeit  von  Ergänzungen  und  Aufklärungen  einstellen.  Die  in  diesem 
Sinne  sich  entwickelnde  legislatorische  Tätigkeit  der  folgenden  Jahrzehnte  pflegt 
man  unter  dem  Namen  der  Erläuterungspatente  zusammenzufassen.  Ent- 
sprechend der  dezentralistiscben  Organisation  der  Erbsteuer  wurden  solche  Er- 
länterungspatente  für  einzelne  Kronländer  erlassen.  Es  sind  dies  einheitliche 
Zusammenfassungen  der  Resultate  einer  sich  von  Fall  zu  Fall  ergebenden  legis- 
latorischen Tätigkeit  in  den  einzelnen  Provinzen.  Das  wichtigste  unter  diesen 
ist  wohl  das  Patent  für  Niederösterreich,  welches  später  auch  in  Böhmen.  Mähren 
und  Schlesien  Geltung  erhielt  und  die  Grundlage  des  Patentes  für  Tirol  und 
Galizien,  sowie  jenes  für  Gesamtösterreich  vom  Jahre  1810  bildete.  Die  Zeit 
der  Erläuterungspatente  ist  eine  Periode  des  Weiterbauens  auf  der  im  Jahre  1759 
gegebenen  Basis,  ein  Fortbilden  der  Grundgedanken  des  Erbsteuerpatentes  ge- 
leitet von  dem  Prinzip,  der  Erbsteuer  so  viel  des  Drückenden  als  möglich  zu 
nehmen.  Der  Charakter  des  sozialen  Fortschritts  jener  Periode,  für  welchen 
man  in  der  neueren  Zeit  das  Schlagwort  des  „Friderizianischen  Sozialismus* 
(M.  Fleischmann,  Zeitschr.  f.  Sozialwiss.  VI.  Heft,  1,  2)  geprägt  hat,  war  so  ge- 
waltig, dass  kein  Gebiet  menschlicher  Tätigkeit  sich  ihm  entziehen  konnte,  da 
ein  jeder  Schritt,  der  in  der  einen  Richtung  nach  vorwärts  gemacht  wurde, 
konsequente  Massregeln  in  den  verschiedensten  Materien  forderte.  So  hatte  die 
privatrechtliche  Gleichstellung  der  unehelichen  Kinder  mit  den  ehelichen,  die 
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das  Josephinifiche  bürgerliche  Gesetzbuch  geschaffen  hatte,  die  Anwendung  dieses 
Grundgesetzes  auch  bei  der  Erbsteuer  und  damit  die  Befreiung  der  unehelichen 
Kinder  von  derselben  zur  Folge.  Dabei  blieb  es  auch  nach  Beseitigung  der 
ursächlichen  Bestimmung  der  Josephinischen  Gesetze  vom  Jahre  1791.  Eine  andere 
Reformbewegung,  die  zu  Gunsten  des  Bauernstandes,  führte  dazu,  dass  Ver- 
mächtnisse des  Grundherrn  an  seine  untertänigen  Bauern  in  bestimmten  Fällen 
frei  sein  sollten.  In  Galizien  war  der  ganze  Bauernstand  überhaupt  von  der 
Erbsteuer  befreit  —  wohl  schon  aus  technischen  Gründen.  Schliesslich  ge- 
standen die  Erläuterungspatente  dem  unfreien  Bauernstände  die  gänzliche  Be- 
freiung des  Überlebenden  Ehegatten  im  Falle  vereinbarter  Communio  bonorum 
zu;  nur  in  Kärnten  galt  dies  auch  für  , Bürger  und  Untertanen,  die  einen  frey- 
sassen  Grund  besitzen*.    Das  eheliche  Güterrecht  machte  aber  auch  im  all- 

femeinen  seinen  Einfluss  geltend.  Wenn  auch  der  Antrag  der  böhmischen 
tände  auf  gänzliche  Befreiung  der  Ehegatten  nicht  durchdrang,  eine  Forde- 
rung, die  der  tatsächlich  eingeräumten  Befreiung  der  Geschwister  entsprach,  so 
wuiäe  doch  diesem  Gedanken  manches  Zugeständnis  gemacht.  So  wurde  der 
Ususfruktus  des  gesamten  Vermögens  durch  den  überlebenden  Ehegatten  unter 
der  Bedingung  der  Erziehung  der  Kinder  steuerfrei  gemacht.  Das  niederOster- 
reichische  und  tirol-galizische  Patent  befreit  sogar  die  dos,  ohne  Rücksicht,  ob 
sie  zurückfiel  oder  dem  Manne  verblieb,  das  letztere  Patent  setzte  ausserdem 
für  den  Ehegatten  den  Steuerfuss  auf  5  ^'o  herab.  Damit  ist  die  Zahl  der  dem 
Charakter  jener  Zeit  entsprechenden  Befreiungen  nicht  abgeschlossen.  Es  wurden 
solche  einer  Reihe  von  Wohltätigkeitsinstituten,  so  Waisen-  und  Armenhäusern, 
dann  den  Schulen  und  Studienstiftungen  eingeräumt.  Bezeichnend  für  Josephs  n. 
wirtschaftspolitische  Tendenzen  ist  schliesslich  die  1785  statuierte  Steuerfreiheit 
des  Bergwerkseigentums. 

Dass  im  übrigen  ganz  abgesehen  von  äusseren  sozialen  Einflüssen  eine 
Vertiefung  des  Rechtsbegriffes  der  Erbsteuer  eingetreten  war,  zeigt  der  Um- 
stand, dass  man  jetzt  auch  ein  Gebiet  betrat,  welches  sich  nur  einem  ent- 
wickelten Rechtsinstitute  öffnet,  das  des  internationalen  Rechts.  Das  (1759) 
Patent  begnügt  sich  mit  der  Bestimmung,  dsss  auch  Ausländer,  wenn  sie  im 
Inlande  eine  Erbschaft  erwerben,  der  Steuer  unterliegen.  Die  Erläuterungs- 
patente stellton  in  dieser  Hinsicht  für  Immobilien  das  Prinzip  der  Territorialität, 
für  Mobilien  das  der  Verhandlungsinstanz  auf.  Weiter  ging  das  Patent  fQr 
Tirol  und  Galizien,  indem  es  das  Prinzip  der  Territorialität  auch  auf  Mobilien 
ausdehnte,  insofern  der  Erblasser  ein  Inländer  war.  Uebrigens  wurde  der  Grund- 
satz der  Verhandlung^nstenz  in  seinen  unhaltbaren  Konsequenzen  auch  in 
anderen  Kronländern  durchbrochen.  So  in  dem  Falle  des  Marquis  Ango  de 
Lezeau,  der  als  Emigrant  nach  einem  Aufenthalto  von  einigen  Monaten  in 
Oesterreich  storb.  Dieser  Fall  hatte  eine  kaiserliche  Entscheidung  zur  Folge, 
demgemäss  das  Vermögen  eines  Fremden,  „der  sich  nur  zeitlich  ohne  sein  Ver- 
mögen durch  Verkehr,  Negoce,  Ankauf  von  Realitäten  u.  dergl.  zu  benützen 
in  den  Erbländern  aufhielte,  weder  mit  einer  Erbschaftssteuer,  noch  Abfahrtsgeld 
zu  belegen  sei." 

Das  wichtigste  Anzeichen  fortschreitender  Entwicklung  aber,  welches  diese 
Periode  zu  verzeichnen  hat,  liegt  in  der  Anwendung  des  oben  angeführten 
Grundsatzes  der  Mildeining  der  Härten  der  Erbsteuer  auch  auf  die  Höhe  der- 
selben. Die  Folge  war,  dass  man  den  einheitlichen  Steuerfuss  des  grundlegenden 
Patentes  aufgab  und  dem  Problem  der  Differenzierung  des  Steuerfusses  näher 
trat.  Bekanntlich  verlangt  die  moderne  Finanz  Wissenschaft  eine  solche  in  dop- 
pelter Hinsicht,  einerseits  unter  Berücksichtigung  des  Verwandtschaftsgrades, 
anderseits  nach  der  Grösse  der  Erbschaft,  bezw.  Erbportion.  Es  war  zunächst 
der  erstere  Umstand,  welcher  die  Gesetzgebung  beschäftigte  und  wo  auch 
praktische  Resultate  erzielt  wurden.  Es  geschah  dies  einerseits  dadurch,  dass 
wenigstens  für  das  ganze  Geltungsgebiet  des  tirolisch-galizischen  Patentes  der 
Steuerfuss  zu  Gunsten  von  Neffen  und  Nichten,  sowie  des  Ehegatten  auf  5%  er- 
niedrigt Wurde,  anderseits  durch  Schaffung  einer  neuen  Abgabe,  des  Mortoariams, 
welches   mit  allerh.   Entschliessung  vom  25.  Oktober   1781   eingeführt  wnrde. 
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Auf  den  Steuercharakter  dieser  »Taxe'  hat  bereits  Frh.  y.  Wieser  in  Mischler- 
üibrichs  Staatswörterbuch  hingewiesen,  nichts  destoweniger  scheint  derselbe 
noch  immer  —  auch  in  dem  oben  angeführten  Buche  Funks  —  verkannt  zu 
werden.  Sicherlich  ging  die  legislative  Absicht  bei  Einführung  dieser  neuen 
Abgabe  dahin,  auch  das  bisher  steuerfreie  Einkommen  der  Tinea  recta  zur 
Leistung  heranzuziehen.  Als  tatsächliches  Resultat  dieser  beiden  Neuerungen 
erscheint  also  eine  dreiteilige,  von  dem  Minimalfuss  von  l®/o  aufsteigende  Ab- 
stufung des  Steuersatzes  nach  Massgabe  der  Nähe  des  Verwandtschaftsgrades. 
Was  cUe  andere  Anforderung  der  modernen  Theorie  anbelangt  —  deren  Geltend- 
machung eigentlich  nur  bis  Bergius  bezw.  Schäffie  zurückdatiert  und  die  auch 
heute  noch  nicht  bei  uns  in  Wirklichkeit  umgesetzt  wurde  —  so  ist  doch  ihr 
Gedanke  jener  Zeit  nicht  mehr  fremd.  Am  Anfange  des  19.  Jahrhunderts  legt 
nämlich  das  mährisch-schlesische  Gubemium  die  Anregung  eines  gewissen  Franz 
Jorsch  auf  Ein^hrung  eines  nicht  bloss  nach  dem  Verwandtschaftsgrade,  son- 
dern auch  nach  der  Grösse  der  Erbportion  pro^essiv  fortschreitenden  Steuer- 
satzes vor.  Zwar  sagte  die  Hofkanzlei  eine  diesbezügliche  Berichterstattung 
an  den  Kaiser  zu,  doch  unterblieb  dieselbe  aus  unbekannten  Gründen. 

Dieser  Entwicklung  der  Erbsteuer  waren  freilich  die  ständischen  Be- 
hörden, denen  sie  anvertraut  war,  umso  weniger  gewachsen '),  als  auch  das  Ver- 
fahren durch  zahlreiche  , Manipulationsnormen*  entsprechende  Veränderungen 
erfuhr.  Man  schuf  daher  aus  Vertretern  des  Landesherm  und  der  Stände  zu- 
sammengesetzte Organe,  die  „Erbsteuerhofkommissionen"  (1760).  Wie  sehr  sich 
diese  bewährt  haben,  ersieht  man  daraus,  dass  ein  grosser  Teil  der  Reformen 
dieser  Periode  auf  ihre  Anfragen  oder  Anträge  an  Allerhöchster  Stelle  zurück- 
zuführen ist.  Aber  den  dem  ganzen  ständischen  System  feindlichen  An- 
schauungen Josephs  IL  genügte  diese  halbe  Massregel  nicht.  Als  die  Erbsteuer 
in  Tirol  und  Galizien  eingeführt  wurde,  geschah  dies  in  Form  einer  reinen 
Kameralabgabe,  deren  Verwaltung  in  den  Händen  der  landesherrlichen  Behörde 
lag.  Die  Beseitigung  der  Landesausschüsse  im  Jahre  1784  hatte  auch  das  Ver- 
schwinden der  Erbstouerhofkommissionen  in  den  übrigen  Erbländern  zur  Folge, 
deren  Geschäftskreis  auf  die  Landesgubemien  überging.  Gleichzeitig  (6.  Mai  1786) 
wurde  neben  der  bisherigen  Beschwerde  das  Rechtsmittel  des  Rekurses  an  die 
ordentlichen  Gerichte  geschaffen.  Die  bekannte  Restauration  unter  Kaiser  Leo- 
pold stellte  auch  hier  die  alten  Zustände  in  ihren  Grundzügen  wieder  her.  Die 
alten  Erbsteuerhofkommissionen  wurden  in  den  meisten  Ländern  wieder  aktiviert; 
in  Mähren  übernahm  der  Landesausschuss  selbst  diesen  Geschäftskreis.  In  Tirol, 
wo  nach  Josephs  II.  Tode  den  Ständen  gestattet  wurde  einen  .offenen  Landtag" 
abzuhalten,  dessen  Wünsche  eine  besondere  Gesandtschaft  dem  Kaiser  vortragen 
sollte,  wurde  gemäss  den  durch  eine  eigene  Kommission  unter  dem  Vorsitz  des 
Erzherzogs  Franz  mit  den  acht  Tiroler  ständischen  Deputierten  geführten  Ver- 
handlungen mit  kaiserlicher  Entschliessung  vom  9.  März  1791  die  Erbsteuer  ganz 
aufgehoben,   ,da  die  Stände  ein  besonderes  Recht  hierauf  zu  haben  scheinen*. 

Die  durch  die  Stände  garantierte  Staatsschuld  des  7jährigen  Krieges,  zu 
deren  Tilgung  die  Erbsteuer  uesti mm t  war,  hatte  inzwischen  durch  die  Kon- 
version und  Unifikation  mit  anderen  ständischen  Schulden  und  Vereinigung  ge- 
wisser Kameralschulden  mit  denselben  auf  Grund  des  Rezesses  vom  Jahre  1767 
bedeutende  Veränderungen  erfahren,  so  dass  die  Erbsteuer  nunmehr  einen  viel 
weiteren  Zweck  hatte,  als  die  Schulden  des  7jährigen  Krieges  zu  tilgen.  Die 
damaligen  österreichischen  Finanz  Verhältnisse  machen  überhaupt  den  Eindruck, 
als  ob  man  eine  gewisse  Furcht  empfönde,  auch  nur  sich  selbst  die  ganze  Not- 
lage,  in  der  man  sich  befand,  klar  zu  machen,   und  so  wurde  auch  dieser  ur- 


1)  Vortrag  des  Direktoriums  in  publicis  et  cameralibns  vom  7.  April  1760:  „Die 
Experieuz  zeigt,  dass  man  von  deren  alleinigen  ständischen  Besorgung  die  angehoffte 
Wirkung  sieh  nicht  versprechen  möge.  Und  der  von  denen  Ständen  bezeigende  wenige 
Eifer  veroffenbart  sich  genugsam  ans  dem,  dass  schon  von  einigen  Partheyen  die  Be- 
schwerde geführt  worden,  von  ihnen  Ständen  in  Ausmessung  der  Erbsteuer  die  Richtig- 
keit nicht  erhalten können." 
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sprünglich  nur  auf  10  Jahre  geschlossene  Rezess  stillschweigend  aufrecht  er- 
halten, ohne  dass  die  inzwischen  hinzugekommenen  neuen  ständischen  Schulden 
irgendwie  systemisiert  worden  wären,  so  dass  die  solcherart  garantierte  Staats- 
schuld 1803  die  Summe  von  170  Mill.  fl.  erreichte.  Es  war  also  eine  Tages- 
frage diese  Verhältnisse  der  so  lange  hinausgeschobenen  Regelung  zuzuführen. 
Nach  der  1767  geschaifenen  Gestaltung  der  Dinge  musste  dies  unbedingt  auch 
eine  Neuordnung  der  Erbsteuer  zur  Folge  haben.  Seit  dem  Jahre  1803  waren 
diese  beiden  Punkte  tatsächlich  Gegenstand  zahlreicher  Entwfirfe  und  Verhand- 
lungen. Während  nun  die  Hauptfrage,  die  Systemisierung  der  ständisch  garan- 
tierten Staatsschuld  betreffend,  infolge  der  durch  die  ins  Ungeheuere  wachsenden 
Kosten  der  napoleonischen  Kriege  geschaffenen  Zustände  vorläufig  nicht  zur 
Lösung  gelangte,  wurde  der  damit  zusammenhängende  Reformversuch  der  Erb- 
steuer tatsäcluich  verwirklicht,  wenn  auch  in  einer  Weise,  die  nicht  viel  mehr 
als  eine  Gesamtrepublikation  der  Erläuterungspatente  bedeutet.  Die  in  dieser 
Hinsicht  nötigen  Massregeln  leitete  das  Hofkanzleidekret  vom  26.  August  1805, 
welches  die  Lrbsteuerhofkommission  für  Niederösterreich  mit  einem  Gutachten 
über  eine  bessere  Art  der  Wertabschätzung,  über  Einschränkung  bezw.  Auf- 
hebung der  bestehenden  Befreiungen,  sowie  bezüglich  einer  gründlicheren 
Kontrolle  der  Verhandlungsinstanzen  beauftragte,  alles  dies  unter  Wahrung  der 
Prinzipien  des  lO^igen  Steuerfusses  und  der  Befreiung  der  direkten  auf-  und 
absteigenden  Linie.  Durch  dieses  Gutachten  sollte  das  notwendige  Material 
gesammelt  und  das  Substrat  für  die  Verhandlungen  einer  einzuberufenden 
Revisionskommission  geschaffen  werden.  Das  im  Jahre  1807  der  Hofkanzlei 
übergebene  Elaborat  bildete  dann  tatsächlich  die  Grundlage  fQr  die  gemein- 
samen Beratungen  der  Hofkanzlei  und  der  Hofkammer.  Auch  hier  beschränkte 
man  sich  auf  die  Verhandlung  der  durch  das  obgenannte  Dekret  aufgestellten 
drei  Fragen,  deren  Beantwortung  wirklich  das  ganze  System  des  Patentes  aus- 
macht, welches  am  15.  Oktober  1810  publiziert  wurde.  Will  man  also  die 
hierdurch  eingeführten  Reformen  kennen  lernen,  so  genügt  die  Betrachtung,  in- 
wiefern den  genannten  Punkten  Rechnung  getragen  worden  war.  Bezeichnend 
ist,  dass  das  neue  Patent  nicht  wie  seine  Vorgänger  mit  der  Definition  des 
Objektes  der  Steuer  beginnt,  sondern  sofort  auf  die  Beantwortung  der  ersten 
Frage  eingeht,  indem  es  sich  mit  der  Feststellung  des  Wertes  des  Steuerobjektes 
befaest.  Die  Bewertung  wurde  nämlich  zur  Zeit  des  (1759)  Patentes  durch  die 
Verhandlungsinstanz  nach  freiem  Ermessen,  bei  fruchtbringenden  Gütern  durch 
Kapitalisierung  des  5  7oigen  Reinerträgnisses,  später  auf  Grund  eines  Ein- 
bekenntnisses  des  Erben  vorgenommen,  bis  dann  die  Erläuterungspatente  für 
Immobilien  einfach  die  Theresianische  Grundsteuerrektifikation  zur  Grundlage 
machten,  d.  h.  jenen  Wert,  auf  Grund  dessen  die  Grundsteuer  bemessen  wurde. 
1810  kehrte  man  nun,  was  fruchttragende  Güter  anbelangt,  zu  dem  oben  aus- 
geführten Standpunkte  zurück,  während  für  Luzusbauten  und  Mobilien  der  ge- 
wöhnliche Kaufpreis  massgebend  sein  sollte.  Gleich  im  §  2  geht  das  Patent 
zur  Erläuterung  des  zweiten  in  Frage  stehenden  Punktes  Über.  Gerade  hier 
zeigt  es  sich  deutlich,  wie  sehr  die  zu  Grunde  liegende  Tendenz  eine  andere 
geworden  war.  Es  tritt  nicht  mehr  das  Bestreben  in  Vordergrund,  der  Steuer 
alles  Drückende  zu  nehmen,  wie  in  den  Josephinischen  Patenten,  sondern  die 
in  jener  schweren  Zeit  nur  allzu  begreifliche  Absicht,  die  Ertragsfähigkeit  mög- 
lichst zu  steigern.  Die  kaiserliche  Direktive  betreffend  die  direkte  Linie  wurde 
auch  bezüglich  der  unehelichen  Abstammung,  trotz  Widerspruches  in  der  Kom- 
mission festgehalten,  dagegen  fiel  jede  Begünstigung  der  Geschwister  weg  und 
wurde  die  Befreiung  des  überlebenden  Ehegatten  nur  auf  Grund  besonderer 
Rechtstitel,  so  bezüglich  der  Mitgift,  Witwenversorgung  etc.  aufrecht  erhalten. 
Bei  der  Gommunio  bonorum  universalis  blieb  nur  die  Hälfte  des  gesamten  Ver- 
mögens steuerfrei,  ebenso  bei  der  Errungenschaftsgemeinschaft  die  HlUfte  des 
Erworbenen.  Der  niedrigere  Steuerfuss  von  5  V  ^^^  Patentes  für  T.  u.  6.  und 
die  Freilassung  des  Drittels  waren  also  hiemach  beseitigt.  Was  den  Bauern- 
stand anbelangt,  so  verlor  Galizien  seine  bevorzugte  Stellung,  indem  nur  die  Be- 
stimmung bezüglich  der  Gommunio  bonorum   aufrecht  blieb.    Hinsichtlich  der 


Digitized  by  VjOOQIC 


Literatur.  43} 

Steuerfreiheit  kleinerer  Erbschaften  wurde  die  Mazimalgrenze  aaf  100  fl.  herab- 
gesetzt, wobei  freilich  —  da  für  Legate  derselbe  Maximalbetrag  aufrecht 
blieb  —  bei  Entscheidung  der  Frage,  ob  eine  Erbschaft  unter  dieses  Minimum 
fiel,  wahrscheinlich  die  Passiven  nicht  abgezogen  ¥nirden,  —  ein  Argument,  für 
welches  die  Beweise  fehlen.  Von  den  sachlichen  Befreiungen  wurde  die  durch 
das  (1759)  Patent  geschaffene  Befreiung  von  NahrungsmittelTorräten,  die  der 
Erbe  in  einem  Jahr  verzehren  kann,  in  der  Interpretation  des  Patentes  für 
T.  u.  G.  aufgenommen  als  Steuerfreiheit  des  zur  Landwirtschaft  und  Acker- 
bestellung notwendigen  Vorrates.  Da  ferner  die  Befreiung  des  Bergwerkseigen- 
tums, der  Zuwendungen  an  milde  Stiftungen  und  Schulen  aufrecht  bleiben,  die 
letzteren  noch  durch  spätere  Bestimmungen  zu  Gunsten  der  barmherzigen  Brüder, 
der  Elisabethin erinnen,  Ursulinerinnen  und  Piaristen  (1810)  erweitert  wurden, 
so  muss  man  sagen,  dass  der  durch  das  Patent  von  1805  hervorgehobenen  Ten- 
denz der  Steigerung  der  Ertragsföhigkeit  durch  Einschränkung  der  Befreiungen 
nur  massig  Rechnung  getragen  worden  war  und  damit  die  in  diesem  Punkte 
gegen  die  Erbsteuer  vielseitig  erhobenen  Einwände  nicht  beseitigt  wurden. 
Vielmehr  geschah  dies  durch  die  Rückkehr  zum  einheitlichen  Steuerfuss  von 
10 >,  der  nur  die  eine  Ausnahme  des  grundlegenden  Patentes  anerkannte  (Kon- 
kurrenz mit  grundherrlichen  Abgaben). 

Was  die  letzte  Forderung  des  1805er  Dekrets  hinsichtlich  einer  gründ- 
licheren Beaufsichtigung  der  Verhandlungsinstanzen  anbelangt,  so  waren  die 
entsprechenden  Bestimmungen  des  Patentes  ziemlich  bedeutungslos  und  nicht 
geeignet,  das  —  fast  durchwegs  dem  ganzen  ständischen  System  feindliche  — 
Verlangen  nach  einer  Organisationsreform  dauernd  zu  befriedigen.  1813  wurden 
Justizräte  als  Beisitzer  zu  den  Kommissionen  zugezogen  unter  gleichzeitiger 
Beseitigung  des  bisher  bestandenen  Rechtsweges  an  die  Öffentlichen  Gerichte. 
1819  wurde  dann  die  Uebertragung  der  Agenda  auf  die  Gubemien  angeordnet. 
Aber  die  Durchführung  blieb  aus,  nicht  so  sehr  weil  man  die  Rechte  der  Stände 
nicht  verletzen  wollte,  da  die  Hofkanzlei  die  Ansicht  vertrat,  dass  durch  die 
Vertretung  derselben  in  der  Einlösungs-  und  Tilgungsdeputation  ihr  Ein- 
fluss  auf  den  1817  geschaffenen  Staatsschuldentilgungsfonds,  hiermit  also 
auch  auf  die  Tilgung  der  ständisch  garantierten  Schuld  genügend  gewahrt 
sei,  sondern  weil  die  Beseitigung  der  ständischen  Kommissionen  immer  mehr 
mit  der  Aufhebung  der  Erbsteuer  überhaupt  in  Zusammenhang  gebracht  wurde. 
Die  bezüglich  der  Aufhebung  der  Erbsteuerhofkommissionen  von  den  Hof- 
stellen gepflogenen  gemeinsamen  Beratungen  waren  nämlich  vom  Kaiser  be- 
stätigt worden  , jedoch  nur  in  der  Voraussetzung,  dass  mit  den  Ständen  in 
Ansehung  der  Erbsteuer  keine  noch  nicht  ganz  erfüllten  Rezesse  bestehen*. 
Bezog  man  dies  richtigerweise  bloss  auf  die  Schulden  des  Siebenjährigen  Krieges, 
so  war  damit  die  Voraussetzung  für  die  Erfüllung  des  in  der  Einleitung  zum 
1759er  Patent  gegebenen  feienichen  Gelübdes  der  Aufhebung  der  Erbsteuer 
gegeben.  Inzwischen  hatte  man  freilich  jede  klare  Unterscheidung  über  den 
Ursprung  der  zu  deckenden  Schulden  und  somit  auch  der  darüber  mit  den 
Ständen  geschlossenen  Rezesse  verloren,  indem  man,  wie  das  Gutachten  des 
Vertreters  des  Finanzministeriums  in  den  angeführten  Beratungen,  Hofrats  von 
Kübeck,  zeigt,  die  ursprüngliche  Bestimmung  der  Steuer  mit  dem  späteren 
Rezess  von  1767  identifizierte.  Der  kaiserlichen  Entschliessung  gemäss  trat  nun 
die  Hofkanzlei  an  die  Hofkammer  mit  der  Frage  heran,  ob  die  rezessierte 
Schuld  tatsächlich  getilgt  sei.  Das  Finanzministerium  gab  darauf  in  seiner 
Note  vom  8.  März  1819  die  Versicherung,  dass  diese  Schuld  im  Gesamtbetrage 
von  50,102,181  fl.  SV/s  kr.  spätestens  1805  vollständig  beglichen  worden  wäre. 
Damit  war  also  die  kaiserliche  Bedingung  für  die  Aufhebung  der  ständischen 
Kommissionen  erfüllt,  als  ein  anderer  Qmstand  die  Verwirklichung  verhinderte. 
Die  böhmischen  Stände  überreichten  nämlich  eine  vom  Oberstburggrafen  unter- 
stützte Vorstellung  dagegen,  worin  sie  darlegten,  dass  einerseits  die  ständische 
Schuld  noch  lange  nicht  beglichen,  im  Gegenteil  in  den  letzten  Jahren  noch 
bedeutend  angewachsen  sei;  anderseits  die  Uebertragung  der  Agenda  an  die 
Gubemien  eine  für  den  Staat  ausserordentlich  kostspielige  Personaivermehrung 
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zur  Folge  haben  mässte.  In  den  Ober  diese  Vorstellang  geführten  Auseinander- 
setzungen wurde   hervorgehoben,   dass  nicht   die  Wirtschaft  der  ständischen 
Kommissionen,   sondern   die  Bestimmungen  des  Patentes  selbst  an  allen  Miss- 
verhältnissen ,  vor  allem  an  dem  niedrigen  Ertrage  der  Steuer  Schuld  tragen. 
Diese  Meinung  drang  durch,  die  Aufhebung  der  Kommissionen  unterblieb  und 
die  Frage  der  Revision  des  Patentes,  welche  auch  wohl  zu  dessen  gänzlicher 
Aufhebung  führen  konnte,   trat  in  den  Vordergrund.     Bevor   aber  noch  die 
ersten  Vorfragen,  so  z.  B.  von  welcher  Seite  die  ersten  Vorschläge  zur  Revision 
ausgehen  mussten,  erledig  waren,  trat  die  Frage  abermals  in  ein  neues  Stadium, 
das  für  die  weitere  Entwicklung  bedeutungsvoll  wurde.    In  Lombardo-Venezien, 
wo  nach  dessen  Einverleibung  in  den  Kaiserstaat  Oesterreich  auch  dessen  Ge- 
setze und  mit  ihnen   auch  dessen  Justiztaxvorschriften  vom  1.  November  1781 
eingeführt  worden  waren,   zeifi^n  sich  die  Mängel  der  letzteren  so  stark,  ins- 
besondere erwuchsen  aus  dem  Kreditieren  der  Taxen  derartige  Komplikationen, 
dass   man   an  schleunige  Abhilfe  denken  musste.    Die  Gubemien  der  beiden 
Provinzen  überreichten   darum  im  Einvernehmen  mit  dem  Appellationsgericht 
und  dem  obersten  Justizsenate  in  Verona  diesbezügliche  Vorschläge.   Auf  Grund 
derselben  wurden  in  Wien   gemeinsame  Beratungen   der  höchsten  Hofstellen 
gepflogen,  deren  Resultat  ein  Entwurf  war,  auf  dem  Prinzip  aufjp^ebaut,  dass 
die  Taxen  nicht  ein  Ersatz  der  Gerichtskosten,  sondern  nur  ein  Beitrag  zu  den- 
selben sein  sollten.    Auch  für  die  Verlassenschaftsverhandlung  war  eine  2%ige 
Taxe  in  Vorschlag  gebracht,  wenn  die  reine  Hinterlassenschaft  mehr  als  200  fl. 
betrug.    Der  darüber  gehaltene  Vortrag  fand  die  kaiserliche  Genehmigung  mit 
dem  gleichzeitigen  Auftrage  zu  weiteren  Erhebungen,  vorzüglich  in  Beziehung 
auf  die  in  Venezien  von  Napoleon  I.  eingeführten  Registertaxen.  Dieses  ,enre- 
gistrement*  —  in  Frankreich  durch  das  Gesetz    vom   12.  Dezember   1798  ge- 
schaffen —  war  eine  bei  Gelegenheit  der  Deklarierung  des  Besitzwechseb  in  den 
öffentlichen   BQchem  eingehobene   Gebühr.     In   EifQllung   dieses  kaiserlichen 
Auftrages  wandte  sich  der  Finanzminister  zuerst  an  den  VizekÖnig  von  Lombardo- 
Venezien,  Erzherzog  Rainer  um  dessen  Wohlmeinung.  In  seiner  Antwort  darauf 
zeigte  sich  aber,  dass  der  Vizekönig  mit  dem  bei  den  gemeinsamen  Beratungen 
ausgesprochenen  Prinzip  nicht  übereinstimmte.  Insbesondere  leg^  er  mit  Nach- 
druck dar,    dass  die  Einführung  der  Erbsteuer  nach  Aufhebung  der  alten  Re- 
gisterabgabe unnötig  gemacht  werden  müsse,  in  der  Weise,  dass  Mortuariam 
und  Erbsteuer  zusammen  mit  der  neu  einzuführenden  Taxe  eine  einzige  Abgabe 
anlässlich  der  Hinterlassenschaftsverhandlung   bilden  müssen,   für  welche  der 
Erzherzog  den  Satz  von  2Vs°/o  beantragte,  nur  für  Noterben  wurde  der  obige 
Antrag  gebilligt.  Auch  das  Gutachten  des  Direktors  des  Hoftaxenamtes,  Pompe, 
sprach  sich  gegen  den  Standpunkt  des  ,,  Beitrages*  aus  und  verlangte  sogar  die 
Festsetzung  auf  47o.    Ueber  diese  beiden  Gutachten  erstattete  der  Präsident 
der  Hofkammer  dem  Kaiser  Bericht  (1824),   wobei  er  die  Ausdehnung  dieser 
Prinzipien  auf  die  ganze  Monarchie  beantragte.    Die  kaiserliche  Entscheidung 
darüber  erging  ein  Jahr  später  auf  einer  etwas  erweiterten  Grundlage,  indem 
sie  sich  auf  das  nicht  minder  reformbedürftige  Stempelgeftllle  bezog. 

Sowohl  die  Stempel  als  die  Taxerträgnisse  waren  nämlich  im  Verhältnis 
zu  anderen  Staaten  äusserst  niedrige.  Zurückzuführen  war  dies  darauf,  dass 
einerseits  herrschaftliche  Protokolle  stempelfrei  waren,  anderseits  sich  die 
Taxvorschriften  nicht  auf  die  so  ausgedehnte  Patrimonial-Gerichtsverwaltung 
bezogen.  In  Durchführung  der  angeführten  kaiserlichen  Entschliessung  worden 
in  verhältnismässig  kurzer  2^it  drei  Gesetzentwürfe  zur  allerhöchsten  Entschei- 
dung vorgelegt:  1.  betreffend  die  Stempelgebühren,  mit  welchen  die  bisherigen 
Taxen  in  Streitsachen  vereinigt  wurden,  soweit  es  sich  um  landesherrliche  Ge- 
richte handelte ;  die  Stempelgebühr  wurde  auch  auf  di "  in  die  Kompetenz  der 
herrschaftlichen  Gerichte  fallenden  Streitsachen  ausgedehnt,  jedoch  mit  einem 
niedrigeren  Satz,  da  hier  die  Gerichtstaxe  von  dem  betreffenden  Gerichtsherm 
eingehoben  wurde,  also  nicht  mit  dem  staatlichen  Stempel  in  eins  zusammen- 
fliessen  konnte;  2.  betreffend  die  Gerichtstaxen  und  Abgaben  von  den  bei  den 
landesherrlichen  Gerichten  verhandelten  Hinterlassenschaften,  3.  bezüglich  der 
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Abgaben  yon  vor  Patrimonial-  und  Eommusalgerichten  verhandelten  Hinte]> 
lassenBchaften.  Die  landesherrliche  Taxe  des  Entwurfes  2  wurde  mit  l^o  der 
reinen  Hinterlassenschaft  bei  einem  Mindestbetrage  von  100  fl.  angenommen. 
Die  Hinterlassenschaftsabgabe  der  Entwürfe  2  und  3  sollte  bei  Befreiung  der 
linea  recta  für  Geschwister  2  7o.  ftir  alle  Übrigen  Erben  5  ^o  betragen.  Schwierig- 
keiten machte  die  Organisierung  der  AmtstrSger  für  die  neue  Steuer,  üeber 
die  Beseitigung  der  ständischen  Kommissionen  war  man  einig,  doch  konnte 
man  sich  auch  nicht  zur  Uebertragung  ihres  Wirkungskreises  an  die  Gubernien 
entschliessen.  Schliesslich  erweiterte  man  die  Befugnisse  der  Verhandlungs- 
instanzen  und  begnügte  sich  mit  der  .Einsicht  und  Genehmigung*  der  Landes- 
stelle  bei  grösseren  Hinterlassenschaften. 

Diese  drei  Entwürfe  stiessen  aber  im  Staatsrat  auf  heftigen  Widerstand, 
indem  man  vom  nationalökonomischen  Standpunkt  geltend  machte,  dass  Stempel 
wie  Hinterlassenschaftsabgabe  der  Vermehrung  des  Steuerobjektes  hinderlich 
sein  müssen,  dass  die  Steuer  dann  .die  Aussaat  und  die  Ernte  belegt*.  Zu- 
gleich wandte  der  Staatsrat  ein,  dass  der  Stempel  auf  Karten,  Kalender  und 
Zeitungen,  der  als  Bestandteil  des  Entwurfes  1  erschien,  eine  einheitliche  Be- 
handlung mit  dessen  eigentlichem  Gegenstande  nicht  vertrage.  Daraufhin  zog 
das  Finanzministerium  seine  Entwürfe  selbst  zurück  und  unterzog  sie  einer 
Umarbeitung  im  Sinne  der  erhobenen  Einwände.  1829  wurde  dann  ein  nach 
einem  .ganz  neuen*  System  ausgearbeiteter  Gesetzentwurf  die  Taxen  betreffend 
zugleich  mit  einem  selbständigen  Gesetz  Über  eine  Karten,  Kalender  und  Stempel 
treffende  Verbrauchssteuer  dem  Kaiser  vorgelegt.  Dieser  neue  Entwurf  zeigt 
deutlich  den  Einfluss  wissenschaftlicher  Schule,  vor  allem  hat  man  sich  zu  einem 
klaren  Begriff  der  .Taxe*  durchgearbeitet,  in  welcher  der  neue  Entwurf  den 
Preis,  das  Aequivalent  für  eine  Amtshandlung  oder  den  Schutz  von  Rechten 
sieht.  Es  entsprach  den  oben  ausgeführten  Anschauungen  des  Staatsrats,  aber 
68  war  auch  eine  natürliche  Folge  dieses  Prinzips,  dass  der  neue  Entwurf  keine 
Abgabe  mehr  kannte,  die  die  alte  Erbsteuer  ersetzen  konnte.  Man  sah  die 
Erbschaft  nicht  mehr  als  Steuerobjekt  an,  sondern  betrachtete  sie  nur  als  den 
Gegenstand  von  taxpflichtigen  Amtshandlungen.  Diesem  Prinzip  entsprechend 
wurde  nicht  eine  einzige  Taxe  anlässlich  der  Hinterlassenschaftsverhandlung  ein- 
geführt, sondern  jeder  einzelne  Fall  des  Eingreifens  der  Behörde  zum  Anlass 
genommen  —  so  die  Anmeldung  der  Erbschafteansprüche,  die  Inventarisierung, 
das  Abschätzungs-  und  das  Lizitationsprotokoll,  die  gerichtliche  Einweisung  in 
die  Erbschaft  ete.  Die  weitere  Konsequenz,  dass  die  als  Preis  der  Amtshand- 
lung aufgefasste  Taxe  auch  tatsächlich  deren  Kosten  entsprechen  musste,  wurde 
aber  nicht  gezogen.  Die  Taxen  waren  in  Wirklichkeit  höher,  so  dass  wir  es, 
wenn  auch  nicht  dem  Namen  nach,  so  doch  tatsächlich  noch  immer  mit 
einer  Steuer  zu  tun  haben.  Dies  gesteht  auch  der  Motivenbericht  insofern  zu, 
als  er  den  höheren  Satz  der  Taxen  mit  dem  Entgang  so  vieler  anderer  hierdurch 
zu  beseitigenden  Abgaben  rechtfertigt 

Der  neue  Gesetzentwurf  wurde  mit  allerh.  Entschliessung  vom  24.  Mai  1830 
genehmigt,  doch  trat  er  zunächst  noch  nicht  in  Wirksamkeit.  Es  sollte  damit 
l^ewartet  werden,  bis  die  zur  Einführung  des  Gesetzes  in  den  italienischen 
Provinzen  eingeleitete  Aktion  abgeschlossen  war.  Inzwischen  scheinen  sich  an 
dem  neuen  Gesetze  Mängel  gefunden  zu  haben,  denn  mit  Kabinettschreiben 
vom  14.  Januar  1882  wurde  der  Hofkammerpräsident  Graf  Klebelsberg  mit 
der  Bildung  einer  Ueberprüfungskommission  betraut.  Erst  1840,  am  27.  Januar, 
also  10  Jahre  nach  der  Sanktion  des  Entwurfes,  erfolgte  die  Publikation  des 
Stempel-  und  Taxpatentes.  Mit  Dekret  des  Hofkammerpräsidiums  vom  24.  Mai 
vom  selben  Jahre  wurde  dann  die  ^nzliche  Aufhebung  der  Erbsteuer  aus- 
gesprochen; die  Erbsteuerhofkommissionen  wurden  aber  erst  1850  beseitigt. 

Das  neue  .Stempel-  und  Taxpatent*  fand  aber  keine  freundliche  Auf- 
nahme, vor  allem  aus  Tirol  und  Italien  liefen  fortwährend  Beschwerden  ein, 
aberhaupt  sah  die  Volksstimmung  das  Gesetz  als  ein  .aristokratisches*  an,  das 
die  Reicnen  zum  Schaden  der  Armen  begünstige.  Die  Regierung  war  offenbar 
aaf  Einwände  gefasst,  denn  kurz  nach  der  Publikation  wurde  eine  Kommission 
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geschaffen,  deren  Aufgabe  es  war,  Gutachten  in  allen  das  neue  Gesetz  be- 
treffenden Fragen  abzugeben.  Der  erste  positive  Versuch,  der  Unzufriedenheit 
abzuhelfen,  bestand  darin,  dass  man  den  ürkundenstempel  beseitigen  wollte. 
Um  den  Abgang  zu  decken,  sollte  die  alte  ausser  Uebung  gekommene  Ver- 
brauchssteuer auf  Papier  wieder  eingeführt  werden.  Man  sah  aber  bald  ein, 
dass  man  mit  solchen  Massregeln  die  Unzufriedenheit  nicht  beseitigen  würde, 
und  so  entschloss  man  sich  unter  dem  Eindruck  der  wachsenden  Volkserregung 
zu  einer  tiefer  greifenden  Reform.  Mit  allerh.  Entschliessung  vom  23.  Januar  1848 
wurde  die  Revision  des  , Stempel-  und  Taxpatentes"  angeordnet.  Die  auf 
Grund  dessen  geführten  Eommissionsberatungen  fahrten  zu  einem  Entwurf,  der 
auf  der  prinzipiellen  Anschauung  aufgebaut  war,  dass  der  einzelne  sich  vor 
allem  darüber  Uar  werden  müsse,  wann  und  in  welchem  Betrage  er  abgaben- 
pflichtig  sei  (Wildschgo).  Als  Grundlage  wurde  der  aus  einem  Gesetz  mit 
angeschlossenem  Tarif  bestehende  Entwurf  Schwarz walds  genommen.  Die 
Mehrzahl  der  Objekte  war  aus  dem  Stempel-  und  Taxpatent  herübergenommen, 
doch  mit  einer  mr  die  Geschichte  der  Erbsteuer  in  Oesterreich  bedeutsamen 
Vermehrung  durch  die  Schaffung  zweier  neuer  Gebühren,  deren  erste  von  der 
gesamten  reinen  Hinterlassenschaft  anl&sslich  der  gerichtlichen  Verhandlung  der- 
selben gezahlt  wurde,  die  andere  den  Immobiliarbesitz  ohne  Abzug  der  Pas- 
siven treffen  sollte.  Die  erstere  Abgabe  war  im  Grunde  genommen  nichts 
Neues,  man  war  nur  zum  alten  System  zurückgekehrt,  indem  man  die  einzelnen 
Taxen  des  Stempel-  und  Taxpatentes  wieder  in  einer  Abgabe  vereinigte.  Wohl 
aber  war  die  zweite  Gebühr  eme  durch  und  durch  neue  Institution  trotz  gemein- 
samer Berührungspunkte  mit  der  alten,  obenerwähnten  Laudemialgebühr  der 
Grundherrschaften  *),  Die  Aehnlichkeit  mit  dieser  war  freilich  gross  genug,  um 
den  Gedanken  aufkommen  zu  lassen,  die  neue  Gebühr  sei  nichts  anderes  als 
eine  zu  Gunsten  des  Staates  eingetretene  Wiedereinführung  des  1849  aufgehobenen 
grundherrlichen  Laudemiums.  Die  nächste  Zeit  zeigte  zwar  eine  speziell  auf 
Herabminderung  der  Immobiliargebühr  gerichtete  Tendenz,  aber  die  KriegsnOten 
der  folgenden  Jahre  beseitigten  sie  bald.  So  werden  1859  und  1862  ausser- 
ordentliche Zuschläge  für  beide  Gebühren  eingeführt,  deren  Gültigkeitsdauer 
bis  1899  reicht.  Seitdem  sind  die  Milderungsbestrebungen  wieder  zum  Durch- 
bruch gelangt  (Ges.  v.  18.  März  1878,  R.G.B1.  817;  v.  21.  März  1890,  R.G.B1.  53; 
kaiserl.  Verord.  v.  16.  August  1899  und  das  Ges.  v.  18.  Juni  1901,  R.G.B1.  74). 
Ein  Ueberblick  über  die  ganze  damit  abschliessende  Geschichte  der  Erb- 
steuer in  Oesterreich  zeigt,  wie  diese  eine  doppelte  Entwicklung  durchgemacht 
hat.  Zunächst,  dass  die  ursprüngliche,  ausserordentliche  Zwecksteuer  im  Lauf 
der  Zeit  diesen  Charakter  verliert  und  sich  in  die  ordentlichen  Staatseinkünfte 
eingliedert.  Die  äusserliche  Begleiterscheinung  dieser  allmählichen  VeHlnderung 
ist  das  Zurückgehen  des  stänqisohan  Einflusses  auf  die  Verwaltung  der  Erb- 
steuer. Die  Erbsteuer  des  ^ndlegenden  Patentes  hatte  den  klar  ausgesprochenen 
Zweck  die  anlässlich  des  Siebenjährigen  Krieges  aufgenommenen  ständisch  garan- 
tierten Staatsschulden  zu  amortisieren.  Dementsprechend  lag  die  Verwaltung 
in  den  Händen  von  ständischen  Kommissionen,  an  deren  Steile  freilich  später 
gemischte  traten.  Die  Folgezeit  dehnt  die  alte  Zweckbestimmung,  ohne  sie 
jedoch  ganz  fallen  zu  lassen,  aus,  die  Beschränkung  auf  die  Schulden  des 
Siebenjährigen  Krieges  kommt  in  Vergessenheit,  die  Erbsteuer  soll  nunmehr  die  ge- 
samte ständisch  garantierte  Schuld  tilgen.  Gleichzeitig  entwickelt  sich  die 
Tendenz  gegen  die  ständischen  Kommissionen,  welche  unter  Joseph  II.  kurze 
Zeit  die  Oberhand  gewinnt,  um  dann  auf  Jahrzehnte  auf  theoretische  Ausein- 
andersetzun^n  eingeschränkt  zu  werden.  Die  alte  Zwecksteuer  wird  schliess- 
lich und  mit  ihr  tatsächlich  auch  die  Institution  der  Erbsteuerkommissionen 
(deren  gesetzliche  Aufhebung  allerdings   erst   10  Jahre   später  erfolgte)    1840 

i)So  Koczynski,  ünterBncbangen  ttber  ein  System  des  Österreichischen  Ge- 
bttbrenrecbtes.  Finanzarchiv  1898  (XY).  Mit  dieser  Ansicht  stellt  sich  Jedoch  Fnnks 
Buch,  gestutzt  aaf  archivalische  Quellen,  in  entschiedenen  Oegensatz  und  vertritt  den 
Gedanken  der  vorbildlichen  Einwirkung  des  französischen  Enregistrements  bis  zur 
äassersten  Konsequenz. 
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beseitigt,  nachdem  sie  ihre  ursprdngHche  Aufgabe  schon  längst  erfüllt  hatte. 
Die  an  ihre  Stelle  tretenden  Abgaben  des  Stempel-  und  Taxpatentes,  des 
Gebührengesetzes  von  1850  haben  keinen  ausserordentlichen  Charakter  mehr 
und  sind  in  dajs  System  der  ordentlichen  Staatseinnahmen  eingegliedert. 

Die  zweite  Entvncklung,  welche  die  Erbsteuer  durchzumachen  hatte,  hat 
auch  heute  noch  nicht  ihren  Abschluss  gefunden.  Als  klar  ausgesprochene 
Steuer  ist  sie  ins  Leben  getreten.  Die  Einführung  des  josephimschen  Mor^ 
toariums  ist  dann  der  Anfang  eines  g^e wissen  Unklarwerdens  des  Steuergedankens. 
Dieses  Zurücktreten  desselben  entwickelt  sich  langsam  weiter.  Im  Stemjpel-  und 
Taxgesetz  erreicht  diese  Tendenz  ihren  Höhepunkt.  Die  Erbsteuer  ist  auf* 
gehoben,  eine  Reihe  von  Gebühren  ist  bestimmt,  ihren  materiellen  Ertrag  teil- 
weise zu  ersetzen.  Mit  dem  Gesetze  von  1850  tritt  der  Steuergedanke  wieder 
in  den  Vordergrund.  Das  Gesetz  fasst  zwar  alle  darin  enthaltenen  Institute, 
also  auch  die  drei  von  der  Hinterlassenschaft  zu  entrichtenden  Abgaben,  unter 
dem  Namen  «Gebühr*  zusammen,  aber  es  ist  offenbar,  dass  der  Gesetzgeber 
diesen  Begriff  in  einem  ganz  anderen,  unverhältnism&ssig  weiteren  Sinne  auf- 
fasste  als  die  moderne  Wissenschaft.  Tatsächlich  enthält  das  jetzige  Gebühren- 
gesetz eine  echte  Gebühr  anlässlich  der  Yerlassenschaftsverhandlung,  daneben 
aber  zwei  ausgesprochene  Erbschaftssteuern.  Dr.  Rud.  Slawicek. 


Dr.  Traugott  Qeering  und  Dr.  Rud.  Hotz,  Wirtschaftskunde  der 

Schweiz.    Zürich  1902.     165  S. 
Dr.  Trattgott  Geering,   Die  Verschuldung  der  Schweiz.     Zürich 

1904.     48  S. 

Die  Herausgabe  der  erstangeführten  Schrift  geht  auf  eine  Anregung  des 
Schweiz.  Eauftnännischen  Vereins  zurück.  Sie  orientiert  in  trefflichster  Weise 
über  die  Wirtschaftsverhältnisse  der  Schweiz;  sie  gibt  nicht  eine  trockene  Auf- 
f&hmng  einzelner  Daten,  sondern  sie  gewährt  in  lesbarer  Form  einen  Ueber- 
blick  über  die  charakteristischen  Züge  des  Schweizer  Wirtschaftslebens  und 
ihre  Zusammenhänge. 

Nach  einer  allgemeinen  Erörterung  über  Lage  und  politische  Stellung 
der  Schweiz,  Bevölkerung,  Ein-  und  Auswanderung,  werden  der  natürliche  Bau 
der  Schweiz  und  ihre  Bodenschätze,  Klima,  Kulturboden,  Landwirtschaft, 
Industrie,  Handel,  Verkehr,  Zollwesen  und  Handelspolitik  geschildert,  um  mit 
einer  Betrachtung  der  schweizerischen  Handels-,  Zahlungs-  und  Wirtschaftsbilanz 
zu  seh  Hessen. 

Die  Schweiz  hat  eine  passive  Handelsbilanz  (im  Jahre  1899  1160  Mill.  Fr. 
Einfuhr,  796  Mill.  Fr.  Ausfuhr). 

Der  sich  ergebende  Passivsaldo  der  Warenbilanz  im  Betrage  von 
864  Mill.  Fr.  erfährt  seine  Korrektur  durch  die  Zahlungsbilanz. 

Geering  macht  hierfür  folgende  Aufstellung: 

Internationaler  Valorenverkehr 554  Mill.  Fr.   450  Mill.  Fr. 

Verkauf  Ankauf       + 104 

Zinsen  und  Dividenden 80  Mill.  Fr.     50  Mill.  Fr. 

vom  Ausland  ans  Ausland  -f   80 

Ertrag  von  Unternehmungen 120  MiU.  Fr.     80  Mill.  Fr.  +  90 

Fremdenverkehr 150      ,       ,30      ,      .    + 120 

Traneitverdienst,     Versicherung,    Veredlungs- 
verkehr etc 40     ,       .      20     .       »    +  _20 

864 
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Die  Zahlniiffsbilanz  stellte  sich  also  pro  1899  schätzungsweise  aaf  je 
1740  Mill.  Fr.  in  Eingang  und  Ausgang. 

In  der  Zahlungsbilanz  nimmt,  wie  leicht  begreiflich,  die  Fremdenindustrie 
eine  wichtige  Stellung  ein. 

Man  K&hlte  1899  in  1986  Gasthöfen  104,876  Fremdenbetten  mit  9*/^  Mill. 
Logiem&chten ,  so  dass  jedes  Bett  durchschnittlich  in  93  Nächten  besetzt  war. 
Die  Zahl  der  Reisenden,  welche  die  schweizerischen  Gasthöfe  benutzten,  wurde 
auf  300,000—400,000  jährlich  geschätzt;  als  Ausgabe  per  Tag  plus  Nacht  werden 
durchschnittlich  12  Fr.  gerechnet.  Das  in  den  Gasthöfen  angele^  Kapital 
ist  pro  1899  auf  526 Vs  Mill.  Fr.  veranschlagt;  der  privatwirtschaflhche  Nutzen 
der  Fremdenindustrie  soll  keineswegs  ein  besonders  glänzender  sein,  man  rechnet 
gegen  7%  für  Kapitalzins,  Versicherung,  Unterhalt  und  Amortisation  der  Ge- 
bäude und  Mobilien.  Den  150  Mill.  Fr.  Bruttoeinnahme  aus  der  Fremden- 
industrie sind  80  Mill.  Fr.  Ausgabe  gegenübergestellt,  insofern  Schweizer  zum 
Studienaufenthalt,  zum  Besuch  von  Ausstellungen,  auf  VergnÜgungs-  und  Ge- 
schäftsreisen im  Ausland  sich  aufhalten. 

Die  Unternehmungen  im  Ausland  sind  insofern  umfangreich  geworden, 
als  die  Schutzzölle  der  Nachbarländer  dazu  genötigt  haben,  industrielle  Filialen 
in  diesen  zu  errichten;  so  ist  ein  Teil  der  Basler  Bandfabrikation  auf  deutschem 
Boden,  ein  Teil  der  ostschweizerischen  Baumwollindustrie  nach  Oberitalien  u.  s.  w. 
Übergesiedelt. 

Der  Veredlungsverkehr  über  die  schweizerische  Grenze  weist  einen  jähr- 
lichen Passivsaldo  von  mehreren  Millionen  Francs  auf,  dagegen  ist  das  schwei- 
zerische Versicherungsgeschäft  mit  18'/«  ^^^1*  ^*  Prämieneinnahme  aktiv  und 
der  Transitverdienst  der  Eisenbahnen  wird  auf  12 — 15  Mill.  Fr.  geschätzt. 

Beträchtlich  erscheint  der  Mehrverkauf  von  Effekten,  Liegenschaften  und 
sonstigen  Wertobjekten  gegenüber  dem  Kauf  im  Ausland ;  bezüglich  der  Zinsen 
und  Dividenden  wird  vermutet,  dass  der  Aktivsaldo  von  30  MuL  Fr.  seit  1899 
verschwunden  und  in  einen  Passivsaldo  sich  umgewandelt  habe. 

Mit  diesem  Punkt  berührt  sich  der  Inhalt  der  zweitgenannten  Schrift 

Bei  der  im  Jahre  1902  vom  französischen  Ministerium  des  Aeussem  bei 
den  französischen  Gesandtschaften  und  Konsulaten  veranstalteten  Umfrage 
wurden  455  Mill.  Fr.  schweizerischer  Werte  als  französischer  Besitz  ermittät 
(7  Milliarden  Fr.  russische  Werte,  85  Mill.  Fr.  deutsche).  Die  Erhebungsweise 
und  Resultate  wurden  in  Frankreich  sehr  angegriffen  und  auch  für  die  Schweiz 
kommt  Geering  zu  wesentlich  anderen  Beträgen.  Er  schätzt  für  Ende  1903  als 
im  französischen  Besitz  befindlich  300  Mill.  Fr.  Staatswerte,  400  Mill.  Fr.  Bahn- 
werte und  mindestens  200  Mill.  Fr.  Grund-,  industriellen,  Handels-  und  sonstigen 
Besitz. 

Die  Verschuldung  der  Schweiz  gegenüber  Frankreich  beträgt  also  fast 
1  Milliarde,  doch  glaubt  Geering,  dass  sie  auch  nur  nach  dieser  Seite  hin  be- 
steht, die  Schweizer  nehmen  das  billigere  französische  Kapital  und  benützen  es 
neben  ihrem  eigenen  werbend  daheim  und  draussen,  um  mehr  damit  zu 
verdienen. 

Die  öffentliche  Schuld  des  Bundes  und  der  Kantone  ist  von  18'/^  Mill.  Fr. 
im  Jahre  1850  auf  534  Mill.  (440  Mill.  Fr.  Kantone  und  94  MiU.  Fr.  Bund)  an- 
gewachsen, gleichzeitig  haben  die  grösseren  Gemeinden  über  300  Mill.  Fr. 
weitere  Schulden  kontrahiert.  Ein  starkes  Drittel  dieser  öffentlichen  Schuld  ist 
zu  besonders  billigem  Zins  in  Frankreich  untergebracht.  Im  schweizerischen 
Eisenbahnnetz  sind  zirka  IVs  Milliarden  Fr.  investiert,  auch  hiervon  befindet 
sich  ein  grosser  Teil  (400  Mill.  Fr.)  in  Frankreich. 

Der  Grund  dieser  Verschuldung  gerade  nach  Westen  liegt  hauptsächlidi 
darin,  dass  in  Frankreich  und  in  England  der  Kapitalreichtum  am  giässten,  in 
Frankreich  ausserdem  der  bequeme  Rentnergeist  am  stärksten^  die  Unternehmungs- 
lust und  der  Wagemut  am  schwächsten  vertreten  und  deshalb  das  Kapital  für 
fanz  sichere  Kapitalanlagen  am  billigsten  ist.  Sehr  ist  der  Schweiz  in  neuerer 
eit  zu  gute  gekommen,  dass  nach  Ausbruch  der  letzten  Krisis  das  französische 
Kapital  sich  nicht  wie  sonst  den  englischen  Konsols  und  französischen  Renten 
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xawandte,  enteres  nicht,  weil  1888  bestimmt  war,  dass  der  Zins  der  2^/4Voigen 
Konsols  vom  April  1903  an  auf  2V<7<»  herabgesetzt  werde  (von  114  im  Jahre  1896 
sank  ihr  Kurs  auf  87 'A  im  Herbst  1903),  letzteres  nicht,  weil  viele  Gegner  der 
Regierung,  denen  die  fiiirchen-  und  Finanzpolitik  (Konvertierung  der  französischen 
Rente  auf  S^/o,  Projekt  der  progressiven  Einkommensteuer)  sehr  missbebagt, 
fremden  sicheren  Werten  sich  zuwandten. 

Geering  glaubt  die  schweizerische  Verschuldung  an  den  Westen  günstig 
beurteilen  zu  sollen:  , Die  Belastung  unserer  Zahlungsbilanz  ist  geringer  als  die 
Erleichterung  und  Förderung  unserer  inneren  Produktion.  Es  kommt  nun  also 
nur  darauf  an,  wie  wir  diese  Gelder  verwenden.  Gefährlich  kann  jene  Er- 
leichterung allerdings  werden,  wenn  wir  uns  dadurch  (von  unproduktiven  Ver- 
wendungen ganz  abgesehen)  zu  unnötigem  Produktionsauf  wände  verleiten  lassen, 
unsere  Unternehmung  oder  unsere  Verwaltung  mit  zu  starken  GrQndungs-,  Bau- 
und  Betriebskosten  belasten."  Eine  bessere  Verteilung  der  Zinsverpflichtungen 
auf  das  ganze  Jahr  wird  an^ere£[t,  um  ein  scharfes  Anziehen  des  Pariser 
Wechselkurses  zu  vermeiden;  die  beiden  Semesterschlüsse  mit  je  zirka  8  Mill.  Fr. 
seien  stark  belastet. 

Die  Eonversion  der  schweizerischen  Bundeseisenbahnschuld  hat  übrigens 
vielfach  die  Folge  gehabt,  dass  die  Schweizer  selbst  den  Besitz  dieser  Papiere 
aufgegeben  und  dafür  österreichische  Renten,  österreichische  und  ungarische 
(gemeinde-  und  Bahnanleihen,  nordamerikanische  Eisenbahnwerte,  schweizerische 
und  fremde  Bank-  und  Industriewerte  erworben  haben,  oft  wird  der  Tausch 
für  die  Besitzer  sich  als  ein  schlechter  erweisen.  Die  beabsichtigte  Konvertierung 
der  neuen  Bundesbahnschuld  nicht  bloss  auf  3V>%)  sondern  auch  auf  S^o,  um 
2Vt  Mill.  Fr.  Zinsen  zu  sparen,  musste  Übrigens  vorerst  unterbleiben  und  bei 
SVt^o  Halt  gemacht  werden;  die  Bundesverwaltung  besitzt  aber  die  Er- 
mächtigung, bei  gegebener  Koi^unktur  auf  8%  herunterzugehen. 

Georg  Schanz. 


A.  Plate,  Die  Qeschäftsordnung  des  preussischen  Abgeordneten- 
hauses, ihre  Geschichte  und  ihre  Anwendung.  Berlin  1903, 
Verlag  von  M.  Pasch.     337  S. 

Die  Feststellung  der  öffentlichen  Haushaltsetats  vollzieht  sich  heute  fast 
allerwärts  unter  Mitwirkung  von  Parlamenten  oder  ähnlichen  Körperschaften. 
Für  eine  sachgemässe  und  glatte  Beratung  ist  von  grosser  Bedeutung  die  Ge- 
schäftsordnung; es  dürfte  deshalb  gerechtfertigt  erscheinen,  wenn  auch  in 
dieser  Zeitschrift  auf  das  obengenannte  Werk  aiiPmerksam  gemacht  wird.  Es 
hat  zum  Verfasser  den  Bureaudirektor  des  preussischen  Abgeordnetenhauses, 
der  auf  eine  langjährige  Tätigkeit  im  parlamentarischen  Dienst  zurückblickt 
und  infolgedessen  besonders  befähigt  war,  eine  befriedigende  Arbeit  zu  liefern. 

um  die  Geschäftsordnung  eines  Parlaments  zu  behandeln,  gibt  es  einen 
doppelten  Weg:   1.  den  systematischen,  2.  den  kommentierenden. 

Für  wissenschaftliche  Zwecke  wird  der  erste  der  geeitfnete  sein ;  auch  wo 
68  an  einer  geschriebenen  Geschäftsordnung  fehlt,  wie  in  England,  muss  man 
diesen  Weg  einschlagen.  Wo  eine  geschriebene  aber  vorliegt,  ist  für  praktische 
Zwecke  unleugbar  der  Kommentar  angezeigt,  da  die  Parlamente  an  den  Text 
der  Geschäftsordnung  sich  halten.     Plate  hat  den  zweiten  Weg  beschritten. 

Nach  einer  vorausgeschickten  zusammenhängenden  Geschichte  der  ge- 
schriebenen Geschäftsordnung  folgt  der  zur  Zeit  geltende  Text;  vor  jedem 
Paragraphen  ist  seine  Entstehung  und  Entwicklung  dargestellt,  dem  Text  selbst 
folgen  erläuternde  Anmerkungen,  welche  aus  der  gesamten  Praxis  des  Abgeord- 
netenhauses und  zum  Teil  auch  aus  der  des  Reichstags  und  der  Literatur  ge- 
schöpft sind.    Eine  ungeheure  Fülle  Materials  ist  hier  in  knapper  und  durch- 
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sichtiger  Form  verarbeitet.  Jeder  Präzedenzfall  ist  berücksichtigt.  Dem 
Kommentar  folge«  noch  besondere  gründliche  Erörterungen  über  Auflösung  des 
Hauses,  Auslegung  der  Geschäftsordnung,  Beschlussfähigkeit,  kirchliche  An- 
ffelegenheiten,  Kronrechte,  Legislaturperiode,  Reichsangelegenheiten,  richterliche 
Gewalt,  Seniorenkonvent,  Session,  vereinigte  Sitzungen,  Vertagungen,  ZustJkndig- 
keit,  eine  Zusammenfassung  der  Grundsätze  der  Wahlpröfungskommission ,  ein 
Verzeichnis  der  beanstandeten  unparlamentarischen  Ausdrücke,  ein  Verzeichnis 
der  Legislaturperioden ,  Präsidenten  u.  s.  w.  Mitgeteilt  ist  auch  die  Geschäfts- 
ordnung des  preussischen  Herrenhauses  und  des  Reichstags. 

Für  den  praktischen  Parlamentarier  ist  das  Buch  unentbehrlich,  und  da 
bekanntlich  die  preussische  Geschäftsordnung  1867  vom  Reichstag  übernommen 
wurde,  ist  das  Buch  nicht  bloss  für  die  preussischen  Volksver&eter  wertvoll, 
sondern  auch  für  die  Reichstagsabgeordneten ;  es  bildet  in  dieser  Hinsicht  eine 
wertvolle  Ergänzunj^  zu  dem  systematischen  Buch  von  Per  eis.  Auch  der 
Theoretiker  wird  reichste  Anregung  aus  demselben  schöpfen. 

Wie  sehr  das  Werk  einem  Bedürfnis  entgegenkam,  beweist  der  umstand, 
dass  gleich  nach  seinem  Erscheinen  eine  zweite  Auflage  notwendig  wurde. 

Plate  hat  sich  unstreitig  ein  grosses  Verdienst  durch  seine  mühevolle 
Arbeit  erworben,  und  wir  glauben  nicht  zu  viel  zu  sagen,  wenn  wir  dem  Buch 
eine  in  seiner  Art  epochemachende  Bedeutung  vindizieren. 

Georg  Schanz. 


Georg  Obst,  Geld-,  Bank-  und  Börsenwesen.  Leipzig,  Verlag  von 
C.  E.  PoescheL    2.  Aufl.  190S.     217  S. 

Friedrich  Leitner,  Das  Bankgeschäft  und  seine  Technik.  Frank- 
furt a.  M.     217  S.     Sauerl'anders  Verlag,  1903.     324  S. 

Prof.  Dr.  Karl  Helfferich,  Geld  und  Banken.  I.  Teil.  Das  Geld. 
Leipzig,  Verlag  von  Hirschfeld,  1903.     531  S. 

G.  Obst,  ein  Bankbeamter  der  Dresdner  Bank,  hat  eine  grosse  Zahl 
Schriften  verfasst,  wie  Kapitalanlage  und  Wertpapiere,  Der  Depositen-,  Konto- 
korrent- und  Scheckverkehr,  Das  Wechsel- A-B-C,  Theorie  und  Praxis  des  Scheck- 
verkehrs, Organisation  des  Zahlungsverkehrs,  Was  muss  der  Aktionär  wissen?, 
Notenbankwesen  in  den  Vereinigen  Staaten  von  Amerika.  Sieht  man  von 
letzterer  Schrift  ab,  der  ein  wirklich  wissenschaftlicher  Wert  beikommt,  so 
haben  die  übrigen  mehr  einen  populären  Zweck.  Auch  das  oben  genannte 
Buch  ist  diesen  anzugliedern.  Der  Verfasser  besitzt  die  Gabe  einer  leicht  fass- 
lichen  Darstellungsweise,  und  da  er  auf  dem  bearbeiteten  Gebiete  praktische  Er- 
fahrung besitzt,  auch  theoretisch  nicht  ungeschult  ist^  hat  er  ein  Buch  geschaffen, 
das  geeignet  ist,  in  weiten  Kreisen  Belehrung  zu  verbreiten.  Tiefgründijge  Er- 
örterungen darf  man  darin  natürlich  nicht  suchen,  aber  nach  der  deskriptiven 
Seite  hm  und  zu  einer  ungefähren  Orientierung  ist  es  ziemlich  ausreichend. 

Im  einzelnen  lässt  sich  freilich  manches  beanstanden.  Es  ist  doch  un- 
g^enau,  wenn  der  Verfasser  S.  8  als  Schlag-  oder  Prägeschatz  (seignorage)  ledig- 
lich die  Gebühren  bezeichnet,  welche  der  Staat  für  Ausprägung  der  Münzen  etc. 
fordert,  da  damit  der  grosse  Schlagschatz  bei  der  Scheidemünze  gar  nicht 
gedeckt  wird;  es  ist  besser,  ähnlich  wie  die  Franzosen  seigneuriage  und  brassage 
(Schlagschatz  und  Prägegebühr)  zu  unterscheiden. 

Als  ein  Vorzug  der  Silberwährung  wird  S.  21  geltend  gemacht,  ,dass 
bei  ihr  alle  Münzen  aus  Silber  geprägt  werden  können  und  daher  in  Krisen- 
zeiten alle  Leute  eine  vollgültige  Münze  besitzen  würden*.  Sind  bei  der  Silber- 
wähning  alle  Münzen  vollgültig?  Gibt  es  da  nicht  auch  silberne  und  nicht- 
silberne  Scheidemünzen? 
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Da»  das  Schwemmgold  fQr  die  GoldprodukÜon  der  neuern  Zeit  haupt- 
sächlich in  Betracht  komme  (S.  15),  ist  doch  wenigstens  fQr  die  neueste  Zeit 
gar  nicht  mehr  zutreffend.  Es  ist  nicht  sehr  gewöhnlich,  den  Ausdmck  ,Eom* 
för  das  in  der  Münze  enthaltene  Edelmetall  zu  gebrauchen,  sondern  die  Regel 
ist,  das  Verhältnis  von  Feingehalt  zu  Schrot  so  zu  bezeichnen.  Die  Darstellung 
der  Kassekurse  und  ihrer  Bezeichnungen  ist  nicht  genau  (vgl.  dazu  meinen  Artikel 
, Börsen wesen  im  Wörterbuch  der  Volkswirtschaft'  I  S.  427).  Solche  Ausstellungen 
Üessen  sich  noch  viele  machen. 

Einen  ähnlichen  Charakter  wie  das  Obstsche  Buch  hat  das  des  Ober- 
lehrers Leitner  an  der  städtischen  Handelslehranstalt  und  Assistenten  an  der 
Akademie  ffir  Sozial-  und  Handelswissenschaften  in  Frankfurt  a.  M.,  nur  dass 
es  mehr  die  gesetzlichen  Bestimmungen  und  rechtlichen  Verhältnisse  berück- 
sichtigt. Das  Notengeschäft  ist  von  der  Betrachtung  ausgeschlossen  worden. 
Die  Darstellung  ist  etwas  schwerfälliger  als  bei  Obst,  im  einzelnen  aber  aus- 
führlicher, auch  sind  mehr  Beispiele  von  Formularen,  Briefen  u.  dergl.  beigefügt. 

Einen  ganz  anderen  Charakter  als  die  beiden  erstgenannten  Schriften 
hat  das  grosse  Buch  von  Helfferich.  Es  ist  ein  wissenschaftlicher  Grundbau, 
der  hier  geboten  wird.  Helfferich  hat  sich  durch  seine  verschiedenen  Auf- 
sätze und  Monographien  Über  Geld-  und  Bankwesen  zu  einer  autoritativen 
Stellung  auf  diesem  Gebiete  emporgeschwungen  und  er  war  deshalb  besser  wie 
jeder  andere  geeignet,  eine  zusammenfassende  Geldlehre  zu  schreiben. 

Das  Werk  zerf&llt  in  einen  geschichtlichen  Teil  (Entwicklungsgeschichte 
des  Geldes  und  der  Geldsysteme,  die  Gestaltung  der  Edelmetall-  und  Währungs- 
verhältnisse seit  der  Entdeckung  Amerikas)  und  in  einen  theoretischen  Teil 
(das  Geld  in  der  Wirtsdiaftsordnung,  das  Geld  in  der  Rechtsordnung,  die  Geld- 
verfassung, der  Geldbedarf,  die  Geldversorgung  und  der  Geldwert). 

Kaum  ein  wichtiges  Problem  des  Greldwesens  ist  unbesprochen  geblieben 
und  in  vieler  Hinsicht  hat  Helfferich  die  Lehre  gefördert,  namentlich  möchte 
ich  hierher  den  Versuch  Helfferichs  rechnen,  den  wirtschaftlichen  und  juristi- 
schen Geldbegrifi  besser,  als  es  bisher  geschehen  ist,  herauszuarbeiten.  Jeder 
Fachmann  wird  das  Buch  mit  Nutzen  lesen,  und,  da  Helfferich  flott  und 
klar  schreibt,  wird  auch  der  Laie  mit  ihm  sich  zurechtfinden  können. 

Georg  Schanz. 


Otto  Georgi,  Der  Staatshaushalt  des  Königreichs  Sachsen  seit  dem 
Jahre  1880.  Ein  Beitrag  zur  Beurteilung  der  gegenwärtigen 
Finanzlage.     Leipzig  1903.     Duncker  &  Humhlot.     136  S. 

Der  ehemalige  Oberbürgermeister  Georgi,  jetzt  Mitglied  der  ersten  Kam- 
mer, hat  angesichts  der  ungünstigen  Gestaltung  des  sächsischen  Staatshaushalts 
sich  ein  klares  Bild  der  finanziellen  Entwicklung  in  Sachsen  seit  1880  zu  ver- 
schaffen gesucht  und  die  Ergebnisse  seiner  Studien  in  dieser  Schrift  niedergel^fc. 
Em  ist  eine  interessante  Untersuchung,  die  über  den  Rahmen  einer  Gelegenheits- 
schrifb  hinausgeht.  Der  Verfasser  erörtert  u.  a.  die  Frage  des  ausserordentlichen 
Budgets,  die  Schulden-  und  Tilgungspolitik,  die  Stellung  der  Eisenbahnen  im 
Haushalt,  die  Art  der  Etatisierung  des  Staatsbahnbudgets,  die  Fra^e  der  Eisen- 
bahngemeinschaft, die  Reichsfinanzreform  u.  s.  w.  Ueberall  zeigt  sich  der  Mann 
der  Erfahrung,  der  in  verständiger  Weise  die  Fragen  erörtert  und  Stellung  zu 
ihnen  nimmt. 

Der  Verfasser  ist  der  Ansicht,  dass  man  sich  in  Sachsen  etwas  Übernommen 
hat,  die  Schuldenlast  ist  in  den  letzten  Jahren  ausserordentlich  gestiegen,  vieles, 
was  man  früher  aus  den  ordentlichen  Einnahmen  deckte,  ist  den  Schulden  zu- 
geschoben, auch  die  Ueberschüsse  der  Eisenbahnen  sind  zu  sehr  für  allgemeine 
Zwecke  in  Anspruch  genommen  worden,  so  dass  die  Eisenbahnen  viel  zu  viel 
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durch  Anleihen  decken  mnssten.  Der  Staateeisenhahnbetrieb  hat  sich  in  seiner 
Rente  sehr  verschlechtert,  namentlich  infolge  der  starken  Steigerung  des  Per- 
Bonaletats  in  dem  kurzen  Zeitraum  von  4  Jahren,  Ende  1897 — 1901  ist  derselbe 
um  29  Mill.  M.  gestiegen,  so  dass  Sachsen,  mag  man  die  persönlichen  Ausgaben 
auf  Betriebslänge  oder  auf  Nutzkilometer  oder  auf  Wa^enachskilometer  oder 
auf  Bruttoeinnahmen  beziehen,  weitaus  an  der  Spitze  steht;  auch  kommen  auf 
1  km  Bahnlänge  das  meiste  Bahn-  und  Arbeiterpersonal. 

Der  Verfasser  rät,  mit  Inangriffiiahme  neuer  Bauten,  namentlich  Eisen- 
bahnen, zurückzuhalten,  damit  die  Steuerkraft  die  vorausgeeilten  Ausgaben  wieder 
einhole.  Sein  Vorschlag,  dem  sächsischen  Finanzminister  grosseren  Einfluss  ein- 
zuräumen, ist  inzwischen  bereits  verwirklicht  worden. 

Die  Schrift  ist  auch  fQr  andere  Mittelstaaten  Deutschlands  beherzigenswert 

Georg  Schanz. 


Schwarz  und  Strutz,  Der  Staatshaushalt  und  die  Finanzen  Preussens. 
Bd.  III.     Berlin  1904,   Guttentag.     380  S.   und  90  S.  Anlagen. 

Bereits  im  Jahrg.  1903  S.  442  haben  wir  auf  das  bedeutsame  Werk  der 
beiden  vorti-agenden  lUlte  im  Finanzministerium  aufmerksam  gemacht  Wenn 
wir  nochmals  auf  dasselbe  zurückkommen,  so  geschieht  dies,  weil  mit  dem 
vorliegenden  Bd.  IIl  das  ganze  Werk  abgeschlossen  erscheint.  Derselbe  ist  von 
Schwarz  verfasst  und  behandelt  in  Buch  I  die  öffentliche  Schuld,  in  Buch  II 
die  beiden  Häuser  des  Landtags,  in  Buch  III  die  allgemeine  Finanzverwaltung; 
ein  Anhang  verbreitet  sich  kurz  über  die  formelle  Ordnung  des  Staatshaushalts. 
Zahlreiche  Nachträge  sind  beigefügt,  um  die  früher  erschienenen  Iiieferungen 
alle  bis  auf  die  neueste  Zeit  (Btat  1903)  zu  ergänzen. 

Dem  Bd.  III  ist  auch  ein  Register  f&r  das  ganze  Werk  beigef&gt,  was 
seine  Benützung  erheblich  erleichtert;  denn  im  Grunde  genommen  besteht  das 
Ganze  nicht  aus  drei,  sondern  aus  zehn  stattlichen,  zum  Teil  sehr  umfang- 
reichen Bänden. 

Es  ist  nicht  möglich ,  auf  die  Fülle  dessen ,  was  in  dem  Bd.  III  geboten 
ist,  materiell  einzugehen;  erwähnt  sei  nur,  dass  Schwarz  auch  Aber  die 
Begebung  hoch-  und  niederverzinslicher  Schulden,  die  Tilgungsfrage  (auf  S.  67 
und  68,  ebenso  S.  200  ist,  nebenbei  bemerkt,  irrigerweise  stets  V«^/o  statt  '/^^/e 
als  Tilgungsprozent  angegeben),  die  Reichsfinanzreform  und  andere  Punkte  sich 
persOnSch  äussert  und  im  5.  Abschnitt  einen  Rückblick  Über  die  gesamte 
preussische  Finanzgebarung,  namentlich  der  letzten  80  Jahre,  gibt;  das  Ge- 
samtbild ist  ein  recht  erfreuliches.  Schwarz  erklärt  sich  S.  209  gegen  einen 
Ausgleichsfonds  für  den  ^samten  Etat,  der  für  die  Eisenbahnverwaltang  wird 
dagegen  gebilligt.  Ich  stimme  ihm  hierin  bei.  Wenn  man  in  Ueberschusdahren 
kräftig  tilgt  —  und  in  solchen  Jahren  aufsteigender  Konjunktur  haben  die  Staats- 
papiere ohnehin  die  Neigung,  im  Kurse  zu  sinken,  während  die  Industriepapiere 
in  die  Höhe  gehen  — ,  so  ist  es  m.  E.  ganz  unbedenklich,  in  schlechten  Jahren 
auch  wieder  Schulden  zu  machen;  die  grosse  Sparsucht  in  solchen  Jahren  trägt 
nur  dazu  bei,  die  Depression  zu  verstärken.  Vgl.  meine  Ausführung  .Die  Frage 
der  Arbeitslosigkeit  und  die  öffentliche  Haushaltsführung*  (Zeitschr.  f.  Sozialwiss. 
5.  Jahrg.  1902  S.  47). 

Jeder,  der  den  preussischen  Staatshaushalt  gründlich  kennen  lernen  will, 
wird  durch  das  Studium  des  monumentalen  Werkes  von  Schwarz  und  Strutz 
diese  Kenntnis  sich  verschaffen  können.  Georg  Schanz. 
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1.  Boxhorns  Erzählung. 

Mehr  als  zwei  Jahrhunderte  hindurch  war  in  der  Finanz- 
Wissenschaft  über  die  Entstehung  des  Stempelwesens  nur  das  be- 
kannt, was  der  Leidener  Professor  Boxhorn  —  Marcus  Zuerius 
BoxhomiuSj  Bergopzomanus,  JEloquentiae  in  Acad.  Leidensi  Professor 
nennt  ihn  die  Beischrift  zu  seinem  Bild,  welches  der  Amsterdamer 
Ausgabe  (1663)  seiner  Varii  Tractatus  Politici  vorangestellt  ist  — 
in  diesen  Trcu^tatus,  und  eingehender  noch  in  seinen  Disquisiüones 
JPoliticae,  einer  Sammlung  von  Vorträgen,  welche  die  Schüler  des 
1653  verstorbenen  Professors  drucken  liessen,  darüber  erzählt.  Die  be- 
deutsame Bolle,  welche  diesen  einzigen  zeitgenössischen  Nachrichten 
-über  den  Ursprung  der  Stempelabgabe  beschieden  war,  möge  es 
rechtfertigen,  wenn  dieselben  hier  wiedergegeben  werden. 

Der  einschlägige  Abschnitt  der  Disquisitiones  Politicae  wird 
nach  der  Erfurter  Ausgabe  1664,  S.  267  ff.  angeführt. 

Disquisitio: 

Quomodo    in    Republ.   comminisci   liceat   ac   expediat    vectigalia, 

quae   cum   minimo   &  propemodum   nallo  subditoram   onere   sunt 

conjuncta,  &  tarnen  Reipubl.  utilissima  fatura. 

Casus  LIX 
ex  Belgarum  rebus  petitus. 
Magna  pecuniae  vi  opus  babet  Foederatorum  Respubl.  ad  sustentandom 
i^t  annonim  totque  impensarum  cum  Hispanis  bellum,  Opes  autem  quibua  Foede- 
Finanzarchiv.  XXII.  Jahrg.  441  2 
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ratonim  Bespubl.  finitar,  non  sunt  aliae,  quam  quae  a  siiigulis  Foederatorum 
Provinciis  in  commune  aerarium  inseruntur.  Colligimtur  illae  ex  impositi» 
ubique  &  acceptis  vectigalibus  ac  tribuiis,  quae  in  principio  eadem  in  omnibu» 
Provinciis  recepta  fuere.  Sed  id  iniquum  postea  ubu  deprehensum  est,  idque 
ob  diversam  singularum  Provinciarum  conditionem. 

Cum  enim  e.  g.  ager  Geldriae  non  tam  foecundos  sit  atque  feraz ,  quam 
ille  Hollandiae,  iniquum  videbatur,  pro  spatio  decempedarom  agri  Geldrici 
tantum  persolvere,  quantum  pro  spatio  centum  decempedarum  agri  HoUandici 
longa  quam  ille  foecundioris.  Placuit  igitur  communi  Foederatorum  consilio^ 
habita  magnitudinis  ratione  &  opum  singularum  Provinciarum,  certam  pecuniae 
summam  singulis  indicere  in  commune  aerarium  quotannis  inferendam ;  quotam 
Yulgo  vocant.  £.  g.  si  centena  florenorum  millia  in  commune  aerarium  sint 
inferenda,  quotae  nomine  una  HoUandia  sexaginta  florenorum  millia  praestat; 
Zelandia  decem  millia  florenorum;  reliqua  caeterae  Provinciae,  singulae  plus 
minuive,  prout  magis  vel  minus  sunt  opulentae.  Atque  ita  singularum  Pro- 
vindarum  Ordinibus  integrum  est,  quam  volunt  &  suae  Provinciae  expedire 
existimant  imponendorum  tributorum  rationem  inire,  qua  quotam  suam  praestare 
&  satisfacere  communi  Foederatorum  Reipubl.  possint. 

Hollandiae  igitur  Ordines  plerisque  mercibus  impositis  gravibus  satis 
▼ectigalibus  nee  tamen  illis  obcrescentes  in  dies  impensas  sufficientibus  de 
novis  atque  aliis  superioribus  annis  coeperunt  cogitare  invitatis  in  eam  rem 
Edicto  publico  subditorum  ingeniis  praemio  illis  amplissimo  proposito,  qui 
novi  alicuius  Tributi  subditis  minime  onerosi  &  Reipubl.  utilissimi  rationem 
essent  inventuri. 

Sententiae. 

Extitit  tandem  non  nemo  callidus  &  ingeniosus,  qui  vectigal  sive  Tri- 
butum  Chartae  sigillatae  est  commentus  (vocant  de  Impost  van  bezegeUe 
Brieven)  quod  nimirum  pendendum  esset  omnis  illius  Chartae  nomine  cai 
sigillum  Ordinum  erat  impressum. 

Volebat  ille,  ut  autoritate  publica  constitueretur ,  ne  qui  Codicilli  aut 
Libelli  supplices  ab  Ordinibus,  ürbium  aut  Pagorum  Magistratibus  vel  Asses- 
soribus  Curiarum  vel  aliis  quibuscunque  publicis  CoUegiis  admitterentur,  neque 
in  Curiis  descripta  manu  forensia  Instrumenta  litigantium  reciperentur,  neque 
a  Quaestoribus  publicis  Chirographa  (quae  Quitantiae  vulgo  vocantur)  admitte- 
rentur,  neque  acta  a  Notariis,  Secretariis,  Procuratoribus  alüsque  publicis  pei^ 
sonis  consignarentur,  denique  ne  quae  eiusmodi  Instrumenta  in  judicio  ac  foro 
rata  haberentur,  nisi  omnia  chartae,  sigillo  Ordinum  munitae  essent  inscripta 
ut  Secretarii  Urbium,  Pagorum,  Curiarum  chartam  eiusmodi  dvibus  diven- 
derent,  &;  sigilli  maioris  impressi  nomine  asses  sex,  A  minoris  nomine  asses 
duo  pro  singulis  philaris  sive  bogis  (ut  vulgo  loquuntur)  ab  Emptoribus  per- 
Bolverentur;  prout  enim  maioris  vel  minoris  res  essent,  quarum  argumentum 
describeretnr,  majoris  vel  minoris  sigilli  usus  esset. 

Placuit  plerisque  Ordinum  ingeniosum  illud  Commentum: 

1.  Qula  modicum  erat  quod  pro  philaris  eiusmodi  singulis  chartaceis 
subditis  esset  persolvendum. 

2.  Quod  pauperes  &  depressae  conditionis  homines  immunes  quasi  essest 
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hie  &  exempti,  cum  illi  viz  eiusmodi  negotia  aut  gerenda  aut  describenda  habeant, 
in  quibus  eiusmodi  chartarnm  possit  esse  usus. 

3.  Quod  ex  hoc  Tributo  plarimum  commodi  in  aerarium  posticum  posset 
conferri,  dum  inter  civium  opulentiores  Mercatores,  litigantes,  contrahentes 
continuus  ac  multiplex  futurus  esset  earum  chartarum  usus. 

Erant  tarnen  ex  Ordinibus  nonnuUi,  qui  quaedam  adversus  eam  ezigendi 
Tributi  rationem  objiciebant: 

I.  Quod  eiusmodi  sigilla  facile  imitanda  a  privatis  possent  exprimi,  nee 
proclive  esset  fraudem  deprehendere ;  itaque  Lac  ratione  periturum  facile 
omnem  huius  Tributi  usum. 

At  vero  responsum  est  praeveniri  eam  fraudem  posse,  si  in  singulis 
urbibus  Secretarii  singulis  sigülis  nomen  subscriberent;  necque  enim  tam  facile 
esse  manum  alterius  quam  sigillum  exprimendum  imitari. 

II.  Quod  saepe  iniqua  eiusmodi  chartis  Privati  essent  inscripturi,  quibus 
impre88um  videri  Ordinum  sigillum  quid  re  vera  aliud  futurum,  quam  publicam 
auctoritatem  iniquitati  Argumenti  commodare? 

Sed  reponsum  est,  aliud  longe  esse  subjicere  aut  subtus  exprimere 
Ordinum  Sigillum,  aliud  in  supremo  chartae  margine  ad  oram  id  exprimere. 
Si  subjiciatur,  videri  confirman,  quae  supra  scripta  sunt;  si  vero  in  margine 
superiore  extet,  non  alterius  rei  futurum  indicium,  quam  chartae  publicae, 
cujus  necessarius  usus  sit  in  consignandis  illis  rebus  quae  publicis  Magistratuum 
oculis  &  curarum  judiciis  essent  offerendae;  ad  oram  igitur  supremi  marginis 
chartarum  spectari  haec  sigilla  debere. 

Decretum. 
Placuit  Ordinibus  approbare  &  inire  eam  tributi  exigendi  rationem. 

Eventus. 
Placuit  etiam  aut  non  displicuit  subditis,  cum  modicum  esset  illud  quod 
earum  chartarum  nomine  persolvendum  indicebatur.    Magnus  tarnen  pro  Re- 
publ.  proventus  erat  ob  quotidianum  (sicut  dictum  est)  &  continuum  earum  usum. 

Judicium. 
Inventum  profecto  ingeniosissimum,  &  cujus  in  quavis  Repub.  facillimus 
possit  esse  usus.  Nam  autoritate  hie  publica  tantum  opus  est  in  eo  indicendo, 
&  nemo  Civium  facile  illud  modicum  abnuere  potest  quod  venit  persolvendum.  — 
Et  sane  si  quis  accurate  excogitet,  existimo  ad  eam  rationem  in  quavis  Re- 
publ.  plura  alia  nullo  negotio  posse  excogitari.  Quid  si  enim  ut  e.  g.  hoc 
nunc  asseram,  in  Republ.  institueretur,  ut  singulae  literae  quibus  allii  aliis  se  ad 
haec  auti  sta  praestanda  obstringunt,  aut  debere  se  aliquid  profitentur  (obliga- 
tiones  vulgo  vocant),  vendidisse  se  aliquid  testantur,  annis  singulis  de  novo 
confirmarentur  manu  Secretarii  publici  dorso  literarum,  ut  loquuntur,  huius  rei 
causa  inscripta,  nisique  id  fieret,  ut  irritae  &  invalidae  eiusmodi  literae  haberentur, 
ac  novae  &  repeütae  confirmationis  nomine  aliquid  Reipubl.  penderetur,  maius 
quid  aut  minus  pro  ut  maioris  aut  minoris  moroenti  esset,  vel  summae  lite- 
rarum  singularum  Argumentum.  Haud  illibeuter  subditos  admissuros  qualecunque 
hoc  Tributum  existimaverim,  utpote  cum  utilitate  sua  coniunctum,  literis  eius- 
modi magis  magisque  hoc  pacto  quotannis  confirmatLs. 
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Kürzer  und  weniger  Tatsächliches  enthaltend  ist  die  zweite 
Stelle,  an  welcher  Boxhorn  auf  die  Stempelabgabe  zu  sprechen 
kommt.  Sie  sei  hier  nach  der  vorerwähnten  Amsterdamer  Ausgabe 
der  Varii  Tractatus,  welche  von  S.  605  an  den  Abschnitt:  Reipii' 
hlicde  Bataviae  brevis  et  accurata  Descripfio  enthält,  wieder- 
gegeben.    S.  618: 

Cap.  YIII.    De  Reditu  opum  publicarum. 

Quae  aliis  in  locis  publicae  opes  naturae  debentur,  hie  debentur  instituto ; 
institutam  autetn  illud  circa  vectigalia  versatur:  sunt  autem  vectigalia  duorum 
generum,  qaaedam  rerum,  quae  advehuntur,  &  evehuntur ;  quaedam  rerum,  quae 
ab  ipsis  incolis  consumuntur ;  illis  praeter  incolas  exteri  etiam,  bis  incolae  tantum 
onerantur:  illa  quod  spectat,  pro  mercium  pretio  majora  sunt,  vel  minora,  sunt- 
que  in  singulis  Bataviae  portibus  constituti,   qui  eorum  ex  fide  coUigendorum 
habent  rationem.   In  vectigalibus  impositis  rebus,  quae  ut  diximus,  ab  ipsis  in- 
colis  consumuntur,  varias  eorum  species,  varias  formas  observare  licet.    Tix 
enim  quidquam  tarn  leve  est,  tam  nullius  ponderis,  cujus  nomine  vectigal  non 
sit  solvendum.    Id  autem  observatione  longe  dignissimum,  ita   ordinatam  esse 
vectigalium  illorum  rationem,  ut,  quae  gravissima  sunt,  ditiores  tantum,  &  poten- 
tiores  contingant,  quem  ad  modum  in  vectigalibus  vino,  agris,  praediis,  domibus, 
aliisque  hujusmodi  rebus  impositis  unicuique  facile  patere   potest;  jam  autem 
qui  vino  utitur,  &  qui  domos,  agros ,  praedia  propria,  ac  sua  habet,  facile  eorum 
nomine  aliquid  in  publicum  effandere   potest.    Dabo  ex  omnibus  unum,  &  nu- 
perum  ejus  rei  exemplum :  singulari  arte  recens  inventa  est  corrafiendae  in  usum 
reip.  magnae  pecuniae  summae  ratio :  quum  plurimi  sint  ditiorum,  qui  magnam 
pecuniae  vim  aerario  publico  crediderunt,  cujus  interesse,  dato  chirographi  ac- 
cepti,   quotannis  utuntur;  quum  autem  plurimae  circa  forum  Utes,   quae  non 
nisi  inter  potentiores  solent  excitari,  nee  confiei,   aut  ad  finem  perduci,  nisi 
confeetis  plurimis  invicem,  ut  loquuntur,  instrumentis :   quum   eontinui  &  qao- 
tidiani  inter  ementes  &  vendentes  hoc  in  loco   commerciis  florentissimo  con- 
tractus  ineantur,  iique  in  fidem  rerum  sint  consignandi :  visum  Ordinibus  edicto 
publice  cavere,  ne  aut  chirographa  aut  libelli  forenses,  aut  contractus,  aliaque 
ejusmodi  instrumenta  pretii  alicujus   essent  aut  authoritatis,  nisi  iis  in  schedis 
consignata,  quibus  Ordinum  majus  vel  minus  sigillum  impressum  esset;  schedis 
autem  istis  suum    impositum    pretium,   quod  solvendum  unicuique   qui   opus 
habet,  sie  fit,  ut  scheda,  quae  obulo  antea  comperari  solebat,  ad  pretium  plu- 
rium  assium  excreverit,  pretium  nimirum  semel  praestitutum.   Incredibile  autem 
est,  quantum  vectigal  illud  ad  publicas  opes  conferat,  propter  frequentissimum 
earum  schedarum  usum.    Pauperiores  vero,  &  qui  tenuiores  sunt  fortunae  parum, 
aut  nihil  hinc  sentiunt  oneris,   quia  ditorum  est  fere  agere,   quae  jam  recen- 
suimus.    Nee  aliter  nuper    singulis    domibus  &  patribus    familias    famulorum, 
&  famularum  suarum  nomine  vectigal   quotannis  pendendum;   certe  pauperes 
id  vix  premit,  qui  famulitio  non  utuntur. 

Die  Einführung  der  Stempelabgabe  hätte  nach  den  vorstehenden 
Darstellungen  Boxhorns   eine    sehr  bemerkenswerte  Entatehungs- 
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geschiebte  gehabt,  die  sich  kaum  je  bei  irgend  einer  anderen  Abgabe 
wiederholt  hat :  um  die  notwendige  Deckung  für  den  gestiegenen  öfifent* 
liehen  Bedarf  zu  finden,  hätten  die  holländischen  Stände  einen  Aufruf 
erlassen  und  einen  hohen  Preis  für  ein  Steuerprojekt  ausgeschrieben, 
welches  dem  Lande  reiche  Einnahmen  verheissen  würde,  ohne  den 
Steuerträgem  lästig  zu  sein;  es  habe  sieh  tatsächlich  ein  findiger  Kopf 
gemeldet,  welcher  die  Abgabe  vom  gesiegelten  Papier  erdacht  hätte ; 
dieser  Vorschlag  sei  nach  Erwägung  aller  dafür  und  dagegen 
sprechenden  Umstände  genehmigt  und  die  Stempelabgabe  eingeführt 
worden,  welche  tatsächlich  unglaublich  hohe  Erträge  abwerfe,  ohne 
drückend  zu  sein. 

2.  Paul  Kolhardt  (1690). 

Der  erste  deutsche  Schriftsteller,  der  diese  Erzählung  Box- 
horns  wiedergibt,  ist  Paul  Kolhardt  in  seiner  lateinisch  ver- 
fassten  Doktordissertation:  Exercitatio  Juris  Publico-Privati  De 
Charta  Signata,  vulgo  Stempel-Papier,  Prankfurt  a /O.  1690.  Es  ist 
dies  eine  recht  flache  Arbeit,  dem  damaligen  gelehrten  Gesehmaeke 
und  dem  gleichsam  versteinerten  Schema  der  Dissertationen  ent- 
sprechend erfüllt  von  scholastischem  Formelkram.  So  werden  für 
die  Einführung  des  Stempelwesens  die  causa  impulsiva  et  finalis, 
die  causa  tnaterialis  ex  qua,  die  causa  efficiens  per  se,  die  causa  per 
accidenSj  die  causa  conservans  und  die  causa  instrumentalis  aus- 
iilhrlichst  erörtert,  die  unbedeutendsten  Begleiterscheinungen  unge- 
bührlich breitgetreten,  und  ist  die  Darstellung  mit  Zitaten  aus  dem 
Corpus  juris  durchschossen,  welche  ja  mit  dem  Stempel wesen  der 
Natur  der  Sache  nach  gar  nichts,  zu  tun  haben  können.  Den 
wesentlichen  Inhalt  der  Abhandlung  bildet  die  Stellungnahme  zu 
der  am  15.  Juli  1682  erfolgten  Einführung  der  Stempelabgabe  in 
Brandenburg  und  wird  zu  beweisen  gesucht,  dass  der  Kurfürst  vom 
Standpunkte  des  römischen  Reichsrechtes  befugt  gewesen  sei,  diese 
Abgabe  seinen  Untertanen  ohne  kaiserliche  Dazwischenkunft  auf- 
zuerlegen. Kolhardt  bringt  die  vorangeführte  Stelle  der  JDisqui- 
siüones  Boxhorns  per  extensum  zum  Abdruck;  weiteres  über 
die  Entstehung  des  Stempelwesens  vermag  er  nicht  anzuführen. 

Die  ebenerwähnten  Darstellungen  Boxhorns  und  Kolhardts 
haben,  wie  hier  eingeschaltet  werden  soll,  zu  zwei  Irrtümern  Ver- 
anlassung gegeben :  dass  nämlich  in  Holland  nur  zwei  Stempelsätze 
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und  zwar  zu  6  und  zu  2  asses  bestanden  hätten,  und  ferner,  dass  die 
Stempelpflicfat  auf  öffentliche  Urkunden  beschränkt  gewesen   sei. 

In  ersterer  Hinsicht  muss  hervorgehoben  werden,  dass  die 
einschlägigen  Angaben  Bozhorns  zweideutig  sind,  und  nicht  not* 
wendig  im  angeführten  Sinne  verstanden  werden  müssen.  Er  sagt 
an  einer  Stelle,  dass  sigüli  majoris  impressi  nomine  asses  sex  et 
minoris  nomine  asses  duo  pro  singuUs  philaris  .  .  .  persolverentur. 
Diese  Stelle  kann  aber  noch  gut  dahin  gedeutet  werden,  dass  er 
den  Inhalt  des  von  ihm  des  Breiteren  behandelten  Steuerprojektes, 
und  nicht  den  der  späteren  Vorschrift  (vom  13.  August  1624)  an- 
führen wollte.  In  der  oben  wiedergegebenen  Stelle  der  Varii  trac- 
tatus  femer,  wo  er  direkt  vom  Inhalte  der  Ständeverordnung  spricht, 
erwähnt  er  schedae^  quibus  Ordinum  majus  vel  minus  sigillum  Im- 
pressum esset.  Da  er  aber  sogleich  fortfährt:  schedis  autem  istis 
suum  impositum  pretium,  qiiod  solvendum  uniquique  quis  opus  habet, 
sie  fit^  ut  scheda  quae  ohulo  antea  comperari  solebat,  ad  pretium 
plurium  a^sium  excreverit  —  so  kann  letzteres  ebensogut  auf  die  2 
und  6  asses  bezogen  werden,  als  es  auch  die  Deutung  zulässt,  dass 
Boxhorn  unter  plures  asses  die  mehreren  (faktisch  2,  4,  6,  8  und 
80  Stüber  betragenden)  Stempelsätze  gemeint  und  sigillum  majus 
vel  minus  ganz  allgemein  darauf  bezogen  habe,  dass  tatsächlich  die 
Grösse  der  ältesten  holländischen  Stempelzeichen  mit  der  Höhe  des 
vorgestellten  Betrages  sich  veränderte.  Auch  eine  dritte,  von  dem 
später  zu  erwähnenden  Johann  Beckmann  angeführte  Stelle  aus 
dem  Commentariolus  de  statu  confoederatarum  provinciarum  Belgii, 
wo  Boxhorn  vom  vectigal  magni  vel  parvi  sigilli  spricht,  lässt  diese 
verschiedenartige  Deutung  zu. 

Welche  Auslegung  die  richtigere  ist,  wird  sich  wohl  kaum  je  mit 
Sicherheit  entscheiden  lassen,  umsomehr  als  gewichtige  Anzeichen 
dafür  vorliegen,  dass  Boxhorn  mit  dem  Stempelwesen  seiner  Heimat 
in  Wirklichkeit  nicht  besonders  vertraut  gewesen  sei,  und  die  grund- 
legenden Vorschriften  nicht  näher  gekannt  habe.  Hätte  er  sonst  fQr 
die  Abgabe  die  Benennung  „Impost  van  besegelte  Brieven"  anführen 
können,  welche  offiziell  nie  gebraucht  wurde  und  sich  nirgends  nach- 
weisen lässt,  da  die  Stempelabgabe  amtlich  und  sonst  durchwegs 
middel  van  fclein  seghel  heisst  —  und  hätte  er  vom  sigillum  majus 
Ordinum  in  diesem  Zusammenhang  sprechen  können,  wenn  ihm 
gegenwärtig  gewesen  wäre,  dass  unter  groot  seghel  immer  nur  das 
eigentliche  Staatssiegel  der  Stände  verstanden  wurde? 
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Boxhorns  zweideutige  Angaben  sind  aber  schon  von  Eolhardt 
im  erstangeführten  Sinne  verstanden  worden.    Er  sagt  geradezu: 

,In  Belgio  duplicis  tesserae  est  memorata  Charta  sigilli,  nempe 
m^joris  vel  minoris,  illios  nomine  6  asses,  higus  vero  2  asses  pro  singulis  pla- 
^nlis  numerantur,  de  quo  vid.  sup.  alleg.  Boxhornius.* 

Diese  Angabe  ist  in  die  Abhandlung  L.  v.  Steins  Deutsche 
Finanzwissenschaft  im  17.  Jahrhundert  (Finanzarchiv, 
I.  Jahrg.,  1.  Bd.)  übergegangen  und  hat  sie  Verfasser  von  da  in 
seine  ^ Untersuchungen  über  ein  System  des  österreichischen  Ge- 
bührenrechtes* (Finanzarchiv,  XV.  Jahrg.,  1.  Bd.  S.  27)  hinüber- 
genommen. 

Der  oben  an  zweiter  Stelle  erwähnte  Irrtum,  dass  in  Holland 
nur  öffentliche  Urkunden  stempelpflichtig  gewesen  seien,  findet 
sich  gleichfalls  zunächst  in  der  Abhandlung  Steins  und  ist  vom 
Verfasser  (a.  a.  0.)  auf  diese  Autorität  hin  nacherzählt  worden. 

Merkwürdigerweise  ist  ein  ähnlicher  Irrtum  auch  in  der  Literatur 
über  das  Stempelwesen  eines  anderen  Landes  zu  finden.  In  einem 
bemerkenswerten  und  für  unser  Thema  sehr  wichtigen  Artikel  der 
Encyclop^die  von  Diderot  und  B^Alembert,  betitelt  „Papier  et  Par- 
chemin  timbrd"  [Bd.  XI,  in  der  Ausgabe  Paris :  S.  862,  in  der  Ausgabe 
Libourne :  S.  795]  wird  über  das  französische  Stempelrecht  folgendes 
gesagt:  „La  fomialit^  du  timbre  n'ayant  ^te  etahlie  que  pour  les 
actes  puhlics,  il  s^ensuit  que  tous  les  actes  qui  ne  sant  pas  regus  des 
officiers  puhlics  ne  sont  point  sujets  ä  etre  dcrit  sur  papier  timbre'^  — 
dass  also  alle  Schriften,  die  den  öffentlichen  Beamten  nicht  zu  Händen 
kommen,  auch  nicht  stempelpflichtig  wären,  ein  Satz,  der  mit  allen 
französischen  Stempelvorschriften  von  dem  ältesten  Stempeledikte 
an  ganz  imzweifelhaft  in  Widerspruch  steht. 

Dass  der  gleiche  Irrtum  bezüglich  des  holländischen  und  fran- 
zösischen Stempelwesens  vorkommen  konnte,  lässt  vermuten,  dass 
beidemal  ein  und  derselbe  Grund  wirksam  gewesen  sei.  Diese  ge- 
meinschaftliche Veranlassung  dürfte  die  Schwierigkeit  gewesen  sein, 
das  Wesen  der  stempelpflichtigen  Schriftstücke  zu  charakterisieren 
imd  deren  Verschiedenheit  gegenüber  der  Masse  der  nicht  stempel- 
pflichtigen Schriftstücke  zu  kennzeichnen,  eine  Schwierigkeit,  deren 
Ueberwindung  von  den  ältesten  Stempelvorschriften  an  auf  die  ver- 
schiedenste Art  versucht  wurde.  Diese  ältesten  Vorschriften  weisen 
nicht  bloss  die  ihrer  Zeit  eigentümliche  höchst  langatmige  Diktion 
von  mitunter  geradezu  verwirrender  Detailliertheit  auf,     sondern  es 
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drückt  sich  auch  die  Unfähigkeit  zu  höheren  Abstraktionen  und  zur 
Erfassung  des  springenden  Punktes  in  der  gegenstandlichen  Frage 
dadurch  aus,  dass  man  sich  bemüht,  die  stempelpflichtigen  Schrift- 
stücke so  vollständig  als  möglich  aufzuzählen.  Als  in  der  Folge  die 
Unmöglichkeit  einer  erschöpfenden  Aufzählung  aller  Stempelobjekte 
erkannt  wurde,  sah  man  sich  genötigt,  abstrakte  Merkmale  für 
die  Stempelpflicht  anzuführen.  Das  französische  Stempeledikt  vom 
20.  März  1655  drückt  sich  dahin  aus,  dass  „tous  Actes  d:  Papiers 
portant  foi,  Obligation  ou  acquit^  auf  Stempelpapier  zu  schreiben 
seien.  Aehnlich  verordnet  das  preussische  Patent  vom  15.  Juli  1682^ 
dass  alles  «was  ausserhalb  Gerichts  gehandelt  wird  und  publicam 
/!e2em  erfordert  **,  auf  gestempeltes  Papier  geschrieben  werden  müsse. 
Diese  auch  noch  in  späteren  Vorschriften  mehr  oder  minder  deut* 
lieh  anklingende  Fassung  hat  keineswegs  die  sogenannten  öffent- 
lichen Urkunden  und  ihre  stärkere  Beweiswirkung  im  Auge. 
„Oeffentlicher  Glaube''  soll  nur  bedeuten,  dass  diese  Schriftstücke 
im  Rechtsleben  eine  Bolle  zu  spielen  haben  und  dass  ihnen 
eine  von  allen  Gliedern  der  Rechtsordnung  zu  respektierende  Wir- 
kung zukommt.  In  der  Folge  wollte  man  sogar  direkt  im  Zwecke 
der  Schriftstücke,  Beweis  zu  wirken,  das  Merkmal  für  die  Stempel- 
pflicht finden. 

Es  handelt  sich  hier  ersichtlich  um  ein  mühevolles,  jahrhunderte- 
langes Ringen  nach  dem  treffendsten  Ausdrucke  für  einen  allen  vor- 
schwebenden Gedanken.  Für  den  theoretischen  Hausgebrauch  ver- 
mögen wir  ihm  leicht  eine  brauchbare  Fassung  dahin  zu  geben,  dass- 
wir  die  rechtliche  Bedeutsamkeit  eines  Schriftstückes  als  die 
Voraussetzung  der  Stempelpflicht  aufstellen:  ob  diese  Fassung  aber 
auch  gesetzestechnisch  brauchbar  erschiene,  möge  dahin  gestellt  bleiben. 

Die  ünbeholfenbeit  der  ältesten  Stempel  Vorschriften  erweist 
sich  auch  darin,  dass  sie  in  erster  Linie  als  Instruktionen  für  die 
öffentlichen  Organe  auftreten,  in  deren  Händen  tatsächlich  die  Kon- 
trolle der  Anwendung  dieser  Vorschriften  gelegen  war.  Diesen 
Organen  wird  eingeschärft,  weder  selbst  ungestempelte  Schriften  zu 
errichten,  noch  solche  anzunehmen  oder  irgendwie  zu  dulden,  dass 
andere  die  Stempelpflicht  imigehen.  Man  sah  in  dieser  Anordnung 
die  wirksamste  Garantie  dafür,  dass  die  (schon  früher  eingetretene) 
Stempelpflicht  seitens  der  privaten  Kontribuenten  wirklich  erfüllt 
werde,  und  fand  sich  so  mit  der  Unmöglichkeit  einer  noch  früher 
stattfindenden  Kontrolle  ab. 
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Wer  mit  der  Technik  des  Stempelwesens  nicht  vertraut  ist^ 
der  könnte  hierdurch  leicht  zur  Annahme  verleitet  werden,  dass  die 
Schrift  erst  dann  und  nur  dann  zu  stempeln  sei,  wenn  sie  behörd- 
lich vorzukommen  hat  —  was  aber,  wie  erwähnt,  den  Detaüvor- 
schriften  der  ältesten  Stempelnormen  widerspricht.  So  ist  der 
oberwähnte  zweite  Irrtum  zu  erklären:  die  anscheinende  Ver- 
knüpfung der  Stempelpflicht  mit  der  behördlichen  Tätigkeit  und  das 
ebenso  leicht  misszuverstehende  Schlagwort  von  der  publica  fides 
führten  zu  einer  Annahme,  welcher  keine  der  zahlreichen  damaligen 
oder  späteren  Stempelnormen  entspricht. 

3.  Johann   Beckmann  (1788). 

Nahezu  hundert  Jahre  nach  Eolhardt  ist  es  wieder  ein 
deutscher  Schriftsteller,  welcher  sich  mit  der  Entstehung  des 
Stempelwesens  beschäftigt.  Es  war  dies  der  bekannte  Polyhistor 
und  Professor  der  Oekonomie  in  Oöttingen,  Johann  Beckmann, 
welcher  im  zweiten  Bande  seiner  „Beiträge  zur  Geschichte  der  Er- 
findungen **  (Leipzig  1788)  dem  Stempelpapier  einen  eigenen  Ab- 
schnitt widmet. 

Nach  guter  alter  Gelehrtensitte  beginnt  er  seine  Abhandlung 
mit  der  Feststellung  der  Etymologie  des  Wortes  „Stempel"  und 
behauptet  er,  es  solle  eigentlich  „Stämpfel-Papier"  geschrieben  wer- 
den, abgeleitet  von  „stampfen",  „Stampfe".  Dieser  Annahme  wäre 
wohl  beizupflichten,  und  sei  es  gestattet,  hier  einige  Belegstellen 
für  deren  Richtigkeit  anzuführen. 

In  G.  A.  Seylers  Geschichte  der  Siegel  (Leipzig,  1894, 
S.  115),  desselben  Verfassers  Sphragistik  (S.  83  ff.),  und  in  Harry 
Breslaus  Handbuch  der  Urkundenlehre  (Leipzig  1889,  I,  S.  929) 
wird  eine  von  Herzog  Albrecht  von  Oesterreich  und  vom  Pfalz- 
grafen Christoph  ausgefertigte  Urkunde  über  die  nach  dem  Tode 
Kaiser  Sigmunds  im  Jahre  1437  vorgenommene  übliche  Vernichtung 
aller  Siegel  und  Stempel  des  Verstorbenen,  welche  zu  diesem  Zwecke 
vom  Kanzler  Kaspar  Schlick  in  die  S.  Nikolaikirche  in  Znaim 
überbracht  wurden,  angeführt,  worin  unter  3)  genannt  erscheinen: 
»zween  messen  Stämpfel  zu  gülden  Bullen,  die  auch  dem  Rom. 
Königreich  zugehören." 

Nach  einer  Mitteilung  Seylers  an  den  Verfasser  ist  diese 
Urkunde  inLünings  Teutschem  Reichsarchiv,  Spicilegiiim  seculare 
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II,  S.  1187  ff.  und  ferner  im  Jahrbuche  der  k.  k  heraldischen  Ge- 
sellschaft »Adler*  in  Wien,  XL  Bd.,  1884,  S.  51  abgedruckt.  Seyler 
tibersandte  dem  Verfasser  gleichzeitig  in  zuvorkommender  Weise  eine 
Durchzeichnung  des  Wappenbildes  aus  dem  Wappenbriefe  des  Kaisers 
Karls  V.  ddo.  Augsburg  8.  Juni  1551  für  Georg  Stempfei. 
Darauf  ist  ein  Mann  zu  sehen,  welcher  auf  einem  in  der  Wappen- 
beschreibung angeführten  „baierischen  Dretstampf'  steht.  Man  kann 
hieraus  entnehmen,  mit  welcher  Vorrichtung  in  jener  Zeit  Siegel- 
und  Stempelabdrücke  hergestellt  wurden,  wenn  dazu  grössere  Hebel- 
kraft erforderlich  war  —  ebenso  aber  auch,  dass  Stämpfel  oder 
Stempfei  tatsächlich  die  ältere  Form  des  Wortes  Stempel  war. 

Mit  der  Stempelpapierabgabe  erscheint  diese  Form  in  Verbin- 
dung gebracht  in  der  Nürnberger  „Ordnung,  wie  mit  dem  ge- 
stämpfften  Papier  ...  zu  halten*"  vom  2.  August  1697.  Es 
seien  hier  aus  derselben  einige  bezeichnende  Stellen  angeführt:  „So 
haben  Wir  aber  mit  sonderm  Missfallen  yemehmen  müssen,  wie  dass 
dieselbe  vielfältig  hintangesetzt  und  übertretten  worden;  indem 
«inige  zu  ihrer  Verhandlung  sich  solchen  Papiers  gar  nicht;  andere 
in  denen  Sachen,  so  auf  des  grössten  Stampffs  Papier  zu  schrei- 
ben die  Ordnung  angewiesen,  sich  des  kleinsten  Stampffs  be- 
dienet**       „Also  haben   wir  verordnet,   dass  erwehntes  ge- 

«tämpfftes  Papier  in  viererley  Sorten  zu  vertheilen  und  je  eine 
derselben   jeden    mit    einem    besondern    Stampf  fei   gegen    einen 

besondern    Preiss  zu  verfertigen    und    zu    bezahlen  seye** 

„dass  .  .  .  auf  dasjenige  oberwehnte  mit  Unserm  grössten  Sigel 
bemerckte  Papier  oder  Pergamen  gestellet  und  gefertiget  und  für 
jeden  Bogen  dessen  oder  Pergamenthäutlein  Sechs  Kreuzer  Sigel- 
Gebtihr  entrichtet  und  darbey  wegen  dieser  letztem  die  proportion 
in  Obacht  genommen,  und  wegen  deren  Grösse  zwey  biss  drey- 
fache  St ampff- Gebühr  erfordert  und  bezahlet  werden  solle*'  .... 
„also  solle  dasjenige,  was  auf  keinerley  gestämpelt  Papier  .  .  . 
geschrieben  wäre,  an  und  vor  sich  selbst  als  obgehört  von  Un- 
kräfften  .  .  .  seyn.** 

Ist  schon  in  der  letztangeführten  Stelle  ausnahmsweise  das  J* 
ausgefallen,  so  wird  diese  kürzere  Form  bald  zur  vorherrschenden. 
Aber  noch  in  zwei  österreichischen  Stempelpatenten  (vom  20.  Juli 
1721  und  29.  Novbr.  1721,  Codex  Atistriams  IV,  S.  24  und  37) 
wird  die  Fassung  „Stämpfel**  konsequent  festgehalten,  während  sie 
im  Patente  vom  12.  Dezember  1725  {Codex  Austriacus  IV,  S.  353) 
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alternierend  yorkommt.  Aus  dem  erstgenannten  Patente  sei  hier 
nur  ein  Satz  angeführt: 

,Das8  erstlichen  alle  diejenigen,  welche  Calender  drucken,  ver- 
legen ,  oder  sonsten  Handel  und  Wandel  damit  treiben,  sich  allhier 
in  dem  auf  der  Meelgruben  errichteten  Stämpfel-Amt  anmelden, 
allda  die  Calender  getreulich  ansagen,  dieselben  stämpfeln  lassen,  den 
gebührenden  Auffschlag  entrichten  und  eher  als  sie  mit  dem  Stämpfel 
gezeichnet  sejnd,  kein  einziges  Exemplar  davon  verkauflPen/ 

Das  Datum  des  letztangeführten  Patentes  dürfte  auch  den 
spätesten  Zeitpunkt  bezeichnen,  in  welchem  die  Form  , Stämpfel'' 
noch  sporadisch  in  Gebrauch  stand.  Die  abgekürzte  Form  dieses 
Wortes  wurde  überwiegend  mit  „e''  geschrieben  [Stempel].  Doch 
kommt  daneben  auch  Stämpel  vor,  und  wird  diese  Schreibweise 
später,  vom  Anfang  des  19.  Jahrhunderts  bis  in  die  70er  Jahre  des- 
selben Jahrhunderts  —  mindestens  in  Oesterreich  —  zur  herrschenden. 
Dann  aber  kam  zur  selben  Zeit,  wo  die  Schreibweise  Altern, 
Amte,  Oränze  u.  dergl.  verschwand,  ebenso  auch  bei  unserem  Wort 
die  heute  ausschliesslich  verwendete  Schreibung  „Stempel  wieder 
in  Uebung. 

Beckmann  gibt  das  gesamte  Wissen  seiner  Zeit  über  den 
Oegenstand  wieder.  Er  kennt  nicht  nur  die  Abhandlung  Kohl- 
hardts  —  die  er  aber  infolge  flüchtiger  Durchsicht  des  lang- 
atmigen Titelblattes  dem  Professor  Friedrich  Jakob  Bartholdus 
zuschreibt,  welcher  darin  lediglich  als  Lehrer  des  Doktoranden 
genannt  ist  —  sondern  auch  beide  einschlägigen  Stellen  aus  den 
Werken  Boxhorns;  er  führt  sogar  die  erste  holländische  Stempel- 
papier-Ordnung und  ihre  Fundstelle  im  Groot  FlacaeUBoeck  [Jahrg. 
1658,  Spalte  1994  ff.]  an.  Die  letztere  Erwähnung  veranlasste  den 
Verfasser  bei  seiner  Nachforschung  nach  dem  schwer  erhältlichen 
Texte  dieser  ürvorschrift  diese  Normensammlung  in  der  Universitäts- 
bibliothek in  Göttingen,  wo  Beckmann  seinerzeit  gewirkt  hatte, 
zu  suchen  und  erwies  sich  diese  Vermutung  auch  als  zutreffend. 

4.   Die  französische  Protocollum-^evsioiL, 

Als  Beckmann  seine  Abhandlung  schrieb,  gab  es  aber  auch 
schon  eine  zweite  —  von  ihm  verworfene  —  Version  über  die 
Entstehung  des  Stempelwesens,  die  französische,  welche  von 
einem   timbre  mit  oder  ohne   fiskalischen  Charakter   spricht,    und, 
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ohne  besonderes  Gewicht  darauf  zu  legen,  wo  und  durch  wen  dem 
Stempel  die  «fiskale*^  Eigenschaft  verliehen  worden  sei,  den  Ursprung 
desselben  in  der  Novelle  44Justinian8  aus  dem  Jahre  537  n.  Chr. 
zu  finden  glaubt.  Der  damals  entstandene  Stempel  hätte  sich  mit 
dem  römischen  Rechte  in  der  Provence  erhalten,  und  bestände  sohin 
in  Frankreich  die  Kontinuität  der  Entwicklung  durch  die  ganze 
seitherige  Zeit. 

Diese  Ansicht  hätte  nach  Beckmann  zuerst  der  Intendant  von 
Languedoc  DeBasville  in  seinen  1697  zum  Unterricht  des  Herzogs 
YonBouTgogneyertssstenMemoirespourservir  ä  rhistoire  de  Languedoc 
ausgesprochen.  Dieses  1734  zu  Marseille  (und  nicht  nach  der  falschen 
Titelangabe  —  in  Amsterdam)  gedruckte  Buch  sei  gleich  nach  seinem 
Erscheinen  von  der  Regierung  unterdrückt  worden:  doch  wären  De 
Basvilles  Angaben  in  das  Werk  Varietes  historiques,  physiques  et 
litteraires,  Paris  1753,  übergegangen  und  ein  Auszug  daraus  in  die 
EncyclopMie  von  Diderot  und  D^Alembert  aufgenommen  worden. 

Mit  diesem  Auszuge  meint  Beckmann  den  obenerwähnten 
Artikel  Papier  et  Parchemin  timbre  im  XL  Bande  der  Enzyklopädie. 
Dieser  mit  (A)  signierte  Artikel  soll,  wie  L^on  Salefranque  in 
seiner  Abhandlung  Le  timbre  ä  travers  Vhistoire^  Rouen  1890,  S.  17, 
angibt,  von  Boucher  d^Argis  herrühren.  Die  Einleitung  zum 
ersten  Bande  der  Enzyklopädie  führt  unter  den  Signaturen  der  Mit- 
arbeiter das  Zeichen  (A)  nicht  an.  Doch  ist  am  Schluss  des  dritten 
Bandes  in  der  „Suite  de  la  Marque  des  Auteurs"  die  Signatur  (A) 
mit  dem  Beisatze  M.  Boucher  d^Argis  vermerkt  und  enthält  das 
diesem  Bande  vorangehende  Avertissement  des  Editeurs  nebst  einem 
Panegyrikus  auf  die  juristischen  Arbeiten  Boucher  d^Argis  über 
diesen  die  biographische  Notiz  ^avocat  au  Parlament  de  Paris  d' 
conseilJer  au  conseil  souverain  de  Dombes.*^ 

Beckmanns  Behauptung,  dass  dieser  Artikel  der  Enzyklopädie 
keine  Originalarbeit,  sondern  bloss  ein  Epitome  sei,  wird  durch 
folgende  im  Artikel  selbst  enthaltene  Stelle  unterstützt: 

,Le  papier  timbre  est  auesi  usite  dans  plusieurs  autres  etats,  comme  en 
Angleterre,  dans  le  Brabant  &  dans  la  Flandre  imperiale,  dans  les  ^tats  du 
roi  de  Sardaigne,  en  Suede,  &  il  a  ete  introduit  dans  Tetat  ecclesiastique  a 
compter  du  I  avril  1741  &  dans  d'autres  pays,  comme  nous  le  dirons  dans  un 
moment  ..." 

Diese  angekündigte  weitere  Angabe,  die  für  die  Geschichte  des 
Stempelwesens  gewiss  sehr  interessant  gewesen  wäre,  kommt  aber  im 


Digitized  by  VjOOQIC 


Vom  Ursprünge  der  Stempelpapierabgabe  (Schriftsteuer).  Jß 

Artikel  der  Enzyklopädie  nicht  yor.  Offenbar  hat  sie  der  Epitomator, 
welcher  vergass,  dass  er  sie  vorher  angekündigt  hatte,  fortgelassen.  Der 
im  Autorenverzeichnis  der  Enzyklopädie  genannte  Boucherd'Argis 
dürfte  aber  nicht  nur  die  exzerpierte  Arbeit  verfasst,  sondern  wohl 
auch  selbst  den  Auszug  für  die  Enzyklopädie  angefertigt  haben. 
Darauf  deutet  nämlich  auch  der  eine  persönliche  Note  anschlagende 
Schluss  des  Artikels: 

,0n  peut  escore  voir  . .  .  la  nouvelle  diplomatique  des  peres  DD.  Tous- 
eain  &  Tassin,  oü  ces  deux  savants  ben^dictins  ont  eu  la  bont^  de  rappeller 
une  petite  dissertation  que  je  fis  sur  cette  matiere  en  1787,  &  qui  fat  inseree 
au  mercure  de  Juin  de  la  m&me  annee.* 

Hier  ist  das  berühmte  1750 — 1765  erschienene  Werk  Nouveau 
traue  de  diplomatique  gemeint,  welches  die  Benediktiner  der  fran- 
zösischen Kongregation  des  hl.  Maurus  Ch.  Fr,  Toustain  und  R. 
Fr.  Tassin  (von  1754  an  letzterer  allein),  die  Schüler  ihres  berühmten 
Ordensbruders  und  Begründers  der  Diplomatik  Mabillon,  heraus- 
gaben. Dass  der  Enzyklopädist  hier  in  der  ersten  Person  spricht, 
lässt  keinen  Zweifel  mehr  übrig  an  der  Identität  des  Epitomators 
mit  dem  Verfasser  der  im  , Mercure"  vom  Juni  1737  erschienenen 
Arbeit.     Und  als  dieser  ist  Boucher  d^Argis  bekannt. 

um  endlich  auch  das  Verhältnis  des  Artikels  der  Enzyklopädie 
zu  den  von  Beckmann  genannten  Varietes  festzustellen,  wandte  sich 
Verfasser  an  die  Pariser  Nationalbibliothek,  von  welcher  er  den  Auf- 
schluss  erhielt,  dass  die  ursprüngliche  Arbeit  Boucher  d^Argis  unter 
dem  Titel  Dissertation  sur  Vorigine  du  papier  et  du  parchemin  timbr^s 
(ausser  im  »Mercure**  auch)  als  Broschüre  zu  Paris  1737  in  4®  erschienen 
sei  und  dass  die  Varietes  einen  Abdruck  derselben  Dissertation  ent- 
halten hätten.  Es  dürfte  dies  aber  kein  unveränderter  Abdruck  ge- 
wesen sein.  Die  Erwähnung  des  Kirchenstaates  mit  dem  Datum  des 
I.April  1741  ist  ja  sicher  erst  naih  1737  hinzugekommen,  und  ist 
angesichts  der  oberwähnten  (im  Epitome  gleich  darauf  folgenden) 
üngenauigkeit  zu  vermuten,  dass  diese  Erwähnung  schon  1753  und 
nicht  erst  in  den  70er  Jahren  des  18.  Jahrhunderts  hinzugefügt  worden 
sei,  als  der  Auszug  für  die  Enzyklopädie  verfasst  wurde.  Auch  der 
Schlusssatz  mit  seiner  Anführung  der  zwei  berühmten  Mauriner  dürfte 
seiner  persönlichen  Färbung  wegen  eher  in  das  Jahr  1753  als  in  die 
Zeit  der  Herausgabe  der  Enzyklopädie  zu  verlegen  sein ;  es  wäre  ja 
«onst  wahrscheinlich  hier  auch  des  Erscheinens  in  den  Vari^t^s  ge- 
dacht worden. 
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Alle  diese  Momente  führen  demnach  zur  Schlussfolgerung,  dass 
Boucher  d^Argis  seine  1737  im  „Mercure^  und  als  Separat- 
abdruck veröfTentlichte  Abhandlung  im  Jahre  1753  für  die  „Variäies" 
erweitert  und  dann  in  den  70er  Jahren  daraus  f&r  die  Enzy- 
klopädie einen  Auszug  angefertigt  habe,  so  dass  also  Beckmann 
in  letzterem  Punkte  Recht  behielte. 

Beckmann  billigt  die  von  der  Encyclopedie  vertretene  Ansicht, 
die  wir  kurz  alsfranzösischeVersion  bezeichnen  könnten,  nicht* 

Er  sagt  darüber:  „Gestempeltes  Papier  ist  damals  fireylich 
eingeführt  worden,  aber  nicht  dasjenige,  was  wir  jetzt  haben,  dessen 
Stempel  gar  nicht  zur  Sicherheit  der  Schriften  beiträgt,  sondern 
nur  dadurch,  dass  er  nach  der  Wichtigkeit  des  Gegenstandes,  wozu 
das  Papier  angewendet  wird,  bezahlt  werden  muss,  eine  öffentliche 
Einnahme  bewürckt  und  eine  wahre  Steuer  ausmacht  ....  Ich 
rede  aber  allein  von  dem  jetzt  gebräuchlichen  Stempelpapier.  Dieses 
ist  gewiss  in  demjenigen  Lande  erfunden  worden,  wo  alles,  was 
Menschen  brauchen,  versteuert  wird,  in  Holland. '^ 

Dieses  gesunde  und  richtige  Urteil  Beckmanns  kann  in  jedem 
seiner  Teile  unbedenklich  unterschrieben  werden;  es  beweist,  dass 
sein  Scharfsinn  das  Wesen  der  Sache  klar  erfasst  hatte.  Er  musa 
hier  auch  gegen  den  Vorwurf  in  Schutz  genommen  werden,  den 
ihm  A.  D.  Assendelft  de  Coningh  in  seiner  Doktordissertation 
De  aard  en  de  ontwihkeling  der  zegel-,  registratie-  en  successie 
rechten,  Leiden  1874,  S.  24,  macht:  dass  er  zuerst  die  hollandischen 
Stände  mit  den  Generalstaaten  der  vereinigten  Niederlande  verwech- 
selt hätte.  Beckmann  spricht  in  Wirklichkeit  immer  nur  aus- 
drücklich von  Holland. 

Dagegen  ist  es  wohl  auffällig,  dass  Beckmann  einen  sehr 
wesentlichen  Teil  der  französischen  Version  nicht  erwähnt. 

Der  von  Beckmann  gemeinte  und  oben  zitierte  Artikel 
der  Enzyklopädie  ,,  Papier  et  Parchemin  timbre"  nennt  keines- 
wegs Basville  als  erste  und  Hauptquelle  der  Ansicht,  dass  der 
Stempel  bis  auf  Justinian  zurückreiche.  Basville,  der  1697  schrieb, 
wird  nur  in  zweiter  Linie  und  nebenher  erwähnt;  zumal  auch  seine 
einschlägige  Aeusserung  nicht  viel  besagen  will  („ä  ce  prapos  il 
remarque  en  passant,  que  le  papier  tinibre  n'a  pas  et4  inconnu  aux 
Bomains,  puisqu'on  voit  par  la  nouvelle  44  qu'ils  avoient  une  espice 
particuliere  de  papier  pour  ecrire  les  originaux  des  actes  des  no- 
taires,    lequel   portoit   la   marque    que    Vintendant  des    finances  y 
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faisoit  apposer,  et:  la  date  du  tems  auquel  il  avoit  ete  fait").  Ea 
ist  dies  augenscheinlich  nichts  weiter  als  eine  romanistische  Bemi- 
niszenz,  wie  man  sie  damals  allerorts  anzubringen  liebte.  Die  En-* 
zyklopädie  legt  dagegen  viel  mehr  Gewicht  auf  eine  andere  Erzählung^ 
die  in  den  Ärrets  de  Provence  von  Boniface  (tom.  IV,  liv.  III,  tit. 
XV,  cap.  n)  enthalten  sein  soll.  Es  hätte  in  einem  1676  vor  dem 
Parlament  von  Aix  verhandelten  Prozesse  zwischen  Marseiller  Kauf-- 
leuten  und  dem  Stempelpächter  der  Rechtsvertreter  dieses  letzteren  in 
seinem  Plaidoyer  geltend  gemacht,  dass  der  Papierstempel  keineswegs 
etwas  Neues  sei,  weil  er  laut  der  Novelle  44  schon  zur  Zeit  Justinians 
bestanden  habe,  und  weil  auch  unter  den  Grafen  der  Provence  die 
Protokolle  gestempelt  worden  wären;  Jean  Darb^s,  Notar  in 
Aix,  besässe  einige  derselben.    Es  heisst  an  dieser  Stelle  wörtlich: 

Le  defenseur  da  fermier  du  papier  timbr^  faisoit  taloir,  que  le  timbre 
n^toit  pas  nouveaa,  puisqa'il  y  en  avoit  du  tems  de  Justinien  en  587,  qu*il  y 
avoit  des  marques  pour  les  protocoles  des  notaires,  qu*on  y  marquoit  en  chiffre 
Tannee  en  laquelle  ils  avoient  Üi  faits  avec  le  nom  comitis  sacrarum  largi- 
tionnm,  qui  etoit  alors  en  ezercice;  que  Justinien  vouloit  que  le  notaire  qui 
avoit  commenc^  le  protocole  ou  la  Charte  achevät  de  T^crire  &  que  le  motif 
&  le  fondement  de  Justinien  n*avoit  ^t^  que  pour  la  precaution  contre  les 
fausset^,  comme  il  paroit  par  la  novelle  44,  suivie  par  Godefroy.  . . .  Le  defen- 
seur  du  fermier  du  papier  timbre,  pour  faire  voir  que  cette  formalit^  n'^toit 
pas  nouvelle,  observoit  que  non  senlement  du  tems  de  Justinien  les  protocoles 
etoient  marques,  mais  encore  du  tems  des  contes  de  Provence,  &  que 
M.  Jean  Darb^s,  notaire  ä  Aix,  avoit  de  ces  anciens  protocoles  marques. 

Auf  Grund  dieser  Erzählung  führt  dann  Boucher  d'Argis 
es  ohne  weiteres  als  eine  Tatsache  an,  dass  der  Stempel  keineswegs, 
wie  man  vermeinen  möchte,  bis  zur  Zeit,  wo  er  in  Frankreich  ein- 
geführt vnirde,  ausser  Uebung  gekommen  sei:  vielmehr  hätten  ihn 
manche  Herrscher  nach  dem  Beispiele  der  Römer  in  ihren  Ländern 
eingeführt.  So  hätten  auch  zur  Zeit  der  erblichen  Orafen  der  Pro- 
vence, welche  von  915  oder  920  bis  1481,  wo  diese  Provinz  mit 
der  Krone  Frankreichs  vereinigt  worden  sei,  die  Notare  dieses  Lan- 
des Protokolle  verwendet,  die  mit  einer  Art  Stempel  gezeichnet 
gewesen  seien  {„les  notaires  de  ce  pays  se  servoient  de  protocoles 
marqttäs  Sune  espece  de  ünibre'^). 

Die  Verantwortlichkeit  für  diese  Schlussfolgerung,  welche  durch 
die  Enzyklopädie  auch  über  die  Grenzen  Frankreichs  hinaus  bekannt 
wurde,  in  Frankreich  selbst  aber  so  populär  geworden  ist,  dass 
seither  kein  Schriftsteller,  der  diesen  Gegenstand  behandelt,  sie  an- 
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zuführen  unterlägst,  muss  dem  Enzyklopädisten  überlassen  bleiben. 
Dem  unbefangen  Urteilenden  kann  es  aber  nicht  entgehen,  dass 
dieser  Schluss  auf  recht  schwachen  Beinen  steht.  Prüft  man  die 
Anführungen  Boucherd^Argis  genau,  so  liegt  denselben  in  letzter 
Auflösung  nichts  weiter  zu  Grunde  als  die  Angaben  eines  Schrift- 
stellers über  ein  ihm  vom  Hörensagen  bekannt  gewordenes  Plaidojer 
«ines  nicht  genannten  Advokaten,  in  welchem  dieser  ebenfalls  nach 
dem  Hörensagen  angeführt  hatte,  der  Notar  Jean  Darbes  besässe 
gestempelte  Protokolle.  Keine  der  beteiligten  Personen  hat  selbst 
eines  dieser  Protokolle  gesehen,  oder  macht  jemanden  namhaft,  der 
dies  hätte  von  sich  sagen  können:  und  auch  seither  hat  niemand 
«in  solches  Protokoll  zu  Gesicht  bekommen!  Wird  man  derart  ein- 
mal auf  die  Haltlosigkeit  der  angeführten  Beweisgründe  aufmerksam, 
und  ist  dadurch  das  Misstrauen  geweckt,  so  drängt  sich  sofort  auch 
die  Vermutung  auf,  dass  die  namentliche  Anführung  des  Notars 
Jean  Darbes  nichts  weiter  sei  als  ein  forensischer  Kunstgriff, 
der  durch  die  präzise  Angabe  über  den  Inhaber  gestempelter  Pro- 
tokolle die  Schwäche  der  übrigen  Aufstellung  decken  will.  Dem 
gleichen  Zwecke  sollte  wohl  auch  die  weitere  Anführung  des  Ad- 
vokaten dienen,  der  mit  lebhafter  Darstellungskraft  behauptete,  man 
habe  zur  Zeit  Justinians  Stempel  (marques)  gehabt,  womit  man 
die  Protokolle  gezeichnet  hätte.  Diese  anschauliche  Schilderung 
wollte  offenbar  in  der  Phantasie  der  Zuhörer  ein  körperliches  und 
förmlich  greifbares  Bild  wecken.  Indem  sie  darin  die  ihnen  wohl- 
bekannte Herstellung  von  Stempelpapier  aus  ihren  eigenen  Tagen 
wiedererkannten,  wurden  sie  darüber  hinweggetäuscht,  dass  ja  die 
Zurückverlegung  dieser  Manipulation  in  die  Zeit  Justinians  eigentlich 
durch  nichts  gerechtfertigt  sei.  So  wurde  ihnen  ein  Zusammenhang 
der  alten  und  der  neuen  Stempelung  suggeriert  —  ebenfalls  ein  recht 
geschickter  Verteidigerkniff! 

5.   Justinians  TcpcoTÖxoXXov. 

Nicht  nur  diese  Schwächen  in  der  Argumentation  sind  es  aber, 
welche  der  französischen  Version  von  dem  Ursprünge  des  Stempels 
entgegenstehen.  Es  liegt  noch  ein  weiterer  und  zweifellos  ent- 
scheidender Grund  vor,  welcher  diese  Version  ganz  unhaltbar  er- 
scheinen lässt:  sie  ist  auf  einem  offenbaren  Missverständnisse  und 
auf   der    unbewussten    Verwechslung    der    zwei    Bedeutungen, 
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welche  das  Wort  «Protokoir  besitzt,  aufgebaut!  Was  dieses  Wort 
in  der  Novelle  44  bedeutete,  und  was  Boniface  und  Boucher 
d'Argis  darunter  verstanden,  das  sind  himmelweit  verschiedene 
Dinge.  Zum  Nachweise  dessen  sei  es  gestattet,  etwas  weiter  aus- 
zuholen. 

Die  kritische  Stelle  der  Novelle  44,  auf  welche  die  französi- 
schen Schriftsteller  sich  beziehen,  hat  folgenden  Wortlaut: 

Illud  quoqae  prsesenti  adjicimus  legi,  ut  tabelliones  non  in  alia  Charta 
pura  scribant  docamenta,  nisi  in  illa,  quse  in  initio  (quod  vocatur  protocollum) 
per  tempora  gloriosiseimi  comitis  sacrarum  nostrarum  largitionum  habeat 
appellationem  &  tempus,  quo  Charta  facta  est,  &  qusecunque  in  talibus  scri- 
buntur ;  &  nt  protocollum  non  incidant,  sed  insertum  relinquant ;  noyimus  enim 
multas  falsitates  ex  talibus  chartis  ostensas  &  prius  &  nunc ;  ideoque  licet  aliqua 
sit  Charta  (nam  &  hoc  sancimus)  habens  protocollum  non  ita  conscriptum,  sed 
aliam  quandam  scn'pturam  gerens»  neque  illam  suscipiant,  tanquam  adulteram, 
&  ad  talia  non  opportunam,  sed  in  sola  tali  Charta  qualem  dudum  dizimus, 
documenta  scribant.  Haec  itaque  quae  de  qualitate  talium  chartarum  a  nobis 
decreta  sunt,  &  de  incisione  eorum  quae  vocantur  protocolla,  valere  in  hac  feli- 
cissima  solum  civitate  Tolumus,  ubi  plurima  quidem  contrahentium  multitudo, 
multa  quoque  chartarum  abandantia  est,  &  licet  legali  modo  interesse  negotiis, 
A  non  dare  occasionem  quibusdam  falsitatem  committere,  cui  se  obnozios 
existere  demonstrabunt,  qui  praeter  haec  aliquid  agere  praesumpserint. 

Jufltinian  verordnet  hier  in  der  ausgesprochenen  Absicht,  allen 
Urkundenfälschungen  tunlichst  vorzubeugen,  dass  die  Notare  in 
Eonstantinopel  die  Yertragsausfertigungen  nur  auf  solches  Papier 
schreiben  sollten,  das  „tö  xaXoöjjievov  ^pwTOxoXXov"  mit  der  Angabe 
der  Anfertigungszeit  und  des  damaligen  contes  sacranim  largitionum 
(kaiserlichen  Schatzmeisters),  sowie  mit  den  sonstigen  hierbei  üblichen 
Angaben  besitze,  welches  protocollum  ferner  stets  beim  Blatte  zu 
belassen  und  nicht  abzuschneiden  sei. 

Was  unter  einem  protocollum  zu  verstehen  sei,  gibt  die  No- 
velle 44  nicht  näher  an,  und  scheint  in  der  Folge  die  Kenntnis 
davon  ganz  verloren  gegangen  zu  sein,  da  die  verschiedensten  Ver- 
mutungen darüber  aufgestellt  wurden. 

Jacobus  Cujacius  (Cujas,  1522 — 1590)  fasst  alle  diesbezüg- 
lichen Meinungen  in  seinen  Erläuterungen  zur  Novelle  44  (Ausgabe 
seiner  Werke  Neapel  1758,  IL  Bd.,  Spalte  1092)  zusammen: 

Secundo  capite  hugus  NovellsB  constituitur,  ne  tabelliones  in  mundum 

redigant  contractum  alia  Charta,    quam  ea  quse  habeat  protocollum,  ez  eo 

coargui  falsum  posse.   Protocollum  quid  est?  Alius  majorem  &  regiam  chartam 

interpretatur,  alius  schedam  negligentius  scriptam,  alius  exemplar  formularam, 
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quo  tabelliones  uti  solent.  Omnes  errant  vehementer.  Ut  hodie  chartte  habent 
notam  aliquam,  ex  qua  dignoscitur  quis  eam  chartam  praeparaverit,  ita  habe- 
baut  olim  chartae  brevem  adnotationem ,  quae  declarabat  quo  Gomite  largi- 
üonum  (sub  ejus  cura  erant  chartariae)  quo  tempore  &  a  quo  praeparatae  fuissent 
chartae:  ez  eo  coargebatur  saepe  falsitas:  sicut  Lutetiae  audivi  accidisse  ut 
Senatus  suspectum  chirographum  ex  die  in  eo  adscripto  quo  nondum  eju& 
notae  Charta  ulla  erat  in  rerum  natura,  certissimo  argumento  quasi  falsum 
improbaret:  &  hac  ratione  Justinianus  non  vult  ex  chartis  abscindi  protocoUa. 
&  hoc  valere  jubet  in  urbe. 

Wie  alle  Ansichten,  die  Cujacius  äussert,  ist  auch  das,  was 
er  hier  als  seine  Meinung  gibt,  klar  und  plausibel:  deis  protocoUum 
wäre  ein  Analogon  zu  den  heutigen  Wasserzeichen  der  Papiere  und 
daher  gewissermassen  ein  Fabrikszeichen.  Von  diesem  Standpunkte 
leuchtet  auch  der  Zweck,  den  die  Novelle  verfolgte,  sehr  wohl  ein. 
Wollte  jemand  nach  der  Novelle  eine  Urkunde  alten  Datums  fabri- 
zieren, so  musste  er  hierzu  auch  ein  Papier  von  mindestens  ebenso 
altem  Fabrikationsdatum  verwenden.  Da  solches  Papier  nicht  immer 
leicht  zu  finden  war,  erschien  die  Urkundenfölschung  jetzt  aller- 
dings namhaft  erschwert.  Freilich  galt  die  Novelle  nur  für  Urkun- 
den, die  in  Byzanz  selbst  durch  die  tabelliones  errichtet  wurden; 
doch  mochte  die  damalige  Gestaltung  des  Yerkehrlebens  eben  eine 
Ausdehnung  dieser  Bestimmung  auf  andere  Orte  und  andere  Urkun- 
den nicht  erforderlich  erscheinen  lassen. 

Die  Angaben  Cujacius^  über  den  Inhalt  des  protocollum 
decken  sich  auch  so  ziemlich  mit  dem,  was  die  Novelle  hierüber 
sagt.  Sie  spricht  von  der  appellatio  comitis  sacrarum  largüionum 
(des  Reichsschatzmeisters),  von  der  Herstellungszeit  und  etwaigen 
anderen  üblichen  Anführungen  {ytqwecunque  in  talihus  scrihuntur"). 
Als  solche  Angabe  nennt  Cujacius  vorsichtigerweise  und  augen- 
scheinlich im  Ausbau  seines  Vergleiches  zwischen  protocollum  und 
Wasserzeichen  nur  den  Namen  des  Verfertigers. 

Späteren  Schriftstellern  scheint  diese  einfache  und  einleuchtende 
Erklärung  des  protocollum  nicht  genügt  zu  haben.  Nach  dem  wieder- 
holt erwähnten  Artikel  in  der  Enzyklopädie  wäre  unter  den  sonst 
üblichen  Angaben  des  protocollum  zu  verstehen  dasjenige  ^fie  qua 
Von  appelloit  suivant  la  glose  &  les  interpretes  imbreviaturam 
totius  contractus,  c'est  ä  dire  un  titre  qui  annoncoit  sommairement 
la  qualite  &  substance  de  Vacte'\  Danach  wäre  protocollum  alsa 
dasjenige  gewesen,  was  gewöhnlich  der  vKopf'  der  Urkunde  ge- 
nannt wird  (etwa  , Kaufvertrag,   welcher  am  .  .  .  zwischen  . . .  al& 
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Verkäufer   und  ...   als   Käufer   in  Betreff  .  .  .   geschlossen   wurde, 
wie  folgt:**). 

6.   Die   Protokolle   der   Papyrusrollen. 

Diese  so  weit  voneinander  abweichenden  Ansichten,  zwischen 
denen  auf  Grund  der  Novelle  44  allein  noch  nicht  mit  Sicherheit 
entschieden  werden  kann,  legen  es  nahe,  diese  Entscheidung  anderswo 
zu  suchen,  und  zwar  in  den  Ergebnissen  der  modernen  Forschungen 
über  das  Schriftwesen  jener  alten  Zeit.  Reichliche  Funde  an  uralten 
Schriftstücken,  welche  in  Aegypten  gemacht  wurden,  haben  den 
archäologischen  Studien  ein  Material  von  ungeahnter  Fülle  gebracht, 
dessen  wissenschaftliche  Verarbeitung  die  interessantesten  Aufschlüsse 
ergeben  hat. 

Insbesondere  ist  es  die  als  „Papyrus  Erzherzog  Rainer' 
der  Wiener  Hof  bibliothek  angegliederte  (hauptsächlich  auf  einem  grossen 
in  el  Faijum  gemachten  Funde  beruhende)  Sammlung,  welche  schon 
vielfache  Bearbeitung  von  sachkundiger  Hand  („Mitteilungen  aus  der 
Sammlung  der  Papyrus  Erzherzog  Rainer*  und  „Führer  durch  die 
Ausstellung  der  Papyrus  Erzherzog  Rainer*  vom  Direktor  der  Hof- 
bibliothek Hofrat  Joseph  Ritter  von  Earabacek,  und  „Studien 
zur  Paläographie  und  Papyruskunde**  von  Professor  Karl  Wessely) 
gefunden  hat.  Daraus  ist  vor  allem  zu  entnehmen,  dass  das  typische 
Schreibmaterial  der  antiken  Welt  seit  dem  Aufblühen  Aegyptens  der 
Papyrus  war.  Nur  nebenher  kam  auch  Pergament  zur  Anwen- 
dung —  angeblich  nach  der  Stadt  Pergamumso  genannt,  deren  König 
Eumenes  n.  nach  der  Legende  vom  Eifer  beseelt,  es  den  Aegyptern 
in  der  Sammlung  von  Bücherschätzen  nachzutun,  vom  eifersüchtigen 
Ptolemäus  die  erforderlichen  Mengen  Papyrus  nicht  zu  erhalten 
vermocht  hätte,  so  dass  er  gezwungen  gewesen  wäre,  ein  Ersatz- 
material in  zubereiteten  Tierhäuten  zu  suchen.  Der  Papyrus  als 
Beschreibstoff  war,  wenngleich  das  Papyrusschilf  in  mehreren  süd- 
lichen Ländern  wild  wachsend  vorkam,  doch  stets  ein  ägyptisches 
Produkt,  da  die  Staude  nur  hier  eigens  zur  Erzeugung  von  „Papier* 
(im  buchstäblichen  Sinne)  kultiviert  worden  ist.  Viel  später  und 
nur   kurze   Zeit   hat   es    auch    in   Sizilien    eine  Papyrusfabrikation 


Aus  dem  Rhizom  dieses  Schilfes  wachsen  die  dreikantigen,  bis 
zu  18  Schuh  hohen  Schäfte  empor.  Dieselben  wurden  geemtet,  in 
Wasser  gequellt  und  sortiert.   Nach  dem  Ablösen  der  grünen  Rinde 
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wurde  das  weisse  Mark  mit  scharfen  Messern  in  feine,  etwa  finger- 
breite Streifen  zerschnitten.    Es  waren  dies  keineswegs  etwa  konzen- 
trische Schichten,  die  losgeschält  worden  wären ;  vielmehr  wurden  die 
Markstengel  der  Länge   nach  durchgehend  gespalten.      Nach  innen 
nahm  die  Feinheit   der   Lamellen,    durch    welche    die   Qualität  des 
Produktes  bedingt  war,  zu.     Der  Arbeiter  legte  solche  Markstreifen, 
deren   Länge   in    verschiedenen    Zeiten    in    ähnlichen    Dimensionen 
variierte    wie   die  Höhe   der  Papierbogen    in    den   letzten  Jahrhun- 
derten ,  auf  ein  angefeuchtetes,   vor  ihm  liegendes  Brett  derart  hin, 
dass  sie  in  der  Richtung  auf  seinen  Körper  zu  lagen  und  mit  ihren 
Rändern  möglichst  genau  zusammenstiessen.   lieber  diese  mit  einem 
(Weizen-,  Hirse-  oder  Buchweizen-)  Kleister  beschmierte  Lage  von 
Streifen  wurde  dann  eine  weitere  Lage  zwischen  rechts  und  links 
verlaufender   Streifen    gelegt,    welche    sonach    die  unteren  Streifen 
senkrecht  kreuzten.     Das  so  entstandene  Blatt  (seUs)   wurde  feucht 
gepresst  und  nach  dem   Trocknen  appretiert,   indem  es  mit  einem 
Schlägel  so  lange  bearbeitet  wurde,  bis  es  überall  gleichmässig  dick 
erschien  und  die  kreuzweise   übereinander  liegenden  Lamellen  den 
Anschein  einer  leinwandbindigen  Textur  annahmen.    Mehrere  solche 
Selides  wurden  zu  einem  längeren  Stücke  vereinigt,  indem  sie  mittels 
KoUesis  (von  xoXXdo),  kleben,  leimen,  befestigen)  an  schmalen  Säu- 
men, wo  ein  Blatt  das  andere  ein  wenig  deckte,  aneinander  geklebt 
wurden.    Die  so  entstandenen  länglichen  Stücke  wurden  gerollt.   Die 
Rolle  war  die  eigentümliche  handelsübliche  Gestalt  des  Papyrus,  wie 
der  Bogen  die  adäquate  Gestalt  des  Pergaments  war;  das  Papier  ver- 
mochte beides  nachzuahmen,  bis  die  letztere  Gestalt  in  der  Folge  zur 
ausschliesslich  gebräuchlichen  wurde  und  dies  für  Schreibpapier  auch 
heute  noch  ist,  während  der  Schnellpressendruck  die  Rückkehr  zur 
Papierrolle  bedingte.     Aus  dieser  Verschiedenheit  von  Papyrus  und 
Pergament  ergab   sich  auch   die  verschiedene   Gestaltung   umfang- 
reicherer Schriftstücke  und  besonders  literarischer  Werke.    Benützt« 
man  Papyrus,  so  erhielt  die  Rolle  eine  handliche  Stütze  durch  einen 
zylinderförmigen  Holzstab  (unibilicus,  scapus),  um  welchen  der  Be- 
schreibstofF  gewickelt  wurde.     Da    eine    solche  Rolle  füglich   eine 
gewisse  Dicke  nicht  überschreiten   durfte,    mussten  grössere  litera- 
rische Erzeugnisse  in  entsprechende  Abschnitte  (volumina^  yotl  vollere) 
zerfallen,  deren  jeden  eine  Rolle  aufaahm:  dies  der  Ursprung  einer 
noch    heute    fortlebenden    literarischen    Gepflogenheit.     Geschrieben 
wurde  in  Kolumnen,   welche  regelmässig  zwischen  je   zwei   in  die 
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Interkolumnen  fallenden  Kommissuren  (Klebesäumen)  standen.  Schrift- 
stücke von  anderem  als  literarischem  Inhalte  wurden  nicht  mit  Ko- 
lumneneinteilung, sondern  mit  über  das  ganze  Blatt  laufenden  Zeilen 
geschrieben.  Bei  Verwendung  von  Pergament  wurden  die  einzelnen 
Bogen  am  Bug  aneinander  befestigt  und  zum  Kodex,  unserem 
Buch,  vereinigt. 

Der  Papyrus  wurde  zumeist  auf  der  besser  appretierten  Seite, 
welche  beim  Einrollen  nach  innen  zu  lag,  beschrieben.  Doch  wurde 
manchmal  —  namentlich  bei  abgeschnittenen  Stücken  —  nicht  bloss 
diese  Rektoseite,  sondern  auch  die  Versoseite  benützt. 

Der  Papyrus  kam,  nachdem  er  an  den  Rändern  beschnitten 
worden  war,  in  Rollen,  die  in  besonderen  zylinderförmigen  Gefässen 
aufbewahrt  wurden,  in  den  Handel.  Zu  den  einzelnen  Schrift- 
stücken, wenn  es  nicht  literarische  Arbeiten  oder  sonstige  Schriften 
waren,  welche  ganze  Rollen  erforderten,  wurde  das  gerade  erforderliche 
Stück  von  der  Rolle  heruntergeschnitten,  und  konnte  man  der  ganzen 
Rolle  bestimmte  handelsübliche  Teile  (tomarion)  entnehmen. 

Wann  die  Papyrusindustrie  entstanden  ist,  das  verliert  sich  im 
Dunkel  der  Yoi^eit;  dagegen  kann  mit  ziemlicher  Genauigkeit  ge- 
sagt werden,  wann  sie  erlosch.  Die  Eroberung  Aegyptens  durch  die 
Araber  um  die  Mitte  des  7.  Jahrhunderts  tat  ihr  keinen  Eintrag; 
im  Gegenteile,  ihr  Absatzgebiet  wurde  jetzt  ein  viel  weiteres.  Bald 
aber  erwuchs  ihr  ein  gefährlicher  Konkurrent  im  Papier.  Dieses 
ist  eine  chinesische  Erfindung,  welche  ungefähr  im  1.  Jahrhunderte 
der  christlichen  Aera  gemacht  worden  sein  soll.  Der  Hofbeamte 
Jsai-Loun  hätte  als  Ersatz  für  die  früher  benützten  Bambusblätter 
die  Herstellung  beschreibbarer  Blätter  aus  den  Fasern  von  Baum- 
rinden, aus  alten  Lumpen,  Hanffaden  und  anderen  Pflanzenfasern 
erdacht.  In  Japan  lernte  man  besseres  Papier  aus  Hanf  und  aus 
der  Rinde  des  Maulbeerbaumes  herstellen.  Kriegsgefangene  Chinesen, 
die  mit  der  Erzeugung  von  Papier  aus  den  Bastfasern  des  Papier- 
niaulbeerbaumes  vertraut  waren,  gelangten  751  n.  Chr.  nach  Samar- 
kand,  wo  die  Araber  diese  Kunst  von  ihnen  erlernten,  zugleich  aber, 
da  der  Maulbeerbaum  dort  nicht  fortkam,  auf  die  ausschliessliche 
Verwendung  von  Leinenhadern  angewiesen  waren.  Vier  Dezennien 
später  wurde  eine  Reichspapierfabrik  in  Bagdad  errichtet,  welcher 
bald  andere  folgten.  Das  Bessere  ist  der  Feind  des  Guten :  die 
Papyruserzeugung  begann  zu  sinken  und  ist  in  der  zweiten  Hälfte 
des  10.  Jahrhunderts  in  Aegypten  völlig  erloschen. 
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Zu  der  Zeit,  um  welche  es  sich  fQr  uns  handelt  (537  n.  Chr.), 
blühte  diese  Industrie  aber  noch  und  spielte  eine  hervorragende 
Rolle  im  Staatshaushalte,  da  sie  ein  Staatsmonopol  bildete.  Es 
gab  nur  är arische  Papierfabriken,  welche  dem  Reichsschatzmeister 
(comes  sacrarum  largitionum)  unterstellt  waren.  Wie  bei  jedem 
Monopole,  war  es  auch  beim  Papyrus  von  Wichtigkeit,  ein  Kontroll- 
mittel zu  besitzen,  um  die  legitime  Provenienz  aller  im  Handel  vor- 
kommenden Papyrusrollen  aus  einer  der  Staatsfabriken  konstatieren 
zu  können.  Dieser  XJrsprungsnachweisung  diente  das  protocolhm 
(wpcdtöxoXXov,  zusammengesetzt  aus  TrpÄroc  und  SxoXXov,  von  xoXXdw 
gleich  leimen,  wörtlich:  das  zuerst  Geklebte).  Es  war  dies  ein  Papyrus- 
streifen, der  an  die  fertige  Rolle  geklebt  wurde,  so  dass  er  eine 
Verlängerung  derselben  und  zwar  an  ihrem  Anfange  bildete.  Nicht 
selten  war  das  Protokoll  von  anderer,  meist  gröberer  Beschaffenheit 
als  der  Papyrus  der  Rolle,  also  zweifellos  eine  spätere  Zutat.  Jedes 
Protokoll  trug  eine  Inschrift,  welche  die  Provenienz  der  Rolle 
bezeugte. 

Von  allen  angeführten  Ansichten  der  Romanisten  kommt  also 
Cujacius  der  Wahrheit  am  nächsten:  das  Protokoll  kann  mit  den 
Wasserzeichen  der  eigentlichen  Papiere  (d.  i.  Stellen  im  Bogen,  die 
wegen  hergestellter  Erhabenheiten  in  der  Drahtform  dünner  ausfallen 
und  darum  transparenter  sind  als  der  übrige  Teil  des  Bogens)  aller- 
dings gut  verglichen  werden,  weil  beide  die  Natur  von  Fabriksmarken 
besitzen.  Die  Protokolle  hatten  jedoch  eine  darüber  hinausgehende 
Bedeutung:  sie  stellten  etwas  Aehnliches  vor  wie  die  Emballagen 
der  Tabakpäckchen  aus  staatlichen  Tabakfabriken,  und  mussten  beim 
Verschleisse  des  Papyrus  konserviert  werden,  um  eben  eine  Kontrolle 
zu  ermöglichen. 

Gibt  uns  die  moderne  Wissenschaft  so  einen  sicheren  Aufschluss 
über  das  Wesen  der  Protokolle,  so  lässt  sie  uns  anderseits  ziemlich 
im  Stiche  in  Hinsicht  auf  deren  Inhalt.  Es  ist  bis  heute  noch 
nicht  gelungen,  auch  nur  eines  der  erhalten  gebliebenen  Protokolle 
aus  der  byzantinischen  Zeit  vollständig  zu  entziffern.  Die  Protokoll- 
blätter weisen  eine  auffällig  plumpe,  über  die  ganze  Breite  des 
Papyrusstreifens  reichende  und  etwa  handhohe  Beschriftung  auf: 
einige  buchstabenähnliche  grössere  Zeichen,  daneben  und  dazwischen 
zahlreiche  dicke,  meist  in  der  Mitte  gekrümmte  Striche  (vielleicht 
blosse  Füllstriche),  alles  so  nachlässig  gemacht  aussehend,  dass  man 
an  die  Herstellung  mittels  Pinsels  und  vielleicht  auch  an  die  Ver- 
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Wendung  aufgelegter  Schablonen  denken  muss.  Die  Protokollblätter, 
die  wir  besitzen,  sind  meist  abgeschnittene  Stücke.  Da  diese  Funde 
aus  Aegypten  stammen,  und  sich  dorthin  kaum  eine  in  Eonstantinopel 
errichtete  Urkunde,  für  welche  die  Daranbelassung  des  protocollum 
obligatorisch  war,  verirrt  haben  dürfte,  so  ist  die  ausserordentliche 
Seltenheit  der  Stücke,  wo  ober  der  Urkunde  ein  Protokoll  sich  befindet, 
leicht  erklärlich.  Es  dürfte  derzeit  ausser  einer  im  Pariser  Louvre 
befindlichen  solchen  Urkunde  vielleicht  keine  zweite  mehr  geben. 

Angesichts  dieser  Sachlage  erscheint  zweierlei  möglich:  ent-- 
weder  stammen  die  auf  uns  gelangten  Protokolle  aus  einer  Zeit  des 
Verfalls  und  der  Verwilderung  der  schriftlichen  Bezeichnung,  welche 
in  ein  nachlässiges  und  unleserliches  Geschmiere  ausgeartet  war, 
oder  aber  es  waren  dies  konventionelle  Zeichen  einer  Eanzleischrift, 
welche  damals  leicht  und  sicher  gelesen  werden  konnte.  Auf  alle 
Pälle  aber  muss  es  als  zweifellos  bezeichnet  werden,  dass  das  Lesen 
der  Protokollbeschriftung  zu  Justinians  Zeiten  eine  für  jeder- 
mann mögliche  Sache  gewesen  sein  muss;  sonst  wäre  ja  die  Norm 
der  Novelle  44  zweck-  und  wirkungslos  geblieben. 

Bezüglich  des  Inhaltes  der  Protokolle  kommt  wieder  der 
Archäologie  die  Jurisprudenz  zu  Hilfe:  die  Novelle  44  ergibt  einige 
Anhaltspunkte  dafür,  was  diese  Schriftzüge  bedeuten  sollten  und 
was  man  aus  ihnen  herauszulesen  hat. 

Nach  der  Novelle  muss  jedes  Protokoll  den  Namen  des  da- 
maligen comes  sacrarum  largiüonum  und  das  Fabrikationsjahr  an- 
geben. Was  aber  sonst  noch  darauf  stand  {,^qiccecunque  in  talibus 
scribuntur"),  wird  angesichts  der  Unleserlichkeit  der  Protokolle  wohl 
nicht  so  bald  aufgeklärt  werden  können.  Die  von  Cujacius  ge- 
äusserte Ansicht,  dass  ersichtlich  gewesen  sei,  von  wem  der  Papyrus 
erzeugt  worden  war,  ist  wohl  kaum  zutreffend.  Cujacius  scheint 
hierauf  durch  die  angenommene  Analogie  mit  dem  Wasserzeichen 
gebracht  worden  zu  sein,  da  dieses  ja  regelmässig  nichts  anderes 
bezweckt,  als  den  Fabrikanten  kenntlich  zu  machen.  Wer  die 
Papyrusrolle  erzeugte,  dürfte  aber,  da  es  sich  nicht  um  Privat- 
fabriken, sondern  um  staatliche  Betriebe  handelte,  nie  von  besonderer 
Bedeutung  gewesen  sein.  Ganz  unmöglich  ist  diese  Annahme  jedoch 
allerdings  nicht.  Ebenso  plausibel  wäre  aber  femer  die  Ansicht, 
dass  der  Standort  der  Fabrik,  der  Name  etwaiger  lokaler  Autori- 
täten und  die  Qualität  des  Papyrus  —  das  Altertum  kannte  zahl- 
reiche handelsübliche  Benennungen  der  verschiedenen  Sorten  —  im 
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Protokolle  benannt  worden  seien;  auch  wäre  es  nicht  unmöglich^ 
dass  auch  gewisse  religiöse  oder  sonstige  konventionelle  Formeln  in 
die  Protokolle  aufgenommen  waren.  Auf  diese  Vermutung  führt 
nämlich  der  umstand,  dass  unt^r  der  Herrschafk  der  Araber,  welche 
die  Papyrusfabrikation  ungeändert  liessen  und  auch  das  Staats- 
monopol, sowie  den  Gebrauch,  an  jeder  Rolle  Protokolle  anzubringen^ 
beibehielten,  diese  nunmehr  gut  lesbaren  Protokolle  in  arabischer 
Schrifb  alle  die  eben  erwähnten  Angaben  enthalten;  man  kann 
daher  wohl  annehmen,  dass  sie  auch  hinsichtlich  des  Inhaltes  der 
Protokolle  keine  Neuerung  eingeführt  hätten,  und  dass  alle  diese 
Bestandteile  einschliesslich  der  religiösen  Formeln  schon  in  den 
griechischen  Protokollen  enthalten  gewesen  seien. 

7.  Die  Unstichhaltigkeit  der  Protocollum-Yersion. 

Was  nun  auch  immer  der  Inhalt  der  byzantinischen  Protokolle  im 
ganzen  oder  hinsichtlich  der  zweifelhaft  gebliebenen  Teile  des  Textes 
gewesen  sein  mag,  für  unsere  Untersuchung  kann  auf  Grund  der 
gewonnenen  Einsicht  über  Zweck  und  Wesen  der  Protokolle  mit 
zuversichtlicher  Gewissheit  gesagt  werden,  dass  ein  Zusammenhang 
zwischen  denselben  und  der  Stempelabgabe  im  Wege  der  proven- 
^alischen  Protokolle  in  Wirklichkeit  nicht  bestanden  hat. 
Der  ungenannte  Advokat  und  Boniface,  welcher  von  dessen  Plai- 
doyer  erzählt,  und  auch  der  die  Angaben  Bonifa c es  wiederholende 
Boucher  d'Argis  hatten  ganz  sicher  keine  Kenntnis  davon,  was  die 
in  der  Novelle  44  erwähnten  Protokolle  eigentlich  waren.  Die  hieraus 
erwachsende  Unklarheit  wurde  noch  durch  den  sonderbaren  Umstand 
erhöht,  dass  zu  ihrer  Zeit  das  Wort  „Protokoll*^  bereits  eine  andere, 
auch  heute  noch  gebräuchliche  Bedeutung  besass,  nämlich  die  der 
autoritativen  Niederschrift  eines  bedeutsamen  Vorganges  (soviel  wie 
im  Französischen  proces- verbal),  und  dass  sich  ihnen,  wie  bereits 
oben  angedeutet  wurde,  dieser  Sinn  und  das,  was  die  Novelle  44 
Protokoll  nannte,  vermengten.  Darum  wird  fortwährend  von  Proto- 
kollen der  Notare  gesprochen,  die  mit  einer  „marqtte"  bezeichnet 
gewesen  seien,  und  soll  Jean  Darb^s  ebenso  „de  ces  anciens 
protocoles  marqiie's"  besessen  haben.  Für  sie  ist  „Protokoll*  das 
ganze  Schriftstück,  welches  oben  am  Kopfe  eine  Bezeichnung  trägt^ 
die  autoritativen  Charakter  hat  und  eine  Beziehung  auf  eine  be- 
stimmte Herstellungszeit  enthält  —  alles  Dinge,  welche  ihnen  auch 
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als  Eigenschaften  des  damaligen  Stempels  vertraut  waren  und  welche 
sie  im  justinianischen  protocollnm  wiederzufinden  glaubten,  während 
dieses  letztere  in  Wirklichkeit  nicht  das  ganze  Schriftstück,  sondern 
eben  nur  das  vorgeklebte  Papyrusstück  mit  seiner  Inschrift  war» 
Auch  was  sie  über  eine  mechanische  Herstellung  dieser  Bezeichnung 
andeuten  (,yil  avoit  des  marques  . . .  qu'on  y  marquoit  en  chiffre  Vannäe 
avec  Je  nom  cmiitis"),  ist  nur  eine  Rückverlegung  dessen,  was  ihnen 
aus  ihrer  Zeit  bekannt  war  —  nämlich  die  Herstellung  der  damaligen 
Stempelzeichen  mittels  erhaben  gravierter  Siegelstöcke  —  in  die 
byzantinische  Zeit.  Es  ist  dieselbe  unbewusste  Naivität,  wie  sie  auch 
bei  den  älteren  Malern  zu  finden  ist,  welche  antike  und  biblische 
Personen  im  Kostüme  ihrer  eigenen  Zeit  darstellen,  weil  sie  sich 
eben  gar  nicht  vorstellen  konnten,  dass  man  jemals  anders  gekleidet 
gewesen  sei. 

Dem  Gesagten  gegenüber  ist  es  allerdings  recht  sonderbar,  dass 
für  die  byzantinischen  Protokolle  nach  Obigem  die  handschriftliche 
Anfertigung  nicht  als  Regel  behauptet  und  die  mechanische  Her- 
stellung nicht  ausgeschlossen  werden  kann:  aber  das  ist  in  Wirklich- 
keit nur  ein  zufalliges  Zusammentrefi^en.  Die  Schablonierung  durch 
Ueberpinselung  einer  perforierten  Matrize  und  der  Druck  mit  einem 
erhaben  geschnittenen  und  angefärbten  Typar  sind  in  ihrer  Art  auch 
vollkommene  Gegensätze.  Auch  muss  es  als  ganz  ausgeschlossen  be- 
zeichnet werden,  dass  irgend  eine  der  am  Entstehen  der  französischen 
Version  beteiligten  Personen  jemals  eine  Papyrusurkunde  mit  einem 
Originalprotokolle  gesehen,  diese  selbst  noch  der  heutigen  Forschung 
rätselhafte  Beschriftung  verstanden  und  daraus  ein  protocollum  als 
solches  erkannt  gehabt  hätte.  Die  Papyrusindustrie  gehörte  damals 
längst  bloss  der  Geschichte  an. 

Was  an  der  dargestellten  Version  über  die  Entstehung  des 
Stempelwesens  am  meisten  zu  denken  gibt,  das  ist  die  Doppelrolle  des 
Wortes  „Protokoll**;  oder  genauer  die  Frage,  wie  dasselbe  zu  seiner 
späteren  und  noch  heutigen  Bedeutung  gekommen  sei.  Man  dürfte 
wohl  nicht  fehlgehen,  wenn  man  hier  die  Vermutung  ausspricht^ 
dass  dieser  neue  Sinn  auf  die  gleiche  Art  entstanden  sei,  wie  die 
eben  widerlegte  Ansicht  über  die  Entstehung  des  Stempelwesens: 
aus  der  Unkenntnis  nämlich,  was  es  mit  dem  PapyrusprotokoUum 
eigentlich  für  eine  Bewandtnis  hatte,  und  aus  dem  Bestreben,  der 
Novelle  44  trotzdem,  so  gut  es  eben  ging,  einen  Sinn  zu  unter- 
legen.    Die  Romanisten  sahen,  dass  nach  der  Novelle  an  der  Spitze 
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der  authentischen  Niederschriften  ein  protocoUum  mit  gewissen  Daten 
zu  stehen  habe :  da  sie  es  nicht  besser  wussten,  so  schrieben  sie  das 
Wort  »Protokoll*,  gefolgt  von  den  weiteren  Daten,  an  diese  Stelle  hin. 
Es  ist  dies  ein  geradezu  typischer  Fall,  welcher  den  naiven  Stand- 
punkt der  nachrömischen  Zeit  gegenüber  den  überkommenen  Er- 
rungenschaften des  antiken  Kulturlebens  gut  kennzeichnet.  Die 
neuen  Völker  barbarischer  Herkunft  nahmen  die  reich  ausgebildeten 
Einrichtungen,  mit  denen  sie  in  Berührung  kamen,  ohne  Einsicht 
in  deren  Grund  und  Zweck  als  etwas  Gegebenes  hin.  Statt  sie  den 
neuen  Verhältnissen  entsprechend  abzuändern,  suchten  sie  sich  selbst 
denselben  anzupassen,  so  gut  es  eben  ging.  Der  Ausdruck  ,,Proto- 
kolP  wurde  dann  bald  nicht  nur  als  notwendiger  Beginn  und  üeber- 
schrift,  sondern  nach  einer  im  Mittelalter  nicht  seltenen,  bei  den 
päpstlichen  Emanationen  und  den  Zitaten  aus  dem  Corpus  juris  und 
selbst  noch  jetzt  vielfach  üblichen  Sitte  (z.  B.  Rezepisse  für  Post- 
aufgabescheine u.  ä.)  auch  als  Name  des  Schriftstückes  angesehen; 
80  erhielt  derselbe  seine  heutige  Bedeutung. 

Eine  andere  Nachwirkung  der  unverstandenen  römisch-recht- 
lichen Vorschriften  bezüglich  des  protocoUum  ist  es  vielleicht  auch, 
wenn  die  Notariatsakte  vielerorts  (in  Oesterreich  z.  B.  noch  kraft 
der  ausdrücklichen  Anordnung  der  vorletzten  Notariatsordnung  vom 
29.  September  1850,  R.G.Bl.  Nr.  366;  aber  selbst  auch  seither  trotz 
des  Wegfalls  dieser  Anordnung  in  der  letzten  Notariatsordnung  vom 
25.  Juli  1871,  R.G.Bl.  Nr.  75  noch  immer  nach  dem  allgemein  fort- 
bestehenden Gebrauche)  mit  der  Anführung  des  Namens  des  regie- 
renden Herrschers  beginnen. 

Endlich  ist  es  auch  der  Erwähnung  nicht  unwert,  dass  die 
Diplomatik  nach  dem  Vorgange  Theodor  Sickels  das  Wort 
Protokoll  zu  einem  termimts  technicus  gemacht  hat  und  darunter 
die  dem  eigentlichen  Kontexte  der  Urkunden  vorangehenden  (Proto- 
koll im  engeren  Sinn  oder  Eingangsprotokoll)  und  nachfolgenden 
(Schlussprotokoll)  Bestandteile  der  Urkunden  begreift. 

Wie  vorsichtig  man  den  Belegen  für  die  Version  vom  Fort- 
bestande des  Stempels  in  Frankreich  gegenüberstehen,  und  wie  genau 
man  ihrem  Ursprünge  nachgehen  muss,  dafür  sei  hier  noch  ein 
Beispiel  angeführt.  Assendelft  de  Coningh  beruft  sich 
in  seinem  oben  angeflihrten  Werke  {De  aard  en  de  ontwikheling 
der  zegel'y  registratie-  en  successierechten  S.  23)  auf  den  Schrift- 
steller Loyseau,  Du  droit  des  Offices  II,   5,  82,  welchem  zufolge 
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die  französischen  Ordonnanzen  vom  Jahre  1512  (wahrscheinlicher 
1542)  und  vom  Jahre  1560  („Orch  portant  confirmation  de  Vinstitution 
des  tdbellions,  garde  scels  ou  notaires"  und  ,yOrd.  dVrleans  sur  Ja 
rvformaüon  de  la  justice'')  nach  dem  Vorbilde  der  Novelle  44  ver- 
boten hätten,  das  Protokoll  vom  Papiere  abzuschneiden  oder  zu  be- 
schädigen; in  dieser  Beziehung  hätte  aber  in  Eonstantinopel  mehr 
Oefahr  bestanden  als  in  Frankreich,  da  dort  das  Protokoll  oben  am 
Papier  gewesen  sei,  und  nicht  mitten  im  Blatte,  wie  in  Frankreich. 
Wenngleich  diese  angebliche  Darstellung  Loyseaus  wohl 
nur  für  eine  Fortdauer  des  protocoUum  in  dem  Wasserzeichen  und 
nicht  für  eine  solche  in  den  Papierstempeln  hätte  angeführt  werden 
dürfen,  so  wäre  es  doch  von  nicht  zu  unterschätzender  Bedeutung, 
falls  die  Ordonnanzen  tatsächlich  der  Novelle  44  derart  nachgebildet 
gewesen  wären.  In  Wirklichkeit  sagt  Loyseau  aber,  wie  die 
wörtliche  Anführung  seiner  Angaben  im  erwähnten  Artikel  der 
E/ficyclopddie  ergibt,  etwas  ganz  anderes.     Es  heisst  hier: 

«Loyseau  ...  dit  en  parlant  de  la  novelle  44  qu^elle  dous  apprend  un 
beau  secret  qui  ayoit  etä  ignore  jusqu'  a  ce  que  le  docte  Cujas  Tait  ddeouvert, 
ä  sayoir  qu'eUe  d^fend  de  couper  &  6ter  le  protocole  des  chartes  que  nous 
pensons  vulgairement  etre  la  minute  &  prämiere  ecriture  du 
contrat;  &  de  fait  les  ordonnances  des  annäes  1512  &  encore  celle  d'Orleans 
article  xcxiij  Tusurpent  en  cette  signification ,  combien  qu'  k  la  T^rite  ce  soit 
la  marque  du  papier  oü  etoit  ^crite  rannte  qu'il  avoit  et^  fait,  laquelle  marqoe 
Justinien  d^fend  de  couper,  comme  on  pouvoit  aisement  faire,  d'autant  qu'elle 
etoit  en  haut  du  papier,  &  non  pas  au  milieu,  comme  celle  de  notre  papier.  . .  .*' 

Das  heisst  doch  nur,  dass  die  Ordonnanzen  »Protokoll*  im 
Sinne  von  „Entwurf"  oder  „erster  Niederschrift**  gebraucht,  nicht 
aber,  dass  sie  das  Abschneiden  der  Protokolle  verboten  hätten! 
Auch  identifizierte  Loyseau  Protokoll  und  Wasserzeichen  keines- 
wegs 80  sehr,  wie  Assendelft  glauben  macht;  ihre  Vergleichung 
geht   nicht  weiter,   als   man   ihr  noch   ganz   gut  beipflichten  kann. 

Würde  nach  all  dem  Ausgeführten:  dass  der  1676  in  Aiz 
plaidierende  Advokat,  sein  Chronist  Boniface  und  der  exzerpierende 
Boucher  d^Argis  gar  nicht  verstanden  haben,  was  das  in  der  No- 
velle 44  erwähnte  protocoUum  bedeutete  und  dass  sie  ein  wirkliches 
protocoUum  gar  nie  zu  Gesicht  bekommen  haben  konnten,  weil  zu 
ihrer  Zeit  der  Papyrus  schon  seit  siebenhundert  Jahren  ausser  Ge- 
brauch gekommen  war,  und  endlich,  dass  sie  unter  „Protokoll** 
etwas  ganz  anderes  verstanden  als  die  byzantinische  Zeit,  überhaupt 
noch  ein  Zweifel  daran  bestehen,   dass  die  Version   von  einem  Zu- 
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sammenhange  des  Papierstempels  mit  der  Novelle  44  —  weil  ledig- 
lich auf  einem  Missverständnisse  beruhend  —  ganz  unhaltbar  sei,  so 
könnte  gegen  die  Behauptung  eines  avitischen  Bestandes  des  Stempels 
in  Frankreich  noch  ein  klassisches  und  wohl  entscheidendes  Zeugnis 
ins  Feld  geführt  werden:  die  älteste  französische  Stempelvorschrift 
vom  20.  März  1655!     Der  Eingang  derselben  lautet: 

C'est  auec  vn  extreme  deplaisir  qua  nous  nous  voyons  tous  lesiours 
obligez  k  rechercher  les  raoyens  extraordinaires  pour  leuer  sur  nos  peuples  les 
deniers  necessaires  au  soustien  dVne  guerre  si  longue  &  si  opiniatree  par  nos 
ennemis :  &  dans  cette  necessite,  la  plus  grande  Batisfaction  que  nous  peussions 
receuoir,  est  celle  de  trouuer  des  voyes  commodes  pour  tirer  ce  secours  de  nos 
subjets,  Sans  que  les  pauures  en  payent  aucune  chose,  ny  quo  les  riches  en 
soient  incommodez.  Ce  qui  nos  fait  embrasser  auec  plaisir  Texemple  de  la 
Marque  du  papier  establie  en  Espagne  &  en  Hollande,  dont  IVsage 
est  vn  modele  de  la  plus  douce  &  de  la  plus  legere  imposition,  qui  se  puisse 
imaginer,  tant  pour  la  justice  &  ^galite  qui  se  trouue  en  ce  droict,  payable 
par  vn  chacun  ä  proportion  de  ses  biens,  &  de  ce  que  la  seuret^  de  ces  affaires 
peut  dösirer,  que  pour  la  douceur,  facilit^  &  peu  de  frais  de  la  leuee  des 
deniers  en  prouenans  ...  &  par  le  moyen  de  cet  etablissement,  nous  receurons 
tout  ensemble  Tauantage  de  tirer  de  nos  subjets  vn  secours  qui  ne  leur  sera 
point  ruYneux,  &  qui  les  soulagera  d^autres  impositions  plus  incommodes,  & 
encore  ce  contentement,  qu'il  en  resultera  vn  autre  grand  bien  pour  le  public 
par  vn  nouueau  &  plus  asseur^  rem^de  contre  les  faussetez,  ii  raison 
de  diuerses  marques  que  nous  ferons  imprimer  annuellement  audit  papier,  & 
de  Tordre  que  nous  ferons  apporter  h,  la  distribution  d'iceluy,  &  par  le  moyen 
de  cet  establissement,  plus  vtile  en  ce  point  que  toutes  les  Loix  &  Ordonnances 
qui  ont  jamais  estä  faites  pour  punir  de  semblabes  crimes,  nous  en  preuiendrons 
les  effects  en  faisant  cesser  la  liberte  des  antidates,  &  des  autres  maunais  arti- 
fices  lesquelles  detruisent  la  soci^te  ciuile,  la  foy  des  Contracts,  la  Priorite  des 
hypotheques  &  la  fortune  des  plus  gens  de  bien.  Ce  qui  nous  fait  esperer  que 
nos  subjets  par  la  consideration  de  ces  auantages  &  par  Taffection  qu'ils  ont 
pour  le  bien  de  nostre  Estat,  ne  manqueront  pas  de  se  porter  volontiers  a 
rex6cution  de  nostre  dessein,  qu'ils  peuuent  reconnoistre  tr^  sinc^re  &  pro- 
cedant  de  Tamour  paternel  que  nous  leur  conseruons.' 

In  diesem  Eingange  zum  Edlct  dv  Boy,  Portant  EstäbUssenicnt 
(Tvne  marque  sur  le  papier  (C-  parcliemin,  pour  la  validitc  de  tous 
les  Actes  qui  s'expedieront  par  tout  le  Royaume,  wird  nach  der  da- 
maligen in  ganz  Europa  üblichen  Gepflogenheit  —  (und  es  ist  eine 
ganz  eigenartige  Wahrnehmung,  dass  dazumal  (und  nicht  minder 
auch  später  und  bis  zur  Jetztzeit)  Form  und  Inhalt  der  gleichzeitigen 
Regierungsenunziationen  in  allen  Staaten  sich  merkwürdig  ähnlich 
sehen,  mit  einer  Begrüssung  beginnen  und  mit  schweren  Drohungen 
enden,  dieselbe  ermüdende  Schwerfälligkeit  besitzen,  die  Abwesenheit 
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jeder  Fähigkeit  zur  Generalisierung  von  Gedanken  verraten  und  sich 
daher  in  zahllosen  Aufzählungen,  Wiederholungen  und  Weitschweifig- 
keiten erschöpfen,  typische  Formeln  analogen  Inhalts  verwenden 
(Doen  te  weeten;  Savoir  =  tun  kund  und  zu  wissen;  car  tel  est 
notre  plaisir  =  denn  daran  beschicht  Unser  gnädigster  Will  und 
Mejnung  u.  a.)i  so  dass  man  füglich  von  einer  allgemeinen  und  stets 
gleichzeitig  wechselnden  Mode  auch  in  diesem  Gegenstande  sprechen 
könnte)  —  die  occasio  legis,  welche  heutzutage  in  den  Motivenberichten 
der  Regierungsvorlagen  und  in  den  Kommissionsberichten  der  Par- 
lamente zum  Ausdrucke  kommt,  in  der  Norm  selbst  des  weiteren 
ausgeführt  und  hier  alles  zusammengestellt,  was  den  Untertanen  die 
ihnen  auferlegte  Belastung  akzeptabel  erscheinen  lassen  könnte.  Wenn 
der  Stempel  in  Frankreich  etwas  Althergebrachtes  gewesen  wäre,  und 
es  sich  lediglich  um  eine  Modifikation  dieser  Einrichtung  gehandelt 
hätte,  etwa  dass  fQr  seine  Aufdrückung  fUrder  ein  entsprechendes 
Entgelt  zu  zahlen  sein  werde  —  hätte  sich  dann  das  Edikt  diese 
Argumentation  entgehen  lassen,  hätte  es  von  einem  neuen  Mittel 
gesprochen  und  hätte  es  Holland  und  Spanien  als  Beispiele  genannt, 
welchen  es  nachfolge?  Hier  ist  derjenige  Weg  der  Stempelabgabe 
genannt,  welchen  sie  nach  dem  Ergebnisse  anderweitiger  Forschungen 
wirklich  genommen  hat,  und  ist  angesichts  der  Bestätigung  dieser 
Forschungsresultate  durch  ein  so  authentisches  Dokument  desselben 
Landes,  von  welchem  die  Protocollum -Yersion  ausging,  an  der 
Unrichtigkeit  der  letzteren  wohl  nicht  mehr  zu  zweifeln. 

8.  Das  wirkliche  Verhältnis  des  Stempels  zum  protocolltim. 

Und  doch!  Kein  Irrtum  ist  so  krass,  dass  nicht  doch  ein  Körn- 
lein Wahrheit  darin  stäcke!  Alle  ältesten  Stempelvorschriften  ent- 
halten Andeutungen,  welche  darauf  schliessen  lassen,  dass  doch  eine 
gewisse  Ideenverbindung  mit  dem  protocoUum  der  Novelle  44  be- 
standen habe. 

So  führt  zunächst  das  oben  erwähnte  älteste  holländische 
Placcaet  (soviel  wie  Patent  oder  offene  Weisung  mit  einem  an- 
gehefteten [„angeplakten^,  klebenden,  nicht  angehängten]  Siegel) 
vom  13.  August  1624  folgendes  aus: 

,Ende  geleth  hebbende  op  deonseeckerhejtdie  uyt  vele  gheschriften  / 
800  Notariael  als  anderen  /  dergelijcz  voorvalt  /  daer  door  d'selve  goede  Inge- 
setenen  oock  in  vele  /  ende  dickwils  zeer  qnelligbe  Processen  vervallen  /  Omme 
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welcke  te  ontgaen  /  oock  eenighe  Nabnjr  Koningen  ende  Potentaten  /  van  over 
lange  ingevoert  hebben  een  ordre  /  dat  gheene  Acten  Notariael  /  ofte  Jodiciele  / 
en  soade  wesen  van  *waerde  /  ofte  dat  daer  op  recht  ghedaen  soode  mögen 
werden  /  ten  wäre  d'selve  waren  met  een  Segel  bevesticbt :  Ordennerende  daer 
toe  seeckere  Seghelen  /  ende  stellende  bequame  ordre  op*t  bevestighen  Toorez: 
Welcke  voet-stappen  volghende  /  wy  mede  geresolveert  hebben  in  treyn  te  setten 
't  selve  middel  van't  Segbel. . .  / 

Auch  die  spanische  Pragfnätica  Philipps  IV.  vom  15.  Dezember 
1636  gebrauchte  nach  den  vorliegenden  Auszügen  (Dr.  Emil  Widmer, 
y.Zur  Geschichte  des  Stempel-  und  Gebührenwesens  in  Oesterreick' 
in  der  Zeitschrift  für  Volkswirtschaft,  Sozialpolitik  und  Verwaltung, 
Wien  1897,  S.  570  ff.;  Manual  del  timbre  del  Estado,  Madrid  1900, 
S.  9  ff.)  eine  ähnliche  Wendung: 

«...  ordenö  el  Rey  que,  para  remediar  los  graves  daiios  que  padecia 
el  bien  püblico  j  el  de  los  particulares  por  el  nso  de  instrumentos  y  escri- 
turas  falsas,  no  se  pudieran  eztender  ^stos  sino  en  papel  de  sello  que  al 
efecto  se  creaba.* 

Endlich  sei  hier  noch  ein  Satz  aus  den  österreichischen  Siegel- 
Papier-Ordnungen  vom  29.  April  und  3.  November  1686,  sowie  vom 
20.  Oktober  1692  angeführt : 

,.  . .  was  massen  Wir  Uns  bey  Unserer  jetzigen  /  wiewohl  sehr  schwären  / 
und  mit  höchstgefährlichen  Eriegs-Troublen  eingewickelten  Regiemng  /  dannocb 
nichts  mehrers  angelegen  gehalten  /  als  die  gute  Ordnungen  zuvermehren  /  und 
alles  in  bessere  Politzey  zu  setzen :  insonderheit  aber  die  /  bey  denen  Gerichten!  / 
und  sonsten  vorkommende  Handlungen  mehrers  authentisiren  zulassen; 
welchem  nach  /  und  sintemahlen  Wir  gnädigst  wahrgenommen  /  dass  zu  solchem 
Ende  bey  denen  mehresten  Königreichen,  Rupubliqnen  und  Fürstenthumben 
Europae  das  gesigelte  Papier  gar  nutzlich  eingeführt  worden  /  Wir  /  nach  reiffer 
der  Sachen  Überlegung  /  gnädigst  für  gut  befunden  und  entschlossen  haben  / 
solches  gesiegelte  Papier  ebenfalls  in  Unsem  ErbiKönigreich  /  Fürstenthumb  / 
und  Länder  durchgehend  einfahren  /  practiciren  /und  darauff  eine  gewisse 
leidentliche  ta>xam  setzen  zulassen.* 

Möchte  wer  dies  alles  liest  nicht  meinen,  es  handle  sich  hier 
überall  um  nichts  anderes  als  um  eine  Yorkehrukig  zur  Förderung 
des  Rechtsschutzes,  die  aus  sorgsamer  väterlicher  Fürsorge  für  die 
Untertanen  getroffen  worden  sei,  und  dass  es  dann  nur  nebenbei  und 
unbeabsichtigt  dazu  kam,  dass  die  Untertanen  aus  diesem  Anlasse 
etwas  zu  entrichten  hatten? 

Am  aufrichtigsten  ist  da  noch  das  holländische  Placcaet:  es 
weist  auf  die  Gegnerschaft  Spaniens  und  auf  den  zur  Abwehr  er- 
forderlichen Militäraufwand  hin  und  betont  die  zwingende  Notwendig- 
keit der  Geldbeschaffung  durch  die  neue  Abgabe.    Das  französische 
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Edikt  spricht  schon  allgemeiner  davon,  dass  die  Stempelabgabe  ala 
eine  mildere  und  weniger  drückende  Abgabenform  zur  Verbesserung 
des  Abgabensystemes  eingeführt  werde.  In  der  österreichischen  Ord- 
nung endlich  wird  des  Geldeinganges  aus  dem  Stempelwesen  dort^ 
wo  der  Zweck  der  neuen  Massregel  angeführt  wird,  gar  nicht  ge- 
dacht: der  Stempel  wäre  vielmehr  lediglich  darum  adoptiert  worden^ 
weil  man  alles  „in  bessere  Politzey  setzen*',  und  insbesondere  die 
Rechtshandlungen  ,,mehrers  authentisieren'^  wollte. 

Vergleicht  man  alle  diese  Darstellungen  der  occasio  legis  mit- 
einander, so  nimmt  man  wahr,  dass  auf  der  einen  Seite  die  Auf- 
richtigkeit im  Zugeben  des  finanziellen  Zweckes,  den  man  doch 
immer  und  überall  eigentlich  im  Auge  hatte,  immer  mehr  abnimmt, 
ohne  dass  auf  der  anderen  Seite  die  Klarheit  bezüglich  der  vorge- 
schützten Zwecke  in  gleichem  Grade  zugenommen  hätte.  Wenn 
auch  hieraus  ein  unverkennbares  Missverhältnis  zwischen  dem  vor- 
geblichen Zwecke  und  den  Mitteln,  durch  welche  er  erreicht  werden 
soll,  resultiert,  so  bleibt  es  doch  auffällig,  dass  sich  durch  alle  diese 
Motivierungen  ein  und  derselbe  Gedanke  wie  ein  roter  Faden  ver- 
folgen lässt:  die  Behauptung  nämlich,  es  solle  der  Rechtsunsicher- 
heit in  Bezug  auf  Rechtsschriften,  wie  sie  namentlich  aus  Fälschungen 
resultiere,  durch  das  Stempelwesen  gesteuert  werden.  Man  wird  nicht 
fehlgehen,  darin  eine  wohlbewusste  Anspielung  auf  die  Novelle  44 
und  das  protocollum  zu  sehen. 

Schon  für  das  älteste  holländische  Ständeplaccaet  lässt  sich 
dies  nachweisen.  Wenn  darin  von  der  Rechtsunsicherheit  die  Rede 
ist,  welcher  «einige  Nachbarkönige  und  Potentaten '^  seit  langem 
durch  die  Einführung  eines  Siegels  als  Erfordernis  für  die  Gültigkeit 
und  Wirksamkeit  von  Rechtsschriften  vorzubeugen  gesucht  hätten, 
so  ist  wohl  noch  wenig  klar,  was  damit  gemeint  sei.  Es  wird  dies 
aber  verständlich,  wenn  man  der  Art  und  Weise  nachgeht,  in 
welcher  das  Stempelwesen  von  den  Holländern  (tatsächlich,  und 
ohne  dass  davon  in  der  Norm  selbst  die  Rede  gewesen  wäre)  ins 
Werk  gesetzt  wurde.  Die  Zeichnung  der  Stempel  wurde  alljähr- 
lich gewechselt,  indem  darin  die  Jahreszahl  verändert  wurde^ 
und  hatten  die  das  Stempelpapier  verschleissenden  Beamten,  wie  dies 
Bozhorn  in  der  eingangs  angeführten  Stelle  erwähnt,  neben  jedes 
Stempelzeichen  ihren  Namen  und  ihre  Paraphe  (d.  i.  den  Schnörkel, 
welchen  man  am  Ende  der  Unterschrift  oder  neben  derselben  als 
TJnterfertigungszeichen  anzubringen  pflegt,  um  anzudeuten,  dass  nicht 
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schlechthin  eine  Aufzeichnung  des  Namens,  sondern  eine  wirkliche 
Namensfertigung  vorliege)  anzusetzen. 

Allerdings  schützte  dies  zunächst  das  Stempelgefalle  vor  Fäl- 
schungen der  Stempelzeichen,  weil  „nachgegrabene*  Druckstocke 
schon  nach  einem  Jahre  unverwendbar  wurden;  unverkennbar  liegt 
hier  ab^r  auch  eine  Reminiszenz  an  das  protocolhim  Justinians 
vor,  weil  hier  in  gleicher  Weise  auch  den  Urkundenfälschem  das 
Handwerk  erschwert  werden  sollte,  indem  sie  zur  Fabrizierung  alter 
Schriftstücke  vor  allem  sich  Stempelpapier  des  betreffenden  Jahres 
verschaffen  mussten. 

Mit  den  „Nachbarkönigen  und  Potentaten '^  wurde  sonach  auf 
jene  Länder  gedeutet,  fUr  welche  man  die  Geltung  des  römischen 
Rechtes  und  insbesondere  der  Novelle  44  annahm  oder  wenigstens 
anzunehmen  vorgab. 

Die  eben  vorgetragene  Ansicht  über  den  Hinweis  des  Placcaets 
auf  den  Vorgang  der  „Nachbarkönige"  weicht  von  der  Auslegung 
ab,  welche  Assendelft  in  seinem  erwähnten  Werke  und  L.  Franken 
in  seinem  Buche :  Geschiedenls  van  Jiet  nederlandsche  Recht  van  Zegeh 
Haag  1899,  und  zwar  letzterer  in  dezidierterer  Weise  als  ersterer, 
dem  erwähnten  Hinweise  zu  teil  werden  lassen. 

Assendelft  führt  an,  dass  Mr.  Yissering  in  seinem 
Handh,  voor  Prakt,  Staatshuishaudhmde  gesagt  hätte,  das  „Vorbild 
der  Nachbarkönige'  sei  vielleicht  auf  die  Verwendung  von  Siegeln 
zur  Bekräftigung  von  Urkunden  zu  beziehen.  An  anderer  Stelle  ver- 
weist Assendelft  dann  auf  den  englischen  Gebrauch  der  Versiche- 
rung von  Urkunden  mit  dem  Eönigssiegel  und  auf  die  dort  übliche 
Einhebung  von  Sporteltaxen  für  die  Besiegelung,  und  meint,  dass  es 
nicht  unmöglich  sei,  dass  die  Stande  diese  Einrichtungen,  welche  sie 
unter  Leicester  kennen  gelernt  haben  mochten,  hier  im  Auge 
gehabt  hätten.  Er  lässt  dies  aber  —  als  doch  nicht  sicher  —  dahin- 
gestellt sein. 

Franken  wiederholt  beifallig  diese  Erwähnung  der  englischen 
Gebräuche,  will  aber  mehr  Nachdruck  darauf  legen,  dass  die  Hol- 
länder den  gleichen  Brauch  an  französischen  Urkunden  kennen  gelernt 
hätten.  Diese  gesiegelten  und  mit  Anmerkungen  über  die  entrichteten 
Sporteltaxen  versehenen  Urkunden  hätten  vermutlich  die  Aufmerk- 
samkeit der  Stände  erregt.  Franken  meint  damit  keineswegs,  dass 
die  neue  Stempelabgabe  ihrer  Natur  nach  mit  dem  Siegelgelde  identisch 
sei,  und  bezeichnet  die  Ansicht  des  Verfassers  eines  Artikels  im ,,  Weck- 
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ilad  vor  Notarisamht  en  Registratie''  vom  20.  Februar  1881,  welcher 
in  den  erwähnten  französischen  Sporteln  eine  Stempelabgabe  erblickte, 
ausdrücklich  als  falsch. 

Aber  auch  seiner  Meinung,  dass  diese  Sportein  die  Anregung 
zu  der  in  ihrem  Wesen  anders  gearteten  Stempelabgabe  abgegeben 
hätten  und  das  Vorbild  gewesen  wären,  welchem  die  holländischen 
Stände  in  ihrem  Placcaet  nacheifern  zu  wollen  erklärten,  kann  nicht 
beigestimmt  werden. 

Jhr.  Mr.  Th.  van  Riemsdijk,  der  eine  vortreffliche  Arbeit 
über  die  Amfcsorganisation  der  Niederlande  (De  Griffie  van  Hare 
Roog  Mogenden f  Bijdrage  tot  de  Jcennis  van  het  archief  van  de 
Staten-Generaal  de  Vereenigde  Nederlanden,  's-Qravenhage,  Martinus 
Nijhoff  1885)  veröffentlichte,  behandelt  darin  in  ausführlicher  Weise 
auch  j^Het  Zegel  en  Contra-Zegel  van  den  Staaf\  und  lässt  dieser 
Abschnitt  ersehen,  dass  in  den  Niederlanden  damals  das  Siegelwesen 
ganz  in  demselben  Stadium  der  Ausbildung  sich  befand  und  die 
gleichen  Besonderheiten  hatte  wie  im  übrigen  Europa.  Die  Siegel, 
welche  ausser  der  in  ihrem  Wesen  gelegenen  zertiorierenden  Wirkung 
im  römischen  Urkunden wesen  den  Zweck  hatten,  ein  sicheres  Ver- 
schlussmittel zu  bilden  und  als  solches  die  Urkunden  gegen 
Indiskretion  und  Verfälschung  zu  schützen,  gewannen  in  den 
germanischen  Staaten  eine  wesentlich  verschiedene  Bedeutung.  Sie 
wurden  von  der  Aussenseite  der  Schriftstücke  in  deren  Innenseite 
verlegt,  imd  trat  an  die  Stelle  der  Verschluss  Wirkung  die  Abschluss- 
wirkung. In  der  Merowingerzeit  war  die  Besiegelung  noch  kein 
Requisit  für  die  Gültigkeit  der  Urkunden.  Diese  letztere  Eigenschaft 
erwerben  die  Siegel  erst  in  der  karolingischen  Zeit  hinzu  und  be- 
wahren dieselbe  bis  weit  in  die  Neuzeit  hinein,  in  dieser  Rolle  als 
(Erkennimgs-,  Abschliessungs-  und  SoUennisierungszeichen)  mit  der 
Unterschrift  konkurrierend  und  die  letztere  sogar  vielfach  supplierend. 
Im  Anschlüsse  an  die  Tatsache,  dass  die  Urkunden  in  diesen  Ländern 
ursprünglich  wohl  stets  Zeugnisurkunden  über  die  für  alle  Akte 
des  Rechtslebens  herkömmlichen,  öffentlich  vorgenommenen  Rechts- 
handlungen waren  und  durch  besondere  Angestellte  des  Eönigsdinges 
u.  s.  f.  ausgefertigt  wurden,  entstand  der  Gebrauch,  Privaturkundeii, 
die  auch  mit  dem  Siegel  des  Ausstellers  allein  gültig  ausgefertigt 
werden  konnten,  zur  mehreren  Sicherheit  des  Empfängers  noch  über- 
dies mit  dem  Siegel  einer  angesehenen  Person  oder  sonstigen 
Autoritöt  versehen  zu  lassen.    Es  wurde  diese  Siegelbeidrückung  einer 
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persönlich  Yorgenommenen  Beglaubigung,  also  einem  beweiswirkenden 
Zeugnisse  über  die  Authenzität  der  Beurkundung  gleich  geachtet  und 
sicherte  wichtige  prozessuale  Vorteile.  Für  diese  authentische  Be- 
siegelung  von  Privaturkunden  mussten  Sporteltaxen  entrichtet  werden^ 
die  oft  recht  erheblich  waren. 

Riemsdijk  erwähnt  allerdings  nichts  darüber,  ob  dieser 
Gebrauch  der  Mitbesiegelung  auch  in  den  Niederlanden  bestanden 
hätte.  Es  liegt  aber  kein  triftiger  Grund  yor,  daran  zu  zweifeln. 
Einem  Handelsvolke,  wie  es  die  Holländer  waren,  musste  dieser  aller- 
orts übliche  Brauch  wohl  vertraut  gewesen  sein,  und  dürfte  ihnen 
gerade  wegen  der  entwickelten  Ereditverhältnisse  ihres  Landes  eine 
überall  anerkannte  Beglaubigungsmodalität  willkommen  gewesen  sein. 
Auf  das  wirkliche  Vorkommen  der  Mitbesiegelung  in  Holland  lässt 
auch  die  von  Riemsdijk  angeführte  Einhebung  von  Sporteltaxen 
für  die  Beidrückung  des  Ständesiegels  schliessen :  wenn  diese  Taxen 
sich  wohl  auch  zunächst  auf  die  Besiegelung  der  von  den  Ständen 
ausgefertigten  Urkunden  bezogen  haben  mögen,  indem  sie 
einen  Teil  der  aus  solchem  Anlasse  zu  entrichtenden  Sportein  aus- 
machten, so  waren  sie  zweifelsohne  auch  für  die  Beidrückung  des 
Beglaubigungssiegels  zu  zahlen.  Das  Placcaet  hätte  demnach,  wenn 
es  auf  diese  Einrichtung  anspielen  wollte,  sich  auf  das  Ausland 
gar  nicht  zu  berufen  gebraucht. 

üebrigens  sprechen  auch  noch  weitere  Gründe  dagegen ,  dass 
das  Placcaet  die  authentische  Mitbesiegelung  und  die  droits  de  seau 
u.  ä.  im  Auge  gehabt  hätte. 

Box  hörn  erzählt,  dass  in  der  Debatte  der  Stände  über  den 
ihnen  vorliegenden  Vorschlag  auf  Einführung  des  Stempelpapiei^ 
die  Einwendung  erhoben  worden  sei,  es  könnten  auf  dieses  Papier 
auch  rechtswidrige  Dinge  geschrieben  werden ;  das  Siegel  der  Stände 
erschiene  dann  ungehörigerweise  gleichsam  als  eine  Bekräftigung 
derselben.  Dem  sei  entgegnet  worden,  dass  nur  das  am  Ende 
der  Schriftstücke  beigedrückte  Siegel  sich  auf  deren  Inhalt  beziehe: 
ein  oben  angesetztes  Siegel  aber  habe  mit  dem  künftigen  Inhalte 
der  Schrift  nichts  zu  tun  und  sei  nur  eine  Bezeichnung  des  Papiers 
als  des  für  solche  Schriftstücke  notwendigen  Schreibstoffes. 

Auf  diese  Angabe  Boxhorns  wäre  an  sich  nicht  viel  Gewicht 
zu  legen.  Sie  gewinnt  aber,  wenn  man  sie  mit  einem  zweiten  Um- 
stände in  Verbindung  bringt,  an  Interesse,  da  sie  deutliches  Zeugnis 
ablegt  von  dem  Bestreben  der  Stände,  den  Stempel  einem  Siegel  so 
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unähnlich  als  möglich  zu  machen.  Dieser  zweite  Umstand  ist 
die  Yon  Franken  erwähnte  Tatsache,  dass  für  die  Aufdrückung  der 
Stempel  auf  das  Stempelpapier  eine  ganze  neue  Methode,  die 
bisher  unbekannte  Trockenstempelung  (timbre  ä  sec)  erfunden,  und 
noch  weiterhin  erwogen  worden  sei,  ob  die  Stempelzeichen  nicht 
mit  Druckerschwärze  aufgedruckt  werden  sollten. 

Wie  es  schon  einmal  in  der  Natur  der  Dinge  liegt,  so  konnten 
sich  auch  hier  die  Stände  nicht  gleich  von  den  gewohnten  An- 
schauungen und  der  ihnen  geläufigen  Ausdrucks  weise  entfernen. 
Wiewohl  sie  ein  neues  Ding  und  einen  neuen  Begriff  schufen,  so 
behielten  sie  doch  dafür  die  naheliegende  Bezeichnung  Siegel  bei 
(welche  in  den  Niederlanden  noch  heute  in  diesem  Sinne  verwendet 
wird,  während  sie  in  anderen  Sprachen  nach  kürzerer  oder  längerer 
Zeit  dem  Ausdrucke  Stempel  oder  einer  anderen  adäquaten  Bezeich- 
nung weichen  musste),  und  glaubten  sie  durch  die  BeifQgung  des 
ebenfalls  noch  heute  existierenden  Zusatzes  ytCleyn*^  ein  übriges  zum 
Behuf e  der  Unterscheidung  vom  „grossen**  oder  eigentlichen  Stände- 
siegel zu  tun. 

Sie  konnten  sich  eben  kein  anderes  Mittel  zur  Bezeichnung 
des  versteuerten  Papiers  vorstellen  als  ein  siegeiförmiges  Zeichen : 
durch  eine  vom  Herkömmlichen  auffallend  abweichende  Stellung  des- 
selben und  durch  eine  neue  Uerstellungsweise  wollten  sie  dasselbe 
aber  so  kenntlich  als  möglich  von  einem  Siegel  unterscheiden. 
Wenn  sie  so  ängstlich  darauf  bedacht  waren,  etwas  anderes  zu 
schaffen  als  ein  Siegel,  so  kann  doch  füglich  nicht  behauptet  wer- 
den, sie  hätten  die  englische  oder  französische  Besiegelung  von 
Urkunden  nachbilden  wollen. 

Nach  unseren  heutigen  Anschauungen  erscheint  die  verschie- 
dene Herstellungsweise  der  Siegel-  und  der  Stempelzeichen  nicht 
mehr  so  wichtig  und  so  charakteristisch  für  die  Unterscheidung 
derselben.  Wir  denken  darüber  laxer,  weil  die  Siegel  den  grössten 
Teil  ihrer  rechtlichen  Bedeutung  eingebüsst  haben,  und  weil  sie 
(namentlich  die  Amtssiegel)  vielfach  von  den  Stempeln  den  Relief- 
druck und  die  Qestalt  farbiger  Feuchtsiegel  übernommen  haben. 
Die  damalige  Zeit  aber  hielt  die  Verschiedenheit  der  Gestalt  für  etwas 
Wesentliches.  Charakteristisch  ist  hierfür,  dass  noch  100  Jahre  später 
der  Verfasser  des  erwähnten  Artikels  der  Enzyklopädie  als  Haupt- 
unterschied von  Siegel  und  Stempel  anführt,  dass  die  Siegel,  auch 
wenn  sie  am  Beschreibstoffe  anhaften,  aus  Wachs  oder  einem  anderen 
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Stoffe  —  Siegellack  gab  es  seit  etwa  1560  —  ausgepresst  werden 
und  80  gleichsam  einen  eigenen  Körper  besitzen,  während  der  Stempel 
nur  eine  auf  dem  Papiere  ersichtlich  gemachte  Zeichnung  sei« 

Qegen  die  Ansicht  Frankens  sprechen  überdies  aber  auch 
noch  folgende  drei  Gründe: 

1.  Die  Besiegelung  von  Privaturkunden  mit  dem  königlichen 
oder  einem  anderen  autoritativen  Siegel  war  nur  ein  Plus  an  Vor- 
sicht, eine  der  damit  verbundenen  Vorteile  halber  angewandte  Förm- 
lichkeit. Die  Urkunde  konnte  sehr  wohl  auch  ohne  selbe  bestehen, 
wenn  sie  der  Aussteller  mit  dem  eigenen  Siegel  versah.  Das 
aber  hatte  das  Placcaet  nicht  im  Auge:  es  bezog  sich  ausdrücklich 
auf  eine  Bezeichnung  der  Schriftstücke,  deren  Mangel  ihnen  alle 
rechtliche  Bedeutung  benehmen  sollte  (Unwirksamkeit  und  Verbot 
jeglicher  Beamtshandlung).  Diese  Schilderung  und  das  Wesen  der 
Urkundenausfertigung  unter  dem  Siegel  einer  Autorität  decken  ein- 
ander sonach  nicht. 

2.  Die  Sporteltaxen  für  das  Besiegeln  von  Urkunden  waren  stets 
das,  was  die  Finanzwissenschaft  als  „Gebühr"'  bezeichnet,  also  ein 
Entgelt  und  mussten  daher  zur  vergoltenen  Leistung  in  einem  be- 
stimmten Verhältnisse  stehen,  d.  h.  dem  Werte  und  den  Kosten  der- 
selben entsprechen  und  zur  Kostendeckung  bestimmt  sein.  Die  neue 
holländische  Abgabe  ermangelte  aber  dieses  Verhältnisses  und  dieser 
Verhältnismässigkeit.  Sie  war  kein  Entgelt,  sondern  eingestandener- 
massen  Selbstzweck.  Sie  kam  den  dabei  beschäftigten  Beamten  nicht 
zu  und  war  von  vornherein  als  öffentliche  Zwangseinnahme  ohne 
irgendwelche  Gegenleistung,  also  als  Steuer,  angelegt.  Die  Stem- 
pelung hatte  lediglich  die  Bedeutung  einer  gefällsamtlichen  Kon- 
trollmassregel ,  die  den  Parteien  nicht  den  mindesten  Vorteil  brachte 
und  auch  für  das  öffentliche  Hechtsleben  keine  Bedeutung  hatte. 

3.  Auch  in  Hinsicht  auf  die  Objekte  stimmt  der  von  Franken 
berufene  Siegelbrauch  nicht  mit  dem  Stempelwesen  überein.  Besiegelt 
wurden  nur  Urkunden;  stempelpfiichtig  war  aber  von  Anbeginn 
auch  eine  zweite  wichtige  Kategorie  rechtlich  relevanter  Schriften: 
der  gesamte  Schriftwechsel  zwischen  Parteien  und  Obrigkeiten. 

Dieses  letztere  Argument  kann  allerdings  auch  gegen  die 
oben  vertretene  Ansicht,  dass  das  Placcaet  sich  auf  die  Vorschrift 
der  Novelle  44  bezogen  habe,  angeführt  werden,  da  auch  die  No- 
velle nur  Urkunden  betroffen  hatte.  Es  darf  aber  nicht  übersehen 
werden,    dass  die    Details    des   rezenten   Siegelungsgebraucbes    da- 
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mals  allgemein  bekannt  sein  mussten,  während  die  Beteiligten 
vom  protocoUum  und  seiner  Funktion  nur  eine  recht  schattenhafte 
Vorstellung  haben  mochten  und  konnten.  Eine  Nichtübereinstim- 
mung der  neuen  Einrichtung  mit  dem  Wesen  der  Besiegelung  kann 
daher  hier  ganz  wohl  als  ein  Beweisgrund  gegen  die  Nachahmung 
der  letzteren  angeführt  werden,  während  es  geradezu  ein  Wunder 
gewesen  wäre,  wenn  es  bei  einer  Nachbildung  des  protocoUum 
ohne  Missverständnisse  und  Abweichungen  abgegangen  wäre.  Und 
dies  selbst  dann,  wenn  die  Stände  aufrichtig  eine  solche  Nach- 
bildung beabsichtigt  gehabt  hätten,  was  aber  in  Wirklichkeit  keines- 
wegs der  Fall  war.  Assendelft,  welcher,  wie  oben  angeführt,  den 
Zusammenhang  von  Stempel  und  Besiegelung  nur  flüchtig  erwähnt 
und  denselben  als  zweifelhaft  hinstellt,  spricht  sich  auch  hinsicht- 
lich des  Verhältnisses  des  Placcaet  und  der  Novelle  44  recht  vor- 
sichtig, ebendarum  aber  treffend  aus:  er  bezeichnet  die  französische 
ProtocoUum-Y ^rsion  als  unrichtig,  weil  die  Novelle  anders  als  das 
Stempelwesen  nicht  eine  Abgabe  zum  Gegenstand  hatte,  vielmehr 
bloss  eine  Vorbeugungsmassregel  gegen  Urkundenfälschungen  sein 
sollte;  wenn  die  gleiche  Absicht  auch  noch  im  ersten  Placcaet 
behauptet  werde,  so  sei  dies  augenscheinlich  bloss  „een  doekje  voor't 
hloeden^^  ein  Vorwand,  um  die  Kontribuenten  schröpfen  zu 
können,  gewesen.  Wie  recht  er  damit  hat,  wie  unklar  ferner  die 
holländischen  Stände  über  das  gewählte  Vorbild  waren,  und  wie 
wenig  ernst  sie  endlich  auf  die  vorgegebene  Nacheiferung  bedacht 
waren,  dafür  liefert  Franken  in  dem  von  ihm  seinem  Buche  bei- 
gegebenen Urkundemateriale  einen  klassischen  Beweis :  während  das 
Placcaet  nur  die  Verhinderung  der  Rechtsunsicherheit  als  den  Grund 
der  Massregel  nennt,  welchen  die  Nachbarkönige  und  Potentaten 
seit  langer  Zeit  geschaffen  hätten,  erwähnt  die  um  einen  Tag  später 
erlassene  „Commisie  voor  den  Conimissaris  vanH  cleyn  ZegeV\  welche 
eine  Paraphrase  des  Placcaet  enthält,  die  Bechtsunsicherheit  mit 
keinem  Worte.     Es  heisst  hier: 

„Ende  ods  openinghe  gedaen  wesende,  dat  in  de  naburighe  coninckrijcken 
ende  Republicquen ,  wert  gepractiseert  een  middel  genaemt  hat  cleyne  zegel, 
sulcx  dat  egeene  publicqae  acten  voor  de  respective  Magistraten,  Notarisen, 
ofbe  andere  publicque  personen  mögen  werden  gepasseert  ofbe  in  rechten  aen- 
genomen  ofte  valideren,  tenzij  de  selve  hebben  het  voorsz.  cleyn  zegel,  ende 
het  recht  daervan  betaelt  es  ..." 

Dies  passt  weder  auf  die  Novelle  44,  noch  auf  die  Urkunden- 
besiegelung.     Mit  einer  kleinen  Modifizierung   der  im  Placcaet  ent- 
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haltenen  Motivierung,  mit  einer  kleinen  Bückwärtsyerschiebung  der 
eigenen  neugeschaffenen  Massregel  in  das  Rechtsleben  der  Nach- 
barreiche  glaubten  die  Stände  dem  Vorwurfe,  neue  Lasten  ersonnen 
zu  haben,  geschickt  vorbeugen  zu  können:  das  reine  j^doelcje  voort 
hloeden"' ! 

Dieses  Vorgehen  der  holländischen  Stände  bei  der  Rechtferti- 
gung ihrer  Massregel  war  ein  zu  vorzüglicher  Vorwand  und  er- 
schien darum  zu  verlockend,  als  dass  es  nicht  Schule  gemacht  hätte. 

So  misst  auch  das  spanische  Stempelpatent  den  Stempeln  die 
gleiche  Schutzrolle  gegen  Fälschungen  bei  und  statuiert  die  alljähr- 
liche Aenderung  der  Stempelzeichen,  welche  Massregel  dann  in  dem 
so  hervorragend  konservativen  Staate  durch  Jahrhunderte  —  bis  zu 
der  in  der  zweiten  Hälfte  des  19.  Jahrhunderts  Yorgenommenen 
grossen  Reform  der  Stempelgesetzgebung  —  ununterbrochen  in  An- 
wendung stand. 

Auch  in  Frankreich  wurde  zunächst  ein  jährlicher  und  dann 
sogar  ein  quartalweiser  Wechsel  der  Stempelzeichnungen  in  Aus- 
sicht genommen.  In  Wirklichkeit  wurde  dies  jedoch  nicht  durch- 
geführt. Wohl  sehen  wir  auch  im  französischen  Stempelwesen,  dass 
die  Stempelzeichen  rasch  wechseln.  Dieser  Wechsel  hängt  aber, 
wie  sich  bald  als  ständige  Uebung  herausstellt,  mit  dem  Wechsel  der 
Steuerpächter  zusammen  und  ist  eine  zweckmässige  Massregel,  um 
jedem  Pächter  den  vollen  Abgabenertrag  seiner  Pachtperiode  zu 
sichern.  Es  besteht  hier  jetzt  auch  nicht  mehr  der  Schein  eines 
Zusammenhanges  mit  dem  protocollum. 

In  den  österreichischen  Siegelpapierordnungen  endlich  mangelt 
selbst  auch  der  leiseste  Anklang  an  die  Novelle  44 :  die  Stempel- 
zeichen enthalten  keinerlei  Jahresdatum  und  ist  auch  ein  Wechsel 
derselben  gar  nicht  in  Aussicht  genommen  gewesen.  Wenn  trotz- 
dem hier  als  Endziel  des  Stempels  die  „mehrere  Authentisierung" 
der  Rechtshandlungen  angegeben  ist,  so  bleibt  es  unverständlich,  in 
welcher  Hinsicht  und  in  welcher  Art  der  Stempel  diese  Wirkung 
im  Gefolge  haben  könnte. 

Ist  die  vorgebliche  Regierungsfürsorge  für  die  Rechtssicherheit 
der  Untertanen  in  der  holländischen,  spanischen  und  französischen 
Stempelvorschrift  —  wenn  auch  in  Wahrheit  nur  ein  Prätext,  um 
die  neue  Abgabe  den  Untertanen  annehmbarer  erscheinen  zu  lassen 
(»om  de  helasting^  als  eenc  niemvigheid,  des  te  gemakkelijker  ingang 
te  doen  vhiden^^  wie  Th.  van  Riemsdijk,  De  Griffie  S.  85  treffend 


Digitized  by  VjOOQIC 


Vom  Ursprünge  der  Stempelpapierabgabe  (Schriftsteuer).  39 

sagt),  und  ein  Mäntelchen,  mit  welchem  sich  die  dahinter  versteckte 
fiskalische  Absicht  zu  drapieren  versuchte  —  doch  noch  einiger- 
massen  plausibel,  so  ist  sie  in  den  österreichischen  Patenten  schon 
zur  blossen  Phrase  geworden.  Man  betete  den  Vorbildern  nach,  was 
diese  als  ihre  wohlwollende  Absicht  priesen,  ohne  die  Massregeln 
beizubehalten,  die  wenigstens  den  Anschein  einer  ernsten  Absicht 
wecken  sollten.  Da  man  nunmehr  die  gebräuchliche  Wendung  vom 
Schutz  gegen  Fälschungen  nicht  mehr  recht  anbringen  konnte, 
adoptierte  man  das  gut  klingende  und  hinreichend  dunkle  Wort 
^Authentisierung*".  Denn  —  „wo  die  Begriffe  fehlen,  da  stellt  zur 
rechten  Zeit  ein  Wort  sich  ein!'' 

Bezeichnend  ist,  dass  das  unter  den  Vorbildern  der  öster- 
reichischen Siegelpapierordnung  figurierende  brandenburgische  Stem- 
pelpatent vom  15.  Juli  1682  nur  kurz  und  bündig  sagt:  „was  gestalt 
Wir  gnädigst  bewogen  worden,  zu  Erleichterung  der  Contributions- 
last,  gleich  anderen  benachbarten  Potentaten,  das  gestempelte  Papier 
in  unser  ChurfÜrstenthum  .  .  .  einführen  zu  lassen.*'  Es  ist  die 
nackte  Finanzmassregel.  Der  letzte  Nachhall  des  Tones,  den  Ju- 
stinian  im  Jahre  537  angeschlagen,  ist  jetzt  bereits  vollständig 
verklungen. 

Als  Ergebnis  dieser  Untersuchung  kann  hiernach  zweierlei 
kurz  angeführt  werden: 

1.  Gegenüber  den  französischen  Schriftstellern  ist  zu  sagen, 
<lass  der  von  ihnen  behauptete  Zusammenhang  zwischen  dem  pro- 
tocollum  Justinians  und  der  Stempelabgabe  nicht  besteht, 
weil  das  „  Protokoll '^  kein  Stempel  war  und  sein  Wesen  seit  dem 
Erlöschen  der  Papyrusindustrie  nicht  mehr  verstanden  wurde,  so 
dass  von  einem  Fortbestande  desselben,  und  konsequenterweise  von 
«inem  Stempel  ohne  und  mit  fiskalem  Charakter  nicht  gesprochen 
werden  kann.  Die  Stempelabgabe  ist  vielmehr  im  Jahre  1624  in 
Holland  neu  entstanden,  und  ist  für  selbe  der  „fiskale  Charakter*' 
so  wesentlich,  dass  man  sich  wohl  die  Abgabe  ohne  den  Stempel 
{bei  Barentrichtung,  visa  pour  timbre)^  nicht  aber  den  Stempel  ohne 
•eine  Zahlung  vorstellen  kann. 

2.  Haben  diese  Schriftsteller  den  Zusammenhang  von  Pro- 
tokoll und  Stempel  überschätzt,  so  haben  ihn  andere  Schriftsteller 
unterschätzt,  indem  sie  die  Besiegelungssporteln  als  den  Ursprung 
des  in  der  Stempelabgabe  verwirklichten  Gedankens  und  als  deren 
Vorbild  bezeichnen,  während  es  in  Wirklichkeit  eine  etwas  unklare 
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Heminiszenz    an    das  protocollum   war,    die    den   Prätext    abgeben  | 

musste,  unter  welchem  man  die  neue  Belastung  glaubte  annehmbarer 
erscheinen  lassen  zu  können. 

Das  protocollum  ist  weder  Vorfahre  noch  Vorbild  der 
Stempelabgabe,  wohl  aber  Vor  wand  für  dieselbe  gewesen. 

9.    BiemsdijJcs    Darstellung    des  wahren  Vorgangs   (1885). 

Da  wir  so  die  älteste  Spur  der  Stempelpapierabgabe  nicht  in 
Byzanz,  sondern  in  Holland  gefunden  haben,  ergibt  sich  von  selbst 
die  Frage  nach  den  näheren  Umständen,  unter  welchen  in  diesem 
Lande  die  Entstehung  des  Stempelwesens  vor  sich  gegangen  ist. 
Damit  aber  kommen  wir  wieder  auf  die  Erzählung  Boxhorns  von 
der  Preisausschreibung  der  holländischen  Stände  und  von  dem 
nonnemo  callidus  et  ingeniosus,  qui  vectigal  chartae  sigillatae  est 
commentus,  zurück.  Diese  Erzählung  war  das  einzige,  was  über 
die  Entstehungsgeschichte  des  Stempels  bekannt  war,  und  blieb  sehr 
lange  ungeprüft  und  unwidersprochen,  zumal  auch  nach  der  obange-- 
führten  Arbeit  Beckmanns  viel  Zeit  verfioss,  bis  sich  wieder  ein 
Schriftsteller  speziell  mit  dem  Stempelwesen  befasste.  Noch  Adrian 
Dirk  van  Assendelft  de  Coningh  in  seiner  schon  öfter  ange- 
führten ^academisch  proefschrift  ter  verkrijging  van  den  graad 
von  Doctor  in  het  Romeinsch  en  Hedendaagsch  (heutigen)  Becht  aan 
de  hoogeschool  te  Leiden'^  (1874)  kann  nichts  weiter  anführen,  als 
was  der  im  17.  Jahrhundert  an  derselben  Lehranstalt  wirkende 
Gelehrte  erzählt  hatte,  mit  dem  Assendelft,  wie  nebenbei  bemerkt 
sei,  auch  den  Geburtsort  (Serg  op  Zoom)  gemeinschaftlich  hatte. 

Der  kritische  Sinn  der  heutigen  Forschung  aber,  welcher  sich 
bei  Traditionen  nicht  beruhigt,  und  überall  bis  auf  die  Original- 
quellen zurückgehen  will,  hat  auch  in  dieser  Frage  die  Sonde 
angelegt,  und  ihre  Lösung  dort  gesucht,  wo  sie  allein  zu  finden 
war,  in  den  Staatsarchiven  Hollands.  Es  ist  das  Verdienst  Ihr.  Mr. 
Th.  van  Riemsdijks,  durch  archivalische  Forschungen  die  wahre 
Entstehungsgeschichte  des  Stempelwesens  aufgedeckt  zu  haben.  In 
seiner  vorgenannten  Schrift  De  Griffie^  S.  84  fi".,  teilt  er  folgendes 
als  das  Ergebnis  seiner  Forschungen  mit: 

De  zegelbelasting ,  thans  bij  de  meeste  beschaafde  naties  in  gebrückt 
is  van  zuiver  Nederlandschen  ooreprong.  In  1623  deelde  een  commies  van  de 
finantie  van  Holland,  Johannes  van  den  Broeck,  aan  de  Staten*Generaal  mede^ 
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dat  hij  een  middel  hat  uitgevonden  om  aan  geld  te  komen,  dat  voor  de  inge- 
zetenen  niet  bezwarend  was.  Nadat  eenige  gecommitteerden  hem  daarover 
hadden  gehoord,  werd  hem  en  z^jnen  nakomelisgen  bij  acte  van  28  April  eene 
jaarlijkflche  toelage  van  3000  gülden  toegezegd,  voor  het  geval  dat  H.  H.  M. 
(=  Eare  Hoog  Mogenden)  het  vorgestelde  middel  aanvamen  en  in  praktijk 
brachten.  Daarop  schijnt  Van  den  Broeck  zijne  uitvinding  bekend  te  hebben 
gemaakt.  Althans  de  Staten-Generaal  beraadslaagden  over  zijn  voorsteU 
,raeckende  het  segelen  met  een  oleyn  cachet  van  alle  contracten,  obligatien 
enz.  voer  een  clejn  recht",  maar  kwamen  tot  geen  besluit,  daar  men  een  nader 
onderzoek  wenschelijk  achtte.  Ook  later,  toen  hij  verzocht,  dat  aan  de  acte 
zekere  uitbreiding  zou  worden  gegeven,  werd  de  beslissing  opgehoaden  (ResoL 
St.-6en.  25  April,  28  April,  13  Jali,  15  Sept.  1623).  De  Staten  van  Holland 
waren  van  een  ander  gevoelen.  Na  in  hetzelfde  jaar  gedui-ig  daarover  gebe- 
sogneerd  te  hebben,  vaardigden  zij  op  13  Augustus  1624  het  placaat  uit,  warbij 
het  middel  van  het  klein  zegel  in  hunne  provincie  werd  ingevoerd.  Van  den 
Broeck  werd  zelf  met  het  in  werking  brengen  daarvan  belast  (Dit  blijkt  uit 
zijne  instructie  als  commissaris  van  het  klein  zegel,  gelijktijdig  met  het  placaat 
op  13  August  1624  door  de  Staten  vastgesteld).  Toen  na  verloop  van  tien 
jaren  de  proef  goed  geslaagd  b]eek  te  zijn,  besloten  de  Staten-Generaal  dit 
middel  van  belasting  ook  voor  de  Generaliteit  voor  te  schrijven.  De  ordonnantie 
daarop  werd  op  18  Mei  1635  voor  goed  vastgesteld  (Resol.  St.-Gen.  13  April, 
18  Mei  1635).  Zij  werd  later  door  andere  ordonnanti^n  vervangen,  waarvan 
de  laatste  was  die  van  2  November  1695  (De  ordonnantien ,  zoowel  die  voor 
Holland  als  voor  de  Generaliteit,  zijn  opgenomen  in  het  Groot  Placaatboek). 
De  Staten-Generaal  hebben  zieh  ten  opzichte  van  Van  den  Broeck  zeer  ondank- 
baar  betoond,  door  de  jaarlijksche  toelage  niet  uit  te  keeren,  waartoe  zij  zieh 
verbonden  hadden.  Toen  hij  zieh  hierover  in  1648  beklaagde,  stelden  zij  zijn 
rekest  in  banden  van  eene  commissie,  die  in  haar  schriftelijk  rapport  van 
8  Maart  verklaarde  de  zaak  niet  anders  te  kunnen  opvatten,  dan  dat  H.  H.  M. 
verplicht  waren  de  belooning,  »by  soo  solemneele  acte  belooft*,  te  voldoen. 
Hij  overleed  spoedig  daama  op  5  Juli  en  de  Staten-Generaal  hieven  in  gebreke. 
Vruchteloos  wendde  zijne  dochter  Wendelina  zieh  in  1675  tot  de  vergadering 
om  de  termijnen,  die  sedert  den  sterfdag  haars  vaders  versehenen  waren,  te 
mögen  ontvangen.  De  zaak  werd,  door  haar  commissoriaal  te  maken,  op  de 
lange  baan  geschoven.  Resol.  St.-Gen.  7  Juni,  30  Sept.  1675.  Toen  andere 
nakomelingen  van  Van  den  Broeck  in  1728  een  dergelijk  aanzoek  deden,  werd 
het  eenvoudig  afgeweren.    Resol.  St.-Gen.  3  Nov.  1728. 

Diese  von  der  einigermassen  romantischen  Erzählung  Box- 
horns  abweichende  Darstellung  leuchtet  schon  auf  den  ersten  Blick 
ein,  sowohl  weil  die  Vorgänge  danach  die  Bahn  des  Gewöhnlichen 
nicht  verlassen  haben,  als  auch  weil  hier  traurige  Erfahrungen  eines 
Erfinders  aufgedeckt  werden,  wie  sie  denjenigen,  die  aus  der 
grossen  Menge  hervortreten,  zumeist  zu  Teil  werden,  und  wie  sie 
insbesondere  das  Los  genialer,  aber  geschäftlich  nicht  gewandter 
Menschen    zu    sein  pflegen.     Im  Jahr   1623   gab   der   holländische 
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Finanzbeamte  Johannes  van  den  Broeck  (nach  der  Yon  L. 
Franken  seinem  Werke  beigedruckten  Dienstinstruktion  richtiger 
Brouck)  den  niederländischen  Qeneralstaaten  (Ständen)  bekannt, 
«r  hätte  ein  Mittel  erfunden,  welches  ohne  Belästigung  der  Unter- 
tanen sehr  ertragreich  wäre.  Nachdem  er  einigen  der  Abgeordneten 
seine  Pläne  auseinandergesetzt  hatte,  wurde  ihm  und  seinen  Nach- 
kommen mit  Vertrag  vom  28.  April  1623  ein  Jahresbezug  von 
3000  Gulden  für  den  Fall  zugesagt,  dass  sein  Projekt  angenommen 
und  durchgeführt  werden  würde.  Darauf  gab  er  bekannt,  dass 
«ein  Vorschlag  dahin  gehe,  alle  Verträge,  Urkunden  u.  s.  f.  gegen 
«ine  massige  Abgabe  mit  einem  Siegel  zu  bezeichnen.  Die  Oeneral- 
«taaten  hatten  dawider  mancherlei  Bedenken,  und  kamen  zu  keinem 
Beschlüsse,  vielleicht  auch  deshalb,  weil  ihnen  die  Matrikularbeiträge 
{„Quoten**)  der  Provinzen  zur  Verfügung  standen,  und  sie  daher 
nicht  gezwungen  waren,  sich  um  den  Ausbau  der  Beichsbesteuerung 
viel  Sorge  zu  machen.  Da  griffen  die  Stände  von  Holland  und  West- 
friesland (dem  heutigen  Süd-  und  Nordholland)  die  Sache  auf.  Nach- 
dem reifliche  Beratungen  gepflogen  worden  waren,  führten  sie  mit 
dem  Placcaet  vom  13.  August  1624  diese  neue  Steuer  in  Holland  ein. 
Van  den  Brouck  wurde  zum  Siegel-Commissaris  mit  einem  Jahres- 
gehalte von  1000  Pfund  gleich  1000  Qulden  (zu  40  Groschen)  be- 
stellt und  mit  der  Durchführung  der  neuen  Abgabe  betraut,  welche 
Stellung  er  aber  nur  kurze  Zeit  eingenommen  haben  dürfte,  da  er 
schon  am  4.  Juli  1625  wieder  als  Finanzbeamter  genannt  wird.  Die 
Abgabe  bewährte  sich  in  Holland  gut  und  führten  in  den  nächsten 
Jahren  mehrere  der  übrigen  Provinzen  der  Niederlande  dieselbe  bei 
«ich  ein.  Nach  dieser  erfolgreichen  Probe  zögerten  nun  auch  die 
Generalstaaten  nicht  länger,  eine  Stempelabgabe  für  die  „GeneraUteit** 
(d.  i.  für  die  ausserhalb  der  alten  Provinzen  stehenden  Reiohslande 
und  für  die  Generalitätsbehörden)  einzuführen  (Ordonnantie  vom 
18.  Mai  1635)  —  ohne  formell  auf  den  Vorschlag  van  den  Broucks 
zurückzugreifen,  aber  auch  ohne  der  für  diesen  Fall  ihm  gegenüber 
übernommenen  Verpflichtung  nachzukommen.  Der  angeborene  Spar- 
sinn der  reichen  Handelsherren  lehrte  sie  gegenüber  einer  Forderung, 
deren  Erfüllung  mehr  Sache  der  Anständigkeit  als  des  zwingenden 
Rechtes  war,  eine  Harthörigkeit,  welche  im  Italienischen  so  treffend 
als  fare  Vorecchio  di  mercante  bezeichnet  wird.  Als  van  den  Brouck 
endlich  1648  sein  Recht  schriftlich  geltend  machte,  beriet  darüber 
ein  Ausschuss,  der  zum  Beschlüsse  kam ,  dass  man   die  so  feierlich 
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eingegangene  Verpflichtung  wohl  nicht  unerfüllt  lassen  dürfte.  Da 
aber  yan  den  Brouck  am  5.  Juli  1648  starb,  blieb  die  Sache  auf 
sich  beruhen.  Ein  1675  eingebrachtes  Gesuch  der  Tochter  van  den 
Broucks  wurde  auf  die  »lange  Bank"  der  Eommissionsberatungen 
geschoben  und  fand  nie  eine  Erledigung.  Ein  später  —  1728  — 
von  anderen  Nachkommen  des  Erfinders  eingebrachtes  Gesuch  wurde 
am  8.  November   1728  kurzweg  abgewiesen. 

Das  war  der  Lohn  eines  Mannes,  von  dem  Leroy-Beaulieu 
^Tratte  de  la  science  des  Finances^,  S.  528,  sagt:  ,iZ  faut  convenir 
que  ce  Hollandais  eut  une  idee  ingenieuse  et  que  peu  dÜnventions 
so  repandirent  aussi  rapidement  que  la  sienne!'^ 

Das  reiche  archiyalische  Material,  welches  neuestens  L.  Fran- 
ke n  im  erwähnten  Werke  Geschiedenis  van  het  nederlandsche  recht 
van  zegel  beibringt,  bestätigt  in  allem  die  Angaben  Riemsdijks 
und  lässt  die  Entwicklung  der  Stempelabgabe ,  als  sie  noch  in  ihren 
Einderschuhen  steckte,  deutlich  übersehen. 

Sowohl  Riemsdijk  als  auch  Franken  sprechen  sich  über 
das  Verhältnis  der  Erzählung  Boxhorns  zu  dem  von  ihnen  auf- 
gedeckten wahren  Sachverhalte  nur  sehr  flüchtig  aus.  Riemsdijk 
erwähnt  nur,  dass  schon  Assendelft  auf  Grund  der  Mitteilungen 
Boxhorns  den  niederländischen  Ursprung  der  zegelhelasting  vermutet 
habe.  Franken  führt  an,  dass  er  Boxhorns  Arbeiten  nicht  habe 
zu  Rate  ziehen  können;  die  von  diesem,  und  nach  ihm  von  Assen- 
delft erzählte  Version  von  einer  Preisausschreibung  der  holländischen 
Stände  müsse  dank  der  Forschungen  Riemsdijks  nunmehr  modi- 
fiziert werden. 

Angesichts  dessen  erschien  es  dem  Verfasser  angezeigt,  den 
von  Boxhorn  erzählten  Details  näher  nachzugehen,  da  es  denn 
doch  nicht  anzunehmen  ist,  dass  dieser  hochstehende  Gelehrte  sie 
geradezu  ersonnen  haben  sollte.  Durch  Vermittlung  seines  Freundes, 
des  österreichisch-ungarischen  Eonsularoberrichters  Arrigo  Fraus 
in  Konstantinopel,  und  die  bereitwillige  Intervention  des  dortigen 
niederländischen  Gesandten  und  bevollmächtigten  Ministers  Jonkheer 
Dr.  Wilhelm  van  Wekherlin  konnte  Verfasser  seine  Anfragen 
an  den  Direktor  des  königl.  Reichsarchives  im  Haag  Dr.  Byvanck 
gelangen  lassen.  Es  wurde  darauf  hin  eine  nochmalige  Unter- 
suchung aller  einschlägigen  Archivsbestände  vorgenommen  und  hier- 
bei konstatiert,  dass  andere  Akten  über  die  Entstehung  des  Stempel- 
wesens   als    Riemsdijk    und    Franken    gefunden    und   verwertet 
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haben,  nicht  vorhanden  sind.  Dieses  negative  Ergebnis  lässt  mit 
Sicherheit  eines  erkennen :  dass  nämlich  nie  mehr  genau  festzustellen 
sein  wird,  aus  welcher  Quelle  Boxhorn  die  Details  seiner  Dar- 
stellung geschöpft  hat.  Lassen  wir  dies  aber  dahingestellt  sein,  und 
suchen  wir  zu  einem  Urteile  über  die  Angaben  Boxhorns  durch 
eine  Yergleichung  derselben  mit  den  oben  gewonnenen  Resultaten 
zu  gelangen,  so  ergibt  sich  das  einigermassen  überraschende  Ergeb- 
nis, dass  Boxhorns  Erzählung  wohl  im  Ganzen  imrichtig  ist,  dass 
aber  jedes  der  von  ihm  angeführten  Details  im  einzelnen  ganz 
plausibel  erscheint  und  auf  eine  faktische  Grundlage  zurückgeführt 
werden  kann.  So  wurde  schon  im  Eingange  hervorgehoben,  dass 
die  von  ihm  angeführten  Stempelsätze  zu  2  und  6  asses  unter  den 
fünf  Abgabesätzen  der  ältesten  Stempelordonnanz  tatsächlich  mit 
vorkommen ,  und  dass  die  Grösse  der  Stempelzeichen  mit  den  durch 
dieselben  vorgestellten  Werten  wuchs.  Auch  der  von  ihm  ge- 
brauchte Ausdruck  inipost  van  bezegelde  hrieven  (den  Kolhardt  und 
Beckmann  auf  seine  Autorität  hin  anführen)  könnte  immerhin  ein 
volkstümlicher  gewesen  sein.  Ebenso  zeigt  die  von  den  holländischen 
Ständen  gewählte  Stellung  der  Stempelzeichen  auf  den  Stempelbogen, 
die  neu  geschaffene  Technik  ihrer  Herstellung  und  die  Paraphierung 
derselben  durch  die  Verschleisser,  dass  manches,  was  Boxhorn  von 
den  Verhandlungen  der  Stände  erzählt,  wirklich  von  diesen  in  den 
Kreis  ihrer  Erörterungen  gezogen  worden  sein  mochte.  Aber  auch 
die  sonstigen  von  Boxhorn  berichteten  Geschehnisse  haben  eine 
tatsächliche  Basis:  es  hat  sich  hier  allerdings  um  eine  neue,  von 
einem  genialen  Kopfe  gemachte  Erfindung  gehandelt;  es  kam  dabei 
ein  Preis  für  ihn  in  Betracht;  es  haben  sich  gegen  das  Projekt 
Bedenken  ergeben,  nach  deren  Widerlegung  die  Abgabe  tatsächlich 
eingeführt  wurde  —  alles  dies  ereignete  sich  aber  in  anderer  Art 
und  in  anderer  ßeihenfolge,  als  Boxhorn  es  darstellt.  Wir  ge- 
langen derart  zum  Schlüsse,  dass  Boxhorn  nur  vom  Hörensagen 
und  ungenau  in  Erfahrung  gebrachte  Dinge  berichtete,  ohne  die 
Stempelvorschriften  selbst  zu  kennen  und  ohne  eigenes  Wissen 
über  deren  Entstehungsgeschichte  zu  besitzen.  Am  treffendsten 
könnte  man  dies  mit  der  Redewendung  bezeichnen:  er  habe  „was 
läuten  gehört"  aber  nicht  recht  gewusst,  wo  und  was! 

Und  dabei  denke  man,  dass  der  1048  gestorbene  Johannes 
van  den  Brouck  noch  lebte,  als  Boxhorn  (f  1653)  seine  Vor- 
träge hielt:    er  sah    die   reichen  Früchte,    welche  sein  Werk  dem 
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Gemeinwesen  trug;  erwartete  vergeblich  auf  die  ihm  in  solennster 
Weise  zugesicherte  Belohnung;  und  endlich  musste  er  es  auch  noch 
erleben ,  dass  die  Legende  den  Ständen  die  ehrenvolle  Hauptrolle  bei 
diesen  Vorgängen  zuschrieb,  von  ihm  aber  sogar  den  Namen  unter- 
drückte, so  dass  er  sich  gleichzeitig  um  Lohn  und  Ruhm  gebracht  sah! 


Anhangsweise  sei  hier  noch  einiger  anderer  Nachrichten  über 
den  Ursprung  des  Stempelwesens  gedacht,  die  trotz  ihrer  aufliegen- 
den Haltlosigkeit  und  Irrigkeit  mehrfach  zitiert  worden  sind. 

Im  Artikel  Papier  &  Parchemin  timbre  der  Encyclopedie  wird 
bezüglich  des  Stempels  ohne  irgend  eine  nähere  Begründung  die 
Bemerkung  hingeworfen :  cette  formalite  fut  introduite  en  Espagne 
d'  en  Sollande  vers  Van  1555,  Schon  Beckmann  beurteilt  diese 
Behauptung  ganz  zutreffend,  wenn  er  sagt:  »es  ist  also  gewiss  falsch, 
was  der  Verfasser  des  Aufsatzes  in  Vari^tds  histor.  sagt,  dass  das 
Stempelpapier  in  Spanien  und  Holland  schon  ums  Jahr  1555  an- 
gefangen habe.  Die  Spanier  mögen  inzwischen  die  ersten  Nachfolger 
der  Holländer  gewesen  sein,  denn  der  angeführte  Verfasser  versichert, 
eine  von  den  Notarien  zu  Brüssel  1668  ausgestellte  Akte  gesehen  zu 
haben,  welche  gestempelt  gewesen/  Diese  letztere  Angabe  ist  auch 
darum  interessant,  weil  sie  Beckmanns  Meinung  bekräftigt,  dass 
der  Artikel  der  Enzyklopädie  ein  Auszug  aus  dem  Aufsatze  in  den 
Varietes  gewesen  sei :  in  der  Encyclopedie  fehlt  nämlich  dieser  Hin- 
weis auf  Brüssel  und  das  Jahr  1668  vollständig.  An  einer  Stelle, 
wo  die  Encyclopedie  von  den  Staaten  spricht,  in  denen  der  Stempel 
bereits  bestehe,  ist,  wie  bereits  oben  bemerkt  wurde,  ein  Hinweis 
auf  eine  spätere  Erwähnung  desselben  Themas  enthalten  (Le  papier 
timbre  est  aussi  usite  dans  plusieurs  autres  etats,  comnie  en  Angle- 
terre,  dans  le  Brdbant  S  dans  la  Flandre  imperiale,  dans  les  etats 
du  roi  de  Sardaigne,  en  Suede,  S  il  a  ete  introduit  dans  Veiat 
ecclesiastique  ä  compter  du  I  avril  1741,  cß-  dans  d! autres  pays, 
comnie  nous  le  dirons  dans  un  moment).  Diese  weitere  Stelle,  wo 
vermutlich  Brüssel  erwähnt  war,  kommt  aber  nicht  vor  und  ist 
offenbar  in  dem  für  die  Encyclopedie  gemachten  Auszuge  aus- 
geblieben. 

LäonSalefranque  zitiert  in  seinem  Buche  Le  timbre  a  travers 
thistaire  S.  17  die  Angabe  der  Encyclopedie,  aber  nur  in  Bezug  auf 
Holland,  über  dessen  Stempelgeschichte  ihm  gar  nichts  bekannt  ist. 
Für  Spanien  weiss  er  es  besser,  da  er  sich  auf  Ge^'onimo  de  TJstaritz, 
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Le  Papier  timbrc  en  1714  zu  berufen  vermag,  der  die  exakten  Daten 
der  EinfQhrung  des  Stempelwesens  in  Spanien  angeführt  hatte. 

Salefranque  ist  ein  Anhänger  der  Protocollum-V ersion.  Er 
betont,  dass  die  Provence  derjenige  Teil  Galliens  gewesen  sei,  wo 
die  römische  Herrschaft  die  grössten  Spuren  zurückgelassen  hätte. 
Es  liesse  auf  einen  ziemlich  allgemeinen  Gebrauch  des  Stempels  im 
römischen  Reiche,  und  auf  sein  Eindringen  in  die  Provence  schliessen, 
dass  man  hier  gestempelte  Schriftstücke  aus  einer  Zeit  finde,  die  noch 
hinter  der  offiziellen  EinfQhrung  des  Stempel  wesens  in  Frankreich 
zurückliege.  Als  preuve  irr^cusahle  hierfür  bildet  er  ein  die  Inschrift 
Generalite  de  Montpellier  tragendes  Stempelzeichen  ab,  das  auf  einem 
Akte  vom  Jahre  1629  befindlich  sein  soll. 

Salefranque  befindet  sich  hier  in  einem  sonderbaren  Irrtum. 
Verfasser  besitzt  selbst  das  gleiche  Stempelzeichen  und  gehört  das- 
selbe nach  dem  Datum  der  Urkunde  und  den  Daten  analoger  Stempel- 
zeichen zweifellos  in  das  Jahr  1679.  Salefranque  hat  also  ent- 
weder die  Jahreszahl  falsch  gelesen  oder  falsch  notiert,  oder  aber 
erkannte  er  nicht,  dass  das  ihm  vorliegende,  1679  gestempelte  Schrift- 
stück kein  Original,  sondern  eine  Abschrift  war,  die  allerdings  das 
Datum  1629  entnehmen  lassen  mochte.  Vielen  Gewinn  kann  die 
Pro^ocoHwm- Version  sohin  aus  dieser  preuve  irrdcusable  nicht  ziehen. 

Endlich  ist  hier  zu  erwähnen ,  dass  Kolhardt  unter  den 
Staaten,  welche  die  Stempelabgabe  schon  vor  dem  Jahre  1682  ein- 
geführt hätten,  ohne  Anführung  näherer  Daten  oder  irgend  welcher 
Quelle  auch  Florenz  nennt,  eine  Angabe,  deren  Richtigkeit  bisher 
nicht  verifiziert  werden  konnte  und  dem  Verfasser  sehr  zweifelhaft 
zu  sein  scheint. 


10.  Die  Ausbreitung  der  Stempelabgabe. 

Von  Holland  aus  trat  die  Stempelabgabe  einen  geradezu  beispiel- 
los raschen  Siegeszug  an.  Nachdem  zunächst  die  meisten  übrigen 
Provinzen  der  Niederlande  (und  zwar  Utrecht  31.  März  1625,  Seeland 
14.  Juni  1625,  Friesland  26.  März  1628,  Gelderland  14.  Mai  1628 
und  Oberyssel  20.  März  1635)  dem  Beispiele  Hollands  gefolgt  waren 
und  dann  auch  die  Generalstaaten  am  18.  Mai  1635  die  neue  Ab- 
gabe eingeführt  hatten,  verbreitete  sich  dieselbe  bald  auch  über  die 
Grenzen  der  Niederlande  hinaus  Von  Land  zu  Land.  Und  dies  mit 
einer  für  die  damaligen  Verhältnisse  kaum  begreiflichen  Schnelligkeit 
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Es  war  eben  die  gleiche  Triebfeder  —  die  durch  die  unauf hörlicheD 
Kriege  gezeitigte  Finanznot  — ,  welche  die  Regierenden  überall  gleich 
gebieterisch  zwang,  nach  neuen  Mitteln  zur  Füllung  der  Staatskassen 
Umschau  zu  halten.  Als  sich  nun  die  Kunde  verbreitete,  es  sei  eine 
neue  Abgabe  erfunden  worden,  die  nicht  lästig  empfunden  werde* 
und  dabei  doch  reichen  Ertrag  abwerfe  —  war  es  da  ein  Wunder, 
wenn  man  überall  eifrig  zugriff  ?  Der  mit  diesen  Eigenschaften  aus-* 
gestattete  Stempel  erschien  ja  geradezu  als  das  Ideal  einer  Abgabe 
und  vermeinte  man  bei  den  Untertanen  damit  auf  weniger  Wider- 
stand zu  stossen  als  mit  jeder  anderen  Finanzmassregel. 

Wirft  man  einen  Blick  auf  die  Schicksale  der  Papierstempel- 
abgäbe  in  den  nächsten  zwei  Jahrhunderten,  so  drängt  sich  unwill- 
kürlich der  Vergleich  mit  einem  Baume  auf,  dessen  Früchte  der 
Wind  nach  allen  Weltgegenden  verstreut,  und  die  überall  dankbares 
Erdreich  finden,  worin  sie  dann  üppig  sprossen.  So  wie  aber  die 
Verschiedenheit  von  Boden,  Luft,  Licht  und  aller  übrigen  Agentien 
bald  dazu  führt,  dass  aus  den  Körnern  einer  und  derselben  Pflanze 
neue,  einander  immer  unähnlicher  werdende  Gattungen  entstehen,  so 
entwickelte  sich  auch  die  Stempelabgabe  aus  der  primitiven,  gleich- 
sam embryonalen  Gestalt,  welche  sie  ursprünglich  in  Holland  hatte^ 
in  jeder  neugewonnenen  Heimat  in  eigenartiger  Weise  weiter» 
Es  ist  von  besonderem  Interesse,  diesen  Differenzierungsprozess  und 
alle  Richtungen,  die  er  einschlug,  zu  verfolgen.  Man  erkennt  dabei^ 
welcher  Reichtum  an  Gestaltungskraft  der  Idee  van  den  Brouks 
innewohnte,  wie  sie  sich  den  Eigenschaften  und  Eigenheiten  eines 
jeden  Volkes  und  seines  Staatswesens  anzupassen  und  mit  denselben 
gleichsam  zu  verwachsen  vermochte,  und  wie  sie  trotzdem  immer  in 
ihrem  inneren  Wesen  unverändert  dieselbe  bleibt.  So  wie  ein  kun- 
diges Ohr  aus  allen  Variationen  das  eine  musikalische  Grundthema 
herauszuhören  vermag,  so  erschliesst  sich  dem  Forscher  dieses  eigen- 
artige Wesen  der  Stempelabgabe   aus  allen  ihren   Umgestaltungen» 

Leider  ist  die  Forschung  auf  diesem  Gebiete  durch  die  Karg- 
heit des  zu  Gebote  stehenden  Materials  sehr  beengt.  Die  Geschichte 
des  Stempelwesens  in  den  einzelnen  Staaten  ist  ein  noch  sehr  wenig 
bebautes  Feld.  Es  gibt  nur  vereinzelte  Vorarbeiten  auf  diesem  Ge- 
biete und  auch  diese  sind  zumeist  recht  dürftig.  Bloss  ausnahms- 
weise ist  es  möglich,  auf  die  Normen  selbst  zurückzugehen,  während 
doch  ohne  Kenntnis  derselben  eine  genaue  Einsicht  in  die  Struktur 
der  Abgabe  nicht  gewonnen  werden  kann. 
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Die  einschlägigen  Arbeiten  gehören  grösstenteils  den  letzten 
drei  Jahrzehnten  an.  Fast  könnte  es  danach  scheinen,  als  ob  — 
während  früher  kaum  alle  100  Jahre  ein  Gelehrter  diesem  Gegen- 
stande seine  Aufmerksamkeit  widmete  —  nunmehr  die  Wissenschaft 
sich  demselben  mit  immer  reger  werdendem  Eifer  zuwende.  Doch 
ist  hier  fast  alles  erst  noch  zu  leisten.  Was  die  Aufhellung  dieses 
Gebietes  am  meisten  erschwert,  ist  wohl  der  Umstand,  dass  dieselbe 
von  verschiedenen  Seiten   aus   in  Angriff  genommen  werden  muss. 

Die  Finanzwissenschaft  mit  ihrer  Einsicht  in  die  Eigentümlich- 
keiten, welche  den  Haushalt  der  Gemeinwesen  auszeichnen,  der  Rechts- 
historiker mit  der  Erkenntnis  der  Entwicklung  des  Rechtslebens,  an 
welche  die  Stempelabgabe  sich  ihrer  Natur  nach  enge  anlehnen  musste, 
und  endlich,  aber  nicht  in  letzter  Reihe  der  Stempelsammler,  welcher 
den  sichtbaren  Spuren  des  Stempelwesens  der  früheren  Zeit  nach- 
geht und  sie  zusammenträgt,  um  Verständnis  und  Eontrolle  der 
Ergebnisse  der  rein  wissenschaftlichen  Forschung  zu  ermöglichen  — 
sie  alle  müssen  zusammenwirken,  wenn  klare  und  sichere  Ergebnisse 
erreicht  werden  sollen. 

Nur  ein  Land  kann  genannt  werden,  wo  man  bereits  in  allen 
diesen  Richtungen  rege  an  der  Arbeit  ist,  freilich  auch  erst  seit  den 
letzten  Jahren:  Frankreich.  Seit  jeher  ein  Land  von  sehr  ent- 
wickeltem und  verfeinertem  Fiskalismus  besass  es  auch  schon  frühe 
gute  Kenner  der  Stempelabgabe  und  ihrer  Entwicklung.  Noch  lange 
nachdem  Boucher  d'Argis  Frankreich  die  erwähnte,  allgemein 
gekannte  und  noch  heute  lesenswerte  Darstellung  seines  Stempel- 
wesens gegeben  hatte ,  weiss  der  Deutsche  Beckmann  bezeich- 
nenderweise in  Bezug  auf  das  Stempelwesen  nur  das  zu  berichten, 
was  in  der  Fremde  vorgegangen  ist.  Sowie  er  auf  sein  eigenes 
Vaterland  zu  sprechen  kommt,  wird  er  unsicher;  was  er  dies- 
bezüglich anzuführen  in  der  Lage  ist,  das  ist  so  gut  wie  nichts. 
Selbst  heute  vermögen  wir  bezüglich  der  weiteren  Geschichte  der 
Stempelabgabe  nach  ihrer  Entstehung  im  allgemeinen  nicht  viel  mehr 
als  den  Weg  zu  bezeichnen,  den  sie  bei  ihrer  Ausbreitung  genommen 
hat.  Und  auch  diesbezüglich  werden  die  Nachrichten  je  weiter  desto 
spärlicher,  so  dass  eigentümlicherweise  die  ältere  Geschichte  wider 
alles  Erwarten  heller  ist,  als  deren  spätere  Phasen. 

Das  erste  Land,  welches  die  in  den  Niederlanden  entstandene 
Stempelabgabe  adoptierte,  war  Spanien  (15.  Dezember  1636). 
Der  Krieg   der  Niederlande  gegen  Spanien  und  die  hierdurch  ver* 
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ursachte  Finanznot  war  ja  die  Hauptveranlassung  itlr  die  Entstehung 
des  Stempelwesens  gewesen.  Es  war  da  nur  natürlich,  dass  die 
Spanier  vom  Feinde  auch  das  zu  lernen  suchten,  wie  man  die 
Eriegskosten  am  leichtesten  aufbringen  könne,  üeber  das  spanische 
Stempelwesen  ist  nicht  viel  zu  sagen.  Am  28.  Dezember  1638 
auf  die  überseeischen  Kolonien  ausgedehnt,  blieb  es  in  ganz  merk- 
würdiger Weise  durch  mehr  als  zwei  Jahrhunderte  unverändert  — 
ein  sprechender  Beweis  für  den  konservativen  Zug  dieses  Volkes. 
Die  Vierzahl  der  Stempelklassen  bleibt  immer  dieselbe  und  alle  Ver- 
änderungen beschränken  sich  auf  eine  Vervielfachung  der  Stempel- 
sätze. Sogar  die  Stempelzeichen,  für  welche  der  von  den  Holländern 
lediglich  projektierte  mittels  Buchdruckerfarbe  herzustellende  Schwarz- 
druck  gewählt  wurde,  sind  nach  dem  Oeschmacke  der  Zeichnung 
und  der  Zähigkeit  des  Festhaltens  derselben  Typen  ein  ganz  charak- 
teristisches Element. 

An  zweiter  Stelle  steht  dann  Frankreich.  Zwar  ist  das 
Edikt  vom  20.  März  1655,  welches  die  Stempelabgabe  nach  dem 
Vorbilde  Hollands  und  Spaniens  einführte,  wegen  des  Widerstandes 
der  Stände  undurchgeführt  geblieben.  Aber  es  bleibt  das  ange- 
führte Datum  noch  immer  die  Antwort  auf  die  Frage,  wann  die 
neue  Idee  in  Frankreich  die  ersten  Wurzeln  geschlagen  hatte.  Wie 
L^on  Salefranque  anführt,  wurde  seinerzeit  Deschiens 
de  Courtisols  für  den  Verfasser  des  Edikts  gehalten  und  als 
solcher  angefeindet.  Zur  wirklichen  Geltung  kam  die  Stempelabgabe 
erst  später  und  zwar  durch  C  o  1  b  e  r  t.  Die  Art,  wie  dies  bewirkt 
wurde,  ist  ganz  merkwürdig  und  erscheint  als  ein  schlaues  Strate- 
gem,  welches  den  dahinterstehenden  geschickten  Staatsmann  verrät. 
Golbert  knüpfte  nämlich  an  die  Versuche  an,  für  das  Rechtsleben 
behufs  Sicherung,  Vereinfachung  und  Verbilligung  der  Rechtsakte 
gleichmässige  Formulare  zu  schaffen.  Mit  dem  Edikte 
vom  19.  März  1673  wurde  unter  Androhung  sonstiger  Nullität  die 
obligatorische  Verwendung  gedruckter  Formularien  vorgezeichnet 
und  nebenbei,  gleichsam  als  handle  es  sich  um  eine  Art  Taxe,  be- 
stimmt, dass  jede  dieser  formules  mit  einer  fleur  de  lys  als  Stempel- 
zeichen  gemerkt  sein  müsse  und  dass  für  diese  Bezeichnung  eine 
Abgabe  einzuheben  sein  werde.  Dem  Anstürme  gegenüber,  der  sich 
gegen  diese  einschneidende  und  die  Interessen  der  Kreise,  welche 
aus  der  bisherigen  Vielschreiberei  reichen  Gewinn  gezogen  hatten, 
arg  beeinträchtigende  Massregel  erhob,   wurde  in  Hinsicht  auf  die 
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Formularien  nachgegeben,  gleichzeitig  aber  als  ein  nunmehr  nicht 
weiter  bestrittenes  Recht  die  Stempelabgabe  festgehalten.  Als  An- 
denken an  diese  ursprüngliche  Verknüpfung  mit  den  Formularien 
für  Rechtsakte  behielten  die  Stempelbogen  noch  lange  die  Bezeich- 
nung formules,  wiewohl  es  zur  wirklichen  Einführung  solcher  nicht 
gekommen  war  und  die  Stempelbogen  lediglich  durch  einige  Zeit 
neben  dem  Stempelabzeichen  die  Angabe,  zu  welcher  Art  Aus- 
fertigung sie  bestimmt  waren  (z.  B.  für  Notare,  Oreffiers,  zu 
ersten  Niederschriften  oder  Ausfertigungen  u.  s.  w.),  trugen.  Selbst 
diese  Angaben  fielen  bald  weg.  Immer  deutlicher  aber  tritt  in  der 
Folge  ein  neuer  Gedanke  hervor ,  den  Golberts  Geist  als  Keim 
in  seine  Vorschrifb  hineingepflanzt  hatte :  das  Dimensions- 
prinzip. Es  tritt  nämlich  zunächst  —  ausser  der  Verschiedenheit 
der  Abgabe  je  nach  der  Art  des  Rechtsaktes  und  je  nach  der  Ver- 
wendung von  Papier  oder  Pergament,  welch  letzteres  durch  Rechts- 
vorschriften für  bestimmte  wichtigere  Schriftstücke  obligatorisch  vor- 
gezeichnet war  —  eine  Abstufung  des  Stempels  jenach  dem  Formate 
des  verwendeten  Papiers  ein,  welche  sich  an  die  bereits  übliche 
Unterscheidung  der  kleinen,  mittleren  und  grossen  Bogen  anlehnte. 
Der  Zug  der  Entwicklung  ging  dann  dahin,  die  Sonderbehandlung 
des  Pergaments  fallen  zu  lassen  und  die  Rücksichtnahme  auf  den 
Inhalt  des  Schriftstückes  auf  die  besonders  steuerkräftigen  kauf- 
männischen Urkunden  zu  beschränken  (advaloremStempel^  Gradations- 
stempel) ,  im  übrigen  aber  für  alle  Arten  rechtlich  relevanter  Ver- 
wendung nur  einen  einzigen,  dem  Flächeninhalte  des  Papiers  pro- 
portionalen Abgabensatz  beizubehalten.  Die  StempelgesetzgebuDg 
der  grossen  Revolution  führte  diesen  Gedanken  mit  voller  Konsequenz 
durch.  Die  Wahl  des  Schwarzdruckes  für  die  französischen  Stempel- 
zeichen deutet  auf  Spanien  als  unmittelbares  Vorbild  hin. 

Das  dritte  Land,  in  welches  die  Stempelabgabe  gelangte, 
war  Dänemark.  Kolhardt  erwähnt  in  seiner  Dissertation 
eine  Constitutio  danica  vom  26.  Juli  1667.  Nach  Auskünften,  welche 
der  Verfasser  von  der  königlichen  Bibliothek  in  Kopenhagen  erhieU, 
betraf  diese  Norm  aber  nicht  das  eigentliche  Dänemark,  sondern  den 
dänischen  Anteil  der  Herzogtümer  Schleswig  und  Holstein  und  war 
sie  auch  hier  nicht  die  älteste  Stempel  Vorschrift,  vielmehr  lediglich 
die  Modifikation  einer  älteren  Verordnung  vom  18.  August  1660. 
In  Dänemark  selbst  datiert  das  Stempelwesen  vom  21.  Juli  1657, 
an  welchem  Tage  aus  Anlass  des  Krieges  mit  Schweden  ausser  anderen 
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Finanzmassregeln  die  Einführung  des  gesiegelten  Papiers  erfolgte. 
Was  über  die  technischen  Details  dieser  beiden  Stempelnormen  in 
Erfahrung  gebracht  werden  konnte,  ist  höchst  merkwürdig. 

In  der  dänischen  Verordnung  vom  21.  Juli  1657  „betreffend 
Konsumptionsgeld ,  Vieh-  und  Zehntensteuern,  item  Erhöhung  der 
Zölle  und  anderer  Abgaben  und  gesiegeltes  Papier*  gibt  es  für 
letzteres  nur  einen  Abgabensatz ,  indem  der  Stempel  8 ,  4  oder 
2  Schillinge  betrug,  je  nachdem  ein  ganzer,  halber  oder  Viertelbogen 
verwendet  wurde.  Angesichts  des  Datums  dieser  Verordnung  und 
der  völligen  Verschiedenheit  dieser  Gestaltung  des  Dimensions- 
prinzipes  von  der  Art,  wie  es  im  älteren  französischen  Stempel- 
rechte zur  Geltung  kam,  muss  anerkannt  werden,  dass  hier  eine 
autochthone  Form  dieser  Idee  vorliegt.  Nicht  minder  originell  war 
die  Gestalt  des  Stempelzeichens,  welches  aus  einem  Wachs  siege! 
bestand  und  lediglich  durch  den  jährlichen  Wechsel  der  in  der 
Zeichnung  angebrachten  Jahreszahl  an  Holland  gemahnt. 

Näheres  über  die  erste  schleswig-holsteinische  Stempelverord- 
nung ist  nicht  bekannt  worden.  Was  Kolhardt  aber  aus  der 
späteren  Verordnung  vom  26.  Juli  1667  anführt,  ist  wieder  ganz 
eigenartig.  Die  Stempelzeichen  sollen  mittels  Schwarzdruck  herge- 
stellt werden,  und  die  Gefällsbeamten  dieselben  unterschreiben.  Die 
Stempelsätze  haben  fünfzehn  Abstufungen  und  gibt  es  insbeson- 
dere für  den  Wertstempel  bereits  acht  Klassen. 

Als  vierter  in  der  Reihe  der  Staaten,  welche  die  Stempel- 
abgabe einführten,  ist  England  zu  nennen.  Aber  auch  hier  ist 
das  älteste  Datum  cum  grano  salis  zu  verstehen.  Nach  Assen- 
delft  de  Coningh,  welcher  in  seiner  „Academisch  Proef- 
Schrift''  dem  englischen  Stempelrechte  eine  ausführliche  Behandlung 
zu  teil  werden  liess,  hat  zuerst  König  Karl  II.  1671  einen  Stempel 
für  den  Schriftwechsel  zwischen  Behörden  und  Parteien  eingeführt. 
Nach  2  Jahren  trat  diese  Abgabe  wegen  des  Widerstrebens  des 
Parlamentes  ausser  Wirksamkeit.  Erst  der  Krieg  gegen  Frankreich 
führte  1694  zur  neuerlichen  Einführung  derselben  in  erweiterter 
Form  und  zwar  zunächst  auf  4  Jahre.  Nach  Ablauf  der  jeweiligen 
Geltungsdauer  immer  in  reformierter  Gestalt  erneuert,  wurde  1706 
eine  100jährige  Geltung  dieser  Abgabe  dekretiert.  Doch  schon  1714 
w^urde  sie  als  „perpetuell**  erklärt. 

Das  englische  Stempelrecht  hat  einen  prononciert  englischen 
Charakter.     Bei  der  ausgesprochenen  Aversion  dieses  Volkes  gegen 
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Generalisierungen  setzte  sich  —  gleich  anderen  Partien  des  englischen 
Rechtes  bis  zu  den  Modifikationen  der  neuesten  Zeit  —  auch  das 
Stempelrecht  aus  einer  Unzahl  von  Einzelnornien  zusammen.  Die 
Fortbildung  des  Rechtes  erfolgte  hauptsächlich  in  den  jährlichen 
Finanzgesetzen  über  die  Budgets.  Im  Effekt  gibt  es  daher  nicht 
eine  einheitliche  Stempelabgabe,  sondern  eine  ganze  Anzahl  selb- 
ständiger Abgaben  mit  speziellen  Normen  und  Voraussetzungen.  So 
wird  die  Klage  über  die  grossen  Schwierigkeiten,  welche  das  Ein- 
dringen in  das  englische  Stempelrecht  bereite,  begreiflich.  Es  ist 
bezeichnend,  dass  in  England  bis  ins  19.  Jahrhundert  hinein,  und 
teilweise  noch  bis  zur  Gegenwart  für  die  Stempelzeichen  die  Relief- 
auspressung festgehalten  wurde:  ein  Beweis  dafür,  dass  Holland  das 
Vorbild  Englands  gewesen  ist. 

In  den  Achtzigerjahren  des  17.  Jahrhunderts  gelangte  die 
Stempelabgabe  in  die  deutschen  Lande.  In  Kursachsen  wurde 
sie  am  22.  März  1682,  in  Brandenburg  am  15.  Juli  1682,  in 
Köln  am  23.  Juni  1683  und  in  Mainz  am  6.  Dezember  1684 
eingeführt.  Von  diesen  Stempelvorschriften  ist  die  brandenburgisch- 
preussische  darum  bemerkenswert,  weil  sie  die  Beschränkung  der 
Stempelpflicht  auf  den  ersten  Bogen  des  Schriftstückes  zum 
Prinzip  erhob,  was  bis  ins  heutige  Recht  nachwirkt. 

Nach  dem  Vorbilde  der  spanischen  Stempelnorm,  dann  der 
brandenburgischen,  Kölner  und  Mainzer  Vorschrift  wurde  am  29.  April 
1686  in  Oesterreich  die  „Siegelabgabe*  eingeführt.  Der  Schwarz- 
druck der  Stempelzeichen  und  die  Irrelevanz  der  Dimensionen  des 
Schreibstoffes  weisen  deutlich  auf  das  spanische  Muster  hin. 

Begreiflicherweise  machte  diese  in  den  kaiserlichen  Erblanden 
geschaffene  Einrichtung  im  ganzen  römisch-deutschen  Reiche  wirk- 
same Propaganda  für  die  neue  Abgabe. 

So  beruft  sich  die  Nürnberger  Stempelordnung  vom  28.  Fe- 
bruar 1690  ausdrücklich  auf  den  Vorgang  des  Kaisers  in  seinen 
Erbkönigreichen  und  Ländern. 

Auch  in  Bayern,  wo  nach  W.  Besobrasof,  Etudes  sur  les 
revenues  publics  (Memoires  de  VAcademie  Imperiale  des  sciences  de 
St.  Feter shourg,  1866)  der  Stempel  ebenfalls  im  Jahre  1690  einge- 
führt worden  sein  soll,  dürfte  das  österreichische  Stempelrecht  mass- 
gebend gewesen  sein.  Zum  mindesten  bestand  in  der  napoleonischen 
Zeit,  als  die  wechselnden  Gebietsveränderungen  eine  mehrfache 
Alternierung  des  österreichischen  und  des  bayrischen  Stempelregimes 


Digitized  by  VjOOQIC 


Vom  Urspriloge  der  Stempelpapierabgabe  (Schriftsteuer).  gß 

in  einzelnen  Gebieten  herbeiführte,  eine  auffallige  Aehnlichkeit  der 
beiderseitigen  Normen. 

In  Russland  wurde  das  Stempelwesen  laut  Besobrasofs 
Angabe  durch  Peter  den  Grossen  mit  Ukas  vom  23.  Januar  1699 
unter  dem  Namen  „  Adlerpapier "  —  später  heisst  es  wie  anderwärts 
Stempelpapier  (gerbovaja  humaga)  —  eingeführt.  Der  Vorschlag 
soll  von  Kurbatoff,  dem  Majordomus  Scheremetieffs,  aus- 
gegangen sein,  welcher  diese  Abgabe  bei  einer  Reise  im  westlichen 
Europa  kennen  gelernt  hatte. 

Von  den  weiteren  Ländern,  in  welche  sich  die  Stempelabgabe 
um  die  Wende  des  17.  Jahrhunderts  verbreitete,  kennen  wir  nur 
die  Namen:  Brabant,  Flandern,  Sardinien,  Savoyen  und 
Schweden.  Nicht  einmal  Jahreszahlen  können  angeführt  werden. 
Für  Hannover  wird  das  Jahr  1709,  und  für  den  Kirchenstaat 
endlich  der  1.  April  1741  als  Einftthrungsdatum  genannt. 

Damit  versiegen  dann  die  bisher  bekannten  Nachrichten  über 
diesen  Gegenstand  vollständig.  Hier  gibt  es  also  noch  reichlich 
Raum  und  Stoff  für  weitere  Forschungen. 

11,   Schlussbemerkungen. 

Zum  Schlüsse  seien  noch  einige  Bemerkungen  über  die  Ver- 
anlassung zu  gegenwärtiger  Arbeit  gestattet. 

Beim  Studium  des  österreichischen  „Gebühren "-Rechtes  gelangte 
der  Verfasser  zur  Ueberzeugung,  dass  die  Abgabe,  deren  Einhebung 
(ehedem  ausschliesslich  und  heute  noch  zum  Teile)  vermittels  des 
Stempelpapiers  stattfindet,  eine  ganz  besondere,  bisher  ihrer  eigent- 
lichen Natur  nach  nicht  erkannte  Steuer  sei,  welche  der  Klasse  der 
Konsumabgaben  zugehört  und  insbesondere  als  eine  Papier- 
konsumsteuer aufzufassen  ist,  die  sich  durch  ihre  gleichzeitige  Be- 
schränkung auf  eine  bestimmte  Art  des  Konsums,  nämlich  auf  den  Ver- 
brauch zu  rechtlich  relevanten  Zwecken,  speziell  charakterisiert. 
Dies  scheint  mir  die  richtige  Lösung  einer  übel  berufenen  Frage  zu 
sein.  Bekanntlich  ist  die  Stempelabgabe  das  Schmerzenskind  der 
Theorie.  Keiner  der  bisherigen  Versuche,  dieselbe  theoretisch  zu 
konstruieren,  hat  ein  stichhaltiges  und  einwandfreies  Resultat  ge- 
liefert. Bezeichnend  in  dieser  Beziehung  ist,  dass  diese  Abgabe  nicht 
einmal  einen  feststehenden  und  dabei  charakteristischen  Namen  er- 
halten  hat.     Man  glaubte  schon  viel   gewonnen  zu   haben,   als   der 
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Satz  aufgestellt  wurde,  der  Stempel  sei  keineswegs  eine  Abgabe  sui 
generis,  vielmehr  bloss  ein  Abgabenentrichtungsmittel.  So  richtig  dies 
ist,  80  wenig  führt  es  der  Lösung  des  Grundproblems  näher.  Es  be- 
stand ja  seit  jeher  neben  dem  Stempelpapiere  die  Verbrauchsabgabe  von 
Spielkarten,  bei  der  die  Stempelung  ebenfalls  vorkam  und  welche  trotz- 
dem immer  als  eine  ganz  eigenartige  Abgabe  angesehen  wurde :  der 
Stempel  war  also  von  Anfang  an  nicht  auf  eine  einzige  Abgabe  be- 
schränkt. Der  hieraus  folgende  Satz,  dass  der  Stempel  mit  der  Natur 
der  mittels  desselben  entrichteten  Abgabe  nichts  zu  tun  habe,  lag  dem- 
nach bereits  durch  Jahrhunderte  offenkundig  da.  Seitdem  die  Stempel- 
marke als  mobile  Form  des  Stempels  erfunden  wurde,  ist  dieser 
Satz  noch  eindringlicher  geworden,  da  der  Stempel  jetzt  ein  Abgaben- 
entrichtungsmittel von  fast  universeller  Anwendungsfähigkeit  ist  und 
tatsächlich  zur  Bewirkung  der  verschiedenartigsten  Zahlungen  dient. 
Je  klarer  man  einsah,  dass  der  Stempel  keine  Abgabe  sei, 
desto  weniger  konnte  man  es  bei  dieser  reinen  Negation  bewenden 
lassen  und  sich  der  Beantwortung  der  Frage  entziehen,  was  dann 
also  dasjenige  sei,  was  man  vordem  als  die  Stempelabgabe  (genauer 
Stempelpapierabgabe  —  nicht  aber  Papierstempelabgabe,  denn  zum 
Papierstempel  kann  auch  der  Spielkarten-,  Kalender-,  Zeitungs- 
und Ankündigungsstempel  gerechnet  werden  — )  bezeichnet  hatte. 
Alle  bezüglichen  Konstruktionsversuche  sind  jedoch  als  gescheitert 
zu  betrachten.  Das  deutlichste  Zugeständnis  in  dieser  Beziehung  liegt 
in  dem  Umstände,  dass  man  es  schliesslich  aufgab,  eine  einheitliche 
Erklärung  zu  finden  und  annahm,  dass  hier  zweierlei  Abgaben 
vorlägen:  im  Stempel  vom  Schriftwechsel  zwischen  Behörden  und 
Parteien  eine  Gebühr  im  wissenschaftlichen  Sinne  (=  Entgelt  für 
Amtsleistungen),  im  Stempel  von  den  Urkunden  dagegen  eine  Ver- 
kehrssteuer. Aber  auch  dieser  zweiteilige  Erklärungsversuch  ist 
nicht  stichhaltig,  denn  der  Staat  bezog  die  Stempel  seit  jeher  auch 
dann,  wenn  die  angegangene  Behörde  eine  nicht  staatliche  war 
und  den  Staatsschatz  gar  nichts  kostete.  Ebenso  sind  die  Urkunden- 
gebühren vom  etwaigen  dabei  in  Betracht  kommenden  Verkehrsakte 
unabhängig,  was  daraus  hervorgeht,  dass  sie  die  Realisierung  des- 
selben nicht  zur  Voraussetzung  haben,  namentlich  aber  daraus,  dass 
sie  sich  bei  einem  und  demselben  Rechtsakte  wiederholen  können, 
wenngleich  der  hinter  der  Urkunde  stehende  Vorgang  doch  nur  einer 
ist  und  bleibt.  Es  war  namentlich  dieses  letztere  Moment,  welches 
den  Verfasser  zu  seiner  oberwähnten  Ueberzeugung  hinführte. 
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Zweifellos  ist  das  Repetitionsphänomen,  d.h.  die  Wieder- 
holung der  Abgabe  mit  jedem  Exemplar  und  sogar  mit  jedem 
Bogen  der  rechtlich  relevanten  Schrift  die  auffälligste  Erscheinung 
des  Stempelpapierwesens.  Diese  Wiederholung  ergibt  eine  Hand- 
habe, um  zu  ermitteln,  was  hier  das  eigentliche  Steuerobjekt  ist, 
da  ja  aus  naheliegenden  Gründen  angenommen  werden  muss,  dass 
nur  dort  die  Abgabe  zwei-,  drei-  u.  s.  f.  mal  eingehoben  wird, 
wo  zwei,  drei  u.  s.  f.  Steuerobjekte  vorliegen.  Aus  der  Frage 
nach  dem  Steuerobjekte  wird  sonach  die  Frage,  was  sich  denn 
wiederhole,  wenn  mehrere  Exemplare  einer  Schrift  ausgefertigt 
werden,  oder  wenn  zu  einer  Schrift  mehr  als  ein  Bogen  verwendet 
wird.  Als  dieses  Etwas,  das  sich  nicht  nur  mit  jedem  Exemplare, 
sondern  auch  mit  jedem  Bogen  einer  Urkunde,  Eingabe  u.  dergl. 
wiederholt,  und  das  als  Steuerobjekt  gedacht  zu  einer  der  in  der 
Wissenschaff;  bekannten  Steuergattungen  hinführt,  erscheint  der 
rechtlich  relevante  Konsum  von  Schreibmaterial.  Dieser 
Verbrauch  von  Papier  und  anderen  Beschreibstoflfen  wiederholt  sich 
nicht  nur  von  Ausfertigung  zu  Ausfertigung,  sondern  auch  von 
Bogen  zu  Bogen  als  etwas  begrifflich  Selbständiges.  Sieht  man 
diesen  durch  seine  rechtliche  Bedeutsamkeit  qualifizierten  Papier- 
konsum  als  den  Gegenstand  der  Abgabe  an,  so  gelangt  man  zur 
Konstruktion  derselben  als  Konsumsteuer  auf  den  Verbrauch  von 
Schreibstoffen  zu  rechtlich  relevanten  Zwecken.  Als  kurze  Bezeich- 
nung derselben  wurde  der  Name  „Schriftsteuer*  vorgeschlagen. 

Ein  neuer  Erklärungsversuch,  der  erst  nach  fast  dreihundert- 
jahrigem  Bestände  der  Abgabe  auftritt,  hat  sicher  etwas  Missliches, 
und  gehört  wohl  Mut  dazu,  ihn  zu  vertreten.  Da  aber  die  früheren 
Versuche  insgesamt  als  misslungen  angesehen  werden  müssen,  und 
da  die  neue  Auffassung  all  die  zahlreichen  Besonderheiten  der  Ab- 
gabe wirklich  erklärt  und  nach  keiner  Richtung  hin  versagt,  so  ver- 
dient sie  wohl  mindestens  so  lange  festgehalten  zu  werden,  bis  eine 
anderweitige  bessere  Erklärung  gefunden  werden  wird. 

Was  den  Verfasser  in  der  Absicht,  die  so  gewonnenen  Re- 
sultate zu  veröffentlichen,  besonders  bestärkte,  war  einerseits  die 
Zustimmung,  welche  seine  Ansicht  bei  Fachmännern  —  von  denen 
er  sich  nur  die  Herren  Armand  Delpy  in  Riom  (Frankreich)  und 
Tfa.  van  Riemsdijk  in  Haag  (Niederlande)  dankbarst  anzufahren 
erlaubt  —  gefunden  hat,  anderseits  aber  die  Erkenntnis,  welche 
sich  beim  Studium   des  Stempelrechtes  anderer  Länder  aufdrängte: 
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dass  nämlich  dem  neuen  Satze  allgemeine  Gültigkeit  zu- 
kommt, und  dass  derselbe  für  manches  dieser  Rechte,  namentlich  für 
diejenigen,  in  welchen  das  Dimensionsprinzip  s^rkere  Betonung 
erfahren  hat,  sogar  noch  einleuchtender  ist,  als  für  das  österreichische 
Recht,  sowie  endlich,  dass  er  sich  nicht  nur  in  dem  noch  unent- 
wickelten und  gleichsam  embryonalen  Zustande  der  ältesten  Stempel- 
normen, sondern  auch  in  allen  Tochterrechten  trotz  der  divergieren- 
den Entwicklung,  welche  diese  eingeschlagen  haben,  nachweisen  lässt. 

Bei  diesen  Forschungen  wurde  auch  der  grundlegenden  Frage, 
woher  die  Stempelabgabe  ihren  Ursprung  genommen  habe  und  in 
welcher  Weise  sie  entstanden  sei,  nachgegangen.  Hierbei  ergab 
sich,  dass  damit  nicht  wenige  Probleme  von  grossem  Interesse  in 
Verbindung  stehen,  so  dass  es  der  Mühe  wert  erschien,  behufs 
zuverlässiger  Lösung  derselben  alles  einschlägige  Material  so  er- 
schöpfend als  möglich  zusammenzutragen.  Derart  entstand  die  vor- 
stehende Arbeit.  Sie  will  nicht  nur  die  gewonnenen  Resultate  — 
welche  zu  einer  abgesonderten  Veröffentlichung  nicht  ungeeignet 
schienen,  weil  es  sich  hier  um  einen  ganz  selbständigen  und  wohl- 
abgegrenzten Fragenkomplex  handelt  —  darstellen,  sondern  auch 
durch  die  vollständige  Vorführung  des  ausschlaggebenden  Materials 
eine  Nachprüfung  der  mitgeteilten  Ergebnisse  ermöglichen. 

Soll  an  dieser  Stelle  alles  hierbei  Gewonnene  in  einen  Satz 
zusammengefasst  werden,  so  könnte  man,  das  oben  angeführte  dictum 
Beckmanns  erweiternd,  sagen:  was  in  Aegjpten  entstanden  war 
und  unter  Justinian  rechtliche  Bedeutung  erhielt,  das  war  wohl 
schon  gestempeltes  Papier;  die  Schriftsteuer  aber  ist  sicher  erst  in 
Holland  erfunden  worden. 
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Von 
Dr.  G.  D.  Creangra, 

Ministerialdirektor. 

Nachdem  die  ökonomische  und  finanzielle  Krise  des  Jahres  1899, 
die  Rumänien  und  insbesondere  das  Staatsbudget  bedroht  hatte,  dank 
den  finanziellen  Reformen  der  liberalen  Regierung  beseitigt  war,  lenkte 
sich  die  Aufmerksamkeit  der  Staatsmänner  auf  die  Finanzlage  der  Ge- 
meinden, die  einen  entscheidenden  Einfluss  auf  die  Finanzen  des  Staates 
ausüben. 

Tatsächlich  kannte  man  in  Rumänien  nicht  einmal  genau  die 
Gresamtziffer  der  Einnahmen  imd  Ausgaben  der  Distrikte,  der  Stadt- 
und  Landgemeinden,  wie  man  auch  die  Quellen  nicht  kannte,  aus 
denen  die  Einnahmen  flössen,  oder  die  Zwecke,  für  welche  die  Ausgaben 
gemacht  wurden.  Nach  der  Krise  von  1899,  die  sich  auch  in  den  Finanzen 
der  Gemeinden  fühlbar  gemacht,  hat  sich  das  Bedürfnis  gezeigt,  die 
Finanzen  der  Gemeinden  einer  gründlichen  Revision  zu  unterziehen, 
und  wurden  zu  diesem  Zwecke  Massnahmen  zur  Aufstellimg  einer  Sta- 
tistik getroffen,  in  welcher  die  Einnahmen  und  Ausgaben  dieser  Ver- 
waltungen auf  Grund  des  Budgets  aus  dem  Jahre  1901 — 1902  ein- 
gestellt wurden.  Das  summarische  Resultat  dieser  Statistik  kann  man 
im  Finanzarchiv  Band  XX  ersehen. 

Gelegenthch  dieses  Studiums  konnte  man  sehen,  welche  hervor- 
ragende Bedeutung  die  Akzisen  für  die  Finanzen  der  Gemeinden  haben, 
aber  auch  die  grossen  Unzukönamhchkeiten,  die  ihre  Einkassierung 
sowohl  für  die  Gemeinden  als  auch  für  die  Steuerträger  im  Gefolge  haben. 

Rumänien  hat  32  Distrikte,  32  Distriktshauptstädte,  39  andere 
Stadtgemeinden  und  2911  Ruralgemeinden,  die,  letztere  erst  seit  dem 
Jahre  1864,  als  juristische  Personen  angesehen  wurden.  Sowohl  Stadt- 
ais auch  Ruralgemeinden  haben  kein  eigenes  sogenanntes  Domanium, 
wie  dies  in  anderen  Ländern  imd  besonders  bei  den  meisten  Rural- 
gemeinden in  Ungarn  der  Fall  ist. 
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Aus  diesem  Grunde  besteht  die  Haupteinnahmequelle  dieser  Ver- 
waltungen in  Steuern,  so  dass  jede  Erhöhung  der  Ausgaben  eine  Be- 
lastung der  Bevölkerung  bedeutet. 

Das  Haupteinkommen  der  Distrikte  besteht  in  Zuschlagszehnteln 
zu  den  Staatssteuem. 

Bei  den  Stadt-  und  Landgemeinden  bilden  die  Haupteinnahms- 
quelle  die  Akzisen  (73  ^jo  der  Totaleinnahmen),  und  nur  in  zweiter 
Beihe  die  Zuschläge  zu  den  Staatssteuem. 

Die  Akzisen. 

Die  Akzisen  waren  durch  das  Gesetz  aus  dem  Jahre  1893  ge- 
regelt. Auch  vor  diesem  Gesetze  wurden  zwar  Akzisen  eingehoben, 
es  gab  aber  kein  einheitUches  Gesetz  für  alle  Gemeinden.  Vor  dem 
Gesetze  aus  dem  Jahre  1893  konnten  die  Akzisen  in  drei  Gruppen  ein- 
geteilt werden:  a)  Akzisen,  die  vor  dem  Jahre  1871  eingeführt  waren; 
b)  Akzisen,  die  durch  das  Gesetz  aus  dem  Jahre  1871  geschaffen 
wurden;  c)  Akzisen,  die  nur  für  einige  Gemeinden  durch  spätere  Ge- 
setze geschaffen  wurden. 

Zu  den  Taxen  der  ersten  Kategorie  gehören  einige,  die  schon  vor 
Jahrhunderten  durch  fürstliche  Dekrete  teils  einzelnen  Grundbesitzern, 
teils  einzelnen  Gemeinden  erteilt  wurden,  und  andere  datieren  vom 
organischen  Reglement  (1832),  wie  z.  B.  die  Taxen,  die  einige  grössere 
Stadtgemeinden  für  Bohpetroleum,  das  Abwägen,  für  Kalk,  Salz. 
Kohlen,  Mehl,  Zwiebel  und  andere  Gemüsegattungen,  für  Käse,  Fleisch, 
Fische  u.  s.  w.  einheben  durften.  Andere  Taxen  wurden  zwischen 
1859 — 1865  durch  einfache  fürsthche  Dekrete  geschaffen. 

Das  Gesetz  aus  dem  Jahre  1871  hat  neue  Taxen  geschaffen,  ohne 
jedoch  die  schon  bestehenden  aufzuheben.  Dieses  Gesetz  ist  durch  den 
Art.  110  der  Konstitution  aus  dem  Jahre  1866  bedingt  worden,  welcher 
bestimmt,  dass  die  von  den  Distriktsräten  und  Gemeinden  beschlossenen 
Abgaben  die  Genehmigung  der  gesetzgebenden  Körperschaft  und 
die  Sanktion  des  Königs  haben  müssen.  Auf  diese  Weise  konnte  jede 
Gemeinde  ihre  behebigen  Abgaben  einführen,  wenn  sie  nur  die  Zustim- 
mung der  gesetzgebenden  Körperschaft  erlangte.  Da  aber  das  Parla- 
ment nicht  genügend  Zeit  hatte,  die  zahlreichen  Projekte  von  Taxen  der 
verschiedenen  Stadt-  und  Landgemeinden  zu  prüfen  und  zu  votieren, 
so  mussten  diese  oft  jahrelang  warten ,  bis  ihre  vorgeschlagenen  Taxen 
votiert  oder  abgelehnt  wurden.  Einige  Gemeinden,  die  sich,  durch  ihre 
Notlage  gezwungen,  gestatteten,  auf  eigene  Kosten  oder  durch  Pächter 


Digitized  by  VjOOQIC 


Die  Reform  der  Akzisen  (Torstener)  in  Rumänien.  kq 

verschiedene  Taxen  einzuheben,  bevor  diese  von  der  gesetzgebenden 
Körperschaft  genehmigt  wurden,  verursachten  durch  diesen  Vorgang 
Konflikte  zwischen  den  Gemeinden  und  Steuerträgem,  die  sich  nicht 
einer  ungesetzUchen  Steuer  unterwerfen  wollten;  anderseits  strengten 
in  solchen  Fällen  die  Pächter  Schadenersatzklagen  gegen  die  Ge- 
meinden an. 

Diese  Anomalien  führten  von  selbst  auf  die  Notwendigkeit  eines 
bei  allen  Gemeinden  anwendbaren  Gesetzes,  welches  im  Jahre  1871  auch 
geschaffen  wurde.  Das  Gesetz  behandelt  jedoch  nur  eine  beschränkte 
Anzahl  von  Artikeln,  von  welchen  die  Gemeinden  Taxen  einheben 
durften:  einige  Gattungen  Getränke  und  Kolonialwaren,  sowie  einige 
Feuerungsartikel,  wie  Teer,  Petroleum  u.  s.  w. 

Viele  Gemeinden  waren  darum  durch  das  Anwachsen  ihrer  Aus- 
gaben gezwungen,  vom  Parlament  die  Genehmigung  anderer,  im  Gesetze 
von  1871  nicht  vorgesehener  Taxen  zu  verlangen,  und  das  Parlament 
hat  ihnen  dieselben  durch  Nachtragsgesetze  bewilUgt.  Und  diese 
Gesuche  der  Gemeinden  wurden  jetzt  ebenso  zahlreich,  wie  vor  dem 
Jahre  1871.  Die  Abgaben,  die  von  den  Gemeinden  als  Zuschläge  zu  den 
Staatsabgaben  eingehoben  wurden,  waren  gegenüber  den  wachsenden 
Ausgaben  nicht  genügend,  besonders  wenn  wir  berücksichtigen,  dass  die 
Staatssteuem  selbst  mangelhaft  verteilt  waren  und  mit  der  allgemeinen 
ökonomischen  Entwicklung,  der  Leistungsfähigkeit,  in  keiner  Verbindung 
standen  und  sich  darum  ihrer  Entwicklung  nicht  anpassen  konnten. 
Dieser  Zustand  hatte  das  Gesetz  vom  Jahre  1893  zur  Folge. 

Um  den  früheren  Zustand  zu  vermeiden  und  den  Gemeinden 
genügende  Einkünfte  zu  sichern,  ging  dieses  Gesetz  bis  zur  anderen 
Extremität  und  fixierte  eine  bedeutende  Anzahl  von  Artikeln,  von  denen 
die  Gemeinden  Abgaben  einheben  konnten,  und  zwar  für  die  Stadt- 
gemeinden 168,  für  die  Landgemeinden  68  Artikel.  Tatsächlich  wurden 
bei  den  Barrieren  der  Stadtgemeinden  von  134,  bei  den  Landgemeinden 
von  49  Artikeln  Abgaben  eingehoben. 

Bei  Einführung  dieses  Gesetzes  wurde  viel  darüber  diskutiert, 
ob  diese  Taxe  als  Eintritts-  oder  als  eine  Verbrauchsabgabe  anzusehen 
sei;  ob  mit  anderen  Worten  die  Taxe  nur  von  solchen  Artikeln  einge- 
hoben  werden  dürfe,  die  zum  Konsum  in  die  Gemeinde  eingeführt 
werden,  oder  überhaupt  von  allen  in  die  Gemeinde  eingeführten  Artikeln, 
gleichgültig,  ob  dieselben  zum  Konsum  verwendet  werden  oder  nicht. 
Auf  Grund  des  Gesetzes  aus  dem  Jahre  1893  wurden  Abgaben  nicht  nur 
beim  Eintritt  der  Artikel  in  die  Gemeinden  behoben,  sondern  auch  von 
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solchen  im  Verzeichnis  enthaltenen  Artikeln,  welche  im  Inneren  der 
Gemeinde  erzeugt  oder  zubereitet  wurden,  und  zwar  sobald  dieselben 
die  Fabrik  oder  das  Depot  verliessen,  um  im  Orte  in  Konsumation 
gesetzt  zu  werden.  Die  Regierung  wollte  durch  ihr  Projekt  den  Stadt- 
gemeinden das  Recht  erteilen,  dieselben  Taxen  auch  in  den  Landge- 
meinden einzuheben,  wenn  dieselben  im  Umkreise  von  5  km  von  der 
Stadt  entfernt  liegen,  wodurch  sie  auch  dem  Schmuggel  vorbeugen 
wollte.  Diese  Verfügung  hat  aber  das  Parlament  mit  Recht  zu- 
rückgewiesen, um  die  Landbevölkerung  nicht  zu  sehr  zu  belasten. 
Um  einen  Schmuggel  zu  verhindern,  ist  dessenungeachtet  die  Ver- 
fügung getroffen  worden,  dass  sich  die  Depots  10  km  von  der  Stadt 
entfernt  befinden  müssen,  mit  Ausnahme  der  Fabriken,  die  innerhalb 
dieser  10  km  liegen. 

Da  im  Prinzip  die  Akzisen  jedoch  nur  den  Verbrauch  betreffen 
sollten,  wurde  die  Errichtung  von  Lagerhäusern  gestattet  und  die  Taxe 
sollte  nur  gezahlt  werden,  wenn  die  Waren  in  Konsumation  gebracht 
wurden.  Da  es  aber  sehr  schwer  war,  diese  Lagerhäuser  zu  überwachen, 
wurde  schUesshch  das  Recht  zur  Errichtung  derselben  nur  Engrossisten 
und  Fabrikanten  erteilt.  Die  Eisenbahnen,  die  Militär-,  Telegraphen- 
und  PostateUers  und  alle  Etabhssements  der  Regie  der  Staatsmono- 
pole waren  von  der  Akzise  für  Brennmaterialien  und  Materialien,  die  sie 
im  Dienste  der  Exploitation  oder  ihrer  Arbeiten  verwendeten,  befreit. 

Die  durch  das  Gesetz  eingeführten  Maximaltaxen  sind  in  Bezug 
auf  ihre  Höhe  und  Ausdehnung  für  Stadt-  und  Landgemeinden  ver- 
schieden. Die  Regierung  wollte  —  wie  gesagt  —  den  Ruralgemeinden 
gestatten,  dieselben  Taxen  zu  erheben,  wie  die  Stadtgemeinden,  aber  das 
Parlament  reduzierte  in  Anbetracht  der  misslichen  ökonomischen  Lage 
der  Landbevölkerung  für  die  Ruralgemeinden  die  Zahl  der  akzise- 
pflichtigen Artikel  um  85  und  setzte  einen  viel  niedereren  Steuersatz  an. 
So  war  in  Stadtgemeinden  die  Taxe  auf  1  hl  Wein  mit  8  Lei,  in  den 
Ruralgemeinden  nur  mit  5  Lei  angesetzt;  für  Tzuika  wurden  in  den  Stadt- 
gemeinden 12  Lei,  in  den  Landgemeinden  nur  6  Lei  eingehoben  u.  s.  w. 

Die  durch  das  Gesetz  vom  Jahre  1893  eingeführten  Maximaltaxen 
bezogen  sich  auf  a)  Getränke  und  Flüssigkeiten,  b)  Esswaren,  c)  Brenn- 
materiaüen,  d)  andere  Materialien,  e)  Futter  und  f)  Farben  und 
Parfümerieartikel.  SchhessHch  wurden  in  Verbindung  hiermit  noch  die 
sogenannte  Fahrtaxe  und  die  Pflastertaxe  eingeführt,  d.  h.  eine  Taxe 
von  10  Bani  für  jedes  Stück  Vieh,  welches  angespannt  oder  im  Joch  über 
die  Barriere  der  Stadt  gebracht  wird  und  ausserdem  50  Bani  für  jeden 
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beladenen  Wagen.  Diese  Taxen  waren  in  Wirklichkeit  nur  für  die 
Bauern  eine  Last,  die  ihre  Erzeugnisse  in  der  Stadt  verkaufen  wollten, 
während  viele  der  Stadtgemeinden  durch  dieselben  20 — 25  ^jo  ihres 
Budgets  deckten. 

Ausser  diesen  Taxen,  die  bei  der  Barriere  erhoben  wurden,  wurde 
den  Gemeinden  auch  das  Recht  zur  Einhebung  anderer  Taxen  gegeben, 
wie  z.  B.  derjenigen  von  Luxuspferden  und  Wagen,  von  Dienstboten, 
Tanzimterhaltungen,  von  Viehpässen,  von  Geburts-  und  Adoptierungs- 
zeugnissen  (ä  1  Lei),  für  jeden  Ziegelbau  50  Bani  pro*  Quadratmeter 
Oberfläche.  Für  den  ersten  Moment  glaubt  man,  dass  diese  Taxe  den 
Bau  von  Häusern  erschweren  würde,  in  Wirklichkeit  aber  hat  dieselbe 
keinen  Einfluss  gehabt.  Im  Gegenteil  hat  die  üebertreibung  der  Baulust 
in  den  letzten  10  Jahren  eine  Krise  nach  sich  gezogen,  die  noch  immer 
nicht  überwunden  ist.  Die  Taxe  auf  Wagen,  Luxuspferde,  Dienst- 
boten etc.  wurde  nur  von  wenigen  Gemeinden  eingeführt  und  hat  ein 
ganz  unbedeutendes  Einkommen  erzielt.  Die  Gemeinden  konnten 
ausserdem  noch  vier  Zehntel  Zuschlag  zu  den  Staatssteuern  einheben. 

Das  Resultat  dieses  Gesetzes  war  für  die  Stadtgemeinden  von 
rein  fiskalischem  Standpunkte  aus  sehr  günstig.  Jede  Gemeinde  hatte 
in  der  Erhöhung  ihrer  Einkünfte  einen  Spielraum,  so  dass  das  Einnahme- 
budget der  meisten  Gemeinden  dank  diesem  Gesetze  seit  dem  Jahre  1893 
in  beträchtlicher  Weise  zugenommen  hat.  Da  in  den  Landgemeinden 
die  Maximaltaxen  niederere  waren,  so  war  auch  die  Landbevölkerung 
weniger  belastet  als  die  der  Städte,  was  nach  der  kritischen  Lage,  in 
der  sie  sich  befanden,  ein  grosser  Vorteil  für  dieselben  war.  Man  hat 
jedoch  bald  die  Nachteile  dieses  Gesetzes  sowohl  in  ökonomischer,  als 
auch  in  fiskalischer  Beziehung  erkannt.  Die  Gemeinden  haben  fast 
alle  im  Gesetze  vorgesehenen  Taxen  eingeführt,  von  denen  viele  bis 
zur  Maximaltaxe  erhöht  waren,  so  dass  ihrem  Budget  eine  absolut  un- 
beständige Einnahmequelle  zu  Grunde  gelegt  war,  die  nach  dem  Ergeb- 
nis der  Ernte  imd  mithin  nach  der  grösseren  oder  geingeren  Eonsumation 
wechselte.  Diese  Erfahrungen  mussten  in  den  letzten  5  oder  6  Jahren 
viele  Gemeinden  machen,  denn  die  Defizite  in  ihren  Budgets  wurden 
zur  Regel.  Die  Betrügereien  häuften  sich,  und  in  Bukarest  gab  es  nahezu 
berühmte  Gefällsübertretungen.  So  bemerkte  seit  einiger  Zeit  ein  bei 
einer  Barriere  vor  Bukarest  postierter  Sergeant  einige  Frauen,  die  mit 
einem  Kind  am  Arme  in  die  Stadt  gingen;  die  armen  mit  Masern  be- 
hafteten Kinder  mussten  zum  Arzt  gebracht  werden.  Dies  dauerte, 
bis  einmal  ein  Sergeant  mit  einer  Frau  scherzen  wollte  und  nach  dem 
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Kinde  griff,  aber  statt  dessen  eine  große  Spiritusflasche  erfasste,  die  man 
wie  ein  Kind  hergerichtet  und  angezogen  hatte. 

Ein  andermal  wunderten  sich  die  Gardisten,  dass  man  mehrere 
Tote  vom  Lande  zur  Beerdigung  nach  Bukarest  brachte.  Aber  die 
Ruhe  eines  Toten  darf  man  nicht  seiner  Neugierde  wegen  stören  —  und 
der  Totenwagen  fuhr  unbehelligt  in  die  Stadt.  Einmal  war  ein  Gardist 
von  dem  lauten  Wehklagen  einer  Frau,  die  dem  Sarge  folgte,  gerührt,  und 
er  erkundigte  sich,  wer  denn  gestorben  sei.  N.  N.  sagte  man  ihm,  zufällig 
der  Name  eines  seiner  Freunde.  Er  hielt  den  Toten  wagen  an  und  bat 
den  Pfarrer,  ihm  zu  gestatten,  noch  einmal  seinen  Freund  sehen  zu 
dürfen.  Und  bevor  ihm  die  Erlaubnis  erteilt  wurde  und  er  daran  ge- 
hindert werden  konnte,  hatte  er  den  Deckel  des  Sarges  gelüftet,  um 
—  eine  grosse  Anzahl  Spiritusflaschen  zu  sehen. 

Die  Gemeinden  selbst  trachteten  das  Gesetz  zu  übertreten,  wenn 
ihnen  dies  rentabel  erschien.  So  bestimmte  das  Gesetz  aus  dem  Jahre 
1893  für  Vieh,  welches  zum  Schlachten  eingeführt  wurde,  eine  Maximal- 
taxe von  2  Lei  für  einen  Ochsen,  eine  Kuh  oder  einen  Büffel  imd  1  Lei 
für  Jungvieh.  Um  einem  Betrüge  durch  die  Dorfbewohner  vorzubeugen, 
die  ausserhalb  geschlachtetes  Vieh  hätten  einführen  wollen,  war  eine 
Taxe  von  5  Lei  für  100  kg  frisches  Fleisch,  welches  man  einführen 
wollte,  vorgesehen.  Aus  dieser  Verfügung  hatten  viele  (Gemeinden 
Kapital  geschlagen.  Da  sie  für  einen  Ochsen  im  Sinne  des  Gesetzes 
nur  2  Lei  beheben  durften,  legten  sie  die  Gemeindeschlachthäuser 
ausserhalb  der  Stadt  an,  damit  der  Ochse  in  geschlachtetem  Zustand 
eingeführt  werde,  und  behoben  dann,  wenn  dieser  beispielsweise  250  kg 
wog,  12  Lei  50  Bani  statt  2  Lei. 

Immer  mehr  wurde  auf  eine  Reform  der  Akzise  gedrungen,  be- 
sonders von  Seiten  der  Handelsleute,  und  die  Bukarester  Handelskanmier 
überreichte  dem  Finanzminister  sogar  eine  Denkschrift  in  dieser  An- 
gelegenheit. Uebrigens  ist  auch  bei  der  Einführung  des  Gesetzes  im 
Jahre  1893  im  Parlament  darüber  diskutiert  worden,  ob  es  nicht 
besser  wäre,  dass  der  Staat  die  Taxen  am  Produktionsorte  und  bei  den 
Zollämtern  behebe  und  den  Ertrag  nach  einer  bestimmten  Norm  an 
die  Gemeinden  verteile.  Es  hätt«  aber  einer  neuen  Arbeit  bedurft, 
um  ein  neues  Projekt  zu  machen,  und  so  verzichtete  man  auf  diese 
Idee  bis  zum  Jahre  1901,  als  für  die  Reform  der  Torsteuer  neue  Mass- 
nahmen getroffen  wurden.  Dem  damaUgen  Generalsekretär  des  Finanz- 
ministeriums Vintila  I.  Brateanu^  ist  in  der  Tat  zu  verdanken,  die 
Akzisenreform  energisch  in  die  Hand  genommen  zu  haben.   Durch  um- 
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fassende  Massnahmen  und  eine  Reihe  Vorkehrungen  gelang  es  ihm,  alle 
statistischen  Angaben  zu  sammeln,  die  für  diese  Reform  nötig  waren,  und 
die  in  Grundzügen  die  Richtimg  der  Reform  gaben,  welche  ein  halbes 
Jahr  später  von  dem  Finanzminister  E.  Costinescu  durchgeführt  wurde. 
Die  iStadtgemeinden  haben  im  Jahre  1902  aus  der  Akzise  ein  Ein- 
kommen von  20,486,107.37  Lei  einkassiert,  die  Ruralgemeinden  dagegen 
nur  5,645,631.16  Lei,  im  ganzen  also  26,131,738.53  Leii),  und  zwar: 


Stadir 
gemeinden 


Rural- 
gemeinden 


Total 


Getränke 

Esswaren 

Brennmaterialien 

Andere  Matetialien 

Viehfutter 

Verschiedene  andere  Gegenstände 
Fahr-  und  Pflastertaxe  .... 


9,222,936 

5,050,772 

2,501,422 

752,877 

288,790 

251.962 

2,417,346 


Total    120,486,107 


03i| 

55jj 
1511 
17jl 

3 


5,269,230 
252.335 
113,581 


65         10,483 
67|,        - 


37||   5,645,631 


57  14,492,166 
93'  5,303,108 
04'j  2,615,003 
- 1  752,877 
288,790 
262,446 
2,417,346 


57 


16,26,131,738 


60 
53 
19 
17 
15 
22 
67 
53 


Den  grössten  Ertrag  haben  die  Getränke  und  insbesondere  der 
Wein  ergeben.  Das  Einkommen  von  Esswaren  und  Brennmaterialien  ist 
in  den  Ruralgemeinden  ganz  imbedeutend.  Sehr  viele  Artikel  brachten 
ein  lächerliches  Einkommen  und  waren  nur  dem  Handel  hinderUch, 
wie  z.  B.  die  Taxe  auf  mehrere  Kolonialwaren,  Materialien  etc. 

In  der  Summe  von  26,131,738.53  Lei  ist  das  Einkommen  aus 
dem  Schlachten  des  Viehs  in  der  Höhe  von  ca.  600,000  Lei  nicht  inbe- 
griffen, da  diese  Taxe  auch  weiterhin  eingehoben  wird,  was  als  ein 
Mangel  der  Reform  betrachtet  werden  muss. 

Die  Mängel  des  Gesetzes  aus  dem  Jahre  1893  zeigt  der  Finanz- 
minister  in  seinem  Motivenbericht  gelegentüch  der  Reform  der  Akzisen 
im  Jahre  1903.  ,,Die  Taxen  der  Eommunalakzisen  sind  mit  ihrem 
heutigen  System  und  hauptsächlich  durch  die  Art  und  Weise  ihrer 
Elinhebung  eine  Quelle  ökonomischer  und  morahscher  UnzulängUch- 
keiten,  sie  verursachen  für  die  Bevölkerung  des  Landes  wahre  Leiden. 
Von  den  134  Taxen,  die  bei  der  Barriere  eingehoben  werden,  sind  mehr 
als  die  Hälfte  dem  Handel  hinderUch,  ohne  einen  nennenswerten  Ge- 


')  Die  Daten   im   Finanzarchiv   aus   dem  Jabre  1903   sind   die  in  den 
Budgets  der  Distriktshanptstädte  vorgesehenen. 
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winn  für  die  Gemeindekasse  zu  bringen.  Zur  Einhebung  der  Akzisen 
unigibt  sich  jede  Gemeinde  mit  einem  Kordon  von  Einnehmern  und 
Schutzpersonal,  komplizierter  wie  bei  den  Staatszöllen  selbst. 

Die  Schmuggler,  die  in  die  Gemeinden  eindringen,  sind  zahlreicher, 
besser  organisiert  und  schlauer  als  alle  Hüter  auf  der  ganzen  Länge 
der  Landesgrenze.  Die  Kämpfe,  Verwundungen  und  Morde,  die  sich 
nur  im  Umkreise  von  Bukarest  jährlich  zwischen  den  Schmugglern 
und  Gemeindewächtern  ereignen,  sind  zahlreicher  als  jene  bei  den 
Zollämtern  auf  der  ganzen  Grenze  Rumäniens.  Die  Organisation  und 
Bewachung  der  Akzisen  erfordert  so  viele  Zollämter  im  Innern,  als 
es  Gemeinden  gibt.  Man  könnte  sich  vom  Standpunkte  der  Solidarität 
der  Interessen  zwischen  allen  Teilen  des  Landes,  der  gegenseitigen 
notwendigen  Unterstützung  der  Gemeinden  und  insbesondere  im  Hin- 
blick auf  die  Freiheit  und  die  ökonomischen  Transaktionen  kein  schäd- 
licheres System  einer  staatlichen  Organisation  denken. 

Jede  Gemeinde  ist  gezwungen,  um  die  Einkünfte  aus  der  Akzise 
nicht  zu  verüeren,  sich  mit  grossen  Auslagen  mit  einem  sicheren  Schutz 
zu  umgeben;  jede  muss  der  Nachbargemeinde  misstrauen,  und  statt 
einer  gegenseitigen  Unterstützung  findet  man  nur  Schutzmassregeb 
gegeneinander  und  Feindseligkeiten.  Ja  es  haben  Gemeinden  auf  die 
Einfuhr  gewisser  Artikel  in  die  Gemeinden  Taxen  ausgeschrieben, 
nur  um  ähnliche  Industrien  im  Innern  der  eigenen  Gemeinde  zu  prote- 
gieren; viele  Gemeinden  haben  dann  versucht,  zu  ihren  Gunsten  die  Ein- 
wohner anderer  Gemeinden  zu  belasten;  zu  diesem  Zwecke  belegten  sie 
auch  solche  Artikel  mit  Taxen,  die  in  der  Gemeinde  erzeugt  wurden,  die 
aber  nicht  in  der  Gemeinde  konsumiert,  sondern  in  andere  Gemeinden 
ausgeführt  werden  sollten.  In  vielen  ähnlichen  Fällen  musste  sogar  der 
Finanzminister  intervenieren.  Von  demselben  Prinzip  geleitet,  hat  eine 
Stadtgemeinde  sogar  das  Ansuchen  an  die  Eisenbahndirektion  gestellt, 
die  Erzeugnisse,  die  aus  anderen  Teilen  des  Landes  in  jene  Gemeinde 
eingeführt  werden,  mit  einer  niederen  Transporttaxe  zu  belegen. 

Der  Schmuggel  war  so  blühend  und  ausgebreitet,  dass  die  lang- 
jährigen Schmuggler  jeden  Begriff  einer  Moral  ihres  (Jewerbes  verloren 
und  dasselbe  gar  nicht  mehr  geheim  hielten.  Jeder  Mensch  in  ihrem  Stadt- 
bezirk kannte  sie;  es  ist  darum  auch  nicht  zu  verwundem,  wenn  unter 
solchen  Umständen  die  Gemeindewächter  leicht  korrumpiert  wurden. 

Von  allen  Nachteilen  aus  der  Einhebung  der  Akzisen  treffen  die 
schwersten  gerade  die  Landbevölkerung.  Wenn  wir  den  Bauern  beob- 
achten, der  oft  die  Märkte  in  der  Stadt  besuchen  muss,  sei  es  um  seine 
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eigenen  Produkte  zu  verkaufen  oder  um  seine  Bedürfnisse  einzukaufen, 
können  wir  sehen,  was  er  zu  leiden  hat.  Wenn  er  mit  seinen  mit  Taxen 
belegten  Erzeugnissen  durch  andere  Gemeinden  fährt,  muss  er  die 
Pormalitäten  für  den  Transito  erfüllen  und  muss  gerechte  und  unge- 
rechtfertigte Strafen  zahlen.  Bei  der  Stadtbarriere  angelangt,  ist  seine 
liage  noch  schwieriger.  Bei  einer  grösseren  Stadt  und  wenn  gerade  ein 
Markttag  ist,  warten  Hunderte  von  Wägen,  bis  die  Akzisebeamten 
Zeit  haben,  sie  zu  revidieren.  Die  Bauern  treffen  oft  schon  am  Abend 
vorher  bei  der  städtischen  Barriere  ein,  damit  sie  zeitlich  Morgens  am 
Platze  sein  können;  imi  diese  Zeit  aber  wollen  die  Akzisebeamten 
keine  Revision  vornehmen,  so  dass  die  Bauern  gezwungen  sind,  die  ganze 
Nacht  bei  der  Barriere  zu  warten  imd  in  irgend  einem  Wirtshaus 
zu  sitzen,  wo  der  Wirt  es  versteht,  sie  so  lange  zum  Trinken  anzuspornen, 
bis  sie  ihm  ihr  ganzes  Geld  gelassen.  An  Regentagen  kann  man  bei  der 
Barriere  Hunderte  von  Wagen  im  Kot  stehen  sehen,  auf  die  Erlaubnis 
wartend,  in  die  Stadt  fahren  zu  dürfen;  die  Ochsen  sind  matt  und  hung- 
rig, ermattet  sind  auch  die  schlechtgekleideten,  vom  Regen  durch- 
nassten  Leute,  die  resigniert  auch  auf  die  Beendigung  dieser  FormaUtät 
warten,  an  die  sie  sich  schon  gewöhnt  haben.*'  Es  ist  dies  eine  wahr« 
h^tsgetreue  Beschreibung  der  Situation,  wie  sie  die  Akzise  in  Rumänien 
geschafEen  hat. 

Die  vom  Finanzminister  eingebrachte  und  von  den  gesetzgebenden 
Körperschaften  votierte  Reform  der  Akzisen  war  nicht  durch  andere 
fremde  Gesetze  inspiriert,  sondern  ist  einem  seit  lange  empfundenen 
dringenden  Bedürfnis  entsprungen.  So  lässt  es  sich  auch  erklären, 
dass  keine  bisher  in  Rumänien  durchgeführte  Reform  einen  so  grossen 
Erfolg  hatte,  als  die  Reform  der  Akzisen.  Es  ist  allerdings  wahr,  dass 
diese  Reform  ein  reiches  statistisches  Material  zur  Grundlage  hatte, 
das  einzige  Gesetz,  welches  durchwegs  auf  statistische  Daten  be- 
gründet ist.  In  Berücksichtigung  dessen,  dass  der  Ertrag  aus  der  Akzise 
ein  relativ  unbedeutender  ist,  schon  wegen  der  vielen  üblichen  Be- 
trügereien, hat  es  der  Finanzminister  für  angezeigter  erachtet,  dass 
der  Staat  nur  von  den  wichtigsten  Verbrauchsartikeln  Taxen  einhebe, 
sei  es  am  Orte  der  Produktion  für  inländische  Artikel,  sei  es  beim  2^11- 
amte  für  aus  dem  Auslande  kommende  Artikel. 

Es  ist  wahr,  dass  die  Reform  viele  Schwierigkeiten  überwinden 
musste. 

Eine  Schwierigkeit  bot  die  Taxierung  des  Weines  und  des  Mehles, 
auf  welche  keine  Staatsabgabe  gesetzt  war  und  für  welche  ein  neues 
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Personal  aufgestellt  werden  musste.  Man  konnte  voraussehen,  dass 
der  Schmuggel  umso  ausgedehnter  betrieben  wird,  wenn  nicht  strenge 
Massregeln  gegen  denselben  getroffen  werden,  denn  wenn  früher  eine 
Privatperson  von  der  Zahlung  der  Zolltaxe  gegen  den  Staat  durch 
Schmuggel  befreit  werden  konnte,  so  riskierte  dieselbe  von  den  Wäch- 
tern der  Gemeinde,  in  die  sie  konmien  wollte,  erwischt  zu  werden. 
Wenn  jetzt  aber  ein  Schmuggel  geUngt,  so  befreit  er  sich  zugleich 
von  zwei  Taxen,   von   der  Staats-  und  Gremeindetaxe. 

Gerade  dies  bewog  später  (1904)  den  Finanzminister,  das  Corps 
der  Grenzer  zu  schaffen,  welches  in  Disziplinarangelegenheiten  dem 
Eriegsministerium  und  in  Administrationsangelegenheiten  dem  Finanz- 
ministerium imtersteht.  Dasselbe  hat  die  Verpflichtung,  die  Grenze 
zu  bewachen  und  den  Schmuggel  zu  verhindern. 

Die  Artikel,  für  welche  der  Art.  3  des  Gesetzes  zur  Reform  der 
Akzisen  eine  Taxe  zu  Gunsten  der  Gemeinden  vorsieht,  sind  folgende: 

Ertrag  des  Kommunalf onds  vom  I.April  1903  bis  31. März  1904. 


Nr. 


Benennung 
der  Gegenstände 


I  Die  städt.  ' 
u.Iändlichen, 

Gemeinden  |' 
haben 

im  Laufe 

der  Jahre 

1897-1901,  ^„„,uu^ 
jährl.durch.|  a««c*»l^^ 

schnittlich 
I      erzielt     | 


Im  Gesetz 
entwarf  I 
waren 
ver- 


Taxe 
per 
kg 


Lei 


1.! 
2. 

3. 

4. 
5. 

6. 
7. 


9. 
10. 
11. 

12. 
13. 


Spiritus 

Andere  aus  Spiritus  zube- 
reitete Getränke  .     .     .     .  i 

Liköre  aus  unbesteuertem 
Spiritus 

Bier- 

Bierhefe 

Wein 

Champagner 

Tzuika  (Pflaumenbranntwein ) 

Raffiniertes  Petroleum     .     . 

Mineralöl 

Raffinierter,  Roh-  u.  Kandel- 

Zucker     

Bonbons,  Eonfitur.,  Rabat  etc. 
Kohlen,  Koks,  Briketts    .     . 


il 
4,052,419 1,  8,484,204  I  — 


252,883,1 


40,223  '  1 


,1' 


20,800  '   1 
1,030,701 '      670,843  ! 

44,181 1        50,357  | 
6,912,959  |l  8,400,000  1 

-        ||       50,000  I 

2,081,783,1  2,240,000  |i  — 


Erzielter 

Ertrag 

im  LaiSe 

des  Jahres 

1903/04 
(12  Monate) 


B.  li      Lei 


06»)  6,923,102 


60 


n  - 

30 


122,406 


1,647,612 
84,008 

1,400,421 

37,136 

124,601 


1,556,992  il 

86,877  ij  — 

1,700,000  II  — 
115,779  — 
295,723  11 1») 


17,081 
765.761 

59,811 
60*)  7,560,930 
50  II       64,383 

3J,y'>2,391,870 

05  ;■  1,719,298 
05  i|      128,035 


10 
50 


1,919,964 

36,176 

155,647 


06 


47 
5^ 
92 
43 
53 


0  Per  Grad  und  Dekaliter.       *)  Per  Dekaliter.       ^)  Per  Tonne. 
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Nr.!' 


Benennusg 
der  Gegenstände 


I  Die  Stadt. 
u.Iändlichen 
i|  Gemeinden 

haben 
I  im  Laufe 
I  der  Jahre 
;,  1897— 1901 
I  jährl.  durch- 
I  schnittlich 
j      erzielt     'i 


Im  Gesetz- 
entwurf 
waren 
ver- 
anschlagt 


Taxe 
per 
kg 


Erzielter 
Ertrag 

im  Laufe 
des  Jahres 

1903/04 
(12  Monate) 


Lei!  B. 


14.  :lThee ' 

15.  I  Roher  und  gerösteter  Kaffee  if 

aller  Art 

16.  ;  Zichorie 1 

17.  !  Zitronen,  Apfelsinen    .     .     . 
18. '  Gesäuerte     oder     gesalzene 

'      Oliven  in  Fässern    .     .     . 

19.  '  Volo-Oliven 

20.  i  Stockfisch,  Heringe  u.  a.  ge- 
i'     salzene  Fische      .    .     .    .  { 

21.  I  Austern   und   Hummemkon-  ' 
1     serven 1 

22.  Oliven-  und  andere  Oele      .  i 

23.  Kakao  in  Bohnen,  Pulver  etc.  ; 

24.  1  Reis ' 

25.  I|  Lnzusmehl 

26.  i  Gewöhnliches  Mehl      . 

27.  '  Gluten,  Gries,  Susan   . 
2S.  I  Teigwaren  aus  unbesteuertem , 


204,118  li  1 

631,091  ;i  — 

474,638  I  — 

152,712    — 
50.802    — 


141,429  1 

464,071 1 

407,902; 

82,870  I 
102,652  ! 

104,176:1     120,849  '  — 


58,042  1 
315,518  ! 

31,627  , 

95,598  i 

•  !|  1,404,167  I 

11,491  i 


153,321     — 
350,482  li  — 

27,049  [Z 

341,817  i,  - 

400,000  \  — 

900,000/  — 

38,927    — 


fehl 


29.  I  Stearin,  Fettsäuren,  Benzin 

30.  Stearinkerzen i 

31 .  ,  Natürliche  Mineralwässer  etc.  , 
32. .  Oelessenzen i 

33.  [Weinessig 

34.  Essigessenz > 

35.  j  Unvorhergesehene  Ein-  i 
>      nahmen ': 


26,805  i 
98,488 
142.003 
94,067 


2.041 
177.494 

2,769 
242,347 


I, 


30  i 

io),l 
05  ; 

05  'i 
10  j 

10 


Lei 

184,561 

649,034 

612,725 

139,490 
131.832 

159,372 


133,220 
362,540 

55,436 

392,545 

75  i|  1,792,379 


Total  il  21,249,560  ,27,982,2.55   ,  — 


1  Vs  Zehntel  Zuschlag  zu  den  l 
direkten  Steuern.  ! 


05   , 

10 1! 

12  ,1 

15   ' 

07 

50 

30 

75 


1,785 

5,000 

230,506 

3,961 

142,653 
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Anmerkung.    Man  hat  jedoch  anstatt  27,982,255  Lei  nur  26,131,000  Lei 
im  Projekt  vorgeschlagen. 

Der  Ertrag  aus  diesen  38  Artikeln  ist  mit  rund  26  Mill.  Lei 
veranschlagt  worden.  Man  hat  darum  nahezu  100  Artikel  aus  dem 
Gesetz  vom  Jahre  1893  gestrichen.   Die  Regierung  wollte  nur  32  Artikel 


*)  Einkassierungen   bis   zum   31.  Juni    1904    auf  Rechnung  des  Finanz- 
jahres 1903/04  (15  Monate). 
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einer  Taxe  unterwerfen,  im  Parlament  sind  aber  noch  6  Artikel  von 
minderer  Bedeutung  hinzugefügt  worden.  Die  Regierung  hatte  aus 
Furcht,  dasB  der  Ertrag  aus  jenen  32  Artikeln  ein  ungenügender  sein 
werde,  die  Absicht,  auch  die  Wegsteuer  zu  modifizieren  und  zwar  in 
dem  Sinne,  dass  der  Steuersatz  nach  der  Anzahl  der  Viehstücke  jedes 
Steuerpflichtigen  für  den  Gemeindefonds  bemessen  werde.  Diese  Ver- 
fügung hätte  aber  die  Bauern  zu  sehr  belastet,  während  sie  die,  welche 
kein  Vieh  besitzen,  begünstigt  hätte,  weshalb  man  auch  auf  diese  Reform 
verzichtete  und  die  Verfügung  traf,  dass  der  Staat  ein  Zehntel  seiner 
direkten  Steuern  abtreten  sollte,  die  Steuerpflichtigen  sind  dagegen  ge- 
halten, zu  Gunsten  des  Kommunalfonds  noch  ein  halbes  Zehntel  von 
den  direkten  Steuern  zu  zahlen.  Dieses  halbe  Zehntel  soll  aber  im 
Sinne  des  Gesetzes  sofort  aufgehoben  werden,  wenn  die  übrigen  Ein- 
künfte des  Fonds  sich  genügend  erweisen,  um  den  Gremeinden  das 
durch  das  gegenwärtige  Gresetz  gesicherte  Einkommen  zu  geben. 
Ebenso  verzichtete  die  Regierung  vorläufig,  aus  Furcht,  dass  der  voraus- 
gesetzte Ertrag  ein  ungenügender  sein  werde,  auf  die  Aufhebung  der 
Schlachtsteuer,  welche  zur  Zeit  von  jeder  staatlichen  Gemeinde  bei 
dem  Schlachthaus  erhoben  wird. 

Durch  das  Reformgesetz  der  Akzisen  hat  der  Staat  also  nichts 
anderes  zediert,  als  die  Summe  von  3,375,000  Lei,  die  im  Verhältnis  mit 
der  Zunahme  der  direkten  Steuern  im  allgemeinen  ebenfalls  zunehmen 
wird.  Eine  andere  direkte  Verpflichtung  hat  der  Staat  nicht  über- 
nommen. Allerdings  sieht  Art.  22  des  Gesetzes  vor,  dass  keine  Stadt- 
gemeinde weniger  erhalten  soll,  als  die  Durchschnittssumme  ihrer  Ein- 
nahmen in  den  letzten  5  Jahren  (1897 — 1902).  Zu  diesem  Zwecke 
wird  ein  Reservefonds  vorgesehen  werden,  aus  dem  eventuelle  De- 
fizite gedeckt  werden  sollen,  aber  es  ist  nicht  vorgesehen  worden,  was 
für  den  Fall  zu  geschehen  hat,  dass  sich  noch  vor  Bildung  des  Reserve- 
fonds Defizite  ergeben  sollten. 

Der  Kommunalreservefonds  wird  im  Sinne  des  Art.  24  gebildet: 
1.  Aus  8  ^/o  der  einkassierten  Totalsumme;  2.  aus  den  Ueberschüssen 
und  3.  aus  jedem  gelegentüchen  Einkommen.  Diese  Reserve  dient 
dazu,  jeder  Gemeinde  den  ihr  im  Gesetz  zugesicherten  Anteü  zu  ga- 
rantieren. Wenn  jeder  Gemeinde  aus  den  gewöhnUchen  Einnahmen 
die  ihr  zukommende  Summe  zuerteilt  werden  konnte,  dann  werden 
drei  Viertel  der  Reserve  jedes  dritte  Jahr  im  Verhältnis  ihrer  jährlich 
zu  erhaltenden  Summe  an  die  Gemeinden  verteilt  werden.  Ein  Drittel 
der  Reserve  wird  die  kommenden  Jahre  zugeschlagen  werden.     Um 
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aber  der  Reserve  von  selten  der  Gemeinde  eine  rationelle  Verwendung 
zu  sichern,  enthält  der  Art.  26  eine  gute  Bestimmung^  und  zwar  da- 
hingehend, dass  dieselbe  nie  zur  Bezahlung  des  Personals  oder  für 
andere  laufende  Ausgaben  verwendet  werden  darf,  sondern  nur  für 
ausserordentUche  Arbeiten. 

Vor  Aufhebung  der  Barrieren  wurden  die  Abgaben  bei  der  Ein- 
fuhr der  Waren  gezahlt,  d.  h.  von  demjenigen,  der  dieselben  verkaufen 
sollte,  was  die  Ueberwälzung  der  Abgaben  auf  die  Konsumenten 
sehr  erleichterte,  da  zwischen  der  Zahlung  der  Abgaben  und  dem  Ver- 
kauf der  Artikel  kein  grosser  Zwischenraum  lag.  Um  den  Fabrikanten 
oder  Produzenten  nicht  zu  sehr  zu  belasten,  ist  vorgesehen  worden, 
dass  die  Taxen  für  den  Kommunalfonds  der  Käufer  zahle,  dem  es  einer- 
seits freisteht,  sie  in  den  Verkaufspreis  einzurechnen.  So  wird  z.  B. 
für  Alkohol,  Bier  u.  s.  w.  die  Staatsabgabe  vom  Fabrikanten,  die  Taxe 
für  den  Kommunalfonds  vom  Käufer  gezahlt.  Aber  dies  ist  nur  eine 
einfache  Annahme,  denn  in  den  meisten  Fällen  hat  der  Fabrikant  auf 
Grund  seiner  Erfahrungen  einen  Preis  eingesetzt,  in  dem  auch  die  Taxe 
für  den  Kommunalfonds  inbegriffen  ist. 

Die  Taxen  auf  jene  38  Artikel  werden  von  den  staatlichen  Steuer- 
einnehmern eingehoben,  wofür  der  Staat  eine  Vergütung  von  5  ®/o  aus 
dem  zu  Gunsten  des  Kommunalfonds  einkassierten  Einkommen  erhält, 
was  der  Staat  damit  begründet,  dass  auf  Wein,  Tzuika  und  Mehl  keine 
Staatsabgabe  gesetzt  ist  und  eben  darum  für  die  Einhebung  zu  Gunsten 
des  Kommunalfonds  ein  grösseres  Personal  angestellt  werden  muss. 
Für  die  Taxen  auf  Alkohol,  Bier,  Petroleum  und  Zucker  werden  die  Ab- 
gaben so  wie  beim  Staate  gezahlt,  wenn  die  Waren  in  Konsumation 
gesetzt  werden;  für  Wein^)  und  Tzuika  sind  neue  Bestimmungen  einge- 
führt worden,  denn  der  Staat  erhob  bis  vor  kurzem  auf  Wein  und  Tzuika 
eine  Abgabe  von  2  Lei  per  Hektar  bearbeiteter  Weingärten  und  1  Lei 
per  Hektar  unbearbeiteter  Weingärten  und  auf  den  Hektar  Pflaumen- 
anlage (600  Pflaumenbäume)  20  Lei.  Im  Sinne  des  Art.  9  des  Gesetzes 
sind  die  Fabrikanten  von  Wein  und  Tzuika  verpflichtet,  wenn  sie 
ihre  Erzeugnisse  in  Konsumation  setzen  wollen,  den  Steuereinnehmer 
zu  verständigen,  damit  er  die  Taxe  vom  Käufer  einkassiere.  Auf  keinen 
Fall  darf  der  Käufer  die  Ware  vor  Zahlung  der  Taxe  fortführen.  Dem 
Produzenten  steht  es  selbstverständUch  frei,  selbst  die  Abgabe  für  den 

^)  Im  April  1905  wurde  eine  Weiosteuer  auch  zu  Gunsten  des  Staates  in 
der  Höhe  von  3  Lei  pro  Hektoliter  eingeführt,  dagegen  die  Flächensteuer  auf- 
gehoben. 
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Käufer  zu  zahlen;  er  ist  aber  verpflichtet,  die  Taxe  zu  zahlen,  wenn  er 
selbst  die  Ware  behebt,  sei  es  zum  eigenen  Verbrauch,  sei  es,  um  sie 
unter  welcher  Bezeichnung  immer  abzusetzen.  Wenn  der  Produzent 
Wein  oder  Tzuika  im  Produktionslokale  selbst  en  detail  verkauft, 
dann  muss  er  die  Abgabe  für  die  ganze  Ware  zahlen.  Der  Pro- 
duzent zahlt  aber  keine  Taxe  für  den  Wein  oder  Tzuika,  die  er  in 
seiner  eigenen  FamiUe  konsumiert,  sei  es  im  Produktionslokale  oder 
in  seiner  Wohnung.  Diese  Verfügung  hat  jedoch  in  einigen  Fällen 
zu  Schwindeleien  Veranlassung  gegeben,  da  einige  Produzenten  nur  zu 
häufig  Fässer  mit  Wein  aus  dem  Presshaus  in  ihre  Wohnung  in  der  Stadt 
brachten  unter  dem  Vorwand,  ihn  selbst  verbrauchen  zu  wollen,  so 
dass  der  Finanzminister  gezwimgen  war,  diese  Eonzession  einzu- 
schränken. 

Der  wichtigste  Punkt  in  diesem  Gesetze  ist  entschieden  die  Art 
und  Weise,  wie  die  Verteilung  des  Ertrages  vorgenommen  werden  soll. 
Unter  den  2911  Landgemeinden  haben  viele  keine  Akzise  eingehoben, 
andere  in  nur  geringem  Masse,  und  wieder  andere,  besonders  in  der 
Moldau,  haben  alle  im  Gesetz  von  1893  vorgesehenen  Artikel  mit  der 
höchsten  Taxe  belegt.  Bei  den  71  Stadtgemeinden,  darunter  32  Di- 
striktshauptstädte, finden  wir  dasselbe.  Fast  alle  hatten  Taxen  auf 
die  vom  Gesetze  bestimmten  Artikel  gesetzt,  dieselben  waren  aber 
in  ihrer  Höhe  sehr  verschieden.  So  ist  es  erklärhch,  dass  grosse,  stark 
bevölkerte  Stadtgemeinden  aus  den  Akzisen  ein  viel  geringeres  Ein- 
kommen erzielten,  als  andere  weniger  bevölkerte  und  weniger  gut  stehende 
Gemeinden.  Die  sicherste  Basis  zur  Verteilung  der  Einkünfte  wäre  die 
Quantität  der  in  jede  Gemeinde  eingeführten  Ware  gewesen,  wenn 
man  dies  hätte  feststellen  können.  Man  hätte  komplizierte  Massnahmen 
treffen  müssen,  um  jeden  einzelnen  Bewohner  der  Gemeinde  zu  zwingen, 
bei  den  Ortsschulzen  anzumelden,  welche  Quantitäten  Wein,  Alkohol, 
KafiEee  u.  s.  w.  er  eingeführt  habe,  damit  die  Gemeinden  diese  gesammel- 
ten Daten  dem  Finanzminister  einsenden  können,  um  auf  Gnmdlage 
derselben  die  Verteilung  vornehmen  zu  können.  Auf  diese  Weise  hätte 
man  jeder  Gemeinde  eine  im  Verhältnis  zu  ihrer  Konsumation  stehende 
Summe  geben  können.  Es  war  jedoch  vorauszusehen,  dass  jede  Ge- 
meinde ein  grösseres  Verbrauchsquantum  angegeben  hätte,  um  ein 
grösseres  Einkommen  zu  erzielen.  Auf  der  anderen  Seite  wäre  der 
Handel  wieder  behindert  worden,  da  der  Kaufmann  gezwungen  wäre, 
in  jedem  einzelnen  Falle  anzugeben,  wieviel  Ware  er  in  die  Gemeinde 
eingeführt  hat. 
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Um  exakt  die  Höhe  der  Konsumation  feststellen  zu  können,  wäre 
es  vorteilhaft  gewesen,  für  ein  Jahr  für  alle  im  Gesetz  vom  Jahr  1893 
bestimmten  Artikel  im  ganzen  Lande  eine  einheitliche  Taxe  festzusetzen, 
denn  dieselbe  konnte  aus  der  Quantität  der  bis  jetzt  in  eine  Gemeinde 
eingeführten  Artikel  nicht  bestimmt  werden,  da  die  grössere  oder  ge- 
ringere Konsumation  von  der  höheren  oder  niedereren  Taxe  beeinflusst 
sein  konnte,  die  in  jeder  Gemeinde  auf  die  Artikel  gesetzt  waren.  Mög" 
lieh,  dass  in  einer  Gemeinde  mehr  konsumiert  wurde,  weil  die  Taxe 
eine  niedere  war. 

Da  aber  die  Regierung  die  Reform  nicht  noch  ein  Jahr  ver- 
schieben wollte,  denn  eine  Verschiebung  in  einem  Lande  mit  so  wech- 
selnden Regierungen  bedeutet  oft  einen  Verzicht,  zog  man  anderseits 
in  Berücksichtigung,  dass  durch  die  Aufstellung  einer  einheitlichen  Taxe 
dieselbe  in  solchen  Gemeinden,  wo  sie  kleiner  war,  vergrössert  wurde, 
was  nur  den  sehr  zahlreichen  Akzisepächtern  zum  Vorteil  gereicht  hatte. 

Es  ist  auch  die  Verteilung  auf  Grundlage  der  Bevölkerung  be- 
sprochen worden.  Die  Konsumation  hängt  aber  in  erster  Linie  von 
der  ökonomischen  Lage  der  Steuerpflichtigen,  nicht  von  ihrer  Anzahl 
ab.  Auf  diese  Weise  wäre  die  Konsumationskraft  eines  Mannes  mit 
der  eines  Kindes  gleichgestellt  worden  und  wären  viele  Städte  im  Nach- 
teil gewesen.  Dagegen  hätte  man  vielleicht  keinen  Einwand  erheben 
können,  wenn  in  den  Ruralgemeinden  die  Bevölkerung  als  Grund- 
lage der  Verteilung  angenommen  worden  wäre,  da  die  ökonomische 
Lage  der  Landvölkerung  nahezu  dieselbe  ist.  Man  hat  das  Prinzip 
angenonmien,  den  Landgemeinden  einen  bestimmten  Teil  aus  dem 
Kommunalfonds  zu  geben  im  Verhältnis  zu  der  Steuerfähigkeit  der 
Bewohner,  d.  h.  zu  der  Summe,  die  sie  an  direkten  Staatssteuern  zahlen, 
wie  die  Kopfsteuer,  Patent-  und  Lizenzsteuer.  Von  der  Grundsteuer 
ist  abgesehen  worden,  da  sonst  jene  Landgemeinden  begünstigt  worden 
wären,  auf  deren  Gebiet  ein  Grossgrundbesitz  hegt,  für  welchen  eine 
hohe  Grundsteuer  gezahlt  wird,  ohne  dass  dieselbe  die  Höhe  der  Kon- 
sumation wesentlich  beeinflussen  würde.  Bei  den  Stadtgemeinden 
wurde  bis  zum  Jahre  1905  als  Grundlage  der  Durchschnitt  der  Akzise- 
einkünfte aus  den  letzten  5  Jahren  angenommen,  nach  dem  Jahre  1905 
soll  die  Steuerfähigkeit,  der  Steuereinschätzung  gemäss,  die  jedes 
5.  Jahre  erneuert  wird,  als  Basis  angenommen  werden.  Man  hat  aber 
auch  gegen  dieses  Verfahren  die  Einwendung  erhoben,  dass,  um  aus 
dem  Steuerertrag  die  Grösse  der  Konsumation  ableiten  zu  können,  die 
Verteilung  der  Steuern  wirklich  nach  der  Leistungsfähigkeit  der  Steuer- 
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Pflichtigen  geschehen  müsste;  die  direkten  Steuern  Rumäniens  Ver- 
stössen aber  sehr  gegen  dieses  Prinzip. 

Bei  den  Landgemeinden  ist  vorderhand  als  Grundlage  der  Durch- 
schnitt der  letzten  Jahre  angenommen  worden,  um  auf  die  praktischen 
Bedürfnisse  jeder  einzelnen  Bücksicht  zu  nehmen,  insoweit  einige 
Gemeinden  nach  der  Steuerfahigkeit  ihrer  Bewohner  ein  geringeres 
Einkommen  erhalten  hätten,  als  sie  aus  der  Akzise  eingenommen  haben. 
Für  die  Stadtgemeinden  wurde  die  Durchschnittssunmie  aus  den  Akzise- 
einkünften der  letzten  5  Jahre  angenommen  und  zwar: 


1897/98      . 

.    .    .      20,172,133.35  Lei, 

1898/99      . 

.    .    .      21,104,617.01     , 

1899/1900  . 

.     .    .      19,760,312.46     , 

1900/01      . 

.    .    .      19,992,527.41     . 

1901/02      . 

.    .    .      19,206,240.24    , 

Total    100,235,830.47  Lei, 

Durchschnitt      20,047,165.33  Lei. 

Den  Stadtgemeinden  ist  demnach  ein  grösseres  Einkommen  gegeben 
worden,  als  sie  im  letzten  Jahre  vor  der  Beform  gehabt  haben.  Die 
geringeren  Akziseeinkünfte  in  den  Jahren  1899 — 1902  erklären  sich  aus 
der  Krise,  die  das  Jahr  1899  über  Bumänien  gebracht  hatte. 

Von  der  Gesamtsumme  sind  10  ®/o  als  Einhebungsspesen  in  Abzug 
gebracht  worden,  so  dass  18,140,883  Lei  zur  Verteilung  an  die  Stadt- 
gemeinden gelangt  sind.  Es  ist  bemerkt  worden,  dass  Einhebungskosten 
mit  10  ®/o  zu  hoch  bemessen  sind,  weil  viele  Gemeinden  kleinere  Spesen 
hatten.  Dieser  Einwurf  ist  in  einigen  Fällen  begründet;  in  den  meisten 
Fällen  haben  jedoch  die  Einhebungskosten  10  ®/o  überstiegen.  Man 
wollte  bei  jeder  einzelnen  Gemeinde  die  Einhebungskosten  feststellen, 
es  war  jedoch  unmöglich,  da  der  Einhebungsdienst  mit  anderen  Dienst- 
obliegenheiten eng  verbunden  war.  Ein  Steuereinnehmer  z.  B.  hob  die 
Akzisen  ein,  aber  er  kassierte  auch  andere  Einkünfte  ein  und  hatte 
noch  andere  Obliegenheiten.  Man  musste  demnach  eine  einheitliche 
Abschreibung  von  10  ^/o  des  Einkommens  annehmen  als  Einkassierungs- 
spesen, die  die  Gemeinden  gehabt  hätten.  Die  Gemeinden,  deren 
Akzise  verpachtet  war,  sind  in  nichts  verkürzt  worden,  da  sie  keine 
Einhebungsspesen  hatten.  Bei  diesen  Gemeinden  ist  als  Grundlage  der 
ganze  Pacht  angenommen  worden. 

Die  Euralgemeinden  betreffend  ist  viel  darüber  diskutiert  worden, 
ob  durch  die  Akzisereform  die  Landbevölkerung  mehr  belastet  wird 
oder  nicht.    In  Wirklichkeit  haben  durch  die  Aufhebung  der  Einfuhrtaxe 
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und  der  Pflastertaxe  (Pflastermaut)  nur  die  Bauern  Vorteile  gezogen; 
dieselben  wurden  hierdurch  um  2,417,346.67  Lei  entlastet.  Dagegen 
waren  die  Taxen  auf  die  im  Maximalgesetz  von  1893  vorgesehenen  38  Ar- 
tikel in  den  Ruralgemeinden  viel  höher  angesetzt,  als  gesetzlich  bestimmt 
war  und  dadurch  die  Landbevölkerung  mehr  belastet.  Diese  Belastung 
hat  jedoch  die  Regierung  zu  kompensieren  verstanden,  und  zwar  auf  eine 
Art  und  Weise,  die  vom  Standpunkte  der  allgemeinen  Entwicklung  der 
Gemeinden  sehr  empfehlenswert  ist.  Den  Buralgemeinden  sind  eigens 
neben  dem  Einkommen,  das  sie  aus  der  Akzise  gehabt  haben,  noch  50  ^/o 
mehr  gegeben  worden.  Viele  Glemeinden,  und  insbesondere  die  armen, 
die  aus  der  Akzise  nichts,  oder  nur  sehr  wenig  eingenommen  hatten, 
erhalten  aus  dem  Eommunalfonds  ein  Plus  von  Tausenden  Lei.  Da 
femer  die  Steuerfähigkeit  der  Bewohner  der  Dorfgemeinden  um  zwei 
Drittel  grösser  ist  als  die  der  Stadtbewohner,  so  werden  dieselben  in 
Zukunft  immer  grössere  Einkünfte  beziehen. 

Mit  der  allgemeinen  ökonomischen  Entwicklung  wird  auch  die 
Eonsumation  eine  immer  grössere  werden.  Wenn  wir  z.  B.  die  Ein- 
kassierungen des  Staates  von  den  Spirituosen  in  den  letzten  12  Jahren 
nehmen  —  mit  Ausnahme  des  ELrisenjahres  —  und  den  Durchschnitt 
dieser  Einkünfte  ziehen,  so  werden  wir  finden,  dass  das  Einkommen  aus 
dieser  Abgabe  in  den  letzten  12  Jahren  mit  60  ^/o  gewachsen  ist.  Bringen 
wir  diesen  Koeffizienten  beim  Eommunalfonds  in  Anwendung,  so  würde 
sich  ergeben,  dass  die  Einkassierungen  in  12  Jahren  von  30  Millionen 
auf  48  Millionen  anwachsen  müssten,  d.  h.  um  18  Millionen  zunehmen, 
von  denen  12  Millionen  nach  Massgabe  der  Steuerfähigkeit  den  Rural- 
gemeinden zufallen  müssten. 

Das  Durchschnittseinkommen  einer  Gemeinde  würde  demnach 
nach  12  Jahren  von  6162  Lei  auf  10,287  Lei  anwachsen. 

Durch  die  Akzisereform  ist  das  Durchschnittseinkommen  der 
Ruralgemeinden  von  5155  Lei  auf  6162  gestiegen. 

Es  gibt  Distrikte,  in  denen  die  Ruralgemeinden  durch  Errichtimg 
des  Kommunalfonds  Hunderte  von  Prozent  mehr  erhalten  haben.  Die 
Ruralgemeinden  im  Distrikte  Argesch  haben  aus  der  Akzise  71,500  Lei 
71  Bani  einkassiert,  erhalten  aber  aus  dem  Kommunalfonds  237,071, 
d.  h,  231,56  ®/o  mehr.  Die  Ruralgemeinden  im  Distrikte  Gorj  haben 
aus  der  Akzise  20,709  Lei  07  Bani  einkassiert  und  erhalten  aus  dem 
Kommunalfonds  196,678,  d.  h.  849,72  >  mehr. 

Vor  der  Akzisereform  gab  es  25  Ruralgemeinden,  die  ein  geringeres 
Jahreseinkommen  als  500  Lei  hatten,  nach  der  Reform  der  Akzisen  be- 
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findet  sich  keine  einzige  Gemeinde  mehr  in  so  missUcher  Lage.  Vor  der 
Akzisereform  hatten  146  Ruralgemeinden  ein  Jahreseinkommen  von 
500 — 1000  Lei;  heute  nach  der  Akzisereform  haben  nur  noch  25  Ge- 
meinden ein  kleineres  Einkommen  als  1000  Lei. 

Wenn  wir  das  Gesamteinkommen  mit  der  Anzahl  der  (Jemeindeii 
in  einem  Distrikte  vergleichen,  so  finden  wir,  dasa  das  grösste  Durch- 
schnittseinkommen die  Ruralgemeinden  im  Distrikte  Suceava  haben, 
und  zwar  14,368  Lei  91  Bani  vor  der  Akzisereform  und  14,691  Lei  82  Bani 
nach  der  Reform.  In  zweiter  Reihe  folgt  der  Distrikt  Botoschani,  wo 
das  Durchschnittseinkommen  der  Gemeinde  14,056  Lei  75  Bani  vor  der 
Akzisereform  und  14,275  Lei  82  Bani  nach  der  Reform  betrug. 

Das  kleinste  Durchschnittsmass  des  Einkommens  finden  wir  im 
Distrikte  Gorj,  wo  vor  der  Akzisereform  auf  die  Gemeinde  1616  Lei 
15  Bani  und  nach  der  Reform  2713  Lei  48  Bani  entfielen.  Im  Distrikte 
Buzeu  betrug  das  Durchschnittseinkommen  einer  Gemeinde  vor  der 
Akzisereform  3651  Lei  50  Bani,  wuchs  aber  nach  der  Reform  auf 
5243  Lei  93  Bani. 

Diese  Zifiern  beweisen  recht  deuthch,  dass  durch  die  Akzisereform 
ein  Prinzip  von  grosser  Bedeutung  für  den  allgemeinen  Fortschritt 
realisiert  worden  ist;  indem  jede  Gemeinde  eine  Unterstützung  im  Ver- 
hältnis zu  ihrem  Bedürfnis  erhält,  ist  ihr  die  Möglichkeit  gegeben,  sich 
zu  entwickeln.  Wenn  man  die  Gemeinden  nach  der  Grösse  des  Ein- 
kommens, das  sie  vor  und  nach  der  Reform  hatten,  einteilen  will,  so 
erhält  man  die  folgende  interessante  Darstellung. 


Landgemeinden 
mit  einem  Jahres- 
einkommen Yon 


Vor  der  Akzisereform        Nach  der  Akzisereform 


Zahl  der 
Gemeinden 


Bis  500   Lei 

500—1000  , 
1000—2000  , 
2000—3000  , 
3000—4000  , 
4000—5000  , 
5000—8000  „ 
8000—12.000  , 
üeber     12.000  , 


25 
146 
432 
390 
374 
296 
549 
350 
349 


2911 


Proportion    !     Zahl  der 
l|  Gemeinden 


% 


Proportion 


0,85 
5,02 
14,84 
13,40 
12,85 
10,17 
18,86 
12,02 
11,99 


25 
212 
378 
376 
367 
709 
430 
414 


0,86 
7,28 
12,9S 
12,92 
12.61 
24,36 
14.77 
14,22 


100  7o 


2911 


100  Vo 
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Viele  Gemeinden  hatten  ihre  Akzisen  verpachtet,  als  die  Reform 
derselben  vorgenommen  wurde.  In  dieser  Kategorie  befanden  sich 
8  Stadt-  und  730  Landgemeinden.  Für  diesen  Fall  bestimmt  der  Art.  29 
des  Gesetzes,  dass  der  Finanzminister  bei  Gemeinden,  deren  Akzisen  bei 
der  Promulgierung  des  Gesetzes  verpachtet  sind,  wenn  er  dies  für  not- 
wendig hält,  den  Pächtern  aus  dem  Eommunalfonds  einen  Nutzen  bis 
zu  10  ^;o  der  Pachtsumme  bis  zum  Ablauf  des  Eontraktes  zusichern  kann, 
wogegen  dieser  au^elöst  wird.  Sollten  die  Pächter  dies  verweigern, 
so  bleibt  der  Kontrakt  aufrecht  und  werden  bis  Ablauf  desselben  die  in 
demselben  vorgesehenen  Taxen  eingehoben.  Dagegen  wurde  der  Finanz- 
minister ermächtigt,  die  strengsten  Massnahmen  zur  Verhinderung  von 
Betrügereien  zu  nehmen.  Diese  Bestimmungen  veranlassten  die  meisten 
Pächter,  vom  Finanzministerium  eine  Entschädigung  von  10  ^/o  zu 
verlangen,  unter  dem  Vorwand,  dass  sie  in  den  abgelaufenen  Jahren 
zahbreiche  Verluste  gehabt  haben,  was  der  Finanzminister  dahin  be- 
antwortete, dass  es,  sobald  sie  Verluste  gehabt  haben  und  noch  haben, 
ihr  Vorteil  sei,  selbst  ohne  Vergütung  vom  Kontrakt  zurückzutreten.  So 
haben  die  meisten  Pächter  in  ihrer  Gier,  eine  grössere  Entschädigung 
zu  erhalten,  auch  das  Recht  zu  einer  kleineren  verloren,  und  fast  alle 
Kontrakte  wurden  ohne  jede  Vergütung  resilüert.  Nur  noch  in  einigen 
Ruralgemeinden  sind  die  Pachtverträge  in  Kraft,  denn  die  Pächter 
hatten  daselbst  gute  Geschäfte  gemacht  und  es  vorgezogen,  sich  lieber 
den  strengsten  Massnahmen  der  Regierung  zu  unterziehen,  als  den 
Kontrakt  aufzuheben.     Der  letzte  Kontrakt  läuft  im  Jahre  1905  ab. 

In  Voraussicht  der  Reform  versuchten  viele  Kaufleute  Nutzen 
zu  ziehen  und  führten  aus  den  Fabriken  oder  aus  dem  Ausland  grosse 
Mengen  von  Waren  in  solche  Gemeinden  —  vorzüglich  Landgemeinden 
—  ein,  die  keine,  oder  nur  sehr  geringe  Taxen  auf  die  eingeführten 
Waren  hatten  und  bildeten  aus  diesen  Depots,  damit  sie  dieselben  nach 
der  Votierung  des  Gesetzes  den  Taxen  für  den  Kommunalfonds  entziehen. 
Ebenso  hatten  Akzisepächter  verschiedene  Vereinbarungen  mit  Privat- 
personen getroffen  imd  von  denselben  nur  die  Hälfte  der  bisherigen 
Taxe  eingehoben  gegen  Ausstellung  einer  Quittung  über  die  ganze 
Taxe.  Die  Kaufleute  führten  nun  enorme  Quantitäten  Waren,  be- 
sonders Wein,  Alkohol,  Tzuika  u.  s.  w.  in  die  Gemeinden  ein,  so  dass 
beide  Teile  sich  zum  Schaden  des  Fiskus  Gewinste  sicherten.  Einige 
Spiritusfabriken  entwickelten  1 — 2  Monate  vor  Inkrafttreten  des  Ge- 
setzes eine  fieberhafte  Tätigkeit  und  die  meisten  Kaufleute  hatten  sich 
für  ein  Jahr  verproviantiert.    Derselbe  Vorgang  fand  auch  in  Bulgarien 
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bei  der  Reform  der  Akzisen  statt;  die  bulgarische  Regierung  legte  aber 
kein  grosses  Gewicht  auf  diesen  Umstand,  so  dass  sie  im  ersten  Jahre 
nach  der  Reform  ein  grosses  Defizit  hatte,  während  viele  Kaufleute 
Hunderttausende  gewannen.  Die  rumänische  Regierung  jedoch  legte 
ein  grosses  Gewicht  auf  diesen  Unfug  und  setzte  für  Artikel,  mit  denen 
ein  grosser  Schwindel  getrieben  werden  konnte,  wie  Wein,  Alkohol, 
Zucker  u.  s.  w.  das  Gesetz  sofort  nach  Votierung  desselben  in  Ejaft;  für 
die  anderen  Artikel  einen  Monat  später,  d.  i.  am  1.  Aprü  mit  dem  Beginn 
des  Finanzjahres.  Dies  hatte  zur  Folge,  dass  viele  im  Ausland  bestellte 
Waren  nicht  der  Taxe  des  Eommunalfonds  entzogen  werden  konnten. 
Die  Warenlager  aller  Eaufleute,  bei  denen  man  bemerkte,  dass  sie  im 
Februar  und  März  überwiegend  grössere  Quantitäten  Waren  einführten 
als  in  den  gleichen  Monaten  der  früheren  Jahre,  wurden  verifiziert  und 
der  ganzen  Taxe  für  den  Eommunalfonds  unterworfen  oder  sie  mussten 
die  Differenz  zwischen  der  bereits  von  der  Gemeinde  eingehobenen  Taxe 
und  der  nachträgUchen,  vom  Staate  einzuhebenden  Taxe  zahlen. 

Diese  Massnahme  hatte  grossen  Erfolg  und  führte  zur  Entdeckung 
vieler  Schwindeleien;  dessenungeachtet  können  wir  nicht  behaupten, 
dass  es  nicht  vielen  gelungen  ist,  sich  mit  grossen  Quantitäten  Waren 
zu  versehen,  ohne  die  Taxen  oder  nur  geringere  zu  zahlen,  als  das  Gesetz 
für  den  Eommunalfonds  vorschreibt.  Auf  keinen  Fall  aber  konnten  die 
Betrügereien  so  zahlreich  sein,  wie  dies  in  Serbien  und  Bulgarien  bei 
Einführung  derselben  Reform  der  Fall  war. 


Es  ist  nichts  interessanter,  als  den  Einfluss  der  eingeführten, 
erhöhten  oder  aufgehobenen  indirekten  Steuern  auf  den  Handel  und  die 
Industrie,  sowie  auf  die  Privatwirtschaft  zu  studieren. 

Durch  die  Reform  der  Akzise,  d.  h.  durch  die  Aufhebung  der 
Barrieren  mit  allen  Hindernissen  imd  Schwierigkeiten,  die  diese  Ein- 
hebungsweise  bot,  sowie  durch  die  Verminderung  der  Artikel  von 
134  auf  38  und  die  Einhebung  der  Taxen  im  Produktionslokal  und  bei 
dem  Zollamte,  ist  der  innere  Handel  bedeutend  erleichtert  worden. 
Zwischen  den  einzelnen  (Jemeinden  hat  jetzt  ein  lebhafter  Verkehr 
Platz  gegriffen,  was  das  erhöhte  Einkommen  der  Eisenbahnen  für  den 
Transport  der  in  der  Tabelle  (Seite  10 — 11)  bezeichneten  Artikel  im 
Inneren  des  Landes  beweist.  Die  Eaufleute  haben  sich  von  allen 
Plackereien  befreit  gesehen  und  vomehmüch  haben  die  Bauern  ge- 
legentlich ihres  Eintrittes  in  die  Stadt  nicht  mehr  über  eine  so  be- 
drückende Abgabe  und  die  vielen  Unzulänghchkeiten  zu  klagen. 
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In  zweiter  Reihe  haben  die  Glemeinden  gewonnen,  indem  ihnen  ein 
sicheres  Einkommen  garantiert  wurde  mit  der  Aussicht,  dass  dasselbe 
viel  grösser  werden  wird,  als  ihr  Einkommen  gewesen  wäre,  wenn  ihnen 
noch  länger  die  Akziseeinhebung  belassen  worden  wäre. 

In  finanzieller  Beziehimg  haben  aus  der  Akzisereform  besonders  die 
Ruralgemeinden  Nutzen  gezogen.  Das  Gesamteinkonmien  derselben 
aus  der  Akzise  hat  sich  —  wie  gesagt  —  um  50  ^/o  vermehrt.  Der  Staat 
hat  dagegen  finanziell  aus  der  Akzisereform  nichts  gewonnen;  derselbe 
musste  im  Gegenteil  ein  Zehntel  aus  dem  Ertrag  seiner  direkten  Steuern 
zu  Gunsten  der  Gemeinden  abtreten  und  hat  ausserdem  die  Modi- 
fizierung seiner  indirekten  Steuern  erschwert,  da  er  in  Zukunft  auch  auf 
den  Einfluss,  den  diese  Modifikationen  auf  das  Einkommen  des  Eom- 
mimalfonds  ausüben  könnten,  Rücksicht  nehmen  muss.  Der  Staat 
hatte  aber  bei  dieser  Reform  andere  Vorteile  und  nicht  das  fiskalische 
Interesse  im  Auge.  Die  Privatleute  haben  durch  die  Akzisereform 
keine  Erleichterung  erfahren.  Der  Preis  der  Artikel,  mit  Ausnahme 
dessen  des  Biers,  ist  von  den  Verkäufern  beibehalten  worden,  obwohl 
die  Taxen  aufgehoben  wurden. 

Es  war  mir  ein  Vergnügen,  bei  den  meisten  Gemeinden  darüber 
nachzuforschen,  ob  der  Preis  der  Artikel  durch  die  Aufhebung  der  Akzisen 
geringer  geworden  sei  oder  nicht;  ich  konnte  aber  nirgends  etwas  ähn- 
liches konstatieren.  Im  Gegenteil  ist  der  Preis  auf  Artikel,  die  durch  das 
Gesetz  vom  Jahre  1903  mit  einer  grösseren  Taxe  belegt  waren,  als  die 
von  den  Gemeinden  eingehobenen,  sofort  gestiegen.  Das  war  aber 
iromer  auch  in  anderen  Ländern  der  Fall. 

Ich  darf  noch  hervorheben,  dass  der  Ertrag  aus  den  mit  den 
Taxen  belegten  Artikeln  nahezu  mit  mathematischer  Genauigkeit  ein- 
geschätzt war,  wie  aus  der  Tabelle  Seite  66 — 67  zu  ersehen  ist. 

Die  Reform  der  Akzisen  wird  in  Rumänien,  in  volkswirtschaftlicher 
und  fiiskalischer  Beziehung^  soweit  die  Gemeinden  inBetracht  kommen,  als 
die  gelungenste  Finanzreform  bezeichnet,  die  Rumänien  je  gemacht  hat. 


Vor  kurzem  hat  Herr  Geheimrat  und  Professor  Dr.  A.  Wagner 
seinen  70jährigen  Geburtstag  gefeiert;  als  sein  ehemaliger  Schüler 
widme  ich  ihm  diese  anspruchslosen  Zeilen  als  Zeichen  meiner  steten 
Dankbarkeit  und  Verehrung. 
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Die  Reform  des  Lokalsteuersystems  in  Italien  nnd  die 
Anfhebnng  des  Mehl-  nnd  Mehlwarenoktrois. 

Von 

Dr.  Jnr.  Costantino  Bresciani* 

I. 
Einleitung. 

Das  Steuersystem  der  Selbstverwaltungskörper  ist  in  Italien 
mit  demjenigen  des  Staates  innig  verknüpft  und  wurde  immer  von 
diesem  beeinflusst  und  beherrscht.  Es  ist  das  Ergebnis  der  ge- 
samten Entwicklung  des  Landes  und  eine  wissenschaftliche  Auf- 
fassung kann  es  bloss  in  diesem  Zusammenhange  behandeln.  Lokal- 
und  Staatssteuersjstem  weisen  dieselben  allgemeinen  OrundzOge  auf. 
Beide  sind  die  Folge  derselben  wirtschaftlichen  Verhältnisse ,  sind 
denselben  finanziellen  Schwierigkeiten  entsprungen  und  zeigen  die 
Spuren  derselben  Fehler. 

Das  jetzige  Staatssteuersjstem  ist  in  den  ersten  Jahren  seit 
der  Gründung  des  Königreichs  Italien  entstanden  und  der  einzig 
leitende  Gedanke  bei  dessen  SchafiFung  war,  wie  man  die  grossen 
Ausgaben  decken  und  das  Gleichgewicht  im  Budget  herstellen  konnte^). 
Jede  andere  Rücksicht  auf  die  wirtschaftliche  Lage  des  Landes  und 
eine  gerechte  Steuerverteilung  trat  dabei  zurück.  Aber  zu  der  ge- 
bietenden Notwendigkeit  der  Staatserhaltung,  vor  welcher  die  leiten- 
den Finanzmänner  alle  in  den  Handbüchern  gelernten  oberen  Prin- 
zipien der  Besteuerung  vergessen  mussten,  kamen  auch  viele  Fehler 
hinzu.  Man  wollte  Italien  zu  einem  mächtigen  Staat  in  jeder  Hin- 
sicht machen,  man  trieb  eine  Politik  im   grossen  Stil,  welcher  die 


^)  Ueber  die  Geschichte  und  Kritik  unseres  Steuersystems  vgl.  Plebano, 
Storia  della  finanza  italiana,  in  drei  Bänden,  und  Alessio,  Saggio  sul  sistema 
tributario  italiano,  in  zwei  Bänden. 
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wirtschaftlichen  Kräfte  des  Landes  nicht  gewachsen  waren,  und  man 
gab  sich  der  Täuschung  hin,  dass  Italien  ein  reiches  Land  wäre  und 
ein  grossartiger  ökonomischer  Aufschwung  bald  folgen  und  alles 
wieder  gutmachen  würde.  Von  yomherein  zeigte  also  das  staatliche 
Steuersystem  folgende  Merkmale,  welche  immer  klarer  von  Jahr  zu 
Jahr  hervortraten:  ein  grosses  Missverhältnis  zwischen  den  Forde- 
rungen der  öffentlichen  Finanz  und  der  Leistungsfähigkeit  des  Landes 
und  (teils  als  Folge  davon,  teils  als  Folge  einer  selbstsüchtigen 
Interessenpolitik)  eine  ungerechte  Steuerverteilung  wegen  der  ver- 
hältnismässig drückenderen  Belastung  der  unteren  Klassen.  Da  aber^ 
trotz  aller  Opfer,  die  zur  Verfügung  stehenden  Mittel  immer  unge- 
nügend waren,  um  die  grossen  Zwecke,  welche  man  sich  gestellt 
hatte,  zu  erreichen,  blieb  immer  ein  charakteristisches  Missverhältnis 
zwischen  den  Endzielen  und  den  Mitteln  bestehen,  welches  sich  durch 
die  ganze  Finanzgeschichte  Italiens  bis  auf  die  Gegenwart  hinzog 
und  ein  ewiger  Grund  der  Schwäche,  nicht  nur  des  Budgets  sondern 
des  Staates  überhaupt,  war. 

Dasselbe  kann  man  für  das  Lokalsteuersjstem  wiederholen. 
Dieses  krankte  von  Anfang  an  an  den  finanziellen  Schwierigkeiten 
des  Staates,  welcher  den  Gemeinden  grosse  Opfer  auferlegte,  aber 
die  Sache  wurde  von  der  Unfähigkeit  und  Verschwendungssucht 
vieler  Verwaltungen  verschlimmert.  Schon  in  den  ersten  Jahren 
seit  der  Gründung  des  Königreichs  überwälzte  der  Staat  Dienste 
staatlichen  Charakters  auf  die  Gemeinden  (um  seine  eigenen  Aus- 
gaben zu  vermindern)  und  entzog  ihnen  fortwährend  Steuerquellen. 
Auf  zwei  Arten  wurden  also  die  Gemeinden  betroffen.  Der  Staat 
und  die  Gemeinden  spielten  Jahre  hindurch  Tennis;  aber  da  diese 
letzteren  die  schwächeren  waren,  konnten  sie  die  Bälle  nie  zurück- 
schlagen und  verloren  immer.  Wieder  ein  Beispiel  der  merkwürdigen 
Augenblickspolitik  des  italienischen  Staates:  man  überwälzte  auf 
andere  oder,  wie  beim  wilden  Schuldenmachen,  auf  spätere  Jahre 
die  Lasten  und  man  dachte  vielleicht,  die  finanziellen  Fragen  auf 
diese  Weise  gelöst  zu  haben.  Aber  auch  an  der  Schuld  der  Ge- 
meinden und  an  ihren  wahnsinnigen  Ausgaben,  denen  das  Gesetz 
keinen  Damm  entgegensetzte,  lag  es,  wenn  ihre  Finanzen  bald  zer- 
rüttet wurden.  Sie  wollten  den  Staat  eifrig  nachahmen  und  häuften 
Scbulden  auf  Schulden,  wodurch  die  Masse  der  ordentlichen  Aus- 
gaben sich  immer  vergrösserte  (wegen  der  Zahlung  der  Zinsen),  die 
Steuerschraube  immer  höher  gezogen  werden  musste  und  das  Miss- 
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yerhältnis  mit  der  Leistungsfähigkeit  der  Bürger  im  aUgemeioen 
und  die  Ungerechtigkeiten  in  der  Steuerverteilung  immer  grosser 
wurden. 

An  dem  Staats-  und  Lokalsteuerwesen  wurde  bisher  wenig  ge- 
ändert. Seine  Grundzüge  blieben  immer  dieselben,  wiewohl  es  nicht 
an  Versuchen  gefehlt  hat,  sie  umzugestalten.  Im  Jahre  1875  wurde 
ein  erstes  Mal  das  Gleichgewicht  zwischen  den  reellen  Einnahmen 
und  Ausgaben  (Ausgaben  für  Eisenbahnenbau  ausgenommen)  erreicht. 
Man  gab  sich  übertriebenen  Hoffnungen  hin.  Jede  Vorsicht  in  der 
Handhabung  der  Ausgaben  verschwand  wieder  und  man  entwarf  die 
kühnsten  Pläne  der  Steuerreform.  Eine  Reform  des  Lokalsteuer- 
wesens war  einer  der  ersten  Gedanken^).  Aber  wieder  war  der 
Wahn  sehr  kurz  und  die  Reue  um  so  länger.  Nachdem  nach  einigen 
Jahren  das  Gleichgewicht  zerstört  war,  folgte  eine  lange  Periode 
(bis  1897 — 98)  wo  die  finanzielle  Politik  nur  das  2iiel  erstrebte,  es 
wieder  herzustellen.  An  eine  Reform  des  Lokalsteuersystems  war 
natürlich  nicht  mehr  zu  denken,  weil,  bei  dessen  inniger  Verflech- 
tung mit  demjenigen  des  Staates,  ein  Rütteln  an  demselben  das 
ganze  Gebäude  ins  Schwanken  gebracht  hätte.  Der  Kampf  um  das 
Gleichgewicht  war  das  Losungswort  jedes  Ministers.  Viele  glaubten 
es  schon  erreicht  zu  haben  und  verkündigten  es  mit  grossen  Worten, 
aber  diese  Hoffiiungen  wurden  bald  getäuscht.  Sonninos  energischen 
finanziellen  Massnahmen  von  1894 — 95  verdankt  man  zum  Teil,  wenn 
dieser  Traum  einer  40jährigen  Finanzpolitik  der  Erfüllung  näher 
gerückt  wurde.  Aber  dadurch,  dass  die  Sätze  einiger  Steuern  zu 
unglaublichen  Höhen  emporgeschnellt  wurden,  wurden  der  Steuer- 
druck, die  Ungerechtigkeiten  der  Steuerverteilung  und  das  Miss- 
verhältnis mit  der  Leistungsfähigkeit  des  Landes  noch  grdsser.  Eine 
Reform  war  notwendig.  Auf  diese  hatten  die  Minister  öfter  An- 
spielungen gemacht.  Aber  wie  sollte  man,  bei  der  Lage  des  Budgets, 
anfangen?  Die  finanzielle  Politik  Italiens  bewegte  sich,  wie  der 
frühere  Ministerpräsident  Rudini  einmal  in  einer  Rede  sagte  ^),  in 
einem  Kreis ;  es  war  unmöglich,  eine  Steuerreform  anzufangen,  ohne 
das  Gleichgewicht  zuerst  hergestellt  zu  haben;  anderseits  war  eine 
Steuerreform  notwendig,  um  die  Produktivkräfte  des  Landes  zu  er- 
höhen und  das  Gleichgewicht  herzustellen! 

*)  Vgl.  darüber  Magli an ij  .Riordinamento  dei  tribati  locali',  in  Naova 
Antologia,  1878. 

^  Zitiert  bei  P leb  an o,  III,  S.  242. 
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Die  rasche  Besserung  der  wirtschaftlichen  Verhältnisse  Italiens 
bat  diesen  Kreis  gebrochen.  Und  da  der  unterwühlte  wirtschaft- 
liche Unterbau  doch  immer  die  bedeutendste  Ursache  der  Defizits 
war,  wurden  diese  jetzt  durch  das  Anschwellen  der  Einnahmen  aus- 
gefüllt. Der  Kampf  um  das  Gleichgewicht  ist  von  der  ganzen 
Nation  siegreich  ausgefochten  worden.  Der  Kampf  um  die 
Steuerreform  ist  jetzt  das  Losungswort.  An  den  fortwähren- 
den Defizits  lag  es,  wenn  das  Steuersystem  immer  dasselbe  blieb, 
wie  es  aus  der  Sturm-  und  Drangperiode  der  politischen  Wieder- 
geburt Italiens  entstanden  war.  Aber  jetzt  muss  man  daran  rütteln, 
um  es  in  Einklang  mit  den  wirtschaftlichen  Zuständen,  mit  den 
Forderungen  der  Wissenschaft  und  mit  dem  demokratischen  Charakter 
unserer  politischen  Einrichtungen  zu  bringen. 

Der  Gedanke  der  Reform  hat  sich  wieder  zuerst  an  das  Lokal- 
steuersystem, wo  die  schlimmsten  Ungerechtigkeiten  zu  Tage  treten, 
gewandt. 

IL 
TTeberblick  über  die  Entwicklung  des  Lokalsteuersystems^). 

Das  Steuersystem  der  Gemeinden  ist  in  engem  Zusammenhang 
mit  dem  ganzen  System  der  Lokalverwaltung,  von  der  es  bloss  eine 


')  Die  folgenden  Ausführungen  beschränken  sich,  der  Kürze  wegen,  auf 
das  Steuersystem  der  Gemeinden.  Dasjenige  der  Provinzen  hat  übrigens  nur 
eine  untergeordnete  Bedeutung  und  ist  viel  einfacher.  £s  besteht  aus  den  Zu* 
schlagen  zu  der  Grund-  und  Gebäudesteuer  (Ertrag:  86,810,289  Lire  im  Jahre 
1899).    Alle  anderen  Einnahmen  werfen  bloss  ungefähr  8  Mill.  ab. 

Aus  der  nicht  allzu  reichhaltigen  Literatur  über  das  Lokalsteuersystem 
seien  folgende  Werke  und  Aufsätze  hier  erwähnt:  Lacava,  La  finanza  locale 
in  Italia  und  Derselbe,  Finanza  di  State  e  finanza  locale  (in  .Riforma  Sociale' 
1901),  E 1 1  e n a ,  Finanze  comunali  (in  , Archiyio  di  statistica'* ,  II),  Salandra, 
Riordinamento  delle  finanze  comunali  (in  «Nuova  Antologia*  1878),  Magliani, 
Riordinamento  dei  tributi  locali  (in  N.  A.  1878),  Serra-Groppello,  Le  finanze 
comunali,  Alessio,  II  dazio  consumo  in  Italia  (in  „Annali  di  statistica*,  II,  12) 
tmd  das  betr.  Kapitel  im  schon  erwähnten  grossen  Werke,  Ricca-Salerno, 
Finanze  locali  (im  «Manuale  di  scienza  dell*  amministrazione*  von  Orlando), 
Derselbe,  Die  Reform  der  indirekten  Steuern  in  Italien  (Finanzarchiy  1,  1884, 
S.  431)  u.  s.  w.  Eine  Menge  von  wichtigen  Mitteilungen  und  interessantem 
Zahlenmaterial  befindet  sich  in  den  parlamentarischen  Drucksachen  betr.  die 
Oesetzvorlagen  über  die  Aufhebung  des  Mehloktrois,  worauf  der  vorliegende 
Aufsatz  hauptsächlich  beruht.  Vgl. :  Progetto  di  legge  Branca-Luzzatti,  Docu- 
Finanzarchiy.  XXII.  Jahrg.  52 1  5 
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Seite  darstellt.  Das  würde  uns  die  Notwendigkeit  auferlegen,  auf 
eine  Darstellung  der  Lokalverwaltung  Italiens  einzugehen,  um  ein 
Verständnis  fiir  das  Lokalsteuerwesen  daraus  zu  gewinnen,  was  aber^ 
wegen  der  Grenzen  dieses  Aufsatzes,  unmöglich  ist.  Es  sei  nur  in 
aller  Kürze  darauf  hingewiesen. 

Unsere  Lokalverwaltung  war  nicht  aus  der  geschichtlichen  Ent- 
wicklung hervorgegangen  und  auch  nicht  die  Folge  wohlbedachter 
und  umfangreicher  Studien.  Nach  der  Gründung  des  Königreichs 
wurden  in  aller  E^^e  fremde  Einrichtungen  oder  solche,  welche  in 
einigen  der  früheren  italienischen  Staaten  bestanden,  einfach  auf  das 
ganze  Land  ausgedehnt:  so  z.  B.  in  Bezug  auf  den  (von  Frankreich 
entnommenen)  unterschied  zwischen  obligatorischen  und  fakultativen 
Ausgaben,  auf  die  Art  der  finanziellen  Bedarfsdeckung  u.  s.  w.  Das 
Lokalsteuerwesen  wurde  deshalb  mit  einer  Erbsünde,  sozusagen, 
geboren,  weil  die  verwaltungsrechtlichen  Einrichtungen  fehlerhaft 
waren,  die  Zuständigkeitssphäre  der  Gemeinden  nicht  scharf  von  der- 
jenigen des  Staates  abgegrenzt  war,  die  gleichen  Lebensbedingungen 
für  so  grundverschiedene  Teile  des  Landes  festgestellt  wurden  (dank 
dem  politischen  Grundsatze,  dass  die  grösste  Einförmigkeit  herrschen 
musste,  um  die  partikularistischen  Literessen  desto  wirksamer  zu 
unterdrücken)  und  ein  allzu  freier  Raum  den  Gemeinden  in  ihrem 
wirtschaftlichen  Gebaren,  in  der  Einführung,  Anwendung  und  Ver- 
teilung der  Steuern  gewährt  wurde.  Und  diese  Freiheit  wurde  von 
den  Gemeindeverwaltungen  missbraucht,  besonders  in  Süditalien  und 
den  Inseln,  wo  die  Bevölkerung  den  neuen  demokratischen  Einrich- 
tungen keineswegs  gewachsen  war.  Sie  hatten  hier  oft  nur  die 
Folge,  einer  Minderheit  zur  Herrschaft  zu  verhelfen,  welche  die 
grosse  Masse  ausbeutete,  nur  ihre  eigenen  Interessen  forderte  und 
jeden  Vorteil  für  sich  in  Anspruch  nahm,  während  sie  die  Lasten 
auf  andere  abwälzte^). 


menti  della  Camera  dei  deputati,  1898,  Sess.  I,  Nr.  305,  Carcano-Vacchelli,  1898r 
Sess.  II,  Nr.  44,  Carmine-Boselli,  1899,  Sess.  III,  Nr.  98.  WoUemborg-Di  Broglio 
und  den  Bericht  der  pari.  Kommission,  1900/02,  Nr.  219—223  und  219  A— 228  A« 
Progetto  di  legge  Carcano-Di  Broglio  und  den  Bericht  der  pari.  Kommissionr 
1900/01,  Nr.  829  u.  829  A.  Belazione  sugli  effetti  della  legge  23  gennaio  1902, 
Documenti  1902/03,  Nr.  24.  Ausserdem  die  pari.  Verhandlungen  des  Abgeordneten- 
hauses vom  19.— 21.  Dezember  1901  und  20.— 23.  Mai  1904. 

^)  Es  ist  z.  B.  eine  bekannte  Tatsache,  die  mir  auch  mündlich  öfter  be- 
stätigt wurde,  dass  in  einigen  Gemeinden  Siziliens  grosse  Latifundienbeeitzer 
für  ihr  Vieh  keinen  Pfennig  bezahlen,  während   die   armen  Kleinbauern  und 
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Spätere  Gesetze  verfolgten  den  Zweck,  einen  Teil  der  Miss- 
stände zu  beseitigen,  aber  es  war  schon  zu  weit  gekommen. 

Die  Grundbestimmungen  über  das  Steuerwesen  der  Gemeinden 
sind  im  Gesetz  yom  20.  März  1865  betr.  die  Lokal  Verwaltung  ent- 
halten. Dieses  gewährte  den  Gemeinden  Finanzmittel  aus  drei  Er- 
tragsquellen:  1.  aus  den  städtischen  Oktrois  und  den  Zuschlägen 
zu  den  staatlichen;  2.  aus  einigen  lokalen  Steuern  und  Gebühren, 
wie  die  Steuer  auf  Spann-,  Reit-  und  Lasttiere,  die  Hundesteuer, 
die  Gebühr  für  die  Vermietung  von  Bänken  auf  den  Märkten,  für 
die  Okkupation  von  öfiTentlichen  Flächen  u.  s.  w. ;  3.  aus  den  Zu- 
schlägen zu  allen  drei  staatlichen  direkten  Steuern  (Grund-,  Gebäude- 
und  Einkommensteuer  auf  den  beweglichen  Besitz).  Dieses  System 
war  ziemlich  einfach  und  hätte  vielleicht  keine  schlimmen  Wirkungen 
gehabt,  umsomehr  da  die  Oktrois  einige  Gegenstände  des  notwendigen 
Verbrauchs  nicht  betrafen.  Aber  die  finanziellen  Schwierigkeiten, 
in  denen  sich  der  Staat  kurz  nachher  infolge  des  Krieges  gegen 
Oestereich  befand,  zwangen  ihn,  dieses  System  zu  ändern.  Der  Staat 
nahm  allmählich  den  ganzen  Ertrag  der  Steuer  auf  den  beweglichen 
Besitz  für  sich  in  Anspruch.  Das  war  ein  schwerer  Schlag  für  die 
Gemeinden  und,  wie  es  allgemein  angenommen  wird,  die  Haupt- 
ursache der  Zerrüttung  ihrer  Bilanzen.  Der  Staat  versuchte  ja,  sie 
einigermassen  schadlos  zu  halten,  indem  er  denselben  andere  Steuer- 
quellen eröffiiete:  von  1866—1870  wurden  die  Miets-,  Familien-,  Vieh-, 
Gewerbesteuer  und  die  Steuer  auf  die  öffentlichen  und  privaten  Wagen 
und  auf  das  Gesinde  eingeführt^).  Allein  alle  diese  neuen  Steuern 
erwiesen  sich  nicht  nur  als  ungenügend,  sondern  sie  brachten  auch 
eine  kolossale  Unordnung  und  Verwirrung  in  das  Steuerwesen  der 
Gemeinden.  Die  Folge  war,  dass  immer  höhere  Forderungen  an 
die  Zuschläge  zur  Grund-  und  Gebäudesteuer  und  zu  den  Oktrois 
gestellt  wurden.  Der  Staat  machte  vergebliche  Versuche,  das  zu 
verhindern,  indem  er  wiederholt  bestimmte,  dass  die  Zuschläge  eine 
gewisse  Grenze  überhaupt  nicht  oder  nur  unter  gewissen  Voraus- 
setzungen und  Bestimmungen  überschreiten  durften.  Es  besteht 
darüber  eine  Reihe  von  Gesetzen,  welche  sich  vom  Jahre  1874  bis 
auf  unsere  Tage  hinzieht.     Es  war  übrigens  komisch,  den  Gemein- 

Landarbeiter,  welche  einen  Esel  oder  eine  Ziege  besitzen,  den  Gemeinden  die 
Yiehsteuer  entrichten  müssen. 

')  Vgl.  das  Gesetz  vom  11.  August  1870  und  das  Reglement  vom  14.  De- 
zember 1870. 
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den  ihre  Steuerquellen  zu  entziehen,  grössere  Pflichten  aufzubürden 
und  dann  zu  verbieten,  aus  den  einzigen  möglichen  Quellen  die 
nötigen  Mittel  zu  beziehen! 

Auch  auf  dem  Gebiete  der  Oktrois  stiessen  die  Interessen  des 
Staates  und  der  Gemeinden  bald  aufeinander.  Das  Grundgesetz 
betr.  die  Oktrois  rührt  vom  Jahre  1864  her  (ein  neuer  einheitlicher 
Text  wurde  am  15.  April  1897  veröflfentlicht)  0-  Es  wurden  staat- 
liche und  städtische  Oktrois  eingeführt.  Die  ersten  betrafen  den 
Verbrauch  von  Wein,  Essig,  Alkohol,  Branntwein,  Likören,  Fleisch. 
Die  letzteren  bestanden  aus  einem  Zuschlag  (im  allgemeinen  bis  50  V) 
zu  dem  staatlichen  Tarif  und  aus  eigenen  Oktrois  auf  Esswaren, 
«Getränke,  Futter,  Brennstoffe,  Seife,  Fettwaren  und  andere  ähnliche 
Gegenstände  des  lokalen  Verbrauchs  *"•  Alle  Gemeinden  wurden  in 
zwei  Kategorien  eingeteilt ,  d.  h.  die  „geschlossenen^  (diejenigen  mit 
einer  Bevölkerung  von  über  8000  Einwohnern)  und  die  « offenen  ^ 
Die  ersten  bildeten  ihrerseits  vier  Klassen  je  nach  der  Höhe  der  Be- 
völkerung. Die  Einziehung  der  Oktrois  erfolgte  in  den  geschlossenen 
Gemeinden  bei  der  Einführung  der  Produkte  in  das  Zollgebiet  der- 
selben und  in  den  offenen  bei  dem  Detailverkauf  des  Weins,  des 
Essigs,  des  Branntweins,  des  Alkohols,  beim  Schlachten  des  Viehs 
oder  bei  der  Einführung  in  die  Verkaufsläden  des  in  anderen  Ge- 
meinden geschlachteten  Fleisches. 

In  der  Folgezeit  aber  dehnte  der  Staat  seine  Oktrois  auch  auf 
andere  Gegenstände  aus  und  machte  Uebergriffe  auf  das  frühere 
Oktroigebiet  der  Gemeinden.  Das  Dekret  vom  28.  Juni  1866  führte 
ein  staatliches  Oktroi  auf  Mehl,  Brot,  Mehlwaren,  Reis,  Oel,  Butter, 
Zucker  ein.  Das  Oktroi  auf  Mehl  betrug  1,40  bis  2  Lire  pro 
Doppelzentner  je  nach  den  Klassen  der  Gemeinden,  und  diese  durften 
einen  Zuschlag  von  10 — 15  ^  des  Wertes  erheben. 

Die  Gemeinden  machten  immer,  trotzdem  ihr  Gebiet  von  den 
Eingriffen  des  Staates  geschmälert  wurde,  einen  breiten  Gebrauch  von 
den  Oktrois,  welche,  mit  den  Zuschlägen  zu  den  beiden  direkten 
Steuern,  die  ergiebigste  Ertragsquelle  wurden,  wie  aus  folgenden 
Zahlen  hervorgeht*): 


^)  Vgl.  dazu  Finanzarchiv  16  (1899)  S.  251. 

*)  Ffir  das  Jabr  1899  (das  letzte,  für  welches  eine  Statistik  der  kommunalen 
Bilanzen  besteht)  entnehme  ich  dem  .Annuario*  folgende  ausführlichere  Daten, 
welche  zu  gleicher  Zeit  zeigen,  aus  welchem  Wirrwarr  von  grösstenteils  nur 
kleine  Erträge  abwerfenden  Steuern  und  Gebühren  das  Lokalsteuersystem  besteht: 
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1 

Ordentliche 

Einnahmen 

Einnahmen 

Privatwirt- 

Alle anderen 
Einnahmen 

Gesamt- 

aus den 

aus  den 

schaftliche 

einnahmen 

Zuschlägen 

Oktrois 

Einnahmen 

1 

in    Mi 

1 1  i  0  n  e  n 

Lire 

1871 

224 

79 

71 

35 

39 

1878     ' 

287 

106 

89 

43 

49 

1885     , 

335 

119 

113 

43 

60 

1891      ' 

386 

122 

146 

45 

73 

1899 

421 

134 

159 

50 

78  0 

Von  den  ungefähr  200  Mill.  Mehreinnahmen,  die  das  Jabr  1899 
im  Vergleich  zum  Jahr  1871  aufweist,  werden  '/i  von  den  Zu- 
schlägen und  den  Oktrois  geliefert.  Die  Erträge  aus  den  Oktrois 
haben  sich  rascher  vermehrt,  als  jede  andere  Kategorie  von  Ein- 
nahmen. Wenn  aber  die  Lasten  auf  dem  Grundbesitz  wenigstens 
zum  Teil  damit  zu  rechtfertigen  sind,  dass  die  Grundbesitzer  doch 
aus  den  gemeindlichen  Einrichtungen  grösseren  Vorteil  ziehen,  als 
jede  andere  Klasse  von  Bürgern,  so  war  im  Gegenteil  die  immer 
drückendere  Besteuerung  der  von  breiten  Massen  der  Stadtbevölke- 
rung verbrauchten  Lebensmittel  ein  Verstoss  gegen  jeden  Grundsatz 
der  Gerechtigkeit.  Ausserdem  ist  noch  zu  bemerken,  dass  die  Zu- 
schläge wie  die  staatliche  Grundsteuer,  wenigstens  in  denjenigen 
Provinzen,  wo  das  neue  Kataster  noch  nicht  eingeführt  worden  ist, 
auf  den  kleinen  und  mittleren  Grundbesitzern  verhältnismässig  mehr 

Ordentliche  Einnahmen   der  Gemeinden  im  Jahre   1899 
(in  Tausend  Lire): 


Einnahmen  aus  privatwirt.  Be- 
sitz   50,374 

Verschiedene  Einnahmen  .     .       14,941 

Zuschlag  zu  der  Grundsteuer      81,450 

,        ,      ,  Gebäudesteuer     52,598 

Oktrois 158,774 

Mietfiteuer 2,785 

Familiensteuer 20,944 

Viefastener  und  Steuer  auf 
Spann-,  Reit-  und  Lasttiere 

Handesteuer 

Gebühren  für  den  Gebrauch 
der  öffentl.  Masse  und  Ge- 
wichte   


15,248 

847 


Gebühren  für  die  Okkupation 

von  öffentl.  Flächen  .    .    .  4,9C0 

Steuer  auf  Ladenschilder  .    .  9,000 
Steuern  auf  private  u.  Öffentl. 

Wagen  und  auf  das  Gesinde  2,892 
Gewerbe-  u.  Wiederverkaufs- 
steuer    6,069 

Lizenzsteuer 430 

Schulgebühren 1,044 

Gebühren  für  Akten  des  Zivil- 
standes       787 

Schlachtsteuer 4,432 

Verschiedene  Gebühren      .    .  1,377 


1,050 


*)  Vgl.  Annuario  statistico  italiano  1904,  S.  628  ff. 
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lasten  als  auf  den  grossen,  wie  die  grosse  Zahl  der  jährlich  wegen 
Nichtzahlung  der  Steuer  expropriierten  Kleinbesitzer  zeigt. 

Die  grössere  Anspannung  aller  Einnahmen  vermochte  aber 
nicht  mit  dem  Anwachsen  der  Ausgaben  gleichen  Schritt  zu  halten. 
Ich  weiss,  dass  die  Zunahme  der  Ausgaben  eine  Erscheinung  ist, 
welche  den  italienischen  Gemeinden  keineswegs  eigentümlich  ist, 
sondern  überall  zu  Tage  tritt,  so  dass  einige  Finanztheoretiker  ein 
empirisches  „Gesetz  der  Zunahme  der  Ausgaben^  bei  den  Gemein- 
den wie  bei  dem  Staate  als  eine  natürliche  Folge  der  vermehrten 
Bedürfnisse  und  der  Ausdehnung  der  Tätigkeitssphäre  der  Gemein- 
wirtschaften ^aufgestellt  haben.  Und  in  der  Tat,  wenn  das  Budget 
einer  Gemein  Wirtschaft  in  keinem  Missverhältnis  zum  Reichtum  der- 
selben steht,  wenn  das  Anschwellen  des  ersteren  durch  eine  pro- 
portionale Zunahme  des  letzteren  gerechtfertigt  wird  und  wenn  die 
Grundsätze  der  sozialen  Gerechtigkeit  durch  die  höheren  Anforde- 
rungen an  das  private  Vermögen  der  Bürger  nicht  übertreten  werden, 
so  werden  die  immer  grösseren  Ausgaben  kein  Bedenken  hervorrufen. 
Aber  diese  Voraussetzungen  trafen  in  Italien  weder  für  den  Staat 
noch  für  die  Gemeinden  zu.  Die  Zunahme  der  Ausgaben  hatte  bei 
den  Gemeinden  zum  grossen  Teil  einen  künstlichen  Charakter^). 
Erstens  hat  der  Staat,  wie  schon  oben  gesagt  wurde,  viele  Aus- 
gaben, welche  er  wegen  ihrer  Natur  ausschliesslich  hätte  bestreiten 
sollen,  auf  die  Gemeinden  übergewälzt  und  unter  die  obligatorischen 
Ausgaben  eingereiht.  So  z.  B.  Ausgaben  für  den  Bau  von  Häfen, 
für  das  Bevölkerungsregister,  für  die  Volkszählung,  die  öffentliche 
Sicherheit  (die  Gemeinden  müssen  die  eine  Hälfte  der  Gehälter  der 
unteren  Beamten  bezahlen),  die  Justiz  (Ausgaben  für  die  Wohnungen 
der  Amtsgerichtsräte)  u.  s.  w.  So  wurde  die  Zuständigkeitssphäre 
der  Gemeinden  willkürlich  erweitert  und  sie  mussten  Dienste  aus- 
führen, welche  ihrer  Natur  nicht  entsprachen.  Die  obligatorischen 
Ausgaben  machen  den  grössten  Teil  der  Gesamtausgaben  aus: 
im  Jahre  1899  betrugen  die  letzteren  467,790,349  Lire^),  wovon 
412,889,279  Lire  (88  ^/o)  „obligatorisch"  und  54,901,070  Lire  (12^o) 
«fakultativ  **  waren.     Zweitens  hat   ein  grosser  Teil  der  Gemeinden, 

')  Vgl.  die  sehr  ficharfe  Kritik  Ale  sei  os  des  .Gesetzes  der  zunehmenden 
Ausgaben**  in  Bezug  auf  die  Gemeinden  im  schon  erwähnten  Kapitel  seines 
Werkes. 

^  Diese  Zahl  umfasst  die  wirklichen  (ordentlichen  und  ausserordent- 
lichen) Ausgaben. 
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^ie  Ton  allen  italieDischen  Schriftstellern  gerügt  wird,  mit  den  öffent- 
lichen Geldern  sehr  schlecht  gewirtschaftet  und  sich  unnütze  Ver- 
schwendungen für  private  Interessen,  für  öffentliche  Bauten,  für  ein 
Heer  Ton  lokalen  Beamten  u.  s.  w.  zu  Schulden  kommen  lassen  ^). 
Die  Folge  dieses  Mangels  an  Gleichgewicht  zwischen  Ein- 
nahmen und  Ausgaben  war  eine  fortschreitende  Verschuldung.  Die 
Gemeinden  häuften  Anleihen  auf  Anleihen,  welche  oft  zu  sehr 
brückenden  Bedingungen  gemacht  wurden^). 


III. 
Die  bisherigen  Beformversnche  des  Lokalsteuerwesens. 

Die  Notwendigkeit  einer  Reform  des  Lokalsteuersystems  wird 
schon  seit  lange  empfunden.  Eine  Reform  musste  sich  die  Lösung 
zweier  Fragen  zur  Aufgabe  stellen,  einer  finanziellen  und  einer 
sozialpolitischen  Frage.  Die  erste  bestand  darin,  wie  man  der  Zer- 
rüttung der  kommunalen  Bilanzen  ein  Ende  machen  und  das  Gleich- 
gewicht in  denselben  herstellen  konnte,  die  zweite  gipfelte  in  der 
Forderung  einer  Verteilung  der  Steuerlast  nach  mehr  modernen 
Prinzipien.  Aber  die  Lösung  der  finanziellen  Frage  hat  bei  den 
Gemeinden  (wie  bei  den  staatlichen  Finanzen)  die  Aufmerksamkeit  der 
Gesetzgeber  bis  jetzt  fast  ausschliesslich  in  Anspruch  genommen. 

Schon  im  Art.  52  des  Gesetzes  vom  1.  März  1886  betr.  die 
Einführung  des  neuen  Katasters  war  der  Regierung  zur  Pflicht  ge- 
macht, Reformvorschläge  des  Lokalsteuerwesens  dem  Abgeordneten- 
hause binnen  kurzer  Zeit  vorzulegen.  Im  Jahre  1888  verfasste 
Finanzminister  Magliani  dementsprechend  eine  Gesetzvorlage  betr. 
die  „Neuordnung  der  lokalen  Finanzen*,  welche  aber  keine  radikalen 
Reformen,  sondern  nur  leichte  Veränderungen  hier  und  da  vorschlug 
und  von  den  Kammern  nicht  angenommen  wurde.  Durch  das  neue 
Lokalverwaltungsgesetz  desselben  Jahres  wurde  die  Finanzfrage  auch 


^)  Die  Gesamtausgaben  betrugen  (in  Mill.): 

1871      325  1891      540 

1878      409  1899      545 

1885      460 

')  Die  Schulden  betrugen  (in  Mill.): 

1877      757  1891      1139 

1885      856  1899      1240 
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nicht  gelöst,  sondern  diese  wurde  absichtlich  beiseite  gelassen ,- aus 
Furcht,  dass  die  Diskussion  über  ein  so  schwieriges  Thema  die  Ge- 
nehmigung der  administrativen  Beformen  verschieben  oder  gar  ver- 
hindern könnte^).  Auch  diese  letzteren  hatten  aber  keine  grosse 
Tragweite  und  beschränkten  sich  darauf,  das  administrative  Wahl- 
recht zu  erweitern  und  die  Wahl  des  Bürgermeisters  und  des  Präsi- 
denten des  provinzialen  Ausschusses  einzuführen.  Es  wurde  übrigens 
eine  grössere  Vorsicht  den  Gemeinden  in  Bezug  auf  Anleihen  und 
fakultative  Ausgaben  zur  Pflicht  gemacht  und  ein  neues  Rad  —  der 
„provinziale  Verwaltungsausschuss',  dem  die  Aufsicht  über 
das  wirtschaftliche  Gebaren  der  Gemeinden  zusteht  —  in  die 
administrative  Maschine  eingeschoben. 

Durch  eine  Menge  anderer,  unaufhörlich  aufeinander  folgender 
Gesetze  hat  wieder  der  Staat  versucht,  hier  und  da  in  den  lokalen 
Finanzen  etwas  zu  bessern,  aber  es  war  eine  unregelmässige  und 
nicht  konsequent  geführte  Flickarbeit  Zweck  dieser  Gesetze  *)  war^ 
der  Ueberschreitung  der  gesetzlich  festgestellten  Zuschläge,  welche 
sehr  oft  vorkommt,  und  dem  weiteren  Schuldenmachen  eine  Ende 
zu  machen  und  den  mit  Schulden  überbürdeten  Gemeinden  zu  Hilfe 
zu  kommen,  indem  man  ihre  Schulden  unifizierte  und  konvertierte 
und  ihnen  Darlehen  und  Zuschüsse  zu  bestimmten  Zwecken  aus  der 
Staatskasse  gewährte.  Durch  andere  Gesetze  wurden  die  Gemein- 
den, wo  die  finanzielle  Zerrüttung  am  grellsten  hervortrat,  einer 
scharfen  staatlichen  Kontrolle  unterworfen. 

Aber  die  Wirkung  vieler  dieser  Bestimmungen  wurde  durch 
die  finanziellen  Schwierigkeiten,  in  denen  sich  der  Staat  befand, 
vereitelt.  Die  „Kasse  für  Depositen  und  Darlehen'',  deren  Gründung 
mit  dem  Hauptzweck  erfolgte,  den  Gemeinden  und  Provinzen  Geld 
vorzuschiessen,  konnte  denselben  nur  in  beschränktem  Umfange  er- 
füllen, weil  der  Staat  ihre  finanziellen  Mittel  oft  für  sich  selbst  in 
Anspruch  nahm  ^).  Die  früheren  von  mir  angeführten  Zahlen  zeigen 
trotzdem,  dass  die  Steigerung  der  Ausgaben  und  der  Schulden  sich 
in  diesen  letzteren  Jahren,  gegenüber  den  früheren,  verlangsamt  hat. 
Aber  der  Mangel  an  Gleichgewicht  zwischen  Einnahmen  und  Aus- 
gaben dauert  fort  und   eine   vollkommene  Sanierung  der   Finanzen 

>)  Plebano,  III,  18. 

^)  Vgl.  Jahrbücher  für  Nationalökonomie,  Maiheft  1904,  .Die  Wirtschaft- 
liehe  Geeetzgebung  Italiens  1892—1902*,  S.  625—628. 
»)  Plebano,  III,  S.  363. 
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der  Gemeinden  ist  ohne  eine  gründliche  Umgestaltung  des  ganzen 
Systems  nicht  zu  erreichen. 

Was  dann  die  zweite  Frage,  die  sozialpolitische,  anbetrifft,  so 
ist  bis  1902  wenig  zu  deren  Lösuüg,  aus  den  schon  oft  erwähnten 
Ursachen,  geschehen.  Die  ersten  Beformyersuche  wandten  sich  gegen 
die  Oktrois,  welche  von  einer  langen  Reihe  von  italienischen  National- 
ökonomen und  Staatsmännern,  Ton  Boccardo,  Ferrara,  Cavour^ 
Scialoia  bis  auf  unsere  Tage,  einstimmig  verurteilt  wurden. 

Man  rügt  an  den  Oktrois  in  Italien  alle  diejenigen  Nachteile, 
die  überall  die  Folge  einer  solchen  Steuerform  sind;  d.  h.,  dass  sie 
in  keinem  oder  besser  in  umgekehrtem  Verhältnis  zu  der  Leistungs- 
fähigkeit der  einzelnen  stehen,  dem  freien  Güterverkehr  grosse 
Schwierigkeiten  und  Unannehmlichkeiten  entgegensetzen  (indem  sie 
das  nationale  Gebiet  nach  mittelalterlichem  Muster  in  eine  Menge 
von  kleinen  wirtschaftlichen  Zollgebieten  zerlegen  und  deshalb  in 
manchen  Fällen  als  Schutzzölle  für  städtische  Industrien  benutzt 
werden  und  die  Bildung  von  Kartellen  und  Monopolen  in  den  Städten 
begünstigen),  einen  unsittlichen  Einfluss  auf  das  Volk  ausüben,  indem 
sie  zu  Unterschlagungen  und  Schmuggel  Anlass  geben,  grosse  Ein- 
ziehungskosten fordern,  eine  nie  versiegende  Quelle  von  Ungerechtig- 
keiten und  Missbräuchen  sind.  Dazu  kommt  noch  folgender  Um- 
stand, der  Italien  eigentümlich  ist.  Auch  abgesehen  von  der  ver- 
schiedenen Höhe  der  Tarife,  wodurch  die  grösste  Ungleichheit  im 
Preis  der  Lebensmittel  in  den  Städten  und  Dörfern  entsteht,  hat  die 
Einteilung  in  offene  und  geschlossene  Gemeinden  eine  höhere  Be- 
steuerung der  in  diesen  letzteren  lebenden  Bevölkerung  zur  Folge, 
d.  h.  eine  drückendere  Besteuerung  in  Süditalien,  wo  die  geschlossenen 
Gemeinden  verhältnismässig  zahlreicher  sind,  als  in  Norditalien,  wo 
die  Bevölkerung  mehr  zerstreut  auf  dem  Lande  lebt.  Die  Oktroifrage 
ist  in  dieser  Hinsicht  ein  Teil  der  » süditalienischen  Frage"  überhaupt. 

Der  erste  kleine  Schritt  zu  einer  Reform  der  Oktrois  geschah 
mit  einem  Gesetz  vom  Jahre  1894,  wodurch  das  staatliche  Oktroi 
auf  Mehl  und  Mehlwaren  aufgehoben  und  die  von  den  Gemeinden 
dem  Staat  zu  zahlenden  Oktroiabgaben  auf  10  Jahre  konsolidiert 
wurden^).  Finanzminister  Sonnino,  der  Urheber  dieses  Gesetzes, 
ho£fle,   die   auf  die  niederen   Klassen  drückende  Last   des   Oktrois 

*)  Die  Einziehung  der  staatlichen  Oktroi  darf  nach  dem  Gesetze 
von  1864  den  Gemeinden  verpachtet  werden,  welche  einen  festgesetzten  Pacht- 
schilling dafür  zahlen.    Die  event.  Mehreinnahmen  kommen  ihnen  zu  gute. 
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damit  etwas  zu  erleichtern,  den  Kollisionen  zwischen  den  Interessen 
des  Staates  und  denjenigen  der  Gemeinden  auf  dem  Gebiete  der 
Oktrois  wenigstens  auf  eine  gewisse  Zeit  ein  Ende  zu  machen  und 
jene  völlige  Trennung  des  staatlichen  und  gemeindlichen  Steuer- 
-wesens,  welche  von  vielen  Vertretern  der  italienischen  Finanzwissen- 
schaft gefordert  wird,  vorzubereiten.  Aber  dieses  Gesetz  hatte  in 
der  Tat  nur  die  Folge,  dass  der  Teil,  des  Oktroi,  worauf  der  Staat 
verzichtet  hatte,  von  den  Gemeinden  durch  die  Erhöhung  ihrer 
eigenen  Sätze  allmählich  ausgebeutet  wurde,  so  dass  den  Konsumenten 
kein  Vorteil  erwuchs. 

Ein  zweiter  Reformversuch  geschah  mit  dem  Gesetz  vom 
26.  Juli  1898.  Es  wurde  den  Stadtverordnungen  gestattet:  a)  die 
Zuschläge  zu  den  staatlichen  Oktrois  herabzusetzen  oder  gar  abzu- 
schaffen, unter  der  Bedingung,  dass  der  von  den  Gemeinden  aus  den 
Oktrois  bisher  erzielte  Ertrag  nicht  um  mehr  als  die  Hälfte  ver- 
mindert würde;  b)  von  der  Kategorie  der  „geschlossenen"  Gemein- 
den zu  derjenigen  der  „offenen'*  überzugehen.  Die  Gemeinden  aber 
durften  diese  Massnahmen  nur  dann  treffen,  wenn  sie  das  Gleich- 
gewicht in  ihren  Budgets  hergestellt  hatten,  wenn,  um  den  aus  der 
Herabsetzung  oder  Aufhebung  der  Oktrois  hervorgehenden  Ausfall 
in  den  Einnahmen  zu  decken,  der  Zuschlag  zu  der  Grund-  und  Ge- 
bäudesteuer nicht  über  50  ^;0  der  Staatssteuer  erhöht  und  wenn  jeden- 
falls die  Erhöhung  der  Lokalsteuersätze  in  den  von  den  Gesetzen 
bestimmten  Grenzen  eingehalten  wurde. 

Bei  der  finanziellen  Lage  der  Gemeinden  war  es  ausgeschlossen, 
dass  dieses  Gesetz  je  eine  praktische  Wirkung  erlangte ;  die  Gemeinden 
hätten  es  aus  eigener  Kraft,  ohne  Hilfe  des  Staates  unmöglich  an- 
wenden können. 

Aber  als  dieses  Gesetz  veröffentlicht  wurde,  war  ein  Wende- 
punkt in  unserem  finanziellen  Leben  eingetreten.  Das  Finanzjahr 
endete  mit  einem  Ueberschuss  der  effektiven  Einnahmen  über  die 
Ausgaben  (diejenigen  fttr  Eisenbahnbau  ausgenommen).  Es  schien 
also,  dass  der  günstige  Augenblick  für  den  Anfang  der  längst  er- 
sehnten und  versprochenen  Steuerreform  endlich  gekommen  wäre. 
Es  entstand  die  Frage:  radikale  oder  massige  Reformen?  Die  einen 
meinten,  es  wäre  unzweckmässig,  die  Ueberschüsse  in  kleinen, 
ihrer  Ansicht  nach  unbedeutenden  Reformen  zu  verzetteln,  und 
verlangten  —  nachdem  man  zunächst  den  Geld-  und  Notenumlauf 
saniert  und   die  konsolidierte  Staatsschuld  (5^/o)  konvertiert  hatte  — 
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eine  gründliche  Reform  im  grossen  Stil  nicht  nur  des  lokalen  sondern 
des  gesamten  Steuerwesens  überhaupt^).  Diese  Forderung  war 
nicht  nur  von  Theoretikern  gestellt,  sondern  sie  hatte  zum  Teil 
in  Bezug  auf  die  Abschaffung  des  Oktrois  einen  Rückhalt  in  einer 
mächtigen  volkstümlichen  Bewegung.  In  der  öffentlichen  Meinung 
von  Nord-  und  Süditalien  hatten  sich  zwei  Tendenzen  Geltung  ver- 
schafft, welche,  trotzdem  sie  aus  verschiedenen  Motiven  hervor- 
gingen, doch  dasselbe  bezweckten.  Die  Städte  von  Norditalien,  wo 
ein  industrielles  Leben  sich  rasch  entwickelt  hat,  wünschten  den 
eisernen  Ring  zu  brechen,  welcher  sie  von  dem  platten  Land  ab- 
sondert und  ihre  freie  Entfaltung  hemmt.  In  Süditalien  werden  die 
Oktrois  als  ein  Unterdrückungsmittel  der  herrschenden  Klassen  gegen- 
über den  arbeitenden  angesehen,  und  diese  letzteren  oder  deren 
Vertreter  verlangten  stürmisch,  dass  sie  so  bald  als  möglich  be- 
seitigt würden*). 

Die  Finanzminister,  welche  von  1898  bis  auf  unsere  Tage  mit 
raschem  Wechsel,  nach  italienischer  Gewohnheit,  auf  einander  folgten, 
verhielten  sich  im  allgemeinen  gegenüber  diesen  radikalen  Forde- 
rungen sehr  kühl.  Sie  meinten,  und  ich  glaube  mit  Recht,  dass 
die  Stabilität  der  Bilanz  noch  zu  unsicher  war  und  nicht  ge- 
statten konnte,  das  ganze  Steuersystem  von  Grund  aus  sofort 
umzugestalten  und  sich  der  Gefahr  grosser  Ausfälle  wenigstens 
in  den  ersten  Jahren  auszusetzen.  Dazu  wäre  wenigstens  ein 
dauernder  und  sicherer  jährlicher  üeberschuss  von  100  Mill.  Lire 
notwendig  gewesen  ^).    Man  hätte  also   eine  lange  Reihe  von  Jahren 

')  Man  kann  sagen,  dass  die  radikalen  Steuerpolitiker  in  folgenden 
Punkten  übereinstimmen: 

a)  eine  administrative  Reform,  wodurch  die  Zuständigkeitssphäre  der  Ge- 
meinden von  derjenigen  des  Staates  abgegrenzt  wird, 

b)  Aufhebung  der  staatlichen  Oktrois  als  die  notwendige  Voraussetzung 
der  Aufhebung  der  Oktrois  überhaupt, 

c)  Verzicht  des  Staates  auf  alle  oder  einige  reale  Steuern  zu  Gunsten  der  Ge- 
meinden. Die  Einkommenbesteuerung  sollte  dagegen  nur  dem  Staate  zustehen. 
Man  verlangt  die  Aufhebung  der  kommunalen  Familien-  und  Mietsteuem,  weil 
dadurch  eine  zweite  auf  andere  Weise  geführte  Einschätzung  desselben  Ein- 
kommens neben  der  staatlichen  Steuer  auf  den  be wegheben  Reichtum  entsteht. 

Wie  man  sieht,  lehnen  sich  diese  Forderungen  an  das  Beispiel  der 
preussischen  Reformen  an. 

^  Vgl.  die  Rede  Alessios  in  der  Sitzung  des  Abgeordnetenhauses  vom 
20.  Dezember  1901. 

')  Vgl.  die  Ausführungen  Carcanos  in  derselben  Sitzung. 
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noch  warten  müssen,  ehe  die  Durchführung  der  Steuerreform  mög- 
lich wurde. 

Man  konnte  aber  die  dringendsten  finanzpolitischen  Reformen 
nicht  länger  aufschieben,  nachdem  die  Unzufriedenheit  des  Volkes 
in  blutigen  Aufständen  ausgebrochen  war,  deren  Ursachen,  wie  jetzt 
auch  von  konservativer  Seite  zugegeben  wird,  in  den  schlechten 
wirtschaftlichen  Verhältnissen  der  arbeitenden  Klassen  lagen,  woran 
die  finanzielle  Politik  des  Staates  und  der  Gemeinden  mit  der  Hoch- 
haltung der  Brotpreise  eine  grosse  Schuld  trug.  Man  musste  sich 
also  darauf  beschränken,  die  günstige  Lage  des  Budgets  zu  benützen, 
um  die  schlimmsten  Ungerechtigkeiten  des  Steuerwesens  zu  be- 
seitigen. Das  waren  —  alles  deutete  darauf  hin  —  die  Oktrois  auf 
die  notwendigen  Lebensmittel  und  insbesondere  das  Oktroi  auf  Mehl 
und  Mehlwaren,  welche  man  in  einigen  Gemeinden  zu  unglaublichen 
Höhen  emporgeschnellt  hatte  und  bei  denen  alle  Nachteile  der 
Oktrois  am  grellsten  und  in  gesteigerten  Proportionen  hervortraten. 

Der  einzuschlagende  Weg  war  vom  Abgeordnetenhause  dem 
Minister  in  einer  Tagesordnung  vom  22.  April  1898,  welche  folgender- 
massen  lautete,  gezeigt  worden:  „Die  Kammer  fordert  die  Regierung 
auf,  Massnahmen  für  die  allmähliche  Aufhebung  der  Oktrois,  insbeson- 
dere der  Oktrois  auf  die  Gegenstände  des  allgemeinen  Verbrauchs, 
zu  treffen.* 

Kurz  darauf  wurde  eine  Gesetzvorlage  von  den  Ministern 
Branca  und  Luzzatti  verfasst,  welche,  weil  die  darin  enthaltenen 
Bestimmungen  eine  zu  kleine  Tragweite  hatten,  sofort  fallen  gelassen 
und  im  November  desselben  Jahres  durch  die  Gesetzvorlage  Carcano- 
Vacchelli  ersetzt  wurde.  Diese  ordnete  die  sofortige  Abschaffung 
des  Mehloktroi  in  allen  Gemeinden  und  die  allmähliche  und  fakul- 
tative Umwandlung  der  „geschlossenen''  Gemeinden  in   „offene^  an. 

Der  Staat  sollte  einen  Teil  der  Kosten  der  Reform  tragen,  wofür 
er  sich  durch  eine  Aenderung  der  Alkoholsteuer,  die  Erhöhimg  der 
Steuer  auf  den  Verbrauch  von  Gas  und  elektrischer  Kraft  und  der 
Zündhölzersteuer,  die  Einführung  der  Wehrsteuer,  die  Neuordnung 
der  Schiesspulver-  und  Börsensteuer  schadlos  zu  halten  suchte.  Die 
Gemeinden  durften  den  aus  der  Reform  hervorgehenden  Ausfall  durch 
die  Erhöhung  der  Zuschläge  zu  der  Grund-  und  Gebäudesteuer,  der 
Familien-,  Miet-,  Gewerbe-,  Wagen-  und  Gesindesteuer  und  der  Oktrois 
auf  Fleisch  und  Wein  decken.  Der  Staat  verzichtete  zu  Gunsten  der 
Gemeinden  auf  die  Theater-  und  Selterwasserfabrikationssteuer. 
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Diese  Gesetzvorlage  hatte  kein  besseres  Glück,  weil  es  schien, 
dass  die  aus  der  Aufhebung  des  Mehloktroi  —  «des  schwärzesten 
Punktes  unseres  Steuersystems'  (wie  es  in  den  Motiven  hiess)  —  her- 
vorgehenden Vorteile  um  einen  zu  teueren  Preis,  die  Erhöhung  vieler 
staatlicher  und  lokaler  Steuern,  wodurch  noch  mehr  Unordnung  in 
das  Lokalsteuer  Wesen  hineingebracht  worden  wäre,   erkauft  würde. 

Das  folgende  Jahr  brachte  eine  neue  Gesetzvorlage  von  den 
Ministern  Carmine  und  Boselli.  Darin  wurde  der  Gedanke  einer 
sofortigen  Aufhebung  des  Oktroi  wegen  der  finanziellen  Schwierig- 
keiten, welche  derselben  im  Wege  standen,  fallen  gelassen.  Die 
Aufhebung  des  Mehloktroi  sollte  allmählich  geschehen.  Die  ge- 
schlossenen Gemeinden  3.  und  4.  Klasse  durften  sich  in  offene 
verwandeln.  Auch  diese  Vorschläge  gelangten  nicht  einmal  zur 
Diskussion. 

Im  März  1901  wurde  eine  vierte  Gesetzvorlage  von  den 
Ministem  Wollenborg  und  Broglio  verfasst,  wo  mehr  radikale 
Vorschläge  wieder  Platz  fanden,  das  heisst  die  obligatorische 
Verwandlung  der  geschlossenen  Gemeinden  3.  und  4.  Klasse  in  offene 
und  die  sofortige  Abschaffung  des  Mehloktroi  in  den  offenen  Ge- 
meinden und  denjenigen  3.  und  4.  Klasse.  Die  Kommission,  welche 
der  Kammer  darüber  berichtete,  gab  ein  ablehnendes  Urteil,  das  da- 
durch begründet  wurde,  dass  diese  Reformen  die  kommunalen  Bilanzen 
zu  sehr  gestört  hätten. 

Inzwischen  herrschten  aber  grosse  Ungeduld  und  Unzufrieden- 
heit, und  man  klagte  darüber,  dass  es  der  Regierung  an  Energie 
und  gutem  Willen  fehlte,  um  eine  seit  vielen  Jahren  versprochene 
Reform  durchzuführen.  In  einer  Reihe  von  Aufsätzen,  welche 
Maggiorino  Ferraris,  Lacava,  Sonnino^),  in  verschiedenen 
Zeitschriften  veröffentlichten,  kamen  die  von  der  ganzen  Nation 
empfundenen  Wünsche  zum  Ausdruck.  „Ein  klares  und  genaues 
Gesetz*,  schrieb  Maggiorino  Ferraris,  „welches  das  Oktroi  auf 
Mehl,  Getreide,  Milch,  Obst  und  Gemüse  in  kurzer  Zeit  abschafft, 
ist  jetzt  eine  absolute  Notwendigkeit''.  Ebenso  behauptete  Lacava: 
«Keine  wirksame  Steuerreform  kann  anders  anfangen,  als  mit  der 
Aufhebung  der  Oktrois  und  vor  allem  derjenigen  auf  Mehl  und 
Mehl  waren".     Sonnino  legte  der  Kammer  eine  Tagesordnung  vor. 


')  Maggiorino  Ferraris    in    ,Nuova  Antologia*    1901,    Sonnino 
Qae«tioni  urgenti  in  „Nuova  Antologia*  1901,  Lacava  in  .Riforma  sociale"  1901. 
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durch  die  er  die  Regierung  aufforderte :  a)  das  Oktroi  auf  Mehl  und 
Mehlwaren  in  den  offenen  Gemeinden  und  in  den  geschlossenen 
3.  und  4.  Klasse  sofort  abzuschaffen,  und  in  denjenigen  2.  und 
1.  Klasse  allmählich  herabzusetzen ;  b)  die  allmähliche  Verwandlung 
der  geschlossenen  Gemeinden  in  offene  vorzubereiten;  c)  diese  Reform 
durch  Beiträge  des  Staates  zu  ermöglichen,  ohne  jedoch  das  Gleich- 
gewicht des  Budgets  zu  stören. 

Es  herrschte  im  Jahre  1901  Einstimmigkeit  darüber,  dass 
man  die  Aufhebung  des  Mehloktroi  vor  jeder  andern  Reform,  auch 
vor  der  Abschaffung  oder  Herabsetzung  der  QetreidezöUe  und  der 
Salzsteuer  durchführen  musste  ^).  Eine  Herabsetzung  des  Salzpreises 
von  40  auf  30  Cent,  pro  Kilo  war  oft  in  Aussicht  gestellt  worden, 
weil  durch  die  sehr  hohe  Steuer  der  Verbrauch  so  eingeschränkt 
wurde,  dass  die  gesundheitlichen  Verhältnisse  der  arbeitenden  Klassen 
gefährdet  erschienen.  Aber  es  wurde  bemerkt,  dass  (abgesehen 
davon,  dass  die  Inseln,  wo  das  Salzmonopol  nicht  besteht,  keinen 
Nutzen  gehabt  hätten)  die  Herabsetzung  der  Salzsteuer,  wodurch 
der  Staat  16  Millionen  verloren  haben  würde,  jedem  Einwohner  nur 
eine  halbe  Lira  schenkte,  da  der  durchschnittliche  Salzverbrauch 
2  Lire  pro  Kopf  beträgt.  Die  Aufhebung  des  Oktroi  hätte  den 
auf  den  unteren  Klassen  lastenden  Steuerdruck  viel  mehr  erleichtert. 
An  eine  Herabsetzung  der  Getreidezölle  war  nicht  zu  denken,  bei 
dem  unüberwindlichen  Widerstand,  den  die  agrarischen  Interessen 
geleistet  haben  würden. 

Dem  Gebot  der  öffentlichen  Meinung  folgend,  legte  die  Re- 
gierung eine  neue  Gesetzvorlage  im  November  1901  vor,  wo  die 
früheren  Erfahrungen  und  Vorschläge  benützt  wurden.  Diese  hatte 
mehr  Glück  als  die  vier  früheren  und  wurde,  nach  einem  günstigen 
Bericht  der  Kommission  und  ohne  auf  ernste  Schwierigkeiten 
in  den  beiden  Kammern  gestossen  zu  haben,  zum  Gesetz  vom 
23.  Januar  1902. 


IV. 
Das  Gesetz  vom  23.  Januar  1902. 

Ehe  ich  zu  einer   ausführlichen  Besprechung  dieses  Gesetzes 
übergehe,    will  ich   (auf  Grund  der   der  Gesetzvorlage  beigefügten 


*)  Vgl.  Maggiorino  Ferrariß  in  „Nuova  Antologia"  1901. 
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statistischen  Erhebungen)  auf  die  Verbreitung  und  den  Umfang  des 
Mehl-  und  Mehlwarenoktroi  in  den  italienischen  Gemeinden  kurz 
eingehen. 

Von  den  im  Jahre  1901  vorhandenen  14  Gemeinden  1.  Klasse 
und  den  48  Gemeinden  2.  Klasse  hatten  10  bezw.  46,  mit  einer 
Bevölkerung  von  ungefähr  4  Millionen  Einwohnern,  das  Mehloktroi. 
Von  den  274  Gemeinden  3.  und  4.  Klasse  und  von  den  7927  offenen 
Gemeinden  hatten  es  259  (mit  einer  Bevölkerung  von  ungefähr 
3,4  Millionen  Einwohner)  bezw.  2391  (mit  7,5  Millionen  Einwohner) 
eingeführt.  Etwas  weniger  als  die  Hälfte  der  italienischen  Be- 
völkerung unterlag  also  dem  Druck  des  Mehloktroi.  Was  die 
Tarife  anbetrifft,  schwankten  sie  um  einen  Durchschnitt  von  3  Lire 
pro  Doppelzentner,  aber  in  vielen  geschlossenen  Gemeinden  schwangen 
sie  sich  bis  über  5  Lire  hinauf.  In  12  offenen  Gemeinden  war 
der  Tarif  nicht  unter  6  Lire,  z.  B.  in  Maropati  10  Lire,  in  Gra- 
niti  9,37.  Die  höheren  Tarife  kamen  fast  nur  im  Süden  vor,  wo 
deshalb  der  Druck  des  Oktroi  viel  empfindlicher  war,  als  im  Norden. 
In  den  acht  nördlichen  Landesteilen :  Piemonte,  Liguria,  Lombardia, 
Veneto,  Emilia,  Toscana,  Marche,  Umbria,  bezahlte  eine  Bevölkerung 
von  18,524,000  Einwohner  7,488,000  Lire  an  Mehloktrois,  während 
die  12,898,000  Einwohner  der  acht  südlichen  Landesteile  Lazio  (ohne 
Rom),  Abbruzzi,  Campania  (ohne  Neapel),  Puglie,  Basilicata,  Calabria, 
Sicilia,  Sardegna  16,838,000  Lire  im  Jahre  1901  entrichteten.  Das 
machte  in  den  ersteren  0,40  Lire  (in  den  Marche  0,23  Lire),  in  den 
letzteren  1,30  Lire  (in  Sicilia  2,09  Lire)  pro  Kopf  aus.  In  Nord- 
italien warf  das  Mehloktroi  6  ^/o  der  Erträge  aus  allen  Oktrois  ab,  in 
Süditalien  25  ^/o.  Aber  in  55  geschlossenen  Gemeinden,  welche  (Genua 
und  Livomo  ausgenommen)  sämtlich  auf  Süditalien  und  die  Inseln 
entfielen,  betrug  der  Ertrag  aus  dem  Mehloktroi  mehr  als  40  ^/o  des 
Gesamtertrags.  Z.B.  in  Bagheria  83,27  >,  Misilmeri  82,09^/0,  Fi- 
carazzi  82,51  ®/o,  Terrasini  94,66  ®/o !  Die  unmenschliche  Besteuerung 
des  Brotes  (wodurch  der  Preis  desselben,  Getreidezölle  und  Agio  ein- 
gerechnet, öfter  um  15  Centesimi  pro  Kilo,  d.  h.  um  50®/o  des  Wertes 
erhöht  wurde)  in  Süditalien  war  eben  der  Grund,  der  die  Bauern 
und  Landarbeiter  so  oft  zu  blutigen  Aufständen  reizte,  wobei  der 
erste  Ansturm  gegen  den  gehassten  ^casotto  daziario**  gerichtet  war. 

Das  Gesetz  vom  23.  Januar  1902  zerfällt  in  zwei  Teile: 
A.  Die  Aufhebung  der  Oktrois  auf  Mehl  und  Mehlwaren  und  B.  die 
Verwandlung  der  geschlossenen  Gemeinden  2.,  3.,  4.  Klasse  in  offene. 
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A.  Aus  Rücksicht  auf  die  Finanzen  der  Gemeinden  hat  das 
Gesetz  vorgezogen,  das  Oktroi  allmählich  aufzuheben.  ^In  den  ge- 
schlossenen Gemeinden  wird  das  Mehloktroi  vom  1.  Juli  1902  auf 
2  Lire  pro  Doppelzentner,  vom  1.  Juli  1903  an  auf  1  Lire  herab- 
gesetzt werden  und  vom  30.  Juni  1904  an  völlig  aufhören.  In 
den  offenen  Gemeinden  wird  es  am  31.  Dezember  1902  aufhören' 
(Art.  2).  Es  wurde  den  Gemeinden  vom  Tage  der  Veröffentlichung 
dieses  Gesetzes  an  ausdrücklich  verboten,  ein  neues  oder  höheres 
Mehloktroi  einzuführen.  Diese  Bestimmung  hatte  den  Zweck  zu 
verhindern,  dass,  infolge  von  eventuellen,  von  den  Stadtverord- 
nungen in  aller  Eile  in  der  Zwischenzeit  zwischen  der  Bewilligung 
und  der  Durchführung  des  Gesetzes  vorgenommenen  Aenderungen 
des  Mehloktroi,  die  Herabsetzung  der  Steuersätze  und  die  Fest- 
stellung der  Staatsbeiträge  auf  anderer  Grundlage  als  der  be- 
stehenden geschähe  und  die  Reform  verzögert  würde.  Aber  um 
die  auf  dem  Mehloktroi  fussenden  Finanzen  vieler  Gemeinden  nicht 
zu  zerstören,  wurde  gestattet,  dass  in  denjenigen  Gemeinden,  in 
denen  der  Ertrag  aus  dem  Mehloktroi  mehr  als  40  ^/o  der  Erträge 
aus  allen  Oktrois  im  Jahre  1900  ausmachte,  und  in  denjenigen,  in 
denen  der  Tarifsatz  höher  war,  als  5  Lire  pro  Doppelzentner,  die 
Aufhebung  des  Mehloktroi  in  einer  längeren  Reihe  von  Jahren 
geschehe.  Das  Gesetz  war  hier  allzu  rücksichtsvoll,  und  nur  eine 
kleine  Anzahl  von  Gemeinden  hat  von  diesem  Recht  Gebrauch  ge- 
macht. 

Es  war  auch  vorher  die  Frage  aufgekommen,  ob  der  Staat 
den  Gemeinden  über  die  aus  der  Abschaffung  des  Oktroi  für  sie 
hervorgehenden  Schwierigkeiten  hinweghelfen  sollte.  Die  Frage 
war  bei  den  früheren  Gesetzvorlagen  bejaht  worden.  Denn  die 
Hauptschuld  an  den  hohen  Tarifen  des  Mehloktroi  lag  doch  an 
dem  Staat,  welcher,  indem  er  den  Gemeinden  andere  Ertragsquellen 
entzog,  sie  zu  dieser  gegen  jeden  Grundsatz  der  Gerechtigkeit  ver- 
stossenden  Steuerform  zu  greifen  zwang.  Es  war  also  zweckmässig, 
und  der  Gerechtigkeit  entsprechend,  dass  der  Staat  jetzt,  wo  seine 
finanzielle  Lage  sich  gebessert  hatte,  seine  früheren  Fehler  einiger- 
massen  gutzumachen  versuchte.  Dazu  kam  eine  andere  Erwägung. 
Der  Staat  bekam  grosse  Erträge  (60 — 90  Millionen)  aus  den  Ge- 
treidezöllen, welche  man,  wie  von  agrarischer  Seite  behauptet  wird 
(ob  mit  Recht  oder  Unrecht,  wollen  wir  dahingestellt  sein  lassen) 
aus  Rücksicht   auf  die  inländische  Landwirtschaft  weder  abschaffen 
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noch  herabsetzen  darf.  Es  war  also  wieder  eine  Forderung  der 
Gerechtigkeit,  dass  der  Staat  wenigstens  einen  Teil  dieser  Erträge 
für  das  Wohl  jener  Klassen  verwendete,  welche  von  den  Getreide- 
zöllen hart  betroffen  werden.  Auch  das  vorliegende  Gesetz  erkannte 
den  Gemeinden  eine  Berechtigung  auf  Staatshilfe  zu,  aber  es  folgte 
dem  Grundsatz,  dass,  wenn  auch  die  Staatsbeiträge  genügend  sein 
sollten,  um  den  Gemeinden  eine  wirksame  Hilfe  angedeihen  zu 
lassen,  sie  doch  den  Ausfall  in  den  Einnahmen  nicht  vollkommen 
zu  decken  hätten,  damit  die  Gemeinden,  welche  wegen  ihrer  Miss- 
wirtschaft für  die  Höhe  des  Oktrois  mit  verantwortlich  waren,  einen 
Teil  des  Verlustes  trügen.  Demgemäss  bestimmt  Art.  3:  «Vom 
Tage  der  teilweisen  oder  völligen  Aufhebung  des  Mehloktroi  an 
und  so  lange  bis  eine  allgemeine  Neuordnung  des  Lokalsteuerwesens 
eintritt,  wird  der  Staat  einen  jährlichen  Beitrag  den  Gemeinden 
entrichten,  welcher  für  die  geschlossenen  ^/lo  des  Rohertrags  aus 
dem  Mehloktroi  und  für  die  offenen  ^/lo  betragen  wird.'  Dieser 
unterschied  in  der  Behandlung  wird  dadurch  begründet,  dass  in  den 
geschlossenen  Gemeinden  der  Staatsbeitrag  denselben  nicht  völlig 
zu  gute  kommt,  weil  die  Erhebungskosten  der  Oktrois  nach  Auf- 
hebung des  Mehloktroi,  ungeschmälert  fortbestehen.  Ausserdem 
sind  die  Bedürfnisse  in  den  geschlossenen  Gemeinden  grösser  und 
die  finanziellen  Verhältnisse  im  allgemeinen  schwieriger.  Um  die 
Gemeinden,  welche  das  Oktroi  schon  vor  der  Veröffentlichung  dieses 
Gesetzes  abgeschafft  hatten,  zu  belohnen,  wurde  weiter  bestimmt, 
dass  sie  auch  die  Staatsbeiträge,  falls  sie  dieselben  zur  Herstellung 
des  Gleichgewichts  nötig  haben,  bekommen  werden. 

Da  die  Staatsbeiträge  den  Ausfall  nicht  völlig  decken,  entstand 
die  Frage,  wie  die  Gemeinden,  welche  freilich  keine  Ueberschüsse 
in  ihren  Bilanzen  aufweisen,  die  verbleibende  Lücke  ausfüllen 
könnten.  In  erster  Linie  verzichtet  der  Staat  zu  Gunsten  der  Ge- 
meinden, in  denen  das  Mehloktroi  aufhört  (und  derjenigen,  in  denen 
es  schon  vor  der  Veröffentlichung  des  Gesetzes  abgeschafft  wurde 
und  derjenigen,  in  denen  der  Ertrag  desselben  ^/lo  des  Ertrags  aller 
Oktrois  nicht  überstieg)  auf  die  Selterwasserfabrikations-  und  die 
Theater-  und  Vergnügungensteuer.  Wenn  man  aber  bedenkt,  dass 
die  erste  dieser  Steuern  im  Jahre  1900 — Ol  542,938  Lire  und  die 
zweite  408,386  abwarf,  so  ersieht  man  aus  diesen  Zahlen,  dass  den 
Gemeinden  nicht  besonders  damit  geholfen  wurde.  Das  Gesetz  ver- 
weist sie  deshalb  auf  folgende  Mittel: 
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a)  Die  Gemeinden,  welche  es  noch  nicht  getan  haben,  werden 
aufgefordert,  die  Zuschläge  zu  der  staatlichen  Grund-  und  Gebäude- 
steuer bis  zu  den  gesetzlich  gestatteten  Grenzen  zu  erhöhen. 

b)  Einige  Sätze  des  staatlichen  Oktroitarifs  werden  erhöht  und 
es  wird  den  Gemeinden  gewährt,  die  Zuschläge  zu  denselben  (50  ^/o) 
anzuwenden.  Die  yermehrten  Erträge  kommen  nur  den  Gemeinden 
zu  gute,  weil  die  von  ihnen  dem  Staat  zu  entrichtenden  Oktroi- 
abgaben  nicht  entsprechend  erhöht  werden.  Die  Aenderungen  dea 
Tarifs  betreffen  trockene  Trauben,  Rinder,  Kühe,  Kälber  und  ge- 
schlachtetes Fleisch,  so  dass  die  oberen  Klassen,  welche  in  Italien 
fast  ausschliesslich  diese  Produkte  yerbrauchen,  zur  Besteuerung 
stärker  herangezogen  werden^). 

Durch  andere  Bestimmungen  wird  die  Art  der  Erhebung  einiger 
Oktrois  verändert  und  dadurch  vereinfacht. 

In  den  geschlossenen  und  offenen  Gemeinden  und  in  den  Teilen 
der  geschlossenen  Gemeinden,  welche  sich  ausserhalb  der  Zolllinie 
befinden,  darf  ein  Oktroi  erhoben  werden: 


') 


Tarif  der  staatlichen  Oktrois 


in  den  Gemeinden 


1.  Klasse    2.  Klasse    8.  Klasse    4.  Klasse 


Lire 


Wein  und  Essig.     .     .     . 

Trauben     

Trockene  Trauben  . 
Alkohol  und  Branntwein 

bis  59  « 

unter  59  ® 

Rinder 

Ktthe  und  Stiere     .    .    . 

Kälber,  über  1  Jahr    .    . 

„        unter  1  Jahr  .     . 

Pferde 

Schafe  und  Ziegen  .  .  . 
Lämmer,  Zicken  .  .  . 
Frisches  Schaf-,  Rind-  und  J 

Schweinefleisch    .    . 
Frisch  geschlachtetes 

Pferdefleisch    .    .    . 
Gesalztes  Fleisch     .    . 

Reis 

Butter,  Oel     .... 
Petroleum,  Talg      .    . 

Zucker j 

I 


7 

5 

4 

4,50 

3,25 

2,60 

15 

11 

9 

8 

8 

8 

12 

12 

12 

45 

35 

30 

25 

20 

17 

22 

16 

14 

16 

12 

10 

15 

12 

10 

0,70 

0,60 

0,50 

0,85 

0,30 

0,25 

18,50 

11 

9 

6 

5 

4 

25 

20 

17 

2 

1,80 

1,60 

8 

7 

6 

4 

3,50 

3 

10 

8 

6 

3,50 
2,25 
7,50 

8 
12 
25 
14 
12 

9 

9 

0,40 

6,20 

6,50 

3 
14 
1,40 
5 

2,50 
4 
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1.  Auf  Rind-,  Pferde-,  Schaf-  und  Schweinefleisch;  die  Ab- 
gabe ist  nach  dem  Gewicht  oder  nach  der  für  den  Schlachthof  be- 
stimmten Stückzahl  Vieh  zu  bemessen; 

2.  auf  Putter,  indem  für  jede  der  verschiedenen  Pferdearten 
jährlich  ein  bestimmter  Kopf  betrag  festgesetzt  wird; 

3.  auf  die  beim  Bau  neuer  Gebäude  oder  bei  den  Reparaturen 
schon  bestehender  Gebäude  verwendeten  Materialien  auf  Grund  einer 
nach  Beendigung  der  Bauarbeiten  vorzunehmenden  Berechnung;  in 
den  offenen  Gemeinden  sind  die  beim  Bau  von  landwirtschaftlichen 
Gebäuden  und  von  Fabriken  verwendeten  Materialien  oktroifrei; 

4.  auf  den  Verbrauch  von  Gas  und  elektrischer  Kraft  zu  Be- 
leuchtungs-  und  Heizungszwecken;  die  Abgabe  hat  der  Produzent 
zu  entrichten,  welcher  dann  die  Steuer  auf  die  Verbraucher  über- 
wälzen wird  (Art.  9). 

Diese  neuen  Arten  der  Erhebung  werden  den  Gemeinden  und 
im  allgemeinen  dem  Güterverkehr  nützen,  weil  die  oben  genannten 
Produkte  den  Unannehmlichkeiten  entzogen  werden,  welche  die  Er- 
hebung des  Oktroi  beim  Eintritt  in  die  Stadt  zur  Folge  hat. 

Es  wird  zum  letzten  allen  Gemeinden  verboten,  die  Sätze  der 
schon  bestehenden  kommunalen  Oktrois  zu  erhöhen  oder  neue  ein- 
zuführen, es  sei  denn,  dass  diesen  Erhöhungen  Herabsetzung  oder 
Abschaffung  der  Oktrois  auf  die  Gegenstände  des  allgemeinen  Ver- 
brauchs entsprechen. 

c)  Das  vorliegende  Gesetz  hat  einige  Aenderungen  in  die  Ein- 
schätzung und  Anwendung  der  kommunalen  Gewerbe-  und  Wieder- 
verkaufssteuer hineingebracht,  deren  Zweck  war,  eine  kommunale 
Steuerquelle  ergiebiger  zu  machen  und  eine  der  Gerechtigkeit  ent- 
sprechendere Abstufung  der  Steuersätze  festzusetzen  ^). 


')  Nach  den  Bestimmusgen  des  vorliegenden  Gesetzes  und  des  Reglements 
vom  28.  März  1902  unterliegen  dieser  Steuer : 

a)  diejenigen,  welche  einen  freien  Beruf,  ein  Handwerk,  einen  Handel 
oder  eine  Industrie  in  der  Gemeinde  betreiben;  b)  diejenigen,  welche  Waren 
jeder  Art  wiederverkaufen ;  c)  die  Vergnügungsvereine,  Klubs  und  ähnliche 
Vereine. 

Steuerfrei  sind:  a)  alle  Beamten  und  Lohnarbeiter;  b)  diejenigen,  welche 
dem  Staatsmonopol  unterliegende  Waren  verkaufen;  c)  die  Vereine,  welche 
Zwecke  der  Bildung,  der  Wohltätigkeit,  der  Politik  verfolgen. 

Die  einzelnen  Gewerbetreibenden,  Händler  u.  s.  w.  und  Vereine  werden 
nach  ihrer  Bedeutung  klassifiziert.    Dabei  sind  folgende  Merkmale  zu  beachten : 
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B.  Der  zweite  Teil  des  Gesetzes  enthält  BestimmungeD, 
welche  den  Boden  für  die  zukünftige  Aufhebung  aller  Oktrois  vor* 
bereiten  sollen. 

Den  geschlossenen  Gemeinden  2.,  3.,  4.  Klasse  wird 
gestattet,  zu  der  Kategorie  der  „offenen''  überzugehen. 
So  hat  das  Gesetz,  vielleicht  mit  Unrecht,  den  Gedanken  früherer 
Gesetzvorlagen  fallen  lassen,  in  denen  die  Verwandlung  obliga- 
torisch war.  Die  Regierung  Hess  sich  von  der  ablehnenden  Stellung 
bewegen,  welche  im  parlamentarischen  Bericht  zur  Gesetzvorlage 
Wollemborg-Broglios  von  der  Kommission  eingenommen  worden 
war.  Sie  hatte  es  finanziell  unmöglich  erachtet,  zu  gleicher  Zeit 
das  Mehloktroi  abzuschaffen  und  die  Gemeinden  zwangsweise  zu 
öffnen.    Eine  grosse   Anzahl  von  Gemeinden  hatte  auch  Petitionen 


Bevölkerung  der  Gemeinden 


1.  für  a)  und  b) 

die  Art  des  Gewerbes  oder  des  Handels,  die  Zahl  und  die  Mietzinsen 
der  Räume,  das  dienende  Personal,  das  für  die  Zwecke  der  Steuer 
auf  den  beweglichen  Heichtum  festgesetzte  £inkommen. 

2.  für  c) 

ihre  Art,  die  Zahl  und  Mietzinsen  der  Räume,  das  dienende  Personal, 
die  Zahl  der  Mitglieder  und  die  Summe  der  von  ihnen  entrichteten 
Beiträge. 
Die  Gewerbesteuer  wird   mit  einem  progressiv  höheren  Steuersatz  an- 
gewendet, als  der  vom  Reglement  vom  14.  Dezember  1870  festgesetzte.    Nach 

diesem  waren  die  Sätze  folgende: 

Höchster  Steuersatz 
Lire 
300 
250 
200 
150 
100 
50 
Sätze  folgendermassen  modifiziert: 

Grenzen  der  Steuer 

für  die  niedrigste  für  die  höchste 

Lire        J^lasse         Lire 

10  1000 

8  800 

6  600 

5  400 

4  250 

3  150 

3  100 

2  50 


über  80,000  Einwohner 

40-80,000 

1» 

20-40,000 

p 

5—50,000 

1» 

2—2000 

F 

unter  2000 

F 

Nach  dem  neuen  Gesetz  sind  di< 

Bevölkerung 

Anzahl 

der  Gemeinden       < 

der  Klassen 

über  100,000  Einw. 

von  15—30 

80-100,000     , 

,     15—25 

50—80,000 

r     12-24 

25—50,000 

,     12-20 

12-25,000       . 

.     10-20 

5-12,000       . 

.      8-15 

2—5000 

,      6-12 

unter  2000          „ 

,       4-10 
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dem  Abgeordnetenhause  zukommen  lassen,  in  denen  sie  auf  die 
grossen  finanziellen  Schwierigkeiten,  welche  als  Folge  der  obliga- 
torischen Verwandlung  eintreten  würden,  aufmerksam  machten. 

Der  üebergang  einer  Gemeinde  von  der  Kategorie  der  « ge- 
schlossenen** zu  derjenigen  der  ^offenen**  hat  aber  einen  Ausfall  in 
den  Oktroierträgen  zur  Folge,  weil,  während  bei  den  ersteren  jede 
in  die  Stadt  eingeführte  Ware  vom  Oktroi  betroflfen  wird,  bei  den 
letzteren  nur  die  im  Detailhandel  verkauften  Produkte  demselben 
unterliegen  und  die  Besteuerung  auch  hier  eine  sehr  ungenaue  ist. 
Der  Staat  musste  also  eingreifen,  um  die  Reform  zu  ermöglichen. 
Er  konnte  entweder  auf  die  Erträge  einiger  Steuern  zu  Gunsten 
der  Gemeinden  verzichten  oder  eine  gewisse  Geldsumme  festsetzen, 
welche  unter  die  Gemeinden  nach  dem  Masse  ihrer  Bedürftigkeit 
verteilt  werden  sollte.     Die  zweite  Methode  wurde  vorgezogen. 

«Den  geschlossenen  Gemeinden  4.,  3.,  2.  Klasse,  welche  sich 
in  «offene''  verwandeln,  wird,  so  lange  bis  eine  Neuordnung  des 
Lokalsteuer  Wesens  eintritt,  ein  jährlicher  Beitrag  gewährt,  der 
20^/0  bezw.  15  und  10  ^/o  des  Ertrags  aller  Oktrois  betragen  wird" 
(Art.  15).  Der  Unterschied  in  der  Behandlung  der  Gemeinden  seitens 
des  Staates  erklärt  sich  dadurch,  dass  in  vielen  Gemeinden  4.  und 
3.  Klasse  (besonders  in  Süditalien)  eine  ganze  Menge  von  Klein- 
bauern und  Landarbeitern  lebt,  auf  deren  Schultern  die  Oktrois 
grösstenteils  lasten  und  welche,  bei  der  Rückkehr  in  die  Stadt  aus 
der  Arbeitsstätte  Abends,  vielen  Unannehmlichkeiten  an  den  Stadt- 
toren ausgesetzt  sind.  Deshalb  muss  diesen  Gemeinden  die  Er- 
öffnung erleichtert  werden. 

«Zu  diesem  Zwecke  wird  ins  Budget  eine  bestimmte  Geldsumme 
eingestellt,  und  wenn  dieselbe  allen  Forderungen  der  Gemeinden 
nicht  nachkommen  kann,  werden  diejenigen  vorgezogen,  bei  denen 
die  Reform  am  notwendigsten  erscheint"  (Art.  26). 

Um  die  etwa  noch  bestehende  Lücke  auszufüllen,  dürfen  die 
Gemeinden  2.,  3.,  4.  Klasse,  welche  sich  in  offene  verwandeln,  die 
staatlichen  Tarife  und  die  kommunalen  Tarifzuschläge  der  unmittel- 
bar höheren  Klasse  anwenden,  und,  wenn  das  Gleichgewicht  in  den 
Bilanzen  anders  nicht  zu  erreichen  ist,  dürfen  die  vom  Art.  16  des 
Gesetzes   vom   15.  April   1897   berücksichtigten   Gegenstände^)   mit 


*)  Art.  16 :  .Wenn  es  sich  um  in  den  vorigen  Artikeln  nicht  genannte 
Gegenstände  handelt»  müssen  die  Tarife  der  städtischen  Oktrois,  nach  dem  Gut- 
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einem  Oktroi  belegt  werden,  unter  der  Bedingung,  dass  das  Oktroi 
10  >  des  Wertes  nicht  übersteigt  (Art.  16  und  18). 

Eine  Zentralkommission  beim  Finanzministerium  stellt  die 
Entschädigungen  des  Staates  für  die  AbschafiFiing  des  Mehloktroi 
und  die  Verwandlung  der  geschlossenen  Gemeinden  fest.  Sie 
ist  auch  ermächtigt,  eine  Revision  der  Bilanzen  der  Gemeinden, 
welche  die  Abschaffung  des  Oktroi  in  den  gesetzlich  bestimmten 
Fristen  nicht  durchführen  können,  vorzunehmen  und,  wenn  es  nötig 
ist,  die  Zuschläge  zu  der  Grund-  und  Gebäudesteuer  und  die  Sätze 
der  Lokalsteuern  zu  erhöhen,  die  Ausgaben  einzuschränken  und  die 
Frist,  innerhalb  welcher  das  Mehloktroi  aufhören  soll,  festzusetzen. 
Es  ist  ein  weiterer  Schritt  im  System  der  Staatsaufsicht  Über  die 
finanzielle  Tätigkeit  der  Gemeinden,  welches  in  diesen  letzten  Jahren 
befolgt  wurde. 


V. 
Wirkungen  des  Gesetzes  vom  23.  Januar  1902. 

Das  Gesetz  vom  23.  Januar  1902  hat  sein  Ziel  nicht  verfehlt. 
Schon  nach  einem  Jahr  —  nach  den  von  der  Zentralkommission 
dem  Abgeordnetenhause  mitgeteilten  Zahlen  ^)  —  war  das  Mehl- 
oktroi in  120  Gemeinden  (ungefähr  3  Millionen  Einwohner)  herab- 
gesetzt und  in  60  geschlossenen  (1,706,600  Einwohner)  und  2246 
offenen  Gemeinden  (7,613,000  Einwohner)  völlig  aufgehoben  worden. 
Ausserdem  waren  41  geschlossene  Gemeinden  (618,300  Einwohner) 
geöffnet  worden. 

Nach  einem  Jahr  teilte  in  der  Sitzung  des  Abgeordnetenhauses 
vom  20.  Mai  1904  der  Finanzminister  Carcano  mit,  dass  das 
Mehloktroi  überall  aufgehoben  worden  sei  (6  Gemeinden 
ausgenommen,  welche,  da  sie  sich  in  den  besonderen,  vom  Gesetze 
vorausgesehenen  Verhältnissen  befinden,  die  Aufhebung  in  einer 
längeren  Reihe  von  Jahren  vollziehen  werden).  Ausserdem  hatten 
noch  37  Gemeinden  der  Aufforderung  des  Gesetzes  Folge  geleistet 
und  sich  dem  freien  Verkehr  geöffnet,   und   20   andere  Gemeinden 


achten  der  Handelskammer  und  des  Staatsrates,   durch  ein  königl.  Dekret  be- 
willigt werden.* 

')  Vgl.  ,Relazione  intomo  agli  effetti  della  legge  23  gennajo  1902,*  del 
14  maggio  1903  (Anlagen  der  parlam.  Verband.  1902—03  Nr.  24). 
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hatten  Verhandlungen  mit  der  Regierung  zu  diesem  selben  Zweck 
angeknüpft  Es  haben  also  die  Bestimmungen  des  Gesetzes 
heute  ^)  in  ungefähr  100  geschlossenen  Gemeinden  (darunter 
14  Städte  mit  mehr  als  2000  Einwohner)  Anwendung  gefunden. 
Es  ist  nicht  ausser  acht  zu  lassen,  dass  die  Mehrzahl  derselben 
sich  in  Süditalien  befindet. 

Aus  den  Berichten  über  den  Etat  des  Finanzministeriums  er- 
sieht man,  was  für  finanzielle  Folgen  das  Budget  zu  tragen  hatte. 
Die  als  Entschädigungen  für  die  Aufhebung  des  Mehloktroi  be- 
zahlten Staatsbeiträge  betragen  6  Millionen  für  die  norditalienischen, 
13  Millionen  für  die  süditalienischen  Gemeinden.  Diesen  Zahlen 
muss  man  den  Verlust  hinzurechnen,  den  der  Staat  bei  den  Gemein- 
den Ton  Neapel  und  Rom,  deren  Oktrois  er  selber  verwaltet,  erlitt  ^). 

Ausserdem  waren  in  den  Etat  yon  1902 — 03  eine  halbe  Million, 
in  den  Etat  von  1903—04  eine  Million  und  in  den  Etat  1904—05 
anderthalb  Millionen  als  Entschädigung  für  die  sich  in  offene  ver- 
wandelnden geschlossenen  Gemeinden  eingesetzt  worden^). 

Das  Gesetz  vom  23.  Januar  1902  selbst  hatte  die  Mittel  an- 
gezeigt, einen  Teil  dieses  Verlustes  wettzumachen.  Die  Aufhebung 
des  Mehloktroi  bildete  nämlich  bloss  einen  Abschnitt  desselben  und 
die  beiden  folgenden  Abschnitte  betrafen  die  Reform  der  Erbschafts- 
und der  Schiesspulversteuer.  Die  neue  Erbschaftssteuer  hatte  die 
Absicht,  die  kleineren  Erbschaften  zu  entlasten  und  führte  einen 
progressiven  Steuerfuss  ein.  Die  Einschätzung  der  Schiesspulver- 
steuer wurde  verbessert.  Dadurch  hoffte  man,  8  Millionen  mehr 
zu  bekommen,  welche  ^'jz  des  aus  der  Aufhebung  des  Mehloktroi 
hervorgehenden  Verlustes  decken  sollten.  Das  ist  auch  in  der  Tat 
geschehen.  Die  Ueberschüsse  im  Budget  haben  die  übrigen  Millionen 
ohne  Schwierigkeit  geliefert. 

Was  die  kommunalen  Bilanzen  anbetrifft,  so  wäre  interessant 
zu  erfahren,  wie  die  Gemeinden  den  verbleibenden  Ausfall  gedeckt 
haben.  Die  parlamentarischen  Berichte  lassen  uns  im  Stiche  darüber. 
Man  liest  darin  nur,  dass  ^die  Gemeinden  eine  rationellere  Vertei- 
lung der  kommunalen  Lasten  zu  diesem  Zweck  vorgenommen  haben  *^. 
Aber  wie?  Die  letzte  Statistik  der  kommunalen  Bilanzen  rührt  vom 


')  Geschrieben  im  Oktober  1904. 

')  Vgl.  die  Mitteilungen  Garcanos  in  der  Sitzung  vom  20.  Mai  1904. 
')  Relazione  della  Commissione  del  Bilancio  sullo  stato   di   previsione 
della  epesa  del  Ministero  delle  Finanze,  1904—05. 
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Jahre  1899  her:  Tielleicht  gibt  uns  die  nächste  näheren  AufscUuss 
darüber. 

Und  nun  zu  der  wichtigsten  Frage,  welche  aber  ebenso  im 
Bericht  der  Zentralkommission  ganz  beiseite  gelassen  wird:  wie 
steht^s  mit  den  Brotpreisen  ?  Sind  sie  im  Verhältnis  zu  den  Oktroi- 
herabsetzungen  gefallen?  Darüber  kann  man  leider  wiederum  nichts 
Bestimmtes  wissen,  da  die  amtliche  „  Statistik  der  Brotpreise  in  den 
italienischen  Städten  **  seit  1896  nicht  mehr  erschienen  ist.  Es  ist 
übrigens  zweifelhaft,  ob  eine  solche  Statistik  von  wirklichem  Nutzen 
wäre  und  zu  sicheren,  auch  von  den  Gegnern  des  Gesetzes  vom 
18.  Januar  1902  anzunehmenden  Schlüssen  führen  könnte.  «Die 
Wirkung  auf  die  Lebensmittelpreise  ist  schwer  festzustellen,  da  die 
Bewegung  derselben  durch  die  allgemeine  Gestaltung  der  Getreide- 
preise bedingt  ist**  (Reitzenstein). 

Auch  in  Italien,  wie  in  den  anderen  Ländern  wo  ähnliche 
Gesetze  erlassen  wurden,  z.  B.  in  Belgien,  wurde  die  alte  Klage 
laut,  dass  nicht  die  Konsumenten,  sondern  der  Zwischenhändler 
einen  Vorteil  aus  der  Aufhebung  des  Mehloktroi  hätten. 

Deshalb  hatten  manche  Abgeordnete  bei  der  Diskussion  des 
Gesetzes  vom  23.  Januar  den  Vorschlag  der  Regierung,  das  Mehl- 
oktroi allmählich  und  langsam  aufzuheben,  bekämpft,  mit  dem  Hin- 
weis darauf,  dass  die  kleinen  Tarifherabsetzungen  vom  Zwischen- 
handel verschlungen  werden  und  die  Brot-  und  Mehlpreise  auf  der- 
selben Höhe  bleiben  würden.  Die  Bemerkung  war  richtig,  aber  man 
konnte  nichts  anderes  machen  aus  der  schon  angedeuteten  Rücksicht 
auf  die  finanziellen  Verhältnisse  der  Gemeinden. 

Die  Konservativen  aber  verschanzen  sich  allzu  oft  hinter  dieses 
Bedenken,  um  eine  Reform  der  Verbrauchssteuern,  manchmal  ab- 
sichtlich, manchmal  im  guten  Glauben  zu  verhindern.  Die  Wichtig- 
keit dieses  Bedenkens  wird  dabei  übertrieben.  In  einem  System 
der  vollkommen  freien  Konkurrenz  und  in  einer  Gesellschaft  von 
richtigen  „ökonomischen  Menschen**  wäre  es  unmöglich,  dass  jeder 
Herabsetzung  und  Aufhebung  eines  Oktroi,  d.  h.  Verminderung 
der  Selbstkosten  der  Produzenten  eine  entsprechende  Preisermässi- 
gung nicht  folge,  während  es  in  der  Tat,  aus  Mangel  an  freier 
Konkurrenz,  wegen  der  Macht  der  Gewohnheit  u.  s.  w.,  besonders 
in  der  ersten  Zeit,  anders  geschehen  mag.  Aber  das  kann  kein  aus- 
schlaggebender Grund  gegen  eine  Steuerreform  sein,  für  die  (wie  in 
Italien  für  die  Aufhebung  des  Mehloktroi)  so  viele  Gründe  der  Ge- 
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rechtigkeit  sprechen.  Das  ist  bloss  eine  Warnung  für  die  Regie- 
rung und  die  öffentlichen  Behörden,  damit  sie  Sorge  tragen,  dass 
das  Sinken  der  Lebensmittelpreise  tatsächlich  stattfinde,  dass  Miss- 
bräuche der  Wiederkäufer  beseitigt,  Kartelle  der  Brotproduzenten 
aufgelöst  werden  u.  s.  w.  Dieser  Forderung  ist  ein  Artikel  des  Ge- 
setzes vom  23.  Januar  nachgekommen,  wo  bestimmt  wird:  «Die 
Gemeinden  oder  die  Provinzpräsidenten,  werden,  wenn  es  nötig  ist, 
durch  die  Aufstellung  eines  amtlichen  Brottarifs  (calmiere)  dafür 
sorgen,  dass  die  Brot-  und  Mehlpreise  im  Verhältnis  zur  Herab- 
setzung des  Oktroi  ermässigt  werden.* 

und  die  Regierung,  die  Gemeinden  und  die  Privaten  haben  es 
nicht  unterlassen,  das  Möglichste  zu  tun,  um  entweder  durch  Förde- 
rung der  freien  Konkurrenz  oder  durch  amtliche  Brottarife  oder 
Errichtung  von  „genossenschaftlichen  Backöfen*  oder  Verstaat- 
lichung der  Brotproduktion,  den  Zweck  des  Gesetzes  zu  erreichen 
und  die  Wohltaten  desselben  allen  Verbrauchern  zu  gute  kommen 
zu  lassen. 

Es  äusserten  sich  der  Finanzminister  Carcano  in  der  Sitzung 
des  Abgeordnetenhauses  vom  20.  Mai  1904  und  die  Budgetkommission 
im  Bericht  über  den  Etat  des  Finanzministeriums  für  das  Jahr  1904 
bis  1905  über  die  Erfolge  dieser  Bestrebungen  sehr  günstig.  Die 
Vorteile  der  Aufhebung  des  Mehloktroi  wurden  in  den  geschlossenen 
sowie  in  den  offenen  Gemeinden  empfunden,  besonders  in  den  letz- 
teren, in  denen  das  Mehloktroi  im  allgemeinen  einem  Brothändler 
verpachtet  war,  welcher  das  Aufkommen  von  Konkurrenten  er- 
schwerte oder  gar  unmöglich  machte.  Es  ist  auch  erfreulich,  dass 
Süditalien,  wo  das  Mass  des  Elends  unter  den  arbeitenden  Klassen 
so  gross  ist,  durch  dieses  Gesetz  speziell  begünstigt  wurde. 


Schlusswort. 

Das  Gesetz  vom  23.  Januar  1903  hat  eine  gewisse  absolute 
Bedeutung,  weil  es  eine  der  hässlichsten  Formen  der  Besteuerung 
beseitigt  hat.  Aber  seine  relative  Bedeutung  ist  noch  grösser.  Es 
bildet  nämlich  einen  Wendepunkt  in  der  italienischen  Finanzpolitik, 
es  ist  der  erste  Schritt  zu  einer  eingreifenden  Steuerreform,  „das 
erste  Blatt  eines  ganzen  Buches  der  Steuerreform**,  wie  es  in  den 
Motiven  heisst. 
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In  der  Tat  kann  die  Reform  des  Lokalsteuerwesens  bei  der 
Verwandlung  der  geschlossenen  Gemeinden  in  offene  unmöglich  halt 
machen.  Es  ist  aus  dem  Vorhergesagten  klar,  dass  Eröffnung  der 
Gemeinden  keineswegs  Aufhebung  der  Oktrois  bedeutet.  Diese 
bestehen  fort,  da  nur  deren  Erhebungsart  verändert  wird.  Damit 
entfallen  freilich  alle  dem  Güterverkehr  durch  die  Erhebung  der 
Oktrois  an  den  Stadttoren  erwachsenden  Schwierigkeiten  und  Unan- 
nehmlichkeiten. Aber  in  sozialpolitischer  Hinsicht  ist  wenig  damit 
gewonnen.  Im  Gegenteil,  da  in  den  offenen  Gemeinden  nur  der 
Detailverkauf  besteuert  wird,  entziehen  sich  die  wohlhabenderen 
Elassen,  welche  selbst  produzieren  oder  die  Waren  in  grösseren 
Mengen  beziehen,  den  Oktrois,  welche  nur  von  der  arbeitenden  Be- 
völkerung bezahlt  werden.  Die  Folge  der  Eröffnung  einer  Gemeinde, 
bei  Beibehaltung  der  Oktrois  ist  also  die  Entlastung  der  oberen, 
nicht  der  unteren  Klassen.  Eine  solche  Reform  sollte  wenigstens, 
damit  sie  nicht  nur  zu  Gunsten  der  Reicheren  ausfiele,  von  einer 
Aenderung  des  Tarifs  und  des  steuertechnischen  Begriffes  des  Wieder- 
verkaufs (durch  Erhöhung  der  gesetzlichen  Grenzen  desselben)  und 
von  einer  Umgestaltung  der  Lokalsteuern  begleitet  werden,  wodurch 
die  Reicheren  zur  direkten  Besteuerung  stärker  herangezogen  werden. 
Auf  diesen  Punkt  hat  das  Gesetz  vom  23.  Januar  1903  keine  ge- 
nügende Rücksicht  genommen.  Es  ist  auch  meines  Erachtens  darin 
zu  tadeln,  dass  es  den  sich  öffnenden  Gemeinden  die  Oktrois  in 
grösserem  Masse  anzuwenden  gestattet.  Deshalb  ist  es  meiner  An- 
sicht nach  (im  zweiten  Teil)  nur  als  ein  Uebergangsgesetz  aufzu- 
fassen, das  freilich  einige  schlimme  Folgen  der  Oktrois  beseitigt  und 
die  Lösung  der  Oktroifrage  vorbereitet  und  erleichtert,  aber  keines- 
wegs zu  Stande  gebracht  hat.  Der  Eröffnung  der  geschlossenen 
Gemeinden  2.,  3.,  4.  Klasse  muss  die  Aufhebung  aller 
anderen  Oktrois  auf  die  Lebensmittel  des  notwendigen 
Verbrauchs  in  kurzer  Zeit  folgen. 

Dass  die  italienischen  Gemeinden  auf  alle  indirekten  Verbrauchs- 
steuern, die  im  Jahre  1899  159  Millionen  abwarfen,  verzichten,  ist 
finanziell  nicht  möglich  und  auch  nicht  wünschenswert,  wegen  der 
bekannten  steuertechnischen  Vorzüge,  welche  den  indirekten  Ver- 
brauchsteuern im  allgemeinen  anhaften.  Eine  indirekte  Besteuerung 
einiger  Artikel  des  nicht  notwendigen  Verbrauchs,  welche  grosse 
und  sichere  Erträge  liefern  und  bei  denen  die  Einziehung  leicht  ist, 
dürfte  (so  lange  bis  die  von  den  radikalen  Steuerpolitikern  geforderte 
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Steuerreform  eintritt,  wodurch  die  indirekte  und  Einkommenbesteue- 
rung beim  Staat  konzentriert  und  die  realen  Steuern  den  Gemein- 
den überlassen  werden  sollten)  fortbestehen. 

Im  Jahre  1899  verteilten  sich  die  von  den  geschlossenen 
Gemeinden  aus  den  Oktrois  erhobenen  159  Millionen  Lire  folgender- 
massen  ^): 

Getränke 50,224  Fische  und  gesalzte  Fische    .  3,230 

Fleisch 25,069  Obst  und  Gemüse 5,497 

Reis 1,207  Konditor-   und   Kolonialwaren  1,621 

Butter,  Oel,  Talg 5,661  Brennstoffe  und  Fettwaren .     .  8,328 

Zucker 2,869  Papier,  Glaswaren      ....  1,257 

Bier 568  Metalle 993 

Mehl  und  Mehlwaren     .    .    .  19,166  Holz  und  Möbel 1,597 

HOliner,  Eier,  Geflügel  u.  Wild  2,104  Baumaterialien 2,379 

Milch,  Käse 3,648  Andere  Produkte,  Schnee  u.  Eis  4,229 

Wenigstens  die  Oktrois  auf  Reis,  Butter,  Oel,  Talg, 
Petroleum,  Zucker,  Milch,  Käse,  Fische,  Gemüse,  Obst, 
Schnee,  einige  Brennstoffe,  Eis  sind  sofort  als  möglich 
abzuschaffen.  Auf  die  Getränkeoktrois  kann  man  natürlich  un- 
möglich verzichten.  Bei  anderen  Artikeln,  wie  Fleisch,  Brenn- 
materialien, Gas  und  elektrische  Kraft,  kann  die  Steuer,  wie  das 
Oesetz  vom  23.  Januar  selbst  andeutet,  sehr  leicht  eingehoben  werden. 
Andere,  Luxusartikel  betreffende  Oktrois  kann  man  vorläufig  bei- 
behalten. 

Hier  fallt  wieder  dem  Staate  die  Rolle  zu,  mit  seinem  Beispiel 
voranzugehen  und  den  staatlichen  Oktroitarif  zu  vereinfachen,  wenn 
auch  dessen  völlige  Abschaffung  aus  finanziellen  Rücksichten  zur 
Zeit  unmöglich  ist. 

Dem  Gesetz  vom  23.  Januar  1902  ist  kein  weiterer  Schritt  in 
der  Steuerreform  gefolgt ')  und  der  Kampf  zwischen  der  radikalen  und 
der  gemässigten  Tendenz,  welche  die  Regierung  vertritt,  dauert  fort. 
Die  Regierung  konzentriert  jetzt  ihre  Bestrebungen  auf  die  Ver- 
wandlung aller  geschlossenen  Gemeinden  (ausgenommen  die  14  Ge- 
meinden 1.  Klasse,  bei  denen  die  Lösung  dieser  Frage,  nach  Luz- 
zattis  Worten,  zu  schwierig  ist)  in  offene  und  hofft,  diese  Reform 
in  5  Jahren  zu  stände  zu  bringen.     ,Dann  werden  wir,  da  das  Ge- 


^)  Annuario  statistico  1904  S.  630. 

')  Das  Gesetz  vom  8.  Juli  1903  hat  die  Oktrois  auf  Orangen  und  Zitronen 
und  die  mit  diesen  Früchten  hergestellten  Produkte  abgeschafft. 
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setz  die  Zahl  der  steuerbaren  Objekte  eingeschränkt  haben  wird  und 
manche  der  den  Oktrois  in  den  geschlossenen  Gemeinden  anhaftenden 
Nachteile  in  den  offenen  Gemeinden  fortfallen,  mit  gutem  Gewissen 
sagen  können,  dass  wir  eine  grosse  demokratische  Reform  vollzogen 
haben''  (Luzzatti).  Der  vorläufig  gegen  eingreifendere  Reformen 
ablehnende  Standpunkt  der  Regierung  wurde  vom  Finanzminister 
folgendermassen  gerechtfertigt:  „Wenn  wir  diese  Reform  der  Oktrois, 
welche  möglich  und  praktisch  ist,  mit  zwei  anderen  grossen  Fragen, 
der  Einführung  einer  allgemeinen  Einkommensteuer  und  der  Um* 
gestaltung  des  ganzen  Lokalsteuerwesens  vereinigen,  würden  die 
diesen  beiden  Reformen  im  Wege  stehenden  Schwierigkeiten,  auch 
die  erste  unmöglich  machen.  .  .  . 

.  .  .  Alle  finanziellen  Reformen  müssen  den  Notwendigkeiten 
des  öffentlichen  Kredits  und  des  Gleichgewichts  untergeordnet  werden. 
Sollten  wir  eines  Tags  gewahr  werden,  dass  die  Reformen  die 
Stabilität  des  Budgets  in  Frage  stellen,  da  würden  wir  sofort  halt 
machen,  weil  für  eine  Regierung  es  ein  schwerer  Vorwurf  wäre, 
neue  Defizits  herbeizuführen,  nachdem  wir  mit  so  grosser  Mühe  das 
Gleichgewicht  wiederhergestellt  haben*  ^). 


^)  Vgl.  die  Rede  Luzzattis  im  Abgeordnetenhause  in  der  Sitzung  yom 
21.  Mai  1904. 

Nach  den  am  10.  Dezember  1904  erfolgten  Mitteilungen  desselben  Mi- 
nisters bei  dem  Finanzexpose  wird  die  Regierung  im  Laufe  des  Jahres  der 
Kammer  einen  neuen  Gesetzentwurf  betreffend  die  Oktrois  vorlegen.  Die  Grund- 
bestimmungen desselben  sollen  die  obligatorische  Eröffnung  der  Gemeinden 
3.  und  4.  Klasse  vom  1.  Januar  1907  an  und  derjenigen  1.  und  2.  Klasse  nach 
einem  längeren  Zeitraum  enthalten.  Die  finanzielle  Hilfe  des  Staates  soll  die 
Vollendung  der  Reform  ermöglichen.    (Geschrieben  im  Februar  1905.) 
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Von 
Dr.  Jar.  Costantino  Breseiani. 

I. 
Ergebnisse  des  Finanzjahres  1903  04. 

Im  Budgetgesetz  betr.  den  Voranschlag  1903—04  waren  die  Gesamtein- 
nahmen  (ohne  die  Giroposten)  auf  1,752,488  Lire,  die  Gesamtausgaben  auf 
1,752,365  Lire  angesetzt  worden,  woraus  sich  ein  kleiner  Ueberschuss  von 
123,000  Lire  ergab  *).  Aber  schon  im  Dezember  1903  rechnete  der  Finanz- 
minister auf  einen  Ueberschuss  von  6  Mill.  Man  stellte  im  Laufe  des  Finanz- 
jahres 1903/04  an  die  Staatskasse  grossere  Ansprüche,  als  urspninglich  voraus- 
gesehen worden  war,  aber  auch  die  Einnahmen  warfen,  dank  dem  anhaltenden 
wirtschaftlichen  Aufschwung,  entsprechend  grössere  Erträge  ab.  Als  im  April- 
Mai  1904  die  Regierung  und  die  Budgetkommission  an  der  Zusammenstellung 
des  zweiten  Voranschlages  arbeiteten,  konnte  man  feststellen,  dass  die  Erträge 
der  Verkehrssteuem,  der  Staatsmonopole,  der  Eisenbahnen,  des  Post-  und  Tele- 
graphenwesens vom  Juni  1903  bis  April  1904  diejenigen  des  gleichen  Zeit- 
abschnitts im  vorhergehenden  Finanzjahr  bedeutend  überstiegen  hatten  und 
auch  nach  Deckung  des  Ausfalls  in  den  Verbrauchs-  und  direkten  Steuern  einen 
beträchtlichen  Ueberschuss  übrig  Hessen. 

Auch  in  die  vom  Budgetgesetz  festgesetzten  Zahlen  der  Ausgaben  waren 
zahlreiche  Veränderungen  hineingebracht  worden.  Denn  einerseits  mussten 
grössere  Summen  den  einzelnen  Ministerien  infolge  der  Entwicklung  der  öffent- 
lichen Dienste  überwiesen  werden  —  wobei  sie  zum  Teil,  wie  bei  dem  Post- 
und  Telegraphenwesen,  vermehrten  Einnahmen  entsprachen.  Anderseits  hatten 
neue  Gesetze,  wie  das  über  die  Entwässerung  der  römischen  Campagna,  die 
Teilnahme  Italiens  an  der  Weltausstellung  in  St.  Louis,  neue  öffentliche  Ar- 
beiten, die  Erweiterung  des  Genuaer  Hafens,  die  Ruhegehälter  für  die  Volks- 
lehrer n.  8.  w.  andere,  nicht  vorausgesehene  Ausgaben  zur  Folge  gehabt.  Es 
war  aber  erfreulich,  dass  mitten  im  allgemeinen  Anschwellen  der  Ausgaben 
einige  Posten  eine  Verminderung  aufwiesen,  wie  bei  dem  Schatzministerium 
die  Ausgaben  für  die  Staatsschulden,  welche  wegen  der  Konvertierung  der 
Ayt^oigen  fundierten  Anleihe  um  2,072,000  Lire  abnahmen,  und  die  Zinsen 
der  Schatzscheine  und  der  statutmässigen  Vorschüsse  der  Banken  an  den  Schatz  % 


0  Vgl.  Finanzarchiv  1904,  II,  S.  117. 

')  (—  l,soo,ooo  bezw.  —  350,ooo  Lire),     Vgl.  Relazione  della  Giunta  generale  del 
bilancio  suir  assestamento  del  bllancio  di  previsione  1903.04  (V  e  n  d  r  a  m  i  n  1)  S.  9. 

649 


Digitized  by  VjOOQIC 


HO 


C.  Bresciani, 


80  dass  das  Resumö  der  .Legge  d'assestamento*',  welche  am  12.  Juni  1904  von 
den  Kammern  gebilligt  wurde,  folgendermassen  zusammengesetzt  war  (in 
Taus.  Lii-e): 


I.  Wirkliche  Einnahmen  und  Ausgaben 
Einnahmen  .    .    .    1,764,284 
Ausgaben     .    .    .     1,705,194 
+  59,090 

III.  Kapitalbewegung 
Einnahmen       .    .    .    83,772 
Ausgaben    .    .    .    »    47,070 


IL  Eisenbahnbau 
Einnahmen  ...  82 

Ausgaben    .    .    .    12,028 


—  11,946 


—  18,298 


üeberhaupt 
Einnahmen .    .    1,798,188 
Ausgaben     .    .    1,764,294 
+  83,844 


Im  Vergleich  zum  Budgetgesetz  wiesen  also  die  Ausgaben  ein  Plus  von 
22  MilL  auf,  welches  von  den  40  Mill.  Mehreinnahmen  weit  Überholt  war. 
Nach  der  Meinung  der  Budgetkommission  hätten  freilich  die  der  Kammer  Tor^ 
gelegten  Gesetzentwürfe,  deren  finanzielle  Folgen  in  der  obigen  Zusammen- 
stellung nicht  hatten  berücksichtigt  werden  kOnnen,  der  Staatskasse  noch  eine 
Last  Ton  ungeföhr  20  Mill.  aufgebürdet,  wodurch  der  üeberschuss  von  33  MilL 
auf  18  zusammengeschmolzen  wäre.  Die  fortdauernde,  unverhoffte  Steigerung 
der  Einnahmen  wog  aber  auch  diese  neuen  Ausgaben  genau  auf,  so  daas  der 
üeberschuss  von  38  Mill.  sich  auch  in  den  endgültigen  Ergebnissen  des  Finanz- 
jahres ungeschmälert  behauptete: 

Uebersicht  der  tatsächlichen  Einnahmen  und  Ausgaben 
im  Finanzjahr  1903/04  (in  Taus.  Lire): 

Differenz  Differenz  gegen- 

gegenüber  dem  Über  der  .legge 

Budgetgesetz  d'assestamento* 
I.  Wirkliche  Einnahmen  und  Ausgaben: 


Einnahmen    . 
Ausgaben 

II.  Eisenbahnbau: 
Einnahmen  . 
Ausgaben 


in. 


Kapitalbewegung : 
Einnahmen   .     . 
Ausgaben      .    . 


Üeberhaupt : 
Einnahmen 
Ausgaben 


1,780,613 
1,721,884 
+  59,729 


12.028 

—  12,028 

35,244 

48.180 

—  12,886 

1.815,857 
1,782.043 

+  33,814 


+  59,786 
+  30,067 
+  29,669 


+ 


81 
266 


—       347 


+ 


3,714 
657 


+    4,371 

+  63,369 
+  29,677 
+  83,692 


+  16,829 
+  16,689 

—  360 

—  81 

"^=      sT 

+  1,471 
+  1.059 
+       412 

+  17,719 

— 80^) 

+  17,749 


1)  Es  folgen  ausführlichere  Zahlen  der  Ausgaben  nnd  Einnahmen  (vgl.  Lnzzatti. 
Esposizione  flnanziaria  fatta  alla  Camera  dei  Deputaü  1,  8  die.  1904  S.  43—46) : 
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Der  Zuwachs  der  Einnahmen  gegenüber  dem  Vorjahre  (vgl.  Finanzarchir 
1904,  II,  S.  115)  ist  den  Verkehrsstenem ,  den  Staatsmonopolen  (Tabak,  Salz, 
Lotterie),  der  Eisenbahnsteuer  und  dem  dem  Staate  zufallenden  Anteil  an  den 
Roherträgen  der  Eisenbahnen,  der  Gebäudesteuer,  dem  Post-  und  Telegraphen- 
wesen zu  verdanken.  Bei  den  Erträgen  der  Grundsteuer  zeigt  sich  ein  kleiner 
Ausfall  von  1  Mill.  —  als  Folge  der  progressiven  Anwendung  des  neuen  Ka- 
tasters —  welchem  eine  Mehreinnahme  von  ebenfalls  ungefähr  1  Mill.  bei  der 


Ausgaben  im  Finanzjahr 


I90d|04  (in  Taus.  Lire): 
Differenz 


Differenz 
gegenüber      gegenüber 
dem  aer  niegge 

Budget-        d'assesta- 
gesetz  mento" 

Schatzministerium 726,600           —  8,976           —     soo 

Finanzministerium 220,899           -h  4,618           —  8,14S 

Justizministerium 42,568           -f  1,204           +     712 

Ministerium  für  auswärtige  Angelegenheiten  16,646           -{-     930           +     S80 

Ministerium  fllr  den  öffentlichen  Unterricht  .    .  66,658           -j-  4,966           -f-  2,827 

Ministerium  für  das  Innere 77,766           +  8,873           -f  2,617 

Ministerium  für  Öffentliche  Arbeiten      ....  78,522           -{-  ^,727           -f-     607 

Ministerium  für  Post-  und  Telegraphenwesen    .  82,903           +  6,998           +  8,644 

Eriegsministerium 277,991           -{-  2,290           +  2,969 

Marineministerium 126,370           -}-  4,370           +  4,370 

Ministerium  für  Landwirtschaft,  Industrie  und 

Handel 17,174           +  2,480 

Einnahmen  im  Finanzjahr  1908.'04  (in  Taus.  Lire) : 

Verkehrssteuern 210,666       +12,766            +3,765 

Erbschaftssteuer 88,823           +  4,324 

Registrierung-  und  Stempelsteuern     .    .    .  148,696           +  7,096 

„Tote  Hand" 6,406           +     105 

Hypothekensteuer 7,862           +     362 

Andere  Steuern 10,878           +     878 

Verbrauchssteuern    (ohne    die    Zucker- 
fabrikationssteuer und  die  Cretreide-  und 

Zuckerzölle) 280,870       +  18,725            +  8,012 

Fabrikationssteuem 66,069           +  7,819 

Zölle 172,480              +  6,429 

Staatliche  Oktrois 61,881           +  1,676 

Staatsmonopole 367,447       +12,447            +6,447 

Tabak 216,072            +  4,072 

Salz 77,675              +  2,174 

Lotterie 74,700           +  6,200 

DirekteSteuern 490,670       +    2,767            +  M78 

Grundsteuer 100,660           +  2,289 

Oebäudesteuer 91,764           +     654 

Einkommensteuer 298,254           +      77 

Eisenbahnen 1 1«,130       +    6,662            —     476 

Anteil  des  Staates  an  den  Roherträgen   .    .  94,026           +  4,746 

Steuer  auf  den  Eisenbahnverkehr    ....  26,108           +  i,808 

Oeffentliche  Dienste 98,221       +    3,721            +  l,42i 

Postwesen 76,860           +  3,860 

Telegraphenwesen 16,36 1           +    361 

Andere  ordentliche  Einnahmen    .    .  92,177       +    7,714            +6,810 

Getreidezölle 69,744       +    7,244            —     265 

Zvckerzoll 3,211       —    6,788            —     788 

Zucker  fabrikationsstener 62,667       —10,942            —8,442 

651 


+  1,312 


—  676 
+  3,696 

—  95 
+  362 
+      678 


+  2,66» 
+  9,280 
+        28 


+  3,072 
+  1,174 
+  1,200 


+        10 
+  1,163 


—  I,421> 
+      963 


+  1,360 
+        61 
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Gebäudesteuer  gegenübersteht.  Die  Erträge  der  Einkommensteuer  sind  g^nz 
stabil  geblieben.  Auch  in  Italien  verschiebt  sich  der  Schwerpunkt  der  Besteue- 
rung jedes  Jahr  mehr  auf  die  indirekten  Steuern.  Bei  der  Gestaltung  unseres 
Steuersystems  ist  das  sehr  bedenklich  und  dürfte  unseren  Staatsmännern  die 
Notwendigkeit  einer  tiefgreifenden  Reform  nahe  legen. 

Der  Minderertrag  der  Fabrikationssteuem  ist  der  Zuckersteuer  zuzu- 
schreiben und  wurde  von  einer  nur  formalen  Ursache  herbeigeführt,  d.  h.  von 
der  —  vom  Gesetz  vom  2.  Juli  1902  eingeführten  —  neuen  Methode  der  Zucker- 
Steuereinschätzung.  Bei  den  Zöllen  zeigt  sich  ebenfalls  ein  bedeutender  Aus- 
fall gegenüber  dem  Vorjahr,  welcher  den  Zucker-  und  Getreidezöllen  zuzurechnen 
ist.  Die  Erträge  des  Zuckerzolls  betrugen  1903/04  nur  noch  8,21 1,000  Lire  (vgl. 
Finanzarchiv  1904,  II,  S.  113);  diejenigen  des  Getreidezolls  nur  59,744,000  Lire 
anstatt  94  Mill.  wie  im  Vorjahre.  Diese  Zahlen  beweisen,  wie  schwankend  und 
trügerisch  die  Erträge  der  Getreidezölle  sind  und  wie  sie  denjenigen  im  Stich 
lassen  würden,  der  Hoffnungen  auf  steigende  zukünftige  Einnahmen  und  Budget- 
überschüsse auf  sie  gründen  wollte. 

Im  ganzen  sind  also  auch  die  Ergebnisse  des  letzten  Finanzjahres  er- 
freulich. Die  finanzielle  Lage  ist  eine  ganz  gesunde,  wie  man  sich  leicht  über- 
zeugen kann,  wenn  man  einen  Blick  auf  das  Resum^  wirft.  Die  technische 
Zusammensetzung  des  italienischen  Budgets  ist  bekanntlich  eine  vorzügliche, 
indem  sie  es  ermöglicht,  dass  man  sich  sofort  eine  klare  VorsteUung  davon 
mache,  welcher  Wert  den  einzelnen  Zahlen  der  Ausgaben  und  Einnahmen  bei- 
zumessen ist.  Dieses  Resum^  zeigt  nun,  dass  die  wirklichen  Einnahmen  einen 
Ueberschuss  von  58  Mill.  über  die  wirklichen  Ausgaben  lieferten,  welcher  für 
das  Defizit  in  der  2.  und  3.  Kategorie  aufzukommen  hatte;  trotzdem  blieb  noch 
ein  Ueberschuss  von  38  Mill.  Übrig.  Es  ist  wahr,  dass  das  Finanzjahr  1902/03 
den  viel  grösseren  Ueberschuss  von  69  Mill.  aufwies,  so  dass  dem  Scheine  nach 
eine  Verschlechterung  eingetreten  wäre.  Ich  habe  aber  schon  voriges  Jahr 
nachgewiesen,  dass  er  durch  die  ausserordentliche  Getreideeinfuhr  verursacht 
wurde  und  demgemäss  nur  ein  vorübergehender  sein  konnte.  Die  wieder  nor- 
male Getreideeinfuhr  des  Jahres  1903/04  hat,  wie  schon  gesagt,  die  Erträge  der 
Getreidezölle  und  dadurch  den  Budgetüberschuss  verkleinert. 

Voranschlag  1904/05. 

Die  Ausgaben  schwellen  fortwährend  an,  trotz  der  Versuche,  ihrer  reissen- 
den Zunahme  einen  Damm  entgegenzusetzen.  Das  verursacht  manche  Kopf- 
schmerzen unseren  Finanzministem,  denn  sie  sehen,  dass  die  Spannung  zwischen 
Einnahmen  und  Ausgaben  immerhin  klein  ist  und  dass  jeder  Zuwachs  der 
ersteren  von  den  letzteren  sofort  ausgebeutet  wird,  und  fürchten,  dass  das 
Gleichgewicht  —  das  in  der  Tat  nicht  auf  felsenfesten  Grundlagen  beruht  und 
nur  durch  die  äusserste  Sparsamkeit  und  Ausdehnung  der  Leistungsfähigkeit 
der  Nation  erreicht  wurde  —  einmal  wieder  zerstört  werde.  Wie  kai^  werden 
alle  Ausgaben  bemessen,  wie  wenig  entsprechen  sie  den  Bedürfnissen  des  Landes 
und  den  tausend  Forderungen,  welche  von  allen  Seiten,  mit  stürmischem  Drängen, 
an  den  Staat  gestellt  werden!  Wenn  man  die  Berichte  der  Budgetkommission 
über  die  Etats  der  einzelnen  Ministerien  für  das  Jahr  1904/05  durchliest,  hat 
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man  einen  peinlichen  Eindruck,  da  man  sieht,  wie  fiberall  die  Mittel  ungenflgend 
«ind.  Im  Bericht  Aber  den  Etat  des  Ministeriums  für  Ackerbau,  Handel  und 
Industrie  wird  darüber  geklagt,  dass  die  knappen  Zuschüsse  zu  den  einzelnen 
Posten  unzureichend  seien,  um  unserer  Agrar-  und  Industrieproduktion  (besonders 
•der  ersteren ,  die  es  nötiger  hat)  eine  wirksame  Hilfe  angedeihen  zu  lassen '). 
Den  Bedürfnissen  unserer  Landwirtschaft  können  die  in  den  Etat  eingetragenen 
'6,841,000  Lire  nicht  gerecht  werden').  Ebenfalls  wird  in  den  Berichten  über 
•den  Etat  für  Heer  und  Marine  sorgenvoll  darauf  aufmerksam  gemacht,  dass, 
während  die  anderen  Staaten  in  diesen  letzten  10  Jahren  riesige  Ausgaben  für 
•das  Heer  gemacht  und  den  ordentlichen  Etat  vergrössert  haben,  in  Italien  keine 
neuen  Ausgaben  (abgesehen  von  der  Ausstattung  der  Artillerie  mit  den  neuen 
•Geschützen)  erfolgt  sind  und  im  Gegenteil  der  Etat  herabgesetzt  und  konsoli- 
diert worden  ist ').  Es  sei  unum^Lnglich  nötig,  die  Flotte  umzugestalten  und  die 
■alten  Torpedoboote  durch  neue  zu  ersetzen,  damit  sie  den  heutigen  Anforde- 
rungen gewachsen  ist  ^).  Im  Bericht  über  den  Etat  des  Ministeriums  des  öffent- 
lichen Unterrichts  ertönt  die  alte  Klage  Über  die  Knappheit  der  Fonds  für 
Bildungszwecke  und  es  wird  die  Notwendigkeit  eines  energischen  Vorgehens 
betont,  um  den  Analphabetismus  zu  bekämpfen  uud  zu  beseitigen ').  Im  Bericht 
über  den  Etat  des  Ministeriums  für  auswärtige  Angelegenheiten  wird  der  Re- 
gierung vorgeworfen,  dass  sie  zu  oft  fremden  Kaufleuten  den  Schutz  unserer 
Mitbürger  im  Ausland  anvertraue,  um  den  Ausgaben,  welche  geschulte  Konsuln 
erfordern,  auszuweichen^),  in  demjenigen  über  den  Etat  des  Justizministeriums 
verlangt  man,  dass  die  Gehälter  der  Richter,  der  «Pretori**  und  der  Vizestaats- 
anwälte gemäss  dem  Gesetz  vom  30.  März  1890  erhöht  werden^)  u.  s.  w. 

Es  ist  zwar  dabei  nicht  zu  vergessen,  dass  die  Volksvertretungen  be- 
kanntlich zu  übertriebenen  Ausgaben  hinneigen,  aber  ein  grosser  Teil  dieser 
Forderungen  ist  immerhin  wohl  berechtigt,  wie  jeder  weiss,  der  mit  italieni- 
schen Verhältnissen  bekannt  ist  und  überall  die  Spuren  einer  an  Kargheit 
grenzenden  Sparsamkeit  bemerkt.  Leider  ist  es  nicht  möglich,  wegen  der  Ar- 
mut des  Landes,  es  anders  zu  machen,  und  es  wäre  verkehrt,  wenn  man  den 
Grundsatz  der  äussersten  Vorsicht  in  den  Ausgaben  verlassen  und  die  früher 
begangenen  Fehler  wiederholen  wollte. 

Immerhin  wird  eine  Fülle  von  neuen  Gesetzen  neue,  beträchtliche  Aus- 
gaben auch  im  Finanzjahr  1904/05  zur  Folge  haben.  Demgegenüber  hofft  man 
wieder  auf  bedeutende  Zuwächse  fast  aller  Einnahmen,  wiewohl  Regierung  und 
Budgetkommission  sehr  zurückhaltend  in   der  Schätzung  zukünftiger  Erträge 

1)  Rel.  della  Ginnta  gen.  del  bilancio  suUo  stato  di  previsione  della  spesa  del 
Ministero  di  Agricoltnra,  Industria  e  Commercio  I904t'06  (Gasciani)  S.  i. 
3)  Id.  S.  7. 

3)  Rel.  della  Ginnta  gen.  del  bilancio  suUo  stato  di  previsione  della  spesa  del 
Ministero  della  Guerra  I904t*05  (Pais-Serra)  S.  42. 

4)  Rel.  della  Ginnta  gen.  del  bilancio  suUa  stato  di  previsione  della  spesa  del 
Ministero  della  Marina  1904^05  (Arlotta)  S.S. 

6)  Rel.  della  Ginnta  gen.  del  bilancio  snllo  stato  di  previsione  della  spesa  del 
Ministero  dell'  Istruzione  pnbblica  1904/06  (Donati)  S.  il. 

0)  Rel.  della  Ginnta  gen.  del  bilancio  suUa  stato  di  previsione  della  spesa  del 
Ministero  degli  affari  esteri  1904/06  (Grippo)  S.  2. 

7)  Rel.  della  Giunta  gen.  del  bilancio  snlla  stato  di  previsione  della  spesa  del 
Ministero  di  Grazia  e  Ginstizia  e  dei  Culti  (Fani)  S.  6. 
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sind  und  dabei  einem  Mittelweg  folgen  zwischen  der  strengen  Schätzung  der 
Einnahmen  auf  Grundlage  der  Ergebnisse  des  Vorjahres  und  derjenigen,  welche 
dem  in  den  letzten  Jahren  beobachteten  Zuwachs  derselben  entsprechen  würde  ^). 
Denn  Öfter  schl&g^  dieser  gehoffte  „natürliche*  Zuwachs,  auf  Grund  dessen  man 
vielleicht  neue  Ausgaben  bewiUigt  hat,  wegen  einer  Verschlechterung  der  wirt- 
schaftlichen Verhältnisse,  in  sein  Gegenteil  um.  Die  Zunahme  der  Einnahmen 
(gegenüber  dem  Voranschlag  1908/04)  betrifft  die  Verkehrssteuem ,  die  Zucker- 
und Spiritusfabrikationssteuer  -),  den  Anteil  des  Staates  an  den  Roherträgen  der 
Eisenbahnen,  die  Gebäude-  und  die  Einkommensteuer,  die  Staatsmonopole,  die 
Erträge  des  Post-  und  Telegraphenwesens,  denen  aber  entsprechend  vermehrte 
Ausgaben  gegenüberstehen.  Im  Gegenteil  wird  eine  Abnahme  bei  den  Erträgen 
der  Grundsteuer,  der  Oktrois  von  Neapel  (welche  vom  Staate  direkt  verwaltet 
werden)  und  der  Getreide-,  Spiritus-,  Zuckerzölle  vorausgesehen.  Das  Budget- 
gesetz vom  80.  Juni  1904  betr.  den  Etat  1904/05  fasst  alle  Einnahmen  und  Ausr 
gaben  folgendermassen  zusammen  (in  Taus.  Lire): 

I.  Wirkliche  Einnahmen  and  Ausgaben  IL  Eisenbahnbau 

Einnahmen  .    .    .    1,756,047  Einnahmen  ...  2 

Ausgaben     .     .    .     1,708,226  Ausgaben    .     .     .     12,928 

+  47,821  —  12.926 

III.  Eapitalbewegung  üeberhaupt 

Einnahmen ....    31,766  Einnahmen .    .     1,787,815 

Ausgaben    .     .    .     .    47,801  Ausgaben    .    .     1,768,956 

—  16,085  +  18,859») 

1)  Rel.  della  Oinnta  gen.  del  bilancio  snlla  stato  di  previsione  dell'  Entrata  1904.0& 
(Rabiui)  S.  3. 

2)  Das  Gesetz  vom  22.  März  1903 ,  welches  der  Spirituserzeugung  za  Industrie-  und 
Beleuohtungszwecken  Steuererleichterungen  gewährte,  hatte  einen  guten  Erfolg,  indem  es. 
die  inlandische  Produktion  hob. 

S)  Es  folgen  etwas  ausführlichere  Zahlen: 
Veranschlagte  Ausgaben  für  das  Finanzjahr  1904] 0  5  (in  Taus.  Lire): 

Schatzministerium 720,166 

Finanzministerium 227,249 

Justizministerium 42,316 

Ministerium  für  auswärtige  Angelegenheiten 16,248 

Ministerium  für  den  Öffentlichen  Unterricht 64,887 

Ministerium  für  das  Innere 76,076 

Ministerium  für  öffentliche  Arbeiten 79,210 

Ministerium  für  Post-  und  Telegraphen wesen 81,736 

Kriegsministerium      276,ooo 

Marineministerium '    .    .  121,000 

Ministerium  für  Landwirtschaft,  Industrie  und  Handel      .    .  16,837 

Veranschlagte  Einnahmen  für  das  Finanzjahr  1904/05: 

Verkehrssteuern 207,700 

Verbrauchssteuern  (ohne  die  Zuckersteuer  und  die  Getreide- 

und  Zuckerzölle) 271,868 

Staatsmonopole 369,600 

Direkte  Steuern  488,428 

Eisenbahnen li9,78i 

Oeffentliche  Dienste 91,900 

Getreidezoll 62,600 

Zuckersteuer 68,000- 
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Nach  Berücksichtigung  der  neuen  Ausgaben  und  der  auf  Grund  der  bis- 
herigen Ergebnisse  zu  erwartenden  Mehreinnahmen,  rechnet  der  Schatzminister 
auf  einen  üeberschuss  von  10—15  Mill. 

»Für  das  Finanzjahr  1905/06  gelangt  man,  wenn  man  die  Einnahmen 
vorsichtig  schätzt  und  den  finanziellen  Folgen  aller  Gesetze  und  Gesetzentwürfen 
Rechnung  trägt,  zu  einem  Üeberschuss  von  über  10  Mill.  Auf  diesem  Finanz- 
jahr  werden   die   vermehrten  Ausgaben   für   die  öffentliche  Sicherheit  lasten. 

Diese  kann  man  decken  mit  5  Mill.,   die  wir  den  Erträgen  der  Steuer 

auf  die  Zuckerfabrikation  (die  Zuckerzölle  werden  ermässigt)  entnehmen  werden 
und  mit  den  Gesetzentwürfen  betreffend  die  Börsen-  und  die  Automobilsteuer, 
welche  wir  noch  nicht  vorgelegt  haben,  weil  die  Elastizität  des  Budgets  es  noch 
nicht  forderte*  *). 


II. 

Oeld-  und  Bankwesen. 

A.  Notenumlaiif'). 

a)   Banknoten. 

Der  Gesamtumlauf  der  drei  Banken  betrug  am 

31.  Dez.  1902      31.  Dez.  1908 
Bank  von  Italien      ....      855,4  899,3 

,     Neapel     ....      255,3  270.1 

,        ,     Sizilien     ....        64,7  66,5 


1175.4  1285,9 

Die  überschüssigen  Noten  (über  die  vom  Bankgesetze  gestatteten  Grenzen 

des  Notenumlaufs,  welche,  laut  dem  Art.  7  für  das  Jahr  1908  auf  681,  bezw. 

210,8  und  48,4  Mill.  festgesetzt  waren)')  hatten  volle  Metalldeckung. 
Die  drei  Banken  verfügten  über  folgende  Reserven: 

Bank  Bank  Bank         xJeberhaupt 

von  Italien    von  Neapel   von  Sizihen  *^ 

am         am         am         am         am         am         am         am 
31. Dez.  31. Dez.  31. Dez.  81. Dez.  81. Dez.  81. Dez.  Sl.Dez.  Sl.Dez. 

1902    1903    1902    1903    1902    1903    1902    1903 

Gold 338,9   465,2    79,9     96,9     37,3     40,7    450,3   602,9 

5-Lirestücke   .    .      44,7     80,1    10,5     10,8       1,2       1,2      56,5     92,3 


{: 


Silber  ,  gcijgi^eniünzen  .        9,5     12,9      2,8       8,1       0,7       0,7      18,1      16,8 

Forderungen  auf  das  Aus- 
land   83,5     86,8    22,8     22,6       8,6       8,1     115,0   117.7 

Italienische  Staats-  oder 
vom  Staate  garantierte 
Schuldtitel      ....        —      —       34,7     32,8       —        —       34,7     32,8 


Zuckerzoll l,ooo 

Andere  Einnahmen 95,879 

1)  Luzzatti,  Esposizione  flnanziaria  S.  8. 

9)  Die  folgenden  statistischen  Daten  sind  der  „Relazione  intomo  air  andamento 
degli  istitnti  d'emiasione  e  della  circolazione  bancaria  e  di  Stato  (Anno  190S)*'  (Druck- 
sachen des  Abgeordnetenhauses,  2.  Sess.  I902f04.  XLIII)  entnommen. 
S)  S.  Finanzarchiv  1904  II  S.  123. 
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80  dass  das  Verhältnis  der  Reserve  eum  Notenumlauf  gegenüber  dem  Vorjahr 
zugenommen  hat.  Von  den  obigen  Reserven  der  Banken  muss  man  aber  einen 
Teil  abziehen,  der  für  die  Deckung  der  Schulden  auf  Sicht,  in  einem  Verhältnis 
von  407o>  bestimmt  ist.    Man  erhält  dann  folgende  Zahlen: 

Verhältnis  der  Reserve 
zum  Notenumlauf 


Reserve 


am 

am 

am 

am 

31.  Dez.  1902 

31.  Dez.  1903 

31.  Dez.  1902 

31.  Dez.  1903 

Bank  von  Italien     . 

439,0 

601,8 

51,31  % 

66,91  •,  0 

,    Neapel    . 

128,8 

149,4 

50,44  . 

55,33  , 

,        ,     Sizilien    . 

39.2 

40,8 

60,49  , 

61,30  , 

607,0 


792,0 


51,63  > 


64,07  ' 


am  31.  Dez.  1902 
am  31.  Dez.  1903 


b)  Staatsnoten. 
Staatsnotenumlauf 

.     .    447,7 
.     .     443.8 


-  1,9 


Reserve 

Gold 

Silber 

Ueberhaupt 

105,5 

21,2 

126,7^) 

124,0 

— 

124,0 

2,7 


Es  wird  im  Bericht  bemerkt,  dass  82,5  Mill.  mit  voller  Metalldeckung 
sich  im  Umlauf  befinden,  welche  aus  den  auf  Rechnung  der  Bank  von  Neapel 
ausgegebenen  45  Mill.  (gemäss  dem  Art.  13  des  Bankgesetzes)  herrühren  und 
allmählich  eingezogen  werden.  Somit  erklärt  sich  die  Abnahme  von  1,9  Mill. 
Staatsnoten  gegenüber  dem  Vorjahre.  Wenn  die  Reserve  in  noch  stärkerem 
Masse  abgenommen  hat»  so  deutet  das  auf  keine  Verschlechterung  derselben, 
sondern  findet  seine  Erklärung  lediglich  darin,  dass  die  Rückzahlung  des  Geldes 
an  die  Bank  nicht  gleichzeitig  mit  der  Einziehung  der  Staatsnoten  erfolgt.  Ein 
Teil  der  im  Jahre  1903  gemachten  Rückzahlungen  entspricht  somit  den  im  Vor- 
jahre eingezogenen  Noten'). 

Die  Sanierung  unseres  Notenumlaufs  hat  also  auch  in  1903  weitere  Fort- 
schritte gemacht.  Von  Agio  auf  Gold  ist  keine  Rede  mehr,  im  Gegenteil,  die 
Wechselkurse  waren  uns  günstig: 

Durchschnittliche  Wechselkurse  an  den  ital.  Börsen  auf 
Paris  London  Berb'n 

1902  101.23.84  100.98.60  100.82.60 

1903  99.97.69  99.72.78  99.64.02 

Das  Verschwinden  des  Agios  war  eine  Folge  der  Entfaltung  der  Pro- 
duktion und  des  Verbrauchs  und  der  Belebung  des  inneren  Verkehrs  (wodurch 


1)  Somit  werden  die  S.  126  Zeile  6  des  „FinanzarcMv**  1»04  II  wiedergegebenen 
Zahlen  für  das  Jahr  1902  berichtigt.  Sie  waren  der  „Relazione  della  Ginnta  gen.  del 
bilancio  sullo  stato  di  previsioue  del  Minis tei-o  del  tesoro"  1903104  S.  41  entnommen  worden. 
Eine  Yergleichang  mit  den  Tabellen  der  seither  erschienenen  nRelazione  intomo  air  anda- 
mento  degli  istituti  d'emissione  e  della  circolazione  bancaria  e  di  Stato,  anno  i9oa*  S.  228. 
hat  mir  gezeigt,  dass  Jene  Zahlen  unrichtig  waren  und  durch  die  im  Text  mitgeteilten  er- 
setzt werden  massen. 

3)  Relazione  etc.  S.  209. 
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die  früher  entwerteten  Umlaufsmittel  sich  allmählich  an  den  Bedarf  anpassten, 
da  die  Nachfrage  und  somit  der  Wert  derselben  stieg)»  der  Zunahme  der  Aus- 
fuhr, der  Abnahme  der  sich  im  Auslande  befindenden  italienischen  Schuldtitel, 
der  vermehrten  Ausgaben  der  Fremden  in  Italien  (man  schätzt  sie  auf  800  Mill. 
jährlich)^),  der  (joldsendungen  der  Auswanderer  (225  Mill.  jährlich)*)  —  wo- 
durch eine  Verschiebung  der  internationalen  Zahlungsverhältnisse  zu  Gunsten 
Italiens  bewirkt  wurde. 

Die  drei  Banken  —  hauptsächlich  die  von  Italien  —  haben  die  günstigen 
Wechselkurse  benutzt,  um  grosse  Ankäufe  von  Gold  zu  machen').  Diese  An- 
käufe, die  starken  Einflüsse  von  Gold  und  Silber  nach  Italien  und  die  ver- 
mehrten Goldvorräte,  die  das  Schatzamt  der  Bank  von  Italien  übergab,  behufs 
Verrichtung  der  ihr  gesetzmässig  anvertrauten  Dienste,  haben  die  Reserve  der 
Banken  vergrdssert  und  auch  qualitativ  gebessert.  Die  603  Mill.  Gold  machen 
70%  der  Gesamtreserve  aus.  Die  ausländischen  Fonds,  welche  das  Bankgesetz 
als  Bestandteile  der  Reserve  in  bestimmten  Grenzen  zulässt  (Art.  12  des  Bank- 
gesetzes), weisen  eine  Zunahme  von  2,7  Mill.,  welche  den  Ankäufen  von  fremden 
Schatzscheinen  seitens  der  Bank  von  Italien  zuzuschreiben  ist').  Die  im  Be- 
sitze der  Bank  von  Neapel  sich  befindenden  italienischen  Schuldtitel ,  welche 
nur  vorübergehend  in  der  Reserve  einbegriffen  sind  (Art.  13  des  Bankgesetzes), 
haben  eine  Abnahme  von  1,9  Mill.  erfahren  und  werden  allmählich  durch  das 
Gold  ersetzt,  das  der  Staat,  nach  Einziehung  der  entsprechenden  Staatsnoten 
(s.  oben)  der  Bank  zurückerstattet.  So  verbessert  sich  langsam  die  Lage  auch 
dieser  Bank,  welche  am  meisten  zerrüttet  war. 

B.  Geschäfte  der  Notenbanken. 
Stand   der  hauptsächlichen  Geschäfte   (in  Hill.  Lire): 
Diskontierungen         Lombarddarlehen  Titel 

amSl.Dez.  amSl.Dez.  am  81. Dez.  amSl.Dez.  am31.Dez.  amSl.Dez. 
1902  1903  1902 

Bank  von  Italien   275,6  270,7  46,4 

,       ,    Neapel     72,1  73,8  31,6. 

,    Sizilien    37,5  37,7  5,4 


1903 

1902 

1903 

40,2 

188,0 

207,6 

26,8 

71,0 

71,7 

4,6 

7,4 

7,9 

385,2           382,2 

83,4 

71,6           266,4         287,2 

Kredite  auf  das  Inland 

Kredite  auf  das  Ausland 

am  31.  Dez. 

am  31.  Dez. 

am  31.  Dez.    am  31.  Dez. 

1902 

1903 

1902               1903 

Bank  von  Italien      .     .    12,1 

10,1 

90,4                94,6 

,       ,    Neapel      .    .    22,4 

24.8 

22,8                23,4 

,       ,     Sizilien      .     .      8.5 

9,2 

9,4                10,0 

43,0  44,1  122,6  128,0*) 

Die  Diskontierungen  weisen  im  Jahre  1903  eine  Abnahme  von  ungefähr 
82  Mill.  gegenüber  dem  Vorjahre  auf: 


1)  Vgl.  „Economista''  26  laglio  1903. 
•)  Belazione  etc.  S.  19. 
3)  Relazione  etc  S.  19. 
*)  Relazione  etc.  S.  34—86. 
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Bank  von  Italien 

„    Neapel 

•        .     Sizilien 


1902  1903 

1,614,1  1,581,9 

565,2  503.2 

272,0  283,4 

2,451,3  2,338,5 


Der  Normalsatz  des  Diskontos  blieb  im  Jahre  1903  unverändert  auf 
5  7o  festgesetzt  (Art.  30  des  Bankgesetzes).  Die  Banken  dürfen  aber  in  einigen 
Fällen  einen  geringeren  Diskontosatz  gewähren  (Art.  30  des  Bankgesetzes)  und 
sie  dürfen  ausserdem,  nach  Berücksichtigung  der  Marktverhältnisse  und  der 
Menge  des  Notenumlaufs,  erstklassige  Wechsel  zu  einem  niedrigeren  Satz  (der 
vom  Schatzminister  für  einen  bestimmten  Zeitabschnitt  festgestellt  wird)  dis- 
kontieren. Der  niedrigste  von  der  Regierung  gestattete  Satz  war  im  Jahre  1903 
3Vs7o»  tatsächlich  sank  er  aber  nur  in  vereinzelten  Fällen  unter  4®'o*).  In 
Italien  war  also  der  durchschnittliche  Satz  hoher  als  anderswo  (Petersburg 
ausgenommen)'). 

Diskontierungen  im  Jahre   1903: 


Diskontierungen 
zu  untemormalem  Satz 

Diskon- 
tierungen' 

zu        überhaupt 
inormalem 
1     Satz 

gewährt 
vermittelnden 
1      Kredit- 
instituten 

betreffend 

erstklassige 

Wechsel 

überhaupt 

'        501,3 

117,5 

28,0 

324,6 
190,6 
137,7 

825,9    'l      756.0    i     1,581,9 
308,1    II      195,1    '       503.2 
165,7    !       117,7    1       283,4 

646,8 

652,9 

1,299,7 ») 

1,068,8       2,368,5 

Bank  von  Italien 

,     Neapel 

,        .     Sizilien 


Eine  Tendenz  der  Abnahme  des  Diskontosatzes  geht  daraus  hervor,  dasa 
die  Diskontierungen  zu  unternormalem  Satz  in  1903  54,87  ^>,  im  Vorjahre  nur 
33  ^|o  aller  Geschäfte  ausmachten. 

Die  Depositen   auf  zinsbringendes  Kontokorrent  betrugen  (in  Mill.  Lire) 

am  31.  Dez.  1902    am  81.  Dez.  1903 
Bank  von  Italien     ....      77,3  75,6 

„    Neapel    ....      24,1  25,2 

,     Sizilien  ....       10,1  10.0 


111,5 


110,8 


1)  Relazione  etc.  S.  38. 

2)  In   Berlin  3,84 o/q,  in  London  8,750,0,  in  Paris  3©^,  in  Wien  3\2%,  in  Peters- 
burg 4,66  o|o  (Relazione  etc.  S.  40—41). 

»)  Diese  1299,7  Mill.  waren  so  verteilt: 

425,4  unter  50^  bis  ^^'2^,0, 
127,7  zwischen  41,2  und  40/0, 

746,4  zu  40/0, 
0,2  zu  3 1/2  0,0. 
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Die  Bank  von  Italien  bezahlte  dafür  einen  jährlichen  einkommensteuer- 
freien Zins  von  50  Ct«.-^/o,  die  Bank  von  Neapel  von  1  Lire-^jo,  diejenige  von 
Sizilien  von  75  Ct8.o/o »). 

Die  Summe  der  Lombarddarlehen  belief  sich  (in  Mill.  Lire) 

im  Jahre  1902  auf    im  Jahre  1903  auf 

Bank  von  Italien    ....    304,0  314,9 

,    Neapel    ....      58,3  51.4 

^    Sizilien  .    .    .    .      17.6  20>3 

379,9  386,6 

Die  Immobilisierungen  haben  wiederum  abgenommen  (in  Mill.  Lire): 

1902  1903 

Bank  von  Italien       162,6  144,4 

,.    Neapel       115,5  92,7 

,        y,     Sizilien  7,8  7,3 


285,9  244,4 

Bei  der  Bank  von  Italien  und  der  Bank  von  Sizilien  ist  die  Summe  der 
Immobilisierungen  viel  kleiner  als  das  Vermögen  derselben  und  also  durch 
dieses  gedeckt ;  bei  der  Bank  von  Neapel  besteht  noch  ein  beträchtliches  Defizit, 
was  ein  Grund  der  Schwäche  dieses  Instituts  ist. 


ni. 

Staatsschuld. 

Bestand  der  Staatsschuld   am  31.  Dezember  1903') 
(in  Taus.  Lire). 

A.  Schulden,  welche  von  der  Generaldirektion  der  Staatsschuld 
verwaltet  werden: 

a)  ins  Hauptbuch  der  Staatsschuld  eingetragene  Renten: 

Rente  Kapital 

Konsols  5  % 399,886  7,997,723 

3% 4,803  160,101 

4,50  7o 61,028  1,356,188 

4  7o 7,836  195,921 

3,50% 7,600  217,160 

481,155  9,927,095») 


1)  Relazione  etc.  S.  46. 

2)  Vgl.  die  „Gazzetta  ufflciale"  vom  19.  Januar  1M4. 

3)  In  den  Zahlen  auf  S.  180  des  „Finanzarchiv''  1904,  11,  steckt  ein  Druckfehler,  der 
mir  bei  der  Korrektur  der  Druckproben  leider  entging.  Anstatt  „10,948,187"  und  „12,787,912" 
ist  »9,942,187"  und  „11,787,912**  ZU  lesen.  Den  damaligen  Zahlen  werden  in  der  vorliegenden 
Zusammenstellung  auch  die  Zahlen  der  vom  Schatzamt  verwalteten  Schulden  zur  Yerv-oU- 
ät&ndigung  hinzugef&gt. 
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Rente  Kapital 

b)  ins  Hauptbuch  einzutrageode  Renten 326  6,525- 

c)  Rente  zu  Gunsten  des  Heiligen  Stuhles   ....        3,225  64,500 

d)  Dauernde  Schuld 2,748  64,338 

Summe  der  fundierten  und  dauernden  Anleihen    487,454      10,062,454 

V  m,  ,.        o  1-  ij      Mn»  Hauptbuch  eingetragen    .      10,683  262,682 

e)  Tilgbare  Schulden  {    .  i.x    •      x-          =>     "^  .onor        t  inunKc 
'      ^                         \  nicht  eingetragen 48,735        1,426,756 

Gesamtsumme    546,873      11,751,843 

B.  Schulden,  welche  vom  Schatzamt  verwaltet  werden      27,393  988,978 

Gesamtsumme  A— B      574,000      12,740,821 

Auch  für  das  Jahr  1903  ist  eine  fortwährende  Besserung  des  öffentlichen 

Kredits  zu  verzeichnen,  wofür  folgende  Zahlen  Zeugnis  ablegen: 

Kurse  des  5^0 igen  Konsols: 

Pariser  Börse                       Londoner  Börse  Berliner  Börse 

Maximum       Minimum     Durchschnitt     Durchschnitt  Durchschnitt 

1902  104,10            99,50              101,93              101,98  102,05 

1903  104,10           101,90              102,98              103,27  108,25 

Italienische  Börsen 
Maximum    Minimum    Durchschnitt 

1902  105,05  100,72  103,04 

1903  104,57  101,52  103,04 

Die  geringe  Zunahme  der  Kurse  hängt  mit  der  in  Aussicht  gestellten 
Konvertierung  zusammen.  Es  ist  eine  bekannte  Tatsache,  dass  die  Kurse,  nach- 
dem sie  das  Pari  überschritten  haben,  eine  Tendenz  zur  Stabilität  zeigen^ 
welche  desto  stärker  wirkt,  je  näher  eine  Konvertierung  vorausgesehen  wird. 
Da  die  Wechselkurse  im  Laufe  von  1903  fast  beständig  Italien  günstig  waren, 
waren  die  Kurse  des  Konsols  an  der  Londoner  und  Berliner  Börse  durchschnitt- 
lieh  höher  als  im  Inland.  Was  für  ein  gewaltiger  Fortschritt  des  italienischen 
Wirtschaftslebens  kommt  dabei  zum  Ausdrucke,  wenn  man  bedenkt,  dass  kaum 
vor  10  Jahren,  in  1894,  der  Kurs  des  5  folgen  Konsols  in  Paris  79,51,  an  den 
italienischen  Börsen  88,33  war! 

Während  des  Finanzjahres  erfolgte  die  Konvertierung  des  4,50  ^oigen  in- 
ländischen Konsols,  wozu  die  Regierung  durch  das  Gesetz  vom  18.  Dezember 
1903  ermächtigt  worden  war. 

Nach  dem  dem  Gesetzentwurf  beigefügten  statistischen  MateriaP)  war 
der  Bestand  der  4,50Voigen  Schuldtitel  folgender: 

Kapital  Lire  1,356,188,095,  Rente  61,028,464, 
und  der  Besitz  derselben  war  folgendermassen  verteilt: 

Kapital        Rente 
Oeffentliche  Wohltatigkeitsanstalten ,  Wohltätigkeits-  und  (Taus.  Lire) 

Religionsfonds  der  Stadt  Rom  (für  Wohltätigkeitszwecke 
bestimmte  Renten),  Nationale  Fürsorgekasse  für  das 
Alter  der  Arbeiter 656,772        29,554 

1)  Disegno  di  legge  suUa  conversione  del  consolidato  4,60  o,q  intemo  in  consolidato 
3,60  o/o  s.  2  (Drucksachen  des  Abgeordnetenhauses  1902|03  Nr.  439). 
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Kapital        Rente 
Kasse  für  Depositen  und  Darlehen,  Fonds  für  den  Kultus,  (Taus.  Lire) 

Wohltätigkeits-  und  Religionsfonds  der  Stadt  Rom  (für 

Religionszwecke  bestimmte  Renten) 436,531        19,644 

Notenbanken,  andere  Korporationen,  Privatpersonen    .    .    262,884        11,830 

Die  Schuldtitel  der  beiden  ersten  Gruppen  wurden  zwangsweise  konver- 
tiert. Da  es  nicht  wahrscheinlich  war,  dass  die  Notenbanken  und  die  Korpo- 
rationen der  dritten  Gruppe  die  Rückzahlung  des  Kapitals  verlangten^),  so  be- 
schränkte sich  die  eigentliche  Konvertierung  auf  die  sich  im  Besitz  von  Privat- 
personen befindenden  Titel  (d.  h.  212,466,000  Lire  Kapital),  denen  also  die  Wahl 
zwischen  der  Annahme  eines  neuen  3,50  folgen  Titels  und  der  Rückzahlung  des 
Kapitals  frei  stand. 

In  den  Motiven  erkennt  die  Regierung  an,  dass  die  Konvertierungen 
bloss  eine  Folge  der  wirtschaftlichen  Entwicklung  sind  und  dass  sie  deshalb 
keiner  Ausnahme  zu  Gunsten  etwa  von  öffentlichen  Anstalten  unterliegen  sollen. 
Da  aber  wichtige  Gründe  der  Billigkeit  dafür  sprachen,  dass  die  Einkünfte  der 
Anstalten  der  ersten  Gruppe  nicht  geschmälert  und  sie  an  der  Erreichung  ihrer 
sittlichen  und  sozialen  Ziele  dadurch  gehindert  würden,  so  bestimmte  das 
Konvertierungsgesetz,  dass  das  Schatzamt  ihnen  die  Differenz  von  6,567,723  Lire 
zwischen  der  reduzierten  Rente  und  der  früheren  bezahlen  wird.  Aehnliche 
Gründe  waren  für  die  Anstalten  der  zweiten  Gruppe  im  allgemeinen  nicht  vor- 
handen, welche  also  der  Konvertierung,  ohne  Entschädigung  seitens  des  Staates, 
unterstellt  wurden.  Damit  aber  die  Durchführung  des  Gesetzes  vom  4.  Juni 
1899  betreffend  die  Erhöhung  der  Pfarrergehälter  von  900  auf  1000  Lire  nicht 
erschwert  wird,  wird  der  Staat  dem  Fonds  für  den  Kultus  einen  jährlichen 
Zuschuss  von  1  Mill.  entrichten  (Art.  5). 

Der  Schatzminister  wurde  ei-mächtigt,  die  geforderten  Rückzahlungen 
des  Kapitals  durch  Emittierung  von  3,50  ^/oigen  Schuldtiteln  auszuführen  (Art.  12). 
Er  durfte  die  laufenden  verfügbaren  Geldmittel  des  Schatzes  in  Anspruch 
nehmen,  um  die  Prämien  zu  bezahlen,  welche  den  die  Konvertierung  annehmen- 
den Besitzern  der  4,50>igen  Titel  zu  gewähren  waren  und  die  Kosten  aller 
anderen  finanziellen  und  administrativen  Operationen  zu  bestreiten  (Art.  12). 

Den  Besitzern  des  4,50  folgen  Titels  wurde  eine  Frist  von  4  Tagen  (vom 
26.  bis  zum  29.  Dezember  1903)  gelassen,  um  die  Rückzahlung  des  Kapitals  zu 
fordern.  Die  Prämie  wurde  auf  50  Cts.  für  jede  100  Lire  Nominalkapital  fest- 
gesetzt (Art.  1  u.  7  des  königl.  Dekrets  vom  21.  Dezember  1903).  Die  Konver- 
tierung hatte  den  besten  Erfolg,  weil  die  geforderten  Rückzahlungen  nur  ein 
Nominalkapital  von  1,298,665  Lire  —  d.  h.  eine  Rente  von  58,440  Lire,  wovon 
20,682  Lire  auf  den  Inhaber,  87,788  Lire  auf  den  Namen  —  betrugen'). 

Die  finanzielle  Wirkung  der  Konvertierung  auf  das  Budget  tritt  aus  fol- 
genden Zahlen  hervor').  Da  der  Schatz,  wie  gesagt,  den  Wohltätigkeits- 
anstalten 6.567,723  Lire  zurückerstatten  soll,   bleibt   nur  ein  Reingewinn  von 


1)  Disegno  etc.  S.  3. 

9)  Relazione  della  Oinnta  gen.  del  bilancio  sullo  stato  di  previsione  della  spesa  del 
Ministero  del  tesoro  i»0f05  (Fasce)  S.  6. 
*)  Id.  S.  4. 
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6,660320  Lire  übrig.    Im  Finanzjahr  1903/04  kam  eine  Hälfte  desselben  dem 
Schatze  zu  gute: 

3,330,410  Lire 

—  die  Ausgaben  für  die  Prämien      .    .     .     1,090.000    , 

—  andere  administrative  Ausgaben  .    .    .        168,000     „ 

+  2,071,910  Lire. 

Im  Etat  1904/05  entspricht  einer  Minderausgabe  von  6,660,820  Lire  eine 
Mehrausgabe  von  1  Mill.,  wegen  des  dem  Fonds  für  den  Kultus  zu  entrichtes- 
den  Zuschusses  und  eine  Mindereinnahme  von  85,119  Lire  wegen  dem  Reli- 
gionsfonds der  Stadt  Rom  gewährter  Steuerbefreiungen,  so  dass  der  dauernde 
Reingewinn  5,575,700  Lire  beträgt. 

Diese  «kleine*  Konvertierung  sollte  in  der  Absicht  der  Regierung  nur  der 
Anfang  sein  zu  der  «grossen*  8  Milliarden  umfassenden  Konvertierung  unserer 
5  7oigen  Konsols.  Anfangs  1904  trafen  in  grösserem  oder  kleinerem  Masse  alle 
Bedingungen  zusammen,  welche  die  nötigen  Voraussetzungen  einer  Konver- 
tierung sind ').  Die  fremden  Märkte  waren  in  einer  günstigen  Stimmung  und 
im  Inland  zeigten  die  taglich  anschwellende  Masse  des  Verwendung  suchenden 
Kapitals,  die  bei  den  Banken  sich  ansammelnden  Goldreserven,  die  gute  Lage 
des  Geldumlaufs  und  der  Wechselkurse,  der  hohe  Kurs  der  Konsols,  die  ab- 
nehmende Tendenz  des  Zinsfusses  und  Diskontosatzes,  dass  die  Konvertierung 
auf  keine  ernsten  Schwierigkeiten  gestossen  wäre.  Aber  der  ostasiatische  Krieg 
bereitete  vorläufig  den  Konvertierungsplänen  ein  Ende. 


IV. 

Schlusswort. 

Italiens  Volkswirtschaft  stand  im  Jahre  1904  unter  dem  Bann  der 
Handelsverträge.  Wegen  ihrer  ausserordentlichen  Bedeutung  für  das  wirt- 
schaftliche Leben  des  Landes  will  ich  zum  Schluss  diese  Frage  berühren,  ob- 
wohl sie,  streng  genommen,  in  den  Rahmen  dieses  Berichtes  nicht  hineingehört. 
Die  Aufgabe  der  Regierung  war  bei  der  starken  in  Oesterreich-Ungam,  Deutsch- 
land und  der  Schweiz  herrschenden  schutzzöUnerischen  Strömung  eine  sehr 
schwierige.  Diese  drei  Staaten  hatten  sich  mit  neuen  hohen  Tarifen  gerüstet, 
während  die  italienische  Regierung  die  Verhandlungen  pflog,  ohne  einen  neuen 
Tarif  ausgearbeitet  zu  haben,  infolge  des  lebhaften  Widerstandes  der  süditab'e- 
nischen  Abgeordneten^),  welche  fürchteten,  dass  die  Industriezölle  dadurch  ei^ 
höht  und  die  vorwiegend  agrarischen  Interessen  des  Südens  zu  Gunsten  des 
Nordens  geschädigt  würden.  Die  fremden  Tarife  bedrohten  besonders  unsere 
agrarische  Ausfuhr,  und  es  schien,  als  ob  sie  sich  nur  mit  der  grössten  Mühe 
und  den  schwersten  Opfern  Eingang  in  die  fremden  Märkte  wieder  verschaffen 
könnte.    Der  Grundgedanke  und  der  Hauptzweck  der  Regierung  waren,  so  viel 


1)  Vgl.  De  Johannis,  La  conversione  della  rendita  (Firenze  1904)  IV.  Teil. 

»)  Vgl.  darüber  DeVitiDe  Marco,  Per  il  Mezzogiorno  e  per  la  libertk  commerciale, 

1905,  S.  60. 
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als  möglich  yon  unserer  Agrarausfuhr  zu  retten,  auch  wenn  man,  um  dieses 
Ziel  zu  erreichen,  die  IndustriezöUe  hätte  ermässigen  müssen. 

Der  neue  Handelsvertrag  mit  der  Schweiz  wurde  schon  von  den  Kammern 
diskutiert  und  gebilligt,  und  von  dexgenigen  mit  Deutschland  und  Oesterreich- 
Ungarn  kennt  man  aus  amtlichen  und  halbamtlichen  Mitteilungen  die  Haupt- 
punkte. Der  Gesamteindruck  ist,  dass  die  jetzigen  Handelsvertrage  uns  in  der 
Tat  viel  weniger  günstig  sind ,  als  diejenigen  von  1892.  Eines  der  schwersten 
Opfer  war  wohl  der  Verzicht  auf  die  Weinklausel  im  Handelsvertrag  mit  Oester- 
reich  —  es  war  eine  unumgängliche  Konzession  an  die  ungarischen  Weinprodu* 
zenten  — ,  dann  die  Ermässigung  der  Industriezölle  auf  Seidengewebe  im 
Handelsvertrag  mit  der  Schweiz,  welche  aber  wegen  der  Meistbegünstigungs- 
klausel auch  den  anderen  Staaten  zu  gute  kommen  wird.  Während  wir  von  der 
Schweiz  gar  keine  oder  nur  kleinere  Konzessionen  auf  unsere  Agrarprodnkte 
erhielten,  mussten  wir  ihren  industriellen  Produkten  bedeutende  gewähren*). 
Der  Vertrag  mit  Deutschland  scheint  günstiger  zu  sein :  die  hohen  Zölle,  womit 
der  berüchtigte  Tarif  vom  Dezember  1902  unsere  Ausfuhrprodukte  belegt  hatte, 
haben  keinen  Platz  darin  gefunden.  Das  Hauptresultat  der  Verhandlungen  war 
im  wesentlichen  ein  negatives,  d.  h.  es  gelang  den  Bemühungen  der  Regie- 
rung, den  grössten  Teil  unserer  Agrarprodnkte  (vom  Wein  abgesehen)  der 
Drohung  von  erhöhten  Agrarzöllen  zu  entziehen  und  durch  entsprechende  Kon- 
zessionen das  Fortbestehen  der  früheren  Bedingungen  zu  erkaufen.  Für  andere 
Produkte  ist  eine  Erhöhung  der  Tarife  eingetreten,  die  zum  Teil,  wie  im  Ver- 
trag mit  Deutschland,  durch  Ermässigungen  anderer  Zölle  aufgewogen  wird, 
welche  unserer  Agrarproduktion  zu  gute  kommen  werden. 

Wenn  man  die  Verhältnisse  genau  prüft,  muss  man  sich  davon  über- 
zeugen, dass  bei  der  Stimmung  der  fremden  Staaten  bessere  Bedingungen 
schwerlich  zu  erhalten  waren,  weil  die  Regierung  gegenüber  Oesterreich-Ungarn 
und  der  Schweiz  sich  vor  dem  Dilemma  fand:  entweder  in  vielen  Punkten 
nachzugeben  oder  überhaupt  keinen  Vertrag  zu  schliessen  und  somit  unsere 
Ausfuhr  völlig  zu  ruinieren  und  die  süditalienischen  Provinzen  einer  schweren 
wirtschaftlichen  Krisis  —  wie  der,  welche  dem  Bruch  der  Handelsverhältnisse 
mit  Frankreich  folgte  —  preiszugeben.  Es  ist  jedenfalls  gelungen,  die  Ausfuhr 
eines  bedeutenden  Teiles  unserer  Agrarprodnkte  auf  eine  längere  Periode  zu 
sichern  und  das  war  vielleicht  mehr  als  was  man  bei  den  Forderungen  der 
fremden  Agrarier,  welche  unsere  Ausfuhr  völlig  abzuschneiden  drohten,  hoffen 
konnte. 

Die  Lösung  der  Eisenbahnfrage  steht  gegenwärtig  in  dem  Vordergrund, 
nicht  nur  wegen  deren  Bedeutung  für  die  italienische  Volkswirtschaft,  sondern 
auch  wegen  der  unmittelbaren  Rückwirkung,  die  sie  auf  das  Budget  ausüben  wird. 
Die  Konventionen  von  1885  werden  am  80.  Juni  dieses  Jahres  ablaufen  und  eine 
einfache  Verlängerung  derselben  ist,  laut  einer  in  diesen  Tagen  (Januar  1905) 
erfolgten  amtlichen  Mitteilung,  ausgeschlossen.  Es  scheint  fast  sicher,  dass  der 
Staat  den  Betrieb  des  ganzen  Eisenbahnnetzes  übernehmen  wird.  Die  Ver- 
pflichtungen  des  Staates  gegenüber  den  jetzigen  Eisenbahngesellschaften  be- 


1)  Vgl.  das  abereinstimmende  Urteil  der  Kommission  des  Senats  in  ihrem  Bericht 
über  diesen  Handelsvertrag  (Berichterstatter  De  Angelis). 
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tragen  in  einer  runden  Summe  eine  halbe  Milliarde.  Um  diese  grosse  Geld- 
summe zu  bezahlen,  will  die  Regierung*)  nicht  zu  neuen  Emittierangen  von 
Schuldtiteln  ihre  Zuflucht  nehmen,  welche  den  finanziellen  Markt  stören  und 
die  in  Aussicht  gestellte  grosse  Konvertierung  erschweren  könnten;  sondern  sie 
hofft,  sie  durch  verschiedene  Auswege  zusammenscharren  zu  können.  140  Mill 
würde  die  Kasse  für  Depositen  und  Darlehen  zur  Verfügung  stellen;  die  Ueber- 
Schüsse  der  früheren  Finanzjahre,  die  Ausgabe  von  Schatzscheinen,  die  Statut- 
massigen  Vorschüsse  der  Banken  an  den  Schatz  würden  noch  100  Mill.  auf- 
bringen ;  die  mächtige  Mailänder  Sparkasse  wäre  bereit,  der  Regierung  100  Mill. 
zu  leihen ;  die  drei  Banken  würden  die  übrigen  Millionen  verschaffen.  Nachher, 
wenn  das  Ziel  der  Konvertierung  wird  erreicht  worden  sein,  kann  man  diese 
finanziellen  Auswege  beiseite  lassen  und  die  nötigen  Mittel  durch  den  Kredit 
aufbringen.  Die  Regierung  will  auch  die  Ausgaben  für  die  Neuordnung  der 
Eisenbahnnetze,  welche  sie  auf  270  Mill.  (auf  10  Jahre  verteilt)  ansetzt,  nicht 
durch  die  Emittierung  von  Eisenbahntiteln  bestreiten,  sondern  sie  schlägt  vor, 
die  finanziellen  Mittel  der  Kasse  für  Depositen  und  Darlehen  dafür  in  Anspruch 
zu  nehmen. 

Auf  diese  einfache  Weise  gedenkt  die  Regierung  die  finanzielle  Seite  der 
Eisenbahnfrage  zu  lösen. 


1)  Luzzatti,  Esposizione  finanziaria  S.  16— 26. 
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A.  Im  allgemeinen. 

Es  hängt  wohl  keine  staatliche  Anstalt  mit  dem  öffentlichen  Leben  wie  mit 
dem  Geschick  des  einzelnen  in  Glück  mid  Unglück  inniger  zusammen  als  die  Post 
mid  Telegraphie.  Daher  spielen  auch  die  gesamten  Einrichtungen  dieser  Ver- 
kehrsanstalten,  insbesondere  ihre  Preisgestaltung  sowohl  für  die  Gesamtheit  als 
auch  für  die  einzelnen  eine  wichtige  Bolle.  Die  einzelnen  Tarifsatze  erscheinen 
zwar  bei  oberflächlicher  Betrachtimg  infolge  der  verhältnismässig  winzigen  Geld- 
beträge nur  von  untergeordneter  Bedeutung.  Allein  schon  Ulrich^)  hebt  be- 
züglich der  Eisenbahnen  mit  Recht  hervor:  „Ein  einziger  Pfennig  mehr  pro  Zent- 
ner und  Meüe  kann  einen  ganzen  Industriezweig  eines  Bezirks  auf  einmal  voll- 


1)  Franz  Ulrich,  ,Das  Eisenbahntarifwesen*.    Berlin  1886.    S.  loo. 
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ständig  lahm  legen  und  gleichzeitig  einer  anderen  Gegend  geradezu  ein  Monopol 
verschaffen/  Was  von  den  Eisenbahntarifen  gilt,  findet  auch  mehr  oder  weniger 
Anwendung  auf  die  Post-  und  Telegraphentarife. 

Zu  ihrer  Beurteilung  muss  zunächst  dargelegt  werden,  welche  Stellung  Post 
und  Telegraphie,  überhaupt  die  Verkehrsanstalten  im  Staate  einnehmen.  Wir 
haben  zu  unterscheiden  zwischen  wesentlichen,  aus  der  Natur  des  Staates  hervor- 
gehenden Tätigkeiten  des  Staates  und  solchen,  die  er  nur  aus  Gründen  der  öko- 
nomischen Zweckmässigkeit  übernommen  hat.  Der  letztere  Fall  liegt  bei  den 
Verkehrsanstalten  vor.  Ad.  Wagner  hat  bezüglich  dieser  Zweckmässig- 
keitsgründe folgende  Sätze  als  Richtschnur  aufgestellt^): 

1.  Die  Uebemahme  einer  Verkehrsanstalt  auf  den  Staat  empfiehlt  sich  be- 
sonders dann,  wenn  die  Güte  der  technischen  Leistung  einer  solchen  An- 
stalt von  der  möglichst  weiten  und  gleichheitlichen 
Ausdehnimg  des  regelmässigen  Beförderungsdienstes  über  das  ganze 
Staatsgebiet  imd  selbst  von  der  internationalen  Verbin- 
dung der  Verkehrsanstalt  mit  den  gleichen  An- 
stalten in  fremden   Staaten   bedingt  ist. 

2.  Wenn  der  Beförderungsdienst  einer  Verkehrsanstalt  nur  mittels  einer 
festbestimmten,  regelmässig  organisierten  Be- 
nutzungsweise eines  Wegs  möglich  ist,  auf  welchem  nicht  gleichzeitig 
nebeneinander  verschiedene  Transportdienste  stattfinden,  so  ist  es  für  den 
Eigentümer  des  Wegs  von  unleugbarem  Vorteü,  auch  den  Betrieb 
der  Verkehrsanstalt  zu  übernehmen. 

3.  Zur  Gründung  einer  Verkehrsanstalt  durch  Private  muss  mitunter,  wenig- 
stens für  einige  Zeit,  ein  rechtliches  Monopol  vom  Staate 
zugestanden  werden,  namentlich  dann,  wenn  für  eine  Verkehrsanstalt 
(wie  bei  den  Eisenbahnen)  erst  der  kostspielige  Weg  hergestellt  werden 
muss.  Uebemimmt  der  Staat  die  Verkehrsanstalt  selbst,  so  verhindert 
er  die  etwaigen  Neu^hteile  eines  solchen  Monopols,  weil  der  Staat  in  der 
Wahl  des  leitenden  Finanzprinzips  bei  der  Verwaltung  freiere  Hand  hat 
und  weü  der  Gesamtheit  die  etwaigen  finanziellen  VorteUe  des  Mono- 
pols zukommen. 

4.  Wenn  Privatverkehrsanstalten  nur  mit  Hilfe  bedeutender  finanziel- 
ler   Subventionen    oder    Zinsgarantien    eingerichtet  wer- 

r  den  können,  so  empfiehlt  sich  im  finanziellen  wie  im  volkswirtschaftlichen 

Interesse  oftmals  die  direkte  Staatsübemahme  gegenüber  einer  solchen 
indirekten  (z.  B.  bei  Eisenbahnen).  Das  Prinzip  der  Uebertragung 
der  Ertragsergebnisse  von  Kursen  mit  Ueberschuss  auf  solche, 
die  Zuschüsse  erfordern,  gelangt  dann  in  heilsamer  Weise  zu  praktischer 
Wirksamkeit;  es  vermindert  sich  dann  das  finanzielle  Risiko 
für  den  Staat  und  es  steigert  sich  seine  finanzielle  Lei- 
stungsfähigkeit in  Bezug  auf  die  Ausdehnung  der  betreffenden 
Verkehrsanstalten. 


1)  Ad.  Wagner,  Finanzwissenschaft,  I.  Tl.  S.  542  ff, 
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5.  Je  mehr  der  Transportdienst  einer  Verkehrsanstalt  aus  der  regelmäs- 
sigen Wiederholung  einer  grossen  Anzahl  gleicher 
einzelner  Tätigkeiten  besteht  imd  sich  auf  ziemlich  feste 
mechanische  Regeln  zurückführen  lasst^),  und  ferner,  je 
mehr  wegen  der  Natur,  Ausdehnung  und  Grösse  der  Verkehrsanstalt  der 
Betrieb  mittels  eines  grossen  Beamtenmechanismus  durchgeführt  werden 
muss,  desto  gleichartiger  betreibt  der  StaAt  eine  Verkehrsanstalt. 
Die  allgemeinen  Vorzüge  der  Staatsbeamtenschaft  gegenüber  der  Privat- 
beamtenschaft, weiche  aus  der  eigentümlichen  Organisation  des  Staats- 
dienstes hervorgehen^),  kommen  der  Staatsverkehrsanstalt  dabei  zu  gute. 

6.  Manche  Verkehrsanstalten  lassen  sich  zweckmässig  miteinan- 
der verbinden,  weil  die  in  einem  einzelnen  Dienstzweige 
nicht  vollständig  ausgenutzten  Arbeitskräfte  und  Kapitalien  zum  Teil 
Dienstleistungen  für  mehrere  solche  Dienstzweige  oder  Anstalten  über- 
nehmen können.  Hieraus  folgt  eine  grössere  Oekonomie  des  Betriebs.  Der 
gesamten  Volkswirtschaft  werden  dadurch  Kosten  erspart  und  unter  Um- 
ständen niedrigere  Tarife  ermöglicht. 

7.  Je  grösser  die  allgemeine  Bedeutung  einer  Verkehrsanstalt 
für  das  gesamte  Kultur-  und  Wirtschaftsleben  eines  Volkes  ist  und  je 
gieichmässiger  die  Vorteile  derselben  den  einzelnen  Bevölkerungs- 
klassen zu  gute  kommen,  desto  mehr  ist  die  Uebemahme  durch  den  Staat 
geboten,  und  gleichzeitig  das  beste  Mittel,  die  Interessen  der  Gesellschaft 
zu  wahren. 

Alle  diese  Momente  treffen  auf  die  Poet,  die  Teiegraphie  und  die  Eisenbahnen 
zu.  Daher  ist  die  Uebemahme  dieser  Verkehrsanstalten  auf  den  Staat  zweck- 
mässig^). 

Sie  sind  auch  ihrem  Charakter  nach  hierzu  völlig  geeignet^).  Der  moderne 
Verkehr  ist  eine  Einrichtung  sui  generis.  Seine  Eigenart  drängt  von  selbst,  wie 
auch  die  Verkehrsgeschichte  beweist,  auf  die  Entwicklung  des  Monopols  hin. 
Dieser  Monopolisierungsdrang  des  Verkehrs  —  insbesondere  des  intensiven  —  ent- 
spricht in  Wahrheit  dem  wirtschaftlichen  Interesse  am  allermeisten.  Denn  das 
Prinzip  der  Wirtschaftlichkeit  ist  bei  den  Verkehrsanstalten  nur  dann  verwirk- 
licht, wenn  sie  bis  zur  Grenze  ihrer  Leistungsföhigkeit  ausgenutzt  werden  können. 
Wenn  aber  in  ein  und  demselben  Verkehrsgebiete  Konkurrenzuntemehmungen 
bestehen,  die  zur  Bewältigung  des  gesamten  Verkehrs  in  diesem  Gebiete  gleich 
ausgestattet  sind,  so  würde  dies  bei  den  bedeutenden  und  immer  zimehmenden 
Kapitalmassen,  welche  die  Verkehrsmittel  erfordern,  eine  ungeheure  Kapital - 
Verschwendung  bedeuten.  So  haben  sich  denn  die  Verkehrsmonopole  von  selbst 
herausgebUdet^).  Im  finanziellen  Interesse  der  Gesamtheit  muss  aber  gefordert 

1)  Vgl.  auch  V.  Scheel,  „Die  Erwerbseinkünfte  des  Staates"  in  Schönbergs  Hand- 
bach der  polit.  Oekonomie.    4.  Aufl.  III.  Bd.  S.  65. 

3)  Wagn  er,  a.  a.  0.  S.  150  ff. 

3)  Vgl.  auch  Cohn,  ^System  der  Finanzwissenschaft".    Stuttgart  1889.    S.  101. 

*)  Ebenso  v.  S  ch  e e  1,  a.  a.  0.  S.  85. 

&)  Ein  bemerkenswertes  Beispiel  hierfür  bietet  der  Telegraph  in  den  Vereinigten 
Staaten  von  Amerika:  Die  anfangs  zahlreichen  Privattelegraphen-Untemehmungen  starben 
t€üs  ab,  teils  fusionierten  sie  sich,  bis  schliesslich  die  Westem-Union-Gesellschaft  daa 
Telegraphenmonopol  allein  inne  hatte. 
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werden,  dass  die  Verkehrsanstalten,  die  einen  rechtlichen  oder  auch  nur  fakti- 
schen Monopolcharakter  tragen,  vom  Staate  allein  betrieben  werden.  Denn 
der  freie  Wettbewerb  kann  nur  dazu  führen,  dass  auf  besonders  günstigen  Strecken 
konkurrierende  Privatuntemehmungen  entstehen,  und  so  die  Erträge  des  Staats- 
netzes, das  auch  unrentablere  Linien  umfassen  muss,  zu  Gunsten  einzelner  Gegen- 
den und  Privatgesellschaften  in  ungerechtfertigter  Weise  geschmälert  werden. 

Es  liegt  nahe,  dass  der  Betrieb  der  Post,  der  Telegraphie  und  der  Eisenbahnen 
mit  seiner  das  gesamte  Staatsgebiet  umspannenden,  einheitlich  verzweigten  Orga- 
nisation und  der  durch  die  Natur  der  Sache  gebotenen  straffen  Zentralisation  der 
Leitung  sich  für  die  öffentliche  Gewalt,  den  Staat,  mehr  eignet  als  für  eine  oder 
gar  mehrere  Privatgesellschaften.  In  der  Tat  ist  auch  die  Frage,  ob  sich  für  Post 
und  Telegraphie  der  Staats-  oder  der  Privatbetrieb  mehr  empfiehlt,  längst  ent- 
schieden, man  hat  dazu  ,,gar  nicht  nötig,  aus  der  Rumpelkanmier  der  Vergangen- 
heit den  Regalbegriff  herbeizuholen"  ^).  Dass  diese  Verkehrseinrichtungen  in  staat- 
licher Verwaltung  stehen,  „ist  in  Europa  heutzutage  eine  dermassen  allgemeine 
Erscheinung  und  gewissermassen  selbstverständliche  Sache,  dass  es  möglicher- 
weise in  den  Augen  mancher  eine  offene  Tür  einrennen  heisst,  die  Gründe  hiervon 
erst  näher  entwickeln  zu  wollen" ").  Denn  die  Verkehrsanstalten  dienen  nicht  nur 
in  wirtschaftlicher  Beziehung  zur  Vermittelung  zwischen  Produktion  und  Kon- 
sumtion, also  dem  Güteraustausch,  sondern  auch  in  sozialer  Beziehung  zu  Zwecken 
des  Famüien-,  des  Gemeinde-  und  Staatslebens.  Die  gewichtigen  Momente,  die 
den  Staatsbetrieb  der  Verkehrsanstalten  erheischen,  sind  so  häufig')  dargelegt  wor- 
den, dass  wir  füglich  der  Notwendigkeit  überhoben  sind,  sie  hier  näher  zu  erörtern. 
Insbesondere  ist  die  „Kulturmission"  zur  Genüge  betont  und  auch  von  allen  gebü- 
deten  Nationen  anerkannt  worden^). 

In  richtiger  Erkenntnis  der  Wichtigkeit  der  Verkehrsanstalten  für  die  Ge- 
samtheit ist  ihnen  deshalb  eine  Stellung  als  ausschliessliche  Staataeinrichtung 
—  wenigstens  hinsichtlich  des  Postwesens  und  des  Telegraphenwesens  —  in  der 
Keichsverfassung  eingeräumt  worden^).  Für  die  Eisenbahnen  besteht  eine  den 
Privatbetrieb  ausschliessende  Bestimmung  der  Verfassung  noch  nicht  (Art.  41  der 
Reichsverfassung).  Ausserdem  ist  durch  Spezialgesetze  ein  besonderes  Vorrecht 
für  die  staatlichen  Verkehrsanstalten  insofern  geschaffen,  als  die  einzelnen  gesetz* 


1)  O.  Zöpfl,  „Die  Finanzpolitik  der  Verkehrsanstalten".    Berlin  1898.    S.  5. 

*)  E.  Sax,  „Die  Verkehrsmittel  in  Volks-  und  Staatswü'tschaft*.  Wien  1878. 
I.  Tl.  S.  226. 

»)  Vgl.  Wagner,  a.  a.  0.  I.  Tl  §|  239,  240.  -  W.  Röscher,  „Nationalökonomik 
des  Handels-  und  Gewerbefleisses*"  von  Wilh.  Stieda.  7.  Aufl.  S.  493  ff.  —  Röscher. 
„System  der  Finanzwissenschaf f^,  5.  Aufl.  S.  160  ff.  —  S  a  x,  „Transport- und  Kommunikations- 
■wescn",  Schönbergs  Handb.  d.  polit.  Oek.  4.  Aufl.  1.  Bd.  S.  675  ff.  —  Schot tle,  ,Der 
Telegraph  in  administrativer  und  finanzieller  Hinsicht".  Stuttgart  1883.  S.  20  ff.  —  van 
der  Borght,  „Das  Verkehrswesen".  Leipzig  1894.  S.  77 .ff.  —  Fischer,  Artikel  „Post* 
im  Handwörterbuch  der  Staatswissenschaften.  6.  Bd.  S.  184  ff.  —  Göpf  ert,  ^Staatspost 
und  Privatpost*.    Dresden  1887  u.  a.  m. 

*)  Vgl.  Alfred  de  Foville,  „La  transformation  des  moyens  de  transport  et  ses 
consßquences  öconomiqnes  et  sociales**.  Paris  1880.  —  Ferner  E.  Morpurgo,  »La  posta 
6  la  Vita  soziale".    Archivio  dl  Statistica  a.  VII.  fasc.  III  e  IV. 

&)  Artikel  48  der  Reichsverfassung:  „Das  Postwesen  und  das  Telegraphenwesen 
werden  für  das  gesamte  Gebiet  des  Deutschen  Reichs  als  einheitliche  Staatsverkehrs- 
anstalten eingerichtet  und  verwaltet". 
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lieh  verpflichtet  sind,  der  staatlichen  Unternehmung  in  manchen  Fällen  sich  be- 
dienen zu  müssen.    Ein  solcher  ..Postzwang**  erstreckt  sich  im  Deutschen  Reiche 

a)  auf  verschlossene  Briefe  und 

b)  auf  politische  Zeitungen*). 

Femer  „steht  das  Recht,  Telegraphenanlagen  für  die  Vermittelung  von  Nach- 
richten zu  errichten  und  zu  betreiben,  ausschliesslich  dem  Reiche  zu.  Unter  Tele- 
graphenanlagen sind  die  Femsprechanlagen  mitbegriffen**  2). 

Infolge  dieser  bevorzugten  Stellung  erwächst  dem  Staate  die  Aufgabe,  bei 
der  Preisgestaltung  alle  die  massgebenden  Momente  sorgfaltig  zu  erwägen,  um 
den  richtigen  Weg  einzuschlagen.  Die  Wichtigkeit  der  Preisgestaltung  zeigt  sich 
in  doppelter  Beziehung: 

1.  in  finanzieller  Hinsicht,  insofern  als  die  Einnahmen  aus  dem  Be- 
triebe der  Verkehrsanstalten  nicht  unwesentlich  zur  Deckung  des  staat- 
lichen Finanzbedarfs  beitragen; 

2.  in  volkswirtschaftlicher  Hinsicht,  insofern  als  die  Verkehrs- 
anstalten einen  hervorragenden  Einfluss  auf  die  wirtschaftlichen  und 
sozialpolitischen  Verhältnisse  des  einzelnen  wie   der  Gesamtheit  ausüben. 

Die  Aufgabe,  beide  Wirkungen  der  Verkehrsanstalten  in  volle  Harmonie  zu 
bringen,  kann  nur  durch  eine  gesunde  Tarifpolitik  gelöst  werden.  Der 
letzteren  wird  im  allgemeinen  immer  die  Erwägimg  zu  Grunde  liegen  müssen,  ,,ob 
der  Staat ....  den  Tarif  nach  den  einfachen  Grundsätzen  des  möglichst  hohen 
Reinertrags  oder  nach  den  Grundsätzen  der  allgemeinen  volkswirt- 
schaftlichen Entwickelung  richten  solle,  nach  denen  der  möglichst 
niedrige  Tarif  zur  Bedingung  des  möglichst  hohen  inneren  wie  äusseren  Ver- 
kehrs wird**3). 

Die  moderne  Auffassung  vom  Wesen  des  Staates  lehrt,  dass  demselben,  sobald 
er  als  Unternehmer  auftritt,  bei  seinem  Betriebe  engere  Schranken  gezogen  sind 
als  einem  Privatunternehmer.  Für  den  Staat  sind  ausser  rationeller  Wirtschafts- 
führung auch  volkswirtschaftliche  imd  sozialpolitische  Gesichtspunkte  massgebend, 
welche  der  Privatmann  nicht  zu  berücksichtigen  braucht.  Denn  die  Unterneh- 
mungen des  Staates  sind  nicht  wie  diejenigen  eines  Privatmannes  für  ein  Menschen- 
leben, sondern  für  eine  Reihe  von  Generationen  bestimmt.  Infolgedessen  kann  der 
Staat  mit  Ruhe  und  Sicherheit  auf  lange  Zeit  hinaus  die  Amortisation  des  Anlage- 
kapitals berechnen  und  die  TUgungsraten  entsprechend  festsetzen.  Ein  weiterer 
Vorteü  besteht  darin,  dass  die  staatlichen  Anstalten  deshalb  nicht  nach  dem 
Grundsatze  der  Privatuntemehmung  betrieben  zu  werden  brauchen,  „weU  es  bei 
ihnen  nicht  allein  darauf  ankommt,  dass  sie  einen  tunlichst  grossen  Teil  der  Staats- 
einnahmen ausmachen,  oder,  wie  man  zu  sagen  pflegt,  dem  „Fiskus**  die  denkbar 
höchsten  Erträge  liefern,  sondern  auch  darauf,  dass  sie  in  Bezug  auf  die  Organi- 
sation des  Betriebes,  die  Behandlung  und  Bezahlung  der  Angestellten,  die  Fest- 
stellung der  Leistungen  und  Preise  solche  Bahnen  einschlagen  imd  zeigen,  welche 
gereiften  und  gerechtfertigten  Ansprüchen  der  betreffenden  Zeit  entsprechen.    Die 

1)  S  1  des  Gesetzes  über  das  Postwesen  des  Deatschen  Reichs  vom  28.  Okiober  1871 
und  Artikel  a  der  Novelle  vom  20.  Dezember  1899. 

3)  i  1  des  Gesetzes  über  das  Telegraphenwesen  des  Deatschen  Reichs  v.  6.  April  1892. 

*)  L.  V.  Stein,  »Lehrbach  der  Finanzwissenschaft*.    Leipzig  1885.    6.  Aafl.  U.  TU 
I.  Abt.  8.  241. 
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staatlichen  Unternehmungen  wirtschaften  nicht  nur  im  Interesse  der  Staatsbür- 
ger als  Steuerzahler,  sondern  auch  in  ihrem  Interesse  als  Mitglieder  eines  die 
Kultur  fördernden  Gemeinwesens"  i). 

Femer  muss  berücksichtigt  werden,  dass  die  Verkehrsanstalten  eine  tief  ein- 
schneidende Wirkung  auf  die  Gesamtwirtschaft  wie  auf  die  Einzelwirtschaften 
ausüben.  Dabei  ist  es  eine  Forderung  der  Gerechtigkeit,  dass  sich  Leistung  und 
Gegenleistung,  Opfer  und  Vortefl  entsprechen  müssen.  Die  Opfer  erscheinen  in 
Gestalt  von  Kosten.  Die  Verteilung  dieser  Opfer  auf  die  Einzelwirtschaften  erfolgt 
in  der  Weise,  dass  für  jede  einzelne  Leistung  eine  Gegenleistung  in  Gestalt  des 
Preises  gefordert  wird.  Aber  nur  dann,  wenn  der  Wert  der  Leistung  dem  Werte 
des  gebrachten  Opfers  entspricht,  kann  man  von  einem  gerechten  Preise,  einem 
rationellen  Tarife  reden.  Dieses  richtige  Verhältnis  bedeutet  aber  einen  Gewinn 
für  die  Gemeinwirtschaft.  Es  ist  daher  eine  Forderung  an  eine  gute  Wirtschafts- 
führung, an  eine  richtige  Tarifpolitik,  ein  solches  Verhältnis  herzustellen  und  bei- 
zubehalten. Denn  sobald  das  Opfer  grösser  ist  als  der  VorteU,  als  die  staatliche 
Leistung,  entsteht  ein  Verlust  für  die  Einzelwirtschaft  wie  für  die  Gesamtwirt- 
schaft. Aus  diesem  Grunde  kann  der  Staat  durch  seine  Verkehrsanstalten  kraftig 
und  nachhaltig  auf  die  Hebung  der  Volkswirtschaft  einwirken.  Denn  der  Ver- 
kehr ist  für  die  wirtschaftliche  Welt  das,  was  die  Sprache  für  die  geistige  Welt  ist . 
„Hier  kann  der  Staat  säen,  hier  kann  er  aber  auch  ernten.  Denn  ganz  abgesehen 
von  den  anderen  Gründen,  aus  welchen  der  Staat  auf  die  Hebung  der  Volkswirt- 
schaft bedacht  sein  muss,  kommt  die  letztere  dem  Staate  bei  seinen  allgemeinen 
finanzwirtschaftlichen  Einnahmen  zu  gute*' 2). 

Hierbei  muss  der  Staat  auf  den  innigen  Zusammenhang  zwischen  Leistung 
und  Preis  Bedacht  nehmen.  Die  Einnahmen  eines  Geschäfts  werden  umso  höher, 
je  höher  der  Preis  der  einzelnen  verkauften  Waren  ist  und  je  mehr  Waren  verkauft 
werden.  Will  man  aber  diesen  Grundsatz  auf  das  Verkehrsgeschäft  übertragen» 
so  findet  man,  dass  Preis  (Porto)  und  Ware  (Verkehrsakte)  sich  in  gewisser  Be- 
ziehimg diametral  gegenüberstehen :  je  mehr  der  Preis  steigt  und  sich  seiner  Höchst- 
grenze, dem  Gebrauchswert  für  die  Benutzer  nähert,  desto  geringer,  schwächer 
wird  der  Verkehr,  und  umgekehrt,  wenn  auch  nicht  in  direktem  Verhältnis^). 
Aber  diese  Wechselwirkung  zwischen  Abnahme  des  Preises  und  Zunahme  des  Ver- 
kehrs gleicht  sich  nicht  immer  aus.  Denn  steigt  der  Preis  über  einen  gewissen 
Punkt,  so  nimmt  die  Benutzung  des  Verkehrsmittels  so  stark  ab,  dass  eine  Min- 
dereinnahme  gegen  vorher  eintritt.  Sinkt  er  dagegen  unter  einen  gewissen  Punkt« 
so  nimmt  die  Verkehrssteigerung  nicht  in  entsprechendem  Masse  zu.  Würde  z.  B. 
das  Porto  für  den  Brief  auf  1  Pfennig  ermässigt,  so  würde  zweifellos  der  Briefver- 
kehr zunehmen,  ob  aber  in  10-  bezw.  20fachem  Masse,  ist  sehr  zweifelhaft*^). 

Wie  erwähnt,  dienen  die  Verkehrsanstalten  nicht  nur  den  Benutzem,  sondern 
auch  der  Gesamtheit.  Dieses  letztere  tritt  aber  nicht  immer  unmittelbar  in  die  Er- 
scheinung.   In  erster  Linie  bringen  die  Leistungen  der  Verkehrsanstalten  denen 


1)  Y.  Scheel,  a.  a.  0.  S.  62. 

»)  G.  Zöpfl,  a.  a.  0.  S.  U,  vgl.  auch  S.  19. 

8)  Der  preass.  Hinister  von  der  Heydt  erklärte  1867:  „Die  Nettoeinnahmen  der 
Postverwaltnng  sind  in  diesem  Augenblick  höher  als  je,  höher  als  za  der  Zeit,  wo  die 
PortosfttEe  6— 6mal  mehr  betragen." 

*)  Vgl.  auch  Sax:  a.  a.  0.  I.  Tl.  8.  59. 
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Vorteil,  die  eben  diese  Leistungen  in  Anspruch  nehmen.  Es  ist  aber  nicht  ausser 
acht  zu  lassen,  dass  die  Kreise,  welche  die  Post  hauptsachlich  benutzen,  und  denen 
dadurch  Vorteile  erwachsen  —  Handel  und  Industrie  — ,  die  Portoauslagen  auf 
ihre  Kunden  abwälzen  können.  Der  höhere  oder  niedrigere  Preis  für  die  Trans- 
portleistung wird  sich  in  dem  erhöhten  oder  unter  Umständen  ermässigten  Preise 
der  beförderten  Waren  bemerkbar  machen,  wenn  auch  oft  in  wenig  fühlbarer  Weise. 
Massige  Portosatze  kommen  daher  nicht  nur  den  Benutzem  der  Verkehrsanstalt, 
sondern  weiterhin  auch  der  Allgemeinheit  zu  gute^). 

Eine  richtige  Tarifpolitik  wird  beide  Seiten  der  Verkehrsanstalten,  die  finan- 
zielle wie  die  volkswirtschaftliche  Seite  im  Auge  behalten^).  Sie  wird  sowohl  ihrer 
Pflicht,  zum  Staatsbedarf  beizutragen,  als  auch  ihrer  Kulturau^abe  gerecht  wer- 
den. Diese  doppelte  Aufgabe  könnte  auf  den  Gedanken  führen,  bei  Bemessung  der 
Tarifsatze  sei  nur  die  Deckung  der  Selbstkosten  einschliesslich  Verzinsung  und 
Amortisation  des  Anlagekapitals  zu  erzielen^).  Doch  würde  ein  solcher  Gesichts- 
punkt der  Beweglichkeit,  Leichtigkeit,  Veränderlichkeit,  dem  Wachstum  u.  s.  w.  des 
Verkehrs  zuweilen  widerstreben.  Denn  es  wird  z.  B.  das  Wachstum  desselben  nicht 
allein  durch  die  Tarifbildung  bedingt,  es  kommt  noch  eine  Reihe  anderer  Fak- 
toren sowohl  des  Verkehrswesens  als  auch  der  Kultur-  und  Wirtschaftsentwick- 
lung in  Betracht  (natürliche  Beschaffenheit  des  Landes,  Dichtigkeit  des  Ver- 
kehrsnetzes, Art  der  Beschäftigung,  Bildungsgrad,  Wohlhabenheit  der  Bevölke- 
rung u.  s.  w.).  Eine  richtige  Tarifpolitik  muss  deshalb  den  Ursachen  und  Grund- 
lagen des  Verkehrs  nachgehen,  seine  wirklichen  Bedürfhisse  zu  erkennen  suchen 
und  dann  zu  rechter  Zeit  durch  geeignete  Mittel  freie  Bahnen  für  die 
Ziele  des  Verkehrs  schaffen.  Denn  im  wirtschaftlichen  Leben  ist  die  Zeit  ein 
höchst  realer  Faktor,  und  der  Zeitvorsprung  bei  Tarifreformen  kann  für  die  Höhe 
des  Verkehrs  auf  dem  inneren  Markte  sowie  für  Export  und  Import  eines  Landes 
von  weittragender  Bedeutung  sein.  Ein  scharf  imd  weit  ausschauender  Blick 
wird  erkennen,  wo  entweder  ein  massiger  Ueberschuss  erzielt  werden  kann  oder 
wo  ein  Opfer  gebracht  werden  muss.  Wo  eine  Schädigung  der  Kulturinteressen 
nicht  zu  fürchten  steht,  ist  ein  massiger  Gewinn  gerechtfertigt.  Dann  „soll  das 
Streben  nach  Erzielung  von  Ueberschüssen  in  massigem  Umfange  seinen  Platz  be- 
haupten in  der  Weise,  dass  die  staatliche  Verwaltung  der  Transportuntemehmun- 
gen  als  eines  Ganzen  einen  Mittelweg  zwischen  dem  Streben  nach  reiner  Kosten- 
deckung und  höchster  Rentabilität  einschlage,  wobei  zugleich  das  Streben  nach 
tunlichster  Verallgemeinerung  der  Anlagen  obwalten  muss"*^). 

Wo  aber  überwiegende  Interessen  die  Lösung  einer  Kulturaufgabe  erfordern, 
ohne  dass  die  Ausgaben  vollen  Ersatz  finden,  da  soll  man  auch  nicht  vor  einem 
Opfer,  vor  einem  stiuitlichen  Zuschuss  zurückschrecken.     Nicht  ängstliche  Be- 


1)  Reichstagsabgeordneter  Dr.  Wei  g  el,  „Ist  denn  hier  im  Hause  jemand,  der  daran 
rweifelt,  dass  Jede  Ersparnis  der  Handelsunkosten  dem  kleinsten  und  letzten  Konsumenten, 
dem  Detaillisten,  dem  letzten  Dorfbewohner  zu  gute  kommt?"  Archiv  f.  Post  u.  Telegr. 
Jahrg.  1878.    S.  202. 

2)  Dies  betonte  bereits  Klttber,  „Das  Postwesen  in  Teutschland,  wie  es  war,  ist 
und  sein  könnte".    Erlangen  1811.    S.  194. 

S)  ^La  taxation  des  correspondances  dans  la  limite  des  frais  qu*elles  occasionnent 
est  donc  la  chose  la  plus  Ugitime  et  1a  plus  simple  du  monde".  Leroy-Beaulieu, 
«Trait^  de  la  Science  des  Finances**.    Paris  1892.    5.  6dit.  tome  I.  p.  642. 

*)  V.  Scheel,  a.  a.  0.  S.  86. 
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Borgnisee  um  augenblickliche  Ausfälle  oder  engherzige  Bedenken,  dass  für  die  be- 
absichtigte Einrichtung  im  einzelnen  eine  genügende  Kostendeckung  nicht 
vorhanden  ist,  sollen  wirtschaftlichen  Reformen  oder  kulturellen  Zielen  im  Wege 
stehen.  Ebenso  wie  eine  Tarifreform  soziale  Reformen  fördert,  ebenso  ist  sie  auch 
eine  Mitbedingung  derselben:  „Denn  der  finanzielle  Nutzen  einer  Verkehrsverbes- 
serung  beschränkt  sich  nicht  auf  den  unmittelbaren  Dienstzweig,  in  welchem  sie 
vorgenommen  werden  soll,  sondern  er  erstreckt  sich  auf  den  Gesamtorganismus 
des  Instituts  und  tritt  oft  an  unvermuteten  Stellen  zu  Tage.  So  hat  sich  im  Beichs- 
Postgebiete  bei  Ausbreitung  der  Telegraphenanlagen  auf  das  flache 
Land  eine  allmähliche  Steigerung  des  Postverkehrs  der  Landbevölkerung 
fühlbar  gemacht"  i). 

Aber  nicht  nur  rein  wissenschaftliche  Gesichtspunkte  sind  für  die  Tarifpolitik 
massgebend,  sondern  auch  den  konkreten  Verhältnissen,  der  Anforderung  des 
technischen  Dienstes  muss  Rechnung  getragen  werden.  Auch  hier  gilt  das  Dich- 
terwort: „Leicht  reihen  aneinander  sich  Gedanken,  doch  hart  im  Räume  stossen  sich 
die  Sachen."  Denn  eine  theoretisch  treffliche  Einrichtung  stösst  zuweilen  auf  der- 
artige technisch-dienstliche  Schwierigkeiten  (z.  B.  Gesprächszälüer  beim  Fem- 
sprecher), dass  sie  sich  entweder  gar  nicht  oder  infolge  ihrer  Kompliziertheit  nur 
mit  grossen  finanziellen  Opfern  einführen  lässt.  Aus  der  Erkenntnis  des  Be- 
dürfnisses: einerseits  der  Idee,  der  Theorie,  anderseits  dem  Leben,  der  Praxis, 
gerecht  zu  werden,  hat  die  Tarifpolitik  die  vollkommene  Verschmelzung  der  volks- 
und  finanzwirtschaftlichen  mit  der  verwaltimgstechnischen  Seite  ins  Auge  zu  fassen. 

Diese  Grundsätze  sind  massgebend  für  das  jeweilige  Verwaltungsprin- 
zip, das  der  finanziellen  Behandlung  der  Verkehrsanstalten  zu  Grunde  zu  legen 
ist.  Wie  wir  oben  gesehen  haben,  hat  der  Staat  die  Verkehrsanstalten  aus  öko- 
nomischen Zweckmässigkeitsgründen  übernommen.  Mit  den  Transport  Unterneh- 
mungen tritt  der  Staat  selbsttätig  erwerbend  mit  dem  Streben  nach  Reinertrag 
—  wenn  auch  gemäss  der  eigentümlichen  Stellung  des  Staates  als  Vertreter  der 
Gesellschaft  tmd  als  Organ  der  Gemeinwirtschaft  —  als  Kapitalist  oder  Betriebs- 
untemehmer  auf.  Wir  können  diese  Staatseinkünfte  als  privatwirtschaftliche  Ein- 
nahmen bezeichnen,  von  Scheel  nennt  sie  „Erwerbseinkünft«  im  engeren 
Sinne". 

Eine  der  ältesten  staatlichen  Unternehmungen  ist  die  Post.  Ihre  Einkünfte 
haben  von  jeher  eine  nennenswerte  Rolle  gespielt.  Von  Anfang  an,  schon  im 
16.  Jahrhundert,  nahmen  die  Landesfürsten  das  ausschliessliche  Vorrecht  zur  An- 
legung von  Posten  —  das  Postregal  —  in  Anspruch.  Auch  die  spätere  Post  —  wenn 
auch  mit  Ausnahmen^)  —  legte  ihr  Schwergewicht  auf  die  finanzielle  Seite.  Sie 
war  in  Wirklichkeit  ein  monopolisierter  Grossbetrieb,  der  möglichst  hohe  Rein- 


J)  Fischer,  Artikel  „Porto"  im  Handw.  d.  Staatsw.  B.  Bd.  S.  171.  —  Unter  anderem 
hatte  auch  die  Einführung  des  Postanweisangsverfahrens  zugleich  einen  stärkeren  Brief- 
verkehr znr  Folge,  da  in  zahlreichen  F-äUan  neben  den  Postanweisungen  besondere,  auf  die 
Oeldübermittelnng  bezügliche  Briefe  abgesandt  werden  mussten. 

>)  Z.  B.  König  Friedrich  Wilhelm  I.  von  Prenssen:  Als  das  Generalflnanzdirektoriiim 
Bedenken  trug,  Geld  zur  Anlegung  neuer  Posten  zu  bewilligen,  sagte  er,  dass  die  Posten 
nVor  den  florissanten  Zustand  der  Kommerzien  hochnotwendig  und  gleichsam  das 
Oel  vor  die  ganze  Staatsmaschine  wären''.  —  Ilwof,  „Das  Postwesen  in 
seiner  Entwicklung".    Graz  1880.    S.  52. 
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ertrage  abzuwerfen  hatte.  Obgleich  von  manchen  Seiten,  wie  z.  B.  von  K 1  ü- 
b  e  r  1),  scharf  hervorgehoben  worden  war,  dass  die  Erzielung  eines  hohen  Ge- 
winnes nicht  als  Hauptzweck  angesehen  werden  dürfte,  verblieb  diese  Anschauung 
noch  lange  Zeit  die  herrschende.  Erst  Rowland  Hill  erschütterte  durch 
seine  berühmte,  1837  erschienene  Schrift:  „Postoffice  reform,  its  importance  and 
practicability**  diesen  Standpunkt.  Aber  wie  schwer  und  langsam  manche  in  der 
Theorie  gewonnene  neue  Erkenntnis  in  der  Praxis  zu  allgemeiner  Geltung  gelangt, 
hat  sich  auch  hier  gezeigt.  Wenn  auch  einsichtige  Männer  2)  einerascheVerwirklichung 
der  Hill  sehen  Ideen  befürworteten,  brachen  sich  letztere  doch  verhältnis- 
mässig nur  langsam  Bahn.  Nach  und  nach  gelang  es  aber  doch,  „den  Sturz  des 
alten  morschgewordenen  Gerüstes  der  finanzwirtsohaftlichen  Prinzipien  zu  voll- 
ziehen und  die  Annahme  des  volkswirtschaftlichen  Systems ....  zu  beschliessen*'^). 

Man  erkannte  an,  dass  das  Wesen  der  Post  nicht  darin  bestehen  soll,  möglichst 
viel  Gewinn  zu  erzielen,  sondern  dass  ihr  Beruf  darin  bestehe,  den  Verkehr  so  viel 
als  möglich  zu  erleichtem.  Diese  Erkenntnis  entkleidete  die  Post  ihres  fiskali- 
schen Charakters. 

Die  Post,  als  bestehende  Organisation  eines  grossen  Teiles  des  Verkehrs,  hätte 
eigentlich  die  Eisenbahnen  wegen  der  monopolistischen  Natur  dieser  Verkehrs- 
anstalt,  bei  der  Weg  und  Fahrzeug  unzertrennbar  sind,  in  die  Hand  nehmen  müssen. 
Die  Eisenbahnen  haben  sich  jedoch  in  Deutschland  als  besondere  Transportemstal- 
ten,  unabhängig  von  der  Post,  entwickelt.  Durch  die  Verdichtung  des  Schienen- 
netzes ist  die  Post  in  zweifacher  Hinsicht  von  der  Eisenbahn  in  Abhängigkeit  ge- 
raten: einerseits  ist  sie  an  dieselbe  als  Beförderungsmittel  gebunden,  anderseits 
ist  für  sie  die  Eisenbahn  dadurch  massgebend,  dass  das  Netz  der  Postkurse  nach 
der  Gestaltung  des  Schienennetzes  sich  richten  muss.  Da  femer  die  Eisenbahnen 
zum  grÖssten  Teile  Stcuttsbahnen  geworden  sind,  welche  unentgeltliche  Leistungen 
für  die  Post  ausführen,  lassen  sich  eigentlich  die  Erträge  beider  zusammengehöriger 
Unternehmungen  gar  nicht  gesondert  darstellen.  Telegraph  und  Femsprecher 
sind  gleich  bei  ihrem  Entstehen  als  für  den  Staatsbetrieb  geeignet  erkannt  und  in 
die  Hand  genommen  worden.  Deshalb  gelten  für  die  gedachten  Verkehrsanstal- 
ten gemeinsame  Gesichtspunkte  hinsichtlich  des  Verwaltungsprinzips ^). 

In  der  Wahl  desselben  steht  den  Verkehrsanstalten  ein  weiter  Spielraum  offen. 
Die  Finanzwissenschaft  unterscheidet  vier  ^)  solche  Prinzipien.    Der  Charakter  der 


1)  Klub  er,  a.  a.  0.  S.  139— Ui,  144  ff. 

2)  In  Frankreich  z.  B.  strebte  schon  1838  der  Yizegeneralpostdirektor  P  i  r  0  n  in 
einer  Schrift  an  den  Finanzminister  („Du  service  des  poätes  et  de  la  taxation  des  lettres 
au  moyen  d*un  tlmbre",  Paris  1838)  das  an,  was  Hill  in  England  befarwortet  und  ver- 
fochten hatte,  aber  vergeblich. 

*)  J.  Holzamer,  ..Beitrag  zur  Geschichte  der  Briefportoreform  in  den  Kultur- 
staaten von  ihrem  ersten  Beginne  1837  bis  zum  Abschluss  des  Berner  Weltpostvertrages* 
in  der  ..Zeitschrift  fttr  die  gesamte  Staatswissenschaft*".    Jahrg.  1878.    S.  3. 

*)  V.  S  c  h  e  e  1 ,  a.  a.  0.  S.  86 :  „Wenn  eine  einheitliche  Organisation  des  öffent- 
lichen Transportwesens  vorhanden  ist,  Eisenbahn  und  Telegraphie  nicht  mehr  von  der 
..Post**  abgesondert  sind,  so  wird  schon  die  innige  Verbindung  der  einzelnen  Teile  die  Be- 
handlung nach  verschiedenen  Prinzipien  untunlich  erscheinen  lassen." 

&)  Zöpfl,  a.  a.  0.  S.  10  unterscheidet  deren  sogar  fünf: 

1.  das  Prinzip  der  Frondenleistung  (für  die  „gute  alte  Zeit"), 

2.  dasjenige  der  Finanzquelle, 

3.  des  sozialen  Ausgleichs, 
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gedachten  Anstalten  ab  Staatsgewerbe,  als  Unternehmungen,  weist  daraaf 
hin,  dass  zunächst  der  Grundsatz  des  ^freien  Genussgutes"^,  der  ^U  n- 
entgeltlichkeit"*,  der  „reinen  Staatsausgabe""  (nach  S  a  x 
„öffentliches  Genussgut'')  nicht  berechtigt  ist.  Das  Wesen  dieses  Prinzips  besteht 
darin,  die  Verkehrsmittel  den  einzelnen  zur  unentgeltlichen  Benutzung  bereit  zu 
stellen,  während  die  Kosten  von  der  Gesamtheit  —  durch  Steuern  —  zu  tragen  sind. 
Dieses  System  ist  „gerecht  nur  da,  wo  der  Nutzen  des  Transportmittels  jedem  ein- 
zelnen ungefähr  in  demselben  Masse  zu  teil  wird,  als  die  zur  Deckung  der  Kosten 
erforderliche  Steuerlast;  wirtschaftlich  nur  da,  wo  die  unentgcltliehe  Benutzung 
keine  unproduktive  Vergeudung  fürchten  lässt,  zumal  wenn  die  Erhebung  von  Ge- 
bühren un verhältnismässige  Kosten  verursachen  würde**  ^)  (Landstrassen).  Das 
Prinzip  des  freien  Genussgutes,  dieses  „kommunistische  System",  kann  bei  den  Ver- 
kehrsanstalten nicht  in  Anwendung  kommen,  da  die  Beteiligung  an  ihren  verschiede- 
nen Zweigen  seitens  der  einzelnen  eine  sehr  ungleichmässige  ist.  Es  würde  zu 
einer  unwirtschaftlichen  Benutzung  der  Post-  u.  s.  w. -Dienste  und  zu  einer  ungleich- 
massigen  Belastung  der  Bevölkerung  führen. 

Die  Post,  Telegraphie  und  Eisenbahn  müssen  vielmehr  unbedingt  im  stände 
sein,  für  die  Dauer  selbst  „auf  ihren  eigenen  Füssen  stehen  zu  können''^).  Denn 
diese  Verkehrsanstalten  bieten  wirtschaftliche  Leistungen,  die  einen  ganz  anderen 
Charakter  tragen  als  die  Tätigkeit,  die  der  Staat  auf  demjenigen  Gebiete  des  Ver- 
kehrswesens entfaltet,  auf  welches  das  Prinzip  des  „freien  Genussgutes''  anwend- 
bar ist:  nämlich  der  Wegbarmachung  des  Landes  (Anlage  von  Strassen  u.  s.  w.). 
„Durch  diese  wird  ja  nur  eine  allgemeine  Grundlage  des  wirtschaftlichen  Fort- 
schritts, die  Wegsamkeit,  gegeben  und  die  eigentliche  Verkehrshandlung  wird  erst 
von  den  einzelnen  ausgeführt;  jene  Transportuntemehmungen  (Post,  Telegraphie 
und  Eisenbahnen)  hingegen  bieten  einzelne  Verkehrsakte,  deren  Preis  sich  jeder, 
der  sie  in  Anspruch  nimmt,  in  seiner  Wirtschaft,  bei  seiner  Güterproduktion  be- 
rechnen kann  und  muss,  und  die  für  den  einen  selten,  für  den  anderen  sehr  häufig 
ausgeführt  werden" 3).  Die  Benutzung  der  Verkehrsanstalten  geschieht  in  erster 
Linie  in  geschäftlichem  Interesse  und  weiterhin  zur  Aufrechterhaltung  persön- 
licher Beziehungen^).  Beiden  gegenüber  hat  der  Staat  keinen  Grund,  seine  Trans- 
portleistungen nach  unwirtschaftlichen  Grundsätzen  darzubieten.  Er  hat  sich  viel- 
mehr unter  gewissen  Umständen  auf  den  Standpunkt  der  Privatuntemehmung 
zu  stellen,  d.  h.  einen  tunlichst  hohen  Reinertrag  anzustre- 
ben. In  diesem  Falle  befolgt  der  Staat  bei  seinen  Verkehrsanstalten  das  „p  r  i- 
vatwirtschaftliche"  oder  ,^ ewerbliche  Prinzip**  (nach  S a x 
„öffentliches  Untemehmungsprinzip").  Dieses  Prinzip  ist  zunächst  anzuwenden, 
solange  es  sich   um  einzelne  Linien   handelt,  solange  die  Verkehrsanstalten  über 


4.  des  Entgelts, 

5.  der  Unentgeltlichkeit. 

1)  W.  Röscher,  „NationalOkonomik  des  Handels  und  des  Gewerbefleisses*".  S. S33. 

>)Karl  Knies,  „Der  Telegraph  als  Verkehrsmittel".  Tabingen  1857.  S.  «w.  — 
Vgl.  auch  Fischer,  Artikel  „Porto"  im  Handw.  d.  Staatsw.  Bd. 6.  8. 170. 

')  V.  Scheel,  a.  a.  0.  S.  86. 

*)  Frhr.  zu  Weichs-Glon,  „Das  finanzielle  and  soziale  Wesen  der  modernen 
Verkehrsmittel".  Tttbingen  1894.  S.  10:  „Post  und  Telegraph  sind  zam  aberwiegenden 
Teile  Domänen  der  besitzenden  Klassen." 
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das  Staatsgebiet  nngleichmässig  verteilt  sind  und  demnach  nur  einzelnen  Landes- 
teilen zu  gute  kommen.  Denn  wer  den  Vorteil  solcher  Anstalten  geniesst,  mag  auch 
entsprechend  zu  den  Kosten  beitragen.  Aus  gleichem  Grunde  wird  auch  dann, 
wenn  eine  mö^chst  gleichmässige  Ausbreitung  vorhanden  ist,  das  gedachte  Prin- 
zip da  Anwendung  finden,  wo  nur  einzelne  Klassen  der  Bevölkerung  —  insbesondere 
die  zahlungsfähigeren  —  die  Verkehrsanstalt  benutzen,  wo  diese  also  einem  K 1  a  s- 
seninteresse  dient  (Telegraph).  Femer  ist  das  privatwirtschaftliche  Prin- 
zip da  am  Platze,  wo  durch  den  Genuss  der  Leistung  für  den  Absender  oder  Emp- 
fänger ein  unmittelbarer  Gewinn  dadurch  entsteht,  dass  z.  B.  die  Sendung  infolge 
des  Transports  einen  höheren  (Tausch-) Wert  erlangt  (z.  B.  im  Paketverkehr). 
War  mit  derartigen  Dienstzweigen  schon  vorher  regelmässig  ein  Gewinn  ver- 
knüpft, dann  ist  es  nicht  empfehlenswert,  diese  Einnahmequelle  zu  verstopfen. 
Denn  es  müsste  sonst  unter  Umständen  durch  Steuern  Ersatz  geschaffen  werden» 
welche  leicht  härter  imd  ungleichmässiger  die  ganze  Bevölkerung  belasten.  Von 
diesem  Gesichtspunkte  aus  ist  die  Erstrebung  eines  Ueberschusses  bei  den  Staats- 
verkehrsanstalten überhaupt  im  allgemeinen  gerechtfertigt  i).  Denn  da  die  For- 
men zur  Aufbringung  des  Finanzbedarfs  mannigfaltige  sein  müssen  —  »weil  die 
Verteilung  der  Last  auf  verschiedene  Punkte  des  sie  tragenden  Körpers  eine  Er- 
leichterung zur  Folge  hat  und  weil  die  Einhüllung  dieser  verteilten  Lasten  in  ver- 
schiedene Gestalten  des  Verkehrs-  und  Genusslebens  die  Empfindung  des  Drucks 
vermindert  — ,  so  werden  wir  jede  staatliche  Anstalt  darauf  prüfen,  ob  sie  geeignet 
ist,  neben  der  Erfüllung  ihrer  besonderen  Aufgabe  finanzielle  Ueberschüsse  ab- 
zuwerfen, welche  im  Einklänge  mit  den  Forderungen  der  Zweckmässigkeit  und 
Gerechtigkeit  für  die  fikllgemeinen  Finanzbedürfnisse  eine  Beihilfe  bringen  kön- 
nen''2).  Bei  den  privatwirtschaftlichen  Einnahmen  aus  den  Verkehrsanstalten 
läset  sich  eine  Preisgestaltung  finden,  bei  welcher  die  Interessen  des  verkehrenden 
Publikums  mit  denen  des  steuerzahlenden  im  Einklänge  stehen.  Mit  Recht  sagt 
Röscher:  „Wie  die  Menschen  eüimal  sind,  ist  jeder  Versuch,  einen  hoch  an- 
geschwollenen Staatsbedarf  nur  durch  unmittelbare  Besteuerung  des  Einkommens 

zu  decken,  wahrscheinlich  undurchführbar Will  man  sich  aber  helfen 

durch  Hinzufügung  mehrerer  kleineren,  das  Einkommen  bloss  mittelbar  erfassen- 
den Steuern,  deren  jede  freilich  ihre  besonderen  Schattenseiten  hat,  wo  man  jedoch 
hoffen  kann,  dass  namentlich  die  Schattenseiten  der  sog.  direkten  (Ertrags-)  und 
indirekten  (Produkten-)  Besteuerung  einander  ziemlich  kompensieren:  so  ist 
der  Gewinn  des  Staates  von  seinen  Transportleistun- 
gen  gewiss   keiner   der   schlechteste n"3). 


1)  ^Dire  que  Jamais  la  poste,  le  tölögraphe,  les  chemins  de  fer  ne  doivent  produire 
li  r£tat  nne  recette  nette,  ce  serait  se  placer  dans  un  monde  idöal  oü  les  £tats  n'auraient 
que  fort  pen  de  charges  et  ne  seraient  pas  Obligos  de  s'ingönier  pour  trouver  un  ensemble 
de  ressouroes  süffisant  ä  payer  leurs  döpenses  nöcessaires".  Leroy-Beaulieu, 
a.  a.  0.  p.  570. 

3)  G.  Cohn,  „System  der  Finanzwissenschaft*.  Stuttgart  1889.  S.  6M.  —  Femer 
O.  Cohn,  HErörterungen  über  die  finanzielle  Behandlung  der  Yerkehrsanstalten".  Jahrb. 
fOr  die  Gesetzgebung,  Verwaltung  und  Volkswirtschaft  im  Deutschen  Reich.  Jahrg.  1886. 
III.  Heft.    S.2ft. 

S)  Roscher-Stleda,  a.  a.  0.  S.  633.  >-  Vgl.  auch  v.  Scheel  a.  a.  0.  S.  86: 
«Mindestens  solange  der  Staat  notwendige  Oenussmittel,  wie  Salz,  Bier  u.  s.  w.  besteuert, 
erscheint  es  ungerechtfertigt,  die  Transportleistungen  zum  Selbstkostenpreise  zu  liefern.* 
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Nut  darf  das  Streben  nach  Gewinn  nicht  zu  weit  gehen,  d.  h.  nicht  bis  zu  der 
Grenze,  bei  der  eine  Erhöhung  der  Preise  von  der  Benutzung  der  Verkehrsanstalt 
abschrecken  und  damit  einen  Rückgang  herbeiführen  würde.  Daher  ist  auch  von 
dem  „reinen  Regalitäts-  oder  Besteuerungsprinzi p",  wie 
Ad.  Wagner  es  nennt^),  abzusehen.  Bei  diesem  betreibt  der  Staat  nur  aus 
finanziellen  Gründen  eine  gewerbliche  Tätigkeit,  um  daraus  eine  grössere  als  die 
privatwirtschaftliche  Rente  zu  erzielen.  Aber  gerade  bei  den  Verkehrsanstalten^ 
bei  denen  in  der  Hauptsache  ein  tatsächliches  oder  rechtliches  Monopol  besteht, 
ist  gegen  eine  übermässige  Ausbeutung  Front  zu  machen.  „Uebermassig  ist  jede, 
welche  den  volkswirtschaftlich  höchsten  Reinertrag  verhindert:  sei  es  durch  einen 
Grewinn,  der  auf  dem  grösseren  Verluste  anderer  Volksgenossen  beruht;  sei  es 
durch  kurzsichtige  Knauserei,  welche  das  Opfer  des  Saatkorns  scheut*' 2).  Immer 
ist  bei  dem  Betriebe  der  Verkehrsanstalten  auf  die  volkswirtschaftlichen  Inter- 
essen, welche  höher  als  die  blosse  Erzielung  eines  möglichst  hohen  staatlichen  Rein- 
ertrages stehen,  gebührende  Rücksicht  zu  nehmen.  Bei  dem  Regalitätsprinzipe 
wird  nur  der  fiskalische  Standpunkt  betont.  Der  Gewinn  aus  den  Ver- 
kehrsanstalten bUdet  dann  nicht  mehr  „einen  Teil  des  vom  Staate  privat- 
wirtschaftlich erworbenen  eigenen  Einkommens,  sondern  er 
repräsentiert  eine  auf  staatlichen  Zwangsbefehl  zurückzu- 
führende Uebertragung  von  Einkommen  anderer  Einzelwirt- 
schaften auf  den  Staat" 3).    Daher  verbietet  sich  dieses  Prinzip  von  selbst. 

In  gewissem  Gegensatze  zu  demselben  ist  unter  bestinunten  Umständen  ge- 
rechtfertigt, dass  bei  den  Verkehrsanstalten  ein  geringerer  Ertrag  als  der  privat- 
wirtschaftliche Reingewinn  Platz  greife.  Wenn  nämlich  durch  die  Ausdehnung 
der  Verkehrsuntemehmimg  über  den  ganzen  Staat  das  Interesse  an  ihr  ein  dlge- 
meines  wird  —  freilich  nicht  in  dem  Masse,  dass  alle  Staatsbürger  ein  gleiches 
Interesse  hätten,  denn  ein  solcher  Fall  wird  wohl  bei  keiner  Staatstätigkeit  ein- 
treten — ,  so  ist  zu  prüfen,  ob  statt  der  privatwirtschaftlichen  Behandlungsweise 
das  sog.  „Gebührenprinzip**  (nach  S  a  x  „Prinzip  der  öffentlichen  Anstalf*) 
Anwendung  finden  kann^).  Das  Wesen  dieses  Prinzips  besteht  darin,  dass  der 
Staat  von  denen,  die  aus  der  Staatstätigkeit  Nutzen  ziehen  oder  die  Kosten  der- 
selben verursachen,  eine  besondere  Abgabe  als  speziellen  Entgelt,  die 
„Gebühr**,  erhebt.  Es  gibt  Gebühren,  deren  Höhe  die  Kosten  der  betr.  Staats- 
ieistungen  übersteigt,  Gebühren,  die  hinter  den  Kosten  zurückbleiben  und  solche, 
die  eben  die  Kosten  decken  ^).  Bei  der  Eigenart  und  Intensität  des  Betriebes  der 
Verkehrsanstalten  erweist  sich  eine  genaue  Ermittelung  der  Selbstkosten  für  jeden 
einzelnen  Verkehrsakt  praktisch  als  undurchführbar.  Man  wird  sich  deshalb  in 
der  Regel  mit  ungefähr  entsprechenden  Vergleichungen  und  Abwägungen  begnügen. 


1)  Wagner,  a.  a.  0.  I.  Tl.  S.  80B. 

5)  Boscher-Stieda,  a.  a.  0.  S.  632. 
3)  Wagner,  a.  a.  0.  I.  Tl.  S.  806. 

♦)  Sax  („Die  Verkehrsmittel*,  I.  Tl.  S.  88)  stellt  den  Satz  auf:  „Der  Eintritt  des 
Prinzips  der  öffentlichen  Anstalt  (des  Gebührenprinzips)  hat  zar  Yoranssetznng,  dass  eine 
gewisse  Gleichmässigkeit  der  Yerteilang  des  Nutzens  über  die  Gesamtheit  der  Staats- 
angehörigen vorhanden  ist ,  für  welche  wohl  immer  eine  Gleichmassigkeit  in  der  Anlage 
des  Netzes  die  Vorbedingung  bildet. *" 

6)  Vgl.  Wagner,  a.  a.  0.  II.  Tl.  S.  7.  —  W.  Vocke,  Finanzarchir.  Jahrg.  188S. 
I.  Bd.  S.  468. 

S76 


Digitized  by  VjOOQIC 


Die  Tarife  der  deutschen  Reichs-Post-  und  Telegraphenverwaltung.  J^y 

die  aber  auch  für  den  Zweck  ausreichen.  Wird  hierbei  ohne  Schädigung  des 
Verkehrs  noch  ein  mäjssiger  Ueberschuss  gewonnen,  so  wird  derselbe  zur  Ver- 
vollkommnung der  Verkehrseinrichtungen  zu  verwenden  sein^).  Ein  solches  Ver- 
fahren bezeichnet  Lorenz  v.  Stein  als  eine  „reproduktive"*  Anlage  der  Ueber- 
schüsse^).  Je  mehr  bei  dem  Gebührenprinzipe  die  landesübliche  Verzinsung  des 
Anlagekapitals  berücksichtigt  wird,  desto  näher  rückt  man  dem  privatwirtschaft- 
lichen Prinzip^). 

Unter  gewissen  Umständen  ist  auch  ein  zeitweiliges  Heruntergehen  unter  die 
Selbstkosten  nicht  von  der  Hand  zu  weisen,  z.  B.  bei  gerechtfertigten  Tarif ermäs- 
sigungen,  bei  denen  durch  die  Steigerung  des  Verkehrs  wieder  eine  Zunahme  der 
Ertrage  zu  erwarten  steht  ^).  Doch  darf  ein  solcher  Zuschuss  aus  der  Staatskasse 
für  die  Ausübung  einer  als  zweckmässig  erkannten  Staatstätigkeit  nicht  dau- 
ernd geleistet  werden. 

Die  vorstehend  erörterten  finanziellen  Gesichtspunkte  haben  zunächst  auf 
Post  und  Telegraph  Anwendung  zu  finden.  Sie  gelten  aber  auch  für  die  Tari- 
fierung  des  Staatseisenbahnwesens,  denn  gerade  „eine  allen  Ansprüchen  genügende 
Tarifierung  der  Eisenbahndienste  gehört  zu  den  schwierigsten,  namentlich  auch 
wechselvollsten  Aufgaben'*  ^).  Auch  die  Transportleistungen  der  Eisenbahnen  dienen 
vorwiegend  den  starken  Teüen  der  wirtschaftlichen  Gesellschaft.  Deshalb  muss 
es  —  nach  C  o  h  n  ®)  —  „ein  willkommenes  Mittel  der  Besteuerung  im  Dienste 
der  Gerechtigkeit  und  der  Zweckmässigkeit  sein,  wenn  man  durch  die  Ueberschüsse 
einer  grossen  Staatseisenbahnverwaltung  vorherrschend  die  besitzenden  Klassen 
in  ausgiebiger  Weise  besteuern  kann,  ohne  die  vernünftigen  Ansprüche  des  Ver- 
kehrs hintanzusetzen''.  Zwar  sollen  die  Tarife  der  Eisenbahn  nicht  auf  die  Er- 
zielung höchster  Renten,  wohl  aber  auf  die  Erzielung  von  massigen  Beineinnahmen 
berechnet  sein,  als  deren  Massstab  man  den  landesüblichen  Zinsfuss,  den  sie  auch 
etwas  überragen  können,  wird  nehmen  dürfen;  also  Anwendung  des  privatwirt- 
schaftlichen Prinzips.  Auch  nach  Ad.  Wagner  sind  die  Staateeisenbahnen 
nach  diesem  Prinzipe  zu  verwalten,  besonders  solange  das  grosse,  in  ihnen  stek- 
kende Kapital  zu  verzinsen  und  zu  amortisieren  ist.  Denn  die  erzielten  Ueber- 
schüsse können  zur  Deckung  etwaiger  Defizite  anderer  Bahnen  verwendet  werden. 
Einen  absichtlichen  Verzicht  auf  Ueberschuss,  der  durch  übermässige  Tarifreduk- 
tionen bewirkt  würde,  hält  Wagner  für  unzweckmässig,  einen  Verzicht  auf  vollen 
Ersatz  der  Zinsen  vor  erfolgter  Amortisation  des  Baukapitals  für  ungerecht?). 
In  gleichem  Sinne  spricht  sich  Sax  aus^). 


1)  Vgl.  Wagner,  a.  a.  0.  II.  Tl.  S.  91. 

2)  L.  v.  Stein,  a.  a.  0.  II.  Tl.  i.  Abt.  S.  317. 
»)  Roscher-Stieda,  a.  a.  0.  S.  533. 

*)  Wagner,  a.  a.  0.  II.  Tl.  S.  91. 

&)  Roscher-Stieda,  a.  a.  0.  S.  608. 

0)  G.  Cohn:  „System  der  Finanzwissenschaft **.    S.  622. 

T)  Wagner,  a.  a.  0.  I.  Tl.  S.  649. 

8)  Sax,  „Die  Verkehrsmitter ,  II.  Tl.  S.  232  ff.  —  Mit  Recht  hat  neuerdings  das 
königl.  Sachs.  Finanzministerium  in  einem  Schreiben  vom  ii.  Mftrz  1902  an  den  kdnigl. 
preuss.  Arbeitsminister  V.  Thielen  betont,  dass  den  fortgesetzten  Tarife rm&sslgun gen, 
wie  sie  von  der  standigen  Tarifkommission  der  Deutschen  Eisenbahnverwaltangen  seit 
Jahren  vorgeschlagen  zu  werden  pflegen,  etwas  Einhalt  getan  werden  muss.  Bei  dem 
Festhalten  an  dem  Schlagwort  von  n^er  sinkenden  Tendenz  der  Tarife"  wird  insbesondere 
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Im  allgemeinen  wird  keines  der  genannten  Verwaltmigsprinzipien  ein  für 
ellemal  als  das  für  die  Staateverkehisanstalten  richtige  bezeichnet  werden  können. 
Oertliche  und  zeitliche  Verhältnisse  müssen  über  diese  Frage  entscheiden^).  Ins- 
besondere wird  man  auch  die  einzelnen  Arten  von  Transportleistungen  —  bei  der 
Post  z.  B.  Briefpost,  Paketpost  u.  s.  w.  —  auseinanderhalten  und  dabei  berücksich- 
tigen müssen,  wie  sich  die  Vorteile  der  Verkehrsleistungen  auf  die  Klassen  der 
Bevölkerung  verteilen,  ob  die  Dienstzweige  mit  privaten  oder  staatlichen  Unter- 
nehmungen konkurrieren  u.  s.  w.  Man  wird  weder  an  dem  privatwirtschaftlichen, 
noch  an  dem  Gebührenprinzipe  streng  festhalten  dürfen.  In  der  Tat  gehen  auch 
diese  Prinzipien  in  der  Praxis  vielfach  ineinander  über.  Historisch  ist  mit  zuneh- 
mender Intensität  der  Volkswirtschaft  und  der  Verkehrsmittel  ein  Uebeigang  vom 
privatwirtschaftlichen  zum  Gebührenprinzip  erfolgt^). 

Das  jeweilige  Verwaltungsprinzip  zeigt  sich  in  den  finanziellen  Erträgen,  in 
der  ziffemmässigen  Höhe  der  Tarife.  Unter  Tarif  verstehen  wir  eine  Zusammen- 
stellung der  durch  Gesetz  oder  im  Verwaltungswege  festgesetzten  Beträge,  welche 
der  einzelne  für  die  Benutzung  der  öffentlichen  Verkehrsanstalten  zu  zahlen  hat. 
Werden  die  Tarife  in  einen  einheitlichen  Zusammenhang  miteinander  gebracht 
und  einem  gemeinsamen  obersten  Prinzip  imtergeordnet,  so  sprechen  wir  von 
einem   Tarifsystem. 

„Ein  für  alle  Zeiten  und  Verhältnisse  passendes  Tarifsystem  zu  finden,  ist  ein 
Ding  der  Unmöglichkeit'' 3).  Ausser  den  allgemeinen  Ersoheinungs-  und  Ent- 
wickelungsgesetzen  des  Verkehrs  sind  für  das  im  konkreten  Falle  gebotene  Tarif- 
System  bestimmend:  das  Wesen  der  bereits  erörterten  Verwaltungsprinzipien  und 
deren  Konsequenzen,  femer  der  Charakter  der  Entgelte  für  die  staatlichen  Trans- 
portleistungen  und  ihre  Preisgesetze,  schliesslich  die  Natur  der  einzelnen  Ver- 
kehrsgattung. Wegen  der  Schwierigkeiten  des  Aufbaues  eines  rationellen  Tarif- 
systems ist  es  notwendig,  über  den  finanzwissenschaftlichen  Charakter  der 
Einnahmen  aus  den  staatlichen  Verkehrsanstalten,  sowie  über  die  nationalöko- 
nomischen Grundsätze,  nach  denen  sich  die  Taxen  im  einzelnen  bestimmen, 
Klarheit  zu  erlangen. 


übersehen,  dass  nicht  nur  der  Wert  der  Transportleistungen  infolge  der  Zunahme  der  Be- 
triebskosten gestiegen  ist,  sondern  auch,  dass  infolge  des  andauernden  Sinkens  des  Geld- 
wertes eine  fortgesetzte  Frachtermässigung  allein  schon  dann  vorliegt,  wenn  die  Frachten 
ziffemmftssig  unverändert  bleiben. 

n  Wa gn  e  r,  a.  a.  0.  I.  Tl.  8.  545. 

3)  S  a  X,  „Transport-  und  Kommunikationswesen",  S.  584.  —  Vgl.  auch  die  Aeussemng 
des  Bundeskommissars  Graf  v.  Itzenplitz:  „Im  allgemeinen  ist  meine  Ansicht  die, 
und  ich  kann  sie  nach  einer  fast  5jährigen  Erfahrung  als  eine  erprobte  bezeichnen,  wir 
können  mit  dem  Portotarife  im  Laufe  der  Zeit  heruntergehen,  ich  hoffe,  wir 
werden  es  tun,  ich  möchte  sagen,  wir  müssen  es  tun**.  Stenogr.  Berichte  über  die 
Verhandlungen  des  Reichstags  des  Norddeutschen  Bundes  im  Jahre  1867,  I,  S.  516.  —  Vgl. 
femer  Wagner,  a.  a.  O.  II.  Tl.  S.  »o. 

8)  Schöttle,  a.  a.  0.  S.  273.  —  Auch  der  Staatssekretär  v.  Stephan  erkannte 
die  Schwierigkeiten  an :  n^in  Tarif  an  sich  ist  bald  aufgestellt ;  wenn  man  aber  das  Kesoltat 
desselben,  seine  Wirkungen ,  die  sich  ja  nachher  auf  sehr  viele  Jahre  hinaus  äosseni,  ins 
Auge  fasst,  so  ist  die  Entwerfung  doch  nicht  so  einfach,  und  es  gehören  nicht  selten  wohl 
Jahre  dazu,  ehe  man  zu  einem  geeigneten  Tarifvorschlage  gelangt,  der  stichhaltig  ist  und 
all  den  verschiedenen  Interessen  und  Bedürfnissen  Rechnung  trägt".  —  Archiv  für  Post  n 
Tel.    Jahrg.  1873.    S.  192. 
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Zwar  teilen  die  gedachten  Einkünfte  als  ordentliche  Staatseinnahmen  gewisse 
Eigenschaften  mit  den  eigentlichen  Steuern,  sowie  mit  den  Gebühren 
(im  finanzwissensohaftlichen  Sinne),  doch  können  sie  weder  zu  der  einen,  noch  zu 
der  anderen  dieser  Einnahmearten  gerechnet  werden.  Zunächst  tragen  die  Ein- 
künfte aus  den  Verkehrsanstalten  einen  von  den  Steuern  abweichenden 
Charakter.  Unter  Steuern  verstehen  wir  Zwangsbeiträge  der  einzelnen  zur  Dek- 
kung  des  allgemeinen  Staatsbedarfs  oder  nach  Wagner  i):  „Zwangsbeiträge 
der  Einzelwirtschaften  teils  zur  Deckung  der  allgemeinen  Staats-  bezw. 
der  „öffentlichen*'  Ausgaben,  teils  zur  Herbeiführung  einer  veränder- 
ten Verteilung  des  Volkseinkommens.**  Die  Unterschiede  zwischen  den 
Einkünften  aus  den  Verkehrsanstalten  imd  den  Steuern  sind  im  wesentlichen 
folgende: 

1.  Die  Steuern  sind:  „Staats wirtschaftliche**  Einnahmen,  die  auf  Grund  von 
Normen  des  öffentlichen  Rechts  zwangsweise  erhoben 
werden ;  sie  stellen  generelle  Entgelte  dar,  die  der  einzelne 
Steuerpflichtige  imd  die  Gesamtheit  der  Steuerpflichtigen  zur  Kosten- 
deckung der  allgemeinen  öffentlichen  Einrichtungen  und  Tätigkeiten 
entrichten.  —  Die  Posteinnahmen  dagegen  gehören  zu  den  „privatwirt- 
schaftlichen** Einnahmen,  „die  unter  den  allgemeinen  recht- 
lichen Bedingungen  des  privat  wirtschaftlichen 
Systems,  insbesondere  auf  der  Grundlage  der  allgemeinen  Normen  für  die 
Konkurrenz,  gewonnen  werden**^).  Sie  büden  spezielle  Entgelte 
für  beanspruchte,  den  einzelnen  Benutzem  der  Verkehrsanstalt  besonders 
zu  gute  kommende  Leistungen. 

2.  Die  Höhe  der  Steuern  kann  in  gewissen  Grenzen  durch  die  Gesetzgebung 
bestimmt  werden,  die  Höhe  der  Erwerbseinkünfte  lässt  sich  nur  nach  den 
bisher  erreichten  Erträgen  der  Verkehrsuntemehmungen  veranschlagen 
und  in  den  Staatshaushalt  einstellen; 

3.  Während  die  Steuern  von  Budgetperiode  zu  Budgetperiode  sehr  verschie- 
den festgesetzt  werden  können,  ist  der  Ertrag  der  Verkehrsanstalten  von 
der  Bestimmung  des  Gesetzgebers  unabhängiger  imd  der  Regel  nach  in 
kurzen  Zeiträumen  nicht  stark  wechselnd,  besonders  nicht  rasch  erhöhungs- 
fähigS). 

Auch  von  den  Gebühren  weichen  die  Verkehrseinkünfte  in  mancher  Beziehung 
ab,  obgleich  sie  ihnen  nahe  kommen.  Ad.  Wagner  versteht  unter  Gebühren 
„Abgaben,  welche  von  einzelnen  oder  Gruppen  von  einzelnen  als  ein  speziel- 
les Entgelt  eines  ihnen  vom  Staate  geleisteten  Dienstes  oder  einer  durch  sie 
verursachten  Ausgabe  (Kostenprovokation)  bei  der  Ausübimg  einer  Staatstätig- 
keit in  einer  von  der  Staatsgewalt  einseitig  bestimmten  Weise  und 
normierten    Höhe    erhoben  werden** ^).    Röscher    bezeichnet  die  Ge- 


1)  A.  a.  0.  II.  Tl.  S.  150.  —  Röscher  („System  der  Finanzwissenschaft") ,  b.  Aufl. 
S.  176)  definiert  sie  als  ^Beitrage,  welche  die  Einzelwirtschaften  dem  Staate,  der  Provinz, 
Gemeinde  u.  s.  w.,  überhaupt  der  Jeweilig  ttber  ihnen  stehenden  Zwangsgemeinschaft  schon 
wegen  ihrer  blossen  Zugehörigkeit  leisten  müssen,  um  den  finanziellen  Bedarf  des  Emp- 
fänger» befriedigen  zu  helfen**. 

»)  Ad.  Wagner,  a.  a.  0.  II.  Tl.  S.  37. 

»)  Vgl.  V.  Scheel,  a.  a.  0.  S.  64. 

♦)  A.  a.  0.  II.  Tl.  S.  5. 
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bühren  als  „Abgaben,  die  für  einzelne  obrigkeitliche  Handlungen  von  denen,  welche 
die  Handlung  unmittelbar  veranlasst  haben,  gezahlt  werden"",  und  zwar  beschrankt 
Röscher  den  Begriff  der  Gebühren  einerseits  auf  Entgelte  für  „solche  Hand- 
lungen, die  mit  wesentlichen  Staatszwecken  (Rechts-  oder 
Machtzwecken)  zusammenhängen,  anderseits  auf  solche  Zahlungen,  welche 
die  Selbstkosten  des  Staates  mindestens  nicht  sehr  übersteigen i).  Da  aber 
die  staatlichen  Verkehrsanstalten  weniger  Rechts-  und  Machtzwecken,  als  vielmehr 
Kultur-  und  Wohlfahrtszwecken  und  zugleich  finanziellen  Zwecken  dienen  und  aus 
letzterem  Grunde  sehr  wohl  die  Selbstkosten  reichlich  übersteigen  können,  so  wer- 
den wir  die  Taxen  der  Verkehrsanstalten  nicht  zu  den  „Gebühren**  rechnen. 
Röscher  verweist  deshalb  auch  die  staatlichen  Einkünfte  von  den  Post-, 
Telegraphen-  imd  Eisenbahndiensten  in  die  Lehre  von  den  „Staatsgewerbe- 
geschäften**. 

Ebenso  beschränkt  v.  S  c  h  a  1 1  2)  den  Begriff  der  Gebühren  auf  „die- 
jenigen Abgaben,  welche  von  den  mit  der  öffentlichen  Gewalt  in  Berührung  kom- 
menden Personen  bei  Gelegenheit  besonderer  Amtshandlungen,  zu  welchen  sie 
Anlass  geben,  erhoben  werden**.  Nach  Schall  besteht  das  Unterscheidungs- 
merkmal der  Gebühren  darin,  „dass  sie  sich  an  Amtshandlungen  zur  Verwirk- 
lichung des  herrschenden  Willens,  an  obrigkeitliche  Tätigkeiten  öffentlicher  Organe 
zur  Ausführung  des  Rechts-  und  Machtzweckes  anknüpfen,  und  dass  sie  die  von 
den  Gebührenpflichtigen  zu  entrichtende  Abgabe  wesentlich  mit  Rücksicht  auf 
diese  Gegenleistungen  öffentlicher  Behörden  bemessen**.  Auch  Schall  zählt 
die  Einkünfte  aus  der  Post  und  Telegraphie  nicht  zu  den  Gebühren,  „da  die  Cregen- 
leistung  nicht  in  der  Leistung  wirtschaftlicher  Güter  zur  Befriedigung  von  Sonder- 
bedürfnissen besteht,  welche  die  öffentlichen  Körperschaften  aus  verschieden- 
artigen Gründen  des  öffentlichen  Interesses  und  mit  dem  Zwecke  der  Crewinnung 
selbständiger  Erwerbseinkünfte  dem  Publikum  darzubieten  unternehmen,  sondern 
weil  die  Gegenleistung  in  einer  obrigkeitlichen  Amtshandlung  zur  Verwirklichung 
des  herrschenden  Willens  besteht** 3). 

Die  Gebühren  gestatten  vielfach  eine  Berücksichtigung  der  Leistungs- 
fähigkeit in  der  Weise,  dass  namentlich  ungünstigen  Vermögensverhältnissen 
der  Gebührenpflichtigen  Rechnung  getragen  wird.  Daher  bewegen  sich  die  Ge- 
bührensätze zweckmässig  häufig  in  einem  Rahmen,  indem  sie  nur  den  Mindest- 
und  den  Höchstbetrag  der  Gebühr  festsetzen  und  das  Ausfüllen  des  Rahmens 
dem  billigen  Ermessen  der  Behörde  beim  Gebührenansatz  im  gegebenen  Falle 
überlassen.  Die  Tarifsätze  der  Verkehrsanstalten  dagegen  sind  fest  normierte 
Beträge,  welche  ohne  Berücksichtigung  der  Leistungsfähigkeit  von  den  einzelnen 
gleichmässig  —  mit  sehr  geringen  Ausnahmen  —  erhoben  werden. 

Zwischen  den  Gebühren  für  die  staatlichen  Leistungen  und  den  Taxpreisen 
der  Verkehrsanstalten  zeigt  sich  sonach  hinsichtlich  der  Bemessung  der  Vergütung 
ein  prinzipieller,  hinsichtlich  der  ziffemmässigen  Höhe  derselben  meist  ein  fakti- 
scher Unterschied.  Beide  werden  in  amtlichen  Verzeichnissen,  den  Tarifen,  ver- 
lautbart  imd  häufig  äusserlich,  wie  auch  im  Sprachgebrauch  des  täglichen  Lebens 
identifiziert. 


1)  Röscher,  ^System  der  Finanzwissenschaft".    6.  Aufi.    S.  124. 

S)  V.  S  chall,  „Die  Gebühren".  Schönbergs  Handb.  d.  pol.  Oek.  4.  Aufl.  III. Bd.  S.ios. 

»)  A.  a.  0.  S.  106. 
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Die  Einkünfte  aus  den  Verkehrsanstalten  bilden  eine  staatliche  Einnahme- 
quelle für  sich,  deren  Charakter  sich  zweckmässig  unter  den  nationalökonomischen 
Begriff  des  ^P  r  e  i  s  e  s"i)  subsumieren  lässt.  „Preis  einer  Ware  nennen  wir 
den  Tauschwert  derselben,  ausgedrückt  in  dem  Quantum  einer  bestimmten  anderen 
Ware,  das  dafür  eingetauscht  worden  ist  oder  werden  soll*"  2).  Unter  Tausch- 
wert eines  Gutes  verstehen  wir  „die  Möglichkeit,  gegen  Ueberlassung  eines  Gutes 
von  anderen  Personen  Vergeltung  zu  erlangen" 3),  oder  nach  Röscher:  „seine 
Bedeutung  für  den  Zweck,  gegen  andere  Güter  umgetauscht  zu  werden".  Nach 
V.  Hermann^)  bestimmt  sich  der  Preis  durch  Angebot  und  Nachfrage,  und 
zwar  bildet  sich 

die   obere   Grenze   des   Preises 

a)  durch  den  „Gebrauchswert  des  begehrten  Gutes'*; 

b)  durch  die  „Zahlimgsfähigkeit  der  Begehrer"; 

c)  durch  die  „anderweitigen  Anschaffungskosten  des  begehrten  Gutes,  sei  es 
infolge  von  Konkurrenz  der  Verkäufer  oder  bei  eigener  Herstellung". 

Die  untere  Grenze  des  Preises 
4)ildet  sich 

a)  durch  „die  Herstellungskosten  des  Gutes"; 

b)  durch  die  anderweitigen  Verkaufspreise  desselben  oder  durch  den  Wett^ 
bewerb  der  Nachfragenden"; 

c)  durch  „den  Tauschwert  der  Güter,  in  denen  man  den  Preis  ausdrückt 
(Preisgüter)  oder  der  Zahlungsmittel". 

Diese  Preisbestimmungsgründe  finden  volle  Anwendung  bei  freier  Konkur- 
renz, weU  bei  dieser  ein  uneingeschränktes  Verhältnis  zwischen  Angebot  und  Nach- 
frage besteht.  Ein  solches  Verhältnis  ist  aber  bei  den  Verkehrsanstalten  vielfach 
nicht  vorhanden.  Zunächst  besteht,  wie  wir  oben  gesehen  haben,  für  einzelne 
Leistungen,  wie  für  die  Beförderung  von  verschlossenen  Briefen  und  politischen 
2^itungen,  sowie  für  die  Errichtung  von  Telegraphen-  und  Femsprechanlagen  ein 
gesetzliches  Monopol ^).  Für  andere  Leistungen  besteht  ein  solch  gesetz- 
liches Vorrecht  nicht.  Denn  der  Staat  hat  vielfach  aus  volkswirtschaftlichen  Grün- 
den privatwirtschaftliche  Tätigkeiten  früherer  Wirtschaftsperioden  aufgegeben; 
die  vordem  vielleicht  im  ausschliesslich  finanziellen  Interesse  eingeführten 
Vorrechte  der  Post  sind  beseitigt  worden,  damit  Privatunternehmer  die  erforder- 
lichen Verkehrsanstalten  schaffen  können.  Zuletzt  ist  die  noch  im  Postgesetz 
des  Norddeutschen  Bundes  vom  2.  November  1867  zu  Gunsten  der  Post  enthaltene 
Beschränkung  des  Personenverkehrs  im  Interesse  des  freien  gewerblichen  Ver- 
kehrs aufgehoben  worden.    Aber  obgleich  solche  Leistungen  dem  freien  Verkehr 


1)  Vgl.  Cohn,  „System  der  Finanzwissenschaft''.    S.  119  ff. 

3)  Boscher,  „Die  Grundlagen  der  Nationalökonomie",  ^uttgart  1897.  a2.Aufl.  S.289. 

S)  V.  Hermann,  „Staatswirtschaftl.  Untersuchungen".  2.  Aufl.  Manchen  1874.  S.  106. 

«)  A.  a.  0.  S.  394  ff. 

^)  M  eil  i,  „Das  Telephonrechf,  Leipzig  1885,  will  an  Stelle  des  Ausdrucks  „Ifonopor, 
welcher  nach  seiner  Ansicht  „einen  allzu  privatrechtlichen  Erdgeschmack"  hat,  die  Be< 
Zeichnung  «exklusive  Staatsanstalten*  oder  „ausschliesslich  öffentliche  Veranstaltungen** 
angewendet  wissen. 
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überlassen  sind,  werden  sich  die  Interessenten  zur  Ausführung  derselben  trotz- 
dem vielfach  der  staatlichen  Verkehrsfioistalten  bedienen.  Ein  jeder  be- 
nutzt eben  aus  wirtschaftlichen  Gründen  dasjenige  Verkehrsniittel,  das  —  neben 
anderen  Vorzügen  —  ihm  die  geringsten  Opfer,  d.  h.  die  niedrigsten  Kosten  ver- 
ursacht. Oftmals  bleibt,  obgleich  kein  gesetzlicher  Zwang  besteht,  gar  nichts 
anderes  übrig.  So  hat  man  z.  B.  bei  der  Versendung  von  kleinen  Paketen  oder 
von  kleinen  Geldbeträgen  auf  weite  Entfernungen,  etwa  von  Leipzig  nach  Königs- 
berg (Preussen),  kaum  eine  andere  Wahl  als  die  Benutzung  der  Post.  Daher  hat 
sich  auch  in  diesen  Zweigen  von  selbst  ein  faktisches  Monopol  für  die  Post  herans- 
gebildet^).  Soweit  der  Post  auf  Grund  rechtlicher  oder  tatsächlicher  Monopole 
die  einseitige  Bestimmung  des  Preises,  d.  h.  die  Beherrschung  der  Preishöhe,  mög- 
lich ist,  erhebt  sie  Monopolpreise,  d.  h.  solche  Preise,  „die  ohne  Wett- 
bewerb der  Verkäufer  zu  stände  kommen"  2). 

N  e  u  m  a  n  n3)  unterscheidet  zwei  Arten  von  Monopolpreisen: 

1.  „Regelmässige"  Monopol-  oder  Vorzugspreise,  d.  h.  die  Preise  von  solchen 
Dingen,  deren  Begehr  durch  entsprechende  Preis  gestaltung  ge- 
steigert werden  kann; 

2.  „Seltenere"  Monopol-  oder  Vorzugspreise,  bei  denen  diese  Voraussetzung 
nicht  zutrifft,  bei  denen  also  auch  der  Begehr  ein  feststehender 
oder  durch  andere  Verhältnisse  als  durch  den  Preis  bestimmter  ist, 
so  dass  eine  Erweckung  von  Nachfrage  durch  gutgewählte  Preisgestaltung 
ausgeschlossen    ist. 

Die  Monopolpreise  der  Post  und  Telegraphie  gehören  ausschliesslich  zu  den 
„regelmässigen". 

Allerdings  muss  betont  werden,  dass  es  reine  Monopolpreise  auch  bei  der 
Post-  und  Telegraphenverwaltung  nicht  gibt.  Denn  entweder  konkurrieren  die 
Monopole  wieder  unter  sich;  der  Femsprecher  mit  dem  Telegraphen,  der  Telegraph 
mit  der  Brief post  u.  s.  w.,  oder  auch  Konkurrenzzweige  mit  den  Monopolen:  die 
Paketpost  mit  der  Briefpost:  u.  s.  w. 

Wo  kein  rechtlicher  oder  tatsächlicher  Zwang  besteht,  überlässt  es  die  Post- 
verwaltung den  einzelnen,  ob  sie  sich  der  staatlichen  Anstalt  oder  einem  privaten 
Unternehmen  zuwenden  wollen.  In  diesem  Falle  tritt  die  Post  mit  anderen  Ver- 
kehrseinrichtungen in  Wettbewerb,  die  Gegenleistungen  werden  von  der  Kon- 
kurrenz beeinflusst,  imterliegen  daher  dem  Preisgesetz  der  freien  Konkurrenz: 
dem  Angebot  und  der  Nachfrage.  Doch  ist  die  Post  hinsichtlich  der 
Konkurrenzpreise  besser  gestellt  als  eine  Privatuntemchmung.  Denn  der  unmit- 
telbare Einfluss  der  Korrespondenten  auf  die  Gestaltung  dieser  Preise  ist  wesentlich 
zurückgedrängt.    Der  Staat  setzt  die  Preise  fest,  die  er  zu  fordern  für  nötig  findet. 


I)  Sax,  ^Transport-  und  Kommonikationswesen",  S.  679:   „Heutzutage  kann 

das  rechtliche  Monopol  da  fallen  gelassen  werden,  wo  durch  die  Tatsache  eines  voll- 
entwickelten  Yerkehrsinstituts  diesem  bei  der  von  vereinzelten  Unternehmungen  unerreich- 
baren Billigkeit  seiner  Transportpreise  das  faktische  Monopol  in  so  weiter  Aus- 
dehnung gesichert  ist,  um  den  .  ...  ökonomischen  Gesichtspunkt  ungef&hrdet  erscheinen 
zu  lassen". 

«)  V.  Hermann,  a.  a.  0.  S.  408. 

B)  Fr.  J.  K  e  u  m  a  n  n ,  „Die  Ghestaltung  des  Preises".    Schönbergs  Handb.  d.  pol.  Oek. 
4.  Aufl.    1.  Bd.    S.  276. 
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die  Benutzer  haben  sich  ihm  zu  unterwerfen,  gleichviel  ob  sie  im  grossen  oder 
im  kleinen  die  Verkehrseinrichtung  benutzen.  Nur  indirekt  vermag  das  Publikum 
einen  Einfluss  geltend  zu  machen,  indem  es  durch  die  Presse,  den  Ausfluss  der 
öffentlichen  Meinung  —  die  Huber^)  mit  Recht  als  etwas  ganz 
Neues  bezeichnet  —  oder  durch  die  Volksvertretung  oder  Petitionen  seinen  Wün- 
schen Ausdruck  verleiht. 

Die  Monopolpreise  imterscheiden  sich  von  den  Konkurrenzpreisen  „nicht 
nur  insofern,  als: 

1.  bei  den  ersteren  auf  einer  Seite  (des  Monopolinhabers)  ein  Mitbewerben 
ausgeschlossen  oder  doch  von  geringer  Bedeutung  ist,  und  daher  auch 

2.  ein  Gravitieren  jener  Preise  nach  gewissen  Kostenbeträgen  nicht  oder  nur 
in  geringem  Masse  wirksam  wird,  sondern  namentlich  dadurch,  dass 

3.  jene  Monopolpreise  ( —  wie  erwähnt  — )  vorzugsweise  einseitig  (vom 
Monopolinhaber)  bestimmt  werden  und  hiemach 

4.  bei  ihnen  auch  in  besonders  grossem  Umfange  allgemeine   P  r  e  i  s  v  o  r- 
ausbestimmungen    Platz  greifen"^). 

Bei  der  Post  sehen  wir  solche  Vorausbestimmungen  des  Preises  getrofiPen. 
Sie  kann  das,  weil  sie  als  Monopolinhaberin  ein  Durchkreuzen  ihrer  Berechnungen 
nicht  zu  fürchten  braucht,  sie  muss  es,  weil  bei  dem  Umfange  ihres  Betriebes  die 
Festsetzung  des  Einzelpreises  (von  Fall  zu  Fall)  unmöglich  ist. 

Die  Preise  stehen  im  innigsten  Zusammenhange  mit  den  Selbstkosten,  die  die 
Leistungen  hervorrufen.  Die  Selbstkosten  sind  aber,  wie  wir  weiter  unten  sehen 
werden,  von  verschiedenen  Momenten  abhängig.  Es  ist  praktisch  ganz  undenk- 
bar, für  jede  einzelne  Verkehrsleistung  alle  die  Einflüsse,  die  bei  der  Preis- 
bestimmung mitwirken,  nur  annähernd  zu  würdigen  und  danach  die  Preise  fest- 
zusetzen. Lassen  sich  doch  schon  für  die  einzelnen  Arten  der  beförderten 
Sendungen  die  Selbstkosten  kaum  mit  Genauigkeit  ermitteln,  da  bei  der  innigen 
Vereinigung  der  Verkehrsanstalten  das  Anlage-  imd  Betriebskapital  verschiedenen 
Leistungen  gemeinsam  dient. 

Jeder  Preis  wird  nur  an  einem  bestimmten  Orte,  zu  bestimmter  Zeit  verein- 
bart. Für  diese  Lokalpreise  wird  durch  den  Marktpreis  —  d.  h.  durch  „den  auf 
dem  Wege  der  Konkurrenz  gewöhnlich  erlangten  Geldpreis  der  Ware"  3)  —  un- 
unterbrochen ein  Gleichgewicht  an  den  verschiedenen  Marktorten  hergestellt.  „Da 
es  aber  bei  der  Vielheit  der  Bedingungen,  von  denen  Begehr  und  Zufuhr  abhängen,, 
unmöglich  ist,  auf  einem  ausgedehnten  Markt  allerorten  gleichzeitig  sämt- 
liche Bestimmungsgründe  des  Preises  zu  überschauen,  so  werden  Angebot  und 
Nachfrage,  kaum  momentan  im  Gleichgewicht,  alsbald  wieder  einander  nicht  mehr 
entsprechen  und  eine  neue  Veränderung  der  Preise  auf  dem  gegebenen  Markte 
herbeiführen,  die  auf  allen  miteinander  im  Verkehr  stehenden  Marktorten,  je  nach 
den  speziellen  Motiven,  die  dort  walten,  Schwankung  imd  gegenseitige  neue  Zu- 
rechtstellung der  Preise  zur  Folge  haben"*).  Derartige  Verhältnisse  bestehen  auch 
im  Post-  und  Telegraphenverkehr.  Bei  der  ungleichmässigen  Benutzung  der 
Transportuntemehmungen,  der  verschiedenen  Dichtigkeit  des  Verkehrsnetzes  u.  s.  w. 


1)  Haber,  Artikel  „Transport"  im  Handw.  d.  Staatsw.    Bd.  VI.  S.  254. 
S)  Neumann,  „Die  Gestaltung  des  Preises*'.    S.  276. 
s>Ro8clier,  .Die  Grundlagen  der  Nationalökonomie".    22.  Aufl.    8.  290. 
*)  y.  Hermann,  a.  a.  O.  8.891. 
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wird  eine  genaue  Differenzierung  der  Leistungen  und  damit  eine  den  gegebenen 
Verhältnissen  entsprechende  Preisfestsetzung  unmöglich.^) 

Femer  Je  intensiver,  also  je  stärker  an  Zahl,  je  häufiger  aufeinanderfolgend, 
je  vielseitiger  nach  Ziel  und  Gattung  die  beanspruchten  Transporte  werden,  desto 
mehr  tritt  die  Eigenart  des  einzelnen  Verkehrsaktes  in  ihrem  Einflüsse  auf  die 
von  diesem  verursachten  Kosten  zurück  und  desto  ausgesprochener  treten  grosse 
Durchschnittsklassen  zutage,  in  welche  sich  die  verschiedenen  Verkehrsakte  nach 
übereinstimmenden  Merkmalen  einreihen* 2).  Hiermit  ergibt  sich  von  selbst  die 
Notwendigkeit,  bei  Bemessung  der  Vergütung  für  die  Benutzung  der  Verkehrs- 
anstalt  von  der  Beschaffenheit  des  einzelnen  Transportaktes  abzusehen  und  die  Be- 
messimg  nach  diesen  Durchschnittsklassen  eintreten  zu  lassen  („Gesetz  der  Nivel- 
lierung im  Tarifwesen")^).  Durch  Aufteilung  der  Gesamtkosten  auf  die  Gesamt- 
zahl der  Verkehrsakte  wird  es  möglich,  für  die  einzelne  Leistung  Durchschnitts- 
sätze  und  —  wie  wir  spater  sehen  werden  —  in  vielen  Fällen  Einheitssätze 
festzusetzen.  Diese  Einheitssätze  gestatten  eine  sehr  leichte  und  bequeme  Art  der 
Preiserhebung.  Denn  das  Publikum  ist  im  stände,  die  Preise  selbst  zu  berechnen 
und  vermöge  der  Markenfrankatur  im  voraus  zu  entrichten.  Zur  Be- 
wältigung des  ungeheuren  Verkehrs  ist  aber  diese  denkbar  einfachste  Erhebungs- 
form des  Preises,  die  gleichzeitig  eine  enorme  Kostenersparnis  mit  sich  bringt, 
unerlässlich.  Aus  diesen  Gründen  ist  die  Vorausbestimmung  fester  Taxen  not- 
wendig. 

Obwohl  die  Tarife  staatlicher  Verkehrscuistalten  anscheinend  ganz  willkür- 
licher Festsetzung  unterliegen,  können  sie  sich  doch  dem  Einfluss  der  national- 
ökonomischen  Preisgesetze  nicht  entziehen'*).  Denn  wie  bei  den  privaten,  der  freien 
Konkurrenz  überlassenen  Verkehrsuntemehmungen  wird  die  üntergrenze 
der  Entgelte  auch  für  die  öffentlichen  Transportleistungen  durch  die  Kosten, 
die  Obergrenze  durch  den  Wert  der  Transportleistung  für 
die  Benutzer  gebildet;  die  volkswirtschaftlich  richtige  Höhe  der  Taxen  hat 
zwischen  diesen  Grenzen  zu  liegen^).  Die  Verkehrspolitik  wird  für  die  einzelnen 
Transportakte  und  Transportobjekte  festzustellen  haben,  ob  die  Taxen  sich  mehr 
der  einen  oder  mehr  der  andern  Grenze  nähern  müssen. 

Die  Selbstkosten  der  Verkehrsleistungen  bilden  also  den  Aus- 
gangspunkt als  Untergrenze  der  Taxen.  Die  Eigenkoeten  für  jeden  Trans- 
portakt setzen  sich  zusammen  aus  einem  AnteU  an  den  Kosten  der  Verzinsung 
und  Amortisation  des  Anlagekapitals  und  aus  einem  Anteü  an  den  Kosten  der 
Verwaltung  und  des  Betriebs.  Die  Ausgaben  für  Verzinsung  und  Amortisation 
sind  nach  ihrem  Gesamtbetrage  gewissermassen  konstante  imd  erwachsen  unter 
allen  Umständen,  mag  die  Benutzung  stark  oder  gering  sein  oder  gar  nicht  statt- 
finden. 


1)  Vgl.  Wagner,  a.  a.  0.  II.  Tl.  S.  »4. 

s)  Sax,  „Die  Verkehrsmittel".  I.  Tl.  S.  262.  —  Röscher,  „Nationalökonomik  des 
Handels  nnd  Oewerbefleisses".    S.  642. 

3)  Sax,  „Transport-  und  Kommunikationswesen*'.  S.  626.  —  van  der  Borght, 
a.  a.  0.  S.  151. 

*)  Sax,  „Die  Verkehrsmittel".    I.  Tl.    S.  26i. 

B)  Wa  g  n  e  r,  a.  a.  0.  II.  T1-.  S.  »4.  —  R  o  s  c  h  e  r ,  „Grandlagen  der  Nationalökonomie". 
S.  292.  —  Schöttle,  a.  a.  0,  S.  272.  —  van  der  Borght,  a.  a.  O.  S.  114,  128. 
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Ein  wichtiges  Merkmal  der  Selbstkosten  besteht  darin,  dass  sie  mit  der  Ver- 
kehrssteigerung nicht  in  geradem  Verhältnis  zunehmen»  d.  h.  auf  jeden  hinzu- 
kommenden Nutzungsakt  entfällt  nicht  der  gleiche  Kostenbestandteil  wie  auf 
<lie  Nutzungsakte  vor  der  Verkehrszunahme.  Die  Theorie  hat  den  Satz  auf- 
gestellt und  die  Erfahrung  hat  denselben  bestätigt,  dass  die  Selbstkosten  mit  Zu- 
nahme des  Verkehrs  für  jeden  einzelnen  Akt  abnehmen,  oder  wie  S  a  z^)  sagt: 
^Die  Kosten  des  Verkehrs  nehmen  mit  steigender  Intensität  des  Verkehrs  ab, 
oder  stehen  mit  der  Intensität  des  Verkehrs  in  umgekehrter  Proportionalität/' 

Die  Betriebskosten  zerfallen  in  die  ^Expeditions-  oder  Station  s- 
k  o  s  t  e  n"",  d.  h.  die  Kosten,  welche  durch  die  Behandlung  der  Sendungen  am 
Aufgabe-  und  am  Bestimmungsorte  entstehen,  und  die  „Beförderungs- 
oder Streckenkoste n'',  d.  h.  die  Kosten  unterwegs.  Die  Expeditions- 
kosten sind  für  die  einzelnen  Transportleistungen  ein  und  derselben  Gattung  im 
wesentlichen  gleich,  dagegen  stehen  die  Beförderungskosten  in  bestimmtem  Ver- 
hältnis zur  Wegelänge.  Es  ist  klar,  dass  je  länger  die  Transportstrecke  ist,  desto 
höher  auch  die  Kosten  werden  müssen.  Eine  Paketsendung  z.  B.  von  Strass- 
burg  nach  Memel  muss  mehrere  Male  umgeleitet  werden  u.  s.  w.  Durch  diese  Lei- 
stungen entsteht  ein  mit  der  Entfernung  zunehmender  Aufwand  an  Zeit  und 
Arbeitskräften,  eine  vermehrte  Abnutzung  der  Verkehrsmittel  u.  s.  w.  Diese  Er- 
höhung der  Kosten  rechtfertigt  eine  Steigerung  der  Preise  für  die  Transport- 
leistungen nach  der  Entfernung. 

Die  TarifbUdung  nach  der  Entfernung  schliesst  mehrere  Fälle  ein.  Die  ur- 
sprünglichste Art-sind  die  Entfernungstarife.  Bei  diesen  gilt  ein  und 
derselbe  Preis  für  jede  einzelne  landesübliche  Einheit  des  Wegmasses  (Kilometer). 
Wird  nicht  ein  und  derselbe  Einheitssatz  bei  allen  Entfernungen,  sondern  mit 
zunehmender  Länge  der  Transportstrecke  ein  fallender  Einheitssatz  für  die  Weg- 
masseinheit angewendet,  so  bilden  sich  Staffeltarife.  Es  ist  nämlich  eine 
eigenartige,  mathematisch  erwiesene  Erscheinung  des  Verkehrs,  dass  mit  wach- 
sender Intensität  desselben  die  eigentlichen  „Beförderungskosten*"  in  weit  rascherem 
Verhältnis  abnehmen  als  die  Expeditionskosten.  Dieses  Sinken  der  Beförderungs- 
kosten hat  weiterhin  dazu  geführt,  dass  die  Abstufung  der  Transportpreise  nicht 
mehr  nach  Wegmasseinheiten  erfolgte,  sondern  dass  man  das  Verkehrsgebiet 
in  eine  gewisse  Anzahl  Gebietsteile,  Zonen,  einteilte  in  der  Form,  dass  die  Zonen 
sich  aufeinanderfolgend  bei  gleicher  Preissteigerung  erweiterten.  Die  Zusammen- 
stellungen der  innerhalb  der  Zonen  erhobenen  Preise  nennt  man  Zonentarife. 
Die  fortschreitende  Entwicklung  hat  sodann  zur  Verminderung  der  Zonenzahl 
gedrängt.  Denn  die  Beförderungskosten  für  die  Einheit,  d.  h.  für  die  einzelne 
Sendung  und  die  Masseinheit  der  Beförderungsstrecke  werden  so  gering,  dass 
Unterschiede  in  den  Kosten,  welche  durch  Unterschiede  in  der  Entfernung  ent- 
stehen, immer  mehr  und  mehr  abnehmen.  Die  „Nivellierung  des  Einflusses  der 
Entfernung"',  wie  S  a  x  es  nennt,  hat  schliesslich  in  verschiedenen  Dienstzwei- 
^en  zu  Einheitssätzen  geführt.  Die  Einheitspreise  sind  diejenigen 
Preise,  bei  denen  von  der  Entfernung  ganz  abgesehen  wird.  „Ein  solcher  Ein- 
heitstarif entspricht  im  ganzen  den  Verhältnissen  hochentwickelten,  sog.  inten- 


1)  Sax,  „Die  Yerkehrsmittel**.    I.  Tl.    S.  68«   —    Vgl.   auch   van   der  Borght, 
,  a.  0.    S.  131 
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8  i  V  e  n  Verkehrs,  mit  dem  er  in  einer  gewissen  Wechselwirkung  steht.  Bei 
grösserer  Volksdichtigkeit,  allgemeiner  Verbreitung  der  Elementarbildung,  viel> 
fachstem  örtlichen  Wechs^  der  Bevölkerung,  ausgedehntem  in-  und  ausländischen 
Handel  wird  das  Bedürfnis  nach  den  Diensten  der  Post,  besonders  der  Brief-»  aber 
auch  der  Paket-  und  Geldpost,  grösser  und  gleichmässigen  Die  Vereinfachung 
des  Tarifs  imd  die  Portoerhebung  in  der  Form  von  Stempeln  (Marken)  wirken 
gerade  bei  grossem  Verkehr  in  derselben  Richtung"  i). 

In  noch  höherem  Grade  als  bei  der  Post  hat  die  Weite  der  Beförderungs- 
strecke beim  Telegraphen  an  Bedeutung  verloren.  „Der  Prozess,  der  hier  Jahr- 
hunderte  beanspruchte,  hat  sich  in  unserem  raschlebigeren  Zeitalter  beim 
Telegraphen  in  ebensoviel  Jahrzehnten  abgespielt" 2).  Auch  beim  Tele- 
graphen werden  die  Unterschiede  in  den  Kosten,  welche  durch  die  Unterschiede 
in  der  Transportweite  hervorgebracht  werden,  so  minimal,  dass  sie  im  Preise  bei 
den  kleinen  Betragen  gar  nicht  ausdrückbar  sind. 

Der  intensive  Verkehr  hat  femer  auf  ein  weiteres  Moment,  von  welchem  die 
Selbstkosten  abhängen,  auf  das   Gewicht   der  Sendungen  nivellierend  einge- 
wirkt.    Das  Gewicht  bestimmt  im  wesentlichen  das  Mass,  in  welchem  die  ein- 
zelnen Transportakte  zur  Erschöpfung  der  Leistungsfähigkeit  der  Betriebsein- 
richtungen beitragen.    Da  früher  die  Transportmittel  beschränkter  waren  (Fuhr- 
werke), so  erklärt  es  sich,  dass  das  Gewicht  damals  die  Grundlage  zu  genau  spe- 
zialisierten, komplizierten  Tarifen  bildete.    Durch  die  Anwendung  des  Schienen- 
wegs und  durch  die  Erfindung  des  mechanischen  Motors,  der  Lokomotive,  ist 
eine  epochemachende  Vervollkommnung  der  Transportmittel,  eine  gesteigerte 
Leistungsfähigkeit  derselben  eingetreten.     Infolgedessen  konnte  man  von  einer 
genauen  Berücksichtigung  der  Gewichtsunterschiede  Abstand  nehmen  und  zu 
Durchschnittssätzen  übergehen.    Dies  hat  zur  Festsetzung  von  Gewicht88ta£fe- 
lungen   mit  weiten  Grenzen   und  von   bestimmten   grösseren  Gewichtaeinheiten 
geführt:  Gewichtsmaximum  des  „einfachen"  Briefes,  Einführung  des  5-Kilopakets. 
Auch  der  Wert    der  Beförderungsgegenstände  findet  jetzt  weniger  Be- 
rücksichtigung.    Früher  wurden  bei  Paketen  genaue  Feststellungen  des  Wertes 
vorgenommen  und  danach  die  Preise  erhoben.    Heute  sind  bei  gewöhnlichen  Pake- 
ten derartige  Ermittlungen  infolge  des  ungeheueren  Verkehrs    ganz    undurch- 
führbar.    Der   Einfiuss   des  Wertes   macht   sich  nur   bei   den   sog.  „Wertsen- 
dungen" (Geldbriefen,  Wertpaketen)  geltend,  bei  denen  der  Absender  im  Falle 
des  Verlustes  oder  der  Beschädigung  Schadenersatz  bis  zur  Höhe  des  deklarierten 
Wertes  beanspruchen  kann.    Die  Durchführung  des  überdurchschnittlichen  Masses 
von  Sicherheit,  das  diese  Sendungen  gemessen,  erheischt  besondere  Vorrichtungen,, 
welche  die  Selbstkosten  in  einem  bestimmbaren  Verhältnisse  steigern.     Infolge- 
dessen wird  eine  dem  angegebenen  Wert  entsprechende  „Versicherungsgebühr "^ 
erhoben,  die  die  Natur  einer  Versicherungsprämie  annimmt.    Bei  der 
Beförderung  von  Sendungen  mit  Wertsuigabe  tritt  die  Verkehrsanstalt  zugleich 
als  Versicherungsanstalt  auf,  imd  zwar  als  „Spekulationsanstalt,  wo  ein  Unter- 


»)  Wagner,  a.  a.  0.  H.  Tl.  S.  M. 

^  Schöttle,  a.  a.  0.  S. 286.  Dieser  widmet  ebenda  dem  Einflnss  der  Entfernung 
auf  die  Tarifgestaltung  im  Telegraphenwesen  eine  eingehende  Erörterung.  —  Vgl.  auch 
van  der  B  o  r  g  h  t ,  a.  a.  0.  S.  158. 
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nehmer  gegen  vorausbestimmte  feste  Vergütimg  (Prämie)  die  Gefahr  übernimmt"!). 
Denn  „auch  die  Gefahr,  welche  der  Produzent  bis  zum  wirklichen  Verbrauche 
der  Ware  [ —  im  Transportwesen:  welche  die  Verkehrsanstalt  bis  zur  Vollendung 
der  Leistung,  d.  h.  bis  zur  Aushändigung  der  Wertsendung  an  den  richtigen  Emp- 
fänger — ]  getragen  hat,  muss  in  Rechnung  kommen  (tote  Produktionskosten)'' 2). 
„Was  bei  kleinen  Unternehmungen  wirkliche  Gefahr  ist,  das  wird  ....  bei  gros- 
sen Unternehmimgen,  welche  ^ich  selbst  assekurieren",  nur  mehr  oder  minder 
schwankender  Teil  der  Produktionskosten."  Der  Transportpreis 
wird  deshalb  erhöht. 

Die  Selbstkosten  sind  femer  abhängig  von  der  Art  und  Beschaffen- 
heit der  Sendungen.  Hierher  gehört  insbesondere  die  Sperrigkeit  der 
Güter.  Dieselbe  beeinflusst  stark  die  Tragfähigkeit  imd  Raumausnutzung  der 
Fahrzeuge.  Ausserdem  erfordert  sie  in  der  Regel  eine  sorgfältigere  Behandlung 
der  Sendungen.  Aus  diesen  Gründen  ist  ein  höherer  Transportpreis  für  sog.  „Sperr- 
güter" gerechtfertigt. 

Hiermit  sind  die  Momente,  die  auf  die  Höhe  der  Selbstkosten  einwirken,  im 
wesentlichen  erschöpft.  Im  Anfange  der  Entwicklung  des  Postwesens,  wo  der 
relativ  noch  schwache  Verkehr  zur  Beachtung  der  auf  den  Anlage-  und  Betriebs- 
verhältnissen basierenden  Eigenkosten  jeder  einzelnen  Transportstrecke  nötigte, 
finden  wir  verschiedene  Taxen  je  nach  der  Verkehrsroute  festgesetzt  (gute  oder 
schlechte  Wege,  dichter  oder  dünner  Verkehr,  höhere  Transportkosten  im  Win- 
ter als  im  Sommer,  höhere  Frachtsätze  bei  hohen  Futterpreisen u. s.w.).  Die  Be- 
rücksichtigung dieser  Momente  ist  jetzt  hinfällig.  „Der  Grund  liegt  nach  der 
Seite  der  Selbstkosten  darin,  dass  mit  der  Steigerung  der  Lebhaftigkeit  und  Ver- 
zweigung des  Verkehrs  in  alle  Teile  des  Landes  die  Kosten  der  einzelnen  Trans- 
portleistung auf  den  verschiedenen  Routen  so  äusserst  gering  werden,  dass  für 
ihre  Differenzen  ein  Ausdruck  im  Preise  gar  nicht  gefunden  werden  könnte,  sie 
anderseits  infolge  des  steten  Flusses,  in  welchem  sich  die  Verkehrsbeziehungen 
befinden,  von  vornherein  nicht  einmal  feststehen,  und  dass  endlich  bei  der  heutigen 
Vielseitigkeit  des  Verkehrs  das  Individuum  gleichzeitig  und  abwechselnd  nach 
den  allerverschiedensten  Richtungen  korrespondiert,  so  dass  auch  dem  einzelnen 
gegenüber  die  Durchschnittsrechnung  möglich  ist" 3).  Im  übrigen  wäre  die  Be- 
rücksichtigung der  gedachten  Momente  bei  dem  heutigen  Verkehr  in  der  Praxis 
völlig  undurchführbar. 

Bei  Festsetzung  der  Selbstkosten  als  Untergrenze  für  die  Preise  ist  noch  der 
„Tauschwert  der  Güter,  in  denen  man  den  Preis  ausdrückt" :  der  Zahlungs- 
mittel zu  berücksichtigen.  Je  niedriger  der  Tauschwert  dieser  Zahlimgsmittel 
wird,  m.  a.  W.  je  mehr  der  Geldwert  sinkt,  desto  höher  werden  unter  sonst  gleichen 
Umständen  die  Selbstkosten,  desto  höher  muss  auch  der  Preis  für  die  Transport- 
leistung steigen.  Es  darf  deshalb  bei  etwaigen  Tarifermässigungen  nicht  ausser 
acht  gelassen  werden,  dass  infolge  des  andauernden  Sinkens  des  Geldwertes  eine 
indirekte  Tarifermässigung  schon  dann  vorliegt,  wenn  die  Taxen  ziffemmässig 
unverändert  bleiben. 


])  Röscher»  „Die  Grundlagen  der  Nationalökonomie".    S.  «97. 
3)  Röscher,  „Die  Grundlagen  der  Nationalökonomie".    S.  804. 
S)  Sax,   „Transport-  und  Kommunikationswesen''.  S.  684.  —  Vgl.  auch  Neumann, 
^Die  Gestaltung  des  Preises".    S.  283. 
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Wie  wir  oben  gesehen  haben,  wird  die  Obergrenze  des  Preises 
durch  den  Wert  der  Transportleistung  für  den  Benutzer  ge- 
bildet, d.  h.  durch  den   Gebrauchswert. 

Unter  Gebrauchswert  verstehen  wir  die  Bedeutung,  die  wir  einem  wirtschaft- 
lichen Gute  für  unseren  unmittelbaren  Konsum,  für  die  Befriedigung  unserer  Be- 
dürfnisse beilegen.  Wir  unterscheiden  Natur-,  Anstands-  und  Luzusbedürfnissei). 
Der  Gebrauchswert  ist  verschieden,  je  nachdem  das  Gut,  die  Leistung  in  höherem 
oder  niederem  Grade  einem  solchen  Bedürfnisse  dient.  Steigt  oder  sinkt  der  Ge- 
brauchswert eines  Gutes,  bei  sonst  unveränderter  Lage  der  Umstände,  so  steigt 
oder  sinkt  auch  der  Preis  desselben.  Es  ist  nun  sehr  schwer  zu  ermitteln,  ob  und 
in  welchem  Grade  eine  Verkehrsgattung  und  speziell  der  einzelne  Verkehrsakt  eines 
der  genannton  Bedürfnisse  befriedigt.  In  vielen  Fällen  werden  die  Verkehrs- 
anstalten jedem  der  drei  Bedürfnisklassen  dienen,  ein  eklatantes  Beispiel  hierfür 
bietet  der  Telegraph.  In  Fällen  elementarer  Gefahr  (Wassersnot  u.  s.  w.),  in  Un- 
glücksfällen (Herbeirufen  eines  Arztes)  u.  s.  w.  liegt  seine  Benutzung  in  der  ausser- 
sten  Naturnotwendigkeit,  wiederum  bUdet  er  aber  auch  —  zumal  bei  den  bemit- 
telten Klassen  —  einen  Luxusartikel.  Es  kann  sich  daher  wohl  fragen,  ob  Tele- 
gramme, die  wirklich  auf  Notwendigkeit  beruhen,  nicht  günstiger  behandelt 
werden  sollen  als  solche,  die  einem  blossen  Luxusbedürfnis  entspringen,  wenn 
sich  nicht  der  Ausführung  unüberwindliche  tatsächliche  Schwierigkeiten  entgegen- 
stellen würden,  da  es  für  einen  solchen  Fall  an  den  nötigen  äusseren  Unterschei- 
dungsmerkmalen fehlt.  Es  besteht  eben  die  Schwierigkeit  der  Messung  des 
Wertes  der  Leistung.  Diese  Schwierigkeit  ist  gegenüber  dem  Gebrauchs- 
werte der  Transportleistung  umso  grösser,  weU  die  mitspielenden  Momente  für 
die  Verwaltung  meist  unbekannt,  auch  sehr  veränderlich  sind^).  Man  hat  ange- 
nommen, dass  sich  der  Wert  der  Leistung  für  den  Interessenten  immer  genau 
nach  der  Entfernung  vom  Bestimmungsorte  richte.  Die  Feststellung  des  Wertes 
nach  diesem  Gesichtspunkte  wird  leicht  willkürlich  und  schablonenhaft.  Aber  sie 
entbehrt  doch  nicht  der  Begründung,  denn  die  Entfemimg  spielt  hinsichtlich  des 
Gebrauchswertes  zweifellos  eine  RoUe^).  Zwar  haben  gerade  die  modernen  Ver- 
kehrsmittel, besonders  die  vollkommeneren,  wie  Telegraph,  Femsprecher,  auf 
den  Gebrauchswert  ausgleichend  gewirkt,  so  dass  sich  die  Unterschiede  in  der 
Entfernung  weniger  fühlbar  machen.  Aber  es  ist  nicht  zu  leugnen,  dass  die  Ver- 
kehrsfrequenz zwischen  einem  bestimmten  Orte  oder  Lande  imd  dritten  Orten 
an  Intensität  im  allgemeinen  mit  der  Entfernung  abnimmt.  Denn  „der  Tag 
wird  niemals  erscheinen,  wo  auf  den  Menschen  seine  nähere  Umgebung  nicht  grös- 
seren Einfluss  ausübt  als  die  weite  Feme''^).  Häufig  wird  ein  Brief,  ein  Telegramm 
z.  B.  von  Leipzig  nach  Hamburg  für  den  Absender  oder  Empfänger  einen  grosse- 
ren Nutzen,  einen  höheren  Gebrauchswert  haben  als  eine  derartige  Sendung  von 
Leipzig  nach  Schkeuditz.  Gerade  die  Verbindung  mit  entfernten  Handelsplätzen, 
zumal  mit  überseeischen,  ist  bei  der  modernen  Entwicklung  der  Weltwirtschaft 
für  Handel,  Industrie,  für  den  gesamten  Verkehr  von  so  weittragender  Wirkung, 


1)  Boscher,  „Die  Grundlagen  der  Nationalökonomie" 

»)  Vgl.  Wagner,  II.  Tl.  S.  94. 

«)  van  d  e  r  B  0  r  g  h  t,  a.  a.  0.  S.  139. 

«)  Schot tle,  a.  a.  O.  S.  284. 
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da88  die  erhöhte  Bedeutung  der  Nachrichten  aus  entfernten  Marktplätzen 
üher  Preisverhältnisse,  über  die  Gestaltung  des  Weltmarktes  u.  s.  w.  klar  vor 
Augen  tritt. 

Dieser  Wert  einer  Nachricht  aus  entfernten  Plätzen  ist  umso  höher,  je  geringer 
der  zeitliche  Vorsprung  des  Nahverkehrs  vor  dem  Femverkehr  ist,  d.  h.  je  rascher 
die  Entfernung  überwunden  wird.  Daher  verdient  die  Schnelligkeit  der 
Beförderung  gewisse  Berücksichtigung  bei  der  Feststellung  der  Preise. 
Denn  dieses  Moment  erhöht  den  Gebrauchswert  der  Transportleistung  i).  Aller- 
dings muss  die  Schnelligkeit  der  Beförderung  in  nennenswerter  Weise  die  durch- 
schnittliche, gewöhnliche  Dauer  übertreffen.  Der  höhere  Wert  der  Leistung  wird 
deshalb  auch  einen  höheren  Preis  (z.  B.  für  Eilsendungen,  dringende  Telegramme 
u.  8,  w.)  rechtfertigen. 

Der  Gebrauchswert  eines  Gutes  ist  femer  abhängig  von  der  Leistung s- 
oder  Zahlungsfähigkeit  des  Käufers.  Je  geringer  die  Zahlungs- 
fähigkeit einer  Person  ist,  desto  höher  ist  für  sie  der  Gebrauchswert  eines  Gutes, 
und  desto  rascher  erreicht  für  den  Betreffenden  der  Preis  seine  Höchstgrenze.  Je 
höher  der  Preis  einer  Ware  steigt,  desto  enger  wird  der  Kreis  derjenigen,  welche 
sie  bezahlen  können.  Die  Verkehrsanstalten  haben  deshalb  die  Zahlungsfähig- 
keit der  Benutzer  zu  berücksichtigen,  wenn  man  aus  „wirtschaftlichen  und  sozialen, 
überhaupt  aus  allgemeinen  Rücksichten  den  weniger  leistungsfähigen  Klassen 
den  Zugang  zur  Benutzung  der  modernen  Fortschritte  im  Verkehrswesen  eröffnen 
will'*^).  Um  die  Benutzung  der  Verkehrsanstalten  zu  erweitem,  müsste  eigent- 
lich für  dieselbe  Leistung  dem  minder  Zahlungsfähigen  ein  niedrigerer  Preis  ge- 
stellt werden  als  dem  Zahlungsfähigeren.  Aber  die  Abstufung  der  individuellen 
Zahlungsfähigkeit  kann  bei  der  Festsetzung  der  Preise  für  die  Transportleistun- 
gen nicht  als  Tarifunterscheidung  dienen.  Denn  die  Berücksichtigung  der  Ver- 
mögenslage der  einzelnen  wäre  praktisch  sehr  schwer  durchführbar  und  mit  den 
lästigsten  Weitläufigkeiten  verknüpft.  Infolgedessen  ist  die  Verwaltung  zur  Auf- 
stellung fester  Taxen  genötigt,  so  wie  auch  im  privaten  Geschäftsverkehr 
„feste  Preise"'  die  Regel  geworden  sind  und  als  Grundsatz  reeller  Geschäftsführung 
gelten.  ,,Bei  hoher  Bildung  waltet  das  System  der  fixen  Preise  immer  mehr  vor*", 
da  „im  ganzen  die  Preise  mit  dem  Steigen  der  volkswirtschaftlichen  Kultur  immer 
regelmässiger  werden.  Offenbar  trifft  man  bei  fixen  Preisen  die  wahre,  angemes- 
sene Preishöhe  viel  sicherer  als  in  der  Hitze  des  Feilschens,  welches  letztere  über- 
dies viel  kostbare  Zeit  vergeudet" 3).  Eine  Berücksichtigung  der  Zahlungsfähig- 
keit darf  ausnahmsweise  nur  da  stattfinden,  wo  es  sich  um  Dinge  unmittelbaren, 
persönlichen  Gebrauchs  oder  alsbaldiger  Benutzimg  handelt  (billigere  Preise  für 
Pakete  und  Postanweisungen   a  n   Soldaten,  nicht   von   denselben). 

Ausser  den  erwähnten  nationalökonomischen  Fundamentalsätzen  kommen 
für  die  Preisbildung  der  staatlichen  Transportleistungen  —  speziell  bei  der  Post 
und  Telegraphie  —  noch  eine  Reihe  einzelner  Faktoren  in  Betracht.  Zunächst 
ist  die  Höhe  der  Tarife  abhängig  von  der  Finanzlage  des  Staates, 
vom   gesamten   Staatshaushalt.      Es  ist  nicht  angängig,  den  Etat 


1)  van  der  Borght,  a.  a.  0.  S.  ua,  148. 

2)  van  der  Borght,  a.  a.  0.  145. 

*)  Röscher,  „Die  Grundlagen  der  Nationalökonomie".    S.  826. 
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der  Post-  und  Telegraphenverwaltung  vom  Etat  des  Reichs  abzulösen,  er  bildet 
einen  Teil  des  Ganzen,  ein  Glied  am  Staatskörper,  am  Reichsorganismus  ^).  Man 
kann  die  Post  und  Telegraphie  nicht  als  Einzelwesen  ansehen,  das  nach  seinen 
eigenen  Gesetzen  lebt  und  ein  individuelles  Dasein  führt  ohne  Rücksicht  auf  das 
Ganze.  Man  ist  zwar  hierzu  gern  geneigt  in  unserer  Zeit  der  Spezialisierung,  in 
welcher  u.  a.  die  ganze  geistige  Richtung  auf  eine  Zergliederung  der  Wissenschaft 
in  einzelne  Fachwissenschaften  hinzielt.  Wollte  man  jedoch  diesen  Zug  nach 
Spezialisierung  auch  auf  da«  Finanzwesen  übertragen,  so  würde  in  der  Einzel- 
behandlimg  der  Staatsanstalten,  in  der  Lostrennung  eines  Zweiges  von  der  ge- 
samten Finanzverwaltung  eine  grosse  Gefahr  liegen.  Denn  diese  Kurzsichtigkeit 
könnte  leicht  zu  schädUchen  Massnahmen  führen.  Würde  man  z.  B.  im  Post- 
wesen ungerechtfertigte  Tarifermässigungen  einführen,  so  würde  die  Postverwal- 
tung ihre  günstige  Finanzlage  einbüssen  und  dadurch  die  eigentliche  Produk- 
tionskraft des  Postwesens  abschwächen.  Denn  bei  jedem  Kostenaufwand  würde 
sie  dann  einen  Kampf  mit  der  Gesamtfinanzverwaltung  führen  müssen.  Dies 
würde  sie  aber  ihrer  Selbständigkeit  und  Beweglichkeit  berauben.  Die  Post-  und 
Telegraphenverwaltung  hat  auch  deshalb  zum  allgemeinen  Staatsbedarf  bei- 
zutragen, weil  sie  selbst  ohne  den  Schutz  des  Staates  ,  ohne  „die  Aktion  des  Gan- 
zen" gar  nicht  bestehen  könnte.  „Sie  darf  sich  daher  nicht  als  einen  statum  in 
statu  betrachten,  sondern  nur  als  dienendes  Glied  dem  Ganzen  einfügen*' 2). 

Die  günstige  Finanzlage  eines  staatlichen  Unternehmens,  die  wir  eben  be- 
rührt haben,  ist  nicht  allein  von  den  Tarifen  selbst,  sondern  auch  von  der  Kosten- 
ersparnis abhängig.  Die  Verwaltung  hat  daher  die  tunlichste  Ersparnis  an 
eigenen  Produktionskosten  zu  erstreben.  Dies  lässt  sich  erreichen 
durch  intensive  Ausnutzung  aller  Arbeitskräfte  und  Arbeitsmittel,  insbesondere 
durch  Vereinfachungen,  Erleichterungen  des  Betriebes,  zweckmässige  Organi- 
sation der  Verwaltung,  grösstmögliche  Dauerhaftigkeit  der  Anlagen  u.  s.  w. 

Eine  weitere  Kostenersparnis  kann  man  erreichen  durch  ^Erzielung  umfang- 
reicherer Produktion",  d.  h.  durch  Erhöhung  der  Benutzung  der 
Verkehrsanstalten.  Wie  wir  oben  gesehen  haben,  vermindern  sich 
bis  zur  Grenze  der  Leistungsfähigkeit  der  Transportmittel  die  auf  den  einzelnen 
Verkehrsakt  entfallenden  Kosten  mit  der  Zunahme  des  Verkehrs.  Das  gerecht- 
fertigte Streben  nach  Reingewinn  legt  es  deshalb  den  Verkehrsanstalten  nahe, 
die  tunlichste  Vermehrung  der  Verkehrsakte  zu  erzielen,  einen  möglichst  grossen 
Absatz  zu  erreichen.  Da  dies  wieder  von  der  Billigkeit  der  Preise  abhängt^  so 
wird  man  danach  streben,  durch  Erniedrigung  der  Transportpreise  —  natürlich 
bis  zu  einem  gewissen  Punkte  —  den  erreichbar  grössten  Verkehr  heranzuziehen^). 
S  a  X  nennt  dies  das  „Prinzip  der  Massennutzung".  Um  die  sog.  „A  u  s- 
dehnungsfähigkeit  der  bezüglichen  Geschäfte"  zu  erhöhen,  wird  man 
für  solche  Gegenstände,  die  in  grosser  Menge  versandt  werden  können,  büligere 
Preise  —  Massen-  oder  Engrospreise  —  stellen.  Daraus  erklärt  es  sich,  dass  die 
Post  z.  B.  Drucksachen    billiger  als  Briefe  und  Postkarten  hauptsächlich 


J)  Ebenso  Cohn,  , System  der  Nationalökonomie".  Stuttgart  18»8.  III.  Bd.  S.  so*. 

3)  Stephan,  Beratungen  bei  der  2.  Lesung  des  Etats  der  Reichs-Post-  und  Tele- 
graphenverwaltung für  1890/91.  Stenogr.  Berichte  über  die  Verhandlungen  des  Reichstags. 
VII.  Legislaturperiode.    V.  Session  1889,90.    2.  Bd.    S.  810. 

3)  van  der  Borght,  a.  a.  0.  S.  188. 
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^egen  der  grösseren  Leichtigkeit  befördert,  mit  der  die  Versendung  von  m  e  c  h  a* 
n i 8 c h  zu  vervielfältigenden  Dingen  ausgedehnt  werden  kann.  Niedriges 
Porto  erhöht  zwar  auch  die  Schreiblust  und  infolgedessen  die  Zahl  der  Briefe, 
aber  das  Schreiben  von  Briefen  kann  hierdurch  offenbar  nicht  in  dem  Masse  ge- 
steigert werden  wie  eine  mechanische  Vervielfältigung  von  Mitteilungen  und 
Anzeigen.  Deshalb  ist  es  für  die  Postverwaltung  einträglicher,  den  Versendern 
mechanisch  zu  vervielfältigender  Dinge  durch  günstige  Preise  mehr  ent- 
gegenzukommen als  dem  Briefverkehr. 

Hierbei  kommt  auch  die  sog.  „Tragfähigkeit  der  Ware"  in  Be- 
tracht. Mehrfach  ist  der  Grundsatz  aufgestellt  worden,  bei  der  Tarifierung  solle 
man  allgemein  danach  entscheiden,  „was  der  Verkehr  tragen  kann,  „what  the 
traffic  will  bear*"!^).  Dieser  Grundsatz  kann  jedoch  nicht  allgemeiu,  sondern  nur 
in  gewissen  Fällen  befolgt  werden.  Wenn  namentlich  die  Verkehrsakte  zu  ge« 
schaftlichen  Zwecken  dienen,  hat  die  Verkehrsanstalt  darauf  Rücksicht  zu  neh- 
men, bei  welchem  Preise  diese  Zwecke  noch  erreicht  werden  können,  welchen 
Preis  hiemach  die  Leistung  noch  zu  ^.ertragen**  vermag.  Es  spielt  hierbei  der 
subjektive  Wert,  das  Interesse,  der  Nutzen  mit,  welchen  das  Transportobjekt 
für  den  Absender  oder  Empfänger  hat.  Auch  hierfür  bietet  ein  wichtiges  Beispiel 
der  billige  Preis  für  Drucksachen,  welche  im  Interesse  ihrer  „Ausdehnungsföhig- 
keif*  nicht  so  hohe  Preise  „ertragen'*  können  als  wichtigere  Nachrichtengegenstände. 

Die  Benutzung  der  Verkehrsanstalten  ist  durchaus  nicht  allein  von  der  Volks- 
dichtigkeit  imd  von  der  Vertretung  der  eine  stärkere  Korrespondenz  aufweisen- 
'den  Berufe  in  der  Bevölkerung  —  Handel  und  Industrie  —  bedingt.  Eine  grössere 
Benutzung  kann  vielmehr  auch  erreicht  werden  durch  Erweiterung  und  Ver- 
mehrimg  der  Post-  und  Telegraphenanlagen,  Vervollkommnung  der  Betriebs- 
einrichtungen, Erhöhimg  der  Bequemlichkeit  und  der  Zugänglichkeit  für  das  Publi- 
kum, Erleichterung  der  Auflieferung  von  Sendungen  u.  s.  w. 

Derartige  Einrichtimgen  sind  auch  geeignet,  einen  weiteren  Faktor  der  Preis- 
bildimg,  die  Abwehr  von  Konkurrenz,  zu  fördern.  Denn  wenn 
die  Post  auch  infolge  ihrer  staatlichen  Stellung  einen  gewissen  Vorteil  gegenüber 
privaten  Unternehmungen  geniesst,  so  muss  sie  dennoch  diese  Aufgabe  fest  im 
Auge  behalten.  Die  Erschwerung  und  Fesselung  des  Mitwerbens  wird  der  Post 
gelingen,  wenn  sie  gegenüber  ihren  Konkurrenten  besonders  gute,  sichere,  pünkt- 
liche imd  zuverlässige  Leistungen  darbietet. 

Von  nicht  geringer  Bedeutung  ist  femer  die  Rücksicht  auf  frühere, 
überkommene  Preise.  Bei  der  Post  und  Telegraphie  wird  dieses  Mo- 
ment naturgemäss  meist  zur  Geltimg  kommen  müssen,  da  infolge  der  historischen 
Entwicklung  eben  schon  Preise  für  die  zugelassenen  Versendungsgegenstände 
bestehen.  Es  wird  sich  dann  bei  Aendemngen  fast  ausschliesslich  um  Ermässi- 
gung der  bisherigen  Sätze  handeln.  Derartige  Preisermässigungen  sind  jedoch 
vom  Standpunkte  der  Betriebsökonomie  mit  Vorsicht  einzuführen.  Zu  berück- 
■sichtigen  sind  hierbei  nach  Saz:  „Die  Expansionsfähigkeit  des  konkreten  Ver- 
kehrsbedürfniflses,  also  der  Grad  der  Wohlhabenheit  der  Bevölkerung  und  ihrer 
Kultur  und  die  bereits  erreichte  Höhe  des  Verkehrs,  zusammengehalten  mit  den 
konkreten  Kosten  des  Betriebs  innerhalb  des  gegebenen  relativen  Intensitäts- 


1)  Neumann,  „Die  Gestaltung  des  Preises",  a.  a.  0.  S.  288. 
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mazimums''^).  Ausfierdem  ist  aber  auch  gebührende  Rücksicht  auf  die  Finanzlage^ 
zu  nehmen.  Zur  Vermeidung  von  groeaen  Schwankungen,  Störungen  u.  s.  w. 
der  letzteren  können  Tarifermässigungen  nur  allmählich,  und  dann  in  massigen 
Grenzen  stattfinden^). 

Bei  neu  eingeführten  Arten  von  Sendungen  werden  die  Preise  für  Sendungen 
ähnlicher  Art  bestimmend  sein.  So  wurden  z.  B.  für  die  Preise  der  neu  ein- 
geführten „Geschäftspapiere''  die  Preise  der  denselben  ähnlichen  Drucksachen  und 
Warenproben  zu  Grunde  gelegt.  „Man  darf  dreist  behaupten,  dass  die  meisten 
namentlich  unter  denjenigen  Dingen,  welche  zwischen  Nicht  geschäftaleuten 
umgesetzt  werden,  vorzugsweise  auf  solcher  Basis  ihren  Preis  erhalten*" S). 

Für  die  Festsetzung  der  internen  Tarife  verdienen  femer  politische 
Rücksichten  gewisse  Beachtung.  Gerade  in  Ländern,  deren  nationale 
Einheit  noch  jung  ist,  wie  in  Deutschlond,  sprechen  gewichtige  politische  Gründe 
dafür,  für  grosse  Gebiete  Einheitstarife  einzuführen,  wie  z.  B.  im  Paketverkehr ^), 
Telegraphenverkehr  u.  s.  w«  Politische  Rücksichten  sprechen  auch  für  die  Beibe- 
haltung der  Inlandstaxen  mit  den  Nachbarländern,  wie  z.  B.  im  Weohselverkehr 
mit  Oesterreich-Ungam. 

Weniger  politische  als  wirtschaftliche  Momente  sind  für  Erleich- 
terungen im  Verkehr  mit  anderen  Ländern  massgebend,  z.  B.  im  Verkehr 
mit  den  Grenzländern.  Die  Bewohner  derselben,  insbesondere  inner- 
halb einer  gewissen  Zone,  imterhalten  in  der  Regel  einen  lebhaften  Verkehr.  Um 
denselben  nicht  durch  die  höheren  internationalen  Taxen  zu  erschweren,  hat  man 
häufig  —  ähnlich  wie  im  Zollverkehr  u.'s.  w.  —  Erleichterungen  des  Poetverkehrs 
durch  Festsetzung  ermässigter  Taxen  für  gewisse  Entfemimgen  geschaffen^). 

Einen  hervorragenden   Einfluss  auf  die  Tarifbüdung  übt  schliesslich  der 


1)  Saz,  »Die  Verkehnmittel".  I.  Tl.  S.  310. 

2)  Wagner,  a.  a.  0.  II.  Tl.  S.  99|ioo.  —  Z.  B.  ist  es  ein  Fehler  der  Hillschen  Porto- 
reform gewesen,  dass  das  Porto  mit  einem  Male  zu  bedeatend,  nämlich  von  darchschnitt- 
lieh  71/2  Pence  auf  1  Penny,  herabgesetzt,  und  der  Einfluss  dieser  weitgehenden  Ermässigung 
des  Portos  auf  die  Steigerung  des  Bedürfnisses  zu  sehr  Überschätzt  worden  war  (zahlen- 
massig  nachgewiesen  in  Röscher,  „Nationalökonomik  des  Handels  und  Gewerbefleisses''. 
S.  638). 

3)  Neumann,  „Die  Gestaltung  des  Preises",  a.  a.  0.  S.  266. 

*)  Vgl.  auch  die  Erklärung  des  damaligen  Generalpostdirektors  Dr.  Stephan  bei 
Beratung  des  Gesetzes  betr.  Einführung  des  Paketportos.  Archiv  f.  Post  n.  Telegr. 
Jahrg.  1873.    S.  204. 

&)  So  besteht  z.B.  im  Grenzverkehr  (80  km)  mit  Belgien,  Dänemark,  den  Nieder- 
landen und  der  Schweiz  eine  ermässigte  Taxe  für  Briefe,  nämlich  für  frankierte  Briefe 
10  Pf.  (statt  20  Pf.)  für  je  16  g,  im  Verkehr  mit  der  Schweiz  für  {e  20  g;  für  unfrankierte 
Briefe  20  Pf.  (statt  40  Pf.)  für  Jede  16  bezw.  20  g. 

Im  Grenzverkehr  mit  Dänemark  ist  ausserdem  die  Mindesttaxe  für  Gesch&fts- 
p  a  p  i  e  r  e  auf  10  Pf.  festgesetzt.  — 

Femer  ist  im  Fernsprechverkehr  mit  Oesterreich,  der  Schweiz  und  den  Nieder- 
landen eine  Zone  für  den  Grenzverkehr  eingeführt.  Als  in  dieser  gelegen  werden  die  Yer- 
mittlungsanstalten  des  deutsch-österreichischen  bezw.  deutsch-schweizerischen  Femsprech* 
Verkehrs  angesehen,  die  in  der  Luftlinie  gemessen  bis  zu  26  km  voneinander  entfernt 
sind.  Die  Gebühr  beträgt  für  ein  gewöhnliches  Gespräch  von  8  Minuten  50  Pf.  Im  Fern- 
sprechverkehr mit  den  Niederlanden  umfasst  die  Grenzzone  Je  zwei  nicht  mehr  als  60  km 
in  der  Luftlinie  voneinander  entfernte  Fernsprechzentralen.  Die  Gebühr  beträgt  1  M.  für 
ein  Gespräch  von  3  Minuten. 
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Weltpostverein  aus.  Wie  v.  S c h e e  1 1)  hervorhebt,  ist  die  finan- 
zielle Behandlung  des  Verkehrswesens  ,,nicht  mehr  ganz  autonom*",  ^die  Tarif- 
politik der  einzelnen  Staaten  wird  durch  Feststellung  von  internationalen  Porto - 
Sätzen,  welche  auf  die  nationalen  notwendigerweise  zurückwirken,  gebunden'*» 
Denn  die  einigende  Wirkung  des  Weltpostvertrags  und  seiner  Nebenüberein- 
kommen beschrankt  sich  nicht  auf  den  innerhalb  seines  weiten  Gebietes  sich 
bewegenden  internationalen  Postverkehr.  Bei  dem  „kosmopolitischen  Charak- 
ter der  Post"  2)  treten  vielmehr  helfend  und  fördernd  die  mittelbaren  Rückwir- 
kungen hinzu,  welche  die  Lebens-  und  Triebkraft  des  Vereins^)  auf  die  inneren 
Verhaltnisse  der  Einzelländer  im  Sinne  des  Ausgleichs  bestehender  Verschieden- 
heiten ausübt. 

Denn  schon  die  allgemeine  wirtschaftliche  Entwicklung  bestätigt,  dass  die 
einzelnen  Länder  gar  nicht  mehr  selbständig  dastehen.  Ihre  wirtschaftliche 
Existenz  hängt  mehr  oder  minder  von  der  Weltwirtschaft  ab,  je  umfassender 
der  Kreis  ist,  „der  durch  das  weltumspannende  Verkehrswesen  in  die  internationale 
Solidarität  der  wirtschaftlichen  Interessen  hineingezogen  worden  ist**^).  Darum 
kann  sich  auch  kein  Kulturland  mehr  den  internationalen  Verkehrsverträgen 
(Handelsverträgen,  Postverträgen  u.  s.  w.)  entziehen.  „Chaque  peuple**,  hob  der 
portugiesische  Minister  Barbosa  du  Bocage  bei  Eröffnimg  des  Welt- 
postkongresses in  Lissabon  (4.  Februar  1885)  hervor,  „a  du  sacrifier,  non  seulement 
ses  conv^nances,  ses  usages  s^culaires,  mais  encore  oertains  principes  consignds 
dans  les  codes  de  ses  lois,  afin  de  mettre  celles-ci  d'accord  avec  les  d^lib^rations 
des  Congr^  postauz**^).  In  gleichbedeutender  Weise  tritt  diese  zwingende  Wir- 
kung in  der  finanziellen  Behandlung  des  Verkehrswesens,  im  Taxwesen  hervor. 
Die  Beweise  dieses  ausgleichenden  Einflusses,  welche  regelmässig  eine  VerbiUi- 
gung  der  Taxen  darstellen^),  werden  wir  bei  der  Erörterung  der  Tarife  fihr  die 
einzelnen  Beförderungsgegenstände  bringen. 

Die  Tarife  der  Verkehrsanstalten  haben  eine  so  grosse  Wichtigkeit  für  das 
ganze  öffentlich-  und  privatwirtschaftliche  Leben,  dass  es  notwendig  erscheint,, 
bestimmte  allgemeine  Anforderungen  an  die  Gestal- 
tung  der  Preise   zu  stellen. 

An  erster  Stelle  steht  die  Billigkeit.  Unser  ganzes  Dasein  ist  an  so 
unendlich  viele  Verkehrsakte  geknüpft,  dass  mit  Recht  die  Gewährung  derselben 


1)  V.  Scheel,  a.  a.  0.  8.  87.  —  Vgl.  auch  Fischer«  Artikel  „Porto"  im  Handw.  d. 
Staatsw.  a.  a.  0.  8. 171. 

3)  Artnr  de  Rothschild,  ^Histoire  de  la  poste  aax  lettres  depais  ses  origines 
les  plus  anciennes  jusqa'ä  nos  Jours**.  Paris  1873  p.  386:  „La  Poste  est  essentiellement 
cosmopolite,  puisqa'elle  rapproche  et  unit  les  nations  comme  les  individns;  c*estpoar  eile 
qn'il  fant  proclamer  qu'il  n'y  anra  plus  bientöt  ni  distances  ni  Aronti^res".  —  Vgl.  aach 
ebenda  S.  I8i. 

3)  Stephan,  „Geschichte  der  Prenssischen  Post",  Berlin  1869:  „Es  liegt  in  der 
Natnr  grösserer  Vereinigungen,  dass  sie  auf  die  einzelnen  Qemeinwesen ,  aus  denen  sie 
bestehen,  durch  eigene  innere  Stärke  allmählich  einen  Einfluss  gewinnen,  wie  ihn,  um  ein 
Bild  zu  gebrauchen,  die  Anziehungskraft  des  Zentralkörpers  in  einem  planetarischen 
System  auf  die  einzelnen  Glieder  desselben  ausübt,  Ordnung  und  Harmonie  in  die  Be- 
wegung des  Ganzen  bringend*". 

*)  van  der  Borght,  a.  a.  0.  S.  36. 

b)  Documents  du  Congr^s  postal  de  Lisbonne.    1885.    Tome  II.  p.  6. 

6)  Vgl.  Wagner,  a.  a.  0.  II.  Tl.  S.  05. 
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mit  möglichst  geringen  Kosten  gefordert  werden  kann.  Die  Transportkosten 
bilden  einen  wesentlichen  Bestandteil  der  Herstellungskosten  fast  aller  Produkte. 
Durch  die  fortschreitende  Vervollkommnung  der  Verkehrsmittel  erhöht  sich  die 
Benutzung  der  Verkehrsanstalten,  dadurch  verringern  sich  die  Transportkosten 
für  den  einzelnen  Verkehrsakt  und  somit  sinken  auch  die  Herstellungskosten 
der  Güter  in  entsprechendem  Masse.  Diese  Einwirkung  auf  die  Herstellunga- 
kosten  überträgt  sich  weiter  auf  die  Preise  der  Güter^).  Infolge  der  Verbilligung 
der  Preise  kann  die  Nachfrage  gesteigert  werden.  Unter  dem  Einflüsse  der  Kon- 
kurrenz nahem  sich  die  Preise  mehr  und  mehr  den  Produktionskosten  einschliess- 
lich eines  durchschnittlichen  Gewinnsatzes.  Durch  die  Verbilligung  des  Trans- 
ports erhöht  sich  femer  die  „Transportfähigkeit ""  der  Güter,  d.  h.  sie  können  auf 
weitere  Entfernungen  zum  Absatz  gebracht  werden.  Dadurch  erhält  jeder  ein- 
zelne Produzent  die  Möglichkeit,  seine  Erzeugnisse  einem  bedeutend  erweiterten 
Kundenkreise  anzubieten.  Gleichzeitig  entsteht  für  den  Konsumenten  ein  in 
demselben  Masse  erweitertes  Bezugsgebiet,  er  kann  unter  Umständen  mit  dem 
Produzenten  unmittelbar  in  Verbindung  treten  (z.  B.  durch  das  billige  Porto  für 
S-Kilopakete).  Da  ausserdem  die  fortschreitende  Vervollkommnung  des  Naeh- 
richtenverkehrs  eine  allgemeine  rechtzeitige  Orientierung  über  die  voraussicht- 
lich künftige  Gestaltung  der  Produktions-  und  Bedarfsverhältnisse  und  damit 
über  den  wahrscheinlichen  Gang  der  Preisbewegung  hervorruft,  da  femer  eine 
gesteigerte  Leistungsfähigkeit  der  Transportmittel  eine  raschere  Abgabe  der  Pro- 
dukte an  die  Orte  des  Bedarfs  ermöglicht,  so  «, werden  Schwankungen  der  Preise 
seltener  tmd  halten  sich  in  engeren  Grenzen,  und  das  ist  wirtschaftlich  wie  sitt- 
lich ein  grosser  Segen'' ^). 

Da  die  Preise  einseitig  von  der  Verwaltung  festgesetzt  werden,  ergibt  sich 
die  Forderang,  dass  die  Behörde  rechtzeitig  imd  hinreichend  die  Tarife  nebst 
deren  Abänderungen  imd  Erläuterungen  (Anforderungen  an  die  Beschaffenheit 
•der  Sendungen  u.  s.  w.)  allgemein  bekannt  gibt,  also  volle  Oeffentlichkeit. 
Bei  den  Tarifen  der  Verkehrsanstalten  ist  dies  um  so  mehr  notwendig,  als  allen, 
die  gleiche  Leistung  beanspruchen,  auch  gleiche  Bedingungen  bestellt  werden. 

Eine  weitere  Forderung  ist  die  Allgemeingültigkeit  der  Preise, 
"d.  h.  sie  müssen  von  allen  in  gleicher  Weise  erhoben  werden.  Früher  herrschten 
in  dieser  Hinsicht  grosse  Missstände:  es  bestanden  eine  Unmenge  Portofreiheiten 
und  Portoermässigungen.  Die  Neuzeit  hat  diesen  Uebelstand  in  der  Haupt- 
sache beseitigt.  Die  verhältnismässig  wenigen  Vergünstigungen  enthält  das 
Portofreiheitsgesetz  vom  5.  Juni  1869. 

Bei  der  ungeheuren  Menge  der  Verkehrsakte  drängt  sich  von  selbst  die  An- 
fordenmg:  Einfachheit  und  Klarheit  der  Tarife  auf.  Im  Inter- 
esse einer  schleunigen  Abfertigung  ist  es  notwendig,  dass  alle  Korrespondenten 
—  auch  diejenigen,  die  die  Verkehrsanstalten  wenig  benutzen  —  jederzeit  rasch 
und  sicher  die  Kosten  im  voraus  selbst  berechnen  können.  Vielheiten  im  in- 
ländischen Tazwesen  für  gleichartige  Sendungen  haben  sich  überlebt.  Einfache, 
klare  und  übersichtliche  Tarife   beschleunigen  den  Verkehr,  erleichtem  die  ge- 


1)  Vgl.  anch  Roscher-Stieda,  S.  469. 

8)  van  der  Borght,  a.  a.  0.  S.  39.  —  Vgl.  auch  C.  F.  Hüttner,  „Beitrage  zur 
Kenntnis  des  deutschen  Postwesens".    Leipzig  1847.    i.  Jahrg.  (1847).  VII.  Heft.  S.  7. 
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schäftliche  Kalkulation,  beugen  Irrtümern  bei  der  Berechnung  vor,  vereinfachen 
den  Betrieb,  ersparen  der  Verwaltung  Kosten  u.  s.  w.i). 

Eine  weitere  gerechte  Anforderung  ist  die  der  Einheitlichkeit  und 
Gleichförmigkeit.  Man  unterscheidet  eine  materielle  und  eine 
formelle  Einheitlichkeit.  Bei  der  ersteren  ist  ,,nicht  von  einem  vollkommenen 
Einheitspreise  ohne  alle  Abstufungen  die  Rede,  sondern  davon,  dass  gleiche  Men- 
gen gleicher  Beförderungsgegenstande  auf  gleich  langen  Strecken  in  der  Regel 
auch  in  den  verschiedenen  Landesteilen  mit  gleichhohen  Preisen  zu  belasten  sind"  2). 

Die  formelle  Einheitlichkeit  ist  eine  aus  dem  Wesen  der  Sache  hervorgehende 
Erscheinung  und  Forderung:  ,,Das  gesamte  Verkehrswesen  drängt  durch  seinen 
funktionellen  Charakter  immer  mehr  dazu,  die  Bande  des  nationalen  und  staat- 
lichen Partikularismus  als  einer  es  beengenden  Fessel  abzustreifen"^). 

Eine  hiermit  verwandte  Anforderung  ist  die  der  Proportionalität. 
Die  Tarife  haben  die  Preisgesetze  des  Verkehrs,  nach  welchen  die  Selbstkosten  in 
umgekehrtem  Verhältnis  zum  Wachstum  der  Entfernung  und  der  Intensität  des 
Verkehrs  abnehmen,  einzuhalten.  Es  müssen  daher  die  Progressionssätze  der 
betr.  Preisgrundlagen  —  Entfernung,  Gewicht,  Wert  u.  s.  w.  —  in  richtigem 
Verhältnis  stehen. 

Schliesslich  ist  die  allgemeine  Forderung  der  Stetigkeit,  der  Sta- 
bilität der  Tarife  berechtigt.  Als  wichtige  Grundlage  des  wirtschaftlichen 
Lebens  müssen  sie  für  längere  Perioden  unverändert  bleiben.  „Dass  übrigens 
die  grösstmögliche  Konstanz  der  Preise  für  die  Volkswirtschaft  im  ganzen  das 
wohltätigste  Verhältnis  bUdet,  ist  nicht  zu  bezweifeln"*).  Unnötige  Störungen 
des  Verkehrs,  Schwankungen  im  Reichshaushalt  werden  durch  die  Stetigkeit 
der  Tarife  vermieden,  die  geschäftliche  Kalkulation  erleichtert,  und  gefestigt  u.  s.  w. 
Diese  Stetigkeit  soll  jedoch  nicht  in  Starrheit  ausarten.  Denn  nirgends  ist  dieser 
Zustand  gefährlicher  als  im  Verkehrswesen  mit  seinen  wechselnden  Erscheinungen, 
Anforderungen  u.  s.  w.  „Noch  immer  dürfen  wir  sagen:  Die  Verkehrserleichterung 
ist  für  unsere  Zeit  nicht  nur  Denkmal  des  Errungenen,  sondern  auch  Magnet 
der  Bestrebungen"^).  Dem  Zeitgeist  Rechnung  tragend,  hat  vielmehr  die  Ver- 
waltung die  Pflicht,  rechtzeitig,  ja  vorausschauend  die  Tarifänderungen  zu  treffen, 
welche  innerlich  motiviert  sind. 

Die  Festsetzung  der  bei  der  Post-  und  Telegraphenverwaltung  be- 
stehenden Preise  erfolgt  entweder  imWege  der  Gesetzgebung  oder 
administrativer  Anordnung.  Dieser  Unterschied  gründet  sich  auf 
Artikel  48  der  Reichs  Verfassung:  „Die  im  Art.  4  vorgesehene  Gesetzgebung  des 

1)  Hüttner,  a.  a.  Q.  2.  Jahrg.  (1848),  S.  47:  f,Nur  durch  die  grösste  Einfachheit  der 
Taxen  l&sst  sich  auch  eine  möglichst  grosse  Schnelligkeit  im  Expedieren  erzielen  und  es 
möglich  machen,  dass  das  korrespondierende  Publikum  sich  selbst  das  Postporto  berechnen 
kann".  —  Vgl.  derselbe  a.  a.  0.  1.  Jahrg.  (1847),  VII.  Heft.  S.  6. 

3)  van  der  Borght,  a.  a.  0.  S.  124. 

8)  Frhr.  v.  Weichs-Glon,  „Das  finanzielle  und  soziale  Wesen  der  modernen  Ver- 
kehrsmittel".   S.  251. 

*)  Roseher,  „Grundlagen  der  Nationalökonomie''.  S.  326. 

&)  Knies,  „Der  Telegraph",  S. 2.  —  Derselbe  sagt  an  anderer  Stelle  (S.  94) :  „Wohl 
ist  die  heutige  Verkehrswelt  sehr  empfindlich,  hat  viele  Ansprüche,  ja  verlegt  sich 
ordentlich  auf  neue.  Aber  das  sind  einmal  die  Triebkräfte  menschlichen  Fort- 
schritts und  rasch  söhnt  man  sich  mit  diesen  Ansprüchen  aus,  sobald  man  sie  nur 
erst  —  befriedigt  hat**. 
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Reichs  in  Post-  und  Telegraphenangelegenheiten  erstreckt  sich  nicht  auf  die- 
jenigen Gegenstande,  deren  Regelung  nach  den  in  der  Norddeutschen  Post-  und 
Telegraphenverwaltung  massgebend  gewesenen  Grundsätzen  der  reglementarischen 
Festsetzung  oder  administrativen  Anordnung  überlassen  ist."*  Der  Grund  dieser 
verschiedenen  Festsetzung  der  Preise  ist  offenbar  der  gewesen:  Die  Taxen  für 
die  in  iSnanzieller  Hinsicht  wichtigen  Verkehrsarten,  z.  B.  das  Briefporto,  Paket- 
porto u.  8.  w.,  für  längere  Zeit  durch  Gesetz  festlegen  zu  können,  dagegen  bei  der 
Tarifierung  derjenigen  Transportobjekte,  deren  Formen,  Frequenz  u.  s.  w.  infolge 
der  Veränderlichkeit  des  Verkehrs  einem  raschen  Wechsel  imterl  legen,  freie  Hand 
zu  behalten^). 

Der  gesetzlichen  Regelung  sind  unterworfen: 

a)  das  Porto  für  gewöhnliche  Briefe, 

b)  das  Porto  für  gewöhnliche  Pakete, 

c)  das  Porto  und  die  Versicherungsgebühr  für  Wertbriefe  und  Wertpakete, 

d)  die  Zeitungsgebühr, 

e)  die    Fernsprechgebühren. 

Auf  Grund  des  §  50  des  Gesetzes  über  das  Postwesen  des  Deutschen  Reiches 
vom  28.  Oktober  1871  sind  administrativ  geregelt  durch  Anordnung  des 
Reichskanzlers 

A)  unter  Zustimmung  des  Bundesrats: 

die  Gebühren  für 

a)  Postanweisungen, 

b)  Postnachnahmen, 

c)  Postaufträge, 

d)  Drucksachen  unter  Band, 

e)  Warenproben, 

f)  Geschäftspapiere, 

g)  Postkarten, 

h)  Einschreibsendungen, 

i)  Laufschreiben  wegen  Postsendungen, 
k)  Ueberweisung  der  Zeitungen, 

1)  Telegramme; 

B)    ohne    Zustimmung    des    Bundesrats: 

a)  die  Bestellgebühren, 

b)  die  Gebühren  für  Postsendungen  im  Orts-  und  Nachbarortsverkehr, 

c)  die  Eilbestellungsgebühren, 

d)  das  Personengeld, 

e)  die  Gebühr  für  Beförderung  von  Passagiergut. 

1)  »Es  ist  ganz  richtig,  dass  ein  Teil  der  Postgebühren  durch  Gesetz,  ein  anderer 
durch  Verordnung  geregelt  ist,  aber  diese  Unterscheidung  beruht  nicht  darauf,  dass  in  dem 
einen  Teile  Rechtsnormen,  im  anderen  keine  Rechtsnormen  enthalten  sind,  sondern  darauf, 
dass  man  die  häufigeren  und  wichtigeren,  z.  B.  das  Briefporto,  durch  Gesetz  regelte,  die 
minder  wichtig  erscheinenden  oder  die  zweckmässig  nicht  fest  zu  regelnden,  wie  Ar  Dmek- 
sachen,  Warenproben  u.  s.  w.  1862  dem  Verordnungswege  überliess".  —  Adolf  Arndt, 
Aufsatz  „Ueber  einige  staatsrechtliche  Fragen  des  Strafprozesses**  in  der  «Zeitschrift  für 
die  gesamte  S traf recbtswissen schaff*,  22.  Bd.,  2.  u.  3.  Bd.,  Berlin  1902,  8.  383. 
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Die  Tarife  der  deutschen  Reiohs-Post-  und  Telegraphenverwaltung.  -^^^'J 

B.  Im  besonderen. 

Bevor  die  Tarife  im  einzelnen  einer  Prüfung  unterzogen  werden,  sei  erwähnt, 
dass  die  Gebühren^)  für  Postaufträge  und  die  Vorzeigegebühr  der  Post- 
nachnahmen wegen  ihrer  geringeren  Bedeutung  unerörtert  geblieben  sind. 
Ebenso  ist  das  Personengeld  mit  Rücksicht  auf  den  steten  Rückgang  der 
Personenbeförderung  durch  die  Post  ausser  Betracht  gelassen  worden^). 

Femer  haben  die  sog.  „Nebengebühren"  wegen  ihrer  untergeord- 
neten Bedeutimg  —  mit  Ausnahme  der  Einschreibgebühr  —  keine  Berücksich- 
tigung gefunden.  Es  sind  solche  Kosten,  „welche  durch  spezielle  Mehrleistungen 
für  einzelne  Verkehrsakte  innerhalb  jeder  Gruppe  erwachsen,  also  ausscheidbar 
durch  die  konkreten  Beanspruchungsfälle  verursacht  sind"  3).  Solche  besondere 
Leistungen,  die  bei  der  Post-  und  Telegraphenverwaltung  in  Anspruch  genommen 
werden,  sind  z.  B.:  Beanspruchimg  eines  überdurchschnittlichen  Masses  von 
Sicherheit  in  der  Beförderung  (,, Einschreiben"  der  Sendungen,  ,, Vergleichen" 
der  Telegramme),  Beanspruchung  einer  überdurchschnittlichen  Schnelligkeit  in 
der  Beförderung  („dringende"  Pakete  und  Telegramme)  oder  in  der  Bestellung 
(„Eilsendungen");  femer  Mehrarbeit  bei  der  Behandlung  der  unfrankierten  Sen- 
dungen (Zuschlagporto),  bei  der  Nachforschung  nach  dem  Verbleibe  von  Sendun- 
gen (Laufzettelgebühr)  u.  s.  w.  Wegen  der  Geringfügigkeit  der  Entgelte  für  diese 
besonderen  Arbeiteaufwendungen  der  Post  gilt  der  Grundsatz,  als  Nebengebühren 
nur  die  Selbstkosten  in  Ansatz  zu  bringen.  In  der  Regel  beruhen  sie  auf  allge- 
meinen Durchschnittsberechnungen. 

Schliesslich  sind  die  Bestellgebühren  ausser  Betracht  gelassen  wor- 
den, weU  dieselben  kein  Entgelt  für  die  Beförderung  von  Sendungen  bil- 
den, sondern  nur  eine  Entschädigung  der  Postverwaltung  für  die  durch  das  A  b- 
tragen  der  Sendungen  entstehenden  Kosten  darstellen  sollen.  Aus  gleichem 
Grunde  ist  eine  Prüfung  der  Ortstaxen  (für  Sendungen  an  Empfänger  im 
Orts-  und  Landbestellbezirke  des  Aufgabe-Postorts  oder  Nachbarorts)  unterblieben. 


aa)  Posttarife. 
L  Das  Porto  für  gewShnliclie  Briefsendungen. 

a)  Verschlossene  Briefe. 

Die  ursprünglichste,  in  ihrem  Wesen  am  meisten  begründete  Bestimmung 
der  Post  ist  die  Nachrichtenvermittlung,  speziell  die  Beförderung  der  verschlos- 
senen Briefe.    Denn  die  übrigen  Gattungen  der  zum  Nachrichtendienste  gehörigen 


1)  Der  Ausdruck  «Gebühr"  ist  hier  und  im  nachstehenden  nicht  im  flnanzwissen- 
schaftllchen  Sinne,  sondern  —  dem  Sprachgebrauch  und  der  Gepflogenheit  der  Post- 
verwaltung folgend  —  in  der  Bedeutung  «Entgelt",  „Taxe**  etc.  gebraucht  worden. 

>)  Im  Jahre  1902  hat  die  Zahl  der  mit  den  Posten  beförderten  Personen  i, 184,168,  das 
aufgekommene  Personengeld  906,663  M.  betragen. 

S)  Sax,  „Transport-  und  Kommunikationswesen"  a.  a.  0.  S. 627. 
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Gegenstände,  wie  die  Postkarten,  Drucksachen,  Warenproben  und  Geschäft«- 
papiere  sind  erst  in  jüngerer  Zeit  hinzugetreten.  Die  Einkünfte  der  Poet  aus  der 
Briefbeförderung  haben  deshalb  von  jeher  eine  Rolle  im  Staatshaushalte  gespielt 
und  noch  in  den  ersten  Jahrzehnten  des  19.  Jahrhunderts  fiskalischen  Interessen 
gedient^).  So  finden  wir  das  durch  das  preussische  Portotaxregulativ  vom 
18.  Dezember  1824  geschaffene  Briefporto  hoch.  Die  rortosatze  waren  nach  den 
Entfernungs-  und  nach  den  Gewichtsabstufungen  verschie- 
den. Für  den  einfachen  Brief,  d.  h.  bis  zum  Gewichte  von  ^4  Lot  einschliesslich, 
betrug  nach  dem  genannten  Regulative  das  Porto: 

Sgr. 


bis    2  Meilen  1 

über    2^4 

„      IV» 

„       4    „      7 

.       2 

7    „    10 

.       2V» 

„      10    „    15 

„       3 

.,      15    „    20 

„       4 

.      20    „    30 

.       6 

und  von  da  an  für  je  15  Meilen  1  Sgr.  mehr. 

Nach  Massgabe  des  Gewichts  erhöhte  sich  das  Porto  für  Briefe,  insofern 
die  Beförderung  mit  den  Reit-  und  Schnellposten  stattfand, 
um  bestimmte  Satze  des  einfachen  Briefportos  und  zwar  wurde 

über    ^/4    bis  1       Lot  der  1  Vsfache  Satz 


1 

M      l'/2        „      «      2 

IV» 

.,    2         „     .,    2V« 

2 

„    2V2      „     .,    3 

2V» 

„    3          „     „    3V2 

3 

.,    3V2      .     .,    4 

für  jedes  halbe  Lot  ein  halber  Briefportosatz  mehr  berechnet. 

Durch  Kabinettsorder  vom  18.  August  1844  wurden  diese  hohen  Satze  er- 
mässigt  und  das  Porto  für  den  einfachen  Brief  ( V«  Lot)  festgesetzt  beiEntfemungen 

bis    5  Meilen  auf   1       Sgr. 
über 


5 

„    10       „ 

.    IV« 

10 

„    15       „ 

M     2 

15 

.    20       „ 

„     2V2 

20 

„    30       „ 

n     3 

30 

.,    50       „ 

.,     4 

50 

.  100       „ 

M       6 

über  100  Meilen  für  jede  weitere  Entfernung  im  preussischen  Postgebiet  auf  6  Sgr.  2). 


1)  Lorenz  T.  Stein,  «Lehrbuch  der  Finanzwissenschaft".  6.  Aufl.  IL  Tl.  I.Abt. 
8.  321.  —  Femer  „Considörations  sur  les  tarifs.  par  un  fonctionnaire  de  rAdministntion 
des  postes  allemandes**  in  der  Zeitschrift  „L'Union  postale",  Jahrg.  1890.  p.  85  ff.  — 
„L'Union  postale  nniverselle,  sa  fondation  et  son  döveloppement''.    Lausanne  1900.  p.  7. 

2)  Vgl.  P  r  i  e  w  c ,  „Die  früheren  Briefporto taxen  in  Deutschland"  im  Archiv  f.  Fost 
u.  Tel.  Jahrg.  1879.  S.  179  ff.  —  Ferner  G.  F.  H  tt  1 1  n  e  r ,  „Die  Zentralisation  der  deutschen 
Posten",  a.  a.  0.  s.  Jahrg.  (1848)  S.  326  ff. 
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Vom  1.  Januar  1850  ab  wurde  durch  das  Gesetz  vom  21.  Dezember  184^ 
das  Gewicht  des  einfachen  Briefes  auf  1  ZoUlot  (ausschliesslich)  =  1,14  Lot  preus- 
sisch  erhöht  und  das  Porto  für  denselben  nach  drei  Entfemungsstufen 

bis  10  Meilen  auf    1  Sgr. 
über  10    „    20       „         „     2     „ 
und  für  alle  weiteren  Entfernungen  auf  3  Sgr.  festgesetzt.    Bei  schwereren  Brie- 
fen trat  eine  Vervielfältigung  des  einfachen  Portosatzes  ein  und  zwar: 
von  1  bis   2  Lot  ausschliesslich  um  das  2fache, 
»     2    „     3     „  „  »    w    3     „ 

n     3    „     4     „  „  „     „    4     „ 

«     4    »     8     „  „  „    „     5     „ 

„     8    „   16     „  „  «    »    6     » 

Der  letztere  Betrag  wurde  so  lange  erhoben,  bis  das  Porto  nach  der  Paket - 
taxe  mehr  betrugt). 

Das  am  21.  Dezember  1860  erlassene  Reglement  setzte  das  Meistgewicht 
der  gewöhnlichen  Briefe  auf  ein  halbes  Pfund  (=  15  Lot)  fest.  Einen  wesent- 
lichen Fortschritt  in  der  Vereinfachung  und  Ermässigung  der  Briefportotaxe 
schuf  das  Gesetz  vom  21.  März  1861,  indem  es  die  sechsstufige  Gewichtsprogres- 
sion beseitigte  und  lediglich  zwei  Gewichtsstufen  einführte.  Briefe  bis  zu 
1  Lot  ausschliesslich  galten  als  „einfache"';  solche  von  1  Lot  ab  bis  zum  Meist- 
gewichte  von  15  Lot  unterlagen  dem  doppelten  Briefporto.  Dagegen  blieb  die 
dreistufige  Entfemungsprogression  noch  in  Geltung. 

Nachdem  die  meisten  europäischen  Länder  imd  die  Vereinigten  Staaten  von 
Amerika  für  Briefsendungen  einen  Einheitsportosatz  auf  alle  Entfemimgen  ein- 
geführt hatten,  war  von  allen  grösseren  Postverwaltungen  diejenige  des  Nord- 
'  deutschen  Bundes  fast  die  einzige,  welche  noch  ein  mehrstufiges  Briefporto  besass. 
Dieser  Uebelstand  wurde  durch  Gesetz  vom  4.  November  1867  beseitigt  und  das 
Briefporto  auf  alle  Entfernungen  bis  zum  Gewichte  von  1  Zolllot  =  I6V3  g  auf 
1  Sgr.  und  bei  schwereren  Briefen  auf  2  Sgr.  ermässigt.  Gleichzeitig  wurde  für 
unfrankierte  Briefe  ein  Zuschlagporto  von  1  Sgr.  eingeführt.  Das  Gesetz  über 
das  Posttaxwesen  vom  28.  Oktober  1871  brachte  die  Gewichtssätze  des  bestehen- 
den Tarifs  mit  der  neuen  Mass-  und  Gewichtsordnung  in  Einklang  imd  setzte 
das  Meistgewicht  des  einfachen  Briefes  auf  15  g  fest.  Das  zulässige  Meistgewicht 
eines  gewöhnlichen  Briefes  überhaupt  wurde  auf  V»  P'fund  (=  250  g)  normiert. 
Gegen  das  einfache  Briefgewicht  von  15  g,  welches  durch  die  Zurückschiebung 
der  Gewichtsgrenze  um  1^/s  g  eine  Verteuerung  bedeutete,  erhoben  sich  von  An- 
fang an  aus  den  Kreisen  des  Publikums,  besonders  aus  denen  der  Handels-  und 
Geschäftswelt,  Klagen  2).  Die  Papierindustrie  machte  geltend,  dass  sie  durch  die 
Aenderung  veranlasst  würde,  leichtes,  minderwertiges  Papier  herzustellen.  Der 
vielseitige  Wunsch  nach  Erhöhung  des  einfachen  Briefgewichts  von  15  auf  20  g 


1)  nSntwicklung  des  Tarifwesens  bei  der  Preussischen  und  der  Beichs-Postverwaltung^ 
seit  1694**  in  der  „Statistik  der  Deutschen  Reichs-Post-  und  Telegraphenverwaltung  f.  1891*', 
8.  94.  ~~  Stephan,  .Geschichte  der  Preussischen  Post",  S.  766. 

S)  Begründung  zu  Artikel  I,  I  des  Gesetzes  vom  ao.  Dezember  1899.  Stenogr.  Berichte 
des  Reichstags.  X.  Legislaturperiode,  I.  Session  1898<1900,  2.  Anlagenband,  Drucks.  Nr.  li(S 
S.  996  ff. 
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wurde  vom  1.  April  1900  ab  erfüllt^).    Nach  dem  Gesetz  vom  20.  Dezember  1899 

beträgt  jetzt  das  Porto  für  den  frankierten  gewöhnlichen  Brief  bis  zum  Gewichte 

von  20  g  (einschliesslich)    10  Pf. 

bei  grösserem  Gewichte  .    20    „ 

Bei  unfrankierten  Briefen  tritt  ein  Zuschlagporto  von  10  Pf.,  ohne  Unter- 
schied des  Gewichts  des  Briefes,  hinzu. 

Das  Meistgewicht  beträgt  250  g  nach  §  2  der  Postordnung  vom  20.  März  1900. 

Die  Briefbeförderung  bildet  ein  Jahrhunderte  altes  Vorrecht  des  Staates^). 
Kraft  seines  Posthoheitsrechtes  hat  der  Staat  im  Laufe  der  Zeit  den  wirtschaft- 
lichen Betrieb  der  Post  monopolisiert  und  schliesslich  durch  Schaffung  des  eben- 
falls aus  der  Posthoheit  fliessenden  Postzwanges  auf  öffentlich-rechtlichem  Wege 
auch  das  Publikum  gezwungen,  das  ausschliessliche  Beförderungsrecht  des 
Staates  dadurch  anzuerkennen,  dass  es  sich  zur  Nachrichtenvermittlung  nur 
des  Staates  bedient^).  In  Preussen  wurde  erstmalig  in  der  Allgemeinen 
Preussischen  Postordnung  vom  10.  August  1712,  dem  ersten  grös- 
seren organischen  Gesetz  über  das  Postwesen,  das  Becht,  Beförderungsanstalten 
mit  Posteigenschaften  zur  Beförderung  von  (Personen  und)  verschlosse- 
nen Briefen  anzulegen,  ausschliesslich  dem  Staate  zugesprochen'^).  Seit- 
dem ist  dieses  traditionelle  Vorrecht  des  Staates  gegen  alle  Anfechtungen  auf- 
recht erhalten  worden.  Die  Gründe  für  den  Staatsbetrieb  der  Post  gelten  vor- 
zugsweise für  die  Briefbeförderung^). 

Noch  heute  besitzt  der  Ausspruch  des  damaligen  Generalpostdirektors 
Stephan  volle  Gültigkeit,  den  er  im  Deutschen  Reichstage  1871  bei  Beratung 
des  Postgesetzes  über  den  Brief  zwang  getan  hat:  „Den  Postzwang  für  Briefe  ab- 
zuschaffen oder  zu  durchlöchern,  wäre  dem  Gesamtinteresse  äussert  schädlich. 
Das  Briefmonopol  ist  die    Rückenwirbelsäule    des  ganzen  Postwesens, . 

1)  Auch  im  Weltpostverkefar  ist  bereits  auf  dem  Postkongress  zu  Washington  ein 
Antrag  gestellt  worden,  „d'elever  ranitö  da  poids  des  lettres".  Der  Antrag  ist  von 
Oesterreich-Ungarn ,  Bosnien-Herzegowina  und  der  Schweiz  aasgegangen  mit  der  Be- 
grttndang :  „L'adoption  de  la  limite  de  20  grammes  serait  donc  an  vöritable  progits,  puisqa'ellf 
ferait  disparaftre  ces  incouv6nients  (nombreuses  döchimres  de  correspondances)  .  .  .  Cette 
modification,  qui  serait  hautement  appräciöe  par  le  public,  simplifierait  le  travail  des 
bureauz  sans  canser  une  diminution  trop  sensible  dans  les  recettes  des  postes".  —  Docu- 
ments  du  Congrfes  Postal  de  Washington  1897.    Bern  1898.  p.  30  u.  31. 

»)  Vgl.  die  Entstehung  des  Postregals  bei  Hub  er,  „Die  geschichtliche  Entwicklung 
des  modernen  Verkehrs **.    Tübingen  ises.  S.  86  ff. 

*)  „Die  Post  war  aus  dem  freien  Gewerbe  zu  einer  öffentlichen  Verkehrsanstalt  des 
Staates  geworden.  Diese  kulturgeschichtliche  Entwicklung  von  der  Vereinzelung  zur  Ver- 
einigung hat  ihren  Juristischen  Ausdruck  in  den  Instituten  des  Postregals  oder  -monopols 
und  des  Postzwanges  gefunden.**  Ja  ff  6,  „Der  Briefbeförderungsvertrag**.  (Diss.)  B«rlin 
1897.  S.  21. 

*)  Stephan,  „Geschichte  der  Preussischen  Post",  S.  119. 

5)  Vgl.  Wagner,  a,  a.  0.  II.  S.  88.  —  Weithase,  „Geschichte  des  Weltpost- 
vereins". Strassburg  1895,  S.  5.  —  „Je  mehr  ein  Transportgeschäft,  um  seine  Aufgabe  recht 
zu  erfttllen,  einer  fttr  weite  Räume  und  lange  Zeiten  möglichst  unwandelbar  gehenden 
Maschine  ähneln  muss,  mit  gleichmässiger  Behandlung  und  Tarifierung  aller  einzelnen 
Objekte:  umso  weniger  bedenklich  ist  die  Staatsunter nehmung  des- 
selben. Daher  man  sie  jetzt  bei  der  Briefpost  überall  für  notwendig  hält,  auch  in 
Ländern,  wo  der  Anfang  des  Postwesens  durch  privilegierte  Private  gemacht  worden  war.* 
Röscher,  „System  der  Finanzwissenschaft**.    6.  Aufl.  S.  leo. 
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und  dasselbe  aufheben  und  gleichwohl  zu  verlangen,  dass  die  Post  wie  bisher 
funktioniere,  das  ist  gerade  so,  als  wenn  Sie  jemand  die  Beine  zerschlagen  und 
sagen  wollten:  „nun  laufe  !''^)  Einen  Beweis  für  die  Notwendigkeit  des  Brief- 
postmonopols  bildet  auch  die  Tatsache,  dass  letzteres  in  den  meisten  Kultur- 
ländern besteht^). 

In  Deutschland  erstreckte  sich  das  Regal  der  Briefpost  nach  §  1  des  Post- 
gesetzes vom  28.  Oktober  1871  bisher  auf  „die  Beförderung  aller  versiegelten,  zu- 
genahten  oder  sonst  verschlossenen  Briefe  gegen  Bezahlung  von  Orten  mit 
einer  Postanstalt  nach  anderen  Orten  mit  einer  Post- 
anstalt des  In-  oder  Auslande s"',  falls  nicht  die  Versendimg  durch 
expresse  Boten  oder  Fuhren  geschah  (§  2).  Diese  Ausdehnung  des  Postzwanges 
erwies  sich  als  unzureichend.  Der  Staat  betreibt  die  Briefpost  ohne  Konkurrenz 
mit  aus  dem  Grunde,  um  aus  den  überschüssigen  Einnahmen  für  die  Transport- 
leistungen in  den  verkehrsreichen  Gebieten  die  Mittel  zu  erlangen,  deren  der 
Staat  —  im  Gesamtinteresse  —  zur  gesunden  Entwicklung  der  Post- 
einrichtungen auch  in  den  anderen,  verkehrsarmen  Landesteilen  bedarf.  „Die 
Regalisierung  ermöglicht  durch  zweckmässige  Konzentration  der  Geschäfte  eine 
Oekonomie,  welche  ein  wichtiger  volkswirtschaftlicher  Gewinn 
ist  ...  .  Die  Wahrnehmung  des  Finanz  Interesses  in  diesem  Umfange  durch 
das  Postregal  verfolgt  daher  keine  fiskalische,  sondern  nur  die  Tendenz,  die  Post- 
anstalt  in  ihrer  Gemeinnützigkeit  zu  heben  und  die  Deckung  ihrer  Gesamtkosten 
sicher  zu  stellen**  3).  Gerade  beim  Post  betriebe  ist  die  Monopolisierung  ein  un- 
abweisbares Gebot  der  Wirtschaftlichkeit.  Der  zentralisierte  Organismus  muss 
deshalb  gegen  die  Einbrüche  von  anderen  Konkurrenzimtemehmen  geschützt 
werden.  Bei  der  Briefpost  aber  erwies  sich  der  nutzbringende  Privatbetrieb  in 
grossen  Städten  und  deren  teilweise  industrieller  Umgebimg  unwirtschaft- 
lich für  die  Staatsverkehrsanstalt.  Denn  aus  der  gewerbemässigen  Ausbeutung 
des  Verkehrs  im  Privatinteresse  einzelner,  d.  h.  der  Privatbriefbeförderungsanstal- 
ten,  entstand  eine  wirkliche  Schädigung  der  Staatspost  und  damit  der  Reichs- 
einnahmen, ohne  dass  hieraus  für  die  Gesamtheit  ein  Nutzen  erwuchs.  Aus  diesem 


1)  Reichstagsprot.  Bd.  I.  S.  653  ff. 

2)  Das  Postregal  gründet  sich 

in  Oesterreich  auf  das  Gesetz  vom  5.  November  1837.  —  Dieses  Gesetz  ist 

durch  königl.  Patent  vom  26.  Dezember  1850  auch 
in  Ungarn  eingeführt  worden  und  hat  daselbst  durch  Gesetzesartikel  XX 

vom  Jahre  1878  Gesetzeskraft  erlangt; 
in  Belgien  auf  das  Gesetz  vom  80.  Mai  1879 ; 
in  Dänemark  auf  das  Gesetz  vom  6.  April  1888 ; 
InFrankreichaufdas  Gesetz  vom  27.  Prairial  des  Jahres  IX  (16.  Juni  1801) 

bezw.  das  Gesetz  vom  6.  April  1878 ; 
in  Grossbritannien  auf  die  Akte  vom  12.  Mai  1837; 
in  Italien  auf  das  Postgesetz  vom  20.  Juni  1889 ; 
in  den  Niederlanden  auf  das  Gesetz  vom  15.  April  1891 ; 
in  Schweden  auf  das  Gesetz  vom  21.  Dezember  1888; 
in  der  Schweiz  auf  das  Gesetz  vom  6.  April  I89i ; 

in  den    Vereinigten    Staaten    von    Amerika    auf  das  Gesetz  vom 
8.  Juni  1872  (mailable  matter). 
Ygl.  den  Artikel :  „Postmonopol  in  den  Hanptverkehrsl&ndem  Europas".    Arohiv 
f.  Post  u.  Tel.    Jahrg.  1900.  S.  806  ff. 
<)  Wagner,  a.  a.  0.  II.  S.  88. 
Finanzarchiv.  XXII.  Jahrg.  601  11 
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Gründe  und  aus  anderen  Rücksichten^)  (Sicherheit  in  der  Briefbefördenmg  u.  s.  w.) 
wurde  entsprechend  dem  „Gesetz  der  wachsenden  Ausdehnung  der  Staatstätig- 
keiten*'2)  das  Postregal  durch  die  Novelle  vom  20.  Dezember  1899  auch  „auf 
verschlossene  und  solchen  gleichzuachtende  Briefe  ausgedehnt,  die  innerhalb 
der  Gemeindegrenzen  ihres  mit  einer  Postanstalt  versehenen  U r- 
Sprungsortes    verbleiben". 

Infolge  des  rechtlichen  Monopols  gehören  die  Transportpreise  für  die  ver- 
schlossenen Briefe  zu  den   Monopolpreise n^). 

Das  Briefpostregal  ist,  wie  wir  gesehen  haben,  ein  sehr  ausgedehntes.  Aus 
dieser  Machtstellung  des  Staates  könnte  die  Gefahr  entstehen,  dass  der  gewerb- 
liche Standpunkt  zu  sehr  betont  und  ein  Streben  nach  möglichst  hohen  Bein- 
erträgen Platz  greift.  Früher,  noch  in  den  ersten  Jahrzehnten  des  vorigen  Jahr- 
hunderts, wurde  denn  auch  das  privatwirtschaftliche  Prinzip  mit  starker  An- 
näherung an  das  Regalitätsprinzip  verfolgt.  Die  Anschauung,  dass  die  Briefpost 
in  erster  Linie  nicht  fiskalischen,  sondern  volkswirtschaftlichen  Interessen  dienen 
muss,  hat  sich  —  wie  erwähnt  —  erst  seit  dem  Erscheinen  der  gedachten  Bro- 
schüre Rowland  Hills  Bahn  gebrochen.  Hill  schlug  einen  ^eichmäs- 
sigen  Portosatz  von  1  Penny  für  die  Beförderung  eines  einfachen,  V>  Unze  schwe- 
ren Briefes  durch  ganz  England  ohne  Rücksicht  auf  die  Entfernung  —  das  Penny- 
Porto  —  und  femer  eine  fortschreitende  Erhöhung  des  Portos  nach  dem  Gewichte 
unter  gleichzeitigem  Frankierungszwange  vor^).  Die  von  diesen  Ideen  befruchtete 
Wirtschaftspolitik  auf  dem  Gebiete  des  Postwesens  wurde  durch  die  Erfindungen 
des  Dampfschiffs  und  der  Eisenbahn  begünstigt.  Die  Folge  war  eine  ungeheure 
Verminderung  der  Transportkosten  und  eine  ungeahnte  Ausdehnung  des  Brief- 
Verkehrs^).    „Denn  die  Erfahrung  aller  Zeiten  beweist,  dass  jede  neue  Erleichte- 

1)  Vgl.  Begründung  zn  Art.  a  n.  8  des  Gesetzes  vom  ao.  Dezember  1899.  Stenogr. 
Berichte  über  die  Verhandlimgen  des  Reichstags.  lO.  Legislatorper.  I.  Session  I89a;i900. 
8.  Anlagenband.    Drucks.  Nr.  116.  S.  loos  ff. 

3)  Wagner,  a.  a.  0.  I.  S.  68.  —  Vgl.  die  gegenteilige  Ansicht  Meilis:  „Nicht 
minder  unrichtig  dürfte  Jene  sozialpolitische  Richtung  sein,  welche  mit  grossem  Wohl- 
gefallen von  einem  Gesetze  der  stets  zunehmenden  und  wachsenden  Tätigkeiten  des 
Staates  spricht.  Diese  Theorie  setzt  das  Individuum  auf  den  Aussterbeetat  und  macht  alle 
Bürger  zu  Staatsdienem.  Auf  diese  Weise  würde  der  alte  Lehnsstaat  sein  Auferstehungs- 
fest feiern''.  —  Meili,  „Das  Telephonrecht*.    Leipzig  1886.  S.  71. 

8)  Von  dieser  ökonomischen  bezw.  flnanzwissenschaftlichen  Auffassung  des  Entgelts  — 
des  „Portos"  im  posttechnischen  Sinne  —  unterscheidet  sich  auch  kaum  die  Juristische  Auf- 
fassung. Jaffö  (a.  a.  0.  S.  17)  z.  B.  charakterisiert  die  entgeltliche  Beförderung  von 
Briefen  als  ein  »opus* ,  das  in  der  üebemahme  eines  Transports  im  Sinne  des  Handels- 
gesetzbuchs besteht.  Indem  er  weiter  den  Briefbeförderungsvertrag  als  locatio  conductio 
operis  (Werkverdingung)  auffasst  und  damit  als  Frachtgeschäft  im  weiteren  Sinne,  be- 
trachtet er  das  Porto  als  Geldschuld.  Jaffö  folgert:  „Aus  unseren  Erörterungen  Über  die 
publizistische  und  Über  die  vertragsmässige  Natur  des  Rechtsverhältnisses  zwischen  Post 
und  Absender  ergibt  sich,  dass  das  Porto  nicht  von  dem  Gesichtspunkte  der  öffentlich- 
rechtlichen Gebührenzahlung,  sondern  von  dem  der  Leistung  einer  vertragsmässigen  Geld- 
schuld aus  angesehen  werden  muss  .  .  .,  dass  das  Porto  keineswegs  als  Honorar  .  .  ., 
sondern  als  merces  .  .  .  und  zwar  als  essen tiale  negotii  aufzufassen  ist**,  a.  a.  O. 
S.  80  u.  81. 

*)  Vgl.  den  Aufsatz:  .Sir  Rowland  Hill"  im  Archiv  f.  Post  u.  Tel.  Jahrg.  1879. 
S.  621  ff.  —  Vgl.  femer  Finke,  „Geschichte  des  Penny-Portosystems  und  der  Briefinarken". 
Leipzig  .1890.  S.  9  ff. 

&)  Die  Wirkungen  der  H  i  1 1  sehen  Reform  sind  näher  geschildert  bei  G.  F.  Hüttner, 
a.  a.  0.  1.  Jahrg.  (1847)  IV.  Heft  S.  28  ff.,  femer  a.  a.  0.  2.  Jahrg.  (1848)  S.  806. 
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mng  der  Korrespondenz,  sei  es  durch  grössere  Schnelligkeit,  sei  es  durch  Herab- 
setzung (des  Tarifs)  eine  Vermehrung  des  Produkts  nach  sich  zieht" ^). 

Die  Durchführung  der  Hillschen  Reform  wurde  wesentlich  erleichtert,  ja 
vielleicht  überhaupt  nur  möglich  gemacht  durch  die  gleichzeitige  Einführung 
der  Freimarke.  Diese  Gebührenerhebungsform  des  Stempels  hat  sich 
bei  der  Post  ausserordentlich  bewährt  und  „kann  hier  fast  als  conditio  sine  qua 
non  für  die  moderne  Postentwicklung  gelten" 2). 

Die  durch  den  gesteigerten  Briefverkehr  erzielten  Mehreinnahmen  konnten 
zur  Fördenmg  und  Vervollkommnung  des  Verkehrswesens,  insbesondere  zum  wei- 
teren Ausbau  des  Verkehrsnetzes  verwendet  werden.  So  sehen  wir 
heutzutage  dieses  Netz  so  weit  verzweigt^),  dass  fast  allen  Teilen  des  Landes  die 
Vorteile  des  Briefverkehrs  nahezu  gleichmässig  zufliessen.  Unter  diesen  Verhalt- 
nissen ist  für  die  Briefpost,  wie  die  meisten  Nationalökonomen  betonen^),  das 
Gebührenprinzip  gerechtfertigt,  wie  es  schon  von  K 1  ü b e r  wann  be- 
fürwortet worden  war^). 

Dieses  Prinzip  ist  auch  deshalb  geboten,  weü  die  Briefpost  der  Gesamtheit 
dient,  wenn  auch  ein  Unterschied  in  der  Benutztmg  der  Briefpost  durch  die  ver- 
schiedenen Volksklassen  nicht  zu  verkennen  ist.  ,,Der  Nachrichtenverkehr  ist 
tatsachlich  zu  einem  Bedürfnis  grosser  Teile  eines  Kulturvolkes  geworden"<^).  Wie 
die  Sprache  im  persönlichen  Verkehre,  bildet  bei  der  heutigen  Kultur,  dem  heuti- 
gen Stande  des  wirtschaftlichen  Lebens  zwischen  räumlich  Entfernten  das  schrift- 
liche Wort  das  unentbehrlichste  Bindeglied  "*),  Die  Befriedigung  eines  so  allgemeinen 
Bedürfnisses  ist  von  hoher  wirtschaftlicher  Bedeutung.  Die  ganze  produktive  Tätig- 
keit ist  auf  Benutzung  der  Briefpost  angewiesen.  Verkehrsleistungen  aber,  die  der 
Gresamtheit  unentbehrlich  oder  in  besonderem  Masse  förderlich  sind,  verdienen  eine 
günstigere  Behandlung  als  andere,  mit  denen  sich  nur  die  Interessen  engerer 


1)  J.  H  0 1  z  a  m  e  r ,  a.  a.  0.  S.  21.  -  D  e  r  s  e  1  b  e ,  a.  a.  0.  8.  672. 

»)  Wagner,  a.  a.  0.  II.  Tl.  8.  122.  —  Vgl.  auch  G.  Cohn,  „System  der  National- 
ökonomik".  8.  Bd.  8. 106.  —  Sax,  „Transport  and  Kommanikationswesen",  a.  a.  0.  8.  636. 

*)  Im  Jahre  looo  bestanden  innerhalb  des  Reichs-Postgebiets  82,089  Postanstalten,  auf 
1498  Einwohner  entfiel  Je  eine  Postanstalt. 

*)  A  d.  Wa  g  n  e  r,  I.  Tl.  8.  646  u.  647.  —  Lorenz  v.  8tein,  „Lehrbuch  der  Finanz- 
wissenschaft*, II.  Tl.  1.  Abt.  8.  822.  —  Umpfenbach,  „Lehrbach  der  Finanz  Wissenschaft", 
2.  Aufl.  Stuttgart  1887.  8.132.  —  van  der  Bor  ght,  8.  382.  —  Sax,  „Transport-  und 
Kommunikationswesen'',  a.  a.  0.  8.  696. 

»)  Klttber,  a.  a.  0.  8.130  ff. 

•)  Freiherr  zu  Weichs-Olon,  a.  a.  0.  8.  216.  —  YgL  auch  Stephan,  „Weltpost 
and  Lnftschiflrahrt'*.  Berlin  1874.  8.  4  ff.  —  Femer  Fischer,  „Post  und  Telegraphie  im 
Weltverkehr".  Berlin  1870.  8.  126.  —  Ferner  „L'Union  postale  universelle,  sa  fondation  et 
8on  döveloppement",  p.  106  ff. 

t)  Rothschild,  a,  a.  0.  p.  lO:  „Ge  qui  distingue  Thomme  de  la  b^te,  c'estlaPoste 
aux  lettres."  —  Vgl.  auch  Stephan,  „Es  ist  vor  allen  Dingen  wichtig,  dass  die  Briefe  .  .  . 
billig  befördert  werden,  weil  darin  der  geistige  Verkehr  ruht  und  weil  überhaupt  der  Qeist 
der  Materie  vorgeht.  Denn  der  ganze  Handel  und  Verkehr  wird  erst  durch  die  Briefe, 
durch  die  Post  vermittelt,  wie  das  Leben  durch  die  Sprache".  Stenogr.  Berichte 
über  die  Verhandlungen  des  Reichstags.  VI.  Legislatnrper.  II.  Sess.  1886/86.  I.  Bd.  8.  604.— 
Einen  Beweis  dafür,  dass  auch  der  Familiensinn  der  ftrmeren  Klassen  des  geistigen  Ver- 
kehrs bedarf,  bildet  die  Tatsache,  dass  die  englische  Portoermässigung  (1840)  die  Zahl  der 
Handelsbriefe  verdoppelte,  die  Zahl  ^der  Gefühlsbriefe"  dagegen  versiebenfachte.  Hüttner, 
a.  a.  0.  4.  Jahrg.  (I86O)  8. 188. 
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Kreise  verknüpfen.  Dieser  Standpunkt  entspricht  auch  unserem  heutigen  Wirt- 
schaftsleben. „Bei  der  so  häufig  eintretenden  Alternative,  ob  man  lieber  an  wenig 
Waren  viel  Prozente  verdienen  will,  oder  an  viel  Waren  wenig  Prozente,  pflegt 
man  auf  niederer  Kulturstufe  das  erste  vorzuziehen,  auf  höherer  Kulturstufe  das 
letzte'' 1).  Dies  ist  nicht  nur  für  den  einzelnen  wie  für  die  Gesamtheit  vorteU- 
hafter,  sondern  auch  für  die  staatliche  Unternehmung  selbst  mit  geringerem  Risiko 
verbunden  und  für  die  BentabUität  der  Verkehrsanstalt,  bei  der  das  stehende 
Kapital  sehr  überwiegt,  günstiger.  Denn  nur  eine  Massennutzimg,  wie  sie  bei  der 
Briefpost  herrscht,  gestattet  die  grösste  und  ökonomischste  Ausnützung  der  An- 
lagen und  eine  gegen  Wechselfälle  gesicherte  Stabilität  im  ,. Absatz  der  Waren", 
d.  h.  im  Begehr  der  Transportleistungen.  Mit  Rücksicht  auf  die  im  Postbetriebe 
festgelegten  grossen  Kapitalien  ist  dies  von  besonderer  Wichtigkeit.  Dieses  Prin- 
zip der  Massennutzung  ist  das  moderne  Geschäftsprinzip,  das  das  Wesen  der  Gross- 
betriebe ausmacht  und  den  höheren  absoluten  Gewinn  schafift.  Derselbe  Stand- 
punkt hat  auch  für  die  Briefpost,  die  ebenfalls  zu  den  Grossbetrieben  gehört,  zu 
gelten. 

Zur  Ermittlung  der  Preisgrundlagen  müssen  wir  auf  den  Aus- 
gangspunkt der  Taxen,  die  Selbstkosten,  zurückgreifen.  Im  allgemeinen 
wachsen  dieselben  mit  der  Entfernung.  Früher  wurde  denn  auch  dieses 
Moment  im  Nachrichtenverkehr  bei  der  Preisbemessimg  zu  Grunde  gelegt.  Allein 
wir  haben  oben  gesehen,  dass  gemäss  der  „Nivellierungstendenz"*  bei  zunehmender 
Steigerung  des  Verkehrs  die  Entfernung  als  Faktor  der  Preisbildung  mehr  und  mehr 
unberücksichtigt  bleiben  kann.  Denn  die  Folge  des  intensiven  Verkehrs  war,  dass 
sich  die  Kostentmterschiede  für  die  einzelnen  Transportakte,  für  die  Beförderung 
der  einzelnen  Briefe  abflachten  sowie  nach  Vereinfachung  und  Vereinheitlichung 
drängten.  Die  vielfachen  Entfemungsstufen  mussten  weichen  imd  wurden  zunächst 
auf  wenige  Stufen  reduziert.  Die  Nivellierungstendenz  des  intensiven  Briefverkehrs 
Hess  schliesslich  die  Entfemungsunterschiede  völlig  ausser  Betracht *'^). 

Die  Verwischung  des  Entfemungsunterschiedes  bei  der  Tarifierung  ist  auch 
unbedenklich.  „Dies  würde  erst  von  dem  Punkte  an  bedenklich  sein,  wo  die 
Ignorierung  der  Unterschiede  von  den  einzelnen  als  ungerecht  empfunden  würde. 
Bei  der  Briefpost  scheint  dieser  Punkt  nirgends  vorhanden  zu  sein*"  3).  Die  historisch 
notwendige  Entwicklung  zeigt,  dass  die  Entfernung  als  Tarifgrundlage  des 
Briefportos  auszuscheiden  hat"^).  Demnach  ist  bei  intensivem  Briefverkehre  das 
einheitliche   Porto  für  alle  Entfemimgen  angezeigt  und  gerecht^). 


1)  Röscher,  ^Die  Ornndlagen  der  NatiOIlalökono]nie^  S.  308. 

S)  Schon  anf  der  Bemer  Postkonferenz  hat  ein  Zweifel  darüber  nicht  bestanden, 
dass  dem  Grundgedanken  des  Weltpostvereinsvertrags  nnd  den  Bedürftiissen  des  Verkehrs 
nnr  durch  ein  ohne  Rücksicht  auf  die  Entfernung  bemessenes  Einheitsport« 
entsprochen  werden  könne.  „Au  reste  toutes  les  taxes  tendent  ä  s'egaliser,  et  en  procla- 
mant  une  taze  nniqne,  il  est  h  pr6voir,  que  le  Gongrös  ne  fera  qne  devancer  de  quelques 
ann6es  le  monvement,  qni  se  produit  dans  ce  sens."  Protokoll  der  ersten  Sitzung  des 
Bemer  Postkongressea  (16.  September  1874).  Documents  du  Congr^s  postal  IntematiOBAl 
de  Berne  1874.    Bern  1876.  p.  S3. 

>)  Roscher-Stieda,  a.  a.  0.  S.  642. 

«)  Saz,  „Die  Verkehrsmittel".  L  S.  263,  266  ff.;  femer  Schöttle,  a.  a.  0.  S.  887 ff.; 
Knies,  a.  a.  0.  S.  loi;  G.  Gohn,  „System  der  Nationalökonomik^  B. Bd.  S.  1019;  van 
der  Borght,  a.  a.  0.  8. 162. 

S)  H  a  a  8  s ,  „T>ie  Post  und  der  Charakter  ihrer  Einkanfte".    Stuttgart  1890.  8.  S6.  — 
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Eine  Berücksichtigung  der  Entfernung  ist  nur  für  denjenigen  Teil  des  Ver- 
kehrs geboten,  der  sich  innerhalb  der  Grenzen  eines  Ortes  vollzieht i). 

Dadurch  erklärt  sich  die  Ausscheidung  einer  engeren  Zone  (Lokal  zone, 
Orts-  und  Nachbarortsverkehr),  die  in  der  Hauptsache  von  der  Bevölkerung  als 
berechtigt  anerkannt  wird.  „Die  meisten  Menschen  würden  ohne  Frage  eine  fühl- 
bare Ungerechtigkeit  darin  erblicken,  wenn  ein  Brief,  der  seinen  Ausgangsort 
überhaupt  nicht  verlassen  hat,  ebensoviel  Porto  zahlen  sollte,  wie  ein  Brief  von 
Aachen  nach  MemeF^^). 

Dagegen  zeigen  sich  die  Kosten  der  einzelnen  Transportleistungen  abhängig 
von  der  Form  imd  dem  Umfange  der  Briefe.  Es  steht  ausser  Zweifel,  dass  un- 
handliche, umfangreiche  Sendungen  die  Kosten  wesentlich  erhöhen.  Denn  sie  er- 
schweren das  Stempel-  und  Sortiergeschäft,  füllen  die  Behälter  rascher  und  erfordern 
zum  Leeren  derselben  zahlreiches  Personal  u.  s.  w.  Die  Form  und  der  Umfang  der 
Briefe  bedingen  in  vielen  Fällen  das  Gewicht,  umfangreiche  und  unhandliche  Sen- 
dungen sind  schwerer  als  der  übliche  Privat-  oder  Geschäftsbrief. 

Als  Preisgrundlage  für  das  Briefporto  ist  daher  das 
Gewicht    als  einzige  Grundlage  gerechtfertigt. 

Die  richtigste  Verwendung  des  Gewichts  als  solche  Grundlage  scheint  auf  den 
ersten  Blick  im  Tarif  des  internationalen  Briefverkehrs  getroffen  zu  sein,  bei  wel- 
chem für  gleiche  Gewichtsstufen  (je  15  g)  gleiche  Beträge  (je  20  Pf.)  erhoben 
werden.  Allein  die  Kosten  wachsen  nicht  vollständig  in  direktem  Verhältnis  zum 
Gewicht;  höheren  Kosten  entsprechen  vielmehr  immer  etwas  grössere  Gewichts- 
mengen. Da  „ein  gerechter  Preis  nach  den  Kosten  gravitieren"  soll,  müsste  man 
daher  das  Minimum  und  Maximum  desjenigen  Briefgewichts  ermitteln,  inner- 
halb dessen  die  Kosten  die  gleichen  bleiben.  Der  Tarif  würde  einen  Staffeltarif 
mit  immer  weiteren  Staffeln  darstellen.     Allein  zu  einer  derartigen  Ermittlung 


Vgl.  auch  Sax,  „Die  Yerkehrsmittel",  I.  S.  268:  „Wir  erblicken  in  dem  Einheitstarife  den 
völligen  Sieg,  das  entschiedene  Durchdringen  des  Gebührenprinzips.** 

0  Vgl.  die  Begründung  zum  Entwürfe  des  Gesetzes  vom  20.  Dezember  1899,  Art.  I,  n, 
Anwendung  der  Ortsbrieftaxe  zwischen  Nachbarorten.  Stenogr.  Berichte  über  die  Ver- 
handlungen des  Reichstags.    X.  Legislaturper.,  I.  Session  1899,1900,  2.  Anlagenband  Nr.  lie, 

S.  995,996. 

2)  van  der  Borght,  a.  a.  0.  S.  164.  —  Sax,  „Transport-  und  Kommunikations- 
wesen**,  a.  a.  0.  S.  6S6.  —  Sax,  ,Die  Verkehrsmittel",  I.  S.  269.  —  Interessant  sind  die 
Gründe,  mit  denen  der  Schweizerische  Bundesrat  bei  Erlass  des  Postgesetzes  vom  26.  Juni 
1884  die  Beseitigung  des  ,Lokalrayons"  motiviert.  Vom  Standpunkte  der 
Leistungen  der  Post,  so  führt  er  aus,  lasse  es  sich  nicht  rechtfertigen,  dass  ein  Brief,  der 
einen  Umkreis  von  10  km  nicht  überschreitet,  nur  die  Hälfte  der  Taxe  bezahle,  welcher 
ein  Brief  auf  weitere  Entfernungen  unterliegt.  Die  Arbeitsleistung  der  Post  bei  der  Emp- 
fangnahme und  bei  der  Aushändigung  an  den  Empfänger  sei  hinsichtlich  des  Lokalbriefes 
die  gleiche  wie  bei  den  übrigen  Briefsendungen.  Der  Korrespondenzverkehr  einzelner  Ort- 
schaften bewege  sich  zum  überwiegenden  Teile  innerhalb  des  Lokalrayons,  der  anderer 
Orte  in  der  Hauptsache  auf  weitere  Entfernungen.  Infolgedessen  ergeben  sich  erhebliche 
Unterschiede  bei  den  in  den  verschiedenen  Ortschaften  des  Landes  aufzuwendenden  durch- 
schnittlichen Brieft)osttaxen.  Als  ein  weiterer  Vorzug  der  Einheitstaxe  komme  in 
Betracht,  dass  das  Publikum,  welches  den  Umfang  des  Lokalrayons  selten  genau  kenne, 
ohne  fremde  Beihilfe  seine  Briefe  stets  richtig  frankieren  und  die  Erhebung  des  Portos 
durch  die  Post  stets  richtig  kontrollieren  könne.  Endlich  werde  die  Aufhebung  des  Lokal- 
rayons die  Arbeit  der  Post  wesentlich  vereinfachen  und  erleichtern,  ein  Vorteil,  der  dem 
Publikum  wieder  durch  pünktlichere  und  regelmässigere  Bedienung  zu  gute  komme.  —  Vgl. 
Artikel:  »Das  schweizerische  Posttaxwesen"  im  Archiv  f.  Post  u.  Tel.  Jahrg.  1885.  8.  239  ff. 
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fehlt  der  praktische  Anhalt.  Auch  würde  ein  solcher  Tarif  bei  der  Massenhaftig- 
keit  des  Verkehrs  infolge  der  aiifhältlichen  Gewichtsermittlongen  zu  erheblicher 
Erschwerung  des  Dienstbetriebes  und  dadurch  zur  Steigerung  der  Selbstkosten 
führen.  Aus  diesem  Grunde  und  weil  femer  die  Tarifeatze  für  höhere  Gewichts- 
stafifeln  das  Paketporto  erreichen,  unter  Umständen  übersteigen  würden,  hat  man 
ein  Meistgewicht  von  250  g  für  Briefe  festgesetzt i).  Diese  seit  1860  bestehende 
Massnahme  hat  sich  bewährt  und  zu  keinerlei  Anträgen  auf  Erhöhung  oder  Be- 
seitigung Anlass  gegeben^).  Die  Briefe,  welche  das  gedachte  Meistgewicht  über- 
schreiten würden,  enthalten  zumeist  Aktenstücke,  Manuskripte  u.  s.  w.,  also 
Gegenstände,  die  nicht  den  Charakter  einer  eigentlichen  persönlichen  Korrespon- 
denz tragen.  Für  diese  Sendungen  besteht  übrigens  durch  die  Einführung  der 
„Geschäftspapiere''  eine  ermässigte  Taxe. 

Die  Frage,  ob  innerhalb  des  Meistgewichts  etwa  Abstufungen  Platz  greifen 
könnten,  erledigt  sich  gleichfalls  aus  betriebstechnischen  Gründen.  Die  zwingende 
„Nivellierungstendenz*"  des  intensiven  Verkehrs  verlangt  vielmehr  hinsichtlich  des 
Gewichts  Einheitssätze  für  die  Briefpost.  Es  wird  zunächst  „ein  Durchschnitt 
für  das  Mass  der  Nutzung  nach  der  Ausdehnung  gezogen,  in  welcher  jene  in  der 
weitaus  überwiegenden  Anzahl  der  Nutzungsakte  erfolgt;  ein  solcher  Durchschnitt 
wird  als  Einheit  der  Taxbemessung  zu  Grunde  gelegt''^).  Man  hat  daher  ein  G  e- 
Wichtsmaximum  für  diese  Einheit  —  den  „einfachen**  Brief  —  aufgestellt. 
Die  übrigen  Briefsendungen  von  der  Höchstgrenze  des  einfachen  Briefes  bis  zum 
Meistgewicht  (250  g)  bilden  dann  eine  zweite  Gewichtsstufe.  Für  die  Taiifierung 
des  Briefportos  gut  der  Grundsatz,  dass  vor  allem  das  Maximalgewicht  des  ein- 
fachen Briefes  nicht  zu  niedrig  gegriffen  werden  darf 4).  Diesem  Grundsatz  ent- 
spricht der  jetzige  Tarif.  Das  Gewicht  von  20  g  ist  derart,  dass  „ein  Bogen  stär- 
keren Papiers  in  Aktengrösse  zu  Berichten  oder  Eingaben  an  Behörden,  oder  ein 
Geschäftsbrief,  dem  eine  leichte  Anlage  (Wechsel,  Rechnung)  beigefügt  wird,  oder 
zwei  Bogen  guten  Briefpapiers  in  Achtelformat  zusammen  mit  dem  Briefumschläge" 
noch  einen  einfachen  Brief  darstellen.  Während  früher  die  „Doppelbriefe"  10,81  V 
der  einfachen  Briefe  ausmachten,  ist  nach  Erhöhung  des  Gewichts  von  15  auf 
20  g  dieses  Verhältnis  auf  etwa  7  ^h  gesunken. 

Es  erübrigt  noch  die  Erörterung  der  Frage,  ob  etwa  nur  ein    einziger 


1)  Die  Ansicht  v.  ScheePs  (Schönbergs  Handbach  d.  polit.  Oekonomie,  4.  Aufl., 
III.  Bd.  S.  9S):  „Eine  gewisse  Gewichtsgrenze  muss  natOrlich»  schon  um  den  Begriff  .Brief 
postalisch  definieren  zu  kOnnen,  eingehalten  werden,"  ist  nur  teilweise  stichhaltig,  ds 
weder  in  der  Postordnung  noch  in  sonstigen  postalischen  Bestimmungen  eine  Erklftnmg 
des  Begriffs  „Bdef'  enthalten  ist. 

3)  «Das  Pennyweltpostporto  ist  heute  keine  Utopie  mehr;  mit  dessen  Durchfilhnug 
und  mit  Erhöhung  der  Gewichtsgrenze  auf  i/«  kg  dflrfte  tarifarisch 
80  ziemlich  alles  erreicht  sein,  was  man  billigerweise  von  der 
Briefpost  verlangen  kann. *"    Wilhelm,  „Frachtporto**.    Wien  1900.  S.  61. 

8)  8ax,  „Die  Verkehrsmittel«.  I.  S.  276. 

«)  Umpfenbach,  a.  a.  0.  S.  19S:  „Das  Festhalten  an  einem  nicht  gar  zu  niedrigen 
Maximalgewicht  des  zur  Normaltaxe  zu  befördernden  Briefes  erfolgt 
aus  GrOnden  der  Oekonomie  der  Post,  ohne  dass  das  Publikum  darunter  leidet.  Indem  fSr 
schwerere  Briefe  der  Gewichtsspielraum  bedeutend  erweitert,  die  Taxe  aber,  wenn  auch 
höher,  so  doch  massig  gehalten,  und  vom  Stufenporto  nach  dem  Gewicht  auch  hier 
im  übrigen  abgesehen  wird,  erfahren  alle  berechtigten  Interessen  ihre  BefHedigang." — 
Wagner,  a.  a.  0.  IL  8.96. 
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Portosatz  für  alle  Briefe  bis  zum  Meistgewichte  gerecht  erscheint,  so  dass  das 
Gewicht  als  Preisgrundlage  ganz  ausser  Betracht  bleibt.  Die  Nichtberücksichti- 
gung jedweden  Unterschiedes,  also  ein  einheitlicher  Beförderungspreis  für  alle  ver- 
schlossenen Briefe  würde  allerdings  den  höchsten  Grad  der  Vereinheitlichung 
darstellen.  Einige  Lander,  wie  Dänemark  und  die  Schweiz,  haben  auch  bis  zum 
Meistgewichte  (250  g)  nur  einen  Portosatz.  Auch  der  Staatssekretär  v.  Ste- 
phan stand  der  Ignorierung  des  Gewichts  sympathisch  gegenüber i).  Als  Ein- 
heitssatz würde  bei  der  überwiegenden  Zahl  der  einfachen  Briefe  das  Porto  auf 
10  Pf.  zu  normieren  sein.  Eine  höhere  Taxe  verbietet  sich  von  selbst.  Gegen  diese 
Massnahme  sprechen  jedoch  mehrfache  Bedenken.  Zunächst  würde  ein  Ausfall 
von  rund  6  Mill.  M.  entstehen,  der  durch  keine  Verkehrssteigerung  ausgeglichen 
würde.  Femer  wäre  eine  erhebliche  Aenderung  des  Tarifs  für  Drucksachen,  Waren- 
proben und  Geschäftspapiere  erforderlich.  Denn  voraussichtlich  würde  die  über- 
wiegende Zahl  der  Drucksachen  von  100 — 250  g,  sowie  der  Warenproben  imd 
Creschäftspapiere  bis  250  g,  für  welche  das  Porto  jetzt  10  Pf.  beträgt,  als  verschlos- 
sene Briefe  versandt  werden.  Da  imbestellbare  Briefe  eine  sorgfältigere  Behand- 
lung als  Drucksachen  erfahren  und  deshalb  eine  grössere  Mühewaltung  erfordern 
(vgl.  S.  176),  würden  die  Selbstkosten  der  Verwaltung  steigen,  ohne  dass  eine  Mehr- 
einnahme erzielt  würde.  Das  reine  Einheitsporto  rechtfertigt  sich  demnach  zur 
Zeit  nicht. 

Weitere  Momente  der  Preisbestimmung,  insbesondere  diejenigen,  welche  die 
Obergrenze  des  Preises  darstellen,  kommen  beim  Briefporto  nicht  in  Betracht. 
Denn  der  Gebrauchswert  der  Transportleistung  ist  hier  unmöglich  mess- 
bar. Auch  die  Leistungsfähigkeit  der  Versender  muss  aus  technischen 
Gründen  ausscheiden.  Bei  dem  ungeheuren  Verkehr  fehlt  jeder  praktische  Mass- 
stab für  die  Leistungsfähigkeit,  auch  kennt  die  Post  in  vielen  Fällen  die  Absender 
gar  nicht. 

Was  die  Höhe  der  Taxen  betrifft,  so  „soll  die  Gebühreneinnahme  bei 
der  Briefpost  die  Kosten  und  zwar  unbedingt  die  laufenden  Betriebskosten, 
im  allgemeinen  auch  die  Zinsen  des  ....  Anlage- und  Betriebskapitals  decken""  2). 
Für  den  einzelnen  Brief  ist  eine  derartige  Prüfung  undurchführbar.  Man  müsste 
von  dem  gesamten  Finanzergebnis  der  Briefbeförderung  unter  Zugrundelegung  der 
Gesamtzahl  der  Briefe  auf  den  einzelnen  Verkehrsakt  schliessen.  Aber  auch  in 
dieser  Weise  stehen  einer  Untersuchung  ausserordentliche  Hindernisse  im  Wege. 

Ueber  die  Selbstkosten  für  die  Beförderung  der  geschlossenen  Briefe  und  über 
das  entsprechende  Anlagekapital  fehlen  amtliche  Unterlagen.  Es  wird  auch  der 
Postverwaltung  selbst  schwer  fallen,  hierüber  genaue  Berechnungen  aufzustellen^). 


1)  Erkl&rung  Stephans  bei  der  2. Lesung  des  Postetats  fttr  1890,91:  „Am  liebsten 
würde  ich  das  Briefgewicht  ganz  abschaffen."  Stenogr.  Berichte  aber  die  Verhandlungen 
des  Reichstags.    YD.  Legislaturper.  Y.  Session  1889]90.    8.  Bd.  S.  813. 

2)  Wagner,  a.  a.  0.  I.  S.  647;  femer  11.  S.  116. 

3)  Bei  der  Beratung  des  Etats  der  Beichs-Post-  und  -Telegraphen Verwaltung  in  der 
Budgetkommission  am  13.  Februar  1902  erkl&rte  der  Staatssekretär  des  Reichs-Postamts, 
dass  die  Postverwaltung  versucht  habe,  Rentabilitätsberechnungen  wenigstens  für  die  drei 
Hauptgebiete  der  Verwaltung :  das  Postwesen,  das  Telegraphen wesen  und  das  Femsprech- 
Wesen,  nach  kauftaiännischen  Ghrundsfttzen  aufzustellen.  Hierbei  sei  die  Verzinsung  des 
Anlagekapitals  mit  3,38— 8,5iOjo  Je  nach  dem  Kursstande  der  Reichsanleihe  und  die  Amorti- 
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Denn  die  Einrichtungen  für  diesen  Dienstzweig  dienen  gleichzeitig  der  Behandlung 
und  dem  Transport  zahlreicher  anderer  Postsendungen,  insbesondere  der  übrigen 
Gegenstände  der  Briefpost  (Poetkarten,  Drucksachen  u.  s.  w.),  so  dass  eine  Aus- 
scheidung der  anteiligen  Kosten  wohl  unmöglich  erscheint. 

Anzunehmen  ist,  dass  der  Portobetrag  von  10  Pf.  für  den  einfachen  Brief  und 
von  20  Pf.  für  den  Doppelbrief  die  Selbstkosten  —  einschliesslich  Verzinsung  und 
Amortisation  des  Anlagekapitals  —  decken.  Es  ist  eher  zu  vermuten,  dass  die 
Sätze  von  10  und  20  Pf.  etwas  hoch  gegriffen  sind^),  und  dass  insbesondere  bei 
den  einfachen  Briefen  die  Verwaltung  auch  mit  einem  Portobetrage  von  7  oder  8  Pf. 
auf  die  Kosten  kommen  würde.  Denn  seit  Einführung  der  Taxe  von  10  Pf.  fär 
den  einfachen  Brief  (4.  November  1867)  ist  der  Verkehr  ganz  ausserordentlich 
gestiegen.  Die  Zahl  der  portopflichtigen  gewöhnlichen  und  eingeschriebenen  Brief- 
sendungen von  Beichs-Postanstalten  nach  anderen  Beichs-Postanstalten  betrug: 

1900  1871  2) 

a)  frankiert     .  .  .    950,290,800        209,495,212 

b)  unfrankiert    .  .     17,098,300  10,954,232 

Zusammen    967,389,100        220,449,444 

Die  Portoeinnahme  für  die  Briefe  im  inneren  Reichsverkehr  war  zu  veran- 
schlagen: 

1900  3)  1871 

a)  für    frankierte    Briefe    auf    .    .  112,980,535  M.        22,296,714  M. 

b)  für    unfrankierte    Briefe    auf    .       3,210,190    „  1,852,872    ^ 


Zusammen    116,190,725  M.        24,149,586  M. 


Die  Zahl  der  Briefe  ist  demnach  um  746,939,656  Stück  =  338,82  >,  die 
Portoeinnahme  um  92,041,139  M.  =  381,13  >  gestiegen. 

Bei  wachsender  Intensität  des  Briefverkehrs  vermindern  sich  bekanntlich  die 
Selbstkosten  für  die  einzelne  Sendung,  weü  das  Personal,  die  Betriebsmittel  u.  s.  w. 
energischer  ausgenutzt  werden  können.  Da  im  Jahre  1871  der  Portobetrag  von 
10  Pf.  die  Selbstkosten  der  Verwaltung  (einschliesslich  Verzinsung  und  Amorti- 
sation des  Anlagekapitals)  vermutlich  schon  gedeckt  haben  wird,  so  würden  jetzt 
bei  verminderten  Selbstkosten  7 — 8  Pf.  genügen.  In  neuester  Zeit  ist  auch  Anlauf 
genonunen  worden,  infolge  des  gesteigerten  Verkehrs  das  Briefporto  zu  ermäs- 
sigen.  So  erledigte  z.  B.  das  Post  Office  Departement  in  Washington  vor  kurzem 
die  Vorarbeiten   für   die  Einführung   des   1 -Cent- Tarifs    für  Briefe   im  Innen- 


sation  der  Gebäude  sowie  für  Kabel  mit  2o;o  angesetzt  worden.  Die  Berechnungen  hätten 
aber  nicht  den  Eindruck  der  Zuverlässigkeit  erwecken  kOnnen.  Er  halte  es  in  der  Tat 
auch  für  unmöglich,  bei  einem  Betriebe,  der  so  ineinander  greife,  bei  dem  für  die  ver- 
schiedenen Dienstzweige  in  den  meisten  Fällen  weder  besondere  Arbeitskräfte  noch  be- 
sondere Diensträume  u.  s.  w.  vorhanden  seien,  einigennassen  zuverlässige  Berechnungen 
aufzustellen. 

1)  Gleicher  Ansieht  ist  v.  Weichs-Glon,  a.  a.  0.  S.  80:  ^Es  ist  ja  möglich,  dass 
der  Bau  des  heutigen  Brieft)OSttarifs  und  die  Höhe  der  Portosätze  ...  bei  dem  bestehenden 
Betriebsaufwande  das  höchste  Erträgnis  liefern.  Ja,  —  vielleicht  sind  sie  sogar 
noch  zu  hochi** 

3)  Aeltere  Angaben  stehen  dem  Verfasser  nicht  zur  Verfügung. 

s)  In  den  JOngsten  Poststatistiken  fehlt  die  Portoeinnahme 
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verkehr  der  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  (unter  Einbeziehung  von  Portoriko 
und  der  Philippinen  in  den  Inlandst^rif )  ungeachtet  der  daselbst  bereits  bestehen- 
den billigen  Taxe  für  den  „einfachen"*  Brief.  Das  Porto  eines  Briefes  betragt  jetzt 
2  Gents  =  8,5  Pf.  för  die  Unze  =  28,35  g^^).  Auch  im  internationalen  Verkehre  sind 
ähnliche  Versuche  im  Gange.  So  hat  u.  a.  zu  Ende  des  Jahres  1900  die  Postver- 
waltung von  Neu-Seeland  den  übrigen  Vereinsverwaltungen  mitgeteilt,  es  sei  ihr 
Wunsch,  für  den  Verkehr  Neu-Seelands  mit  allen  Ländern  der  Welt  ein  Porto 
von  1  Penny  (10  Cent)  für  den  einfachen  Briefgewichtssatz  (V>  Unze  oder  15  g> 
einzuführen.  Für  den  Fall,  dass  es  nicht  angängig  erscheine,  das  Porto  auch  für 
Briefe  nach  Neu-Seeland  auf  den  angegebenen  Betrag  zu  ermässigen,  war  der 
weitere  Vorschlag  gemacht,  dass  wenigstens  die  aus  Neu-Seeland  abgesandten, 
nach  dem  Pennyporto  frankierten  Briefe  im  Bestimmungslande  ohne  Nachtaxe 
an  die  Empfänger  ausgehändigt  werden  möchten.  Dem  Vorschlage  zur  Einfüh- 
rung des  Pennyportos  für  die  Richtung  aus  und  nach  Neu-Seeland  haben 
—  nach  der  britischen  Postfachzeitschrift  „St.  Martins-le-Grand"  —  bis  jetzt 
Grofisbritannien  und  eine  Anzahl  der  britischen  Kolonien  Folge  gegeben.  Die 
übrigen  Vereinsländer  haben  sich  zu  der  Anregung  Neu-Seelands  vorläufig  ab- 
lehnend verhalten^). 

Zweifellos  besteht  zur  Zeit  gerade  innerhalb  des  Weltpostverkehrs  mehr 
als  bisher  die  Tendenz,  bestimmte,  durch  Sonderverträge  geschaffene  Verkehrs- 
beziehungen durch  Einführung  ermässigter,  von  dem  sonst  bestehenden  Einheits- 
porto abweichender  Taxen  zu  begünstigen.  Beweise  hierfür  bUden  die  Kolonial- 
portoherabsetzungen^),  femer  die  Tatsache,  dass  in  den  Vereinigten  Staaten  von 
Amerika  die  Einführung  eines  Ozean-Penny-Portos  für  den  Verkehr  mit  Deutsch- 
land, England  und  Frankreich  schon  vielfach  erörtert  und  sogar  von  dem  „Third 
Assistant  Postmaster  General"  in  einem  seiner  neuesten  Jahresberichte  befürwortet 
worden  ist.  Es  ist  nicht  zu  verkennen,  dass  die  Ermässigung  der  Briefposttransit- 
gebühren durch  den  Washingtoner  Postkongress  den  Boden  für  eine  Revision  der 
Vereinsportosätze  in  der  einen  oder  anderen  Richtung  —  entweder  durch  Erhöhung 
der  einfachen  Gewichtsstufen  oder  durch  Herabsetzung  des  Portos  —  vorbereitet 
hat.  Daher  steht  zu  erwarten,  dass  sich  der  nächste  Postkongress  in  Rom  mit 
der  Frage  einer  Reform  des  Weltpost-Briefportos  zu  befassen  haben  wird. 

Diese  Bestrebungen  werden  zweifellos  nicht  ohne  Rückwirkung  auf  die  internen 
Briefportotarife  bleiben.  Es  ist  auch  nicht  zu  leugnen,  dass  eine  Herabsetzung 
des  Briefportos  im  Reichs-Postgebiet  eine  Steigerung  des  Verkehrs  nach  sich  ziehen 
würde,  wenn  wir  auch  dem  Ausspruche  Cohns  nicht  ganz  beistimmen:  „Es  ist 
die  seit  einem  Menschenalter  und  länger  grassierende  Meinung,  dass  in  den  neuen 


J)  8 1  e  b  1  i  8 1 ,  „Die  Post  im  Auslande",    s.  Aufl.    Berlin  looo.  S.  297. 

2)  «Deutsche  Verkehrszeitung**.  Jahrg.  I90i.  S.  878. 

3)  Die  Niederlande  haben  schon  seit  einigen  Jahren  im  Verkehr  mit  ihren  ttber- 
seeischen  Besitzungen  und  ebenso  Italien  im  Verkehr  mit  seiner  Kolonie  Erythrea 
niedrigere  Portosfttze  als  diejenigen  des  Weltpostvereins  erhoben. 

In  neuerer  Zeit  sind  zu  nennen: 

a)  die  Portoermässigungen  Englands  mit  seinen  Kolonien  seit  26.  Dezember  1898; 

b)  die  Einführung  der  internen  Portosatze  Frankreichs  bei  den  mit  seinen 
Kolonien  ausgetauschten  Briefen  seit  i.  Januar  1890; 

0)  die  Taxermässigungen  im  Kolonial-  und  Marinebriefverkehr  Deutschlands 
vom  1.  Mai  1899  ab. 
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Yerkehrsanstalten  gleichsam  eine  magische  Gewalt  wirksam  sei,  vermöge  deren 
nicht  bloss  der  Bedarf  unter  dem  Einflüsse  der  Wohlfeilheit  endlos  zunimmt, 
sondern  auch  zu  gleicher  Zeit  der  Reinertrag  des  Anlagekapitals  wächst**^).  Denn 
es  sind  keine  „magischen  Gewalten'*,  sondern  einfache  Gesetze  des  Verkehrs. 
Allein  gegen  eine  Ermässigung  des  Portos  auf  8  oder  etwa  gar  auf  5  Pf.  für  den 
einfachen  Brief  ergeben  sich  gewichtige  Bedenken.    „Ueberall  in  der  Praxis  spricht 

gerade  in  der  Frage  der  Höhe  der  Gebühren d  i  e  g  e- 

schichtliche  Entwicklung  und  die  bestehende  Finanz- 
lage mit  und  berechtigtermassen,  weü  immer  ein  Spielraum  für  die  Höhe  der 
Sätze  zugegeben  werden  kann.  Man  wird  daher  auf  eine  richtige  Höhe  der  Ge- 
bühren hinwirken,  aber  für  die  Umgestaltungen,  besonders  für  solche,  welche 
mit  einer  Verminderung  der  öffentlichen  Einnahmen  ver- 
bunden sind,  Zeit  gewähren  und  passende  Gelegenheit  wahrnehmen''^).  Zunächst 
ist  die  Finanzlage  des  Reichs  zu  berücksichtigen.  Bei  einer  Herabsetzung  um 
2  Pf.  würde  ein  Ausfall  von  rund  20  MUl.  M.,  bei  einer  solchen  um  5  Pf.  ein 
Ausfall  von  50  Mill.  M.  entstehen.  Dass  aber  die  Reichs-Postverwaltung  so 
grosse  finanzielle  Opfer  bringen  sollte,  erscheint  um  so  mehr  ausgeschlossen,  i^ 
bei  dem  heutigen  hochentwickelten  Verkehr  nicht  ohne  weiteres  angenommen 
werden  kann,  dass  eine  so  erhebliche  Mindereinnahme  rasch  durch  eine  entsprechende 
Verkehrssteigerung  ausgeglichen   werden   sollte^). 

Denn  die  Verkehrszunahme  hängt  nicht  allein  von  der  Ermässigung  des  Tarife 
ab^).  Für  die  wichtigsten  Gattungen  von  Postsendungen  ist  die  historische  £r- 
echeinung  zu  Tage  getreten,  dass  eine  augenfällige  Verkehrszunahme  derPortoermäs- 


1)  G.  Cohn,  „Erörterungen  über  die  finanzielle  Behandlung  der  Yerkehrsanstalten". 
Jahrbuch  fUr  Gesetzgebung,  Verwaltung  und  Volkswirtschaft  im  Deutschen  Reich. 
Jahrg.  1886.    III.  Heft.  S.  19. 

2)  A.  Wagner,  a.  a.  0.  II.  S.  113. 

S)  So  ist  z.  B.  auch  in  Frankreich  die  lebhaft  gewünschte  Herabsetzung  des 
Portos  für  Briefe  (und  Postkarten)  bisher  an  den  finanziellen  Schwierigkeiten  gescheitert. 
Die  Taxe  für  frankierte  Briefe  beträgt  in  Frankreich  seit  1878  16  Cts.  für  je  I6  g,  das 
interne  Postkartenporto  lo  Cts.,  also  den  gleichen  Betrag  wie  das  Porto  für  eine  Postkarte 
des  Weltpostvereins.  In  einem  der  letzten  Berichte  des  Handelsministers  wird  dargelegt, 
dass  bei  Festsetzung  des  Portos 

a)  für  Briefe:  bis  zum  Gewichte  von  15  g auf  lo  Cts. 

im  Gewichte  von  mehr  als  16-60  g  ...      „    16    „ 
«    60  g    .    .    .    .     «    15    ^ 
für  die  ersten  60  g  und  6  Cts.  für  Jede  weiteren  60  g, 

b)  für  Postkarten auf    5  Cts. 

der  jährliche  Einnahmeausfall 

für  Briefe (Gesamtstückzahl  im  Jahre  1898:  714  Mill.)  rund  891/4  Mill.  Frs., 

„    Postkarten    ...  „  „       ^      1898:    61     „  a^H     , 

zusammen:  rund  ll%  Mill.  Frs. 
ausmachen  würde. 

Diese  Einbusse  würde  zwar  zum  nicht  geringen  Teile  durch  die  zu  erwartende  Ver- 
mehrung der  Briefe  ausgeglichen  werden,  die  Verkehrszunahme  würde  aber  auch  eine  er- 
hebliche Steigerung  der  Betriebsausgaben  zur  Folge  haben.  Der  Bericht  des  Handels- 
ministers  berechnet  diese  Mehransgaben  auf  zusammen  31  Mill.  Fr. ,  darunter  6  Mill.  Fr. 
einmalige  Ausgaben,  so  dass  die  Portoreform  für  die  französische  Postverwaltung  f&r  das 
erste  Jahr  eine  Einbusse  von  413/4 -f-si  =  72^/4  Mill.  Fr.  bedeuten  würde.  Um  dieselbe  ein- 
zuholen, würden  etwa  16  Jahre  erforderlich  sein.  —  Archiv  f.  Post  n.  Tel.  Jahrg.  1901.  S.  693. 
*)  Vgl.  V.  Weichs-Glon,  a.  a.  0.  S.  81. 
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sigung  nicht  unmittelbar  auf  dem  Fusse  folgt,  sondern  sich  erst  nach  Jahren  unter 
der  Mitwirkung  anderer  Faktoren  Bahn  bricht,  die  auch  ohne  Portoermassigung 
gewirkt  haben  würden:  wie  der  Lebhaftigkeit  des  Handelsverkehrs,  der  Befesti- 
gung der  politischen  Zustande,  der  fortschreitenden  Kulturentwicklung,  der  Ver- 
mehrung der  Poetanstalten  u.  s.  w.  Wie  bedenklich  aber  zu  unvermittelte  Porto- 
herabsetzungen wirken  können,  lehrt  die  Tatsache,  dass  die  britische  Postverwal- 
tung den  Einnahmeausfall,  der  durch  Einführung  des  einheitlichen  Pennybriefportos 
in  England  (1840)  entstanden  war,  erst  in  15  Jahren  überwunden  hat. 

Wollte  man  femer  den  theoretischen  Erwägungen,  dass  das  Briefporto  etwa 
nur  zur  Deckung  der  Selbstkosten  dienen  soll,  nachgeben,  so  würde  man  bei  der 
Vielseitigkeit  des  Verkehrs  und  der  Beweglichkeit  der  gesamten  Lebensverhält- 
nisse beständig  Aenderungen  des  Tarifwesens  vornehmen  müssen.  Denn  es  „ändern 
sich  diese  minimalen  Differenzen  infolge  des  steten  Flusses,  in  welchem  sich  heut- 
zutage die  wirtschaftlichen  und  sozialen  Verhältnisse  befinden,  fortwährend,  so 
dass  eine  unaufhörliche  Regulierung  Platz  greifen  müsste,  die  für  das  Publikum, 
wie  für  die  Verwaltung  einen  unwirtschaftlichen  Arbeitsaufwand  im  Gefolge 
hätte ''^).  Die  Folge  würde  ein  bestandiges  Schwanken  des  Tarifs,  Be- 
unruhigung des  Marktes,  Störungen  im  Handel  und  Verkehr  u.  s.  w.  sein.  Eine 
der  Haupterfordemisse  eines  Tarifs  ist  die  Stetigkeit.  Dieser  Anforderung 
trägt  der  jetzige  Briefposttarif  Rechnung. 

Zudem  hat  sich  das  Publikum  an  den  höchst  einfachen  Tarif  gewöhnt.  Der 
Betrag  von  10  Pf.  ist  für  den  Zahlungsverkehr  eine  so  bequeme  Münze,  dass  da- 
gegen der  Betrag  von  7  oder  8  Pf.  ein  Hindernis  des  Verkehrs  bedeuten  würde. 
Herrscht  ja  auch  bei  anderen  öffentlichen  und  gewerblichen  Unternehmen  mit 
intensivem  Verkehr,  z.  B.  bei  den  Strassenbahnen,  der  beliebte,  aus  dem  Ver- 
kehre selbst  hervorgegangene  Preis  zu  10  Pf.  oder  das  1 V'  fache  und  Doppelte 
dieses  Betrages  vor,  dass  das  Publikum  selbst  dann,  wenn  augenfällige  Unter- 
schiede bei  den  Leistungen  zu  Tage  treten,  keinen  Anstoss  daran  nimmt. 

Dem  einzelnen  Absender  wird  es  auch  schwerlich  zum  Bewusstsein  kommen, 
dass  unter  Umständen  der  Portosatz  von  10  bezw.  20  Pf.  die  Selbstkosten  der 
Verwaltung  übersteigt.  Der  Absender  trägt  die  Taxe  unbedenklich,  da  sie  keinerlei 
Druck  auf  ihn  ausübt  und  deshalb  in  unfühlbarer  Weise  eingezogen  werden  kann^). 

Die  Ueberschreitung  der  Selbstkosten  verträgt  sich  auch  sehr  wohl  mit  den 
finanzwissenschaftlichen  Grundsätzen.  Denn  „für  den  Staat  oder  den  sonstigen, 
gebührenerhebenden  öffentlichen  Körper  handelt  es  sich  in  finanzieller 
Beziehung  schliesslich  um  den    Gesamtbetrag    einer  Gebührenkategorie 


»)  Sax,  ,Die  Verkehrsmittel".  I.  Tl.  S.  265.  —  Vgl.  auch  v.  Weichs-Glon  a.  a.  0. 
S.  69:  ^Bfan  wird  nach  jeder  Rechnungsperiode  neue  Durchschnittss&tze  ermitteln  müssen.  — 
Die  Oebtthr  wird  ein  stets  wankender  Betrag  werden.  Dabei  besteht  noch  das  Widersinnige, 
dass  durch  diese  für  eine  zukünftige  Rechnungsperiode  geltende  Qebühr  gewissermassen 
die  Vergangenheit  liquidiert  wird." 

>)  Ebenso  Vocke,  „Die  Grundzüge  der  Finanzwissenschaft".  Leipzig  1894.  S.  36: 
^Es  wird  Jetzt  wohl  allgemein  anerkannt  sein,  dass  die  Post  .  .  .  dazu  bestimmt  ist,  .  .  . 
die  Betriebskosten  vollständig  zu  decken,  sowie  das  darin  angelegte  Kapital  zu  verzinsen 
und  zu  amortisieren.  Wirft  sie  dann  bei  m&ssigen  Portosätzen  noch  einen  Ueberschuss 
ab,  80  darf  der  Staat  denselben  umso  unbedenklicher  .  .  .  einstreichen,  als  der- 
selbe auf  viel  weniger  drückende  Art  genommen  wird,  als  es  bei  gar 
manchen  Abgaben  der  Fall  ist,  deren  der  Staat  nicht  entraten  kann." 
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und  des  ganzen  Gebührenwesens**  i).  In  der  Praxis  wird  sich  bei  dem  fortwährenden 
Schwanken  des  Verkehrs,  dessen  Intensität  von  verschiedenen  politischen,  sozialen, 
volkswirtschaftlichen  Faktoren  abhängt,  nur  schwer  das  Verhältnis  bestimmen 
lassen,  in  welchem  die  Gebühreneinnahme  zu  den  Kosten  der  Einrichtung  stehen  soll. 

Hierzu  kommt,  dass  die  verschiedenen  Arten  von  Postsendungen  in  mancher 
Hinsicht  sich  gegenseitig  Konkurrenz  machen,  und  dass  die  Einnahmen  aus  den 
einzelnen  Dienstzweigen  sich  schwer  auseinander  halten  lassen.  Ausserdem  besorgt 
die  Postverwaltung  als  gemeinnützige  Anstalt  mancherlei  Leistungen  unentgelt- 
lich, die  ihr  nicht  unerhebliche  Kosten  verursachen,  z.  B.  die  Mitwirkung  bei 
der  Unfall-  und  bei  der  Invalidenversicherung^).  Die  Kosten  der  Beteiligung  der 
Post  an  der  Ausführung  der  Sozialgesetzgebung  sind  auf  2V's  Mill.^)  M.  zu 
veranschlagen.  Werden  deshalb  Ueberschüsse  bei  der  Briefpost  erzielt,  ohne  dass 
der  Verkehr  gehemmt  wird,  so  wird  man  daraus  nicht  die  Notwendigkeit  zur 
allgemeinen  Herabsetzung  des  Transportpreises,  des  Briefportos,  ableiten  dürfen. 
„Es  wird  immer  erst  zu  prüfen  sein,  ob  die  Mittel,  durch  die  man  den  Einnahme- 
ausf  all  ersetzen  muss,  nicht  so  hart  und  ungleich  drücken,  dass  die  Erhebung  von 
an  sich  zu  hohen  Gebühren  der  Brief post  das  kleinere  Uebel  ist"  4).  Auch  aus 
wirtschaftlichen  Rücksichten  ist  die  Beibehaltung  eines  Transportpreises,  welcher 
einen  Ueberschuss  abwirft,  geboten.  Wollte  man  die  „sinkende  Tendenz  der  Tarife" 
immer  einhalten,  so  kann  leicht  die  Möglichkeit  eintreten,  dass  infolge  der  Schwan- 
kungen des  Verkehrs  die  Transportpreise  unter  die  Selbstkosten  zu  stehen  kommen. 
Der  Betrieb  wird  aber  dadurch  unwirtschaftlich.  Die  staatliche  Verkehrsanstalt 
verliert  dann  den  Charakter  einer  gewerblichen  Unternehmung, 
die  sie  sein  soll.  „Dadurch,  dass  der  Staat  als  Unternehmer  auftritt,  wird  die 
tunlichst  gleichmässige  und  billige  Zugänglichkeit  des  Verkehrsmittels  verbürgt, 
die  unwirtschaftliche  Verbilligung  führt  aber  zur  Luzuskonsumtion  der 
Staatsleistungen,  die  den  verschiedenen  Volksschichten  in  sehr  ungleichmassiger 
Weise  zu  gute  kommen  und  auf  eine  Benachteiligung  derer,  welche  der  Korrespon- 
denz weniger  bedürfen,  hinauslaufen  würde'*  ^). 

Aus  allen  diesen  Gründen  ist  die  Erzielung  eines  massigen  Reingewinns  aus 
der  Briefpost  berechtigt.    Gerade  zur  Jetztzeit,  wo  bekanntlich  die  Finanzen  des 


»)  Wagner,  a.  a.  0.  II.  S.  116. 

3)  Im  Jahre  1902  sind  ans  der  Reichskasse  vorschassweise  gezahlt  worden : 
A.  Unfallversicherung. 
Für  Rechnung  der  Berufsgenossenschaften  und  Ausführungsbehörden  .    .    .      90,728,323  M 
B.  Invalidenversicherung. 

Invalidenrenten 65,soi,089  M. 

Altersrenten 20,677,24o  ^ 

Krankenrenten 1,340,422  . 

Beitragserstattungen 6,272,978  ^ 

Die  Stückzahl  der  von  den  Reichs-Postanstalten  verkauften  Versicherungs- 

marken  hat  betragen  419,749,327  im  Gesamtbetrage  von 111,730,747  » 

3)  Erklärung  des  Staatssekretärs  des  Reichs-Postamts  in  der  ßndgetkommission  am 
13.  Februar  1902. 

*)  van  d e r  B  0  r  g h  t,  a.  a.  0.  S.  383.  —  Vgl.  auch  M  e  i  1  i ,  „Die  Haftpflicht  der Post- 
anstalten".  Leipzig  1877.  S.  27:  „Zwischen  den  beiden  Extremen  der  exorbitanten  Billigkeit 
und  der  finanziellen  Ausbeutung  liegt  eine  goldene  Hittelstrasse ,  deren  Benützung  nicht 
verachtet  werden  sollte. ** 

6)  V.  Scheel,  a.  a.  0.  S.  94. 

612 


Digitized  by  VjOOQIC 


Die  Tarife  der  deutschen  Beichs-Post-  und  -Telegraphenverwaltung.  J^yg 

Deutschen  Reichs  und  der  Einzelstaaten  nicht  allzu  glänzend  dastehen  und  wo 
teilweise  neue  Steuerquellen  gesucht  werden,  ist  besonderer  Wert  darauf  zu  legen, 
dass  die  Einnahmen  aus  den  staatlichen  Transportuntemehmungen,  die  „Enii'erbs- 
einkünfte  der  Gegenwart  und  Zukunft*',  zur  Deckung  des  steigenden  Finanzbedarfs 
beitragen.  Diesem  Grundsatze  hat  in  neuester  Zeit  Dänemark  durch  Erhöhung 
des  Briefportos  Bechnung  getragen.  Vom  1.  Juni  1902  ab  ist  daselbst  das  Porto 
für  gewöhnliche  Briefe,  das  nach  dem  bisherigen  Gesetze  (vom  5.  April  1888) 
—  ohne  Unterschied  des  Gewichts  bis  zum  Meistgewichte  von  50  Kvint  (250  g)  — 
im  Prankierungsfalle  8  öre  (9  Pf.),  im  Nichtfrankierungsfalle  16  öre  (18  Pf.) 
betrug,  auf  10  (11 V«  Pf.)  bezw.  20  öre  (227»  Pf.)  erhöht  wordeni). 

Gerade  weil  der  Unterschied  zwischen  den  Eigenkosten  der  Transportunter- 
nehmung und  einem  Gewinnanteil  bei  dem  einzelnen  Briefe  so  verschwindend  klein 
ist  und  der  finanzielle  Druck  dabei  kaum  oder  überhaupt  nicht  fühlbar  wird, 
erhält  bei  der  Massenhaf tigkeit  des  Briefverkehrs  ein  gewinnbringender  Preis,  wenn 
er  nur  sonst  der  Transportleistung  angemessen  ist,  seine  finanzwirtschafliche 
Bedeutung  und  Berechtigung.  Zwar  mögen  G.  C  o  h  n  und  Leroy-Beaulieu 
etwas  zu  weit  gehen,  wenn  sie  die  Aufnahme  der  Post,  insbesondere  der  Brief- 
post, direkt  in  die  Lehre  von  der  Besteuerung  verlangen^).  Doch  stimmen 
wir  C  o  h  n  bei,  wenn  er  sagt:  „Wer  in  der  finanziellen  Verwertung  der  Brief post 
immer  nur  das  verhasste  alte  Finanzregal  sieht,  das  ein  aufgeklärter  Mann  der 
Gegenwart  bekämpfen  muss ;  wer  nicht  begreift,  dass  in  diesem  Zweig  öffentlicher 
Verwaltung  eine  glückliche  Fügung  der  Umstände  es  mit  sich  bringt,  dringende 
Pflichten  für  die  Gesamtheit  erfüllen  zu  können  und  doch  bei  der  Befriedigung 
des  privaten  Verkehrs  eine  vorzügliche  Leistung  und  sehr  geringe  Preise  mit  einem 
Reinertrage  zu  verknüpfen,  welcher  als  die  am  leichtesten  getragene  und  gerech- 
teste aller  indirekten  Steuern  erscheint  —  wer  dieses  nicht  begreift,  mit  dem  ist 
nicht  zu  streiten**^). 

Aus  dem  vorstehenden  dürfte  folgen,  dass  die  Portosatze  von  10  und  20  Pf. 
für  die  verschlossenen  Briefe  finanziell  und  volkswirtschaftlich  den  Anforderungen 
eines  rationollen  Tarifs  entsprechen. 

b)  Offene  Briefsendungen. 

Zu  den  offenen  Briefpostsendungen  gehören  —  der  historischen  Reihenfolge 
ihrer  Einführung  nach  —  die  Drucksachen,  Warenproben,  Postkarten  und  Ge- 
schäftspapiere. Während  für  die  Postkarten  besondere  Grundsätze  der  Preis- 
bildung gelten,  haben  die  Drucksachen,  Warenproben  und  Geschäftspapiere,  ob- 
gleich eine  jede  dieser  Gattungen  ihrem  besonderen  wirtschaftlichen  Zwecke  dient, 
doch  in  finanzwissenschaftlicher  und  betriebstechnischer  Beziehung  mehrfache 
gemeinsame  Eigenschaften,  so  dass  auch  eine  gemeinsame  Prüfung  ihres  Tarifs 
Platz  greifen  darf. 

1)  „Deutsche  Yerkehrszeitung",  Jahrg.  1902.  Nr.  22.  S.  274.  Die  hierdarch  zu  erwar- 
tende Mehreinnahme  wird  auf  i,066,ooo  Kronen  jährlich  geschätzt. 

S)  Cohn,  „System  der  Finanzwissenschaft''.  S.  102.  —  Leroy-Beaulieu,  a.  a.  0. 
Chap.  XII:  Des  droits  sur  les  oorrespondances  et  sur  les  transports. 

S)  G.  C  0  h  n ,  nSteuerreform  im  Kanton  Zürich  und  der  Bundeshaushalt  der  Schweiz* 
in  Dr.  Schanz'  »Finanzarchiy*,  Jahrg.  I88i.  S.  124. 
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L  Das  Porto  f&r  Dracksachen,  Warenproben  und  Oeschftftspapiere. 

a)  Im  allgemeinen. 

Nach  Art.  3  des  Gesetzes  vom  20.  Dezember  1899  dürfen  ^«Anstalten  zur 
gewerbsmässigen  Einsammlung,  Beförderung  oder  Verteilung  von  unverschlos- 
senen Briefen,  Karten,  Drucksachen  und  Warenproben,  die  mit  der  Aufechrift 
bestimmter  Empfänger  versehen  sind,  nicht  betrieben  werden**.  Infolge  dieses 
rechtlichen  Monopols  erhebt  die  Post  für  Drucksachen,  Warenproben  und  Ge- 
schäftspapiere Monopolpreise.  Wie  für  die  Briefpost  allgemein  hat  auch 
für  die  gedachten  Postsendungen  das  Gebührenprinzip  Anwendung  zu 
finden. 

Von  den  Momenten,  von  denen  die  Höhe  der  Selbstkosten  abhängt,  hat  die 
Entfernung  wie  bei  den  verschlossenen  Briefen  ganz  ausser  Betracht  zu 
bleiben.  Dagegen  hat  aus  den  oben  angeführten  Gründen  das  Gewicht  als 
Grundlage  zu  dienen.  Von  den  übrigen  Faktoren  der  PreisbUdiing  ist  die 
Leistung s-  oder  Zahlungsfähigkeit  der  Absender  bezw. 
Empfänger  wegen  der  Masse  von  Sendungen  unberücksichtigt  zu  lassen, 
obgleich  diese  Preise  zum  überwiegenden  TeUe  von  bestimmten  Interessenkreisen 
erhoben  werden:  z.  B.  hinsichtlich  der  Drucksachen  von  Zeitungsgeschäften» 
Druckereien  u.  s.  w.,  bei  den  Warenproben  von  einem  Teil  der  Gewerbetreibenden, 
welche  kleine  Warenteile  versenden  können. 

Dagegen  spielt  der  Wert  bei  den  Drucksachen,  Warenproben  und  Geschäfts- 
papieren für  die  Tarifierung  eine  wichtige  Bolle.  Eine  gewisse  Minderwertigkeit 
dieser  Sendungen  gibt  sich  schon  darin  kund,  dass  sie  o  f  f  en  verschickt  werden^). 
Dem  Absender  verschlägt  es  nichts,  dass  auch  andere  ausser  dem  durch  die 
Aufschrift  bezeichneten  Empfänger  vom  Inhalte  Kenntnis  nehmen.  Doch  müssen 
wir  bezüglich  des  Wertes  —  besonders  bei  den  Drucksachen  —  unterscheiden 
zwischen  solchen  Druckerzeugnissen,  die  im  allgemeinen  zur  Anregung  und  Be- 
fruchtung des  wirtschaftlichen  Lebens  dienen,  und  solchen,  die  zwar  nicht  die 
Eigenschaft  einer  eigentlichen,  persönlichen  Korrespondenz  tragen,  aber  doch  für 
den  Empfänger  (oder  auch  Absender)  nicht  unwichtige,  familiäre  oder  geschäft- 
liche Mitteilungen  enthalten.  Zu  den  ersteren  Drucksachen  gehören  die  „Zirku- 
lare", „Avise",  „Prospekte*',  „Programme",  „Zeitungen",  „Geschäftsanpreisungen**, 
„Preisverzeichnisse"  u.  s.  w.  Sie  dienen  in  der  Regel  wirtschaftlichen  Zwecken: 
Waren  anzubieten,  Nachfrage  zu  erwecken,  den  Warenabsatz  zu  erweitem  u.  s.  w. 
Häufig  verfehlen  diese  Sendungen  ihren  Zweck,  denn  Hunderte  wandern  un- 
gelesen,  wenigstens  unbeachtet  in  den  Papierkorb.  Ein  Gegenstand,  dessen  Nicht- 
beachtung, ja  Verlust,  keine  oder  nur  geringe  Nachteile  verursacht,  hat  offenbar 
geringeren  Wert  und  verträgt  deshalb  nur  einen  niedrigen  Preis. 

Zu  der  anderen  Art  von  Drucksachen  gehören:  Geburts-,  Verlobungs-,  Todes- 
u.  s.  w.  -anzeigen,  Einladungen  zu  Sitzungen  oder  gesellschaftlichen  Zusammen- 
künften, Glückwünsche,  femer  Kursnachrichten,  Börsenzettel  u.  s.  w.     Da  diese 


>)  „Dans  la  vie  moderne,  en  e£fet,  il  est  une  foule  de  transmissions  privtea  pour  les- 
qnelles  le  secret  constitue  un  luxe  absolument  inntile'.    Rothschild,  a.  a.  0.  p.  319. 
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Sendungen  unmittelbare  Familien-  oder  Geschäftsbeziehungen  betreffen,  bilden 
sie  fiir  den  Absender  und  Empfänger  einen  Gregenstcmd  von  grösserem  Interesse» 
Yon  höherem  Werte.  Eine  genaue  Abwägung  des  Wertunterschiedes  lässt  sich 
jedoch  bei  der  ungeheuren  Anzahl  und  bei  der  Vielseitigkeit  der  Druckerzeugnisse 
in  der  Praxis  nicht  vornehmen.  Es  kann  deshalb  auch  für  die  letztgedachte  Art 
von  Sendungen  ein  ermässigter  Preis  Platz  greifen. 

Als  weiterer  Faktor  der  Preisbildung  kommt  die  Ausdehnungsfähig- 
keit oder  —  wie  es  Neumann  nennt  —  die  ^M  a  r  k  t  f  ä  h  i  g  k  e  i  f'  des 
Drucksachen-  u.  s.  w.  -Verkehrs  in  Betracht.  Niedrige  Preise  rufen  eine  starke 
Nachfrage,  in  unserem  Falle  eine  starke  Beteiligmig  des  Publikums  hervor.  Diese 
kann  aber  nur  erreicht  werden,  wenn  durch  billige  Taxen  die  Versendung  dieser 
Dinge  ermöglicht  wird.  Infolge  des  Buchdrucks  und  anderer  mechanischer  Ver- 
vielfältigungsverfahren werden  Millionen  solcher  Gegenstände  hergestellt  und  ver> 
Bandt.  Es  ist  klar,  dass  der  Portosatz  dabei  sehr  ins  Gewicht  fällt.  Denn  sobald 
die  Beförderungskosten  in  keinem  Verhältnis  zu  den  Herstellungskosten  der  Gegen- 
stände stehen,  wird  der  Auflieferer  auf  die  Versendung  verzichten  i).  Dadurch 
wird  die  Anknüpfung  und  Unterhaltung  der  Geschäftsverbindungen  erschwert, 
ja  unmöglich  gemacht.  Die  Franzosen  haben  das  Sprichwort:  „L'annonce  c'est 
Täme  de  Taffaire.**  Wollte  man  durch  hohe  Beförderungspreise  das  Annoncen- 
und  Reklamewesen  eindämmen,  diese  Keime  des  heutigen  Geschäftslebens  erstik- 
ken,  so  würde  die  Postverwaltung  an  den  Wurzeln  ihrer  eigenen  Lebenskraft 
nagen.  Denn  die  gewaltige  Ausdehnung  der  offenen  Briefsendungen  verringert 
die  Selbst-  (Produktions-)  kosten  der  Verwaltung  erheblich.  Sie  ermöglicht 
die  volle  Ausnützung  der  Betriebsmittel  2).  Die  niedrige  Taxe  steigert  das  Ge- 
samtmass  der  Verkehrsstärke  so,  dass  dadurch  die  Kosten  für  die  einzelnen 
Leistungen  bedeutend  vermindert  werden.  Zwar  verursacht  die  Beförderung  einer 
Drucksache  u.  s.  w.  dieselbe  Mühe,  dieselben  Kosten  wie  ein  verschlossener  Brief. 
Allein  wollte  man  dementsprechend  das  Porto  für  die  Drucksachen  u.  s.  w.  auf 
dasjenige  der  verschlossenen  Briefe  erhöhen,  so  würde  aus  den  angeführten  Grün- 
den die  Versendung  der  minder  „tragfähigen'*  Gegenstände  zum  grossen,  Teüe 
wegfallen.  Durch  die  unvollständigere  Ausnützung  der  Transportmittel,  die  zur 
Aufrechterhaltung  der  Post  —  der  „Lunge  des  Verkehrs"  —  vorhanden  sein 
müssen,  würden  auf  jeden  einzelnen  Brief  noch  mehr  Kosten  entfallen,  als  im 
entgegenstehenden  Falle. 

Die  niedrigeren  Preise  für  Drucksachen,  Warenproben  und  Geschäftspapiere 
sind  femer  deshalb  gerechtfertigt,  weü  diese  Sendungen  in  manchen  Fällen  tat- 
sächlich weniger  von  der  Beförderung  unabhängige  Selbstkosten  verursachen 
als  die  verschlossenen  Briefe.  Diese  erfahren  wegen  ihrer  grösseren  Wichtigkeit 
eine  sorgfältigere  technische  und  deshalb  auch  kostspieligere  Behandlung.  Es 
handelt  sich  hierbei  hauptsächlich  um  die  unbestellbaren  verschlossenen 
Briefe.  Sobald  sie  von  den  bestellenden  Boten  wegen  mangelhafter  Aufschriften 
nicht  ausgehändigt  werden  können,  werden  zunächst  Erhebungen  in  Nachschlage- 
werken (Adressbücher  u.  s.  w.)  vorgenommen,  sowie  Anfragen  bei  den  Polizei- 
behörden, Einwohnermeldeämtern  und  sonstigen  Behörden,  Vereinen  u.  s.  w.  ge- 


1)  van  der  Borght,  a.  a.  0.  S.  147. 
8)  Wagner,  a.  a.  0.  II.  S.  loo. 
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halten  1).  Erst  wenn  diese  Bemühungen  erfolglos  bleiben,  werden  die  Briefe  behufs 
Rückgabe  an  den  Absender  nach  dem  Aufgabeorte  unentgeltlich  zurückgesandt.  Bei 
Drucksachen,  Warenproben  und  Geschaftspapieren  finden  solche  Anfragen  u.  8.  w. 
fast  ausnahmslos  nicht  statt.  In  manchen  Ländern,  wie  z.  B.  in  Frankreich^)« 
unterbleibt  sogar  die  Rücksendung  der  unbestellbaren  Drucksachen.  Im 
internationalen  Verkehr  ist  diese  Massnahme  insofern  gestattet,  als  zwei  in  Ver- 
bindung stehende  Verwaltungen  sich  darüber  verstandigen  können,  dass  gewisse, 
als  wertlos  erachtete  Drucksachen  von  der  Rücksendung  ausgeschlossen  werden^). 

Während  femer  der  weitaus  grösste  Teil  der  offenen  Sendungen,  bei  welchen 
der  Absender  —  wenn  überhaupt  —  ohne  weiteres  ersichtlich  ist,  alsbald  an  letzte- 
ren zurückgegeben  werden  kann ,  bestehen  für  die  Ermittlung  des  Absenders 
verschlossener  Briefe  behufs  Wahrung  des  Briefgeheimnisses  (§  5  des  Postgesetzes) 
besondere  Einrichtungen.  ,,Zur  Durchführung  dieser  öffentlich-rechtlichen  Pflicht 
«ind  Vorkehrungen  notwendig,  welche  nicht  unerhebliche  Kosten  verursachen"-*). 
Es  sind  dies  die  bei  den  Ober-Postdirektionen  bestehenden  „Ausschüsse  zur  Er- 
öffnung unbestellbarer  Postsendungen''.  Die  Tätigkeit  derselben  ist  nicht  gering 
zu  veranschlagen,  da  im  Jahre  1902  die  Zahl  der  an  diese  Ausschüsse  zur  Ermitt- 
lung der  Absender  eingesandten  Briefe  1,199,300  Stück  betragen  hat^).  Bei  der 
Hast  des  modernen  Lebens  steigert  sich  diese  Zahl  leider  von  Jahr  zu  Jahr. 

Im  weiteren  sei  deuun  erinnert,  dass  verschlossene  Briefe  un- 
verzögert  abgetragen  werden.  Wenn  daher  in  aussergewöhnlichen 
Fällen  das  vorhandene  Personal  zur  Bestellung  der  in  grosser  Menge  eingegangenen 
Briefe  nicht  ausreicht,  müssen  zur  unverzögerten  Austragung  Hilfskräfte  eingestellt 
werden,  wodurch  besondere  Kosten  entstehen.  Dagegen  dürfen  in  grossen  Städten 
zur  Entlastung  der  ersten  Bestellung  Drucksachen,  mit  Ausnahme  von 
Zeitungen,  Börsenberichten,  Kurszetteln  und  anderen,  ihrer  Natur  nach  eine 
schleunige  Bestellung  erfordernden  Sendungen,  im  Falle  des  Bedürfnisses  auf 
unmittelbar  folgende,  weniger  belastete  Bestellgänge  verteUt  werden®). 


ß)  Im  besonderen. 

1.  Dmcksaohen. 

Durch  das  Portotaxregulativ  vom  18.  Dezember  1824  wurde  in  Preussen  das 
Porto  für  Drucksachen  unter  Kreuzband  (Zeitungen,  Journale,  Preiskurante, 
gedruckte  Zirkulare  und  Empfehlungsschreiben)  auf  den  vierten  TeU  der  Brief- 
tckze  festgesetzt.  Drucksachen  durften  das  Gewicht  von  16  Lot  nicht  übersteigen. 
Bei  grosserem  Gewichte  musste  die  Versendung  mittels  Pakets  erfolgen.  Das  am 
21.  Dezember  1860  erlassene  Reglement  setzte  das  Meistgewicht  auf  ein  halbes 
Pfund  (15  Lot)  fest.  Durch  Verfügung  des  Handelsministers  vom  30.  Mai  1865 
wurde  die  Versendung  von  Drucksachen  in  Form  von  offenen  Karten  gegen  eine 


1)  Alisführungsbestimmungen  zu  9  46,  I  der  P.O.  vom  ao.  M&rz  i»oo. 

3)  Sieblist,  a.  a.  0.  S.  6S. 

')  Art.  XXV,  Abs.  3  der  nVollzugsordnung  zum  Weltpostvertrage"  vom  15.  Juni  1997. 

*)  Haass,  a.  a.  0.  S.  19. 

fi)  Poststatistik  für  1909  S.  40.  .    . 

<)  Ausführungsbestimmnngen  zu  |  88  der  P.O.  vom  20.  Mftrz  1900. 
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Gebühr  von  4  Pf.  für  die  einzelne  Karte  zugelassen.  Vom  1.  Januar  1867  ab  trat 
bei  Drucksachensendungen  allgemein  eine  erhebliche  Portoermässigung  insofern 
ein,  als  für  dieselben,  unter  Beibehaltung  des  Portosatzes  von  4  Pf.,  die  Gewichts- 
steigerung von  27*  zu  2Vs  Lo^  festgesetzt  wurde.  Durch  das  unterm  30.  Novem- 
ber 1871  vom  Reichskanzler  erlassene  Postreglement  wurde  das  zulassige  Meist- 
gewicht einer  Drucksache  auf  1  Pfund  (500  g)  normiert.  Das  Porto  erhöhte  sich 
bis  zum  Gewichte  von  250  g  in  Gewichtsstufen  von  je  40  g  um  Vs  Sgr.,  für  Druck- 
aachen im  Gewichte  von  mehr  als  250  g  bis  1  Pfund  (Meistgewicht)  waren  3  Sgr. 
zu  entrichten.  Die  Verordnung  des  Reichskanzlers  vom  1.  Mai  1872  erhöhte  die 
Gewichtsstufen  für  die  einzelnen  Portosätze  von  40  auf  50  g.  Eine  wesentliche 
Aenderung  des  Tarifs  schuf  die  Postordnung  vom  18.  Dezember  1874.  Das  Porto 
für  Drucksachen  wurde,  unter  Erhöhung  des  Meistgewichts  derselben  auf  1  kg, 
wie  folgt  festgesetzt: 

bis  zum  Gewichte  von    50   g  auf    3    Pf. 
über     50  bis    250    „     „10     ., 

„     250     „     500    „     „    20     „ 

„     500     „         1  kg  „    30     „ 

Dieser  Tarif  hatte  den  Nachteil,  dass  bei  Drucksachen  im  Gewichte  von  mehr 
als  50  bis  100  g,  für  welche  das  Porto  nach  dem  früheren  Tarif  8  alte  Pfennig 
=  6^/3  Pf.  der  Reichswährung  betragen  hatte,  eine  Erhöhung  um  50  ^'o  eintrat. 
Gegen  diese  Verteuerung  erhoben  sich  lebhafte  Klagen,  welche  seit  dem  Inkraft- 
treten des  Allgemeinen  Postvereins  Vertrages  (1.  Juli  1875)  einen  Rückhalt  an 
dem  Umstand  gewannen,  dass  das  Porto  für  Drucksachen  nach  den  entferntesten 
Landern  des  Weltpostvereins  bei  einem  Gewichte  von  mehr  als  50  bis  100  g  nicht 
höher  war  als  im  inneren  deutschen  Verkehr.  Durch  Verordnung  des  Reichskanzlers 
vom  23.  Mai  1890  wurde  daher  die  Gewichtsstufe  über  50  bis  250  g  in  zwei 
Stufen,  und  zwar  in  eine  solche  über  50  bis  100  g  mit  einem  Portosatz  von  5  Pf. 
und  in  eine  Stufe  über  100  bis  250  g  mit  einem  Porto  von  10  Pf.  zerlegt.  Diese 
Portosätze  bestehen  heute  noch.  Nach  §  8,  XII  der  Postordnung  vom  20.  März  1900 
beträgt  das  Porto  für  Drucksachen  mit  Ausnahme  des  Orts-  und  Nachbarorts- 
verkehrs: 

bis  50  g  einschliesslich      3  Pf. 
über     50  bis  100  „  „  5    „ 

„      100     „  250  „  „  10    „ 

„     250     „  500  „  „  20    „ 

„     500     „       1  kg  „  30    „ 

Seit  der  Tarif festsetzung  von  1890  sind  zahlreiche  indirekte  Taxermässigungen 
eingetreten.  Auf  den  Weltpostkongressen  wurden  nämlich  eine  Reihe  von  Er- 
leichterungen in  den  Versendungsbedingungen  erzielt,  die  natiurlich  ihren  rück- 
vvirkenden  Einfluss  auf  den  inneren  Reichs-Postverkehr  ausgeübt  haben.  Infolge 
der  Abänderung  des  Weltpostvertrags  haben  die  internen  Bestimmungen  über 
die  bei  Drucksachen  zulässigen  Aenderungen  und  Zusätze  bedeutende  Erweite- 
rungen erfahren.  Es  würde  ermüden,  diese  Erleichterungen  hier  einzeln  aufzu- 
führen. Die  günstigeren  Versendungsbedingungen  haben  eine  immer  breitere 
Grundlage  für  die  Entwicklung  des  Drucksachenverkehrs  geschaffen. 

Gegen  die  für  Drucksachen  festgesetzte  ermässigte  Taxe  werden  befördert 
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(§  8  der  P.-O.):  alle  durch  Buchdruck,  Kupferstich,  Stahlstich,  Holzschnitt,  Litho- 
graphie, Metallographie,  Photographie,  Hektographie,  Papyrographie,  Chromo- 
graphie  oder  ein  ähnliches  mechanisches  Verfahren  vervielfältigten  Gegenstande, 
die  nach  ihrer  Form  und  sonstigen  Beschaffenheit  zur  Beförderung  mit  der  Brief- 
post geeignet  sind.  Dagegen  sind  von  der  Beförderung  gegen  die  ermässigte  Taxe 
ausgeschlossen  die  mittels  des  Durchdrucks,  der  Kopierpresse  und  der  Schreib- 
maschine hergestellten  Schriftstücke. 

Der  Staffeltarif  für  Drucksachen  ist  nach  Einführung  des  Portosatzes  von 
5  Pf.  für  Drucksachen  im  Gewichte  von  50 — 100  g  ein  solcher,  dass  das  Prinzip 
der  ^^Leistung  und  Gegenleistung""  gewahrt  ist.  Der  Mindestsatz  von  3  Pf.  (für  50  g) 
imd  der  Betrag  von  30  Pf.  für  Drucksachen  im  Meistgewicht  von  1  kg  sind  dem 
Verkehrsbedürfnis  angepasst.  Zwar  besitzen  einzelne  Lander  noch  niedrigere 
Mindestsätze  für  Gewichtsabstufungen  unter  50  g^).  In  Frankreich  hat  die  Post- 
verwaltung neuerdings  einen  Gesetzentwurf  vorgelegt,  nach  welchem  das  Druck- 
«aohenporto  betragen  soll: 

Für  Drucksachen    bis  10  g 2  Cts., 

von  mehr  als     10  bis    20  g    3     „ 

..         .,       „      20 

60 

«         „       „     100 

„  „  1  „  2  „50  „  für  das  erste  kg  und 
5  Cts.  für  jede  weiteren  200  g. 
Auch  besteht  ausser  in  Frankreich  noch  bei  verschiedenen  anderen  Verwal- 
tungen ein  höheres  Meistgewicht,  z.  B.  in  England  (5  engl.  Pfund  =  2  V'*  kg)» 
Italien  (5  kg),  Niederlande  (3  kg)  u.  s.  w.,  oder  gar  keines,  z.  B.  in  Belgien.  Zwar 
sind  bei  der  Drucksachenbeförderung  die  Gewichtsunterschiede  in  gewissem  Grade 
bemerkbar,  weU  sie  eine  starke  Inanspruchnahme  der  Arbeitsleistungen  der  Post 
einschliessen.  Femer  will  der  Drucksachentarif  EngrospreJse  (Massenporto) 
fiir  Einlieferer  sehr  zahlreicher  Sendungen,  z.  B.  für  Buchhandlungen  u.  deigl.,  fest- 
setzen 2)  und  für  diese  bildet  eine  etwaige  weitere  Abstufung  keine  Belästigung. 
Allein  aus  praktischen  Gründen  können  die  Gewichtsunterschiede  nur  in  summari- 
scher Weise  berücksichtigt  werden,  wenn  nicht  der  Betrieb  in  unverhältmsmässiger 
Weise  erschwert  und  dadurch  auch  verteuert  werden  soll.  Denn  ein  vielstuiiger 
Tarif  würde  bei  der  ungeheuren  Menge  von  Drucksachensendungen  —  im  Jahre 
1902  sind  487,114,300  Drucksachen  von  Rcichs-Postanstalten  nach  anderen  Reichs- 
Postanstalten  befördert  worden^)  —  gewaltige  Schwierigkeiten  für  den  technischen. 
Betrieb  und  hohe  finanzielle  Opfer  verursachen. 

Auch  der  Erhöhung  des  Meistgewichts  lässt  sich  das  Wort  nicht  reden.  Mit 
dieser  Massnahme  wächst  sofort  die  Unhandlichkeit  der  Sendungen  und  damit 
die  Vermehrung  und  Kostspieligkeit  der  Betriebsmittel.  Bereits  jetzt  müssen 
zur  Bewältigung  der  Massen  u.  a.  in  den  Bahnposten,  besonders  infolge  der  viel- 
fach vertretenen  Rollenform,  ausserordentliche  Anstrengungen  gemacht  werden. 

1)  Ein  Dmcksachen-Mindestporto  von  l  Cts.  besteht  in  Belgien,  Frankreich,  Luxem- 
burg und  Spanien ;  das  Mindestporto  in  der  Schweiz,  Italien  und  den  Niederlanden  betrilif  t 
2  Cts.,  in  Rnm&nien  8  Cts. 

2)  Ebenso  v.  Scheel,  a.  a.  0.  8.  93. 
S)  Poststatistik  f.  I90a,  S.  17. 
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Zudem  bietet  das  billige  Paketporto  hinreichend  günstige  Gelegenheit  zur  Ver- 
sendung schwerer  Drucksachen. 

Zu  einer  Aenderung  des  Drucksachentarifs  liegt  demnach  ein  Bedürfnis  nicht 
vori). 

2.  Warenproben. 

Die  Warenproben  erscheinen  innerhalb  des  preussischen  Postgebiets  vom 
Jahre  1825  ab  als  eine  besondere  Gattung  von  Beförderungsgegenständen.  Sie 
mussten  ursprünglich  in  Briefe  eingeschlossen  oder  denselben  angehängt  werden. 
Für  Warenproben  kamen  an  Porto  zur  Erhebung: 

a)  wenn  der  Brief  ohne  die  Probe  nicht  über  '/*  Lot  wog,  bis  zum  Gesamt- 
gewicht von  1  '/2  Lot  das  einfache  Briefporto ; 

b)  bei  grösserem  Gewichte  die  Hälfte  der  Briefportosätze^). 

Auf  Grund  des  Postgesetzes  vom  5.  Juni  1852  setzte  die  Postverwaltung  für 
Warenproben,  welche  übrigens  bis  zum  Gewicht  von  16  Lot  versendet  werden 
konnten,  das  Porto  in  der  Weise  fest,  dass  für  je  2  Zolllot  ausschliesslich  das  einfache 
Briefporto  nach  der  Entfernung  bis  zum  Meistbetrage  des  sechsfachen  Satzes  zu 
erheben  war.  Vom  Beginn  des  Jahres  1863  ab  wurde  eine  Gewichtssteigerung  von 
2\'2  zu  2\'a  Lot  (=  40  g)  eingeführt.  Diese  Gewichtsstufen  für  die  einzelnen 
Portosätze  wurden  1872  von  40  auf  50  g  erhöht.  Femer  wurde  durch  das  Post- 
reglement vom  30.  November  1871  das  zulässige  Meistgewicht  einer  Warenprobe  auf 
\t  Pfund  (=  250  g)  festgesetzt.  Eine  weitgreifende  Aenderung  des  Tarifs  trat 
durch  die  Postordnung  vom  18.  Dezember  1874  ein:  Warenproben  unterlagen  seit- 
dem ohne  Unterschied  des  Gewichts  dem  einheitlichen  Portosatze  von  10  Pf. 
Auf  dem  Washingtoner  Postkongress  war  das  Meistgewicht  der  Warenproben  von 
250  auf  350  g  erhöht  worden.  Die  Einführung  dieser  Aenderung  konnte  auch  im 
inneren  deutschen  Verkehre  nicht  umgangen  werden.  Für  die  neue  Gewichtsstufe 
(250  bis  350  g)  wurde  das  Porto  auf  den  Betrag  von  20  Pf.  festgesetzt.  Das  Porto 
für  Warenproben  beträgt  somit  jetzt  mit  Ausniüime  des  Orts-  und  Nachbarorts- 
verkehrs (§  10  der  Postordnung) 

bis  250  g  einschliesslich  10  Pf., 
über  250    „    350  „  „  20    „ 

Die  Erleichterungen,  welche  dem  Handelsverkehr  durch  die  Versendung  von 
Warenproben  erwachsen,  sind  nicht  gering  zu  veranschlagen.  Die  Briefpost  hat 
dadurch  für  den  geschäftlichen  Verkehr,  sowohl  in  der  Richtung  der  Gütererzeugung 
als  auch  in  der  Richtung  des  Güterumsatzes,  hohen  Wert  gewonnen.  Dieser  Wert 
lässt  sich  jedoch  durch  eine  günstigere  Gestaltung  des  Tarifs  noch  erhöhen.  Es 
gibt  eine  Menge  Erzeugnisse,  von  denen  Proben  in  kleinen  Gewichtsmengen  versandt 
werden  können,  z.  B.  Seidenwaren,  leichte  Zeugstoffe,  feine  Ledersorten,  Wolle, 
dünne  Geflechte,  Band,  Leinwand,  Papier  u.  s.  w.  Wollte  man  dieselben  bis  zur 
Grenze  der  ersten  Gewichtsstufe  (250  g)  versenden,  so  würden  sie  häufig  in  diesen 
Mengen  einen  „Handelswert "*  erlangen  und  daher  als  „Muster*"  unzulässig  sein. 


1)  C  0  h  n ,  „System  der  Finanzwissenschaft",  S.  602 :  „Das  Gesch&ftsreklamewesen  hat 
bereits  ein  solches  Entgegenkommen  gefunden,  dass  die  Wünsche  einigermassen  ges&ttigt 
erscheinen." 

•)  Stephan,  „Geschichte  der  Preussischen  Post".  8.749. 
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Für  derartige  leichte  Gegenstände  sind  als  erste  Gewichtsstufe  100  g  ausreichend. 
Nach  statistischen  Ermittlungen  besitzen  etwa  30  ^jo  aller  Warenproben  nur  ein 
Gewicht  von  100  g.  Für  diese  Gewichtsstufe  ist  aber  das  jetzige  Mindestporto  voa 
10  Pf.  nicht  gerechtfertigt.  Denn  die  Warenproben  im  Gewichte  bis  100  g  be- 
sitzen gewiss  keinen  höheren  Wert  und  keine  grossere  Tragfähigkeit  als  Druck- 
Sachen  von  gleichem  Gewicht.  Es  empfiehlt  sich  daher,  gleich  den  letzteren^ 
für  Warenproben  bis  100  g  einschliesslich  den  Portosatz  von  5  Pf.  einzuführen. 
Eine  Reihe  europäischer  Poetverwaltungen  haben  bereits  für  Warenproben  bis 
100  g  Portosatze  von  etwa  5  Pf.  und  noch  darunter^). 

Die  vorgeschlagene  Tarifänderung  ist  zweifellos  für  die  Volkswirtschaft  von 
Bedeutung.  Etwaige  Bedenken  könnten  nur  in  finanzieller  Beziehung  entstehen. 
Der  Portobetrag  für  die  im  Jahre  1900  von  Reichs-Postanstalten  nach  anderen 
Reichs- Postanstalten  versandten  28,274,800  Warenproben  ist  auf  rund  3,000,000  3L 
zu  veranschlagen^).  Da  die  Zahl  der  Warenproben  im  Gewichte  bis  100  g  etwa 
30  7o  beträgt,  so  würde  durch  die  Herabsetzung  des  Portos  von  10  auf  5  Pf.  eüi 
Ausfall  von  rund  420,000  M.  erwachsen.  Es  steht  jedoch  zu  erwarten,  dass  der 
Ausfall  durch  die  Verkehrssteigerung  in  absehbarer  Zeit  ausgeglichen  werden  wird. 

3.  Gesch&ftBpapiere. 

Nachdem  bei  der  früheren  Preussischen  Postverwaltung  die  aus  alter  Zeit 
herrührende  „Schriften-  und  Aktentaxe"  im  Jahre  1861  beseitigt  worden  war, 
führte  weder  die  Norddeutsche  noch  die  Reichs-Postverwaltung  für  die  ganz  oder 
teilweise  mit  der  Hand  geschriebenen  oder  gezeichneten  Schriftstücke  und  Urkun- 
den, die  nicht  die  Eigenschaft  einer  eigentlichen  und  persönlichen  Korrespondenz 
haben  (Geschäftspapiere),  besondere  Portosätze  für  den  inneren  Verkehr  ein.  Für 
dergleichen  Sendungen  musste  deshalb,  je  nach  dem  Umfange  derselben,  entweder 
das  Brief-  oder  das  Paketporto  entrichtet  werden.  Im  internationalen  Verkehre 
bestand  für  sie  seit  Jahren  eine  ermässigte  Taxe  in  gleicher  Höhe  wie  die  Gebühren 
für  Drucksachen,  jedoch  mit  einem  Mindestsätze  von  25  Cts.  {==  20  Pf.).  Die  un- 
günstige Behandlung  des  inländischen  gegenüber  dem  ausländischen  Verkehr  er- 
regte den  lebhaften  Wunsch  des  Publikums  nach  Gleichstellung.  Durch  Erlass 
des  Staatssekretärs  des  Reichs-Postamts  vom  1.  März  1900  wurden  daher  die  Ge- 
schäftspapiere vom  1.  Apnl  1900  ab  als  neue  Versendimgsgattung  im  inneren 
deutschen  Postverkehr  eingeführt.  Als  Geschäftspapiere  sind  zugelassen:  alle 
Schriftstücke  und  Urkunden,  ganz  oder  teüweise  mit  der  Hand  geschrieben  oder 
gezeichnet,    welche    nicht   die  Eigenschaft   einer  eigentlichen    und  persönlichen 


I)  Es  erheben: 

Belgien:  6  Cts.  fttr  Warenproben  bis  loo  g ; 

Bulgarien:  6  Bani  (rand  5  Pf.)  bis  lOO  g; 

Dänemark:  4  Gere  (rund  41/2  Pf.)  für  jede  Sendung  ohne  Racksicht  aaf  das 
Gewicht  ; 

Italien:  4  Gentes imi  für  100  g  (2  Cents  fUr  Jede  60  g); 

Niederlande:  6  Cents  (8,6  Pf.)  bis  I60  g  (2i|j  Cents  für  jede  76  g): 

Norwegen:  bis  15  g  3  Oere,  über  16—260  g  6  Gere  (rund  6i/a  Pf.); 

Portugal:  10  Reis  (etwa  6  Pf.)  für  lOO  g; 

Schweiz:  6  Cts.  bis  260  g. 
3)  Poststatistik  f.  1900.  S.  17/18.    Neuere  Angaben  nicht  vorhanden. 
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Korrespondenz  haben,  wie  Prozessakten,  von  öffentlichen  Beamten  aufgenommene 
Urkunden  jeder  Art,  Frachtbriefe  oder  Ladescheine,  Rechnungen,  Quittungen 
auf  gestempeltem  oder  ungestempeltem  Papier,  die  verschiedenen  Dienstpapiere 
der  Versicherungsgesellschaften,  Abschriften  oder  Auszüge  aussergerichtlicher 
Vertrage,  gleichviel  ob  auf  gestempeltem  oder  ungestempeltem  Papier  geschrieben, 
handschriftliche  Partituren  oder  Notenblätter,  die  abgesondert  versandten  Manu- 
skripte von  Werken  oder  Zeitungen,  korrigierte  Schülerarbeiten  mit  Ausschluss 
jeglichen  Urteils  über  die  Arbeit,  Militärpässe,  Lohn-,  Dienst-  oder  Arbeits- 
bücher u.  8.  w.  (§9  der  Postordnung). 

Das  Porto  beträgt,  mit  Ausnahme  des  Orts-  und  Nachbarortsverkehrs, 
bis  250  g  einschliesslich      10  Pf. 
über  250  g  bis  3öO  „  „  20    „ 

„      350  „    „        1  kg  (Meistgewicht)  30    „ 

Auf  die  Geschäftspapiere  treffen  ähnliche  Verhältnisse  zu  wie  bei  den  Waren- 
proben. Auch  hier  ist  für  die  Versendung  von  Gegenständen  im  Gewicht  bis  100  g 
der  Mindestportosatz  von  10  Pf.  zu  hoch.  Hierzu  tritt  die  Erwägung  vom  post- 
technischen Standpunkte  aus,  dass  es  schwierig  ist,  das  Gebiet  der  Geschäftspapiere 
genau  zu  umgrenzen.  Wie  die  Erfahrung  im  internationalen  Verkehre  bestätigt, 
entstehen  Meinungsverschiedenheiten  nicht  nur  zwischen  dem  versendenden  Publi- 
kum und  der  Post,  sondern  auch  zwischen  den  Postverwaltungen  der  einzelnen 
Länder  darüber,  was  als  Geschäftspapier  anzusehen  ist.  Zur  Beseitigung  von 
Zweifeln  in  tarifarischer  Beziehung  ist  es  auch  im  inneren  deutschen  Verkehre 
zweckmässig,  wenigstens  bis  zu  einem  gewissen  Gewichte,  das  Porto  für  die  Ge- 
schäftspapiere in  Uebereinstimmung  mit  demjenigen  für  Drucksachen  und  Waren- 
proben zu  setzen,  wie  es  bereits  der  Bemer  Postvereinsvertrag  vom  9.  Oktober  1874 
getan  hatte.  Analog  dem  Drucksachentarif  und  der  vorgeschlagenen  Tarifänderung 
für  Warenproben  empfiehlt  sich  daher  aus  denselben  Gründen,  auch  für  Greschäfts- 
papiere  im  Gewichte  bis  100  g  einschliesslich  den  Portosatz  von  5  Pf.  einzuführen. 
Durch  diese  Massnahme  wird  für  die  in  mancher  Beziehung  gleichartigen,  offenen 
Briefpostsendungen  ein  gleichmässiger  Tarifsatz  erreicht. 

y)  Empfiehlt  sich  ein  einheitlicher  Tarif  für  verschlossene  und  offene 
Briefsendnngen? 

Nach  den  vorstehenden  Untersuchungen  über  die  Tarife  der  einzelnen  Nach- 
richtengegenstände  (ausschliesslich  der  Postkarten)  drängt  sich,  insbesondere  vom 
praktischen  Standpunkte,  die  Frage  auf,  ob  die  Unterscheidung  der  einzelnen 
Arten  von  Briefsendungen  noch  zeitgemäss  ist  und  den  Anforderungen  des  modernen 
Nachrichtenverkehrs  noch  entspricht.  Letzterer  zeigt  das  energische  Streben  nach 
Vereinheitlichung,  Nivellienmg  und  Beseitigung  der  Unterschiede,  gerade  in  tarif ari- 
scher Beziehung:  Die  alte  Preisgrundlage  der  Entfernung  ist  gänzlich  geschwun- 
den, die  Gewichtsunterschiede  werden  mehr  und  mehr  vernachlässigt.  Die  Aus- 
gleichungstendenz erstreckt  sich  aber  auch  nach  und  nach  auf  den  Inhalt  und 
den  damit  verbundenen  subjektiven  Wert  der  Sendungen.  Hierzu  trägt  der  Um- 
stand bei,  dass  die  Begriffe  der  einzelnen  Nachrichtengegenstände  nicht  vollständig 
feststehen  So  ist  zunächst  der  Begriff  des  „Briefe  s''  ein  vielfach  umstrittener. 
Eine  Bestimmung  darüber,  was  unter  einem  „Briefe*"  zu  verstehen  sei,  findet  sich 

621 


Digitized  by  VjOOQIC 


Jg2  Artur  Schmidt, 

weder  in  den  Gesetzen  noch  in  den  Verwaltungsvorschrifien.  Aeltere  Postgesetze 
enthalten  zwar  derartige  Erklärungen.  So  heisst  es  z.  B.  in  dem  früheren  sächsischen 
Postgesetze  vom  7.  Juni  1859  §  2:  „Unter  einem  Briefe  wird  jede  schriftliche  oder 
gedruckte  oder  sonstige  auf  mechanischem  Wege  hergestellte  Mitteilung  oder  Be- 
nachrichtigung verstanden,  wenn  sie  irgendwie  verschlossen  oder  unter  Kreuzband 
oder  Schleife  gelegt,  oder  wenn  sie  verschlossen  oder  unverschlossen  einer  Paket- 
sendung beigepackt  ist,  ohne  Unterschied,  ob  derselben  zugleich  irgend  ein  anderer 
Gegenstand,  als  z.  B.  Geld,  Warenprobe  u.  s.  w.  beigefügt  ist  oder  nicht*' i).  Auch  in 
der  Literatur  über  das  Postwesen  fehlt  eine  erschöpfende  Definition  des  Begriffs 
„Brief",  wenn  auch  hierzu  mehrfache,  anerkennenswerte  Versuche  gemacht  wor- 
den sind.  So  definiert  z.  B.  Jaffe:  „Ein  verschlossener  Brief  ist  .  .  .  jede  an 
eine  bestimmte  Adresse  gerichtete  Sendung  von  einer  nur  nach  Millimetern  zählen- 
den Dicke,  einem  ein  gewisses  Mass  nicht  übersteigenden  Längs-  und  Breiten- 
umfange und  massiger  Schwere,  in  einem  Umschlage,  an  dem  irgend  eine  Vor- 
kehrung angebracht  ist,  welche  das  Hinzugelangen  zu  dem  Inhalte  der  Sendung 
nur  unter  Ueberwindung  eines  gewissen  Hemmnisses  und  —  von  dem  Falle  der 
Verletzung  der  Sendung  oder  des  Verschlusses  abgesehen  —  nur  unter  Entwick- 
lung einer  besonderen,  unter  den  Begriff  der  Eröffnung  des  Verschlusses  fallen- 
den Tätigkeit  möglich  macht ''2).  Bei  der  Beratung  der  Postgesetze  vom  2.  Novem- 
ber 1867  und  vom  28.  Oktober  1871  im  Reichstage  wurde  wiederholt  die  Frage 
aufgeworfen,  ob  es  nicht  nötig  sei,  eine  Erläuterung  des  Begriffs  „Brief""  in  das 
Gesetz  aufzunehmen.  Man  nahm  aber  hiervon  Abstand,  weil  man  zu  der  Ansicht 
kam,  dass  eine  vollständig  zutreffende  Festlegung  des  Begriffs  kaum  möglich  sei. 
Infolgedessen  konnten  Zweifel  darüber,  ob  eine  bestimmte  Sendung  einen  „Brief* 
darstellt,  endgültig  nur  auf  juristischem  W^ege  gelöst  werden.  Das  Reichsgericht 
hat  in  Strafsachen  wegen  Portohinterziehung  mehrfach  Gelegenheit  gehabt, 
den  Begriff  „Brief"  zu  erörtern.  In  dem  Erkenntnis  vom  8.  Dezember  1879  heisst 
es:  „Brief  ist  jede  statt  des  mündlichen  Verkehrs  an  eine  bestimmte  Person  ge- 
richtete schriftliche  MitteUung,  mag  dieselbe  in  offener  oder  geschlossener  Form 
geschehen,  und  mag  dieselbe  die  Unterschrift  des  Absenders  tragen  oder  nicht"  3). 

Eingehender  hat  sich  das  Reichsgericht  mit  dem  Begriffe  des  postzwang  s- 
pflichtigen  Briefes  in  dem  Erkenntnis  vom  23./28.  Mai  1891  befasst:  „Der 
Sprachgebrauch  und  die  Postordnung  im  Zusammenhange  mit  dem  Postgesetze 
bilden  für  die  Prüfung  der  Frage,  welche  Merkmale  zu  berücksichtigen  sind,  ob 
im  Sinne  des  Postmonopols  eine  Sendung  als  postzwangspflichtiger  ,  Brief*  zu 
erachten  ist,  die  allein  geeigneten  Anhaltspunkte.  Der  gewöhnliche  Sprachgebrauch 
wird  nur  so  weit  massgebend  sein,  als  die  postalischen  Bestimmimgen  nicht  eine 
von  demselben  abweichende  Auffassung  kennzeichnen.  Letzteres  trifft  zu,  sobald 
dem  Inhalte  der  Sendung  ein  entscheidendes  Gewicht  beigelegt  wird  .  ,  . 
Als  Unterscheidungsmerkmale  kommen  auch  Form,  Verpackung  und  Gewicht  in 
Betracht  .  .  ."4). 

Nach  den  vorhandenen  postalischen  Bestimmungen  lässt  sich  die  Eigenschaft 
eines  der  Beförderungspflicht  der  Post  imterliegenden  Briefes  nur  solchen  Sen- 


>)  Postverorduungsblatt  für  die  s&chsischen  Postanstalten  vom  S7.  Jnni  1869.  S.  isi. 

2)  Ja  ff  6,  „Der  Briefbeförderungsvertrag".  S.  ii. 

3)  Rechtsprechung  in  Strafsachen.  Bd.  i.  S.  123. 

*)  Erkenntnis  des  Reichsgerichts  vom  23./ 28.  Mai  1891  (Entsch.  in  Strafs.  Bd.  SS.  S.  22). 
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düngen  absprechen,  die  nach  ihrer  Form  und  Beschaffenheit  nicht  in  die  Brief- 
bunde verpackt  werden  können,  und  bei  denen  ohne  Beschädigung  des  Inhalts 
eine  deutliche  Stempelung  sowohl  auf  der  Vorderseite  wie  auf  der  Rückseite  nicht 
möglich  ist^).  Nach  D  a  m  b  a  c  h  sind  „in  der  praktischen  Anwendung  nur  ver- 
einzelt Zweifel  darüber  entstanden,  ob  eine  Postsendung  in  die  Kategorie  der 
, Briefe^  gehöre'" 2).  Wenn  wir  auch  M  e  i  1  i  beipflichten:  „Es  ist  dies  eine  äo 
beruhigende  Beobachtung  aus  dem  praktischen  Leben,  dass  der  Mangel  einer 
Definition  in  der  Tat  nicht  hoch  anzuschlagen  ist" 3),  so  kommen  wir  doch  in 
tarifarischer  Beziehung  damit  nicht  weiter.  Zwar  bildet  der  Verschluss  von  alters 
her  ein  charakteristisches  äusseres  Merkmal  des  (postzwangspflichtigen)  Briefes. 
Aber  nach  imd  nach  haben  inhaltlich  zwischen  verschlossenen  und  offenen  Brief- 
sendungen mehrfache  Annäherungen  stattgefundeiL  Dies  gilt  namentlich  von 
Drucksachen.  Wie  das  Wort  „Drucksache'*  selbst  sagt,  hat  man  bei  ihrer  Ein- 
führung beabsichtigt,  nur  für  gedruckte  Sachen  ein  ermässigtes  Porto  zu- 
zulassen. An  diesem  Grundsatze  hat  jedoch  nicht  festgehalten  werden  können. 
Infolge  der  wechselnden  Verkehrsbedürfnisse  und  der  vielfachen,  von  den  ver- 
schiedensten Seiten  ausgesprochenen  Wünsche  sind  nach  und  nach  Abweichungen 
von  den  Vorschriften  zugestanden  worden,  so  dass  heute  nicht  weniger  als  15  Aus- 
nahmen von  der  Regel  bestehen,  dass  Drucksachen  nach  ihrer  Herstellung  keinerlei 
Zusätze  und  Abänderungen  erfahren  dürfen"^).  Während  der  Geltungsdauer  der 
früheren  Poetordnung  vom  11.  Juni  1892  haben  ungefähr  fünfzehnmal  Aende- 
rangen  der  Versendungsbedingungen  für  Drucksachen  stattgefunden.  Infolge  der 
grossen  Zahl  von  Ausnahmebestimmungen,  femer  durch  die  Verschiedenartigkeit 
und  die  stete  Vervollkomnmung  der  zahlreichen  Vervielfältigungs verfahren  (Litho- 
graphie, Hektographie,  Papyrographle,  Metallographie,  Chromographie  u.  s.  w.), 
sowie  durch  die  zunehmende  Verwendung  von  Schreibmaschinen  wird  es  für  die 
Beamten  des  praktischen  Dienstes  immer  schwieriger,  zu  entscheiden,  ob  die  als 
„Drucksachen"*  eingelieferten  Gegenstände  den  Bedingungen  für  die  Versendung 
gegen  die  ermässigte  Taxe  entsprechen.  Oft  sind  diese  Beamten  wegen  Mangel 
an  Zeit  kaum  in  der  Lage,  eine  sorgfältige  Prüfung  vorzunehmen.  So  ist  denn 
auch  der  Begriff  der  „Drucksache"  ein  recht  schwankender  geworden.  Ingleichen 
bietet  vielfach  die  gleichartige  Entscheidung  bei  den  „Geschäftspapieren"  und  den 
„Warenprol)en"  Schwierigkeiten. 

Mit  Rücksicht  auf  den  gewaltigen,  stetig  zunehmenden  Umfang  des  Nach- 
riohtenverkehrs  kommt  deshalb  in  Frage,  ob  es  dem  heutigen  Stande  der  Ver- 
kehrsverhältnisse, des  Geschäftslebens  und  des  Postbeförderungsdienstes  noch  ent- 
spricht, dass  die  Briefsendungen  —  mit  Ausnahme  der  Postkarten  —  in  verschiedene 
Klassen  (Briefe,  Drucksachen,  Warenproben  und  Geschäftspapiere)  eingeteilt  sind^ 
Unzweifelhaft  würde  die  Einführung  gleicher  Versendungäbedingungen  für  diese 


1)  Abs.  1  der  Aasftthrungsbestimmungen  zu  1  2  der  P.O.  vom  20.  März  1900. 

S)  Dambach-Grimm,  „Das  Gesetz  über  das  Postwesen  des  Deutschen  Reichs". 
Berlin  1901.  6.  Aufl.  S.  12.  Ygl.  auch  die  Definition  Grimms:  „Als  »Brief  im  postalischen 
Sinne  ist  jede  Sendung  anzusehen,  welche  den  von  der  Postverwaltung  erlassenen  Be- 
stimmungen über  die  äussere  Beschaffenheit  und  das  Gewicht  der  als  Briefe  zu  befördern- 
den Sendungen  entspricht,"  a.  a.  0.  S.  17. 

*)  Heili,  „Die  Haftpfiicht  der  Postanstalten".  S  16. 

*)  J  8  X  der  P.O. 
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Gegenstände  und  damit  die  Beförderung  als  geschlossene  Briefe  manche  Vorteile 
bieten ;  Wegfall  der  Zweifel  bei  Auslegung  der  Postordnung  und  damit  Erleichterung 
des  Verkehrs,  Verminderung  der  Verluste  von  Briefen  durch  Beseitigung  der 
^Brieffallen''  (Einschieben  kleiner  Briefe  in  Drucksachen),  infolgedessen  Hebung 
des  moralischen  Ansehens  der  Postverwaltimg  u.  s.  w.  Da  diese  Vorteile  in  der 
Hauptsache  auf  technischem  Gebiete  liegen,  wollen  wir  sie  hier  unerörtert  lassen. 
Für  uns  gilt  es  vielmehr  zu  prüfen,  ob  es  nicht  zweckmässig  ist,  für  die  gedachten 
Gegenstande  einen  einheitlichen,  nur  nach  dem  Gewichte  der 
Sendungen    abgestuften    Tarif    festzusetzen. 

Dieses  Verfahren  findet  bereits  in  England  seit  1897  Anwendung.  Dort  gibt 
es  z.  B.  ausser  Postkarten  und  Zeitungen  nur  noch  eine  einzige  Art  von  Brief- 
sendungen, die  dem  gleichen  Porto  unterliegen:  das  sind  die  „letters".  Das  Porto 
betragt  bis  zum  Gewichte  von  4  Unzen  (rund  112  g)  1  d,  für  jede  weiteren  2  Unzen 
(rund  56  g)  V'  d.  Eine  gewisse  Vergünstigung  gemessen  nur  die  ganz  leichten 
Drucksachen  (book-post);  soweit  ihr  Gewicht  2  Unzen  nicht  übersteigt,  betragt 
das  Porto  für  diese  Sendungen  Vs  d,  bei  höherem  Gewichte  tritt  das  volle  Brief- 
porto in  Geltung. 

Allein  der  Büdung  von  „Einheitssendungen"  stehen  schwerwiegende  Bedenken 
entgegen.  Zunächst  handelt  es  sich  um  die  Festsetzung  des  Meistgewichts.  Um 
dem  Publikum  die  jetzt  gewährten  VorteUe  nicht  zu  entziehen,  würde  das  für 
Drucksachen  gültige  Meistgewicht  —  1  kg  —  allgemein  einzuführen  sein.  Dadurch 
wird  die  Aufstellung  eines  mehrstufigen  Portotarifs  —  dieses  Hemmnisses  de» 
Verkehrs  —  erforderlich.  Der  Tarif  würde  unter  Anlehnung  an  denjenigen  für 
Drucksachen  etwa  zu  lauten  haben: 

Für  Sendungen  im  Gewicht       bis    50  g      6  Pf., 
über    50    „    250  „     10    „ 
„     250    „    500  „    20    „ 
„     500    „        1  kg  30    „ 

Hierdurch  würde  bei  den  jetzt  verschlossen  versandten  Briefen,  für  welche 
die  Portoeinnahme  im  Jahre  1900  auf  103,000,000  M.  zu  veranschlagen  war,  ein 
Einnahmeausfall  von  mehr  als  der  Hälfte  dieser  Summe  entstehen,  da  das  Porta 
für  die  Briefe  von  20  bis  50  g  —  20  Pf .  —  auf  5  Pf.  sinkt,  mithin  etwa  55,000,000  M. 
Diese  Summe  würde  durch  die  Erhöhung  des  Portos  für  Drucksachen  bis  50  g  von 
3  auf  5  Pf.  nur  zu  sehr  geringem  Teüe  gedeckt  werden.  Einen  solchen  Ausfall 
könnte  aber  das  Reich  selbst  bei  sehr  günstiger  wirtschaftlicher  Lage  nicht  ertra- 
gen, er  würde  auch  schwerlich  durch  die  Verkehrssteigerung  wieder  ausgeglichen 
werden.  Wollte  man  anderseits  den  Tarif  erhöhen  —  etwa  auf  10, 20, 25  und  30  Pf. — 
so  würden  dadurch  die  minder  tragfähigen  Gegenstände  unverhältnismässig  ver- 
teuert. Besonders  hart  würden  die  Drucksachen  bis  50  g  betroffen,  deren  Porto 
sich  um  mehr  als  das  Dreifache  der  jetzigen  Taxe  und  um  das  Doppelte  des  Portos 
im  internationalen  Verkehr  erhöhte.  Eine  solche  Massnahme  würde  auf  allgemeinen 
Widerspruch  stossen,  es  sei  nur  an  die  aus  der  Handels-  und  Geschäftswelt  seiner- 
zeit zahlreich  hervorgegangenen  Bestrebungen  zur  Einführung  des  Portos  von  5  Pf. 
(statt  10  Pf.)  für  Drucksachen  im  Gewicht  von  50  bis  100  g  erinnert.  Die  Verteue- 
rung der  „offenen**  Sendungen  würde  schwere  wirtschaftliche  Schädigimgen  her- 
vorrufen. Der  Post  Verwaltung  aber  würde  der  scheinbar  vorteilhafte  Tarif  erheb- 
liche finanzielle  Nachteile  bringen,  da  ein  hoher  Teurif  auf  die  Versendung  der 
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mindertragfähigen  Gegenstande  in  hohem  Grade  prohibitiv  wirkt.  Diese  Gegen- 
stande können  —  wie  oben  ausführlich  erörtert  worden  ist  —  eben  nur  bei 
einem  niedrigen  Preise  gedeihen  und  einen  gewaltigen  Umfang  des  Verkehrs 
annehmen. 

Mit  der  Erhöhung  des  subjektiven  Wertes,  den  die  Drucksachen  u.  s.  w.  schein- 
bar durch  die  Versendung  als  verschlossene  Briefe  erlangen,  ist  femer  dem  Publi- 
kum keineswegs  gedient.  Dem  letzteren  kommt  es  bei  derartigen  Gegenständen 
in  den  meisten  Fällen  überhaupt  nur  auf  die  Beförderung  an,  und  zwar  zu 
einem  möglichst  niedrigen  Preise.  Die  Art  und  Weise  der  Versendung  ist 
hierbei  gleichgültig.  Die  Folge  würde  deshalb  sein,  dass  die  Auflieferer  den  mög- 
lichst bUligen  Weg  wählen.  Diesem  Verlangen  würden  zweifellos  zahlreiche,  neu 
erstehende  Privatbeförderungsgesellschaften  Rechnung  tragen,  Konkurrenzunter- 
nehmen, welche  die  Einnahmen  der  Post  empfindlich  schmälern  würden.  Zur 
Femhaltung  solcher  Privatanstalten  fehlt  es  jeder  gesetzlichen  Handhabe,  die  zu 
schaffen  den  lebhaftesten  Widersprach  hervorrufen  würde.  Ist  ja  die  vor  kurzer 
Zeit  erfolgte  Aufhebung  der  Privatposten  erst  nach  vielen  Bemühungen  der  Reichs- 
Postverwaltung  gelungen. 

Aus  allen  diesen  Gründen  empfiehlt  sich  die  Einführung  eines  einheitlichen 
Tarifs  für  Briefe,  Drucksachen,  Warenproben  und  Geschäftspapiere  nicht. 


II.  Das  Porto  für  Postkarten. 

Die  Postkarte  ist  ein  „Kind  unserer  Zeit":  sie  kam  durch  Verfügung  des  Bun- 
deskanzlers vom  6.  Juni  1870  unter  der  Bezeichnung  „Korrespondenzkarte**  zur 
Einführung.  Das  Porto  für  dieselbe  wurde  zunächst  gleich  demjenigen  eines  ein- 
fachen Briefes  auf  1  Sgr.  festgesetzt,  „weU  man  den  Vorteil  der  Postkarte  weniger 
in  der  Billigkeit  als  in  der  Bequemlichkeit  suchen  zu  müssen  glaubte"  ^).  Im  Stadt- 
poetverkehr und  im  Verkehr  aus  dem  Orte  nach  dem  Landbestellbezirk  und  um- 
gekehrt war  an  denjenigen  Orten,  wo  eine  geringere  als  die  bezeichnete  Brieftaxe 
von  1  Sgr.  bestand,  die  entsprechende  Ortsgebühr  (V«  Sgr.  oder  V*  Sgr.)  zu  ent- 
richten. Bald  darauf  wurde  durch  die  Verordnung  des  Reichskanzlers  vom 
1.  Mai  1872  das  Porto  für  die  einfachen  Postkarten  von  1  auf  V«  Sgr.  festgesetzt. 
Dieser  Satz  besteht  jetzt  noch  (§  7  der  Postordnung). 

Gegen  den  ermässigten  (Monopol-)  Preis  der  Postkarten  kann  man  ein- 
wenden, dass  diese  Sendungen  den  Charakter  einer  eigentlichen  persönlichen  Kor- 
respondenz tragen  und  vielfach  an  Stelle  der  verschlossenen  Briefe  treten.  Diese 
Erwägung  hatte  mit  dazu  geführt,  dass  man  anfangs  den  Portosatz  für  einfache 
Briefe  (1  Sgr.)  anwandte.  Die  Postkarten  enthalten  geschäftliche  Notizen,  Be- 
nachrichtigungen kurzen  Inhalts,  Anzeigen  u.  s.  w.  Da  der  Versender  derartiger 
Mitteilimgen  meist  nicht  geneigt  sein  wird,  viel  Zeit,  Mühe  und  hauptsächlich 
Kosten  aufzuwenden,  so  würde  er  die  I^IitteUungen  häufig  unterlassen,  wenn  die 


1)  Finke,  a.  a.  0.  S.  81.  —  Vgl.  femer  den  Aufsatz:  „beschichte  der  Postkarte"  in 
der  Poststatistik  für  1880,  S.  so.  —  Belgien ,  Dänemark ,  Grossbritannien ,  Italien ,  Nieder- 
lande, Oesterreich-Ungam,  Schweden  und  die  Schweiz  setzten  das  Porto  für  Postkarten 
von  vornherein  auf  die  H&lfte  des  Briefportos  fest;  in  den  Vereinigten  Staaten  von 
Amerika  wurden  Postkarten  sogar  fttr  ein  Drittel  des  Portos  für  Briefe  befördert. 
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Yoa  der  Post  für  die  Uebermittlmig  solcher  Nachrichten  zu  erhebenden  Taxen 
gleich  hohe  wären  wie  für  verschlossene  Briefe.  Mit  Recht  sagt  daher  Roth- 
schild hinsichtlich  der  Postkarten:  „A  ces  Communications  usuelles  et  presque 
banales,  une  seule  choee  importe,  une  seule,  pour  que  les  voyageurs  puissent  las 
confier  k  la  Poste,  c'est  Textreme  modicitö  du  priz  de  transport''^).  Femer  bilden 
der  geringe  Raum  für  die  Mitteilungen,  die  erheblichen  Vorteile,  welche  für  die 
technische  Behandlung  durch  den  bei  der  Postkarte  beinahe  durchgeführten  Fran- 
kierungszwang,  sowie  durch  die  vollständige  Gleichartigkeit  und  Gleichmassigkeit 
derselben  entstehen,  schliesslich  der  Umstand,  dass  hier  nicht  die  Verantwortlich- 
keit wie  für  verschlossene  Briefe  besteht  (Eröffnung  durch  besondere  Ausschüsse), 
so  gewichtige  Gründe,  dass  die  Hälfte  des  einfachen  Briefportos  gerecht- 
fertigt ist.  (Fortsetzung  folgt.) 


1)  Rothschild,  a.  a.  0.  8.818.  —  Derselbe  sagt  an  anderer  Stelle:  „Le  prix  de 
ces  cartes  . .  .,  devant  £tre  införieur  ii  celui  des  timbres  employös  pour  les  lettres  fermöes, 
il  allait  de  soi  que  les  cartes-poste  ne  pourraient  6tre  transportöes  qu'ä  döconvert." 
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Geschichte  der  Bestenernng  des  Salzes  in  Dentschland 
bis  zum  Jahre  1867  0. 

Von 

Albrecht  Offenbicher^ 

Regierungsassessor  in  Darmstadt. 

Mit  Baden  ist,  was  die  grösseren  Bundesstaaten  anlangt,  die  Reihe  der 
Staaten  abgeschlossen,  welche  die  Produktion  des  Salzes  zu  einem  Alleinrecht 
<ler  Regierung  gemacht  und  die  gesamte  Salzerzeug^ng  in  eigene  Hand  ge- 
nommen hatten.  Eine  zweite  Gruppe  von  Bundesstaaten  beanspruchte  nur  ein 
ausschliessliches  Recht  auf  den  Handel  mit  Salz  und  Hess  auch  Private  inner- 
halb ihres  Machtbereiches  an  der  Salzgewinnung  teilnehmen.  In  dieser  Gruppe 
der  Staaten  mit  Salzhandelsmonopol  nimmt,  was  Grösse  und  Bedeutung  an- 
belanget, die  unbestritten  erste  Stelle  ein  das 

Königreich   Preussen. 

Wohl  nirgend  mehr  in  Deutschland  ist  das  Recht  des  .Salzregals* 
finanziell  in  einem  so  hohen  Masse  ausgebeutet  worden,  wie  gerade  in  Preussen. 
Mit  Hilfe  der  drückendsten  und  rücksichtslosesten  Vorkehrungen  suchte  man 
hier  den  Ertrag  der  Salzregie  immer  und  immer  wieder  zu  steigern,  den  Ab- 
satz des  Regiesalzes  zu  vergrössem.  Auf  die  Wünsche  der  Untertanen  und  auf 
die  Forderungen  der  Billigkeit  wurde  nur  in  vereinzelten  Fällen  und  erst  in 
späterer  Zeit  gehört,  und  so  findet  denn  die  Finanztheorie  kaum  noch  ein 
zweites  Salzsteuersystem,  bei  welchem  sie  so  viel  Tadelnswertes  und  Verfehltes, 
was  wenigstens  die  volkswirtschaftlichen  Folgen  der  Besteuerung  betrifft,  zu 
bemerken  Gelegenheit  hätte,  als  wie  gerade  hier.  Auf  der  anderen  Seite  soll 
indessen  nicht  übersehen  werden,  dass  diese  drückende  Besteuerung  der  Salz- 
konsumtion ihr  gutes  Teil  dazu  beigetragen  hat,  die  Erfolge  preussischer 
Staatsverwaltung  und  preussischer  Staatskunst  zu  ermöglichen.  In  der  Hand 
preussischer  Regenten  und  Staatsmänner  ist  diese  Abgabenform  eines  der  er- 
^ebigsten  Mittel  zur  Beschaffung  der  Einnahmen  geworden,  welche  das  Eönig- 


1)  Siehe  den  ersten  Teil  des  Aufsatzes  oben  S.  222—280  dieses  Jahrgangs. 
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reich  zur  Erfüllung  seiner  ruhmvollen  Mission  nun  einmal  nötig  hatte.  Gerade 
in  Zeiten  der  Vorbereitung  und  der  Sammlung,  gerade  in  Jahre  des  Aufschwunges 
fallen  die  wesentlichsten  Aenderungen  auf  dem  Gebiete  der  Salzbestenerung. 
Bei  der  Armut  des  Landes  waren  es  nur  wenige  Quellen  öffentlichen  Einkom- 
mens^ aus  welchen  die  zur  Bestreitung  des  Staatsaufwandes  nötigen  Summen 
geschöpft  werden  konnten.  Und  wie  es  bei  der  Verwertung  derselben  auf  der 
einen  Seite  der  sorgfältigsten  Sparsamkeit  und  der  zielbewusstesten  Energie  be- 
durft hat,  so  waren  auf  der  anderen  Härten  und  Druck  mit  dem  besten  Willen 
nicht  zu  vermeiden.  Von  diesem  Gesichtspunkte  aus  muss  die  Geschichte  der 
Salzbesteuerung  in  Preussen  unbedingt  auch  betrachtet  werden.  Denn  die  un- 
erbittlichste Strenge  und  die  rücksichtsloseste  Ausbeutung  aller  Mittel  und 
Kräfte  eines  Staates  wird  zur  gebieterischen  Pflicht,  wenn  es  sich  um  die  Er- 
haltung und  nachhaltige  Förderung  des  Staates  selbst  handelt.  Ob  es  aller- 
dings nicht  zweckmässiger  gewesen  wäre,  andere  Einnahmequellen  starker  zur 
Deckung  des  Staatsbedarfes  heranzuziehen  und  die  Salzkonsumtion  steuerlich 
zu  entlasten,  ist  eine  andere  Frage,  deren  Beantwortung  jedoch  hier  zu  weit 
führen  würde. 

Dem  Worte  ,  Salzregal **  legte  man  auch  in  Brandenburg-Preussen  schon 
frühzeitig  eine  zwiefache  Bedeutung  bei,  indem  man  unter  demselben  sowohl 
das  Vorrecht  des  Landesherrn  auf  alle  Salzlager  und  Solquellen  des  Staats- 
gebietes, als  auch  die  ausschliessliche  Berechtigung  des  Fürsten  zum  Salz- 
handel verstand.  Ein  Recht  auf  die  Solquellen  und  Salzlager  scheinen  die 
Markgrafen  schon  frühzeitig  geltend  gemacht  zu  haben,  da  dieselben  bereits 
im  Jahre  1258  dem  Kloster  Chorin  Güter  mit  Vorbehalt  des  Salzregales  über- 
Hessen^).  Im  Jahre  1480  privilegierte  Kurfürst  Johann  die  Unternehmer  eines 
Salzwerkes  in  Saarmund ^).  Wagner')  und  Lehr^)  sind  der  Ansicht,  dass 
das  Salzregal  im  Jahre  1656  von  dem  Grossen  Kurfürsten  eingeführt  worden 
sei  und  sie  haben  dabei  anscheinend  beide  die  handelsrechtliche  Seite  des  Salz- 
regals im  Auge.  Abgesehen  davon,  dass  eine  Verwechslung  mit  dem  Jahre  1652 
vorliegen  dürfte,  trifiFt  diese  Angabe  weder  hinsichtlich  des  Produktionsmonopols, 
wie  eben  erwähnt,  noch  auch  hinsichtlich  des  Salzhandelsmonopols  zu,  da  Kur- 
fürst Joachim  II.  schon  im  Jahre  1560  zu  Belitz  und  an  anderen  Orten  Salz- 
werke unter  einem  beträchtlichen  Kostenaufwand  errichtet  und  sodann  ein 
Alleinrecht  auf  den  Handel  mit  Salz  in  der  unzweideutigsten  Weise  gefordert 
hatte,  indem  er  die  Einfuhr  fremden  Salzes  untersagte  und  seine  Untertanen 
anhielt,  nur  Salz  zu  gebrauchen,  das  bei  den  neuen  landesherrlichen  Sahnen 
gewonnen  worden  war^}.  Die  auf  die  neuen  Anlagen  gesetzten  Hoffnungen 
scheinen  sich  nicht  erfüllt  zu  haben,  weil  bereits  Kurfürst  Johann  Geoi^g 
Veranlassung  fand,  einen  Salzlieferungsvertrag  mit  der  Stadt  Lüneburg  ab- 
zuschliessen  und   den  Salzhandel   durch   eine  Verordnung  des  Jahres  1583  neu 


1)  Bornhak,  Konrad,  Geschichte  des preass.  Verwaltungsrechts.  Berlin  1884 S6, 
I.  Bd.,  S.  95. 

-)  Daselbst. 

3)  Wagner,  Adolf,  Finanzwissenschaft,  III.  Teil,  S.  119. 

*)  Lehr,  s.  Conrads  Handwörterbuch,  II.  Aufl  ,  Jena  I90i,  6.  Bd.,  S.  491. 

»)  Born  hak,  a.  a.  0.,  S.  214.  Corpus  Constitutionum  Marchiae.  IV.  Teil.  Berlin 
und  Halle  1736  (Mylius).    II.  Abt.,  I.  Kapitel,  Nr.  i. 
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zu  ordnen.  In  dreizehn  Städten,  worunter  Berlin,  Brandenburg,  Potsdam, 
Spandau,  Fürstenwalde,  Küstrin  u.  a.,  wurden  Salzniederlagen  eröffnet  und  das 
Lüneburger  Salz  tonnenweise  zu  bestimmten  Preisen,  welche  sich  zwischen 
2  Rtlr.  2  Arg.  und  2  Rtlr.  10  Arg.  bewegten,  aus  erster  Hand  verkauft^).  Für 
dieses  Niederlagerecht  hatten  die  privilegierten  Städte  ein  bestimmtes  *  Pen- 
sionsgeld*, d.  i.  eine  an  den  Landesherm  zu  entrichtende  GebQhr,  zu  zahlen. 
Der  Kleinhandel  mit  Salz  blieb  dagegen  vorerst  frei.  Auf  die  Klagen  der 
Stadtverwaltungen,  dass  viel  fremdes  Salz  eingeschleppt  werde,  dass  infolge- 
dessen der  Absatz  bei  den  städtischen  Niederlagen  stocke  und  dass  sie  daher 
die  dem  Staate  geschuldeten  Abgabenbeträge  unmöglich  zur  rechten  Zeit  ein- 
zahlen könnten,  wurden  die  Privaten  unter  wiederholtem  Hinweis  auf  das 
Salzeinfuhrverbot  daran  erinnert,  dass  der  Salzbedarf  aus  den  eingerichteten 
Salzniederlagen  zu  decken  sei.  Derartige  Verordnungen  ergingen  in  den 
Jahren  1610,  1612,  1614  und  1624,  scheinen  jedoch  den  beabsichtigten  Erfolg 
nicht  gehabt  zu  haben'). 

Denn  um  den  vom  Kurfürst  Georg  Wilhelm  auf  600  Lasten  und  mehr 
veranschlagten  Salzeinschleif  gleichfalls  mit  Abgaben  zu  belegen ,  ordnete  der 
Genannte  im  Jahre  1625  an  *),  dass  jeder  Salzfuhrmann  an  der  ersten  Zollstätte 
des  Landes  einen  Zoll  von  V/i  RÜr.  fOr  jedes  Pferd  entrichten  müsse  und  dass 
nur  Lüneburger  Salz  auf  solche  Weise  eingeführt  werden  dürfe.  Um  die  Be- 
folgung dieser  Anordnungen  zu  sichern,  wurde  den  Salzfuhrleuten  bei  dieser 
Verzollung  der  Ladung  eine  Quittung  ausgehändigt,  welche  sie  in  den  Stand 
setzte,  die  übrigen  Zollstätten  frei  zu  passieren  und  sich  jederzeit  wegen  Zah- 
lung des  Zolles  auszuweisen.  Konnten  sie  sich  nicht  in  solcher  Art  legitimieren, 
dann  wurden  sie  zwangsweise  an  die  Landesgrenze  zurückgebracht  und  im 
Rückfalle  wurden  ihnen  Pferd  und  Wagen  konfisziert. 

Die  Einnahmen,  welche  die  Kurfürsten  aus  dem  Salzregal  zogen,  waren 
bereits  damals  beträchtliche.  Nach  Riedels  Angaben  ^)  beliefen  sie  sich  wäh- 
rend des  Zeitraumes  von  1608—19  auf  etwa  6000  Tlr.  jährlich,  auf  ungefähr 
7  7o  ^68  durchschnittlichen  jährlichen  Gesamtstaatseinkommens.  Im  Jahre 
1613/14  wurde  sogar  der  Betrag  von  15,000  Tlr.  nahezu  erreicht.  Dagegen 
gingen  die  Abgabesummen,  welche  die  privilegierten  Städte  an  den  Kurfürsten 
zahlten,  von  den  18,020  Tim.  des  Jahres  1622/23  rasch  auf  nur  3968  Tlr.  im 
Jahre  1684/85  zurück  und  waren  überdies  erheblichen  jährlichen  Schwankungen 
unterworfen ').  Schon  wegen  dieser  unbefriedigenden  Resultate  der  Verpachtung 
des  Salzliandels  an  die  Städte  waren  Reformen  der  Salzbesteuerung  nicht  zu 
vermeiden.   Und  solche  Hessen  denn  auch  nicht  lange  auf  sich  warten. 

Der  80jährige  Krieg  hatte  die  Staatsfinanzen  in  die  äusserste  Zerrüttung 
gebracht.  AJs  im  Jahre  1648  der  Westfälische  Frieden  demselben  ein  Ende 
machte,  waren  die  Kassen  des  Staates  leer  und  die  erschöpfte  und  vollkommen 
verarmte  Bevölkerung  nicht  im  stände,  ein  menschenwürdiges  Dasein  zu  fristen. 


1)  Edikt  vom  18.  August  1683.  —  Bornhak,  a.a.  0.  Corp.  Const.  Harch.,  a.  a.  0.,  Nr.  2. 
>)  Corp.  Const.  March.,  a.  a.  O.,  Nr.  3,  i,  6  u.  6. 
S)  Edikt  vom  26.  November  1626.    Corp.  Const.  Harch.,  a.  a.  0.,  Nr.  7. 
*)  Riedel,  AdolfFriedrich,  Der  brandenburgisch-preussische  Staatshaushalt 
in  den  letzten  beiden  Jahrhunderten.    Berlin  1866.    Beilage  Nr.  l. 
^)  Daselbst,  Beilage  Kr.  2. 
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geschweige  denn  zur  Gesuodung  des  Staatseinkommens  erfolgreich  beizusteuern. 
Unter  diesen  Umstunden  verdienen  die  Absichten  und  Erfolge  des  Grossen  Kur- 
forsten,  welcher  im  Jahre  1640  die  Zügel  der  Regierung  ergriffen  hatte,  die 
ungeteilte  Bewunderung  der  Nachwelt,  wenn  schon  die  AusfQfarung  seiner  Re- 
formen mit  mancherlei  Härten  und  Eigenmächtigkeiten  verbunden  war.  Auf- 
gabe dieses  Regenten  war  es  zunächst,  die  Mittel  flüssig  zu  machen,  deren  er 
zur  Verwirklichung  seiner  hochfliegenden  Pläne  bedurfte,  Einnahmen  und  Aus- 
gaben des  Staates  in  das  Gleichgewicht  zu  bringen  und  alle  Kräfte  des  Landes 
in  sorgsamster  Haushaltung  zusammenzufassen.  In  dem  Salzregale  fand  er  eine 
Quelle  staatlichen  Einkommens,  welche,  bisher  nur  bis  zu  einem  gewissen  Grade 
ausgebeutet,  für  die  Zukunft  eine  bessere  Rente  versprach.  Er  erhob  Anspruch 
auf  das  Vorrecht  des  Salzregales  in  seinem  weitesten  Umfange  und  er  verfolgte 
diesen  Anspruch  mit  dem  grössten  Nachdruck,  weshalb  er  des  öfteren,  wenn- 
schon zu  Unrecht,  als  der  Begründer  des  brandenburgisch-preussischen  Salz- 
regales genannt  wird.  Im  Jahre  1652  untersagte  er  die  Einfuhr  alles  fremden 
Salzes  und  übte  den  Salzverkauf  als  ein  ihm  allein  zustehendes  Recht  au8')r 
allerdings,  wie  Stenzel  in  seiner  Geschichte  des  preusslschen  Stiiates  erwähnt^, 
nur  unter  heftigem  Widerstreben  der  Landstände.  Er  rief  dabei  folgende  Regie- 
einrichtungen ins  Leben. 

An  passenden  Orten  wurden  kurfürstliche  Salzfaktoreien  errichtet,  welche 
einen  bestimmten  Bezirk  mit  Salz  zu  versorgen  hatten.  Solcher  Magazine  nennt 
unter  anderem  ein  Patent  des  Jahres  1699')  35  und  teilt  sie  in  drei  Gruppen 
ein,  für  deren  jede  besondere  Salzpreise  angesetzt  waren.  Es  kostete  z.  B.  eine 
Tonne  Salz  1665  in  Seehausen  4  Tlr.-«),  1667  in  Potsdam  4  Tlr.  3  Gr.*),  1694 
in  Beriin  4  Tlr.  6  Gr.«)  und  im  Jahre  1699  je  nach  Faktorei  4  Tlr.  4  Gr.  bis 
4  Tlr.  20  Gr.*).  Ausserdem  war  beim  Ankauf  des  Salzes  eine  sog.  Faktor- 
gebühr zu  entrichten,  die  sich  in  der  Regel  auf  2  Gr.  belief.  Aus  diesen 
Faktoreien  hatten  die  .Salzseller*  oder  , Salzhöcker'  ihren  Bedarf  zu  ent- 
nehmen, Kleinverkäufer,  welche  den  Salzverschleiss  in  den  Städten  und  ge- 
eigneten Orten  zur  grösseren  Bequemlichkeit  des  Salz  konsumierenden  Publikums 
ausübten.  Die  Salzseller  durften  auf  den  Faktoreipreis  der  Metze  Salz,  welcher 
zwischen  1  Gr.  5  Pf.  und  1  Gr.  9  Pf.  schwankte,  eine  gewisse  Summe  »wegen 
des  Fuhrlohnes*  aufschlagen,  doch  sollten  die  Salzinspektoren  ein  scharfes 
Augenmerk  darauf  richten,  dass  die  Käufer  bei  dieser  Preisstellung  nicht  über- 
fordert würden.  Das  Recht  zu  diesem  Detail  verkauf  konnte  nur  durch  eine 
von  der  Obrigkeit  ausgestellte  «Bestallungsinstruktion'  erworben  werden.  Im 
übrigen  war  dagegen  seit  dem  Jahre  1664^)  jeglicher  Hausierhandel  mit  Salz, 
besonders  aber  auch  «das  uff  den  DörfFem  herumb  vagiren'  der  Salzfuhrleute 
bei  Verlust  von  Wagen  und  Pferd  verboten,  während  noch  das  Edikt  des 
Jahres  1652  den  Salzführem  den  Salzverkauf  ausserhalb  der  Faktoreiorte  unter 


J)  Edikt  vom  16.  Februar  1662.    Corp.  Const.  March.,  a.  a.  0.,  Nr.  lO. 
2)  Stenzel,  O.  A.  H.,  Geschichte  des  preuss.  Staates.  Hamburg  1837,  II.  Bd.,  S.  79 
»)  Corp.  Const.  March.,  a.  a.  0.,  Nr.  21. 
*)  Daselbst,  Nr.  13. 
^)  Daselbst,  Nr.  u. 
•)  Daselbst,  Nr.  19. 

T)  Verordnung  vom  14.  November  1664.    Daselbst,  Nr.  12. 
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der  Bedingung  gestattet  hatte,  dass  sie  dem  in  Frage  kommenden  Salzfaktor 
för  jedes  Pferd  und  jede  Salzfuhre  eine  Vergütung  von  6  Tim.  entrichteten 
and  Nachweis  über  den  Salzabsatz  führten').  Durch  weitere  Massregeln  suchte 
man  eine  Eontrolle  darüber  zu  gewinnen,  ob  tatsächlich  nur  kurfürstliches 
Magazinsalz  im  Lande  in  den  Handel  und  zum  Verbrauche  kam.  Die  wichtigste 
dieser  Vorschriften  bestand  darin,  dass  jede  Gemeinde  einer  bestimmten  Stadt 
oder  Faktorei  zugeteilt  wurde,  wo  der  Faktor  den  Namen  und  Wohnort  der 
Käufer  in  einem  Register  zu  vermerken  hatte.  Die  Prüfung  dieser  Register 
lieferte  ohne  weiteres  den  Nachweis,  ob  alle  der  Salzverkaufsstelle  zugewiesenen 
Personen  in  der  Tat  ihren  Salzbedarf  hier  eingekauft  hatten  und  welche  dem 
Magazine  ferngeblieben  waren').  Befreit  von  allen  diesen  Neuerungen  blieben 
auf  Grund  des  Landtagsabschiedes  vom  26.  Juli  1653^  nur  die  Prälaten,  Grafen, 
Herren  und  Mitglieder  der  Ritterschaft,  welche  das  nötige  Salz  auf  Freipässe 
aus  dem  Ausland  anfahren  lassen  durften,  und  welche  sonach  wenigstens  per- 
sönliche Befreiung  von  der  lästigen  Salzregie  durchgesetzt  hatten,  nachdem  es 
ihnen  nicht  gelungen  war,  die  verhasste  Einrichtung  dem  Lande  fem  zu  halten, 
öebergriffe  und  Gesetzesverletzungen  scheinen  diesen  privilegierten  Ständen 
nicht  eben  unbekannt  gewesen  zu  sein,  da  die  Edikte  vom  28.  Juni  1671  und 
20.  November  1684  solchen  Zuwiderhandlungen  entgegen  zu  treten  Veranlassung 
nehmen  *). 

Das  Versprechen  Friedrich  Wilhelms,  das  Salz  mit  Hilfe  der  nieuen  Vor- 
kehrungen künftig  den  Konsumenten  um  ,ein  merkliches  wohlfeiler,  als  bis- 
hero*  zu  verschaffen,  ging  nan  zwar  nicht  in  Erfüllung.  Aber  die  Billigkeit 
erfordert,  zuzugeben,  dass  sowohl  er  wie  auch  seine  Nachfolger  bemüht  waren, 
die  Käufer  vor  Uebergriffen  der  Salzseller  zu  sichem,  und  diese  wohlmeinende 
Absicht  äussert  sich  in  zahlreichen  Bestimmungen  der  hierher  gehörenden 
Edikte  und  Verordnungen,  wie  sie  denn  auch  Veranlassung  der  Vorschrift  war, 
dass  der  Salzverkauf  vom  Jahre  1694  an  ^)  nach  dem  Gewichte  und  nicht  mehr 
nach  dem  Masse  zu  erfolgen  habe.  Die  wohlwollende  Anordnung  wurde  aller- 
dings verkannt  und  im  Jahre  1698  auf  wiederholte  Vorstellungen  der  Land- 
stände hin  wieder  rückgängig  gemacht,  so  dass  von  da  an  die  Landeskinder 
das  Salz  wieder  nach  Metzen  einkauften  ^). 

Die  Stärke  der  Reform  lag  übrigens,  wie  bereits  erwähnt,  in  ihren 
finanziellen  Ergebnissen.  Nach  den  Mitteilungen  Riedels^)  flössen  bestimmte 
Teilbeträge  der  von  der  Salzregie  aufgebrachten  Einnahmen  in  die  vom  Kur- 
fürsten im  Jahre  1673  geschaffene  Hauptkasse,  die  sog.  Hofstaatsrentei,  da  sich 
das  Einkommen  des  Landesherrn  aus  den  Domänen  zur  Deckung  der  von  dieser 
Kasse  zu  bestreitenden  Ausgaben  unzureichend  erwiesen  hatte.  Dieser  Teil  der 
Salzsteaereinnahmen  belief  sich  auf  30—35,000  Tlr.  jährlich.  Der  Rest  der 
Salzgelder  wurde  von  einer  zweiten  Kasse,  der  Hofrentei,  vereinnahmt  und  be- 


>)  Corp.  Const.  March.,  a.  a.  0.,  Nr.  lO. 

2)  Daselbst,  Nr.  12. 

»)  Daselbst,  Nr.  12. 

«)  Daselbst,  Nr.  15  a.  18. 

»)  Daselbst,  Nr.  19. 

S)  Daselbst,  Nr.  20. 

7)  Biedel,  a.  a.  0.,  S.  18  u.  SO 
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trug  während  der  letzten  Regierungsjahre  des  Grossen  Kurfürsten  mit  geringen 
jährlichen  Schwankungen  etwas  mehr  als  40,000  Tlr.^).  Unter  dem  Sohne  des 
Genannten  stiegen  die  Erträge  der  Salzregie  wiederum  in  beträchtlichem  Masse, 
wie  z.  B.  im  Todesjahre  König  Friedrichs  I.,  im  Jahre  1718,  die  Generalsalz- 
kassenrechnung  mit  einem  Ueberschusse  von  148,043  Tim.  abschloss'). 

Trotz  dieser  Zunahme  suchte  Friedrich  I.  die  Salzbestenerung  noch  zü 
erhöhen.  Am  13.  Oktober  1708  erliess  er  ein  Edikt,  durch  welches  der  Faktorei- 
preis eines  Berliner  SchefPels  um  16  gute  Groschen  gesteigert  wurde*).  Die, 
wahrscheinlich  nur  durch  des  Königs  Prunksucht  und  chronische  Geldverlegen- 
heit veranlasste  Neuerung  rief  indessen  so  lebhafte  Beschwerden  im  Lande 
hervor,  dass  sie  im  Jahre  1711  auf  die  „beweglichen  Klagen  und  lamentationes' 
hin  wieder  zurückgenommen  wurde  ^).  Im  Anschluss  daran  ^)  machte  man  fol- 
gende Salzpreise  bekannt:  es  kostete  auf  den  Faktoreien  Berlin,  Fürsten- 
walde, Brandenburg,  Potsdam,  Spandau  und  einigen  anderen  die  Tonne 
4  Rtlr.  2  Gr.  und  2  Gr.  Faktorgebühr,  in  Landsberg,  Königsberg,  Küstrin, 
Frankfurt  a.  0.  und  den  meisten  übrigen  Faktoreien  4  Tlr.  20  Gr.  und  2  Gr. 
Faktorgebühr  und  endlich  in  Krossen  und  ZüUichau  5  Tlr.  8  Gr.  und  2  Gr. 
Gebühr,  während  eine  Motze  zu  1  Gr.  7  Pf.,  1  Gr.  9  Pf.  und  1  Gr.  11  Pf.  feü- 
geboten  werden  sollte. 

Friedrichs  L  sparsamer  Sohn,  König  Friedrich  Wilhelm  I.,  behielt  die 
Besteuerungsg^ndsätze  des  Grossen  Kurfürsten  hinsichtlich  der  Salzsteuer  un- 
verändert bei.  Sein  Streben  ging  lediglich  dahin,  denselben  eine  solche  Fonn 
zu  geben,  dass  der  höchstmögliche  Ertrag  der  Salzregie  gesichert  war.  Getreu 
seiner  strengen,  haushaltenden  und  praktischen  Denkart  beschränkte  er  sich 
auf  die  Unterdrückung  deijenigen  Missstände,  die  geeignet  waren,  die  Ein- 
nahmen aus  dem  Salzmonopole  zu  schmälern,  unbekümmert  darum,  ob  er  sich 
hierbei  im  Widerspruch  mit  berechtigten  Forderungen  seiner  Untertanen  be- 
fand. In  erster  Linie  musste  der  blühende  Schleichhandel  mit  fremdem  Salze 
seinen  Unwillen  erregen.  Er  suchte  zunächst  das  Uebel  mit  denselben  Waffen 
zu  bekämpfen,  deren  sich  auch  seine  Vorfahren  bedient  hatten,  nur  dass  er 
sehr  viel  schärfere  Waffen  benutzte,  als  jene.  Seine  Edikte  vom  Oktober  1720 
und  vom  März  1723')  wiederholten  die  früheren  Verbote  der  Einfuhr  fremden 
Salzes  und  bedrohten  Zuwiderhandlungen  mit  Leib-  und  Lebensstrafe,  nach  Be- 
finden sogar  mit  der  Todesstrafe  am  Galgen.  Als  aber  auch  diese  äussersten 
Drohungen,  deren  konsequente  Anwendung  selbst  einem  Friedrich  Wilhelm  1. 
unmöglich  geworden  wäre,  das  Uebel  nicht  zu  beseitigen  vermochten,  entschloss 
sich  der  König,  es  mit  einem  Mittel  zu  versuchen,  welches  besseren  Erfolg  ver- 
sprach und  ordnete  die  Einführung  der  sog.  Salzkonskription  an.  Diese  Neue- 
rung beruhte  im  wesentlichen  auf  der  Verpflichtung  des  Haushaltungsvorstandes, 
alljährlich  ein  der  Personenzahl  und  dem  Viehstande  angemessenes  Salzquantum 
den  königl.  Niederlagen  zu  entnehmen,  ohne  Rücksicht  darauf,  ob  diese  Menge 


1)  Riedel,  a.  a.  0.,  Beilage  Nr.  III. 

2)  Daselbst,  S.  41. 

»)  Born  hak,  a.  a.  0.,  S.  391.    Corp.  Const.  March.,  a.  a.  0.,  Nr.  24. 

*)  Corp.  Const.  March.,  a.  a.  0.,  Nr,  25. 

ft)  Daselbst,  Nr.  26. 

•)  Daselbst,  Anhang  Nr.  3  a.  4. 
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wirklich  verbraucht  wurde  oder  nicht.  Da  eme  derartige  Einrichtung  den 
Verbrauch  von  defraudiertem  Salze  allerdings  zur  Unmöglichkeit  machte,  so 
«rfüllte  sie  wohl  den  erstrebten  Zweck  vollkommen,  aber  sie  hatte  die  schwersten 
volkswirtschaftlichen  Nachteile  im  Gefolge,  über  welche  sich  später  der  Minister 
Freiherr  vom  Stein  mit  den  Worten  äusserte:  .Diese  Einrichtung  war  lästig 
für  die  Untertanen,  führte  zu  mancherlei  Bedrückungen  und  Unterschleifen 
und  war  die  Veranlassung  ewiger  Untersuchungen  und  Beschwerden.  Die  Art 
und  Weise,  wie  die  Salzinspektoren  mit  der  Aufnahme  der  Salzregister  und 
bei  der  Eontrollierung  der  Konsumenten  zu  Werk  gingen,  war  äusserst  mangel- 
haft, und  es  war  nicht  wohl  möglich,  hierin  mehr  Genauigkeit  zu  verlangen, 
wenigstens  nicht,  ohne  das  Lästige  der  Sache  für  die  Untertanen  noch  zu  ver- 
mehren* *). 

Das  Wesen  der  Eonskription  beruhte  auf  folgenden  Vorschriften '). 

Auf  Grund  jährlicher  Revisionen  hatten  die  den  Kriegs-  und  Domänen- 
kammem  unterstellten  Salzinspektoren  im  Frühjahr  jeden  Jahres  nach  den  An- 
gaben der  Obrigkeiten,  Prediger,  Wirte  u.  s.  w.  den  Personenstand,  den  Vieh- 
besitz und  die  wirtschaftlichen  Verhältnisse  einer  jeden  Haushaltung  festzusetzen 
und  den  Gesamtbedarf  derselben  an  Regiesalz  für  das  kommende  Jahr  unter 
Ansatz  folgender  Salzmengen  zu  berechnen.    Es  kamen  in  Rechnung: 

1.  jede  Person  über  9  Jahren  mit  4  Meteen, 

2.  jede  melkende  oder  tragende  Kuh  mit  2  Metzen, 
8.  zehn  melkende  Schafe  mit  2  Metzen, 

4.  zehn  güste  Schafe  oder  Hammel  mit  1  Metze, 

5.  das  Einschlachten  auf  eine  Familie  von  vier  Personen  mit  2,  von  sechs 
Personen  mit  8  und  von  über  acht  Personen  mit  4  Metzen  und 

6.  das  Brauen  mit  1 V*  Metzen  auf  je  ein  Wispel. 

Durch  Multiplikation  dieser  Sätze  mit  den  entsprechenden,  bei  der  Re- 
vision ermittelten  Zahlen  der  Hausstandsmitglieder,  des  Viehbestandes  u.  s.  w. 
erhielt  man  die  Salzquantitäten,  welche  der  Haushaltungsvorstand  im  Laufe 
des  nächsten  Jahres  den  königlichen  Faktoreien  mindestens  zu  entnehmen 
hatte.  Um  auch  eine  Kontrolle  darüber  zu  gewinnen,  ob  die  festgesetzte  Salz- 
menge nun  in  der  Tat  bei  der  Faktorei  und  dem  Salzseiler  angekauft  wurde, 
erhielt  jeder  Haushaltungsvorstand  ein  „Salzbüchlein',  in  dem  alljährlich  das 
ermittelte  Konskriptionsquantum  vorzutragen  und  welches  dem  ein  für  allemal 
zugewiesenen  Salzseller  bei  jedem  Salzkaufe  vorzulegen  war,  damit  dieser  die 
bezogene  Salzmenge  eigenhändig  in  das  Buch  eintrüge.  Bei  der  demnächst 
vorzunehmenden  Revision  des  Salzbuches  war  es  dann  ein  Leichtes,  durch  Ab- 
schluss  des  Buches  und  Vergleichen  der  Schlusssumme  mit  dem  Konskriptions- 
betrage festzustellen,  ob  das  vorgesehene  Quantum  abgeholt  worden  war  oder 
nicht.  Die  Salzinspektoren  hatten  bei  begründetem  Verdachte  falscher  Ein- 
träge oder  anderweitiger  Betrügereien  die  erforderlichen  Untersuchungen  ein- 
zuleiten und  die  Resultate  der  Revisionen  in  den  »Proberegistem*   zusammen- 


1)  Pertz,  G.  H.,  Das  Leben  des  Ministers  Freiherrn  v.  Stein.    Berlin  1849,  I.  Bd., 
S.  508,  Ziff.  XIV. 

>)  Vgl.  Borowski,   G.  H.,  Preuss.  Kameral-  und  Finanzwesen.     II.  Bd.,  8.  Aus- 
gabe, Berlin  I805.  II.  Kapitel,  9  ^i  ff-    Desgleichen:  Historische  etc.  Beyträge,  die  königl. 
preuss.  etc.  Staaten  betreffend,  I.  Teil,  Berlin  1781.    Erstes  Stück,  S.  9  ff.  und  Anlage  A. 
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zustellen,  getrennt  nach  den  Beträgen,  welche  za  kaufen  waren,  wirklich  gekauft 
wurden  und  noch  ausstanden.  Am  Schlüsse  derselben  waren  ausserdem  noch 
diejenigen  Personen  namhaft  zu  machen,  die  ihre  Bezüge  nicht  in  die  Salz- 
bücher hatten  eintragen  lassen.  Diese  Register  wurden  sodann  zur  Yeranlasaung^ 
des  weiter  Erforderlichen  an  die  Kriegs-  und  Domänenkamm em  eingeschickt. 
Um  den  Erfolg  der  ganzen  Einrichtung  sicher  zu  stellen,  hielt  man  folgende- 
Strafen  für  hinreichend:  für  jede  vom  Haushaltungsvorstande  Überhaupt  nicht 
oder  bei  einem  anderen  als  dem  zugewiesenen  Salzseller  gekaufte  Metze  Salz, 
des  Eonskriptionsquantums  wurden  4  Gr.  Geldstrafe  beigetrieben.  Dieser  Be- 
trag sollte  im  Wiederholungsfalle  und  dann  verdoppelt  werden,  wenn  Einträge 
im  Salzbuche  gefälscht  worden  waren. 

Die  Konskription  kam  Übrigens  nur  auf  dem  flachen  Lande  und  in  den 
offenen  Städten  zur  Einführung.  Innerhalb  der  ummauerten  Städte  liess  sich 
der  ausschliessliche  Gebrauch  des  Regiesalzes  durch  einfache  Torkontrolle  sicher- 
stellen, weshalb  denn  auch  hier  die  Ausgabe  der  Salzbücher  und  die  Auf- 
stellung der  Proberegister  unterblieb.  Weiter  waren  von  der  lästigen  Einrich- 
tung befreit  die  Besitzer  adliger  Güter,  die  Verwaltungen  aller  Domänen  des 
Königs  und  der  Prinzen,  die  Klöster,  Stifter,  Kapitel  u.  s.  f.  Ein  königl.  Re- 
skript vom  3.  März  1783  0  gestattete  denselben,  das  Salz,  dessen  sie  bedurften,, 
tonnenweise  unmittelbar  bei  den  Faktoreien  einzukaufen.  Doch  mussten  sie 
hier,  zur  Vermeidung  von  Missbräuchen,  die  gekauften  Quantitäten  in  ein  be- 
sonderes Buch  eintragen  lassen,  dessen  Prüfung  dem  Salzinspektor  freistand. 
Selbstverständlich  durfte  das  in  solcher  Weise  bezogene  Salz  nur  in  der  eigenen 
Haushaltung  und  Verwaltung  der  Privilegierten  Verwendung  finden. 

Die  Salzkonskription  wurde  zum  ersten  Male  in  bestimmten,  insbesondere 
den  östlichen,  Landesteilen  durch  die  Instruktion  für  die  Salzinspektoren  vom 
16.  März  1725  eingeführt'),  in  den  Jahren  1751—58  auch  auf  Cleve,  Mors, 
Minden,  Ravensberg,  Lingen,  Tecklenburg  und  Geldern  ausgedehnt')  und  durch 
das  königl.  Edikt  vom  17.  Dezember  1765  in  den  noch  be&eiten  Landesteilen  mit 
Ausnahme  folgender  Provinzen  in  Kraft  gesetzt^).  Im  Fürstentum  Neufchatel 
und  Valengin,  wo  man  seit  dem  Jahre  1724  den  Salzhandel  trotz  des  leb- 
haften Widerspruchs  der  Bevölkerung  zu  Gunsten  des  Staatseinkommens  an 
französische  Unternehmer  verpachtet  hatte,  war  die  Konskription  unbekannt*). 
Ebenso  hatten  in  Ostfriesland  die  Stände  zwar  nicht  verhindern  können,  dass 
die  preussische  Regierung  den  Salzhandel  seit  dem  Jahre  1766  unter  Verschleiss 
von  Mindener  Salz  in  monopolistischer  Weise  ausübte,  aber  sie  waren,  wenn 
auch  nur  unter  gewissen  finanziellen  Opfern,  doch  damit  durchgedrungen,  das» 
die  verhasste  Konskription  dem  Lande  fem  blieb*).  Nach  der  Eroberung 
Schlesiens  wurde  auch  hier  das  Salzhandelsmonopol  mit  Konskription  und  allen 


1)  Borowski,  a.  a.  0.,  1  22.   Historische  Beyträge,  a.  a.  0.,  S.  36. 

S)  Historische  Beytrftge,  a.  a.  0.,  Anlage  A.    Corp.   Const.  March.,  a.  a.  0.,  An- 
hang, Nr.  0. 

2)  Bornhak,  a.  a.  0.,  IL  Bd.,  S.  243.  —  Riedel,  a.  a.  0.,  8.  78. 

*)  Riedel,  a.  a.  0.,  8.08.  —  Borowski,  a.  a.  0.,  |  19.  —  Histor.  Beyträge, 
a  a.  0.,  8.  9. 

S)  Historische  Beyträge,  a.  a.  0.,  8.  20. 
•)  Bornhak,  a.  a.  0.,  II.  Bd.,  8.243. 
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lästigeD  Nebenerscheinungen  eingeführt  und  in  Breslau  ein  besonderes  Ober- 
salzamt,  welches,  beiläufig  bemerkt»  dem  Salzdepartement  nicht  unterstellt  war, 
errichtet.  £in  besonderes  Edikt  vom  25.  März  1756  regelte  die  Salzregie  im 
Herzogtum  Schlesien  und  der  Grafschaft  Glatz^).  In  ähnlicher  Weise  erliess 
der  König  eine  eigene  Instruktion  für  die  Salzinspektoren  des  Grossherzogtums 
Magdeburg,  des  Fürstentums  Halberstadt  und  der  Grafschaften  Mansfeld  und 
Hohenstein  im  Jahre  1774,  welche  indessen  nur  nebensächliche  Abweichungen 
von  den  oben  wiedergegebenen  allgemeinen  Vorschriften  aufzuweisen  hatte  ^). 
Aus  alledem  ergibt  sich  der  Schluss,  dass  die  preussische  Monarchie  damals, 
was  die  Besteuerung  des  Salzes  anlangt,  nichts  weniger  als  ein  einheitlich 
organisiertes  Ganzes  gewesen  ist. 

Die  Salzkonskription,  welche  übrigens,  wie  bereits  erwähnt,  an  dem 
Faktoreisystem  der  Regie  nichts  änderte,  war  eine  lediglich  von  finanzpoliti- 
schen Beweggründen  diktierte  Massregel.  Und  das  finanzielle  Ergebnis  der 
Neuerung  war  denn  auch  ein  glänzendes.  Während  die  Salzregie  dem  Grossen 
Kurfürsten  etwa  75—80,000  Tlr.,  dem  Könige  Friedrich  I.  etwa  150,000  Tlr. 
alljährlich  eingebracht  hatte,  lieferte  sie  nunmehr  373,000  Tlr.  im  Jahre  1740, 
890,000  Tlr.  im  Jahre  1764  und  643,000  Tlr.  im  Jahre  1786/1787 »).  Ausserdem 
gingen  von  der  oben  genannten  Obersalzkasse  zu  Breslau  noch  289,757  Tlr.  als 
Ueberschuss  aus  dem  schlesischen  Salzwesen  ein. 

Neben  dieser  Monopolbesteuerung  hatte  der  Verbrauchsgegenstand  Salz 
weitere  Abgabelasten  infolge  der  Akzisegesetzgebung  zu  tragen,  eine  Sonder- 
besteuerung, welche  nur  kurz  erwähnt  sein  mag,  weil  ihre  Geschichte  gleich- 
bedeutend ist  mit  der  Geschichte  der  preussischen  Akzise  überhaupt.  Auf 
diesen  sehr  umfangreichen  Stoff  hier  des  näheren  einzugehen,  verbietet  sich 
von  selbst,  und  es  darf  deshalb  genügen,  bei  dieser  Gelegenheit  daran  zu  er- 
innern, dass  die  Akzise  durch  die  Akziseordnung  für  sämtliche  Stödte  der  Kur- 
mark am  15.  April  1667  eingeführt  und  dabei  ein  Akzisesatz  von  4  Groschen 
für  die  Tonne  Salz  festgesetzt  wurde.  Ohne  Rücksicht  auf  die  fernere  Ent- 
wicklung dieser  Abgaben  zu  nehmen,  mögen  lediglich  einige  Akzisesätze  für 
Salz  aus  den  Jahren  1768/69  Erwähnung  finden.  Für  6  Scheffel  waren  zu 
zahlen : 

in  Magdeburg   12  Groschen  —  Pfennig, 

,   Halberstadt  10        ,  —        , 

,   Kurmark         7        ,  3         , 

,   Pommern        7        „  3         » 

,    Preussen        12        ,  —         ,^). 

Der  Gedanke  Friedrichs  des  Grossen,  auch  die  Leitung  der  Salzregie  dem 
Organisator  der  Akzise,  dem  Franzosen  Launay,  neben  den  übrigen  indirekten 
Auflagen  (Zölle,  Tabak-,  Stempel-  und  Akziseadministration)  zu  Übertragen, 
kam  nicht  zur  Ausführung,  da  jener  ablehnte.  Infolge  dieser  Weigerung  blieb 
es  beim  alten. 


1)  Historische  Bey träge,  s.  a.  0.,  S.  16. 

2)  Daselbst,  Anlage  B.  —  Borowski,  a.  a.  0.,  II.  Bd.,  8  19. 
S)  Riedel,  a.  a.  0.,  S.  98. 

*}  Ygl.  Schultze,  Dr.  Walther,  GesoMchte  der  prenss.  Regieverwaltang  1766 
bis  1786.    Schmollers  Forschnngen.    Leipzig  1888,  VII.  Bd.,  S.Heft,  S.  171. 
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Es  wurde  bereits  wiederholt  darauf  hingewiesen,  dass  das  preussiscfae 
Salzmonopol  ein  ausgeprägtes  Handelsmonopol  gewesen  ist,  da  die  Salzwerke  des 
Landes  nur  zum  Teil  Eigentum  des  Staates  waren.  Zu  diesen  Domänen  zählten 
damals  die  Salinen  zu  Schönebeck  und  Halle  im  Herzogtum  Magdeburg,  zu 
Rehme  im  Fürstentum  Minden  und  zu  Königsbom  bei  Unna  in  der  Grafschaft 
Mark').  Im  Privatbesitz  dagegen  befanden  sich  die  Werke  zu  Halle  (Ge- 
werke),  Kolberg,  Gross-Salza,  Stassfurt,  Sassendorf  und  Werdohl  in  der  Graf- 
schaft Mark,  von  welchen  die  vier  letztgenannten  das  erzeugte  Salz  in  das 
Ausland  verkauften.  Wenn  die  Regierung  des  Staates  auch  wenig  Wert  auf 
die  Erwerbung  von  Salzwerken  gelegt  zu  haben  scheint,  so  hielt  sie  doch  an 
dem  Grundsatze  fest,  dass  ausschliesslich  dem  Könige  das  Verfügungsrecht 
über  neuentdeckte  Salzschätze  zustehe,  ein  Rechtssatz,  welcher  sowohl  in  der 
markgräflich  brandenburgischen  Bergordnung  vom  1.  April  1619')  als  auch 
in  dem  preussischen  Landrechte  vom  20.  März  1791')  Aufnahme  gefunden  hat. 
Hielt  es  die  Staatsverwaltung  für  unzweckmässig,  eine  neu  aufgefundene  Sol- 
quelle auf  Rechnung  des  Staates  ausbeuten  zu  lassen ,  überwies  sie  vielmehr 
das  Unternehmen  an  Private,  dann  verfehlte  sie  doch  niemals,  sich  den  Ver- 
zicht durch  eine  entsprechende  Entschädigungssumme  (den  , Zehnten")  bezahlen 
zu  lassen^).  Das  Salzregal  stand  sonach  in  seinem  vollen  Umfange  in  Geltung, 
wurde  aber  von  der  Regierung  in  einseitiger  Weise  zu  einem  Handelsmonopol 
ausgestaltet. 

Selbstredend  bedurfte  ein  so  beträchÜicherVerwaltungsteil  wie  die  damalige 
preussische  Salzregie  eines  umfangreichen  Apparates  von  Behörden  und  Beamten, 
um  der  gestellten  Aufgaben  gerecht  werden  zu  können^).  Der  Salzseller,  Salz- 
höcker,  Salzfaktoren  und  Salzinspektoren  wurde  bereits  gedacht.  Diese  letzt- 
genannten Beamten  wohnten  meist  am  Stationsorte  einer  Faktorei,  hatten  die 
Geschäftsführung  derselben  zu  überwachen  und,  sofern  sie  nicht,  wie  in  den 
Frühjahrsmonaten,  mit  der  Regulierung  zur  Salzkonskription  beschäftigt  waren 
oder,  wie  nach  Ablauf  jeden  Jahres,  die  Salzbücher  revidierten  und  die  Probe- 
register aufstellten,  der  Einfuhr  fremden  Salzes  nachzuspüren,  s5wie  den  ge- 
samten Salzumsatz  innerhalb  ihres  Dienstbezirkes  unter  steter  Aufsicht  zu  halten^). 
Bei  den  Faktoreien  und  Salzinspektionen  waren  die  Salzkassen  eingerichtet, 
welche  die  vereinnahmten  Beträge  und  die  darüber  zu  stellenden  Rechnungen  an 
die  Hauptsalzkassen  der  einzelnen  Provinzen  einschicken  mussten.  Diese  wiederum 
lieferten  die  Reinerträge  aus  der  Salzregie  nebst  den  zugehörenden  Rechnungen 
an  die  Generalsalzkasse  in  Berlin  ab,  und  die  Jahresrechnung  der  Generalsaiz- 
kasse  wurde  von  der  Oberrechnungskammer  geprüft.  Im  übrigen  stand  die 
Oberaufsicht  über  die  Hauptsalzkassen  der  Provinzen  den  Kriegs-  und  Domäoen- 


J)  Vgl.  B  0  r  0  w  8  k i ,  a.  a.  0.,  II.  Bd.,  §  18.  —  Histor.  Beytr&ge,  a.  a.  0.,  S.  ii,  16,  K,  is 
3)  Vgl.   Zachariae,  H.  A.,  Ueber  Regalien  Qberbaapt  und  das  Salzregal  ins- 
besondere.   Zeitschrift  für  deutsches  Recht  und  deutsche  Rechtswissenschaft.    Tübingen 

1862.  S.  372. 

«)  Preussisches  Landrecht  vom  20.  März  1791.  Redigiert  1794.  II.  Teil,  16.  Titel 
4.  Abschnitt,  insbesondere  |§  71,  98  u.  loe. 

♦)  Siehe  z.  B.  Historische  Beytrlge,  a.  a.  0.,  S.  18.  Vgl.  Bornhak,  a.  a.  0.. 
II.  Bd.,  S.  101. 

6)  Vgl.  Borowski,  a.  a.  0,  8  15,  S.  314.    Historische  Beytrftge,  a.  a.  0.,  S.  84- 

«)  Vgl.  Corp.  Const.  March.  IV.  Teil,  II.  Abt.,  I.  Kapitel,  Anhang,  Nr.  9. 
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kammem  zu,  die  ihrerseits  dem  sog.  Salzdepartement,  einer  besonderen  Abteilung 
de;9  Generalfinanzdirektoriums  in  Berlin,  unterstellt  waren.  Wegen  der  Aebnlich- 
keit  der  unterstellten  Betriebe  wurde  übrigens  das  Salzdepartement  durch  königl. 
Kabinettsordre  vom  14.  Februar  1794  mit  dem  Bergwerksdepartement  ver- 
einigt *). 

Eng  verknüpft  mit  der  Geschichte  der  Salzregieverwaltung  ist  die  Ge- 
schichte der  Seehandlung').  Es  war  dieses  eine  im  Jahre  1772  gegründete  Ge- 
sellschaft, welche  statutengemäss  ausländisches  —  spanisches,  portugiesisches, 
französisches  und  besonders  englisches  —  Salz  ankaufen  und  teils  an  die  Regie- 
verwaltung abgeben,  teils  nach  Polen  weiter  verhandeln  sollte.  Nach  der  Teilung 
des  Königreichs  Polen  im  Jahre  1793  pachtete  die  Sozietät  die  Verwaltung 
der  Salzregie  in  den  zu  Preussen  gefallenen,  ehemals  polnischen  Landesteilen 
gegen  eine  jährliche  Pachtsumme  von  150,000  Tlrn.  und  wurde  im  Jahre  1796 
mit  dem  wieder  vom  Bergwerksdepartement  getrennten  Salzdepartement 
vereinigt.  Der  Gedanke  dieser  Verschmelzung  entsprang  der  Absicht  des 
Ministers  Struensee,  einen  noch  höheren  Ertrag  des  Salzregals,  dessen  die 
Tilgung  der  inzwischen  erheblich  angewachsenen  Staatsschuld  dringend  be- 
durfte, dadurch  zu  erzielen,  dass  man  den  Betrieb  der  zum  Teil  unrentabel  oder 
doch  nur  mit  geringem  Reingewinne  produzierenden  Staatssalinen  einschränkte 
und  den  Produktionsausfall  durch  den  Ankauf  billigen  englischen  Salzes  deckte. 
Weitere  Ersparnisse  schienen  durch  die  Vereinigung  der  beiden  Institute  selbst 
gewährleistet.  Die  neue  Behörde  erhielt  den  Namen  einer  Generalsalzadmini- 
stration und  ihrem  Geschäftsbereich  wurde  die  Salzgewinnung  auf  den  inlän- 
dischen Salinen,  der  Salzdebit  in  Preussen  und  der  Handel  mit  dem  Aaslande 
zugewiesen.  Neben  ihr  bestand  die  «Seehandlungsozietät**  fort,  welche  den 
Ankauf  des  ausländischen  Salzes  und  die  eigentlichen  Geld-  und  rein  kaufmän- 
nischen Geschäfte  übernahm.  Grade  aus  diesem  Einführen  kaufmännischer  Ge- 
sichtspunkte in  die  Regie  Verwaltung  versprachen  sich  Struensee  und  der  mit 
dessen  Ansichten  durchaus  übereinstimmende  König  Friedrich  Wilhelm  11.  grosse 
Erfolge,  die  indessen  ausblieben,  da  einmal  der  Preis  des  englischen  Salzes 
infolge  der.  andauernden  Kriege  in  beständigem  Steigen  begriffen  war,  und  weil 
die  Ersparnisse,  welche  man  gemacht  hatte,  durch  verfehlte  Massnahmen,  durch 
Einführung  eines  kostspieligen  Verwaltungsapparates  und  durch  Bewilligung 
zahlreicher,  hoch  dotierter  Beamtenstellen  wieder  verschleudert  wurden.  Da 
femer  die  natürliche  Folge  der  neuen  Verwaltungsnormen  ein  Stillstand,  ja 
sogar  ein  Rückgang  der  inländischen  Salzproduktion  und  Salinenentwicklung 
war,  welcher  auf  die  Dauer  bedenklich  schien,  schlag  König  Friedrich  Wil- 
helm III.  in  der  Finanzinstruktion  des  Jahres  1798  Aenderungen  vor,  auf  welche 
Struensee  indessen  nicht  einging. 

Die  finanzielle  Seite  dieser  Umwälzungen  schildert  Riedel^)  folgender- 
massen:  ,Da  die  Seehandlung  indessen  nicht  davon  entbunden  werden  konnte,  aus 
dem  Ertrag  der  von  ihr  übernommenen  Salzadministration  die  etatsmässigen  Ab-. 


1)  Riedel,  a.  a.  0.,  S.  188.  —  Borowski,  a.  a.  0,  S  15. 

2)  Ygl.  Steins  Denkschrift  in  F  er  tz,  G.  H.,  Das  Leben  des  Ministers  Freiherm 
vom  Stein.  Berlin  1849,  S.  608  ff.  Desgl.  Riede  1,  a.  a.  0.,  S.  196  ff.  Desgl.  v.  Reden, 
Friedrich,  Freih.,  Vergleichende  Finanzstatistik,  II. Bd.,  2.  Abt.,  Darmstadt  1866,  S.  124. 

3)  Riedel,  a.  a.  0.,  S.  196. 
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lieferungen  an  andere  Kassen  fortgesetzt  zu  bewirken,  welche  dem  Salz- 
departement bis  dahin  oblagen,  namentlich  von  718,052  TIrn.  an  die  Ge- 
neraldomänenkasse, 50,102  Tlr.  an  die  Dispositions-  und  30,000  Tlr.  an  die 
Generalakzise-  und  Zollkasse,  so  kam  der  Gewinnüberschuss,  den  die  vereinigt 
Seehandlungssozietät  und  Generalsalzadministration  fQr  Verzinsung  und  Tilgnng^ 
der  Staatsschuld  erübrigten,  nur  auf  jährlich  etwa  V^  Mill.  Tlr.  Er  betrug  1796: 
505,865  Tlr.  7  Gr.  5  Pfg.  und  im  Jahre  1797:  517,754  Tlr.  18  Gr.  7  Pfg.* 

Die  ganze  Einrichtung  stand  und  fiel  mit  dem  Minister  Struensee.    Im 
Jahre  1804  Übernahm  der  Reichsfreiherr  vom  Stein  das  Finanzministerium  nnd 
bereits  zu  Anfang  Januar  1805  legte  er  dem  König  eine  Denkschrift  Über  den 
Zustand   des  Salzwesens  in  der  preussiechen  Monarchie  vor ').    Die  Bedeutung- 
seiner Reformen  liegt  nun  zwar  weniger  auf  dem  finanzpolitischen  als  auf  dem 
volkswirtschaftlichen  Gebiete.    Indessen  konnten  dem  durchdringenden  Verstände 
eines  Mannes  wie  Stein  die  offenbaren  Mängel  der  Salzregie  nicht  verborgen 
bleiben,    und  wenn   er  sich  nun  auch  während  seiner  kurzen  Laufbahn   als 
preussischer  Minister  mit  der  durchgreifenden  Umgestaltung  der  Salzbesteuerung^ 
nicht  befasst  hat  und  nicht  befassen  konnte,  so  verdankte  ihm  die  Nation  doch 
mehrere  Erleichterungen  auf  dem  Gebiete  des  Salzmonopols,  welche  wiederum 
Veranlassung  zu  weiteren  Verbesserungen  wurden.     Seine  Verdienste  um   die 
SalzbesteueruDg  bestanden  im  wesentlichen  darin,  dass  er  Vereinfachung  des 
Systems  anbahnte,  die  Verwaltung  verbilligte,  die  Konskription  in  dem  grössten 
Teile  der  Monarchie  beseitigte  und  Gleichheit  der  Salzpreise  erstrebte.     Auf 
seine  Veranlassung  hin  ging  die  Generalsalzadministration  im  Jahre  1805  wieder 
ein,   und  es  übernahmen  die  bisherigen  Obliegenheiten  dieser  Zentralbehörde 
diejenigen  Departements  der  Ministerien,  welche  sich  durch  die  erforderlichen 
Hilfsmittel  und  durch   die  einschlägigen   Geschäftskenntnisse  am  besten  dazu 
eigneten').    Die  technischen  Arbeiten  besorgte  nunmehr  das  Bergwerksdeparte- 
ment,  das  Salzdebitsgeschäft  dagegen   das  Akzisedepartement,   während  der 
Ankauf  fremden  Salzes  und  die  Geldgeschäfte  der  Salzverwaltung  Aufgabe  der 
Direktion  der  Seehandlungssozietät  blieben.    In  demselben  Jahre  ordnete  ein 
königliches  Edikt  vom  26.  Dezember  (1805)   die   Gleichstellung  der  Salzpreise 
in  den  Provinzen  Kur-  und  Neumark,  Pommern,  Littauen,  Ost-,  Neuost-,  Süd- 
und  Westpreussen  an').    In   allen  Faktoreien  dieses  Gebietes   sollten   künftig 
die  Last  zu  3240  Pfund   82  Tlr.  8  Ggr.,   die  Tonne  zu    405  Pfund    10  Tlr. 
7  Ggr.  kosten.    In  den  Provinzen  Magdeburg,  Halberstadt,  Saalkreis,  Mansfeld 
und  Hohenstein,  wo  die  Preise  bisher  am  niedrigsten  gestanden  hatten,  wurden 
sie,  ohne  Zweifel  um  eine  Gleichheit  des  Salzpreises  im  Gebiete  der  ganzen 
Monarchie  dadurch  anzubahnen,  auf  72  Tlr.  7  Ggr.  3  Pfg.  pro   Last  erhöbt, 
während  man  für  Schlesien,  Glatz,  die  westfälischen  und  fränkischen  Landes- 
teile infolge  der  dort  geltenden  hohen  Preise  von  Aenderungen  absah.    Mag  die 
Streitfrage,  ob  gleiche  oder  ungleiche  den  verschieden  hohen  Gestehungsunkosten 
angepasste  Preise,  ob  mit  anderen  Worten  ungleiche  oder  gleiche  Monopol- 


1)  Pertz,  a.  a.  0.,  S.  608,  I.  Bd 

2)  R  i  e  d  e  1 ,  a.  a.  0  ,  S.  217. 

3)  Bergius,  Karl  Julius,  Grundsätze  der  Finanzwissenschaft.  Berlin  1363, 
S.  213.  — Riedel,  a.  a.  0.  —  Mamroth,  Karl,  Geschichte  der  preussischen  Stasts- 
besteuerung  1806—16.    Leipzig  1890,  S.  406. 
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Auflagen  theoretisch  das  Richtigere  sind,  immerhin  in  verschiedenem  Sinne  ent- 
schieden werden,  so  unterliegt  es  doch  keinem  Zweifel,  dass  die  erwähnte 
PreisnivellieruDg  für  Verwaltung,  Salzhandel  und  für  die  Bevölkerung  mannig- 
fache Vorteile  hrachte,  deren  grOsster  der  war,  dass  die  Konsumenten  nun  nicht 
mehr  an  bestimmte  Magazine  gebunden  werden  mussten;  allerdings  unter  der 
Voraussetzung,  dass  auch  die  Salzkonskriptiou  beseitigt  war,  oder  doch  beseitigt 
wurde.  Diese  letztere  hatte  bereits  der  Minister  Struensee  in  den  alten  Pro- 
vinzen mit  Ausnahme  von  Magdeburg  und  Ualberstadt,  wo  die  N&he  auslän- 
<lischer  Salinen  und  die  ungünstige,  die  Bewachung  sehr  erschwerende  Be- 
schaffenheit der  Grenzen  ein  starkes  Wachsen  des  Salzschmuggels  befürchten 
liessen,  im  Jahre  1797  Versuchs-  und  bedingungsweise  stillschweigend  auf 
2  Jahre  aufgehoben '),  wie  denn  auch  in  den  1803  und  1804  durch  den 
Rastatter  Reichsdeputationshauptschluss  an  Preussen  gefallenen  Gebieten  das 
Salzhandelsmonopol  ohne  die  Konskription  eingeführt  worden  war.  Unter  dem 
Einflüsse  des  Ministers  vom  Stein  wurde  nunmehr  in  den  Jahren  1805/06  die 
Aufhebung  der  Salzkonskription  beschlossen  und  denn  auch,  wenn  schon  mit 
einem  gewissen  Zögern  und  zunächst  nur  in  den  älteren  Provinzen,  nach  und 
nach  durchgeführt^). 

Diese  Errungenschaften  schienen  indessen  den  freieren  Anschauungen,  welche 
die  Zeit  der  Stein-Hardenbergischen  Reformen  auszeichnen,  noch  unzureichend. 
Man  trug  sich  in  den  massgebenden  Kreisen  eine  ZeiÜang  sogar  mit  dem  Ge- 
danken, das  unbeliebte  und  lästige  Salzmonopol  gänzlich  zu  beseitigen.  Im 
August  1807  forderte  der  König  vom  Akzisedepartement  gutachtliche  Vorschläge 
ein,  unter  welchen  Voraussetzungen  der  Salzhandel  ganz  frei  gegeben  und  auf 
welche  Weise  der  zu  erwartende  Einnahmeausfall  am  besten  gedeckt  werden 
könnte^).  Der  Kommissionsbericht  sprach  sich  sehr  günstig  über  die  geplante 
Massregel  aus  und  wies  besonders  auch  darauf  hin,  dass  mit  der  Aufhebung 
des  Salzmonopols  die  enorm  hohen  Verwaltungskosten  desselben,  welche  33% 
der  Einkünfte  absorbierten ;  wegfallen  würden.  Nachdem  der  König  noch  das 
Prinzip,  dass  der  Salzhandel  in  den  preussischen  Staaten  für  ein  ganz  freies 
Gewerbe  zu  erklären  sei,  sanktioniert  hatte,  trat  ein  Stillstand  in  der  Bewegung 
ein,  da  die  politischen  Ereignisse  jener  Zeit  und  der  auf  das  höchste  gestiegene 
Oeldmangel  des  Staates  einen  Verzicht  auf  die  Monopolgewinne  aus  dem  Salz- 
wesen nicht  gestatteten.  Erst  im  Jahre  1817  griffen  die  Oberpräsidenten  der 
Provinzen  Preussen,  Jülich,  Gleve  und  Berg  den  Gedanken  in  einem  dringenden 
Antrag  auf  Aufhebung  des  Salzmonopols,  welchem  sich  die  Steuerkommission 
des  königlichen  Staatsrates  anschloss,  wieder  auf  ^).  Wiederum  scheiterte  der 
Plan  an  der  Frage,  welche  neuen  Auflagen  die  Salzsteuereinnahmen  ersetzen 
sollten.  Erst  ein  halbes  Jahrhundert  später  verwirklichten  sich  die  Wünsche 
jener  Beamten. 

Die  durch  die  Niederlage  des  Jahres  1807  veranlassten  Geldverlegenheiten 
des  preussischen  Staates,  verbunden  mit  einem  durch  die  endlosen  Kriegsjahre 


1)  Steins  Denkschrift,  a.  a.  0.,  ZiiT.  XIV.  —  Mamroth,  a.  a.  0.,  S.  409. 

2)  Wagner,  Finanzwissenschaft,  III.  Teil,  S.  li». 
S)  Mamroth,  a.  a.  0.,  S.  893. 

*)Dieterici,   Karl,   Zur  Geschichte  der   Steuerreform  in  Preussen   1810—20. 
Berlin  1876,  S.  64  ff. 
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in  Mittelenropa  überhaupt  hervorgerufenen  Steigen  der  Salzpreise  waren  die 
Ursache  wiederholter  SalzpreiserhOhungen.  So  mnsste  im  Jahre  1807  in  Ost- 
und  Weetpreussen  und  Littauen  der  Preis  einer  Tonne  von  10  Tlr.  7  6gr.  auf 
13  Tlr.  gesetzt  werden,  und  bereits  1808  erwies  sich  eine  abermalige  Verteuerung 
als  unvermeidlich.  Auch  in  Pommern  wurde  der  Preis  der  Tonne  im  Jahr  1809 
um  einen  Taler  gesteigert').  Als  Begleiterscheinung  jener  ungünstigen  poli- 
tischen Verhältnisse  machte  sich  vielfach  ein  empfindlicher  Mangel  an  Salz. 
bemerkbar,  weshalb  man  genötigt  war,  die  Ausfuhr  des  im  Inland  gewonnenen 
Salzes  in  den  Jahren  1807  und  1808  zu  verbieten').  Trotz  dieser  Preissteige- 
rungen und  trotz  der  zunehmenden  Nachfrage  nach  inländischem  Salze  musste 
sich  doch  der  im  Tilsiter  Frieden  von  Napoleon  im  Jahre  1807  erzwungene 
Verlust  fast  des  halben  Territoriums  der  preussischen  Monarchie  auch  in  dem 
Ertrage  des  Salzregales  widerspiegeln.  Während  im  Jahre  1804  noch  etwa. 
4,500,000  Taler  aus  dem  Salzwesen  vereinnahmt  worden  waren,  beliefen  sicli 
diese  Reineinkünfte  im  Jahre  1812  nur  noch  auf  1,678,857  Tlr.  oder  9,8  ^<^ 
der  gesamten  Staatseinnahmen'). 

Erst  nach  Wiederkehr  geordneter  Verhältnisse  konnte  eine  Wandlung^ 
zum  Besseren  eintreten,  konnte  insbesondere  auch  die  von  Stein  eingeleitete 
Reform  der  Salzbesteuerung,  nachdem  man  den  Gedanken  der  Beseitigung  des 
Monopols  endgültig  hatte  fallen  lassen,   zu  einem  gewissen  Abschlüsse  geführt 
werden.    Die  Schlusssteine  in  dem  von  Stein  begonnenen  Gebäude  waren:   das 
königl.  Edikt,   die  Aufhebung   der  Salzkonskription  in   dem  am  rechten  Ufer 
der  Elbe  gelegenen  Teile  des  Herzogtums  Sachsen  betreffend,  vom  9.  Mai  1816» 
das  Edikt  über  die  Ausübung  des  Salzregals  in  den  Provinzen  vom  linken  Ufer 
der  Elbe  bis  zur  westlichen  Grenze  der  preussischen  Monarchie  vom  10.  Juni  1816, 
und  die  Kabinettsordre  vom  9.  Mai  1816  wegen  Ermässigung  und  Gleichstellung 
der  Salzverkaufspreise   und  Aufhebung  der  Salzkonskription  in  Schlesien  und 
der  Grafschaft  Glatz^).    Hiermit  war  die  Salzkonskription,  unter  deren  Härten 
und  Einseitigkeiten  das  preussische  Volk  nahe  an  100  Jahre  zu  leiden  gehabt 
hatte,  für  immer  beseitigt.    Die  Regierung  behielt  sich  lediglich  das  Recht  vor, 
in  Orten,   die   sich  wiederholt  der  Salzkontrebande  schuldig  gemacht  hatten, 
die  förmliche  Konskription,    d.  i.   die  Verpflichtung  zur  Abnahme  bestimmter 
Mengen  von  Regiesalz,    einführen   zu  können.     Gleichzeitig  wurde   die  Frage 
der  Preisausgleichung  wiederum  einen  Schritt  weiter  geführt.   Nunmehr  kostete 
in  Schlesien  und  Glatz  die  Last  zu   3240  Pfund  berl.  Gew.  120  Tlr.  Court.,  in 
den  zwischen  Elbe  und  Weser  gelegenen  Landesteilen  die  Tonne  zu  400  Pfund 
8  Tlr.  12  Gr.  und   in  Westfalen  und  am  Rhein   dieselbe  Menge  12  Tlr.  Court. 
Nachdem  das  Gesetz  vom  26.  Mai  1818,  den  Zoll    und    die  Verbrauchssteuer 
von  ausländischen  Waren  und  den  Verkehr  zwischen  den  Provinzen  des  Staates 
betreffend^),   für  den  Warenumsatz  im  Innern  der  Monarchie  prinzipiell  volle 
und   uneingeschränkte  Verkehrsfreiheit  proklamiert  und   nur  Spielkarten  und 


1)  Mamroth,  K.,  a.  a.  0.,  S.  395. 
3)  Daselbst. 

3)  V.  Rheden,  Finanzstaiistik,  a.  a.  0.,  S.  80. 

*)  Siehe:   Fhilippi,   Dr.  Johann   Jakob   Martin,   Sammlung  der  neaeren 
preussischen  Gesetze  über  die  indirekten  Steuern.    Köln  a.  Rh.  1830.  S.  342,  Ziff.  i,  2  u.  3. 
5)  Gesetzsamml.  Berlin. 
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Salz  davon  ausgeschlossen  hatte,  konnte  es  nur  noch  eine  Frage  der  Zeit  sein, 
dass  auch  diesen  Gegenständen  die  Verkehrsfreiheit,  soweit  mit  der  Steuergesetz- 
gebung vereinbar,  gewahrt  wurde.  Voraussetzung  hierfür  war  allerdings,  dass 
die  Preise  des  Salzes  in  allen  Niederlagen  des  Staates  die  gleichen  waren. 
Gleichstellung  der  Salzpreise  führte  denn  auch  die  Verordnung  vom  17.  Januar 
1820  ein,  und  seitdem  kostete  die  Tonne  Salz  zu  405  Pfund  bei  allen  preussi- 
schen  Faktoreien  15  Tlr.  Court.  Wenn  auch  die  ungünstige  Lage  der  Staats- 
finanzen eine  weitere  Herabsetzung  nicht  gestattete,  so  sollten  doch  wenigstens 
keinerlei  Gebühren  oder  Vergütungen  für  Transport,  Verpackung  oder  sonstige 
Emolumente  erhoben  werden  ^). 

Im  übrigen  enthielten  die  Edikte  des  Jahres  1816  die  folgenden  Vor- 
schriften. 

Im  Lande  durfte  nur  Faktoreisalz  verbraucht  werden;  die  Einfuhr  fremden 
Salzes  blieb  verboten,  wie  denn  auch  die  Durchfuhr  solchen  Salzes  nur  auf 
Rechnung  anderer  Regierungen  und  nach  ausdrücklicher  Genehmigung  gestattet 
werden  sollte.  Um  den  Absatz  des  Faktoreisalzes  zu  erleichtem,  wurde  die 
Vermehrung  der  Faktoreien  versprochen.  Eine  Bindung  an  diese  Niederlagen 
hatte  nach  Ausgleichung  der  Salzpreise  keinen  Sinn  mehr  und  fiel  deshalb  im 
Jahre  1816  in  bedingtem  Masse,  im  Jahre  1820  dagegen  ohne  alle  Einschränkung 
weg.  Der  Faktoreipreise  geschah  bereits  Erwähnung.  Der  Detailverkauf  des 
Salzes  wurde  fdr  ein  freies  Gewerbe  erkUlrt,  welches  jeder  ausüben  durfte,  der 
entweder  zum  Material-  und  Warenhandel  überhaupt  oder  durch  einen  Ge- 
werbeschein zum  Salzhandel  im  besonderen  berechtigt  war.  Der  Verkaufspreis 
des  Salzes  im  Kleinverkauf  sollte  vollkommen  der  freien  Konkurrenz  überlassen 
bleiben.  Die  Konsumenten  erhielten  die  beruhigende  Zusicherung,  dass  der 
Preis  des  Salzes  durch  keinerlei  öffentliche, Abgaben  oder  Akzise  erhöht  werden 
dürfe.  Denjenigen  Personen,  welche  bisher  den  Salzverkauf  innerhalb  eines 
gewissen  Bezirkes  auf  Grund  von  Privilegien  ausgeübt  hatten,  versprach  man 
unter  gewissem  Vorbehalt  angemessene  Entschädigung.  Der  Hausierhandel 
mit  Salz  wurde  gänzlich  untersagt,  ein  Verbot,  welches  durch  das  Gewerbe- 
steuergesetz  vom  80.  Mai  1820  und  das  Regulativ  über  den  Gewerbetrieb  im 
Umherziehen  vom  28.  April  1824  wohl  in  der  Absicht  wiederholt  wurde  *),  De- 
fraudationen dieser  nur  schwer  zu  kontrollierenden  Händler  unmöglich  zu  machen. 
Endlich  fiel  auch  das  alte  Vorrecht  der  »wirklichen*  Rittergutsbesitzer,  ein 
sog.  Deputat  von  zwanzig  Scheffeln  Salz  aus  ausländischen  Lagern  beziehen 
zu  dürfen ;  sie  hatten  von  nun  an  ihren  Salzbedarf  wie  alle  anderen  Untertanen 
auch  aus  den  staatlichen  Magazinen  zu  decken,  brauchten  jedoch  nur  geringere 
Preise  als  die  übrigen  Konsumenten  zu  zahlen.  Damit  war  der  Grundsatz  voll- 
kommen durchgeführt,  dass  nur  Faktoreisalz  im  Lande  verzehrt  werden  sollte. 
Dass  er  indessen  in  Wirklichkeit  allen  Verboten  zuwider  nur  zu  häufig  durch- 
brochen wurde,  geht  daraus  hervor,  dass  die  Regierung  hier  und  da  zur 
Unterdrückung  des  besonders  in  den  Grenzbezirken  blühenden  Schleichhandels 
mit  ausländischem  Salze  von  einem  ausdrücklich  vorbehaltenen  Rechte  Ge- 
brauch machen  und  die  sog.  bedingte  (fonnliche)  Salzkonskription  einführen 


1)  Gesetzsamml.  Berlin. 

2)  Daselbst. 
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musste.  Diese,  eine  der  früheren  Salzkonskription  ähnliche  Verbrauchskontrolle, 
zwang  die  Bevölkerung,  nur  Regiesalz  zu  gebrauchen  und  machte  deshalb  die 
Einführung  anderen  Salzes  wertlos.  Beispielsweise  wurde  sie  im  Jahre  1823 
in  den  links  der  Elbe  gelegenen  Teilen  der  Provinz  Sachsen  und  1824  in  den 
Kreisen  Büren  und  Brilon  der  Provinz  Westfalen  in  Kraft  gesetzt.  Im  ünter- 
fichiede  zur  alten  Konskription  wurde  hier  nicht  mehr  der  einzelne  Haushaltungs- 
vorstand, sondern  die  Gemeinde  für  die  Entnahme  der  berechneten  Salzmengen 
haftbar  gemacht  0-  Die  auf  dem  Salzschmuggel  ruhende  Strafe  war  immerhin 
noch  beträchtlich  genug,  da  jede  Zuwiderhandlung  nach  der  Zollordnung  vom 
26.  Mai  1818  mit  Konfiskation  des  Salzes  und  im  ersten  Betretungsfalle  mit 
einer  Geldstrafe  im  doppelten  Werte  des  eingescbleiften  Quantums,  mindestens 
aber  in  Höhe  von  10  Tim.,  und  im  Wiederholungsfalle  mit  einer  entsprechenden 
Gefängpais-,  Zuchthaus-  oder  Festung^strafe  bis  zu  höchstens  10  Jahren  geahndet 
werden  sollte'). 

Besondere  Vorschriften  und  Preisbestimmungen  ergingen  für  die  von 
anderen  Bundesstaaten  eingeschlossenen  Enklaven  Wetzlar,  Braunfels,  Schlen- 
singen,  Ziegenrück  und  andre. 

Trotz  dieses  nicht  zu  leugnenden  Fortschrittes  der  Jahre  1816  und  1820 
war  das  preussische  System  der  Salzbesteuerung  nichts  weniger  als  vollkommen 
und  musterhaft.  Zunächst  musste  getadelt  werden,  dass  die  amtlichen  Ver- 
kaufspreise unverhältnismässig  hoch  waren  und  dass  die  Detailverkaufsprebe 
zu  alledem  infolge  der  unzureichenden  Zahl  staatlicher  Salzverkaufsstellen 
ausser  allem  Verhältnis  zu  den  Faktoreipreisen  standen.  Die  Konkurrenz  im 
Kleinhandel  und  die  Transport-  und  Verkehrsverhältnisse  waren  noch  zu  wenig 
entwickelt,  als  dass  sie  ungerechtfertigte  Preissteigerungen  der  Salzkramer  in 
wünschenswertem  Masse  verhindert  »hätten.  Die  lange  ersehnten  und  nicht 
länger  vorzuenthaltenden  Erleichterungen  brachte  eine  königl.  Kabinettsordre  vom 
22.  November  1842').  Dieselbe  warf  eine  Summe  von  1,920,000  Tbm.  aus,  die  zu 
Reformen  auf  dem  Gebiete  der  Salzmonopolverwaltung  dienen  sollte,  und  ver- 
teilte dieselbe  in  der  Weise,  dass  1,740,000  Tlr.  auf  die  Herabsetzung  der  Salz- 
preise bezw.  auf  die  Deckung  des  durch  eine  Verbilligung  des  Salzes  von  15 
auf  12  Tlr.  die  Tonne  zu  405  Pfund ,  also  um  20  %  des  Magazinpreises,  hervor- 
gerufenen Ausfalles  an  Staatoeinkommen  und  der  Restbetrag  mit  180,000  Tim. 
vorzugsweise  auf  die  Vermehmng  der  amtlichen  Verkaufsstellen  und  auf  andere, 
ein  möglichst  starkes  Sinken  der  SHeinverkanfspreise  bezweckende  Vorkehrungen 
verwendet  werden  sollten.  Dieses  Ziel  erreichte  man  auf  folgendem  Wege.  Da 
bisher  nur  verhältnismässig  wenige  vom  Staate  selbst  verwaltete  Magazine 
im  Lande  bestanden,  schob  man  als  Zwischenglied  zwischen  die  Faktoreien  und  die 
Detailverkäufer  eine  weitere  Klasse  von  Salzniederlagen,  die  Salzsellereien,  ein. 
Es  war  keine  Neuschöpfung,  weil  in  Sachsen  und  Westfalen  schon  vorher  zahl- 
reiche Salzseilereien  den  Zwischenhandel  mit  Salz  vermittelt  hatten;  aber  man 
errichtete  nunmehr,  in  Ausführung  der  Kabinettsordre  vom  22.  November  1842, 
auch  in  den  übrigen  Provinzen  solche  Verkaufsstellen  in  grösserer  Anzahl,  wobei 


1)  Verordnungen  vom  21.  September  1823  und  vom  4.  Dezember  1824.    Philippis 
Oesetzsamml.,  a.  a.  0.,  Nr.  6  u.  6. 

9)  Gesetzsamml.  Berlin,  Sl  iii— 115. 
>)  Gesetzsamml.  Berlin. 
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man  von  dem  Grundsatze  ausging,  dass  auf  je  7  Quadratmeilen  eine  Seilerei 
kommen  sollte.  Im  Jahre  1843  hatte  man  bereite  675  Seilereien  angelegt.  Die 
Verwalter  dieser  Verkaufsstellen  galten  als  Privatpersonen,  welchen  die  Regie- 
Verwaltung  das  Salz  franko  und  vertragsmässig  unter  der  Voraussetzung  lie- 
ferte, dass  sie  es  zu  12  Tlr.  die  Tonne  im  grossen  und  zu  einem  diesem  Satze 
genau  entsprechenden  Kleinverkaufspreise  auch  lose  in  geringeren  Quantitäten 
an  die  Konsumenten  abgaben.  Ihre  Vergütung  bestand  in  einer  Provision  von 
18  pro  mille »). 

Infolge  dieser  Anordnungen  konnte  der  Preis  eines  Pfundes  Salz  im 
Klein  verkehr  nur  wenig  über  3Vs  kr.  hinausgehen.  Wie  so  oft,  zeigte  sich  auch 
hier  eine  durch  die  Verbilligung  des  Salzes  hervorgerufene  Zunahme  des  Ver- 
brauchs, welche  für  das  Jahr  1843  zu  11,795  Lasten  Salz  und  für  den  Zeitraum 
von  1840  bis  1846  auf  20  Millionen  Pfund  jährlich  geschätzt  wurde,  wobei  aller- 
dings der  Verbrauch  des  Kochsalzes  nicht  in  einem  der  Preisermässigung  ent- 
sprechenden Verhältnisse  in  die  Höhe  ging.  Diese  aufsteigende  Bewegung  war 
Veranlassung,  dass  die  Einnahmen  aus  dem  Salzmonopol  nicht  um  1,740,000  Tlr., 
wie  in  der  Kabinettsordre  von  1842  angenommen  worden  war,  sondern  nur  um 
1.366,441  Tlr.  zurückgingen^.  Der  Preis  des  Pfundes  Salz  im  Detail  verkaufe 
sank  von  15  auf  12  Pfennige,  also  genau  dem  Verhältnis  der  Engrospreis- 
ermässigung entsprechend  '). 

Einige  Jahre  vor  der  Durchführung  dieser  Aenderungen  hatte  sich  die 
Regierung  zu  einer  Massregel  entschlossen,  welche  gleichfalls  von  den  erfreu- 
lichsten Erscheinungen  auf  volkswirtschaftlichem  Gebiete  begleitet  war.  Durch 
Kabinettsordre  vom  21.  Juni  1838  und  durch  das  zugehörende  Regulativ  vom 
29.  desselben  Monats^)  wurde  die  Abgabe  eines  besonderen,  zu  landwirtschaft- 
lichen und  gewerblichen  Zwecken  bestimmten  Salzes  angeordnet.  Es  kostete  die 
Tonne  Viehsalz  zu  400  Pfund  netto  5  Tlr.,  die  Tonne  Siede-  oder  Steinsalz  von 
405  Pfund  ebenfalls  5  Tlr.  und  die  Tonne  schwarzen  oder  unreinen  Salzes  zu 
400  Pfund  netto  3  Tlr.  10  Sgr.,  sofern  das  Salz  in  einem  Gewerbetrieb  Ver- 
wendung finden  sollte.  Aehnliche  Vergünstigungen  gestand  man  ferner  den 
Heringssälzereien  und  den  Anstalten  zur  Herstellung  gesalzenen  Fleisches  für 
die  Erzengnisse  ihres  Gewerbes  zu,  welche  seewärts  ausser  Land  gingen.  All  das 
Salz,  das  zu  den  ermässigten  Preisen  an  Landwirte  und  Gewerbetreibende  ab- 
g'egeben  wurde,  unterlag  der  Denaturierung.  Der  Finanzminister  hatte  die  Ge- 
werbe öffentlich  namhaft  zu  machen,  welche  derartiges  Salz  verwenden  konnten. 
Im  Übrigen  war  der  Bezug  des  billigen  Salzes  noch  an  gewisse  Voraussetzungen 
und  lästige  Bedingungen  geknüpft  sowie  bedauerlichen  Einschränkungen  unter- 
worfen, nm  eine  missbräuchliche  Verwendung  desselben  zu  menschlichem  Konsum 
unmöglich  zu  machen,  oder  doch  nach  Möglichkeit  zu  verhindern.   Erst  zögernd 


1)  Vgl.  Riecke,  Karl,  Die  Hemmnisse  des  fteien  Verkehrs  im  Innern  des 
deutschen  Zollvereins.  Zeitschrift  für  Staatswissenschaft,  Tübingen  1861,  S.  192  ff.  ~ 
Weinlig,  Prof.  Dr.,  Die  gegenwärtige  Ausübung  des  Salzregals.  Rau-Hanssens  Archiv, 
Nene  Folge  IV.  Bd.,  Heidelberg  1846,  S.  879.  —  Resultate  der  Beratungen  der  Regierungs- 
kommissftre  in  Frankfurt  a.  M.,  1848|49.  S.  290. 

3)  Schmidt,  Dr.  A.,  Das  Salz.  Leipzig  1874,  S.  43.  —  Rau,  Finanzwissenschaft, 
S.  256.  —  Weinlig,  a.  a.  0.,  S.  274. 

')  Bergius,  KarlJulius,  Grundsätze  der  Finanzwissenschaft.  Berlin  1865,  S.  214. 

*)  Gesetzsamml.  Berlin. 
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machten  sich  freiere  Anschauungen  geltend,  worauf  denn  in  den  Jahren  1841, 
1855  und  1861  jene  Beschränkungen  fielen. 

Es  ist  überflüssig,  auf  den  Wert  dieser  Neuerungen  besonders  hinzuweisen 
und  die  Vorteile  hervorzuheben,  welche  für  Landwirtschaft  und  Gewerbe  und 
in  letzter  Linie  trotz  des  Rückganges  der  Regieeinnahmen  auch  für  den  Staat 
aus  diesem  Eingehen  auf  längst  geäusserte  Wünsche  der  interessierten  Bevöl- 
kerungsklassen erwuchsen.  Wie  gross  das  Bedürfnis  nach  diesen  Erleichterungen 
gewesen,  beweist  am  besten  die  Zunahme  des  Verbrauchs  von  Vielv^und  Ge- 
werbesalz.  Im  Jahre  1839  setzte  die  Regieverwaltung  5014  t,  1840  dagegen 
10,896  und  1844  und  1845  12,891  und  32,004  t  Viehsalz  ab,  nachdem  der  Preis 
einer  Tonne  im  Jahre  1845  durch  Gesetz  vom  17.  Oktober  1845  abermals  von 
5  auf  4  Tlr.  ermässigt  worden  war  *).  Im  Jahre  1863  sank  der  Preis  wiederum, 
auf  1  Tlr.  15  Gr.  pro  Tonne,  und  alsbald  erreichte  der  Verbrauch  von  Viehsalz 
die  Höhe  von  73,000  t,  hatte  sich  also  seit  dem  Jahre  1839  auf  den  15  fachen 
Betrag  gehoben.  Diese  Zahlen  reden  eine  Sprache,  deren  Deutlichkeit  nicht  über- 
troffen werden  könnte. 

Trotz  dieser  mannigfaltigen  Erleichterungen  und  Preisreduktionen  ha^ 
die  Bevölkerung  Preussens  doch  begründete  Veranlassung,  sich  über  hohe  Salz- 
preise zu  beklagen.  Nach  den  Zusammenstellungen  Thielaus*)  musste  man 
kurz  nach  dem  Jahre  1845,  abgesehen  von  einigen  bayrischen  Landesteilen,  in 
Preussen  das  Salz  höher  bezahlen,  als  in  allen  übrigen  Bundesstaaten.  Denn 
es  kostete  z.  B.  der  Zollzentner  in  Preussen  3  Tlr.  5,1  Sgr.,  in  Bayern  2  Tlr. 

10.2  bis  3  Tlr.  12,0  Sgr.,  in  Sachsen  2  Tlr.  21,5  Sgr.,  in  Kurhessen  2  Tlr.  17,8, 
in  Württemberg  2  Tlr.  16,5  Sgr.,  in  Baden  2  Tlr.  11,4  Sgr.,  in  Hannover  1  Tlr. 
21|1  Sgr.  und  in  den  Hansestädten  Hamburg  und  Bremen  gar  nur  1  Tlr,  0,6  Sgr. 
und  —  Tlr.  21,6  Sgr.  Das  waren  denn  doch  Preisdifferenzen,  die  zu  denken 
gaben  und  eine  Kritik  der  preussischen  Salzbesteuerung  herausfordern  mussten, 
welche  nicht  wohl  zu  Gunsten  des  im  Königreich  geübten  Verfahrens  ausfallen 
konnte.  Die  Statistik  offenbarte  eine  weitere  Blosse  der  preussischen  Salz- 
besteuerung insofern,  als  sie  nachwies,  dass,  was  die  grösseren  Bundesstaaten 
anlangt,  nur  noch  im  Königreich  Sachsen  und  in  Kurhessen  weniger  Salz  ver- 
braucht wurde  als  im  Königreich  Preussen.  Denn  es  kamen  auf  den  Kopf  der 
Bevölkerung  in  Kurhessen  13,4,  in  Sachsen  16,3,  in  Preussen  16,4,  in  Hannover 
16,9,  in  Bayern   19,2,  in  Baden  23,8  und  in  Bremen  und  Hamburg  25,1  und 

26.3  Zollpfund  Salz.  Der  Vergleich  mit  den  Hansestädten,  wo  das  Salz  einer 
Besteuerung  nicht  unterworfen  war,  und  mit  Baden,  wo  sich  die  Salzsteuer  in 
massigen  Grenzen  bewegte,  führte  von  selbst  zu  dem  naheliegenden  Schlüsse, 
dass  die  hohen  Salzpreise  den  Verbrauch  des  Salzes,  eines  für  Menschen  und 
Tiere  gleich  unentbehrlichen  Gegenstandes,  in  Preussen  dauernd  unter  das 
natürliche  Niveau  drückten.  Diesem  Einwurf  konnte  lediglich  entgegengehalten 
werden,  dass  der  Ertrag  der  preussischen  Regie  ein  glänzender  war.  Nar 
Baden  machte,  infolge  des  starken  Salzkonsums  seiner  Bevölkerung,  in  Hinsicht 
auf  die  finanziellen  Ergebnisse   des  Salzmonopols  Preussen  den  Vorrang  unter 


J)  Schmidt,  Dr.  A.,  a.  a.  0.,  S.  43. 

2)v.  Thielau,   W.   E.  F.,    Gemeinschaftliche  Produktionssteuer  vom  Salz  und 
Rübenzucker  in  Deutschland.    Braunschweig  1851,  S.  9,  lO,  Anlagen  II,  B  u.  C. 
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allen  deutseben  Bundesstaaten  mit  Erfolg  streitig.  Denn  hier  berechnete  sich 
der  durchschnittliche  Reinertrag  pro  Kopf  der  Bevölkerung  auf  12,7  Sgr.,  in 
Preussen  auf  10,2,  in  Württemberg  auf  9,4,  in  Bayern  auf  7,5,  in  Sachsen  auf 
6,8,  in  Eurhessen  auf  5,9  und  in  Hannover  auf  nur  1,8  Sgr.  ^). 

Eine  damals  veröffentlichte  Denkschrift  über  die  Aufhebung  des  Salz- 
monopols') kam,  indem  sie  auf  die  verschiedene  Höhe  der  Salzbesteuerung  in 
den  einzelnen  Teilen  der  preussischen  Monarchie  keine  Rücksicht  nahm,  zu  dem 
Resultate,  dass  bei  jeder  Tonne  Salz,  welche  zu  12  Tlr.  von  den  Faktoreien 
verkauft  wurde,  7  Rtlr.  25  Sgr.  oder  65,3  7o  ^^^  Engrospreises  an  Salzsteuer 
bezahlt  werden  mussten,  während  Niebuh r")  und  Weinlig*)  nur  61,8  ^o  an- 
nehmen zu  sollen  glaubten.  Pfeiffer')  berechnete  in  Uebereinstimmung  mit  der 
Denkschrift  den  Reinertrag  des  Salzmonopols  auf  65,3%  des  Rohertrags,  und 
Thielau  gibt  folgende  nähere  Daten ^).  Der  Preis  des  Zollzentners  betrug,  wie 
erwähnt,  3  Tlr.  5,1  Sgr.;  die  Gestehungskosten  setzten  sich  zusammen  aus  den 
eigentlichen  Produktionskosten  mit  11,4  Sgr.,  aus  dem  Salinengewinne  in  Höhe 
von  6,1  Sgr.  und  dem  übrigen  Aufwände  an  Regie-,  Verwaltungs-,  Transport- 
nnd  Verpackungskosten  mit  zusammen  15,6  Sgr.,  so  dass  1  Tlr.  8,1  Sgr.  die 
Samme  der  Gestehungskosten  und  2  Tlr.  2  Sgr.  den  Reinertrag,  das  heisst  den 
Steuerbetrag,  welcher  auf  den  Zollzentner  entfallen  wäre,  darstellen  würden. 
Nach  Thielau  sind  sonach  beim  Einkauf  des  Salzes  65,2%  des  Magazinpreises 
als  Salzsteuerbetrag  dem  Staate  ausbezahlt  worden.  Nach  dem  Mittel  dieser 
wenig  auseinandergehenden  Berechnungen  wären  64%  des  Faktoreipreises  als 
der  wahrscheinliche  Steuersatz  anzunehmen,  eine  Grösse,  welche  den  für  Württem- 
berg und  Baden  ermittelten  entsprechenden  Beträgen  von  65  und  66  pro  Hundert 
sehr  nahe  kommen  würde.  Wenn  jedoch  die  hohen  Regiepreiae  Preussens  den 
niedrigen  badischen  und  württembergischen  gegenübergestellt  werden  und  wenn 
berücksichtigt  wird,  dass  der  preussische  Staat  die  grossen  Mengen  Salz,  welche 
er  nicht  selbst  erzeugte,  sondern  zur  Befriedigung  des  inländischen  Bedarfs 
entweder  von  den  Privatsalinen  des  eigenen  Landes  oder  aus  dem  Auslande 
beziehen  musste,  zu  recht  niedrigen  Ankaufspreisen  erhielt,  dann  ergibt  sich 
folgerichtig  der  Schluss,  dass  entweder  die  preussische  Regieverwaltung  zu  kost- 
spielig eingerichtet  war,  bezw.  zu  teuer  arbeitete,  oder  dass  die  Produktions- 
kosten des  auf  den  Staatssalzwerken  gewonnenen  Salzes  die  der  badischen  und 
württembergischen  Salinen  erheblich  übertrafen. 

Aus  diesen  statistischen  Darlegungen  folgt,  dass  die  im  Jahre  1842  be- 
willigte Preisermässigung,  trotzdem  sie  20  %  des  Faktoreipreises  betrug ,  als 
unzureichend  zu  bezeichnen  war,  wie  denn  auch  Bergius^)  zu  dem  Schlüsse 
kam,   dass  ihrer  ungeachtet  die  Preise  immer  noch  zu  hoch  standen  und  dass 


1)  V.  Thielau,  a.  a.  0.,  Tabelle  11,  c,  Nr.  II,  V  u.  VI. 

2)  Resultate  der  Beratungen  der  Regierungskommissare  in  Frankfurt  a.  M.  1848;49. 
Halle  1851,  S.  292  ff. 

>)  N  i  e  b  u  h  r ,  IVI.,  Beurteilung  der  Schrift  von  v.  B  ü  1  o  w  etc.  Rau-Hanssens  Archiv. 
Neue  Folge,  II.  Bd.,  1844,  S.  204. 

4)  Weinlig,  a.  a.  0.,  S.  279  und  Tabelle  III. 

B)  Pfeiffer,  Ed.,  Die  Staatseinnahmen.  Stuttgart  und  Leipzig  1866,  II.  Bd., 
S.  390,  Tabelle  XXI. 

•)  Thielau,  a.  a.  0.,  S.  9  u,  10. 

7)  Bergius,  a.  a.  0.,  S.  75. 
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infolgedessen  der  Genuas  des  Kochsalzes  eingeschränkt  worden  sei.  Denn  in  dem 
Zeiträume  von  1843  bis  1861  sei  die  Bevölkerung  des  Staates  von  100  auf  über 
119,  dagegen  der  durch  den  Salzverbrauch  bedingte  Ertrag  der  Salzregie  nur 
von  100  auf  etwa  HO  gestiegen.  Dieser  ungesunde  Zustand,  dessen  Wirkungen 
sich  namentlich  in  den  ärmeren  Schichten  der  Bevölkerung,  deren  Salzbedflrfnis 
nach  der  Ansicht  namhafter  Volkswirte,  Statistiker  und  Aerzte  ein  besonders 
starkes  sein  soll,  geltend  machen  mussten,  rief  naturgemäss  eine  lebhafte  Oppo- 
sition im  Lande  hervor,  welche  in  zahlreichen  Schriften  und  Aufsätzen  ihren 
Ausdruck  fand.  In  einer  mehr  oder  weniger  lebhaften  Weise  wurde  von  Be- 
rufenen und  Unberufenen  die  Aufhebung  des  Salzmonopols  und  die  Beseitigung 
der  Salzbesteuerung  verlangt  und  im  Jahre  1852  verdichteten  sich  diese  Be- 
strebungen zu  einem  in  der  Kammer  verhandelten  Antrage  auf  Abschaffung 
der  Salzregie  und  Einführung  einer  Verbrauchssteuer  vom  Salze  ^).  Der  Plan 
kam  zum  Scheitern,  weil  man,  wie  so  oft,  sich  über  die  Art  und  Weise,  in 
welcher  der  zu  erwartende  Einnahmeausfall  gedeckt  werden  sollte,  nicht 
einigen  konnte  und  weil  die  innerpolitischen  Verhältnisse  des  Zollvereins  die 
Lösung  der  Frage  noch  erschwerten.  Trotz  aller  Anregungen  blieb  es  auf  dem 
Gebiete  der  Salzbesteuerung  im  wesentlichen  beim  alten  und  nur  belanglose 
Aenderungen  erfuhr  die  einschlägige  Gesetzgebung,  bis  durch  den  Artikel  35 
der  Verfassung  des  Norddeutschen  Bundes  vom  24.  Juni  1867  diese  Gesetzgebung 
Über  die  Besteuerung  des  Salzes  dem  Bunde  ausschliesslich  zugesprochen  wurde, 
nachdem  bereits  durch  eine  Uebereinkunft  vom  8.  Mai  1867  vereinbart  worden 
war,  vom  1.  Januar  1868  ab  den  Verkehr  mit  Salz  im  ganzen  Zollvereinsgebiete 
frei  zu  geben  und  unter  Beseitigung  der  verschiedenen  SalzmonopoUen  eine 
Verbrauchsabgabe  von  2  Tlr.  vom  Zentner  Salz  zu  erheben.  In  Ausführung 
dieser  Beschlüsse  erliess  die  preussische  Regierung  am  9.  August  1867  das  Gesetz, 
die  Aufhebung  des  Salzmonopols  und  die  Einführung  einer  Salzabgabe  betref- 
fend, die  zugehörende  und  an  dem  nämlichen  Tage  ausgefertigte  Verordnung 
und  Bekanntmachung  sowie  die  Instruktion  vom  18.  August  1867  für  die  Staats- 
salinen  wegen  Erhebung  und  Kontrollierung  der  Salzabgaben.  Damit  hatte  die 
Salzsteuergesetzgebung  des  Norddeutschen  Bundes  diejenige  des  preussischen 
Staates  abgelöst,  wie  denn  bald  darauf  die  erstere  wiederum  in  der  des  Deut- 
schen Reiches  aufging. 

Eine  durchaus  selbständige  Gestaltung  erfuhr  die  Besteuerung  des  Salzes 
in  den  süddeutschen  Besitzungen  Preussens,  in  den  hohen zoUemschen  Landen^). 
Als  diese  Gebietsteile  im  Jahre  1850  an  Preussen  fielen,  überliess  man  nach  wie 
vor  die  Versorgung  des  Landes  der  württembergischen  Salzmonopolverwaltung, 
welche  dieselben  Einrichtungen  wie  in  Württemberg  geschaffen  hatte,  das 
Pfund  Siedesalz  zu  8,  Steinsalz  zu  1  Va  kr.  verkaufte  und  an  die  preussische  Re- 
gierung jährlich  28,875  fl.  gewissermassen  als  Pachtgeld  zahlte.  Als  jedoch 
die  preussische  Verwaltung  im  Fürstentum  Salzlager  aufgefunden  und  ein  Stein- 
salzwerk in  Stetten  angelegt  hatte,  vnirde  der  Vertrag  mit  Württemberg  mit 
Wirkung  vom  1.  Januar  1859  gekündigt,  die  Einfuhr  fremden  Salzes  verboten 


J)  Bergius,  a.  a.  0.  S.  2ie.  —  v.  Reden,  Finanzstatistik,  S.  2U. 
3)  Vgl.  Riecke,  a.  a.  0.,  S.  146.  —  Hoffmann,  Das  wOrttembergisohe  Finanz- 
recht,  Tübingen  1867.  S.  U2. 
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und  die  Salzregie  nach  preussischem  Muster  umgestaltet.  Nor  gewisse  Enklaven 
blieben  dem  württembergischen  Salzwesen  einverleibt.  Die  El  ein  Verkaufspreise 
sollten  dieselben  bleiben  wie  bisher;  und  auf  den  Faktoreien  wurden  100  Pfund 
Kochsalz  je  nach  Niederlage  zu  4  fl.  20  kr.,  4  fl.  24  kr.  und  4  fl.  43  V»  kr.  und 
100  Pfund  Viehsalz  (Steinsalz)  zu  2  fl.  13 V»  kr.  verkauft^). 

Zum  Schlüsse  mögen  noch  folgende  Daten  Erwähnung  finden.    Es  belief 
sich  der  Reinertrag  des  preussischen  Salzmonopols 

im  Jahre  1812  auf  1,678,857  Taler 


1821 

3,779,500   , 

1825 

4,380,388   , 

1830 

5,341,008   , 

1835 

5,495,128   , 

1841 

5,975,000   , 

1844 

4,315.300   . 

1850 

5.340,000   , 

1856 

5,561,900   . 

1860 

6,274,304   , 

1867 

6,727,821   , 

und  der  Anteil  Preussens  an  der  Reichssalzsteuer 

im  Jahre  1871  auf  7,764,682  Taler. 
(Schluss  folgt.) 

1)  Gesetz  vom  13.  Dezember  1868.  Siehe  Qesetzsamml.  Berlin.  Verfügung  des  württ. 
Finanzministeriums  vom  83.  Dezember  1868.    Württ.  Regierungsbl. 
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Die  Enquete  über  die  Reform  der  Oebäadestener 
in  Oesterreich. 

Von 

Dr.  Jobann  T¥ollenik, 

Ministerialvizesekretär  im  k.  k.  Finanzministerium  in  Wien. 

In  einem  stattlichen  Bande  von  775  Seiten  liegen  die  Ergebnisse  der  im 
November  und  Dezember  1903  abgehaltenen  Enquete  über  di^  Reform  der  CSe- 
bäudesteuer  in  Oesterreich  vor^).  Dieselbe  hat  ein  sehr  reichhaltiges  Material  zu 
Tage  gefördert,  welches  der  Beachtung  auch  ausserhalb  Oesterreichs  in  hohem  Grade 
wert  ist,  denn  einerseits  haben  die  Fragen  der  Ueberwälzung  und  Amortisation 
der  Steuer  eine  ganz  ausserordentlich  gründliche  Erörterung  erfahren,  anderseits 
sind  auch  eine  Reihe  ausserhalb  Oesterreichs  bestehender  Einrichtungen  des  Ge- 
bäudesteuerwesens zur  Besprechung  gelangt.  Dem  Berichte  über  das  Ergebnis 
der  Enquete  seien  einige  orientierende  Bemerkungen  über  die  Gebaudesteuer  in 
Oesterreich  imd  das  Zustandekommen  der  Enquete  vorausgeschickt. 


1)  „Stenographisches  Protokoll  der  Enqnete  Über  die  Reform  der  Gebäudesteaer: 
November  -  Dezember  1903'*.    K.  K.  Hof-  and  Staatsdmckerei.    Wien  1904. 
Statistische  Materialien  und  zwar: 

„Statistik  der  Geb&ndesteuer  für  die  Jahre  1890  und  1900." 
„Realsteuerstatistik  fttr  die  Jahre  1901  und  1902." 
„Statistik  ilber  die  auf  die  direkten  Steuern  umgelegten  Zuschl&ge  in  den  Jahren 

1898  bis  1900." 

„Vergleich  der  steuerpflichtigen  Bruttomietzinse  in  den  Jahren  1890  und  1900: 

a)  einiger  Häuser,  welche  schon  im  Jahre  1890  ganz  hauszinssteuerpflichtig  waren : 

b)  einiger  Häuser,  welche  im  Jahre  1890  ganz  oder  bis  auf  relativ  geringfügige 
Bestandteile  aus  dem  Titel  der  BauffUirung  steuerfrei,  im  Jahre  1900  aber  ganz 
oder  bis  auf  relativ  geringfügige  Bestandteile  hauszinssteuerpflichtlg  waren: 
samt  zwei  Ausweisen." 

„Zahl  der  Häuser,  Summe  der  Mietzinse ,  Höhe  der  Zuschläge  zur  Hauszinssteuer 
und  der  Umlagen  auf  den  Mietzins  (für  1889  bis  1900),  Bevölkerung,  dann  Zahl  und  Art 
der  Haus-  und  Wohnbestandteile  (für  1890  und  1909  für  Orte  mit  SßSfsO/o  Hauszinssteuer  and 
für  Orte  mit  mehr  als  io,ooo  Einwohnern,  welche  ganz  der  soo/^igen  (in  Tirol  der  i  sorgen) 
Hauszinssteuer  unterliegen." 

„Zahl  der  Sparkassen,  Betrag  der  Sparkasseeinlagen  und  Hypothekardarlehen, 
Höhe  des  Durchschnittszinsfusses  für  die  Einlagen  und  für  die  Hypothekardarlehen  in  den 
Jahren  1890  und  1900.  Ziffermässige  Darstellung  der  Mietzinsergebnisse  in  den  Stidten 
und  Orten,  für  welche  die  Hauszinssteuer  mit  i6^ii%  festgesetzt  ist,  nach  dem  Stande  der 
Hauszinssteuerbemessung  für  das  erste  Steuerjahr  der  Yeranlagungsperioden  190i,0Sn.  1908104.' 

Sämtliche  statistische  Nachweisungen  (6  Hefte)  im  Yerschleisse  der  k.  k.  Hof-  und 
Staatsdruckerei  in  Wien  erhältlich. 

648 


Digitized  by  VjOOQIC 


Die  Enquete  über  die  Reform  der  Gebändesteuer  in  Oesterreioh.  209 

Die  derzeitige  Österreichische  Gebändesteuer  beruht  noch  immer  auf  dem 
Gebaudesteuerpatente  von  1820,  durch  welches  sie,  wenn  von  dem  vorübergehenden 
Versuche  Kaiser  Josefs  II.  im  Jahre  1788  abgesehen  wird,  von  der  Grundsteuer 
abgetrennt  und  als  selbständige  Ertragssteuer  eingeführt  wurde.  Der  Zinssteuer 
von  18  %  wurde  zunächst  eine  namentlich  aufgezählte  Anzahl  von  Städten 
unterworfen  (ursprüngliche  Hauszinssteuer),  während  sonst  die  Gebäudeklassen- 
steuer zur  Einhebung  gelangte.  Das  Patent  vom  10.  Oktober  1849  dehnte  die 
Zinssteuer  mit  ermässigtem  Steuersatz  auf  alle  Gebäude  in  jenen  Orten  aus,  wo 
mehr  als  die  Half te  der  Wohngebäude  vermietet  waren,  imd  erhöhte  den  Steuerfuss 
für  die  ursprüngliche  Hauszinssteuer  von  18  auf  21 '/i  7o  (16  7<i  -|~  ^V*  V« 
Zuschlag).  Bereits  Anfangs  der  Fünfzigerjahre  des  letztverflossenen  Jahrhunderts 
beginnen  Reformbestrebungen,  über  welche  Dr.  Wilhelm  v.  Lesigang  bereits 
im  Finanzarchiv  berichtet  hat^).  Diese  damals  noch  das  ganze  umfangreiche 
Gebiet  des  direkten  Steuerwesens  umfassenden  Entwürfe,  welche  teils  im  Schosse 
der  verschiedenen  Regierungen,  teils  in  den  öffentlichen  Vertretungskörpem  mit 
grossem  Aufwände  von  Zeit,  wenn  auch  vielleicht  gerade  nicht  auf  allen  Gebieten 
mit  dem  entsprechenden  Verständnisse  verhandelt  wurden,  vermochten  schliesslich 
die  in  Aussicht  genommene  Generahreform  des  gesamten  direkten  Steuerwesens 
zwar  nicht  zu  verwirklichen,  fanden  jedoch  einerseits  in  der  Grundsteuerregulierung 
des  Jahres  1869,  anderseits  in  dem  grossen  Werke  der  Reform  des  direkten  Personal- 
steuerwesens (1896)  einen  für  unsere  österreichischen  Verhältnisse  immerhin  sehr 
befriedigenden  vorläufigen  Abschluss.  Die  Gebäudesteuer  blieb  allerdings  bis 
heute  in  ihrer,  durch  das  Patent  vom  Jahre  1820  gegebenen  Form  im  wesentlichen 
unverändert. 

Es  ginge  wohl  zu  weit,  im  Detail  auf  alle  jene  Vorschläge  einzugehen,  die 
im  Verlaufe  von  nun  mehr  als  einem  halben  Jahrhundert  in  berufenen  Kreisen  zur 
Sprache  gelangten,  und  seien  ledig^ch  mit  wenigen  Worten  die  augenfälligsten 
Abschnitte  der  Reformgeschichte  unseres  Gebäudesteuerwesens  gekennzeichnet. 
Wir  erwähnen  die  Entwürfe  Von  1866,  1859,  1863,  1869  und  1874,  weiche  teils 
lediglich  eine  Ausgestaltung  der  Hausklassensteuer  nach  Analogie  der  Hauszins- 
steuer im  Auge  hatten,  teils  an  förmliche  Systemänderungen,  wie  die  Besteuerung 
der  Nutzungs-  und  Verkehrswerte,  dachten.  Der  im  Jahre  1876  von  der  Regierung 
eingebrachte,  damals  lediglich  als  Provisorium  gedachte  Gesetzentwurf  bildet  den 
Vorläufer  des  späteren  Gesetzes  vom  Jahre  1882.  Als  schliesslich  die  damaligen 
Reformbestrebungen  auf  dem  Gebiete  der  Personalsteuem  an  der  Frage  der 
autonomen  Finanzen  scheiterten,  fanden  auch  alle  die  Gebäudesteuem  be- 
treffenden Pläne  und  Entwürfe  ein  Ende.  Erst  die  Beendigung  der  Grundsteuer- 
regulierung ergab  die  zwingende  Notwendigkeit  zur  Novellierung  der  Gebäude- 
steuer, die  schliesslich  mit  dem  Gesetze  vom  9.  Februar  1882,  R.G.Bl.  Nr.  17, 
zu  Stande  kam.  Ein  reformatorisches  Werk  im  eigentlichen  Sinne  kann  in  diesem 
Gesetze  keineswegs  erblickt  werden.  Das  Steuersystem  blieb  unverändert,  die 
Steuer  wurde  lediglich  auf  das  ganze  Gebiet  der  Monarchie  ausgedehnt,  und 
einige  systematisch  wenig  wesentliche  Aenderungen  der  Bestimmungen  des 
Patentes  von  1849  vorgenommen.  Seither  ruhten  alle  Reformversuche  auf  dem 
Gebiete  der  Gebäudesteuer,  die  ganze  Aufmerksamkeit  konzentrierte  sich  auf  die 


J)  VI.  Jahrg.  2.  Bd. 
Finanzarchiv.  XXII.  Jahrg.  649  14 
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mittlerweile  in  fluss  geratene  PersonalBteuerreform.  Nur  die  Wissenschaft  liess 
die  fVage  nicht  ganz  ausser  Auge,  wenn  sich  auch  das  Interesse  vorwiegend  den 
Personalsteuem  zuwandte^). 

Eine  aussergewöhnliche  Entwicklung  hat  in  Oesterreich  die  zeitliche  Ge- 
baudesteuerbefreiung  aus  dem  Titel  der  Bauführung  gewonnen,  wie  in  der 
Enquete  mehrfach  hervorgehoben  wurde,  ein  Korrektiv  für  den  hohen  Steuer- 
fuss.  Wir  finden  die  Baufreijahre,  welche  grundsätzlich  schon  in  den  älteren 
Gesetzen  aus  der  theresianischen  Zeit  in  Uebung  waren,  und  zunächst  mit 
der  Allerhöchsten  Entschliessung  vom  10.  Februar  1835,  zuletzt  mit  dem  Gesetze 
vom  25.  März  1880,  R.G.B1.  Nr.  39,  eine  kodifikatorische  Regelung  erfuhren, 
wiederholt  im  Dienste  verschiedener  Zwecke  der  Volkswirtschaftspolitik  und 
unterscheiden  die  normale  Steuerbefreiung  aus  dem  Titel  der  Baufühmng 
(Neu-,  Um-  und  Zubauten)  mit  12jähriger  Dauer  und  die  sog.  ausgedehnte 
Steuerfreiheit  mit  dermalen  18-,  20-,  24-,  25-  und  30jähriger  Dauer.  Letztere 
wird  aus  Rücksichten  des  öffentlichen  Verkehrs,  der  Erweiterung  und  Assanie- 
rung einzelner  Städte,  ausnahmsweise  auch  privilegierten  Gründen,  Wiener  Stadt- 
erweiterung,  Franz  Josefis-Kaseme),  endlich  Arbeiterwohnhäusem  zugestanden. 
Den  betreffenden  Begünstigungen  sind  durch  Spezialgesetze  enge  Grenzen  ge- 
zogen. Speziell  auf  dem  Gebiet  der  Arbeiterwohnhäuser  bekundet  das  jüngste 
Gesetz  vom  8.  Juli  1902,  R.G.Bl.  Nr.  144,  den  ernsten  Willen,  soweit  dies  vom 
Standpunkte  der  Steuergesetzgebung  überhaupt  möglich  ist,  den  fiskalischen 
Gesichtspunkt  in  den  Hintergrund  treten  zu  lassen. 

Die  ursprünglich  beabsichtigte  völlige  Steuerfreilassung  der  neuen  Ge- 
bäude ist  durch  die  5^oige  Steuer  von  den  steuerfreien  Zinsen,  die  nach  mehr- 
fachen Schwankungen  ihrer  Behandlung  durch  die  Gesetze  vom  Jahre  1882  und 
1896  völlig  zu  einer  Realsteuer  ausgestaltet  wurde,  wesentlich  eingeschränkt 
worden.  Die  Wirksamkeit  der  Steuerfreiheit  wird  überdies  dadurch  geschmälert, 
dass  die  Kommunaluml€bgen  in  demselben  Umfange  zu  entrichten  sind,  als  ob 
keine  Befreiung  bestünde  (ideale  Hauszinssteuer).  Nur  in  den  neuen  Spezial- 
gesetzen über  die  ausgedehnten  Steuerbefreiungen  ist  man  in  der  einen  oder  der 
anderen,  beziehimgsweise   auch  in  beiden  Richtungen  zugleich  weitergegangen. 

Hiemach  gestaltet  sich  gegenwärtig  die  gesamte  Gebäudesteuer  etwa  fol- 
gendermassen:  Wir  unterscheiden  zwischen  zwei  Steuerkategorien,  der  Haus- 
zinssteuer nebst  der  bereits  erwähnten ,  ihr  gleichgestellten  5  ^  o  i  g  e  n 
Steuer  von  zeitlich  steuerfreien  Gebäuden  einerseits  und  der  Hausklassen- 
steuer anderseits. 


i)Dr.  Franz  Freiherr  v.  Myrbach,  „Besteaerang  der  Geb&ude  nnd  Woh- 
nungen in  Oesterreich  nnd  deren  Reform".    Lanppsche  Buchhandlung,  Tübingen  1888. 

Dr.  Wilhelm  Lesigang,  „Die  bisherigen  Versuche  zur  Reform  der  direkten 
Steuern  in  Oesterreich".    G.  Schanz'  Finanzarchiv,  VI.  Jahrg.  9.  Bd.  Stuttgart  1889. 

Dr.  C.  HoräKek,  „Die  Bodenwertbewegung  in  Prag  nnd  Vororten.*  I.Band  der 
„Neuen  Untersuchungen  über  die  Wohnungsfrage  in  Deutschland  und  im  Ausland*,  heraus- 
gegeben vom  Verein  fllr  Sozialpolitik.    Leipzig  1901. 

Dr.  Paul  Schwarz,  „Die  Entwicklung  der  st&dtischen  Gemeinde  in  Wien"  im 
selben  Verlage  I90i. 

Dr.  Raul  Braun  y.  Fernwald,  „Abstufung  der  Geb&udesteuer  nach  dem 
Masse  der  Verbauung  der  Grundfl&che*,  Zeitschrift  für  Volkswirtschaft,  Sozialpolitik  und 
Verwaltung.    Wien  1908. 
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Die  Hauszinssteuer  bezw.  die  5Voige  Steuer  ist  eine  vom  wirklichen  oder 
möglichen  Zinsertrage  prozentuell  zu  bemessende  Steuer.  Vom  Standpunkte 
der  Veranlagung  halt  das  Gesetz  Orte,  die  ganz  der  Hauszinssteuer 
unterliegen,  und  solche,  in  denen  bloss  vermieteteObjekte  von 
derselben  getroffen,  die  unvermieteten  Wohngebäude  hingegen  in  der  Haus- 
klassensteuer belassen  werden,  auseinander.  Die  der  Besteuerung  als  Grund- 
lage dienenden  Zinserträge  müssen  von  den  Hauseigentümern  im  W^ge  schrift- 
licher, von  den  Mietparteien  bestätigter  Fassionen  einbekannt  werden.  Die 
Steuervorschreibung  selbst  erfolgt  in  ganz  hauszinssteuerpflichtigen  Orten  in 
Perioden  von  2  zu  2  Jahren,  im  übrigen  in  der  Regel  von  Jahr  zu  Jahr.  Eine 
Abschreibung  der  einmal  in  Vorschreibung  gebrachten  Steuer  findet  nur 
in.  Fällen  der  gänzlichen  oder  teilweisen  Leerstehung  des  Steuerobjektes 
nach  Umfang  und  Dauer  der  Leerstehung,  femer  im  Falle  der  Uneinbringlich- 
keit des  Mietzinses  statt.  Unrichtige  Angaben  in  den  Fassionen,  bezw.  die 
ganzliche  Ausserachtlassung  der  Fassionspflicht  werden  unter  empfindliche  Geld- 
strafen gestellt,  die  zum  Teil  dem  Anzeiger  zufallen. 

Der  Steuerfuss  wurde  ursprünglich  im  Patente  vom  Jahre  1820  unter  Zu- 
gestehung  eines  15  folgen  Abzuges  für  Gebäudeerhaltung  und  Amortisation 
mit  18  ®/o  festgesetzt,  im  Jahre  1849  nominell  auf  16  ^/o  ermässigt,  tatsächlich 
durch  Einführung  des  die  Einkommensteuer  vertretenden  Drittelzuschlages  auf 
21  \'8  >  erhöht.  Für  die  mit  obigem  Patente  neu  in  die  Hauszinssteuer  einbe- 
zogenen Gebäude  wurde  der  Steuerfuss  unter  Einräumung  eines  30%igen  Abzugs- 
prozente  für  Gebäudeerhaltung  und  Amortisation  mit  12*/o>  bezw.  unter  Be- 
rücksichtigung des  Drittelzuschlags  mit  16  %  normiert.  Weitere  Zuschläge  er- 
höhten den  Gesamtsteuerfuss  schliesslich  im  Jahre  1863  auf  26'/'  V^  für  die 
ursprüngliche  und  20  %  für  die  ausgedehnte  Hauszinssteuer,  auf  welcher  Höhe 
sich  derselbe  bis  in  die  Gegenwart  erhielt  (auch  das  Gesetz  vom  Jahre  1882  hält 
im  allgemeinen  an  diesem  Steuerfusse  fest). 

Wir  gelangen  zur  Hausklassensteuer.  Dieselbe  ist  eine  nach  Wohnbestand- 
teilen  tarifierte  Steuer.  Der  Tarif  ist  stark  progressiv  ausgestaltet,  für  einen 
Wohnbestandteil  mit  einem  Satze  von  3  K.  an  Jahressteuer  beginnend,  bei 
40  Wohnräumen  schon  440  K.  erreichend  und  für  je  einen  weiteren  Wohn- 
raum um  je  10  K.  unbegrenzt  ansteigend.  Die  Veranlagung  erfolgt  durch 
Einreihung  der  Wohngebäude  nach  Massgabe  der  Anzahl  der  Wohnbestandteile 
in  eine  der  16  Stufen  des  Tarifes.  Die  Besteuerung  ist  stabil,  ein  eigener  Kataster 
dient  zur  Herstellung  der  —  übrigens  höchst  unvollkommenen  —  Evidenz.  Aende- 
rungen  im  Kataster  sind  nur  unter  bestimmten  Voraussetzungen  für  zulässig 
erklärt,  als  deren  wesentlichste  das  Entstehen  und  Verschwinden  des  Steuer- 
objektes und  bauUche  Aenderungen  im  Umfange  desselben  gelten  können. 

Uebergehend  auf  das  Zustandekommen  der  Enquete  sei  vorausgeschickt, 
daas  der  seit  dem  Jahre  1882  auf  dem  Gebiete  der  Gebäudesteuerreform  für  einige 
Zeit  eingetretenen  Ruhe  in  neuester  Zeit  eine  lebhafte  Agitation  seitens  der 
Hansbesitzerkreise  folgte.  Es  wäre  verfrüht,  schon  hier  auf  die  Ursachen  und 
die  Berechtigung  der  Agitation  gerade  von  dieser  Seite  einzugehen,  immerhin 
erwies  sich  die  Strömung  stark  genug,  die  Aufmerksamkeit  der  Regierung  zu  be- 
schäftigen, welch  letztere  sich  denn  schliesslich,  dem  Wunsche  der  Interessenten 
folgend,  zur  Einberufung  einer  Enquete  veranlasst  fühlte,  um  den  beteiligten 
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Kreisen  wirksame  Gelegenheit  zu  bieten,  ihren  Wünschen  und  Anträgen  entsprechen- 
den Ausdruck  zu  verleihen.  Die  Regierung  suchte  hierbei,  wie  der  Vorsitzende  der 
Enqueteverhandlungen  in  seiner  Eröffnungsrede  hervorhob ,  aus  zahlreichen 
und  verschiedenen  territorialen  und  beruflichen  Kreisen  Experten  zu  gewinnen. 
In  erster  Linie  standen  die  Hauseigentümer  selbst,  an  zweiter  Stelle  die  Bau- 
unternehmer, dann  die  Verwalter  öffentlicher  Kreditinstitute  und  öffentlicher 
Fonds,  schliesslich  die  Männer  der  Wissenschaft.  Dass  aus  der  numerischen 
Zusammensetzung  der  einzelnen  Interessentengruppen  keinerlei  Schlüsse  zu  ziehen 
sind,  hat  der  Vorsitzende  ausdrücklich  mit  besonderem  Gewichte  betont,  da  es 
ja  in  der  Natur  der  Sache  liege,  dass  bei  einer  Enquete,  wo  weder  Abstimmungen 
erfolgen,  noch  Beschlüsse  gefasst  werden,  wo  überhaupt  eine  Zählung  der  Stimmen 
nicht  stattfindet,  lediglich  das  innere  Gewicht,  der  Feingehalt  der  vorgebrachten 
Meinungen  und  Anträge  in  Rücksicht  gezogen  werden  kann.  So  waren  denn 
auch  die  Interessen  des  Staatsschatzes  selbst  und  jene  der  mitbeteiligten  ante- 
nomen  Körper  in  der  Enquete  überhaupt  nicht  vertreten.  Wir  finden  unter  den 
Experten  unter  anderen  die  Professoren  v.I  n  ama  St  er  n  e  g  g,  Karl  Menger, 
V.  Ph  il  i  pp  o  V  i  c  h,  Freiherr  v.  Wieser,  Freiherr  v.  Myrbach, 
V.  Komorzynski,  der  mit  der  venia  legendi  eine  leitende  Funktion  in 
einem  Wiener  Hausbesitzerverein  verbindet,  Professor  Horacek  in  Prag  und 
Dr.  Paul  Schwarz  in  Wien,  die  sich  als  Verfasser  der  einschlägigen  Ar- 
beiten in  den  Untersuchungen  des  Vereins  für  Sozialpolitik  betätigt  habend), 
Rudolf  Auspitz,  den  Mitverfasser  der  Lehre  vom  Preise^),  den  Sekretär 
des  statistischen  Amtes  der  Stadt  Wien  Dr.  L  ö  w  y  u.  a. 

Der  den  Experten  vorgelegte  Fragebogen  gliedert  sich  in  drei  Haupt- 
gruppen, deren  erste,  von  mehreren  Seiten  als  „zu  theoretisch*"  beanstandete, 
die  Gestaltung  der  Mietpreise  imd  Gebäudewerte,  die  zweite  den  Einfloss 
der  bestehenden  Steuer,  die  dritte  die  eigentlichen  Reformfragen  behandelte, 
und  umfasst  48  Fragen.  Die  erste  Fragengruppe,  welche  sich  mit  Gebäudewert- 
berechnung, Rentabilitätskalkul  und  Mietpreisbildung  im  allgemeinen  befasst,  ist 
speziell  vom  Standpunkte  des  Wertkatasters  von  Interesse.  Besondere  Wichtig- 
keit kommt  der  zweiten  Fragengruppe  zu,  welche  den  Angelpunkt  des  ebenso 
schwierigen  als  interessanten  Ueberwälzungsproblems  bildet.  Grosse  Aufmerk- 
samkeit wird  hier  auch  der  Frage  der  Steueramorttsation,  den  Baufreijahren  und 
ddn  lokalen  Verschiedenheiten  im  Steuerfusse  zugewandt.  Die  dritte  Gruppe 
der  eigentlichen  Reformfragen  zieht  zunächst  die  voraussichtlichen  Wirkungen 
einer  Herabsetzung  des  Steuerfusses  in  Diskussion,  insonderheit  vom  Stand- 
punkte der  Ermässigung  der  Mieten.  Sodann  wird  das  Steuersystem  selbst 
in  theoretischer  und  praktischer  Richtung  der  Untersuchung  zugeführt,  hierbei 
auch  —  speziell  vom  Standpunkte  der  Hauszinssteuer  —  dem  Kapitel  der  £r- 
haltungs-  und  Amortisationsprozente  entsprechend  Raum  gegeben.  Die  ge- 
läufigsten der  von  unserem  Steuersysteme  abweichenden  Besteuerungsarten 
sind  schon  im  Fragebogen  markiert.  Die  abschliessenden  Fragen  sind  dem 
Zusammenhange    der   Gebäudesteuerreform    mit   der    Regelung  des  Zuschlags- 


1)  Siehe  S.  210. 

3)  nüntersnchungen  über  die  Theorie  des  Preises**  von  Rndolf  Auspitz  and 
Richard  Lieben,  Leipzig,  Dancker  A  Hamblot,  1889. 
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Wesens  und  der  endgültigen  Festsetzung  des  Ausmasses  der  Ertragssteuem  im 
Sinne  des  Art.  XII  des  Gesetzes  vom  25.  Oktober  1896,  R.G.BI.  Nr.  220,  gewidmet. 
Der  Vorsitzende  der  Enquete,  Sektionschef  Dr.  RobertMeyer,  hob  in 
seiner  Eröffnungsrede  hervor,  wie  wünschenswert  eine  Reform  der  vielfach  veralte- 
ten, durch  zahlreiche  Novellen  ergänzten  Gebäudesteuergesetzgebung  wäre,  konnte 
jedoch  bei  dem  Umstände,  als  unter  Gebäudesteuerreform  von  allen  Seiten  ganz 
unzweideutig  eine  Ermässigung  der  Hauszinssteuer  verstanden  wird,  nicht  umhin, 
seinen  Bedenken  Ausdruck  zu  verleihen,  ob  dem  Staatshaushalte  gerade  im  gegen- 
wärtigen Zeitpunkte  ein  so  bedeutender  Ausfall,  wie  er  im  Gefolge  der  bean- 
spruchten Herabsetzung  der  Gebäudesteuer  wohl  angenommen  werden 
müsste,  auch  zugemutet  werden  könne.  Er  verwies  auf  die  allseits  ertönenden 
Klagen  über  die  Zurückstellung  wohlbegründeter  Anforderungen  auf  dem  Gebiete 
der  Verwaltung  aus  rein  finanziellen  Rücksichten.  Dass  unter  solchen  Umständen 
dem  Begehren  um  Steuerherabsetzung  ,  d.  i.  Verzicht  auf  einen  Teil  der  ohnehin 
unzureichenden  Staatseinnahmen  nur  mit  der  alleräussersten  Vorsicht  nahegetreten 
werden  könne,  sei  einleuchtend.  Zudem  greifen  gerade  die  Steuern  derart  tief 
in  das  Getriebe  volkswirtschaftlicher  Preisbildung,  in  die  Entwicklung  der  Ein- 
kommen aller  Volksschichten  ein,  dass  die  Früchte,  die  ein  dem  Staate  zugemutetes 
finanziell  bedeutendes  Opfer  etwa  zeitigen  könnte,  wohl  schon  im  vorhinein  sorg- 
fältig ins  Auge  gefasst  werden  müssen.  Es  sei  eine  alte  Erfahrung,  dass  eine 
Steuerherabsetzung  nicht  immer  im  umgekehrten  Sinne  wirke,  wie  eine  Steuer- 
erhöhung. Gerade  rücksichtlich  der  Hauszinssteuer  sei  noch  wenig  Klarheit 
gewonnen,  wie  weit  sie  der  Ueberwälzung  zugänglich  sei,  insonderheit  seien  die 
Wirkungen  einer  Steuerermässigung  wissenschaftlich  noch  kaum  erörtert  worden.. 
Dr.  Meyer  erinnert  sodann  an  die  selbst  in  Verhandlungen  unseres  Parlamentes 
schon  in  Diskussion  gezogenen  Bedenken  gegen  eine  einfache  Aufhebung  der 
gegenwärtigen  Verschiedenheiten  des  Steuerfusses,  an  den  —  an  späterer  Stelle 
noch  zur  eingehenden  Erörterung  gelangenden  —  Abstand  zwischen  dem  nominellen 
und  dem  tatsächlichen  Steuerprozente  und  kommt  in  weiterer  Folge  auf  die 
Zuschlagsfr€bge  zu  sprechen.  Er  verweist  auf  die  wenig  tröstliche  Lage  der  auto- 
nomen Finanzen  und  gibt  der  Besorgnis  Ausdruck,  dass  eine  Steuerherabsetzung 
bloss  zu  einer  Verschiebung  der  Steuerlast  zwischen  Staat  und  Land  führen, 
8ona.ch  für  die  Steuerträger  selbst  illusorisch  werden  könnte. 


In  den  in  der  Enquete  hervorgetretenen  Meinungen  lassen  sich  im  alier- 
wesentlichsten  zwei  Hauptrichtungen  unterscheiden,  eine  welche  vorwaltend  die 
Herabsetzung  des  Steuerfusses  im  Auge  hat,  ohne  gerade  das  Steuersystem  anzu- 
greifen, und  eine,  die  das  Steuersystem  selbst  bekämpft. 

In  der  ersteren  Richtung  wird  naturgemäss  fast  ausschliesslich  die  Haus- 
zinssteuer  mit  ihren  hohen  Steuersätzen  von  26 '/s  ^'o  bezw.  20  ^/o  und  15  7« 
angegriffen. 

Tatsächlich  steht  der  Steuerfuss  allerdings  hinter  dem  nominellen  weit 
zurück.  BekannÜich  wird  nicht  der  gesamte  Bruttoertrag  eines  Hauses  der  Be- 
steuerung unterzogen,  sondern  kommen  im  Sinne  der  Bestimmungen  des  §  6 
des  Gesetzes  vom  9.  Februar  1882,  R.G.BI.  Nr.  17,  bezüglich  der  mit  26V8  ^o 
veranlagten  Gruppe   von  Steuerobjekten  15  %  bezw.  30  ^/o  (Zara,   Czernowitz), 
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bei  den  mit  20  %  besteuerten  Objekten  30  Vo  und  bei  den  nur  mit  15  ^h  bedachten 
Gebäuden  ebenfalls  30  ^;o  vorweg  in  Abzug.  Unter  Berücksichtigung  dieses 
Abzuges  stellt  sich  die  Steuer  für  die  erste  Gruppe  auf  22^/s  %  bezw.  18 -/s  %, 
für  die  zweite  auf  14  %  und  für  die  dritte  auf  10,5  %.  Auch  dies  ist  noch  nicht 
der  wirkliche  Steuerfuss,  da  nach  Art.  IX  des  Gesetzes  vom  25.  Oktober  1896 
R.G.BL  Nr.  220  über  die  direkte  Personalsteuer  ein  Nachläse  —  zuletzt  12  Vs  ^'o 
—  stattfindet,  der  die  obigen  Steuersätze  für  die  erste  Gruppe  auf  19,83  ®/e  bezw. 
16,33  %  (Czemowitz,  Zara),  für  die  zweite  auf  12,25  %  imd  für  die  dritte  auf 
9,19  7o  reduziert.  Nun  kommt  aber  noch  ein  Moment  in  Rechnung,  die  zeitliche 
Steuerbefreiung.  Bekanntlich  ist  es  nicht  bloss  vom  wissenschaftlich-theoretischen 
Standpunkte,  sondern  auch  im  praktischen  Leben  üblich,  den  Wert  der  Steuer- 
befreiung zu  berechnen.  Sie  wird  als  eine  zeitlich  begrenzte  Rente  aufgefasst 
und  die  jährliche  Steuerersptamis  nach  den  üblichen  Regeln  auf  den  Kapitals- 
wert zurückgeführt.  Berücksichtigen  wir  lediglich  die  normale  zeitliche  Steuer- 
befreiung in  der  Dauer  von  12  Jahren  —  länger  dauernde  Befreiungen  ganz 
ausser  Betracht  gelassen  —  so  stellt  sich  die  Steuerleistung  bei  Annahme  eines 
80jährigen  Gebäudebestandes  ohne  Verzinsung  der  im  Verlaufe  der  Baufreijahre 
ersparten  Steuerbeträge  für  Objekte  der  ersten  Gruppe  auf  17,50  ^/o  bezw.  14,41  %, 
der  zweiten  Gruppe  auf  10,94  ^/o  und  der  dritten  Gruppe  auf  8,33  >.  Unter  An- 
nahme eines  100jährigen  Gebäudebestandes  würden  für  die  erste  Gruppe  17,96  ''.o 
bezw.  14,79  %,  für  die  zweite  Gruppe  11,20  %  und  für  die  dritte  Gruppe  8,50  V* 
resultieren.  Bei  47oiger  Verzinsung  der  im  Verlaufe  der  12  Baufrei  jähre  jährlich 
an  Steuer  ersparten  Beträge  würde  sich  der  Steuerfuss  unter  Annahme  eines  80- 
jährigen  Gebäudebestandes  für  die  erste  Gruppe  auf  13,72  %  bezw.  11,30  %,  für 
die  zweite  Gruppe  auf  8,82  %  und  für  die  dritte  Gruppe  auf  6,96  ®/e  reduzieren, 
unter  Annahme  eines  100jährigen  Gebäudebestandes  für  die  erste  Gruppe  auf 
13,87  Vo  bezw.  11,42  °/o,  für  die  zweite  Gruppe  auf  8,90  °/o,  für  die  dritte  snf 
7,01  >. 

Es  kann  und  soll  nicht  geleugnet  werden,  dass  auch  dieser  Steuerfuss 
noch  ein  sehr  beträchtlicher  ist  und  ein  Vergleich  mit  dem  Auslande  bezw.  den 
dort  geltenden  Steuersätzen  —  soweit  ein  solcher  überhaupt  als  zulässig  bezeichnet 
werden  kann  — ,  nicht  zu  Gunsten  Oesterreichs  ausfällt.  Wenn  es  sich  sonach 
um  die  Einführung  einer  neuen  Steuer  handeln  würde,  wäre  unter  normalen 
Verhältnissen  die  Anwendung  dieses  Steuerfusses  wohl  ausgeschlossen.  Um 
eine  neue  Steuer  handelt  es  sich  aber  eben  nicht,  und  da  ist  denn  doch 
zu  bedenken,  welche  Wirkungen  von  einer  Herabsetzung  des  Steuerfusses  zu 
gewärtigen  sind,  eine  Untersuchung,  der  umsoweniger  auszuweichen  ist,  als  mit 
der  Steuerherabsetzung  ein  so  gewaltiger  Ausfall  in  den  Staatseinnahmen  ver- 
bunden wäre,  dass  an  eine  Bedeckung  auf  anderem  Wege  jedenfalls  gedacht  werden 
müsste.  Die  Vorschreibung  an  Hauszinssteuer  betrug  pro  1902  rund  80  Mill.  £. 
Bei  einer  Herabsetzung  der  Steuer  auf  5  ^/e  würde  sich  nach  ungefährer  Be- 
rechnung ein  Ausfall  von  59  Millionen  ergeben.  Diese  Ziffer  spricht  eine  so 
deutliche  Sprache,  dass  es  wohl  als  ganz  ausgeschlossen  erscheinen  muss,  dem 
vielfach  zum  Ausdrucke  gebrachten  Begehren  um  Herabsetzung  des  Steuerfusses 
auf  5  %  ohne  Eröffnung  anderweitiger  Einnahmsquellen  entsprechen  zu  können. 
Darüber  ist  auch  in  den  Enqueteverhandlungen  kein  Zweifel  aufgekommen.  Noch 
weniger  als  der  Staat  sind  aber  die  autonomen  Finanzen  in  der  Lage,  einen  der- 
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artigen  Ausfall  zu  ertrcbgen,  da  ihre  Einnahm Bquellen  viel  beschrankter  sind  als 
die  staatlichen. 

Wir  müssen  uns  unter  solchen  Umstanden  über  die  Wirkung  einer  Steuer- 
herabsetzung sehr  klar  sein,  ehe  wir  einen  entscheidenden  Schritt  tun.  Von  der 
rein  finanziellen  Frage  abgesehen,  handelt  es  sich  da  in  erster  Linie  um  die 
Mietzinse.  Es  ginge  zu  weit,  die  verschiedenen  Nüancierungen  des  Ueberwälzungs- 
Problems  hier  einer  erschöpfenden  wissenschaftlichen  Erörterung  zu  unterziehen. 
Immerhin  muss  jedoch  im  Hinblicke  auf  die  besondere  Wichtigkeit  dieser  Frage 
im  Rahmen  des  Gebaudesteuerreformprojektes  der  Ueberwälzungstheorie  einige 
Aufmerksamkeit  zugewendet  werden.  Auch  hat  gerade  auf  diesem  Gebiete 
die  Enquete  sich  anerkennenswerter  Mühe  unterzogen,  die  Verhältnisse  nach 
Tunlichkeit  zu  klären. 

Die  Ueberwälzungsfrage  kann  naturgemäss  nur  im  Zusammen- 
hange mit  den  Gesetzen  der  Preisbildung  behandelt  werden,  und  zwar  zunächst 
der  Preisbildung  der  Mietzinse,  in  weiterer  Folge  jener  der  Realität  selbst.  Den 
im  Verlaufe  der  Enquete  auf  diesem  Gebiete  vorgebrachten,  oft  vollkommen 
disparaten  Meinungen  kann  zum  Teil  der  Vorwurf  nicht  erspart  bleiben,  dass  sie 
einerseits  der,  wenn  auch  zugegeben  schwierigen,  so  doch  gerade  hier  so  sehr  ge- 
botenen eingehenden  und  ausreichenden  Begründung  vielfach  mehr  oder  weniger 
entbehren,  anderseits  über  gewisse  Widersprüche  in  der  Behandlung  der  Preis- 
bildungsfrage  im  allgemeinen  nicht  hinauszukommen  vermochten. 

Wenn  wir  nun  die  Wirkung  der  Steuer  auf  den  Haus- 
ertrag ins  Auge  fassen,  müssen  wir  zimächst  zwischen  jenen  Steuern  unter- 
scheiden, die  zur  Zeit  der  Erbauung  des  Hauses  schon  bestanden,  und  den  erst 
spater  aufgelegten.  Unter  „Steuer**  sei  vorerst  die  Steuer  samt  allen  Zuschlägen, 
die  Abgabe  in  toto  verstanden,  unter  „Hausertrag  "*  das  Nettoerträgnis  nach 
dem  gewöhnlichen  Sprachgebrauche,  nennen  wir  es  „Hausrente". 

Es  ist  klar  und  anerkannt,  dass  die  bestehenden,  vielleicht  — 
dies  sei  nur  nebenbei  erwähnt  —  auch  die  in  absehbarer  Zeit  mit  einiger  Wahr- 
scheinlichkeit zu  gewärtigenden  Steuern,  wie  alle  anderen  den  Hauseigentümer 
treffenden  Lasten  einen  Faktor  bei  der  Ertragskalkulation  bilden.  Ein  normal 
kalkulierender  Kapitalist  —  und  nur  ein  solcher  kann  hier  in  Betracht  kommen  — 
wird,  ehe  er  zur  Kapitalienanlage  schreitet,  alle  ihm  vorliegenden  Anlagen  ins 
Auge  fassen  und  sich  schliesslich  —  von  Gründen  besonderer  Vorliebe  oder  sonstigen 
rein  persönlichen  Momenten  abgesehen  —  zu  jener  entscheiden,  die  ihm  die  ren- 
tabelste erscheint.  Dieser  Grundsatz  erfahrt  auch  bei  der  Kapitalsanlage  im  Haus- 
besitze  keine  Ausnahme.  Die  Häuser  werden  nicht  den  Mietern  zuliebe  erbaut, 
sondern  vorwiegend  vom  rein  kapitalistischen  bezw.  erwerbswirtschaftlichen 
Standpunkte;  soweit  dies  nicht  der  Fall  ist,  liegen  eben  andere  Gründe  vor,  die 
in  dem  gewärtigten  Ertrage  von  vornherein  in  Kalkül  gezogen  werden,  wenn  sie 
hierbei  auch  nicht  in  bestimmten  Ziffern  zum  Ausdrucke  gelangen. 

Derartige  Momente  sind  allerdings  beim  Hausbesitze  vielleicht  zahlreicher  als 
sonst.  Hierher  gehören  zunächst  die  grössere  Sicherheit  der  Anlage,  die  steigende 
Tendenz  der  Grebäudewerte  bei  sonst  sinkender  Tendenz  der  Kapitalsanlagen 
andrer  Art,  die  Annehmlichkeit  des  eigenen  Hauses,  gewisse  soziale  und  poli- 
tische Vorteile,  als:  Bürgerrecht,  Wahlrecht,  Zuständigkeit,  persönliches  Ansehen 
u.    dergl.  mehr. 
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Der  Experte  Dr.  ▼.  Schneider  bemerkt  in  dieser  Richtung,  es  sei  ihm  ganz 
gut  verständlich,  wenn  man  nicht  vereinzelt,  sondern  sehr  häufig  in  Häusern 
Kapitalien  investiere,  die  sich  nach  den  Mieten  nur  mit  2 — 3  °/o  verzinsen,  obwohl 
man  in  der  Sparkasse  vielleicht  3V>  7<>»  durch  Ankauf  von  Pfandbriefen  ond 
Renten  4  ®io  und  durch  Anlagen  in  Hypotheken  472  Prozent  erzielen  könne. 
Man  könnte  sich  ebensogut  über  die  letztgenannten  Anletgen  von  37*  ^/o  bis 
473  %  verwundem,  da  doch  anderweitig,  so  durch  Belehnung  von  Gehalten 
u.  dergl.  Geschäften  nach  Art  jener  des  Beamtenvereins  ohne  Gefahrdung  der 
Anlagesicherheit  6 — 8  ^o  erzielt  werden  könnten.  Experte  Auspitz  konstatiert 
ein  ähnliches  Verhältnis  bei  zahlreichen  kleineren  Grossgrundbesitzem,  nament- 
lich in  den  Alpenländem,  und  findet  die  ganz  analoge  Erklärung  in  den  mit 
solchen  Besitzen  verbundenen  politischen  Rechten. 

Eine  ganz  ausschlaggebende  Rolle  spielt  unter  den  angeführten  Momenten 
die  steigende  Tendenz  der  Gebäudewerte,  welche,  wie  beispielsweise  Experte 
Hofrat  Menger  konstatiert,  in  höheren  Kapitalsaufwendungen  vielfach  eskomptiert 
wird.  Experte  Auspitz  meint,  dass  diese  steigende  Tendenz  der  Gebäudewerte 
den  Hauseigentümern  vielfach  sogar  zum  Unglücke  gereiche,  da  auf  dieselbe 
kapitalistisch  mit  solcher  Bestimmtheit  gerechnet  werde,  dass  ein  späteres  Aus- 
bleiben der  Wertsteigerung  oder  auch  nur  ein  Zurückbleiben  hinter  den  geh^;ten 
Erwartungen  für  den  einzelnen  Hauseigentümer  eine  Kalamität  bedeute. 

Auch  anderweitige  unrichtige  oder  leichtfertige  Kalkulationen  —  der 
üblichen  Präliminarüberschreitungen  bei  Neubauten  gar  nicht  zu  gedenken  — 
spielen  eine  ganz  wesentliche  Rolle.  Die  Leute  vergessen,  wie  Hof  rat  v.  Philippovich 
zitiert,  auf  die  letzten  2  Pfennige  im  Pfund.  Sie  bedenken  nicht,  dass  das  Hans 
ein  Kapital  ist,  welches  amortisiert  werden  muss,  sie  bedenken  nicht,  dass  es  ver- 
altet und  mit  zunehmendem  Alter  an  Ertrag,  daher  auch  an  Wert  sinkt,  sie 
denken  nicht  an  die  Möglichkeit  grösserer  Reparaturen,  an  Zinsverluste,  länger 
dauernde  Leerstehungen,  sie  reduzieren  den  Ertrag  zeitlich  steuerfreier  Häuser 
nicht  auf  das  dem  kapitalistischen  Standpunkte  entsprechende  Mass  und  klagen 
nach  Ablauf  der  steuerfreien  Jahre  über  geringe  Verzinsung. 

Einer  ganz  besonderen  Beachtung  bedürfen  die  Hypothekarlasten.  Experte 
Professor  Frh.  v.  Myrbach  hebt  mit  Bedauern  hervor,  dass  man  auf  keinem  Gebiete 
so  leicht  und  mit  solchem  Gleichmute  Besitzer  werde,  als  gerade  bei  Erwerbung  von 
Häusern.  Er  verweist  auf  jene  zahlreichen  Unternehmer  und  kleinen  Kapitalisten, 
die  sich  mit  minimalen  eigenen  Mitteln  in  Häuserspekulationen  stürzen  und  dann 
gezwungen  sind,  die  niedrigen  Erträgnisse  des  liegenden  Kapitales  mit  dem 
hohen  Zinsfusse  der  ungünstiger  lozierten  Hypothekardarlehen  zu  kalkulieren. 

Endlich  gedenkt  Hofrat  Dr.  Menger  auch  des  Metssstabes,  der  bei  der  Beur- 
teilung der  Rentabilität  der  Häuser  angelegt  wird.  Gebäude  in  den  Verkebrs- 
zentren  grosser  Städte,  die  leicht  und  an  zahlimgskräftige  Parteien  vermietbar, 
leicht  veräusserlich,  leicht  zu  verwalten  sind,  haben  bei  gleichem  Reinertrage 
einen  höheren  Kapitalswert  als  peripherisch  gelegene  Objekte,  die  von  ärmeren 
Mietern  benützt  werden,  zahlreicher  Reparaturen  bedürfen,  ebenso  zahlreiche 
Leerstehungen  aufweisen,  mühselig  zu  verwalten  und  schwer  zu  veräussem  sind. 
Gebäude  der  ersteren  Art  verzinsen  sich  ungleich  niedriger,  als  letztere.  Würde 
zur  Beurteilung  der  Rentabilität  der  Massstab  an  die  ersteren  Gebäude  angelegt 
und  hierbei  den  erwähnten  Momenten  —  wie  dies  allerdings  zumeist  geschieht  — 
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rechnungsmäflsig  nicht  die  gebührliche  Beachtung  geschenkt,  so  vermöge  aller- 
dings der  Anschein  zu  entstehen,  dass  die  Verzinsung  des  in  Gebäuden  investierten 
Kapitals  eine  geringere  sei,  als  jene  in  anderen  Anlagen. 

Normal  sind  natürlich  alle  Fälle  der  besprochenen  Arten  nicht,  wenn  sie 
auch  bedauerlicherweise  als  typisch  gelten  können.  Normal  erfolgt  die  Kapitals- 
anlage in  Häusern  eben  nur  in  der  „ berechtigten"  Erwartung  einer  objektiv 
oder  subjektiv  entsprechenden  Verzinsung  des  zu  veranlagenden  Kapitals. 
Ziffemmässig  genau  lässt  sich  natürlich  diese  Verzinsung  im  einzelnen  Falle 
von  dritter  Seite  nicht  feststellen.  Experte  Professor  Myrbach  versichert  ganz 
allgemein,  es  sei  ihm  von  kompetenter  Seite  die  Information  zu  teil  geworden, 
dass  besonders  solid  gebaute  Häuser  allerdings  nur  eine  Verzinsung  von  3  bis 
4  °/o  abwerfen,  weniger  solid  gebaute  —  also  die  Mehrzahl  —  eine  solche  von 
4 — 5  7o-  Kommen  aber  kleine  Wohntmgen  mit  häufig  wechselnden  Parteien 
in  Betracht,  so  könne  auch  eine  Verzinsung  von  5 — 57*  *^/o,  manchmal  sogar 
bis  6  7o  erzielt  werden.  Theoretisch  legt  derselbe  Experte  seine  Anschauung 
dahin  fest,  dass  der  Hausbesitzer  gar  nicht  höher  belastet  sein  könne  als  alle 
übrigen  erwerbenden  Klassen.  Er  verweist  auf  das  bekannte  Gesetz  der  Gewinn^ 
ausgleichung,  welches  überall  seine  Wirkung  äussert,  wo  eine  Konkurrenz  statt- 
finden kann.  Wo  gute  Erträgnisse  winken,  fliesst  Kapital  zu,  bis  es  die  Erträgnisse 
auf  das  normale  Niveau  herabgedrückt  hat,  im  Gegenteile  fliesst  es  ab,  bis  sich 
die  Erträgnisse  wieder  auf  das  allgemeine  Niveau  gehoben  haben. 

Wir  können  somit  das  Kapitel  über  die  Wirkungen  einer  zur  Zeit  der  Erbauung 
des  Hauses  schon  bestehenden,  im  Leben  desselben  sozusagen  die  Patenstelle 
bekleidenden  Steuer  wohl  mit  dem  einwandfreien  Resümee  abschliessen,  dass 
diese  Steuer  lediglich  den  Bentabilitätskalkul  berührt;  sie  wird  gewissermassen 
in  das  Haus  hineingebaut.  Dass  wir  es  auch  mit  sogenannten  „  verbauten ""  Häusern 
zu  tun  haben,  ist  bekannt,  dass  sich  solche  nicht  normal  verzinsen,  unbezweifelt ; 
da  liegt  aber  die  Schuld  nicht  an  der  vielgeschmähten  Steuer,  sondern  am  Kalkül. 


Unter  wesentlich  anderen  Gesichtspunkten  kommt  die  Auflage  einer 
neuen  Steuer  auf  ein  altes  Haus  oder  die  Erhöhung  einer  bestehenden 
Steuer  zu  beurteilen.  Ueber  die  Wirkungen  einer  solchen  gehen  die  Meinungen 
allerdings  auseinander.  Es  ist  klar,  dass  dieselbe,  wenn  sie  nicht  überwälzt  werden 
kann,  das  Erträgnis  der  Realität  —  wir  nannten  es  die  Hausrente  —  schmälert. 
Unter  diesen  Gesichtspunkt  würden  zunächst  jene  Fälle  gelangen,  wo  zivilrechüich 
die  Ueberwälzung  vielleicht  ausgeschlossen  ist  —  Mietkontrakte  auf  einen  längeren, 
über  die  Zeit  der  Steuererhöhung  hinausreichenden  Zeitraum.  Das  sind  natür- 
lich seltene  Ausnahmefälle.  Der  Hauseigentümer  wird  imter  allen  Umständen 
trachten,  die  für  ihn  aus  der  neuen  Steuer  resultierende  Einbusse  an  seinem 
Einkommen  so  rasch  als  möglich  wett  zu  machen,  in  irgend  einer  Weise  von  sich 
al^uwälzen.  Dies  ist  ganz  selbstverständlich,  es  müsste  denn,  wie  Experte 
Sektionschef  Inama  Stemegg  sagt,  der  Eigennutz  durch  Gesetzesparagraphen 
ausgeschaltet  werden. 

Ob  dem  Hauseigentümer  seine  Bestrebungen  im  einzelnen  Falle  auch 
Erfolg  bringen  werden,  ist  natürlich  eine  andere  Frage.  Hier  sehen  wir  nun  die 
verschiedenen  Preisbildungstheorien  einsetzen.  In  dem  einen  Punkte  treffen 
diese  Theorien  vollkommen  zusammen,   dass  nämlich    der  Hausertrag, 
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—  die  Hausrente  —  keineswegs  als  ein  elementares  Ge- 
bilde aufgefasst  werden  kann,  sich  vielmehr  aus  zwei 
Elementen  zusammensetze.  Das  eine  Grundgebilde  ist  die  Rente 
des  in  dem  Aedifikate  investierten  Baukapitals,  die  sogenannte  Baurente. 
Diese  erscheint  als  eine  feststehende,  von  rein  bautechnischen  Momenten  beein- 
fiusste  Grosse,  die  von  jedem  Bausachverständigen  unschwer  mit  ziemlicher 
Genauigkeit  festgestellt  werden  kann.  Damit  ist  keineswegs  gesagt,  dass  sie 
auch  eine  unveränderliche  Grösse  sei.  Immerhin  spielen  die  hier  zu  Tage  tretenden 
Veränderungen  im  praktischen  Leben  eine  verhältnismässig  geringere  BoUe,  so 
dass  —  bestände  die  Hausrente  nur  aus  dieser  Baurente  —  im  allgemeinen  im 
Hausbesitze  sozusagen  das  spekulative  Moment  entfiele. 

Die  kolossalen  Verschiedenheiten  in  den  Mietzinsen  bei  ganz  gleichem 
Bauaufwande  weisen  jedoch  darauf  hin,  dass  in  den  Hausrenten  noch  ein  ganz 
anderes,  und  zwar  im  Gegensatze  zur  stabilen  Baurente  extrem  labiles  Moment 
zum  Ausdrucke  gelangt.  Wir  gelangen  zur  Grundrente.  Worin  liegt  nun 
die  Veränderlichkeit  derselben?  Im  Grunde  selbst,  wie  die  Bezeichnung  annehmen 
liesse,  gewiss  nicht.  Derselbe  Grund  kann  heute  eine  sehr  bedeutende,  über  kurz 
oder  lang  eine  ganz  unwesentliche  Grundrente  aufweisen,  ohne  in  seiner  inneren 
Qualität  sich  irgendwie  geändert  zu  haben.  Die  Veränderlichkeit  der  Grundrente 
liegt  vielmehr  in  den,  den  Grund  umgebenden  äusseren  Verhältnissen,  die  stetem 
Wechsel  unterworfen  sind.  Alle  Veränderungen  in  diesen  Verhältnissen  reflektieren 
auf  die  Grundrente,  die  sonach,  soweit  Baugründe  im  Gegensatze  zu  landwirt- 
schaftlichen Kulturgründen  in  Betracht  kommen,  als  reine  Lagerente  aufgefasst 
werden  muss. 

Wie  bildet  sich  nun  diese  Grundrente  bei  Bau- 
gründen und  welche  Wege  schlägt  sie  ein?  Die  Meinungen 
sind  verschieden.  Statistisch  lässt  sich  konstatieren,  dass  an  den  Peripherien  der 
grösseren  Städte  —  worunter  wohl  zumeist,  jedoch  nicht  immer  die  mathematischen 
Peripherien  zu  verstehen  sind  — ^  besser  gesagt  in  den  von  den  Verkehrszentren 
entfernten  Lagen  die  Grundrente  zumeist  eine  ganz  untergeordnete  Bolle  spielt. 
Je  mehr  wir  uns  diesen  Verkehrszentren  nähern,  desto  ausgebUdeter  finden  wir  die 
Grundrente,  bis  wir  schliesslich  zu  Erscheinungen  gelangen,  wo  die  Grundrente 
sich  sogar  über  die  Baurente  erhebt. 

Den  verhältnismässig  grössten  Teil  seiner  Ausführungen  hat  Experte  Pro- 
fessor Frh.  V.  W  i  e  s  e  r  der  Grundrente  gewidmet,  und  sei  deshalb  auch  hier  an 
dessen  Anschauungen  angeknüpft.  Experte  hebt  hervor,  dass  die  Anfänge  der  Preis- 
büdung  an  den  Peripherien  der  grossen  Städte  zu  suchen  seien,  bezw.  wenn  man 
noch  weiter  gehen  wolle,  in  jenen  äussersten  Gebieten,  die  noch  im  Attraktions- 
gebiete der  Stadt  gelegen  sind.  In  dieser  äussersten  Zone,  wo  immer  sie  liegen 
möge,  entscheiden  über  den  Mietzins  zunächst  die  Baukosten.  Natürlich  mnss 
auch  dem  Grundbesitzer,  damit  er  den  Grund  der  Nachfrage  entsprechend  rasch 
abgebe,  für  den  Grund  ein  gewisser  den  Wert  der  Beute  übersteigender  Preis 
gegeben  werden,  der  jedoch  bei  dem  mehr  oder  weniger  ländlichen  Charakter  der 
hier  in  Betracht  kommenden  Gründe  im  Verhältnisse  zu  den  Baukosten  ver- 
schwindend ist,  der  Preis,  der  hier  für  eine  Wohnung  gezahlt  werden  müsse, 
bUde  den  I^linimalpreis,  der  für  alle  übrigen  Mietpreise  die  Grundlage  bietet. 
Die  am  weiugsten  zahlungsfähigen  Mieter  siedeln  sich  hier  an,    in  diesen  vom 
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Verkehre  am  entferntesten  gelegenen,  daher  auch  erwerbswirtschaftlich  die  ge- 
ringsten Vorteile  bietenden  Kreisen.  Jener  Teil  der  Mieter,  der  in  der  Lage  ist, 
höhere  Zinsen  zu  entrichten,  trachte  sich  den  Vorteil  einer  wirtschaftlich  günsti- 
geren Lage  durch  Preisüberbietung  zu  sichern.  Diese  Preisüberbietungen  schreiten 
von  Kreis  zu  Kreis  gegen  das  Zentrum  vorwärts,  wo  schliesslich  die  höchsten 
Mieten  bezahlt  werden.  Professor  Frh.  v.  W  i  e  s  e  r  hat  nun  auf  Grund  praktischer 
Untersuchungen  festgestellt,  dass  die  genannte  Zone  der  billigsten  Wohnungen  — 
von  Differenzen,  welche  auf  die  normale  Verzinsung  des  Baukapitales  reflektieren, 
abgesehen  —  zu  verschiedenen  Zeiten  und  an  verschiedenen  Orten  mit  nahezu 
unveränderten  Preisansätzen  regelmassig  anzutreffen  war,  und  dass  Steigerungen 
der  Wohnungspreise  im  allgemeinen  nur  dahin  wirkten,  dass  sich  die  genannte 
Zone  der  billigsten  Wohnungen  weiter  hinaus  verschob.  Experte  findet  in  dieser 
interessanten  Erscheinung  die  Bestätigung  seiner  theoretischen  Annahme,  dass  für 
die  Preisbildung  in  den  peripherischen  Lagen  lediglich  die  Baukosten  bezw.  der  Ren- 
tabilitätskalkul  im  weiteren  Sinne  massgebend  sei,  während  die  Preisbildung  nach 
innen  zu  durch  die  Konkurrenz  bezw.  Zahlungsfähigkeit  der  Mieter  bestimmt  werde. 

Eine  andere  Richtung  (z.  B.  Professor  Frh.  v.  M  y  r  b  a  c  h)  hält  dafür, 
dass  die  Bewegung  ihren  Weg  umgekehrt,  von  innen  nach  aussen  nehme. 

Ohne  in  eine  weitere  Untersuchung  dieser  hier  nicht  so  sehr  ins  Gewicht 
fallenden  theoretischen  Frage  einzugehen,  muss  doch  als  feststehend  gelten,  dass 
die  Grundrente  zwar  eine  gewisse  Abstufung  nicht  verkennen  lässt,  Höhe  und 
Breite  der  einzelnen  Stufen  jedoch  von  so  ausserordentlicher  Verschiedenheit 
sind,  wie  die  Abstufungen  in  den  Verkehrsverhältnissen  selbst. 

Wir  kommen  nun  auf  die  Frage  zurück,  welche  Wirkungen  eine 
neue  Steuer  auf  die  Hausrente  auszuüben  vermöge.  Die  Wir- 
kungen könnten  zunächst  theoretisch  folgende  sein: 

a)  der  durch  die  neue  Steuer  geschmälerte  Beinertrag  bleibt  dauernd  ge- 
schmälert, der  Kapitalswert  des  Hauses  sinkt;  die  Steuer  ist  kapita- 
lisiert; 

b)  der  Reinertrag  des  Hauses  wird  durch  entsprechende  Erhöhung  der 
Mieten  wieder  auf  das  frühere  Niveau  gehoben;  die  Steuer  ist  auf  den 
Mieterüberwälzt. 

Es  wäre  natürlich,  wie  Experte  Professor  v.  Komorzynski  richtig 
hervorgehoben  hat,  weit  verfehlt,  hier  von  einem  aut-aut  zu  sprechen ;  die  beiden 
Wirkungen  gehen  zumeist  Hand  in  Hand.  Ob  und  in  welchem  Masse  die  eine 
oder  die  andere  Wirkung  eintritt,  hängt,  wie  die  folgende  Betrachtung  zeigen  soll, 
davon  ab,  in  welchem  Verhältnisse  die  beiden  elementaren  Bestandteile  der  Haus- 
rente —  Baurente  und  Grundrente  —  in  dem  von  der  Steuer  betroffenen  Haus- 
ertrage verkörpert  erscheinen.  Wir  werden  —  mit  anderen  Worten  ausgedrückt  — 
zu  untersuchen  haben,  inwieweit  die  neue  Steuerlast  in  der  Grundrente  ihre 
Deckung  finden  könne. 

Gehen  wir  zunächst  von  Objekten  aus,  deren  Er- 
trag nahezu  vollständige  Baurente  darstellt  —  Objekte 
an  der  Peripherie.  Der  Hauseigentümer  wird  sich  naturgemäss  im  grossen  und 
ganzen  der  neuen  Last  zu  entledigen  suchen  und  zunächst  den  Versuch  machen, 
die  Zinse  zu  erhöhen.  Hiermit  kann  selbstverständlich  kein  Vorwurf  gegen  den 
Hauseigentümer  ausgesprochen  sein,  handelt  es  sich  doch  um  die  Integrität  seines 
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bisherigen  VermögeiiB,  seiner  Erwerbewirtschaft,  vielleicht  seiner  ganzen  Lebens- 
verhältnisse. Ob  ihm  dieser  Versuch  auch  gelingen  wird,  hängt  natüiüch  zonächst 
von  der  Zahlungsfähigkeit  und  Zahlungswilligkeit  des  Mieters  ab. 

Nehmen  wir  den  für  den  Hauseigentümer  ungünstigsten  Fall,  der  Mieter 
besitzt  die  entsprechende  Zahlungsfähigkeit  nicht  —  natürlich  nicht  der  Mieter 
im  einzelnen  Falle,  sondern  der  Mieter  überhaupt.  Was  wird  geschehen?  Experte 
Professor  v.  Komorzynski  meint,  es  werde  zunächst  die  Besiedlung  zurück- 
gehen. Experte  Professor  Philippovich  meint,  die  Leute  werden  sich  in 
kleinere  Wohnungen  zusammendrängen. 

Das  Zurückgehen  der  Besiedlung  müsste  allerdings  die  Gebäudewerte 
ungünstig  beeinflussen.  Ein  solches  kann  jedoch  wohl  nur  dort  angenommen 
werden,  wo  ähnliche  Erwerbeverhältnisse  in  nicht  allzuweiter  Feme  zu  finden  sind, 
was  speziell  in  grösseren  Städten  nicht  behauptet  werden  kann.  Auch  wo  dies 
der  Fall  wäre,  wird  diese  Gefahr  nicht  so  naheliegend  sein,  da  ja  Lebensgewohn- 
heiten, Familienbeziehungen  u.  dergl.  hier  eine  grosse  Rolle  spielen  und  ein  Ver- 
lassen der  Heimstätte  im  weiteren  Sinne  doch  als  der  alleräusserste  Schritt  an- 
gesehen werden  muss.  Wir  können  ja  täglich  beobachten,  welche  Bolle  derartige 
Lebensgewohnheiten  selbst  innerhalb  einzelner  Stadtbezirke  spielen. 

Viel  naheliegender  erscheint  die  Einschränkung  des  Wohnungsbedürfnisses. 
Durch  diese  kann  natürlich  der  Hauseigentümer  momentan  zu  Schaden  kommen, 
indem  Wohnungen  in  grösserem  Umfange  leer  stehen  werden,  als  früher.  Der 
Wohnungspreis  kann  vielleicht  momentan  gedrückt  werden,  muss  sich  aber,  den 
normalen  Bevölkerungszuwachs  vorausgesetzt,  bald  wieder  ausgleichen.  Professor 
M  e  n  g  e  r  präzisiert  diese  Wirkung  sehr  zutreffend  dahin,  dass  die  Steuer  die 
Bautätigkeit  nicht  aufhebe,  aber  verzögere ;  die  Bauplätze  werden  später  baureif, 
die  Zinse  mittlerweile  durch  das  verminderte  bezw.  verzögerte  Angebot  erhöht 

Der  Gedankengang  ist  klar. 

Die  Bevölkerung  steigt  und  will  wohnen,  daher  muss  gebaut  werden. 
Für  die  Baufühnmg  kommen  nur  unverbaute  Lagen  in  Betracht,  daher  muss 
hier  —  an  der  Peripherie  —  gebaut  werden.  Der  Kapitalist  will  seine  Ver- 
zinsung, daher  müssen  die  Steuern  im  Zinse  mitbezahlt  werdeiL  Wenn  natür- 
lich der  Bevölkerungszuwachs  stockt,  versagt  die  Theorie.  Daran  ist  aber  die 
Steuer  ganz  unschuldig;  da  würden  die  Hauseigentümer  auch  ohne  Steuerauflage  zu 
Schaden  kommen. 

Solche  Fälle  haben  wir  ja  schon  erlebt.  Professor  M  e  n  g  e  r  verweist  auf 
Venedig,  wo  man  Paläste,  deren  Herstellung  viele  Hunderttausende  von  Zechinen 
erforderte,  noch  vor  wezugen  Dezennien  für  3000 — 4000  Lire  mieten  und  für  40,000 
bis  50,000  Lire  erstehen  konnte.  Da  liegt  die  Ursache  in  ganz  anderen  Momenten 
als  in  der  Steuer.  Hohe  Steuern  sind  im  allgemeinen  kein  Zeichen  wirtschaft- 
lichen Aufschwunges,  und  da  ist  man  eben  leicht  geneigt,  den  in  allgemeinen 
wirtschaftlichen  Momenten  zu  suchenden  Rückgang  in  Ertrag  und  Einkommen 
der  bösen  Steuer  in  die  Schuhe  zu  schieben. 

Wie  steht  es  nun  in  jenen  Lagen,  wo  die  Gründ- 
rente   hervortritt? 

Da  finden  wir  geteilte  Meinungen.  Wir  fassen  im  Gegensatze  zu  den  be- 
sprochenen peripherischen  Lagen  zunächst  ganz  verbaute  Lagen  ins  Auge,  wo 
die  höchste  Grundrente  zu  verzeichnen  ist. 
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Professor  M  e  n  g  e  r  bestreitet  die  Ueberwälzung  der  Steuer  in  solchen 
Lagen.  Er  begründet  diese  Anschauung  damit,  dass  die  Zinsungen  hier  so  hoch 
sind,  als  die  Parteien  sie  zahlen  können  und  wollen,  und  so  niedrig,  als  die  Parteien 
dies  im  Preiskampfe  erreichen  können.  Allerdings  finden  sich  zahlreiche  Wohnungen 
mit  untenu>rmalen  und  übemormalen  Zinsen.  Was  man  den  normalen  Zins 
heifise,  sei  nämlich  keine  fixe  Grösse,  sondern  bewege  sich  innerhalb  bestimmter, 
von  der  Vereinbarung  zwischen  Mieter  und  Vermieter,  von  der  grösseren  Kulanz 
oder  wirtschaftlichen  Tüchtigkeit  und  Zähigkeit  des  einen  oder  des  anderen  Teiles 
abhängigen  Grenzen. 

In  solchen  Fällen  untemormaler  Zinsen  habe  dann  allerdings  eine  Steuer- 
erhöhung Gelegenheit  sich  fühlbar  zu  machen. 

Andere  Experten  bringen  die  Zinse  der  zentralen  Lagen  vom  Standpunkte 
der  Steuerüberwälzung  in  einen  gewissen  Konnex  mit  jenen  der  Peripherie.  Experte 
Professor  v.Komorzynski  meint,  daAs  jede  Erhöhung  der  Mietpreise,  welche 
infolge  Erhöhung  der  Steuerlast  an  der  Peripherie  eingetreten  ist,  auch  auf  die  in 
vornehmeren  Punkten  gelegenen  Objekte  zurückwirke.  Wenn  man  schon  an 
der  Peripherie  für  eine  gleichartige  Wohnung  mehr  zahlen  muss,  so  müsse  diese 
Zinssteigerung  auch  jeder  auf  sich  nehmen,  der  an  einem  günstigeren  Punkte 
wohnen  will,  und  er  wird  zu  dem  erhöhten  Mietpreise  an  der  Peripherie  wieder  das 
Aufgeld  hinzu  rechnen  müssen,  das  er  als  Entgelt  für  die  günstigere  Lage  bezahlte. 
Experte  scheint  hier  eine  gleichmassige  Zinserhöhung  für  alle  Wohnungen  im  Auge 
zu  haben,  die  sich  naturgemäss  an  der  Peripherie  im  vollen  Masse  des  Steuer- 
zuwachses, in  vornehmeren  Lagen  im  selben  Betrage,  aber  niur  in  einem  Teile  des 
hier  entfallenden  Steuerzuwachses  geltend  machen  soll. 

Professor  Frh.  v.  W  i  e  s  e  r  deduziert,  dass  sich  die  Wirkung  an  der  Peripherie 
genau  nach  der  Grösse  des  Baukapitales  beziffere.  Die  Meinung,  dass  auch  in 
zentralen  Lagen  sich  die  Wirkung  der  Ueberwälzung  nur  auf  ein  dem  Bauaufwand 
an  den  Peripherien  entsprechendes  —  somit  geringeres  —  Baukapital  erstrecke, 
könne  er  nicht  teUen;  er  glaube  vielmehr,  dass  auch  in  den  zentralen  Lagen 
die  Wirkung  beim  gesamten  tatsächlich  verwendeten  Baukapitale  eintrete. 
Hierbei  reflektiert  er  darauf,  dass  in  solchen  Lagen  eine  intensivere  Verbauung 
stattfinde  und  die  Wohnungen  besser  ausgestattet  seien.  Der  Kapitalist  be- 
komme jedenfalls  seine  übliche  Verzinsung.  Die  Frage,  ob  dies  in  einer  Wir- 
kung auf  die  Mieten,  oder  in  einer  solchen  auf  den  Grundbesitz  ausgehe,  be- 
antwortet er  zu  Gunsten  des  Grundbesitzers,  den  er  für  widerstandsfähiger 
hält,  als  den  Mieter.  Der  Grundbesitzer  bewerte  seinen  Grund  in  Rücksicht 
auf  die  rationellste  und  bestmögliche  Verbauung.  Wenn  er  bei  einer  Aus- 
stattung der  Wohnungen  für  sog.  gute  Mieter  nicht  auf  seine  Rechnung  käme, 
weil  er  hierbei  die  Steuer  zahlen  müsste,  würde  er  die  Verbauung  für  gute  Mieter 
einfach  unterlassen  und  lieber  schlechte  Wohnungen  bauen,  bei  denen  es  ihm 
gelingt,  die  Steuer  zu  überwälzen.  Wenn  die  guten  Mieter  nicht  bloss  über- 
haupt Wohnungen,  sondern  solche  Wohnungen  haben  wollen,  die  ihren  indivi- 
duellen Wünschen  entsprechen,  müssten  sie  sich  eben  dazu  bequemen,  Mietpreise 
zu  zahlen,  die  es  ermöglichen,  dass  Kapital  und  Grundbesitz  sich  vereinigen,  ihren 
Wünschen  entsprechende  Bauten  herzustellen.  Experte  kommt  sonach  zu  dem 
Schlüsse,  dass  die  Mietzinse  unter  der  Voraussetzung  steigender  Nachfrage  nach 
Wohnungen  immer  um  den  Betrag  der  Steuer  in  Rücksicht  auf  die  ganze  Summe 
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des  Baukapitales  gesteigert  werden.  Den  auf  die  Grundrente  entfallenden  Teil 
der  Steuer  hingegen  müsse  der  Hauseigentümer  tragen. 

Eine  eigenartige  Stellung  nimmt  das  Gutachten  des  Experten  Professor 
V.  Philippovich  ein,  dessen  Besprechung  wir  der  letzten  Stelle  vorbehielten, 
da  es  uns  von  der  Ueberwälzimgsfrage  zugleich  auf  das  Gebiet  der*Wirkungen 
der  Steuer  im  allgemeinen  hinüber  führt.  In  der  theoretischen  Veranlagung  ist 
es  ähnlich  der  Auffassung  des  Experten  Professor  M  e  n  g  e  r ,  wenn  es  auch 
schliesslich  zu  anderen  Resultaten  gelangt.  Wir  müssen  hier  auch  die  Anschau- 
ungen des  genannten  Experten  über  die  Wirkungen  einer  Steuerauflage  im  all- 
gemeinen nachtragen,  da  deren  gesonderte  Besprechung  des  Zusammenhanges 
wegen  nicht  recht  tunlich  erschien.  Es  sei  hier  zunächst  konstatiert,  dass 
Experte  seinen  Ausführungen  die  Bemerkung  vorausschickt,  dass  dieselben 
nur  auf  jene  Gebäude  anzuwenden  seien,  bei  welchen  die  Hauseigentümer  so- 
zusagen als  kapitalistische  Unternehmer  auftreten,  daher  nur  auf  einen  be- 
schrankten, rücksichtlich  des  Vermögenswertes  allerdings  bedeutenden  Teil 
des  gesamten  Gebaudebesitzes,  während  die  steuerlichen  Konsequenzen  durch 
die  Gesetzgebung  auf  einen  weit  grosseren  Teil  desselben  ausgedehnt  wurden. 
Experte  hält  es  theoretisch  für  feststehend,  dass  in  peripherischen  Lagen  die 
Steuer  in  eine  Erhöhung  des  Mietzinses  ausgehen  müsse,  da  sie  in  dem  verhältnis- 
mässig geringen  Bodenwerte  ihre  Deckung  nicht  finden  könne.  Dies  setze  natür- 
lich voraus,  dass  die  Steuererhöhung  mit  Rücksicht  auf  die  Herabdrückung  der 
Verzinsung  des  Baukapitals  unter  das  normale  Niveau  zunächst  auf  die  Bau- 
tätigkeit hemmend  einwirke.  In  den  zentralen,  mehr  oder  weniger  verbauten 
Lagen  könnten,  da  hier  ein  Druck  auf  die  Bautätigkeit  ausgeschlossen  erscheine, 
die  Zinse  der  Steuererhöhung  nicht  folgen.  Diese  theoretische  Annahme  sei 
unter  der  Voraussetzung  richtig,  dass  das,  was  wir  die  Rente  im  Zentrum  nennen, 
bereits  vollständig  aus  dem  Mieter  herausgeschöpft  sei.  Nun  ist  aber  Experte 
der  Meinung,  dass  —  wie  er  sich  ausdrückt  —  in  Wirklichkeit  eine  solche  Aus- 
pressung der  Zitrone  durch  den  Hausherrn  nur  in  äusserst  seltenen  Fällen  statt- 
findet. Die  Spannung  zwischen  der  möglichen  und  der  wirklich  erzielten  Grund- 
rente sei  zunächst  noch  eine  ziemlich  grosse.  Die  Steuer  veranlasse  in 
diesem  Falle  den  Hauseigentümer  zur  Zinserhöhung,  und  der  Mieter  bezahle  den 
erhöhten  Zins  zumeist,  da  er  in  der  Tat  aus  seiner  Wohnungslage  noch  Vorteil 
ziehe.  Das  sei  allerdings  eigentlich  nicht  Ueberwälzung  der  Steuer,  sondern  die 
gelegentlich  der  Steuererhöhung  zum  Ausdruck  gebrachte  Grundrente  der 
Zentrumslage.  Die  Steuererhöhung  biete  sonach  lediglich  einen  Anlass  zu  einer 
neuerlichen  Belastungsprobe  der  Zahlungsfähigkeit  des  Mieters,  die  allerdings 
nach  Anschauung  des  Experten  in  den  meisten  Fällen  zu  Gunsten  des  Hauseigen- 
tümers ausfallen  muss.  Die  theoretische  Zurechnung  der  Zinserhöhung  für  die 
Grundrente  könne  natürlich  nur  als  ein  „Schreiben  auf  ein  anderes  Konto**  gelten; 
gezahlt  werde  die  Zins-  bezw.  Steuererhöhung  doch  nur  aus  den  Taschen  des 
Mieters.  Man  werde  der  Ueberwälzung  nur  dann  entgehen  können,  wenn  man  seinen 
Erwerb  anderswo  bei  bDligeren  Zinsen  ebensogut  finden  könne ;  das  wäre  —  prak- 
tisch genommen  —  für  den  Mieter  die  einzige,  allerdings  sehr  prekäre  Mög^ch- 
keit,  der  Ueberwälzung  zu  entgehen. 

Nun  verwahrt  sich  Professor  v.  Philippovich  allerdings  dagegen,  dass 
die  Zinssteuer  in  ein  Verhältnis  zu  den  vom   einzelnen   Mieter  gezahlten 
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Zinsen  gesetzt  werde.  Er  reflektiert  hierbei  an  der  Hand  statistischer  Daten  auf 
den  Mangel  eines  einheitlichen  Wohnungsmarktes.  So  sei  beispielsweise  in  Leipzig 
nach  einer  Statistik  aus  dem  Jahre  1890  für  den  Zeitraum  von  1880 — 1890  bei 
einer  Gesamtzahl  von  17,500  verglichenen,  baulich  nicht  veränderten  Wohnungen 
in  26,8  ^/o  der  Mietzins  stabil  geblieben,  in  50  %  eine  Steigerung,  in  23,1  7o  eine 
Minderung  eingetreten.  Die  Steigerung  betraf  die  kleinsten  Wohnungen,  ein 
Beharrungszustand  war  eingetreten  bei  solchen  von  zirka  600  M.,  die  Zinse 
der  grösseren  Wohnungen  waren  gesunken.  Eine  ähnliche  Erscheinung  wurde 
in  Hamburg  zur  selben  Zeit  konstatiert.  Die  entgegengesetzte  Erfahrung  weist 
Mfl^nnheim  auf. 

Es  könne  sonach  vorkommen,  dass  ein  Hausherr  genötigt  sei,  in  einer  be- 
stimmten Wohnungslage  so  mit  den  Mietzinsen  herabzugehen,  dass,  selbst  ange- 
nommen, dass  die  Steuer  auf  die  Mieter  überwälzt  war,  dieser  jetzt  nur  so  viel 
zahlt,  als  früher  der  Mietzins  minus  der  Steuer  betragen  hat,  während  der  Haus- 
herr unverändert  die  hohe  Steuer  fortentrichten  muss.  Unsere  Hauszinssteuer 
sei  eben  keine  Steuer  auf  den  Wohnungsaufwand  der  einzelnen  Wohnungen, 
sondern  eine  Steuer  auf  den  Gesamtertrag  des  in  einem  Gebäude  angelegten 
Kapitals.  Der  einzelne  Mieter  werde  von  dieser  Steuer  vielleicht  getroffen,  vielleicht 
auch  nicht.  Durch  die  natürliche  Bewegung  des  Wohnungsmarktes  sei  die  Mög- 
lichkeit gegeben,  dass  er  sehr  viel  mehr  zahlen  muss,  als  einer  Erhöhung  der  Steuer 
entspräche;  aber  er  könne  auch  persönlich  sehr  viel  weniger  zahlen,  als  dem  Steuer- 
zuschlage entspricht.  Es  ergäbe  sich  aus  allen  diesen  Momenten  die  Konsequenz, 
dass  der  Hausbesitz  den  Charakter  einer  Unternehmung  trage,  einerseits  mit 
einem  gewissen  Risiko,  anderseits  mit  Gewinstchancen  verknüpft;  als  eine 
immobilisierte  Unternehmung  nehme  er  alle  Chancen  auf,  welche  dem  Boden 
zukommen,  mit  dem  die  Unternehmung  verknüpft  ist.  Unter  der  Voraussetzung, 
dass  der  Besitzer  das  Unternehmen  nicht  schlecht  eingerichtet  habe,  komme 
ihm  die  Gunst  der  Lage  zu,  er  trage  aber  auch  das  Risiko  der  Lage. 

Dass  die  Wirkungen  der  Steuer  im  praktischen  Leben  im  allgemeinen 
nicht  unbedingt  in  jenen  Formen  zu  Tage  treten  müssen,  die  nach  theoretischen 
Erwägungen  zu  gewärtigen  wären,  beleuchtet  ein  vom  genannten  Experten 
zwischen  den  Mietzinsen  in  Wien  und  Berlin  angestellter  Vergleich.  Experte 
meint,  es  sei  doch  anzunehmen,  dass  die  ausserordentliche  Differenz  in  den  Ge- 
baudesteuersätzen  für  Oesterreich  und  jenen  im  Auslande  das  Wohnen  in  Oester- 
reich ausserordentlich  verteuere.  Experte  legt  seinen  Forschungen  Zinfie  aus 
einer  Zeit  vor  Herabsetzung  der  Gebäudesteuer  zu  Grunde,  rechnet  sohin  die 
Hauszinssteuer  mit  den  vollen  26V'  %  und  kalkuliert,  von  der  Gesamtbelastung 
ausgehend  bei  angenommen  gleichmässiger  Verzinsung  des  Baukapitals  für  die 
Mietzinse  Wien-Berlin,  ein  Verhältnis  von  180 :  100,.  d.  h.  es  müsste  der  Haus- 
eigentümer in  Wien  180  einnehmen,  um  sein  Anlagekapital  ebenso  zu  verzinsen, 
wie  ein  Berliner  Hauseigentümer,  der  nur  100  einnimmt. 

Experte  beleuchtet  nunmehr  alle  jene  Momente,  die  bei  Vergleichung  der 
Mietzinse  von  Einfluss  sein  könnten  und  konstatiert  zunächst,  dass  in  Wien  (für 
die  alten  10  Bezirke)  pro  Kopf  der  Bevölkerung  14,6  m^,  in  Berlin  15  m^  ver- 
bauter Fläche  entfallen,  die  Räume  sonach  in  Berlin  unbedeutend  grösser  sind. 

Femer  entfallen  in  Wien  auf  eine  Wohnung  3,59  Wohnräume,  auf  einen 
Wohnraum  1,34  Bewohner,   in  Berlin  auf  eine  Wohnung  3,31  Wohnräume,  auf 

663 


Digitized  by  VjOOQIC 


224 


Job.  WoUenik, 


Wien 

Berlin 

1,16  Vo 

7,66  > 

25,78. 

14,62  . 

26,41  „ 

17,16  „ 

21,25  „ 

19,39  „ 

16,42. 

19,92  „ 

6.11  „ 

16,90  „ 

1.39  „  i 
9,06  J 

3,75  „   oder  darüber; 

0,15  ,.  / 
1,24  J 

0,60. 

einen  Wohnraum  1,32  Bewohner.  Die  Wohnongsdichtigkeit  ist  sonach  in  Wien 
eine  grössere.  Dies  beweise  allerdings  nur,  dass  der  Mietzins  im  Verhältnis  Euin 
Einkommen  eine  starke  Last  darstellt,  nicht  aber,  dass  der  Mietzins  der  Woh- 
nungseinheit höher  sei,  als  in  Berlin. 

Was  die  Verteilung  der  Wohnungen  nach  Stockwerkslagen  anlangt,  kommt 
Experte  zu  für  Wien  gunstigeren  Resultaten: 

im  Souterrain 

„    Erdgeschosse 

„    1.  Stockwerke 

«    2. 

»,    3. 

«    4. 

«    5.  „ 

«    6. 

„    Dachraum 

in  mehreren  Stockwerken 
Die  Baukosten  ermittelt  Experte  bei  besserer  Lage  für  ein  ebenerdiges 
Haus  pro  Quadratmeter  in  Wien  70 — 75  fl.,  in  Berlin  110 — 150  M. ;  für  vier  Stock- 
werke pro  Quadratmeter  in  Wien  220—240  fl.,  in  Berlin  315—420  M.  =  240  fl., 
also  ungefähr  das  gleiche.  In  weniger  guter  Lage:  für  ein  ebenerdiges  Hans  pro 
Quadratmeter  in  Wien  40 — 45  fl.,  in  Berlin  70 — 100  M.,  für  ein  vierstöckiges 
Haus  in  Wien  120  fl.,  in  Berlin  195 — 290  M.  Dieses  Ergebnis  deutet  auf  eine 
grössere  Kostspieligkeit  des  Baues  einfacher  Häuser  in  Berlin  gegenüber  Wien, 
aber  auch  hier  ist  der  Unterschied  nicht  so  bedeutend,  dass  hierdurch  ein  der 
Differenz  in  den  Steuersätzen  nahekommender  Unterschied  zu  folgern  wäre. 

Hierauf  kommt  Experte  auf  die  Mietzinse  selbst  zu  sprechen  und  konsta- 
tiert für  Wien  einen  Bruttozins  von  88,7  fl.  pro  Kopf,  Netto  55,9  fl.,  für  BerUn 
Brutto  137  M.,  Netto  125  M.,  somit  mehr  als  in  Wien. 

Uebergehend  auf  das  Verhältnis  der  kleinen  und  kleinsten  Wohnungen, 
und  zwar  jener  mit  1,  2  und  3 — 5  Wohnräumen,  zur  Gesamtzahl  aller  Wohnungen 
kommt  Experte  für  Wien  zu  5,09,  27,39  und  53,61  >,  zusammen  86,09  °.o, 
für  Berlin  zu  9,0,  35,6  und  37  7o,  zusammen  81,6  %.  Küchenlose  Wohnungen 
in  Wien  6,75  ^'o,  in  Berlin  11%.  Wir  finden  alo  die  Wohnungen  mit  1  bis 
2  Wohnräumen  in  Berlin  stärker  vertreten. 

Was  endlich  das  Verhältnis  der  Mietzinse  zu  den  Einkommen  betrifft, 
konstatiert  Experte,  dem  allerdings  hier  nur  spärliche  statistische  Daten  zu  Ge- 
bote standen,  bei  grösseren  Wohnungen,  bestehend  aus  Stube,  Kammer  und  Küche 
für  Beriin  11,82  7o— 46,01  >,  im  Durchschnitt  21,83  >.  Bei  Wohnungen  mit  Stube 
und  Küche  für  Berlin  VII  bei  Einkommen  von  900—1000  M.  22—24  % ;  für 
Berlin  II  bei  Einkommen  von  900 — 1200  M.  bis  30  Vo  >  für  Arbeiterwohnungen 
in  Hamburg  bei  Einkommen  von  600—1200  M.  24,7  V ,  in  Breslau  bei  Ein- 
kommen bis  600  M.  28,7  7o  >  in  Dresden  bei  ebensolchen  Einkommen  28,8  ^o, 
in  Leipzig  bei  Einkommen  bis  1100  M.  23  %. 

In  Wien  gelangt  Experte  auf  Grund  selbst  angestellter  Beobachtungen 
einzelner  FäUe  bei  Arbeitern  zu  einer  Belastung  des  Einkommens  durch  die  Miet- 


zinse mit  rund  13 — 21  ^.o.     Im 


allgemeinen  konstatiert  Experte   pro  1898  für 
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Berlin  die  gesamte  Belastung  des  sichtbaren  Einkommens  der  Person  durch  den 
Mietzins  mit  33  %,  für  Wien  mit  25,7  ^'o,  wobei  allerdings  die  nicht  einkommen- 
steuerpfliohtigen  Personen  ausser  Anschlag  bleiben  mussten.  Experte  kommt 
zu  dem  Schlüsse,  dass  das  Verhältnis  zwischen  Mietzins  und  Einkommen  durch 
die  Hauszinssteuer  nicht  wesenÜich  beeinflusst  werde,  jedenfalls  schlechtere 
Wohnungsverhaltnisse  mit  der  höheren  Hauszinssteuer  nicht  zu  begründen  sitid. 
Natürlich  muss  die  Steuer  irgend  eine  Wirkung  ausgeübt  haben,  welche  nach 
Anschauung  des  Experten  vielleicht  in  einem  Drucke  auf  die  Grundwerte  zu 
suchen  ist,  eine  Wirkung,  die  er  nur  begrüssen  zu  sollen  glaubt.  Immerhin  sei  die 
Möglichkeit  einer  solchen  Wirkung  beschränkt,  da  bei  den  peripherisch  gelegenen 
Objekten  das  Verhältnis  der  Grundwerte  zu  dem  Gesamtwert  der  Realitäten 
ein  sehr  geringes  genannt  werden  müsse.  Ein  zweites  Moment  liege  in  der  relativ 
günstigeren  Verzinsung  der  Gebäude  in  Berlin,  wofür  allerdings  schon  die  grossere 
Intensität  der  gesamten  Unternehmertätigkeit  in  Deutschland  spreche.  Ein 
drittes,  in  der  stärkeren  Ausnutzung  der  Wohnungen  zu  suchendes  Moment  werde 
durch  das  besprochene  Verhältnis  der  kleinen  und  kleinsten  Wohnungen  in  Wien 
und  Berlin  stark  abgeschwächt.  Ein  viertes,  nicht  von  vornherein  abzulehnendes 
Moment  sei  in  einem  eventuellen  Baukostenunterschiede  zu  suchen,  ein  fünftes 
im  Verhältnis  des  Wachstums  der  Einkommens-  und  Geschäftsverhältnisse  zu 
der  Steigerung  der  Mietzinse. 

Wir  ziehen  sonach  aus  den  theoretischen  Darlegungen  des  Experten  im 
Zusammenhalte  mit  den  Ergebnissen  seines  eingehenden  Vergleiches  der  Miet- 
zinse und  Wohnungsverhältnisse  für  Wien  und  Berlin  den  Schluss,  dass  es  theoretisch 
wohl  als  feststehend  anzunehmen  ist,  dass  die  Steuer  an  sich  den  Mietzins  be- 
einflussen muss,  an  der  Peripherie  vom  Standpunkte  des  Bentabilitätskalkuls, 
im  Zentrum  nach  Massgabe  der  Expansionsfähigkeit  der  Zahlungskraft  der  Mieter. 
Die  praktische  Konkurrenz  der  Steuer  als  eines  einzelnen  —  vielleicht  vielfach 
überschätzten  —  Faktors  bei  der  Mietzinsbildung  mit  einer  grossen  Reihe  anderer 
Faktoren  erschwert  jedoch  die  Beurteilung  ihrer  Stellung  ganz  ausserordentlich. 
Die  Verhältnisse  sind  im  allgemeinen,  wie  Experte  meint,  stärker  als  die  Steuer, 
daher  die  letztere  nur  in  Betracht  zu  ziehen  ist  als  ein  Element,  das  auf  die  Stellung 
des  Hausbesitzers  als  Unternehmer  einwirkt. 

Es  ist  sonach  —  selbst  ganz  allgemein  —  schwer  zu  beurteilen,  welcher 
Teil  der  Steuerais  aufdenMieter  überwälzt  angesehenwer- 
den kann.  Professor  Frh.  v.  Myrbach  machte  gelegentlich  seines,  in  der  Enquete 
vielfach  berufenen,  im  Februar  1903  in  der  Gesellschaft  der  Volkswirte  abgehaltenen 
Vortrags  allerdings  den  interessanten  Versuch,  auf  eine  bestimmte  Ziffer  zu  kommen. 

Er  schliesst  zunächst  aus  der  steigenden  Bautätigkeit  ,  die  er  statistisch 
nachweist,  und  aus  dem  bekanntlich  rapid  steigenden  Komfort,  ja  Luxus  in  der 
Ausstattung  der  Neubauten,  dass  das  im  Hausbesitze  angelegte  Kapital  jene  Ver- 
zinsung finden  müsse,  die  man  überhaupt  in  der  Anlage  von  Immobilien  erwartet. 
Da  nun  die  nominelle  Gebäudesteuer  ganz  bedeutend  höher  sei  als  die  sonstigen 
die  Renten  belastenden  Steuern,  müssen  die  Hauseigentümer  für  die  höhere 
Steuer  in  höheren  Zinsen  schadlos  gehalten  werden,  der  Ueberschuss  an  Steuer 
werde  sonach  überwälzt. 

Bei  der  ungefähren  ziffermässigen  Feststellung  der  überwälzten  Quote 
geht  Professor  Myrbach  davon  aus,  dass  die  Hausbesitzer  von  ihren  Hausrenten 
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normal  5  ^/o  an  den  Staat  und  weitere  5  ^/o  an  die  Selbstverwaltungskörper, 
somit  zusammen  10  ^o  abzugeben  hätten.  Der  Rest  sei  überwalzt.  Er  be- 
ziffert  für  Wien   die   Belastung   des   Bruttomietzinses   per  .     .     .      1000, — 

durch  den  Staat  mit 226,67 

ab    den    Nachläse 28,33 

198,34 

zu  «lie  Zuschläge  mit 88,40 

zusammen  Abzüge  per 286,74 

Die  Erhaltungs-  und  Verwaltungskosten  mit    .     .     .     150, — 

bewertet,  ergibt  einen   Gesamtabzug  per 436,74 

sonach  eine  reine  Rente  von 563,26 

Um  zu  berechnen,  wie  gross  die  Bruttoeinnahme  unter  s<Hist  ungeänderten  Ver- 
hältnissen bei  10^/oiger  Abgabe  sein  mtisste,  formuliert  Experte: 

x  =  563  +  lö0  +  -^  =  792. 

Diesen  Zins  hätte  sonach  der  Mieter  zu  zahlen.  Die  überwälzte  Quote  gestalte 
sich  natürlich  höher  für  jene  Orte,  wo  höhere  Zuschläge  seien.  Auf  das  ganze 
Reich  gerechnet  ergäbe  sich  folgendes  Resultat: 

Bemessungsgrundlage  in  toto 524,2  IVIill.  K. 

Zinssteuer  nach  Abschlag  der  Nachlässe   imd  der  Abschrei- 
bungen einschliesslich  der  5  folgen   Steuer      .     .     68,5 

Zuschläge 74,9 

Erhaltungs-  und  Verwaltungskosten,  angenommen  mit     80 

zusammen  Abzüge 223,4     „      „ 

Hausrente 300,8     „      „ 

Bei  bloss  lO^'oiger  Besteuerung  ergäbe  sich: 

X  =  300,8  +  80  +  ^-  =  423,1  MiU.  K. 

Die  Belastung  durch  die  Steuer  über  10  V«  würde  sich  sonach  auf  rund  100  Miü.  K 
belaufen,  wovon  auf  den  Staat  47,7,  auf  die  Selbstverwaltungskörper  52,3  Mill.  K. 
entfielen. 

Fassen  wir  nun  jene  Fälle  ins  Auge,  wo  es  dem  Hauseigen- 
tümer nicht  gelungen  sein  möge,  die  Steuer  auf  den  Mieter 
zu  überwälzen.  Bedenken  wir  das  Alter  unserer  hohen  Hauazinssteuer,  so 
liegt  es  auf  der  Hand,  dass  weitaus  der  grösste  Teil  der  durch  sie  primär  belasteten 
Objekte  seit  Auflage  der  Steuer  entstanden  ist  oder  doch  den  Besitzer  gewechselt 
hat.  Es  sei  hier  an  eine  Kritik  angeknüpft,  die  Experte  Professor  v.  Philippovich 
einem  Artikel  vom  1.  April  1900  in  der  Wiener  Hausherrenzeitung  —  dem  Organe 
des  Zentralverbandes  der  Hausbesitzervereine  von  Wien  und  Umgebung,  sowie 
zahlreicher  anderer  Hausbesitzervereine  —  zu  teil  werden  liess.  Experte  weist  auf 
eine  Beurteilung  des  Einkommens  aus  dem  Hausbesitze  hin,  welche  in  den  Haus- 
besitzerzeitungen verbreitet  werde,  und  so  grotesk  sei,  dass  sie  eigentlich  gar 
nicht  widerlegt  zu  werden  brauchte,  wenn  sich  mit  ihr  nicht  zahlreiche  sehr  ange- 
sehene Vereine  identifizieren  würden.  Im  besprochenen  Artikel  heisst  es,  dass 
der  Realbesitzer  für  10,000  fl.  Mietzins  2013  fl.  Steuer  zu  bezahlen  habe,  während 
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der  Besitzer  von  Wertpapieren  bei  gleich  hohem  Einkommen  bloss  291  fl.  41  kr. 
zahle.  Der  Zins  wird  hier  sonach  in  der  vollen  Höhe  als  „  Einkommen ""  des  Haus- 
besitzers erklärt.  Experte  bezeichnet  diese  Art  der  Darstellung  der  Belastung 
des  Hausbesitzes,  die  den  Hauseigentümer  als  ein  bemitleidenswertes  Subjekt 
erscheinen  lasse,  geradezu  als  demagogisch.  In  Wirklichkeit  werde  kein  Erwerber 
oder  Erbauer  eines  Hauses  übersehen,  dass  die  Hauszinssteuer  samt  Zugehör  bloss 
eine  durchlaufende  Post  der  Mietzinse  bilde.  So  naiv  —  meint  Experte  —  werde 
doch  kein  Hauseigentümer  sein,  dass  er  glauben  konnte,  der  Bruttozins  eines 
Hauses  bilde  sein  Einkommen.  Auch  Experte  Dr.  Krygowski,  welcher  das 
.,  Einkommen'*  des  Hausbesitzers  aus  dem  Hause  in  demselben  Sinne  aufzufassen 
geneigt  war,  konnte  nicht  umhin,  schliesslich  doch  zuzugeben,  dass  er  ein  Haus  mit 
einem  Bruttozinserträgnisse  von  10,000  K.  eben  nur  zum  kapitalisierten  Netto- 
zinse,  also  etwa  um  100,000  K.  erstehen  würde. 

Wie  wir  also  früher  konstatiert  haben,  dass  bei  Neubauten  die  bereits  be- 
stehende Steuer  im  Kalkül  des  Bauführers  in  Rechnung  gestellt  wird,  so  finden 
wir  hier,  dass  die  später  aufgelegte  Steuer  bei  jeder  Besitztransaktion  zum  Aus- 
gleiche gelangt,  amortisiert  —  im  Kaufpreise  verschluckt  —  wird.  Wir  haben 
in  solchen  EäUen,  soweit  eine  Ueberwälzung  früher  tatsachlich  nicht  erfolgt  sein 
sollte,  einen  einmaligen  Kapitalsverlust  des  sich  des  Besitzes  entäussemden  Haus- 
eigentümers zu  verzeichnen.  Natürlich  wird  dieser  Kapitalsveriust  bei  dem 
Umstände,  dass  eben  in  der  Mehrzahl  der  Fälle  die  Ueberwälzung  stattfinden  kann, 
in  einem  wohl  nicht  allzugrossen  Prozentsatze  eintreten  und  auch  hier  nicht  in 
vollem  Umfange  der  neuen  Steuer,  da  ja  ein  Teil  derselben  wohl  immer  den  Weg 
der  Ueberwälzung  findet.  Der  Hausbesitzer  von  heute  kann  sich  —  als  Kapitalist 
—  über  den  hohen  Steuerfuss  nur  unter  zwei  Voraussetzungen  beklagen,  dass  er 
nämlich  in  erster  Linie  überhaupt  noch  Hausbesitzer  aus  der  Zeit  der  Steuerauf- 
lage ist  und  dass  es  ihm  in  zweiter  Linie  hierbei  nicht  möglich  war,  die  Steuer 
seither  auf  den  Mieter  zu  überwälzen.  Welcher  Prozentsatz  von  Hauseigentümern 
unter  diesen  Gesichtspimkten  in  Betracht  kommen  kann,  möge  der  Beurteilung 
des  Lesers  überlassen  bleiben. 

Wenn  wir  uns  sonach  fragen,  wie  sich  die  Herabsetzimg  unserer  alten,  viel- 
fach oingelebten  Hauszinssteuer  vom  volkswirtschaftlichen  Standpunkte  recht- 
fertigen liesse,  kommen  wir  zu  dem  Schlüsse,  dass  der  Hausbesitz  hierbei 
zum  mindesten  nicht  in  erster  Linie  in  Betracht  kom- 
men könne.  In  der  Mehrzahl  jener  Fälle,  wo  wir  die  Steuer  als  überwälzt 
ansehen  müssen,  handelt  es  sich  nicht  um  die  Interessen  des  Hauseigentümers, 
sondern  um  jene  des  Mieters.  Nur  wenn  die  Gewähr  gegeben  er- 
schiene, dass  die  Steuerherabsetzung  dem  Mieter  auch 
wirklich  zu  gute  käme,  könnte  in  den  genannten  Fällen 
eine  Minderung  des  Steuerfusses  als  ein  sozial  zu  recht- 
fertigendes Unternehmen  erscheinen,  umsomehr,  wenn  hierbei 
an  eine  Ausgleichung  des  Steuerausfalles  durch  anderweitige  vielleicht  wieder  die 
Mehrzahl  der  Mieter  belastende  Auflagen  gedacht  werden  müsste.  Denn  darüber 
kann  doch  wohl  kein  Zweifel  au&ommen,  dass  nicht  in  allen  jenen  Fällen,  wo 
eine  Erhöhung  der  Steuer  eine  Erhöhung  der  Mietzinse  zur  Folge  hat,  geschlossen 
werden  kann,  dass  umgekehrt  auch  eine  Herabsetzung  der  Steuer  eine  Herabsetzung 
der  Mietpreise  bedinge. 
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Experte  Sektionschef  v.  Inama  Sternegg  gibt  der  üeberzengimg 
Ausdruck,  dass  wohl  kein  Hauseigentümer  so  platonisch  in  den  Mieter  verliebt 
sein  werde,  bloss  deshalb,  weil  der  Kalkül  ihm  die  Möglichkeit  einer  Zins- 
herabeetzung  gebe,  auch  tatsächlich  mit  dem  Zlnse  herabzugehen.  Er  meint. 
gelegentlich  der  Durchführung  des  Finanzplanes  sei  ja  eine  solche  Ermässigung 
der  Steuer  erfolgt  —  nebenbei  bemerkt  eine  ganz  ausgiebige  — ,  von  einer  Herab- 
setzung der  Mietzinse  war  jedoch  nichts  zu  bemerken.  Dieselbe  Erinnerung 
machten  die  Experten  A  u  s  p  i  t  z  und  Dr.  v.  Schneider. 

Eine  Reihe  von  Experten  spricht  allerdings  die  Erwartung  aus,  dass  eine 
Steuerermässigung  die  Bautätigkeit  beleben  und  so  auf  die  Mietzinse  indirekt  ein- 
wirken mÜBste,  ohne  jedoch  in  Abrede  stellen  zu  können,  dass  sich  die  Steuerherab- 
setzung in  erster  linie  in  den  Bau-  und  Baustellenwerten  Ausdruck  verschaffen 
würde.  Diese  Auffassung  hat  wiederholt  Anlass  zu  Diskussionen  gegeben,  wobei 
die  Frage  aufgeworfen  wurde,  wo  der  Anreiz  für  eine  erhöhte  Bautätigkeit  zu  suchen 
sei,  wenn  die  Baustellenbesitzer  den  Gewinn  schon  vorweg  genommen  haben 
(Experten  Ellinger,  Hradil,  Neugebauer,  Professor  Schwarz, 
Dr.  Zachystal  u.  a.).  Man  meinte,  an  eine  gewisse  Teilung  des  Gewinnes 
zwischen  Bauführer  und  Baustellenbesitzer  denken  zu  müssen,  ohne  jedoch  über  die 
voraussichtlichen  Anteile  der  Interessenten  auch  nur  theoretisch  über  den  Rahmen 
wenig  fundierter  Vermutungen  hinauszugelangen.  Eine  Reihe  von  Experten  stellt 
die  Ermässigung  der  Mietzinse  schlechtweg  in  Abrede  oder  erwartet  sich  eine 
solche  nur  für  den  Fall  einer  sehr  ausgiebigen  Steuerermässigung  (Frank, 
Horacek,  v.  Inama  Sternegg,  Kaiserfeld,  Löwy,  Mar- 
gelik,  Schaf  fler,  v.  Schneider,  Seidel,  Zednik,    Ziliotto). 

So  meint  beispielsweise  Experte  Dr.  Löwy,  dass  jede  Begünstigung  in 
den  Boden  ftiesse.  Experte  Dr.  v.  Schneider  hält  bezüglich. der  erhofften 
höheren  Bautätigkeit  speziell  vom  Standpunkte  der  Wiener  Verhältnisse  dafür, 
dass  für  den  normalen  Bevölkerungszuwachs  jährlich  zirka  400  bis  500  neue 
Gebäude  mittlerer  Grösse  errichtet  werden  müssen.  Das  hierzu  erforderliche 
Kapital  betrage  40 — 50  Mill.  K.  Werde  nun  aus  irgend  einem  Grunde  die 
Bautätigkeit  z.  B.  um  das  Doppelte  gesteigert,  so  würde  der  nötige  Kapitals- 
aufwand nicht  ohne  Einfluss  auf  den  Zinsfuss  bleiben.  Es  würden  die  Preise 
der  Bauplätze,  der  Ziegel  und  sonstigen  Baumaterialen  etc.  derart  steigen,  dass 
schliesslich  wieder  die  alte  Belastung  der  Mieter  zum  Vorschein  kommen  müsste. 
Ein  sehr  lehrreiches  Beispiel  auf  dem  Gebiete  der  Wirkung  einer  Steuerermäfisi- 
gung  bietet  der  bereits  erwähnte  Nachlass  nach  dem  Personalsteuergesetze.  Auch 
mit  der  Aufhebung  des  Zeitungsstempels  haben  wir  eine  ähnliche  Erfahrung  ge- 
macht (Experte  Seidel).  Die  vielfach  erhoffte  Mietzinsherabsetzung  durch  Steuer- 
ermässigung erscheint  sonach  eine  sehr  problematische.  Mit  viel  grösserer  Wahr- 
scheinlichkeit ist  an  die  Kapitalisation  der  Steuerermässigung  zu  denken,  eine 
Frage,  die  übrigens  auch  bei  Besprechung  der  Baufreijahre  noch  einmal  zur  Er- 
örterung gelangen  soll.  Soweit  kapitalisiert  werden  kann,  wird  gewiss  kapi- 
talisiert werden,  und  wenn  einmal  kapitalisiert  ist,  dann  ist  es  mit  der 
erhofften  Bautätigkeit  und  Mietzinsherabsetzung  endgültig  vorbei. 

Man  hat  erwogen,  ob  eine  solche  Kapitalisation  nicht  durch 
legislative  Eingriffe  verhindert  werden  könne  —  gesetzliche 
Garantien  für  eine  Mietzinsherabsetzung.    Nur  wenige  schwache  Stinunen  haben 
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sich  für  eine  solche  Massnahme  erhoben.  Es  sind  wohl  von  einigen  Experten  schüch- 
terne Versuche  gemacht  worden,  aber,  wie  gesagt,  recht  schüchterne !  Soviel  steht 
wohl  ausser  Zweifel,  dass  eine  solche  Massnahme  den  Beifall  der  Hausbesitzer- 
kreise nicht  fände,  übrigens  auch  sich  einer  gewissen  Kritik  vom  privatrechtlichen 
Standpunkte  schwer  erwehren  könnte.  Zudem  würde  die  Durchführung  schon 
theoretisch  schwerfällig,  in  der  praktischen  Anwendung  —  speziell  vom  Stand- 
punkte der  Kontrolle  im  einzelnen  Falle  —  auf  gar  nicht  vorauszusehende  Schwierig- 
keiten stossen.  Es  seien  hier  die  einzelnen  —  kaum  ernst  zu  nehmenden  —  Vor- 
schläge nur  gestreift,  als:  Gutsohreibung  eines  dem  Steuemachlasse  entsprechenden 
Betrages  für  die  Steuersohuldigkeit  des  Mieters,  Unklagbarkeit  des  nachzulassen- 
den Zinses,  Büokforderungsrecht  des  Mieters  durch  einen  längeren  Zeitraum. 
Das  nächste  Bedenken  gegen  die  Realisierbarkeit  bezw.  praktische  Bedeutung 
solcher  Kautelen,  die  wir  ungefähr  mit  einem  gesetzlichen  Steuerabzugsrechte 
des  Schuldners  (PersonaLsteuem)  vergleichen  könnten,  liegt  in  dem  Kündigungs- 
rechte des  Hauseigentümers,  das  ihm  doch  nicht  genonmien  werden  kann.  Und 
dann  würde  es  sich  doch  fragen,  wie  lange  man  den  Hauseigentümer  binden  soll? 

Ein  anderer  Weg  wäre  die  Einführung  von  Zinstaxen  —  Tarifierung  der 
Mietzinse.  Dieser  Vorschlag  würde  schon  an  der  Schwierigkeit  scheitern, 
einen  Schlüssel  zur  Bildung  entsprechend  beweglicher  Tarifsätze  zu  finden. 
Uebrigens  würde  dieses  Problem  in  das  Gebiet  des  an  späterer  Stelle  zu  be- 
sprechenden Wertkatasters  hinüberführen. 

Wir  sehen  also,  mit  Beschafihing  derartiger  gesetzlicher  Garantien  hat  es 
vorläufig  noch  gute  Wege,  da  geben  wir  uns  gar  keinen  Illusionen  hin! 

Wenn  wir  sonach  unsere  Betrachtungen  über  die  Wirkungen  unseres  hohen 
Steuerfusses  vom  kapitalistischen  Standpunkte  des  Hauseigentümers  einerseits, 
vom  Standpunkte  des  Mieters  anderseits  im  Zusammenhange  mit  den  in  beiden 
Richtungen  zu  gewärtigenden  Wirkungen  einer  Herabsetzung  des  Steuerfusses 
kurz  zusammenfassen,  kommen  wir  zu  dem  Schlüsse,  dass  die  Steuer  in  der  über- 
wiegenden Mehrzahl  der  Fälle  als  zum  Teile  überwälzt,  zum  Teile  amortisiert 
angesehen  werden  muss.  Ein  wohl  verschwindend  kleiner  Teil  der  Hauseigen- 
tümer wird  heute  noch  von  der  Staatssteuer  unmittelbar  betroffen  erscheinen 
und  liegt  sonach  im  allgemeinen  für  den  Hausbesitz 
vom  kapitalistischen  Standpunkte  kein  Anlass  zur 
Klage    über   die    Staatssteuer    vor. 

Grund  zu  klagen  hätte  eigentlich  im  grossen  und 
ganzen  nur  der  Mieter,  bei  dem  natürlich  eine  Amortisation  in  allen 
Fällen,  eine  weitere  Ueberwälzung  in  den  meisten  Fällen  ausgeschlossen  ist.  Die 
große  Zahl  der  Mieter  —  Experte  Seidel  beziffert  sie  mit  90  V«  der  Bevölke- 
rung —  empfindet  die  Steuer  bei  jeder  Zinszahlung  ununterbrochen,  sie  sind  es, 
die  die  Steuer  „wirklich'*  aus  ihrem  „Einkommen'*  bezahlen  müssen.  So  geboten 
nun  eine  Steuerherabsetzung  unter  diesem  Gesichtspunkte  erschiene,  so  schwierig 
wird  es  sein,  hier  den  rechten  Weg  zu  finden,  jenen  Weg,  der  die  durch  die  Steuer- 
herabsetzung frei  werdenden  Mittel  wieder  in  ihre  Quellen  zurückführt.  Die  Ge- 
fahr ist  gross,  dass  sie  abgelenkt  werden  in  andere  Bahnen  oder  unterwegs 
versickern.  Wie  diese  Schwierigkeit  zu  überwinden  sei,  hat  die  Enquete  so  ziem- 
lich unbeantwortet  gelassen. 
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Wir  kommen  an  der  Hand  dieses  gewichtigen  Bedenkens  zur  Frage 
der  Zuschläge. 

Es  wurde  schon  darauf  verwiesen,  dass  das  unbegrenzte  Zuschlagsrecht  der 
Selbstverwaltungskörper  eine  nicht  zu  leugnende  Unsicherheit  in  den  Hausbesitz 
bringe. 

Hier  können  wir  von  einer  Amortisation  in  viel  beschränkterem  Umfange 
sprechen,  als  bei  der  Staatssteuer,  da  die  Zuschläge  in  ihrer  heutigen  Hohe  weit 
jüngeren  Datums  sind  als  die  Staatssteuer,  zudem  stetig  anwachsen.  Hier  erschiene 
eine  Reform  auch  vom  kapitalistischen  Standpunkte  des  Hauseigentümers  gerecht- 
fertigt, wenn  auch  die  Prozesse  der  Ueberwälzung  und  der  Amortisation  hier  wie 
bei  der  Steuer  ihre  Wege  gehen  werden,  —  aber  eben  erst  gehen  werden,  noch 
nicht  voll  gegangen  sind. 

Von  diesem  Gesichtspunkte  der  Fortbildung  der  durch  die  hohe  Steuer 
geschaffenen  Verhältnisse  erscheint  die  Zuschlagsfrage  zweifellos  aktueller  als  die 
Steuerfrage.  Jedenfalls  wird  es  schwer  sein,  die  Steuerfrage  „vor""  der  Zuschlags- 
frage und  ,,ohne"  die  Zuschlagsfrage  definitiv  zu  lösen,  —  darüber  hat  die  Enquete 
ein  so  ziemlich  einstimmiges  Resultat  ergeben.  Die  ernste  Mahnung,  die  auf  diesem 
Gebiete  der  Vorsitzende  der  Enquete  in  seiner  Eröffnungsrede  ausgesprochen 
hat,  dass  die  bedrängte  Lage  der  autonomen  Finanzen  eine  Aufzehrung  der  ange- 
strebten Steuerherabsetzung  durch  äquivalente  Erhöhung  der  Zuschläge  befürchten 
Hesse,  hat  in  den  Kreisen  der  Experten  reichen  Widerhall  gefunden.  Zu  dieser 
Befürchtung  kommt  noch  die  Erwägung,  dass  eine  plötzliche  Herabsetzung  des 
Steuerfusses  auf  dem  Realitätenmarkte  kaum  vorauszusehende  Er- 
schütterungen im  Gefolge  haben  könnte.  Auf  diesen  Umstand  wurde  in  der 
Enquete  wiederholt  verwiesen  (z.  B.  von  den  Experten  Pfeiffer,  Pierl, 
V  i  1  a  s).  Speziell  Experte  V  i  1  a  s  meint,  dass  eine  derartige  plötzliche  Massregel 
keinen  dauernden  Erfolg  haben  könnte,  weil  sie  eben  eine  Erschütterung  der 
stabilisierten  Vermögenswerte  nach  sich  ziehen  würde,  die  zur  Folge  hätte,  dass 
eine  ungesunde  Spekulation  die  Zeit  benützen  würde,  in  welcher  die  Kapitals- 
anlagen in  Zinshäusern  eine  höhere  Rente  zu  versprechen  schienen  als  in  anderen 
Anlagen.  Eine  wirkliche  Reform  könne  nur  auf  einem  Plane  aufgebaut  werden,  der 
eine  Gesundung  von  innen  heraus  garantiert,  wenn  auch  dieser  Prozess  vielleicht 
eine  längere  Zeit  in  Anspruch  nehmen  wird.  Ein  lange  eingealtertes  Uebel  könne 
aus  einem  Organismus  nicht  mit  einem  Male  ohne  bedenkliche  Erschütterung 
entfernt  werden. 

An  letzter  Stelle  kommen  wir  auf  die  finanzielle  Frage  zu 
sprechen. 

Die  finanzielle  Bedeutung  unserer  Gebäudesteuern  im  Staatshaushalte 
haben  wir  bereits  hervorgehoben  und  glauben  nur  kurz  erinnern  zu  müssen,  dass 
für  die  Bedeckung  des  aus  einer  eventuellen  Herabsetzung  der  Gebäudesteuer 
resultierenden  Ausfalles  im  Interesse  der  Aufrechterhaltung  des  finanziellen  Gleich- 
gewichtes wohl  unter  allen  Umständen  vorgesorgt  werden  müsste.  Der  Gedanke 
an  eine  Störung  dieses  Gleichgewichtes  behufs  einseitiger  Zuwendung  gewisser 
Vorteile  an  einzelne  Interessentenkreise  kann  kaum  ernstlich  in  Betracht  kommen. 

Die  Vorschläge  in  dieser  Richtung  lassen  sich  in  zwei  Gruppen  einteilen, 
und  zwar  zunächst  in  jene,  welche  die  Ausgleichung  bezw.  finanzielle  Ermög- 
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lichnng  der  Herabsetzung  der  Gebaudesteuer  —  wenigstens  zum  Teile  —  in  den 
dieser  S  te  uer  k  ategor  i  e  unterworfenen  Objekten  selbst 
suchen,  und  in  jene,  welche  über  diesen  Rahmen  hinausgreifen. 

In  die  erste  Gruppe  gehört  zunächst  der  Vorschlag  der  Kontingen- 
tierung der  Gebäudesteuem.  Seine  Anhänger  sind  numerisch  zahlreich 
(Brandhuber,  Ceconi,  Domaszewski,  Ertl,  Frank,  Gregor, 
Harkup,  Horacek,  Hradil,  Krygowski,  Nebehosteny,  Neu- 
gebauer,  Pfeiffer,  Pierl,  Pirkl,  Richetti,  Rückensteiner, 
Schäffler,  A.  Schwarz,  Störck,  Vilas,  Walter,  Wittner). 

Man  meint  eben,  die  Kontingentierung  bedeute  für  den  Staat  überhaupt 
kein  fühlbares  finanzielles  Opfer,  eine  Auffassung,  welcher  jedoch  seitens  des 
Vorsitzenden  der  Enquete  nachdrücklichst  entgegengetreten  worden  ist. 

Im  Gutachten  des  Experten  Dr.  Zachystal  finden  wir  die  Eingänge  an 
Hauszinssteuer  für  die  Jahre  1891 — 1901  verzeichnet  und  lesen  da  eine  Steigerung 
von  15  Mill.  Kronen  heraus. 

Allerdings  denkt  sich  die  Mehrzahl  der  Experten  die  Kontingentierung 
nur  bis  zu  jenem  Zeitpunkte  reichend ,  wo  das  Ausmass  von  5  %  an  Hauszins- 
steuer erreicht  würde,  für  die  Staatsverwaltung,  wenn  man  ihr  einige  Kenntnis 
der  Arithmetik  zumuten  darf,  freilich  ein  geringer  Trost. 

Experte  Dr.  Zachystal  schlägt  vor,  der  Staat  solle  nur  auf  einen  Teil  der 
jährlichen  Zuwächse  verzichten,  welche  zur  stufenweisen  Herabsetzung  der  Steuer 
zu  verwenden  wären.  Er  nimmt  hierbei  ziffemmässig  bestimmte  Stufen  in  Aus- 
sicht und  will  diese  für  die  höher  betroffenen  Ortskategorien  mit  höheren  Beträgen 
fixieren ,  um  so  auch  die  Differenz  in  den  Steuerstufen  von  26*/>  7o  und  20  ^/o 
allmählich  auszugleichen. 

Dem  Experten  Prof.  Menge  r  schwebt  die  Herabsetzung  der  Steuer  auf 
netto  20  bezw.  15  7o  vor,  eine  Ermässigung,  die  er  mit  Rücksicht  auf  unsere 
Knanzlage  schon  als  einen  erfreulichen  Anfang  bezeichnen  würde ;  Experte  glaubt 
dieses  Ziel  durch  einen  definitiven  Verzicht  der  Staatsverwaltung  auf  den  3-  bis 
4jährigen  Zuwachs  an  Steuer  erreichen  zu  können. 

Experte  Prof.  Frh.  v.  Wies  er  verkennt  nicht,  dass  gegenwärtig  mit  der  Kon- 
tingentierung nicht  zu  rechnen  sei,  man  könne  die  Zuwächse  an  Hauszinssteuer 
nicht  aus  dem  Finanzplane  herausnehmen,  solange  anderswo  keine  Zuwächse 
zu  verzeichnen  sind,  da  die  Hauszinssteuer  kein  Fonds  sei,  aus  dem  der  Staat 
etwas  zu  geben  in  der  Lage  wäre.  Wenn  jedoch  einmal  die  allgemeine  Finanz- 
lage sich  wieder  günstig  gestalten  sollte,  dann  würde  vielleicht  doch  dieses  System 
der  Kontingentierung   die  Möglichkeit  geben,    etwas   zur  Deckung  beizutragen. 

Experte  v.  Inama  Sternegg  endlich  meint,  dass  für  die  Kontingentierung 
erst  dann  der  Zeitpunkt  gekommen  sei,  wenn  man  die  Gebäudesteuer  an  die  auto- 
nomen Finanzen  überweisen  könne.  Eine  Kontingentierung  im  jetzigen  Augen- 
blicke stehe  nicht  nur  mit  der  ganzen  historischen  Entwicklung  der  Gebäudesteuer 
im  Widerspruche,  sondern  würde  auch  den  Staat  in  eine  ungünstige  Situation  ver- 
setzen. Kontingentieren  solle  man  nur  Steuern,  die  sich  nicht  mehr  recht  ent- 
wickeln können,  entwicklungsfähige  Steuern  seien  zu  quotieren. 

Wir  finden  also  in  der  Kontingentierung  keineswegs  eine  Lösung  der  finanz- 
technischen Frage  der  Einfügung  einer  ausgiebigen  Steuerherabsetzung  in  den 
Rahmen  der  wachsenden  Staatsbedürfnisse.    Berücksichtigen  wir  noch  die  schon 
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besprochene  Frage  der  autonomen  Unanzen,  so  steigern  sich  die  Bedenken  ganz 
wesentiich.  Wir  hätten  die  statistisch  erwiesene  stetige  Steigerung  der  Zuschlags- 
basis mit  der  steigenden  Tendenz  der  Zuschlagsprozente  zu  kombinieren.  Vor- 
sitzender Sektionschef  Dr.  Meyer  erinnert  beispielsweise,  dass  in  Reichen- 
berg die  Mietzinse  von  1806  auf  1896  von  2,4  Mill.  K.  auf  3,8  Mill.  K, 
somit  um  zirka  70  ^/o  gestiegen  sind.  Ausserdem  ist  das  Zuschlagsprozent  von 
06  auf  100  gestiegen.  Die  Gesamtsumme  der  Einnahmen  der  autonomen  Körper 
sind  daher  nicht  nur  um  5  7o>  sondern  auch  um  volle  70  ^o  gestiegen.  Wir 
sehen  sonach  hier  jene  Bedenken,  die  wir  schon  bei  der  allgemeinen  Besprechung 
einer  Steuerherabsetzung  aussprachen,  in  vollem  Umfange,  wenn  nicht  verschärft, 
wieder  auftauchen  —  oder  sollten  etwa  die  Zuschläge  auch  kontingentiert  werden? 
Daran  wird  wohl  kaum  jemand  denken  können. 

Mit  der  Kontingentierung  wird  sohin  der  vielgesuchte  Ausweg  nicht  gefunden 
sein,  wobei  wir  gar  nicht  weiter  in  Betracht  ziehen  wollen,  welche  Wirkung  wir 
bei  einer  Zersplitterung  der  Steuerherabsetzung  im  Wege  der  Kontingentierung 
auf  die  Mietzinse  zu  erwarten  hätten. 


Ein  Bindeglied  zu  den  weiteren  Vorschlägen  auf  Deckung  des  Ausfalles 
bildet  der  Gedanke  der  Einführung  von  Verkehrssteuern  und 
zwar  solcher  im  Gebäudebesitze.  Man  hat  hier  zimächst  Verkehrssteuem  für 
den  aus  der  Steuerherabsetzung  selbst  zu  gewärtigenden  Wertzuwachs  der  Ge- 
bäude, im  weiteren  Verfolge  allgemeine  Wertzuwachssteuem  ins  Auge  gefasst. 
Soweit  diese  Vorschläge  mit  einer  Aenderung  unseres  gegenwärtigen  Gebäude- 
Steuersystems  verknüpft  erscheinen,  sollen  sie  an  späterer  Stelle  besprochen  weiden, 
imd  beschränken  wir  tms  hier  lediglich  auf  jene  Vorschläge,  die  neben  unserem 
Gebäudesteuersysteme  laufen  könnten. 

Im  allgemeinen  war  in  der  Enquete  die  Stimmung  für  derartige  Ver- 
kehrssteuem nicht  günstig. 

Gegen  die  Besteuerung  der  aus  der  Steuerherabsetzung  zu  gewärtigenden 
Wertzuwächse  haben  sich  nahezu  alle  Experten  ausgesprochen.  Es  hiesse  dies  — 
meinen  sie  —  mit  der  einen  Hand  etwas  geben,  mit  der  anderen  wieder  nehmen. 
Einigermassen  geteilt  waren  die  Meinungen  bezüglich  allgemeiner  Wertzuwachs- 
steuem, wiewohl  wir  auch  hier,  wenigstens  numerisch,  eine  ablehnende  Haitang 
konstatieren  müssen.  Wir  könnten  uns  die  Erfassung  der  Wertsteigerungen  durch 
derartige  Verkehrssteuem  in  zwei  Formen  denken,  entweder  durch  Besteuerung 
auf  Grund  von,  zu  diesem  Behufe  periodisch  eigens  vorzunehmenden  Wertfest- 
stellungen, oder  durch  jeweilige  Besteuerung  der  bei  Besitztransaktionen  za 
Tage  tretenden  Wertzuwächse.  Seitens  der  einzelnen  Experten  wird  die  Alter- 
native zumeist  nicht  scharf  auseinandergehalten,  sondern  entweder  für  oder  gegen 
die  Verkehrssteuer  im  allgemeinen  Stellung  genommen.  Einen  warmen  Anhänger 
hat  die  letztere  im  Experten  Professor  v.Philippovich  gefunden,  der  konstatiert, 
dass  der  Gedanke  an  eine  Besteuerung  der  Wertzuwachse  in  den  letzten  15  Jahren 
mit  immer  grösserer  Deutlichkeit  hervorgetreten  ist.  Seines  Wissens  habe  zuerst 
der  englische  Abgeordnete  H al  d ane  den  Vorschlag  gemacht,  man  solle  die  Ge- 
bäude einschätzen,  nach  einer  gewissen  Zeit  wieder  einschätzen  und  die  Wert- 
differenz besteuern.  Dass  Haldanes  Vorschlag  nicht  durchführbar  sei,  stehe 
ausser  Zweifel,  allein  die  Frage  werde  im  englischen  Parlamente  noch  immer  dis- 
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kutiert.  Experte  behaupte,  ohne  gerade  für  den  Vorsehlag  einzutreten,  dass  wir 
hier  ein  Problem  vor  uns  haben,  welches  man  damit  nicht  aus  der  Welt  schafft, 
dass  man  sagt,  wir  sind  heute  hilflos,  es  zu  lösen. 

Er  verweist  auf  eine  Reihe  von  Maßnahmen,  durch  welche  man  auf  einem 
andern  Wege  sich  diesem  Probleme  nähere  und  versuche,  einen  Teil  des  Wert- 
zuwachses für  die  Gesamtheit  nutzbar  zu  machen. 

Da  sei  vor  allem  das  preussische  Kommunalabgabengesetz  vom  14.  Juli  1893, 
welches  den  Gemeinden  die  Einführung  einer  besonderen  Steuer  vom  Grundbesitze 
gestattet,  eine  Besteuerung  des  Grundbesitzes  nach  dem  gemeinen  Werte,  d.  h. 
eine  Steuer,  bei  welcher  nicht  der  Ertrag  des  Bodens,  sondern  dessen  Verkehrs- 
wert die  Grundlage  bilde.  Hier  finden  wir  schon  einen  gewissen  Ausgleich  von 
Wert  imd  Ertrag  vom  Standpunkte  der  Besteuerung.  Dasselbe  Gesetz  bestimmt, 
dass  Liegenschaften,  welche  durch  Festsetzimg  von  Baufluchtlinien  in  ihrem 
Werte  erhöht  werden,  nach  Massgabe  dieses  höheren  Wertes  zu  einer  ent- 
sprechend höheren  Steuer  herangezogen  werden  können. 

Der  Motivenbericht  rechtfertigt  diese  Besteuerung  zutreffend  durch  die 
Erwägung,  dass  solche  Grundstücke  regelmässig  ohne  Zutun  des  Besitzers  infolge 
Veranstaltungen  der  Gemeinde  eine  Wertsteigerung  erfahren.  Eine  besondere 
Besteuerung  werde  der  spekulativen  Verteuerung  derselben  entgegentreten. 

Aehnliche  Bestimmungen  enthalte  die  Dresdener  Strassenbauordnung  vom 
1.  Juli  1897,  welche  bei  Strassenanlagen  oder  Verbreiterungen  die  in  ihren  Werten 
begünstigten  Grundstücke  zu  Beiträgen  heranzieht,  während  bei  uns  in  Wien 
der  Grund  zu  solchen  Strassenverbreiterungen  dem  Grundbesitzer  abgekauft 
werden  müsset). 

Im  weiteren  beruft  Experte  die  engUsche  tower  bridge  southem  approach 
act  von  1895,  welche  für  den  Bezirk  des  Londoner  Grafschaftsrates  bei  Verbesse- 
rungsanlagen aus  öffentlichen  Mitteln  ganz  allgemein  die  beteiligten  Grundstücke 
zu  Abgaben  heranzieht.  Die  Belastung  wird  mit  3  %  jährlich  von  der  Hälfte 
des  Wertzuwachses,  z.  B.  bei  einem  Zuwachse  von  1000  fl.  mit  jährlich  15  fl.  fest- 
gestellt. 

In  noch  ausgedehnterem  Masse  sei  dieser  Grundsatz  in  den  Vereinigten 
Staaten  ausgeprägt,  wo  von  einzelnen  Städten  berichtet  wird,  dass  bedeutende 
Summen  •—  so  in  Boston  von  1866  auf  1880:  22  Mill.  Doli.  -<  für  die 
Herstellung  grosser  Anlagen  und  Strassen  aufgewendet  wurden,  ohne  bedeutende 
Ausgaben  für  die  Stadt.  Im  Jahre  1877  erwarb  diese  Stadt  zur  Anlegung  eines 
öffentlichen  Parkes  106  Acres  Land  um  den  Gesamtpreis  von  zirka  450,000  Doli., 
wobei  der  Stadt  selbst  nur  30,000  Doli,  zur  Last  fielen,  während  die  restliche 
Auslage  durch  Besteuerung  der  Grundbesitzer  hereingebracht  wurde. 

Dass  solche  Wertzuwächse  ganz  bedeutende  sein  können,  ist  klar.  Experte 
weist  statistisch  für  Wien  in  der  Periode  1865  bis  auf  die  Gegenwart  800  Mill.  fl. 
nach,  an  welcher  Ziffer  die  alten  10  Bezirke  mit  zirka  700,  die  übrigen  mit  zirka 
100  Millionen  beteiligt  sind.  Beispielsweise  seien  die  Gründe  an  der  Roesauer 
Brücke  seit  Legimg  des  Sperrschiffes  von  5  auf  150  fl.  pro  Quadratklafter 
gestiegen. 


1)  Ansserdem  werden  bei  solchen  Anlässen  noch  vielfach  Steaerbegünstigungen  ge- 
währt, welche  eine  weitere  Erhöhung  der  Grundwerte  im  Oefolge  haben. 
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Wir  erinnern  an  den  vom  Experten  Pfeiffer  berufenen  Ausspruch 
M  i  q  u  e  1  8 ,  der  in  einer  öffentlichen  Versammlung  den  eine  Steuererhöhung 
diskutierenden  Hausherren  die  wohl  zu  beherzigenden  Worte  zurief:  „Schreiben 
Sie  auf  die  Türe  einen  angemessenen  Preis  Ihres  Hauses,  legen  Sie  sich  schlafen  ' 
und  stehen  Sie  nach  30  Jahren  auf  und  Ihr  Haus  ist  noch  einmal  so  viel  wert, 
ohne  dass  Sie  das  mindeste  zur  Erhöhung  des  Wertes  beigetragen  haben. "" 

Speziell  auf  unsere  österreichischen  Verhältnisse  angewandt,  mag  allerdings 
eine  solche  Verkehrssteuer  anders  zu  beurteilen  sein  als  im  Auslande.  Es  ist  nicht 
zu  vergessen,  dass  wir  einen  guten  Teil  dieser  Wertzuwachse  schon  besteuein. 
Wir  haben  hohe  Vermögensübertragungsgebähren,  wir  haben  eine  hohe  Gebaude- 
steuer.  Es  kann  sonach  in  gewissem  Sinne  nicht  als  ungerechtfertigt  bezeichnet 
werden,  wenn  beispielsweise  Experte  H  a  r  k  u  p  und  zahlreiche  andere  von  solchen 
Verkehrssteuem  als  einer  zweiten  Auflage  der  bereits  bestehenden  Vermögensüber- 
tragungsgebühren sprechen.  Genannter  Experte  meint,  dass  unsere  Uebertragungs- 
gebühren  weit  höher  seien,  als  jene  im  Auslande,  und  eine  zweite  ähnliche  Steuer 
jeden  Bealitätenverkehr  unterbinden  müsste.  Es  würde  dann  auch  ein  starker 
Bückgang  in  den  Eingängen  der  alten  Uebertragungsgebühren  zu  verzeichnen  sein. 
Auch  sei  der  sinkenden  Tendenz  der  Kaufkraft  des  Geldes  nicht  zu  vergessen. 

Experte  Hof  rat  Meng  er  konstatiert  ebenfalls  die  teilweise  schon  erfolgende 
Besteuerung  der  Wertzuwachse  durch  die  Hauszinssteuer  und  die  Uebertragungs- 
gebühren und  bemerkt  weiter,  dass  die  Wertzuwächse  auch  häufig  in  entsprechend 
höheren  Kaufpreisen  eskomptiert  werden.  Er  erwähnt  schliesslich  des  sinkenden 
Zinsfusses  und  spricht  sich  entschieden  gegen  eine  solche  Verkehrssteuer  aus. 
Seine  Ansicht  geht  dahin,  dass  eine  Besteuerung  der  Wertzuwächse  städtischer 
Realitäten,  wenn  überhaupt  in  grösseren  Staaten  durchführbar,  nur  im  Zusammen- 
hange mit  einer  allgemeinen  Besteuerung  des  Konjekturalgewinnes  —  nicht  etwa 
in  Form  einzelner  Objektsteuern  —  anzustreben  sei. 

Einen  ähnlichen  Gedanken  sprechen  die  Experten  Kaiser  und  Dr. 
V.  Schneider  aus,  indem  sie  darauf  verweisen,  dass  derartige  Wertzuwächse  in 
anderen  Anlagen  oft  weit  bedeutender  sind.  Experte  Kaiser  meint,  der  Käufer 
von  Nordbahnaktien  vor  30  Jahren  habe  an  einer  Aktie  über  2000  K.  gewonnen. 
Wer  vor  15  Jahren  Rente  gehabt  und  sie  verkauft  hat,  um  sich  ein  Haus  zu 
bauen,  habe  30  7»  dabei  verloren,  denn  die  Rente  sei  70  gestanden  und  er  habe  die 
30  %  beim  Hausbaue  nicht  hereinbringen  können.  Solche  Fälle  seien  in  Wien  un- 
zählige vorgekommen.  Die  Nordbahnaktie  habe  gewiss  jederzeit  mehr  Zinsen 
getragen,  als  ein  Haus,  die  Rente  habe  ihre  Zinsen  auch  bei  der  Kurssteigerung 
von  70  auf  100  getragen.  Es  sei  sonach  schwer  auszusprechen  und  zu  sagen,  da 
oder  dort  habe  einer  an  diesem  oder  jenem  Objekte  soviel  gewonnen.  Experte  Dr. 
V.  Schneider  verweist  auf  die  Türkenlose,  die  im  Verlaufe  eines  Jahres 
einen  Wertzuwachs  von  40  ^/o  aufweisen.  Die  Aktien  vieler  Industriegesell- 
schaften seien  seit  ihrer  Entstehung  um  viele  Hunderte  von  Prozenten  gestaegen, 
und  doch  beklage  man  sich  über  die  Umsatzsteuer,  die  nicht  einmal  Vs««  der 
Uebertragungsgebühren  von  unbeweglichem  Vermögen  ausmache.  Experte  hätte 
nicht  das  mindeste  dagegen,  die  Effektenumsatzsteuer  auf  das  25fache  des  heu- 
tigen Satzes  zu  erhöhen.  Er  habe  nie  begriffen,  warum  es  keine  ungeheuerliche 
Belastimg  des  Käufers  sein  solle,  wenn  er  Prager  Eisenindustrieaktien  z.  B.  von 
einem  Tage  auf  den  anderen  um  30  K.  teurer  zahlen  solle,  warum  es  aber  eine 
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ungeheuerliche  Belastung  sei,  wenn  er  ausserdem  1  K.  pro  Stück,  also  beim 
heutigen  Kurse  V^  ^1^^  ah  üebertragungsgebühr  entrichten  müsse. 

Experte  v.  Inama  Sternegg  bekämpft  die  Wertzuwachssteuer  als  nur 
periodisch  einzuholende  Abgabe.  Er  meint,  dass  eine  solche  Steuer  nur  dann 
akzeptiert  werden  könnte,  wenn  sie  nicht  überwälzbar  wäre ;  wenn  aber  —  was  zu 
befürchten  sei  —  die  Wirkung  die  wäre,  dass  schliesslich  die  Mieten  wieder  in  die 
Höhe  gehen,  sei  damit  nichts  erreicht.  Jetzt  müssen  die  Mieter  wegen  der  hohen 
Gebäudesteuer  hohe  Zinsen  zahlen,  dann  wäre  dies  wegen  der  Verkehrssteuer 
der  Fall.  Unter  Beschränkung  auf  die  Auflage  bei  Mobilisierung  des  Hauswertes 
(Verkauf,  Verpfandung)  hält  Experte  seine  Bedenken  nicht  aufrecht,  wenngleich 
auch  hier  beispielsweise  Experte  Dr.  L  ö  w  y  die  Gefahr  der  Ueberwäizung  keines- 
wegs für  ausgeschlossen  erachtet,  die  allerdings  eine  geringere  sei  als  bei  einer 
fortlaufenden  Steuer.  Er  meint,  dass  der  Mieter  jedenfalls  keinen  Nutzen  aus 
einer  solchen  Verkehrssteuer  ziehen,  möglicherweise  jedoch  zu  Schaden  kommen 
werde,  für  den  Fall  nämlich,  als  die  neue  Verkehrssteuer  nicht  den  ganzen 
Wertzuwachs  erfassen  will  oder  erfasst. 

Endlich  muss  auch  noch  der  Schwierigkeit  der  Durchführung  einer  solchen 
Steuer  gedacht  werden.  Experte  Dr.  Ruckensteiner  meint,  es  würde  dies 
einen  Apparat  erfordern,  der  den  grössten  Teil  der  Steuer  aufzehren  könnte.  Die- 
selbe Befürchtung  spricht  Experte  Gregor  aus. 

Experte  Dr.  v.  Schneider  verweist  auf  die  weitere  Schwierigkeit,  wann 
die  Steuer  auferlegt  werden  solle.  Er  führt  ein  Beispiel  an.  Ein  Acker  in  der 
Nähe  des  b(^.  Spitzes  bei  der  Breitenseerstrasse  in  Wien  gehörte  drei  Besitzern. 
Einer  verkaufte  sein  Drittel  um  6000  fl.,  der  zweite  um  9000  fl.  und  der  dritte 
um  12,000  fl.  Der  Käufer  teilte  nun  den  Acker,  der  ihn  27,000  fl.  kostete,  in  zwei 
Teile  und  hatte  das  Glück,  bald  darauf  einen  Mann  zu  finden,  der  eine  Färberei 
mit  einem  grossen  Trockenplatze  errichten  wollte  und  ihm  den  einen,  allerdings 
besseren  Teil  um  45,000  fl.  abkaufte.  Wer  sollte  da  die  Baustellensteuer  bezahlen? 
Der  letzte  Käufer  —  und  für  den  ganzen  Platz  oder  nur  für  den  kleinen  Platz, 
den  er  verbaut?  Und  wenn  er  dann  auf  derselben  Stelle  nach  30  Jahren  ein  Wohn- 
haus mit  3  Stockwerken  baut,  soll  er  wieder  zahlen?  Oder  wenn  jemand  ein  Grund- 
stück durch  viele  Jahre  im  Besitze  hat  und  später  ein  Gebäude  errichtet?  Endlich, 
wie  B(A1  die  Sache  bei  einem  Tausche  behandelt  werden? 

Diesen  Fragen  des  Experten  Dr.  v.  Schneider  möchten  wir  noch  eine  bei- 
fügen —  wie  steht  es  mit  den  Wertverminderungen?  Experte  Pierl  spricht  von 
der  passiven  Grundrente,  die  vielfach  ganz  augenscheinlich  zu  Tage  trat,  so  in 
grosserem  Umfange  in  Orten  zurückgehender  Industrie  und  rückgehenden  Ver- 
kehres, bei  Auflassung  von  Garnisonen  etc.  Wir  könnten  beispielsweise  auf 
Teplitz  als  Kurort  verweisen.    Da  musste  doch  auch  Vorsorge  getroffen  werden. 

Wir  sehen  also,  auf  welch  schwieriges  Terrain  wir  mit  derartigen  allgemeinen 
Wertzuwachssteuem  gelangen,  schwierig  in  Bezug  auf  die  Veranlagung,  und  —  was 
gerade  in  Kombination  mit  der  Herabsetzung  der  Hauszinssteuer  von  wesentlicher 
Bedeutung  ist — schwierig  in  Rücksicht  auf  die  Beurteilung  des  finanziellen  Effektes. 


Wir  kommen  zur  Frage  der  Bedeckung  des  Steuerausfalles 
durch  fernerliegende,  vom  Realbesitze  abstrahierende 
Einnahmsquellen. 
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Was  die  im  Fragebogen  zunächst  in  Betracht  gezogene  Einführung 
indirekter  Abgaben  anlangt,  finden  wir  im  allgemeinen  eine  ziemlich 
schroff  ablehnende  Haltung.  Einzelne  Stimmen  haben  sich  allerdings  auch  für 
solche  Abgaben  erhoben.  So  meint  Experte  v.  Komorzynski,  der  Gedanke  wäre 
nicht  a  priori  von  der  Hand  zu  weisen,  da  ja  auch  die  in  der  Hauszinsstener  be- 
griffene Wohnungssteuer  eine  indirekte  Abgabe  sei.  Dieselbe  Auffassung  vertritt 
Experte  Margelik,  der  sich  sogar  offen  für  eine  Herabsetzung  der  härter  als  jede 
indirekte  Abgabe  wirkenden  Hauszinssteuer  gegen  Erhöhung  der  auf  die  minder 
notwendigen  Genussmittel  gelegten  indirekten  Abgaben  ausspricht.  Experte 
Marani  meint,  es  würde  die  etwaige  teilweise  üeberwälzimg  des  Steuerausfalles 
auf  die  indirekten  Steuern  die  Steuerlast  auf  einen  grösseren  Kreis  von  Steuer- 
trägem verteilen.  Im  allgemeinen  wurde  vor  der  Einführung  neuer  indirekter 
Abgaben  bezw.  Erhöhung  der  schon  bestehenden,  zumeist  unter  Verweisung 
auf  deren  umgekehrt  progressive  Wirkung  gewarnt  (z.  B.  A  u  s  p  i  t  z,  Frank, 
v.  Inama  Sternegg,  Löwy,  Menger,  Pierl,  Ruckensteiner, 
S  c  h  ä  f  f  1  e  r,  Z  e  d  n  i  k).  So  hob  Experte  Frank  hervor,  dass  durch 
indirekte  Steuern  nur  die  grosse  Masse  der  armen  und  minderbemittelten  Be- 
völkerung getroffen  werde,  während  die  Last  der  höheren  Mietpreise  sich 
dem  Vermögen  des  Trägers  doch  eher  anpasse,  somit  von  beiden  Uebeln  das 
kleinere  sei.  Experte  A  u  s  p  i  t  z  meint,  es  wäre  besser,  eine  Ermässigung 
der  Hauszinssteuer  überhaupt  nicht  in  Betracht  zu  ziehen,  als  an  eine  neue  in- 
direkte Steuer  oder  an  die  Erhöhung  einer  schon  bestehenden  auch  nur  zu  denken. 
Er  gibt  jedoch  seiner  Meinung  dahin  Ausdruck,  dass  der  Staat  durch  die  Ein- 
führung des  Branntweinmonopols  mit  Rektifizierzwang,  ohne  Erhöhung  des 
Detailpreises  und  unter  Gewährung  guter  Preise  an  die  Produzenten  von  B(^- 
Spiritus  sich  die  Mittel  verschaffen  könne,  gegen  die  Aufhebung  aller  Landes- 
Bier-  und  Branntweinumlagen  den  Ländern  die  Realsteuem  überweisen  zu 
können,  wodurch  die  Beseitigung  der  Landes-,  Bezirks-  und  vielleicht  auch  eines 
grossen  Teiles  der  Kommunalumlagen  ermöglicht  würde. 

Zu  besprechen  wäre  auch  der  Vorschlag  auf  Erhöhung  der  Per- 
sonaleinkommensteuer, insbesondere  in  den  höheren  und  höchsten 
Stufen.  Auch  da  möchten  wir  an  ein  sehr  schön  begründetes,  jedoch  vielleicht  doch 
von  einem  gewissen  Uebereifer  geleitetes  Veto  des  Experten  A  u  s  p  i  t  z  anknüpfen, 
der  meint,  es  könne  das  Defizit  auf  diese  Weise  eher  grösser  als  kleiner  werden. 
Die  Personaleinkommensteuer  bedürfe  noch  gar  sehr  der  Einwurzelung  und  Kräf- 
tigung, es  sei  ihr  noch  nicht  gelungen,  alle,  die  nach  dem  Gesetze  steuerpflichtig 
sind,  aufzufinden,  noch  weniger,  von  allen  die  ihnen  nach  dem  Gesetze  obliegenden 
Leistungen  hereinzubringen ;  sie  könne  bei  dem  Umstände,  als  sie  der  vertrauens- 
vollen Mitwirkung  der  Bevölkerung  bedürfe,  nur  bei  massigen  Steuersätzen  be- 
stehen und  gedeihen.  Man  sei  hierbei  ohnedies  schon  bis  an  die  äusserste  Grenze, 
vielleicht  auch  über  diese  hinausgegangen,  indem  man  gerade  unserem  steuer- 
moralisch so  schlecht  erzogenen  Lande  höhere  Steuersätze  zumutete,  als  das 
in  dieser  Richtung  weit  besser  vorgebildete  Preussen  sich  selbst  zugemutet  hat. 
Experte  spricht  schliesslich  die  Hoffnung  aus,  es  werde  nie  ein  österreichischer 
Finanzminister  leichtherzig  genug  sein,  auf  diese  abschüssige  Bahn,  welche  direkt 
in  das  finanzielle  Verderben  führe,  sich  drängen  zu  lassen. 

Was  speziell  die  Erhöhung  dieser  Steuergattung  in  den  höheren  und  höchsten 
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Stufen  anlangt,  verwies  Experte  Prof.  Frh.  v  Myrbach  gelegentlich  seines  Vor- 
trages in  der  Gesellschaft  österreichischer  Volkswirte  (Februar  1903)  darauf,  dass 
die  Proponenten  jedenfalls  vergessen  haben,  den  Rechenstift  in  die  Hand  zu 
nehmen.  Sie  haben  sich  weder  darüber  Bechenschaft  gegeben,  wie  gross  der 
Ausfall  sein  würde,  noch  was  die  Einkommensteuererhöhung  eintragen  könne. 
Experte  berechnet  die  Einkommensteuer  von  allen  80,000  K.  übersteigenden  Ein^ 
kommen  mit  rund  11 '/4  Mill.  K.,  den  Ausfall  an  Hauszinssteuer  bei  Herabsetzung 
auf  5  ^/o  mit  48  Mill.  K.,  findet  sonach,  dass  auf  diese  Weise  an  eine  Deckung 
des  Ausfalles  nicht  gedacht  werden  könne. 

Unter  denselben  Gesichtspunkt   dürfte   der  Vorschlag  auf  Erhöhung  der 
Bentensteuer  bei  einer  Gesamtvorschreibung  von  ca.  8  Mill.  K.  fallen. 


Wir  kommen  auf  die  eigentlichen  Beformvorschläge  zu 
sprechen  und  teUen  dieselben  in  die  zwei  Hauptgruppen  der  Hauszinssteuer  und 
der  Hausklassensteuer,  in  jedem  Falle  wieder  in  zwei  weitere  Gruppen,  jene, 
welche  auf  eine  Systemändemng  zielen  und  jene,  welche  sich  für  die  Beibehal- 
tung und  entsprechende  Ausgestaltung  des  bisherigen  Systems  aussprechen. 

In  der  Mitte  zwischen  den  beiden  Gruppen  liegen  die  Anträge  bezüglich 
der  Baufreijahre,  die  bald  in  Verbindung  mit  dem  bisherigen  Steuersysteme, 
bald  von  demselben  losgelöst  gedacht  erscheinen.  Wir  wollen  diese  an  erster  Stelle 
erledigen. 

Wenn  wir  uns  über  den  Zweck  unserer  allgemeinen  Baufreijahre  befragen, 
dürfte  es  nicht  ohne  Interesse  sein,  auf  die  Motive  zum  Gesetze  vom  25. 
März  1880,  B.G.Bl.  Nr.  39,  zurückzukommen.  Es  heisst  unter  anderem  im  Motiven- 
berichte, dass  die  Ausnahmsgesetze  auf  diesem  Gebiete  seit  1865^)  eine  ununter- 
brochene Kette  bilden,  deren  Glieder  jedoch  in  ihren  Motiven  einen  wesentlichen 
Unterschied  bemerken  lassen.  Bis  zum  Jahre  1873  war  es  die  Wohnungsnot, 
welche  als  zwingender  Grund  für  längere  Steuerfreijahre  ins  Feld  geführt  wurde. 
Seither  war  es  die  sinkende  Bautätigkeit,  die  Notwendigkeit,  Arbeit  zu  schaffen. 
Diese  Argumente  lassen  sich  natürlich  nicht  vereinigen.  Die  als  Wohnungsnot 
bezeichnete  Erscheinung  ist  eben  lediglich  ein  Ueberwiegen  der  Wohnungsnach- 
frage, das  Stocken  der  Bautätigkeit  ein  Ueberwiegen  des  Wohnungsangebotes. 
Es  sei  bezeichnend,  dass  für  diese  einander  diametral  entgegengesetzten  Störungen 
des  Gleichgewichtes  im  Häusermarkte  ein  und  dasselbe  Heilmittel  vorgeschlagen 
werde  —  die  Steuerfreiheit.  Auch  sei  nicht  gut  einzusehen,  warum  eine  gesteigerte 
Wohnungsnachfrage  nicht  ganz  von  selbst  durch  das  Medium  gesteigerter  Miet- 
zinse, also  besserer  Bentabüität  des  Baukapitals,  ein  verstärktes  Angebot  hervor- 
rufen solle,  wie  dies  auch  auf  allen  anderen  Gebieten  der  Fall  ist,  und  warum  gerade 
hier  ein  künstliches  Eingreifen  des  Staates  nötig  sein  solle.  Erscheine  sonach 
in  diesem  Falle  die  staatliche  Ingerenz  zum  mindesten  nicht  imentbehrlich,  so 
könne  sie  im  anderen  Falle,  beim  Stocken  der  Bautätigkeit,  kaum  als  unbedenk- 


1)  Schon  im  Mittelalter  treffen  wir  Bestimmungen  über  zeitliche  Steuerbefreiungen 
aus  dem  Titel  der  BanfUhrung  an  (die  Verordnung  Rudolf  IT.,  des  Stifters  vom  Jahre  1360 
ttber  die  Ablösbarkeit  der  auf  den  st&dtischen  Realitäten  lastenden  Burgrechte  normiert 
eine  derartige  Steuerbefreiung  mit  Sjähriger  Dauer).  Der  Gedanke  gelangte  zu  immer 
grösserer  praktischer  Bedeutung  und  erscheint  in  der  theresianischen  und  Josefinischen 
Zeit  schon  ziemlich  stabilisiert. 
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lieh  bezeichnet  werden.  Denn  wenn  der  Zweck  der  Massregel  überhaupt  erreicht, 
die  Bautätigkeit  also  über  den  vorhandenen  Wohnungsbedarf  gesteigert  werde, 
so  schaffe  man  künstlich  eine  Menge  leerstehender  Gebäude,  welche  trotz  der  wohl- 
wollenden Tendenz,  der  sie  ihre  Entstehung  verdanken,  doch  ebensogut  eine  Ver- 
geudung von  Nationalkapital  darstellen,  als  wenn  sie  Produkte  einer  wilden  Bau- 
spekulation wären. 

Damals  handelte  es  sich  allerdings  nicht  um  die  Existenzfrage  der  Bau- 
freijahre, sondern  um  deren  Einschränkung  auf  ein  dauerndes,  normales  Mass. 

In  der  Enquete  wurde  von  sehr  zahlreichen  Seiten  geradezu  die  Existenz- 
berechtigung der  Baufrei  jähre  angegriffen.  Experte  Au  spitz  meint  hinsicht- 
lich der  wirtschaftlichen  Bedeutung  der  Bau£reijahre  so  recht  den  Wandel  der 
Zeiten  zu  erleben.  Als  er  vor  bald  30  Jahren  zum  ersten  Male  im  Abgeordneten- 
hause sprach,  habe  es  der  Bekämpfung  eines  Antrages  des  Budgetausschusses 
auf  Bewilligung  einer  25jährigen  Steuerfreiheit  gegolten,  die  er  auf  20  Jahre  ab- 
zukürzen sich  vergeblich  bemühte.  Auch  späterhin  seien  ihm  nie  Antrage  auf 
Herabsetzung  oder  gar  Aufhebung  der  Baufreijahre,  sondern  nur  sehr  vi^e  und 
sehr  energisch  vorgebrachte  Antrage  auf  längere  Steuerfreiheit  vorgekommen. 
Im  Hinblicke  auf  die  jetzt  gestellten  Anträge  auf  Aufhebung  der  BaufreijcJire 
müsse  er  auf  deren  grosse  wirtschaftliche  Bedeutung  hinweisen. 
Die  zeitliche  Gebäudesteuerbefreiung  sei  nämlich  nichts  mehr  und  nichts  weniger 
denn  eine  recht  sinnreiche  Konstruktion,  durch  welche  es  bezweckt  und  erreicht 
werde,  die  volkswirtschaftlich  wichtigen  und  wünschenswerten  Folgen  einer  nicht 
unbedeutenden  Steuerermässigung  zu  erzielen,  und  doch  die  unerwünschten  fis- 
kalischen Nachteile  einer  solchen  Steuerermässigung  wesentlich  einzuschränken. 
Die  Sache  sei  ausserordentlich  einfach.  Wenn  jemand  von  seinem  Gebäude  z.  B. 
100  K.  Hausklassen-  oder  Hauszinssteuer  zu  zahlen  hätte,  infolge  der  Steuer- 
befreiung aber  durch  12  Jahre  an  Staatssteuem  nichts  zu  zahlen  hat  und  während 
dieser  12  Jahre  jährlich  60  K.  70  h.  zurücklegt  und  zu  4  ^/o  Zins  auf  Zins  anlegt, 
so  wird  ihm  am  Ende  der  12  Jahre  ein  Kapital  von  957  K.  30  h.  zur  Verfügung 
stehen,  welches  ihm  zu  4  ^/o  eine  dauernde  Rente  von  jährlich  38  K.  30  h.  ab- 
wirft, so  dass  er  auch  nach  Ablauf  der  Steuerfreijahre  zur  Entrichtung  der  Jahies- 
steuer  von  100  EL  nur  61  K.  70  h.  dem  Hauserträgnisse  zu  entnehmen  braucht. 
Die  Steuer  ist  also  durch  die  Baufreijahre  von  100  auf  61,70,  somit  um  38,3  *^,o 
herabgesetzt.  Dieses  günstige  Resultat  tritt  allerdings  nur  voll  und  ganz  bei  der 
Hausklassensteuer  ein.  Bei  der  Hauszinssteuer  werde  dasselbe  durch  die  den 
zeitlich  steuerfreien  Häusern  auferlegte  5%ige  Abgabe  beeinträchtigt  —  statt 
wie  bei  der  Hausklassensteuer  um  38,3  %  der  durch  den  127^  %igen  Nachlass 
aus  der  Personaleinkommensteuer  reduzierten  Tarifsätze,  wurde  die  ursprüngliche 
26%  ^oige  bezw.  vom  Bruttozinse  22 Vs  Voige  Hauszinssteuer  lun  nur  30,1  % 
und  die  ausgedehnte  20  ^'oige  bezw.  vom  Bruttozinse  14  ^/oige  Hauszinssteuer 
nur  um  27,4  7»  der  ebenfalls  durch  den  12  Vs  ^^igen  Nachlass  reduzierten  Sätze 
ermässigt.  Gegenüber  dem  eben  erwähnten  127'  ^^igen  Nachlasse  aus  der 
Personaleinkommensteuer ,  welche  dem  Fiskus  jährlich  rund  10  MiU.  K. 
koste,  sei  die  durch  die  12jährige  Steuerfreiheit  herbeigeführte  Ermässigung  für 
diejenigen,  denen  sie  zu  gute  komme,  weitaus  bedeutender  und  lege  doch  dem 
Fiskus,  wenigstens  bezüglich  der  Neu-  und  Zubauten,  nur  einen  zeitlich  begrenzten 
Verzicht  auf  Steuermehreingäng^  auf. 
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Wir  wcdlen  nun  die  einzelnen  Gesichtspunkte  ins  Auge  fassen,  unter  denen 
die  Baufreijahre  gerechtfertigt  werden  könnten,  und  wenden  uns  zunächst  den 
Mietzinsen  zu. 

Wir  unterscheiden  eine  Wirkung  auf  die  Mietzinse  im  allge- 
meinen und  eine  solche  auf  öle  Mietzinse  der  durch  die  Steuerfreiheit  begünstigten 
Objekte.  Bei  allgemeinen  Baufreijahren  werden  die  Wirkungen  auf  die  Mietzinse 
im  allgemeinen  jenen  einer  Steuerermässigung  gleichzustellen  sein,  von  denen 
gelegentlich  der  Ueberwälzungsfrage  schon  die  Rede  war.  Natürlich  konmien  hier, 
da  es  sich  eben  um  Bauführungen  handelt,  zum  grossten  Teil  peripherisch  ge- 
legene Objekte  in  Betracht.  Die  Frage  ist,  wie  von  uns,  so  auch  von  den  meisten 
Experten  im  Zusammenhange  mit  dem  Ueberwälzungsproblem  behandelt.  Die 
Wirkung  äussert  sich  —  wie  beispielsweise  Experte  Hofrat  M  e  n  g  e  r  konstatiert 
—  zunächst  im  Kalkül  der  Bauunternehmer,  denen  es  durch  die  Baufreijahre  er- 
möglicht wird,  eine  Reihe  von  Baustellen  früher  der  Verbauung  zuzuführen,  als 
dies  ohne  die  Baufreijahre  möglich  wäre.  Im  weiteren  Sinne  wird  natürlich  durch 
die  gesteigerte  Bautätigkeit  ein  Einfiuss  auf  die  Mietzinse  ausgeübt  werden,  wobei 
allerdings  die  Gefahr  der  Kapitalisation  immerhin  naheliegender  ist  als  bei  einer 
dauernden  Steuerermässigung.  Diese  Gefahr  ist  umso  grösser  dort,  wo  es  sich 
nicht  um  allgemeine,  sondern  um  spezielle  Baufreijahre  handelt,  Baufreijahre 
für  Objekte  in  vorwiegend  verbauten  Lagen. 

Die  Frage  der  Kapitalisation  desWertes  der  Steuerfrei- 
heit hat  naturgemäss  eine  Reihe  von  Experten  eingehend  beschäftigt,  und 
wird  eine  wenigstens  teilweise  Kapitalisation  nahezu  ausnahmslos  zugegeben. 
Experte  Professor  v.  Komorzynski  denkt  an  eine  Teilung  des  Gewinnes 
zwischen  Baustellenbesitzer  und  Bauführer,  ohne  jedoch  die  Möglichkeit  einer 
einheitlichen  Beantwortung  der  Frage  über  den  Verteilungsmassstab  zuzugeben. 
Experte  Frank  spricht  die  Anschauung  aus,  dass  die  zeitliche  Steuerfreiheit 
zumeist  lediglich  auf  eine  unverhältnismässige  Wertsteigerung  der  Baustellen 
hinauslaufe,  an  der  vorweg  der  Grundeigentümer  und  der  Bauspekulant,  weniger 
der  künftige  Hauseigentümer,  am  wenigsten  der  Mieter  partizipieren.  Auch 
Experte  Dr.  L  ö  w  y  meint,  dass  sich,  die  Baustellen  im  Werte  sofort  um  so  viel 
erhöhen,  als  die  Steuerfreiheit  kapitalisiert  ausmache. 

Experte  Hofrat  M  e  n  g  e  r  meint,  dass  nur  ein  Uebermass  von  Baufrei- 
jahren dem  Baustellenbesitzer  zu  gute  komme,  sonach  Baufreijahre,  die  durch  das 
Mass  der  gebotenen  Vorteile  nicht  lediglich  den  Bau  ermöglichen,  sondern  darüber 
hinaus  Vorteile  gewähren,  sich  als  ein  unberechtigtes  Geschenk  an  die  Baustellen- 
besitzer dufiteUen. 

Auch  Experte  Horrat  v.  Philippovich  verweist  auf  die  im  Kapital - 
geschenke  der  Baufreijahre  liegende  Gefahr,  dass  die  Steuerfreiheit  nicht  jene 
Wirkung  ausübe,  die  sie  eigentlich  ausüben  soll.  Denn  um  dieses  Kapital  streiten 
ja  verschiedene  Interessenten:  der  Bodenbesitzer,  der  Erbauer  des  Gebäudes 
und  der  Mieter.  Derjenige,  welcher  ein  solches  Gebäude  errichtet  hat  und  es 
verkauft,  würde,  wenn  er  es  mit  einem  vollkommen  energischen  und  klardenkenden 
Kaufmann  zu  tun  hat,  mit  ihm  einig  werden  müssen,  über  den  Vorteil,  der  dem 
Erbauer  bleiben  und  über  das,  was  dem  Erwerber  des  Hauses  zu  gute  kommen 
soll.  Eigentlich  müsste  der  ganze  Vorteil  an  den  Erwerber  kommen,  sonst  habe 
er  eine  Unterdurchschnittsverzinsung  seines  Kapitals.    Das  sei  niemals  der  Fall, 
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sondern  immer  werde  der  Besitzer  und  Erbauer  des  Gebäudes  einen  grosseren 
oder  geringeren  Teil  des  Kapitalswertes  der  Steuerfreiheit  noch  als  Baupranode 
und  Gewinn  für  sich  empfangen ;  der  Hauserwerber  habe  eine  solche  Verbilligong 
seines  Gebäudes  nicht  bekommen,  die  dem  Masse  der  Steuerfreiheit  entspricht, 
welche  er  noch  zu  gemessen  hat.  Das  liege  in  der  Natur  der  hier  einander  gegen- 
überstehenden Parteien.  Die  Erbauer  seien  Geschäftsleute,  welche  zu  rechnen 
gewohnt  sind  und  genau  kalkulieren.  Die  Erwerber  sind  in  aller  Regel  Private, 
die  ihr  Geld  anlegen  wollen,  nicht  so  genau  rechnen  und  den  Wert  der  Steuerfrei- 
heit nicht  so  klug  zu  beurteilen  vermögen.  Dazu  komme  noch,  dass  die  allgemeine 
Tendenz  des  Ansteigens  der  Grundrente  ein  Spielmoment  enthalte,  welches  auf 
den  Käufer  immer  bis  zu  einem  gewissen  Grade  wirke. 

Ein  eklatantes  Beispiel  der  Kapitalisation  derartiger  Begünstägongen 
durch  den  Baustellenbesitzer  finden  wir  in  der  für  Wien  mit  Gesetz  vom  5.  April 
1893  zugestandenen  18jährigen  Steuerfreiheit.  Es  ist  bekannt,  dass  von  den  be- 
günstigten Objekten  nur  ein  verhältnismässig  geringer  Prozentsatz  umgebaut 
worden  ist. 

Warum?  Die  Bemerkung  des  Experten  Professor  v.  Komorzynski, 
dass  die  Steuerfreiheit  nicht  ausreichend  genug  gewesen  sei,  die  Wertverluste  ans 
der  Demolierung  zu  decken,  dürfte  wohl  für  die  weitaus  grösste  Mehrzahl  der 
Fälle  kaum  ernst  zu  nehmen  sein. 

Experte  Dr.  Schwarz  erklärt  die  Erscheinung  einfach  dahin,  daBs 
die  Eigentümer  der  begünstigten  Häuser  den  doppelten  Wert  als  Kaufpreis  ver- 
langten. Experte  Dr.  L  ö  w  y,  ein  ebenso  gewiegter  Kenner  der  Wiener  Verhält- 
nisse, gibt,  abgesehen  von  einzelnen  Fällen,  wo  es  sich  um  persönliche  Momente, 
Miteigentumsverhältnisse,  Servituten,  allzugrosse  Grundabtretnngen  u.  der^ 
handelte,  dieselbe  Erklärung. 

Experte  Hofrat  v.  Philippovich  beruft  eine  Mitteilung  des  Vize- 
bürgermeisters Strobach,  welcher  die  18jährige  Steuerfreiheit  für  die 
betroffenen  Hausbesitzer  geradezu  als  einen  Haupttreffer  bezeichnet.  Es  sei 
ihm  ein  Haus  in  Margarethen  bekannt,  das  früher  um  36,000  fl.  nicht  anzubringen 
war,  und  nach  dem  Inslebentreten  des  gedachten  Gesetzes  um  82,000  fl.  ver- 
kauft wurde.  Ein  ganz  analoger  Effekt  sei  mit  den  Gründen  um  die  Franz 
Josephs-Kaseme  erzielt  worden. 

Einige  wenige  Experten  haben  sich  der  dankenswerten  Mühe  unterzogen, 
Mittel  imd  Wege  anzugeben,  um  einer  derartigen  Kapitalisation  von  Steuer- 
begünstigungen entgegenzutreten,  sie  wenigstens  in  ihren  Wirkungen 
abzuschwächen.  Experte  Hofrat  v.  Philippovich  konstatiert  zimächst  an 
der  Hand  eines  uns  sehr  nahe  liegenden  Beispieles,  wie  ein  einzelner  grösserer 
Grundbesitzer  in  der  Lage  sei,  auf  die  Bodenpreise  retardierend  einzuwirken. 

Im  Wiener  Währinger  Ck)ttage  hatte  der  Ck>ttageverein  bis  zum  Jahre  1897 
selbst  Grund  und  Boden  in  Händen,  den  er  an  seine  Mitglieder  zu  billigen  Preisen 
—  zirka  25  fl.  pro  Quadratklafter  —  abgab.  Im  Jahre  1897  sei  dem  Cottageverein 
der  Boden  ausgegangen  und  der  Preis  augenblicklich  auf  40 — 50  fl.  pro  Quadrat- 
klafter, heute  schon  auf  60  fl.  gestiegen.  Hier  habe  die  einfache  Tatsache,  dass 
ein  grösserer  Grundbesitzer  vorhanden  war,  der  den  Boden  zu  einem  billigen  Preise 
abgab,  bewirkt,  dass  alle  anderen  ihm  folgen  mussten.  Wie  dieser  Umstand  w^- 
fiel,  sei  die  Wirkung  des  Monopoles  hervorgetreten. 
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Er  kommt  mm  auf  Frankfurt  zu  sprechen,  wo  ähnliche  Erfolge,  wie  sie 
der  Wiener  Cottageverein  in  bescheidenem  Umfange  erzielte,  durch  bewusste 
stadtische  Bodenpolitik  angestrebt  werden.  Bürgermeister  A  d  i  k  e  s  habe  im 
Jahre  1898  eine  Spezialkasse  für  städtischen  Bodenbesitz  errichtet,  welche  die 
Aufgabe  hat,  den  städtischen  Grundbesitz  zu  verwalten  und  zu  vermehren 
und  so  die  Bodenpreise  zu  regulieren,  um  Wertsteigerungen  der  Gemeinde  zu 
nutze  zu  machen.  Ohne  eine  solche  Bodenpolitik  laufen  wir  —  meint  Experte  — 
gewiss  Gefahr,  einmal  einer  Terrainspekulation  zum  Opfer  zu  fallen,  besonders 
in  Zeiten,  wo  die  Frage  der  Gewährung  von  Steuerbefreiungen  schwebe. 

Auch  Experte  Dr.  L  ö  w  y  verweist  auf  die  Notwendigkeit  einer  solchen 
Bodenpolitik  als  des  einzigen  Mittels  gegen  die  Bodenspekulation,  die  sich  sofort 
auf  jedes  Stück  Erdreich  werfe,  welches  in  absehbarer  Zeit  zur  Verbauung  gelangt. 

Ebenso  sind  die  Experten  Professor  Frh.  v.  Wies  er,  Singer  und  Kaiser 
Anhänger  der  städtischen  bezw.  staatlichen  Bodenpolitik.  Speziell  letzterer  ver- 
weist auf  Mannheim,  das  durch  seinen  kolossalen  städtischen  Grundbesitz — nahezu 
die  ganze  Umgebung  der  Stadt  —  in  dieser  Richtung  geradezu  mustergültig  sei. 
Wie  wir  sonach  im  allgemeinen  konstatierten,  dass  die  Tendenz  des  Bodenbesitzes 
immer  auf  eine  Kapitalisation  jedweder  Begünstigung  des  Bodens  hinausläuft, 
und  nur  eine  zielbewusste  städtische  oder  staatliche  Politik  in  dieser  Richtung 
Schranken  zu  setzen  vermag,  müssen  wir  bei  dem  Umstände,  als  eben  bei  uns 
eine  solche  Politik  noch  nicht  Eingang  gefunden  hat,  annehmen,  dass  eine  Wirkung 
der  Baufreijahre  auf  den  Mietzins  im  allgemeinen  nur  in  sehr  beschränktem  Um- 
fange zu  verzeichnen  sei.  Praktisch  lässt  sich  natürlich  der  Erfolg  der  bei  uns 
schon  lange  eingelebten  Baufreijahre  schwer  konstatieren.  Der  Vergleich 
der  Zinse  in  steuerfreien  und  steuerpflichtigen  Häu- 
sern gibt  jedoch  hierfür  keinen  verwendbaren  Massstab.  (Wir  finden  solche 
Unterschiede  nicht  —  können  auch  keine  erwarten.) 

Experte  Professor  v.  Komorzynski  stellt  an  die  Spitze  seiner  dies- 
bezüglichen Ausführungen  die  These  —  einen  Unterschied  in  den  Zinsen  steuer- 
pflichtiger und  steuerfreier  Häuser  gibt  es  nicht.  Es  sei  dies  auch  ganz  selbstver- 
ständlich, da  es  ja  dem  Konsumenten  ganz  gleichgültig  sei,  ob  die  Hauseigentümer 
für  einzelne  Wohnungen  eine  höhere  oder  niedrigere  Steuer  bezahlen.  Gleichartige 
Wohnungen  bedingen  gleichartige  Zinse. 

Experte  Dr.  v.  Schneider  meint,  die  Zinse  seien  im  allgemeinen  so 
hoch,  als  sie  unter  den  gegebenen  Verhältnissen  zu  erzielen  sind.  Die  Bestimmung 
der  Baufreijahre  könne  daher  eine  Ermässigung  der  Mietzinse  der  neugebauten 
Häuser  im  Vergleiche  zu  jener  Höhe,  die  beansprucht  werden  müsste,  wenn  das 
Objekt  sogleich  in  die  volle  Steuerpflicht  trete,  nicht  bewirken.  Dass  die  Miet- 
zinse in  steuerfreien  Häusern  niedriger  seien,  als  in  steuerpflichtigen,  könne  auch 
praktisch  durchaus  nicht  konstatiert  werden,  im  GegenteU  seien  dieselben  höher, 
da  die  neuen  Häuser  den  modernen  Bedürfnissen  besser  angepasst  sind 

Experte  Dr.  Löwy  konstatiert  vielmehr,  dass  der  Ablauf  der  Bau- 
freijahre —  trotzdem  die  Zinse  in  solchen  Häusern  eher  höher  sind,  als  in  alten 
Objekten  —  den  Hauseigentümer  mit  Rücksicht  auf  seine  nunmehr  geringeren 
effektiven  Einnahmen  sogar  zu  Zinssteigerungen  veranlasse.  Vielfach  wird  auch 
ein  Druck  der  Baufreijahre  auf  die  Werte  der  alten  Häuser 
konstatiert,  eine  Anschauung,  die  allerdings  nicht  unbekämpft  bleibt.  Experte 
Finanzarchiy.  XXII.  Jahrg.  661  16 
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Dr.  V.  Schneider  tritt  derselben  wenigstens  für  Wien  entgegen  und  meint, 
dass  die  notorisch  höheren  Mietzinsansätze  in  den  Neubauten  eine  allmähliche 
Verdrängung  gewisser  Bevölkerungsschichten  aus  einzelnen  Gegenden  bewirke. 
Es  gebe  aber  immer  noch  eine  grosse  Anzahl  von  Leuten,  denen  trotz  aller  Ver- 
besserungen der  Verkehrsmittel  die  Nähe  ihrer  gewohnten  Lebenstätigkeit  nidit 
gleichgültig  sei,  und  die  die  Unannehmlichkeiten  eines  alten  Hauses  lieber  ertrage 
fids  eine  wesentliche  Verteuerung  der  Mieten.  Die  in  der  Nähe  der  alten  Gebäude 
entstehenden  Neubauten  üben  sonach  keinesw^  einen  Druck  auf  die  Zinse  der 
ersteren  aus,  im  Gegenteil,  je  mehr  neue  Gebäude  entstehen,  desto  gesuchter 
werden  häufig  die  Wohnungen  in  den  alten  Häusern.  Experte  führt  beispielsweise 
die  Rossau  an,  wo  früher  besser  situierte  Leute  nicht  wohnen  wollten.  In  den 
letzten  Jahren  sei  dort  eine  Menge  von  Neubauten  entstanden,  das  Vorurteil  g^en 
die  Rossau  sei  geschwunden  und  die  Mietzinse  seien  im  allgemeinen 
wesentlich  gestiegen. 

Ein  weiterer  gegen  die  Baufreijahre  gerichteter  Vorwurf  betrifft  die  Er- 
schwerung des  Kalküls.  So  meint  Experte  Lipowski ,  dass  die  Steuer- 
freiheit keine  absolute,  sondern  immer  nur  eine  relative  sei  und  im  Laufe  der  Jahre 
ganz  unverhofften  Modalitäten  unterliegen  könne.  Derartige  Modalitäten  in  ein 
Kalkül  einzubeziehen,  sei  schwer.  Ein  baulustiger  Mann  —  nicht  ein  Bauunter- 
nehmer, sondern  ein  Bürger,  der  sich  ein  Haus  bauen  wolle  —  will  von  vornherein 
wissen,  wie  er  kalkulieren  soll,  und  doch  ist  ihm  dies  hinsichtlich  der  Baufreijahre 
nicht  recht  möglich.  Im  allgemeinen  finden  wir  sonach  eine  gewisse  Strömung 
gegen  die  Baufreijahre,  die  teils  auf  deren  Einschrän- 
kung auf  gewisse  Arten  der  Bauführung  oder  in  zeitlicher  Richtung  teils 
auf  die  gänzliche  Aufhebung  hinausläuft  (Frank,  Har- 
kup,  Kaiserfeld,  v.  Komorzynski,  Neugebauer,  Pfeiffer, 
Schäffler,  Schwarz,  Frh.  v.  Störck,  Voprsälek,  Walteru.  a.  m.), 
und  zwar  wird  die  Einschränkung  bezw.  Aufhebung  vielfach  schlechtweg,  vidfach 
ausdrücklich  gegen  entsprechende  Herabsetzung  des  Steuerfusses  propagiert  und 
auf  das  Ausland  verwiesen,  wo  die  Baufreijahre  schon  lange  nicht  mehr  existieren, 
oder  doch  wesentlich  eingeschränkt  sind.  Experte  Hofrat  M  e  n  g  e  r  verweist 
beispielsweise  auf  Frankreich,  wo  zum  Teile  eine  3jährige,  auf  Preuasen,  wo  eine 
2jährige  Steuerfreiheit  bestehe;  in  Bayern  wurde  die  Steuerfreiheit  sogar  auf 
I  Jahr  reduziert,  in  Baden  werden  überhaupt  keine  steuerfreien  Jahre  zugelassen. 
Die  Steuerfreiheit  für  eine  ganz  kurze  Zeit  wird  im  allgemeinen  mit  den  grösseren 
Auslagen,  den  billigen  Zinsen  (Trockenwohner),  den  grösseren  Leerstehungen 
in  diesem  Zeiträume  gerechtfertigt,  eine  gewisse  Rücksicht  auf  das  erste  Kindes- 
alter des  Hauses. 

Vereinzelt  wird  hiergegen  auch  für  die  Bau  frei  j  ahre 
eingetreten.  Die  extremste  Richtung  vertritt  Experte  Auspitz,  der  nicht  nur 
die  Baufrei  jähre  ungeschmälert  beibehalten,  sondern  sogar  die  5  °/o  i  g  e  Steuer 
aufheben  will.  Er  hält  es  für  einen  grossen  Fehler,  dass  man  die  steuer- 
freien Häuser,  bezw.  die  ö^oige  Steuer  an  dem  ReaUteuemachlasse  nach  dem 
Finanzplane  nicht  partizipieren  liess,  und  schreibt  die  unglückliche  Erfahrung,  die 
man  da  bezüglich  der  Mietzinse  gemacht  hat,  zum  guten  Teile  diesem  Fehler  zu. 

Auch  Experte  Frh.  v.  W  i  e  s  e  r  hält  dafür,  dass  durch  einen  Nachlass 
aa  der  ö^oigen  Steuer  in   der  angedeuteten  Richtung  ein  viel  stärkerer  Druck 
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ausgeübt  würde,  als  etwa  durch  einen  gleichhohen  Nachlass  an  der  26  V*  %igen 
Steuer.  Es  sei  dies  umso  naheliegender,  wenn  man  mit  Irrungen  rechnet,  wie 
sie  in  der  Bewertung  der  Baufreijahre  gewöhnlich  sind.  Ein  Nachlass  an  der 
5  folgen  Steuer  würde  vielleicht  sogar  über  das  rechnerische  Mass  seiner  Bedeutung 
geschätzt  werden,  es  würde  mit  einem  kleinen  Aufwände  an  besonders  wirksamer 
Stelle  verhältnismässig  viel  zu  erreichen  sein.  Dieselbe  Anschauung  vertritt 
Experte  Dr.  v.  Schneider. 

Andere  Experten  treten  —  ohne  gerade  eine  Ausdehnung  der  Begünsti- 
gungen für  steuerfreie  Häuser  zu  befürworten  —  immerhin  unter  verschiedenen 
Gesichtspunkten  für  die  Baufreijahre  ein.  So  Experte  Pierl,  welcher  die 
Erschütterung  des  Realitätenmarktes  durch  plötzliche  Auf- 
hebung der  Baufrei  jähre  befürchtet.  Auch  Experte  Professor  Gorski  ist 
ein  Anhänger  der  Baiifreijahre  und  erklärt  dieselben  für  ein  wirksames  Mittel 
gegen  unsere  Zustände  auf  dem  Crebiete  der  Wohnungsnot.  Er  gibt  zu, 
dass  dieser  Bestimmung  namhafte  Nachteile  anhaften,  so  bilden  sie  eine  Speku- 
lationsprämie für  unsolide  Bauunternehmer,  eine  Wucherprämie  für  gewerbs- 
mässige Geldverleiher,  von  denen  jene  Unternehmer  abhängen,  sie  geben  den  An- 
reiz zum  Schleuderbaue,  verleiten  den  Hauseigentümer  zur  teilweisen  Aufzehrung 
seines  Kapitales.  Wenn  man  jedoch  diesen  Argumenten  gegenüber  in  die  Wag- 
schale werfe,  dass  bei  uns  in  Oesterreich  in  höherem  Masse  denn  anderswo  die 
Kapitalien  brachliegen,  jede  Initiative  auf  wirtschaftlichem  Gebiete  fehle,  das  Ver- 
trauen in  die  Möglichkeit  ökonomischen  Fortschrittes  erschüttert  und  das  Woh- 
nungselend gross  sei,  gelange  man  zu  dem  Schlüsse,  dass  die  Baufreijahre,  ohne 
welche  die  Provinzstädte  vollkommen  erstarren  und  zu  Grunde  gehen  würden, 
denn  doch  notwendig  seien.  Er  erklärt  sonach  die  Institution  der  Baufreijahre 
für  ein  noli  me  tangere. 

Experte  Brandhuber  erblickt  in  den  Baufreijahren  ein  für  die  Regie- 
rung wertvolles  Mittel  zur  Regulierung  bestehender  oder  auf- 
tretender spezieller  Ausgestaltungsbedürfnisse,  dessen 
sie  sich  nicht  begeben  sollte.  Speziell  vom  Standpunkte  der  Baugewerbe 
finden  die  Baufreijahre  einen  warmen  Vertreter  an  dem  Experten  Oberbaurat 
Kaiser.  Er  meint,  dass  die  Aufhebung  der  seit  1835  in  Oesterreich  stabili- 
sierten Steuerfreiheit  von  12  Jahren  —  mindestens  für  Wien  —  zu  einer  Kata- 
strophe in  den  Baugewerben  führen  würde.  Er  gibt  wohl  zu,  dass  die  Ver- 
hältnisse in  der  Provinz  vielleicht  anders  liegen  mögen. 

Der  vom  Experten  Kaiser  vom  Standpunkte  der  Baugewerbe  hinsicht- 
lich der  Baufreijahre  eingenommene  Standpunkt  gab  dem  Experten  Professor 
BVh.  V.  W  i  e  s  e  r  Gelegenheit ,  die  Angelegenheit  ebenfalls  in  Diskussion  zu 
ziehon.  Er  meint,  er  könne  den  Darlegungen  des  Oberbaurats  Kaiser,  der  die 
Ansicht  aussprach,  Wien  sei  durch  die  Baugewerbe  gross  geworden,  und  dieses 
ruhe  hauptsächlich  auf  den  Baufreijahren,  denn  doch  nicht  voll  zustimmen.  Seiner 
Ansicht  nach  sei  das  Verhältnis  von  Ursache  und  Wirining  hier  ein  anderes.  Wien 
sei  gross  geworden  aus  anderen  Ursachen.  Damit  Wien  jedoch  so  gross  werden 
konnte,  sei  allerdings  die  Existenz  eines  blühenden  Baugewerbes  notwendig  ge- 
wesen. Jede  Massregel,  die  dahin  wirkt,  das  Baugewerbe  zu  schädigen,  wäre  gewiss 
verfehlt,  denn  ein  solides,  tüchtiges  Baugewerbe  könne  nur  mit  geringen  Kosten 
arbeiten.     Man  müsse  hier  zwischen  speziellen  und  allgemeinen  Baufreijahren 
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unterscheiden.  Die  allgemeinen  Baufreijahre  bewirken  nach  Anschauung  d^ 
Ebcperten.  dass  überhaupt  mehr  gebaut  wird  —  Erhöhung  der  Bautätig- 
keiten — ,  und  kämen  sonach  dem  Baugewerbe  voll  zu  gute.  Es  könne  daher 
vom  Standpunkte  der  Baugewerbe  an  eine  einfache  Aufhebung  der  allge- 
meinen Baufrei  jähre  nicht  gedacht  werden. 

Anders  stehe  die  Sache  bei  den  spe2deUen  Steuerbegünstigungen  Hier 
werde  in  jenen  Fällen,  wo  das  Kapital  auf  unverbaute  Flächen  gelenkt  wird, 
anderswo  weniger  gebaut,  daher  dem  Baukapitale  dort  Raum  entzogen.  Nun 
ergäben  sich  wohl  auch  Fälle  ^) ,  wo  bereits  verbaute  Flächen  infolge  solcher 
Steuerbegünstigungen  neuerdings  umgebaut  werden.  Diese  Verschiebung 
komme  dem  Baugewerbe  voll  zu,  denn  damit  werde  nicht  anderswo  dem  Bau- 
kapitale Raum  weggenommen.  In  dieser  Richtung  habe  man  allerdings  zu  be- 
denken, ob  die  Wertverluste  sich  genügend  auszahlen.  Die  Beschäftigung  d^ 
Baugewerbes  erfolge  in  solchen  Fällen  auf  Kosten  alter  Werte,  die  zerstört  werdea 
Experte  würde  sich  im  allgemeinen  gegen  jede  spezielle  Begünstigung 
aussprechen. 

Auch  von  anderen  Seiten  wird  die  Frage  des  Zusammenhanges  der  Bau- 
tätigkeit mit  den  Baufreijahren  erörtert.  Experte  Dr.  Zachystal  meint,  dass 
die  Baulust  mit  der  zeitlichen  Steuerfreiheit  wenig  zu  schaffen  habe,  und  letztere 
die  Aufführung  von  Gebäuden  nicht  bewirken  könne,  wenn  kein  Bedarf  an  solchen 
vorhanden  ist« 

Experte  Dr.  L  ö  w  y  erinnert,  dass  man  in  den  Fünfziger-  bis  Siebziger- 
jahren die  grössten  Hoffnungen  auf  Belebung  der  Bautätigkeit  in  die  Baufrei- 
jahre setzte  —  Hoffnungen,  die  nicht  in  Erfüllung  gingen.  Trotzdem  habe  man 
immer  wieder  um  Baufreijahre  petitioniert.  Die  Theorie  sei  längst  von  dem 
Gedanken  abgekommen,  dass  die  Baufreijahre  irgend  einen  Nutzen  haben,  wie 
die  ausländisch^!  Gesetzgebungen  beweisen,  welche  die  Baufreijahre  aufhoben. 

Unter  abweichenden  Gesichtspunkten  dürften  Umbauten  zu  behandeln 
sein.  In  dieser  Richtung  kann  nicht  geleugnet  werden,  dass  es  sich  hier  stete  um 
die  Zerstörung  von  Wertobjekten  handelt.  Die  Gesetzgebung  verfolgt  da  auch 
vielfach  abweichende  Zwecke  —  bauliche  Entwicklung  der  Städte,  Beseitigung 
von  Verkehrshindernissen,  Abstellung  sanitärer  Uebelstände. 

Da  nämlich  die  Erfahrung  lehrte,  dass  zur  Erreichung  der  angedeuteten 
Zvecke  die  normale  Steuerfreiheit  nicht  den  nötigen  Ansporn  erteile,  wurde  der 
Versuch  unternommen ,  durch  Ausnahmegesetze ,  welche  eine  verlängerte 
Steuerbefreiung  zugestanden,  günstigere  Erfolge  zu  erzielen.  Auch  dieser  Ver- 
such dürfte  bei  den  zum  Teile  bereits  zu  Tage  getretenen  Erscheinungen  (Wien- 
Mährisch-Ostrau  —  Experte  Dr  Löwy  und  Prof.  Schwarz)  schon  jetzt  als 
missglückt  zu  bezeichnen  sein. 

Experte  Professor  Meng  er  spricht  sich  gerade  für  solche  Falle  von 
Umbauten  —  insbesondere  mit  Rücksicht  auf  die  intensivere  Wirkung  jeder  ex- 
zeptionellen Steuerbegünstigung  —  für  die  Individualisierung  der  den  einzelnen 
Realitätenbesitzem  einzuräumenden  Vorteile,  bezw.  für  die  Expropriation  aus. 


1)  Diese  Falle  bilden  nach  der  Österreichischen  Gesetzgebung  die  Regel,  indem 
spezielle  (ausgedehnte)  Steuerbegünstigungen  fast  ausschliesslich  nur  Umbauten  in 
qualifizierten  Lagen  zugestanden  werden  —  nur  ausnahmsweise  Kenbauten  auf  be- 
stimmten Flftchen. 
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Auch  die  finanzielle  Bedeutung  solcher  Begünstigungen  für  den  Staat  ist 
vielleicht  —  Experte  Dr.  E 1 1  i  n  g  e  r  vertritt  diese  Anschauung  —  in  einer  ge- 
wissen Anzahl  von  Fällen  eine  geringe,  da  die  Verluste  an  Steuern  durch  Ent- 
stehen vid  wertvollerer  und  zahlungskräftigerer  Steuerobjekte  aufgewogen  werden. 
In  einzelnen  Fällen  werden  sich  vielleicht  auch  die  Wertverluste  nicht  genügend 
auszahlen,  wie  Experte  Prof.  Frh.  v.  W  i  e  s  e  r  angedeutet  hat,  d.  h.  es  wird 
der  aus  dem  Neubau  zu  erhoffende  Gewinn  mit  dem  aus  der  Zerstörung  des 
alten  Hauses  resultierenden  Verluste  vielleicht  in  keinem  entsprechenden  Ver- 
haltnisse stehen.  Wir  kämen  auch  unter  diesem  Gesichtspunkte  der  vom  Ex- 
perten Hofrat   Menger   vorgeschlagenen  Individualisierung  näher. 

Wie  würde  es  sich  nun  mit  einer  Umgestaltung  der  Baufrei- 
jahre in  eine  äquivalente,  dauernde  Herabsetzung  des 
Steuerfusses  verhalten?  Einzelne  Experten  sprechen  einer  der- 
artigen Aktion  jedwede  Berechtigung  ab.  So  Experte  Dr.  L  ö  w  y ,  der  meint, 
wir  würden  durch  eine  solche  Massnahme  unsere  Steuers3r8teme  lediglich  einen 
schöneren  Steuerfuss  aufschminken.  Es  würde  dann  in  den  Lehrbüchern  stehen, 
Oesterreich  habe  nicht  mehr  eine  26*/»  Vige  bezw.  20*/oige,  sondern  beispiels- 
weise eine  13-,  15-  oder  18%ige  Steuer.  In  Wirklichkeit  wäre  nichts  geändert. 
Diese  finanzielle  Kosmetik  dürfe  doch  nicht  die  Gefahren  eines  Druckes  auf  die 
Werte  der  alten  Häuser  und  die  übrigen  möglichen  Gefahren  herbeiführen. 

Anknüpfend  an  das  letzte  Moment,  kann  allerdings  nicht  geleugnet  werden, 
dasfi  wir  dann  zwei  verschiedene  Kategorien  von  Häuser  hätten,  solche,  die  die 
Steuerfreiheit  nach  dem  alten  Gesetze  genossen  oder  noch  gemessen  und  die  höhere 
Steuer  zahlen,  und  solche,  die  keine  Steuerfreiheit,  dafür  aber  den  niedrigen 
Steuerfuss  haben.  Natürlich  könnte  hierin  eine  Benachteiligung  der  Hauseigen- 
tümer nach  dem  alten  Systeme,  die  die  Steuerfreiheit  schon  genossen  haben, 
nicht  erblickt  werden.  Immerhin  würden  sich  dieselben  —  wie  Experte  Prof. 
Frh.  V.  W  i  e  s  e  r  meint  —  benachteiligt  fühlen,  da  ja  die  Mehrzahl  der  Haus- 
eigentümer die  Mehrerträgnisse  ihrer  Häuser  während  der  Dauer  der  Steuer- 
freiheit nicht  zurücklegen,  sondern  konsumieren.  Auch  vom  psychologischen  Stand- 
punkte wäre  die  Wirkung  vielleicht  eine  andere,  als  die  der  Baufreijahre. 

Experte  A  u  s  p  i  t  z  gibt  der  Meinung  Ausdruck,  dass  ein  momentan 
grösseres  Benefizium  wohl  wirksamer  sei,  als  ein  kleineres  von  entsprechend 
längerer  Dauer,  weil  die  Leute  eben  weniger  an  die  Zukunft  denken,  als  an  die 
unmittelbare  Gegenwart. 

Auch  Experte  Dr.  v.  Schneider  meint,  dass  eine  kurze  intensive  Be- 
günstigung ungleich  stärker  wirke,  als  eine  auf  eine  so  lange  Zeit  verteilte.  Man 
brauche  nur  zu  denken,  welche  Wirkung  es  hätte,  wenn  der  Staat  dem  Bauführer 
das  Steuerfreiheitskapital  bar  auf  die  Hand  gäbe.  Dies  würde  zweifellos  am 
meisten  anspornen. 

Experte  Professor  G  o  s  c  k  i  kommt  zu  demselben  Resultate,  indem 
er  erwägt,  dass  unsere  wirtschaftlichen  Zustände  leider  jener  Stabilität  entbehren, 
welche  eine  sichere  Berechnung  des  Gewinnes  für  einen  längeren  Zeitraum  ge- 
währleisten. Der  Kapitalist  stütze  seine  Berechnungen  auf  feststehende  Grössen ; 
bei  feststehender  zwölfjähriger  Steuerfreiheit  könne  er  genau  berechnen,  wieviel 
es  vom  investierten  Kapital  herausschlagen  werde,  und  bilde  diese  Sicherheit 
für  ihn  einen  mächtigen  Impuls  zur  Kapitalsanlage  im  Hausbesitze.    Eine  geringe 

686 


Digitized  by  VjOOQIC 


246  ^^^'  WoUenik, 

Steuerermässigung  auf  Jahre  hinsaB  lassen  ihn,  insbesondere  bei  unseren  deso- 
laten Verhältnissen  im  Zuschlagswesen,  vollkommen  kalt  und  würde  die  Bau- 
tätigkeit in  keiner  Weise  anregen. 

Tatsächlich  würde  die  Berechnung  des  Wertes  der  Steuerfreiheit  behufe 
ihrer  Umwandlung  in  eine  dauernde  Steuerermassigung  ziemliche  Schwierigkeiten 
bereiten,  wie  zum  Beispiel  Experte  A  u  s  p  i  t  z  auf  den  Zinsfuss  verweist.  Der 
ewig  lebende  Staat,  der  auf  eine  weitere  Herabsetzung  des  Zinsfusses  rechnen 
darf,  würde  mit  4  7o  schon  ein  Opfer  bringen,  während  die  kurzlebigen  Inter- 
essenten diesen  Satz  meist  noch  zu  niedrig  finden  würden. 

Aehnb'che  Schwierigkeiten  findet  Experte  Dr.  v.  Schneider  im  Hin- 
blicke auf  die  lange  und  nicht  genau  bestimmbare  Dauer  der  Häuser.  Es  sei 
ganz  unmöglich,  im  vorhinein  zu  bestimmen,  wie  sich  die  Zinsen  und  der  Zinsfus«« 
gestalten  werden,  und  würde  auch  die  Durchführung  einer  solchen  Steuer- 
ermässigung etwa  100  Jahre  in  Anspruch  nehmen.  Immerhin  finden  wir  auch 
gewichtige  Stimmen  für  eine  derart  modifizierte  Aufhebung  der  Steuerfreiheit. 

Experte  Hofrat  Philippovich  findet,  dass  wenn  die  Steuerfreiheit, 
wie  sie  heute  existiert,  in  eine  dauernde  Ermässigung  des  Steuersatzes  umgewandelt 
würde,  die  Bautätigkeit  in  viel  stärkerem  Masse  angeregt  würde  und  den  gegen- 
wärtigen Hausbesitzern  eine  viel  schärfere  Konkurrenz  erwüchse,  als  bei  der  Bei- 
behaltung der  gegenwärtigen  Steuerfreiheit,  weil  dann  nicht  bloss  der  Bauunter- 
nehmer in  Betracht  kommt,  sondern  auch  das  Privatkapital,  welches  auf  die  Be- 
rechnung des  Wertes  der  Steuerfreiheit  sich  nicht  einläset  und  vor  der  26'/»  V^igen 
Steuer  zurückschreckt.  Es  sei  dies  ein  rein  psychologisches  Moment,  das  da 
mitspiele,  wenn  auch  die  Sache  dieselbe  sei ;  es  wirke  für  den  geschäftlich  nicht 
geschulten  Verstand  viel  verlockender,  wenn  man  sage,  du  brauchst  bloss  IGV's  */« 
Steuer  zu  zahlen.  Bedenken  trüge  Experte  nur  bei  Aufhebung  der  Steuerfreiheit 
ohne  Ermässigung  des  Steuerfusses. 

Experte  Professor  M  y  r  b  a  c  h  meint,  es  würde  durch  eine  solche  Mass- 
nahme der  spekulative  Bau  nahezu  völlig  unterbunden;  denn  der  richtige  Bau- 
spekulant  baue  nur  mit  Rücksicht  auf  die  Möglichkeit,  innerhalb  der  12  oder 
18  Jahre  der  Steuerfreiheit  das  Haus  wieder  verhältnismässig  günstig  loszu- 
schlagen. Es  biete  diese  Steuerfreiheit  offenbar  eine  solche  Anlockung,  dass  einzig 
und  allein  während  der  Dauer  derselben  eine  leichte  und  verhältnismäasig  günstige 
Veräusserung  der  Spekulationsbauten  möglich  sei.  Man  müsse  da  naturlich 
auf  die  Volksseele  Rücksicht  nehmen,  und  es  scheine,  dass  tatsächlich  die  Verhält- 
nisse so  liegen,  dass  dieser  verhältnismässig  geringe  Vorteü  die  Mehrzahl  der 
Käufer  zum  Kaufe  veranlasse.  Weim  also  eine  solche  nachteilige  Folge  auf  die 
Bautätigkeit  wirklich  zu  befürchten  wäre,  dann  köimte  man  natürlich  diese  Mass- 
regel nicht  empfehlen.  Wenn  dagegen  eine  wirklich  ausgiebige  Herabsetzung 
der  Hauszinssteuer  stattfinden  würde,  dann  entfiele  dieses  Bedenken  und  könne 
man  ohne  weiteres  die  zeitliche  Steuerfreiheit  beseitigen,  —  dann  wäre  eben  schon 
in  der  Herabsetzung  der  allgemeinen  Last  ein  genügender  Anreiz  zu  ausgielngen 
Neubauten  geschaffen.  Experte  Frh.  v.  W  i  e  s  e  r  meint,  dass  den  Baugewerben 
durch  eine  solche  Massnahme  bei  normalen  Verhältnissen  kein  Schaden  zugefügt 
werden  könnte.  Die  Baufreijahre  gestatten  auch  solchen  Unternehmern,  die 
über  geringe  finanzielle  Kräfte  verfügen,  sich  an  dem  Baugeschäfte  und  an  der 
Spekulation  zu  beteiligen,  weil  die  ersten  fetten  Jahre  die  Möglichkeit  geben. 
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aus  den  Eitragnissen  etwas  mehr  zur  FinanzieruDg  des  Geschäftes  zurückzu- 
legen. Eine  gewisse  Klasse  von  Bauspekulanten  —  er  meint  die  schlechteste 
der  Art  —  behelfe  sich  mühsam  durch  ein  System  von  Krediten  und,  um  aufzu- 
kommen, müssen  die  Mehrerträgnisse  der  ersten  Jahre  herhalten.  Durch  die  Um- 
rechnung der  Baufreijahre  wäre  dieses  Geschäft  erschwert  und  dieser  Teil  des 
Baugewerbes  hätte  eine  gewisse  Krise  durchzumachen,  wenn  die  Umwandlung 
erfolge.     Ob  dies  ein  dauernder  Schade  sei,  lasse  Experte  dahingestellt. 

Experte  Neugebauer  verleiht  sogar  der  Anschauung  Ausdruck, 
dass  auf  diese  Weise  die  Bautätigkeit  nicht  nur  nicht  zurückgedrängt,  sondern 
sogar  aufleben  würde,  weil  sowohl  der  Baustellenbesitzer,  als  auch  der  Erbauer 
und  erste  Erwerber  des  Hauses  nicht  mehr  in  der  lAge  sein  werde,  die  ganze  Prä- 
mie vorweg  zu  nehmen. 

Wir  kommen  vom  Kapitel  der  Baufreijahre  auf  die  Anträge  be- 
treffend die  Beibehaltung  bezw.  Aenderung  unseres 
Steuersystems  zu  sprechen.  Es  ist  naheliegend,  dass  die  im  allge- 
meinen lediglich  gegen  den  hohen  Steuerfuss  gerichteten  Klagen  auch  das  Steuer- 
system selbst  nicht  unberührt  lassen,  wenn  auch  zugegeben  werden  muss,  dass 
den  Klagen  in  letzterer  Richtung  zumeist  eine  wissenschaftliche  Betrachtung 
nicht  zu  Grunde  liegt.  Das  System  wird  verantwortlich  gemacht  für  alle  jene 
Wirkungen,  die  vielleicht  ausschliesslich,  vielleicht  zum  guten  Teile  dem  hohen 
Steuerfusse  zuzuschreiben  sind.  Daher  der  Ruf  nach  gänzlicher  Beseitigung  des 
Bestehenden.  Wir  finden  heute  nicht  mehr  jenen  konservativen  Sinn,  der  selbst 
wirkliche  Uebel,  wenn  sie  eingealtert  sind,  leichter  empfindet  und  nur  dann  zum 
Neueren  sich  bekehrt,  wenn  ihm  der  gute  Tausch  gewiss  ist.  Wir  müssen  ja 
bestrebt  sein,  das  Hergebrachte  zu  verbessern,  unser  Bestreben  darf  aber 
nicht  darauf  gerichtet  sein,  es  bloss  des  Alters  halber  zu  verändern.  Eine 
Errungenschaft,  einmal  aufgegeben,  ist  schwer,  oft  gar  nicht  wieder  zu  erlangen, 
darum  müssen  wir  uns  des  Wertes,  dessen  wir  uns  begeben,  und  des  Wertes, 
den  wir  dafür  eintauschen,  wohl  bewusst  sein. 

In  derselben  Situation  finden  wir  unser  Gebäudesteuersystem.  Es  ist  alt. 
Wir  wollen  sehen,  ob  es  auch  so  schlecht  ist,  als  man  aus  seinem  Alter  deduziert, 
wir  wollen  sehen,  ob  das  besser  ist,  was  man  an  seine  Stelle  setzen  will. 


Wir  finden  da  zunächst  den  Wertkataster.  Wir  brauchen  wohl  die 
Worte  des  Vorsitzenden  der  Enqueteverhandlungen  nicht  zu  wiederholen,  dass 
eigentlich  mit  dem  Schlagworte  „Wertkataster**  nicht  viel  gesagt  ist.  Wir  müssen 
unterscheiden  zwischen  verschiedenen  Formen  des  Wertkatasters,  und  finden 
einen  nach  dem  Ertrage,  nach  dem  Bauwerte,  nach  dem  Bauflächenwerte,  nach 
dem  Werte  des  investierten  Gesamtkapitals,  endlich  nach  dem  Verkehrs(Han- 
del8-)werte.     Auch  der  Belehnungswert  wurde  genannt. 

Fassen  wir  zunächst  den  unserem  Gebäudesteuersystem  am  meisten  ver- 
wandten Kataster  nach  dem  Ertrage  ins  Auge.  Der  Kataster  könnte 
gelnldet  werden  aus  den  vorhandenen  tatsächlichen  Erträgnissen  oder  aus  der 
wieder  erst  zu  ermittelnden  Ertragsfahigkeit.  In  vielen  Fällen  —  wo  eben  kein 
Ertrag  oder  ein  nur  schwer  kontrollierbarer  vorhanden  ist  —  müsste,  wie  dies 
auch  bei  unserer  heutigen  Ertragssteuer  der  Fall  ist,  unter  allen  Umständen  die 
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Ertragsfahigkeit  ermittelt  und  kapitalisiert  werd^L  Wie  immer  "wir  diesen  Ka- 
taster gestalten  mögen,  so  wird  er  doch  den  Ertrag  nie  so  sicher,  noch  weniger  so 
rasch  erfassen  können  als  misere  heutige  Hauszinssteuer.  Es  mag  dahingestellt 
hleiben,  ob  ein  derartiges  Erstarren  unseres  Steuersystems,  wie  wir  es  bei  einem 
Wertkataster  zu  erwarten  haben,  für  den  Hauseigentümer  von  materiellem  Vorteile 
sein  würde  —  wir  erinnern  an  Fälle,  wo  der  Ertrag  ganz  oder  zum  Teil  ausbleibt, 
die  Steuer  jedoch  ungeschmälert  fortentrichtet  werden  müsste.  Das  zu  beurteilen 
wäre  in  erster  Linie  die  Sache  jener,  die  den  Wertkataster  propagieren. 

Wir  haben  hier  lediglich  die  gesetzestechnische  und  allgemein  wirtschaftliche 
Seite  in  Betracht  zu  ziehen.  Es  ist  klar,  dass  die  Regierung  nur  an  einen  Wert- 
kataster denken  kann,  der  an  sich  —  ohne  Ermässigung  des  Steuerfusses  — 
wenigstens  für  den  Augenblick  eine  Ermässigung  der  Gesamtsteuerleistung  nicht 
zur  Folge  hätte.  Der  Ertrag,  der  heute  besteuert  ist,  müsste  im  allgemeinen 
besteuert  bleiben,  im  Gegenteile,  jede  Reformaktion  muss  es  sich  zur  Au^be 
machen,  auch  jene  Erträge,  die  vielleicht  heute  noch  nicht  oder  nur  zum  Teile 
der  Besteuerung  unterworfen  sind,  voll  zu  erfassen,  und  vielleicht  so  die  Möglich- 
keit zu  geben,  gewisse  Ausgleichungen  zu  schaffen.  Ob  nun  die  Steuer  direkt 
vom  Ertrage,  ob  auf  dem  Umwege  der  Kapitalisation  zu  bemessen  käme,  ist  eine 
andere  Frage,  die  mit  der  Herabsetzung  des  Steuerfusses  zunächst  gar  nichts 
zu  schaffen  hat.  Eine  Steuerherabsetzung  müsste  unter  allen  Umständen  offen 
gegeben  werden. 

Es  ist  daher  verfehlt,  im  Wertkataster  an  sich  die  Ermöglichung  einer  ge- 
ringeren Steuerleistung  zu  erblicken.  Darüber  möge  man  sich  keiner  Täuschung 
hingeben.  Da  es  nun  speziell  hinsichtlich  des  in  erster  Linie  zur  Besprechung 
gelangten  Ertragswertkatasters  doch  nicht  recht  abzusehen  ist,  was  eigentlich 
damit  erreicht  werden  sollte,  möchten  wir  an  eine  Bemerkung  des  Experten 
Professor  v.  Komorzynski  anknüpfen,  der  ebenfalls  der  Meinung  Ausdruck 
verleiht,  dass  ein  solcher  Kataster  nicht  wesentlich  von  der  heutigen  Sachlage 
verschieden  wäre,  da  der  Ertragswert  doch  nur  aus  den  Mieterträgnissen  abge- 
leitet werden  könnte.  Diejenigen,  w*elche  heute  den  Wertkataster  so  eifrig  pro- 
pagieren, wollen  nach  Anschauung  des  genannten  Experten  zweifellos  die  Auf- 
hebung der  —  einer  gewissen  Kategonie  von  Hauseigentümern  allerdings  recht 
unbequemen  —  Zinsertragsbekenntnisse.    Daher  der  Ruf  nach  dem  Wertkataster. 

Experte  Dr.  L  i  p  o  w  s  k  i  stösst  sich  geradezu  an  der  Unterfertigung 
der  Zinsertragsbekenntnisse  durch  die  Mietparteien.  Wir  vermögen  nicht  einzu- 
sehen, welche  Schwierigkeiten  in  der  —  zumeist  nur  alle  2  Jahre  —  stattfinden- 
den Unterfertigung  der  Zinsertragsbekenntnisse  durch  die  jeweilig  im  Hause  wohn- 
haften JMietparteien  gelegen  sein  soll,  und  möchten  bezweifeln,  dass  hier  die 
Schwierigkeit  von  den  Mietparteien  gemacht  wird,  die  doch  auch  polizeiliche  Melde- 
zettel zu  unterfertigen,  viel  schwierigere  Bekenntnisse  zur  Personaleinkommen- 
steuer einzubringen  haben  u.  dgl.  Experte  gibt  uns  wohl  eine  gewisse  Erklärung, 
indem  er  meint,  mit  der  Unterschrift  habe  es  etwas  Eigenes.  Er  beruft 
sich  auf  gewisse  steuerfreie  Umlagen  auf  den  Mietzins,  Wasserzins  u.  dergl.,  die  „der 
Kürze  halber'"  nicht  fatiert  werden.  Verfasser  dieser  Zeilen  hatte  Gelegenheit, 
sich  ein  Urteil  darüber  zu  bilden,  was  in  der  Praxis  von  solchen  „gekürzten^ 
Fassionen  zu  denken  sei,  und  muss  seiner  Meinung  unverhohlen  dahin  Ausdruck 
geben,  dass  eher  an  eine  Ausdehnung,  denn  an  eine  Einschränkung  oder  Aufhebung 
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der  Fassionspflicht  zu  denken  sei.  Die  Mietparteien  würden  sich  gewiss  nicht 
daran  stossen,  wenn  sie  beispielsweise  verhalten  würden,  beim  Beziehen  der 
Wohnung  zugleich  mit  den  amtlichen  Meldezetteln  den  bedungenen  Zins  zu 
deklarieren.  Noch  bereitwilliger  wären  sie,  Zinssteigerungen  der  Steuerbehörde 
zur  Kenntnis  zu  bringen,  daran  zweifeln  wir  keinen  Augenblick.  Ein  Haus- 
eigentümer, dem  es  bloss  um  die  „Vereinfachung*"  der  Veranlagung  zu  tun  ist, 
wird  sich  an  solchen,  ihn  gar  nicht  tangierenden  Massnahmen,  die  höchstens 
sein  Gedächtnis  zu  „unterstützen*"  geeignet  sind,  nicht  stossen.  Wie  sollte  man 
sich  auch  einen  Ertragskataster  ohne  Fassionen  vorstellen?  Man  klagt,  lyid  zwar 
zum  Teile  nicht  mit  Unrecht,  über  das  heutige  Parifikationsverfahren,  ein  Ver- 
fahren, das  dazu  dient,  in  Fällen,  wo  vom  Hauseigentümer  ein  dem  Zinswerte 
nicht  entsprechender  Ertrag  fatiert  wird,  die  dem  wirklichen  Ertragswerte  ent- 
sprechende Ziffer  zu  ermitteln.  Hiesse  es  nicht,  dieses  Verfahren  verallgemeinem, 
wenn  man  die  Fassionen  aufheben  und  doch  nach  dem  Ertrage  besteuern  wollte? 
Ebcperte  Dr.  Krygowski  trat  für  eine  derartige  ,, amtliche  Abschät- 
zung" des  Mietzinseinkommens  ein,  modifizierte  jedoch  seinen  Antrag  über  die 
zwingende  Einwendung  des  Experten  Hofrat  v.  Philippovich,  dass  wir 
doch  in  den  Mietern  die  besten  Schätzleute  haben,  dahin,  dass  eine  solche  amt- 
liche Abschätzung  denn  doch  dort  überflüssig  sei,  wo  „zwischen  der  Behörde  und 
dem  Bürger  kein  Unterschied  bestehe". 

Wir  sehen  also,  dass  wir  mit  dem  Ertragskataster  einen  ganz  bedeutenden 
Rückschritt  gegen  unsere  heutige  BeSteuerungstechnik  zu  verzeichnen  hätten, 
indem  wir  die  positive,  den  jeweiligen  Preisschwankungen  getreulich  folgende 
Grundlage  der  JVfietzinse  gegen  eine  so  labile,  zudem  für  einen  gewissen  Zeitraum 
stationäre  Basis  vertauschen  würden,  wie  sie  in  einem  auf  Schätzungen  basierten 
Kataster  nach  dem  Ertrage  oder  der  Ertragsfähigkeit  gelegen  wäre. 

Wir  kommen  zu  den  eigentlichen  Kapitalswertkatastern, 
die  zu  unterscheiden  wären  nach  dem  Werte  des  Baugrundes,  dem 
Werte  des  Aedifikates  und  dem  gesamten  Kapitalswerte 
der  Realität.  Letzterer  b'esse  sich  wieder  nach  Massgabe  des  investierten 
Kapitals  und  nach  dem  gegenwärtigen  Stande,  dem  Verkehrs-  oder 
Handelswerte  bilden. 

AUen  diesen  Katastern  würden  mehr  oder  weniger  die  charakteristischen 
Mängel  des  KatAstersystemes  im  allgemeinen  anhaften.  Speziell  der  auf  dem  Werte 
der  Baufläche  aufgebaute  Kataster  hätte  wenigstens  den  Vorzug,  die  Grund- 
rente —  zum  mindesten  theoretisch  —  zu  erfassen.  Ob  ihm  dies  auch  praktisch 
gelingen  würde,  mag  dahingestellt  sein.  Wir  wollen  uns  mit  dieser  Frage  hier  nicht 
weiter  beschäftigen,  da  wir  der  Grundrentenbesteuerung  einen  eigenen  Abschnitt 
zu  widmen  gedenken. 

Mit  einem  solchen  Bauflächenwertkataster  nicht  zu  verwechseln  wäre  die 
Besteuerung  nach  dem  Verhältnisse  der  Area  zum  Aedi- 
f  i  k  a  t  e.  Eine  solche  Steuer  der  verbauten  Fläche  gehört  wohl  nicht  in  den 
Rahmen  des  Wertkatasters  und  soll  auch  gesondert  besprochen  werden. 

Wir  wenden  uns  dem  Bauwert  kataster  zu.  Er  zeichnet  sich  vor 
allen  anderen  Katastern  zweifellos  durch  eine  einigermassen  positive  Grundlage 
aus.  Der  Bau  wert,  das  investierte  Baukapital,  selbst  der  Bauwert  nach  einer  ge- 
wissen Zeit,  sind  Grössen,  die  sich  immerhin  mit  einiger  Zuverlässigkeit  ermitteln 
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lassen.  Wir  wollen  damit  nicht  gesagt  haben,  dass  sie  sich  leicht  ermittdn  lassen, 
noch  weniger,  dass  sie  zur  Besteuerungsgrundlage  zu  empfehlen  seien,  müssen  aber 
doch  zugeben,  dass  sie,  und  zwar  ziemlich  genau,  jederzeit  ermittelt  werden  können. 
Auch  würde  für  Besteuerungszwecke  —  wie  Exporte  A  u  s  p  i  t  z  hervorhebt  — 
eine  einmalige  Ermittelung  genügen.  Ein  solcher  Kataster  hatte  also  den 
übrigen  unstreitig  zwei  EMnge  voraus:  einerseits  leichtere  BeechafiPung  der  Grund- 
lagen und  anderseits  Vermeidung  wiederholter  Erhebungen  für  dasselbe  Steuer- 
objekt. NatürUch  ergaben  sich  auch  hier  wesentliche  Schwierigkeiten  —  detaU- 
lierte  IJntersuchung  des  Bauzustandes,  Feststellung  der  „Preisanalysen  für  den 
speziellen  Fall'' — ,  eine  Arbeit,  die,  wie  Experte  Lun  konstatiert,  bedeutende 
Sachkenntnis  und  Erfahrung,  Zeit  und  Kosten  verursacht  Speziell  für  alte  Ge- 
bäude steigern  sich  die  Schwierigkeiten. 

Experte  v.  Inama  Sternegg  erinnert  an  die  grosse  Anzahl  alter 
Gebäude  —  speziell  in  Wien  sind  heute  noch  die  Hälfte  der  Häuser  über  40  Jahre 
alt;  in  den  alten  10  Bezirken  sind  von  12,743  Häusern  4800  vor  dem  Jahre  1860, 
1200  vor  dem  Jahre  1870  erbaut,  in  ganz  Wien  von  27,230  Häusern  12,000  vor  dem 
Jahre  1870.  Wir  hätten  also  sehr  viele  Schätzungen  unter  qualifizierten  Schwierig- 
keiten zu  gewärtigen. 

Auch  die  Mehrzahl  der  leichteren  Schätzungen  würde  durch  ihre  grosse 
Anzahl  Schwierigkeiten  bereiten,  zumal  hier  die  Schätzung  in  die  Hände  Bau- 
sachverständiger gelegt  werden  müsste,  während  dies  beim  Ertragskataster  nicht 
gerade  notwendig  wäre.  Experte  Dr.  Schwarz  hält  es  geradezu  für  unmög- 
lich, die  erforderliche  Anzahl  von  Schätzleuten  aufzubringen,  um  567,000  haus- 
zinssteuerpflichtige und  über  2  Millionen  andere  Häuser  einzuschätzen,  der 
Kosten  gar  nicht  zu  gedenken. 

Ein  reiner  Bauwertkataster  wäre  auch  für  Besteuerungszwecke  kaum  ge- 
eignet, da  ihm  die  Grundrente  vollkommen  entginge.  Er  müsste  daher  jedenfalls 
mit  einem  anderen,  für  die  Grundrente  verwertbaren  Systeme  kombiniert  werden. 
Wir  finden  also  auch  im  Bauwertkataster  nicht  das  gesuchte  Ideal. 

Eher  könnte  noch  der  Kapitalswert  in  Betracht  gezogen  werden,  der  nicht 
lediglich  das  investierte  Baukapital»  sondern  die  gesamte  Kapitalsinvestation 
erfasst.  Im  Verlauf  der  Enqueteverhandlungen  wurde  ein  so  gearteter  Kapi- 
talsinvestitionskataster vielfach  mit  dem  Kapitalswert- 
kataster (Verkehrswertkataster)  identifiziert,  bezw.  von  diesem  nicht  ent- 
sprechend getrennt  behandelt. 

Wir  würden  allerdings  auf  diese  Art  auch  einen  Teil  der  Grundrente  erfassen ; 
natürlich  würde  sich  im  gleichen  Verhältnisse  die  Schwierigkeit  und  Ungleich- 
mässigkeit  der  Veranlagung  steigern.  Wenn  wir  zugeben,  dass  es  verhältnis- 
mässig leicht  sei,  das  Baukapital  annähernd  zu  ermitteln,  so  trifft  dies  bezüglich 
des  gesamten  Kapitalsaufwandes  schon  weit  weniger  zu.  Die  Kosten  der  Baufüh- 
rung spiegeln  sich  getreulich  oder  doch  kontrollierbar  im  Aedifikate,  nicht  so  die 
Kosten  der  Grunderwerbung  —  von  Servitutsablösungen  u.  dergl.  gar  nicht  zu 
reden.  Wir  wären  also  hier  jedenfalls  auf  noch  schwierigere  und  unzuverlässigere 
Schätzungen  angewiesen  als  beim  Bauwerte. 

Experte  Z  i  1  i  o  1 1  o  tritt  in  beschränktem  Umfange  für  einen  derartigen 
Kataster  ein. 

Noch  schwieriger,  zum  mindesten  variabler  würde  sich  ein  Kataster 
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nach  dem  Verkehrs  (Handels-)  werte  gestalten,  wie  er  der  Mehr- 
zahl der  Anhanger  dieses  Systems  vorschwebt.  Im  Prinzipe  wäre  diese  Modalitat 
der  Besteuerung  eher  diskutabel.  Wir  trafen  die  Grundrente  noch  mehr  als  bei 
einem  Kataster  nach  Massgabe  der  Kapitalsinvestition»  wir  trafen  sie  so  weit, 
als  dies  bei  einem  Kataster  überhaupt  möglich  ist  und  würden  der  vollen  Be- 
steuerung der  Grundrente  umsomehr  an  den  Leib  rücken,  je  rascher  die  Revi- 
sionsperioden einander  folgen  könnten. 

Wie  stünde  es  aber  mit  der  praktischen  Durchführung,  wie  verhielte  sich 
weiter  ein  solcher  Kataster  zu  unseren  speziell  österreichischen  Verhältnissen? 
Natüriich  wären  auch  hier  Schätzungen  nicht  zu  vermeiden.  Die  Schwierigkeit 
der  Schätzung  steigt,  wir  müssten  unter  allen  Umständen  an  Schätzungsnormen 
denken. 

Experte  Dr.  Schwarz  verweist  an  der  Hand  persönlicher  Erfahrungen 
auf  die  Gefahren  solcher  Normen  und  konstatiert,  daas  bei  exekutiven  Schätzungen 
nach  der  Realschätzordnung  vom  Jahre  1897^)  Zinshäuser  gewöhnlich  weit  zu 
hoch,  vom  Eigentümer  selbst  benützte  Häuser  zu  gering  bewertet  werden.  Er 
führt  ein  Beispiel  an,  wo  ein  Haus,  welches  die  I.  österreichische  Sparkasse  auf 
180,000  K.  schätzte ,  bei  der  exekutiven  Schätzung  unter  Anwendung  einer 
4  %igen  Kapitalisierung  des  Reinertrags  im  Sinne  der  Realschätzordnung  mit 
283,457  K.  59  h.  bewertet  wurde.  Ein  von  derselben  Sparkasse  mit  387,000  K. 
geschätztes  Haus  wurde  bei  der  exekutiven  Schätzung  mit  575,000  K.  bewertet. 
Spater  hat  der  Hauseigentümer  das  Objekt  selbst  um  400,000  K.  angeboten. 
Solche  Beispiele  illustrieren  die  Wirkungen  allgemeiner  Schätzungsnormen.  Wollte 
man  im  Gegenteil  auf  solche  verzichten,  so  wäre  man  den  Schätzleuten  voll- 
kommen ausgeUefert. 

Experte  Dr.  Zachystal  verweist  darauf,  dass  in  einzelnen  Gemeinden 
Böhmens  schon  der  20fache,  in  anderen  kaum  der  60-  bis  70fache  Katastral- 
reinertrag  der  Grundstücke  dem  Verkehrswerte  gleichkomme. 

Experte  L  u  n  führt  an,  dass  im  Jahre  1885  in  Meran  gelegentlich  der 
Regulierung  des  Passerflusses  eine  sog.  Leege  gebildet  wurde,  in  die  man  zirka 
40  Häuser  einbezog.  Die  Einschätzung  der  einzelnen  Häuser  erfolgte  mit  aller  Ge- 
wissenhaftigkeit. Die  im  folgenden  Jahre  im  Leegegebiete  errichteten  Neubauten 
wurden  von  denselben  Schätzleuten  bewertet.  Später  trat  ein  Wechsel  in  der 
Leegevorstehung  ein  und  wurden  jetzt  die  Häuser  viel  niedriger  bewertet.     Rekla- 


1)  Die  Realschfttzordnang  vom  26.  Juli  1897,  R.O.Bl.  Nr.  175  sieht  im  8  IS  zwei  Arten 
der  Wertermittlung  vor  und  zwar  Jene  durch  Feststellung  des  Yerkaufswertes  und  Jene 
durch  Kapitalisierung  des  Jährlichen  Reinertrags. 

6  16  bestimmt,  dass  die  der  Hauszinssteuer  nicht  unterliegenden  Gebäude  nach  dem 
Yerkanfswerte  zu  schätzen  sind. 

Gebäude,  welche  der  Uauszinssteuer  unterliegen ,  müssen  stets  einer  zweifachen 
Bewertung  unterzogen  werden,  und  zwar  Jener  nach  dem  kapitalisierten  Zinserträge  und 
Jener  nach  dem  Grund-  und  Bodenwerte.  Als  Schätzwert  ist  der  Durchschnitt  aus  beiden 
Bewertungen  anzunehmen.  Der  Zinsfüss  zur  Kapitalisierung  des  ermittelten  Reinertrages 
wird  nach  f  19  alljährlich  im  Yerordnungswege  festgestellt.  Eine  Abweichung  von  dem 
festgesetzten  Zinsfusse  ist  nur  dann  zulässig,  wenn  ihn  die  Schätzleute  Übereinstimmend 
für  den  konkreten  Fall  als  unzutreffend  erklären. 

88  20,  21  behandeln  die  dem  Ertrage  hinzuzurechnenden  Posten,  sowie  die  zu  be- 
Tüoksiohtigenden  Kosten  und  Abzüge. 

Das  Verfahren  ist  in  88  23  ff.  genau  geregelt. 
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mationen  führten  zu  vergleichenden  Gegenüberstellungen  der  Schätzunggresnl- 
tate  und  teilweiser  Aenderung  der  ursprünglichen  EHnschätzungen,  wobei  der  gleich- 
massige  Massstab  immer  mehr  verloren  ging,  so  dass  sich  die  Beschwerden  über 
krasse  Ungerechtigkeiten  mehrten  und  schliesslich  zur  Aufstellung  eines  vcdl- 
kommen  neuen  Katasters  geschritten  werden  musste. 

Experte  Dr.  Yoprs^lek  konstatiert,  dass  manchmal  ganz  gleiche 
Nachbargrundstücke  verschieden  bewertet  werden.  Er  selbst  besitze  eine  Wiese, 
die  in  zwei  Nachbargemeinden  liege.  Die  eine  Hälfte  sei  im  Steuerbezirke  Tuschkau 
in  der  3.  Bonitatsklasse  mit  einem  Reinertrage  von  4fl.  pro  Joch,  die  andere 
Hälfte  im  Steuerbezirk  Pilsen  in  der  5.  Bonitätsklasse  mit  einem  Reinerträge 
von  9  £1.  pro  Joch  eingeschätzt.  Lage  und  Verhältnisse  seien  für  beide  Teile  ver- 
kommen gleich. 

Auch  Experte  Prof.  Frh.  v.  Myrbach  meint,  es  sei  ein  arger  Irrtum,  zu 
glauben,  dass  bei  dieser  Art  der  Besteuerung  die  Steuer  im  ganzen  Reiche  gleich 
wäre.  Man  besteuerte  zu  einer  Zeit,  wo  die  Verwaltung  überhaupt  noch  sehr  wenig 
ausgebildet  war,  nach  Wertschätzungen  und  Durchschnittsannahmen,  ist  aber 
immer  mehr  dazu  übergegangen,  die  Merkmale  der  Leistungs&higkeit  nach  ihrem 
wirklichen  Bestände  und  möglichst  genau  zu  erfassen.  Die  Schätzung  sei  immer  ein 
individuelles  Urteil,  gewähre  einen  zu  grossen  Spielraum  für  Begünstigungen 
und  gebe  auch  der  Finanzverwaltung,  bezw.  deren  nach  günstigen  Erfolgen  streben- 
den unteren  Organen  die  beste  Gelegenheit,  das  Steuererträgnis  nicht  bloss  absolut, 
sondern  auch  relativ  zu  heben.  Auf  Schätzungen  beruhte  zum  Teile  die  Anlegung 
des  Grundsteuerkatasters,  auf  Schätzungen  in  der  Praxis  (nicht  nach  dem  Gesetze) 
die  alte  Erwerb-  und  Einkommensteuer.  Die  bei  diesen  drei  Steuergattungen 
bezüglich  der  Gleichmässigkeit  gemachten  Erfahrungen  seien  gewiss  nicht  er- 
munternd, um  das  Prinzip  der  Schätzung  neuerdings  anzuwenden.  Bei  der  Personal - 
einkommensteuer  sei  man  ja  auch  auf  die  Schätzung  angewiesen.  Das  habe  den 
Experten  jederzeit  verhindert,  ein  warmer  Anhänger  derselben  zu  werden.  Rück- 
sichtlich  der  Handhabung  der  jetzigen  Personaleinkommensteuer  fehle  ihm  die 
Erfahrung,  er  könne  sie  also  nicht  zur  Exemplifikation  heranziehen.  Er  trete 
im  Gegensatze  zu  den  gemachten  Vorschlägen  dafür  ein,  dass  die  Gel^enheit 
zu  Schätzungen  tunlichst  verringert  werde. 

Experte  Dr.  L  ö  w  y  kommt  auf  die  nationalen,  verwandtschaftlichen,  kon- 
fessionellen Einflüsse  zu  sprechen,  Experte  L  u  n  auf  die  verschiedenen  Interessen 
der  Hauseigentümer  selbst.  Jener,  der  sein  Haus  verkaufen  will,  habe  Interesse 
an  einer  hohen  Schätzung,  das  Umgekehrte  gelte  für  den  stabilen  Besitz. 

Endlich  hebt  Experte  Prof.  Frh.  v.  Myrbach  auch  die  Belästigung  der 
Bevölkerung  durch  das  Eindringen  der  Kommissionen  in  sämtliche  Häuser  und 
Wohnungen,  sowie  die  periodische  Wiederholung  dieser  kostspieligen  und  zeit- 
raubenden Erhebungen  hervor.  Wir  erblicken  also,  um  kurz  abzuschliessen,  im 
Wertkataster  in  seiner  praktischen  Veranlagung  gewiss  kein  anzustrebendes  Ideal. 
Man  hat  sich  allerdings  vielfach  auf  das  Ausland  berufen,  wo  ja  auch  Wertkataster 
existieren.  Man  muss  nun  mit  solchen  Vergleichen  einigermassen  vorsichtig  sein. 
Speziell  in  unserem  Falle  dürfen  wir  des  Steuerfusses  nicht  vergessen. 

Experte  Dr.  Schwarz  erinnert  an  ein  Gespräch,  das  er  mit  einem  Herrn 
aus  Berlin  über  den  Wertkataster  führte.  Letzterer  erwähnte,  dass  sein  Gebsude 
—  dort  Grundstück  genannt  —  einen  Ertrag  von  28,000  M.  abwerfe  und  auf 
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800,000  M.  geschätzt  worden  sei.  Als  ihm  Dr.  Schwarz  hierüber  sein  Er- 
staunen zum  Ausdruck  brachte,  meinte  jener:  „Ja,  Herr,  ich  gebe  es  ja  zu,  dass 
das  Haus  bloss  700,000 — 750,000  M.  wert  ist,  aber  es  ist  mir  doch  viel  lieber,  wenn 
es  heisst,  das  Haus  des  Kommerzienrats  X.  ist  800,000  M.  wert.  Für  den  Verkauf 
sieht  das  viel  besser  aus,  als  wenn  es  heisst,  das  Haus  ist  700,000  M.  wert.  Ich 
brauche  es  zwar  nicht,  aber  ich  kann  es  belehnen  mit  so  und  so  viel  und  da  zahle 
ich  doch  gerne  den  Unterschied  von  60  M.  darauf !    Darin  liegt  also  die  Erklärung. "" 

Auch  Experte  Kaiser  bezeichnet  die  Berufung  auf  das  Bestehen  des 
Wertkatasters  in  Deutschland  für  unzutreffend.  In  Württemberg  zahle  man  für 
ein  Haus  im  Werte  von  100,000  M.  von  einem  mit  4  ^/o  angenommenen  Erträg- 
nisse 3^4  Vo  Steuer.  Wenn  da  ein  Gebäude  um  150,000  M.  zu  hoch  bewertet 
werde,  falle  dies  gar  nicht  ins  Gewicht.  Bei  uns  mache  die  Steuer  1 — 2  7«  vom 
Werte  aus. 

Wenn  man  diese  Ziffern  vergleicht,  ist  doch  einleuchtend,  dass  man  mit 
solchen  Beispielen  nicht  kommen  darf.  Dieselbe  Beurteilung  erfährt  die  Berufung 
auf  die  Kataster  der  Zwangsfeuerversicherungen  die  zur  Bestimmung  einer  Prämie 
von  1  oder  1 V«  7o  bestimmt  sind  (Experte  L  u  n). 

Experte  Professor  W  i  e  s  e  r  meint  vollkommen  zutreffend,  dass  wir  zu 
einem  Wertkataster  erst  dann  schreiten  können,  wenn  der  Verkehr  so  ausgebildet 
ist,  dass  man  die  Verkehrswerte  allenthalben  richtig  erfassen  kann.  In  Oesterreich 
sind  wir  noch  lange  nicht  so  weit.  Tatsächlich  hat  sich  auch  die  Stimmung  für 
den  Wertkataster  im  Verlaufe  der  Enqueteverhandlungen  merklich  abgekühlt, 
wie  sogar  ein  Experte  —  Neugebauer  —  offen  von  diesem  Projekte  zurück- 
getreten ist. 

Auch  haben  wir  ja  auf  dem  Gebiete  der  Kataster  einige  nicht  gerade  er- 
munternde Erfahrungen  gemacht  —  wir  nennen  den  Grundsteuerkataster. 

Schliesslich  wollen  wir  noch  mit  einigen  kurzen  Worten  auf  die  vielfach 
besprochene  Stellung  eines  Wertkatasters  ausserhalb  der 
Steuerveranlagung  zu  sprechen  kommen,  wir  meinen  seine  Verwend- 
barkeit zur  Belehnung ,  zum  Kaufe  und  zum  Verkaufe  (Experten  P  i  e  r  I, 
Pirkl  u.  a.). 

Experte  Dr.  Schwarz  trägt  Bedenken,  diese  Frage  ernst  zu  nehmen, 
da  er  sonst  in  Zweifel  verfallen  müsse,  warum  die  ganze  Aktion  für  den  Wert- 
kataster  eigentlich  eingeleitet  wurde.  Man  müsse  doch  annehmen,  dass  durch  den 
Wertkataster  vom  Standpimkte  der  Steuerlasten  ein  für  die  Hauseigentümer 
gunstiges  Resultat  erhofft  werde,  sonach  die  Absicht  bestehe,  die  Katasterwerte 
möglichst  herabzudrücken.  Ein  derart  veranlagter  Kataster  könne  doch  unmöglich 
die  Grundlage  für  Belehnungen  und  Besitztransaktionen  bilden. 


Wir  glauben  auf  eine  weitere  Erörterung  dieser  Frage  füglich  verzichten 
zu  können  und  schreiten  zum  Kapitel  der  gesonderten  Besteuerung 
der   Grundrente. 

Ueber  die  Bildung  der  Grundrente  haben  wir  schon  an  anderer  Stelle  ge- 
sprochen. Es  zweifelt  heute  niemand  an  dem  Bestehen  der  Grundrente,  deren 
stetiger  Zunahme,  an  der  Wichtigkeit  einer  Besteuerung  derselben,  und  wollen 
vnr  hierüber  keine  Worte  verlieren.  Die  städtische  Grundrente  ist  bei  uns  auch 
schon  zum  Teile  besteuert,  nur  tritt  die  Besteuerung  nicht  als  Grundrenten- 

693 


Digitized  by  VjOOQIC 


254  ^^^'  WoUenik, 

besteuerung  klar  zu  Tage,  sondern  ist  in  der  Besteuerung  der  gesamten  Haus- 
rente —  unkontrolliert  und  meist  auch  unkontrollierbar  —  begriffen.  Wie  ge- 
rechtfertigt eine  hohe  Grundrentenbesteuerung,  wie  ungerechtfertigt  eine  hohe 
Baurentenbesteuerung  ist,  so  muss  dieses  unkontrollierbare  Aufgehen  der  teil- 
weisen  Grundrentenbesteuerung  in  der  Besteuerung  der  gesamten  Hausrente  die 
Gesamtbesteuerung  in  ein  schlechtes  Licht  setzen.  Betrachten  wir  nun  die  Auf- 
fassung der  einzelnen  Experten  in  dieser  Frage.  Experte  Professor  Freiherr 
y.  W  i  e  s  e  r  vertritt  in  Konsequenz  seiner  bereits  besprochenen  Theorie,  dass  die 
Steuer,  mit  der  die  Grundrente  getroffen  ist,  vom  Grundbesitzer  getragen  werden 
müsse,  die  Anschauung,  dass  in  Oesterreich  die  Besteuerung  der  Grundrente  der 
Höhe  der  Hauszinssteuer  samt  Zuschlägen  gleichkomme. 

Er  stellt  von  der  gesamten  Hauszinssteuerleistung  im  Verhaltnisse  von 
Bodenwert  und  Baukapital  die  Quote  von  rund  16  ^/o  vom  Nettozinse  für  den 
Staat  und  ebensoviel  für  die  Selbstverwaltungskörper,  sonach  etwa  ein  Drittel 
der  Gesamtsteuerleistung  auf  Rechnung  der  Gnmdrente^). 

(Gesamtsteuerleistung  samt  Umlagen  mit  zirka  33 V>  7»  angenommen; 
Mietzinse  von  100  auf  150  erhöht,  um  wieder  100  zu  eriialten;  überwalzt  beim 
Verhältnisse  von  durchschnittlich  50  :  50  zwischen  Baukapital  und  Grundwert, 
der  auf  den  Grundwert  entfallende  Teil  von  50  V^  der  Steuer  per  50  =  25 ; 

Gesamtgrundrente  75,  hiervon  die  Steuer  samt  Zuschlag  25,  ergibt  eine 
Grundrentenbesteuerung  mit  rund  32  7o. 

Experte  tritt  nun  für  den  Gedanken  ein,  diese  Grundrentensteuer  sei  aus 
der  Hauszinssteuer  herauszulösen  und  einer  gesonderten  Besteuerung  zu  unter- 
ziehen. Er  hat  hierbei  die  reine  Grundrente  im  Auge,  keinesw^s  die  Kapitalsiente, 
und  spricht  sich  dagegen  aus,  dass  man  für  einen  grösseren  Kapitalsaufwand, 
der  doch  seine  normale  Verzinsung  suche,  eine  besondere  Bdastung  statuiere. 
Experte  verkennt  nicht  die  grosse  Schwierigkeit,  die  mit  der  Ermittlung  der 
Grundrente  verbunden  sei.  Er  meint,  dass  solche  Aufnahmen  —  allerdings  zu 
anderen  Zwecken  —  ununterbrochen  gemacht  werden,  so  zur  Belehnung.  Frei- 
lich seien  derartige  Aufnahmen  weit  leichter  zu  machen,  als  so  präzise  Er- 
mittlungen, wie  sie  notwendig  wären,  um  eine  hohe  Steuer  ohne  Unbilligkeit 
auflegen  zu  können.  Das  eine  sei  jedoch  sicher,  dass  die  Grundrente  nicht  bloss 
theoretisch  definiert,  sondern  auch  praktisch  gerechnet  werde,  wenigstens  dort, 
wo  ein  ausgebildeter  Realitätenmarkt  vorhanden  ist.  Die  Grundwerte  seien  ja 
nichts  anderes,  als  die  Kapitalisierung  der  Grundrente.  Wenn  es  möglich  sei, 
die  Grundrente  für  geschäftliche  Zwecke  mit  einem  so  hohen  Grade  von  Genauig- 
keit zu  berechnen,  dass  sich  daran  geschäftliche  Kalkulationen  knüpfen,  werde 
es  auch  möglich  sein,  die  Berechnung  mit  Bücksicht  auf  jene  Zwecke  vorzunehmen, 
die  der  Staat  bei  seiner  Besteuerung  verfolge. 

Was  zunächst  die  vom  Experten  Professor  Freiherm  v.  W  i  e  s  e  r  behauptete 
Möglichkeit  einer  solchen  Ermittlung  zu  Besteuerungszwecken  anlangt,  stossen 
wir  vielfach  auf  Widerspruch.  Eine  ganze  Reihe  von  Experten  hat  sich  da- 
gegen ausgesprochen  (Ertl,  Gorski,  Gregor,  Kaiser,  Menger, 
Neugebauer,    Philippovich,Vilas   u.  a.)2). 

1)  Prof.  Wies  er  bezeichnet  diese  ZifTem  ansdrttcklich  als  ganz  Allgemein  ange- 
nommene Schätzungswerte,  ohne  Anspmch  aaf  Grenanigkeit  des  Kalküls. 

S)  Seit  Niederschrift  dieser  Zeilen  hat  auch  der  seinerzeitige  Vorsitzende  der  Enquete, 
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Experte  H  a  r  k  u  p  erinnert  an  Schäffles  Worte:  „Die  Grundrente 
steigt  und  fällt  sehr  ungleich,  von  Jahr  zu  Jahr,  von  Ort  zu  Ort,  von  Strasse  zu 
Strasse,  von  Haus  zu  Haus/' 

Experte  Dr.  P  i  r  k  1  konstatiert,  dass  beispielsweise  in  Reichenberg  in 
der  Schückerstrasse  die  Grundrente  auf  der  rechten  Strassenseite  eine  ganz  andere 
sei,  als  auf  der  linken,  der  Strassenverkehr  bewege  sich  fast  ausschliesslich  auf  der 
linken  Seite  und  seien  Verkaufsgewölbe  auf  der  rechten  Seite  nur  sehr  schwer 
und  zu  weit  geringeren  Preisen  vermietbar.  Dasselbe  gelte  von  der  Schützengasse 
und  dem  Bismarckplatze. 

Auch  Oberbaurat  Kaiser  verweist  auf  die  grossen  Differenzen  in  der 
Grundrente,  nicht  bloss  in  einzelnen  Gassen,  sondern  auch  in  gegenüberstehenden 
Häusern  einer  und  derselben  Gasse  und  meint,  dass  eine  hiemach  eingerichtete 
Steuerveranlagung  zu  grossen  Komplikationen  führen  müsste. 

Experte  Professor  Freiherr  v.  Myrbach  meint,  die  Grundrente  lasse 
sich  von  der  Hausrente  nur  sehr  schwer  trennen.  Der  Grund  und  sein  Ertrag 
gehen  im  Ertrage  der  Häuser  auf.  Eine  Ausscheidung  der  Grundrente  könne 
kaum  nach  irgendwelchen  sicheren  Grundsätzen  erfolgen,  sondern  müsse  mehr 
oder  weniger  auf  Willkür  beruhen. 

Auch  Experte  Professor  Menger  —  der  übrigens  vom  Standpunkte 
der  Aufrechterhaltung  der  historisch  überkommenen  Stabilität  unserer  Realsteuem 
überhaupt  ein  Gegner  aller  umstürzenden  Neuerungen  ist  —  hält  den  Gedanken 
für  unausführbar  und  meint,  dass  eine  differenzierende  Behandlung  des  Bodens 
und  Bauwertes  die  Vertreter  dieses  Gedankens  sicherlich  vielfach  enttäuschen 
würde,  indem  die  eigentlichen  Bauwerte  dem  Bodenwerte  ungleich  mehr  ent- 
sprechen, als  gemeiniglich  angenommen  wird. 

Experte  A  u  s  p  i  t  z  ,  der  in  den  Ausführungen  des  Experten  Professor 
Freiherr  v.  W  i  e  s  e  r  vielfache  Anklänge  an  seine  eigenen  theoretischen  An- 
schauungen früheres-  Zeit  wiederzufinden  glaubte,  meint,  er  sei  begierig  gewesen, 
zu  erfahren,  wie  Experte  Prof.  Prh.  v.  W i e s e r  die  ihm  —  Auspitz  —  seiner- 
zeit allseitig  entgegengehaltenen  praktischen  Schwierigkeiten  zu  überwinden  ge- 
denke, und  gab  schliesslich  seiner  Enttäuschung  Ausdruck,  als  Prof.  Frh. 
V.  W  i  e  s  e  r  sich  wegen  der  Ausführbarkeit  des  Projektes  im  wesentlichen  nur 
auf  ihn  zu  berufen  vermochte.  Experte  Ausp  itz  gibt  zu,  die  Schwierigkeit  würde 
dadurch  verringert  werden,  dass  man  es  von  vornherein  nicht  darauf  anlege,  den 
letzten  Gulden  der  Grundrente  herauszurechnen.  Man  müsse  sein  Augenmerk 
mehr  darauf  richten,  die  Steigerungen  der  Grundrente  zu  erfassen  und  sich  auf 
den  Standpunkt  stellen,  es  sei  besser,  wenn  der  Bau  überwertet,  die  Grundrente 
unterschätzt  sei,  als  umgekehrt.  Auf  die  Deteriorierung  des  Bauwertes  durch  die 
Zeit  würde  Experte  kein  besonderes  Gewicht  legen;  bei  einem  anständig  gebauten 
Objekte  —  wie  einem  Wiener  Stadthause  —  brauche  man  nicht  alle  Jahre,  nicht 
einmal  alle  fünf  oder  zehn  Jahre  eine  Schätzimg  des  Bauwertes  vorzunehmen, 
ausser  wenn  Bauveränderungen  stattfinden,  und  dieser  Fall  wäre  einem  Neubaue 
gleich  zu  behandeln.    Bei  einem  Hause,  das  z.  B.  mit  100,000  fl.  gebaut  wurde. 


Sektionschef  Dr.  RobertMeyer,  in  einer  eigenen  Abhandlung  (s.  Zeitschrift  für  Volks- 
wirtschaft, Sozialpolitik  und  Verwaltung,  14.  Band,  I.Heft,  Wien  und  Leipzig,  Wilhelm 
Branmüller,  1906)  gegen  den  Vorschlag  des  Prof.  Frh.  v.  W  i  e  s  e  r  vom  theoretischen  und 
praktischen  Gesichtspunkte  Stellung  genommen. 
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könne  man«  wenigstens  bei  der  Wiener  Bauordnung,  ruhig  annehmen,  dass  es  nach 
10  Jahren  höchstens  5  ^/o  weniger  wert  ist,  so  dass  oft  wiederholte  Schätzungen 
nicht  notwendig  seien. 

Auch  Experte  Professor  v.  Philippovich  nimmt  in  der  Frage  eine 
ablehnende  Haltung  ein.  Würde  die  Theorie,  dass  an  der  Peripherie  die  Ge- 
bandesteuer  überwälzt  wird,  im  Zentrum  der  Grundrentenbildung  aber  nicht, 
von  praktischer  Bedeutung  sein,  so  würde  sich  —  meint  Experte  —  ein  dop- 
peltes Prinzip  der  Gebäudesteuerentwicklung  ergeben.  Wir  müssten  beginnen 
mit  einem  Gebäude,  das  an  der  Peripherie  neu  errichtet  wird.  Das  hat  gar  keine 
Grundrente.  Den  Mieter  wollen  wir  nicht  belasten,  folglich  hätte  dieses  Gebäude 
gar  keine  Steuer  zu  zahlen.  Wir  gehen  nun  einen  Schritt  weiter  zum  Zentrum. 
Dort  haben  wir  schon  eine  Grundrente,  das  Gebäude  müsste  hier  schon  eine 
Steuer  von  1  ^/o  zahlen,  und  so  immer  mehr,  je  weiter  wir  uns  dem  Zentrum 
nähern.  Am  Stephansplatze  müsste  schliesslich  eine  Gebäudesteuer  von,  sagen  wir 
30  ^/'o  eingehoben  werden.  Ebenso  wäre  die  Sache  auch  zeitlich  aufsteigend.  Das  Ge- 
bäude, das  heute  an  der  Peripherie  errichtet  wird,  ist  in  der  nächstenZeit  schon  nicht 
mehr  rentenlos ;  es  würde  schon  im  nächsten  Jahre  anfangen  müssen,  eine  Steuer  zu 
tragen  und  würde  in  15  Jahren  vielleicht  gleichfalls  in  einer  30%igen  Steuer  stehen. 
Das  wäre  eine  theoretisch  richtige  Form  der  Gebäudesteuer,  wenn  sie  auch  praktisch 
realisierbar  wäre.  Experte  glaubt  aber,  dass  wir  unter  diesem  Gesichtspunkte 
eine  Handhabe  für  die  Besteuerung  nicht  finden  können,  weil  in  Wirklichkeit 
Grund-  und  Gebäuderente  so  miteinander  verknüpft  sind,  dass  wir  mit  einem 
solchen  schematischen  Massstabe  der  Besteuerung  sehr  viel  Ungerechtigkeit  hervor- 
rufen würden.  Experte  sehe  daher  von  der  Verschiedenheit  in  der  Besteuerung  der 
einzelnen  Gebäude,  ausser  hinsichtlich  des  Amortisationsprozentes  vollständig  ab. 

Schliesslich  muss  noch  hervorgehoben  werden,  dass  auch  die  begriff- 
liche Auffassung  der  von  der  Grundrente  zu  unter- 
scheidenden  Kapitalsrente   eine  verschiedene  sein  kann. 

Experte  Professor  Frh.  v.  Wieser  hat,  wenn  er  von  Kapitals- 
rente  spricht,  lediglich  die  B  a  u  kapitalsrente  im  Auge,  tritt  daher  —  wie  be- 
reits erwähnt  —  der  Auffassung  entgegen,  dass  man  dafür,  dass  ein  Hausbesitzer 
ein  grösseres  Kapital  aufgewendet  hat,  für  welches  er  eine  entsprechende  Ver- 
zinsung wünscht  und  einen  Mehrertrag  in  der  Grundrente  nicht  bezieht,  —  für 
diese  Kapitalsrente  —  eine  höhere  Steuer  auferlege. 

Experte  Dr.  Zachystal  erklärt  sich  dagegen,  bei  Gebäuden  überhaupt 
von  einer  dauernden  Grundrente  zu  sprechen.  Die  Grundrente  verliere  hier  bei 
jedem  Besitzwechsel  ihren  Charakter  als  Grundrente,  da  der  Verkäufer  den  er- 
höhten Ertrag  kapitalisiert,  der  Käufer  ihn  bezahlt.  Die  vor  dem  Kaufe  vor- 
handen gewesene  Grundrente  sei  durch  den  Kauf  zu  einer  reinen  Kapitalsrente 
geworden.  Es  fehle  somit  jede  Berechtigung,  den  Erwerber  für  die  schon  kapi- 
talisierte und  bezahlte  Grundrente  mit  einer  höheren  Steuer  zu  belasten. 

Dieses  Bedenken  hat  theoretisch  gewiss  seine  Bedeutung.  Praktisch 
könnte  sich  eine  Unbilligkeit  lediglich  bei  der  ersten  Steuerveranlagung  ergeben, 
wo  es  sich  eben  um  die  schwierige  Aufgabe  handeln  würde,  die  Kaufpreise  fest- 
zustellen. Bei  späteren  Verkäufen  würde  die  auf  die  Grundrente  entfallende 
Steuer  schon  wieder  kapitalisiert. 
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Eine  gewisse  Verwandtschaft  mit  der  gesonderten  Besteuerung  der  Grund- 
rente hat  die  Besteuerung  nach  der  Ausnützung  der  Bau- 
flache^),  wiewohl  die  Grundrente  ein  von  der  Willensbestimmung  des  Grund- 
eigners unabhängig  auftretendes  Moment  bildet,  die  Intensität  der  Verbauung  dem 
Belieben  des  Grundbesitzers  inhäriert.  Bedenken  wir  jedoch,  dass  die  intensivere 
Verbauung  nur  dort  tatsächlich  stattfinden  wird,  wo  Rentabilitätsgründe  vorhanden 
sind,  so  kommen  wir  schliesslich  auf  Umwegen  dennoch  wieder  zu  einem  abstrakten 
Momente.  Eine  derartige  Besteuerung  hätte  allerdings  den  Vorteil  einer  verhält- 
nismässig leichten  Veranlagung  für  sich  und  würde  vielleicht  als  Uebergangs- 
stadium  zur  eigentlichen  Grundrentenbesteuerung  nicht  abzuweisen  sein.  Es 
würde  auch  die  Kapitalskraft  des  Hauseigentümers  eher  getroffen,  da  eine  inten- 
sivere Ausnützung  der  Area  nur  kapitalskräftigen  Hauseigentümern  möglich  ist. 
Wir  fänden  hierin  in  sehr  beschränktem  Umfange  vielleicht  auch  einen  üebergang 
zu  einer  Vermögenssteuer,  sehr  beschränkt,  weil  eben  nur  der  Realitätenbesitz 
in  Frage  käme  und  auch  bei  diesem  die  Wirkung  nur  beim  ersten  Kapitalsauf- 
wande  zuträfe.  Ein  Vorteil  einer  derartigen  Steuer  läge  auch  in  der  zu  erwartenden 
Unterstützung  der  Assanierung  der  Städte. 

Experte  Dr.  M  a  r  a  n  i  bekennt  sich  als  ein  Anhänger  eines  derartigen 
Steuersystemes,  während  Dr.  Zachystal  dasselbe  wohl  theoretisch  billigt 
und  auch  die  praktische  Folge  zugibt,  dass  an  der  Peripherie  Häuser  mit  weiten 
Höfen  imd  Gärten  entstünden,  und  durch  Entziehung  der  Mieter  auch  die  alten 
Häuser  allmählich  zur  Demolierung  genötigt  würden«  um  die  niedrigere  Steuer 
zu  erlangen.  In  Oesterreich  könnte  jedoch  bei  den  stark  verbauten  Grund- 
flächen die  ohnedies  zu  hohe  Steuer  nicht  noch  erhöht  werden,  es  müsste  so- 
nach lediglich  für  die  weniger  verbauten  Grundflächen  eine  Steuerermässigung 
erfolgen.  Für  neu  anzulegende  Städte  könne  eine  derartige  Steuer  in  Betracht 
kommen,  um  die  Bauordnung  zu  unterstützen  und  hygienische' Anlagen  zu  fördern. 
Die  Anwendung  des  Systemes  auf  schon  bestehende  Verhältnisse  würde  jedoch 
gegen  die  Besitzer  alter  Häuser  zu  ungerechtfertigten  Härten  führen,  da  diese 
von  einer  solchen  Steuer  zweifach  getroffen  würden,  zunächst  durch  die  höhere 
Steuer  selbst,  sodann  durch  die  Einwirkung  der  den  anderen  Hauseigentümern 
zukommenden  Begünstigungen  auf  die  Mietzinse  der  alten  Häuser. 

Ein  weiterer  Vorwurf  wird  dieser  Besteuerungsmodalität  seitens  des  Ex- 
perten Dr.  Singer  damit  gemacht,  dass  sie  gerade  jene  Gebäude  stark  belasten 
würde,  wo  die  Kategorie  der  ärmsten  Mieter  wohne. 

Das  bereits  gelegentlich  der  Verkehrssteuem  besprochene  Projekt  des  Ex- 
perten Dr.  Seh  war  z,  welches  gelegentlich  der  VerbauungnachMassgabe 
der  Anzahl  der  Stockwerke  eine  einmalige  Abgabe  erheben  will, 
steht  ebenfalls  in  einem  gewissen  Konnexe  mit  dem  hier  besprochenen  Systeme. 

In  anderer  Weise  als  die  Vertreter  der  Grundrentenbesteuerung  denkt  sich 
Experte  Prof.  Frh.  v.  Myrbaoh  die  Hausrente  für  Zwecke  der  Besteuerung 
geteilt,  und  zwar  will  er  zwischen  einer  den  Hauseigentümer  treffenden  Ertrags- 
steuer  und  einer  vom  Mieter  zu  tragenden   Mietsteuer   imterscheiden. 


I)  Dr.  Raul  Braun  v.  Fernwald,  „Abstufung  der  Gebäudesteuer  nach  dem 
Hasse  der  Yerbauung  der  Grundfläche**,  erschienen  in  der  Zeitschrift  für  Volkswirtschaft, 
Sozialpolitik  und  Verwaltung,  Wien  1903. 

Finanzarchiv.  XXII.  Jahrg.  697  17 


Digitized  by  VjOOQIC 


258  '^^^-  'W^oUenik, 

Zunächst  wäre  der  volle  gegenwärtige  Betrag  der  Hauszinasteuer  nach  dem  obigen 
Gesichtspunkte  aufzuteilen.  Um  mit  der  Aktion  auch  die  Regulierung  der  Fonds- 
Zuschläge  verbinden  zu  können,  müsste  auch  die  gegenwärtige  Summe  aller  Zu- 
schläge zur  Hauszinssteuer  für  Rechnung  des  Staates  übernommen  und  der  Haus- 
zinssteuer zugeschlagen  werden,  wogegen  den  Ländern,  Bezirken  und  Gemeinden 
dasjenige  als  Fixum  aus  Staatsmitteln  auszubezahlen  wäre,  was  ihnen  jetzt  in 
Form  von  Umlagen  zufliesst. 

Der  wichtigste  imd  schwierigste  Punkt  wäre  die  Reduktion  der  vertrags- 
mässig  vereinbarten  Mietzinse  auf  jene  Höhe,  welche  der  neu  geschaffenen  Sach- 
lage entspräche.  Jetzt  sei  tatsächlich  ein  grosser  Teil  dessen,  was  formalrechtlich 
als  Mietzins  erscheine,  in  Wahrheit  Steuer  des  Mieters,  und  diese  Quote  müsste 
aus  dem  formalen  Mietzinse  entfernt  und  auch  rechtlich  zur  Steuer  gemacht  werden. 
Eine  solche  Aenderung  des  Mietvertrages  könnte  aber  den  Vertragsparteien 
nicht  vom  Steuergesetze  oktroyiert  werden;  es  sei  auch  kaum  anzunehmen,  dass 
alle  Hausbesitzer  die  nötige  Einsicht  besitzen,  um  fireiwillig  auf  die  entsprechende 
Mietzinsreduktion  einzugehen,  wenn  auch  Vereine  und  Gemeinden  eine  aufklärende 
Tätigkeit  entfalten  würden.  Somit  wäre  man  zur  Anwendung  einer  douce  violance 
genötigt  und  als  Mittel  einer  solchen  wäre  das  „  beliebte  Optionsrecht  *"  geeignet.  Die 
Durchführung  stellte  sich  Experte  in  der  Weise  vor,  dass  gemischte  Kommissionen 
die  Ermittlung  bei  den  einzelnen  Objekten  vornehmen,  die  Parteien  aufklären 
und  deren  bindende  Erklärungen  in  Vertragsform  aufnehmen.  Von  dem  Momente 
an,  wo  die  Regulierung  der  Zinse  allgemein  durchgeführt  sei,  könne  zur  getrennten 
Veranlagung  der  neuen  Steuer  geschritten  werden.  Die  Hausrentensteuer  müsste 
natürlich  einen  entsprechend  niedrigen  Satz  haben. 

Der  Gedanke  an  eine  Mietsteuer  wird  auch  von  anderer  Seite  als  von  Prof.  Frh. 
V.  Myrbach  propagiert,  so  vom  Experten  H  a  r  k  u  p ,  der  hierbei  für  eine  Frei- 
lassung der  niedrigsten  Mieten  eintritt.  Auch  die  Experten  Pfeiffer  und 
Singer   sprechen  sich  für  die  Mietsteuer  aus. 

Experte  P  i  r  k  1  hingegen  hebt  hervor,  dass  die  Mieten  nicht  den  richtagm 
Massstab  für  die  BeurteUung  der  Einkommen  büden,  da  Beruf  und  Familienstand 
hierbei  eine  wesentliche  Rolle  spielen.  Er  hält  dafür,  von  einer  gesonderten 
Mietsteuer  abzusehen  und  dieselbe  der  Personaleinkommensteuer  zuzuschlagen. 

Experte  Ziliotto  denkt  sich  eine  solche  Mietsteuer  je  nach  dem  Um- 
fange der  Befriedigung  des  Wohnungsbedürfnisses  —  Wohnungsausmass  im 
Verhältnisse  zum  Familienstand  —  differenziert.  Die  Differenzierung  selbst  stellt 
er  sich  folgendermaßen  vor:  Ein  Eigentümer  bezieht  heute  von  seinem  Hause 
ein  Mieterträgnis  von  1600  K.  und  zahlt  hierfür  eine  Steuer  von  600  K.  Wird 
er  A  als  Mietpartei  haben,  so  wird  er  1000  K.  an  Steuer  zahlen  müssen,  daher 
2000  K.  Zins  fordern;  wird  er  B  als  Mietpartei  haben,  so  wird  die  Steuer,  daher 
auch  der  Zins,  wie  jetzt  sein.  Wird  er  0  als  Mietpartei  haben,  so  wird  er  nur 
200  K.  Steuer  zahlen  müssen,  daher  1200  Kr.  an  Mietzins  fordern. 

Experte  A  u  s  p  i  t  z  hält  diesen  Vorschlag  nicht  für  praktikabel,  da  er 
die  Staatesteuer  an  zu  viele  und  zu  individuelle  Momente  knüpfen  würde.  Auch 
Experte  Prof.  Frh.  v.  W  i  e  s  e  r  glaubt,  dass  der  Vorschlag  die  Mittel  zur  Abhilfe 
nicht  biete,  wenn  er  auch  zugibt,  dass  Experte  Ziliotto  hier  einen  sehr 
wunden  Punkt  unsres  Systems  berührt  habe,  dass  nämlich  die  überwälzte,  eine 
sehr  hohe  Einkommensteuer  darstellende  Hauszinssteuer  ganz  unfähig  sei,  den 
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Verhaltnissen  in  ähnlicher  Weise  Rechnung  zu  tragen,  wie  die  Einkommen- 
steuer selbst. 

Auch  Experte  Dr.  Zachystal  erhofft  sich  von  einer  Mieteteuer  — 
auch  von  einer  solchen  im  Sinne  des  Myrbachschen  Vorschlages  —  keine  Besse- 
rung und  verweist  darauf,  dass  derartige  Wohnsteuem  schon  heute  in  Gestalt 
der  Zinskreuzer  vielfach  vorhanden  seien.  Eine  weitere  Belastung  der  Mieter 
durch  eine  separate  Wohnsteuer  hält  er  für  untunlich,  wobei  er  von  der  Voraus- 
setzung ausgeht,  dass  eine  Verbilligung  der  Wohnungen  durch  Einführung  solcher 
lüflietsteuem  nicht  einträte.  Jedenfalls  würde  sich  die  ganze  Aktion  als  ein  sehr 
gewagtes  Experiment  darstellen,  dem  man  nur  unter  der  Voraussetzung  nahe 
treten  könne,  dass  für  die  Herabsetzung  der  Mietzinse  eine  zuverlässige  Gewähr 
gegeben  wäre  —  worauf  nach  dem  heutigen  Stande  der  Dinge  allerdings  nicht 
gerechnet  werden  könne. 

Die  Aktion  müsste  tatsächlich  beim  Versagen  dieser  Voraussetzung  sich 
als  ein  gar  nicht  zu  rechtfertigendes  Geschenk  an  die  Hauseigentümer  und  als 
eine  neuerliche  Belastung  der  Mieter  darstellen;  auf  solche  Experimente  können 
wir  uns  denn  doch  nicht  einlassen! 


Zu  erwähnen  wäre  auch  der  vom  Experten  Holecek  als  Vertreter  der 
böhmischen  Hausbesitzervereine  eingenommene  Standpunkt,  lediglich  das  reine 
Einkommen  aus  dem  Hause  der  Besteuerung  zu  unterziehen.  Dieser,  auch 
vom  Experten  Dr.  Buokensteiner  akzeptierte  Standpunkt  ginge  im  Wesen 
auf  die  Ausscheidung  der  Passivzinsen  aus  der  Steuerbemessungsgrundlage 
hinaus  und  würde  auf  das  Gebiet  der  Personalsteuem  hinüberführen. 

Experte  Pirkl  nimmt  gegen  diesen,  auf  eine  Belastung  des  schulden- 
freien Hausbesitzes  hinausgehenden  Vorschlag  entschieden  Stellung.  Er  meint, 
der  Erfolg  wäre  jedenfalls  der,  dass  sich  die  Betroffenen  der  Besteuerung  durch 
entsprechende  Belastung  ihrer  Realitäten  entzögen. 

Wir  zweifeln  bei  den  Erfahrungen,  die  wir  gelegentlich  des  Abzugsrechtes 
der  Passivzinsen  von  der  Bemessungsgrundlage  der  ö^oigen  Steuer,  in  Verbin- 
dung mit  der  Einkommensteuer  HE.  Klasse  nach  dem  Patente  vom  Jahre  1849 
zu  machen  Gelegenheit  hatten,  an  dieser  Anschauung  keinen  Augenblick  und 
erinnern,  dass  damals  mit  kleinen  Grundparzellen,  die  irgend  einer  geringfügigen 
Grundsteuer  unterlagen,  ein  förmlicher  Handel  getrieben  wurde,  um  durch  Kon- 
struktion von  Simultanhypotheken  auf  derartige  Grundparzellen  und  zeiWch 
bauszinsfreie  Realitäten  die  Befreiung  von  der  Einkommensteuer  lU.  Klasse 
mit  dem  Abzugsrechte  der  Passivzinsen  bei  Bemessung  der  ö^oigen  Steuer  zu 
kumulieren. 

Wir  gelangen  von  den  verschiedenen  Anträgen  auf  Aenderung  unseres  Steuer- 
systems zu  den  Meinungen  über  unser  gegenwärtiges  System. 
Es  würde,  wie  wir  bereits  in  der  Einleitung  erwähnten,  über  den  Rahmen  dieser 
Abhandlung  hinausgehen,  die  historische  Entwicklung  unserer  Gebäudesteuem 
zu  verfolgen,  immerhin  müssen  wir  jedoch  betonen,  dass  wir  dem  historischen 
Momente  in  unserer  heutigen  Besteuerung  weitgehende  Rücksichten  schuldig  sind. 
Schon  die  Möglichkeit  der  langen  Dauer  unseres  heutigen  Systems  spricht  dafür. 
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dass  es  in  seinen  Grundlagen  unmöglich  so  schlecht  sein  kann,  als  dies  von  vielen 
Seiten  —  allerdings  zumeist  ohne  ausreichende  wissenschaftliche  Untersuchung  — 
behauptet  wird. 

Der  hohe  Steuerfuss  tragt  an  dieser  abtrag^chen  Meinung  zum  besten 
Teile  die  Schuld.  Hierzu  kommen  noch  gewisse  Mangel  der  Veranlagung,  die  sich 
im  Laufe  der  Jahrzehnte,  vielfach  durch  eine  unvorsichtige  Praxis  der  Finanz- 
behörden, zu  einer  gewissen  Scharfe  herausgebildet  haben.  Von  derartigen  Mo- 
menten abgesehen,  die  natürlich  mit  dem  Steuer83mteme  grundwenig  zu  tun  haben, 
können  im  allgemeinen  begründete  Klagen  nicht  vorgebracht  werden. 

So  findet  denn  auch  in  der  Enquete  unser  gegenwärtiges  Steuersystem 
eine  stattliche  Reihe  von  Anhängern  (Auspitz,  Ceconi,  Frank,  Gre- 
gor, Hradil,  Kaiser,  Kaiserfeld,  Löwy,  Lun,  Marani, 
Menger,  Myrbach,  Nebehosteny,  Neugebauer,  Philipp o- 
vich,  Ruckensteiner,  Schneider,  Professor  A.  Schwarz, 
Dr.  P.  Schwarz,    Vilas,   Voprsälek,   Wittner,    Zachystal). 

Es  ist  ja  auch  schliesslich  naheliegend,  dass  die  Besteuerung  des  tatsäch- 
lichen Ertrages,  soweit  ein  solcher  vorhanden  ist,  die  natürlichste,  daher  einfachste 
und  gerechteste  sein  muss. 

Durch  den  Mietzins  drückt  sich,  wie  u.  a.  Dr.  Löwy  hervorhebt,  sowohl 
die  Ertragsfähigkeit  wie  auch  der  Kapitalwert  viel  besser  aus,  als  auf  irgend 
eine  andere  Art.  Es  drückt  sich  darin  aus  die  bessere  oder  schlechtere  Lage  des 
Gebäudes,  der  bessere  oder  schlechtere  Bauzustand,  der  grössere  oder  geringere 
Komfort,  die  wirtschaftlichen  Verhältnisse,  kurz  alles,  was  für  die  Besteuerung 
der  Ertragsfähigkeit  oder  des  Kapitalswertes  nur  überhaupt  von  Belang  sein 
könnte.  Dabei  ist  der  Ausdruck  der  Ertragsfähigkeit  und  des  Kapitalswertes  durch 
den  Mietzins  der  allereinfachste  und  allerehrlichste,  den  man  sich  überhaupt 
vorstellen  kann.  Alle  die  nachteiligen  Einflüsse,  die  sich  bei  Schätzungen  geltend 
machen  —  als  persönUche,  politische,  konfessionelle  Rücksichten,  Mangel  an 
Gründlichkeit  oder  Sachkenntnis  der  Schätzleute  u.  dgl.  —  fallen  hier  vollkommen 
weg.  Wenn  man  also  Schätzungen  vermeiden  könne,  ein  Mittel  an  der  Hand 
habe,  um  alle  jene  Momente,  die  für  die  Steuerveranlagung  von  Gewicht  sind, 
vollständig  zu  erfassen,  und  doch  zu  Schätzungen  greife,  heisse  dies  einen  Chrono- 
meter ins  Wasser  werfen  und  seine  Zeitmessung  nach  einer  Sonnenuhr  einrichten. 

Experte  Prof.  Frh.  v.  Myrbach  betont  ebenfalls,  dass  man  es  gegenwärtig 
mit  grösstenteils  sicheren,  festen  Grössen  zu  tun  habe,  den  Steuerbehörden  sei 
nur  ein  geringer  Spielraum  gelassen.  Wolle  man  die  Besteuerung  auf  Schätzungen 
stellen,  so  würden  wir  eine  sichere  Basis  gegen  eine  ganz  unsichere  Grundlage 
vertauschen,  die  Steuer  könnte  sich  nicht  mehr  den  wechselnden  Verhältnissen 
anpassen,  sie  würde  erstarren  zu  Taxen. 

Experte  Prof.  Frh.  v.  W  i  e  s  e  r  hebt  das  wiederholt  betonte  Moment  hervor, 
dass  ein  hoher  Steuerfuss  eine  sehr  genaue  Anlage  fordere ;  unsere  heutige  Veran- 
lagung, die  sich  als  ein  notwendiges  historisches  Ergebnis  darstelle,  entspreche 
dieser  Anforderung  und  müsse  als  eine  Errungenschaft  auf  dem  Gebiete  der 
Steuertechnik  bezeichnet  werden. 

Eine  bemerkenswerte  Erinnerung  macht  Experte  Lun,  indem  er  auf 
die  Verhältnisse  in  Kurorten  und  Sommerfrischen  verweist.  Wenn  z.  B.  bei 
einem  Berghotel  in  den  4 — 6  Wochen,  wo  der  Ertrag  hereinkommen  müsse,  schlechtes 
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Wetter  einfällt,  wenn  politische  Ereignisse  oder  ungünstige  Erwerbskonjunkturen 
die  Saison  eines  Kurortes  treffe,  so  bleiben  die  erwarteten  Einnahmen  aus.  Das 
heutige  Steuersystem  habe  die  Fähigkeit,  sich  solchen  Eventualitäten  anzupassen. 
Bei  einem  Systemwechsel  könnten  solche  Ereignisse  doppelt  wirken,  einmal  an 
sich,  einmal  durch  die  fortlaufende  Steuer^). 

Auch  Experte  Hofrat  M  e  n  g  e  r  erklärt  unsere  vielgeschmähte  Hauszins- 
steuer nach  ihrem  Prinzip  für  die  vollkommenste  Steuer  in  ganz  Europa,  die 
beste  Steuer,  die  man  sich  überhaupt  denken  könne.  Sie  sei  eine  Ertragssteuer, 
eine  Objektsteuer  und  für  eine  solche  die  vollkommenste  dem  finanztechnischen 
Prinzipe  nach.  Dieses  Prinzip  zu  verlassen,  wäre  ein  Rückschritt.  Wenn  wir 
bei  einer  Objektbesteuerung  bleiben  wollen,  so  sei  unsere  Hauszinssteuer  finanz- 
technisch die  vollkommenste  Steuer,  die  es  gebe.  Alle  übrigen  in  Vorschlag  ge- 
brachten Methoden  würden  sich  als  ein  Rückschritt  darstellen.  Selbst  ohne  die 
notwendige  Rücksichtnahme  auf  die  historische  Kontinuität  der  Realsteuem 
müsse  an  dieser  Steuerform  festgehalten  werden,  weil  sie  die  finanztechnisch 
vollkommenste  sei  und  weil  bei  dem  noch  für  lange  Zeit  unentbehrlichen  hohen 
Steuerfusse  der  österreichischen  Rei^steuem  eine  andere  Form  der  Gebäudesteuer 
undurchführbar  wäre. 

Bei  unserer  Hauszinssteuer  könne  im  wesentlichen  zur  Reform  nur  ins 
Auge  gefasst  werden:  Erstens  die  von  mehrfacher  Seite  verlangte  Verwischung 
der  Verschiedenheiten  im  Steuerfusse  bezw.  in  den  sog. 
Abzugsprozenten  und  zweitens  die  geforderte  Herabsetzung  der 
hohen   Steuersätze. 

Ueber  das  letztere  Petit  haben  wir  schon  an  anderer  Stelle  eingehend 
gesprochen.  Wir  wollen  nun  die  Differenzierung  der  Steuer  und 
die  Frage  der   Abzugsprozente   ins  Auge  fassen. 

Was  zunächst  die  Differenzierung  unserer  Gebäudesteuer  an- 
langt, finden  wir,  dass  im  allgemeinen  die  Vertreter  der  Verzeichnisorte  sich 
gegen  eine  solche,  sohin  eventuell  auch  für  eine  einseitige  Herabsetzung  der 
26*/'  ^/oigen  Hauszinssteuer,  die  Vertreter  der  Landstädte  gegen  eine  derartige 
einseitige  Begünstigung  der  Verzeichnisorte  aussprechen.  So  meint  beispiels- 
weise Experte  Richetti,  er  sehe  nicht  ein,  warum  nicht  gerade  jene  in  erster 
Linie  begünstigt  werden  sollen,  welche  bisher  die  höchste  Steuer  trugen.  Ex- 
perte Dr.  Schwarz  begründet  seine  Anschauung  eingehender  und  meint,  dass 
eine  Ermässigung  der  Steuer  dieser  Häuser  eine  Schädigung  der  übrigen  Häuser 
nicht  zur  Folge  haben  würde,  weil  die  26^3  *^/oige  Steuer  für  grössere  Städte 
als  abgeschlossene  Territorien  gilt  und  die  Häuser  in  diesen  Städten  schon  in  Rück- 
sicht auf  die  räumliche  Entfernung  den  Orten  mit  20  %iger  Steuer,  in  welchen 
ganz  andere  Wohnungs-  und  Vermietungsverhältnisse  bestehen,  keine  Konkurrenz 
machen. 

Auch  Experte  Dr.  Zachystal  ist  ein  Qegner  des  heutigen  Differenzie- 
rungssystemes  und  zwar  unter  dem  Gesichtspunkte,  es  sei  ein  Fehler,  bei  einer 
bestimmten  Kategorie  von  Städten  und  für  alle  Gebäude  eine  besondere  Grund- 


1)  In  einer  am  28.  Februar  1906  im  Österr.  Abgeordnetenbanse  erfolgten  Inter- 
pellationsbeantu'ortung  hat  sieb  ancb  der  dermalige  Osten*.  Finanzminister  Dr.  Kosel 
gegen  eine  durchgreifende  System&nderung  ausgesprochen. 
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rente  vorauszoBetzen  und  unter  dieeer  Vorauasetzung  den  Ertrag  mit  einer  höheren 
Steuer  zu  treffen.  Aehnliche  Anschauungen  vertreten  zahlreiche  andere  Experten 
(Harkup,  y.  Komorzynski,  Pfeif  f  er,  Pierl,  Pirkl,  Platterii.a.)- 

Einige  Vorschlage  gehen  dahin,  die  Differenzierung  auf  andere  Grundlagen 
zu  stellen.  So  halt  Experte  Frank  die  Verschiedenheit  des  Steuerfusses  zwar 
grundsätzlich  für  gerechtfertigt,  wendet  sich  jedoch  gegen  das  schablonenhaft« 
Einspannen  aller  Ortschaften  in  den  gleichen  Steuerfuss,  wodurch  vielfach  die 
EntfiJtung  gewisser  Orte  im  Keime  erstickt  werde.  Es  unteiii^^  keinem  Zweifel, 
dass  die  Verschiedenheit  des  Steuerf usses  der  Bedeutung  der  einzelnen  Ortschaften 
rücksichtlich  Lage,  der  jeweiligen  Stufe  ihrer  Entwicklung,  sowie  eventudlen 
Stagnierungsperioden  Rechnung  tragen  solle.  Nur  dann  wäre  die  Verschieden- 
heit des  Steuerfusses  gerechtfertigt  und  dem  einzelnen  Steuerträger  gewiss  auch 
verständlicher  als  die  heutige  Schablonenmethode. 

Aehnlich  meint  Experte  Freiherr  v.  Myrbach,  dass  sich  eine  rein  lokale 
Differenzierung  nicht  rechtfertigen  lasse.  Das  Ausmass  der  Steuer  solle  sich  richten 
nach  der  Grösse  der  Leistungsfähigkeit.  Diese  aber  werde  nicht  bestimmt  durch 
den  Ort,  nicht  durch  die  Lage  des  Vermögensobjektes,  sondern  durch  das  per- 
sönliche Einkommen,  bezw.  durch  die  Erträgnisse,  aus  denen  sich  das  Einkommen 
zusammensetzt.  Für  eine  Differenzierung  nach  Kat^orien  von  Häusern  könne 
sich  Experte  insofern  aussprechen,  ab  dadurch  eine  Annäherung  an  das  von  ihm 
angestrebte  Ziel  der  Verbesserung  der  Wohnungen  und  der  Verminderung  der 
Geschäftsspesen  erreicht  werde.  Aehnliche  Vorschläge  auf  differentielle  Steuer- 
behandlung von  verschiedenen  Kategorien  von  Objekten  finden  sich  zahlr^ch, 
wobei  vielfach  nicht  bloss  der  Steuerfuss,  sondern  auch  die  ganze  Veranlagung 
vorschwebt. 

Hierher  gehören  auch  die  gewerblichen  Lokalitäten,  denen  wir  jedoch  ein 
eigenes  Kapitel  widmen  wollen. 

Experte  Kaiser  will  zwischen  landwirtschaftlichen,  gewerblichen  und 
Wohngebäuden  unterscheiden.     Aehnlich  zahlreiche  andere  Experten. 

Weiter  geht  Experte  Seidel,  der  an  eine  Klassifizierung  und  progressive 
Besteuerung  denkt.  Hiebei  schweben  ihm  vier  Gruppen  von  Steuerobjekten 
vor,  und  zwar 

a)  Keuschen,  Bauernhöfe,  Häusler  und  Arbeiterhäuser, 

b)  das  Haus  des  Gutsbesitzers,  das  Familienhaus, 

c)  das  sog.  Zinshaus,   das  mit  Luxus  ausgestattete  Einfamilienhaus  mit 
grösserem  Garten  und 

d)  Luxusbauten  und  die  eigentlichen  Palais. 

Experte  Domaszewski  denkt  an  eine  Differentialsteuer  für  Luxus- 
wohnungen. 

Zahlreiche  Stimmen  erhoben  sich  auch  für  die  Beibehaltung  unseres  heutigen 
Differenzierungssystemes.  Experte  Pirkl  meint,  er  sehe  nicht  ein,  warum 
die  26 '/s  7oige  Steuer  allein  herabgesetzt  werden  solle.  Es  sei  doch  notorisch, 
dass  sich  die  Mietkasemen  besser  verzinsen  als  die  Häuser  auf  dem  Lande.  Das 
Land  würde  gegen  eine  einseitige  Steuerherabsetzung  Stellung  nehmen,  weil  überall, 
insbesondere  auf  dem  Lande,  die  hohe  Steuer  hart  empfunden  werde. 

Experte  Professor  Schwarz  meint,  dass  eine  derartige  einseitige  Herab- 
setzung bedeutende  Wertversohiebungen  in  den,  so  bevorzugten  Orten  nahegelegenen 

7oa 
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OrtBchaften  herbeiführen  müsste.  Das  Wesentlichste  jedoch  sei,  dass  die  einseitige 
Begünstigung  grösserer  Städte  einen  derart  grossen  Ausfall  für  den  Staatsschatz 
herbeiführen  müsste,  dass  für  die  Ermässigung  der  20  %igen  Steuer  kein  Baum 
bliebe.  Die  schon  seit  so  langer  Zeit  bestehende  lokale  Verschiedenheit  des  Steuer- 
fusses  erscheine  im  Crebäudewerte  und  in  den  Mietzinsen  schon  zum  Ausdrucke 
gebracht. 

Experte  Hofrat  Meng  er  gibt  der  Meinung  Ausdruck,  dass  schon  der 
historische  Ursprung  der  Ungleichheit  in  den  Steuersätzen  unserer  Crebäude- 
steuer  auf  die  Schwierigkeit  der  Veranlagung  hinweise.  Im  Jahre  1820  wurde 
die  Hauszinssteuer  nur  in  solchen  Orten  eingeführt,  in  denen  eine  prozentuelle 
Besteuerung  der  Mieterträge  bezw.  Mietwerte  bei  Vorhandensein  einer  ausreichen- 
den Anzahl  von  vermieteten  Wohnungen  schon  durchführbar  war,  während  für 
alle  übrigen  Orte  die  Hausklassenstener  eingeführt  wurde.  Die  Gebäudesteuer- 
reform vom  Jahre  1849  habe  den  Gedanken  verfolgt,  die  seit  dem  Jahre  1820  für 
die  Hauszinssteuer  weiterhin  reif  gewordenen  Orte  zu  erfassen.  Da  indes  die  Miet- 
zinse seit  1820  eine  beträchtliche  Steigerung  erfahren  hatten,  erschien  es  billig, 
die  der  Hauszinssteuer  neu  imterzogenen  Ortschaften  durch  einen  geringeren 
Steuerfuss  zu  begünstigen  (12%  gegen  16%).  An  diesem  Prinzipe  hielt  man 
auch  in  der  Folge  und  zwar  sowohl  bei  den  Zuschlägen,  durch  welche  obige  Steuer- 
sätze allmählioh  auf  20  und  267s  %  erhöht  wurden,  als  auch  bei  der  fortschreiten- 
den Einbeziehung  neuer,  für  die  Hauszinssteuer  reif  gewordener  Ortschaften  in 
diese  fest.  Es  seien  sonach  ausschliesslich  Gründe  der  Durchführbarkeit  und 
der  Billigkeit,  denen  die  verschiedenen  Steuersätze  ihren  Ursprung  verdanken. 
Die  rein  historisch  entwickelten  Verschiedenheiten  in  den  Steuersätzen  nunmehr 
unter  den  Gesichtspunkten  modemer  Finanz-  und  Steuerpolitik  rechtfertigen 
zu  wollen,  scheine  eine  missliche  Aufgabe.  Experte  möchte  die  Frage  lediglich 
unter  dem  Gesichtspunkte  finanzieller  Zweckmässigkeit  und  Gerechtigkeit  behandeln 
und  hierbei  die  Rücksicht  auf  die  gerade  bei  Objektsteuem  festzuhaltende  Konti- 
nuität der  Besteuerung  nicht  aus  dem  Auge  verlieren. 

Eine  Ermässigung  der  26'/)  ^oigen  Steuer  ohne  gleichzeitige  Herabsetzung 
der  20  7«igen  Hauszinssteuer  würde  sich  als  eine  unbillige  Bevorzugung  der  Ort- 
schaften der  26*/t  7oigen  Steuer  darstellen.  Der  verschiedene  Steuerfuss  habe 
infolge  seines  langen  Bestehens  bereits  seine  Wirkungen  auf  die  Kauf-  und  Ueber- 
nahmspreise  der  Realitäten  ausgeübt.  Eine  einseitige  Begünstigung  der  heute 
höher  besteuerten  Realitäten  würde  den  Eigentümern  der  übrigen  nicht  mit 
Unrecht  als  ein  einseitiges  Kapitalsgeschenk  an  die  ersteren  erscheinen.  Da  eine 
Herabsetzung  der  Hauszinssteuer  gerade  in  den  geringer  besteuerten  Orten,  die 
einer  baulichen  Entwicklung  noch  Raum  geben,  auf  die  Steigerung  der  Baulust, 
auf  die  relative  Ermässigung  der  Mietzinse,  auf  die  Art  der  Bauführung  Ein- 
fluss  nehmen  würde,  ein  Erfolg,  der  in  Orten  der  höheren  Steuer  nur  in  den  peri- 
pherischen Lagen  zu  gewärtigen  wäre,  so  würde  die  erwähnte  einseitige  Steuer- 
herabsetzung zugleich  einen  der  Hauptzwecke  der  Gebäudesteuerreform  von 
vornherein  vereiteln. 

Auf  die  bisher  auf  diesem  Gebiete  unternommenen  Versuche  verweist  Ex- 
perte A  u  s  p  i  t  z  ,  indem  er  hervorhebt,  dass  er  während  seiner  langen  Parla- 
mentstätigkeit wiederholt  von  Regierungen  der  aUerverschiedensten  Parteistellungen 
den  Versuch  habe  unternehmen  sehen,  die  beiden  Steuersätze  zu  unifizieren  oder 
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doch  einander  näherzubringen.  Jeder  derartige  Versuch  sei  im  Abgeordneten- 
hause trotz  der  mannigfaltigsten  Wandlungen  seiner  Majorität  platt  zu  Boden 
gefallen. 

Wir  kommen  zur  Behandlung  der  Abzugsprozente  für  Ge- 
bäudeerhaltung und  Amortisation  und  finden  auch  hier  eine 
Reihe  von  Vorschlägen  auf  Aenderung  unseres  bisherigen  Systems.  Am  weit- 
gehendsten sind  jene  auf  Individualisierung  der  Abzugsposten,  d.  h.  Anpassung 
an  die  individuellen  Verhältnisse  des  einzelnen  Steuerobjektes  (so  Mar  an  i. 
Platter,   v.  Schneider   u.  a.). 

Experte  v.  Schneider  stellt  sich  dies  im  Anschlüsse  an  die  Erhebung 
der  Bauwerte  in  der  Art  vor,  dass  eine  Reihe  von  Klassen  aufzustellen  käme,  wobei 
die  Zahl  der  Stockwerke,  die  Art  und  innere  Ausgestaltung  der  WohnriLume, 
der  Umstand,  ob  Geschäftslokalitäten  oder  Wohnungen  überwiegen,  die  Bauart 
zu  berücksichtigen  wären.  Dies  wären  die  allgemeinen  Gesichtspunkte  für  die 
Aufstellung  der  Klassen,  deren  Zahl  auch  örtlich  verschieden  sein  könnte.  Für 
jede  Klasse  wäre  ein  eigenes  Abzugsprozent  festzustellen.  Man  könnte  auch  um- 
gekehrt vorgehen  und  aus  dem  Bauwerte  bei  jeder  Klasse  einen  eigenen  Klassen- 
wert feststellen,  in  welchem  Falle  dann  das  Abzugsprozent  einheitlich  sein  könnte. 
Der  ganze  Vorgang  hätte  sein  Muster  in  jenem  mancher  Assekuranzgesellschaften, 
bei  denen  alle  Gebäude  in  Klassen  eingereiht  werden,  worauf  aus  der  Versiche- 
rungssumme der  Klassenwert  bestimmt  wird,  nach  dem  dann  die  Prämie  mit 
einem  einheitlichen  Prozentsatze  zur  Berechnung  gelangt. 

Andere  Experten  denken  lediglich  an  Abstufungen  nach  Lage,  Alter  und 
Bauzustand  der  Gebäude    (Gregor,  Dr.  Schwarz,  Frh.  v.  Myrbach  u.  a.). 

Auch  der  klimatischen  Verhältnisse  wird  Erwähnung  getan.  Experte 
P  i  e  r  1  verweist  beispielsweise  auf  den  diesbezüglichen  Unterschied  zwischen 
Görz  und  Klagenfurt.  In  Görz  gibt  es  keinen  Schnee,  keine  sonstigen  verschärften 
klimatischen  Momente.  In  Klagenfurt  betragen  die  Temperaturdifierenzen 
zwischen  dem  Winterminimum  und  dem  Sommermaximum  60 — 65  ^.  Dieser 
Umstand  hat  massive  Konstruktion  und  höhere  Erhaltungskosten  zur  Fdge. 
Eine  einheitliche  Ziffer  für  ganz  Oesterieich  festzustellen  wäre  nach  Anschauung 
des  Experten  imtunlich.  Es  könnte  höchstens  nach  Provinzen  abgestuft  werden. 
Selbst  da  sei  beispielsweise  zwischen  Ober-  imd  Unterkärnten  ein  merklicher 
Unterschied  vorhanden.  Im  Lavanttale  seien  die  Gebäude  viel  leichter  zu  erhalten 
als  in  Klagenfurt  oder  in  Villach. 

Experte  Schäffler  propagiert  eine  besondere  Berücksichtigung  der 
Kurorte  mit  Rücksicht  auf  die  grossen  Kosten,  welche  die  Erhaltung  und  Er- 
neuerung des  Mobiliars,  der  Teppiche,  der  Wäsche,  der  inneren  und  äusseren 
Ausstattung  der  Zimmer  und  des  Hauses,  des  Gartens,  das  Dienstpersonal  ver- 
ursachen. 

Experte  Professor  v.  Philippovich  denkt,  anknüpfend  an  eine  An- 
regung des  Experten  A  u  s  p  i  t  z  ,  an  eine  verschiedene  Normierung  der  Abzug?- 
Prozente  nach  Verhältnis  des  Bauwertes  zum  Bodenwerte.  Es  liege  eine  Ungerech- 
tigkeit darin,  dass  vom  Standpunkte  der  Abzugsprozente  für  Gebäude  an  der 
Peripherie  und  solche  in  zentralen  Lagen  ein  Unterschied  nicht  gemadit  werde, 
obwohl  die  ersteren  einen  ungleich  höheren  Anspruch  auf  dieselben  haben  ab 
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letztere.  Lord  Balfour  habe  für  England  einen  ähnlichen  Vorschlag  gemacht. 
Natürlich  werde  es  nicht  möglich  sein,  in  jedem  einzelnen  Falle  den  Bodenwert 
genau  zu  ermitteln,  aber  man  könne  wenigstens  gewisse  Gruppen,  das  durchschnitt-» 
liehe  Bau-  und  Bodenwertprozent  herausgreifen  und  dann  Abstufungen  variieren. 

Von  diesen  wenigstens  theoretisch  mehr  oder  weniger  auf  die  Berücksich* 
tigung  der  individuellen  Verhältnisse  des  einzelnen  Steuerobjektes  abzielenden 
Vorschlagen  abgesehen,  finden  wir  auch  häufig  Klagen,  die  zwar  nicht  bis  zur 
Individualität  des  einzelnen  Objektes  vorgreifen,  jedoch  immerhin  die  gegenwärtige 
Differenzierung  der  Abzugsprozente  unangemessen  finden.  So  meint  Experte 
Dr.  Frank,  dass  wohl  mancherlei  Gründe  für  die  individuelle  Akkommodierung 
der  Erhaltungsprozente,  anderseits  die  dadurch  beeinträchtigte  Stabilität  der 
Abgaben,  welche  den  Gebäudewert  mitbedingen,  gegen  dieselben  sprächen. 
Dazu  komme,  dass,  sobald  der  jeweilige  desolate  Zustand  eines  Gebäudes  zu  einem 
höheren  Abzugsprozente  Anlass  bieten  würde,  hierin  für  die  Saumseligkeit  der 
Grobäudebesitzer  in  der  Erhaltung  ihrer  Gebäude  geradezu  eine  Prämie  erblickt 
werden  müsste.  Experte  halte  die  bisherige  Form,  d.  i.  die  Stabilisierung  der  Er- 
haltungsprozente nach  bestimmten  Prozentsätzen  für  die  beste,  wenngleich  eine 
bessere  Abstufung,  sei  es  nach  Bauart  oder  innerer  Einrichtung,  manchen  wohl- 
tatigen Einfluss  auf  die  künftige  Beschaffenheit  der  Mietobjekte  ausüben  dürfte. 
Objekte  aus  Holz  oder  gemischter  Bauart,  mangelhaft  eingerichtete  Gebäude 
würden  eine  andere  Erhaltungsquote  verdienen,  als  massiv  gebaute  und  mit  allen 
modernen  Einrichtimgen  ausgestattete.  Experte  stehe  jedoch  jedenfalls  auf  dem 
Standpunkte,  dass  die  Pauschalierung  der  Erhaltungsquote,  wie  sie  jetzt  im  Ge- 
setze vorgesehen,  entschieden  das  beste  sei,  was  man  den  Steuerträgem  empfehlen 
könne.  Ob  die  heute  bestehenden  gesetzliohen  Normen  für  Gebäudeerhaltung 
den  praktischen  Bedürfnissen  entsprechen  bezw.  genügen,  sei  eine  andere  Frage. 

Auch  Experte  Frhr.  v.  Myrbach  und  Dr.  Zachystal  geben  der 
Meinung  Ausdruck,  dass  das  theoretisch  richtigste  Prinzip  der  Individualisierung 
praktisch  undurchführbar  sei.  Allerdings  stelle  sich  das  gegenwärtige  Verhältnis 
der  Verteilung  dieser  Abzugsposten  auf  die  einzelnen  Orte  als  unzutreffend  dar 
und  würde  naturgemäss  eher  die  Umkehrung  richtig  erscheinen,  da  gerade  die  mit 
den  geringeren  Abzugsprozenten  bedachten  Orte  teurer  bauen,  grössere  Repara- 
turen zu  tragen  und  mehr  zu  amortisieren  haben,  als  jene  auf  dem  flachen  Lande. 

Derselbe  Einwand  der  praktischen  Undurchführbarkeit  einer  Indivi- 
dualisierung wird  auch  von  einem  gewiegten  Praktiker  im  Baufache,  dem 
Experten  Oberbaurat  Kaiser,  gemacht,  der  hierbei  konstatiert,  dass  aller- 
dings bei  der  heutigen  kostspieligen  Ausstattung  der  Wohngebäude,  besonders 
in  Wien,  ein  15  ^/oigpr  Abzug  vielfach  unzulänglich  sei,  wenn  auch  bei  sehr  solid 
gebauten  Objekten  derselbe  meistens  nicht  voll  in  Anspruch  genommen  werde. 
Eine  Anpassung  des  Abzugs  an  die  konkreten  Fälle  sei  ausgeschlossen,  und  würde 
zcJiUose  Beschwerden  provozieren. 

Wir  wollen  die  Frage,  wie  weit  diese  Abzüge  den  tatsächlichen  Bedürfnissen 
entsprechen,  nicht  weiter  verfolgen,  sondern  mit  einem  Verweise  auf  ein  von  mehr- 
fachen Seiten  konstatiertes  Verhältnis  schliessen,  wonach  die  ganze  Frage  heute 
eigentlich  der  Aktualität  entbehrt.  Die  Abzugsprozente  von  heute  sind  lange 
nicht  mehr  das,  was  sie  dem  Namen  nach  sein  sollten  —  eine  Reserve  für  Gebäude- 
erhaltimg und  Amortisation.     Sie  sind  einfach  zu  einem  Abstriche  an  der  Steuer 
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geworden,  sie  sind,  wie  Experte  Dr.  L  ö  w  7  bemerkt,  nichts  anderes  als  ein  in- 
härierender  Bestandteil  der  Steuer.  Soweit  diese  amortisiert  ist,  sind  es  auch  die 
Abzugsprozente.  Jede  Aenderung  in  den  letzteren  hatte  genau  densdben  Effekt, 
wie  eine  Herabsetzung  der  Steuer  selbst,  könnte  daher  auch  nur  unter  jenen  Ge- 
sichtspunkten beurteilt  werden,  die  für  die  Steuer  massgebend  sind.  Selbst  die 
Genesis  der  höheren  Abzugsprozente  schreibt  Experte  Prof.  Frh.  v.  Myrbach 
einfach  einer  seinerzeit  beabsichtigten  Abschwachung  der  Wirkung  des  höheren 
Steuerfusses  zu. 

Wir  kommen  sonach  auch  hier  zu  den  Antragen  auf  Wahrung  der  histo- 
rischen Kontinuität,  wie  sie  von  den  Experten  A  u  s  p  i  t  z  und  Hofrat  M  e  n  g  e  r 
gestellt  sind.  Die  Wirkung  einer  plötzlichen  Aenderung  auf  diesem  Gebiet«  käme 
der  Wirkung  einer  plötzlichen  Steuerherabsetzung  ^eich  —  betrachtliche  Ver- 
schiebungen im  Vermögensbesitze,  die  unter  allen  Umstanden  zu  vermeiden  sind. 

Schliesslich  wollen  wir  noch  die  schon  gelegentlich  der  Behandlung  des 
Differenzierung8S3mteme8  gestreifte  Besteuerung  von  Gewerbs- 
lokalitäten einer  kurzen  Besprechung  unterziehen.  Besagte  Steuerobjekte 
haben  eine  eingehende  Besprechung  durch  den  Experten  Dr.  Singer  erfahren. 
Er  greift  auf  jene  Zeit  zurück,  in  welcher  das  Gebäudesteuerpatent  entstand  und 
konstatiert,  dass  damals  die  Industrie  noch  in  ihrer  ersten  Entwicklung  begriffen 
war.  Es  war  jene  Zeit,  wo  die  Wasserläufe  die  Stützpunkte  der  Industrie  bildeten, 
wo  die  Zahl  der  Arbeitsmaschinen  noch  eine  sehr  beschränkte  war.  In  dieser  Zeit 
war  noch  das  Gebäude  das  ökonomische  Hauptobjekt  und  traten  die  maschinellen 
Einrichtungen  verhältnismässig  zurück.  Damals  war  es  noch  mög^ch,  in  das  nächst- 
beste Gebäude  eine  Maschine  zu  stellen  und  damit  zu  arbeiten.  In  dieser  Richtung 
habe  die  technische  Entwicklung  der  Gegenwart  einen  völligen  Wandel  geschaffen. 
Heute  sei  das  Gebäude  das  sekundäre  geworden  und  der  Arbeitsmaschine  voll- 
ständig untergeordnet.  Dies  könne  sogar  in  einzelnen  extremen  Fällen  soweit 
gehen,  dass  das  Gebäude  sogar  eine  Passivpost  bilde.  Dieser  Zustand  werde  sich 
dann  herausstellen,  wenn  die  Demolierung  des  alten  und  die  Aufführung  eines 
neuen  Gebäudes  derartige  Kostenersparnisse  im  Industriebetriebe  mit  sich  bringe, 
dass  diese  ausreichen,  die  Investition  zu  verzinsen.  Diese  innige  Vereinigung 
und  Unterordnung  der  industriellen  Gebäude  unter  den  Arbeitszweck  der  Maschine 
bewirke,  dass  das  Gebäude  nur  im  Zusammenhange  mit  der  Maschine  ein  ertrags- 
bildender Faktor  sei.  Der  Ertrag  des  Gebäudes  lasse  sich  selbständig  gar  nicht 
beurteilen,  und  nur  der  Gesamtertrag  der  industriellen  Untemehmimg  könne  ein 
Objekt  der  Besteuerung  bilden. 

Experte  kommt  zu  dem  Schlüsse,  dass  zwischen  zwei  Arten  von  Gebäuden 
zu  unterscheiden  sei,  solchen,  die  vermöge  ihrer  Anlage  die  Bestimmung  zu  ge- 
werblichen bezw.  industriellen  Zwecken  an  sich  tragen,  und  solchen,  bei  denen 
wohl  eine  gewerbliche  Verwendung  stattfindet,  die  aber  dieses  innigen  Zusammen- 
hanges der  tatsächlichen  gewerblichen  Verwendung  mit  der  baulichen  Anlage  ent- 
behren. Letzteres  werde  wohl  nur  auf  dem  Gebiete  der  Industrie  der  FaU  sein 
und  wäre  damit  vielleicht  der  Begriff  des  Fabrikgebäudes  gewonnen.  Angewendet 
auf  die  österreichische  Gebäudesteuergesetzgebung  könnte  in  Orten,  wo  mehrere 
gewerbliche  Gebäude  gleicher  Kategorie  und  Zweckbestimmung  vermietet  werden, 
wo  sonach  tatsächliche  Mietverträge  vorliegen,  die  Gebäudesteuer  zur  Erhebung 
gelangen.    Wo  derartige  Parifikationsobjekte  nicht  vorhanden  sind«  soUe  die  Be- 
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steueroDg  der  Gebäude  lediglich  in  der  Höhe  der  Erwerbsteuer  zum  Ausdrucke 
gelangen. 

£inen  ähnlichen  Gedanken  spricht  Experte  Professor  v.  Philippovich 
aus,  indem  er  meint,  dass  die  Anwendung  der  Hauszinssteuer  auf  Fabriksunter- 
nehmungen und  Gewerbslokalitaten  in  eigenen  Häusern  sich  nicht  rechtfertigen 
lasse,  da  im  Selbstbenützen  eines  Gebäudes  nicht  der  Ertrag  eines  angelegten 
Kapitales  zu  erblicken  sei.  Aber  selbst  wenn  man  ihn  darin  erblicke,  sei  es  doch 
billig,  zu  fordern,  dass  der  Staat  mit  der  Belastung  nicht  über  den  Kapitalsertrag 
hinausgehe.  Die  einer  solchen  Rücksichtnahme  wiederholt  entgegengehaltene 
Belastung  des  zur  Miete  wohnenden  kleinen  Gewerbetreibenden  treiSe  nicht  zu, 
da  ein  eigenes  Grebäude  schon  bei  der  Ermessung  der  Gtewerbsteuer  in  Anschlag 
gebracht  werde. 

Wir  wollen  die  Frage  nicht  weiter  untersuchen,  die,  wie  Experte  Hofrat 
Philippovich  bemerkt,  ein  eigenes  Kapitel  in  der  Ueberwälzungsfrage 
bilden  müsste,  indem  es  naheliegend  erscheint,  dass  es  speziell  in  den  Fällen  der 
Errichtung  von  Gebäuden  für  derartige  Zwecke  mit  der  Ueberwälzung  vielleicht 
anders  steht,  als  im  allgemeinen.  Experte  glaubt,  dass  dies  vielfach  der  Fall  sein 
dürfte  und  meint,  dass  dort,  wo  man  die  Möglichkeit  ins  Auge  fassen  könne,  dass 
die  Hauszinssteuer  auf  den  Grundwert  drückt,  die  Widmung  der  Gebäude  für 
bestimmte  Zwecke  an  der  Frage  der  Ueberwälzung  nichts  geändert  habe. 

Zum  Schlüsse  wollen  wir  noch  einige  Verbesserungsvorschläge 
im  Rahmen  unseres  heutigen  Systemes,  die  von  mehr  oder 
weniger  untergeordneter  Bedeutung  sind,  ganz  kurz  besprechen. 

Hierher  gehört  die  vielfach  geforderte  begünstigte  Behandlung  von 
Familienhäusern,  die  beispielsweise  vom  Experten  H a r k u p  gefor- 
derte begünstigte  Behandlung  von  Sommerwohnungen,  endlich  die 
Steuerbehandlung  der   Kurorte  (Schäffler). 

Es  würde  zu  weit  führen,  auf  diese  vielfach  weit  ins  Detail  der  Veranlagung 
eingreifenden  Petita  hier  des  näheren  einzugehen,  zumal  gerade  auf  diesem  Ge- 
biete eingehende  Detailstudien  erforderlich  sind,  so  einfach  und  plausibel  viel- 
leicht im  ersten  Augenblicke  die  Sache  erscheinen  möge. 

Auch  die  Frage  der  Abzüge  vom  Bruttozinse  —  die  Abzüge  für  Ge- 
bäudeerhaltimg und  Amortisation  kommen  hier  nicht  in  Betracht  —  ist  ausser- 
ordentlich verzweigt  und  technisch  schwierig  zu  behandeln,  daher  an  dieser  Stelle 
lediglich  anzudeuten.  Jedenfalls  erscheint  der  von  mehrfacher  Seite  (Rucken- 
Steiner,  Pirkl  u.  a.)  ausgesprochene  Wunsch  nach  Beseitigung  der  auf  diesem 
Gebiete  in  gewissen  Richtungen,  wenigstens  vom  Standpunkte  des  Steuerträgers 
nicht  zu  leugnenden  Rechtsimsicherheit  beherzigenswert. 

Was  das  Verfahren  anlangt,  erscheint  hauptsächlich  das  Pari- 
fikationsverfahren  und  in  zweiter  Linie  auch  jenes  bei  Steuer- 
abschreibungenaus dem  Titel  der  Wohnungsieerstehung 
vielfachen  Anfechtungen  ausgesetzt. 

9ezüglich  des  ersteren  wird  namentlich  gegen  die  Zusammensetzung 
der  dem  Einflüsse  des  Steuerpflichtigen  entzogenen  Kommissionen,  sowie  gegen 
die  Art  der  Einschätzung  Stellung  genommen  (Pirkl,  Krygowski, 
V.  Schneider  u.  a.).  Wir  geben  zu,  dass  hier  Verbesserungen  am  Platze  er- 
scheinen, wenn  es  auch  ausgeschlossen  ist,  auf  das  Parifikationsverfahren  gänz- 
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lieh  zu  verzichten.  Bezüglich  des  Verfahrens  bei  Wohnongaleerstehaiigen  wird 
im  wesentlichen  über  häufige  Verweigerungen  von  Steuerabschreibungen  wegen 
Einstellung  geringfügiger  Gegenstände  in  die  als  leerstehend  gemeldeten  Woh- 
nungen, über  die  kurze  Anzeigefrist  und  die  lange  Dauer  des  Steuerabschreibungs- 
verfahrens Klage  geführt  (Kaiser,  Krygowski,  Freiherr  v.  M e r s i, 
P  i  r  k  1  u.  a.).  Auch  diese  Klagen  sind  zum  Teile  gerechtfertigt,  wenn  auch  auf 
eine  Erstreckung  der  Anzeigepflicht  zur  Verhütung  von  Steuerhinterziehungen 
nicht  eingegangen  werden  könnte. 

Experte  Dr.  v.  Schneider  will  sogar  die  Leerstehungsveigütungen 
als  allgemeine  Institution  aufgehoben  wissen,  da  dieselben  praktisch  nicht  von 
Belang  seien  —  1  ^'o  —  und  eine  stete  Gefahr  für  den  Hauseigentümer,  sowie 
eine  arge  Belästigung  der  Steuerorgane  bilden.  Er  meint,  es  könnten  in  Aus- 
nahmsfäUen,  ähnlich  wie  bei  der  Grundsteuer,  Nachlässe  gewährt  werden. 

Auf  dem  Gebiete  der  Zins  verheimlichungen  finden  wir  Klagen 
über  das  Anzeigerwesen  (L  i  p  o  w  s  k  i  u.  a.).  Wir  erinnern  da  an  eine  Bemerkung 
des  Vorsitzenden,  der  derartige  Vorwürfe  begreiflich  fände,  wenn  es  sich  um  eine 
Steuer  handelte,  der  ein  sehr  komplizierter  Tatbestand  zu  Grunde  gel^  würde. 
Aber  etwas  so  einfaches  wie  der  verabredete  Zins  scheine  gerade  solchen  Vor- 
würfen am  wenigsten  ausgesetzt. 


Damit  haben  wir  das  Gebiet  der  Hauszinssteuer  in  seinen  wesentiichsten 
Umrissen  erschöpft  imd  schreiten  zu  der  weit  weniger  ausführiich  zu  behandelnden 
Hausklassensteuer.  Vorausgeschickt  sei,  dass  seitens  der  Anhänger  des 
Wertkatasters  zumeist  die  gänzliche  Aufhebung  der  Hausklassensteuer  und  deren 
Verschmelzung  mit  der  allgemeinen  Besteuerung  der  Gebäude  propagiert  wird. 

Aber  auch  unter  anderen  Gesichtspunkten  wird  für  die  Aufhebung  der 
Hausklassensteuer  eingetreten.  So  erklärt  sich  Experte  H  a  r  k  u  p  für  eine  gleich - 
massige  Besteuerung  aller  Gebäude,  ohne  gerade  den  Wertkataster  zu  nennen, 
insbesondere  mit  Rücksicht  auf  die  hinsichtlich  der  Luxusbauten  imd  gewerb- 
lichen Realitäten  durch  die  Hausklassensteuer  bedingten  Ungleichmässigkeiten, 
die  auch  eine  ungerechte  VerteUung  der  Umlagen  zur  Folge  haben. 

Unter  analogen  Gesichtspunkten  spricht  sich  Experte  Neugebauer 
für  die  Ausdehnung  der  Hauszinssteuer  auf  alle  Gebäude  aus. 

Auch  Experte  W  i  1 1  n  e  r  ist  für  die  Aufhebung  des  Unterschiedes  zwischen 
der  Hauszinssteuer  und  der  Hausklassensteuer.  Er  meint,  man  müsse  nicht  gerade 
Gegner  der  agrarischen  Interessen  sein,  um  zuzugeben,  dass  auf  dem  Gebiete  der 
Gebäudesteuem  die  Städter  gegenüber  den  Landbewohnern  sehr  benachteiligt  seien. 
Die  Bestimmung  des  Gebäudesteuerpatentes,  dass  nur  Wohngebäude  der  Haus- 
klassensteuer zu  unterziehen  seien,  habe  dazu  geführt,  dass  landwirtschafthche 
Betriebsstätten  und  Fabriken  aller  Art  in  nicht  hauszinssteuerpflichtigen  Orten 
ganz  gebäudesteuerfrei  behandelt  werden,  während  eine  extensive  Interpretation 
der  Hauszinssteuervorschriften  solche  Objekte  in  hauszinssteuerpflichtigen  Orten 
ausnahmslos  der  Hauszinssteuer  unterzog. 

Auch  Experte  0  e  c  o  n  i  u.  a.  treten  für  eine  gleichmässige  Behandlung 
aller  Gebäude  ein.  Experte  Dr.  v.  Schneider  meint,  die  Hausklassensteuer 
solle  nur  für  gewisse  Ortschaften  und  zwar  allgemein  gelten  —  Orte  ländlichen 
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Charakters  — ,  wahrend  alle  anderen  Orte,  insbesondere  Märkte  und  Städte, 
prinzipiell  der  Hauszinssteuer  zu  unterwerfen  seien. 

Eine  Reihe  von  Experten  spricht  sich  für  die  Beibehaltung  der  Haus- 
klassensteuer unter  Aenderung  der  Besteuerungsgrundlagen  aus.  Die  Besteuerung 
nach  Art  und  Beschaffenheit,  wie  Zweck  der  Wohnräume  u.  dergl.,  wird  vielfach 
in  Vorschlag    gebracht  (Frank,   Gregor,    Löwy,    Margelik  u.  a.). 

Speziell  Experte  Hofrat  Meng  er  verweist  darauf,  dass  der  Bauer  es 
sehr  schwer  empfinde,  für  sein  aus  sechs  Wohnräumen  bestehendes  schlechtes 
Haus  ebensoviel  an  Hausklassensteuer  zu  entrichten,  wie  neben  ihm  der  reiche 
Kaufmann,  der  ebenfalls  sechs,  jedoch  mit  allem  Komfort  und  Luxus  ausgestattete 
Bäume  hat. 

Gerade  die  Besteuerung  der  Voluptuare  ist  von  vielen  Seiten  Angriffen  aus- 
gesetzt und  wird  für  eine  entsprechend  schärfere  Besteuerung  derselben  ein- 
getreten. 

Experte  Dr.  v.  S  c  h  n  e  i  d  e  r  ist  allerdings  anderer  Anschauung.  Er  meint 
zunächst  hinsichtlich  der  Schlösser,  dass  dieselben  unter  ähnlichen  Gesichtspunkten 
zu  beurteilen  sind,  wie  die  Bauernhäuser.  Sie  seien  zum  Aufenthalte  des  Guts- 
herrn, seiner  Beamten,  seines  Wirtschaftspersonales  bestimmt,  und  liefern  gar 
keinen  selbständigen  Ertrag,  seien  sogar  zumeist  eine  Last.  Experte  hielte  es  für 
verfehlt,  aus  dem  Grunde,  weil  vielleicht  einzelne  derartige  Bauten  als  Voluptuare 
benützt  werden,  an  eine  Sonderbesteuerung  zu  denken.  Die  Anzahl  der  in  die 
höchsten  Hausklassensteuertarifsätze  eingereihten  Gebäude  sei  verhältnismässig 
äusserst  geringfügig,  und  würde  da  nicht  viel  herauskommen.  Selbst  die  Villen 
könnten  nicht  unter  allen  Umständen  als  Voluptuare  angesehen  werden. 

Auch  die  Besteuerung  nach  dem  Miet-  oder  Nutzwerte  bezw.  der  Ertrags- 
fähigkeit findet  einige,  wenig  zahlreiche  Anhänger  (Brandhuber,  Kaiser- 
feld, Ruckensteiner  u.  a.).  Von  der  grossen  Mehrzahl  der  Experten  wird 
diese  Art  der  Besteuerung  nicht  empfohlen. 

So  meint  Experte  Dr.  Löwy,  er  könne  sich  gar  nicht  vorstellen,  wie  der 
Mietwert  eines  Hauses  in  einem  Dorfe  gefunden  werden  solle,  wo  vielleicht  kein 
einziges  Haus  vermietet  sei.  Wenn  schon  die  Schätzung  von  Hausbesitzerwohnungen 
in  den  Städten  mit  Schwierigkeiten  verbunden  sei,  wie  solle  da  die  Schätzung  von 
Dorfwohnungen  durchführbar  sein?  Man  könnte  nach  Erachten  des  Experten 
gar  nichts  anderes  tun,  als  eine  fixe  Skala  annehmen,  wie  sie  die  österreichische 
Gesetzgebung  schon  seit  vielen  Jahren  habe.  Allerdings  könne  diese  Skala 
verbessert  werden.  Experte  A  u  s  p  i  t  z  erinnert,  dass  bei  der  im  Jahre  1874 
beabsichtigten  Radikalreform  der  Hausklassensteuer  die  Besteuerung  des  Nutz- 
wertes in  Aussicht  genommen  war.  Aus  der  Zerfahrenheit  der  damaligen 
Debatte  im  Parlamente  habe  Experte  die  Üeberzeugung  gewonnen,  dass  dies 
ein  fruchtloses  Bemühen  sei. 

Experte  Frhr.  v.  Myrbach  meint,  auf  die  kleinsten  ländlichen  Wohn- 
häuser lasse  sich  schon  aus  technischen  Gründen  überhaupt  keine  Art  der 
Schätzung  anwenden.  Es  fehle,  wo  Vermietungen  zu  den  Ausnahmen  zählen,  an 
sicheren  oder  sogar  überhaupt  an  Mietpreisen.  Auch  sei  es  noch  nicht  gelungen, 
die  Existenz  aller  derartigen  Häuser  amtlich  festzustellen,  wie  wolle  man  da  an 
eine  Schätzung  ihres  Miet-  oder  sonstigen  Wertes  denken,  eine  Schätzung  von 
Objekten,  die  keinen  Markt  haben,  die  meist  nur  als  Bestandteile  der  Gutskörper 
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in  Verkehr  kommen  und  auch  da  nur  eine  sehr  untergeordnete  Rolle  spielen. 
Experte  spricht  sich  sonach  für  die  Beibehaltung  unseres  heutigen  Systemes  aus. 
Ebenso  Geiger,  ein  spezieller  Vertreter  hausklassensteuerpflichtigeir  Orte, 
Gregor,  Frh.  v.  Störck  u.  a.  m. 

Allerdings  kann  nicht  geleugnet  werden,  dass  dieses  System  ein  sehr  mangd- 
haftes  ist. 

Experte  Hoirat  M  e  n  g  e  r  bezeichnet  es  als  ein  sehr  rohes  Prinzip  und 
meint,  man  könnte,  wolle  man  pathetisch  sein,  sagen,  der  Marmorsaal  im  fürst- 
lichen Schlosse  zähle  bei  dieser  Steuer  gleich  der  elenden  Kammer  in  der  mit  Stroh 
gedeckten  Hütte.  Von  den  Gegnern  der  Hausklassensteuer  werde  jedoch  über- 
sehen, dass  sie  nur  ein  Notbehelf  sei  für  eine  sonst  durch  eine  Ertragssteuer  über- 
haupt schwer  zu  trefifende  Klasse  von  Gebäuden.  Im  Auslande  finden  wir  noch 
weit  schlechtere  derartige  Notbehelfe,  so  die  Tür-  und  Fenstersteuer  in  Frank- 
reich. Die  Franzosen  wissen  recht  gut,  dass  dies  ein  rohes  Besteuerungssystem  sei 
und  halten  dennoch  daran  fest,  weil  es  eben  ein  Notbehelf  sei,  das  sich  eingelebt 
habe.  Zudem  übersehen  die  obigen  Vorwürfe,  dass  unsere  Hausklassenstener 
stark  progressiv  ist,  dass  der  Tarif  nach  oben  stark  anschwillt.  Experte  spricht 
sich  sonach  unbedingt  für  die  Beibehaltung  des  Systemes  aus,  verweist  jedoch 
auf  zwei  Uebelstande,  einerseits  die  bereits  früher  erwähnte  Unglmchmassigkeit 
der  Besteuerung,  insbesondere  in  den  mittleren  Klassen,  anderseits  auf  die  dem 
Publikum  unverständlichen  Unterschiede  in  der  Besteuerung  angrenzender  Orte, 
von  denen  einer  der  Hauszinssteuer,  der  andere  der  Hausklassensteuer  unterliege, 
wo  oft  zwei  ganz  gleiche  Objekte  in  der  nächsten  Nähe  wesentlich  verschiedene 
Steuersätze  zu  entrichten  haben. 

Im  übrigen  sei  die  Hausklassensteuer  ein  relativ  zweckmässiger  finanztech- 
nischer Notbehelf,  der  durch  seine  stark  progressiven  Steuersätze  die  bauerliche 
Wirtschaft  erfreulich  begünstige.  Selbst  die  blosse  Ausarbeitung  eines  neuen 
Tarifes  würde,  sofern  hiedurch  die  Gebäude  des  flachen  Landes  einer  höheren  Be- 
steuerung als  bisher  unterwarfen  würden,  auf  grossen  Widerstand  stossen  und  mög- 
licherweise das  ganze  Reformwerk  in  Frage  stellen. 

Auf  einen  ähnlichen  Standpunkt  konmit  Experte  Dr.  Zaohystal,  der 
das  heutige  System  lediglich  dahin  abändern  will,  dass  die  Hausklassensteuer  nur 
für  jene  Gebäude  Geltung  haben  solle,  welche  beim  Betriebe  der  Land-  und  Fcarst- 
wirtschaft  vom  Landwirte  selbst  und  dessen  Arbeitspersonale  benützt  werden,  ohne 
Rücksicht  darauf,  ob  sie  sich  auf  dem  flachen  Lande  oder  in  der  Stadt  befinden. 

Dieselbe  Stimmung  für  die  Begünstigung  der  landwirtschaftlichen,  speziell 
bäuerlichen  Objekte  finden  wir  übrigens  zahlreich  vertreten  und  bis  zu  Anträgen 
auf  gänzliche  Steuerfreilassung  solcher  Realitäten  ausgebildet  (Gorski, 
Geiger,  Platter  u.  a.).  Anderer  Anschauung  ist  beispielsweise  Dr.  L  ö  w  y, 
der  keinen  Unterschied  zwischen  solchen  Anwesen  der  Landwirtschaft  und  den 
städtischen  gewerblichen  Betriebsstätten  findet»  die  sogaar  der  Hauszinssteuer 
unterworfen  sind. 

Schliesslich  glauben  wir  noch  die  Meinung  des  Experten  Hofrat  v.  P  h  i- 
1  i  p  p  o  V  i  c  h  erwähnen  zu  müssen,  welcher  der  Anschauung  Ausdruck  verleiht, 
die  Hausklassensteuer  solle  als  eine  massige  Belastung  des  Vermögenswertes  im 
heutigen  Massstabe  erhalten  bleiben  bezüglich  aller  jener  Objekte,  die  keinen 
bedeutenden  Vermögenswert  repräsentieren.     Jene   Gebäude   aber,   welche  als 
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Vermögenswerte  in  Betracht  kommen,  wie  Villen,  grosse  Schlösser  u.  dergl.,  sollten 
als  Vermögensobjekte  genau  so  behandelt  werden  wie  Gebäude,  die  in  der  Stadt 
gelegen  sind  und  nicht  vermietet  werden,  jedoch  mit  einem  geringeren  Vermögens- 
anschlage,  der  sich  aus  der  Natur  und  Lage  des  Objektes  ergebe,  —  sdlten  sonach 
einer  Vermögenssteuer  unterzogen  werden. 


Wir  haben  damit  eigentlich  das  Gebiet  der  Hausklassensteuer  schon  wieder 
verlassen  und  die  grosse  Frage  der  Vermögenssteuer  berührt.  Es  ist 
hier  nicht  der  Ort,  dieser  Frage  naherzutreten,  wir  wollen  nur  jenes  grossen  Problems 
mit  kurzen  Worten  gedenken,  das  dem  Experten  Professor  W  i  e  s  e  r  vorschwebt 
und  sein  Ziel  in  der  Vermögenssteuer  findet.  Experte  denkt  an  eine  solche  Ver- 
mögenssteuer allerdings  erst  nach  vollkommener  Einwurzelung  der  Personalein- 
kommensteuer, denn  die  Vermögenssteuer  ruhe  auf  der  Personaleinkommen- 
steuer  und  sei  eine  gewaltige  Versuchung  zur  Steuerunehrlichkeit,  auch  bei  der 
Personaleinkommensteuer.  Ausserdem  glaubt  Experte,  dass  wir  erst  dann  zu 
einer  solchen  Vermögenssteuer  kommen  können,  wenn  wir  nicht  bloss  bezüglich 
der  städtischen  und  gewerblichen,  sondern  auch  bezüglich  der  ländlichen  Ver- 
mögenswerte glauben  können,  sie  mit  Erfolg  zu  erfassen.  Bis  heute  sei  dies  nicht 
gelungen.  Experte  denkt  dann  auch  an  eine  Erhöhung  der  Personaleinkommen- 
Steuer  unter  Umwandlung  der  schon  heute  bestehenden,  auf  die  Wohnungen 
überwälzten,  ganz  unvollkommenen  und  rohen  Personaleinkommensteuer  in  eine 
vollkommene,  an  eine  Umwandlimg  der  heute  umgekehrt  progressiv  wirkenden 
Steuer,  die  den  kleinen  Mieter  ungeheuer  drückt,  in  eine  wirklich  progressiv  an- 
gelegte Steuer. 

Bis  zu  dieser  letzten  Etappe  den  ganzen  finanziellen  Plan  schon  heute  auf- 
zustellen, sei  allerdings  ein  Ding  der  Unmöglichkeit,  man  müsse  schrittweise  vor- 
schreiten, von  Stufe  zu  Stufe  bis  zum  Ziele  der  Vermögenssteuer,  das  allerdings 
heute  noch  sehr  ferne  liegt. 

Wir  wollen  damit  schliessen,  dass  wir  der  grossen  Ziele  gedachten,  die  im 
Verlaufe  der  Enquete  künftigen  Generationen  gesteckt  wurden,  Ziele,  deren  Er- 
reichung uns  selbst  zweifellos  nicht  beschieden  sein  wird  und  auch  nicht  beschieden 
sein  kann,  Ziele,  deren  wir  ims  jedoch  voll  bewusst  werden  imd  für  deren  Ver- 
wirklichung in  einer  fernen  Zeit  wir  die  Grundlagen  schaffen  müssen.  Wie  weit 
dies  im  Bereiche  unserer  Macht  stehen  mag,  wird  die  Zukunft  lehren  —  wir  wollen 
uns  der  Zuversicht  nicht  verschliessen,  dass,  wo  der  Wille  nicht  fehlt,  auch  der 
Erfolg  nicht  ausbleiben  wird. 
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Das  Budget  Japans  für  das  Jahr  1904/05. 

Von 

Brano  Simmenbaeb, 

Hütteningenieur  in  Charlottenbnrg. 

Infolge  des  Aiubrachs  der  kriegerischeD  Ereignisse  zwischen  Japan  und 
Rnssland  war  die  letzte  Legislaturperiode  des  japanischen  Reichstages  Ton  sehr 
kurzer  Dauer,  denn  der  im  Dezember  1903  einberufene  Reichstag  wurde  schon 
am  folgenden  Tage  aufgelöst.  Seit  der  Neuordnung  der  japanischen  wirtschaft- 
lichen und  staatlichen  Verhältnisse  durch  die  jetzige  Regierung  ist  das  Etats- 
jahr 1904/05  das  37.,  dessen  Dauer  vom  April  1904  bis  M&rz  1905  wShrt  In- 
folge des  Umstandes  der  sofortigen  Wiederauflösnng  des  japanischen  Reichs- 
tages konnte  diesem  natürlich  auch  das  Finanzbudget  pro  1904/05  nicht  vor- 
gelegt werden,  so  dass  nach  den  Bestimmungen  der  japanischen  Verfassung  das 
Budget  des  ^vorhergehenden  Jahres  zur  Durchführung  zu  bringen  ist  Weil 
aber  auch  dieses  Budget  infolge  politischer  Verhältnisse  nicht  zur  Vorlage  und 
Diskussion  hatte  gestellt  werden  können,  so  musste  das  Budget  des  Finanz- 
jahres 1902/03  für  beide  darauf  folgenden  Jahre  Dienste  tun,  bis  für  1905/06 
das  Budget  wieder  ordnungsgemäss  vom  Reichstag  bewilligt  wurde.  Zudem 
bietet  dieses  Budget  Japans  ein  besonderes  Interesse,  insofern  infolge  des  Ab- 
bruchs der  Verhandlungen  mit  Russland  im  März  1904  der  Reichstag  zu  einer 
ausserordentlichen  Session  einberufen  und  ihm  ein  Eriegsbudget  vorgel^  und 
-von  ihm  angenommen  wurde. 

Wenn  auch  in  den  letzten  drei  Jahren  stets  dasselbe  Budget  als  Basis  ge- 
dient hat,  so  ist  damit  doch  keineswegs  für  den  japanischen  Finanzmim'ster 
die  Verpflichtung  verbunden,  alle  verschiedenen  Positionen  bezüglich  ihrer  Be- 
träge in  Einnahmen  und  Ausgaben  nun  auch  genau  dem  Voijahre  entsprechend 
unverändert  einzusetzen.  Dies  ist  auch  schon  aus  dem  Grunde  nicht  gut  mög- 
lich, weil  die  Einnahmen  durch  den  Wechsel  in  den  der  Besteuerung  unter- 
liegenden Gegenständen  sich  verändern  und  ebenso  die  Ausgaben  sich  nach 
den  vorliegenden  besonderen  Bedürfnissen  passend  zu  richten  haben.  Unter 
Berücksichtigung  der  finanziellen  Erfordernisse  des  Krieges  gegen  Rnssland 
nahm  die  japanische  Regierung  Veranlassung,  einer  ausserordentlichen  Reichs- 
tagssession ein  Budget  über  die  Eriegsfinanzen  vorzulegen,  welches  sofortige 
Annahme  fand. 
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Ueberblickt  man  zunächst  das  Budget,  welches  jetzt  zur  AusfQhrung  ge- 
langt, in  seinen  schätzungsmässig  festgesetzten  allgemeinen  Einnahmen  und 
Ausgaben,  wie  sie  der  4.  Jahrgang  des  diesmal  auch  in  deutscher  Sprache  Tor- 
liegenden  finanziellen  und  wirtschaftlichen  Jahrbuches  von  Japan  bringt,  so 
lauten  die  Gesamtsummen  für  die  Etatsjahre  1904/05  und  1903/04  in  Yen 
—  1  Yen  =  2,09  M.  —  folgendermassen : 


Ordentliche  Gesamteinnahmen  .  . 
Ausserordentliche  Gesamteinnahmen 

Einnahmen  insgesamt  .  .  . 
Ordentliche  Gesamtausgaben  .  . 
Ausserordentliche  Gesamtausgaben 

Ausgaben  insgesamt  .... 


1904/05 
Yen 

217,625,999 
12,229.994 


1903/04 
Yen 

231,802,499 
19,879,462 


Yen 


229,855,993 

171,736,914 

51,444,316 


251,681,961 

178,464,121 

66,288,225 


223,181,280    244,752,346 


Diese  Gesamtziffem  setzen  sich  aus 
folgenden  Einzelpositionen  zusammen: 

Ordentliche  Einnahmen: 

Steuern : 

Grundsteuer 

Einkommensteuer 

Gewerbesteuer 

Steuer  auf  alkoholische  Getränke  .    . 

Soysteuer 

Zuckerkonsumsteaer 

Zölle 

Andere  Steuern . 

Einnahmen  aus  Stempelgebühren  .     .    . 
Einnahmen  aus  Staatsmonopolen  (Post, 

Telegraphie,  Forsten,  Bahnen  etc.)     . 

Zinsen  verschiedener  Fonds 

Aus  dem  Fonds  für  öffentliche  Arbeiten 

auf  Formosa 

Verschiedene  andere  Einnahmen   .    .    .__ 
Ordentliche  G^amteinnahmen    .    . 

Ausserordentliche  Einnahmen : 

Erlös  aus  verkauftem  Staatsvermögen 
Oertliche  Beiträge  von  Bezirken  zu  be- 

.  sonderen  Arbeiten 

Einnahmen  aus  den  Staatsanleihen    . 
Chinesische  Kriegsentschädigung    .    . 

Forstfonds 

Andere  ausserordentliche  Einnahmen 


87,061,973 
8,119,032 
7,194,041 

62,175,072 
3,403,030 
6,232,500 

16,338,180 
3,402,386 

13,897,651 


46,996,112 
7,412,801 
6,792,818 

66,535,404 
3,444,034 
7,184,637 

16,570,655 
8,552,083 

13,252,131 


52,536,246      52,739,522 
3,309,805        3,809,805 

fOir  das 
1,432,577        1,350,000    Etatejahr 
2,532,506        2,382,407  1904/05  also 


217,625,999    231,802,499  — 14,176,500 


934,792  894,375 


835,655 
4,740,000 

121,415 
1,990,272 
3,557.860 


1,076,800 
4,740,000 
3,574,717 
2,145,904 
7.447,666 


Ausserordentliche  Gesamteinnahmen      12,229,994      19,879,462  --   7,649,468 

Gesamteinnahmen 229,855,993    251,681,961  —  21,825,968 
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Brano  Sinunentecfa, 


Ordentliche  Ausgaben: 

1904/05  190d/04 

Yen  Yen  Yen 

Kaiserlicher  HauMchatz 3,000,000  3|000,000 

AuBwSjrtige  Angelegenheiten     ....  2,258,349  2,284,161 

Innere  Angelegenheiten 9,951,411  10,548,254 

Finanzen 59,425,252  61,870,627 

Krieg 37,271378  38,495,727 

Marine 21,817,952  22,077,695 

Justiz 10,197,052  10,568,532 

Oeffentlicher  Unterricht 4,991,265  5,073,502 

Handel  und  Ackerbau 2,880,893  2,943,949 

Verkehr 19,943,866  21,606,676 

Ordentliche  Geeamtausgaben  .    .    .  171,736,914  178,464,121  —   6,727,207 

Ausserordentliche  Ausgaben: 

Auswärtige  Angelegenheiten ....  46,500  108,765 

Innere  Angelegenheiten 14,183,863  16,453,288 

Finanzen 4,787,400  5,123,951 

Krieg 1,711,221  3,676,241 

Marine 8,638,089  7,118,575 

Justiz 474,534  548,907 

Oeffentlicher  Unterricht     .....  1,137,597  1,665,080 

Handel  und  Ackerbau 8,678,051  7,469,752 

Verkehr 16,792,062  24,128,666 

Ausserordentliche  Gesamtausgaben  51,444,316  66,288,225  --  14,843,909 

Gesamtausgaben 223,181,230  244,752,346-21,571,116 

Vergleicht  man  die  Budgetaufstellung  des  Finanzjahres  1904/05  mit  jener 
des  Jahres  1903/04,  so  ist  zunächst  zu  bemerken,  dass  sowohl  die  Gesamt- 
einnahmen wie  auch  die  Gesamtausgaben  des  laufenden  Finanzjahres  um  bei- 
nahe die  gleiche  Summe  von  über  21  Vs  Mill.  Yen  niedriger  ausfallen,  als  deren 
Ursachen  folgende  Momente  Erwähnung  verdienen.  Die  entlegene  Lebens- 
haltung des  japanischen  Volkes  hatte  eine  Erhöhung  der  Einkommensteuer, 
der  Gewerbesteuer,  der  Stempelsteuer,  sowie  der  Eisenbahneinnahmen  zur  Folge; 
diese  vier  Positionen  weisen  sich  nämlich  im  Voranschlag  für  1904/05  mit  fol- 
genden Mehrsummen  aus: 

Einkommensteuer 706,281  Yen  Zunahme, 

Gewerbesteuer    .......       401,223     ,  , 

Stempelsteuer 365,530     ,  , 

Eisenbahneinnahmen _     422,262     , ; 

Insgesamt  also 1,894,246  Yen  Zunahme. 

Bei  einer  Gesamteinnahmeziffer  von  230  Mill.  Yen  ist  diese  Zunahme  von 
knapp  1,9  Mill.  nur  als  sehr  gering  zu  betrachten  und  der  Wert  derselben  wird 
ganz  illusorisch,  wenn  man  demgegenüber  die  grossen  Einnahmeausf&lle  heran- 
zieht, welche  das  Budget  verzeichnet.    Diese  Mindererträge  betreffen 
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die  Grundsteuer mit  9,934i2d9  Yen 

,    Alkoholsteuer ^  4,360,332     , 

,     Zuckersteuer ,.         952,137     , 

,     Post  und  Telegraphie 695,557     , 

Chinesische  Kriegsentschädigung    .    .      ,  3,453,302     , 

Andere   ausserordentliche  Einnahmen      ,  3,889,806    , 

Von  diesen  bedeutenderen  Mindererträgen  —  die  kleineren  Summen  habe 
ich  hier  ausser  Betracht  gelassen  —  muss  man  allerdings  zunächst  das  Minder- 
ergebnis  der  diesjährigen  Ratenzahlung  der  chinesischen  Kriegsentschädigung 
ausschalten,  da  diese  Summe  mit  dem  wirtschaftlichen  Ergebnis  der  japanischen 
Einnahmequellen  in  keinerlei  organischem  Zusammenhang  steht.  Dagegen  ist 
ein  hochwichtiger  Faktor  in  dem  Rückgang  der  Grundsteuer  zu  erblicken, 
welcher  darin  seine  Ursache  findet,  dass  die  japanische  Bevölkerung  nicht  im 
stände  war,  neben  der  bisher  üblich  gewesenen  Grundsteuer  noch  eine  Zu- 
schlagsteuer zu  erschwingen,  daher  mnsste  die  Regierung  notgedrungenermassen 
diese  Steuerquelle  wieder  schliessen.  Die  Grundsteuer  ist  somit  im  laufenden 
Jahre  auf  die  alte  Form  zurückgeführt  worden,  woraus  die  obige  Verminderung 
von  fast  10  Mill.  Yen  resultiert.  Der  Grundsteuerertrag  des  Finanzjahres  1904/05 
ist  infolge  dessen  niedriger  als  jemals  im  Laufe  der  vorhergehenden  15  Jahre. 
Von  Bedeutung  für  den  gegenwärtigen  Augenblick  ist  auch  das  Minderergebnis 
der  Steuer  auf  alkoholische  Getränke;  doch  bleibt  hierbei  zu  berücksichtigen, 
dass  das  Jahr  1903/04  eine  Rekordziffer  fQr  Alkoholsteuer  notierte,  während 
die  Summe  für  1904/05  wohl  mehr  der  eigentlichen  normalen  Entwicklung  ent- 
spricht. Ein  ebenfalls  für  den  augenblicklichen  Moment  unangenehmer  Aus- 
fall ist  der  Minderbetrag,  welchen  die  Znckersteuer  für  das  laufende  Jahr  er- 
bringt. Doch  liegt  auch  hier  der  Fall  wie  bei  der  Alkoholsteuer,  das  Jahr 
1903/04  zeigte  ein  anormal  hohes  Steuererträgnis,  während  das  Jahr  1904/05 
ein  normales  Niveau  bezüglich  dieser  beiden  Steuererträge  innezuhalten  scheint. 
Da  die  Zuckersteuer  erst  im  Jahre  1901  eingeführt  wurde,  so  lassen  sich  die 
bisher  verflossenen  4  Steuerjahre  bequem  vergleichen  und  mögen  daher  zur 
ninstration  des  oben  als  Rekordjahres  gekennzeichneten  Jahres  dienen.  Es  be- 
trug die  Zuckersteuer  in  den  Jahren 

1901/02        1902/03        1903/04        1904/05 
612,344      4,145,773     7,184,637     6,232,500 

Im  ruhigen  Gange  wirtschaftlicher  Entwicklung  würde  das  Jahr  1903/04 
wahrscheinlich  nur  etwas  über  5  Mill.  Yen  erbracht  haben  und  der  Betrag 
des  Jahres  1904/05  diese  regelmässige  Steigerung  weiter  erkennen  lassen,  an- 
statt dass  nach  der  Rekordziffer  nur  ein  Rückschlag  zu  verzeichnen  ist.  Immer- 
hin nimmt  diese  Betrachtung  den  steuerlichen  Minderergebnissen  etwas  von 
ihrer  Schärfe,  mit  der  sie  im  ersten  Moment  auf  das  Auge  des  Beobachters 
wirken.  Als  eine  Folge  des  augenblicklichen  Kriegszustandes,  in  dem  sich 
Japan  befindet,  ist  dagegen  der  Rückgang  in  den  Einnahmen  der  Post  und 
Telegraphie  zu  bezeichnen,  der  jedoch  nicht  so  hoch  ausfallen  dürfte,  wenn 
erst  die  effektiven  Ziffern  später  bekannt  werden.  Der  schätzungsweise  fest- 
gelegte Minderertrag  von  3,889,806  Yen  für  andere  aussergewöhnliche  Ein- 
nahmen basiert  auf  den  Erwägungen,   dass  grössere  Beträge  zum  Ausbau  der 
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Flotte  verwandt  werden  sollen,  die  Rückzahlungen  von  Darlehen  an  den  Fiskus 
stets  Ausfälle  erbringen,  ebenso  sich  Verluste  aus  den  zeitweiligen  Anleihen  er- 
geben u.  a.  m. 

Der  Ausgabeetat  zeigt  in  allen  seinen  Positionen  oft  beträchtliche  Ein- 
schränkungen, die  des  Krieges  wegen  vorgenommen  wurden,  nur  die  Manne 
wird  im  Extraordinarium  mit  einer  Mehrausgabe  von  1,514,514  Yen  bedacht. 
Der  amtliche  Bericht  des  japanischen  Finanzministers  erwähnt  zu  dem  Punkte 
, Ausgaben',  dass  zwar  eine  Vermehrung  der  Pensionen  f^r  Militär-  und  Ziril- 
beamten  eingetreten,  anderseits  aber  eine  grosse  Verkürzung  in  den  allgemeinen 
Ausgaben  bewirkt  worden  sei  und  eine  fernere  Verminderung  in  Bezug  auf  die 
Staatsschuld  und  verschiedene  Rückzahlungen  eintreten  werde.  Die  Verminde- 
rung der  ausserordentlichen  Ausgaben  ist  eine  Folge  von  administrativen  Re- 
formen, Reduktion  der  Beamtenstellen  und  besonders  der  Hinausschiebung 
verschiedener  fortlaufender  öffentlicher  Arbeiten,  für  welche  Ratenzahlungen 
zum  Teil  schon  bewilligt  bezw.  vorgesehen  waren.  Die  wichtigsten  dieser  Ar- 
beiten, welche  für  das  laufende  Jahr  vorgesehen  waren,  nebst  den  dafür  aus- 
geworfenen Beträgen  sind  in  der  folgenden  Aufzählung  enthalten: 

Bau  von  Kriegsschiffen 6,700,000  Yen, 

Bau  und  Verbesserung  von  Eisenbahnen 6,990,000     , 

Verwaltung  von  Staatswäldem  und  Staatsländereien  1,990,000     , 

Bau  von  Eisenbahnen  in  Hokkaido  (Insel  Yesso)  .    .  1,580,000     , 

Kolonisierung  des  Hokkaido 1,500,000     . 

Erweiterung  des  Marinearsenals  in  Kure 1,460,000     , 

Bau  von  Küstenbatterien 730,000     , 

Errichtung  von  Schulen 590,000     . 

Insgesamt 21,490,000  Yen. 

Diese  öffentlichen  Arbeiten  wurden  in  der  ausserordentlichen  Reichstags- 
session im  März  1904  bis  nach  der  Wiederherstellung  des  Friedens  hinaus- 
geschoben und  die  so  freigewordenen  Geldsummen  für  die  Bedürfnisse  des 
Krieges  bereit  gestellt.  Nur  diejenigen  Öffentlichen  Arbeiten,  welche  sich  auf 
militärische  Vorbereitungen  beziehen,  sollen  in  vorgesehener  Weise  zur  Aus- 
führung gelangen. 

Wie  bereits  eingangs  dieser  Untersuchung  erwähnt  wurde,  ist  neben  dem 
gewöhnlichen  Budget  noch  ein  aussergewöhnliches  Kriegsbudget  aufgestellt 
worden,  und  zwar  auf  Gnmd  des  §  70  der  japanischen  Verfassung,  wonach  die 
Regierung  berechtigtermassen  für  einen  Krieg  rechtzeitig  die  erforderlichen 
Geldmittel  zu  beschaffen  habe.  Ein  kaiserlicher  Erlass  vom  28.  Dezember  1903 
ordnete  für  Kriegszwecke  die  Benutzung  von  Spezialfonds,  die  Ausgabe  von 
Schatzscheinen  und  die  Aufnahme  kurzfristiger  Anleihen  an.  Auf  diese  Weise 
erhielt  die  Regierung  innerhalb  dreier  Monate  156  Mill.  Yen,  wovon  100  Mill. 
durch  eine  vierfach  überzeichnete  Schatzanleihe  aufgebracht  waren.  Hieizu 
bemerkt  der  japanische  Finanzbericht:  ,Wenn  man  erwägt,  dass  die  Schate* 
anleihe  zum  grössten  Teil  von  den  unteren  Klassen  aufgenommen  wurde,  so 
kann  man  wohl  daraus  schliessen,  dass  das  Land  genug  Mittel  hat,  um  allen 
weiteren  finanziellen  Anforderungen,  welche  der  Eiieg  noch  stellen  wird,  gerecht 
zu  werden."    —  In  Wirklichkeit  verlief  die  Zeichnung  dieser  100  MiU.  Ten 
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Schatzanleihe  doch  etwas  anders,  Zunächst  zeichneten  die  breiten  Massen  des 
japanischen  Volks  nur  70  Hill.  Yen  insgesamt,  so  dass  ca.  30 Vo  nnbegeben 
geblieben  wären.  Nun  traten  die  grossen  Banken  hervor  und  zeichneten  gans 
enorme  Beträge,  wohl  wissend,  dass  ihnen  überhaupt  nur  noch  30°/o  der  An- 
leihe zugewiesen  werden  konnten.  So  kam  denn  eine  vierfache  Üeberzeichnung 
der  Anleihe  zu  stände.  —  Die  Regierung  besass  nun  also  156  Hill.  Yen,  die 
zufolge  kaiserlichen  Erlasses  zu  £[riegskosien  bestimmt  waren;  als  im  Februar 
1904  der  Krieg  wirklich  ausbrach,  erteilte  eine  schleunigst  einberufene  ausser- 
ordentliche Reichstagssession  einstimmig  die  Genehmigung  zur  Beschaffung 
weiterer  Kriegsgelder  gemäss  eines  ihr  vorgelegten  Kriegsbudgets.  Dieses  Kriegs- 
budget erreicht  einschliesslich  obiger  156  Hill.  Yen  die  Höhe  von  576  Mill.  Yen 
nnd  setzt  sich  aus  folgenden  Einzelpositionen  zusammen: 


Oeffentliche  Anleihen 


Von  anderen  Konten  übertragen 


131  Mill.  Yen,    bereits  genehmigt  durch 

kaiserl.  Erlass. 
280    n        n       ausserordentl.  Ausgaben. 
25     ,        ,       bereits  genehmigt  durch 

kaiserl.  Erlass. 
30     «        „       ausserordentl.  Ausgaben, 
gedeckt. 


48 


62 

f  8 
140 


110 


ausserordentl.     Aus- 
gaben, ungedeckt. 


576  Mill.  Yen. 


Einnahmen  aus  erhöhter  Steuer  etc. 

Einnahmeüberschuss 

Davon  als  Notreservefonds    .    .    . 

Total 

Zur  Deckung  dieses  Kostenbetrages  sollen  neben  öffentlichen  Anleihen, 

Schatzscheinen  und  kurzfristigen  Anleihen  besonders  erhöhte  Steuerauflagen 

und   ein  neu   eingebrachtes  Tabakmonopol   dienen.     Diese   ausserordentlichen 

Steuern  werden  folgend ermassen  geschätzt: 

Grundsteuer 23,936,213  Yen, 

Einkommensteuer 5,287,315 

Gewerbesteuer 5,036,199 

Alkoholsteuer 178,484 

Soysteuer 1,138,952 

Zuckersteuer 8,212,382 

Minensteuer 79,115 

Börsensteuer 532,846 

Sakesteuer  in  Okinawa 5,398 

Zölle 2,330,633 

Verbrauchssteuer  auf  Wolle  .    .     .  2,138,661 

,                 ,     Petroleum     .  1,238,599 

Sterapelgebühren 3,620,797 

Tabakmonopol 8,466,285 


Total 62,201,879  Yen. 

Von  den  zu  beschaffenden  110  Mill.  Yen  ausserordentlichen  Kriegsaus- 
gaben hofft  man  also  62  Mill.  durch  Steuererhöhung  und  48  Mill.  durch  Ein- 
nahmeüberschüsse zu  decken.  Dieser  Einnahmeüberschuss  von  48  Mill.  Yen 
soll  durch  eine  weitere  Verkürzung  des  Budgets  1904/05  erreicht  werden;  leider 
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Iftwt  der  Bericht  nicht  erkennen,  in  welcher  Weise  dies  geschehen  soll.  Man 
braucht  femer  nicht  gleich  Pessimist  zu  sein,  wenn  man  unter  den  augenblick- 
lichen Eriegsverhftltnissen  das  Eingehen  der  erhöhten  Steaersomme  yon  62  MilL 
Yen  mit  einem  Fragezeichen  versieht,  denn  schon  die  Erhöhung  der  Grund- 
steuer, Alkoholsteuer,  Znckerstener,  Soysteuer  etc.  brachten  Minderergebmsse, 
aber  keine  Mehreinnahmen.  Die  Verbrauchssteuern  auf  Wolle  und  Petroleum 
sind  neu  geschaffen  und  lassen  sich  vorher  überhaupt  kaum  einigermassen  exakt 
fixieren. 

Anderseits  muss  man  zugeben,  dass  das  japanische  Volk  sehr  wohl  in 
der  Lage  sich  befindet,  f&r  kurze  aussergewOhnliche  Perioden  höhere  Steueni 
erschwingen  zu  können.  Der  allgemeine  Volkswohlstand  der  Japaner  muss  sich 
ganz  entschieden  gehoben  haben,  wofür  den  besten  Beweis  die  stetig  steigende 
Summe  der  Einkommensteuer  bildet.  Die  Einkommensteuer  besteht  seit  dem 
Jahre  1887  und  wird  far  Einkommen  von  300  Yen  aufwärts  erhoben.  Zwar 
hat  auch  diese  Steuer  im  Laufe  der  Jahre  verschiedentlich  Aenderungen  er- 
fahren, immerhin  aber  bieten  die  JahresertrSgnisse  zusammen  mit  der  jeweiligen 
Bevölkerungsziffer  einen  passenden  Vergleichsmassstab  für  die  zunehmende  Steaer- 
kraft  des  japanischen  Volkes,  weshalb  diese  Ziffern  für  eine  Reihe  von  Jahren 
hier  angeführt  werden  mögen. 


Jahr 

Einkommensteuer  in  Yen 
Bevölkerung  in  Millionen 

Jahr 

Einkommensteuer  in  Yen 
Bevölkerung  in  Millionen 

Jahr 

Einkommensteuer  in  Yen 
Bevölkerung  in  Millionen 


1891/92 

1894/95 

1897/98 

1,110,554 

1,353.518 

2,095,092 

40,7 

41,8 

43,2 

1892/98 

1895/96 

1898/99 

1,132,359 

1,497,095 

2,351,420 

41,0 

42,2 

43,7 

1893/94 

1896/97 

1899/1900 

1,288,763 

1,810,221 

4,837,320 

41,3 

42,7 

44,2 

1900/01   I  1903/04 

6,368,039  ,  7,412,801 

44,8      !     46,3 

1901/02  '  1904/05 
6,836,890 ;  8,119,082 
45,4 

1902/03 

7,460,692 

45,7 


Japan  hatte  nach  «Wall  Street  Journal'  vor  dem  Kriege  296,938,875  Doli. 
Schulden,  durch  den  Krieg  sind  bis  jetzt  450  Mill.  Doli,  neue  Anleihen  hinzu- 
getreten. 

Für  das  Finanzjahr  1905/06 ')  hat  der  Reichstag  rund  72  Mill.  Yen  Kriegs- 
steuem  bewilligt ;  die  Summe  wird  aufgebracht  durch  Erhöhungen  bei  der  Grund- 
steuer und  Einkommensteuer  und  durch  neue  Steuern;  an  solchen  verdienen 
besonders  hervorgehoben  zu  werden:  eine  Erbschaftssteuer  (auch  die  direkte 
Linie  und  die  Ehegatten  treffend  und  auch  progressiv  nach  Höhe  des  Anfalls), 
eine  Fahrkartensteuer,  das  Salzmonopol,  eine  Stempelsteuer  von  10 7o  auf  alle 
Gewebe  (Wollengewebe  157«»  wie  schon  bisher);  unter  den  Zöllen  ist  beachtens- 
wert der  neue  Reiszoll. 


1)  K.  Rathgen,   Zwischen  zwei  Kriegen;  die  Japanische  Finanzpolitik  1895  bis 
1904  S.  38. 
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Von 

Brano  Simmersbaeta^ 

Hütteningenieur  in  Gharlottenbnrg. 

Finanzielles  und  wirtschaftliches  Jahrbuch  fOr  Japan     .    .    .  1004  Tokio. 

Report  of  the  adoption  of  the  Gold  Standard  in  Japan   .    .    .  1899  Tokio. 

Japan  in  the  beginning  of  the  20  th  Century    . 1904  Tokio. 

Japan  and  its  trade,  J.  Morris 1902  London. 

Das  Bankwesen  Japans,  Dr.  Eanju  Kiga 1904  Leipzig. 

Unser  Vaterland  Japan 1904  Leipzig. 

I. 

Einleitung. 

Allgemeine  Einfiilinmg  iE  das  Thema. 

Wenn  heute  Japan  allerseits  ein  solch  reges  Interesse  entgegengebracht 
wird,  wie  es  tatsächlich  der  Fall  ist,  so  beruht  dies  natOrlich  in  erster  Linie 
auf  dem  für  Japan  bisher  so  überraschend  günstigen  Verlaufe  des  russisch- 
japanischen Krieges.  Seit  Beginn  dieses  Krieges  ist  eine  ganze  Flut  von  Werken 
und  Broschüren  Über  Japan  und  die  Japaner  erschienen  und  es  muss  von  dem 
ausserhalb  dieses  Gebietes  stehenden  Beobachter  als  eine  jedenfalls  auffallende 
Tatsache  festgelegt  werden,  wie  verhältnismässig  wenig  Schriften  seither  über 
Russland  erschienen  sind,  obwohl  doch  gerade  Russland  in  weiten  Kreisen  noch 
als  das  Rätsel  der  Gegenwart  angesehen  wird.  Sein  inneres  Siechtum  ist  durch 
den  Krieg  mit  Japan  der  ganzen  Welt  offenbar  geworden  und  mit  Befürchtungen 
sieht  man  nach  dem  Fundament,  auf  dem  dieser  Staatskoloss  bisher  so  dräuend 
und  angeblich  so  fest  stand.  Aber  abgesehen  von  diesen  äusserlichen  Einflüssen 
des  Krieges  ist  es  noch  eine  ganze  Reihe  anderer  Momente,  welche  sehr  wohl 
dazu  angetan  sind,  bei  uns  ein  berechtigtes  Interesse  für  Japan  wachzurufen, 
es  ist  dies  ganz  besonders  der  enorme  wirtschaftliche  Aufschwung,  welchen  Japan 
innerhalb  sehr  kurzer  Zeit  zu  verzeichnen  hat  und  der  irrtümlicherweise  an- 
fänglich als  eine  inhaltlose  rein  äusserliche  Nachahmung  okzidentaler  Einrich- 
tungen bezeichnet  wurde.  Dabei  ist  er  doch  lediglich  eine  Folge  der  Erschliessung 
des  japanischen  Inselreiches  für  die  Fremden,  die  Japan  unter  dem  Drucke 
amerikanischer  und  europäischer  diplomatischer  Unterhandlungen  und  imposanter 
Kriegsschiffe  notgedrungen  gewähren  musste.  Hierzu  kam  noch  die  grosse  inner- 
politische Umwälzung   aller  bestehenden  Einrichtungen  in  Japan  durch   die 
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Revolution  des  Jahres  1868,  wodurch  die  jetzige  Kaiserfamilie  aaf  den  Thron  ge- 
langte und  das  Land  selbst  ans  seiner  langen  bisherigen  Abgeschlossenheit  nnter 
den  belebenden  Einfluss  europäisch-moderner  Eulturwirkungen  trat.  Die  grosse 
Revolution  hat  mit  den  frQheren  gesellschaftlichen  und  wirtschaftlichen  Ein- 
richtungen des  alten  Japan  vollsfAndig  reinen  Tisch  gemacht  und  man  kann 
seitdem  in  Japan  unausgesetzte  Bestrebungen  verfolgen,  welche  die  EinfQhrung 
modemer  wirtschaftlicher  Einrichtungen  bezwecken.  In  recht  anschaulicher  Weise 
lassen  sich  diese  Vorgänge  auf  dem  wirtschaftlichen  Leben  an  dem  japanischen 
Geld-  und  Bankenwesen  verfolgen,  welches  deshalb  in  Nachstehendem  den  Gegen- 
stand einer  kurzen  Untersuchung  bilden  soll,  insoweit  es  für  den  Rahmen  dieser 
Zeitschrift  geeignet  erscheint. 


n. 

Das  Gtoldwesen. 

1.  Gesohichte  des  alten  MänzwesenB. 

Um  nun  zunächst  mit  einer  Erörterung  des  japanischen  Geldwesens  sq 
beginnen,  so  reichen  dessen  Uranfänge  weit  in  das  Altertum  zurück,  und  wenn 
auch  genaue  Angaben  über  den  Ursprung  nicht  beizubringen  sind,  so  versuchen 
doch  schon  gegen  Ende  des  7.  Jahrhunderts  kaiserliche  Erlasse  und  Gesetze 
unter  der  Regierung  der  Kaiserin  Dito  und  des  Kaisers  Monbu  eine  strenge 
Kontrolle  über  den  Kreditverkehr  im  Lande  auszuüben.  Zwar  war  die  Be- 
nützung von  Metallgeld  als  Tauschmittel  noch  wenig  bekannt  und  auch  wohl 
noch  schwierig,  aber  immerhin  bildete  das  Geld  bereits  neben  Nutztieren,  Ge- 
treide, Reis  u.  a.  einen  Gegenstand  des  Verkehrs.  Mit  der  Kaiserzeit  und  dem 
darauf  folgenden  Zeitalter  der  Feudalherrschaft  in  Japan  scheint  sich  eine  lang- 
same Entwicklung  der  Gtoldwirtschaft  vollzogen  zu  haben  und  Metallgeld  immer 
mehr  zur  Einführung  gelangt  zu  sein.  Ein  bedeutendes  geschichtliches  Moment 
trat  hier  ein,  als  gegen  Ende  des  16.  Jahrhunderts  alle  diese  kleinen,  mehr  oder 
minder  stark  verschuldeten,  Feudalherrschaften  zu  einem  Reiche  in  einer  Hand 
unter  Hideyoshi  Toyotomi  vereinigt  wurden  und  eine  kräftige  Organisation  des 
gesamten  Staatswesens  zur  Durchführung  gebracht  wurde.  Im  Jahre  1601  gelangte 
ein  neues  allgemeines  Münzsystem  in  Japan  zur  Einführung,  welches  während  der 
fast  800jährigen  Regierungszeit  der  Tokugawa  bis  zur  grossen  Revolution  des 
Jahres  1868  bestehen  blieb.  Nun  ist  dieses  Münzsystem  nicht  für  alle  Zeit 
einwandfrei  gewesen,  sondern  es  zeigte  im  Gegenteil  sehr  bald  Spuren  inneren 
Verfalls,  die  noch  besonders  dadurch  verschärft  wurden,  dass  die  Tokugawa- 
regierung  in  Finanznöten  sehr  häufig  zu  minderwertigen  Umprägungen  der 
Münzen  ihre  Zuflucht  nahm.  Auch  hatte  später  fast  jede  Provinz  einen  beträcht- 
lichen Posten  Papiergeld  innerhalb  ihrer  Grenzen  im  Umlauf  und  manch  einer 
der  alten  Feudalherren  erhielt  das  Recht  der  freien  Münzprägung  nach  eigenem 
Bedarf  und  eigenem  Gutdünken.  So  war  denn  natürlich  sehr  bald  das  japanische 
Münzsystem  weit  entfernt  davon»  einem  Idealbilde  zu  entsprechen.  Als  eine 
Begleiterscheinung  dieser  Münzverwirrung  ist  besonders  bemerkenswert  die  da- 
malige Entwicklung  der  Geldwechslergeschäfte,  welche  hauptsächlich  in  Osaka 
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und  Tokio  -vor  sich  ging.  Die  Wechsler,  »Riogayeya*,  welche  schon  im  15.  und 
16.  Jahrhundert  wegen  der  grossen  Verschiedenheit  der  Münzsysteme,  die  durch 
die  Einführung  der  chinesischen  Münzen  noch  erhöht  wurde,  notwendig  geworden 
waren,  trieben  auch  weiterhin  in  immer  umfangreicherem  Masse  Geldwechsel- 
gesch&fte.  Da  in  jener  Zeit  infolge  oftmaliger  Münzyerschlechterungen  und 
-yerbesserungen,  sowie  auch  infolge  des  Prägens  -verschiedenartiger  Münzsorten 
die  verschiedensten  Geldsorten  sich  im  Umlauf  befanden  und,  da  ausserdem  die 
Preisverhältnisse  der  einzelnen  Metalle  und  Münzen  fortdauernden  Schwankungen 
unterworfen  waren,  so  nahmen  die  Geschäfte  dieser  Wechsler  an  Bedeutung  für 
die  japanische  Volkswirtschaft  immer  mehr  zu.  Immerhin  aber  blieb  das  alte 
Münzsystem  aus  dem  Jahre  1601  in  seinen  Grundzügen  bestehen  und  über 
260  Jahre  wurde  keinerlei  Aenderung  an  ihm  vorgenommen.  Erst  als  nach 
der  Revolution  des  Jahres  1868  die  Regierangsmacht  in  andere  Hände  über- 
gegangen war,  beschloss  man  auch  den  grossen  allgemeinen  Wirrwarr  im 
japanischen  Münzwesen  zu  beseitigen  und  durch  Einführung  der  Goldwährung 
dasselbe  auf  einen  modernen  Standpunkt  zu  bringen. 

2.  Der  mezikaniBche  Dollar  in  Japan. 

Der  sofortigen  Verwirklichung  und  strengen  Durchführung  dieses  Planes 
trat  jedoch  ein  anderer  Umstand  entgegen,  der  sich  dadurch  ergab,  dass  ebenso 
wie  auch  in  den  anderen  ostasiatischen  Ländern,  so  auch  in  Japan  sich  bereits 
seit  langem  der  mexikanische  Dollar  heimisch  gemacht  hatte  und  allen  Ver- 
suchen, ihn  ausser  Umlauf  zu  bringen,  stets  erfolgreich  widerstand.  Die  japanische 
Regierung  hat  es  jedoch  innerhalb  eines  20jährigen  Zeitraumes  durch  fort- 
währendes Bemühen  verstanden,  dem  mexikanischen  Dollar  im  japanischen 
Wirtschaftsleben  den  Boden  zu  entziehen  und  an  seine  Stelle  die  heimische 
Münze  zu  setzen.  Als  damals  vor  30  Jahren  die  neu  konstituierte  Regierung 
die  Reorganisation  der  Landeswährung  ins  Auge  fasste  und  die  Gründung  einer 
Münze  in  Osaka  beschloss,  stand  sie  somit  zwei  Tatsachen  gegenüber,  erstens 
der  volligen  Deroute  des  eigenen  Landesmünzsystems  und  zweitens  der  Tatsache, 
dass  allgemein  im  ganzen  Lande  der  mexikanische  Dollar  sich  im  Umlauf  be- 
fand. Obwohl  man  nun  regierungsseitig  wünschte  die  Goldwährung  zur  Ein- 
führung zu  bringen,  so  erschien  es  den  leitenden  japanischen  Staatsmännern 
zunächst  doch  ratsam,  mit  der  allgemeinen  Vorliebe  der  Handelswelt  für  den 
mexikanischen  Silberdollar  zu  rechnen,  doch  hoffte  man  der  Nachfrage  nach 
demselben  durch  Ausgabe  einer  neuen  Geldsorte  mit  landesüblicher  Prägung 
entgegentreten  zu  können. 

Es  wurde  daher  am  10.  Mai  1871  ein  neues  Münzgesetz  erlassen,  welches 
den  Weg  für  die  schliessliche  definitive  Einführung  der  Goldwährung  vorbereiten 
sollte.  Man  beschloss  die  Prägung  einer  Silbermünze,  die  heute  allgemein  als 
Yen  bekannt  geworden  ist  und  an  Aussehen  sowie  Feingehalt  genau  dem  mexi- 
kanischen Handelsdollar  entsprach.  Man  gab  diesen  Yen  gesetzliche  Basis,  be- 
sonders bei  Zahlungen  in  den  Vertragshäfen,  wodurch  man  dem  mexikanischen 
Dollar  erfolgreichen  Wettbewerb  zu  bieten  hofile.  Der  Yen  von  1871  besass 
etwa  4  Grain  weniger  an  Silbergehalt  als  der  mexikanische  Dollar,  und  als  man 
einige  Jahre  später  die  Entdeckung  machte,  dass  dieser  letztere  trotzdem  noch  im 
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Lande  weiter  zirknlierte,  da  schrieb  man  diese  Erscheinung  dem  Mindergewichte 
des  Yen  zu.  Infolgedessen  erhöhten  die  Japaner  im  Febmar  1875  das  Gewicht 
ihrer  Münzen  von  416  anf  420  Grain,  also  genau  auf  das  Gewicht  des  so  er- 
folgreich im  Lande  umlaufenden  Mezikodollars  und  gleichzeitig  vertauschte  man 
die  Bezeichnung  Yen  mit  dem  offiziellen  Aasdruck  Boyeki  ichi  yen  gin  =  HandeLB- 
Silberdollar.  Zu  jener  2<eit  hatten  die  ung^Ünstigen  Verhältnisse  des  japanischen 
Finanzwesens  und  besonders  die  Ausgabe  unkonvertierbaren  Papiergeldes  einen 
überaus  starken  Goldabfluss  nach  dem  Auslande  zur  Folge.  Das  Experiment  mit 
dem  neuen  Yen  verlief  zudem  insofern  völlig  ungünstig,  als  es  die  Ausscheidung 
des  missliebigen  mexikanischen  Handelsdollars  gar  nicht  zur  Folge  hatte,  sondeni 
das  gerade  Gegenteil  hervorrief,  da  es  den  mexikanischen  Dollar  erst  recht  nach 
Japan  hinzog,  wo  er  gegen  die  neuen  vollwichtigen  japanischen  HandelsdollatB 
umgetauscht  und  gleich  darauf  ausser  Landes  exportiert  wurde.  Unter  diesen  Um- 
ständen war  es  für  Japan,  mitten  unter  den  Silberwährungsl&ndem  des  Ostens 
stehend,  ein  Ding  der  Unmöglichkeit,  die  Goldwährung  zur  Einführung  zu  bringen, 
und  die  Regierung  beschloss  daher  im  Jahre  1878  zunächst  die  Einstellung  der 
weiteren  Prägung  von  Handelsdollars  und  kehrte  wieder  zur  Ausgabe  des 
alten  leichteren  Yen  zurück.  Da  auch  die  japanische  Regierung  nicht  zwei  ver> 
schiedene  Münzsysteme  nebeneinander  aufrecht  erhalten  konnte,  eins  fOr  das 
Inland  und  eins  für  den  auswärtigen  Handel,  so  gab  man  im  Mai  1878  dem 
Handelsdollar  auch  im  Inlande  gesetzliche  Umlaufsberechtigung  neben  den 
Goldmünzen.  Seit  jener  Zeit  bestand  also  in  Japan  keine  reine  Gold^i^hmng. 
sondern  in  Wirklichkeit  beruhte  die  Landeswährung  auf  bimetallistischer  Grand- 
lage. Während  der  nun  folgenden  Jahre,  als  der  Silberpreis  stetig  sank,  prägte 
die  japanische  Münze  in  Osaka  immer  grössere  und  grössere  Beträge  dieses 
Metalls  und  der  Yen  wurde  damit  immer  mehr  und  mehr  bekannt  und  populär 
gemacht.  Zwischen  1871,  dem  Zeitpunkte  der  erstmaligen  Prilgung  des  Yen, 
bis  zum  Jahre  1897,  wo  die  Silberyens  nicht  mehr  geprägt  wurden,  wurden  im 
Ganzen  mehr  als  165  Mill.  derselben  geschlagen  und  von  dieser  Menge  mehr 
als  110  Mill.  an  das  Ausland  abgegeben,  denn  der  Yen  war  inzwischen  ein 
ernstlicher  Rivale  des  mexikanischen  Handelsdollars  auf  fast  allen  grösseren 
Marktplätzen  Ostasiens  geworden  bis  herab  nach  Singapoor  und  den  Sundainseln. 
Die  Schwankungen  im  Silberpreise  hatten  jedoch  schon  seit  langem  den 
Handel  Japans  mit  Europa  und  Amerika  in  ungünstigem  Masse  beeinflusst,  und 
die  japanische  Regierung  erwog  daher  schon  seit  Jahren  die  Einführung  der 
Goldwährung.  Der  Erhalt  der  Entschädigungssumme  von  China  nach  dem  für 
Japan  glücklichen  £jiege  von  1894/95  machte  die  Verwirklichung  dieses  Planes 
zur  Möglichkeit.  Im  März  des  Jahres  1897  wurde  dem  Reichstage  ein  Gesetz 
vorgelegt,  welches  die  neue  Goldmünze  —  den  Goldyen  —  als  Münzeinheit 
erklärte  und  die  fernere  Prägung  von  Silber  auf  die  kleineren  Scheidemünzen 
beschränkte.  Die  Prägung  des  Silberyens,  welcher  damals  bereits  in  ganz  Ost- 
asien im  Umlauf  stand,  war  somit  vorbei.  Diejenigen  Beträge  dieser  Münze, 
welche  noch  im  Lande  verblieben  waren,  insgesamt  etwa  31  Mill.  Yen,  wurden 
durch  Gold  abgelöst  und  entweder  zu  Scheidemünzen  umgeprägt  oder  in 
Shanghai  und  Hongkong  verkauft.  Mit  dem  31.  April  1898  wurde  der  Silberyen 
in  Japan  als  nicht  mehr  umlaufsfähig  erklärt  und  seit  Juli  1898  wurde  er  nicht 
mehr  an  den  Staatskassen  angenommen.    Die  nachstehende  ZnsammensteUnng 
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gibt  an,  wie  viel  Silberyen  noch  während  der  letzten  4  Jahre  vor  der  Abschaffang 
dieser  Münze  geprägt  wurden  und  wie  viel  derselben  sich  im  japanischen  Inlande 
im  Umlaufe  befanden: 

.  ,       Geprilgt  wurden  1- Yenstücke    Im  Umlauf  waren 
Yen  Yen 

1894  11,790,216         46,292,212 

1895  26,800,000         47,192,176 

1896  16,600,000         60,977,504 

1897  10,940,000         31,048,987 


8.  Papiergeld. 

Als  im  Jahre  1871  die  japanische  Regierung  eine  Reform  des  Münzwesens 
beschloss,  herrschte  im  Lande  eine  drückende  Finanznot,  die  Schulden  aus  dem 
Bürgerkriege  des  Jahres  1868  taten  dazu  das  ihrige.  Da  das  neue  Reich  die 
s&mtlichen  Feudalherrschaften  der  verschiedenen  kleineren  Inlandsfürsten  — 
Daimios  —  eingezogen  hatte,  so  war  es  auch  die  Verpflichtung  eingegangen,  all 
das  von  diesen  Feudalherren  ausgegebene  Papiergeld  zu  übernehmen.  Zu  diesem 
Zwecke  musste  die  japanische  Regierung  einen  grossen  Teil  staatlichen  Papier- 
geldes ausgeben,  welches  als  unkonvertierbar  bezeichnet  wurde.  Die  enorme 
Höhe  dieser  Papiergeldmengen,  welche  zur  Ausgabe  gelangten,  und  die  weitere 
unangenehme  Eigenschaft  der  Unkonvertierbarkeit,  liessen  das  Ansehen  dieser 
Noten  ursprünglich  äusserst  gering  sein,  wozu  zweifellos  auch  der  damals  nie- 
drige  japanische  Staatskredit  beitrug.  Die  Erinnerung  an  häufige  Verluste  bei 
den  Ausgaben  von  Papiergeld  seitens  der  ehemaligen  Feudalherrschaften  Hess 
das  japanische  Volk  dem  neuen  Papiergeld  äusserst  misstrauisch  gegenüber- 
stehen und  die  Noten  wurden  nur  ungern  in  Zahlung  genommen.  Zur  Beseiti- 
gung dieses  Uebelstandes  beschloss  die  japanische  Regierung  die  Ausgabe 
6^/oiger  Staatsschuldscheine  —  kinsatsu  —  welche,  dank  dem  gestiegenen  An- 
sehen der  erstarkten  Zentralregierung  sehr  bald  sich  allgemeiner  Beliebtheit 
erfreuten,  zumal  auch  ihre  Handlichkeit  bequemer  war,  als  der  Verkehr  mit 
den  schwerwiegenden  Silbermünzen.  So  gingen  die  Verhältnisse  anscheinend 
glücklich  ihren  Weg  vorwärts,  als  im  Jahre  1877  die  Satsumarevolution,  welche 
in  den  südwestlichen  Provinzen  des  Reiches  zum  Ausbruch  gelangte,  die  Staats- 
regierung wieder  in  neue  grosse  Finanzschwierigkeiten  stürzte  und  die  weitere 
Ausgabe  einer  beträchtlichen  Menge  unkonvertierbarer  Papiemoten  zur  Folge 
hatte.  Diese  Zwangsausgabe  bewirkte  eine  sehr  starke  Entwertung  der  neaen 
Papiergeldnoten,  alle  Preise  gingen  stetig  in  die  Höhe  und  der  ständige  Abfluss 
von  Gold-  und  Silbermetall  aus  dem  Lande  machte  sich  bald  sehr  fühlbar  und 
führte  zu  der  Finanzkrisis  des  Jahres  1880—81.  Damals  hatte  die  Regierung  die 
Gründung  der  Yokohama  Specie  Bank  bewerkstelligt,  welche  der  Entwertung  des 
Papiergeldes  durch  erhöhten  Umlauf  von  Silbergeld  entgegentreten  sollte.  Da 
trotz  aller  regierungsseitigen  Massnahmen  diese  Ausführung  an  dem  Steigen  des 
Silberwertes  im  Inlande  scheiterte,  geriet  die  Specie  Bank  fast  in  die  Gefahr,  ihren 
Bankerott  erklären  zu  müssen,  und  eine  sprungweise  Wertverringerung  des  Papier- 
geldes war  die  Folge.  Schliesslich  war  das  Verhältnis  derart,  dass  1,79  Papieryen 
1  Silberyen  entsprach.   Der  im  Oktober  des  Jahres  1881  als  Pinanzminister  be- 
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nifene  Graf  Matsukata  beschloss  daher  energische  Massregeln  zur  Schaffung 
einer  sicheren  Valuta  zu  unternehmen.  Der  allgemeinen  Notenausgabe  der  ve^ 
schiedenen  Banken  machte  er  einfinde  dadurch,  dass  im  Juni  1882  die  Bank  von 
Japan  gegründet  wurde,  welcher  allein  das  Recht  der  Notenausgabe  zugestanden 
wurde.  Zwei  Jahre  später,  im  Mai  1884,  wurde  die  Bank  von  Japan  durch 
kaiserliche  Verfügung  ermächtigt,  einlOsbare  Noten  auszugeben.  Durch  äussente 
Sparsamkeit  in  allen  Ministerialressorts  wurde  es  erreicht,  dass  schon  zu  Ende 
des  Jahres  1885  der  Staatskredit  derart  sich  gehoben  hatte,  dass  die  Valata- 
differenz  zwischen  Silber-  und  Papiergeld  verschwunden  war,  und  mit  dem 
1.  Januar  1886  wurde  an  allen  Staatekassen  die  Zahlung  in  Silbergeld  durch- 
gesetzt. So  war  Japan,  welches  nach  den  herrschenden  Anschauungen  seiner 
Staatsminister  unbedingt  die  Goldwährung  zur  Einführung  bringen  sollte,  wieder 
bei  der  Silberwähruug  angelangt.  Die  Regierung  verfolgte  jedoch  den  Gedanken 
der  Einführung  der  Goldwährung  stets  weiter,  und  wenn  er  nur  langsam  sich 
entwickelte,  so  lag  das  eben  daran,  dass  Japan  keine  Mittel  und  Wege  sah, 
um  sich  die  für  eine  solche  Reform  nötige  Goldreserve  zu  beschaffen.  Diese 
vorläufig  trüben  Aussichten  wurden  jedoch  ganz  unerwarteterweise  beseitigt 
durch  das  Eriegsglück,  welches  Japan  in  dem  Kriege  gegen  China  1894/95 
genoss.  Durch  den  Frieden  von  Shimonoseki  17.  April  1895  wurde  China  tu 
einer  Kriegsentschädigung  von  200  Mill.  Küping  Taels  verurteilt  und  femer  Ütr 
die  Rückgabe  des  südlichen  Teiles  der  Provinz  Mukden  —  der  Liaotung-Halb- 
insel  —  eine  weitere  Summe  von  30  Mill.  Küping  Taels.  Die  Zahlung  dieser 
Kriegsentschädigung  seitens  Chinas  ist  für  die  Einführung  der  Goldwährung  in 
Japan  von  höchster  Bedeutung  geworden,  weshalb  hier  kurz  die  einzelnen  Ter- 
mine angeführt  werden  mögen,  an  welchen  die  Zahlungen  erfolgten: 

31.  Oktober     1895    Kriegsentschädigung 50,000,000      Taels 

8.  Mai  1896    Kriegsentschädigung 50,000,000 

8.  Mai  1896    Zinsen 1,250,000 

7.  November  1896    Zinsen 5,000,000 

8.  Mai  1897    Kriegsentschädigung 16,666,666^'s 

8.  Mai  1897    Zinsen 416,666-/« 

8.  November  1897    Zinsen 4,166,666V3 

7.  Mai  1898    Kriegsentschädigung 72,500,000 


200,000,000      Taels 
16.  November  1895    Für  die  Rückgabe  von  Liaotung  .    .       30,000,000 

230,000,000      Taels 
Entschädigung  für  die  Kosten  der  Besetzung 
von  Wei-hai-wei 

8.  Mai  1896 500,000      Taels 

8.  Mai  1897 500,000 

7.  Mai  1898 500,000 

281,500,000      Taels 
=  762  Mill.  Mark. 
Der  glückliche  Ausgang  des  japanisch-chinesischen  Krieges  hatte  eine 
gewaltige  Hebung  des  japanischen  Wirtschaftslebens  zur  Folge,  denn  natur- 
gemäss  hatte  während  des  Krieges  jede  Entwicklung  kaufmännischer  und  indu- 
strieller Unternehmungen  aufgehört.    Man  zahlte  bei  Beginn  des  Krieges  für 
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tägliches  Geld  sehr  hohe  Sätze  für  100  Yen;  aber  schon  einige  Monate  nach  dem 
Kriege  —  im  Oktober  1895  —  fiel  der  Zinsfass  wieder. 

Obwohl  nun  durch  die  Zahlung  der  chinesischen  Kriegsentschädigung 
der  Weg  zur  Einführung  der  Goldwährung  geöffiiet  war  und  auch  der  Finanz- 
minister am  25.  Februar  1897  den  Plan  einer  Münzreform  den  gesetzgebenden 
Körperschaften  bereits  vorlegte,  so  stiess  die  Absicht  zunächst  doch  auf  viel- 
fachen Widerspruch.  Man  glaubte,  dass  dadurch  der  Export  Japans  nach  den 
GoldwährungsländArn  zurückgehen  würde  und  ebenso  auch  nach  den  übrigen 
Ländern;  auch  fand  man  Bedenken  darin,  dass  Japan  allein,  mitten  unter  den 
Süberwährungsländem  des  östlichen  Asiens  liegend,  sich  dann  in  eine  exponierte 
Stellung  begeben  würde.  Schliesslich  wurde  auch  noch  eingewandt,  dass  Japan 
picht  genügend  Gold  produziere,  um  auf  die  Dauer  die  Goldwährung  Überhaupt 
zur  Durchführung  bringen  zu  können.  Die  Regierung  wusste  jedoch  all  diese 
Bedenken  in  befriedigender  Weise  zu  widerlegen,  und  am  29.  März  1897  fand 
die  kaiserliche  Bestätigung  des  Gesetzentwurfes  statt,  wodurch  die  Goldwährung 
endgültig  in  Japan  eingeführt  wurde. 

In  umsichtiger  Weise  und  unter  Vermeidung  von  irgendwelchen  Störungen 
des  allgemeinen  Geldmarktes  kaufte  die  japanische  Regierung  Gold  auf  und 
liess  dieses  auf  der  Münze  in  Osaka  in  5-,  10-  und  20* Yenstücke  prägen.  So 
wurden  von  Juli  1897  bis  April  1898  insgesamt  74,455,735  Yen  in  Gold  geprägt, 
um  clie  nötige  Reserve  für  die  Ausschliessung  der  umlaufenden  Silberyens  zu 
bekommen.  Am  1.  Oktober  1897  begann  der  Prozess  der  Ausscheidung  der 
Silberyens  durch  die  neuen  Goldstücke  und  bereits  am  31.  Juli  1898  war  er 
durchgeführt.  Es  gelangten  folgende  Münzsorten  in  Gold  zur  Ausprägung: 
20-Yenstücke  im  Gewichte  von  16,66  Gramm 
10"        n  X  «  I»       8,33        „ 

5-        ,  ,  .  »      4,16        „ 

Die  Metallmischung  zu  diesen  Münzen  bestand  aus  900  Teilen  Reingold 
und  100  Teilen  Kupfer. 

An  Silberscheidemünzen  wurden  ausgeprägt: 

50-Senstücke  im  Gewichte  von  13,48  Gramm 
20-       ,  ,  ,  ,      5,39 

10-       „  ,  ,  .      2,69        , 

Diese  Scheidemünzen  bestanden  zu  800  Teilen  aus  reinem  Silber  und  zu 
200  Teilen  aus  Kupfer. 

An  Nickelmünzen  wurden  5-Senstücke  gepriLgt  im  Gewichte  von  4,66  Gramm 
und  aus  250  Teilen  Nickel  neben  750  Teilen  Kupfer  bestehend. 

Schliesslich  sind  noch  die  Kupfermünzen  zu  erwähnen,  deren  zwei  geprägt 
wurden,  nämlich: 

1-Senstücke  im  Gewichte  von  7,13  Gramm  und 
5-Rin8tücke    ,  «  »     3,56        , 

Zu  beiden  Sorten  benutzte  man  eine  Legierung  aus  950  Teilen  Kupfer, 
40  Teilen  Zinn  und  10  Teilen  Zink. 

Zwar  wurde  bei  der  Münzreform  an  dem  Yen  als  Einheit  festgehalten, 
doch  befindet  sich  tatsächlich  keine  derartige  Münzsorte  heute  im  Umlauf.  Die 
Yeneinheit  entspricht  dem  Gewichte  von  2  Fun  Reingold  (1  Fun  =  5,78713  Grains). 
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In  der  Abstufung  zwischen  den  einzelnen  Geldsorten  hat  man  das  Dezimalsystem 
angenommen,  derart,  dass  also  1  Ten  gleich  ist  lO-Senstflcken  etc.  . . . 

Um  för  die  Ausmersung  des  Silberyens  aus  dem  inländischen  Yerkehre 
eine  üebergangszeit  festzusetzen,  wurde  bestimmt,  dass  nach  Aufhebung  der 
Umlaufsfähigkeit  am  1.  Aphl  1898  noch  ein  Zeitraum  von  5  Jahren  bewilligt 
werden  solle,  innerhalb  dessen  die  Staatskassen  eine  Umwechslung  vornehmen 
würden.  Da  jedoch  der  Rückfluss  des  Silberyens  aus  dem  Verkehr  an  die 
Staatskassen  in  solch  schneller  Art  erfolgte,  dass  ein  derartiger  Zeitraum  sicdi 
als  Überflüssig  erwies,  wurde  beschlossen,  die  Annahme  von  Süberyens  an  dem 
Staatskassen  nach  dem  31.  Juli  1898  nicht  mehr  zu  bewirken.  Das  Recht  der 
Prägung  und  Ausgabe  von  Geldsorten  steht  nunmehr  lediglich  der  Regierung 
zu  und  alle  bisher  in  dieser  Beziehung  bestandenen  Pnvatrechte  sind  aufgehoben. 
Geprägt  wird  nur  auf  der  Kaiserlichen  Münze  zu  Osaka,  welche  im  Jahre  1868 
errichtet  wurde.  Die  technischen  Einrichtungen  hierfür  wurden  in  Hongkong 
aufgekauft,  wo  gerade  damals  die  englische  Regierung  eine  Münzstätte  eingehen 
liess,  die  erst  kurz  vorher  zur  Prägung  von  Handelsdollars  für  die  dortige  Ko* 
lonie  aufgemacht  war,  aber  gegen  den  mexikanischen  Handelsdollar  nichts  aus- 
zurichten vermochte. 


4.  Geprägtes  Minzgeld,  Papiergeld,  Statistik. 

Seitdem  nun  durch  das  Gesetz  Nr.  11  des  Jahres  1897  die  Goldwährung 
zur  Einführung  gebracht  war,  wurde  naturgemäss  mit  jenem  Zeitpunkte  die 
Prägung  von  Silberyens  eingestellt,  und  es  ist  weiter  oben  bereits  angegeben 
worden,  wie  viel  Silberyens  in  den  letzten  vorhergehenden  Jahren  noch  zur  Aus- 
prägung gelangten  und  welche  Mengen  sich  im  Umlauf  befanden  (S.  283).  In 
dem  Etatsjahr  1897/98  gelangten  dann  erstmalig  grössere  Mengen  Gold  zur 
Ausprägung  und  zwar  an  20*Ten8tücken  für  37,294,600  Yen.  Diese  Summe 
muss  wohl  den  Anforderungen  des  japanischen  Marktes  g^nfigt  haben,  oder 
aber  die  Münzform  selbst  entspricht  nicht  den  Wünschen  der  Japaner,  denn 
20- Yenstücke  wurden  seither  nicht  wieder  geprägt.  Um  so  erheblicher  sind 
dagegen  die  Beträge  der  Prägungen,  welche  in  10- Yenstücken  zur  Ausführung 
gelangten  und  in  den  einzelnen  Jahren  folgende  Höhen  erreichten: 

1897/98        38,690,000  Yen 

1898/99        21,870,000    , 

1899/1900     16,500,000     , 

1900/01        12,500,000    , 

1901/02        14,500,000     , 

190?/03        37,500,000    , 

1903/04        28,890,000    , 
Insgesamt  wurden  an  10-Yenstücken  somit  bereits  für  165,450,000  Yen 
geprägt  oder  fast  der  fünffache  Betrag  der  geprägten  20-YenBtücke.  Neben  diesen 
20-  und  10-Yenstücken  gelangten  noch  kleinere  Goldmengen  in  5- Yenstücken 
zur  Prägung,  nämlich: 

1897/98    560,000  Yen 
1898/99    280,000     , 
1903/04    110,000    , 
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Nach  erfolgter  Ansscheidung  des  alten  Silberyens  gelangten  mit  dem 
Jahre  1897/98  nur  noch  Silberscheidemünzen  in  50-8en*,  20-Sen-  und  lO-Sen- 
stücken  zur  Ausprägung.  Die  Prägungen  der  ersten  3  Jahre  brachten  erheb- 
liche Mengen  dieser  neuen  Münzen  an  den  Markt,  doch  mit  dem  Jahre  1900 
wurden  diese  Prägungen  bedeutend  eingeschriUikt  Interessant  ist  nun  das  Bild 
der  Verschiebung  innerhalb  der  letzten  10  Jahre  in  den  Beträgen  der  zur  Aus- 
prägung gelangten  Gold-  und  Silbermünzen. 

Bis  zur  Einführung  der  Goldwährung  und  der  Schaffung  der  neuen 
Münzsorten  war  der  Bedarf  in  den  alten  —  schon  längst  vorhanden  gewesenen  — 
Goldmünzen  nur  ein  geringer  und  es  gelangten  demgemäss  nur  kleine  Mengen 
dieser  alten  5-Yen-Goldstücke  zur  Ausprägung.  Die  tabellarische  Gegenüber- 
stellung der  geprägten  Mengen  an  Gold-  und  Silbermünzen  zeigt  folgendes 
Aussehen: 

Goldmünzen  Silbermünzen 

Jahr 


Yen 


Ten 


1898/94 
1894/95 
1895/96 
1896/97 


1897/98 

1898/99 

1899/1900 

1900/01 

1901/02 

1902/08 

1903/04 


:)■) 


12,790,767 
29,801,719 
19,001,429 
12,741,023 

10,006,408 

17,011,560 
5,508,404 
1,000,621 
1,000,664 
800,568 
1.701,070 


1,314,940 

1,680,000 

1,410,000 

1,050,000 
268,110 
76,544,600 
22,150,000 
16,500,000 
12,500,000 
14,500,000 
37,500,000 
24,000,000 

Das  Verhältnis  der  Beträge  der  beiden  Münzsorten  zueinander  ist  also 
im  Laufe  der  angezogenen  10  Jahre  ein  völlig  umgekehrtes  geworden. 

Die  Prägungen  an  Nickelmünzen  erreichten  in  den  ersten  3  Jahren  des 
laufenden  Jahrhunderts  durchschnittlich  300,000  Yen  jährlich.  Im  Jahre  1902;t)3 
wurden  überhaupt  keine  Nickelmünzen  ausgegeben  und  im  folgenden  Etatsjahre 
1908/04  erreichte  die  Ausgabe  in  diesen  Münzen  nur  ein  Drittel  des  früheren 
Betrages,  nämlich  nur  100,016  Yen.  Die  Ausgabe  von  Bronzemünzen  ist  über- 
haupt auf  3  Jahre  beschränkt  geblieben.  Sie  betrug 
1898/99  100,016  Yen 

1899/1900        65,010    , 
1901/02         100,016    , 
Nach  der  amtlichen  Statistik  des  japanischen  Finanzministeriums  waren 
in  den  letzten  10  Jahren  folgende  Gesamtbeträge  an  Metallgeld  der  verschiedenen 
Sorten  vorhanden: 


1)  Alte  and  neue  Goldmünzen. 
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Betrag  der  vorhandenen  Münzen  in  Yen 

Jahr 

Gold- 
münzen 

Silberyen 

kleine 
SUbermünzen 

Nickel- 
münzen 

Kupfer- 
münzen 

Insgesamt 

1894 
1895 
1896 
1897 
1898 
1899 
1900 
1901 
1902 
1903 

11,957,378 
12,254,524 
12,811,389 
79,899,898 
83,648,655 
93,360,986 
52,930.394 
59,342,803 
89,247,908 
101,780,399 

46,292,212 
47,192,176 
50,977,504 
31,048,987 

18,170,550 
20,751,997 
23,228,777 
29,395,940 
45,814,139 
54,610,031 
57,118,876 
58,298,490 
59,177,329 
59,959,990 

5,882,514 
5,884,849 
6,142,168 
6.743,179 
7,653,150 
8,187,127 
8,304,213 
8,662,763 
8,782,507 
8,780,074 

9,674,165 
9,606,017 
9,378,938 
9,350,784 
9,339,085 
9,316,941 
9.141,883 
9,095,475 
9,139,390 
9.088,968 

91,926,819 
95,689,066 
102,638,771 
156,488,787 
146,454,979 
165,475,085 
127,494,866 
185,399,031 
166,347,134 
179,659,431 

Neben  diesem  Metallgeld  befinden  sich  in  Japan  noch  Banknoten  in 
Umlauf,  die  heute  lediglich  von  der  Bank  von  Japan  ausgegeben  werden. 
Früher  hatten  noch  verschiedene  andere  Banken  das  Recht  der  Notenausgabe, 
doch  ist  dasselbe  längst  aufgehoben  und  auch  seit  dem  Jahre  1899  keine  einzige 
dieser  —  oft  recht  zweifelhaften  Noten  mehr  im  Umlauf.  Ich  erwähne  deshalb 
hier  lediglich  die  konvertierbaren  Noten  der  Bank  von  Japan.  Diese  Bank- 
noten müssen  gedeckt  sein  durch  einen  gleich  grossen  Betrag  in  gemünztem 
oder  ungemünztem  Grold  oder  Silber.  Femer  ist  die  Bank  von  Japan  berechtigt, 
weitere  Banknoten  auszugeben,  die  durch  Staatsschuldscheine  und  Schatzscheine, 
sowie  durch  andere  Wertpapiere  garantiert  sind.  Dieses  Ausgaberecht  wurde 
verschiedentlich  erhöht;  es  betrug  vor  1890  bis  zu  70  Mill.  Yen,  stieg  dann 
1890/99  bis  zu  85  Millionen  und  beträgt  heute  bis  zu  120  Mill.  Yen.  Wenn  die 
Ausgabe  clieser  besonderen  Banknoten  jedoch  den  Betrag  der  genehmigten 
120  Mill.  Yen  übersteigen  sollte,  so  hat  die  Bank  von  Japan  auf  den  Ueber^ 
schuss  eine  Abgabe  von  5^/o  zu  entrichten.  Die  Beträge  der  insgesamt  aus- 
gegebenen Banknoten  bezifferten  sich  seit  Beginn  dieses  Jahrhunderts  folgender- 
massen: 

Jahr  1900    228,570,082  Yen  konvertierbare  Banknoten, 

,      1901    214,096,766     „ 

,      1902    232,094,377     , 

,      1908    232,920,563     , 

Zur  Deckung  dieser  Noten  war  bei  der  Bank  von  Japan  im  Jahre  1903  ein 
Reservefonds  von  116,962,184  Yen  in  Gold  und  Goldmünzen,  sowie  115,958,379  Yen 
in  Staatspapieren  und  anderen  erstklassigen  Sicherheiten  —  in  Summa  232,920,563 
Yen  —  vorhanden.  Verfolgt  man  das  Verhältnis  der  Barreserve  gegenüber  der 
Reserve  in  Wertpapieren,  welche  jeweils  bei  der  Bank  von  Japan  zur  Deckung 
der  ausgegebenen  Noten  vorhanden  waren,  auf  einen  längeren  Zeitraum,  so 
bringt  die  Statistik  darüber  die  folgenden  Angaben: 
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Betrag  der  Reserve  für  je  100  Ten 

der  ansgegebe 

Den  Banknoten 

Jahr 

Reserve  in  Bar 

Reterve 
in  Wertpapieren 

Yen 

Ten 

1893 

57,80 

42,20 

1894 

54,55 

45,45 

1895 

33.48 

66,52 

1896 

66,93 

33,07 

1897 

48,43 

56,57 

1898 

45,37 

54,63 

1899 

43,96 

56,04 

1900 

29,47 

70,53 

1901 

38,83 

66.67 

1902 

47,01 

52.99 

1908 

50,22 

1 

49,78 

Unter  der  Berücksichtigung  des  Betrages  in  geprägten  Gold-  und 
Silbermünzen ,  das  im  Reservefonds  zur  Deckung  der  Notenausgabe  enthalten 
ist  und  für  das  Jahr  1903  z.  B.  81,327,567  Ten  in  Gold  betrag,  ergibt  sich, 
dass  in  Japan  an  Münzen,  Papiergeld  und  Banknoten  folgende  Gesamtmeogen 
in  Umlauf  standen: 

1894  247,711,286  Ten, 

1895  282,000,811     , 

1896  800373,686     , 

1897  330,470,142     . 

1898  285,619,698     , 

1899  386,827,873     , 

1900  318,030,388     , 

1901  306,706,977     . 

1902  326,572,380     . 
1908    321,152,427     , 

Wie  bereits  weiter  oben  erwähnt,  befindet  sich  Papiergeld  seit  1899  nicht 
mehr  im  Umlaufe.  Die  graphische  Darstellung  auf  S.  287  soll  für  die  Dauer 
eines  Jahrzehnts  die  Entwicklung  der  Bankreserven,  des  Metallgeldbetrages 
sowie  des  Papiergeld-  und  seit  1900  des  reinen  Banknotenwesens  zur  Anschauung 
bringen.  Die  Kurve  des  Gesamtumlaufes  sowie  der  Bevölkerungsziffer  Japans 
vervollständigen  das  Bild,  wobei  ich  bemerke,  dass  Formosa  in  allen  bisherigen 
Erörterungen  vollständig  ausser  acht  gelassen  und  stets  nur  das  eigentliche 
Japan  gemeint  ist. 


5.  Einflnas  der  Goldwährung  auf  die  wirtschaftlichen  Verhiltnisse  Japans. 
Will  man  den  Einfluss  der  Goldwährung  auf  die  wirtschaftlichen  Ver- 


hältnisse Japans  beleuchten,  so  stösst  eine  Erörterung  desselben  auf  die  Schwierig- 
keit, dass  seit  der  Einführung  der  Goldwährung  erst  6  Jahre  vergangen  sind 
und  daher  die  Anzeichen  irgendwelchen  Einflusses  dieser  Währungsänderung 
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auf  die  wirtschafilicfaen  Entwicklangsbedingungen  naturgemäss  nur  äusserst 
feine  sein  können,  die  sich  h&ufig  genug  dem  Auge  des  Beobachters  vorläufig 
noch  in  ihren  Wirkungen  entziehen.  Auch  hat  man  andere  aussergewöhnliche 
umstände  bei  einer  solchen  Betrachtung  mit  in  Rechnung  zu  ziehen,  wie  be- 
sonders den  enormen  Aufschwung  priTater  und  staatlicher  Unternehmungen 
nach  dem  chinesisch-japanischen  Kriege,  die  Boxerunruhen  in  China,  plötzlichen 
Emteausfall,  die  noch  unbekannten  Wirkungen  der  neuen  Zolltarife  u.  a.  m. 
Jedenfalls  aber  hat  die  Einführung  der  Goldwährung  zunächst  mal  das  japanische 
Münzwesen  auf  eine  feste  Unterlage  gestellt,  so  dass  heute  der  japanische  Markt 
nicht  mehr  den  vielfachen  Schwankungen  unterworfen  ist,  als  dies  zur  Zeit  der 
Silberwährung  häufig  genug  der  Fall  war.  Das  neue  Münzsystem  hat  bewirkt, 
dass  finanzielle  Massnahmen  und  gewerbliche  Unternehmungen  sich  auf  gesander 
Basis  entwickeln  können  und  nicht  mehr  den  Zufälligkeiten  und  dem  Risiko 
unterliegen,  als  dies  bei  dem  schwankenden  Werte  des  Silbers  früher  der  Fall 
war.  Der  auswärtige  Handel  Japans  mit  den  Goldwährungsländem  hat  einen 
erheblichen  Aufschwung  zu  verzeichnen,  wie  aus  folgenden  Angaben  hervorgeht. 
In  den  Jahren  1893 — 96  einschliesslich,  also  vor  Einführung  der  Goldwährung 
in  Japan,  betrug  der  Wert  der  Importe  aus  den  Goldwährungsländem  nach 
Japan  jährlich  durchschnittlich  74,500,000  Yen.  Für  die  ersten  5  Jahre  nach 
der  Einführung  der  Gh)ldwährang,  also  beginnend  mit  dem  Jahre  1898,  betrugen 
diese  Importe  dem  Werte  nach  144,500,000  Yen  im  Jahresdurchschnitt,  d.  h. 
fast  das  Doppelte  gegen  früher.  Weiter  betrugen  die  Ezportmengen  Japans 
nach  jenen  selben  Goldwährungsländem  in  den  entsprechenden  beiden  Vergleichs- 
Zeiträumen  durchschnittlich  dem  Werte  nach  74,800,000  Yen  und  117,500,000  Yen 
jährlich,  weisen  also  eine  Zunahme  um  rand  57^0  &uf.  Ebenso  zeigt  Japans 
Aussenhandel  mit  den  Silberwährungsländem  einen  erfreulichen  Aufschwung, 
besonders  wenn  man  die  ständigen  Schwankungen  des  Silberpreises  und  die 
damit  verbundenen  störenden  Einflüsse  auf  den  Markt  im  Auge  behält.  So 
betrug  während  der  4  Jahre  1893—96  der  Import  von  den  hauptsächlichen 
Silberländem  nach  Japan  im  Jahresdurchschnitt  35,700,000  Yen,  dagegen  in 
den  ersten  5  Jahren  nach  Einführung  der  Goldwährung  61,200,000  Yen  jähr^ 
lieh.  Die  Zunahme  beträgt  also  rand  71  ®/o.  Der  jährliche  Export  Japans  nach 
diesen  Silberwährungsländem  wertete  im  Durchschnitt  80,300,000  Yen  vor  und 
88,000,000  Yen  nach  der  EinfÜhrang  der  Goldwährang.  Hier  betrag  die  Steige- 
rung also  sogar  174  ®/o.  —  Die  EinfÜhrang  der  Goldwährung  in  Japan  hat  also 
nach  jeder  Richtung  hin  eine  günstige  Wirkung  bewiesen,  die  dem  Lande  auch 
fthr  die  Zukunft  eine  gedeihliche  Weiterentwicklung  seiner  gesamten  wirtschaft- 
lichen und  politischen  Faktoren  sichern  wird. 

6.  Münzwesen  auf  Formosa. 

Nachdem  nun  in  den  vorstehenden  Zeilen  das  Münzwesen  des  eigentlichen 
Japan  eine  Darstellung  erfahren  hat,  erübrigt  es  noch,  die  betreffenden  Verhält- 
xiisse  in  Formosa  hier  zu  besprechen. 

In  Formosa,  wo  die  Bewohner  seit  alter  Zeit  an  das  Silbergeld  gewöhnt 
und  die  Handelsbeziehungen  mit  dem  Silberland  China  von  grosser  Bedeutung 
sind,  wurde  die  Goldwährang  zunächst  nicht  eingeführt,  und  die  Silbermünzen, 
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deren  Kurs  mit  den  Schwankungen  des  Marktes  jeweilig  wechselte,  blieben  ge- 
setzliches Zahlungsmittel.    Die  Silber-  und  Kupfermünzen,  welche  auf  Formosa 
im  Umlauf  sind,  stammen  immer  aus  anderen  Ländern  und  werden  naturgemäss 
nicht  entsprechend  ihrem  Prägewerte  gehandelt,  sondern  lediglich  nach  Gewicht 
Praktisch  genommen  gelten  daher  die  Mttnzen  auf  Formosa  nur  als  MetaUbarren, 
und  man  kann  deshalb  Formosa  gewissermassen  als  ein  monometallistiBches 
Silberbarrenland  betrachten,  wenn  eine  solche  Bezeichnung  gestattet  wäre.   Die 
1-Yensilbermflnzen ,    welche  Japan   später  zur  Einfuhr  brachte,    fanden  auf 
Formosa  willige  Abnehmer,  und  da  diese  Münzen  noch  neu  und  von  hübschem 
Ansehen  waren,  so  wurden  sie  nicht,  wie  es  sonst  auf  Formosa  üblich  war, 
beschnitteui  sondern  in  ganzer  Form  erhalten  und  von  den  Eingeborenen  überall 
bevorzugt.    An  alten  Kupfermünzen  standen  auf  Formosa  zwei  verschiedene 
Stücke  im  Verkehr,  die  Yang-chien  und  Chi-chien  genannt  wurden.    Erstere 
Münze  bestand  aus  60  Teilen  Kupfer  und  40  Teilen  Blei,  während  der  Chi-chien 
aus  54  Teilen  Kupfer  und  46  Teilen  Blei  bestand.    Neben  diesen  Kupfermünzen 
waren  noch  verschiedene  andere  Prägungen  im  Umlauf,  zumeist  von  niedrigem 
Werte  und  gelblichweisser  Farbe,  die  ihren  Ursprung  aus  den  verschiedensten 
Ländern  herleiteten.     Uralte    chinesische  Münzen    aus   dem    14.  Jahrhundert 
standen  neben  dem  mexikanischen  Handelsdollar,  dem  modernen  Hongkongdollar 
und  dem  japanischen  Yen  gleichzeitig  im  Umlauf.    Im  Jahre   1892/93  wurde 
auf  Formosa  selbst  eine  Münze   eröfibet  und   hier  eigene  Scheidemünzen  ge- 
schlagen.   Die  Münze  befand  sich  in  Taihoku   und  ging  mit  Ausbruch  des 
chinesisch-japanischen  Krieges  sehr  bald  wieder  ein.    Der  Betrag  der  von  ihr 
ausgegebenen  Münzen  ist  daher  nur  gering.     Als  im  Jahre   1897  die  Gold- 
währung in  Japan  zur  Durchführung  gelangte,  beabsichtigte  man  japanischer- 
seits,  auf  Formosa  eine  Sonderwährung  einzuführen  auf  der  Silberbasis.    Von 
Zeit   zu  Zeit  sollte  der  offizielle  Marktpreis  für  Gold  und  Silber  nach  den 
Notierungen  in  Hongkong  und  Shanghai  angegeben  werden  und  für  die  Silber* 
Währung  auf  Formosa  gelten,  damit  so  irgendwelche  Störungen  im  Handel  mit 
China  vermieden  würden.    Die  erste  offizielle  Notierung  setzte  fest,   dass  1037 
geprägte  1 -Yensilberstücke  gleich  1000  Goldyen  sein  sollen,  oder  also  1  Silberyen 
gleich  0,964  Goldyen.    Die  Münzsorten  auf  Formosa  tragen  einen  besonderen 
Stempel,  wodurch  ihre  Umlaufsfähigkeit  im  Mutterland  Japan  ausgeschlossen 
wird  und  nur  auf  die  Insel  allein  beschränkt  ist.    Die  amtliche  Festsetzung  des 
Silberpreises    nach    den   Notierungen   in   China  hat  häufig   Veranlassung   zu 
Schwierigkeiten  geboten  infolge  der  vielfachen  DiflPerenzen  mit  den  Notierungen 
des  Weltmarktes  und  wird  daher  heute  nicht  mehr  geübt,  sondern  der  Süber- 
preis  auf  dem  Weltmarkt  als  bestimmend  angesehen.    Die  Silbermünzen  und 
kleineren  Scheidemünzen,  welche  seit  September  1900  bis  Mai  1902  auf  Formosa 
in  Umlauf  gesetzt  wurden,  erreichen  die  folgenden  Gesamtbeträge: 


Gestempelte  Yenstücke  .    .    . 
Scheidemünzen  in  Silber    .     . 
Fremdländische  Münzen     . 
Nickel-  und  Kupfermünzen 
Noten  der  Bank  von  Formosa 


23,657,428  Yen, 

1,345,799     , 

3,228,856     , 

223,000     , 

3,353,631      , 


Zusammen 81,808,714  Yen. 
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Dieser  Betrag  der  im  Umlauf  befindlichen  Geldsorten  musste  als  ein  sehr 
hoher  angesehen  werden,  da  der  Handel  Formosas  noch  wenig  entwickelt  und 
von  einer  Landesindustrie  noch  kaum  die  Bede  sein  kann.  Nun  hat  sich  aber 
nach  und  nach  der  Handel  Formosas  mit  dem  eigentlichen  Japan  so  stark  ge- 
hoben und  die  wirtschaftliche  Entwicklung  der  Insel  zeigte  solche  Fortschritte, 
dass  die  Regierung  von  Formosa  sich  berechtigt  glaubte,  die  Goldwährung,  wie 
sie  in  Japan  bestand,  auch  auf  Formosa  einzuführen.  Nach  dem  amtlichen 
Berichte  des  japanischen  Finanzministeriums  wurde  durch  Verordnung  vom 
4.  Juni  1904  die  Annahme  der  Goldwährung  für  Formosa  ausgesprochen.  Der 
Umlauf  der  iapanischen  Goldstücke  soll  vom  1.  Juli  1904  ab  erfolgen  und  vom 
gleichen  Tage  ab  soll  der  Umlauf  von  Silbermünzen  verboten  sein.  Die  Silber- 
münzen —  abgesehen  natürlich  von  den  notwendigen  Scheidemünzen  —  werden 
auf  eine  gewisse  Zeit  hinaus  noch  von  den  staatlichen  Kassen  angenommen, 
aber  sie  gelangen  dann  nicht  mehr  in  den  Verkehr  zurück.  So  ist  also  mit 
jenem  Tage  auch  Formosa  in  die  Reihe  der  Gold  Währungsländer  eingetreten. 


ni. 

Das  Bankwesen. 

1.  Geschichtliche  Entwicklung  nnd  Vorläufer  der  modernen  Banken. 

Wie  alle  anderen  modern  wirtschaftlichen  Einrichtungen,  so  entstand 
auch  in  Japan  ein  Bankwesen  in  unserem  heutigen  Sinne  erst  mit  dem  Beginn 
der  Siebzigerjahre,  als  durch  die  Restauration  Japan  in  den  Strom  modernen 
Kulturlebens  hineingerissen  wurde.  Aber  längst  vorher  waren  schon  verschiedent- 
liehe  Ansätze  zur  Entwicklung  eines  Bankenwesens  zur  Geltung  gekommen,  die 
als  Vorläufer  solcher  Kreditinstitute  zu  betrachten  sind.  Die  uralte  Natural- 
wirtschaft, wie  sie  ursprünglich  allein  in  Japan  bestand,  bedurfte  der  Kredit- 
Vermittlung  wohl  kaum.  Deshalb  finden  sich  hier  auch  keine  Spuren,  die  in 
der  Geschichte  des  japanischen  Bankwesens  zu  erwähnen  wären.  Erst  in  einem 
erheblich  späteren  Abschnitte  der  geschichtlichen  Entwicklung  treten  im  japani- 
schen Wirtschaftsleben  einzelne  primitive  Institutionen  auf,  wie  die  Pfandhäuser, 
die  Geldwechsler  und  Gelddarleiher,  welche  zuerst  nur  als  Nebengeschäfte, 
später  jedoch  als  Hauptzweck  den  Geld-  und  Kreditverkehr  ausübten  und  dahei^ 
eolchermassen  als  die  Vorläufer  der  späteren  modernen  Banken  zu  betrachten 
sind.  Sehr  bald  schon  traten  die  grossen  Geldwechsler  und  Geldhändier  zu 
Verbänden  zusammen,  und  bereits  im  frühen  Mittelalter  waren  zahlreiche  solcher 
Wechslerverbände  vorhanden,  welche  den  Handel  mit  Geld,  das  Depositen- 
geschäft und  die  Kreditgewährung  zum  Gegenstand  ihrer  geschäftlichen  Opera- 
tionen hatten.  Die  Unbequemlichkeit  eines  häufigen  Marktverkehrs  mit  den 
schwer  zu  transportierenden  Kupfermünzen  Hess  diese  Geldhändler  schon  um 
die  Mitte  des  14.  Jahrhunderts  auf  bestimmtes  Silbergewicht  lautende  Noten 
ausgeben,  die  sehr  bald  ein  beliebtes  Zahlungsmittel  bei  der  Bevölkerung  wurden. 
Die  einzelnen  Verbände  verpflichteten  sich  solidarisch  zur  Einlösung  dieser 
Billette,  und  so  entstand  aus  dieser  Geldanweisung  sehr  bald  durch  den  Verkehr 
ein  Versandwechsel ,  dem  sich  später  noch  verschiedene  andere  Wechselformen 
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anschlössen,  clie  zum  Teil  nur  für  den  Verkehr  der  Geldhändler  unier  sich  be- 
stimmt waren.  Da  Edelmetallgeld  zu  jener  Zeit  nur  knapp  im  Markte  vorhanden 
war,  so  wurden  bei  dem  gestiegenen  Güterverkehr  diese  Wechselnoten  bei  den 
Eaufleuten  schnell  allgemein  gehandhabt.  Neben  diesen  Wechselgeschäffcen 
entwickelten  sich  swei  besondere  Arten  von  Kassageschäften,  welche  von  dem 
Vertreter  des  fürstlichen  Haushaltes  oder  den  Vertretern  der  kleineren  Feudal- 
herren in  üebung  gehalten  wurden.  Da  die  Feudalfürsten  ihre  Naturaleinnahmen 
—  besonders  Reis  —  fast  allgemein  nach  Osaka  schickten,  so  nahmen  diese 
Eassageschäfte  hier  ihren  Anfang.  Die  Kassierer  sandten  dann  dem  Fürsten 
die  monatlichen  Kosten  für  den  fürstlichen  Haushalt  und  vermittelten  nebenbei 
auch  Ejreditgeschäfte,  falls  der  fürstliche  Schatz  durch  Vorschüsse  aufgebessert 
werden  musste.  Der  Zinsfuss  für  solche  Vorschüsse  wurde  z.  B.  im  Jahre  1724 
als  zeitgemäss  und  nicht  wucherisch  auf  15%  festgesetzt;  die  Eommissions- 
gebühr  für  die  Einholung  und  Veräusserung  des  Reis  blieb  jedoch  immer  auf 
dem  alten  niedrigen  Satze  stehen.  Das  ganze  Finanzwesen  des  damaligen 
Feudalismus  beruhte  auf  dem  naturwissenschaftlichen  Grundsatze,  und  auch  die 
öffentlichen  Abgaben  und  Steuern  wurden  in  Naturalien  bezahlt.  Ebenso  be- 
stand der  ganze  Handel  Japans  seinem  Wesen  nach  lediglich  im  Kleinhandel, 
und  daher  lag  fast  gar  kein  Bedürfnis  nach  Grosskapital  für  Handel  und  Industiie 
vor.  Mit  solchen  unentwickelten  Zuständen  des  allgemeinen  wirtschaftlichen 
Kreditwesens  trat  Japan  in  die  neueste  Zeit  und  in  den  Strom  des  Weltverkehrs 
über  (Kiga). 

2.  AnföBge  der  modernen  Banken. 

Als  nach  dem  Jahre  1868  die  neue  japanische  Regierung  zu  der  Einsicht 
gelangte,  dass  der  Ackerbau  nicht  das  alleinige  Mittel  sei,  um  den  Wohlstand 
des  Volkes  zu  heben,  sondern  dass  Handel  und  Industrie  mindestens  eben  solch 
wichtige  wirtschaftliche  Momente  seien,  da  beschloss  sie  eine  neue  Handels- 
behOrde  zu  gründen.  Unter  dem  Ministerium  des  Innern  stehend,  sollte  diese 
Handelsbehörde  die  Förderung  von  Handel  und  Industrie  bezwecken,  und  sie 
gründete  dieserhalb  eine  grosse  Wechselgesellschaft,  welche  als  die  erste  Bank- 
anstalt im  modernen  Japan  zu  gelten  hat  Kapitalisten  in  den  betreffenden 
Orten  brachten  das  nötige  Betriebskapital  auf,  und  die  Regierung  gab  einen 
gewissen  Zuschuss  ihres  neuen  Papiergeldes,  welches  sie  derart  bei  der  Be- 
völkerung gleichzeitig  abzusetzen  hoffte.  Die  Geschäfte  dieser  Wechselgesell- 
schaft sollten  statutengemäss  in  Diskontieren  von  Wechseln,  Annahme  von 
Depositen  und  Darlehen  von  Geld  bestehen,  ausserdem  hatten  sie  das  Recht, 
in  gewissen  Beträgen  Gold-,  Silber-  und  Scheidemünzen  in  Umlauf  zu  setzen. 
Bestimmte  Papiergeldscheine  gab  die  Regierung  für  Osaka  aus,  die  auf  den 
mexikanischen  Dollar  lauteten  und  einlösbar  waren.  Sie  dienten  lediglich  dem 
aus^^lxtigen  Handel.  Das  im  Inlande  in  Umlauf  gesetzte  Papiergeld  geriet  sehr 
bald  in  Misskredit  bei  der  Bevölkerung;  die  Leiter  der  Wechselgeschäftszentralen, 
sowie  auch  die  staatlichen  Aufsichtsbeamten  standen  dem  modernen  Bankwesen 
völlig  fremd  gegenüber;  die  gesellschaftlichen,  noch  gärenden  Zustände  trugen 
das  Ihrige  dazu  bei,  dass  diese  Wechselgesellschaften  von  Anfang  nicht  auf- 
kommen konnten   und   sehr   bald   mit  grossen  Unterbilanzen  arbeiteten.    Im 
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Jahre  1872  war  daher  schon  die  Regierung  geswongen,  ein  neues  Bankgesets 
zu  erlassen,  das  snr  Gründung  der  Nationalbanken  führte.  Von  den  Wechsel- 
gesellschaften hatte  sich  nur  noch  die  Yokohama- Wechselgesellschaft  gehalten, 
die  sich  unter  dem  neuen  Gtesetee  ebenfalls  zu  einer  Nationalbank  umbildete. 
Alle  anderen  Wechselgesellschaften  waren  unter  bedeutendem  finanziellen  Ver- 
luste —  auch  für  den  Staat  —  eingegangen.  Nunmehr  schritt  aber  die 
japanische  Regierung  auf  gesetzlichem  Wege  zur  Schaffung  modemer  Banken 
nach  dem  Muster  amerikanischer  und  europäischer  Bankinstitute,  wozu  der 
jetzige  Marquis  Ito  durch  eine  Amerikareise  im  Jahre  1870  bereits  den  wissen- 
schaftlichen Erfahrungsfonds  gesammelt  hatte.  — 

8.  Die  Nationalbanken. 

Nach  der  damals  in  Japan  herrschenden  Ansicht  und  infolge  der  Studien 
des  Marquis  Ito  wurde  beschlossen,  das  neue  japanische  Bankwesen  gänzlich 
nach  dem  amerikanischen  System  der  Nationalbanken  einzurichten.  Das  ameri- 
kanische Bankgesetz  wurde  unter  Berücksichtigung  der  japanischen  besonderen 
Verhältnisse  in  die  japanische  Sprache  übertragen  und  am  13.  Dezember  1872 
als  Nationalbankgesetz  veröffentlicht.  Dieses  erste  Nationalbankgesetz  hatte  für 
Japan  keine  günstigen  Einwirkungen,  und  es  kamen  überhaupt  nur  vier  National- 
banken unter  diesem  Gesetze  zu  stände.  Zwar  sollten  gesetzlich  clie  Banknoten 
dieser  Nationalbanken  stets  in  Gold  einlösbar  sein,  da  aber  durch  die  staatliche 
Papiergeldwirtschaft  eine  immer  mehr  zunehmende  Entwertung  des  Papiergeldes 
herbeigeführt  wurde,  so  zeigte  sich  die  Barzahlung  sehr  bald  als  unmöglich. 
Zudem  hatte  damals  die  japanische  Regierung  den  Gedanken  aufgegriffen,  zu 
einer  Kapitalisierung  der  erblichen  Pensionen  der  Feudalherren  zu  schreiten, 
und  sie  benötigte  zu  diesem  Zwecke  einer  Summe  von  170  Mill.  Ten.  Da  aber 
schon  im  Herbst  des  Jahres  1874  sich  wirtschaftliche  Einflüsse  und  Symptome 
zeigten,  welche  die  ünhaltbarkeit  der  auf  dem  Nationalbankgesetz  basierenden 
vier  Banken  ergaben,  so  hätte  die  Regierung  durch  eine  solche  massenhafte 
Ueberschwemmung  mit  neuen  Staatsschuldscheinen  die  Gefahr  einer  noch 
grösseren  Entwertung  des  Papiergeldes  hervorgerufen.  Es  wurde  daher  an 
Stelle  des  alten  Bankgesetzes,  welches  sich  als  nicht  geeignet  erwiesen  hatte, 
ein  neues  erlassen,  welches  bestimmte,  dass  die  Noten  der  Nationalbanken  stets 
gegen  staatliches  Papiergeld  umtauschbar  sein  sollten.  Dieses  Gesetz  trat  am 
1.  August  1876  in  Kraft,  es  erleichterte  die  allgemeinen  Bedingungen  bei 
Gründungen  von  Nationalbanken  und  hob  den  alten  Grundsatz  auf,  dass  die 
ausgegebenen  Banknoten  durch  Gold  eingelöst  werden  müssten.  Das  Kapital 
hatte  mindestens  100,000  Ten  zu  betragen,  doch  wurden  auch  hiervon  Aus- 
nahmen gemacht,  wie  Überhaupt  eine  sehr  liberale  Handhabung  dieses  Gresetzes 
geübt  wurde.  So  entstand  denn  unter  diesem  neuen  Bankgesetze  sehr  bald 
die  enorme  Anzahl  von  153  Nationalbanken,  die  über  das  ganze  japanische 
Reich  verstreut  waren.  Diese  Nationalbanken  übten  ihr  Notenausgaberecht  in 
umfangreichem  Masse  aus,  zumal  sie  nicht  nur  grosse  Banknoten  von  100  und 
500  Ten  zur  Ausgabe  brachten,  sondern  auch  Stücke  von  1,  2,  5,  10  etc.  Ten. 
Die  vier  alten  Nationalbanken  gingen  ebenfalls  zu  diesem  neuen  System  über. 
Zwar  wurde  bei  dem  raschen  Tempo,  mit  dem   die  Nationalbanken  nunmehr 
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-vne  Pilze  in  die  Höhe  schössen,  der  Gesamtbetrag  der  zu  emittierenden  Bank- 
noten auf  84  Mill.  Yen  beschränkt,  doch  erreichte  die  Notenausgabe  der  im 
Dezember  1879  bereits  bestehenden  153  Nationalbanken,  deren  Aktienkapital 
40,616,068  Ten  betrug,  im  April  1880  schon  ihren  Höhepunkt  in  dem  Betrage 
von  34,429,635  Ten.  Je  mehr  sich  der  Betrag  dieser  Banknoten  vermehrt  hatte, 
umso  tiefer  war  der  Wert  derselben  gefallen.  Die  rapide  £ntwicklung  war 
daher  nur  eine  scheinbar  günstige  gewesen,  und  die  Regierung  sah  sich  ge- 
zwungen, seit  dem  Jahre  1880  die  Erlaubnis  zur  Gründung  von  NationalbankeB 
nicht  mehr  zu  erteilen.  Zudem  hatte  die  japanische  Regierung,  veranlasst 
durch  den  Satzumaaufstand  des  Jahres  1878  eine  Menge  neues  Papiergeld  im 
Betrage  von  27  Mill.  Ten  zur  Ausgabe  gebracht  und  femer  noch  die  sog.  Re- 
servenoten um  8  Mill.  Ten  vermehrt,  so  dass  also  um  jene  Zeit  Japan  mit 
Papiergeld  geradezu  überschwemmt  war.  Es  befanden  sich  in  jenen  Jahren  in 
Japan  in  Umlauf  (nach  Kiga): 


Am 
31.  Dez. 

Eigentliches 

Papiergeld 

Ten 

Reserve- 
papiergeld 
Ten 

Banknoten 
Ten 

Jahresdurch- 
Summe    schnitt  —  Preis 
des  Silberyens 
Ten        in  Papiergeld 

1877 

98,835,764 

11,961,327 

13,352,751 

119,149.843 

1080 

1878 

119.800,475 

19,618,116 

26,279,006 

165,697,598 

1099 

1879 

114,190,804 

16,118,116 

34,046,014 

164,354,935 

1212 

1880 

108,412,369 

16,528,116 

34,426,351 

159,366,836 

1477 

1881 

105,905,194 

13,000,000 

34,369,818 

153,302,012 

1696 

Diese  enorme  Papiergeldmenge  liess  den  Preis  aller  Waren  ganz  über- 
raschend schnell  und  hoch  ansteigen.  In  dem  entsprechenden  Zeitraum  sti^ 
Reis  um  100  °/o,  Salz  um  70^0,  Holz  um  40%,  Baumwolle  um  60  >  im  Preise. 
Ebenso  erfuhr  der  Zinsfuss  eine  Steigerung,  und  je  mehr  der  Kurs  der  Staats- 
papiere sank,  umso  höher  wurde  der  Silbeiyen  oder  der  Handelsdollar  bezahlt 
Diese  unhaltbaren  Verhältnisse  veranlassten  im  Jahre  1888  zum  zweiten  Male 
die  Regierung,  das  Nationalbankengesetz  umzuändern.  Man  entzog  nunmehr 
den  Nationalbanken  das  Recht  der  Notenausgabe  voUständig  und  suchte  die 
Einlösbarkeit  des  Papiergeldes  durch  steuerliche  und  ähnliche  Massnahmen 
schleunigst  durchzuführen.  In  diesem  Gesetze  vom  5.  Mai  1883  wurden  neue 
finanzielle  Reformen  nach  anderen  Grundsätzen  eingeführt  und  den  NationaL- 
banken  erklärt,  dass  sie  nach  Ablauf  ihrer  Eonzession  nur  noch  als  Privat- 
banken ohne  Recht  der  Notenausgabe  weiterexistieren  dürften,  falls  sie  nicht 
sich  überhaupt  auflösten.  Ihre  ausgegebenen  Banknoten  solle  jede  Nationalbank 
nach  besonderem  Verfahren  selbst  vor  Ablauf  ihrer  Eonzession  einlösen.  Die 
Nationalbanken  verwandelten  sich  mit  Ablauf  ihrer  Eonzession  zumeist  in  Privat- 
banken, und  mit  dem  Jahre  1899  war  die  letzte  derselben  verschwunden. 

Die  Einlösung  der  Banknoten  und  damit  die  Durchführung  des  Gesetzes 
erwiesen  sich  als  nicht  schwierig.  Die  Regierung  gab  bekannt  dass  die  Ein- 
lösung etwa  noch  vorhandener  alter  Banknoten  letztmalig  im  Dezember  1904 
noch  erfolgen  soll,  wahrscheinlich  aber  werden  schon  alle  zurückgegeben  sein. 
Die  Nationalbanken  waren  die  ersten  grossen  Finanzinstitute  und  Aktiengesell- 
schaften im  modernen  Sinne,  welche  Japan  besass,  und  sie  haben  entschieden 
moderne  Geschäftsformen  in  Japan  eingeführt    Wenn  sie  trotzdem  nicht  zur 
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Geltung  kamen  nnd  nicht  dasjenige  erreichen  konnten,  was  man  von  einem 
völlig  modernen  Geld-  nnd  Kreditinstitut  zu  erwarten  hoffen  durfte,  so  liegt  das 
nicht  an  dem  System  dieser  Banken  selbst,  sondern  an  den  noch  vielfach  unge- 
klärten Verhältnissen,  den  sozialen  Zustanden,  in  denen  Japan  sich  damals  befand, 
und  den  zum  Teil  noch  wenig  mit  modernen  Verhältnissen  vertrauten  Ansichten 
der  Aufsichtsbeamten.  Das  Recht  der  Notenausgabe  hat  den  Nationalbanken 
vielleicht  mehr  geschadet  als  genützt,  jedenfalls  haben  sie  in  dieser  Beziehung 
lediglich  zur  Vermehrung  des  Papiergeldes  und  zu  dessen  stets  sinkender  Valuta 
beigetragen.  Immerhin  sind  sie  als  die  Pioniere  modemer  Geschäftsentwicklung 
in  Japan  zu  betrachten. 

4.  Die  Bank  von  Japan. 

Als  der  japanische  Finanzminister  an  eine  Reform  der  gesamten  finan- 
ziellen Struktur  des  japanischen  Wirtschaftslebens  heranging,  beschloss  er,  zu- 
nächst eine  Landes-Zentralbank  ins  Leben  zu  rufen.  Diese  Notenbank  wurde 
im  Jahre  1882  als  ,die  Bank  von  Japan'  geschaffen,  nachdem  der  Finanz- 
minister Matsukata  dem  Gesamtmimsterium  eine  ausführliche  Denkschrift  über 
die  Gründung  einer  solchen  monopolisierten  Zentral-Notenbank  vorgelegt  hatte. 
Die  Bank  von  Japan  (Nibon  Ginko)  wurde  als  Aktiengesellschaft  mit  einem 
Kapitale  von  10  Mill.  Yen,  welches  in  50,000  Aktien  eingeteilt  war,  im  Jahre  1882 
gegründet  Durch  mehrfache  Zuzahlungen  und  Gewinnverteilungen  wurde  dieses 
Aktienkapital  allmählich  auf  SO  Mill.  Yen  gebracht  und  mit  Februar  1898  war 
die  Volleinzahlung  dieses  Kapitals  vollzogen.  Die  Bank  von  Japan  erGi&ete 
ihren  Betrieb  am  10.  Oktober  1882  und  hatte  sich  statutengemäss  mit  folgenden 
Geschäften  zu  befassen:  1.  Diskontierung  von  Staatsschuldscheinen,  Wechseln 
und  anderen  Wertpapieren.  2.  An*  und  Verkauf  von  ungemünztem  Gold  und 
Silber.  3.  Vorschüsse  gegen  Verpfändung  von  gemünztem  oder  ungemünztem 
Gold  oder  Silber.  4.  Uebemahme  von  Einkassierungen  f^r  GesellBchaften, 
Banken  und  Kaufleute  in  regelmässiem  Geschäftsverkehr.  5.  Annahme  von 
Geldern  auf  laufende  Rechnung,  Depositen  und  Wertpapieren  zur  Aufbewahrung. 
6.  Kreditbewilligung  gegen  Staatsschuldscheine  oder  andere  Wertpapiere  und 
auf  laufende  Rechnung. 

Ausserdem  ist  der  Bank  von  Japan  die  Verwaltung  des  Staatsschatzes 
übertragen.  Terrainspekulationen  sowie  Beteiligung  an  industriellen  Unter- 
nehmungen sind  der  Bank  von  Japan  dagegen  nicht  gestattet. 

Das  Direktorium  der  Bank  von  Japan  besteht  aus  einem  Präsidenten, 
einem  Vizepräsidenten  und  fünf  Direktoren,  die  im  Besitze  einer  bestimmten 
Anzahl  von  Aktien  der  Bank  sein  müssen  und  während  ihrer  4jährigen  Amts- 
periode keine  Anstellung  bei  anderen  Banken  oder  sonstigen  Erwerbsgesell- 
schafben  annehmen  dürfen.  Ihre  Bestätigung  erfolgt  durch  den  Finanzminister 
und  kann  nach  Ablauf  der  Amtsdauer  erneuert  werden.  Zur  Beratung  und 
Ueberwachung  bei  den  Geschäften  wählt  die  Generalversammlung  noch  drei  bis 
fünf  Zensoren  mit  3jähriger  Amtsperiode.  Die  Hälfte  des  Aktienkapitals  übernahm 
der  Staat  und  die  andere  Hälfte  wurde  von  Privaten  aufgebracht  Laut  Gesetz 
vom  26.  Mai  1884  wurde  der  Bank  von  Japan  das  alleinige  Recht  der  Noten- 
ausgabe zuerkannt  und  dadurch  die  Wichtigkeit  der  Bank  und  ihre  Sonder- 
stellung noch  bedeutend  erhöht. 
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Allmählich  wurde  das  alte  staatliche  Papiergeld  sowie  die  Noten  der 
alten  Nationalbanken  gänzlich  eingezogen,  und  bald  waren  im  Lande  keine 
anderen  Banknoten  mehr  im  Umlaaf  als  jene  der  Bank  von  Japan,  die  jede 
Woche  am  Mittwoch  im  offiziellen  Beichsanzeiger  eine  üebersicht  ihrer  Ge- 
schäftslage in  der  vorherigen  Woche  zu  Teröffientlichen  hat 

Die  Noten  der  Bank  von  Japan  sollen  gesetzlich  durch  Gold-  und  Silber- 
mQnzen  oder  Barren  voll  gedeckt  sein.  Sodann  wurde  in  dem  ersten  Gesetz- 
entwürfe bestimmt,  dass  die  Bank  von  Japan  Über  diese  Metalldeckung  hinaas 
Noten  im  Betrage  bis  zu  70  Mill.  Yen  ausgeben  dQrfe.  Dieser  Satz  wurde  1890 
um  weitere  15  Mill.  erhöht  und  schliesslich  im  Jahre  1899  auf  120  Mill.  Yen 
definitiv  festgesetzt.  Je  nach  den  Bedürfnissen  des  offenen  Marktes  darf  die  Bank 
nach  vorheriger  Genehmigung  durch  den  Finanzminister  noch  weitere  Banknoten 
ausgeben,  die  {edoch  einer  Mindeststeuer  von  5%  unterliegen,  um  die  Tilgung 
des  Staatspapiergeldee  herbeizuführen,  hatte  die  Bank  22  Mill.  Yen  zu  2^0  (seit 
1890  ohne  Zinsen)  an  den  Staat  zu  verleihen  —  eine  Summe,  die  in  jährlichen 
Raten  wieder  abgetragen  werden  sollte.  Bei  der  grossen  Bedeutung,  welche  die 
Bank  von  Japan  für  das  gesamte  japanische  Staats-  und  Wirtschaftsleben  besitzt, 
hat  ihre  Entwicklung  naturgemäss  immer  mehr  zug^enommen,  doch  kann  hierauf  im 
einzelnen  nicht  weiter  eingegangen  werden,  ohne  dass  der  Rahmen  dieser  Arbeit 
überschritten  werden  müsste.  Es  genüge,  hier  noch  mitzuteilen,  in  welcher  Weise 
die  Verteilung  des  Reingewinnes  statutengemäss  zu  erfolgen  hat.  Die  Verteilung 
erfolgt  halbjährlich  und  nach  starken  Abschreibungen  bezw.  Rücklagen.  Von 
dem  verbleibenden  Reingewinne  erhalten  die  Aktionäre  erst  eine  67«  ige  Dividende. 

Von  der  dann  noch  vorhandenen  Restsumme  werden  wenigstens  lOV« 
dem  Revervefonds  zugeführt  zur  Deckung  etwaigen  Kapitalverlustes.  Femer 
höchstens  weitere  10 Vo  ^^  Tantiemen  verausgabt  und  dann  die  End- 
summe als  Superdividende  an  die  Aktionäre  verteilt.  Die  Entwicklung  der 
Bank  von  Japan  in  den  letzten  10  Jahren  nach  dem  amtlichen  finanziellen 
Jahrbuch  für  1904  ist  in  folgender  Tabelle  dargelegt  und  zum  Vergleiche  sind 
in  der  letzten  Spalte  die  Gewinnergebnisse  sämtlicher  japanischer  Banken  in 
dem  gleichen  Zeiträume  beigefügt. 


Ein- 
gezahltes 
Kapital 

Reserve- 
fonds 

Gesamt- 
betrag der 
Einlagen 

Gesamtbetrag  der 

Rein- 
^  gewinn 

1 

Hohe 
der  Divi- 
'    dende 

1     Höhe 
'der  Divi- 
dende 
bei  aUen 
Japanisch. 
Banken 

Jahr 

Darlehen 

Wechsel- 

diskon- 

tiemngen 

!     Yen     1 

Yen 

1       Yen 

Yen 

Yen 

Yen 

i       '9 

O'n 

189t     10,000,000, 

7,072,600 

812,249,280 

162,486,971 

94,278.894 

2,028,603 

16,0 

10,6 

1894     10,000,000 

7,442,600 

841,748,970| 

206,799,642 

137,031,062 

2,489,086 

15,0 

1       11.7 

1896  !  22,600,000 ,    8,642,600 

640,665,434 
1,876,244,297, 

828,625,696 

160,369,607 

8,166,900 

14.0 

1       13.7 

1896     22,600,000 

9,100,000 

518,311,146 

247,271,692 

3,849,831 

18,0 

11,6 

1897;  22,600,000 

10,800,000 

1,964,946,711 

574,646,872 

319,646,814 

13,678,813 

13,0 

10,4 

1898  1  30,000,000 

12,670,000 

1,726,404,726 

786,117,641 

844,063,452 

1  4,692,227 

■        11,0 

i         *'^ 

1899     80,000,000 

13,670,OOo| 

1,823,219,746' 

724,068,930 

474,780,796 

6,080,063 

12,0 

1         9.» 

1900  1  80,000,000 

14,960,000|;l,974,186,600| 

661,236,801 

696,890,275 

5,288,750 

12,0 

1         »,* 

1901     30,000,000' 

16,860,000 

1,001,102,112 

418,780,611 

506,893,327 

4,666,924 

12,0 

9,6 

1902     30,000,000,   16,600,000 

2,296,161,239! 

373,280,284 

274,635,000 

4,447,487 

12,0 

9.2 

1903 

.  30,000,000 

17,160,000 

2,564,837,966, 

'                         1 

254,834,602 

220,022,313 

4,187,401 

12,0 

1 
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Für  das  Jahr  1903  hatte  die  Bank  von  Japan  folgende  Mengen  Bank- 
noten nea  ausgegeben  bezw.  in  Umlauf: 

üebertrag  vom  Jahre  1902 232,094,377  Yen 

Neu  ausgegebener  Betrag 1,347,664,074     r 

Insgesamt    1,579,758,451  Yen 
Betrag  der  zurückgezogenen  Noten  .    .    1,346,837,888     , 

Rest       232,920,563  Yen 
Dieser  Betrag  wurde  in  folgender  Weise  durch  Reserven  gedeckt: 
Reserve  in  bar: 

Goldgeld  und  Goldbarren 116,962,184  Yen 

Silbergeld  und  Silberbarren —  , 

Reserve  in  Wertpapieren: 

Staatspapiere 38,421,368  Yen 

Andere  Wertpapiere 77,587,011     , 

Insgesamt  232,920,563  Yen 
Die  Barreserve  betrug  50,227o,  die  Reserve  in  Wertpapieren  49,78%.  Der 
Bank  von  Japan  lag  es  auch  ob,  für  die  Verteilung  der  Banknoten  und  ver- 
schiedenen Geldflorten  über  das  ganze  japanische  Reich  in  zweckentsprechender 
Weise  Sorge  zu  tragen.  Während  die  Bank  von  Japan  ursprünglich  nur  mit 
den  anderen  Banken  verkehrte,  nur  Bankwechsel  diskontierte  und  nur  Banken 
Darlehen  gab,  hat  sie  seit  dem  Jahre  1897  dieses  Prinzip  fallen  lassen  und  ist 
nun  auch  mit  dem  Publikum  und  der  korporativen  Kaufmannschaft  in  direkten 
Verkehr  getreten.  Hierdurch  wurde  die  Vergünstigung  des  niederen  Zinsfusses 
auf  den  allgemeinen  Markt  ausgedehnt  und  somit  anderen  kleinen  Bankiers 
der  oft  übermassige  Vorteil  benommen,  welchen  sie,  im  direkten  Verkehr  mit 
dem  geldbedürftigen  Publikum,  als  einfache  Zwischenhändler  sich  durch  hohen 
Zinssatz  in  bequemer  Weise  zu  verschaffen  gewusst  hatten.  Da  der  Diskontsatz 
der  Bank  von  Japan  nur  mit  erfolgter  Genehmigung  des  Finanzministers  ge- 
ändert werden  darf,  so  herrschen  also  in  dieser  Beziehung  nunmehr  in  ganz 
Japan  geregelte  und  einheitliche  Formen.  Für  das  japanische  Inland  ist  also  die  Bank 
von  Japan  aus  ihrer  ursprünglichen  Exklusivität  herausgetreten  indem  sie  einen 
direkten  Verkehr  mit  dem  Publikum  frei  gab,  anders  ist  es  jedoch  mit  dem 
geschäftlichen  Verkehr  nach  dem  Auslande  hin.  Hier  ist  die  Bank  von  Japan 
von  ihrem  anfänglichen  Grundsatz  noch  nicht  abgewichen  und  unterhält  bis 
heute  noch  keine  direkten  Verbindungen  mit  ausländischen  Märkten.  Für  aus- 
ländische Geldschäfte,  soweit  solche  überhaupt  die  Bank  von  Japan  berühren, 
bedient  sie  sich  einer  Schwesteranstalt,  nämlich  der  Yokohama-Speziebank,  deren 
auswärtige  Beziehungen  sie  jedoch  stark  fördert.  Sie  hat  einen  Spezialbetrag 
von  20  Mill.  Yen  zur  Verfügung  lediglich  zu  dem  Zwecke,  um  auswärtige  Papiere 
der  Speziebank  zu  ausnahmsweise  billigem  Zinsfuss  von2^/o  weiter  diskontieren 
zu  können.  Die  Yokohama-Speziebank  vermittelte  auch  die  UeberfÜhrung  der 
chinesischen  Kriegsentschädigung  von  London  nach  Japan. 

5.  Yokohama-Speziebank. 

Die  Yokohama-Speziebank  wurde  im  Februar  1880  noch  unter  der  alten 
Nationalbankordnung  gegründet,  also  in  demselben  Jahre,  wo  die  Regierung 
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später  die  Errichtung  weiterer  Nationalbanken  nicht  mehr  genehmigte.  Der 
Tokohama-Speziebank  wurde  schon  von  Anfang  an  das  Recht  der  Ausgabe 
konvertierbarer  Banknoten  verweigert,  infolgedessen  richtete  die  Leitung  der 
Bank  ihr  Hauptaugenmerk  auf  die  Pflege  des  ausländischen  Wechselverkehrs, 
zumal  die  ausländischen  Geschäfte  Japans  an  einer  gewissen  Schwerfälligkeit 
litten,  die  eine  Abhilfe  notwendig  erscheinen  liessen.  Die  Bank  wurde  mit 
einem  Kapital  von  3,000,000  Yen  gegründet,  wovon  1,400,000  Yen  in  Silber  und 
1,600,000  Yen  in  Papier  eingezahlt  wurden.  Da  die  Geschäfte,  welche  die 
Speziebank  führte,  nicht  eigentlich  unter  die  alte  Nationalbankordnung  fielen, 
sondern  im  Gegenteil  die  Bank  dazu  berufen  schien,  eine  fühlbar  gewordene 
Lücke  im  internationalen  Yerkehrssjstem  des  Landes  auszufüllen,  so  entschloss 
sich  die  Regierung  von  Japan  der  Yokohama- Speziebank  durch  Gesetz  eine 
Sonderstellung  einzuräumen.  Im  März  des  Jahres  1887  wurde  dieses  Sonder- 
gesetz für  die  Speziebank  erlassen  und  gleichzeitig  eine  EapitalserhÖhung 
auf  6  Mill.  Yen  vorgenommen.  Infolge  des  starken  Geschäftsbetriebes  mnsste 
im  Jahre  1896  eine  zweite  KapitalserhGhung  erfolgen,  durch  welche  das  Bank- 
kapital auf  12  Mill.  Yen  gebracht  wurde.  Im  Verlaufe  der  späteren,  stets 
steigenden,  Entwicklung  der  Speziebank  fand  nochmals  eine  Erhöhung  des 
Kapitals  statt,  nämlich  im  Jahre  1899,  wo  das  Kapital  auf  24  Mill.  Yen 
gebracht  wurde,  von  denen  18  Mill.  bisher  voll  eingezahlt  sind.  —  Yon  dem 
ursprünglichen  Grundkapital  hatte  die  Regierung  1  MilL  Yen  in  Silber  auf- 
gebracht, während  der  Rest  von  privater  Seite  eingezahlt  wurde.  Zur  Förde- 
rung des  Exporthandels  gab  die  Regierung  der  jungen  Bank  fernerhin  nodi 
einen  Kredit  bis  zu  3  Mill.  Yen  Papier.  Aber  wie  so  viele  andere  Banken  in 
damaliger  Zeit,  hatte  auch  die  Speziebank  mit  ihren  ersten  Geschäften  keines- 
wegs Glück,  und  schon  nach  2  Jahren  —  1882  —  machte  man  die  betrübende 
Entdeckung,  dass  infolge  ünerfahrenheit  der  Geschäftsleitung  mehr  als  die 
Hälfte  des  Kapitals  bereits  verloren  sei.  Ein  energisches  Eingreifen  der  Re- 
gierung, die  strenge  Vorschriften  für  die  Diskontierung  ausländischer  Wechsel 
erliess  und  erhebliche  Posten  Aktien  von  den  unzufriedenen  Aktionären  auf- 
kaufte, führten  zu  einer  Reorganisation,  die  im  April  1883  von  der  Generalver- 
sammlung ausgesprochen  und  genehmigt  wurde. 

Der  Plan,  auf  dessen  Einzelheiten  hier  nicht  näher  eingegangen  werden 
kann,  brachte  der  Gesellschaft  wieder  das  erforderliche  gesunde  Leben,  zumal 
auch  die  Regierung  den  Staatskredit  von  3  auf  4  Mill.  Yen  im  Maximum  er- 
höhte. Da  dieser  Kredit  jedoch  nur  für  die  Diskontierung  von  Exportwechseln 
eingeräumt  war,  gelang  es  der  Speziebank  vorläufig  nicht,  die  Finanzierung 
der  Importe  an  sich  zu  ziehen,  sondern  es  blieb  dieses  die  Domäne  der  europäi- 
schen Banken  in  Japan,  ein  eigenartiger  wirtschaftlicher  Zustand^  der  auf  die 
Dauer  nicht  wünschenswert  erscheinen  konnte.  Hierin  brachten  jedoch  die 
wirtschaftlichen  Vorgänge  auf  dem  japanischen  Markte  im  Jahre  1883  eine 
wesentliche  Veränderung  zu  Gunsten  der  Speziebank,  deren  Geschäftskreis  sich 
immer  mehr  erweiterte.  Als  nun  auch  noch  der  Staat  die  Speziebank  für  den 
Dienst  der  auswärtigen  Staatsschuld  in  Anspruch  nahm,  richtete  die  Bank  eine 
Filiale  in  London  ein.  Die  günstige  wirtschaftliche  Entwicklung  der  folgenden 
Jahre  brachten  der  Bank  solche  Gewinne,  dass  bereits  im  Jahre  1885  der  frühere 
Verlust  wieder  gedeckt  war  und  man  zwei  Jahre  weiter  (1887)  zu  einer  Ver- 
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doppelung  des  Aktienkapitals  schritt.  Gleichzeitig  wurde  der  bisherige  Verzicht 
der  Regierung  auf  einen  Teil  der  Dividende  aufgehoben,  die  im  Staatsbesitze 
befindlichen  Aktien  als  Eigentum  des  kaiserlichen  Hauses  erklärt  und  die 
Speziebank  einem  Sondergesetz  unterstellt,  welches  sie  der  alten  Nationalbank- 
ordnung entzog.  Die  Bestimmungen  dieses  Sondergesetzes  stehen  noch  heute 
für  die  Speziebank  in  Kraft  und  lauten  für  die  Geschäfte  der  Bank  folgender- 
massen:  Die  Geschäfte  der  Bank  sollen  sein:  Wechselgeschäfte  im  In-  und  Aus- 
land, sowohl  für  Waren-  als  auch  Versandwechsel ,  Darlehnsgeschäfte ,  Depo- 
siten- und  Lombardgeschäfte,  Diskontierung  und  Inkasso  von  Wechseln.  Ein- 
und  Verkauf  von:  Staatspapieren,  Barren,  fremdem  Geld,  Geldwechseln.  Kassen- 
führung für  die  Regierung  bei  deren  Geschäften  mit  dem  Auslande,  namentlich 
die  Unterbringung  von  Staatsanleihen  und  deren  spätere  Zinszahlung  im  Aus- 
lande. Ueber  die  Besetzung  des  Direktoriums  und  des  Aufsichtsrats  sind  ver- 
schiedene Vorschriften  erlassen,  welche  der  Staatsreg^erung  einen  erheblichen 
Einfluss  auf  die  Geschäfte  der  Speziebank  sichern,  die  so  gewissermassen  uns 
als  eine  Staatsbank  mit  Privatkapital  entgegen  tritt.  Tatsächlich  jedoch  hat 
die  Regierung  bisher  der  Bank  stets  völlig  freien  Spielraum  gelassen.  Der  in 
raschem  Tempo  ansteigende  japanische  Aussenhandel  brachte  der  Bank  eine 
ungemein  günstige  Entwicklungsperiode,  die  ihr  dauernd  beträchtliche  Ge- 
winne einbrachte,  wie  sich  aus  der  folgenden  amtlichen  Zusammenstellung  Über 
die  geldlichen  Verhältnisse  der  Yokohama-Speziebank  erkennen  lässt. 


9 

1     Gesamtbetrag  der 

! 

Kominal- 
kapital 

Ein- 
gezahltes 
Kapital 

Reserve- 
fonds 

Einlagen 

Rein- 
•  gewinn 

Jahi 

1  Darlehen 

Wechsel- 
diskon- 

Dividende 

! 

1 

tiemngen 

Yen      li      Yen      i'      Yen 

•       Yen               Yen 

Yen 

■     Yen 

■       % 

1803 

6,000,000     4,600,000 

8,812,968 

i 
122,524,683,      45,943,878 
239,240,7301;     67,370,820 

17,531,664 

868,807 

14,0 

1894  1    6,000,000      4,600,000 

4.053,634J 

22,593,932 

999,818 

15,0 

1895  *    6,000,000      4,600,000 

4,336,634 

322,413,446      64,095,001 

28,434,585 

1,067,638 

15,0 

1896     12,000,0001   6,000,000; 

6,118,259 

556,037,130    139,582,637 

52,158,111 

1,448,393 

15,0 

1897-   12,000,000 

9,000,000i 

6,798,260 

673,464,361;|  170,081.759 
835,606,871''  271,882.772 

66,382,080 

1  3,734,727 

16,0 

1898     12,000,000 

10,500,000 

7,403,126' 

84,862,933 

'  2,489,482 

15.0 

1899     24,000,000 

12,000,000 

8,016,038 

1,009,773,71611  352,498,786 

114,910,913 

5,822,260 

15,0 

1900     24,000,000 

18,000,000 

8,678,618 

887,624,424  \  288,461,246 

160,597,338 

2,519,988 

1       13,0 

1901  i-  24,000,000 

18,000,000 

9,036,069 

851,534,9431  294,056,195 

115,655,641 

2,179,818 

'       13,0 

1902  .  24,009,900 

18,000,000 

9,837,237 

987,035,130'  359,412,906 

73,029,662 

2,861,695 

1       lä,6 

1903 

1  24,000,000 

18,000,000 

10,586,966 

1 

1,159,664,606 

365,880,290 

76,425,478 

2,641,816 

1       12>0 

6.  Hypothekenbank  von  Japan. 

Die  nächste  der  hier  zu  erörternden  Banken  ist  die  Hypothekenbank  von 
Japan,  welche  laut  Gesetz  vom  18.  April  1896  als  Aktiengesellschaft  mit  einem 
Nominalkapital  von  10,000,000  Ten  gegründet  worden  ist,  um  langfristigen 
Kredit  auf  Immobilien  zu  gewähren,  zwecks  Förderung  von  Landwirtschaft  und 
Industrie.  Das  Kapital  der  Gesellschaft,  die  als  staatliches  Zentralorgan  für 
Hypothekenkredit  anzusehen  ist,  zerfällt  in  50,000  Aktien  zu  je  200  Yen,  doch 
kann  dessen  Vermehrung  durch  die  Regierung  genehmigt  werden.  Ebenso  hat 
die  Regierung  das  Recht,  die  jetzige  Konzessionsdauer  von  100  Jahren  später 
zu  verlängern.     Die  Dauer  der  von  der  Bank   bewilligten    hypothekarischen 
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Darlehen  soll  nicht  mehr  als  50  Jahre  wäJiren  und  bei  Immobilien  nicht  mehr 
als  V*  ^^  ^on  der  Bank  geschätzten  Wertes  der  verpfändeten  unbeweglichen 
Sache  betragen.  Die  Rückzahlung  eines  solchen  hypothekarischen  Darlehens  hat 
in  jährlichen  Raten  zu  erfolgen.  Neben  dieser  langfristigen  Kreditgewährung 
kann  die  Bank  auch  Immobilien  auf  bestimmtOi  5  Jahre  nicht  fiberschreitende, 
Frist  beleihen,  doch  soll  die  Gesamtsumme  derartiger  Beleihungen  ^jio  der  för 
erstere  Art  der  Kreditgewährung  ausgegebenen  Summe  nicht  Übersteigen.  Die 
Bank  gewährt  Kredit  nur  als  erste  Hypothek  und  nur  auf  solche  Grandstücke, 
welche  nach  menschlicher  Berechnung  dauernde  und  sichere  Erträge  abwerfen. 
Wenn  gesetzlich  eingetragene  Körperschaften,  Provinzialverwaltungen,  Städte, 
Landkreise,  Gemeinden  etc.  um  Darlehen  an  die  Bank  herantreten,  so  kann  die- 
selbe  solche  Gesuche  ohne  Gestellung  einer  Hypothek  bewilligen.  Im  übrigen  aber 
sind  die  Gesichtspunkte,  unter  denen  die  Bank  Immobilienkreditgeschäfte  vor- 
nehmen darf,  nach  strengen  gesetzlichen  Vorschriften  geregelt.  Sobald  V«  des 
nominellen  Aktienkapitals  eingezahlt  ist,  steht  der  Bank  das  Recht  zu,  Pfand- 
briefe bis  zur  zehnfachen  Höhe  dieses  eingezahlten  Kapitals  zur  Ausgabe  zu 
bringen.  Diese  Schuldverschreibungen  sind  in  bestimmtem  Verhältnis  zum 
Jahresbetrage  der  erfolgten  Darlehensrückzahlungen  zweimal  jährlich  auf  dem 
Wege  der  Verlosung  zu  tilgen.  Diese  Tilgung  darf  mit  Genehmigung  des 
Finanzministers  nach  dem  Prämiensystem  stattfinden.  Die  Prämien  lauten  dabei 
auf  10—100  Yen  und  es  ist  dies  die  einzige  Ausnahme  von  dem  allgemeinen 
Lotterieverbot. 

Für  die  ersten  6  Jahre  des  Bestehens  der  Bank  hat  die  Regierung  eine 
Zinsgarantie  von  jährlich  5^/o  übernommen,  doch  soll  der  Garantiezusdiuss  des 
Staates  in  jedem  Falle  5%  des  eingezahlten  Aktienkapitals  nicht  übersteigen. 
Da  neben  dieser  staatlichen  Zentral-Hypothekenbank  eine  ganze  Anzahl  lokaler 
Hypothekenbanken  bestehen  bezw.  schon  früher  bestanden,  so  hat  die  Regierung 
der  Zentralbank  das  Recht  gegeben,  bei  verfügbaren  Kassenbeständen  Pfand- 
briefe solcher  Lokalbanken  aufkaufen  zu  dürfen.  Die  Bank  soll  von  ihrem 
Reingewinne  8%  zum  Zwecke  der  Ausgleichung  etwaiger  Kapitalverluste  und 
2^0  für  die  Erhaltung  der  Gleichmässigkeit  der  Dividende  als  Reservefonds 
jährlich  zurücklegen.  Die  Entwicklung  der  Hypothekenbank  von  Japan,  deren 
nominelles  Aktienkapital,  wie  bereits  erwähnt,  10  Mill.  Yen  betrilgt,  ist  aus  der 
folgenden  Zusammenstellung  ersichtlich: 


Jahr 

Einge- 
zahltes 
Kapital 
Yen 

Reserve- 
fonds 

Yen 

Gesamtvor- 
schüsse 

Yen 

Vorhandene 

Schuldvei> 

Schreibungen 

Yen 

Rein- 
gewinne 

Yen 

Divi- 
dende 

% 

1897 
1898 
1899 
1900 
1901 
1902 
1903 

2,500,000 
2,500,000 
2,500,000 
2,500,000 
2,500,000 
8,250,000 
3,250.000 

7,861 

34,003 

70,926 

135,926 

210,926 

460.926 

1,376,012 
6,776,609 
9,062,816 
12.236,259 
14,762,770 
18,560,174 
23,604,877 

4,972,100 

7,328,360 

9,640,880 

13,378,420 

14,240,960 

18,981,400 

62,555 
132,124 
238,126 
285,160 
347,015 
439,852 
532,937 

5,0 
5,0 
6.8 
9,0 
9,3 
10.0 
10,0 
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7.  Agrarbanken  nnd  Qewerbebanken. 

Ebenfalls  Bankinstitute,  welche  langfristigen  hypothekarischen  Kredit 
vermitteln,  sind  die  Agrar-  und  Gewerbebanken,  die  sich  auf  das  Gesets  Nr.  83 
vom  April  1896  stützen.  Das  Aktienkapital  dieser  Banken  soll  mindestens 
200,000  Yen  betragen,  und  sofern  V«  des  Grtmdkapitals  eingezahlt  ist,  steht 
der  Bank  das  Recht  zu,  Pfandbriefe  in  fQnfTacher  Hohe  der  Einzahlung  zur  Aus- 
gabe zu  bringen.  Die  Darlehen  dieser  Banken  sollen  innerhalb  80  Jahren 
wieder  zurückgezahlt  sein  und  dürfen  nur  auf  Immobilien  als  erste  Hypothek 
gegeben  werden.  Andere  Kreditgeschäfte  sollen  höchstens  auf  5  Jahre  laufen 
und  ihrem  Betrage  nach  V^  der  in  Raten  rückzahlbaren  Darlehen  nicht  über- 
steigen. Es  sind  dies  im  grossen  und  ganzen  also  genau  dieselben  Bedingungen, 
wie  sie  auch  für  die  staatliche  Hypothekenbank  von  Japan  in  Geltung  stehen, 
und  ebenso  sind  auch  der  Geschäftsbetrieb  und  Kreditgeschäfte  selbst  gesetzlich 
geregelt.  Die  Einziehung  der  ausgegebenen  Pfandbriefe  erfolgt  jährlich  zweimal 
im  Wege  der  öffentlichen  Ziehung,  jedoch  ohne  Prämienzahlung.  Wie  auch 
den  anderen  Hypothekenbanken,  so  gibt  auch  die  Regierung  den  Agrar-  und 
Gewerbebanken  einen  iährlichen  Zuschuss,  der  für  jeden  Regierungsbezirk  nicht 
mehr  als  300,000  Yen  ausmachen  darf.  Die  Entwicklung  dieser  landwirtschaft- 
lichen und  gewerblichen  Banken  wird  durch  die  folgende  Zusammenstellung 
des  japanischen  Finanzministeriums  wiedergegeben. 


Jahr 

ZaU 

der 

Banken 

Nominelles 
Aktien- 
kapital 

Ein- 
gezahltes 
KapiUl 

Gesamt- 
einlagen 

Oesamt- 
vorschttsse 

Vorhandene 

Schnld- 

verschrei- 

bungen 

Rein- 
gewinn 

Divi- 
dende 

Yen 

Yen 

Yen 

Yen 

Yen 

Yen 

% 

1897 

6 

3,850,000 

575,000 

_ 

_ 

1898 

41 

25,470,000 

8,798,020 

962,686 

4,366,637 

— 

128,996 

5,8 

1899 

46 

27,920,000 

15,980,365 

2,647,296 

12,717,549 

630,000 

986,220 

•7,9 

1900 

46 

28,870,000 

22,923,485 

9,565,687 

20,822,745 

680,000 

1,794,257 

b]s 

1901 

46 

28,370,000 

26,050,000 

13,856,861 

26,590,469 

1,028,900 

2,417.777 

8,8 

1902 

46 

28,370,000 

27,657,234 

18,275,869 

28,408,801 

2,019,630 

2,442,726 

8,6 

1903 

46 

28,520,000 

27,807,500 

22,414,971 

31,963,569 

2,602,240 

2,668,029 

8,3 

Als  eine  besondere  landwirtschaftliche  Bank  muss  hier  die  Eolonialbank 
von  Yezo  angeführt  werden,  deren  vollständige  Bezeichnung  ,Bank  für  Koloni- 
sation und  Nutzbarmachung  des  Hokkaido"  lautet.  Ein  wesentlicher  Unterschied 
zwischen  ihren  Zielen  und  denen  einer  Bank  für  Landwirtschaft  und  Industrie 
ist  nicht  vorhanden,  sondern  lediglich  die  besonderen  Verhältnisse  auf  dieser 
nürdlichen  Insel  haben  dazu  geführt,  hier  eine  Spezialbank  zu  gründen.  Die 
Insel  Tezo  gilt  immer  noch  als  ein  neuer  Landesteil  für  Japan,  und  die  Be- 
völkerung von  etwa  700,000  Köpfen  ist  noch  recht  dünn  auf  das  Gebiet  verteilt 
Die  Kreditverhältnisse  auf  der  Insel  sind  noch  gar  nicht  entwickelt  und  der 
Zinsfuss  für  Darlehen  noch  unverhältnismässig  hoch.  Als  hier  der  japanische 
Staat  eine  lokale  Hypothekenbank  errichten  wollte,  wie  sie  inzwischen  in  allen 
Begierungsbezirken  gegründet  worden  waren,  schlug  dieser  Versuch  vollständig 
fehl,  die  Gründung  kam  überhaupt  nicht  zu  stände.  Nun  erliess  der  Staat 
an  Stelle  des  Lokalhypothekenbankgesetzes  ein  Sondergesetz,  auf  Grund  dessen 
im  Jahre  1900  die  Hokkaido-Takushioku-Ginko,  d.  h.  die  Rodungs-  und  Kolonial* 
bank  von  Yezo  als  Glied  des  grossen  Hypothekenbanksystems  zur  Entstehung 
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kam.  Die  Bank  besitzt  3  Mill.  Yen  Aktienkapital,  von  denen  die  Regierung 
1  Mill  übernommen  hat  mit  der  Bestimmung,  dass  während  der  ersten  10  Jahre 
die  ihr  lukommenden  Dividenden  dem  Reservefonds  zugeschrieben  werden  sollen. 
Der  Sitz  der  Bank  ist  in  Sapporo,  der  Hauptstadt  von  Yezo;  die  Bank  gewährt 
Darleben  auf  Immobilien,  Aktien  und  Obligationen  und  unternimmt  Diskont^ 
geschäfte.  Schon  in  den  ersten  Tagen  nach  erfolgter  Gründung  sollen  die 
Darlehensgesuche  1,270,000  Yen  eneicht  haben.  Die  ersten  4  Jahre  dieser  Bank 
für  Kolonisation  etc.  zeigten  folgende  Entwicklung: 


Jahr 


1900 
1901 
1902 
1908 


Eingezahltes 
Kapital 

Reserve- 
fonds 

Yen 

Yen      1 

Gesamtbetrag  der 
Einlagen 
Yen 


I 


1,050,000 
2,098,400 
2,100,000 
2,700,000 


2,343 

15,248 

76,400 

106,600 


276,466 
1,135,315 
2,615,968 
3,777,777 


Vorschüsse 
Yen 


Reingewinn  J  Dividende 


Yen 


% 


710,757 
1,698,450 
2,918,918 
4,788,353 


46,037 
131,958 
195,151 
178,648 


7.0 
7,5 
8,0 
8,0 


Zu  den  Agrar-  und  Gewerbebanken  gehöii  femer  noch  die  Gewerbebank 
von  Japan  oder,  wie  sie  auch  bezeichnet  wird,  die  Bank  für  Industrie  von  Japan. 
Diese  Bank  wurde  durch  Gesetz  Nr.  70  vom  April  1900  ins  Leben  gerufen  and 
mit  einem  Kapital  von  nominell  10  Mill.  Yen  ausgestattet,  wovon  2,500,000  Yen 
bisher  eingezahlt  sind.  Die  Tätigkeit  dieser  Bank  erstreckt  sich  auf  den  Ver- 
kehr in  Aktien  und  Obligationen  aller  Art,  die  Hergabe  von  Darlehen  gegen 
Verpfändung  von  Schuldverschreibungen  und  Aktien  von  Handelsgesellschaften, 
Beteiligung  an  staatlichen  und  kommunalen  Anleihen  und  ähnlichen  Geld- 
geschäften. Die  Bank  für  Industrie  diskontiert  jedoch  nicht  und  gibt  auch  kein 
Darlehen  ohne  Unterlage.  Die  Bank  besitzt  das  Recht,  zwecks  Kapitalbeschaffung 
Schuldverschreibungen  bis  zur  fünffachen  Höhe  d§s  eingezahlten  Kapitals  aus- 
zugeben, doch  darf  dieser  Betrag  jeweils  eine  gewisse  Summe  nicht  überschreiten. 
Wie  bei  den  anderen  Gewerbebanken  hat  auch  hier  der  Staat  eine  Zinsgarantie 
von  5  7«  auf  5  Jahre  hinaus  Übernommen.  Der  Reingewinn  der  Bank  bezifferte 
sich  in  den  2  Jahren  ihres  Betriebes  auf 

98,803  Yen  in  1902  und 
444,668     .      .    1903, 
woraus  eine  Dividende  von  5  bezw.  6  %  geschöpft  wurde.    Bei  der  kurzen  Zeit 
ihres  Bestehens  lässt  sich  über  diese  Bank  noch  kein  Urteil  fällen. 

Eine  andere  Art  der  Hypothekenbanken  mag  hier  noch  kurz  Erwähnung 
finden,  und  zwar  sind  dies  die  Lokalhypothekenbanken,  deren  Zahl  heute  bereits 
erheblich  angewachsen  ist  (1900  schon  46).  Eine  solche  Lokalhypothekenbank 
ist  eine  Aktiengesellschaft  mit  mindestens  200,000  Yen  Kapital,  eingeteilt  in 
Aktien  von  wenigstens  20  Yen.  Für  gewöhnlich  erhält  eine  solche  Bank  als 
Geschäftsbereich  eine  Regierungsprovinz  zugewiesen,  doch  kann  je  nach  Um- 
ständen eine  Provinz  auch  in  zwei  und  mehr  Bezirke  eingeteilt  werden.  Be- 
züglich ihrer  inneren  Organisation  unterstehen  diese  Banken  ganz  dem  allge- 
meinen Handelsrechte,  nur  die  Art  der  Geschäfte  und  der  Kreditgewährung  sind 
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darch  die  Regierung  gesetzlich  festgelegt.  Da  diese  Banken  in  der  Ausgabe 
von  Pfandbriefen  auf  Absatzschwierigkeiten  gestossen  sind,  so  haben  sie  fast 
durchweg  schon  das  ganze  Aktienkapital  einfordern  müssen,  um  den  an  sie 
gestellten  Anforderungen  genügen  zu  können.  Mit  der  Hohe  des  eingezahlten 
Aktienkapitals  wächst  auch  der  Staats-  und  Provinzialzuschuss,  so  dass  also  die 
Banken  schon  ans  diesem  Grunde  die  schleunige  Einziehung  des  Gesamtkapitals 
Tomahmen,  weil  dieser  Zuschuss  nur  für  5  Jahre  nach  der  Gründung  gezahlt 
wird.  Die  Kreditgeschäfte  dieser  Banken  lauten  ebenfalls  auf  5—10  Jahre,  ja 
selbst  auf  30  Jahre. 

Die  vorstehend  geschilderten  japanischen  Banken  haben  alle  das  eine 
Sondermerkmal  an  sich,  dass  sie  unter  Mitwirkung  des  Staates  gegpnlndet  wurden, 
dass  der  Staat  Inhaber  eines  bestimmten  Teiles  der  Aktien  ist  und  den  Banken 
gewisse  Vorteile  gewährt  wurden,  wohingegen  sie  sich  jedoch  der  Eontrolle  des 
Staates  in  mehr  oder  minder  starkem  Masse  zu  unterwerfen  haben.  Dieses 
Verhältnis  der  staatlichen  Aufsicht  tritt  uns  noch  bei  einer  anderen  Bank  ent- 
gegen, die  hier  deshalb  erOrtert  werden  mag,  nämlich  bei  der  Bank  von  Formosa. 
Hiermit  würde  die  Reihe  der  unter  Staatsaufsicht  stehenden  Bankinstitute  er- 
schöpft sein  und  dann  nur  noch  die  privaten  Unternehmungen  auf  dem  Gebiete 
des  Bankwesens  für  eine  Besprechung  heranzuziehen  sein. 

8.  Bank  von  Formosa. 

Die  Bank  von  Formosa  —  Taiwan  Ginko  —  untersteht  ebenfalls  einem 
Sondergesetz  und  nimmt  für  Formosa  etwa  die  Stellung  ein,  wie  die  Bank  von 
Japan  flir  Japan.  Die  Gründung  der  Bank  erfolgte  im  Jahre  1897  zum  Zwecke 
der  wirtschaftlichen  Forderung  der  Insel  mit  einem  Kapital  von  nominal 
5  Mill.  Yen  in  Form  einer  Aktiengesellschaft.  Der  Gesellschaftssitz  ist  in 
Taihoku  und  das  Kapital  zu  V«  bereits  eingezahlt.  Die  Bank  besitzt  das  Recht, 
Noten  auszugeben,  die  bis  zu  einem  Betrage  von  5  Mill.  Ten  nicht  gedeckt  zu 
sein  brauchen.  Noten,  welche  diesen  Betrag  Überschreiten,  sind  einer  Minimal- 
steuer von  5  Vo  unterworfen.  Der  japanische  Staat  ist  mit  1  Mill.  Ten  beteiligt 
und  hat  auch  hier  für  die  ersten  5  Jahre  auf  seine  Dividenden  zu  Gunsten  des 
Reservefonds  der  Bank  verzichtet.  Die  Regierung  hat  der  Bank  des  weiteren 
einen  unverzinslichen  Vorschuss  von  2  Mill.  Ten  in  Silber  gewährt.  Wenn  auch 
die  Geschäfte  der  Bank  von  Formosa  gesetzlich  genau  festgelegt  sind,  so  hat 
man  ihr  in  Anbetracht  ihrer  bemerkenswerten  Sonderstellung  in  politisch  und 
wirtschaftlich  noch  völlig  unbekanntem  Neuland  doch  einen  weit  ausgedehnteren 
Oeschäftskreis  zugestanden,  als  dies  bei  der  Bank  von  Japan  der  Fall  ist.  Die 
Bank  betreibt  das  Diskont-  und  Wechselgeschäft,  alle  Arten  von  Börsen- 
geschäften und  Depositen  verkehr;  sie  eröfiPhet  laufende  Konten  und  gewährt 
Darlehen,  dient  als  Vermittler  im  Verkehr  mit  anderen  Banken  und  treibt 
Handel  in  Gold-  und  Silberbarren.  Die  Bank  kann  auch  Staatsschuldscheine, 
sowie  lokale  Schuldverschreibungen  aller  Art  ankaufen,  sofern  die  besonderen 
umstände  ihr  dieses  gestatten.  Die  von  der  Bank  zur  Ausgabe  gebrachten 
Banknoten  waren  bisher  nur  in  Silber  einlOsbar,  jedoch  infolge  der  Verordnung 
der  Zentralregierung  von  Formosa  Über  die  Reform  des  Münzwesens  wurde  be- 
schlossen, dass  vom  1.  Juli  1904  ab  die  Banknoten  in  Gold  sollten  eingelöst  werden. 
Finanzarchiv.  XXII.  Jahrg.  746  20 
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Die  Bank  hat  daher  enUprechend  dem  Betrage  der  im  Umlauf  befindlichen  Bank- 
noten Gold  in  gemünzter  oder  nngemünster  Form  in  Reserve  za  halten.  Nach 
dem  amtlicfaen  Berichte  des  japanischen  Finanzministeriums  zeigte  der  Ge- 
schäftsgang der  Bank  Ton  Formosa  die  folgende  Entwicklung,  die  deutlich 
einen  starken  Aufschwung»  besonders   des  Diskontgeschäftes,  erkennen   l&sst. 


Jahr 


Einge- 
!  zahltes 
•  Kapital 

'      Yen 


Reserve- 
fonds 

Yen 


Gresamt- 
einlagen 

Yen 


Gesamtbetrag  der 
I    Wechsel- 
Darlehen  I      diakon- 
I    tienmgen 

Yen       I       Yen 


Rein-    ,  Divi- 
gewinn '  dende 


Yen 


1899  I  1,250,000. 

1900  1.250,000 

1901  '  1,250,000 

1902  2,500,000 

1903  2,500,000 


17,900 

77,900 

140,400 

247,000 


7,587,789 1 
40,938,838 1 
44,591,661 
59,828,740 
83,632,282 


3,434,892 
12,886,893 
12,086,775 
14,638,348 


1,209,694 

7,892,031 

12,226,753 


3.550 
143,007 . 


7.0 


163,598,1    8,5 


16,447,304  248,788'!    9.0 


19,792,229  |  28,182,345   315,340      9,0 


9.  Sparkassen. 

Bereits  seit  vielen  Jahrzehnten  hat  es  in  Japan  nicht  an  gemeinnützigen 
Veranstaltungen  gefehlt,  um  den  Sparsinn  der  Bevölkerung  anzuregen  und  auch 
die  kleinsten  Einlagen  breiter  Schichten  des  Volkes  verzinslich  anzulegen. 
Dieses  im  banktechnischen  Sinne  als  Depositengeschäft  zu  bezeichnende  Ver^ 
fahren  brachte  die  Sparkassen  zum  Entstehen,  die  im  Laufe  des  letzten  halben 
Jahrhunderts  in  Japan  sich  aus  kleinen  Kreditgenossenschaften  entwickelt  haben. 
Die  Errichtung  von  Sparkassen  wurde  auf  zwei  verschiedenen  Wegen  unter- 
nommen, und  zwar  einmal  von  selten  des  Staates,  und  als  dieser  Weg  sich 
anscheinend  nicht  als  der  richtige  erwies,  von  privaten  Sparinstituten.  Um 
dem  niederen  Volke  und  kleinen  Sparer  Gelegenheit  zur  Einzahlung  seiner 
Geldbeträge  zu  bieten,  beschloss  die  Regierung  durch  Gesetz  vom  28.  Dezember 
1874  die  Errichtung  von  Postsparkassen  im  ganzen  Lande.  Diese  Postsparkassen 
bestanden  ursprünglich  nur  in  den  grossen  Städten,  gelangten  aber  allmählich 
auch  auf  dem  Lande  zur  Einführung,  ja  selbst  bei  den  japanischen  Postanstalten 
in  China,  Korea  und  auf  Formosa.  Bei  dem  hohen  Interesse,  welches  regierungs- 
seitig für  diese  neue  Institution  herrschte,  gab  die  Regierung  sich  auch  alle 
erdenkliche  Mühe,  um  die  Postsparkassen  zur  Entwicklung  zu  bringen,  und 
von  Jahr  zu  Jahr  wurden  Hunderte  solcher  neuer  Zahlstellen  eröfifnet.  Der 
Höchstbetrag,  welchen  ein  Sparer  einlegen  darf,  ist  500  Yen,  der  Mixidestbetrag 
10  Sen.  Wenn  die  Höhe  der  Ersparnisse  einer  Person  500  Yen  überschreitet, 
so  sollen  im  Einverständnis  mit  dem  Sparer  für  den  Mehrbetrag  Staatspapiere 
gekauft  werden,  sofern  er  nicht  diesen  Mehrbetrag  zurückziehen  wilL  Die 
Regierung  verzinst  die  eingelegten  Ersparnisse  nach  dem  jeweiligen  Zinsfusse, 
dessen  niedrigste  Ziffer  bisher  3,1  Vi  dessen  höchste  7,2  ^  jährlich  betrug.  Im 
gegenwärtigen  Etatsjahr  1904/05  beträgt  der  Zinsfuss  för  solche  Spareinlagen 
4,8  7o*  Der  Zinssatz  steht  also  bedeutend  niedriger  als  die  landesübliche  Zins- 
rate. Trotz  der  vielen  Bemühungen  der  Regierung  um  das  Gedeihen  dieser 
Postsparkassen  wollten  dieselben  ursprünglich  beim  Volke  nicht  den  rechten 
Anklang  finden,  und  es  hat  über  7  Jahre  gedauert,  bis  gegen  Ende  des  Jahres 
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1882  zum  ersten  Male  die  Spareinlagen  1  Mill.  Yen  erreichten.  Am  Ende  des 
Jahres  1888  gab  es  erst  87»000  Sparer  mit  2,298,000  Ten  Einlage.  Mit  Beginn 
des  neuen  Jahrhunderts  waren  bereits  an  2  Mill.  Sparer  vorhanden,  und  heute 
gibt  es  deren  schon  an  3  Mill.  Im  einzelnen  verteilten  sich  die  Sparer  nach 
der  letzten  vorliegenden  offiziellen  Statistik  für  das  Jahr  1902  auf  folgende 
Berufsklassen,  wobei  nur  die  Postsparämter  im  eigentlichen  Japan  in  Betracht 
gezogen  sind,  nicht  aber  auch  jene  in  Formosa,  China  und  Korea.  Danach 
hatten  im  Jahre  1902  Einlagen  in  den  Postsparbanken: 

798,018  Landleute 7,712,893  Yen, 

141,367  Gewerbetreibende    .    .      2,029,581     , 

328,089  Eaufleute 5,424,588     . 

138,465  Verschiedene  ....      2,320,088      , 

185,977  Arbeiter 1,438,186     , 

40,027  Fischer  und  Seeleute  .         488,867     , 

157,735  Beamte 2,306,179     , 

574,798  Studenten 1,521.552     , 

544,667  Andere 6,818,346     , 

Zusammen  2,859,148  Sparer  mit 29,554,725  Yen  Einlage. 

Wenn  also  auch  die  Sparer  sich  über  alle  Berufsklassen  erstrecken,  wie 
die  obige  Zusammenstellung  zeigt,  so  ist  doch  das  Gesamtergebnis  kein  sonder- 
lich befriedigendes,  denn  sowohl  die  Zahl  der  Sparer  als  auch  die  Höhe  der 
Einlagen  sind  im  Verhältnis  zur  wirtschaftlichen  Entwicklung  Japans  und  dem 
Zahlungsverm5gen  der  Bewohner  viel  zu  gering.  Auch  hat  sich  im  Laufe  der 
Jahre  durch  die  Statistik  erwiesen,  dass  die  Sparbeträge  pro  Kopf  der  Sparer 
gegen  früher  immer  mehr  zurückgegangen  sind,  um  diese  rückwärtsschreitende 
Tendenz  nachzuweisen,  fähre  ich  eine  Statistik  über  Sparer  und  Spareinlagen 
in  ihrer  Entwicklung  während  des  letzten  Jahrzehnts  an,  welche  deutlich  dieses 
Verhalten  erkennen  lässt. 


Durch- 

Am 31.  März 

Spar- 

schnitts- 

des  Jahres 

einlagen 

Sparer 

betrag 
pro  Sparer 

Yen 

in  Yen 

1894 

26,134,566 

1,059,740 

24,7 

1895 

25.865,201 

1,107,829 

23,3 

1896 

28,932.396 

1,222,128 

23,7 

1897 

28,215,914 

1,272,317 

22,2 

1898 

25,717,034 

1,252,559 

20,5 

1899 

21,968,529 

1,239,669 

17.7 

1900 

23,411,135 

1,396,147 

16,8 

1901 

23,965,437 

1,979,640 

12.1 

1902 

27,196.802 

2,363,335 

11.5 

1903 

29,554,725 

2,859,143 

10,3 

Die  Summe  der  Spareinlagen  innerhalb  dieses  Jahrzehnts  ist  also  nur  ganz 
unerheblich  gestiegen,  dagegen  hat  sich  die  Zahl  der  Sparer  verdoppelt  und  natur- 
gemäss  der  Durchschnittsbetrag  sich  unter  die  Hälfte  erniedrigt.    Die  Spareinlagen 
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werden  heute  laut  gesetzlicher  Bestimmung  vom  August  1890  als  Depots  bei  der 
Generalstaatskasse  behandelt  und  nur  ein  geringer  Teil  in  Staatspapieren  angeleg^t. 
Da  diese  Postsparbanken  beim  Publikum  sich  keiner  besonderen  Beliebt- 
heit erfreuten  und  besonders  zu  Anfang  sehr  wenig  benutzt  wurden,  wozu  viel- 
leicht das  ungewohnte  und  Unbekannte  einer  solchen  Neueinrichtung  vieles 
beigetragen  haben  mag,  sah  sich  die  Regierung  veranlasst,  Privatbanken  für 
solche  allgemeine  Sparzwecke  heranzuziehen.  Zu  diesem  Zwecke  erlieas  die 
Regierung  im  August  1890  ein  entsprechendes  Gesetz,  das  jedoch  erst  am 
1.  Juli  1892  in  Kraft  trat  und  darauf  im  März  1895  in  einigen  Punkten  korrigiert 
wurde.  Nach  diesem  Gesetze  sind  private  Sparbanken  AktiengeseUschaften  mit 
wenigstens  30,000  Yen  Kapital.  Dieselben  nehmen  Einlagen  vom  Publikum  an 
und  verzinsen  dieselben  mit  Zinseszins.  Die  gesetzlichen  Bestimmungen  ftir 
diese  Sparbanken  sind  oft  recht  scharf.  Die  Direktoren  haften  gemeinsam  fdr 
alle  Verpflichtungen  der  Bank,  und  zwar  nicht  allein  während  ihrer  Amtsperiode, 
sondern  auch  noch  2  Jahre  nach  ihrem  eventuellen  Austritte.  Jede  private 
Sparbank  hat  zur  Sicherheit  ihrer  Einlagen  mindestens  V«  ihres  Depositen- 
bestandes in  zinstragenden  Staatspapieren  oder  kommunalen  Schuldscheinen 
bei  der  staatlichen  Hinterlegungrsstelle  einzuzahlen.  Ueberschreitet  dieser  hinter- 
legte Betrag  die  Hälfte  des  Gesellschaftskapitales,  dann  erst  darf  die  Bank 
Handelspapiere  und  Handelsaktien  etc.  kaufen.  Jede  Statutenänderung  bedarf 
der  Genehmigung  des  Finanzministers,  der  die  Sparbanken  auch  unter  das  all- 
gemeine Bankgesetz  gestellt  hat.  Trotz  dieser  strengen  gesetzlichen  Massnahmen 
und  der  beschränkenden  Vorschrift,  ihre  Sicherheiten  nur  in  den  weniger  hoch 
verzinslichen  Staatspapieren  anlegen  zu  dürfen,  haben  es  diese  Privatsparbanken 
dennoch  verstanden,  viel  breitere  Schichten  zum  Sparen  heranzuziehen.  Sie 
nutzten  ihre  Depositen  weit  besser  aus,  konnten  daher  oft  1— 8^/o  höhere  Zinsen 
zahlen  als  die  Staatsinstitute,  und  vor  allen  Dingen  war  ihre  Geschäftsführung 
frei  von  allen  erschwerenden  Umständlichkeiten  und  Formalitäten.  Im  Jahre 
1898  bestanden  28  derartiger  privater  Sparbanken,  wozu  noch  eine  gewöhnliche 
Privatbank  trat,  die  das  Sparbankgeschäft  als  Nebengeschäft  betrieb.  Im  Jahre 
1902  gab  es  schon  481  private  Sparbanken,  und  270  Banken  hatten  nebenamt- 
lich das  Sparbankgeschäft  eingerichtet.  Die  Zunahme  der  eigentlichen  Spar- 
einlagen lässt  sich  an  der  folgenden  Zi£Pemreihe  übersehen.  Es  betrugen  die 
Spareinlagen  im  Jahre: 

1893  .    .    .      12,491,624  Yen, 

1894  .    .    .      17,661,594     , 

1895  .     .     .      27,325,886     , 

1896  .    .     .      51,729,525      . 

1897  .    .     .      75,866,192     . 

1898  .    .    .      86,109,388     , 

1899  .    .    .     119,083,523     , 

1900  .    .     .    149,235,683     , 

1901  .    .    .     144,028.072      . 

1902  .     .    .     143,899,819      , 

Die  Spareinlagen  bei  den  Privatsparbanken  sind  also  um  mehr  als  das 
Fünffache  hoher  wie  bei  den  staatlichen  Postsparbanken,  die  Ende  1902  nur 
über  27,196,802  Ten  Einlagen  verfügten.    Neben  dieser  Annahme  und  Verzinsun^f 
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von  Spareinlagen  betreiben  die  privaten  Sparbanken  das  Darlehens-  und  Diskont- 
geschäft» die  alle  beide  ebenfalls  zu  hoher  Entwicklung  gelangt  sind.  Im  Jahre 
1893  betrugen  die  Darlehen  1,802,716  Ten,  und  mit  dem  Jahre  1902  erreichten 
dieselben  eine  Höhe  von  127,995|588  Ten ;  die  Wechseldiskontierungen  bezifferten 
sich  im  Jahre  1893  auf  den  Gesamtbetrag  von  2,356,856  Yen  gegenOber 
115,952,114  Yen  im  Jahre  1902.  Die  Dnrchschnittsdividende  der  sämtlichen 
privaten  Sparinstitute  im  Laufe  der  letzten  Jahre  wertete  stets  etwa  9  7<»'  Ab- 
gesehen von  ihrem  Sparkassengeschäfb  unterstehen  alle  diese  Banken  dem  all- 
gemeinen Privatbankengesetz  und  rangieren  somit  auf  gleicher  Stufe  wie  die 
gewöhnlichen  Banken  privater  Natur,  die  in  folgendem  nunmehr  als  Schluss 
des  Kapitels  über  Bankwesen  besprochen  werden  sollen. 

10.  Privatbanken. 

Zu  Beginn  der  neuen  politischen  Aera  in  Japan  gab  es  für  die  zahlreich 
und  oft  bereits  seit  vielen  langen  Jahren  bestehenden  Privatbanldnstitute  keinerlei 
gesetzliche  Bestimmung  irgendwelcher  Art,  erst  im  Jahre  1872  wurde  es  ver- 
boten, die  Bezeichnung  «Bank*  ohne  Genehmigung  des  Finanzministers  zu  führen. 
Obwohl  man  nun  längst  einsah,  dass  für  die  zahlreichen  Privatbanken  bestimmte 
gesetzliche  Normen  und  Kontrollbestimmungen  erlassen  werden  müssten,  so 
wurde  doch  erst  in  dem  allgemeinen  Handelsgesetzbuche  von  1890  der  recht- 
liche Standpunkt  der  Privatbanken  erörtert  und  dieselben  unter  das  Handels- 
gesetz gestellt.  Das  Inkrafttreten  dieses  Handelsgesetzes  verzögerte  sich  bis 
zum  1.  Juli  1898.  Der  wesentliche  Punkt  des  neuen  Bankgesetzes  war  die 
Stellung  der  Privatbanken  unter  die  Aufsicht  des  Finanzministers  und  die  Ver- 
pflichtung zur  Oeffentlichkeit  des  Betriebes.  Die  Banken  sind  verpflichtet, 
halbjährlich  einen  Geschäftsbericht,  sowie  ein  Verzeichnis  ihrer  Aktiva  und 
Passiva  vorzulegen,  ausserdem  hat  aber  der  Finanzminister  jederzeit  das  Recht 
einer  Kontrolle.  Die  Privatbanken  haben  alljährlich  ihre  Bilanz  in  den  Zeitungen 
oder  durch  besondere  Druckschriften  bekannt  zu  geben. 

Mit  dem  Inkrafttreten  dieses  neuen  Bankgesetzes  verschwand  manches 
ungesunde  Bankunternehmen  vom  Erdboden,  jedoch  machte  anderseits  die 
Strenge  des  Bankgesetzes  im  Februar  1895  einige  Erleichterungen  notwendig. 
Der  beginnende  wirtschaftliche  Aufschwung  in  Japan,  die  glückliche  Beendigung 
des  Krieges  gegen  China  und  die  damit  verbundene  Steigerung  der  allgemeinen 
Unternehmungslust  Hessen  die  Privatbanken  in  zahlreichen  neuen  Gründungen 
erstehen,  und  sehr  bald  stieg  ihre  Zahl  über  1000.  Das  Krisenjahr  1896  brachte 
manchem  jungen  Bankunternehmen  schwere  Enttäuschungen,  und  wir  sehen  den 
Reservefonds  um  mehr  als  die  Hälfte  abnehmen.  Das  rechtzeitige  Eingreifen 
des  Staates  mit  den  noch  zur  Verfügung  stehenden  Summen  ans  der  chine- 
sischen Kriegsentschädigung  sorgte  für  die  Vermeidung  schwererer  Folgen,  und 
die  Banken  erholten  sich  dann  auch  bald  wieder.  Noch  einige  Momente  solcher 
reinigenden  Art  sind  im  japanischen  Wirtschaftsleben  zu  verzeichnen,  doch 
kann  man  heute  wohl  sagen,  dass  auf  dem  Gebiete  des  Bankwesens  Japan  sich 
im  Stadium  einer  normalen  Entwicklung  beflndet.  Der  Aufschwung,  welchen 
die  japanischen  Privatbanken  seit  der  Einführung  des  neuen  Bankgesetzes  ge- 
nommen haben,  wird  in  folgender  Tabelle  veranschaulicht. 
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IV. 
Die  BCrse  in  Japan. 

Nachdem  ich  in  vorstehendem  versucht  habe,  eine  Darstellung  des  Geld- 
und  Bankenwesens  in  Japan  zu  geben,  habe  ich  nunmehr  noch  eine  kurze 
Charakteristik  der  Börse  in  Japan  zu  bringen. 

AltJapan  war  so  recht  das  Land  der  Feudalstaaten,  den  einzelnen  Feudal- 
herren standen  grosse  Naturalbezüge  zu,  die  ihnen  in  Gestalt  von  Reis  geliefert 
werden  mussten.  Diese  Reislieferungen  bildeten  das  hauptsächliche  Einkommen 
des  alten  japanischen  Adels  und  boten  gleichzeitig  die  Veranlassung  zur  Er- 
richtung eines  bOrsen&hnlichen  Institutes,  dessen  Ursprung  wahrscheinlich  noch 
vor  dem  17.  Jahrhundert  zu  suchen  sein  dürfte.  Der  Adel  sandte  n&mlich  grosse 
Mengen  Reis  zum  Zwecke  des  Verkaufs  an  die  Handelszentralpunkte,  wie  Osaka 
und  Yedo,  woselbst  sich  Reisbörsen  befanden  und  der  Verkauf  von  staatlich 
angestellten  und  vereideten  Reismaklern  besorgt  wurde.  Diese  Reismakler  ver- 
einigten sich  zeitweilig  an  bestimmten  Orten,  um  hier  Geschäfte  abzuschliessen, 
die  zuerst  nur  gegen  sofortige  Barzahlung  in  Silber  vorgenommen  wurden. 
Sehr  bald  jedoch  wurde  dieser  Bezahlungsmodus  als  höchst  unbequem  empfunden, 
besonders  bei  grösseren  Geschäftsabschlüssen;  man  ging  daher  dazu  Über,  eine 
Art  Termingeschäft  zu  organisieren,  welches  sich  im  Laufe  der  Zeit  immer 
weiter  vervollständigte  und  ausbaute. 

Die  Sippe  der  Reismakler  wuchs  somit  zu  einer  für  das  wirtschafüiche 
Leben  Japans  höchst  wichtigen  Organisation  heran,  die  für  den  Verkauf  des 
Reis  gegen  Silber,  sei  es  zum  Nutzen  der  Regierung  oder  zum  Nutzen  des  feu- 
dalen Adels,  allmählich  unersetzlich  wurde.  Aus  diesem  Grunde  auch  besassen 
die  Reismakler  eine  Reihe  von  Privilegien,  unterstanden  jedoch  anderseits 
einer  strengen  Aufsicht  durch  die  Behörde,  weil  man  befürchtete,  dass  sie  durch 
unerlaubte  Spekulationen  die  Preise  ungebührlich  würden  beeinflussen  können. 
Man  weiss,  dass  sehr  häufig  die  Regierung  zu  Bestrafungen  der  Reismakler 
schreiten  musste,  wenn  die  Verhältnisse  auf  dem  Reismarkte  unhaltbar  geworden 
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waren,  obwohl  nicht  immer  der  Missatand  durch  die  Makler  selbst  hervorgemfen 
war.  In  solchen  Fällen  wurde  die  Reisbörse  durch  die  Regierung  ohne  vor- 
herige Ankündigung  einfach  aufgelöst  und  die  Makler  wanderten  sehr  h&ufig 
noch  ins  Gefängnis.  Indessen  besassen  die  Makler,  trotz  dieser  ünannehmlich* 
keiteut  denen  sie  ausgesetzt  waren,  grosse  Privilegien  und  Sonderrechte  und  so 
monopolisierten  sie  den  Reis  verkauf  an  der  BOrsei  wofQr  sie  eine  bestimmte 
Börsensteuer  zu  entrichten  hatten.  Die  Regierung  setzte  die  Zahl  der  Reis* 
makler  zwar  fest,  aber  die  Verwaltung  der  Börse  lag  allein  in  den  H&nden  des 
Börsenvorstandes,  der  nur  aus  Maklern  bestand  und  von  diesen  unter  Aufsicht 
der  Regierung  ge^hlt  wurde. 

In  dem  Restaurationsjahre  1869  beschloss  die  Regierung  eines  Tages  ganz 
plötzlich  die  Aufhebung  sämtlicher  Reisbörsen  innerhalb  Japans;  mehrere 
Hundert  von  Maklern  gerieten  so  ausser  Stellung  und  eine  vollständige  Ver- 
wirrung auf  dem  Reismarkte  war  die  Folge  dieses  regierungsseitigen  Eingriffes. 
Im  folgenden  Jahre  reichten  daher  schon  die  angesehensten  Makler  in  Osaka 
ein  Gesuch  beim  Finanzministerium  ein  um  Wiedererrichtung  der  Reisbörse. 
Die  Rekonstruktion  erfolgte  dann  zu  Osaka  nach  den  geänderten  Gesetzesbe- 
stimmungen des  Jahres  1871;  der  Vorstand,  welchem  die  innere  Verwaltung 
der  Börse  oblag,  wurde  jetzt  direkt  von  der  Regierung  ernannt  Dem  Beispiele 
von  Osaka  folgten  sofort  die  bedeutenderen  Städte,  wie  Tokio,  Kyoto,  Hyogo, 
Otsu  etc.  Das  Jahr  1876  brachte  ein  neues  Gesetz  bezüglich  der  Reisbörsen, 
zufolge  dessen  alle  Börsen  in  Aktiengesellschaften  umgewandelt  wurden.  Dank 
der  günstigen  inneren  Verhältnisse  waren  alle  damals  bestehenden  Börsen  in 
der  Lage,  ohne  allzu  grosse  Unzuträglichkeiten  ihre  Umwandlung  in  Aktien- 
gesellschaften durchzufahren,  so  dass  also  die  Börsenoperationen  selbst  keiner 
ünterbrechnung  ausgesetzt  waren. 

Die  Unordnung  in  den  Staatsfinanzen  und  die  durch  den  Bürgerkrieg 
von  1877  bedingte  übermässige  Ausgabe  von  Papiergeld  bildeten  die  Grundlage 
einer  Reihe  äusserst  wilder  Spekulationen ;  die  Zahl  der  Börsenoperationen  nahm 
in  ungeahnter  Weise  zu  und  die  Börsen  erlebten  eine  glänzende  Blütezeit.  Da 
entdeckte  man,  dass  in  der  inneren  Verwaltung  der  Börsen  und  in  der  be- 
stehenden Organisation  sich  verschiedene  Missstände  bemerklich  machten,  welche 
der  Regierung  Veranlassung  boten,  zu  einer  gänzlichen  Neugestaltung  sämt- 
licher Börsen  zu  schreiten,  nachdem  man  zuvor  die  Organisation  und  die  innere 
Verwaltung  der  europäischen  Börsen  durch  eine  Spezialkommission  eingehend 
hatte  studieren  lassen.  Auf  Grund  der  Berichte  dieser  Kommission  veröffent- 
lichte die  Regierung  ein  neues  Börsengesetz,  welches  jedoch  allerorten  so  vielen 
Widerspruch  hervorrief,  dass  es  zurückgezogen  wurde,  ehe  es  überhaupt  zur 
Anwendung  gekommen  war.  So  blieb  denn  der  bisherige  alte  Zustand  weiter 
bestehen,  denn  erst  im  Jahre  1898  veröffentlichte  die  japanische  Staatsregierung 
ein  neues  Börsengeeetz,  welches  bis  zum  Jahre  1902  unverändert  in  Kraft  blieb. 
Dieses  Gesetz  erkennt  zwei  völlig  verschiedene  Grundprinzipien  an;  nämlich 
die  Berechtigung  einer  auf  den  altjapanischen  Handelsgewohnheiten  errichteten 
Börse,  sowie  einer  neuen  Börse,  die  völlig  den  europäischen  modernen  Verhält- 
nissen entspricht,  wie  man  sie  durch  das  nicht  zur  Geltung  gelangte  Gesetz  von 
1877  bereits  einzuführen  beabsichtigt  hatte. 

Man  kann  also  in  Japan  zwei  grundverschiedene  Börsen  errichten,  eine 
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nach  japanischem  alten  TypuB  und  eine  nach  modernen  europäischen  Begriffen. 
Die  ersten  Effektenbörsen  wurden  Ende  der  Siebzigcijahre  in  Tokio  und  Osaka 
gegründet. 

Die  Gründung  von  Börsen  in  den  bedeutendsten  Handelsstädten  unterliegt 
der  Genehmigung  des  Ministers  für  Landwirtschaft  und  Handel,  doch  darf 
innerhalb  eines  bestimmten  Umkreises  keine  zweite  Börse  für  ein  gleiches  Ob- 
jekt errichtet  werden,  derart,  dass  also  eine  Stadt  auch  nur  eine  Börse  be- 
sitzen kann. 

Die  japanische  Börse  unterlag  von  jeher  einer  Steuer,  die  bis  zum  Jahre  1885 
sehr  h&ufigen  Schwankungen  unterworfen  war.  Eine  Neureglung  der  Börsenstener 
in  diesem  Jahre  bestimmte,  dass  bei  folgenden  Zeitgeschäften  eine  Wertstener 
zu  entrichten  sei,  die  nach  der  Höhe  des  Umsatzes  bemessen  wurde  und  für 

Reis 37«o 

Staatsrententitel 3>o 

Aktien  und  andere  Wertpapiere 6^0« 

betragen  solle.  Dieses  Gesetz  vom  Jahre  1885  erlitt  im  Jahre  1893  eine  Modifi- 
kation, dahingehend,  dass  die  Steuer  für: 

Waren,  Aktien  und  Obligationen  von  Gesellschaften     ....    6^00 
Staatsrententitel  und  Obligationen  von  Kommunalverbänden  .    .    3%o 
des  Umsatzes  betragen  solle. 

Man  unterscheidet  in  Japan  zwei  verschiedene  Formen  von  Börsen  — 
Aktiengesellschaften  und  Korporationen.  Die  einen  wie  die  anderen  gelten  vor 
dem  Gesetz  als  juristische  Personen  und  können  Besitztümer  erwerben  und  nach 
ihrem  Belieben  darüber  verfügen.  Eine  Börse  in  der  Form  einer  Korporation 
ist  zusammengesetzt  oder  gegründet  von  verschiedenen  Mitgliedern,  welche  von 
der  Regierung  eine  Spezialkonzession  für  gewisse  Transaktionen  oder  Geschäfte 
erhalten  haben;  die  Leitung  und  Verwaltung  liegt  in  den  Händen  eines  Präsi- 
denten, zweier  Direktoren  und  mehrerer  Inspektoren,  die  von  den  Mitgliedern 
erwählt  und  von  dem  Handelsminister  als  solche  bestätigt  werden.  Dasselbe 
gilt  von  den  Börsen,  die  in  der  Gestalt  von  Aktiengesellschaften  gegründet 
werden,  nur  mit  dem  Unterschied,  dass  Verwaltung  und  Direktion  aus  den 
Reihen  der  Aktionäre  gewählt  werden  müssen,  die  keinerlei  direkten  Einfloss 
auf  die  Börsenoperationen  besitzen  und  nicht  etwa  aus  der  Zahl  der  Makler, 
die  sich  den  eigentlichen  Börsengeschäften  widmen.  Das  Grundkapital  einer 
derartigen  Börse  soll  wenigstens  100,000  Yen  betragen  und  Börsengeschäfte 
dürfen  rechtsgültig  nur  von  Maklern  abgeschlossen  werden,  die  von  der  Regie- 
rung ernannt  sind. 

Die  Geschäftsabschlüsse  erfolgen  dabei  stets  auf  das  eigene  Konto  der 
Makler. 

Makler  und  Korporationsmitglieder  sollen  japanische  Untertanen  sein, 
das  25.  Lebensjahr  vollendet  haben  und  seit  2  Jahren  in  die  Technik  der  Börsen- 
geschäfte eingearbeitet  sein.  Gha'rakteristisch  für  die  Aktiengesellschaftsbönen 
ist  der  Umstand,  dass  sie  die  volle  Verantwortung  tragen  für  die  Folgen,  welche 
aus  der  Nichtausführung  von  Maklergeschäften,  die  an  der  Börse  selbst  entriert 
sind,  entstehen.  Mit  anderen  Worten,  die  Börse  garantiert  mit  ihrem  ganzen  Be- 
sitztum alle  geschäftlichen  Transaktionen,  die  an  ihr  vorgenommen  werden,  ent- 
sprechend einer  Gesellschaft  mit  beschränkter  Haftung.  Man  kann  daher  sagen, 
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dass  die  moderne  japanische  Börse,  ihrem  System  nach,  die  Gaisse  garantie  in 
Hayre  oder  die  Prodnce  Exchange  Clearing  House  Company  in  London  Übertrifft. 

Ihrer  Art  nach  zerfallen  die  Börsengeschäfte  in  drei  verschiedene  Gruppen : 
Eassageschäfte,  Lieferungsgeschäfte  und  Terminhandel.  Der  Terminhandel 
wiederum  kann  nach  drei  verschiedenen  Gesichtspunkten  abgeschlossen  werden, 
nämlich  zum  Ende  des  laufenden  Monats,  Ende  des  folgenden  Monats  oder  zum 
Ende  des  dritten  Monats.  Die  Liefemngsgeschäfte  sind  an  einen  bestimmten 
Termin  nicht  gebunden,  doch  soll  ihre  Abmachung  nicht  Über  150  Tage  hinaus 
ausgedehnt  werden. 

In  Bezug  auf  vorkommende  Unregelmässigkeiten  von  Seiten  eines  Maklers 
steht  der  Börsenverwaltung  die  Disziplinargewalt  zu;  diese  kann  den  Makler 
entweder  ausschliessen  oder  ihn  mit  Strafen  belegen,  die  im  Statut  vorgesehen 
und  von  der  Regierung  genehmigt  sein  müssen.  Die  BOrse  selbst  wird  dagegen 
von  der  Regierung  streng  Überwacht,  der  das  Recht  der  Auflösung,  des  gänz- 
lichen oder  teilweisen  Verbots  oder  der  Suspension  von  Geschäften  zusteht. 
Weiter  kann  die  Regierung  die  Neuwahl  der  Verwaltungsratsmitglieder  be- 
schliessen  und  ebenso  Makler  ihres  Amtes  zeitweilig  oder  ganz  entheben. 

Wie  bereits  erwähnt,  blieb  die  Börsenordnung  des  Jahres  1893  bis  zur 
Mitte  des  Jahres  1902  in  Kraft,  ehe  eine  neue  kaiserl.  Verordnung  wieder  ein- 
gri£P.  Während  nämlich  ursprünglich  für  die  Effekten-  und  Produktenbörsen 
ein  Aktienkapital  von  minimal  30,000  Ten  vorgeschrieben  war,  wurde  dieses 
auf  100,000  Yen  erhöht.  Auch  sollte  diese  Minimalsumme  voll  eingezahlt  sein, 
während  sonst  Aktiengesellschaften  bereits  nach  erfolgter  Einzahlung  von  V«  des 
Nominalkapitals  ihre  Geschäfte  aufnehmen  können.  Dann  wurde  die  Maximal- 
dauer von  Effektentermingeschäften  auf  2  Monate  herabgesetzt,  1903  aber  wieder 
auf  8  Monate  erhöht  und  schliesslich  die  Bestimmung  getroffen,  dass  von  dem 
10  7o  Übersteigenden  Reingewinn  die  l^lfte  dem  Reservefonds  zugeschrieben 
werden  müsse. 

Die  nachstehende  Tabelle  gibt  zum  Schlüsse  noch  ein  Bild  über  die 
Kapital  Verhältnisse  und  die  Geschäftsumsätze  an  den  japanischen  Börsen,  aus 
denen  die  Bedeutung  derselben  klar  hervorgeht. 


,    Zahl  der  Börsen 

Zahl 

der 
Mitglieder 

und 
Aktionäre 

1     Zahl 
1      der 
<   Makler 

Grund- 
kapital 

Yen 

Ein- 
gezahltes , 
Kapital  , 

Yen 

Reserve- 

Jahr 

Aktien- 
gesell- 
schaften 

Korpo- 
rationen 

fonds 
Yen 

1894 
1895 
1896 
1897 
1898 
1899 
1900 
1901 
1902 

96 
114 
114 
121 
121 
i      108 
I        96 

.        ^^ 
!        61 

1 

6 
8 
7 
5 
6 
6 
6 
3 
2 

11,633 
13,093 
14,006 
15,991 
17,099 
13,537 
13,259 
11,330 
1    11,963 

2004 

!     2052 

2315 

2353 

1     2312 

i     1537 

1534 

1113 

841 

:  5,619,000 

,  5,865,200 

17,885,700 

9,614,500 

9,828,000 

8,863,500 

!  8,412,750 

7,764,250 

9,089,300 

;  7,608,139 
7,499,526 
6,996,321 
8,650,050 

89,123 
143,452 
250.248 
348,755 
457,861 
507,516 
617,106 
659,480 
709,890 
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1  Sicherheiten 

der 

Mitglieder 

undMakler 

Betrag  der  Umsätze  in 

Jahr 

Staatarenten 

anderen 
Effekten 

Reis 

Zacker 

Yen 

Yen 

Yen 

Koku 

Kin 

1894 

2,365,231    !l          23.788 

206,074.850 

76,832,000 

17,259,800 

1895 

2,353.000 

18,208,350 

309,040,910 

73,743,510 

36,373,030 

1896 

2,983,200 

2,941,950 

500,055,660 

76,504,950 

46,245,400 

1897 

8,773,765 

2,928,600 

570,382,425 

75,776,888 

24,630,100 

1898 

;    3,347,050 

1,515,800 

456,681,850 

62,745,132 

19,095,300 

1899 

6,512,500 

1          33,700 

619.239,230 

80,292,890 

21,888,250 

1900 

;    6,213,811 

i           4,100 

571,177,650 

95.995,560 

13,006,800 

1901 

1    4,588,049 

28,280 

296,646,050 

66,072,960 

33,793,100 

1902 

1    3,790,822 

1,800 

261,077,685 

66,702,070 

5,324.250 

Betrag  der  Umsätze  in 

Jahr 

Getreide 

Baumwolle 
roh 

Baamwoll- 
gam 

Rohseide 

Geweben 

Salz 

Eoku 

Kwan 

Ein 

Kwan 

Tan 

Koka 

1894 

885,400 

5,671,101 

47,424.304 

1,350,498 

16,992,278 

2.447,439 

1895 

2,605,364 

339,393 

4,632,709 

601,555 

18.224,348 

2.998.738 

1896 

2,982,253 

52,149 

109,251,880 

1,491,688 

17,520,865 

8,242,219 

1897 

3,167,972 

1,994,581 

129.487,800 

1,090,567 

8,167,206 

2,253,985 

1898 

3,087,221 

646,070 

181,938,600 

460,940 

416,132 

12.423,308 

1899 

2,097,440 

201,288 

214,850,600 

2,222,724 

418,554 

18,291,064 

1900 

1,544,850 

3,045 

857,504,200 

4,098,290 

32,430 

12,535.749 

1901 

1,138,540 

5,960,845 

600,540,300 

2,153,296 

7,200 

3346,770 

1902 

383,990 

4,198,800 

214,626,900 

701,388 

1,125,060 

1.695,019 

1                    1                    1                    1 
1  Yen    =  2,09  M., 

1  Koku  =  100  kg, 

oder  =  180  1, 

1  Kin     =  600  g, 

1  Kwan  =  3,75  kg, 

1 

Ta 

a    =99i 

l  qm. 
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auch  das  Vermögenssteuergesetz  im  Rahmen  des  Steuersystems  weder  finanziell 
noch  sonst ^)  die  gleiche  Wichtigkeit,  wie  schon  der  Name  Ergänzungssteuer- 
gesetz besagt,  so  deutet  doch  die  umfängliche  Rechtsprechung  zu  dem  nun- 
mehr rund  10  Jahre  geltenden  Gesetz  darauf  hin,  dass  auch  bei  ihm,  dem,  wie 
dem  Einkommensteuergesetz,  manche  Nachfolge  in  deutschen  Landen  schon  be- 
schieden war  und  wohl  noch  beschieden  sein  wird,  die  Einführung  in  die  Praxis 
und  die  Handhabung  dort  nicht  leicht  gewesen  ist.  So  mag  denn  ihre  Dar- 
legung gleichfalls  an  dieser  Stelle  erfolgen. 

Bei  dem  ersteren  Gesetz  lag  das  Schwergewicht  der  Rechtsprechung  in 
der  Ausbildung  eines  dem  Wesen  des  Gesetzes  und  dem  Willen  des  Gesetz- 
gebers entsprechenden  Veranlagungsverfahrens,  wogegen  die  immerhin  sehr 
umfängliche  Beurteilung  von  Fragen  des  sachlichen  Rechts  zurücktrat;  das 
Schwergewicht  der  Rechtsprechung  zum  Erg^zungssteuergesetz  beruht  dagegen 
auf  der  sachlichen  Frage  nach  der  Bewertung  der  Vermögensteile,  und  zwar 
besonders  des  Grundbesitzes.  Das  Verfahren  der  Veranlagung  ist  im  wesent- 
lichen dasselbe  wie  dort ;  es  war,  bis  das  Ergänzungssteuergesetz  in  Kraft  trat, 
durch  eine  zielbewusste,  ohne  Schwanken  arbeitende  Rechtsprechung  schon  in 
so  feste  Bahnen  gebracht,  dass  die  Auslegung  des  neuen  Gesetzes  auf  diesem 
Gebiete  nicht  viel  Arbeit  mehr  verursacht  hat. 

Die  ordentliche  Veranlagung  nach  dem  neuen  Gesetz  erfolgt  ausschliess- 
lich durch  die  Einkommensteuerveranlagungskommissionen  (für  jeden  Land-  und 
Stadtkreis) ;  Berufung  und  Beschwerde  sind  genau  wie  bei  dem  andern  geordnet 
Die  erste  Feststellung  der  Besitz-  und  Vermögensverhältnisse  liegt  auch  hier 
dem  Gemeindevorstande  ob,  dessen  Arbeiten  die  Voreinschätzungskommission 
(für  jede  Gemeinde)  nachzuprüfen  hat,  §§  28,  32  des  Einkommensteuergesetzes. 
Das  eigentliche  Veranlagungsgeschäfb  beginnt  jedoch  erst  mit  der  Ermitt- 
lung des  Werts  des  steuerbaren  Vermögens,  durch  den  aus  Mitgliedern  der 
Veranlagungskommission  gebildeten,  durch  zwei  regierungsseitig  ernannte  Mit- 
glieder verstärkten  Schätzungsausschuss;  insbesondere  hat  er  die  Werte 
der  im  Veranlagungsbezirke  belegenen  Grundstücke  und  vorhandenen  gewerb- 
lichen Anlage-  und  Betriebskapitalien  zu  begutachten,  §  24  des  Ergänzungs- 
steuergesetzes. Die  Veranlagung  geschieht  dann  gleichzeitig  mit  deijenigen 
der  Einkommensteuer. 

Die  erste  Veranlagung  nach  dem  Ergänzungssteuergesetz*)  hat  für  das 
mit  dem  1.  April  1895  begonnene  Steuerjahr  stattgefunden;  die  Veranlagungen 
geschehen  für  eine  Periode  von  8  Jahren;  bis  zum  81.  März  1899  sind  jedoch 
kürzere  Perioden  zugelassen  worden,  §  87.  Das  Gesetz  sollte  einmal  der  seit 
jeher  erhobenen  Forderung  genügen  nach  einer  höheren  Besteuerung  des  sog. 
fundierten,  d.  h.  auf  einer  Vermögeusgrundlage,  sei  es  allein  oder  mitberuhen- 
den Einkommens,  aber  nur  der  natürlichen  Personen,  auf  der  Grundlage  eben 
des  Vermögens').    Auch  diese  Steuer  ist  also  wie  die  Einkommensteuer  eine 

1)  So  dürfen  keine  Gemeindesteuern  in  Form  von  Zuschlägen  zur  Ergänzungssteuer 
erhoben  werden. 

3)  Es  ist  abgedruckt  im  Finanzarchiv  Jahrg.  X  S.  802,  die  Begrändung  dort  8.  870, 
die  später  hier  vermerkten  Paragraphen  verweisen  auf  dieses  Gesetz.  Es  ist  ebenfalls  von 
Fuisting  vorzüglich  erläutert  worden,  als  Bd.  II  seines  grossen  Werkes :  „Die  preossischen 
Gesetze  über  die  direkten  Steuern".    Berlin,  Karl  Heymanns  Verlag,  2.  Aufl. 

3)  V  72;   diese  kurze  Bezeichnung  bedeutet  hinfort  Band  und  Seite  der  oftbdellen 
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Penonalsteuer ,  d.  h.  sie  greift  bei  der  unbeschränkten  Steuerpflicht  keinen 
einzelnen  Vermögensteil  aus  dem  Gesamtbesitz  einer  Person  heraus,  um  ihn 
für  sich  zu  belasten,  sondern  richtet  sich  nach  den  persönlichen  Verhältnissen 
des  Pflichtigen,  indem  sie  den  in  ihm  zusammengefassten  Vermögenskomplex 
ergreift  Bei  ihrer  Ausgestaltung  hat  die  Steuer  freilich  die  Eigenschaft  einer 
solchen  vom  fundierten  Einkommen  zum  Teil  eingebüsst;  wenn  nämlich  auch 
gewisse  Vermögensgegenstände  als  kein  Einkommen  liefernd  freigelassen  sind, 
wie  die  häusliche  Einrichtung ,  §  4  HI ,  so  ist  doch  die  Besteuerung  eines  an 
sich  steuerbaren  und  in  der  Regel  Einkommen  abwerfenden  Vermögensgegen- 
standes nicht  von  der  Tatsache  abhängig,  dass  und  welchen  Ertrag  er  dem  Be- 
sitzer oder  Eigentümer  liefert,  z.  B.  ertragloses  Bauland,  dividendenlose  Kuxe  0 ; 
immerhin  handelt  es  sich  auch  hier  um  sei  es  künftige,  sei  es,  wie  bei  einem 
Luxuspark,  mögliche  Ertragsquellen. 

Sodann  hatte  das  Gesetz  die  Aufgabe,  den  durch  gleichzeitige  Auf- 
hebung der  Realsteuem  und  deren  Uebertragung  auf  die  Gemeinden  für  den 
Staat  entstehenden  Ausfall  von  35  Mill.  M.  zu  decken.  Nach  einer  Über- 
schläglichen Berechnung  genügte  dazu  eine  gleichmässige  Steuer  von  V*  f^rs 
Tausend  der  Werte  des  steuerbaren  Vermögens;  sie  wurde  Gesetz,  jedoch  mit 
erheblichen  Erleichterungen  in  den  unteren  bis  52,000  M.  Vermögen  reichenden 
Stufen,  §§  17 — 19.  Der  Erfolg  der  ersten  Veranlagung  blieb  hinter  der  ge- 
hegten Erwartung  jedoch  zurück,  so  dass  die  vom  Gesetz,  §  48,  bereits  vor- 
gesehene Erhöhung  des  Satzes,  um  5,2  vom  Hundert,  eintrat  und  noch  gilt,  da 
bislang  nicht  jene  Summe  zuzüglich  einer  Steigerung  von  vier  vom  Hundert  für 
jedes  Steueijahr  erreicht  ist.  Für  das  erste  Stenerjahr  betrug  nämlich  das 
Sollaufkommen  von  rund  1,152,000  Steuerpflichtigen  bei  einer  Einwohnerzahl 
von  31,787,000  nur  81,046,000  M.;  Berufungen  wurden  eingelegt  105,165,  Be- 
schwerden 3411.  Für  1902/04  betrug  das  SoUaufkommen  von  rund  1,297,000 
Steuerpflichtigen  bei  84,551,000  Einwohnern  36,917,000  M. ;  62,605  Berufungen 
und  823  Beschwerden  wurden  eingelegt;  überhaupt  sind  seit  Geltung  des 
Gesetzes  8088  Beschwerden  erhoben  worden.  Auch  das  Ergänzungssteuergesetz 
ist  erlassen  unter  Ausschluss  der  Hohenzollemschen  Lande  und  der  Insel  Helgo- 
land, aber  1900  im  ersteren  Gebiet  eingeführt  worden,  so  dass  nur  noch  Helgo- 
land und  die  Helgoländer  im  übrigen  Preussen  wie  ein  anderer  Bundesstaat 
und  dessen  Angehörige  behandelt  werden  *) ;  das  Reichsdoppelbesteuerungsgesetz 
vom  13.  Mai  1870  muss  eben  über  seinen  Wortlaut  von  den  politischen  Grenzen 
hinaus  auf  Rechtsgrenzen  ausgedehnt  werden. 


1.  Die  subjektive  Seite  der  Ergftnzimgsbesteuerang,  §§  2,  8,  6. 

a)  Die  Einzelperson. 

Fuisting  S.  4. 
Wie  schon  erwähnt,   unterliegen   der  Ergänzungssteuer  nur  natürliche 
Personen'),  wenn  man  von  der  sich  im  Haushalt  zusammenschliessenden  Familie 


Sammlnng  der  Entscheidungen  des  Oberverwaltungsgerichts  in  Staatssteuersachen ,  Karl 
Heymanns  Verlag,  Berlin. 

I)  XI  876.         2)  VII  214.         8)  V  867. 
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abflieht.  Danach  wird  insbesondere  nicht  das  Vennögen  der  zur  Einkommen- 
steuer herangezogenen  fünf  Arten  yon  nicht-natürlichen  Personen  besteuert, 
mögen  sie  inländische  oder  ausländische  sein.  Dagegen  ist  die  Steuerpflicht 
der  natürlichen  Personen  wie  im  §  1  des  Einkommensteuergesetzes  geordnet 
und  somit  an  verschiedene  Bedingungen,  unter  denen  die  Tatsache  des  Wohn- 
sitzes in  Preussen  voransteht,  geknüpft,  je  nachdem  sie  Preussen,  Angehörige 
anderer  Bundesstaaten  oder  Ausländer  sind,  entsprechend  den  Vorschriften  des 
Reichsdoppelbesteuerungsgesetzes  ^).  Es  mag  daher  hier  genügen ,  auf  die  be- 
treifenden Ausftlhningen  im  XVI.  Jahrgang  dieser  S^itschriffc  S.  658  ff.  zu 
verweisen  und  nur  nachzutragen,  was  zur  Vervollständigung  jener  nötig  ist» 
insbesondere  die  in  den  seither  erschienenen  weiteren  fünf  Bänden  der  obeist- 
richterlichen  Entscheidungen  enthaltenen  Rechtsgrundsätze,  auch  bezüglidi  der 
Einkommensteuer. 

Die  zur  Steuerpflicht  führende  Verbindung  einer  Person  mit  dem  steuer- 
berechtigten Staat  kann  also  rein  persönlich  sein  —  unbeschränkte,  regelmässig 
das  Gesamtvermögen  erfassende  Steuerpfiicht ;  oder  rein  wirtschaftlich  —  be- 
schränkte, nur  den  Grundbesitz  und  das  gewerbliche  Anlage-  und  Betriebs- 
kapital in  Preussen  treffende  Steuerpflicht ;  oder  beides  zugleich,  persönlich  und 
wirtschaftlich').  Aufnahme  in  die  Personenstandsb'ste  der  Wohnsitzgemeinde 
gehört  nicht  zu  den  gesetzlichen  Voraussetzungen  der  Steuerpflicht,  ist  nur  Vor- 
bereitung des  Veranlagungsgeschäfts').  Das  zunächst  verpflichtende  Band  ist 
die  Staatsangehörigkeit.  Die  (preussische)  Staatsangehörigkeit  (Indigenat), 
die  die  Reichsangehörigkeit  zur  Folge  hat ,  wird  nach  dem  Reichsgesetz  vom 
1.  Juni  1870,  R.G.B1.  S.  355,  erworben  durch  Abstammung,  Legitimation,  §  1719 
B.G.B.,  Verheiratung,  Aufnahme  von  Inländern  (Patent  als  preussischer  Offizier, 
Vokation  als  Militärgeistlicher,  Ernennung  zum  Staatsbeamten)  *),  Naturalisation 
von  Ausländem.  Wenn  sich  die  Unwirksamkeit  einer  weil  zum  Schein  erlangten 
Entlassung  aus  der  Staatsangehörigkeit  ergeben  hat,  muss  Nachveranlagung 
von  der  früher  erfolgten  Abgangstellung  der  Steuer  an  vorgenommen  werden. 

Besitz  einer  weiteren  Staatsangehörigkeit  hindert  die  preussische  Be- 
steuerung nicht  ^). 

Ausland  ist  alles  Land  ausserhalb  des  Deutschen  Reichs  und  seiner 
Schutzgebiete  *). 

Der  vom  Reichsdoppelbesteuerungsgesetz  festgelegte,  von  dem  des  B.G.B. 
§  7  abweichende  Begriff  Wohnsitz,  als  das  umfassende  dauernde  Verhältnis 
einer  Person  zu  einer  bestimmten  Oertlichkeit ,  schliesst  die  weiteren  Vor- 
schriften des  B.G.B.  nicht  aus ,  soweit  sie  von  seiner  besonderen  BegpifEsbestim- 
mung  unabhängig  sind.  Der  Wohnsitz  hat  zunächst  Geltung  für  die  staatliche 
(örtliche)  Befugnis  zur  Besteuerung;  sein  Begriff  musste  also  notwendig  reichs- 
gesetzlich bestimmt  werden.  Der  Wohnsitz  hat  sodann  die  Wirkung,  die 
Geltendmachung  der  Steuerbefugnis,  d.  h.  die  Veranlagung  an  einen  bestinunten 


»)  Durch  Staatsvertrag  vom  21.  Juni  1899  hat  Preussen,  durch  den  vom  6.  Oktober 
1903  hat  Bayern  mit  Oesterreich  Vereinbarungen  getroffen,  die  den  QnindsAtzen 
des  Reichsgesetzes  auch  zwischen  diesen  Ländern  Geltung  verschaffen.  Siebe  Finanx- 
archiv  18  (1901)  S.  265  und  2i  (1904)  S.  806. 

2)  VII  180;  IX  6;  X  17.         8)  I  166.         *)  VI  209;  XI  16.         f>)  I  166. 

8)  I  118;  VI  112,  293;  wegen  Oesterreich  siehe  zuyor. 
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Bezirk  zu  knüpfen;  wie  im  bürgerlichen  Reoiit  die  materielle  und  prozessuale 
Wirkung.  In  letzterer  Beziehung  könnte  der  Begriff  vom  bürgerlichen  Recht 
geordnet  sein.  Das  ist  aber  nicht  anzunehmen,  vielmehr,  dass  der  Wohnsitz 
einheitlich  für  das  Steuerrecht  in  beiden  Beziehungen  geordnet  ist;  sonst  könnte 
sich  ergeben,  dass  eine  nach  Beichsgesetz  in  Preussen  zulässige  Veranlagung 
durch  Herbeiziehung  einer  anderen  Begriffiibestinunung  für  unausführbar  erklärt 
würde:  ein  unannehmbares  Ergebnis^).  Nach  der  Legaldefinition  des  Reichs- 
doppelbesteuerungsgesetzes ist  mehrfacher  Wohnsitz  möglich,  desgleichen  Wohn- 
sitz und  Aufenthalt  in  rerschiedenen  Gemeinden^).  Inhaber  der  ehelichen 
Wohnung  ist  nur  der  Mann,  die  Frau  selbst  dann  nicht,  wenn  sie  auf  ihren  Namen 
gemietet  hat').  Die  Dauer  der  Beibehaltung  braucht  nicht  unbeschränkt  zu 
sein;  der  Beamte,  der  Offizier,  auf  bestimmte  Zeit  an  einen  Ort  Tersetzt,  hat 
hier  seinen  (dienstlichen)  Wohnsitz.  Die  Wohnung  muss,  um  Wohnsitz  begründen 
zu  können,  für  den  Steuerpflichtigen  und  seine  Familie  zum  dauernden  Aufent- 
halt eingerichtet  sein');  so  ist  dauernde  Unterhaltung  einer  möblierten  Woh- 
nung an  einem  Orte  und  ihre  wiederholte  Benutzung  ausreichend,  nicht  dagegen 
die  Benutzung  eines  Zimmers  im  Grasthofe^),  ein  noch  so  teures  Absteigequartier  ^). 
Ein  Mitbewohnrecht  anderer  —  z.  B.  der  Ausgedinger  und  die  Wirtsfamilie 
bewohnen  dieselben  Räume  —  widerspricht  dem  Wohnungsbegriff  nicht,  weil 
etwa  das  Recht  ausschliesslicher  Verfügung  in  gewissem  Sinne  fehlt;  der  in 
einer  Heilanstalt  dauernd  untergebrachte  Greisteskranke  hat  aber  selbst  durch 
seinen  Vormund  nicht  die  freie,  ausschliessliche  Verfügung  über  den  Wohnraum, 
weshalb  er  dort  nur  Aufenthalt  hat  Ein  Geschäftsraum,  ein  blosses  Bureau 
ist  noch  keine  Wohnung^,  die  ebensowenig  durch  Naturalisation,  Niederlassung, 
die  Zahlung  von  Staatssteuem  irgendwo,  Verwaltung  des  Vermögens,  Führung, 
Sitz  der  Vormundschaft,  Entstehung  des  Einkommens,  ersetzt  wird^).  Dienst- 
lichen Wohnsitz  können  nur  im  unmittelbaren  oder  mittelbaren  Staats-  oder 
Reichsdienste  stehende  Beamte  haben,  auch  Notare,  Gerichtsvollzieher'),  nicht 
Rechtsanwälte^*^);  ein  kgl.  Landwirtschaftslehrer,  der  nur  für  die  Wintermonate 
beschäftigt  ist,  hat  dauernd  seinen  dienstlichen  Wohnsitz  am  Orte  seiner  Lehr- 
tätigkeit ^  ^).  Der  Marineoffizier  an  Bord  behält  seinen  bisherigen  dienstlichen 
Wohnsitz  ^') ;  denn  Unterkunft  auf  einem  Kriegsschiff  ist  nicht,  wie  unter  Um- 
ständen die  auf  einem  Handelsschiff*'),  als  Innehaben  einer  Wohnung  anzusehen. 
Die  Beschäftigung  eines  Beamten  an  einem  anderen  Orte  kraft  Auftrages 
begründet  hier  einen  zweiten  dienstlichen  Wohnsitz  nicht*');  bei  einem 
Offizier  bedeutet  aber  Kommandierung  an  einen  anderen  Ort  auf  länger  als 
6  Monate  Versetzung,  also  Wechsel  des  dienstlichen  Wohnsitzes,  bei  einem 
Militärbeamten  auch  eine  längere  Kommandierung  nur  im  Falle  völliger  Lösung 
des  bisherigen  Dienstverhältnisses.  Begründung  wie  Aufgabe  des  Wohnsitzes 
als  Rechtshandlung  setzen  volle  Handlungsfähigkeit  und  Willensfreiheit 


1)  Also  abweichend  von  der  diesseitigen  früheren  Aaffassnng. 
3)  VIII  4:  mit  der  Sommerwohnung  wird,  wenn  sie  fortwährend  zur  Aufnahme  ihres 
Besitzers  eingerichtet  ist,  ein  zweiter  Wohnsitz  begründet.       >)  VII  8ia.       *)  VII  211. 

6)  VI  20,  294;  VII  210,  213.       •)  X  2,  8.       t)  X  8,  4.       8)  IV  151;  VI  18,  20.       «)  VII  383. 

10)  X  4;  nicht  in  einstweiligen  Ruhestand  versetzte  Beamte,  XI  17.       ii)  X  27. 
13)  VIII  6.       IS)  X  6:  der  Wohnsitz  wechselt  nicht  mit  dessen  Standort,  sondern 
besteht  dauernd  im  Heimathafen  des  Fahrzeugs.       ^*)  XI  11. 
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voraus:  Mindeijährige,  Ehefrauen,  Bevormandeie ,  Geisteskranke  sind  darin  be- 
Bcbr&nkt;  der  Wille  des  Vaters  u.  s.  w.  entscheidet^).  So  begrOnden  auswärts 
Studierende,  auswärts  eine  Anstalt  besuchende  minderjährige  und  volljährige 
Kinder')  dadurch  allein  keinen  Wohnsitz.  Bei  mehrfachem  Wohnsitz  hat 
jeder  die  vollen  Wirkungen  eines  solchen,  sofern  das  Gesetz  sie  nicht  auf 
einen  beschränkt,  z.  B.  auf  den  im  Heimatstaate,  auf  den  dienstlichen,  weshalb 
Doppelbesteuerung  reichsgesetzlich  möglich  ist').  Die  Aufgabe  des  Wohn- 
sitzes muss,  soll  sie  steuerbefreiend  wirken,  vollzogene  Tatsache  sein;  bloese 
Absicht,  die  Wohnung  bei  günstiger  Gelegenheit  in  einen  anderen  Staat  zu 
verlegen,  genügt  nicht  ^). 

Wenn  der  beim  Mangel  eines  Wohnsitzes  über  das  Besteuerungsrecht 
eines  Staates  entscheidende  Aufenthalt  einer  Person  kein  nur  Torübergehen- 
der  sein  darf,  so  ist  damit  die  jeweilige  Besteuerung  von  Personen  am  Aufent- 
haltsorte ausgeschlossen,  die,  ohne  Wohnsitz,  ihres  Vergnügens,  des  Erwerbe 
wegen,  von  Ort  zu  Ort  ziehen;  ihre  Besteuerung  steht  nur  dem  Heimatstaate 
zu*).  Auch  bei  dem  Aufenthalt  ist  die  Begriffsvoraussetzung  der  Dauer  relativ 
zu  nehmen:  er  liegt  selbst  bei  einer  viele  Monate  währenden,  aber  immerhin 
nur  gelegentlichen  Anwesenheit  eines  zur  Aufstellung  einer  Maschine  von  aus- 
wärts hergekommenen  Monteurs  einer  auswärtigen  Fabrik  nicht  vor^).  Auch 
der  Aufenthalt  eines  sein  preussisches  Landgut  zu  Beaufsichtigungszwecken  be- 
suchenden Gutsbesitzers^),  eines  zuweilen  zur  Beaufsichtigung  einer  fremden 
Wirtschaft  hierherkommenden  Ausländers^),  des  zur  Behandlung  eines  Kranken 
gekommenen  Arztes,  eines  Dieners,  der  seinen  zu  Vergnügungszwecken  hierher- 
reisenden Herrn  begleitet,  macht  jene  Personen  nicht  steuerpflichtig').  Sie  alle, 
sowenig  (mit  Ausnahme  etwa  des  Arztes),  wie  ein  in  Preussen  lebender,  im 
Auslande  b^üterter  und  gewerbetreibender  Ausländer,  der  in  Preussen  eine 
Aufsichtsratstelle  inne  hat,  halten  sich  hier  des  Erwerbes  wegen  auf^^)r 
an  welche  Tatsache  nach  §  1  Ziff.  3,  §  6  Ziff.  2  des  Einkommensteuergesetzes 
Eintritt  und  Umfang  der  Steuerpflicht  von  Ausländem  zum  Teil  geknüpft  sind. 
Denn  der  Hauptzweck  des  hiesigen  Aufenthalts  muss  der  eigene  Erwerb  sein 
und  nur  der  Aufenthalt  kommt  in  Betracht,  während  dessen  ein  Erwerb  in 
Preussen  bezweckt  wird").  Mit  dem  Aufenthalt  des  Erwerbes  wegen  braucht 
nicht  immer  ein  Gewerbebetrieb  verbunden  zu  sein,  aber  ein  Gewerbebetrieb 
ist  stets  eine  Beschäftigung  des  Erwerbs  wegen '^.  Dabei  ist  es  gleichgültig, 
ob  der  Pflichtige  des  Erwerbs  wegen  nach  Preussen  gekommen  ist;  es  genügt, 
dass  er  sich  des  Erwerbes  wegen  hier  aufhält  oder  seinen  Aufenthalt  zum  Ei> 
werbe  benutzt '');  der  Erwerb  muss  die  ausschlaggebende  Ursache  des  Aufenthalts 
sein.  Ist  im  Gesetz  dauernder  Aufenthalt  als  Voraussetzung  eines  steuer- 
lichen Verhältnisses  ausdrücklich  vorgeschrieben  —  Befreiung  von  der  prenssi- 
schen  Steuerpflicht  nach  2  Jahren  dauernden  Aufenthalts  im  Auslande  — ,  so 
steht  jede  Unterbrechung  durch  vorübergehende  Rückkehr  ihm  entgegen  ^*)  — 
eine  unnötige  Härte.    Diese  Vorschrift  gilt  auch  für  Reichs-  und  Staatsbeamte 


I)  I  86 ;  VI  19.       3)  Sie  haben  ihren  gesetzlichen  Wohnsitz  beim  Vater,  S  ii  B.G.B. 
»)  Deutsche  Juristenzeitung,  Jahrg.  VIII,  S.  481;  XI  l.       *)  VI  is. 
()  Hat  ein  Eahnschiffer  Wohnung  auf  dem  Kahne,  so  hat  der  Heimatstaat  des  Fahr- 
zeugs das  Besteuerungsrecht,  X  8.       «)  IX  8.       T)  IX  7.       «)  VI  290.       »)  IX  7. 
10)  IX  6,  8.       II)  X  15.       ")  VI  295.       I«)  Ebenda.       i*)  IX  i. 
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(Offiziere)  im  Auslände;  werden  sie  im  Auslande  nicht  in  entsprechender  Weise 
besteuert,  so  erlischt  ihre  preussische  Steuerpflicht  mit  den  2  Jahren  nicht, 
wohl  aber,  wenn  sie  ihren  dienstlichen  Wohnsitz  im  Auslande  aufgegeben  haben, 
ohne  Wohnsitz  in  Preussen  zu  nehmen'). 

Aufenthalt  ist  nur  da  gegeben,  wo  jemand  persönlich,  nicht  wo  seine 
Familie  sich  aufhält.  Ist  Wohnsitz  oder  Aufenthalt  (Betriebsstätte)  Voraus- 
setzung der  Besteuerung,  so  kann  nur  das  während  jenes  zufliessende  Einkommen 
ihr  unterliegen  *)  und  nur  so  lange  ist  die  Steuerforderung  geltend  zu  machen, 
als  das  Band  des  Wohnsitzes  u.  s.  w.  noch  fortbesteht');  ersteres  schliesst  jedoch 
die  sonst  zulässige  Durchschnittsberechnung  nach  der  Vergangenheit  nicht  aus. 
Das  preussische  Besteuerungsrecht  ist  allein  durch  das  Reichsdoppel- 
besteuerungsgesetz beschränkt,  nicht  durch  die  Steuergesetze  anderer  Staaten 
und  kann  anderseits  das  Recht  dieser  nicht  beschränken.  So  hört  dos  Be- 
steuerungsrecht mit  der  Aufgabe  des  Wohnsitzes  in  Preussen  und  Verzug  auf; 
wann  Wohnsitz,  Aufenthalt  in  einem  anderen  Bundesstaate  begründet  wird, 
ist  ohne  Belangt);  es  ist  auch  gleichgültig,  ob  bei  bestehendem  Recht  hier 
dort  ebenso  gesteuert  werden  muss"),  wenn  dadurch  nicht  einem  Vertrage 
zwischen  beiden  Staaten  zuwidergehandelt  wird*).  Im  übrigen  beginnt 
die  Steueifpflicht  mit  der  Geburt,  §  1  B.G.6. ');  soweit  dem  Empfangenen 
jedoch  schon  Rechte  für  den  Geburtsfall  gewahrt  werden,  §  1923  ebenda,  ist 
nach  der  Geburt  Veranlagung  rückwärts  vom  Beginn  des  Steueijahres ,  dem 
1.  April,  an  innerhalb  desselben  zulässig;  weiter  zurück  ist  sie  ausgeschlossen, 
wegen  der  Schranken,  die  §  80  des  Einkommensteuergesetzes  für  eine  Nach- 
veranlagung, d.  h.  eine  Veranlagung  nach  Ablauf  des  Steueijahres,  zieht.  Die 
Steuerpflicht  endet  mit  dem  Tode;  deshalb  müssen  auch  Verschollene  bis  zu 
dem  durch  Todeserklärung  festgestellten  Zeitpunkt  ihres  Todes,  §  18  B.G.B., 
weiter  veranlagt  werden. 

Ein  Steuerpflichtiger,  der  rechtlich  oder  tatsächlich  an  der  Erfüllung  seiner 
Pflichten  und  Wahrnehmung  seiner  Rechte  gehindert  ist,  muss  durch  andere 
vertreten  werden;  ein  solcher  Mangel  hat  den  Ausschluss  seines  Vermögens 
von  der  Besteuei-ung  in  seiner  Person  nicht  zur  Folge ").  Daher  kann  das  einen 
Minderjährigen,  einen  Mündel  betreffende  Veranlagungs-  und  Rechtsmittelver- 
fahren  nur  mit  dem  gesetzlichen  Vertreter,  Inhaber  der  elterlichen  Gewalt, 
Vormund,  Pfleger,  durchgeführt  werden,  die  Steuerbehörden  haben  von  Amts 
wegen  für  die  geordnete  Vertretung  eines  Handlungsunfähigen  zu  sorgen*). 
Da  die  elterliche  Gewalt  das  Recht  und  die  !Pflicht  umfasst,  fQr  Person  und 
Vermögen  des  Kindes  zu  sorgten,  so  ist  bei  dieser  Personalsteuer  der  Inhaber 
der  Gewalt  selbst  dann  zur  Vertretung  berechtigt  und  verpflichtet,  wenn  für 
die  ganze  Verwaltung  oder  einzelne  Teile  ein  Pfleger  bestellt  ist^^. 


1)  XI  17.       3)  Deutsche  Jaristenzeitnng  Jahrg.  III  S.  191. 

•)  Preuss.  Verwalt.-Bl.  Jahrg.  19  S.  379. 

«)  Reichsgericht,  E.  in  Zivils.  Bd.  50  S.  97.       &)  X  213.       «)  X  5,  200. 

^  Die  Glieder  einer  (erbberechtigten)  Nachkommenschaft  können  nicht  veranlagt 
werden,  bevor  ihr  Kreis  endgaitig  feststeht,  V  228;  auch  YI  336,  367;  IX  SI6,  372;  hat  aber 
ein  anderer  Nutzniessnng  am  Vermögen  der  noch  nngeborenen  Kachkommenschaft,  so  steht 
seiner  Veranlagung  davon  nichts  entgegen. 

8)  II  461.         «)  II  311;  IV  210;  VIII  247.         W)  X  327. 
Finanzarchiv.  XXII.  Jahrg.  761  21 
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b)  Die  Familie. 

Fuisting  S.  31. 

Bei  der  Ergänzungsbesteuerung  ist  die  Zosammenfassung  und  Besteuerong 
des  Vermögens  mehrerer  Personen  bei  einer  von  ihnen,  nach  Haushaltungen, 
lediglich  abhängig  Ton  der  gleichen  des  Einkommens^).  Subjektiv  steaer- 
pflichtig  sind  auch  die  Haushaltungsangehörigen,  d.  h.  Ehefrau  und  Kinder 
(Enkel);  nur  wird  diese  Pflicht  der  Form  nach  unter  gewissen  Voraussetzungen 
bei  dem  Haushaltungsvorstande  zusammengefasst^):  gebricht  es  an  einer  dieser 
Bedingungen,  so  erfolgt  nur  selbständige  Veranlagung  des  Angehörigen'). 
Der  Bedingungen  sind  (bei  den  Kindern)  zwei:  Haushaltungsangehörig- 
keif)  und  Recht  der  Verfügung  des  Vorstandes  über  das  Einkommen 
des  Angehörigen  ^),  wie  es  ein  Niessbraucher  hat.  Das  Vermögen  der  Mehreren 
verschmilzt  so  zu  einer  Einheit^. 

Bei  der  Ehefrau  bedarf  es  des  Verfugungsrechts  des  Mannes  über  ihr 
Einkommen  nicht;  solange  sie  nicht  dauernd  getrennt  von  ihm  lebt,  ist  er  der 
alleinige  Steuerträger,  ohne  Rücksicht  auf  das  in  der  Ehe  herrschende  Güter- 
recht 0 ;  da  auch  die  Wirtschaftsgemeinschaft  nicht  notwendig  eine  Behausang 
voraussetzt,  bleibt  die  Ehefrau  selbst  bei  dauernder  Trennung  hinsichtlich  des 
der  Nutzniessung  ihres  Mannes  unterliegenden  Vermögens  seine  Haushaltungs- 
angehörige ®).  Sonach  ist  wegen  einer  ihr  angefallenen  Erbschaft  der  Ehemann 
nachzuveranlagen'),  §38;  denn  ihre  selbständige  Steuerpflicht  ist  mit  der  Ver- 
heiratung erloschen  ^^),  selbst  wenn  sie  nur  Einkommen  haben  sollte  ^^).  Doch 
haftet  sie  für  die  Ergänzungssteuer  im  Verhältnis  ihres  mitveranlagten  Ver- 
mögens, §  42,  Abs.  4. 

Zu  den  Haushaltungsangehörigen  zählen  sodann  die  Kinder  (Enkel) *'). 
Gerade  bei  ihnen  besonders  erfährt  der  Begriff  der  Wirtschaftsgemein- 
schaft eine  Ausdehnung:  Kinder,  die  als  Schüler,  Studierende  u.  s.  w.  vorüber^ 
gehend  ausserhalb  leben  ^'),  zu  Verwandten  in  Pflege  gegeben  sind'^),  bleiben 
Haushaltungsangehörige,  solange  bis  sie  aus  der  durch  das  Familienverhältnis 
bedingten  wirtschaftlichen  Unterhaltungsgemeinschafb  ausscheiden  ^*).  Umgekehrt 
wird  durch  das  Verbleiben  eines  volljährigen,  selbständig  gewordenen  Kindes 
im  väterlichen  Haushalt  die  Angehörigkeit  nicht  fortgesetzt,  insbesondere  nicht 
bei  dem  Kinde,  das  selbst  eine  Familie  gegründet  hat  ^^).  Ist  der  Haushaltungs- 
vorstand zur  Unterhaltung  des  Angehörigen  ausser  stände,  so  fehlt  es  an  der 
notwendigen  wirtschaftlichen  Abhängigkeit^^).   Das  dem  Vorstande  aus  eigenem 


»)  VIII  31.  3)  Nur  bei  unbeschränkter  Steuerpflicht,  XI  367.  S)  VIU  134:  Austritt 
aus  der  Haushaltung.        <)  I  120:  Wirtschaftsgemeinschaft  und  Wirtschaftsabh&ngigkeit. 

6)  I  163,  381;    IV  286;   V  144;    VI  13,  260,  251;    VII  42,  260;    VIII  26,  252. 

«)  II  88;  V  60;  VII  284;    IX  218.         7)  I  283.        »)  VI  210.        «)  IX  823. 

10)  VII  167;   VIII  134.        ")  I  323;  VIII  138. 

12)  II,  426 ;  X  30 :  gehören  Enkel  zum  Haushalt  ihres  Vaters,  so  nicht  zu  dem  ihres 
Grossvaters.       W)  VII  263;  X  366. 

1*)  Jedoch  sind  Kinder ,  die  bei  der  geschiedenen  Mutter  auf  Kosten  des  Vaters 
leben,  Angehörige  der  Mutter;  anders  bei  der  dauernd  getrennt  lebenden  Mutter,  VI  I16; 
X  162,  864.  »)  VII  263;  ebenso  wenn  das  Kind  hier  bleibt,  der  Vater  in  einem  Scbats- 
gebiet  lebt,  XI  43.       i«)  X  41,  43. 

17)  X  331 :  ein  Kind ,  das  sich  wesentlich  selbst  erhalt  oder  von  dritten  erhalten 
werden  muss,  ist  nicht  Haushaltnngsangehöriger,  VII  260. 
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Recht  zustehende  Verfügungsrecht  Über  das  Einkommen  des  Kindes  ist  Aus- 
fluss  der  mit  Volljährigkeit  endigenden  elterlichen  Gewalt,  §§  2,  1626,  1649, 
1686  B.6.6.  —  unfreies  Vermögen. 

Dieses  Verfügungsrecht  ist  z.  B.  bei  einer  Versicherungspolice  nicht  an 
den  tatsächlichen  Besitz  der  Urkunde  geknüpft,  sondern  an  die  Rechtsbefugnis 
zur  Verfügung  über  das  verbriefte  Recht  *).  Ueberträgt  der  Vater  eigenes  Ver- 
mögen an  sein  Kind,  so  liegt  darin  an  sich  noch  nicht  Verzicht  auf  die  gesetz- 
liche Nutzniessung  an  dem  nun  dem  Kinde  gehörigen  Vermögen');  nur  wenn 
er  ausserdem  auf  sie  verzichtet  hat,  ist  er  von  dem  Vermögen  nicht  mehr  zu 
veranlagen.  Der  Grund  dieser  üebereignung  ist  ohne  Belang').  Hat  aber 
jemand  seine  Tochter  nur  als  Empfängerin  der  Zinsen  von  bei  der  Reichsbank 
hinterlegten  Wertpapieren  bestimmt,  so  tritt,  auch  wenn  die  Zahlung  der  Zinsen 
und  Rückgabe  der  Papiere  an  den  Vater  nur  mit  Zustimmung  der  vorgesetzten 
Behörde  des  Ehemannes  der  Tochter  erfolgen  darf,  nicht  Verlust  des  Eigentums 
der  Wertpapiere  für  den  Vater  ein;  sie  sind  nicht  Vermögen  der  Tochter  und 
dem  Ehemann  bei  Feststellung  seines  steuerbaren  Vermögens  nicht  anzurechnen  *) 
(Heiratsgut  des  Offiziers).  Hat  sich  ein  dritter  bei  Schenkung  eines  Kapitals 
an  einen  minderjährigen  Haushaltungsangehörigen  den  lebenslänglichen  Niess- 
brauch  vorbehalten,  so  ist  die  Zurechnung  bei  dem  Haushaltungsvorstande  nicht 
ausgeschlossen^);  vielmehr  ist  der  Haushaltungsangehörige  selbst  nur  dann  zu 
veranlagen,  wenn  dem  Vorstände  auch  bei  Wegfall  des  Niessbrauchsrechts  des 
dritten  dieses  nicht  zustehen  würde.  Jener  Vorbehalt  schafft  nicht  schon  freies 
Vermögen  des  Kindes  und  nur  von  solchem  kann  dieses  selbständig  veranlagt 
werden.  Dagegen  kann,  wenn  einer  Ehefrau  der  Niessbrauch  (als  Vorbehalts- 
gut), ihren  Kindern  die  Substanz  eines  Erbteils  vermacht  ist,  dem  Manne  nicht 
der  Substanzwert  des  Kindervermögens,  sondern  nur  der  Kapitalwert  des  Niess- 
brauchs  der  Mutter  angerechnet  werden'). 

Ueber  den  Kreis  der  Kinder  geht  die  Anrechnung  fremden  Vermögens 
beim  Haushaltungsvorstande  kaum  hinaus;  jedenfalls  wird  die  Anrechnung  des 
Vermögens  der  Stiefkinder  bei  dem  Stiefvater  stets  besonderer  Begründung 
bedürfen '). 

So  darf  femer  dem  Vermögen  eines  von  mehreren  Geschwistern,  der 
ihren  gemeinsamen  Haushalt  leitet,  das  Vermögen  der  übrigen  nur  zugerechnet 
werden,  wenn  ihm  krafb  eigenen  Rechts  die  Verfügung  Über  das  Vermögen  der 
von  ihm  wirtschaftlich  abhängigen  Geschwister  zusteht;  eine  Generalvollmacht 
begründet  z.  B.  ein  Verfügungsrecht  nicht  ^). 

Kann  ein  Haushaltungsangrehöriger  aus  seinem  Sondervermögen  kein  Ein- 
kommen beziehen,  weil  z.  B.  einer  unvollständigen  Rentenversicherungseinlage 
für  ein  Kind  die  auf  sie  entfallenden  Teilrenten  bis  zu  ihrer  Vollständigkeit 
zugeschrieben  werden  müssen,  oder  wirft  das  Vermögen  kein  Einkommen  ab, 
so  wird  es  gleichwohl  dem  Haushaltungsvorstande  zugerechnet,  wenn  anderen- 
falls das  Einkommen  ihm  zuzurechnen  sein  würde;  das  trifft  in  dem  Beispiels- 


1)  VIT  200.        2)  n  91;  VIII  28;  X  62.        »)  VIII  30.        *)  V  366. 
&)  X  366;  dem  Vater  ist  also   das  Kapital  abzüglich  des  Eapitalwerts  des  Niess- 
brauchs  zuzurechnen. 

6)  Deutsche  Juristenzeitung  Jahrg.  lU  S.  23.       ?)  X  11.       s)  VI  12. 
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falle  der  Teilrenten  jedoch  nicht  zu,  weil  das  VerfÜgangsrecht  des  Vaters  mit 
der  vertragsmäasigen  Gatschrift  nicht  vereinbar  wäre^). 

Wird  dem  Haashaltungsvorstande  ein  Aktivum  des  Angehörigen  an- 
gerechnet, so  mnss  notwendigerweise  auch  mit  dem  auf  ihm  ruhenden  Passivuin 
gerechnet  werden');  ja,  die  Einheit  der  beiden  Personen  für  die  Besteaenmg 
hat  zur  Folge,  dass,  wenn  die  Passiven  des  Haushaltungsangrehörigen  höher  ala 
die  Aktiven  sind,  der  Haushaltungsvorstand  den  Unterschied  von  seinem  steuer- 
baren Vermögen  kürzen  darf;  hat  anderseits  er  nur  Schulden,  so  kann  er  sie 
von  dem  ihm  anzurechnenden  fremden  Vermögen  abziehen*).  Ist  das  anzu- 
rechnende Vermögen  des  Haushaltungsangehörigen  bei  dem  Vorstande  bel^ 
so  können  An-  und  Abrechnung  unterbleiben^).  Wenn  von  den  beiden  Voraus- 
setzungen der  Vermögenszurechnung  bei  dem  Vorstande  die  wirtschaftliche  Ab- 
hängigkeit fehlt,  so  ist  der  allein  vorhandene  Niessbrauch  am  Eindesvermögen 
nur  als  solcher  zu  bewerten^),  also  nicht  das  Eindesvermögen  selbst  anzurechnen; 
bei  dem  Einde  ist  dann  das  Vermögen  abzüglich  des  beim  Vater  herangezogenen 
kapitalisierten  Niessbrauchsrechts  zu  veranlagen. 

0)  Steuerfreiheit  und  beschränkte  Steuerpflicht. 

Fuisting  S.  5,  9. 

Eonsuln  fremder  Irrationalität  geniessen  nach  den  Meistbegünstigunge- 
verträgen  Steuerfreiheit,  solange  sie  im  Lande  nicht  Grundbesitz  haben 
oder  Handelsgeschäfte  betreiben;  föUt  diese  Bedingung  fort,  so  erlischt  die 
Steuerfreiheit  in  jeder  Beziehung,  also  nicht  nur  rücksichtlich  Grandbesitz  und 
Gewerbe  •). 

Die  ausgleichende  Gerechtigkeit  verlangt,  dass  die  mit  Preussen  nicht 
durch  die  persönlichen  Beziehungen  der  Staatsangehörigkeit,  des  Wohnsitzes 
oder  des  Aufenthalts  verbundenen  natürlichen  Personen,  die  hier  steuerbares 
Vermögen  haben,  davon  auch  besteuert  werden;  dieser  beschränkten 
Steuerpflicht  unterliegt  aber  nur  das  in  Preussen  lokalisierte  Vermögen; 
d.  h.  der  Grundbesitz  und  das  einem  Wirtschaftsbetriebe  dienende  Anlage-  und 
Betriebskapital.  So  gehören  denn  auch  blosse  Rechte  an  in  Preussen  belegenem 
Grundbesitz,  ausser  dem  Eigentumsrecht,  nicht  hierher^);  also  nur  der  Eigen- 
tümer ist  steuerpflichtig,  nicht  z.  B.  der  Niessbraucher.  Erstreckt  sich  ein  Wirt- 
schaftsbetrieb einheitlich  über  Preussen  und  nach  ausserhalb,  so  ist  nicht  allein 
das  dem  preussischen  Betriebe  besonders  gewidmete  Anlage-  und  Betriebskapital 
entscheidend,  sondern  auch  ein  Anteil  an  dem  in  keiner  besonderen  Beziehung 
zu  den  einzelnen  Betriebsstätten  stehenden,  dem  Gesamtgeschäft  dienenden  An- 
lage- und  Betriebskapital,  insbesondere  den  zur  Verfügung  der  Geschäftsleitung 
als  solcher  stehenden  Betriebs-  und  Reservefonds,  Gebäuden,  Utensilien,  ein- 
schliesslich der  auf  dem  Gesamtgeschäft  lastenden  Schulden'). 

Ein  Anteilsrecht  an  einer  ungeteilten  Nachlassmasse,  zu  der  preussischer, 
d.  h.  in  Preussen  belegener  Grundbesitz  gehört,  ist  als  preussischer  Grundbesitz 
in  der  verhältnismässigen  Höhe  zu  versteuern;  es  genügt,   dass  der  Nachlass 


»)  VII  202.         8)  VII  278.         »)  VII  282.         «)  VII  268.         »)  VI  249.         «)  X  U. 

')  IX  366;  dagegen  hat  der  Pächter  sein  Inventar  zu  versteuern,  XI  sso.     8)  V  3ii. 
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im  Miteigentum  der  Erben  steht,  die  Personen  der  Erben  und  ihre  Erbanteile 
feststehen  ^). 

Bei  einem  über  Preussen  hinausgehenden  einheitlichen  Grundbesitz  ist 
zunächst  der  gemeine  Wert  der  gesamten  Besitzung  einschliesslich  des  toten 
und  lebenden  Wirtschaftsinventars  und  der  noch  sonst  zum  Anlage-  und  Be- 
triebskapital gehörenden  Werte  festzustellen;  davon  sind  die  zur  Begründung, 
Verbesserung,  Erweiterung  und  Fortführung  des  Betriebes  aufgenommenen 
Schulden  einschliesslich  der  laufenden  Betriebs-  und  Geschäftsschulden  abzu- 
ziehen. Von  dem  Rest  ist  der  verhältnismässig  auf  den  ausserpreussischen  Be- 
triebsteil entfallende  Betrag  als  steuerfrei  auszusondern').  Belanglos  ist,  dass 
das  Inventar  sich  regelmässig  ausserhalb  Preussens  befindet'). 

2.  Die  objektive  Seite, 
a)  ünbeschrftnktes  nnd  beaohränktes  Eigentum. 

Fuisting  S.  26. 
Die  dem  deutschen  Recht  des  Mittelalters  bekannten  zahlreichen  Be- 
schränkungen der  freien  Verfügung  über  einen  im  Eigentum  einer  Person 
stehenden  Gegenstand,  vor  allem  den  Grundbesitz,  haben  sich  nur  noch  in 
wenigen  Arten  erhalten.  Sieht  man  von  den  hier  nicht  interessierenden  Be- 
nutzungseinschränkungen zu  Gunsten  des  Nachbars  u.  s.  w.  ab,  so  kommen  nur 
noch  das  Lehen,  insbesondere  das  Thronlehen,  und  das  Fideikommiss  in  Be- 
tracht, dieses  in  seinen  beiden  Formen,  einmal  dem  deutschrechtlichen  Familien- 
fideikommiss,  der  Fideikommissstiftung  ^),  §  3  des  Erbschaftssteuergesetzes  vom 
19.  Mai  1891,  Gesetzsamml.  S.  78,  bei  dem  ein  geteiltes  Eigentum  vorliegt, 
indem  das  Obereigentum  der  eine  juristische  Person  bildenden  Familie  zusteht, 
das  nutzbare  Eigentum  dem  zeitigen  Besitzer');  die  andere  Form  ist  das 
römischrechtliche  Fideikommiss,  die  fideikommissarische  Substitution,  ein  Nach- 
lass  mit  der  Auflage,  ihn  an  einen  anderen.  Nacherben,  Fideikommissar,  z.  B. 
seine  Nachkommenschaft,  Deszendenz,  im  Zeitpunkte  eines  bestimmten  Ereig- 
nisses herauszugeben,  insbesondere  zu  vererben.  Hier  liegt  nur  ein  auflösend 
bedingtes  Eigentum  des  Vorerben,  Fiduziars,  vor,  das  für  die  Besteuerung  voll 
zur  Anrechnung  kommt  ^).  Aber  auch  das  nutzbare  Eigentum  jenes  Fidei- 
kommissbesitzers  wird  ihm  voll  angerechnet,  nach  ausdrücklicher  Gesetzes- 
vorschrift, §  5  ZiiF.  1 ').  Verschieden  von  ihm  ist  der  an  einem  Fideikommiss  nur 
Niessbrauchberechtigte  zu  behandeln;  sein  Recht  untersteht  dem  §  13  (Kapi- 
talisierung von  Renten)^).    Lehen  stehen  dem  Eigentum  gleich'). 

1)  IX  872.        ■^)  VIII  338.        ')  XI  369. 

*)  Bei  der  Fideikommissstiftang  ist  das  Recht  des  Jeweiligen  Nutzungsberechtigten 
an  dem  StiftungsvermOgen  nach  der  Anordnung  des  Stifters  nur  zu  Gunsten  der  berufenen 
Nachfolger  beschränkt,  so  dass  das  StiftungsvermOgen  in  der  Hand  des  letzten  Sukzessions- 
berechtigten dessen  freies  Eigentum  wird.  Wo  das  nicht  der  Fall,  insbesondere  wo  dem 
Nutzungsberechtigten  nur  ein  obligatorisches  Recht  auf  die  Einkünfte  des  Stiftung^ver- 
mögens  eingeräumt  ist,  handelt  es  sich  um  eine  Familieustiftuni;;  die  Bezüge  aus  ihr  sind 
oach  II  7  c,  12,  13  zu  behandeln,  Deutsche  Juristenzeitung  Jahrg.  IV  S.  488. 

»)  VI  194;  IX  203;  X  189 

>)  IX  228;  XI  361 ;  sowohl  das  Stammvermögen  ist  bei  ihm  zu  veranlagen,  wie  dessen 
auf  testamentarischer  Anordnung  beruhende  Mehrung  aus  den  Erträgnissen. 

T)  V  333*.         ^)  VIII  299.         »)  VII  122;  XI  366,  377. 
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Im  übrigen  entscheidet  für  die  Anrechnung  von  Vermögen,  dass  jemand 
unbestritten  tatsächlich  etwas  als  sein  eigen  besitzt,  unabhängig  von  den  Er- 
fordernissen des  nach  dem  bürgerlichen  Recht  gültigen  Eigentumserwerbs  ^) 
(Auflassung) ;  im  Zweifel  also  kommt  es  darauf  an,  ob  ein  Gegenstand  im  wirt- 
schaftlichen Sinne  dem  Vermögen  des  Steuerpflichtigen  zugerechnet  werden 
kann,  was  z.  6.  nicht  bei  dem  einer  Gilde  gehörigen  Grundstück  der  Fall  ist, 
das  aus  besonderen  Gründen  auf  den  Namen  des  Pflichtigen,  ihres  Mitgliedes, 
in  die  öffentlichen  Bücher  eingetragen  ist'). 

b)  Umfang  des  stenerbaren  Vermögens. 

L  Aküva,  §§  4-7. 

Fuisting  S.  10. 

Der  Besteuerung  unterworfen  ist  allgemein  das  Kapitalvermögen 
einer  Person,  das  vom  Gesetze  geschieden  wird  nach  Grundstücken,  Niess- 
brauchs-  und  anderen  selbständigen  Rechten  und  Gerechtigkeiten ;  femer 
dem  einem  Wirtschaftsbetriebe  dienenden  Anlage-  und  Betriebskapital; 
und  drittens  dem  sonstigen  Kapitalvermögen,  wohin  einmal  das  Geld- 
kapital rechnet,  sodann  g^ewisse  Hebungsrechte'). 

Grundstücke,  Anlage-  und  Betriebekapital  müssen  innerhalb  Preussens  be- 
legen sein,  §  4 II  als  Gegenstück  zu  §  2  II  ^).  Alles  andere  Vermögen,  insbesondere 
das  Geldkapital  ist,  auch  wenn  ausserhalb  untergebracht,  in  Preussen  zu  ver- 
steuern'). Was  der  Grundbesitz,  d.  h.  ein  begrenzter  Teil  der  Erdoberfläche,  und 
das  Anlage-  und  Betriebskapital  bei  einem  sich  einheitlich  über  Preussen  und 
darüber  hinaus  erstreckenden  Wirtschaftsbetrieb  begreift,  ist  oben  S.  324  gesagt-. 

Niessbrauch  aber  ist  das  selbständige  dingliche  Recht  an  einer 
fremden  Sache,  sie  wenn  auch  nur  zu  einem  verhältnismässigen,  aliquoten, 
Teil  zu  nutzen  und  zu  gebrauchen ;  die  Selbständigkeit  bedeutet,  dass  das  Recht 
von  dem  Besitze  einer  anderen  Sache,  Hauptsache,  unabhängig'),  nicht  mit  ihr 
als  ihr  Zubehör  verbunden  ist;  die  Dinglichkeit  bedeutet,  dass  das  Recht  sich 
unmittelbar  auf  die  fremde  Sache  erstreckt,  gegen  jeden  Besitzer  gerichtet  ist  ^, 
wie  das  bei  einem  verzinslichen  Kapital  der  Fall,  dessen  bisheriger  Eigentümer 
es  unter  Vorbehalt  des  Zinsgenusses  abgetreten  hat^).  Den  Gegensatz  zum 
Niessbrauchsrecht  bildet  der  bloss  persönliche  Anspruch  auf  wenn  auch  lebens- 
längliche Leistungen,  Bezüge  aus  einer  fremden  Sache,  gerichtet  nur  gegen 
einen  bestimmten  anderen^).  Das  Niessbrauchsrecht  der  Geistlichen  an  zur 
Besoldung  bestimmten  Grundstücken  und  Kapitalien  ist  gleich  dem  Besoldungs- 
recht selber  steuerfrei,  §  7  c  Abs.  2  **). 

Zu  den  anderen,  selbständigen,  ausschliesslichen  Rechten  und  Ge- 
rechtigkeiten, die  einen  in  Geld  schätzbaren  Wert  darstellen,  d.  h.  Rechten, 
die  im  Verkehr  einen  besonderen  Gegenstand  für  sich  bilden,  für  sich  einen 


1)  V  222.  2)  V  148*.  3)  Auch  das  bei  Mangel  der  Form  einer  Schenkung  be- 
stehende Bückforderungsrecht,  XI  soo. 

*)  Das  Einkommensteuergesetz  dagegen  besteuert  auch  die  Erträge  der  ihm  unter- 
stehenden Personen  vom  Grundbesitz  und  Gewerbe  im  Auslande,  ausser  Oesterreioh. 

B)  XI  6.       6)  VI  7,  135;  Entsch.  der  Stamrasenate  Bd.  si  S.  60. 

7)  V  141 ;  jeder  Niessbrauch  ist  begriffsmässig  ein  (objektiv)  dingliches  Recht,  VI  iio. 

8)  VI  107.         9)  V  145,  336.         10)  V  809. 
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Yerkaufswert  haben,  nicht  Zubehör  eines  Grundstücks  oder  einer  gewerblichen 
Anlage  sind^)»  gehören  ausser  dem  vom  Gesetz  noch  besonders  genannten 
Berg^erkseigentum ,  Apothekenprivilegium ,  Berg^werksregal,  Fährgerechtigkeit, 
Fischereigerechtigkeit,  Mühlengerechtigkeit,  Staugerechtigkeit  (Privatregalrechte), 
Servituten,  Reallasten,  Wohnungsrecht').  Sie  stellen  entweder  für  sich  steuer- 
bares Vermögen  dar,  oder  sind  Bestandteile  eines  solchen,  z.  B.  des  gewerb- 
lichen Anlage-  und  Betriebskapitals^);  dann  sind  sie  in  und  mit  diesem  zu  .be- 
werten. Hierher  gehört  das  Recht  des  Besitzers  eines  Tertialguts  (in  Vor- 
pommern) als  selbständiges,  nicht  an  den  Besitz  eines  anderen  Grundstücks  ge- 
knüpftes Nutzungsrecht  am  fremden  Grundstück,  beschränkt  auf  die  Lebens- 
dauer des  Besitzers').  Selbständige  Gerechtigkeit  ist  auch  die  vom  Grundeigen- 
tümer im  Bereiche  des  Gesetzes  vom  22.  Februar  1869  abgetretene  Eohlen- 
abbaugerechtigkeit''').  Dagegen  zählen  nicht  hierher  die  bloss  persönlichen 
obrigkeitlichen  Eonzessionen  zu  einem  Gewerbe,  §§  16  ff.  der  Reichsgewerbe- 
ordnung, wie  die  Genehmigung  zum  Apothekenbetriebe,  zum  Schankbetriebe 
u.  8.  w.*) ;  Vermögensgegenstände  und  Vermögensrechte,  nicht  blosse  Vermögens- 
werte, Rehm,  Die  Bilanzen  der  Aktiengesellschaften  u.  s.  w.  S.  179. 

Wegen  jener  Selbständigkeit  ist  z.  B.  eine  Staugerechtigkeit  noch  steuer- 
bares Vermögen,  wenn  sie  zu  einer  zerstörten  und  ausser  Betrieb  befindlichen 
Mühle  gehört'). 

Selbständige  Rechte  sind  endlich  die  Rechte  am  geistigen  Eigentum,  das 
Patentrecht^),  das  Urheberrecht;  ein  solches  ist  nicht  die  Leitung  (Redaktion) 
und  der  Verlag,  d.  h.  Herstellung,  Erscheinenlassen  und  öffentliches  Verbreiten 
einer  periodischen  Druckschrift,  Zeitung*);  die  auf  Herausgabe  einer  Zeitung 
gerichtete  Tätigkeit  ist  vielmehr  ein  Gewerbebetrieb,  zu  dessen  Ausübung  jeder 
auf  Grund  der  Gewerbeordnung  befugt  ist  ^^).  Es  ist  das  keine  Befugnis  privat- 
rechtlicher, sondern  öffentlich-rechtlicher  Natur  ^^),  kein  Bestandteil  des  dem 
Gewerbebetriebe  des  Zeitungsverlags  gewidmeten  Vermögens,  weil  dafür  nur 
die  materiellen  Betriebsmittel  des  Zeitungsuntemehmens  in  Betracht  kommen  ^'). 
Diesem  kommt  nicht  der  Schutz  zu,  wie  dem  Herausgeber  eines  aus  Beiträgen 
mehrerer  bestehenden  Werkes,  wenn  dieses  ein  Ganzes  bildet;  die  Verträge, 
durch  die  sich  ein  Zeitungs Unternehmer  die  Hilfe  von  Redakteuren  und  Eor- 
respondenten  sichert,  sind  keine  Verlagsverträge ^^).  Anders  ist  es,  wenn  auf 
jemand  das  Recht  des  Urhebers,  sein  Schriftwerk  auf  mechanischem  Wege  zu  ver- 
vielfältigen ^^),  übertragen  ist  und  dessen  Gewerbebetrieb  in  der  Ausnutzung  dieses 
Rechts  besteht^').  Zwar  werden,  wie  die  Ertragsfähigkeit  und  der  Verkaufswert 
eines  Geschäfts  von  Firma  und  Kundschaft  abhängt,  die  darum  doch  keine  selb- 
ständigen Vermögensrechte  darstellen  ^*) ,  so  diejenigen  einer  Zeitung  von   dem 


')  VIII  334.        2)  V  141 ;  VI  9*.        •)  VI  9. 

«)  VI  97 ;  aber  es  vererbt  sich  wie  ein  Lehen  und  ein  Fideikommiss ,  ist  also  so 
wenig  wie  diese  an  die  Lebensdauer  des  Besitzers  gebunden,  vielmehr  wie  das  Bergwerks- 
regal in  VI  9  ein  immerwährendes,  zeitlich  unbeschränktes  Recht,  ob  es  auch  in  un- 
bestimmbarer Zukunft  aus  irgend  einem  Grunde  nicht  mehr  ausgeQbt  werden  kann. 

B)  X  89 ;  femer  die  Salzabbaugerechtigkeiten  auf  Stein-  und  Kalisalze  in  Hannover, 
Gesetz  vom  4.  August  1904,  Gesetzsamml.  8.  236.       6)  V  870;  VI  lOO.       T)  VI  8, 

6)  Eine  noch  nicht  patentierte  Erfindung,  XI  111.       »)  VIII  328,  331,  336,  386. 

>0)  VIII  882,  336.         11)  VIII  836.         12)  VIII  836.         ")  VIII  331. 

")  Reichsgeaetz  vom  19.  Juni  1901,  R.G.Bl.  S.  227.       »)  VIII  336.        W)  VIII  333. 
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Kreise  der  Bezieher  und  Anzeigenden  beeinflusst,  ohne  dass  dies  ein  selbständiges 
Vermögensrecht  ist;  dazu  macht  den  Zeitungsverlag  auch  nicht  der  Schuts,  der 
der  Bezeichnung  einer  Zeitung  durch  das  Gesetz  zur  Bekämpfung  des  un- 
lauteren Wettbewerbs  vom  27.  Mai  1896,  R.G.B1.  S.  145,  gewährt  wird  ^). 

Da  von  Dauer  und  üebertragbarkeit  einer  Gerechtigkeit  deren  für  die 
Besteuerung  entscheidender  Verkanfswert  beeinflusst  wird,  bedarf  es  der  zu- 
vorigen  Feststellung  jener  Eigenschaften  '). 

Dem  Gewerbe  dienendes  Anlage-  und  Betriebskapital  ist  nur  einem 
Gewerbetreibenden  anzurechnen  und  nur  solange  er  sein  Gewerbe  betreibt; 
nach  dessen  Einstellung  gibt  es  ein  solches  nicht  mehr*);  vielmehr  ist  das  Ver- 
mögen als  ausserhalb  eines  Betriebes  stehend  zu  bewerten,  z.  B.  Ziegeleigrund- 
stflcke  mit  ihrer  Einrichtung  als  mit  dem  Hauptgute  eine  wirtschaftliche  Einheit 
bildend.  Im  Falle  der  Verpachtung  eines  Gewerbebetriebes  ist  Gewerbetreiben- 
der der  Pächter^);  der  Verpächter  hat  danach,  wenn  er  nicht  selbst  Gewerbe- 
treibender und  die  Verpachtung  Bestandteil  seines  Betriebes  ist  (wie  wenn  ein 
Brauereibesitzer  einen  Schankwirt  eingesetzt  hat),  in  dem,  was  sonst  als  Be- 
standteil des  gewerblichen  Anlage-  und  Betriebskapitals  anzusehen  und  zu  ver- 
steuern ist,  z.  B.  steuerbares  Grundvermögen;  dagegen  ist  das  dem  Verpächter 
gehörige  bewegliche  Inventar  steuerfrei,  weil  es  unter  keine  der  gesetzlichen 
Arten  steuerbaren  Vermögens  fällt. 

Die  besondere  Schwierigkeit  der  Frage,  bei  wem  ein  Gewerbebetrieb 
vorliegt,  also  gewerbliches  Kapital  anzurechnen  ist,  erhebt  sich  erst,  wenn 
eine  Mehrheit  von  Personen,  natürlichen  oder  nicht  natürlichen,  welch  letztere 
hier  freilich  in  jedem  Falle  steuerfrei  ausgehen,  bei  einem  Gewerbe  beteiligt 
ist,  welche  Frage  auch  in  der  Einkommenbesteuerung  eine  grosse  Rolle  spielt^). 
Bei  der  einfachen  Erwerbsgesellschaft,  wieder  offenen  Handelsgesellschaft, 
Kommanditgesellschaft,  Reederei,  Syndikat,  hat  jeder  Beteiligte  Gewerbeertrag; 
jedem  ist  somit  ein  verhältnismässiger  Teil  des  gesamten  gewerblichen  Kapitals 
anzurechnen,  §  5  Ziff.  3;  diese  Vorschrift  ist  nur  insofern  zu  eng  gefasst,  als 
es  den  Anschein  hat,  es  müsste  bei  allen  Gesellschaften  ausser  den  fünf  der 
Einkommensbesteuerung  unterliegenden  jedem  Teilhaber  ein  Anteil  am  gesamten 
Gewerbekapital  zugerechnet,  und  nur  bei  den  fünf  mit  Kapitalvermögen  ge- 
rechnet') werden.  Das  ist  nicht  der  Fall;  denn  die  andere  Gruppe  der  sog. 
Gesellschaften,  in  Wirklichkeit  Vereine,  nämlich  die,  zu  deren  Wesen  eine 
korporative  Gestaltung  gehört,  bei  denen  somit  das  Ganze  als  Person  für  sich 
über  den  wechselnden  Mitgliedern  steht,  von  ihrem  Wechsel  nicht  berührt  wird, 
das  danach  als  solches  das  Gewerbe  treibt,  zählt  mehr  als  jene  fünf  Arten; 
ausser  den  Aktiengesellschaften,  Kommanditgesellschaften  auf  Aktien^, 
Berggewerkschaften,  eingetragenen   Genossenschaften,   deren   Geschäftsbetrieb 


1)  Ebenda.       »)  VI  9.       «)  VI  147,  150. 

4)  I  21,  22,  48;  II  81,  418;  IV  461,  466;  V  409;  VI  892;  VII  411. 
f>)  Siehe  auch  meine  „Kaufmännische  Bilanz"  u.  s.  w.,  Karl  Heymanns  Verlag,  Berlin. 
3  Aufl.,  8.  159,  169. 

•)  Es  müsste  denn  hier  die  Beteiligung  zu  einem  Gewerbe  des  Einlegers  ge> 
hören,  VI  84. 

7)  VI  840;  IX  105;  die  statutarische  Kapitalseinlage  des  persönlich  haftenden  Ge- 
sellschafters einer  Kommanditgesellschaft  auf  Aktien  ist  nicht  gewerbliches  Anlage-  and 
Betriebskapital  jenes. 
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über  den  Kreis  ihrer  Mitglieder  hinausgeht,  und  Konsumvereinen  mit  offenem 
Laden,  sofern  sie  die  Rechte  juristischer  Personen  haben,  gehören  hierhin  zu- 
nächst einmal  alle  anderen  eiogetragenen  Genossenschaften  %  sodann  die  Gesell- 
schaften mit  beschränkter  Haftung.  Diese  nehmen  eine  Mittelstellung  zwischen 
den  streng  individualistischen  Formen  des  älteren  Rechts  und  den  als  äusserste 
Konsequenz  des  kapitalistischen  Prinzips  sich  darstellenden  Aktiengesellschaften 
ein,  beruhen  indessen  wesentlich  auf  koUektivistischer  Grundlage;  die  Gesell- 
schaft als  solche,  nicht  die  Gesamtheit  der  Gesellschafter  treibt  das  Gewerbe '). 

Jeder  an  einer  solchen  korporativ  gestalteten  Gesellschaft,  die  ,als 
solche  selbständig  ihre  Rechte  und  Pflichten  haf ),  Beteiligte  hat  ,  sonstiges  ** 
Kapitalvermögen. 

Nach  diesem  grundsätzlichen  Unterschiede  ist  z.  B.  jemand  von  seiner 
Beteiligung  als  alleiniger  oder  Mitinhaber  eines  ausserhalb  Preussens  betriebenen 
Unternehmens  nicht  steuerpflichtig;  er  hat  eben,  etwa  als  offener  Gesellschafter, 
ein  einem  stehenden  Gewerbe  ausserhalb  Preussens  dienendes  Anlage-  und  Be- 
triebskapital; gehört  dagegen  der  auswärtige  Betrieb  einer  Aktiengesellschaft 
u.  s.  w.,  so  unterliegt  der  hiesige  Beteiligte  der  Steuer  von  seiner  Geschäfts- 
einlage als  von  , sonstigem  Kapitalvermögen*  *), 

Den  Gegenstand  der  Ergänzungsbesteuerung  beim  Gewerbebetriebe  bildet 
das  gewerbliche  Anlage-  und  Betriebskapital  in  seiner  Gesamtheit^).  Immerhin 
aber  müssen  zuvor  seine  einzelnen  Bestandteile  ermittelt  werden^);  ebenso  ist 
es  mit  dem  Inventar  eines  Grundstückspächters  ^).  Dient  eine  Anlage  nur  zum 
Teil  dem  Gewerbe,  z.  B.  ein  Grundstück,  so  ist  sie  insoweit  bei  dem  gewerb- 
lichen Anlage-  und  Betriebskapital  zu  bewerten,  im  Übrigen  als  Grundvermögen ; 
das  ist  aber  nur  formaler  Natur;  die  Bewertung  des  Grundstücks  muss  zunächst 
im  ganzen  erfolgen^. 

Die  Bestandteile  des  gewerblichen  Anlage-  und  Betriebskapitals  eines 
Wechseldiskontgeschäfts  bestehen  wesentlich  in  Kapitalien;  dagegen  bedarf  es 
zu  einem  Geschäfte,  das  lediglich  in  der  Hergabe  der  Unterschrift  auf  Wechseln 
gegen  Provision  besteht,  der  Kapitalien  nicht'). 

Das  sonstige  Kapitalvermögen  umfasst  vor  allem  Kapitalforde- 
rungen jeder  Art  und  Bargeld'^)  u.  s.  w.,  §  7,  z.  B.  das  Guthaben  der  Reichs- 
bankbeamten  an  dem  zu  ihren  Gunsten  angesammelten  Tantiemenfonds  ^^); 
sodann  aber  den  Kapital  wert  gewisser  Hebungsrechte.  Eine  der  Voraus- 
setzungen für  die  Besteuerung  solcher,  s.  unten  S.  331,  nämlich  Hingabe  von 


«)  VI  86;  VII  357.        «)  VI  8«,  91,  342. 

>)  Gleicher  Wortlaut  in  §  2io  H.O.B.  für  Aktiengesellschaften  und  Kommanditgesell- 
schaften auf  Aktien;  8  17  des  Genossenschaftsgesetzes  R.G.Bl.  1898  S.  810;  8  13  des  Gesetzes, 
betr.  die  Gesellschaften  mit  beschränkter  Haftung,  ebenda  S.  846 ;  fttr  die  Berggewerk- 
schaften besteht  eine  derartige  ausdrückliche  Vorschrift  nicht;  ihre  Berechtigung,  unter 
ihrem  Namen  Rechte  zu  erwerben  und  Verbindlichkeiten  einzugehen  u.  s.  w.,  deckt  sich 
zwar  mit  derjenigen  der  offenen  Handelsgesellschaften;  sie  unterscheiden  sich  aber  da- 
durch wesentlich  von  diesen  und  werden  selbständige  Träger  von  Rechten  und  Pflichten, 
dass  für  die  Verbindlichkeiten  der  Gewerkschaft  nur  ihr  Vermögen  haftet,  88  Mj  99  des 
Allgem.  Berggesetzes  vom  24.  Juni  1866,  Gesetzsamml.  S.  705. 

*)  VI  150.       6)  V  117»;  VI  34.       «)  VI  84.       7)  VIII  324.        8)  VI  237.       «)  VIII  826,  827. 

10)  VII  268:  geringe  Barbeträge  bleiben  ausser  Ansatz,  weil  sie  für  die  laufenden 
Ausgaben  bestimmt  sein  werden,  wie  sie  aus  den  laufenden  Einnahmen  herrühren. 

11)  VI  280. 
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VennGgenswerten,  als  deren  Gegenleistung  sich  die  Hebnng  darstellt,  ist  nicht 
schon  in  der  selbstlosen  Verwaltung  des  einer  Witwe  mit  ihren  Kindern  ge- 
meinschaftlich gehörigen  Vermögens  durch  jene  und  Führung  der  gemeinsamen 
Kasse  gegeben;  das  ist  vielmehr  eine  Arbeitsleistung^).  Dagegen  ist  der  Ver- 
zicht auf  ein  Pachtrecht  Hingabe  eines  Vermögenswerts,  wie  denn  die  Frage, 
ob  eine  solche  vorliegt»  stets  nach  den  tatsächlichen  und  rechtlichen  Verhält- 
nissen des  einzelnen  Falles  zu  beurteilen  ist ').  Die  Abtretung  einer  Forderung 
(Verzicht  auf  das  Eigentuna)  unter  Vorbehalt  des  Zinsgenusses  schafiPt  kein 
steuerbares  Rentenrecht,  sondern  ein  Niessbrauchsrecht  an  fremdem  Kapital. 
§  4  I,  Ziff.  1,  nicht  Ziff.  3  (§  7  c)»). 

Auf  lelztwil liger  Verfügung  beruhende  Pensionen  und  Renten  gehören 
dann  nicht  mit  ihrem  Kapitalwert  zum  steuerbaren  Vermögen,  wenn  sie  mit 
Rücksicht  auf  ein  früheres  Arbeits*  oder  Dienstverhältnis  gezahlt  werden;  ob 
ein  Pensions  recht  besteht,  ist  belanglos^).  Auch  eine  fortlaufende  Entschädi- 
gung für  ein  aufgehobenes  Dienstverhältnis  ist  nicht  als  eine  Abfindung  zu 
betrachten,  deren  Kapital  wert  steuerbar  wäre^).  Ebensowenig  ist  der  Genuss 
von  Zinsen  zu  kapitalisieren,  die  eine  Tochter  als  Heiratsgut  bezieht^),  s.  oben 
S.  323.  Im  voraus  gezahlte,  nicht  mehr  bar  vorhandene  Miete  ist  nicht  als 
Vermögen  zu  rechnen^). 

II.  Schulden  nnd  Lasten,  §  8. 

Fuisting  S.  49. 

Eine  Personalsteuer  wie  die  Ergänzungssteuer  darf  nicht  an  den  auf  dem 
Vermögen  lastenden  Kapitalschalden  vorübergehen;  nur  das  Rein  vermögen 
bildet  den  Massstab  der  Besteuerung^).  So  gilt  hier  in  jeder  Beziehung  das- 
selbe, wie  von  den  Schuldenzinsen  bei  der  Einkommensbesteuerung.  Persönliche 
Schulden  und  wirtschaftliche  stehen  einander  gleich;  jene  sind  vom  Gesamt- 
vermögen zu  kürzen,  diese,  wohin  wir  auch  Hjrpothekenschulden  rechnen,  von 
dem  Einzelvermögen;  auf  gewerblichen  Grundstücken  ruhende  Schulden  z.  B. 
also  bei  dem  gewerblichen  Anlage-  und  Betriebskapital,  wie  das  der  Kaufmann 
ja  in  seiner  Bilanz  auch  macht.  Nur  ist  die  Einschränkung  im  Gesetz  gemacht, 
dass  die  zur  Bestreitung  der  laufenden  Haushaltungskosten  eingegangenen  Ver- 
bindlichkeiten nicht  abzugsßlhig  sind,  entsprechend  dem  Ausschluss  der  aus 
den  laufenden  Jahreseinkünften  vorhandenen  Barbestände  von  der  Besteuerung'), 
§  7  b.  Der  Abzug  von  Schulden  ist  nicht  durch  den  Besitz  eigenen  Vermögens 
bedingt,  wenn  dem  Schuldner  als  Haushaltungsvorstand  fremdes  Vermögen  an- 
zurechnen ist*®). 

Eine  blosse  Vormerkung  im  Grundbuch  als  unter  schwebender  (oder 
auflösender)  Bedingung  entstehendes  dingliches  Recht,  ist  noch  keine  abzugs- 
fähige  Schuld**).    Ebensowenig   bedeutet   die   Verpflichtung  gegenüber  einer 


1)  V  146:  die  Witwe  bezog  nur  eine  persönliche  Rente.       2j  VIII  300.        S)  VI  109, 

8.  oben  S.  326.         *)  V  363.         5)  V  358.         •)  V  367.         T)  VII  258.         8)  V  140;  VI  137. 

9)  Siehe  vorseitige  Anm.  lO:  zur  Befriedigung  von  Haushaltsbedarfhissen  auf- 
genommene Eapitalschulden  sind  abzugsfahig.        lo)  VII  282;  s.  oben  S.  324. 

1»)  VI  137;  verdankt  die  Vormerkung  ihr  Dasein  einem  Rechtsstreite,  so  haben  die 
Steuerbehörden  selbständig  über  das  Bestehen  der  Kapitalschuld  zu  befinden. 
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Mietevorauszahlung,  die  vermietete  Wohnung  auch  zu  gewähren,  eine  Kapital- 
schuld^);  sie  ist  nicht  von  dem  Vermögen  abzusetzen,  in  dem  die  Voraus- 
zahlung mitenthalten  ist. 

Hinsichtlich  des  Abzuges  der  kapitalisierten  Hebungsrechte  gilt  das- 
selbe wie  für  die  Anrechnung;  §  8  Ziif.  2  und  §  7c  decken  einander  mindestens 
dem  Sinne  nach;  was  nach  §  7  nicht  anrechnungsfähig ,  ist  nach  §  8  nicht 
abzugsfähig').  So  muss,  soll  der  Kapitalwert  einer  Rente  abzugsfähig  sein, 
sie  auf  die  Lebenszeit  einer  Person  oder  sonst  unbestimmte  Zeit  oder  auf  min- 
destens 10  Jahre  und  zugleich  entweder  vertragsmässig  als  Gegenleistung  für 
die  Hingabe  von  Vermögenswerten  oder  aus  letztwilligen  Verfügungen  oder 
Familienstiftungen  oder  vermöge  hausgesetzlicber  Bestimmung  gewährt  sein, 
nicht  als  Schenkung  unter  Lebenden');  so  können  anderseits  die  Kapitalwerte 
von  Pensionen,  Gnadengehalten,  Verwaltungskosten  u.  s.  w.  vom  Aktivvermögen 
des  Verpflichteten  nicht  abgezogen  werden^). 

Als  besondere  Last  ist  zu  erwähnen  die  Verpflichtung  eines  Grund- 
stücksverkäufers, die  Zinsen  einer  vom  Käufer  übernommenen  Hypothekenschuld 
teilweise  und  zeitweise  zu  zahlen;  sie  mindert  den  Kaufpreis^).  Nicht  dagegen 
mindern  ihn  als  Wertausdruck  die  Provision  für  die  Verkaufsvermittlung 
und  sonstige  Vertragskosten,  wie  sie  den  massgebenden  gemeinen  Wert,  d.  h. 
den  Verkaufswert  des  Grundstücks  für  den  Käufer  auch  nicht  erhöhen®). 

Wird  bei  einem  Gutskauf  neben  der  Zahlung  des  baren  Preises  ein  Alten- 
teil übernommen,  so  kann  der  gemeine  Wert  des  Grundstücks  nicht  durch  den 
Barpreis  vermehrt  um  den  Wert  des  Altenteils  nach  §  18  gefunden  werden'). 
Vielmehr  ist  der  Verkaufswert  lediglich  durch  Vergleichung  mit  den  für  gleich- 
artige Grundstücke  wirklich  gezahlten  Preisen  zu  ermitteln;  von  dem  so  fest- 
gestellten Werte  ist  der  nach  §  13  bemessene  jetzige  Kapitalwert  des  Altenteils 
abzuziehen  ^). 

Aus  der  Steuerfreiheit  der  ausserhalb  Preussens  belegenen  Grund- 
stücke und  des  einem  Wirtschafbsbetriebe  ausserhalb  Preussens  dienenden  An- 
lage- und  Betriebskapitals,  §  4 II,  folgt  notwendig  der  Nichtabzug  von  Verbind- 
lichkeiten, die  auf  solchen  Vermögensteilen  haften;  und  umgekehrt,  wenn  sich 
mangels  persönlicher  Verknüpfung  des  Steuerpflichtigen  mit  dem  steuerberech- 
tigten Staate  die  Besteuerung  auf  derartige  Vermögensteile  als  in  Preussen 
belegen  beschränkt,  können  nur  solche  Schulden  u.  s.  w.  gekürzt  werden,  die 
auf  diesen  Vermögensteilen  haften  oder  für  ihren  Erwerb  aufgenommen  sind; 
so  ist  bei  der  beschränkten  Steuerpflicht  die  Abzugsföhigkeit  kapitalisierter 
Apanagen  dadurch  bedingt,  dass  sie  auf  den  in  Preussen  belegenen  Gütern 
haften®).  Unter  diesem  Haften  ist  aber  nicht  lediglich  die  hypothekarische 
Verpfändung  von  Grundstücken  zu  verstehen;  es  reicht  über  sie  hinaus  *^).  Doch 
^eht  das  rechtliche  Haften  dem  wirtschaftlichen  vor");  also  lediglich  und  schon 
die  Eintragung  einer  Schuld  im  Grundbuche  entscheidet  über  ihren  Abzug. 

Der  hier  entscheidende  zweite  Absatz  des  §  8  betrifft  ausschliesslich  den 
Fall  der  beschränkten  Steuerpflicht  ^');  er  ist  auch  nicht  analog  anwendbar  auf 


1)  VII  268;  s.  oben  S.  330  Anm  7. 

•)  VII  129;  Deutsche  Juristenzeitung  Jahrg.  I  S.  304;  s.  oben  S.  329. 

8)  VI  142.       4)  V  84.        6)  VII  273.       «)  Ebenda.        f)  VII  275.        8)  vii  277. 

9)  V  84.  10)  VII  279.  II)  X  363.  ")  yn  280. 
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den  Fall,  dass  dem  vermögensloBen  Pflichtigen  fremdes  Vermögen  anzurechnen 
ist  ^),  8.  oben  S.  824.  Besteht  ein  Fideikommisa  zum  Teil  aus  nicht  in  Preoasen 
belegenen  Grundstücken,  zum  Teil  aus  Kapitalien,  und  haften  auf  dem  Fidei- 
kommisa auch  nicht  eingetragene  Schulden,  so  sind  diese  nicht  von  den  allein 
in  PreuBsen  zu  versteuernden  Geldkapitalien  abzuziehen,  sondern  von  dem  Ge- 
samtfideikommiss;  nur  ein  Teil  der  Schulden  entf&llt  also  für  Preusaen,  n&mlich 
im  Verhältnis  dea  (nicht  hypothekarisch  yerschuldeten)  Grundstückswerta  zu  dem 
Betrage  der  Fideikommiaskapitalien '). 

Eautionshjpotheken  aind  an  sich  zum  Abzüge  nicht  geeignet;  aobald 
aber  die  durch  sie  gesicherten  Forderungen  entstanden  aind,  .haften'  diese  auf 
dem  belasteten  Grundatück  und  aind  abzugafähig '). 

Entacheidend  ist  der  Bestand,  wie  der  Aktiven,  so  der  Kapitalachulden» 
bei  Beginn  dea  Steueijahrea ;  Aenderungen  in  seinem  Laufe  kommen  nicht  in 
Betracht*).  Auf  ihre  Bewertung  ist  die  Vermögenslosigkeit,  die  Zahlungs- 
unfähigkeit des  Schuldners  einfluaalos  *) ;  aie  drückt  nur  den  Aktivwert  beim 
Gläubiger.  Bei  Bemessung  des  Kapital werta  einea  Altenteils  aind  nicht  nur  die 
Auagaben  an  Geld  und  Geldeawert  zu  berückaichtigen,  aondem  auch  Verpflich- 
tungen, die  den  Belaateten  in  anderer  Weiae  in  der  Nutzung  seines  Grund- 
stücks beschränken'). 

RücksichÜich  der  Form  des  Abzuges  von  Schulden  und  Lasten  ist 
oben  bereits  allgemein  geaagt,  daaa  naturgemäsa  die  wirtachafüich  mit  einer 
beatimmten  Quelle  verknüpften  bei  eben  dieser  Quelle,  die  rein  persönlichen 
von  dem  Gesamtvermögen  zu  kürzen  sind^).  Die  Praxis  ist  jedoch  zum  Teil 
eine  andere;  nicht  allein  Hjpothekenachulden  werden  erst  nach  Featstelluog 
dea  GesamtvermOgens  berücksichtigt,  auch  der  Wert  eines  Altenteils  aoU,  trotz- 
dem dieser  wirtschaftlich  mit  dem  belasteten  Grundstück  verbunden  ist,  vom 
Gesamtvermögen  abgezogen  werden^),  trotzdem  also  kein  Bedenken  besteht, 
ihn  zu  den  in  §  8  Abs.  1  Schlussaatz  und  Aba.  2  gedachten  Verbindlichkeiten 
zu  zählen.  Doch  iat  anderaeita  wieder  geaagt,  dass  Lasten  eines  Guts,  die  nach 
Art  und  Umfang  sich  nicht  als  gemeingewöbnlich  darstellen,  bei  Bemessung 
seines  gemeinen  Werts  in  der  Art  berücksichtigt  werden  müssen,  dass  ihr 
Kapitalwert  von  dem  unter  Auaserachtlassung  ihres  Vorhandenaeins  sidi  er- 
gebenden Verkaufswert  ziffermässig  in  Abzug  gebracht  wird'),  z.  B.  das 
Nutzungsrecht  eines  anderen  am  Grundbesitz'^).  Der  §  8  soll  nur  eine  Auf- 
zählung der  von  dem  bereits  anderweit  ermittelten  Aktivvermögen  abzu- 
ziehenden Schulden  bezwecken^');  diejenigen  Kapitalschulden  und  Lasten,  die 
bereits  bei  der  Wertbemessung  einzelner  Vermögensteile,  weil  sie  diesen  an- 
haften, zu  berücksichtigen  und  berücksichtigt  sind,  z.  B.  die,  welche  das  An- 
lage- und  Betriebskapital  mindern,  sollen  vom  §  8  nicht  betroffen  werden^*). 


I)  VlI  284:  d.  h.  er  kann  seine  Schulden  von  dem  Kindervermögen  kürzen. 

3)  VII  281.       »)  X  18;  8.  wegen  Vormerkung  oben  8.  330.      *)  VII  8i3.      6)  vil  2^. 

•)  IX  861.         7)  V  188.         8)  VI  84. 

0)  VII  385:  Renten  und  Lasten  des  Öffentlichen  Rechts  (Patronats-,  Soziet&tslasten, 
Renten  an  die  Kirche,  Domänen-  und  Deichbaurenten). 

W)  V  224.         11)  V  140. 

13)  Das  ist  insofern  nicht  richtig,  als  sich  an.^csichts  des  §  8  nicht  die  Frage  er- 
hebt, wo,  sondern  was  gekürzt  werden  kann.  » 
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Von  den  Lasten  sind  das  solche,  die  dauernder  Natar  sind,  die  jeden  Besitzer 
treffen,  deshalb  bei  Bemessung  der  Kaufpreise  im  Verkehrsleben  berücksichtigt 
werden;  z.  B.  die  jeden  Besitzer  treffenden  Lasten,  als  Gebrauch,  Besitz,  alle 
einzelnen  Nutzungen,  Niessbrauch,  Wohnungsrecht,  Servituten,  Reallasten,  min- 
dern schon  den  gemeinen  Wert,  indem  jener  Kapitalwert  bei  dem  Grundbesitz 
berücksichtigt  wird ').  So  mindern  auch  die  Belastung  mit  Bentenbankrenten, 
Pfarr-  und  Schul  abgaben,  Beiträge  zur  Unterhaltung  von  Kunststrassen  schon 
den  gemeinen  Wert').  Lasten  aber,  die  nur  für  die  Person  des  zeitigen  Be- 
sitzers bestehen,  mindern  ihn  nicht');  sie  sind  erst  von  dem  GesamtvermOgen 
abzugsfähig  und  nur  unter  den  Voraussetzungen  des  §  8  Ziff.  2.  Ein  doppelter 
Abzug,  einmal  zur  Darstellung  des  gemeinen  Werts  eines  Vermögensteils,  so- 
dann vom  Gesamt  vermögen,  ist  jedenfalls  untersagt^).  Möglich  ist  er  aber 
unter  Umständen  entweder  schon  bei  dem  gemeinen  Wert  eines  Gegenstandes 
oder  erst  vom  Gesamtvermögen  ^). 

Ausser  diesem  unmittelbaren  Abzug  kapitalisierter  Lasten  kennt  man 
noch  einen  mittelbaren  bei  solchen,  die  mehr  gemeingewöhnlicher  Natur  sind. 
So  sollen  die  Kapitalwerte  von  Bentenbankrenten  und  der  auf  einem  Landgute 
haftenden  Verpflichtung  zur  Beköstigung  des  Pfarrers  und  des  Schullehrers  bei 
gewissen  Amtshandlungen  schon  bei  Schätzung  des  gemeinen  Werts  des  Guts 
berücksichtigt  werden.  Ist  das  geschehen,  so  dürfen  die  KapitAlwerte,  selbst 
wenn  sie  unter  §  8  fallen,  nicht  nochmals  von  dem  Aktivvermögen  abgezogen 
werden*). 

So  wird  der  Verkaufswert  eines  Grundstücks  durch  ein  Laudemium  be- 
einflusst,  durch  die  auf  ihm  ruhende  Last,  dass  im  Verkaufsfalle  an  einen 
dritten  eine  Abgabe  gezahlt  werde  ^). 

Dagegen  beeinflussen  bloss  persönliche,  allenfalls  auch  hypothekarisch 
sicher  gestellte  Pflichten  des  Besitzers  jedenfalls  den  Verkaufswert  nicht"). 

Grundsätzlich  werden  wir  sagen:  Lasten,  die  auf  einer  Quelle  haften, 
mögen  sie  auf  jeden  Besitznachfolger  übergehen,  wie  das  Altenteil,  mögen  sie 
nur  den  Besitzer  belasten,  sind  hier  entweder  besonders  von  dem  anderweit 
ermittelten  gemeinen  Wert,  dem  Verkaufspreise,  zu  kürzen,  oder  sind  bereits 
in  ihm  zum  Ausdruck  gelangt,  weil  es  gemeingewöhnliche  Lasten  sind,  die  auf 
jedem  Vergleichsobjekt  in  ähnlicher  Weise  ruhen,  wozu  besonders  die  öffent- 
lichen Abgaben  gehören;  alle  anderen  Lasten  können  erst  nach  der  in  vor- 
stehender Weise  erfolgten  Feststellung  der  Einzelwerte  sämtlicher  Bestandteile 
des  aktiven  Vermögens  von  der  Gesamtsumme  ihrer  Werte  gekürzt  werden. 

0)  Die  wirtschaftliche  Einheit. 

Fuisting  S.  53. 
Das  Vermögen  einer  Person  ist  für  die  Zwecke  seiner  Bewertung  und 
Veranlagung  nicht  allein  nach  den  Arten,  Geldkapital  u.  s.  w. ,  also  in  die 
Breite  zu  zerlegen;  es  bedarf  vor  allem  auch  der  Sonderung  in  die  Tiefe:  jede 
wirtschaftliche  Einheit,  die  einzelnen,  wirtschaftlich  nicht  zusammengehörigen, 
selbständigen  Vermögensteile  sind  zunächst  Gegenstand  der  Betrachtung,  Fest- 


I)  V  144,  886*.        «)  V  142*.        »)  V  148.        *)  V  143*.         *)  V  146. 
•)  Deutsche  Juristenzeitung  Jahrg.  II  8.  SOT.       T)  vin  30i.       s)  vin  80a. 
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Stellung^),  der  einheitlichen  Bewertung^.  Auf  dem  «wirtschaftlich*  liegt  der 
Ton;  die  bloss  rechtliche  Einheit,  der  Umstand  der  gemeinschaftlichen  Ver- 
waltung mit  anderen  Vermögensstücken  genügt  nicht').  Jede  für  sich  be- 
stehende Sache  (Recht)  mit  all  ihren  Teilen^)  und  ihrem  aktiven^)  und  pas- 
siven *)  Zubehör  ist  eine  wirtschaftliche  Einheit  uud  für  sich  zutreffend  zu  er- 
fassen, mag  sie  selber  erst  aus  der  Zusammenlegung  wirtschaftlicher,  selbst 
verschieden  gearteter  Einheiten  entstanden  sein:  Zusammenkauf  einer  Einheit 
aus  kleinen  Teilen,  Arrondierung ^ ;  bisheriges  Kapital-  und  Grundvermögen 
wird  Teil  eines  gewerblichen  Anlage-  und  Betriebskapitals  u.  s.  w.;  mag  die 
Einheit  umgekehrt  in  mehrere  selbständige  wirtschaftliche  Einheiten  zerlegt 
werden  können.  Die  häufig  nicht  zu  umgehende  Einzelbewertung  der  Bestand- 
teile einer  wirtschaftlichen  Einheit  hat  immer  nur  die  Bedeutung,  Rechnongs- 
faktoren  für  die  Bewertung  der  Einheit  zu  schaffen^). 

So  ist  der  Hausgarten  Zubehör  des  Hausgrundstücks  und  mit  diesem  ein- 
heitlich zu  bewerten ') ;  der  landschaftliche  Amortisationsfonds  Zubehör  des  be- 
lasteten Gutes  und  rechnet  mit  ihm  zum  steuerbaren  Vermögen  ^°).  So  kann 
ein  Wald  unselbständiger  Vermögensteil  sein;  fUlt  er  dann  aus  der  üblichen 
Grösse  bei  Zusanuuensetzung  einer  Besitzung  heraus,  so  bildet  sein  Wert  einen 
besonderen  Rechnungsfaktor  der  Gesamtschätzung^^). 

Sind  Brennerei,  Ziegelei,  Mühlenbetrieb*')  u.  s.  w.  landwirtschaftliche 
Nebenbetriebe,  so  dürfen  sie  mit  den  ihnen  dienenden  Grundstücken  und  Ge- 
bäuden u.  s.  w.  nicht  als  besonderer  Vermögensteil  in  Anschlag  kommen,  sondern 
müssen  nach  Feststellung  der  einzelnen  Bestandteile  des  gewerblichen  Anlage- 
und  Betriebskapitals  bei  der  Schätzung  des  Grundbesitzwert«  als  ein  ihn  beein- 
flussendes Moment  mitberücksichtigt,  als  Rechnungsfaktoren  benutzt  werden  ^O- 
Sie  sind  nur  dann  besonders  aufzuführen,  wenn  sie  selbständige  Gewerbebetriebe 
sind;  solchenfalls  (und  sonst)  sind  die  dem  Gewerbe  dienenden  Grundstücke 
und  Gebäude,  Maschinen,  Wasserkraft,  bei  Schätzung  des  Grundbesitzes  ausser 
acht  zu  lassen,  auch  nicht  selbständig  als  wirtschaftliche  Einheiten  zu  bewerten, 
sondern  bei  Schätzung  des  steuerbaren  gewerblichen  Anlage-  und  Betriebskapi- 
tals mit  zu  berücksichtigen*^);  jedenfalls  dürfen  sie  nicht  doppelt  in  Rechnung 
gestellt  werden  *^).  Ebenso  ist  ein  Mühlengrundstück  mit  seinen  Gebäuden  und 
zugehörigen  Betriebseinrichtungen  ein  als  Ganzes  zu  bewertendes  einheitliches 
Steuerobjekt;  die  besonderen  Werte  einzelner  Teile  sind  nur  Rechnnngsfaktoren. 


1)  IX  368. 

2)  V  63,  236;  VI  7,  161;  Deutsche  Joristenzeitung  Jahrg.  II  S.  387.  Bei  ländlichem 
Qrandbesitz  ist  wirtschaftliche  Einheit  das,  wasdasB.G.B.  in  8  98  mit  Landgut  bezeichnet; 
bei  unbeweglichem  Vermögen  Überhaupt  wird  in  der  Regel  das  Orondbueh  sie  regeln, 
s.  §  890  ebenda. 

3)  VI  162;  in  der  Einkommenbestenerun g  heisst  die  Einheit  Ertragsquelle. 

*)  VII  260. 

5)  VI  62:  Holzgerechtigkeit,  zu  einem  Hausgrundstück  gehörend. 

6)  V  142:  dauernde  auf  jeden  Erwerber  übergehende  Lasten;  Deutsche  Juristen- 
zeitung  Jahrg.  I  S.  304:  Das  Verbot  des  Abzuges  kapitalisierter  Pensionen  n.  s.  w.  Tom 
Aktivvermögen,  s.  oben  S.  831,  berührt  nicht  die  Frage,  inwieweit  der  gemeine  Wert  eines 
Grundstücks  durch  dingliche  Verpflichtungen  gemindert  wird. 

7)  VI  161.  8)  VI  10.         9)  X  53.  10)  VIII  340.  ")  V  118.  W)  VI  11. 
13)  VII  266*.        14)  V  114,  auch  341;  VI  ll.        15)  VI  84. 
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Nicht  die  Summe  der  Einzelwerte  bestimmt  dann  unmittelbar  den  Wert  des 
Ganzen  0,  es  müsste  denn  die  Zusammengehörigkeit  auf  keiner  Seite  eine 
Aenderung  des  Werts  hervorrufen'). 

Ein  Thronlehen  und  ein  Fideikommiss  sind  regelmässig  je  besondere  wirt- 
schaftliche Einheiten  und  also  besonders  zu  bewerten;  zuvor  sind  freilich  die 
dazu  gehörigen  Güter  zu  ermitteln  und  zu  bewerten,  diese  Werte  aber  auch 
nur  als  Rechnungsfaktoren  des  Werts  des  Lehns  u.  s.  w.  zu  benutzen ').  Das 
gewerbliche  Anlage-  und  Betriebskapital  ist  ebenso  nur  als  Ganzes  Gegenstand 
der  Bewertung,  z.B.  Hotelgrundstück  und  Hotelinventar ^);  die  einzelnen  Be- 
standteile dürfen  nicht  gesondert  und  nach  Rücksichten  der  Verwendung  für 
andere  Zwecke  geschätzt  werden ;  sie  sind  auch  nur  Rechnungsfaktoren  bei  Be- 
wertung des  Ganzen  unter  Berücksichtigung  ihrer  gegenwärtigen  Verwendung, 
wobei  die  in  gleichartigen  Fällen  wirklich  erzielten  Kaufpreise  entscheiden^); 
der  für  Inventar  und  Bilanz  massgebende  Handelswert  ist  damit  identisch^). 
Zwar  will  das  Handelsgesetzbuch  nur  einer  zu  hohen  Bewertung  vorbeugen; 
die  Kaufleute  selber  nehmen  in  gewinnreichen  Jahren  zu  hohe,  in  Verlustjahren 
zu  geringe  Abschreibungen  vor.  Da  entscheidet  denn  das  vernünftige  Er- 
messen innerhalb  der  gesetzlichen  Grenzen;  doch  wird  den  in  Erfüllung  der 
kaufmännischen  Pflichten  erfolgten  Eintragungen  eine  gewisse  tatsächliche  Ver- 
mutung der  Richtigkeit  zur  Seite  stehen^);  denn  der  Buchwert  ist  im  Zweifel 
nicht  fiktiv,  sondern  der  wirkliche  Substanzwert"),  zumal  die  Bilanz  in  den 
meisten  Fällen  die  einzig  sichere  Grundlage  für  die  Feststellung  der  Bestand- 
teile des  Betriebskapitals,  der  Barmittel,  Eifekten,  Waren,  Roh-  und  Hilfsstoffe, 
im  Gegensatz  zu  dem  stehenden  Kapital,  den  Betriebsanlagen,  ist').  Die  ein- 
zelnen Bestandteile  des  gewerblichen  Anlage-  und  Betriebskapitals  müssen 
mindestens  nach  Kategorien  ermittelt  werden  ^^). 

Ist  der  Wert  eines  Privilegs  oder  anderer  selbständiger  Rechte,  die  zu 
einem  Anlage-  und  Betriebskapital  gehören,  von  dem  bestimmten  Betriebe,  mit 
dem  sie  zur  Zeit  verbunden  sind,  völlig  unabhängig,  so  sind  sie  für  sich  zu 
bewerten  und  als  unmittelbare  Rechnungsfaktoren  zu  behandeln,  ebenso  wie 
das  Betriebskapital  eines  gewerblichen  Betriebes;  anderenfalls  sind  sie,  wie  das 
Anlagekapital,  zunächst  für  sich  zu  bewerten,  aber  als  mittelbare  Faktoren  bei 
der  Bewertung  des  Anlage-  und  Betriebskapitals  im  ganzen  zu  behandeln'^). 

Die  sichere  Feststellung  der  im  einzelnen  zu  bewertenden  wirtschaftlichen 
Einheiten  und  der  in  ihnen  begriffenen  einzelnen  Gegenstände  und  Rechte, 
z.  B.  bei  dem  gewerblichen  Anlage-  und  Betriebskapital,  ist  der  erste  Schritt  ^'). 
Denn  stets  ist  der  Preis  einer  wirtschaftlichen  Einheit  im  ganzen  entscheidend, 
nicht  der  Summenwert  ihrer  einzelnen  Teile,  so  dass  etwa  bei  einem  Haus- 
grundstück der  Wert  von  Grund  und  Boden  demjenigen  des  Gebäudes,  dem 
Betrag  der  Materialien,  der  Feuerversicherungssumme  mechanisch  zuzurechnen, 
derjenige  eines  Landsitzes,  von  Bauterrain,   durch  die  Summe  der  Werte  der 


»)  VI  48.         2)  VI  63.         «)  VII  laö. 

4)  VI  245 :  die  Zerlegung  einheitlichen  Grundbesitzes  nach  dem  einem  Gewerbe  des 
Eigentümers  dienenden,  also  dabei  zu  berücksichtigenden  Teil  und  dem  nur  als  Grund- 
vermögen in  Betracht  kommenden  Rest  ist  lediglich  förmlicher  Art,  VI  237,  oben  S.  329. 

6)  V  117*;  VI  30,  42.         6)  VI  34,  42.         7)  VI  46.         8)  VI  47*,         «)  VI  46.        W)  VI  34. 
")  VI  37.         1«)  VI  66. 
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einzelnen  Trennstücke,  Baustellen  zu  bestimmen  w&re^),  es  mOsste  denn  der 
Verkaufswert  im  lokalen  Immobiliaryerkehr  den  Summen  der  Teilwerte,  z.  B. 
der  Baufläche  und  des  Gebäudewerts  voll  entsprechen'). 

Ist  eine  wirtschaftliche  Einheit  aus  wirtschaftlich  ungleichartigen  Teilen 
zusammengesetzt,  z.  B.  wenn  auf  einem  Bauterrain  ein  Gebäude  steht,  auf  einem 
wertvollen  Grund  und  Boden  (Bauplatz)  ein  (verfallenes)  Haus,  das  nur  noch 
Abbruchswert  hat;  wenn  im  gemeingewOhnlichen  Immobiliarverkehr  sich  der 
Kaufwert  eines  Villengrundstückes  danach  riditet,  ob  und  inwieweit  sich  das 
Grundstück  zur  Bebauung  mit  Zinshäusern  eignet'),  so  kommen  die  Baulich- 
keiten bei  Schätzung  des  Ganzen  nicht  wertsteigemd ,  höchstens  nur  als  Rech- 
nungsfaktoren,  mit  dem  Abbruchswert,  in  Betracht^). 

Der  gemeine,  der  Verkaufswert  des  ideellen  Anteils  des  Miteigentümen 
eines  Grundstücks  bestimmt  sich  nach  demjenigen  Teil  dieses  oder  seines  Werts, 
der  bei  Naturalteilung  oder  Verwertung  des  Grundstücks  auf  seinen  Anteil  ent- 
iUllt^);  die  Tatsache,  ob  ein  Gegenstand  im  Alleineigentum  jemandes  steht  oder 
im  Miteigentum  mehrerer,  ist  für  die  Bemessung  des  gemeinen  Werts  ohne 
Bedeutung'). 

d)  Die  Bewertung  der  wirtscbaftliohen  Einheit,  §§  9—16. 
I.  Gemeiner  Wert  als  Verkanfswert. 
Fuisting,  S.  66;  Preuss.  Verw.-Bl.  Jahrg.  23,  S.  465. 
Das  Ergänzungssteuergesetz,  das  in  diesem  Stoffe  vielfach  mit  dem  schon 
oben  S.  325  gedachten  Erbschaftssteuergesetz  Übereinstimmt '),  schreibt  als  Regel 
vor,  dass  behufs  der  Steuerveranlagung  der  gemeine  Wert  des  steuerbaren 
Vermögens  der  Berechnung  und  Schätzung  zu  Grunde  zu  legen  ist,   §  9.    Es 
ist  das  der  objektive  Wert,  derjenige,  den  die  massgebende  wirtschaftliche 
Einheit  nach  ihrer  objektiven  Beschaffenheit  für  jeden  mit   den  erforderlichen 
Fähigkeiten  und  Geldmitteln  ausgestatteten  Besitzer  hat^),   im  Gegensatz  zum 
subjektiven  Interesse.    Dieser  gemeine  Wert  nun,    den  das  Gesetz  selbst  nicht 
näher  bestimmt,  über  dessen  Ermittlung  es  auch  keine  Vorschriften  gibt,  so 
dass  diese  nur  nach  wirtschaftlichen  Rücksichten  ei-folgt^),  ist  der  Verkanfs- 
wert der  Sache;  wenigstens  spricht  die  Vermutung  fQr  ihn  als  den  gemeinen 
Wert*°);  zwei  Kauf  werte  aber  für  denselben  Gegenstand  gibt  es  nicht  ^'). 

IL  Objektive  Beschaffenheit  der  Sache. 
Fuisting  S.  72. 
Unterlage  des  Verkaufswerts  ist  die  objektive  gegenwärtige  Lage 
und  Beschaffenheit  der  Sache,  d.h.  als  was  sie  im  freien  wirtschaftlichen 
Verkehr   gilt.    Nicht   kommt   ihre   augenblickliche   damit  widerstreitende  Be- 
nutzungsart, die  Wirtschaftsführung,  Produktenverwertung  in  Betracht,  die  viel- 


1)  V  162,   232;  VI  4,  60,  68,  161,  801;  VII  248;  VIII  809;  Deutsche  Juristenzeitong 
Jahrg.  II  S.  387 ;  der  Geb&udewert  (Fenerversicherangssumme)  ist  nur  Reohnungsfaktor. 

2)  VII  251.      3)  VI  27.       4)  V  154;  VII  250.      »)  V  338.       «)  V  883*.       T)  y  jm,  323,  335. 
8)  VI  32,  86;  VII  245.      »)  VI  6.      W)  VIII  302;  Hypothekenbankgesetz  9  12;  Gesetz, 

betr.  die  Privatversicherungsuntemelimuiigeii,  §  60  Abs.  4,       ii)  VIII  803. 
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mehr  rein  subjektiv  ist^)  und  einen  ausserordentlichen  Wert  begründet');  dieser 
durch  das  besondere  Interesse  geschaffene  Wert  ist  aber  ebensowenig  mass- 
gebend, wie  der  der  besonderen  Vorliebe.  So  muss  ein  Grundstück,  das  nach 
seiner  Lage  Bauland  ist,  auch  als  solches  bewertet  werden,  nicht  danach,  dass 
sein  gegenwärtiger  Besitzer  es  noch  landwirtschaftlich,  durch  Verpachtung,  durch 
Vermietung  als  Stätteplats ,  als  Hausgarten ')  u.  s.  w.  benutzt  und  selbst  gar 
nicht  an  eine  andere  Verwertung  denkt  ^);  ist  ein  Grundstück  dagegen  noch 
nicht  in  den  Bebauungsplan  einbezogen,  also  noch  nicht  Bauland,  so  wird  nur 
mit  der  allgemeinen  Wertsteigerung  gerechnet,  wegen  Nähe  der  Stadt  und  er- 
warteter Einbeziehung  in  den  Bebauungsplan ').  So  wirkt  femer  die  Nähe  eines 
Bahnhofes  mit  seiner  Erleichterung  des  Absatzes  von  Erzeugnissen  u.  s.  w.  auch 
dann  auf  die  Preisbildung  ein,  wenn  der  Eigentümer  von  einer  Benutzung  der 
Eisenbahn  seinerseits  absieht');  denn  der  Preis  eines  Landguts  oder  gewerb- 
lichen Etablissements  wird  durch  die  Anlage  einer  Eisenbahn  oder  eines  Kanals 
in  unmittelbarer  Nähe  der  Regel  nach  wesentlich  erhöht 

Nicht  die  tatsächliche  Wirtschaftsführung  seitens  eines  Altenteilers  auf 
seinem  Altenteilslande,  femer  nicht  sein  Ertrag  von  diesem  gibt  den  Massstab 
für  den  Altenteilswert  ab,  sondem  das,  was  objektiv  jedermann  dauemd  bei 
gemeingewGhnlicher  Benutzung  von  dem  Lande  erzielen  kann;  ebenso  ist  der 
Verkaufswert  des  im  Ausgedinge  erhaltenen  Viehfutters  und  Brotgetreides  ent- 
scheidend, nicht  der  Wert  der  tatsächlichen  Verwendung^. 

Damit  steht  es  nicht  in  Widerspruch,  wenn  doch  nur  der  gegenwärtige 
Wert  einer  Sache  entscheidet,  bei  dem  freilidi  erfahrangsmässig  einer  zukünftigen, 
einträglicheren  Benutzungsart  Rechnung  getragen  wird");  mit  einem  nur  mög- 
lichen künftigen  Wert,  der  noch  keine  gegenwärtige  Preissteigerang  wegen 
künftiger  einträglicherer  Benutzung  hervorgerufen  hat,  mit  ungewissen  Möglich- 
keiten der  Zukunft,  mit  anderen  bisher  nicht  in  Aussicht  genommenen  Ver- 
wendungszwecken ist  nicht  zu  rechnen;  das  wäre  ein  ausserordentlicher  Wert'). 
Da  die  gegenwärtige  Beschaffenheit  wesentlich  durch  den  gegenwärtigen  Be- 
stand der  Sache  bedingt  ist,  so  kommt  es  auf  ihn  an,  nicht  auf  den  Wert, 
den  die  Sache  bei  erfolgender  Zerstückelung''),  bei  ihrer  Loslösung  aus  dem 
Loibegriff,  zu  dem  sie  gehört,  haben  würde;  also  nicht  Bewertung  eines  Grand- 
stückes für  den  Fall  seiner  Parzellierung,  eines  Bestandteils  des  gewerblichen 
Anlage-  und  Betriebskapitals  ohne  Rücksicht  auf  diese  Zugehörigkeit  ^')*  Letzteres 
muss  somit  unter  der  Voraussetzung  fortdaueraden  Betriebes  bewertet  werden  '*) 
und  zwar  ebenfalls  mit  dem  Verkaufswert.    Nun  wird  ein  Geschäft  stets  als 


1)  Vn  809;  Entsch.  der  Stammsenate  Bd.  8S  S.  I60. 

3)  Preass.  Verw.-Bl.  Jahrg.  90  8.  481 :  ein  mit  Bttcksicht  auf  die  besonderen  Be- 
dttrfiiisse  des  Eigentümers,  eines  Transportunternehmers,  bebautes  Grundstück. 

>)  YII  809.         «)  vn  808.         B)  V  162.         •)  Y  848;  aUCh  IX  268. 
7)  vn  199,  194.         8)  vn  309. 

9)  Technische  Anleitung  des  Finansministers  für  die  erstmalige  Schätzung  der 
GrundstQckswerte  Tom  96.  Dezember  1893 ,  Art.  4 ;  V  96  (Vorkommen  Ton  Mineralien),  161, 
167;  VI  86;  VII  809;  Preuss.  Verw.-Bl.  Jahrg.  18  S.  10;  Jahrg.  20  S.  146,  198;  Jahrg.  21 
S.  801 ;  Jahrg.  22  S.  887,  346,  626.         10)  yn  sio. 

")  Technische  Anleitung  Art.  4  Ziff.  8;  Art.  6  Ziff.  2;  V  168,  848;  VI  86;  Preuss. 
Verw.-Bl.  Jahrg.  88  S.  346 ;  nicht  was  durch  Parzellierung,  sondem  nur,  was  mit  Bttcksicht 
auf  ihre  Högliehkeit  erlangt  werden  kann,  entscheidet.       i^  VI  84. 

Finanzarchiv.  XXII.  Jahrg.  777  22 
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Ganzes  verkauft,  nicht  das  lediglich  sn  bewertende  Anlage-  und  Betriebekapital 
als  solches,  und  dieses  kann  kleiner  sein  als  der  Verkanfsgegenstand ,  wenn 
n&mlich  ideelle  Werte,  als  Firma,  Kundschaft  u.  s.  w.  mitbezablt  werden; 
grösser,  wenn  Verkäufer  das  bare  Geld  und  anderes  zurückbehält,  trotzdem  ist 
von  dem  Eaufwerte  des  Ganzen  auszugehen  und  er  durch  Ab-  und  Zusetsungen 
zu  berichtigen.  So  darf  auch  bei  einem  grossen  als  Einheit  zu  bewertenden 
Effektenbestande  selbst  eines  Privatmannes  der  Wert  nicht  nach  dem  Verkaufs- 
preise fftr  kleine  Summen  bestimmt  werden'). 

Bei  Geld,  Ausständen,  Schulden  als  Bestandteilen  eines  gewerblichen  An- 
lage- und  Betriebskapitals  sind  die  Einzelwerte  in  der  Regel  ohne  weiteres  ge- 
geben, nur  bei  den  Ausständen  ist  Abzug  wegen  Unsicherheit  gestattet;  dagegen 
ist  der  Verkaufswert  von  Waren  und  Utensilien  besonders  zu  ermitteln').  Zn 
bewerten  bleibt  immer  das  Ganze;  die  gefundenen  Einzelwerte  sind  nur  Rech- 
nungsfaktoren, unmittelbare  wie  Geld,  Wertpapiere,  Ausstände,  Schulden,  Waren, 
Roh-  und  Hilfsstoffe ,  Zugkräfte  u.  s.  w. ,  weil  sie  auch  losgelOst  vom  Betriebe 
regelmässig  keinen  anderen  Wert  haben;  dagegen  sind  die  Werte  von  Immo- 
bilien ,  Maschinen ,  Gerätschaften  u.  s.  w.  nur  mittelbare  Rechnungsfaktoren. 
Diese  bilden  z.  B.  die  Fabrikanlage  im  engeren  Sinn,  die  als  Ganzes  nach  dem 
gegenwärtigen  Stande  zu  bewerten  ist,  nicht  nach  ungewissen  Möglichkeiten 
der  Zukunft  oder  noch  nicht  in  Aussicht  genommenen  Verwendungszwecken 
(Einstellung)'). 

m.  Ertrage-,  GebranchB-,  Kostenwert. 

Fuisting  S.  57. 
Nur  der  Verkauf 8 wert,  der  sich  nach  dem  Preise  richtet,  der  voraus- 
sichtlich im  Geschäftsverkehr  unter  gewöhnlichen  Verhältnissen  erzielt  werden 
wird,  stellt  den  gemeinen  Wert  dar;  er  allein  ist  objektiv  als  der  zur  Zeit 
übliche  und  angemessene  Preis ^).  Dagegen  wäre  ein  Ertragswert,  ein  Ge- 
brauchswert, weil  wesentlich  subjektiv^),  für  die  Bemessung  des  gemeinen 
Werts  ungeeignet;  sie  zeigen  nur  das  subjektive  Interesse,  den  ausserordent- 
lichen Wert  an'),  und  ebensowenig  ist  der  gemeine  Wert  gleich  dem  Mittel 
zwischen  dem  Wert  von  Grund  und  Boden,  sowie  Gebäuden  einerseits,  und  dem 
Ertragswert  andererseits').  Zwar  sind  Ertrags-®)  und  Verkaufswert  keine  un- 
vereinbaren Gegensätze ;  im  Gegenteil  zeigt  der  letztere  regelmässig  die  Neigung, 
sich  einem  objektiven,  bei  gemeingewöhnlicher  Bewirtschaftung  von  jedem  Be- 
sitzer  eines  weiteren  Bezirks  dauernd  zu  erzielenden  Durchschnittsertrage  zu 
nähern  und  so  mag  dieser,  wie  der  Pachtzins  und  der  Grundsteuerrein- 
ertrag, d.  b.  der  für  die  Grundsteuerveranlagung  ermittelte  Reinertrag,  wenn 
sie  im  gemeingewöbnlichen  Verkehr  einen  nachweisbar  wesentlichen  Einfluss 
auf  die  Bildung  der  Kaufpreise  üben,  ein  Hilfsmittel  zur  Feststellung 


1)  VI,  97:  In  der  Regel  ist  aber  Jedes  Effektenstttck,  Jede  einzelne  Aktie  n.  s.  w. 
eine  Einheit,  Ertragsquelle  für  sich.       »)  VI  34.       a)  VI  34.       «)  V  328. 

i)  V  109;  s.  unten  S.  842  lO;  vill  310,  316;  VI  4;  der  Ertragswert  eignet  sich  schon 
deshalb  nicht  zur  allgemeinen  Bewertung,  weil  auch  Gegenstände  zn  bewerten  sind,  die 
keinen  Ertrag  liefern,  Bauland,  Luxuspark  u.  s.  w. 

«)  V  63,  109;  VI  300.       1)  lieber  ihn  B.Ö.B.  S§  1516,  2049,  2312. 

8)  VI  4;  VII  245,  248;  B.O.B.  8  2049. 
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desVerkaufs  werte  sein  ^),  wo  der  Immobiliarverkehr  nicht  einen  geeigneten 
unmittelbaren  Anhalt  gewährt.  Die  Bedeutung  inabesondere  der  Grundsteuer- 
reinerträge als  Hilfsmittel  der  Bewertung  wird  dadurch  nicht  beeinträchtigt, 
dass  seither  (seit  ihrer  Feststellung  1861)  die  Erträge  und  Grundstückswerte 
der  ländlichen  Besitzungen  allgemein  gestiegen  sind.  Ebenso  ist  es  mit  dem 
Gebäudesteuemutzungswert ,  d.  h.  dem  fQr  die  Gebäudesteuerveranlagung  er- 
mittelten Ertrage;  ihn  zutreffend  zu  bemessen,  ist  schon  in  jedem  Falle  eine 
schwer  lösbare  Aufgabe,  noch  schwieriger,  behufs  Findung  des  gemeinen  Werts 
den  Multiplikator  des  Nutzungs werte  richtig  zu  ermitteln ').  Nur  alle  15  Jahre 
wird  der  Durchschnitt«ertrag  der  letzten  10  Jahre  als  Gebäudesteuemutzungs- 
wert  festgestellt;  hat  er  somit  auch  einen  grossen  Vorzug  vor  den  unbeweglich 
gebliebenen  Grundsteuerrein ertragen ,  so  haften  doch  auch  ihm  offensichtliche 
Mängel  an  (Vergangenbeits-  und  Durchschnittswert). 

Es  könnte  scheinen,  als  ob  der  Finanzminister  in  der  Technischen  An- 
leitung Art.  5  den  Ertragswert  als  im  Zweifel  massgebend  hingestellt  hätte ;  das 
ist  nicht  der  Fall.  Denn  nur  aus  Kaufpreisen  kann  die  Höhe  der  Verzinsung 
des  in  Grundstücken  angelegten  Kapitals  bemessen  werden,  die  nach  der  Vor- 
schrift bei  einer  Bewertung  nach  dem  Ertrage  zu  Grunde  zu  legen  ist'), 
üebrigens  ist  Hilfsmittel  der  Bewertung  auch  nicht  die  Ertragskapitalisierung 
nach  dem  allgemeinen  landesüblichen  Zinsfuss,  sondern  höchstens  nach  dem 
für  Kapitalien,  die  in  derselben  Provinz  in  gleichartigem  Grundbesitz  an- 
gelegt sind. 

Ein  Wald  kann  nicht  auf  Grund  des  jährlichen  Derbholzzuwachses  be- 
wertet werden*). 

Wie  dem  Ertragswerte,  so  hat  der  Tauschwert  die  Neigung,  sich  im 
Laufe  der  Zeit  den  Herstellungskosten  anzupassen,  und  doch  ist  der  ge- 
meine Wert  eines  Gegenstandes  von  seinen  Herstellungskosten  (Kostenwert) 
wohl  zu  unterscheiden');  diese  werden  z.  B.  bei  einem  unpraktisch  gebauten 
Hause  höher  als  jener  sein'). 

Noch  weniger  als  der  Ertrags-,  Gebrauchs-  oder  Kostenwert  kann  der 
Schätzungswert  von  Vergleichsgegenständen  zum  Zwecke  der  Ergänzungs- 
besteuerung selbst  massgebend  sein;  jedenfalls  ist  die  Gleichmässigkeit  der 
Höherbewertung  von  Grundstücken  einer  Gemeinde  gegenüber  Nachbargemeinden 
für  die  Bewertung  eines  Besitztums  in  ersterer  ohne  Bedeutung'). 

IV.  Ermittelang  des  Verkaufswerts  von  Gnmdstüeken. 

Fuisting  S.  63. 

a)  Eigenpreis.    Fremde  Kaufpreise. 

Der  für  den  gemeinen  Wert  allein  ausschlaggebende  Verkaufswert  einer 
Sache  wird,  da  man  von  obigen  Hilfsmitteln  zu  seiner  Feststellung  zunächst 
absehen  muss,  in  der  Regel  ermittelt  aus,  bemessen  nach  den  im  wirtschaft- 


»)  V  63;  VII  249;  VIII  812. 

2)  V  331*;  VI  49:  Geb&adestenemntzungswert  gewerblicher  Geb&nde  ist  von  sehr 
untergeordneter  Bedeutung.       3)  VIII  317.       *)  Vni  303.       t)  VIII  306,  309. 
«)  Preuss.  Verw.-Bl.  Jahrg.  22  S.  265;  s.  auch  I  61.       ^)  V  95. 
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liehen  Verkehr,  im  Handel  und  Wandel,  unter  gemeingewöhn- 
lichen  (normalen)  Verhältnissen  in  neuester  oder  mindestens 
neuerer  Zeit  für  nach  der  Verkehrsanschauung  (wesentlich) 
gleichartige,  gleichgelegene  Sachen  wirklich  erzielten,  an- 
gemessenen Kaufpreisen'),  bei  Grundstficken  zumal  nach  den  durch 
den  lokalen  Immobiliarverkehr  (lokal  im  Sinne  der  näheren  oder  weiteren  Um- 
gebung) in  gleichartigen  Grundstücken  gegebenen  Erfahrungen.  Diese  Be- 
griffsbestimmung des  Verkaufswerts  gilt  für  alle  Fälle,  wo  nicht  besondere, 
abweichende  Vorschriften  gegeben  smd  *) ;  sie  gilt  namentlich  also  auch  für  das 
gewerbliche  Anlage-  und  BetriebskapitaL 

Wird  danach  der  Verkaufs  wert  einer  Sache  auch  regelmässig  aus  fremden 
Kaufpreisen*),  d.  h.  solchen  fOr  andere  Gregenstände  gefunden,  so  ist  doch, 
wenn  ein  eigener  brauchbarer  Kaufpreis  für  die  Sache  selbst  vorliegt,  d.  h.  bei 
Torausgesetzter  Gleichartigkeit^)  der  Sache  im  früheren  und  gegenwärtigen 
Zustande  ein  solcher,  der  in  jüngster  Zeit  unter  gemeinge wohnlichen  Verhält- 
nissen gezahlt  ist,  dieser  entscheidend;  er  muss  offenbar  den  gemeinen  Wert 
der  Sache  zur  Zeit  des  Verkaufs  am  besten,  zuverlässigsten  erkennen  lassen^). 
Es  wäre  auch  nicht  zu  verstehen,  wenn  man  diesen  Kaufpreis  als  Tatsache  ge- 
gebenenfalls für  die  Wertbemessung  anderer  Gegenstände  verwenden  dürfte 
und  müsste,  ihn  fQr  die  Bewertung  der  Sache  selbst,  für  die  er  gegeben  ist,  aber 
beiseite  lassen  könnte').  Im  Gegenteil  ist  ersichtlich  der  unter  gemeingewöhn- 
lichen Verhältnissen  für  denselben  Gegenstand,  d.  h.  in  wesentlicher  Gleich- 
artigkeit, in  neuester  oder  mindestens  neuerer  Zeit  gezahlte  Eigenpreis  der  Yer- 
kaufswert.  Da  die  Voraussetzungen  seiner  Benutzung,  seine  notwendigen  Eigen- 
schaften, die  nämlichen  sind,  die  bei  einem  fremden  Kaufpreis  angetroffen 
werden  müssen,  soll  er  zur  Wertbemessung  geeignet  sein,  so  genügt  es,  jene 
Erfordernisse  an  diesem  darzulegen').  Hier  soll  nur  hervorgehoben  werden, 
dass  ein  oftmaliges  vergebliches  Ausgebot  zu  einem  bestimmten  Preise  eine 
höhere  Bewertung  ohne  durchschlagende  Gründe  nicht  zulässt^),  eine  blosse, 
durch  kein  Gegengebot  beantwortete  Preisforderung  den  Verkau&wert  nicht 
ersehen  lässt'),   und   dass   dem  Kaufvertrag  der  Tauschvertrag  gleichsteht^*). 

Der  zum  Vergleichsmassstab  gewählte  fremde  Kaufpreis,  d.  h.  der  für 
einen  anderen  Gegenstand  —  schon  ein  Verkaufsfall  ist  zum  Vergleiche  nicht 
ungeeignet  — *^)  muss  also  im  wirtschaftlichen  Verkehr  unter  gemeingewöhn- 
lichen Verhältnissen  gezahlt  sein;  doch  erscheinen  auch  blosse  Verkaufsversnche 
als  wesentliche  Unterlagen  der  Bewertung^*). 


I)  V  63,  236;  YII  246,  260;  Deutsche  Zuristenzeitnng  Jahrg.  lY  S.  339,  507.     >)  VI  32. 
>)  VII  246;  sie  bietet  fär  Orundstücke  ihre  vom  Finanzminister  angeordnete  Sainm- 

lang,  V  92*,  die  für  die  erstmalige  Veranlagung  die  in  den  Jahren  1884—93  erzielten 
Preise  nmfasste,  V  340,  340*. 

4)  VIII  342.        6)  V  64,  166,  827;  VI  66;  VIII  808;  IX  363. 

•)  VIII  323;  Veränderungen  allgemeiner  oder  individueller  Natur  seit  dem  Kaufe 
sind  besonders  abzugelten,  VII  878. 

7)  Im  weiteren  Verlaufe  werden  die  Eigenschaften,  die  ein  Kaufpreis  haben  muss, 
nach  der  Lage  der  tatsächlichen  Verhältnisse  wesentlich  nur  an  Kaufjpreiaen  f&r  Grund- 
stücke aufgezeigt  werden. 

•)  V  166.         »)  VII  248.         «0  V  336. 

II)  VIII  303;  über  den  Durchschnitt  mehrerer  s.  unten  8.  844.       W)  V  177. 
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ß)  Versteigeriing»  Erbgang,  Ve  rwandtenkauf. 

Die  allgemeinen  Preisregulatoren,  Angebot  und  Nachfrage,  müssen  auch 
ihn  beherrscht  haben.  Das  gilt  jedenfalls  von  einer  öffentlichen  Versteige- 
rung, selbst  von  der  Zwangsversteigerung  Schulden  halber^).  Denn  auch 
für  Angemessenheit  des  Zwangsversteigerungspreises  spricht  die  Vermutung; 
er  setzt  sich  aus  den  tatsächlichen  Kosten  und  dem  etwa  ausgefallenen  Teil 
dar  Hjpothekenforderung  des  Erstehers  zusammen').  Ebenso  ist  der  Erwerbs- 
preis  im  Erbgange  massgebend,  wenn  nicht  die  für  das  Gemeinge wohnliche 
streitende  Vermutung  widerlegt  wird'),  natürlich  unter  Beachtung  einer  et- 
waigen Veränderung  seitdem.  Das  gleiche  gilt  regelmässig  von  einem  Ver- 
kauf unter  Verwandten,  z.  B.  Geschwistern,  wenn  nicht  dargetan  wird, 
dass  er  von  besonderen  Rücksichten  geleitet  gewesen,  die  den  Preis  für  die 
Bewertung  ausschliessen.  Dagegen  sind  Kaufpreise  zwischen  Eltern  und  Kindern 
der  Regel  nach  unerheblich^),  weil  die  Vermutung  gegen  deren  Angemessen- 
heit spricht. 

Y)  Verkauf  unter  gemeingewOhnlichen  Verhältnissen. 

Gemeingewöhnliche,  normale  Verhältnisse  sind  solche,  die 
regelmässig  bei  jedem  Gregenstande  von  der  Art  angetroffen  werden;  für  das 
GemeingewOhnliche,  gegen  das  Vorhandensein  aussergewöhnlicher  Verhältnisse 
spricht  die  Vermutung*);  wer  das  Vorhandensein  des  ersteren  leugnet,  muss 
demnach  die  Negative  beweisen;  die  Unregelmässigkeit  der  Preisbildung  muss 
aus  bestimmten  Gründen  erhellen. 

Vermeintliche  Billigkeit  des  Kaufpreises,  ob  er  zu  hoch  oder  zu  niedrig 
erscheint  im  Verhältnis  zu  denjenigen  einzelner  anderer  Besitzungen,  ist  kein 
geeigneter  tatsächlicher  Grund  gegen  die  Preisangemessenheit,  nur  ein  subjek- 
tives Urteil;  eine  erhebliche  Abweichung  jedoch  von  der  Gesamtheit  aller  über- 
haupt in  Betracht  kommenden  Kaufpreise  müsste  berücksichtigt  werden'). 

Aus  dem  Kaufpreise  haben  die  nicht  zum  steuerbaren  Vermögen  g^ 
hörenden  Werte  auszuscheiden,  ein  ausserordentlicher  Wert,  der  Wert  der  be- 
sonderen Vorliebe,  ideelle  Werte  u.  s.  w.^). 

Uebrigens  wird  die  Anwendung  eines  unter  gemeingewöhnlichen  Verhält- 
nissen gezahlten  Kaufpreises  nicht  gehindert  dadurch,  dass  der  Eigentümer  des 
zu  bewertenden  Gregenstandes,  insbesondere  Grundstücks,  in  seiner  Verfügung 
darüber  persönlich  aus  tatsächlichen  oder  rechtlichen  Gründen  beschränkt 
ist*),  dass  es  z.  B.  Fideikommisseigenschaft  hat*),  dass  der  Besitzer  nur  Vor- 
erbe ist  (Fiduziar)^*),  dass  er  nur  mit  Genehmigung  eines  andern  verfügen 
kann '^),  einem  testamentarischen  Verkaufsverbot  unterliegt'*).  Ein  solches  Ver- 
kaufsverbot rechtfertigt  insbesondere  nicht  Ansetzung  des  Ertragswerts'').  Der 
Kaufpreis  für  ein  heruntergewirtschaftetes,  verwahrlostes  Gut  ist  ebenfalls  ver- 


I)  V  826 ;  VIII  818.        2)  VIII  806;  VII  821.        «)  VI  29. 

*)  VIII  306;  Deutsche  Jarlstenzeltang  Jahrg.  IV  S.  467. 

*)  V  827;  VII  878;  IX  368.        «)  VI  37;  VIII  823.         T)  VI  88. 

»)  Preuss.  Verw.-Bl.  Jahrg.  22  S.  886;  VII  246.       »)  V  78,    109,  833*.        lO)  V  226. 

II)  V  866:  Kapitalvermögen,  festgelegt  zu  Gunsten  der  an  einen  Offizier  verheirateten 
Tochter.       »)  Deutsche  Juristenzeitnng  Jahrg.  IV  819.       »)  VII  246. 
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wendbar,  weil  an  sich  normal,  nämlich  unter  den  vorliegenden  Verhältniasen 
der  angemessene  Preis ;  dagegen  nicht  der  Preis,  zu  dem  sich  ein  verschuldeter, 
verarmter  Besitzer  versteht*). 

Die  Verfolgung  bestimmter  Absichten  bei  einem  Kauf,  der  Umstand,  dass 
der  Käufer  ein  Interesse  an  dem  Erwerbe  gehabt,  mehrere  auf  denselben  Gegen- 
stand reflektiert  haben,  spricht  noch  nicht  gegen  die  Vermutung  der  Preis- 
angemessenheit  *).  So  sind  die  von  der  Ansiedlungskommission  zu  Parzeliierungs- 
zwecken  geschehenen  Ankäufe  zum  Vergleich  nicht  ungeeignet*).  Dagegen  ist 
es  nicht  normal,  wenn  jemand  gekauft  hat,  um  seine  Hypothek  zu  retten^), 
wenn  jemand  zu  dem  Kaufpreis  ein  Altenteil  übernommen  hat. 

Zu  würdigen  bleibt,  dass  der  Kaufpreisrest  unsicher  steht ^),  da  gegen 
Kasse  unter  Umständen  billiger  verkauft  wird  als  auf  Kredit'). 

$)  Verkauf  in  neuester  Zeit. 

Der  zum  Vergleich  herangezogene  Kaufpreis  muss  femer  in  neuester 
oder  mindestens  neuerer  Zeit  gezahlt  sein.  Eine  Zahlengrenze  innerhalb 
verständig  gegriffener  Zeiträume  besteht  nicht;  wo  wie  in  Städten,  zumal  volk- 
und  gewerbereichen,  der  Umsatz  in  Grundstücken  lebhaft  ist,  wird  die  Grenze 
enger  gezogen  werden  müssen  denn  in  vom  Verkehr  abgelegener  Landgegend; 
entscheidend  ist,  ob  trotz  der  seit  dem  normalen  Verkaufspreise  verflossenen  Zeit 
im  Zusammenhalt  mit  der  wirtschaftlichen  Entwicklung  die  Veränderung  nicht  so 
gross  ist,  dass  der  Gegenstand  des  Kaufs,  mit  ihm  heute  verglichen,  nicht  noch  als 
wesentlich  gleichartig  angesprochen  werden  kann^.  Ist  Vergleichung  immerhin 
noch  gestattet  —  und  zumal  bei  einem  eigenen  früheren  Kau^reise  spricht  für 
fortdauernde  Angemessenheit  die  Vermutung  *)  — ,  so  müssen  doch  die  seit  dem 
Verkaufe,  sei  es  nach  allgemeiner,  durch  Steigen  oder  Sinken  der  Grundstücks- 
preise, also  einen  Wechsel  in  der  Preisgestaltung  des  Grundstückverkehrs,  be- 
dingten Erfahrung,  sei  es  bei  dem  besonderen  Gegenstand  durch  seine  Ver- 
besserung oder  Verschlechterung,  eingetretenen,  den  Kaufpreis  erhöhenden  oder 
mindernden  Umstände  und  ebenso  die  Verschiedenheiten  zwischen  beiden  Gegen- 
ständen selbst  abgegolten  werden*);  sogar  die  für  einzelne  kleinere  Grund- 
stücke neuerdings  gezahlten  Kaufpreise  können  dann  als  Anhaltspunkte  und 
Beweismittel  für  die  Steigerung  des  Werts  von  Grund  und  Boden  in  der  näheren 
Umgebung  im  allgemeinen  dienen  *°). 

Im  Falle  der  besonderen  Steigerang  (des  eigenen  Kaufpreises)  dürfen 
nicht  etwa  die  Kosten  der  Verbesserang  zum  Kaufpreise  einfach  hinzugezählt 
werden,  das  wäre  der  abzulehnende  Kostenwert;  vielmehr  ist  ausgehend  von 
diesem  zu  ermitteln,  wie  viel  das  ganze  Objekt  als  einheitliches  im  Werte  ge- 
stiegen ist**). 

Auch  ein  nach  der  Veranlagung  erzielter  Kaufpreis  ist  (im  Rechtsmittel- 
verfahren) verwendbar**). 


»)  Preuss.  Verw.-Bl.  Jahrg.  ao  S.  147;  VIII  308,  807,  809.       2)  VII  379;  VIII  316. 
«)  VIII  303.         ♦)  VII  271.         &)  VII  276.         6)  VII  314. 

7)  VIII  344 :  12  Jahre  zurückliegend ;  IX  366 :  wesentliche  Veränderung  des  Besitzes 
durch  Umbau.        s)  vill  307.       »)  V  64,  327;  VI  38,  151;  VII  246;  VIII  307;  IX  863. 

10)  V  342;  VIII  344:  Der  zeitige  Ertrag  ist  für  die  Höherbewertnng  nicht  von  Be- 
lang, 8.  oben  S.  339;  VII  272.         »)  VIII  806.         li)  VI  68;  VII  270,  272. 
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t)   Gleichartigkeit. 

Das  Erfordernis  der  Gleichartigkeit^)  des  yerkauften  mit  dem  zu 
bewertenden  Gegenstande')  wird  bei  Grundstücken  schon  durch  eine  solche  im 
wesentlichen  erfüllt.  Sie  ist  eine  äussere  und,  davon  kaum  zu  trennen,  eine 
innere.  So  wird  wesentlich  gleiche  Grösse  des  Vergleichsgegenstandes  vor- 
ausgesetzt: Parzellen  sind  nicht  mit  der  ganzen  Besitzung  vergleichbar ');  Bau- 
plätze, d.  h.  zur  sofortigen  Bebauung  reife,  an  bereits  fertig  gestellte,  nicht 
«rst  projektierte  Strassen  angrenzende,  sich  als  besondere  Verkehrsgegenst&nde 
darstellende  Grundstücke  in  der  durch  den  Besitzer  bestimmten  oder  durch  die 
örtlichen  Verhältnisse  bedingten  Grösse  können  nicht  mit  einem  Bauterrain 
verglichen  werden,  d.  h.  einem  grösseren  zusammenhängenden  Komplex  von 
Grundstücken,  der  in  absehbarer  Zeit  Gegenstand  der  Bebauung  werden  kann, 
insofern  ein  ihn  umfassender  Bebauungsplan  festgestellt  ist^);  ein  Rittergut  ist 
nicht  nach  dem  Verkaufspreise  für  einzelne  Morgen  Land  zu  bewerten;  herr- 
schaftlicher Villenbesitz  mit  Park  und  Ländereien  nicht  mit  ein  paar  Hektar 
landwirtschaftlich  oder  ähnlich  genutzten  Grundbesitzes  vergleichbar. 

Ein  herrschaftliches  Gut  kann  nicht  einem  Bauernhof,  dieser  nicht  einer 
kleinbäuerlichen  Besitzung  gleichgesetzt  werden,  Fabrikgebäude  nicht  Wohn- 
häusern, s.  unten  S.  347,  ein  Schloss,  hochherrschaftliche  Wohnhäuser  nicht 
Arbeiterwohnhäusem  u.  s.  w.^);  ein  halbes  Hektar  Bauland  ist  nicht  gleich- 
artig mit  20  ha  landwirtschaftlicher  Grundfläche*).  Massgebend  ist  dagegen 
der  für  die  ideelle  Hälfte  eines  Guts  gezahlte  Kaufpreis^). 

Wenn  jedoch  nicht  gleich  grosse  Güter  zum  Vergleich  sich  darbieten, 
können  auch  kleinere  benutzt  %  selbst  Kaufpreise  für  solche  einzelne  Parzellen 
herangezogen  werden,  die  mit  Bestandteilen  des  Gutes  gleichartig  sind  *j.  Doch 
ist  eine  Zusammenrechnung  von  Kaufpreisen  verschiedener  Kauf  falle'*),  die 
mechanische  Vervielfachung  eines  Preises  verboten;  denn  die  Preisbildung  für 
einzelne  zum  Verkauf  kommende  Parzellen  ist  im  gemeinen  Verkehre  anders 
und  führt  zu  verhältnismässig  höheren  Ergebnissen  als  der  Verkauf  eines  ganzen 
Guts  '0,  die  gleiche  Erscheinung  wie  im  Handel  der  Gross-  und  Kleinhandelspreis. 

Zur  wesentlichen  Gleichartigkeit  bei  Landgütern  gehört  es,  ob  sie  mit 
oder  ohne  Inventar  verkauft  sind'*). 

Stark  beeinflusst  wird  der  gemeine  Wert,  der  Verkaufswert  eines  Grund- 
stücks von  seiner  Lage;  demnach  muss  der  Vergleichspreis  ein  gleichgelegenes 
Grundstück  betreffen.  Auch  hier  wird  ein  Unterschied  zu  setzen  sein  zwischen 
Stadt  und  Land;  dort  wird  man  die  Grenzen  der  gleichen  Lage  wesentlich 
enger  ziehen  müssen  als  hier,  wo,  wenn  nicht  die  nämliche  Gemeinde  Ver- 
gleichspreise liefert,  regelmässig  nichts  im  Wege  steht,  die  nähere  oder  weitere 
Umgebung,  die  Nachbarschaft,  eine  andere  Gemarkung  nach  ihnen  zu  durch- 
forschen '*) ;  auch  hier  werden,  wie  bei  den  zeitlichen  Verhältnissen,  Unterschiede 
nach  der  Seite  der  Mehr-  oder  Minderbewertung  auszugleichen  bleiben'^). 

Ein  Grundstück,  das  erheblichen  Waldbestand  hat,  kann  nicht  mit  einem 


1)  VIII  341.        2)  V  286.        »)  V  110.        4)  V  16«;  VI  66.         •)  VI  66,  61.         •)  IX  868. 
^)  VIII  316.        •)  V  68.        »)  VII  266*.         W)  IX  868.         ")  VII  «66.         ")  Vffl  846. 
»)  VI  828 ;  VIII  819.         ")  V  63. 
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solchen  ohne  Wald  verglichen  werden '),  wie  denn  überhaupt  ein  ans  der  ge- 
wöhnlichen Zusammensetzung  von  Gütern  heraustretendes  Waldareal  besonders 
zu  bewerten  ist*).  Wenn  ein  Gebäude,  das  bisher  Bureauzwecken  diente,  mit 
erheblichen  Kosten  umgebaut  ist  und  nun  Vermietungszwecken  oder  eigenem 
Wohnen  dient,  so  ist  eine  so  wesentliche  Veränderung  mit  ihm  vor  sich  ge- 
gangen, dass  das  Grundstück  vor  und  nach  der  Veränderung  nicht  mehr  als 
gleichartig  angesehen  werden  kann,  der  Eigenpreis  also  nicht  verwendbar  ist'). 

C)  Individueller  Wert. 

Stets  ist  das  Augenmerk  auf  Ermittelung  und  Darstellung  des  indivi- 
duellen Werts  zur  Zeit  der  Veranlagung  zu  richten^);  nicht  darf  ein  Durch- 
schnittswert nach  längeren  Zeiträumen'),  grosseren  Bezirken  und  sonstigen  all- 
gemeinen Verhältnissen  und  Merkmalen  angenommen  werden').  Wird  z.  B. 
wegen  allgemeinen  Vorkommens  von  Mineralien  (Kieselgurerde)  in  einer  Gegend 
jeder  Besitz  höher  als  anderwärts  geschätzt,  so  muss  diese  Höherschätzung  im 
einzelnen  Fall,  wo  der  Besitzer  damit  nicht  zufrieden  ist,  durch  das  Vorkommen 
der  Mineralien  bei  ihm  durch  seine  Anhörung  und  weiteren  Beweis  festgestellt 
werden  0«  So  müssen  denn  auch  die  aus  bestimmten  tatsächlichen  Umständen 
festzustellenden^)  Abweichungen  des  Wertgegenstandes  von  dem  Vergleichs- 
gegenstande ausgedrückt  werden:  die  grössere  oder  geringere  Entfernung  von 
den  Verkehrsgelegenheiten,  sonstige  Verkehrserschwerung  oder  -erleichterung; 
grössere  oder  geringere  Geschlossenheit  des  Besitzes,  abweichende  Zusammen- 
setzung der  Kultur-  und  Bodenarten*),  mehr-  oder  minderwertiges  Inventar. 
Doch  bewirkt  eine  über  das  Bedürfnis  hinausgehende  Menge  von  Gebäuden  auf 
einem  Landgute  eine  Minderung  des  gemeinen  Werts  wegen  der  hierdurch  ver- 
anlassten Erhöhung  der  Erhaltungskosten  über  das  gewöhnliche  Mass^^  — 
weniger  wäre  mehr. 

-y))  Uebertragung  des  fremden  Kaufpreises. 

Ist  ein  geeigneter  Kaufpreis  gefunden,  so  muss  er,  nach  Minderung  um 
den  Wert  der  etwa  vom  Verkäufer  dem  Käufer  gegenüber  übernommenen 
Lasten^'),  so  wie  er  ist  genommen  und,  nach  Ausmittelung  des  Vergleichs- 
massstabes >*),  z.  B.  Grösseneinheit  (Hektar)*'),  Ertragseinheit  (Gebäudesteuer- 
nutzungswert,  Grundsteuerreinertrag) '^),   übertragen  werden;   denn  nur  selten 

1)  VIII  819.      »)  VII  aee*.      «)  ix  ses.      ♦)  V  i6i. 

6)  VII  246 :  nicht  Darchschnitt  mehrerer,  jahrelang  auseinanderliegender  Eftafpreise 
wohl  aber  mehrerer  wesentlich  gleichzeitiger,  VIII  803 ;  dass  dann  in  der  Reihe  der  zum 
Vergleich  geeigneten  Preise  auch  niedrigere  vorkommen,  ist  unerheblich,  VI  230;  aber 
einen  Kaufpreis  s.  oben  8. 840. 

6)  V  63, 136 :  Deutsche  Juristenzeitung  Jahrg.  IV  8.  839;  GleichmAssigkeit  der  Höh  er- 
bewertung  von  Grundstücken  einer  Gemeinde  ist  darum  nicht  von  Bedeutung,  wenn 
der  individuelle  Wert  einer  Besitzung  gefunden  werden  soll,  V  96. 

7)  V  96.       8)  VI  61.       »)  V  90. 

10)  Deutsche  Juristenzeitung  Jahrg.  n  S.  328;  in  Ähnlicher  Weise  ist  für  das  Ein- 
kommen eines  Landwirts  nur  eine  gewisse  Zahl  von  eigenen  Arbeitskrftften,  Kindern,  noch 
ertragsteigemd,  ein  Mehr  dagegen  eine  Last. 

")  VIT  271 ;  s.  oben  8.  331.  ")  VII  249,  966,  364;  VIII  342.  l»)  VIII  346;  IX  869. 

1«)  VITI  822;  Einheitssatz. 
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wird  eine  unmittelbare  Uebertragung  am  Platze  sein.  Demnächst  erst  sind  die 
schon  behandelten  Abweichungen,  Wertschwanknngen,  Umstände,  die  eine  £r- 
höhnng  oder  Minderung  des  Werts  bedingen,  zu  ermitteln  und  besonders  ab- 
zugelten '). 

Nicht  darf  der  Yergleichspreis  um  eine  bestimmte  Summe  zur  Herstellung 
eines  Preises  für  ein  normales  Gut  beliebig  erhöht  werden  und  dann  erst 
die  Uebertragung  stattfinden'). 

Das  Yergleichsobjekt  darf  nicht  lediglich  dazu  benutzt  werden,  den  In- 
halt des  fOr  das  zu  bewertende  Grundstück  wie  für  jedes  andere  zur  Werts- 
bezifferung auf  der  Grundlage  einer  Beschreibung  und  von  Durchschnittskauf- 
preisen  aufgestellten  Schätzungsbogens  zu  rechtfertigen,  so  dass  dann  der 
Bewertung  wiederum  letzterer  zu  Grunde  gelegt  würde'). 

Nicht  jede  einigermassen  bedeutende  Abweichung  des  Vergleichsobjekts 
von  dem  zu  bewertenden  Grundstück  in  Bezug  auf  GrGsse  und  Kulturzustand 
ist  geeignet,  die  Wertermittelung  nach  ihm  auszuschliessen ;  das  ist  nur  dann 
der  Fall,  wenn  die  Unterschiede  so  gross  sind,  dass  nach  der  Yerkehrsanschauung 
verschiedene  Verkehrsgegenstände  in  Frage  stehen^). 

^)  Ersatz  für  fremden  Kaufpreis. 

Führt  die  Suche  nach  einem  massgebenden  Eigenpreise  oder  nach  mass- 
gebenden fremden  Kaufpreisen  nicht  zum  Ziele  ^),  so  kOnnen  äusserstenfalls 
andere  Hilfsmittel  und  Anhaltspunkte,  insbesondere  durch  Zurückgreifen  auf 
den  Schätzungsbogen,  die  amtlich  ermittelten,  der  Bewertung  auf  dem  Schätzungs- 
bogen  zu  Grunde  liegenden  allgemeinen  Schätzungsmerkmale  (Einheits- 
sätze aus  Verkäufen)  als  Durchschnittswertsätze  für  wesentlich  gleichartige  Be- 
sitzungen') benutzt  werden').  Bei  der  Veranlagung  in  die  erste  Reihe  der 
Bewertungshilfsmittel  gerückt,  ja  bei  der  erstmaligen  Ausführung  des  Gesetzes 
unentbehrlich  als  allgemeine  Einrichtung,  die  bei  gemeingewöhnlichen  Verhält- 
nissen für  längere  Zeiträume  und  grössere  Bezirke  ermittelte  Durchschnitts- 
kaufwerte zum  Ausdruck  brachte,  genügen  die  Einheitssätze  zumal  im  Rechts- 
mittelverfahren dann  nicht,  wenn  der  Steuerpflichtige,  mit  der  Höhe  der 
Bewertung  unzufrieden,  tatsächliches  Material  beigebracht  hat,  geeignet,  für 
die  Bestimmung  des  Verkaufswerts  einen  zutreffenden  Massstab  oder  wesentliche 
Anhaltspunkte  zu  liefern. 

Die  schon  mehrfach  erwähnte  technische  Anleitung  des  Finanzministers 
hatte  nämlich  für  die  erstmalige  Veranlagung,  mit  Gültigkeit  auch  für  die 
folgenden,  den  Eatasterkontrolleuren  (für  das  Grund-  und  Gtebäudesteuerkataster) 
die  Aufstellung  sog.  Musterbesitzungen  und  die  Sammlung  von  Grundstücks- 
kaufpreisen aus  der  Zeit  von  1884  bis  1898  —  sie  ist  dann  fortgesetzt  —  auf* 


1)  VIII  842  «)  VIII  842,  348.         8)  VIII  828,  830.        «)  VIII  342.        »)  VI  66,  208,  2»». 

•)  VI  50,  61,  298,  830;  VII  274;  fehlt  wesentliche  Gleichartigkeit,  so  ist  Anwendang 
der  Einheitssätze  aasgeschlossen. 

T)  V  92*,  177;  VI  62;  VII  123,  277;  VIII  316;  IX  366;  Deutoche  Juristenzeitung 
Jahrg.  IV  S.  389;  der  sog.  Einheitssatz  ist  z.  B.  bei  einem  Landbesitz  nicht  ein  Durch- 
schnittswertsatz  fQr  das  Hektar,  sondern  der  bei  einer  grossen  Reihe  anderer  Gmndstttoke 
ermittelte  durchschnittliche  Verkaufspreis  fQr  1  ha,  VI  380. 
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gegeben,  damit  aus  der  ZurfickfÜhrung  der  fQr  jene  Besitzungen  ermittelten 
Preise  auf  eine  Einheit,  1  m  Gebäudesteuemutzungswert,  oder  1  m  Grundsteuer- 
reinertrag, oder  1  ha  Grösse  kombiniert  mit  dem  Reinertrage,  Durchschnitts- 
wertsätze  gefunden  würden,  mit  deren  Hilfe  dann  für  jedes  Grundstück  ein 
Schätzungsbogen  aufgestellt  ist  Für  die  Anwendung  der  Einheitssfttze  ist 
dabei  eine  Unterscheidung  der  Besitzungen  nach  Gruppen  (Hausbesitz,  Hof- 
besitz, Landbesitz)  erfolgt;  das  hat  wesentlich  den  Zweck,  durch  gleichartige 
Behandlung  gleichartiger  Besitzungen  die  Ermittelung  des  gemeinen  Werts  zu 
erleichtem '). 

Wie  mit  den  Einheitssätzen  für  den  Substanzwert  einer  Besitzung,  so  ist 
es  auch  mit  den  sog.  Normalsätzen  für  das  Pächterinventar  eines  Gutes,  aus- 
gedrückt in  Hundertteilen  des  Gesamtwerts  einer  Besitzung ;  auf  sie  darf  erst 
zurückgegangen  werden,  wenn  für  seine  Bestandteile  alle  Angaben  fehlen,  vom 
Pächter  oder  sonst  nicht  zu  erhalten  sind*). 

Lässt  sich  für  eine  einheitliche  Besitzung  um  deswillen  kein  geeigneter 
Vergleichspreis  ermitteln,  weil  ihre  Bestandteile  wesentlich  verschieden  sind, 
so  kann  auch  nicht  mit  einem  Einheitssatze  für  die  ganze  Besitzung  gerechnet 
werden.  Es  muss  vielmehr  eine  gesonderte  Bewertung  der  einzelnen  Bestand- 
teile nach  Vergleichsobjekten,  äusserstenfalls  aber  nach  den  allgemeinen 
Schätzungsmerkmalen  der  technischen  Anleitung  erfolgen;  die  Einzelwerte  sind 
dann  Faktoren  des  Werts  des  Ganzen'). 

Behufs  Benützung  der  Grundsteuerreinerträge  zur  Wertübertragung 
muss  bei  den  zu  bewertenden  und  den  zum  Vergleich  herangezogenen  Besitzungen 
verhältnismässige  Gleichheit  der  Reinerträge  obwalten^)  und  die  Möglichkeit, 
die  Reinerträge  als  Vergleichungsmassstab  anzuwenden,  schwindet,  wenn  eine 
einzelne  Besitzung  infolge  besonderer  Umstände,  Verbesserung  oder  Verschlech- 
terung, ganz  aus  dem  Rahmen  der  Gleichartigkeit  herausfällt^). 

Der  Einheitssatz  für  ein  Landgut  basiert  nicht  lediglich  auf  der  Grund- 
steuer, so  dass  ein  Vielfaches  des  Grundsteuerreinertrages  geschätzt  werden 
könnte'),  sondern  ist,  wie  gesagt,  den  Kaufpreisen  für  sog.  Musterbesitzungen 
entnommen;  hat  sich  der  Eulturzustand  seit  Einfahrung  der  Grundsteuer  ge- 
ändert, so  sind  gleichwohl  Zuschläge  zu  den  Einheitssätzen  nicht  gestattet,  in- 
sofern die  Besitzungen  ähnlicher  Art  im  allgemeinen  von  dieser  Aenderung 
betroffen  worden  sind.  Wollte  man  also  den  Einheitssatz  vex^dem  mit  der 
Begründung,  dass  er  zu  niedrig  oder  zu  hoch  bemessen  sei,  so  wäre  er  über- 
haupt nicht  anwendbar^). 

Zuschläge  sind  aber  gestattet  bei  verhältnismässig  geringer  Abweichung 
von  den  normalen  Verhältnissen  im  Vergleich  zu  der  Kategorie  von  Grund- 
stücken, für  die  der  auf  den  Grundbesitz  angewandte  Einheitssatz  gefunden  ist : 
besonders  guter  Kulturzustand;  besonders  wertvolle  Wohngebäude;  wenn  Neben- 
anlagen, wie  Ziegeleien,  Brennereien,  in  Frage  kommen ').  Höher-  oder  Minder- 
bewertung bedarf  also  auch  hier  wie  stets  der  Rechtfertigung  durch  tatsäch- 
liche Umstände*). 


»)  VI  63.         S)  Vm  82i.         »)  VIII  839;  8.  auch  VI  68.         *)  VI  65»,  220. 

»)  Deutsche  Juristenzeitung  Jahrg.  II  8. 807.       «)  VI  66».       T)  yill  308,  sao;  VI  67. 
8)  VIII  320.        9)  VI  61 ;  VIII  320. 
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Bei  Anwendung  des  nach  dem  Gebäudesteuernutzungswerte  ge- 
fundenen Einheitssatzes  ist  der  Bodenwert  schon  miterfasst,  seinetwegen  also 
eine  besondere  Zurechnung  nicht  mehr  gestattet');  ebensowenig  ist  wegen 
gprOsserer  Grundfläche,  wegen  eines  besonderen  Gebäudes  auf  ihr,  z.  B.  eines 
Lagerschuppens,  ein  Zusatz  möglich,  das  wäre  Doppelbe wertung ') ;  denn  der 
höhere  Nutzungswert,  d.  h.  Ertrag  für  die  Gebäudesteuerveranlagung  des  Wert- 
gegenstandes, im  Verhältnis  zu  den  Vergleichsgegenständen  drückt  alle  solche 
Abweichungen  bereits  aus ;  es  muss  also  die  Vervielföltigung  mit  dem  auf  1  M. 
Nutzungswert  entfallenden  Substanzwert  der  Vergleichsgegenstände  genügen. 

Im  Gegensatz  zu  Wohngebäuden  kann  der  Gebäudesteuemutzungswert 
gewerblicher  Gebäude  für  Schätzung  ihres  Verkauf swerts  nicht  Ton  Be- 
deutung sein;  denn  er  ist  laut  Gesetz  nur  nach  dem  Mietwert  der  räumlichen 
Gelasse  bestimmt  ohne  Rücksicht  auf  die  mit  ihnen  verbundenen  gewerblichen  Ein- 
richtungen, und  dafür  sind  auch  noch  im  wesentlichen  die  Mietpreise  für  Wohn- 
gebäude massgebend  gewesen.  Ein  ausschliesslich  oder  ganz  überwiegend  dem 
Gewerbebetriebe  gewidmetes  Grundstück,  dessen  Gebäudesteuemutzungswert 
also  zum  geringsten  Teil  auf  Wohnräume,  zum  grössten  auf  gewerbliche  Räume 
entfällt,  kann  aber  überhaupt  nicht  nach  den  für  Wohnräume  ermittelten  Ein- 
heitssätzen bewertet  werden;  denn  die  Anwendung  von  Einheitssätzen  kann 
nur  bei  wesentlicher  Gleichartigkeit  der  zu  vergleichenden  Gegenstände  zu 
einem  annähernd  richtigen  und  zuverlässigen  Ergebnisse  führen'). 

Abgesehen  von  dieser  Benutzung  der  Einheitssätze  für  die  Bewertung  des 
Grundvermögens  im  äussersten  Fall  sind  sie  auch  im  einzelnen  von  erheblich 
praktischer  Bedeutung:  gegenüber  allen  Pflichtigen,  die  das  Ergebnis  der  Ver- 
anlagung nicht  anfechten,  s.  oben  S.  345 ;  gegenüber  solchen,  die  im  Berufungs- 
verfahren die  Angemessenheit  der  Einheitssätze  anerkennen,  aber  die  sonstigen 
Voraussetzungen  der  Bewertung  anfechten^).  Erfolgt  aber  dieses  Anerkenntnis 
nicht,  so  muss  die  Wertfestsetzung  zunächst  auf  anderem  Wege  versucht 
werden  *). 

Jedenfalls  sind  auch  die  allgemeinen  Schätzungsmerkmale  nur  so  anzu- 
wenden, dass  stets  die  sachgemässe  Würdigung  der  den  Wert  bedingenden  Ge- 
samtverhältnisse jeder  einzelnen  Besitzung  in  erster  Linie  massgebend  bleibt; 
sie  dienen  wesentlich  gegen  grobe  Missgriffe  der  Schätzung'). 

Mehr  als  die  Einheitssätze  der  technischen  Anleitung,  die  nach  Zeit,  Ort, 
Gegenstand  doch  hur  Durchschnittssätze  sind^t  also  nur  Durchschnittswerte 
ergeben,  gehen  freilich  noch  landschaftliche  und  gerichtliche^)  Taxen, 
Feuerversicherungstaxen,  Tazrevisionen  auf  die  in  erster  Linie  zu  berücksich- 
tigenden individuellen  Verhältnisse  ein.  Doch  ist  bei  ihrer  Verwendung  wohl 
zu  beachten,  dass  sie  nicht  den  gegenwärtigen  Wert  treffen,  vielmehr  den- 
jenigen zur  Zeit  der  Aufnahme  der  Taxe;  dass  manches  von  der  Gebäudever- 
sicherung ausgeschlossen  ist,  z.  B.  Grundmauern,  anderseits  Ueberversicherungen 
vorkommen ;  zudem  müssen  die  Grundsätze,  nach  denen  die  Taxe  aufgenommen 


J)  VI  40.         «)  IX  370.         »)  VI  i9,  66.  67,  67«.         ♦)  VI  63. 
6)  VI  68*.         •)  VI  62.         7)  VI  66. 

8)  VI  6:  die  Vorschriften  der  früheren  Preuss.  Allgemeinen  Gerichtsordnung  ttber 
die  Anfhahme  der  gerichtlichen  Taxen  von  HaasgrundstQcken  (zur  Feststellnng  des  Be- 
leihnngswerts)  finden  bei  Feststellung  des  gemeinen  Werts  keine  Anwendung. 
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ist,  nach  Einsicht  genau  daraufhin  geprüft  werden,  ob  mit  ihnen  hat  der  ge- 
meine Wert  getroffen  werden  sollen  0* 

y.  Wert  des  Bonatigen  Yermögens,  §§  12,  18, 

Fuisting  S.  87. 
Der  sich  im  Verkaufswert  darstellende  gemeine  Wert  eines  Gegenstandes 
ist  also  regelmässig,  wie  vom  Gerichtshof  besonders  an  der  Schätzung  Ton 
Grundstöcken  eingebend  dargetan  wird,  der  Veranlagung  zu  Grunde  zu  legen. 
Davon  gibt  das  Gesetz  einige  besondere  Anwendungen,  die  sich  nicht  etwa, 
wie  es  nach  dem  Wortlaut  des  §  9  scheinen  kOnnte,  als  Ausnahme  von  der 
Regel  darstellen.  So  gelangen  nach  §  12  bares  Geld  deutscher  W&hrung, 
Reichskassenscheine  und  Reichsbanknoten  mit  dem  Nennwert,  richtig  Nenn- 
betrag, Wertpapiere  mit  Börsenkurs  mit  diesem  in  Ansatz;  bei  allen 
sonstigen  Kapital forderungen  ist  regelmässig  ebenso  der  Nennwert  anzu- 
setzen, sofern  nämlich  nicht  der  Verkaufswert  davon  abweicht:  so  führt  die 
Unsicherheit  einer  Forderung  zu  einem  vom  Nennbetrage  abweichenden  Ver^ 
kaufswert').  Desgleichen  sind  die  Schulden  zu  bewerten.  Von  dem  Kapital- 
wert  unverzinslicher  befristeter  Forderungen,  z.  B.  auf  spätere  Auszahlung  eines 
vor  dem  Beginn  des  Steuerjahres,  1.  April,  zugefallenen  Prämienanleihe-(Lotterie-) 
gewinnes ')  und  Schulden  werden  fUr  die  Zeit  bis  zur  Fälligkeit  4  v.  H.  Jahres- 
zinsen abgezogen.  Kurswert  haben  diejenigen  Wertpapiere,  für  die  an  einer 
deutschen  Börse  amtlich  ein  Kurs  notiert  wird ;  dieser,  sonst  der  Verkaufswert, 
zu  dem  für  die  Veranlagung  massgebenden  Zeitpunkt,  s.  unten  S.  351  ff.,  ist 
der  gemeine  Wert*).  Dabei  darf  hier  mit  der  Wahrscheinlichkeit  des  Sinkens 
der  Preise  infolge  Angebots  grösserer  Posten  so  wenig  gerechnet  werden,  wie 
beim  Ansatz  von  Bilanzposten  durch  den  buchführenden  Kaufmann^).  Den 
Verkaufswert  der  nicht  an  deutschen  Börsen  gebandelten  Papiere  werden 
ausserdeutsche  Börsen,  wenn  an  ihnen  dafür  Notierungen  stattfinden,  annähernd 
bestimmen  ').  Sonst  ist,  z.  B.  bei  Zuckerfabrikaktien  ohne  Börsenkurs  in  Deutsch- 
land, der  Erlös  massgebend,  der  im  Falle  der  Veräusserung  der  Aktien  bei  Be- 
ginn der  Veranlagungsperiode  (Schluss  des  letzten  Geschäftsjahres  des  Besitzen) 
wahrscheinlich  erzielt  werden  würde  ^).  Bei  dieser  Heranziehung  von  Kauf- 
preisen gilt  alles  das,  was  oben  S.  839  ff.  gesagt  worden :  so  lässt  der  Umstand, 
dass  ein  Verkäufer  von  Aktien  in  Vermögensverfall  geraten  war,  noch  nicht 
auf  ihre  Verschleuderung,  also  einen  nicht  normalen,  angemessenen  Preis 
schhessen ").  War  aber  jemand  zur  Zahlung  eines  ausserordentlich  hohen 
Preises  geneigt,  weil  er  andere  Gegenstände  gleichzeitig  ausserordentlich 
niedrig  erstanden  hatte,  so  fehlt  das  normale*).  Mehrere  Kaufpreise  aus 
neuester  Zeit  können  mit  ihrem  Mittel  zu  Grunde  gelegt  werden,  nicht  aber 
der  Durchschnitt  von  drei  zeitlich  etwa  4  Jahre  auseinanderliegenden  Verkäufen ; 
der  Verkaufswert  ist  zwar  immer  ein  Durchschnittswert,  aber  nur  der  gegen- 
wärtige Wert  ist  massgebend  ^°). 

1)  Y  92*,  118,  180,  160«,  282,  889  (Fenerversichemngspolice  betreffs  des  QescUfts- 
inventars);  VI  4,  ii,  60,  282,  soi;  YIII  309,  389;  Dentsche  Jnristenzeitang  Jahrg.  n  S.  887. 

2)  V  192.      8)  VIII  288.      «)  VI  27,  der  also  berechnet,  nicht  geschätzt  wird,  XI  38i. 
»)  VI  48.       6)  VI  28.       T)  VII  85,  269.       »)  VII  270;  anders  oben  8.  s«i. 

»)  VII  247.         10)  VII  246. 
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Bergwerkskaze,  die  wie  einige  andere  Beteiligungen  an  auf  Eapital- 
asseziation  beruhenden  Unternehmungen,  als  Genossenschaften,  Gesellschaften 
mit  beschränkter  Haftung,  den  Aktien  nahe  stehen,  aber  weder  Wertpapiere 
sind,  noch  Eapitalf orderungen,  auch  nicht  immer  Börsenkurs  haben,  sind,  wenn 
es  daran  fehlt,  mit  ihrem  Verkaufswert  anzusetzen,  d.  h.  nach  den  im  wirt- 
schaftlichen Verkehr  unter  gemeingewöhnlichen  Verhältnissen  für  gleichartige 
Sachen  wirklich  gezahlten,  tatsächlich  erzielten  Kaufpreisen  neuester  Zeit  und 
diese  bemessen  sich  erfahrungsgemäss  in  erster  Reihe  nach  dem  Ertrage*). 
Also  auch  hier  ist  nicht  unmittelbar,  sondern  höchstens  bei  jeglichem  Versagen 
von  Kaufpreisen  der  £rtragswert,  der  Wert  nach  dem  dauernd  zu  erzielenden 
Grubenertrage  entscheidend'};  darum  ist  die  zunehmende  Erschöpfung  des 
Bergwerks  zu  berücksichtigen ').  Dagegen  ist  das  Mittel  zwischen  einem  wirk- 
lich gezahlten  Kaufpreise  und  dem  durch  Kapitalisierung  der  jährlichen  Aus- 
beute zu  einem  gewissen  Prozentsatz  gefundenen  Werte  nicht  entscheidend^). 

Die  Geschäftsanteile  bei  Gesellschaften  m.  b.  H.  sind  regel- 
mässig sonstiges  Kapitalvermögen,  das  mit  dem  Nennwert  oder  dem  ab- 
weichenden Verkaufswert  anzusetzen  ist  *) ;  ausnahmsweise  können  sie  Teile  des 
Anlage-  und  Betriebskapitals  eines  Gewerbetreibenden  sein^).  Sie  gehören 
nicht  zu  den  Wertpapieren  ^).  Auf  die  Rentabilität  der  Gesellschaft  kommt  an 
sich  nichts  an^).  Die  Geschäftsanteile  bedeuten  die  durch  Uebemahme  der 
Stammeinlage  begründete,  sich  nach  deren  Höhe  bemessende  Beteiligung  einer 
Person  als  Gesellschafter  und  ihren  Anteil  am  gesamten  Vermögen  der  Ge- 
sellschaft*). Der  Wert  eines  solchen  Geschäftsanteils  ist  wie  bei  Aktien  je 
nach  der  finanziellen  Lage  der  Gesellschaft,  die  von  der  Rentabilität  des  Be- 
triebes wohl  zu  scheiden  ist,  sehr  verschieden^^). 

Auch  die  Geschäftsanteile  oder  Geschäftsguthaben  bei  eingetragenen 
Genossenschaften  (m.  b.  H.)  sind  ebenso  wie  Aktien  Kapitalvermögen i.  e.  S., 
wenn  nicht  ausnahmsweise  Teil  des  Anlage-  und  Betriebskapitals  des  Gewerbes 
des  Steuerpflichtigen.  Ihr  Wert  ist  daher  regelmässig  nach  dem  letzten  Ab- 
schluss  der  Genossenschaft  zu  bestimmen;  weder  der  Nennwert  noch  die  ge- 
leistete Einzahlung  sind  entscheidend^*),  sondern  lediglich  die  Höhe  des  Ge- 
schäftsguthabens. 

Bei  der  Bewertung  der  Einlage  eines  stillen  Gesellschafters  ist 
die  Höhe  dieser  zur  Zeit  des  letzten  Geschäftsabschlusses  massgebend^'). 

Ist  die  Höhe  eines  Kapitals  nicht  bekannt,  so  ist  im  Zweifel  eine  Ver- 
zinsung zu  4  V.  H.  anzunehmen*');  die  Annahme  eines  anderen  Zinsertrages 
setzt  eine  besondere  auf  bestimmte  Tatsachen  gegründete  Feststellung  voraus  *^). 

Auch  Schulden  sind  nicht  ausnahmslos  mit  dem  Nennwert  in  Ansatz  zu 


I)  VII  Ui;  VIII  407.        «)  VII  243.        »)  VII  247.         ♦)  VII  246.         »)  V  408;  VI  14S*. 
•)  VI  86.         7)  VI  92.         8)  VI  92».         »)  VI  86.         W)  VIII  398. 

II)  VI  147;  VII  863,  359;  Gewinne  und  Verlaste  der  Genossenachaften  werden  dem 
Gnthaben  der  Genossen  zu-  nnd  abgeschrieben,  die  Guthaben  wechseln  also,  f  19  des  Ge- 
nossenschaftsgesetzes,  R.G.Bl.  1898  S.  Sio ;  dagegen  bleibt  die  Stammeinlage  der  Gesell- 
schaften m.  b.  H.  von  den  Gesch&ftserfolgen  unberflhrt,  wie  das  Aktienkapital  eine  jähr- 
lich gleich  hohe  Ziffer  des  Passivnms  der  Bilanz,  fl  29,  42  Ziff.  4  des  Gesetzes,  R.G.Bl. 

1898  S.  846. 

13)  VI  148.       IS)  V  198 :  diese  Kapitalisierung  ist  also  nur  anshilfsweise  gestattet. 
W)  VIII  349. 
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bringen ;  so  bedarf  es  im  Falle  einer  Geaamtschuld,  einer  Rückgrifbfordemng, 
bei  bedingten,  rechtlich  zweifelhaften  Schulden  einer  besonderen  Bewertung*). 

Für  die  Ermittlung  des  bei  der  Erg&nznngssteuer  anzurechnenden  Kapital- 
werts gewisser  fortlaufender  Bezüge  (s.  oben  S.  331)  stellt  §  13  stets 
massgebende  Normen  auf;  doch  finden  diese  Bestimmungen  keine  Anwendung, 
wenn  es  sich  um  die  Feststellung  handelt,  welchen  Wert  die  bei  dem  Ab- 
schluss  eines  GutsÜberlassnngsTertrages  seitens  des  Erwerbers  neben  der  Bar- 
zahlung Übernommenen  Verpflichtungen  (Ausgedinge)  haben,  da  es  hierbei 
wesentlich  auf  die  persönlichen  Verhältnisse,  insbesondere  auch  die  Gesundheit 
des  Altenteilsberechtigten,  ankommt'). 

Nach  obigen  Vorschriften  ist  also  z.  B.  dem  Eapitalwert  des  Niessbranchs- 
rechts  an  einem  Grundstücke  der  Geldwert  der  1jährigen  Nutzung  zn 
Grunde  zu  legen  und  dieser  verschieden  zu  yervielfältigen,  je  nachdem  das 
Recht  von  immerwährender  oder  unbestimmter  oder  bestimmter  Daner  ist:  die 
Zinsen,  die  etwa  der  Kaufpreis  des  Grundstücks  einbringen  kOnnte,  kommen 
nicht  in  Betracht').  Die  Ansprüche  (Verpflichtungen),  die  ein  Ausgedinge  um- 
fasst,  sind  zunächst  im  einzelnen  festzustellen  und  gesondert  zu  bewerten,  be- 
vor ihre  Kapitalisierung  erfolgt^). 

Zu  den  nach  §  18  zu  kapitalisierenden  Bezügen  gehurt  auch  die  blosse 
Nutzung  an  einem  Fideikommiss ,  die  jemandem  vermacht  ist;  nicht  der  Wert 
des  Fideikommisses  selbst  ist  ihm  anzurechnen'). 

Bei  der  Bewertung  noch  nicht  fälliger  Ansprüche  ausLebens- 
u.  8.  w.  Versicherungen,  §  15,  macht  es  keinen  Unterschied,  ob  die  Ver- 
sicherung auf  das  Leben  des  Versicherungsnehmers  oder  einer  anderen  Person 
gestellt,  ob  sie  zu  Gunsten  einer  dritten  Person,  also  z.  B.  eines  Gläubigers, 
geschlossen  ist  oder  nicht;  die  Anrechnung  des  Werts  findet  bei  denjenigen 
Steuerpflichtigen  statt,  dem  nach  Massgabe  des  Versicherungsvertrages  das  Ver- 
fügungsrecht über  die  Police  zusteht,  das  aber  nicht  mit  dem  tatsächlichen 
Besitz  der  Urkunde  identisch  ist;  es  entscheidet  vielmehr  die  rechtliche  Be- 
fugnis, hinsichtlich  des  verbrieften  Anspruchs  wirksame  Dispositionen  zu  treffen^). 
Im  §  16,  der  von  der  Bewertung  bedingter  und  betagter  Rechte  und 
Pflichten  handelt,  von  Kapitalforderungen  und  Schulden^),  beziehen  sieb 
nur  die  ersten  drei  Absätze  auch  auf  Schulden  und  Lasten,  —  aufschiebende 
Bedingung  hindert  Wertansatz,  auflösende  nicht  — ,  der  vierte,  betr.  Un- 
beitreiblichkeit,  dagegen  nur  auf  Forderungen,  so  dass  der  vermögenslose 
Schuldner  seine  Schuld  voll  absetzen  kann^).  Jene  drei  Absätze  handeln  nur 
von  Rechten  und  Pflichten,  deren  Existenz  von  einer  (noch  nicht  eingetretenen) 
Bedingung  oder  von  dem  Eintritt  eines  nur  dem  Zeitpunkt  nach  noch  Un- 
gewissen Ereignisses  abhängt').  Danach  kommt  der  Umstand,  dass  das  Mit- 
eigentum erbender  Kinder  mit  dem  künftigen  Aufhören  des  Niessbrauchs  ihrer 
Mutter  sein  Ende  erreicht,  bei  Bewertung  der  Miteigentumsanteile  der  Kinder 
nicht  in  Betracht^**);    die  Verpflichtung,   eine  Witwe  im  Falle  ihrer  Wieder- 


I)  VII 284.    2)  YII 276 ;  s.  oben  S.  331 .  Die  irrtümliche  Versteaerang  des  ganzen  Kapital« 
hindert  nicht  die  sonst  zulässige  Besteuerung  des  kapitalisierten  Rentenrechts,  XI  30i. 

3)  X  360.         *)  IX  362.         6)  VIII  299;  8.  Oben  S.  826.         «)  VII  201.         T)  V  635». 

>)  VII  286.       »)  Yill  341 :  ein  Amortisationsguthaben  bei  der  Landschaft  gehört 
dazu  nicht.       lO)  y  884. 
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Verheiratung  abzufinden  (aufschiebende  Bedingung),  bei  ihrem  Tode  gewisse 
Zahlungen  an  Dritte  zu  leisten  (aufschiebender  Termin),  ist  einstweilen  nicht 
zu  bewerten  ^) ;  so  ist  bis  zum  Eintritt  des  Nacherbfalls  der  Yorerbe  mit  seinem 
auflösend  bedingten  oder  mit  Endtermin  versehenen  Recht  als  Erbe  und  Eigen- 
tümer, nicht  als  blosser  Niessbrancher  zu  betrachten,  während  etwa  der  Nach- 
erbe schon  Substanzerbe  wäre'). 

Der  Rechtsbestand  einer  Forderung  ist  selbstverständliche  Voraussetzung 
der  Rechnung  mit  ihr,  diese  also  nicht  mehr  möglich,  wenn  die  Forderung 
untergegangen  ist;  das  gleiche  trifft  aber  auch  zu,  wenn  die  rechtlich  weiter 
bestehende  Forderung  unbeitreiblich  geworden  ist*}.  Unbeitreiblichkeit  einer 
Forderung  liegt  aber  nicht  erst  nach  fruchtloser  Vollstreckung  vor,  sondern 
schon  dann,  wenn  nach  Lage  der  Umstände  das  Beitreibungsverfahren  im  Falle 
eines  Versuchs  voraussichtlich  ohne  Erfolg  sein  würde;  alsdann  gilt  die  For- 
derung selbst  im  Rechtsverkehr,  wirtschaftlich  als  verloren,  als  wertlos,  und 
darf  somit  bei  Feststellung  des  steuerbaren  Vermögens  nicht  angerechnet 
werden^).  Der  landschaftliche  Amortisationsfonds  ist  nicht  eine  zur  Zeit  un- 
beitreibliche  Forderung*). 

e)  Der  für  Bestand  und  Bewertung  massgebende  Zeitpunkt. 

Fuisting  S.  55,  84. 
Ist  allein  die  Ermittlung  des  individuellen  Werts  eines  steuerbaren  Gegen- 
standes Ziel  seiner  Schätzung,  so  kann  auch  nur  der  Gegenwartswert  des 
gegenwärtigen  Bestandes  entscheidend  sein:  weder  kommt  der  irgend  einer 
Vergangenheit  in  Betracht,  weshalb  in  ihr  liegende  eigene  oder  fremde 
Kaufpreise  mit  Rücksicht  auf  die  inzwischen  verflossene  Zeit  einer  Prüfung 
daraufhin  unterzogen  werden  müssen,  ob  ein  Zuschlag  oder  Abschlag  statt- 
zufinden hat,  s.  oben  S.  342,  weshalb  Taxen  aller  Art  nur  mit  grosser  Vorsicht 
benutzbar  sind,  s.  oben  S.  347;  noch  ist  ein  Zukunftswert  massgebend,  wes- 
halb ein  Kaufpreis  der  Zukunft  auf  den  Gegenwartswert  zurückzuführen  ist, 
s.  oben  S.  342,  weshalb  ferner  eine  Höherbewertung  wegen  zukünftiger  ge- 
winnreicherer Verwendung  nur  insoweit  gestattet  ist,  als  schon  in  der  Gegen- 
wart darum  eine  Steigerung  der  Kaufpreise  im  wirtschaftlichen  Verkehr  zum 
Ausdruck  gelangt;  es  ist  das  die  Kehrseite  und  Einschränkung  der  Vorschrift, 
dass  die  gegenwärtigs  Benutzung  den  Ausschlag  gibt.  So  ist  Bauland  nicht 
na^  der  Wertsumme  der  in  ihm  enthaltenen  einzelnen  Bauplätze  zu  messen 
(s.  oben  S.  343),  umgekehrt  Ackerland  und  Garten  aber,  die  nach  Lage  und 
Beschaffenheit  Bauland  sind,  auch  als  solches  zu  schätzen.  So  berechtigt  die 
blosse  Möglichkeit  zukünftiger  gewinnreicher  Ausbeutung  eines  Mineralien  ent- 
haltenden Grundstücks  noch  nicht  zu  höherer  Bewertung  darum  ^). 

Genauer  ist  die  Gegenwart,  deren  wirtschaftliche  Einheit^),  deren  Wert  allein 
entscheidet,  dahin  zu  bestimmen,  dass  regelmässig  die  Zeit  der  Veranlagung^) 
der  feste  Punkt  ist,  d.  h.  die  Zeit  der  ordentlichen,  vor  dem  Beginn  der  Steuer- 


1)  V  885. 

3)  V  226. 

>)  Deutsche  Jnristenzeitimg  Jahrg.  III  S.  23;  H.G.B.  f  io  Abs.  2. 

4)  V  1»2;  \l  305.         5)  VIII  340.         «)  V  96,  161.         7)  VI  161,         8)  V  161. 
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Periode,  I.April,  liegenden  Steuerfestfletaniig;  insbesondere  entscheidet  sie  aach 
bei  dem  Geldwert  der  1jährigen  Nutzung  eines  Rentenrechts  (§  13) '). 

Ist  eine  Vermögensanzeige  abgegeben,  was  jedem  freisteht,  so  kann 
der  Steuerpflichtige  für  seine  Bewertung  nur  ihren  Zeitpunkt  zu  Grunde  legen ; 
ist  dann  zur  Zeit  der  Veranlagung  der  Wert  ein  anderer  geworden,  insbeson- 
dere gestiegen,  so  darf  von  der  VermGgensanzeige  nicht  ohne  zuvorige  Be- 
anstandung abgewichen  werden.  Dieser  Zeitpunkt  der  einzelnen  Vermögens- 
anzeige,  der  einzelnen  Veranlagung,  ist  aber  stets  nur  gewissermassen  eine 
vorläufige  Bestimmung,  da  die  Bewertung  nach  einem  späteren  nicht  wohl 
angängig  ist;  grundsätzlich  entscheidet  der  Bestand,  z.  B.  von  Forderungen 
und  von  Schulden'),  und  der  Wert  bei  Beginn  der  Steuerperiode,  für  die  die 
Veranlagung  erfolgt*),  selbst  also  wenn  eine  Vermögensanzeige  abgegeben  ist^). 
Steuerpflichtiger  und  Steuerbehörde  können  die  Veranlagung,  d.  h.  ihr  Ergeb- 
nis, den  Steuersatz,  mit  den  ordentlichen  Rechtsmitteln  im  Falle  der  Bestands- 
oder Wertsänderung  in  der  Zwischenzeit  anfechten  *).  So  entscheidet  insbesondere 
der  Beginn  der  Steuerperiode  allein,  wenn  die  Veranlagung,  Vermögensanseige, 
zu  irgend  einem  Zeitpunkt  später  erfolgt ;  wenn  die  Steuerpflicht  erst  im  Laufe 
einer  ordentlichen  Periode  für  den  Rest  eintritt,  ist  sonach  der  Beginn  der 
Steuerpflicht  entscheidend.  Alles  was  zwischen  Beginn  der  Steuerperiode  oder 
der  Steuerpflicht,  und  der  verspäteten  Veranlagung  eingetreten  ist,  muss  f&r 
die  Veranlagung  ausscheiden,  sofern  es  nicht  zu  jenem  Zeitpunkt  bereits  rech- 
nungsmässig  feststand. 

Die  einzige  Ausnahme  von  der  Massgeblichkeit  des  Beginns  der  Steuer- 
periode verordnet  §  10  ^) :  Machen  nämlich  Landwirtschaft-  und  Grewerbeireibende 
regelmässige  jährliche  Abschlüsse,  so  kann  mit  ihrem  Einverständnis ^  der 
letzte  Stand  des  gesamten  Vermögens,  nicht  z.  B.  nur  des  Handelsvermögens  % 
der  Bewertung  zu  Grunde  gelegt  werden;  vorausgesetzt  ist  dabei  allgemein 
nur  ein  Gewerbebetrieb,  kein  kaufmännischer  Betrieb*).  Im  übrigen  ist  die 
Bestimmung  strikte  auszulegen'®). 

Das  letzte  Wirtschafts-  oder  Rechnung^ahr,  dessen  Schlnss  entBcheidet 
sowohl  was  die  Frage  nach  dem  Bestände,  als  nach  den  wirtschaftlichen  Ein- 
heiten, als  nach  dem  Werte  anlangt,  ist  dasjenige,  das  bei  Abgabe  der  Yer- 
mögensanzeige  feststand '').  Somit  wird  die  Anwendung  des  §  10  durch  eine 
Vermögensmehrung  seit  dem  Schlüsse  des  letzten  Wirtschaftsjahres  an  sich 
nicht  beeinträchtigt'^.  Anders  ist  es  mit  einer  Mehrung,  die  auch  im  Laufe 
einer  Steuerperiode  zu  einer  Aenderung  der  Veranlagung  führt,  z.  B.  mit  einem 
Erbfall;  er  ist  selbstverständlich  zu  berücksichtigen"). 

f)  ErmäBsignng  der  StenertarifsätsBe,  §§  17,  19. 

Fuisting  S.  96,  104. 
Auch  die  nur  beschränkt  Steuerpflichtigen  sind  von  der  Ergänzungssteaer 
befreit,  wenn   ihr  steuerbares  Vermögen  den  Gesamtwert  von  6000  M.   nicht 

1)  YIII  299.        3)  Deutsche  Jaristenzeiinng  Jahrg.  lY  S.  899. 

3)  VI  12;  YII  269;  YIII  232,  346:  seit  dem  Yergleiohskanf^reise  bis  zum  Beginne  der 
Steuerperiode  eingetretene  werterhöhende  oder  -mindernde  ümst&nde. 

♦)  X  368:  Vereinigte  Steuersenate.       8)  YII  86.       e)  vil  86,  26».       i)  YH  se«. 

8)  VII  268;  IX  368.        »)  YII  257.        W)  Vn  86.        H)  IX  366.        ")  YII  86.       «)   YU  9t 
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übersteigt,  oder  zweitens,  wenn  sie  wegen  eines  900  M.  nicht  übersteigenden 
Einkommens  steuerfrei  zu  veranlagen  sind,  falls  zugleich  das  steuerbare 
Vermögen  den  Gesamtwert  von  20,000  M.  nicht  übersteigt^). 

Eine  nur  auf  Grund  des  §  19  des  Einkommensteuergesetzes  dem  un- 
beschränkt Steuerpflichtigen  gewährte  blosse  Ermässigung  des  Steuersatzes 
kommt  also  bei  Anwendung  des  zweiten  Falles,  §  17  Ziff.  2,  nicht  in  Betracht') 
Anders  bei  der  Vorschrift  des  §  19  Abs.  1 ;  wer  nach  §  19  des  Einkommen- 
steuergesetzes freigestellt  ist  und  ein  Vermögen  von  mehr  als  6000 — 20,000  M. 
hat,  muss  3  M.  Ergänzungssteuer  zahlen^). 

Die  Bestimmung  des  §  19,  dass  im  Falle  der  Ermässigung  der  Ein- 
kommensteuer nach  §  19  des  Gesetzes  Über  diese  auch  die  Ergänzungssteuer 
ermässigt  werden  kann,  setzt  unbedingt  und  ausnahmslos  jene  Ermässigung 
voraus;  kann  sie  nicht  stattfinden,  weil  eine  Freistellung  des  Pflichtigen  von 
der  Einkommensteuer  schon  ohne  Anwendung  des  §  19  erfolgen  musste,  so  ist 
auch  eine  Ermässigung  des  Ergänzungssteuersatzes  unzulässig^).  Dagegen  ist 
es  gleichgültig,  in  welchem  Umfange  bei  der  Einkommenbesteuerung  eine  Er- 
mässig^ung  bewilligt  worden  ^) ;  es  braucht  also  nicht  erst  die  höchste  Ermässigung 
hier  bewilligt  zu  werden,  bevor  eine  Ermässigung  auch  der  Ergänzungssteuer 
platzgreift. 

Die  Vorschriften  des  §  19  sind  auch  bei  der  Nach  Veranlagung  gemäss 
§  38  wegen  Erbschaft  u.  s.  w.  anwendbar^). 

Wird  bei  der  mehrjährigen  Ergänzungssteuerveranlagung,  s.  oben  S.  316, 
der  Steuersatz  mit  Rücksicht  auf  die  Höhe  des  Einkommens  oder  der  Ein- 
kommensteuer bestimmt  und  werden  diese  in  einem  folgenden  Jahre  der  Er- 
gänzungssteuerperiode geändert,  so  muss  der  Ergänzungssteuersatz  mit  geändert 
werden;  als  endgültig  festgestellt  ist  dabei  nur  die  untere  Grenze  der  dem 
ersten  Ergänzungssteuersatz  entsprechenden  Vermögenssteuerstufe  anzusehen  ^). 


3.  Die  Veranlagung,  §§  20  ff. 

Fuisting  S.  105. 

Der  Ort  der  Einkommensteuerveranlagung  bestimmt  auch  den  der  Ver- 
anlagung zur  Ergänzungssteuer.  War  jemand  bisher  nur  vom  Besitze  eines 
preussischen  Grundstückes,  also  als  beschränkt  steuerpflichtig  veranlagt  und 
fällt  ihm  durch  Erbschaft  ein  weiteres  Gnmdstück  in  einem  anderen  Veran- 
lagungsbezirk zu,  so  ist  auch  die  wegen  Ablauf  des  Steuerjahrs  des  Todes  nur 
nach  §  80  des  Einkommensteuergesetzes,  §  46  des  Ergänzungssteuergesetzes, 
wie  bei  sonstiger  zu  niedriger  Veranlagung,  vorzunehmende  Nachveranlagung 
für  den  Rest  des  ersteren  Jahres  lediglich  von  dem  Kommissar  der  ordentlichen 
Veranlagung  vorzunehmen  % 

Das  Wahlrecht  bezüglich  des  Veranlagungsorts  bei  mehrfachem  Wohn- 
sitz muss  vor  der  Veranlagung  ausgeübt  werden®). 


l)  VII  176.         2)   VII  179. 

3)  VI  96:  denn  nach  §  19  Abs.  1  entscheidet  der  veranlagte  Einkommensteuersatz, 
nicht,  wie  im  f  17  Ziff.  2  das  veranlagte  Einkommen,  über  die  Erm&ssignng  des  Erg&nznngs- 
stenersatzes.       ♦)  VI  94.      S)  VIII  350.       fl)  VII  164.       t)  VIII  290.       8)  ix  870.      »)  V  127 
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Die  bei  der  Einkommenbesteuerang  vorgescbriebene  Tätigkeit  der  Vor- 
eiBBch&tzangskommission  wird  bei  der  Ergänzangssteuer  durch  den  Schätzungs- 
aasschuss  ersetzt,  der,  soweit  es  sich  um  Grundbesitz  handelt,  wiederum  auf 
den  BewertungsTorschlägen  des  Katasterkontrolleurs  fusst  (s.  oben  S.  345) ;  Ab- 
weichungen in  der  Schätzung  dieses  und  des  Ausschusses  sind  ausf&hrlich  za 
begründen;  es  ist  nicht  angängig,  daas  die  Veranlagungskommission,  die  Be- 
ruf ung^kommission,  ohne  weiteres  dem  Gutachten  des  Ausschusses  folgt;  sie 
müssen  eine  wirkliche  selbständige  Schätzung  yomehmen  und  das  können  ade 
nicht  ohne  Kenntnis  der  Unterlagen,  Voraussetzungen  und  Gründe  der  Be- 
wertung; also  besonders  der  Abweichungen  vom  Gutachten  des  Katasterkon- 
trolleurs; diese  müssen  auch  aus  den  Akten  ersichtlich  sein'). 

Die  Mitwirkung  des  Pflichtigen  bei  der  Ermittlung  von  umfang 
und  Wert  seines  steuerbaren  Vermögens  ist  im  Veranlagungsverfahren,  also 
insbesondere  in  Gestalt  der  Abgabe  einer  Vermögensanzeige,  wie  im  BerufongB- 
verfahren  lediglich  freiwillig;  er  kann  zu  keinen  Gesamt-  oder  Einzelangaben 
durch  Androhung  rechtsnachteiliger  Folgen  gezwungen  werden,  macht  sich  aber 
durch  unrichtige  oder  unvollständige  Angaben  strafbar*).  Dadurch  wird  frei- 
lich nicht  die  Verbindlichkeit  des  Steuerpflichtigen  berührt,  seinerseits  diejenigen 
Tatsachen  und  rechtlichen  Einwendungen  (Einreden)  vorzubringen  und  auf  Er- 
fordern nachzuweisen,  welche  die  an  sich  zutreffende  Steuerfestsetzung  aus  be- 
sonderen Gründen  zu  beseitigen  oder  zu  vermindern  geeignet,  aber  den  Behörden 
unbekannt  geblieben  sind*).  Alle  Angaben  des  Pflichtigen  haben,  weil  unter 
der  Straf bestimmung  des  §  48  stehend,  die  Vermutung  der  Richtigkeit  für 
sich^).  Grundsätzlich  haben  die  Behörden  alle  Ermittlungen  betr.  die  znr 
Steuerfestsetzung  erforderlichen  Tatsachen,  z.  B.  ob  für  ein  Wertpapier  ein 
Börsenkurs  besteht'),  sowie  die  Bewertung  der  einzelnen  Vermögensbestand- 
teile*) insbesondere  im  Wege  der  Schätzung  von  Amts  wegen  vorzunehmen; 
darum  besteht  namentlich  auch  das  Fragerecht  gegenüber  dem  Pflichtigen,  das 
zugleich  zur  Pflicht  wird^).  Entzieht  er  sich  durch  Nichtbeantwortung  der 
gestellten  Fragen  der  Mitwirkung  bei  den  amtlichen  Ermittlungen,  so  mag  das 
diese  erschweren,  kann  aber  nicht  von  ihnen  entbinden").  Um  also  z.  B.  mit 
einem  Kapitalvermögen  rechnen  zu  können,  müssen,  wenn  der  Pflichtige  sein 
Vorhandensein  nicht  zugegeben  hat,  bestimmte  Tatsachen  dafür  ermittelt  sein-). 

Die  Frist  zur  Einreichung  einer  etwaigen  Vermögensanzeige  ist  die 
durch  öffentliche  Bekanntmachung  für  die  Steuererklärungen  der  bisher  schon 
von  mehr  als  3000  M.  Einkommen  Veranlagten  vorgeschriebene,  also  unab- 
hängig von  der  besonderen  Frist  zur  Abgabe  von  Steuererklärungen^®). 

Diejenigen,  an  die  eine  besondere  Aufforderung  zur  Steuererklärung  er- 
geht, können  ihre  Vermögensanzeige  aber  auch  in  dieser  besonderen  Fribt 
abgeben. 

Die  Veranlagung  ist  kein  Rechtsstreit  zwischen  zwei  Parteien,  wie 
das  Verwaltungsstreitverfahren;  die  Veranlagungskommission  und  ihr  Vor- 
sitzender haben  vielmehr  auch  zu  Gunsten  des  Steuerpflichtigen  zu  fungieren  ^\)- 


»)  IX  371.         3)  V  100;  VI  72.  3)  VI  80.         4)  VIII  827. 

ü)  VI  27.         •)  VII  259.         7)  VI  79.         »)  VII  269. 
9)  X  49.  10)  IX  367.         IJ)  VII  308. 
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4.  Die  Rechtsmittel,  §§  88  ff. 

Fuisting  S.  118. 

Die  Berufung  ist  lediglich  gegen  das  Ergebnis  der  Veranlagung 
zulässig,  d.  h.  gegen  den  veranlagten  Steuersatz,  und  wenn  die  Veranlagung 
von  einer  sachlich  nicht  zuständigen  Steuerbehörde  vorgenommen  ist^).  Das 
Rechtsmittel  ist  also  nicht  gegen  eine  den  Steuersatz  unberührt  lassende  zu 
hohe  (niedrige)  Bewertung,  nicht  ausschliesslich  gegen  die  Begründung  einer 
sachlich  richtigen  Steuerfestsetzung  gegeben');  und  wenn  das  dem  Steuersatz 
entsprechende  Vermögen  nicht  angefochten  werden  kann,  ist  ein  Rechtsmittel 
ausgeschlossen '). 

Eine  mit  den  Rechtsmitteln  angreifbare  Veranlagung  ist  auch  die  bei 
dem  Ueberg^g  aus  der  unbeschränkten  in  die  beschränkte  Steuerpflicht  zu- 
gelassene blosse  Absetzung  des  jetzt  steuerfreien  Teils  und  Bestimmung  der 
ganz  neuen  selbständigen  Steuerpflicht  danach^). 

Den  veranlagten  Steuersatz  darf  die  Berufungskommission  in  ihrer 
Entscheidung  auf. das  gegen  eine  zu  hohe  Veranlagung  eingelegte  Rechtsmittel 
keinenfalls  überschreiten.  Das  Verbot  der  reformatio  in  pejus  hindert  dagegen 
nicht,  innerhalb  des  veranlagten  Steuersatzes  mit  der  Vermögensbewertung 
höher  zu  gehen  ^);  ja,  es  muss  in  jedem  Falle  ohne  Rücksicht  auf  die  dadurch 
begründete  Steuerstufe  das  Vermögen  in  der  richtigen  Höhe  festgestellt  werden "). 
So  wird  die  Veranlagung  rechtskräftig,  endgültig,  auch  nur  rücksichtlich 
des  veranlagten  Steuersatzes;  es  darf  daher  ihm  gegenüber  nur  mit  dem  Vor- 
handensein eines  die  untere  Grenze  der  entsprechenden  Steuerstufe  nur  eben 
überschreitenden  Vermögens  gerechnet  werden,  so  bei  Mehrung  des  Vermögens 
durch  Erbschaft  u.  s.  w.^.  War  fQr  eine  mehrjährige  Periode  ein  Ergänzungs- 
steuersatz  von  7  (4)  M.  bei  einem  angenommenen  Vermögen  bis  28,000  (14,000)  M. 
▼eranlagt,  wegen  der  Abhängigkeit  von  dem  Einkommensteuersatze,  9  (6)  M., 
§  19,  und  ist  letzterer  Satz  für  ein  folgendes  Jahr  der  Periode  erhöht  worden, 
damit  aber  auch  der  Ergänzungssteuersatz "),  so  hat  der  Steuerpflichtige  gegen 
letztere  Erhöhung  das  Berufangsrecht,  indem  ihm  gegenüber  nur  ein  Vermögen 
von  mehr  als  14,000—16,000  (8—10,000)  M.  feststeht,  7  (4)  M.  Steuer,  aber 
nicht  darüber').  Das  muss  gelten,  auch  wenn  dem  Pflichtigen  das  angenommene 
Vermögen  mitgeteilt  ist,  ja  selbst  wenn  er  es  deklariert  hätte  ^^) ;  denn  er  hatte 
dort  keinen  Anlass,  hier  kein  Recht,  Berufung  einzulegen,  sofern  er  nur  ein 
Vermögen  in  obigen  Grenzen  anerkannte.    Im  Falle  einer  höheren  Deklaration 


J)  VII  84:  statt  der  Kommission  hatte  ihr  Vorsitzender  die  Veranlagung  bewirkt 
in  einem  Falle,  in  dem  ihm  ein  solches  Recht  nicht  zustand. 

2)  VII  171.         »)  X  379.         *)  X  374.         5)  VII  878.         •)  VIII  307,  347.         »)  VIII  289. 

>)  Mit  Herabsetzung  der  Einkommensteuer  ist  die  Ergftnzungssteuer  ebenfalls  her- 
unterzusetzen. War  Jedoch  jene  auf  12  M.,  diese  bei  geschätzten  16,100  M.  auf  8,40  M.  be- 
stimmt und  muss  im  folgenden  Jahre  Freistellung  von  ersterer  erfolgen,  wird  aber  gleich- 
zeitig ein  Vermögen  von  mehr  als  20,000  M.  festgestellt,  so  kann  nicht  auch  Freistellung 
von  der  Ergänzungssteuer  eintreten,  sondern  nur  Herabsetzung  auf  3  M.,  8  19. 

9)  VIII  290;  X  381. 

i<0  Eine  Veranlagung  der  Vermögensanzeige  gemäss  schliesst  das  Berafungsrecht 
nicht  aus,  VI  262,  wie  dem  An3atz  in  einer  kauftnännischen  Bilanz  der  Nachweis  eines  ge- 
ringeren Werts  nicht  entgegensteht,  VI  4«. 
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wird  nur  an  den  Nachweis  geringeren  Vermögens  ein  strengerer  Masaatab  zu 
legen  sein.  Diese  Anfechtung  für  ein  sp&teres  Jahr  ist  ausgeschlossen,  wenn 
schon  mehr  als  82,000  M.  Vermögen  endgültig  feststehen'). 

Das  Berofungsrecht  hier  ist  unabhängig  von  dem  Fortbestande  desjenigen 
bezüglich  der  Einkommensteuer ;  ist  also  z.B.  das  Eapitaleinkommen  endgültig 
zu  hoch  festgestellt,  so  kann  gleichwohl  die  danach  bemessene  Vermögenshöhe 
mit  Erfolg  angefochten  werden,  wenn  n&mlich  die  Schätzung  des  Einkommens 
selbst  auf  Rechtsirrtum  oder  wesentlichem  Mangel  des  Verfahrens  beruht-). 

Nach  eingelegter  Berufung  hat  die  Berufungskommission  in  selbständiger 
Nachprüfung  des  Veranlagungsergebnisses')  von  Amts  wegen  den  Sachverhalt 
aufzuklären,  der  die  Stenerf orderung  des  Staates  einerseits,  die  Steuerschuld 
des  Pflichtigen  anderseits  begründet^).  Ist  dieser  mit  einer  Bewertung  einver- 
standen, so  ist  das  entscheidend  ^) ;  sonst  hat  die  Kommission  bei  Grundstücken 
unter  Benutzung  der  amtlichen  Eaufpreissammlung  (s.  oben  S.  845)  nach  ge- 
eigneten Kaufpreisen  zu  forschen^)  oder  Auskunftspersonen,  zur  Not  eidlich, 
über  gezahlte  Kaufpreise  vernehmen  zu  lassen^).  Desgleichen  müssen  Sach- 
verständige gehört  werden,  wenn  die  Kommission  nicht  aus  eigener  Kennüiis 
schätzen  kann^);  denn  die  selbständige  Bewertung  ist  ohne  eigene  Kenntnis 
oder  die  Beschaffung  von  Unterlagen  unmöglich^).  Ueberhaupt  hat  die  Kom- 
mission zur  Erfüllung  ihrer  Zwecke  den  Steuerpflichtigen,  anderen  Personen 
und  Behörden  gegenüber  ein  ausgedehntes  Fragerecht,  das  zur  Pflicht  wird, 
wenn  ohne  seine  Ausübung  die  Steuerfestsetzung  nicht  in  gehöriger  Weise  er- 
folgen kann,  also  bei  Abweichung  von  der  Vermögensanzeige,  wenn  der  wesent- 
liche Tatbestand  streitig,  zweifelhaft,  auf  andere  dem  Gesetz  entsprechende 
Weise  nicht  aufzuklären  ist'^). 

Die  Kommission  hat  diese  ihr  gesetzlich  übertragene  Tätigkeit  nicht 
allein  zum  Besten  des  Steuerberechtigten  auszuüben,  sondern  auch  zu  Gunsten 
des  Pflichtigen '').  Ihre  Selbständigkeit  fordert  es,  dass  sie  nicht  ohne  weiteres 
etwa  ein  in  einer  Gemeindesteuersache  abgegebenes  gerichtliches  Gutachten, 
dem  der  Bezirksausschuss  und  das  Oberverwaltungsgericht  gefolgt  sind,  zu  dem 
ihrigen  macht  **),  dass  sie  sich  nicht  auf  die  Autorität  der  unteren  Organe  mit 
ihrer  Bewertung  von  Grundstücken  nach  Einheitssätzen,  ohne  eigene  Prüfung 
und  ohne  Angabe  der  für  sie  selbst  massgebenden  Gründe  stützt"),  da»  sie 
eine  Erklärung  des  Schätzungsausschusses  über  seine  Vorschläge,  ein  neues 
Gutachten  von  ihm  oder  von  einem  seiner  Mitglieder  nachprüft^*).  Anderseits, 
wenn  diese  Selbständigkeit  eine  Minderschätzung  des  Gemeindevorstandes  auch 
nicht  bindend  sein  lässt,  darf  über  sie  doch  nicht  stillschweigend  hinweg- 
gegangen werden  ^^). 

Die  Erörterungen  haben  mit  der  etwaigen  Vermögensanzeige  zu  be- 
ginnen ;  Abweichungen  der  Beruf ungsschrift  von  ihr  bedürfen  der  Aufklärung  ^*). 
Von  Amts  wegen,  mindestens  auf  Verlangen  sind  dem  Steuerpflichtigen  dann 

1)  X  378. 

2)  IX  360. 

»)  VI  64,  60. 

*)  Yil  308,  312;  Deutsche  Juristenzeitung  Jahrg.  II  S.  i6i. 

B)  VIII  324.         6)  VIII  338.         ')  VII  269.         «)  VII  387.         •)  VI  «96.         W)  V  102. 
»)  VII  308.       13)  Ebenda.       »3)  67,  60,  175,  237.        M)  V  138.        »)  V  149.         »)  VI  i.'i. 
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die  Unterlagen  der  Bewertung  mitzuteilen  und  zu  erläutern  ^),  zur  Vorbringung 
von  Einredetatsachen,  zur  Möglichkeit  des  Bestreitens ^) ,  zur  Gegenäusserung 
und  seinerseitigen  Angabe  Ton  Vergleichsgegenständen');  und  zwar  muss  das 
so  zeitig  geschehen,  dass  er  vor  der  Entscheidung  seine  hierauf  bezüglichen 
Einwendungen  und  Angriffe  vorbringen  kann^).  So  bedürfen  der  Mitteilung 
insbesondere  die  angenommenen  wirtschaftlichen  Einheiten,  bei  Grundbesitz  der 
Schätzungsbogen  mit  seinen  Angaben  über  Reinertrag,  Grösse  und  Nutzungs- 
wert; die  von  Amts  wegen  zur  Vergleichung  ermittelten  Grundstücke  und  ihre 
Kaufpreise,  sowie  der  angewendete  Einheitssatz  aus  ihnen  mit  allen  für  das 
Ergebnis  der  Bewertung  einer  wirtschaftlichen  Einheit  von  Grundstüi^en 
massgebenden  umständen  ^) ;  die  für  Annahme  des  Einheitssatzes  massgebenden 
normalen  Kaufpreise  anderer  Häuser  und  Grundstücke  in  ähnlicher  Lage  und 
Beschaffenheit.  Bei  einem  nur  teilweise  dem  Gewerbe  des  Pflichtigen  dienenden 
Grundstück  müssen  ihm  die  Unterlagen  für  die  Bewertung  des  ganzen  und  für 
die  Zerlegung  des  Werts  bekannt  gegeben  werden^). 

Sind  aber  Vergleichsgegenstände  nicht  vorhanden  oder  nicht  zu  ermitteln, 
was  aktenkundig  zu  machen  ist^),  muss  also  auf  den  Schätzungsbogen  zurück- 
gegriffen werden  (s.  oben  S.  845,  846),  so  ist  dem  Pflichtigen  mitzuteilen,  für 
welche  Art  von  Grundstücken  nach  Reinertrag,  Fläche  und  Nutzungswert  der 
Einheitssatz  ermittelt  ist,  damit  er  Gelegenheit  zur  Prüfung  auch  nach  dieser 
Richtung  hat^);  wenn  jener  Satz  durch  Zuschläge  erhöht  wird,  müssen  die 
Unterlagen  auch  hierfür  bekannt  gegeben  werden'). 

Demnächst  ist  mit  dem  Pflichtigen  über  alles  dies,  auch  über  Ver- 
schiedenheiten zwischen  den  Vergleichsgegenständen  und  dem  zu  bewertenden 
Besitz  *<'),  sowie  Über  die  von  ihm  anzugebenden  oder  sonst  zu  ermittelnden 
Bewertungsunterlagen  zu  verhandeln.  Erscheint  er  auf  Ladung  zur  münd- 
lichen Verhandlung  nicht,  so  ist  an  ihn  die  schriftliche  Aufforderung  zu  richten, 
die  wirtschaftlichen  Einheiten  seines  steuerbaren  Vermögens  anzugeben  und 
zu  bewerten;  zweckmässig  ist  es  dabei,  schon  in  der  Ladung  anzugeben,  über 
welche  Einheiten  er  sich  zu  erklären  hat*').  Macht  er  Vergleichsgegenstände 
namhaft,  die  als  ungeeignet  befunden  werden,  so  ist  ihm  das  mit  Gründen 
mitzuteilen  *^). 

Durch  Nichtabgabe  einer  Vermögensanzeige  geht  er  dieser  Rechte  nicht 
verlustig;  die  Wirkungen  einer  Berufung  sind  in  beiden  Fällen  dieselben"). 

Der  Steuerpflichtige  muss  eben  in  den  Stand  gesetzt  werden,  im  Be- 
rufungsverfahren Irrtümer,  irrige  Voraussetzungen  zu  berichtigen  und  sich  in 
Bezug  auf  die  ihm  bisher  unbekannt  gebliebenen  tatsächlichen  und  rechtlichen 
Unterlagen  der  Steuerfestsetzung  zu  erklären,  auch  selbständige  Einreden  vor- 
zubringen ").  Nichtanhörung  des  Pflichtigen  über  die  Unterlagen  der  Bewertung 


1)  V  109,  160.  Die  lediglich  zum  Schutze  des  Pflichtigen  erlassene  Vorschrift  Über 
Geheimhaltung  des  Stenermaterials  darf  also  nicht  zu  seinem  Nachteile  verwertet  werden, 
indem  ihm  diese  Mitteilung  verweigert  wird,  gemäss  1.  6.  C.  de  legibus  l,  14:  Quod 
favore  qnorundam  constitutum  est,  quibusdam  casibus  ad  laesionem  eorum  nolumus  in- 
ventum  videri. 

»)  V  102.       3)  VIT  276.       <)  VI  64.      5)  VI  54 ;  Deutsche  Juristenzeitung  Jahrg.  II  S.  407. 

»)  VI  237.         T)  VII  128;  VIII  388.         »)  VII  277;  VIII  318,  820.         »)  VIII  819. 

10)  VIII  319.  II)  S.  VIII  321.  1»)  VII  128.         >3)  V  79,  102.  ")  V  79;  VI  79. 
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wtkre  unzalässige  Beschränkung  in  der  Verteidigung^).  So  ist  auch  der  Eigen- 
preis nur  massgebend  nach  Verhandlung  mit  dem  Steuerpflichtigen  darüber, 
ob  er  normal  war,  ob  seitdem  Veränderungen  im  Werte  nach  allgemeinen  Er- 
fahrungen, oder  infolge  spezieller  Verbesserungen  (Verschlechterungen)  statt- 
gefunden haben ').  Ebenso  sind  die  ßestandteüe  eines  Pächterinyentars  in  Ver- 
handlung mit  dem  Steuerpflichtigen  festzustellen,  bevor  an  die  Bewertung, 
etwa  nach  Normalsätzeo ,  s.  oben  S.  346,  gegangen  wird').  Seine  bestimmten 
speziellen  Angaben  müssen  tatsächlich  widerlegt  werden,  können  nicht  einfach 
durch  Schätzung  beseitigt  werden*);  namentlich  muss  die  BehGrde  eine  höhere 
Annahme  der  Bestandteile  und  der  Werte  des  gewerblichen  Anlage-  und  Be- 
triebskapitals, als  sie  der  Kaufmann  selbst,  z.  B.  in  seinen  Geschäftsbüchem, 
angibt,  etwa  höhere  Ausstände,  durch  ausdrückliche  Feststellungen  begründen'); 
denn  beim  Mangel  eines  Gegenbeweises  sind  die  buchmässigen  Bewertungen 
massgebend '). 

Aus  Vorstehendem  ergibt  sich,  dass  Pflichtiger  nicht  die  Beweislast  für 
seine  Ueberbürdung,  fQr  die  Unrichtigkeit  der  Veranlagning  hat,  so  dass  in 
Ermanglung  dieses  Nachweises  das  Rechtsmittel  zurückgewiesen  werden  dürfte  '), 
das  verstiesse  gegen  die  Offizialmaxime  ^).  Die  Verpflichtung  zu  weiterer  Ver- 
handlung mit  ihm  beginnt  aber  doch  erst,  nachdem  er  sich  über  die  Be- 
mängelung der  ihm  nach  ihren  Merkmalen  mitgeteilten  Einzelbewertungen  er- 
klärt hat*),  insbesondere  Über  die  fdr  massgebend  erachteten  Unterlagen  der 
Bewertung  seines  Grundbesitzes.  Bei  dem  gewerblichen  Anlage-  und  Betriebs- 
kapital ist  ihm  nur  die  Schätzung  der  Immobilien  mitzuteilen;  bezüglich  der 
übrigen  Bestandteile  hat  die  Aufforderung,  sich  zu  erklären,  sich  auf  die 
einzelnen  Kategorien  und  ihre  Bewertung  zu  beschränken  ^^);  sodann  ist  mit  ibm 
über  die  Bestandteile  zu  verhandeln,  z.  B.  bei  einem  Wechseldiskontgeschäft  ^*). 
Die  Schätzung  der  Einzel  werte  ist  ihm  regelmässig  nicht  mitzuteilen '*).  Denn 
nur  die  wesentlichen  für  die  Besteuerung  als  massgebend  erachteten  Tatsachen 
sind  vor  Erlass  der  Entscheidung  bekannt  zu  geben.  Der  Steuerpflichtige  hat 
keinen  Anspruch  dagegen  auf  abschriftliche  Mitteilung  der  Gutachten  von  Sach- 
verständigen und  der  Korrespondenz  der  Behörden ''),  ebensowenig  darauf,  dass 
die  von  ihm  vorgeschlagenen  Gutachter  gehört  werden;  das  Ermessen  der  Be- 
rufungskommission allein  entscheidet  darüber,  ob  jene  oder  sonstige  Gutachter 
gehört  werden  sollen ^^).  Solche  Gutachten,  Aeusserungen  des  Schätzungsaus- 
schusses u.  s.  w.  sind  nur  dann  brauchbare  Unterlagen  der  Entscheidung,  wenn 
sie  sachlich  und  in  überzeugender  Weise  begründet  worden  sind''). 

Von  den  tatsächlichen  Angaben  des  Pflichtigen,  z.  B.  über  die  Grösse 
eines  Grundstücks,  eines  Hausgartens,  darf  nur  auf  Grund  tatsächlicher  Unter- 
lagen nach  vorheriger  Verhandlung  abgewichen  werden'®);  freilich  sind  all- 
gemeine Bemerkungen  seinerseits  ohne  wesentliche  Bedeutung'^). 

Hat  sich  der  Steuerpflichtige  aber  zu  einem  Beweise  erboten,  z.  B.  durch 
Vorlage  seiner  Geschäftsbücher,  so  kann  er  erst  nach  vergeblicher  vorschrifts- 


1)  VI  54;  VII  246.         2)  VII  269,  271.         »)  VIII  SSi.         *)  VIII  326.        5)  VI  46,  S4. 
6)  VI  46,  47*.       7)  VI  228;  VIII  328;  Deutsche  Juristenzeitung  Jahrg.  II  S.  461. 
8)  VIII  360.         9)  VI  227.         W)  VI  41;  VIII  821.         H)  VIIl  826.         ")  VI  41. 
18)  VI  227;  8.  auch  II  104;  III  84;  IV  86.         l*)  VII  69.         15)  V  178;  VI  47». 
1«)  X  63.         17)  VI  47*. 
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massiger  Aafforderung  zur  Beweisführung  durch  die  Berafungskommission  oder 
ihren  Beaufbragten  für  beweisfällig  erachtet  werden  *).  Unterlägst  der  Pflichtige 
die  Beantwortung  von  Fragen,  zu  deren  Stellung  die  Berufungskommission  be- 
rechtigt und  verpflichtet  war,  so  kOnnen  daraus  in  geeigneten  Fällen  tatsäch- 
liche Gründe  (Indizien)  für  ein  Zugeständnis  des  Pflichtigen  in  bestimmter 
Richtung  entnommen  werden*). 

Im  Falle  der  Beauftragung  eines  Mitgliedes  der  Berufungskommission 
zur  Verhandlung  mit  dem  Steuerpflichtigen  darf  aus  der  Versagung  seiner 
Mitwirkung  nur  dann  seine  Beweisfälligkeit  gefolgert  werden,  wenn  eine  ord- 
nungsmässige  Aufforderung  zur  Verhandlung  ergangen  war;  wenn  also  der 
Versuch  gescheitert  ist,  zunächst  die  Verhandlung  in  einer  dem  Belieben  der 
Beteiligten  überlassenen  Form  zum  Abschluss  zu  bringen,  so  muss  die  geeignete 
strengere  Form  beobachtet  werden:  förmliche  Ladung  zu  einem  bestimmten 
Termin  an  amtlicher  Stelle,  mit  sachgemässer  Verwarnung  (Belehrung  Über  die 
Folgen  des  Nichterscheinens,  nämlich  Ausscbluto  weiterer  Erklärungen,  Eintritt 
der  amtlichen  Ermittlungspflicbt) '). 

Werden  dem  Steuerpflichtigen  erst  in  der  mündlichen  Verhandlung  Über 
die  Berufung  die  Unterlagen  der  Veranlagung  mitgeteilt,  so  darf  es  in  dem 
Protokolle  darüber  nicht  bloss  heissen,  es  sei  ihm  die  amtliche  Bewertung  und 
deren  Begründung  mitgeteilt;  es  muss  erhellen,  was  ihm  denn  mitgeteilt  ist^). 
Bringt  er  Vergleichsgegenstände  in  Vorschlag,  so  muss,  wie  schon  gesagt,  mit 
ihm  gegebenenfalls  über  die  Gründe,  aus  denen  die  Kommission  sie  als  solche 
nicht  für  geeignet  hält,  verhandelt  werden,  soll  nicht  eine  unzulässige  Be- 
schränkung in  der  Verteidigung  vorliegen  ^) ;  sind  von  Amts  wegen  geeignete 
Eauffälle  ermittelt,  so  muss  mit  dem  Steuerpflichtigen  über  die  Art  ihrer  Ver- 
wertung verhandelt  werden^). 

Die  Berufungs entscheidung  muss  mit  Gründen  versehen  sein  und  vor 
allem  das  angenommene  steuerbare  Vermögen  angeben^),  ebenso  die  angewen- 
dete Rechtsnorm,  und  darüber  Auskunft  erteilen,  welche  Stellung  in  tatsäch- 
licher und  rechtlicher  Hinsicht  zu  den  Anführungen  des  Pflichtigen  genommen 
ist^).  Die  Begründung  muss  die  tatsächlichen  Unterlagen  für  die  Bewertung 
jeder  wirtschaftlichen  Einheit  ersehen  lassen  und  die  Erwägungen,  die  darauf 
zum  festgesetzten  Wert  geführt  haben');  denn  die  Bewertung  z.  B.  des  Grund- 
besitzes ohne  die  tatsächlichen  Unterlagen,  so  die  Bestimmung  eines  mittleren 
Werts  zwischen  der  durch  tatsächliche  Angaben  begründeten  Schätzung  amt- 
licher Stellen  und  des  Pflichtigen,  ist  unzulässig  ^'^).  Es  müssen  also  die  be- 
nutzten Eauffälle  angegeben'^)  und  gesagt  werden,  auf  welche  Weise,  ver- 
mittelst welcher  aus  den  Vergleichsgegenständen  abgeleiteter  Merkmale  die 
Berufungskommission  zur  Bewertung  gelangt  ist^'),  die  Vergleichsgegenstände 
für  die  Wertfeststellung  verwendet  sind  ^%  welcher  Wert  ihnen  und  aus  welchen 
Gründen  beigelegt  wird  und  weshalb  sie  zur  Vergleichung  herangezogen  sind  ^^). 


1)  VI  41.         8)  VI  80. 

8)  VI  139 ;  spätere  Erkl&rungen  des  Pflichtigen  sind  bis  znm  Ergehen  der  Ent- 
scheidung aber  immer  noch  zu  berücksichtigen.       *)  VI  301.        »)  VIII  342.        6)  VIII  139 
t)  VI  227.       s)  Deutsche  Juristenzeitung  Jahrg.  II  S.  451.       »)  VII  313. 
i*»)  Deutsche  Juristenzeitung  Jahrg.  I  S.  323.       U)  VIII  319.       ")  VIII  308. 

I»)  VII  247,  249.         14)  VI  328. 
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Ersichtlich  muss  gemacht  werden,  welche  Folgerangen  aus  den  Vergleichfl^ 
gegenständen  gezogen  worden,  z.  B.  ob  der  Gesamtwert  eines  Grundbesitzes 
ermittelt  ist,  indem  der  aus  den  Kaufpreisen  sich  ergebende  Preis  f&r  1  ha 
oder  fQr  1  M.  Gmndsteuerreinertrag  zu  Grunde  gelegt  ist ').  Die  Erhöhung  der 
Einheitssätze  ist  gleichfalls  durch  genaue  Angabe  der  dafür  als  massgebend 
erachteten  tatsächlichen  Verhältnisse  zu  rechtfertigen'). 

Die  Beschwerdeinstanz  ist  nur  f&r  eine  Nachprüfung  in  iure  ge- 
geben; darum  ist  einmal  das  Vorbringen  neuer  Tatsachen  unbeachtlich.  Neu 
aber  ist  nicht  das  bisher  nicht  erfolgte  Vorbringen  von  Schulden,  die  bereits 
in  der  Instanz  hätten  berücksichtigt  werden  müssen,  wenn  ihre  üebertragnng 
aus  der  Steuerliste  des  Vorjahres  erfolgt  wäre');  ebensowenig  ist  neu  das  bis- 
her nicht  gestellte  Verlangen  des  Abzugs  eines  kapitalisierten  Altenteils,  nach- 
dem die  Entrichtung  des  Altenteils  selbst  in  die  HausUste,  dem  von  ihnen 
selbst  alljährlich  aufgestellten  Verzeichnis  der  Einwohner  einer  Gemeinde,  Auf- 
nahme gefunden  hatte  ^).  Sodann  sind  der  Beschwerdeinstanz  rein  tatsächliche 
Nachprüfungen  und  Beurteilungen  entzogen,  z.  B.  ob  die  zur  Vergleichung 
herangezogenen  Besitzungen  nach  ihrer  Beschaffenheit  zur  Vergleichung  geeignet 
und  welche  Schlüsse  aus  den  betreffenden  Kaufgeschäften  zu  ziehen  sind ;  somit 
sind  Angriffe  auf  Beschaffenheit  und  Lage  der  Vergleichsgegenstände,  auf  die 
Beurteilung,  ob  Steigen  oder  Fallen  der  Preise  seit  einem  Grundstückskauf 
eingetreten  sind  und  die  Preise  erfahrungsmässig  nach  einem  Vielfachen  des 
Grundsteuerreinertrags  festgesetzt  werden,  zur  Stütze  der  Beschwerde  un- 
geeignet*). 

Die  Beschwerde  kann  ausser  auf  die  Behauptung  der  Nichtanwendung 
oder  der  unrichtigen  Anwendung  des  bestehenden  Rechts,  insbesondere  auch 
der  von  den  Behörden  innerhalb  ihrer  Zuständigkeit  erlassenen  Verordnungen, 
auch  darauf  gestützt  werden,  dass  das  Verfahren  an  wesentlichen  Mängeln 
leide,  d.  h.  wenn  ohne  ihr  Vorliegen  eine  andere  Steuerstufe  hätte  festgesetzt 
werden  können').  Dabei  berührt  schon  ein  hinsichtlich  der  Einkommensteuer 
vorliegender  Verfahrensmangel  auch  die  Ergänzungssteuer  dann,  wenn  die 
Festsetzung  der  Einkommensteuer  die  notwendige  Voraussetzung  für  die  Ent> 
Scheidung  über  die  Höhe  der  Ergänzungssteuer  bildet  %  §§  17,  19,  s.  oben  S.  352. 
Ein  wesentlicher  Mangel  des  Verfahrens  ist  die  unterlassene  Mitteilung  der 
Schätzungsunterlagen  an  den  Pflichtigen'),  seine  Nichtanhörung  Über  die  ihm 
unbekannten  von  der  Berufungskommission  für  massgebend  erachteten  Untere 
lagen  der  Bewertung  seines  Grundbesitzes  als  unstatthafte  BeschHbikung  seiner 
Verteidigung^),  die  mangelnde  Aufklärung  von  Widersprüchen  zwischen  Ver- 
mögensanzeige und  Berufungsschrift  ^^),  Überhaupt  jedes  Versäumnis  in  der 
amtlichen  Ermittlungspflicht  ^^);  so,  wenn  beim  Obwalten  von  Zweifeln  darüber, 
ob  Rechte  und  Gerechtigkeiten  besonders  bewertet  werden  dürfen,  eine  ez^ 
schöpfende  Feststellung  in  dieser  Beziehung  unterlassen  ist^').  Ein  wesent- 
licher Verfahrensmangel  ist  auch  die  Bezugnahme  auf  stattgehabte  Verhand- 
lungen mit  dem  Pflichtigen,  ohne  dass  ersichtlich  ist,  welche  Verbandlungen 
gemeint  sind"). 

1)  VIII  319.  2)  Deutsche  Juristenzeitung  Jahrg.  II  S.  407.  J)  IX  21».  ♦)  VII  iw. 
»)  VIII  311;  VI  227.  •)  III  230;  V  108.  7)  V  182*.  »)  V  48.  •)  VI  8;  VUI  829. 
10)  VI  252.         II)  VII  312.  U)  VI  7;  8.  üben  8.  327.         ")  VI  14. 
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Wenn  eine  Erklärung  des  Pflichtigen  auf  falscher  Rechtsanffassung  über 
das  steuerbare  Vermögen  beruht,  ist  sie  für  die  Veranlagung  nicht  massgebend ; 
ein  Verstoss  der  Beruf ungskommission  gegen  diesen  Grundsatz  berechtigt  zur 
Beschwerde  *). 

Aus  einem  Moment,  das  dem  Beschwerdeführer  nicht  zum  Schaden  ge- 
reicht, kann  er  auch  einen  Beschwerdegrund  nicht  herleiten'). 

5.  Yer&ndenmg  endgültig  veranlagter  Steuern,  §§  37  ff. 

Fuisting  S.  129. 
Abweichend  von  der  jährlich  zu  veranlagenden  Einkommensteuer  ist  für 
die  Ergänzungssteuer  eine  djährige  Veranlagungsperiode  vorgesehen  und  nur 
für  die  Uebergangszeit  von  4  Jahren  eine  Smalige  Veranlagung  erfolgt. 
Die  Veränderungen  im  Vermögen  weisen  nicht  so  starke  Schwankungen  wie 
im  Einkommen  auf,  so  dass  es  genügt,  jenes  nur  alle  3  Jahre  aufs  Neue  fest* 
zustellen.  Da  hierbei  anderseits  ausserordentliche  Veränderungen  im  Bestände 
nicht  so  schnell  von  der  Steuer  erfasst  werden,  wie  bei  der  jährlichen  Ver- 
anlagung, so  war  es  geboten,  ausser  dem  Erbfall,  der  selbst  bei  der  Ein- 
kommenbesteuerung eine  Nachveranlagung  im  Laufe  des  Steueijahres  erfordert, 
§  57  des  Einkommensteuergesetzes,  die  hauptsächlichsten  anderen  Fälle  ausser- 
ordentlicher VermOgensmehrung  im  Laufe  der  Veranlagungsperiode  als  eine 
Nachveranlagung,  eine  Erhöhung  der  bisher  veranlagten  Steuer,  erfordernd  zu 
bezeichnen :  Fideikommissanfall,  Abteilungs-  oder  üeberlassungsvertrag  zwischen 
Eltern  und  Kindern,  Schenkung  und  Verheiratung,  §  38.  Diese  Vorschriften 
(überhaupt  die  §§  38—40)  sind  im  übrigen  jenem  §  57  (überhaupt  den  §§  57 
bis  59)  des  Einkommensteuergesetzes  nachgebildet').  Auch  hier  ist  also  mit 
dem  Erben  nur  der  Universalerbe  gemeint  nicht  der  Vermächtnisnehmer,  nicht 
der  Pflicbtteilserbe,  der  mit  einem  Vermächtnis  abgefunden  wird^).  Ein  Erb- 
anfall ist  auch  nicht  gegeben,  wenn  durch  den  Tod  des  Niessbrauchsberechtigten 
die  Last  des  Verpflichteten  fortgefallen  ist,  eine  anderweite  Veranlagung  dieses 
im  Laufe  der  Periode  also  ausgeschlossen').  Ebensowenig  führt  eine  blosse 
Erbteilung  zu  einer  anderweiten  Veranlagung  ^).  Die  Nachveranlagung  hat  von 
dem  dem  Anfall,  also  regelmässig  dem  Tode,  folgenden  Monatsersten  an  zu 
erfolgen;  doch  ist  bei  einem  Miterben  vorausgesetzt,  dass  der  Erbteil  zuvor 
feststeht.  Das  ist  nicht  der  Fall,  wenn  eine  Nachkommenschaft  zum  Erben 
eingesetzt  ist,  so  lange  die  Möglichkeit,  dass  sich  ihr  Kreis  noch  vergrössert, 
nicht  ausgeschlossen  ist ;  die  Nachveranlagung  ist  erst  gestattet  von  dem  Augen- 
blick an,  wo  der  Kreis  geschlossen  ist^).  Auch  in  dem  Falle  ist  keine  Nach- 
veranlagung wegen  Erbschaft  möglich,  wo  eine  Ehefrau  vor  der  Ehe  von  ihrer 
Mutter,  der  Alleinerbin  des  Vaters,  eine  Abfindung  aus  dem  Nachläse  erhalten 
hat,  sondern  dann  nur  wegen  Verheiratung^. 

Die  Haushaltsbesteuerung  hat  zur  Folge,  dass  der  Ehemann  infolge  Ver- 
mehrung des  Vermögens  seiner  Frau  auf  die  gesetzlich  gedachte  Art  im  Laufe 
der  Periode  ebenfalls  nachveranlagt  wird.    Bei  Verheiratung  erfolgt  seine  Zu- 


1)  Deutsche  Juristenzeitung  Jahrg.  V  8.  27.       «)  VIII  307,  312.        »)  V  807 ;  VII  169. 
4)  VII  266;  XI  324.        5)  V  252.        6)  Ebenda.        ')  IX  315.        8)  vil  166. 
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gangstellung  vom  Vermögen  der  Frau,  entsprechend  ihrer  Abgangstellong,  §  39, 
gleichviel,  ob  er  je  nach  der  Verschiedenheit  des  in  der  Ehe  obwaltenden  Gflter- 
rechts,  Anteil  am  Vermögen  oder  nur  Niessbrauch  hat»  oder  auch  diesen  nicht 
einmal ;  denn  auf  das  eheliche  Güterrecht  kommt  für  die  einheitliche  Besteuerung 
nichts  an^). 

Diese  Nach  Veranlagung,  z.  B.  für  den  Rest  des  Steueijahrs  des  Todes, 
hat  der  Vorsitzende  der  Veranlagungskommission  selbständig  vorzunehmen, 
§  41,  nicht  jedoch,  wenn  sie  erst  nach  dem  Ablauf  jenes  Jahres  erfolgt*),  weil  sie 
in  diesem  Falle  nach  §  46  (§  80  des  Einkommensteuergesetzes)  geschieht'). 

§  38  führt  eine  nicht  für  die  ganze  Veranlagungsperiode  stattfindende 
Heranziehung  herbei  *) ;  das  neue  Vermögen  wird  dem  bisher  festgestellten  hin- 
zugerechnet und  der  erhöhte  Steuersatz  des  ganzen  von  dem  Erwerb  an  ei^ 
hoben.  Auch  gegen  diese  Zugangsveranlagung  sind  die  ordentlichen  Rechts- 
mittel der  Berufung  und  der  Beschwerde  gegeben;  die  Anfechtung  tri£Pt  aber 
niemals  den  bei  der  ordentlichen  Veranlagung  endgültig  festgestellten  Er- 
gänzungssteuersatz selbst;  nur  kann,  wenn  eine  Festsetzung  des  Vermögens 
dem  Pflichtigen  gegenüber  unterblieben  ist,  innerhalb  der  nicht  mehr  anfecht- 
baren Stufe  eine  von  der  Veranlagung  abweichende  Berichtigung  des  steuer- 
baren Vermögens  dem  Pflichtigen  nicht  versagt  werden ').  Selbst  wenn  ihm 
das  angenommene  Vermögen  genau  mitgeteilt  worden,  greift  dies  Platz,  da  ja 
eine  Anfechtung  innerhalb  der  Stufe  ausgeschlossen  ist^).  Auch  in  dem  Ver- 
zicht auf  Einlegung  der  Berufung  gegen  die  ordentliche  Veranlagui^  kann 
höchstens  eine  Anerkennung  des  Mindestbetrages  des  Vermögens  derjenigen 
Steuerstafe  liegen,  die  dem  veranlagten  Steuersatz  entspricht,  weil  Pflichtiger 
über  den  zahlenmässigen  Betrag  des  angenommenen  Vermögens  keine  Mit- 
teilung erhält^). 

Die  Veranlagung  ist  entweder  positiv,  indem  ein  Steuersatz  festgestellt 
oder  negativ,  indem  Steuerfreiheit  ausgesprochen  wird.  Also  auch  die  von  der 
Ergänzungssteuer  freigelassenen  Personen  sind  für  veranlagt  zu  erachten;  sie 
dürfen  daher  wegen  Vermehrung  ihres  Vermögens  im  Laufe  des  Steuer] afares 
ausserhalb  der  Fälle  des  §  88,  Erbschaft  u.  s.  w.,  im  Zugangswege  nicht  ver- 
anlagt werden.  Eine  Zngangstellung  von  Steuer  im  Laufe  des  Steuerjahres 
erfordert,  dass  eine  Person  individuell  steuerpflichtig  wird  und  ein  Vermögen 
von  mehr  als  6000  M.  oder,  wenn  sie  nicht  gleichzeitig  einkommensteuerpflichtig 
wird,  von  mehr  als  20,000  M.  besitzt^). 

§  46  erklärt  eine  Reihe  von  Bestimmungen  des  Einkommensteuergesetzes 
auch  für  die  Ergänzungsbesteuerung  als  sinngemäss  anwendbar.  Von  diesen 
ist  in  der  Praxis  des  Gerichts  vornehmlich  der  §  80  des  Einkommensteuergesetzes, 
Nachbesteuerung  ausserhalb  des  Falles  strafbarer  Hinterziehung,  behandelt 
worden.  Zu  solcher  Nachbesteuerung  ist  abweichend  von  den  Fällen  der  §§  88 
und  40  nur  die  Veranlagungskommission  selbst  zuständig*),  also  z.  B.  für  die 
Veranlagung  wegen  Vermögensmehrung  durch  Erbschaft  für  die  Zeit  nach  dem 
Steuerjahre  des  Todes,  wegen  eines  vor  dem  Steueijahr  in  Gestalt  eines  Ver- 
mächtnisses angefallenen,  bei  der  ordentlichen  Veranlagung  oder  binnen  der 


')  Vn  164.         2)  VII  84.         »)  IX  328,  371.         «)  VII  254.         *)   V  307;  VII  170. 
C)  VII  170.         T)  VII  170.         8)  VI  143.         9)  VII  76,  206;  VIII  26. 
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behördlichen  Berufungsfriflt  nicht  bekannt  gewesenen  Pflichtteils').  Die  An- 
Setzung  eines  Wertes  zu  einem  zu  niedrigen  Betrage  rechtfertigt  dagegen  nicht 
die  Nachveranlagung,  da  eine  wenn  auch  zu  geringe  Schätzung  nicht  ent- 
gegen, wie  es  Bedingung  der  Anwendung  des  §  80  des  Einkommensteuer- 
gesetzes ist,  sondern  gemäss  dem  Gesetz  erfolgt  ist');  denn  die  für  eine  Nach- 
besteuerung  erforderliche  objektive  Feststellung  neuer,  früher  nicht  bekannter 
tatsächlicher  Unterlagen  wird  durch  subjektive,  von  der  früheren  abweichende 
Schätzung  nicht  gewährt^). 

Bei  dieser  Nach  Veranlagung  sind  nur  die  Verhältnisse  massgebend,  die 
bei  Beginn  des  Steueijahres  oder  bei  Beginn  des  Teils,  für  den  die  Nachver- 
anlagung erfolgt,  obwalteten,  nicht  die  Verhältnisse  zur  Zeit  der  Veranlagung ; 
war  also  der  Anspruch  auf  das  Vermögen  von  einer  aufschiebenden  Bedingung 
abhängig,  so  kann  mit  dem  Vermögen  nicht  gerechnet  werden,  wenn  die  Be- 
dingung erst  nach  Beginn  des  Steuerjahres  eingetreten  ist;  ihr  Wegfall  zur 
Zeit  der  Nachsteuerveranlagung  ist  gleichgültig,  ebenso  wie  die  Wirksamkeit 
des  Anspruchs  von  einem  früheren  Zeitpunkt  an  *).  Wegen  eines  in  das  Steuer- 
jahr fallenden  Termins  s.  oben  S.  352. 

Die  Kostentragungspflicht  trifft  den,  der  nur  teilweise  unterliegt, 
auch  nur  teilweise'). 

Eine  Zustellungsurkunde,  zumal  eine  solche,  die  eine  Rechtsmittel- 
notfrist in  Lauf  setzt,  in  der  der  unterzeichnende  Beamte  wahrheitswidrig 
bescheinigt,  selbst  zugestellt  zu  haben,  ist  nichtig  und  vermag  die  Frist  nicht 
in  Lauf  zu  setzen ').  In  der  Urkunde  musste  bisher  der  Grund,  weshalb  an  eine 
andere  Person  zugestellt  war,  als  der  hatte  zugestellt  werden  sollen,  Ersatz- 
zustellung, angegeben  werden.  Ueber  Ordnungsmässigkeit  der  Zustellung  ist 
nicht  nach  einer  Vereinbarung  des  Adressaten  mit  der  Post  zu  erteilen  0. 

Formelle  Voraussetzung  der  Wiedereinsetzung  in  den  vorigen 
Stand,  §  47,  ist,  dass  binnen  2  Wochen  nach  Hebung  des  Hindernisses  nicht 
nur  das  versäumte  Rechtsmittel  nachgeholt,  sondern  auch  die  die  Wieder- 
einsetzung begründenden  Tatsachen  und  die  Beweismittel  dafür  angeführt 
werden^).    Sie  ist  unstatthaft  wegen  Rechtsirrtums  Über  Beginn  einer  Frist*). 


Wie  diese  Erörterungen  zeigen,  hat  das  Oberverwaltungsgericht  auch  auf 
diesem  fast  neuen  Gebiete,  wie  auf  dem  der  Einkommenbesteuerung,  durch 
seine  Rechtsprechung  bahnbrechend  gewirkt  und  ist  seiner  hohen  Aufgabe,  der 
unabhängigen  Rechtskontrolle  auch  im  Bereiche  der  Personalbeeteuerung,  ge- 
recht geworden. 


1)  VII  264.         2)  Vn  86.         3)  VI  243.         *)  VI  336;  s.  Oben  S.  362.         5)  VIII  300. 
6)  VI  328.        f)  Preuss.  Verw.-Bl.  Jahrg.  22  S.  274.       «)  VII  172. 
9j  Preuss.  Verw.-Bl.  Jahrg.  22  8.  247. 
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Prenssisclies  Gesetz 
wegen  Erhölrnng  des  Grundkapitals  der  Seehandlnng. 

Vom  4.  August  1904. 
(Gesetzsamml.  fßr  die  preuss.  Staaten  Nr.  30  S.  238.) 

§  1. 
Die  auf  der  Allerhöchsten  Kabinettsorder  vom  17.  Januar  1820  (Gesetz- 
samml.  S.  25)  beruhende  Firma:   „Generaldirektion   der  Seehandlungssozietaf 
wird  in 

„Königliche  Seehandlung  (Preussische  Staatsbank) "" 
geändert. 

§2. 
Das  eigene  Kapital  der  Seehandlung  wird  um  65,000,000  M.  erhöht. 

§3. 

Der  Finanzminister  wird  ermächtigt,  zur  Bereitstellung  des  Erhöhungs- 
kapitals Staatsschuldverschreibungen  auszugeben. 

An  Stelle  der  Schuldverschreibungen  können  vorübergehend  Schatzan- 
weisungen ausgegeben  werden.  Der  Fälligkeitstermin  ist  in  den  Schatzanweisungen 
anzugeben.  Der  Finanzminister  wird  ermächtigt,  die  Mittel  zur  Einlösung  dieser 
Schatzanweisungen  durch  Ausgabe  von  neuen  Schatzanweisungen  und  von  Schuld- 
verschreibungen in  dem  erforderlichen  Nennbetrage  zu  beschaffen.  Die  Schatz- 
anweisungen können  wiederholt  ausgegeben  werden. 

Schatzanweisungen  oder  Schuldverschreibungen,  die  zur  Einlösung  von  fallig 
werdenden  Schatzanweisungen  bestimmt  sind,  hat  die  Hauptverwaltung  der 
Staatsschulden  auf  Anordnung  des  Finanzministers  vierzehn  Tage  vor  dem  Fällig- 
keitstermine zur  Verfügtmg  zu  halten.  Die  Verzinsung  der  neuen  Schuldpapiere 
darf  nicht  vor  dem  Zeitpunkte  beginnen,  mit  dem  die  Verzinsung  der  einzulösenden 
Schatzanweisungen  auftiört. 

Wann,  durch  welche  Stelle  und  in  welchen  Beträgen,  zu  welchem  Zinsfusse, 
zu  welchen  Bedingungen  der  Kündigung  xmd  zu  welchen  Kursen  die  Schatzanwei- 
sungen und  die  Schuldverschrei  bimgen  verausgabt  werden  sollen,  bestimmt  der 
Finanzminister.  Im  übrigen  kommen  wegen  Verwaltung  und  Tilgung  der  Anleihe 
die  Vorschriften  des  Gesetzes,  betreffend  die  Konsolidation  preussischer  Staats- 
anleihen, vom  19.  Dezember  1869  (Gesetzsamml.  S.  1197),  des  Gesetzes,  betreffend 
die  Tilgung  von  Staatsschulden,  vom  8.  März  1897  (Gesetzsamml.  S.  43)  und  des 
Gesetzes,  betreffend  die  Bildung  eines  Ausgleichsfonds  für  die  Eisenbahnverwaltung, 
vom  3.  Mai  1903  (Gesetzsamnd.  S.  155)  zur  Anwendung. 

§4. 
Mit  der  Ausführung  dieses  Gesetzes  wird  der  Finanzminister  beauftragt 
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Begründung  des  Gesetzentwurfs  vom  7.  Mai  1904^). 

Die  heute  in  Kraft  stehende  Verfassung  der  Seehandlung  beruht  vornehm- 
lich auf  der  Allerhöchsten  Kabinettsorder  vom  17.  Januar  1820  (Gesetzsamml. 
S.  25)  und  der  ebenfalls  Allerhöchst  bestätigten  Geschäftsinstruktion  für  den  Prä- 
sidenten der  Seehandlung  vom  10.  Juli/3.  September  1850. 

Durch  die  Allerhöchste  Kabinettsorder  von  1820,  welche  die  alte,  ursprüng- 
lich als  Aktiengesellschaft  errichtete  und  durch  die  Verordnung  vom  27.  Oktober 
1810  (Gesetzsamml.  S.  3)  zum  reinen  Staatsinstitut  und  fiskalischer  Station  umge- 
wandelte Seehandlungssozietät  reorganisierte,  wurde  die  Generaldirektion  der  See- 
handlungssozietät  für  „ein  für  sich  bestehendes,  von  dem  Ministerium  des  Schatzes 
unabhängiges  Geld-  und  Handlungsinstitut  des  Staates'*  erklärt  imd  zugleich  be- 
stimmt, dass  „für  die  von  dem  Institut  übernommenen  Geschäfte  und  die  für 
dasselbe  daraus  hervorgehenden  Verpflichtungen  der  Staat  vollständige  Garantie 
leistet**,  Bestimmungen,  welche  einerseits  die  eigene  Rechtspersönlichkeit  der  See- 
handlung zum  Ausdruck  brachten,  anderseits  dem  Wirkungskreise  des  Instituts 
in  Geld-  und  Handelsangelegenheiten  keine  andere  Grenze  setzten  als  das  staatliche 
Interesse  (vgl.  Allerhöchste  Kabinettsorder  vom  14.  Februar  1845  —  Gesetz- 
samml. S.  98  — ). 

Nachdem  die  ^\  oitverzweigte  gewerbliche,  industrielle  und  Handelstätigkeit, 
welche  die  Seehandlung  in  den  darauffolgenden  Jahrzehnten  neben  dem  eigent- 
lichen Bankgeschäft  entwickelte,  mit  dem  Erstarken  der  privaten,  gewerblichen  und 
industriellen  Betriebe  bereits  durch  die  Allerhöchste  Kabinettsorder  vom  14.  Februar 
1845  eingeschränkt  und  für  die  Zukunft  ausgeschlossen  imd  ihre  sämtlichen  dahin 
gehörenden  Betriebe  in  den  Jahren  1849  bis  1872  infolge  von  Vereinbarungen  mit 
dem  Landtag  bis  auf  die  Mühlen  in  Bromberg  tmd  die  Spinnerei  in  Landeshut 
abgestossen  waren,  traten  in  dem  Wirkimgskreis  der  Seehandlung  der.  Betrieb  des 
Bankgeschäftes  und  die  Aufgaben  in  den  Vordergrund,  welche  ihr  als  dem  staat- 
lichen Bankinstitut  für  die  Nutzbarmachung  der  in  der  Hand  des  Staates  befind- 
lichen verfügbaren  Gelder,  für  den  Staatskredit  imd  die  Ausführung  der  im  staat- 
lichen Interesse  liegenden  Finanzoperationen,  sowie  für  die  Vertretung  der  staat- 
lichen Interessen  auf  dem  Geldmarkte  zufielen.  Bei  dieser  Tätigkeit  hat  sie  sich 
grundsätzlich  die  Femhaltung  von  eigentlichen  Spekulationsgeschäften  zur  Pflicht 
gemacht  und  insbesondere,  von  sehr  vereinzelten,  durch  ein  besonderes  staatliches 
oder  nationales  Interesse  begründeten  Ausnahmefällen  abgesehen,  streng  vermieden, 
sich  an  privaten  industriellen  Unternehmungen  finanziell  zu  beteiligen. 

Auch  nachdem  die  Seehandltmg  durch  den  Allerhöchsten  Erlass  vom  17.  AprU 
1848  (Gesetzsamml.  S.  109)  dem  Finanzminister  imtergeordnet  war,  ist  ihre  Stellung 
entsprechend  ihrem  kaufmännischen  Charakter  eine  im  wesentlichen  selbständige 
geblieben.  Die  Allerhöchst  bestätigte  Instruktion  vom  18.  Juli/3.  September  1850 
mit  ihren  durch  die  Allerhöchste  Kabinettsorder  vom  14.  Mai  1855  und  21.  Juli  1858 
erlassenen  Nachträgen  übertrug  dem  Präsidenten  der  Seehandlung  die  spezielle 
Leitung  der  gesamten  Geschäftsführung  des  Instituts  nach  Massgabe  der  dieserhalb 
bestehenden  und  künftig  etwa  ergehenden  Allerhöchsten  Verordnungen,  insbe- 
sondere die  Leitung  und  Ueberwachimg  der  Einkäufe  von  Wechseln,  Geldsorten 
und  Effekten,  der  Beziehung  und  Versüberung  von  Retouren,  der  Uebemahme  von 
Aufträgen  der  Behörden  und  Privaten,  der  Einziehung  und  Remittierung  von 
Geldern  und  der  Verstärkimg  und  Benützung  der  Bestände  zu  Geldanlagen,  über- 
haupt die  Direktion  alles  dessen,  was  aus  dem  gewöhnlichen  Geschäftsverkehr  der 
Seehandlung  in  ihrer  jetzigen  und  ferneren  Einrichtung  hervorgeht".  Anderseits 
band  sie  ihn  bei  der  Erwerbung  und  Veräusserung  von  Grundstücken,  bei  Abschluss 
aller  grösseren  von  dem  schon  bestehenden  Geschäftsverkehr  unabhängigen  neuen 
Finanz-  und  Handelsoperationen,  der  Anlage  neuer  gewerblicher  Institute,  Auf- 
nahme von  Geldern  (abgesehen  vom  Kontokorrent  und  Depositen  verkehr),  Ge- 
währung von  Darlehnen,  sofern  sie  nicht  gegen  Lombardunterlagen  in  Inhaber- 


1)  Drucksache  des  Abgeordnetenhauses  Nr.  252. 
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papieren  oder  Wechseln  gegeben  werden  oder  die  jedesmalige  Rückzahlungsfrist 
auf  mehr  als  ein  Jahr  erstreckt  wird,  an  die  Genehmigung  des  Finanzm i nisteis. 

Die  Seehandlimg  begann  nach  ihrer  Reorganisation  im  Jahre  1820  ihre 
Tätigkeit  mit  einem  ihr  vom  Staate  vorgeschossenen  Betriebskapital  von  1,035,110 
Talern;  zur  weiteren  Stärkung  ihrer  Kapitalkraft  bestimmte  indessen  die  Aller- 
höchste Kabinettflorder  vom  3.  Mai  1821:  ^dass  infolge  der  veränderten  Stellung 
des  Institute  der  sowohl  für  da«  Jahr  1820  als  für  die  folgenden  Jahre  sich  ergebende 
Gewinn  nicht  an  die  Staatskasse  abgeführt,  sondern  dem  Kapitalvermögen  der 
Seehandlung  zugesetzt  werden  solle'". 

Die  in  den  folgenden  Jahren  erzielten  Ueberschüsse  der  Seehandlung  setzten 
sie  neben  der  Ansammlung  eines  eigenen  Kapitalvermögens  in  den  Stand,  auch  die 
vorgedachte  Schuld  an  den  Staat  bereits  in  den  Jahren  1829  und  1832  mit  Zinsen 
zurückzuzahlen,  so  dass  ihr  ganzes  späteres  und  gegenwärtiges  Grundkapital  ledig- 
lich aus  ihrer  eigenen  Geschäftstätigkeit  gewonnen  ist. 

Vom  Jahre  1841  ab  hatte  die  Seehandlung  (Allerhöchste  Kabinettsorder 
vom  25.  Juni  1841  und  27.  Februar  1848)  aus  ihjren  Gewinnen  alljährlich  einen 
Betrag  von  100,000  Talern  an  die  Staatskasse  abzuführen.  In  dieser  Höhe  erfolgte 
die  Ablieferung  an  die  Staatskasse  mit  Ausnahme  der  Jahre  1848  bis  1850  bis  zum 
Jahre  1857.  Im  Jahre  1858  wurde  dieser  Betrag  auf  200,000  Taler,  1860  auf  300,000 
Taler,  1862  auf  400,000  Taler,  1863  auf  500,000  Taler,  1867  auf  600,000  Taler  und 
1868  auf  700,000  Taler  erhöht  und  in  dieser  Höhe  bis  zum  Jahre  1871  abgeführt. 

Das  eigene  Kapital  der  Seehandlung  wuchs  inzwischen  bis  zum  Jahre  1872 
bis  auf  einen  Betrag  von  47,192,125  M. 

Auf  Grund  eines  im  Jahre  1869  von  dem  Hause  der  Abgeordneten  gefassten 
Beschlusses,  wonach  das  Kapital  der  Seehandlung  auf  die  Summe  von  11,000,000 
Talern  beschränkt,  die  hierdurch  zur  Verfügung  kommenden  MitteL  spätestens  im 
Etat  des  Jahres  1871  in  Absatz  gebracht  und  von  da  ab  der  volle  Jahresgewinn  der 
Seehandlung  in  den  Staatshaushaltetat  aufgenommen  werden  sollte,  wurden  in 
den  Jahren  1873  bis  1883/1884  neben  dem  vollen  Geschäftsgewinn  Teübetrage 
des  Stammkapitals  von  insgesamt  rund  15,000,000  Mark  durch  den  Staatshaus- 
haltetat zur  Abführung  an  die  Staatskasse  bestimmt,  so  dass  das  eigene  Kapital 
der  Seehandlung  zu  Beginn  des  Etatjahres  1884/1885  bis  auf  32,306,136  M.  ge- 
sunken war.  Seitdem  wurde  nur  noch  der  volle  Jahresgewinn  der  Seehandlung 
an  die  Staatskasse  abgeführt,  während  anderseits  dem  Grundkapital  einige  Betrage 
(Ueberschüsse  aus  Grundstücksverkäufen,  nachträglich  vereinnahmte  Gewinne 
u.  8.  w.)  wieder  zuwuchsen,  so  dass  sich  das  Kapitalkonto  Ende  März  1899  auf 
34,402,515,41  M.  stellte;  auf  diesem  Stcmde  ist  es  bisher  verblieben. 

Die  Anlage  I  gibt  eine  Uebersicht  über  die  Höhe  des  Grundkapitals,  der 
Ablieferungen  an  die  Staatskasse  und  über  die  wesentlichen  Geschäftseigebnisse 
der  Seehandlung  seit  1847.  Insgesamt  hat  die  Seehandlung  an  die  Staatskasse 
bis  zum  Jahre  1902  rund  112  MiUionen  M.  abgeführt  und  ihr  Kapital  mit  durch- 
schnittlich 6,7  Prozent  verzinst. 

Die  Erfüllung  der  Aufgaben,  welche  der  Seehandlung  als  dem  staatlichen 
Bankinstitut  zufallen,  hat  zur  notwendigen  Voraussetzung,  dass  sie  selbst  auf  dem 
Geldmarkt  und  innerhalb  der  hier  tätigen  und  sich  kreuzenden  Kräfte  eine  starke 
Stellung  einnimmt.  Nur  wenn  sie  selbst  stark  ist,  kann  sie  den  für  den  Staat  not- 
wendigen und  wünschenswerten  Einfluss  ausüben,  die  Staatsfinanzverwaltung, 
soweit  das  im  Interesse  des  Staates  erforderlich  ist,  unabhängig  erhalten  von  den 
sich  immer  stärker  zentralisierenden  und  kraftvoll  auftretenden  Mächten  der 
Grossfinanz  und  der  Grossbanken;  nur  dann  aber  kann  auch  ihre  Mitwirkung  für 
diese  Mächte  selbst  begehrenswert  bleiben  und  das  notwendige  Zusammenwirken 
der  Grossfinanz  mit  den  staatlichen  Interessen  dauernd  sichern.  Diese  einfluss- 
reiche Stellung  auf  dem  Gebiet  des  Geld-  und  Bankwesens  hat  die  Seehandlung 
ein  halbes  Jahrhundert  lang  nach  der  Verordnung  von  1820  in  vollem  Masse  be- 
sessen ;  ihre  Bedeutung  und  ihr  Einfluss  auf  dem  Geldmarkt  ist  aber  in  den  letzten 
Jahrzehnten  in  einem  fortgesetzten  langsamen  Zurückgehen  begriffen,  und  dieses 
hat  seinen  Grund  in  der  unzureichenden  Höhe  ihres  Grundkapitals. 
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Wenn  im  Jahre  1869  von  der  Staatsregierung  und  dem  Landtage  ein  eigenes 
Kapital  der  Seehandlung  von  33,000,000  M.  als  \hien  Zwecken  entsprechend  an- 
gesehen und  in  den  damaligen  Verhandlungen  des  Landtages  ohne  Widerspruch 
ausgeführt  wurde,  es  bilde  ein  solches  Kapital  „ein  treffliches  Fundament  für  ein 
Bankinstitut**,  so  konnte  das  unter  den  damaligen  Verhältnissen  der  Volkswirt- 
schaft und  des  Geldmarktes  und  zu  einer  Zeit,  wo  eigentliche  Grossbanken  nur  ganz 
vereinzelt  vorhanden  waren  —  die  Diskontogesellschaft  verfügte  über  ein  Kapital 
von  30,000,000  M.«  und  die  Deutsche  Bank  begann  im  Jahre  1870  ihre  Tätigkeit 
mit  einem  Kapital  von  15,000,000  M.  —  wohl  mit  Fug  geschehen.  Li  den  unmittel- 
bar darauffolgenden  Jahren  aber  begann  die  gewaltige  Entwicklung  der  deutschen 
wirtschaftlichen  Verhältnisse,  die  sich  durch  die  folgenden  Jahrzehnte  fortsetzte, 
und  ihr  zur  Seite  ging  eine  beispiellose  Entwicklung  des  Bank-  und  Kreditwesens 
und  nicht  minder  ein  ausserordentliches  Anwacli^n  der  Finanzkraft  und  der 
Finanzoperationen  des  Staates. 

Neben  die  Seehandlung  trat,  sie  immer  weiter  überflügelnd,  eine  grosse 
Zahl  privater  Grossbanken,  zu  deren  machtvoller  Entwicklung  die  in  den  letzten 
Jahrzehnten  auf  der  alten  Stelle  verbliebene  Finanzkraft  der  Seehandltmg  allmäh- 
lich in  ein  immer  stärkeres  Missverhältnis  geriet.  Die  nachstehende  Aufstellung 
gibt  ein  Büd  dieser  Entwicklung  (s.  S.  368): 

Wenn  auch  die  Aufgaben  der  Grossbanken  zum  TeU  auf  einem  ganz  anderen 
Gebiet  liegen  als  die  der  Seehandlung  und  insbesondere  die  Förderung  und  Be- 
lebung der  Handels-,  gewerblichen  und  industriellen  Unternehmungen  gerade  dort 
starke  Kapitalien  auf  einem  Gebiet  erfordert,  dessen  Pflege  nicht  mehr  zu  den  Auf- 
gaben der  Seehandlung  gehört,  so  laufen  doch  auf  dem  Grebiet  des  reinen  Bank- 
geschäfts (Effekten-,  Wechsel-,  Lombard-,  Kontokorrentgeschäft  u.  s.  w.)  ihre 
Bahnen  parallel,  und  anderseits  erwuchsen  auch  der  Seehandlung  ihr  eigentümliche 
Aufgaben,  deren  Erfüllung  mit  ihrer  steigenden  Bedeutung  auch  eine  starke 
Kapitalkraft  zur  Vorbedingung  hat,  und  ebenso  wird  immer  fühlbarer,  dass  durch 
das  ausserordentliche  Anwachsen  der  Bedeutung  der  Grossbanken  der  im  Literesse 
des  Staats  notwendige  Einfluss  der  Seehandlung  auf  den  Geldmarkt  und  die 
Grossbanken  sich  fortgesetzt  mindern  muss,  und  dass  dies  Zurückbleiben  der 
Seehandlung  seit  drei  Jahrzehnten  imd  ihre  Zurückdrängung  auf  die  Kapitalkraft 
einer  mittleren  Provinzialbank  tatsächlich  die  Gefahr  einer  Lahmlegung  der  See- 
handlung  in  sich  birgt  und  ihr  die  Erfüllung  ihrer  Aufgaben  auf  dem  Geldmarkt 
unmöglich  macht.  Diese  ihr  eigentümlichen  Aufgaben  aber  sind  in  diesen  drei 
Jahrzehnten  mit  jener  Entwicklung  der  Volkswirtschaft  und  des  Staates  ebenfalls 
gewachsen. 

Die  finanziellen  Interessen  des  Staates  haben  sich  seit  1869  vervielfacht. 
Die  Verstaatlichung  der  Eisenbahnen,  die  Entwicklung  der  staatlichen  Betriebs- 
verwaltungen, der  Steuerkraft  des  Volkes  und  der  Steuereinnahmen  des  Staates, 
die  Verbindung  mit  dem  Reich,  die  immer  stärkere  Inanspruchnahme  des  Staates 
für  Kulturzwecke  haben  einerseits  immer  grössere  Geldmittel  in  seiner  Hand  ver- 
einigt, anderseits  immer  stärkere  Anforderungen  an  die  Bereitstellung  und  Be- 
schaffung neuer  Mittel  gestellt.  Der  preussische  Staatshaushaltetat  ist  von 
502,609,482  M.  im  Jahre  1869  auf  2,800,805,050  M.  im  Jahre  1904,  die  preussische 
Staatsschuld  von  1,209,777,363  M.  im  Jahre  1869  auf  7,035,046,442  M.  im  Jahre  1904 
angewachsen. 

Die  Seehandlung  bildet  das  natürliche  und  bestimmungsgemässe  Bindeglied 
zwischen  der  Staatsflnanzverwaltung  und  dem  Geldmarkt  und  der  Bankwelt,  und 
es  gehört  zu  ihren  vornehmsten  Aufgaben,  der  Staatsflnanzverwaltung  bei  ihren 
Finanzoperationen  wie  allen  finanzpolitischen  Erwägungen  und  Massnahmen, 
welche  den  Geldmarkt  berühren,  mit  Rat  und  Tat  zur  Seite  zu  stehen.  Die  Er- 
füllung dieser  Aufgaben  ist  dadurch  bedingt,  dass  die  Seehandlung  in  steter  und 
reger  Fühlung  mit  der  Börsen-  und  Bankwelt  steht  und  sich  im  Verkehr  mit  diesen 
Organisationen  ein  zutreffendes  Urteil  über  die  Lage,  die  Bedürfnisse  imd  An- 
sprüche des  Geld-  und  Effektenmarktes  ,  über  die  auf  ihn  einwirkenden  und  ihn 
bestimmenden  Faktoren,  insbesondere  die  führenden  Banken  selbst,  ihren  Wir- 
kungsbereich, ihre  Leitung  und  ihre  Bedeutung  bildet.     Dies  Ziel  lässt  sich  nur 
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erreichen  durch  die  Entfaltung  einer  entsprechenden,  auch  bei  grossen  Aufgaben 
nicht  zurückbleibenden  Bank-  und  Börsentätigkeit. 

Je  mehr  auf  der  einen  Seite  die  Finanzkraft  des  Staates,  die  in  seiner  Hand 
sich  vorübergehend  ansammelnden  und  eine  Nutzbarmachung  heischenden  Geld- 
mittel und  die  Anleihebeträge  gewachsen  sind,  zu  deren  Begebtmg  er  sich  an  den 
Geldmarkt  wenden  muss,  und  je  mächtiger  und  konzentrierter  auf  der  anderen 
Seite  die  Grossbanken  sich  entwickeln,  auf  deren  bereite  Mitwirkung  im  gegebenen 
Falle  der  Staat  Wert  legen  muss,  umso  wichtiger  erscheint  die  sorgsame  Pflege 
und  die  Erweiterung  der  Verbindungen,  welche  das  staatliche  Bankinstitut  mit 
dem  Geldmarkt  und  der  Bankwelt  unterhält.  Diese  notwendige  Tätigkeit  der 
Seehandlung  wird  jetzt  durch  die  Knappheit  ihrer  Mittel  oft  unterbunden.  Auf 
ihr  Grundkapital  von  34,000,000  M.  kann  die  Seehandlung  für  dieses  Gebiet  ihrer 
Tätigkeit  kaum  jemals  zurückgreifen.    Von  ihm  liegen: 

in  dem  Grundbesitz  der  Seehändlung  und  den  Betriebs- 
kapitalien der  Königlichen  Leihämter  und  der  gewerb- 
lichen Etablissemente  rund 8,000,000  M. 

in  den  sehr  langsam  amortisierenden  Meliorationsdar- 
lehnen an  Domänen  und  Forstbeamte  rund     ....  1,600,000  „ 
dauernd  oder  für  lange  Zeit  fest. 

Die  BeteUigung  der  Seehandlung  an  der  Ostbank  für  Han- 
del und  Gewerbe  nimmt  e^nnähemd 1,000,000  „ 

die  Gewährung  von  Krediten  an  Provinzen,  Kreise,  Kommunen 

durchschnittlich 2—3,000,000    „ 

einige  aus  besonderer  Veranlassung  für  längere  Zeit  gewährte  Darlehne  etwa  den 
gleichen  Betrag  in  Anspruch. 

Der  Ueberrest,  der  nur  noch  etwa  die  Hälfte  des  Grundkapitals  umfasst» 
wird  schon  durch  den  Effektenbesitz  erschöpft,  den  die  Seehandlung  aus  Rück- 
sicht auf  ihre  Liquidität,  auf  ihr  Depotgeschäft,  auf  die  ihr  auf  dem  Gebiet  der 
inneren  Kolonisation  (Generalkommissionen,  Ansiedlungskommission)  zufallende 
Vermittlung,  der  Abstossung  von  landschaftlichen  Schulden  u.  s.  w.,  ihre  Kon- 
sortialbeteiBgungen  und  ihre  —  bisher  freilich  in  sehr  engen  Grenzen  sich  be- 
wegende —  Pflege  des  staatlichen  und  kommunalen  Anleihemarktes  zu  halten 
gezwimgen  ist. 

Die  Betätigung  der  Seehandlimg  auf  dem  Geldmarkt  wird,  abgesehen  von 
einem  massigen  Teil  ihrer  Depositen,  fast  nur  noch  ermöglicht  durch  die  ihr  aus  der 
Generalstaatskasse  zu  vorübergehender  Nutzbarmachung  überwiesenen  Gelder. 
Bei  der  schwankenden  Höhe  und  der  häufig  nur  kurzfristigen  Belassimg  dieser 
Beträge  aber  kann  deren  Verwendung  nur  eine  unsichere  und  deshalb  unzuläng- 
liche Grundlage  für  die  Geschäftstätigkeit  der  Seehandlung  bflden.  Für  die  See- 
handlung macht  es  sich  sehr  oft  empfindlich  fühlbar,  dass  sie  sich,  namentlich  zu 
den  Vierteljahrsschlüssen,  wo  die  staatliche  Finanzverwaltung  sich  die  Verfügung 
über  einen  grossen  Teil  dieser  Gelder  vorbehalten  muss,  stark  und  zeitweilig  vöUig 
als  Geldgeberin  vom  Geldmarkt  zurückziehen  muss.  Das  hat  dann  die  unliebsame 
Folge,  dass  sie  nicht  mehr  in  der  Lage  ist,  den  Ansprüchen  bestehender  Geschäfts- 
verbindungen gerecht  zu  werden  und  dies  häufig  gerade  in  Zeiten  oder  zu  Terminen, 
wo  der  Geldmarkt  eine  Erleichterung  am  dringendsten  begehrt,  imd  dass  die 
Kombinationen,  die  in  Börsenkreisen  an  das  Fembleiben  der  Seehandlimgsgelder 
leicht  geknüpft  werden,  hinsichtlich  des  Standes  der  Staatsfinanzen  und  des  Geld- 
und  Anleihemarktes  zu  stets  wenig  erwünschten  Beunruhigungen  Anlass  geben. 
Von  noch  grösserer  Wichtigkeit  ist,  dass  die  Seehandlung  sich  durch  das 
ceringe  Mass  ihrer  Mittel  verhindert  sieht,  sich  derjenigen  Aufgabe  zu  widmen, 
die  ilu*  als  der  Preussischen  Staatsbank  von  selbst  zufällt  und  mit  dem  Anwachsen 
der  preussischen  Staatsschuld  immer  dringender  wird,  der  Pflege  und  Ueberwachung 
des  Marktes  der  preussischen  und  der  von  ihm  bis  zu  einem  gewissen  Grade  nicht 
zu  trennenden  Reichsanleihen.  Die  preussische  Staatsschuld  ist  auf  7  Milliarden 
Mark,  die  des  Reiches  auf  über  3  Milliarden  Mark  angewachsen ;  ihr  Markt,  an  dem 
der  Staatskredit  und  die  Volkswirtschaft  nicht  minder  als  der  grosse  Kreis  der 
Anlage  suchenden,  namentlich  auch  kleineren  Kapitalisten  ein  starkes  Interesse 
Finanzarcbiv.  XXII.  Jahrg.  809  24 
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hat,  ist  zur  Zeit  völlig  sich  selbst  überlassen  und  entbehrt  deshalb  auch  in  normalen 
Zeiten  der  wünschenswerten  stetigen  und  gleichmässigen  Entwicklung.  Die  preussi- 
sehen  Staatsanleihen  stehen  nach  Sicherheit  und  innerer  Güte  den  Anlagewerten 
keines  anderen  Staates  nach;  gleichwohl  bleibt  ihr  Kurs  durchschnittlich  hinter 
dem  der  staatlichen  Werte  Englands,  Frankreichs,  der  Vereinigten  Staaten  von 
Nordamerika  wie  auch  kleinerer  Staaten,  wie  der  Schweiz,  Hollands,  Belgiens, 
Dänemarks,  in  einem  Masse  zurück,  das  durch  die  Verschiedenheit  des  landesübUchen 
Zinsfusses  sicherer  Kapitalsanlagen  nur  zum  TeU  seine  Erklärung  findet,  und  gleich- 
wohl sind  sie  auch  in  normalen  Zeiten  viel  häufigeren  und  stärkeren  und  durch  die 
allgemeine  Lage  des  Geld-  und  Anlagemarktes  nicht  gerechtfertigten  Schwankungen 
ausgesetzt  als  jene.  In  letzterer  Hinsicht  wirkt  auch  die  fortgesetzt  starke  Zentrali- 
sierung des  Bankwesens  und  der  Bankgeschäfte  in  den  grossen  Privatbanken  mittel- 
bar nachteilig  auf  die  Kursentwicklung  ein,  da  sie  die  Börse  als  den  hier  selbsttätig 
wirkenden  Regulator  geschwächt  hat.  Jede  dieser  Grossbanken  ist  eine  Börse  in 
sich ;  während  früher  die  An-  und  Verkaufsaufträge  des  Publikums  einer  grossen 
Zahl  verschiedener  Börseninteressenten  zugingen  und  ihre  direkte  Erledigung  an 
der  Börse  die  Sicherheit  gewährte,  dass  dort  regelmässig  ein  grösserer  Kreis  von 
Käufern  vertreten  war,  strömt  jetzt  ein  grosser  Teü  dieser  Aufträge  bei  den  Gross- 
banken  zusammen  und  findet  dort  durch  Kompensation  seine  Erledigung,  während 
nur  die  Aufnahme  oder  Hergabe  der  nicht  aus^glichenen  Beträge  die  Börse  be- 
schäftigt. Der  Kreis  der  Interessenten  an  der  Börse  hat  sich  dadurch  stark  ver- 
ringert ;  auch  in  völlig  normalen  Zeiten  wirken  jetzt  oft  schon  sehr  massige  Beträge, 
die  an  den  Markt  kommen,  kursdrückend,  weil  zufällig  kein  Käufer  im  Markt  ist, 
und  die  unwillkürliche  Einwirkung  auf  den  Kurs  der  Staatsanleihen  bedarf  meist 
keiner  grossen  Mittel,  um  ihres  Erfolges  gewiss  zu  sein. 

Eine  Ueberwachung  des  Konsolmarktes  durch  die  Seehandlung  kann  sich 
selbstverständlich  nicht  eine  völlige  Stabilisierung  des  Kurses  ihrer  Anleihen  zum 
Ziel  setzen ;  von  den  dauernd  oder  für  längere  Zeit  sich  festsetzenden  Schwankungen 
des  landesüblichen  Zinsfusses  und  des  Privatdiskonts  wird  der  Kurs  der  Staats- 
papiere nach  wie  vor  ebenso  betroffen  werden  wie  von  der  Hinneigung  des  Kapi- 
talistenpublikums zu  Spekulationspapieren  in  Zeiten  der  Hochkonjunktur ;  aber  ein 
finanzkräftiges  Staatsinstitut,  das  die  dauernde  Ueberwachung  des  Konsolmarktes, 
auf  dem  es  selbständig  als  Käufer  und  Verkäufer  auftritt,  sich  zur  Aufgabe  setzt, 
wäre  gleichwohl  für  die  grössere  Stetigkeit  und  Sicherung  dieses  Marktes  von  nicht 
zu  unterschätzender  Bedeutung.  Mit  einer  entsprechenden  Verstärkung  seiner 
Kapitalkraft  wäre  die  Möglichkeit  geschaffen,  durch  Aufnahme  gröeserer  oder 
geringerer  Mengen  schwimmenden  Materials  den  von  diesem  ausgehenden  Kurs- 
druck zu  beseitigen  oder  zu  müdem,  ein  Eintreten,  das  umso  wünschenswerter 
und  wertvoller  wäre,  als  bei  der  fast  alljährlich  eintretenden  Notwendigkeit,  dass 
das  Reich  oder  Preussen  mit  grösseren  Anleihebeträgen  an  den  Geldmarkt  heran- 
tritt, und  bei  der  nicht  selten  hervortretenden  Erscheinung,  dass  ein  Teil  dieser 
Anleihen  nur  sehr  langsam  plaziert  wird,  sich  der  von  dem  herumschwimmenden 
Material  ausgehende  Druck  oft  noch  lange  Zeit  nach  der  Begebung  der  Anleihen 
empfindlich  fühlbar  macht.  Ebenso  wäre  mit  der  Verstärkung  des  Kapitals  die 
Möglichkeit  geschaffen,  sachlich  nicht  gerechtfertigten  Bewegungen  auf  dem  Geld- 
markt, willkürlich  oder  aus  Sonderinteressen  hervorgehenden  Einwirkungen  auf 
den  Kursstand,  Angriffen  auf  den  Staatskredit  u.  s.  w.,  also  allen  durch  die  allge- 
meine Lage  des  Gelcünarktes  nicht  gerechtfertigten  ausserordentlichen  und  künstlich 
hervorgerufenen  oder  zufällig  eintretenden  Kursschwankungen  mit  Aussicht  auf 
Erfolg  entgegenzutreten  und  damit  Beunruhigung  des  grossen,  an  den  Staats- 
anleihen und  allen  von  ihnen  mitbeeinflussten  Fonds  (Kommunalpapieren,  luid- 
schaftlichen  Pfandbriefen  u.  s.  w.)  beteiligten  KapitalistenpubUkums  nach  Möglich- 
keit zu  verhüten  und  dessen  hieraus  folgende  Verstimmung  gegen  die  Reichs-  und 
preussischen  Staatsanleihen  mehr  oder  weniger  zu  beseitigen  und  die  Beliebtheit 
dieser  Anlagewerte  zu  steigern.  Dass  ein  solches  Eingreifen  in  die  Kursentwicklung 
nur  unter  vorsichtiger  Beobachtung  des  Geldmarktes  geschehen  und  Erfolg  haben 
kann,  ist  freilich  ebenso  zweifellos,  wie  dass  dieses  Eingreifen  unter  Umständen 
die  Aufwendung   und   längere  Festlegung   beträchtlicher  Mittel   erfordern  wird» 
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lind  dass  bei  seinem  finanziellen  Ergebnis  für  die  Seehandlung  selbst  ebenso  mit 
Verlust  wie  mit  Gewinn  gerechnet  werden  muss;  die  Staatsverwaltung  wird  sich 
aber  der  Aufgabe  nicht  entziehen  können,  zur  Hebung  und  Sicherung  des  Staats- 
kredits die  in  den  Grenzen  der  Möglichkeit  liegende  Pflege  des  Anleihemarktes  zu 
verwirklichen. 

Für  die  staatliche  Finanzverwaltung  würde  überdies  die  Erhöhung  des  Kapi- 
tals der  Seehandlung  den  weiteren  VorteU  haben,  sie  für  die  Begebung  dieser  An- 
leihen und  für  die  Wahl  des  Zeitpunktes  hierfür  wesentlich  imabhängiger  und 
günstiger  zu  stellen  als  bisher,  und  namentlich  bei  schwierigeren  Verhältnissen 
des  Geldmarktes  wird  hierfür  eine  Vermehrung  der  eigenen  Kapitalkraft  des  Staats- 
instituts von  erhöhter  Bedeutimg  sein. 

Auf  dem  Gebiete  des  kommunalen  Kredits,  des  Anleihewesens  der  Pro- 
vinzen, Kreise,  Städte,  dessen  Pflege  die  Seehandlung  seit  langen  Jahren  ihre 
Tätigkeit  zugewendet  hat,  und  das  in  gleicher  Weise  wie  das  staatliche  Anleihe- 
wesen in  den  letzten  Jahrzehnten  eine  starke  Ausdehnung  erfahren  hat,  sieht  sich 
die  Seehandlung  vor  die  Gefahr  gestellt,  sich  wegen  der  Geringfügigkeit  ihres  Kapi- 
tals eine  ihrer  Stellung  und  den  hier  immer  wachsenden  Aufgaben  nicht  entspre- 
chende Beschränkung  auflegen  und  den  sich  bereits  vielfach  geltend  machenden 
Bestrebungen,  auch  auf  diesem  Gebiet  eine  bessere  Organisation  herbeizuführen, 
versagen  zu  müssen. 

Eine  Vermehrung  der  eigenen  ftnanziellen  Mittel  der  Seehandlung  liegt 
endlich  auch  insofern  im  Interesse  des  Staates,  als  für  den  Fall  eines  Krieges  die 
Stärkung  der  Seehandlung  eine  unmittelbare  Stärkung  der  staatlichen  Finanz- 
verwaltung und  eine  MUderung  der  auf  dem  Geldmarkt  imd  im  Wirtschaftsleben 
eintretenden  Krisis  bedeuten  würde. 

Durch  AusbUdung  und  Weiterentwicklung  des  Depot-  imd  Depositenver- 
kehrs  lässt  sich  die  Verstärkung  des  eigenen  Kapitals  der  Seehandlung  nicht  er- 
setzen. In  so  erfreulicher  Entwicklimg  sich  auch  die  Ausdehnung  der  Klientel 
und  der  Geschäftstätigkeit  der  Seehandlung  befindet,  so  macht  sie  sich  doch  natur- 
gemäss  weit  mehr  bei  dem  Depot-  als  bei  dem  Depositenverkehr  geltend.  Die 
Seehandlimg  ist  nicht  in  der  Lage,  die  Heranziehung  von  Depositen  durch  Gewäh- 
rung besonders  günstiger  Bedingungen  in  grösserem  Masse  zu  betreiben ;  nicht  nur, 
dass  die  Kenntnis  von  der  Banktätigkeit  der  Seehandlung  nur  allmählich  in  weitere 
Kreise  dringt,  und  dass  sie  von  jeder  Geschäftsreklame  absehen  muss,  wird  sie 
sich  gerade  in  Bezug  auf  die  Gewährung  von  Depositenzinsen  von  den  zahl- 
reichen Privatbanken  stets  überboten  sehen,  schon  weU  diese  frei  von  den  Schran- 
ken, die  die  Seehandlung  von  jeder  spekulativen  Geschäftstätigkeit  trennen, 
die  ihnen  zugeführten  Depositen  in  gewinnbringenderer  Weise  nutzbar  machen 
und  deshalb  auch  ihren  Kunden  günstigere  Bedingungen  gewähren  können,  vor 
allem  aber  deshalb,  weil  die  Seehandlung  zur  Aufrechterhaltung  der  Vertrauens- 
stellung, die  ihr  seitens  der  Privatbanken  alle  Zeit  eingeräumt  worden  ist,  und 
deren  sie  zur  Erfüllung  ihrer  Aufgaben  auch  bedarf,  nicht  von  der  bewährten  Ueber- 
lieferung  abgehen  darf,  sich  von  einem  Konkurrenzkampf  mit  den  Privatbanken 
auf  dem  Gebiet  der  reinen  Banktätigkeit  fem  zu  halten.  Auch  abgesehen  hiervon 
aber  lässt  sich  die  Erfüllung  der  Aufgaben  der  Seehandlung  entweder  nur  in  be- 
schränktem Masse  oder  wie  die  Pflege  des  Anleihemarktes  und  die  Sicherung  der 
Kriegsbereitschaft  überhaupt  nicht  auf  fremde  Gelder,  die  jederzeit  zurückgezogen 
werden  können  und  in  kritischen  Zeiten  ganz  oder  grösstenteils  zurückgezogen 
werden,  sondern  lediglich  auf  Kapitalmittel  stützen,  die  der  Seehandlung  dauernd 
zur  Verfiigung  stehen. 

Die  hiemach  erforderliche  Verstärkung  des  eigenen  Kapitals  der  Seehandlung 
lässt  sich  im  einzelnen  nicht  wohl  berechnen.  Soll  indes  der  Seehandlung  die  Mög- 
lichkeit gegeben  werden,  ihre  bisherige  Tätigkeit  den  gewachsenen  Verhältnissen  ent- 
sprechend weiter  zu  üben  imd  zu  entwickeln,  und  sollen  ihr  zu  den  alten  neue  um- 
fangreiche und  ihrer  Stellung  innerhalb  des  Staatsorganismus  und  auf  dem  Geld- 
markt entsprechende  Aufgaben  wie  die  vorbezeichneten  gestellt  werden,  so  wird, 
zumal  sie  nicht  in  der  Lage  ist,  wie  andere  Banken  ihr  eigenes  Kapital  durch  allmäh- 
liches Ansammeln  von  Reserven  zu  vergrössem,  eine  starke  Vermehrung,  wie  sie  der 
Gesetzentwurf  in  dem  Betrage  von  65  MUlionen  Mark  vorschlägt,  unerlässlich  sein. 
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Erklärung 
des  Präsidenten  der  Seehandlung   in    der  82.  Sitzung  der  Budget- 
kommission am  16.  Juni  1904  ^). 

Der  Präsident  der  Seehandlnng  legt  in  Beantwortung  verschiedener  ge- 
stellter Anfragen  zunächst  dar,  dass  die  von  der  Seehandlung  nutzbar  gemachten 
Gelder  keineswegs  allein  an  die  Grossbanken  in  Berlin  ausgeliehen  würden,  dass 
die  Seehandlung  vielmehr  sehr  beträchtliche  Summen  an  eine  grössere  Anzahl  von 
Banken  und  Bcmkhäusem  in  allen  Teilen  Deutschlands  begebe,  dass  sie  aber  auch 
in  regelmässiger  Geschäftsverbindung  mit  anderen  Geldinstituten  (Preussische 
Zentralgenossenschaf tskasse,  Sparkassen  u.  s.  w.),  wie  anderen  Beru£s-  und  Inter- 
essenkreisen (Versicherungsgesellschaften,  Berufsgenossenschaften,  landwirtschaft- 
lichen und  Beamtenvereinigungen)  und  öffentlichen  Korporationen  (Provinzen. 
Kreisen,  Kommunen)  stehe. 

Was  die  von  einem  Mitcliede  der  Kommission  erwähnten  Beschwerden  an- 
lange, als  ob  die  Seehandlung  den  grossen  und  kleinen  Banken  unberechtigte  Kon- 
kurrenz mache,  so  sei  diese  Beschwerde  nicht  begründet.  Die  Seehandlung  ver- 
meide es  mit  Rücksicht  auf  ihre  Stellung  als  Staatsinstitut  wie  auf  ihre  Stellung 
zur  Buikwelt  von  jeher  grundsätzlich  imd  bewusst,  in  einen  Konkurrenzkampf 
mit  den  Privatbanken  einzutreten.  Sie  halte  es  zwar  für  ihr  nobile  officium,  die 
besondere  Sicherheit  der  Staatsbank  jedermann,  auch  gerade  den  kleinen  Kapi- 
talisten zur  Verfügung  zu  stellen,  und  habe  dies,  seitdem  die  Erweiterung  ihrer 
Bäume  dazu  die  Möglichkeit  geboten,  durchgeführt,  wie  auch  ihre  Bedingungen 
für  das  allgemeine  Bankgeschäft  (Depot-,  Depositen-,  Kontokorrent-,  Effekten- 
u.  s.  w.  Geschäft)  für  das  Publikum  günstiger,  die  Formen  ihres  Verkehrs  beweg- 
licher gestaltet  und  insbesondere  ihre  Bedingungen  denen  der  grossen  Privatbanken 
wenigstens  einigermassen  angenähert,  habe  aber  auch  hier  wieder  mit  bewusster 
Absicht  daran  festgehalten,  den  Privatbanken  für  die  Regel  einen  Vorspmng  zu 
lassen;  so  blieben  insbesondere  die  von  ihr  für  Depositen  gewährten  Zinsen  nicht 
unerheblich  hinter  den  Sätzen  der  Privatbanken  zurück,  während  die  von  ihr  für 
den  Kontokorrent-,  Depotverkehr  u.  s.  w.  geforderten  Grebühren  höher  seien  als 
bei  jenen.  Wie  weit  sie  aber  davon  entfernt  sei,  den  kleineren  und  mittleren  Banken 
das  Leben  zu  erschweren,  gehe  klar  daraus  hervor,  dass  sie  gerade  auf  Anregung 
aus  diesen  Kreisen  und  imter  Vermeidung  jeder  höheren  Gebühr  für  den  Privat- 
mann den  kleineren  und  mittleren  Bankhäusern  sogar  ihre  Tresore  als  Depotstelle 
für  die  Kunden  jener  Bankhäuser  zur  Verfügung  stelle,  und  zwar  in  einer  Weise, 
die  diesen  Privatkunden  anderer  Bankhäuser  die  Möglichkeit,  nach  wie  vor  alle 
ihre  Geschäfte  durch  den  Provinzbankier  zu  machen  und  sich  seines  Rates  zu  be- 
dienen, und  die  Sicherheit  der  Seehandlung  für  die  Verwahrung  ihrer  Effekten 
biete,  den  Banken  aber  die  Sicherheit,  da^  der  Kimde  ihnen  nicht  abspringt. 
Aber  diese  vorsichtige  Vermeidung  jedes  Konkurrenzkampfes  könne  selbstver- 
ständlich nicht  dahin  führen,  dass  die  Seehandlung  auch  auf  dem  Gebiet,  das  ihr 
und  des  Staates  unmittelbares  Feld  sei,  d.  h.  bei  der  Pflege  des  Konsolmarktes 
davon  absehe,  die  hierfür  notwendigen  Massnahmen  zur  Durchführung  zu  bringen. 
Sie  habe  deshalb  hier  ihre  vermittelnde  Tätigkeit  ganz  besonders  günstig  gestaltet, 
sie  sehe  bei  allen  Ankäufen  von  Konsols  imd  Reichsanleihen  von  jeder  Provision 
ab  und  nehme  diese  Papiere  zur  Hälfte  ihrer  sonstigen  Sätze,  d.  h.  für  20  Pf.  pro 
1000  M.  jährlich  in  Verwahrung.  Sie  habe  das  getan  einerseits  in  der  Ueberzeugung. 
dass,  wenn  man  auf  dem  bisher  verwahrlosten  Markte  unserer  Anleihen  einige 
Besserung  schaffen  wolle,  man  die  Sache  an  den  verschiedensten  Stellen  anfassen 
und  starke  wie  leichte  Hebel  ansetzen  müsse,  anderseits  aber  auch  in  der  Über- 
zeugung, dass,  wenn  sie  über  den  Anleihemarkt  eine  gewisse  Kontrolle  übernehmen 
solle,  sie  dies  nur  tun  und  nur  dann  auch  bei  Beobachtung  aller  Vorsicht  intervenie- 
ren könne,  wenn  sie  sich  auf  der  anderen  Seite  die  Abstossung  der  übernommenen 
Bestände  nach  Möglichkeit  erleichtere. 


1)  Drucksache  des  Abgeordneteuhauses  Nr.  S90. 
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Die  Frage,  in  welcher  Art  diö  Seehandlung  das  erhöhte  Kapital  verwenden 
wolle,  lasse  sich  nur  ganz  allgemein  beantworten. 

Zunächst  lege  die  Begründung  des  Gesetzentwurfes  dar,  dass  das  gegen- 
wärtige Kapital  der  Seehandlung,  schon  wenn  man  von  allen  neuen  Aufgaben  ab- 
sehe, nicht  mehr  zureiche,  auch  nur  dem  bisherigen  Betriebe  gerecht  zu  werden. 
Durch  die  Geringfügigkeit  ihrer  dauernd  verfügbaren  Mittel  werde  sie  zeitweise 
lahm  gelegt;  das  müsse  ihre  Wirksamkeit  und  Bedeutung,  je  länger  je  mehr, 
zurückdrängen,  und  auch  ihre  Stellung  als  Staatsbank  und  königlicher  Behörde, 
der  sie  im  wesentlichen  ihren  tatsäcUich  noch  bestehenden  Einfluss  verdanke, 
könne  den  immer  mächtiger  aufstrebenden  Grossbanken  und  der  Börse  gegenüber 
auf  die  Dauer  doch  nur  Wert  behalten,  wenn  auch  die  Seehandlung  seilet  finanz- 
kräftig bliebe. 

Die  im  Interesse  der  staatlichen  Finanzverwaltung  wie  im  eigenen  Interesse 
der  Seehandlung  notwendige  fortgesetzte  und  freundsclmftliche  Fühlung  mit  den 
Grossbanken  und  die  damit  im  engsten  Zusammenhange  stehende  Information 
der  Seehandlung  über  den  Geldmarkt  und  die  darauf  einwirkenden  Kräfte  lasse 
sich  ohne  die  Entfaltung  einer  stetigen  Banktätigkeit  ni<;^t  sichern.  Hier  werde 
also  die  Seehandlung  auf  eine  grössere  Stetigkeit  und  Ausdehnung  dieser  Tätig- 
keit Bedacht  nehmen  müssen. 

Aus  demselben  Gnmde  wie  nicht  minder  aus  dem  bereits  hervorgehobenen 
Gesichtspunkte,  sich  den  Absatz  der  preussischen  und  Reichsanleihen  zu  erleich- 
tem, werde  die  weitere  Entwicklung  des  Depot-  und  Depositenwesens  im  Auge 
zu  behalten  sein.  Namentlich  ersteres  befinde  sich,  wie  zahlenmässig  dargelegt 
wurde,  in  sehr  erfreulichem  Aufschwung,  und  die  der  Seehandlung  sich  zuwenden- 
den Kreise  des  Privatpublikums  seien  in  der  Hauptsache  solche,  welche  das  Haupt- 
gewicht auf  die  Sicherheit  —  sowohl  der  Verwahrung  wie  der  Kapitalsanlaffe 
selbst  —  lege,  und  die  daher  auch  für  den  Absatz  unserer  Anleihen  eine  wachsende 
Bedeutung  gewinnen  können« 

Die  in  der  Begründimg  näher  dargelegte,  von  der  Seehandlung  zu  übende 
Pflege  des  Konsolmarktes  werde  voraussichtlich  einen  beträchtlichen  TeU  des  Ver- 
stärkungskapitals dauernd  in  Anspruch  nehmen.  Allerdings  könne  nicht  ernst 
genug  betont  werden,  dass  man  in  dieser  Kontrolle  des  Marktes  kein  Allheilmittel 
sehen  und  an  sie  nicht  unmögliche  Erwartungen  knüpfen  dürfe.  Die  Intervention 
der  Seehandlung,  die  übrigens  nur  unter  vorsichtigster  Beobachtung  des  Geld- 
marktes geschehen  dürfe,  könne  die  auf  den  Stand  der  Konsols  einwirkenden  allge- 
meinen Konjunkturen  und  Verhältnisse  des  Geldmarktes  und  der  Zinsschwankungen 
niemals  ausgleichen,  nur  den  willkürlichen  und  zufälligen  Einwirkungen  könne 
sie  entgegentreten  und  die  aus  der  gegenwärtigen  Verwahrlosung  des  Marktes  fol- 
genden, schon  bei  geringem  Angebot  eintretenden  fortgesetzten  Schwankungen 
und  Abbröcklungen  des  Kurses,  die  häufig  immer  neue  Verkäufe  veranlassten 
und  das  Kursniveau  weiter  senkten,  und  die  für  unsere  Anleihen  damit  verbunde- 
nen Schädigungen  mindern.  Diese  Schädigungen  seien  bei  uns  umso  stärker,  als 
bei  ims,  nicht  wie  in  anderen  Staaten  —  teils  nach  Gesetz,  teils  nach  Sitte  —  die 
grossen  Geldreservoire  (Sparkassen,  Versicherungsgesellschaften,  Banken,  Aktien- 
gesellschaften) als  ständige  Käufer  für  die  Staatsanleihen  am  Markte  seien  und 
deshalb  die  feste  Plazierung  unserer  Anleihen  viel  langsamer  vor  sich  gehe  und  das 
herumschwimmende  Material  länger  und  stärker  auf  den  Kurs  drücke  als  dort. 
Deshalb  sei  die  Kontrolle  des  Marktes  bei  uns  noch  viel  wichtiger  als  in  anderen 
Ländern;  eine  sehr  wesentliche  Unterstützung  würde  sie  aber  erhalten,  wenn  in 
der  von  der  Staatsregierung  beabsichtigten  sehr  massvollen  Weise  die  Sparkassen 
zur  Anlegung  eines  Teües  ihrer  Bestände  in  Reichs-  und  preussischen  Staatsanleihen 
herangezogen  würden. 

Das  verstärkte  Seehandlungskapital  werde  des  weiteren  der  Finanzverwal- 
tung das  Mittel  bieten,  sie  für  die  Wahl  des  Zeitpunktes  der  Begebung  von  An- 
leihen freier  zu  stellen  als  bisher,  da  die  Seehandlung  vielfach  in  der  Lage  sein  werde, 
Schatzanweisungen  des  Staates  zu  übernehmen,  ohne  dass  diese  Massnahme,  wie 
es  im  Reich  jetzt  fortgesetzt  geschehe,  sofort  bekannt  werde  und  damit  einen 
Druck  auf  den  Anleihemarkt  ausübe. 
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Von  Bedeutung  sei  endlich  auch  die  Frage  der  Kriegsbereitschaft  der  See- 
handlung.   Ihre  Aufgabe  im  Kriegsfalle  bestehe: 

1.  in  erster  Linie  darin,  neben  der  Rückzahlung  der  Gelder  der  Finanzver- 
waltung  ihre  eigenen  Mittel  nach  Möglichkeit  für  die  Bedürfnisse  des 
Staates  liquid  zu  halten  und  bereit  zu  stellen,  insbesondere  behufs  Ueber- 
nähme  von  Schatzanweisungen,  Kriegsanleihen  u.  s.  w.,  eine  Aufgabe, 
deren  Erfüllung  durch  das  Halten  eines  massigen  Portefeuilles  ausländi- 
scher Wechsel  und  eines  massigen  Bestandes  von  Staatspapieren  neu- 
traler Staaten  erleichtert  werden  könnte, 

2.  soweit  die  Aufgabe  zu  1  dazu  noch  Raum  lasse,  darin,  dass  sie  mit  ihren 
Mitteln  die  ELrisis  zu  mildem  und  die  Reichsbank  zu  enUasten  suche, 
zunächst  dadurch,  dass  sie  selbst  die  Reichsbank  tunlichst  wenig  in  An- 
spruch nehme,  sodann  dadurch,  dass  sie  die  ihren  Kunden  gewährten 
Kredite  nach  Möglichkeit  halte  und  verlängere. 

Es  sei  aber  klar,  dass  sie  bei  der  gegenwärtigen  Geringfügigkeit  und  Fest- 
legung ihrer  Mittel  nicht  nur  dem  Geldmarkt  werde  wenig  Hufe  bringen,  sondern 
auch  dem  Staat  nur  sehr  bescheidene  Mittel  werde  zur  Verfügung  stellen  können. 

Zu  dem  zum  Gesetzentwurf  gestellten  Antrage  wegen  Ablösung  der  Leih- 
ämter und  der  industriellen  Betriebe  wolle  er  nur  noch  bemerken, 

dass  die  Verbindung  des  Leihamtes  —  bei  dessen  Betrieb  übrigens  ein 
fiskalisches  Interesse  nicht  obwalte,  da  seine  Ueberschüsse  der  Rotherstiftung  zu- 
fliessen,  etwaige  Fehlbeträge  aber  aus  dem  Reservefonds  gedeckt  werden  —  mit  der 
Seehandlung  auf  Gesetz  beruhe  und  von  dieser  auch  wegen  der  ebenfalls  auf  Ge- 
setz beruhenden  Verbindung  mit  der  Rotherstiftung  nicht  wohl  gelöst  werden  könne, 

dass  die  Spinnerei  in  Landeshut  abgestossen  werden  soUe,  sobald  dies  mög- 
lich sei,  hierüber  auch  in  den  letzten  beiden  Jahren  mehrfach  Verhandlungen  ge- 
schwebt hätten,  die  indes  entweder  zu  völlig  unannehmbaren  Geboten  geführt 
oder  ersebnislos  geblieben  seien, 

dass  aber  die  Aufrechterhaltung  der  Verbindung  der  beiden  industriellen 
Etablissements  mit  der  Seehandlun«;  sich  auch  noch  aus  dem  weiteren  Gesichts- 
punkte empfehlen  werde,  dass  beide  durchaus  kaufmännisch  verwaltet  würden 
und  ihre  Leitung,  Kontrolle  und  Revision  praktisch  leichter  und  besser  von  der 
ebenfalls  kaufmännisch  geleiteten  Seehandlung  und  ihrem  kaufmännisch  ge- 
schulten Personal  bewirkt  werden  könne  als  von  einer  mehr  bureaukratisch  ge- 
schulten anderen  Stelle  der  Staatsverwaltung. 


Zu  den  wegen  Belassung  eines  Teiles  des  Jahresgewinnes  der  Seehandlung 
zur  Schaffung  eines  Kursausgleichungsfonds  und  wegen  etwaiger  ausschliesslicher 
Ueberweisung  des  Verkehrs  mit  den  Sparkassen  an  die  Preussische  Zentralgenossen- 
schaftskasse  gegebenen  Anregungen   bemerkt  der  Präsident  der  Seehandlung: 

Dem  Gedanken  eines  Ausgleichsfonds  für  Kursverluste  stimme  er  sachlich 
durchaus  zu.  Es  sei  klar,  dass  die  Seehandlung,  wenn  sie  den  Konsolmarkt  kontrol- 
lieren wolle,  hierbei  ebensowohl  Verluste  wie  Gewinne  aufweisen  werde,  und  dass 
es  auch  im  Interesse  der  Finanzverwaltimg  wünschenswert  sei,  allzu  grosse  Schwan- 
kungen bei  den  Jahresablieferungen  an  die  allgemeinen  Staatsfonds  zu  vermeiden. 
Diese  Schwankungen  könnten,  wie  das  überall  kaufmännischer  Gebrauch  sei,  ver- 
mieden werden,  entweder  durch  entsprechende  Abschreibungen  auf  die  im  Bestände 
der  Seehandlung  verbliebenen  Effekten  oder  durch  Schaffung  eines  besonderen 
Ausgleichsfonds.  Ersteres  sei  schon  jetzt  zweifellos  möglich ;  aber  auch  die  Schaf- 
fung eines  besonderen  Ausgleichsfonds  halte  er,  soweit  er  sich  innerhalb  der  Grenzen 
verständiger  kaufmännischer  Uebung  hielte,  für  angängig,  da  die  Seehandlung  ihre 
Verwaltung  und  Bilanzierung  nach  kaufmännischen  Grundsätzen  zu  bewirken 
habe,  und  er  halte  sich,  zumal  nach  dieser  aus  der  Mitte  der  Kommission  gegebenen 
Anregung,  überzeugt,  dass  die  Budgetkommission  wie  der  Landtag  einem  solchen 
Verfahren  ihre  Zustimmung  nicht  versagen  würden;  einer  besonderen  gesetzlichen 
Ermächtigung  aber  werde  es  hierfür  nicht  bedürfen. 

Was  aber  die  Sparkassenfrage  anlange,  so  habe  der  Herr  Finanzminister 
bereits  im  Plenum  erklärt,  dass  durch  den  mehrfach  erwähnten  Erlass  des  Herrn 
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Ministers  des  Iimem  selbstverständlich  ein  Ausschluss  der  Preussischen  Zentral- 
genossenschaftskasse  von  dem  Verkehr  mit  den  Sparkassen  nicht  herbeigeführt 
werden  solle,  und  dass,  da  anscheinend  Zweifel  hierüber  entstanden  seien,  diese 
Zweifel  sicher  in  jenem  Sinne  deklariert  werden  würden.  Eine  ausschliessliche 
Ueberweisung  des  Verkehrs  mit  den  Sparkassen  an  ein  einzelnes  Institut,  insbe- 
sondere die  Preussische  Zentralgenossenschaftskasse,  aber  sei  von  jeher  von  der 
Staatsregierung,  namentlich  auch  von  dem  verewigten  Finanzminister  v.  Miquel 
wiederholt  auf  das  ernsteste  widerraten  und  insbesondere  auch  bei  der  Errichtung 
der  Preussischen  Zentralgenossenschaftskasse  von  der  Staatsregierung  und  dem 
Landtage  abgelehnt  worden.  Das  Gesetz  über  die  Preussische  Zentralgenossen- 
schaftskasse habe  deshalb  nur  die  Möglichkeit  ofifen  gelassen,  gewisse  Arten  von 
Sparkassen  an  die  Preussische  Zentralgenossenschaftskasse  zu  überweisen;  auch 
hiervon  aber  sei  bisher  mit  Vorbedacht  kein  Gebrauch  gemacht  worden.  Im  In- 
teresse der  Liquidhaltung  der  Sparkassen  selbst  und  der  mit  ihnen  in  Verbindung 
stehenden  Bankinstitute  aber  erscheine  hier  eine  gewisse  Dezentralisation  dringend 
wünschenswert;  die  Zentralisation  des  Verkehrs  der  sämtlichen  Sparkassen  auf 
ein  einziges  Institut  würde  volkswirtschaftlich  geradezu  eine  Gefahr  bedeuten,  da 
im  Falle  eines  Krieges  der  gemeinsame  Ansturm  aller  Sparkassen  auf  dies  eine 
Institut  (Zurückziehung  der  Depositen,  Forderung  neuer  Krodite)  Ansprüche  stellen 
würde,  denen  ein  solches  Institut  kaum  würde  begegnen  können.  Im  übrigen  aber 
bestanden  in  Deutschland  mehr  als  2000  öffentliche  Sparkassen,  in  Preussen  allein 
über  1500,  so  dass  hier  für  die  Tätigkeit  einer  ganzen  Anzahl  von  Bankinstituten 
ausreichender  Baum  sei.  Die  Beschaffung  von  Mitteln  für  das  Genossenschafts- 
wesen würde  für  die  Preussische  Zentralgenossenschaftskasse,  auch  wenn  sie  nur 
mit  einem  Teil  der  Sparkassen  in  Verbindung  stehe,  keinesfalls  gefährdet,  da  sie 
bei  der  fortgesetzten  Erstarkung  der  Genossenschaftsverbände  schon  jetzt  sich 
immer  mehr  zu  einer  Ausgleichsstelle  für  das  Genossenschaftswesen  entwickelt 
und  ihre  dauernde  Inanspruchnahme  für  Genossenschaftskredite  immer  mehr  sich 
ermässigt  habe. 
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Francesco  Ruffini,  La  quota  di  concorso,  studio  di  diiitto 
finanziario-ecclesiastico.  Milano,  Societä  editrice  Libreria  1904. 
62  S. 

Durch  das  piemontesische  Gesetz  vom  29.  Mai  1855  wurde  den  kirch- 
lichen Körperschaften,  welche  Überreichliche  Einnahmen  hatten,  eine  Steuer 
auferlegt,  um  sie  für  den  niederen  Klerus  zu  verwenden,  der  nicht  einmal  das 
Notwendigste  hatte.  Dieses  Qesetz,  das  im  piemontesischen  Episkopat  grosse 
Aufregung  erzeugt  hatte  —  sah  sich  doch  das  Ministerium  Cavour  veranlasst 
seine  Demission  zu  geben,  wurde  aber,  als  auch  das  neue  Ministerium  den 
Wünschen  der  Bischöfe  nicht  willfahren  konnte,  wieder  zurückgerufen  — ,  wurde 
nach  und  nach  auf  andere  Teile  Italiens  ausgedehnt,  bis  das  Gesetz  vom  7.  Juli 
1866  für  das  Königreich  Italien  eine  allgemeine  Einrichtung  schuf. 

Nach  dem  Art.  31  müssen  zu  Gunsten  des  Kultusfonds  als  Beitragsquote 
(quota  di  concorso)  leisten  : 

1.  die  Pfarrbenefizien  von  dem  Nettoeinkommensüberschuss 

über  2000—5000  Lire 5  > 

über  5000—10,000  Lire 12  , 

und  vom  Mehrbetrag 20  ^ 

2.  die  Seminarien  und  Kirchenfabriken  vom  Nettoeinkommens- 

überschuss 

über  10,000—15,000  Lire 5 

über  15,000—25,000  Lire 10      , 

vom  Mehrbetrag 15       , 

3.  Erzbischofssitze    und    Bischofssitze    vom    Nettoeinkommens- 

überschuss 

von  über  10,000—20,000  Lire 33»>  , 

von  über  20,000—30,000  Lire 50      , 

von  über  30,000—60.000  Lire 66*/»  , 

4.  Abteien,  kanonische  und  einfache  Benefizien,  Anstalten  für  religiöse 
Uebungen  und  Reb'quienverehrung  (opere  di  esercizi  spirituali,  santuari) 
und  jedes  andere  Benefizium  und  jede  andere  Stiftung,  die  ]drchlichen 
Charakters  ist  und  dem  Kultus  dient  und  nicht  in  den  vorausgehenden 
Ziffern  aufgeführt  ist,  von  dem  Nettoeinkommensüberschuss  jeglicher 
Art  und  Herkunft  über  1000  Lire,  wie  in  Nr.  1. 

Für  die  Liquidation,  Feststellung  und  Erhebung  der  Beitragsquote  gelten 
die  Grundlagen  und  Normen  der  Gesetze  und  Verordnungen,  die  bezüglich  der 
Abgabe  der  toten  Hand  gelten.  Ausser  den  dort  bestimmten  Abzügen  ist  keine 
andere  zugelassen  als  jene  der  Abgabe  der  toten  Hand. 

Ueber  die  Natur  dieser  «Beitraffsquote",  die  nach  dem  Gesetz  von  1866 
mit  den  übrigen  Einnahmen  des  Fonds  verschiedenen  Kultuszwecken  dient  — 
der  ursprüngliche  Zweck  bildet  die  4.  Nummer  im  Gesetz  — ,  besteht  in  Italien 
grosser  Streit.  Der  Kassationshof  in  Rom  hat  seit  1896  derselben  den  Charakter 
einer  Steuer  in  verschiedenen  Urteilen  abgesprochen. 
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Der  gelehrte  Verfasser,  Professor  der  Rechte  an  der  Universität  in  Turin, 
wendet  sich  gegen  diese  Auffassung ;  er  zerpflückt  die  Begründung  des  Gerichts- 
hofs und  weist  Überzeugend  nach,  dass  hier  eine  Steuer  vorliegt  und  zwar  eine 
sog.  Spezialsteuer.  Die  Studie  ist  gerade  für  das  Gebiet  der  Spezialsteuem 
recht  instruktiv  und  verdient  die  allgemeine  Beachtung  der  Finanztheoretiker. 

Der  Verfasser  kennt  in  erstaunlichem  Masse  die  italienische  und  deutsche 
Finanzliteratur').  Georg  Schanz. 


Dr.  W.  Hilsenbeck,  Beamter  der  Rheinischen  Kreditbank,  Die 
Deckung  der  Kosten  des  Kriegs  in  Südafrika  von  1899—1902 
auf  Seite  Englands.  Stuttgart,  1904,  Cotta'sche  Buchh.  Nachf. 
100  S. 

Der  Verfasser  verfolgt  Schritt  für  Schritt  den  Aufwand,  den  die  eng- 
lische Regierung  jeweils  für  den  afrikanischen  Krieg  für  nötig  hielt,  und  die 
Art  und  Weise,  wie  die  Mittel  hierfür  beschafft  wurden. 

Der  Krieg  in  Südafrika  beanspruchte 

1899/1900      23,217  Mill.  Pfd.  Sterl. 
1900/01  65,120     , 

1901/02  71,037     r 

1902/03  51,782     . 

211,156  Mill.  Pfd.  Sterl.  =  rund  4314  Mill.  M. 

Mit  den  Kosten  für  den  Krieg  in  China  erhöht  sich  die  Summe  auf 
217,166  Mill.  Pfd.  Sterl. 

Die  ordentlichen  Einnahmen  (ausschliesslich  der  seit  Ausbruch  des  Kriegs 
eingeführten  Steuern)  blieben  hinter  den  ordentlichen  Ausgaben  (ausschliess- 
lich der  Zinsen  der  Kriegsschuld)  um  16,694  Mill.  Pfd.  Sterl.  zurück.  Der  Er- 
trag der  neuen  Steuern,  bezw.  Zuschläge,  betrug  75,150  Mill.  Pfd.  Sterl.,  so 
dass  zur  Deckung  der  Kriegskosten  58,456  Mill.  Pfd.  Sterl.  verfügbar  waren. 
Durch  zeitweise  Einstellung  der  Schuldentilgung  (pro  1900/01  und  1901/02) 
wurden  9,228  Mill.  Pfd.  Sterl.  frei,  so  dass  durch  Anleihen  149,482  Mill. 
Pfd.  Sterl.  zu  decken  waren.  Ein  gutes  Drittel  des  Mehrbedarfs  wurde  auf 
dem  steuerlichen  Wege  aufgebracht.  Vom  6.  März  1900  ab  wurde  der  Tee- 
zoll von  4  d  per  Pfund  auf  6  d,  der  unverarbeitete  Tabakzoll  von  2  sh  8  d 
auf  3  sh,  der  Branntweinzoll  von  10  sh  10  d  auf  11  sh  4  d  per  Gallone,  die 
innere  Steuer  von  10  sh  6  d  per  Gallone  auf  11  sh  per  Gallone,  die  innere 
Biersteuer  von  6  sh  9  d  per  Barrel  auf  7  sh  9  d  erhöht.  Neu  eingeführt  wurde 
1901  ein  Zuckerzoll  von  4  sh  2  d  per  Zentner,  eine  innere  Verbrauchssteuer 
von  Glykose  von  2  sh  9  d  bezw.  2  sh  per  Zentner,  ferner  ein  Ausfuhrzoll  auf 
Kohle  von  1  sh  per  Tonne,  sowie  1902  ein  Korn-  und  Mehlzoll  von  3  d  bezw. 
5  d  per  Zentner,  der  aber  vom  1.  Juli  1903  ab  wieder  aufgehoben  wurde. 
Diese  indirekten  Steuern  brachten  in  den  3  Jahren  1900/01,  1901/02,  1902/03 
85,266  Mill.  Pfd.  Sterl.  Noch  etwas  mehr  brachte  die  Erhöhung  der  Ein- 
kommensteuer, der  Satz  derselben  wurde  von  8  d  im  Jahre  1898/99  auf  12  d 
pro  Pfd.  Sterl,  im  Jahre  1900/01,  auf  14  d  im  Jahre  1901/02,  auf  15  d  im 
Jahre  1902/03,  d.  h.  von  3Vt7o  auf  57o,  5,83%,  6,25^0  erhöht«);  sie  lieferte 
in  den  3  Jahren  ein  Plus  von  39,884  Mill.  Pfd.  Sterl.  =  813,6  Mill.  M.    Es  ist 

feiungen,   in  4  Jahren   den   Ertrag  von  367,2  Mill.  M.    durch  Erhöhung  des 
teuersatzes  um  87V«>  auf  797,5  Mill.  M.  zu  erhöhen.    Da  die  englische  Ein- 
kommensteuer nur  Einkommen  Über  3200  M.  trifft,  wurden,  wie  man  sieht,  die 


1)  Vgl.  auch  unten  S.  393  die  Besprechung  der  Schrift  Jannacone'ä. 

2)  Für  1903,04  wurde  der  Satz  wieder  auf  ii  Pf.  ermässigt. 
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Bessersitaierten   durch   diese,   die   Niditeinkommensteuerpfliclitigen   durch   die 
indirekten  Steuern  zur  Mittragung  der  Kosten  yeranlaast. 

Das  Steuersystem  Englands  hat  sich  als  sehr  elastisch  erwiesen. 

Aber  auch  der  Wert  der  Tilgungseinrichtung  ist  deutlich  zu  Tage  ge- 
treten. Vom  31.  März  1895  bis  81.  März  1899  hatte  die  Schuld  um  29,44  Mill. 
Pfd.  Sterl.  =  600,6  Mill.  M.  abgenommen.  Durch  die  Suspendierung  der  Tilgung^ 
für  2  Jahre  hatte  man  188  Mill.  M.  zur  Verfügung.  Grosse  Tilgungsbeträ^e 
bilden  eine  wertvolle  Reserve  für  Notzeiten. 

Die  Schulden  mussten  freilich  angesichts  des  Riesenbedarfs  wieder  er- 
heblich vermehrt  werden. 

Anfängli<!h  glaubte  man  mit  schwebender,  bezw.  bald  tilgbarer  Schuld 
auskommen  zu  können.  18  Mill.  Pfd.  Sterl.  Treasury  bills  (fallig  1903  04), 
10  Mül.  Pfd.  Sterl.  Exchequer  bonds  (fällig  7.  August  1908)  und  14  MiU.  Pfd. 
Sterl.  Exchequer  bonds  (f&Uig  7.  Dezember  1905),  femer  eine  besondere 
2V«%ige  Kriegsanleihe  von  30  Mill.  Pfd.  Sterl.,  längstens  bis  5.  April  1910 
rückzahlbar,  wurden  begeben.  Allein  schliesslich  musste  man  doch  auch  —  seit 
1856  wieder  zum  ersten  Male  —  zu  Konsols  greifen,  auf  die  92  Mill.  Pfd.  Sterl. 
treffen  (1901  60  Mill,  1902  32  Mill.  Pfd.  Sterl.).  Wie  die  alten  Konsols  tru^n 
sie  2'/4^/o  Zins,  der  aber  am  5.  April  1908  in  2Vs*^/o  überging;  wie  die  alten  smd 
sie  vor  1928  unkündbar.  Bei  der  Begebung  wurde  ein  doppelter  Weg  gewählt, 
die  Hälfte  wurde  an  ein  englisch-amerikanisches  Konsortium  überlassen,  wogegen 
die  andere  Hälfte  im  Wege  der  Subskription  begeben  wurde.  Bei  den  60  Mill. 
Pfd.  Sterl.  war  der  Kurs  947«,  bei  den  32  Mill.  Pfd.  Steri.  93V«7o.  Der  Kurs 
der  Konsols,  der  Ende  Mai  1899  1097»  i^och  betrug,  war  also  erheblich  ge- 
sunken, freilich  hauptsächlich  infolge  der  automatischen  Zinsreduktion  von 
2'/4  auf  2Vs7o*  Immerhin  blieb  der  Kurs  hGher,  als  der  der  höher  verzins- 
lichen deutschen  Papiere.  Zu  derselben  Zeit,  wo  England  über  1200  Mill.  M. 
(60  Mill.  Pfd.  Sterl.)  in  schwieriger  Zeit  2V47oige  (bezw.  vom  5.  April  1903  ab 
2V>7oige)  Konsols  zu  94Vs7o  verkaufte,  konnte  das  Deutsche  Reich  in  völliger 
Friedenszeit  300  Mill.  M.  S^/oiger  Reichsanleihe  nur  zu  87V«*/o  begeben.  Der 
grosse  Kapital reichtum  Englands,  der  Zwangsbedarf  der  dortigen  Sparkassen 
und  die  in  Friedenszeiten  ener]^che  Schuldentilgung  drücken  den  englischen 
Zinsfuss.  Doch  scheint  man  in  England  mit  der  Konversion  auf  2*/i%  doch  et- 
was zu  tief  gegriffen  zu  haben.  Heute  (20.  April  1905)  stehen  die  Konsols  90^Vi<* 
Für  den  Rückkauf  durch  Tilgung  ist  das  ja  eine  allerdings  recht  vorteilhafte 
Situation,  aber  würde  England  wieder  in  die  Lage  kommen,  Geld  aufnehmen 
zu  müssen,  so  würde  sich  auch  die  Kehrseite  geltend  machen. 

Georg  Schanz. 


Voigt el,  Die  direkten  Staats-  und  Gemeindesteuern  im  Ghross- 
herzogtum  Baden,  eine  Darstellung  ihrer  Entwicklung  und  Er- 
gebnisse von  1886—1901.    Jena,  Gustav  Fischer,  1903.    119  S. 

H.  V.  Nostitz,  Grundzüge  der  Staatssteuem  im  Königreich  Sachsen. 
Jena,  Gustav  Fischer,  1903.     244  S. 

Die  Schrift  von  Voigtel  ist  eine  sehr  fieissige  und  instruktive  Arbeit. 
Sie  zerfällt  in  zwei  Teile;  der  erste  betrifft  die  direkten  Staatssteuem,  der 
zweite  die  direkten  Gemeindesteuern.  Im  1.  Abschnitt  des  ersten  Teils  gibt 
der  Verfasser  eine  kurze  geschichtliche  Entwicklung  der  direkten  Staatssteuem 
in  Baden ;  im  2.  Abschnitt  die  Entwicklung  der  Einkommensteuer  von  1886  bis 
1901,  im  3.  Abschnitt  die  Entwicklung  der  Ertragssteuern  von  1886—1901;  es 
enthalten  diese  zwei  Abschnitte  eine  sorgfältige  Verarbeitung  der  statistischen 
Materialien  mit  vielen  Prozentual-  und  Kopfzahlberechnungen.  Die  Statistik 
zeigt,   dass  die  Einkommensteuer,   ursprünglich  als  eine  Zusatzsteuer  gedacht, 
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sich  schnell  zur  Hauptstenerquelle  entwickelt  hat.    Sie  lieferte  1901  57,03*^/0, 
die  Ertragssteuern  41,9^0  aller  direkten  Steuern. 

Der  zweite  Teil  gibt  im  1.  Abschnitt  eine  geschichtliche  Entwicklung  der 
direkten  Gemeindesteuern  im  19.  Jahrhundert,  wogegen  der  2.  Abschnitt  die 
Statistik  enthält. 

Wie  allerwärts,  so  sind  auch  in  Baden  die  direkten  Gemeindeumlagen  sehr 
gewachsen  und  zwar  von  1886—1891  von  7,57  M.  pro  Kopf  auf  11,80  M.  (in  den 
der  Städteordnung  unterstehenden  Städten  von  11,54  auf  18,08,  in  den  sonstigen 
Städten  und  Landgemeinden  mit  Über  4000  Einwohnern  von  9,33  auf  14,37,  in 
den  übrigen  Städten  und  Landgemeinden  unter  4000  Einwohnern  von  6,49  auf 
9,30  M.).  Die  direkten  Staatssteuem  stiegen  von  7,08  M.  auf  9,66  M.  Für  die 
kommunalen  Verbrauchssteuern  kommen  noch  Karlsruhe,  Freiburg,  Heidelberg, 
Pforzheim,  Baden  in  Betracht,  Mannheim  hat  seit  dem  I.Januar  1898  mit 
Bücksicht  auf  seine  zahlreiche  Arbeiterbevölkerung  die  Verbrauchssteuern  mit 
Ausnahme  der  auf  Getränke  aufgehoben,  der  Betrag  war  in  1901  283,000  M. 
In  den  fünf  oben  angeführten  Städten  kommt  ungefähr  1  M.  Biersteuer  und 
1  M.  Fleiscbsteuer  auf  den  Kopf  der  Bevölkerung.  Ein  Arbeiter  in  Karlsruhe, 
der  jährlich  1200  M.  verdient,  bezahlt  nach  dem  Verfasser  an  Staatseinkommen- 
steuer 8,75  M.,  an  Gemeindeeinkommensteuer  4,50  M.,  dagegen,  wenn  die 
Familie  aus  6  Köpfen  besteht,  an  kommunaler  Fleisch-  und  Biersteuer  mehr 
als  12  M.,  wobei  unberücksichtigt  ist,  dass  der  Brotverbrauch  dieser  Arbeiter- 
familie über  den  Durchschnit^satz  pro  Kopf  der  Bevölkerung  hinausgeht. 
,Also  die  Verbrauchssteuern,  welche  für  den  Etat  der  Gemeinde  Karlsruhe  nur 
2^0  der  Einnahmen  bedeuten,  belasten  den  Familienvater  der  Arbeiterbevölkernng 
mindestens  ebenso  hoch,  wie  alle  seine  sonstigen  Staats-  und  Gemeindeabgaben 
zusammen.'  Für  Mannheim  würde  freilich  dieses  Räsonnement  kaum  zutreffen ; 
denn  wie  Dr.  Schott  in  einer  sehr  schönen  Untersuchung  (Beiträge  zur  Statistik 
der  Stadt  Mannheim  Nr.  10)  Anfang  Mai  1902  nachgewiesen  hat,  hat  die  Auf- 
hebung der  Oktrois  einen  nachhaltigen  Einfluss  im  Sinne  einer  Verbilligung 
der  Brotpreise  nicht  gehabt. 

Die  Schuldenlast  der  Gemeinden  ist  sehr  gestiegen,  in  den  9  Städten 
der  Städteordnung  von  1886—1901  um  ca.  273  ^'o.  Der  Verfasser  meint,  man 
sei  in  der  Auswahl  der  «dringend  notwendigen"  Ausgaben  nicht  allzu  skrupulös 
gewesen.  Eine  weitere  Steigerung  der  Steuerlast,  speziell  eine  stärkere  Be- 
lastung des  Kapitalvermögens  und  unfundierten  Einkommens  sei  in  Baden 
kaum  mehr  zu  vermeiden. 

Die  Schrift  von  Nostitz,  dem  Verfasser  des  bekannten  Werkes  «Das 
Aufsteigen  des  Arbeiterstandes  in  England"  ist  augenscheinlich  entstanden  als 
eine  Vorarbeit  für  die  amtliche  Bearbeitung  der  sächsischen  Kommunalsteuer- 
reform. Als  ein  Mann  mit  weitem  Blick  und  grossem  sozialen  Verständnis  hat 
er  nicht  ohne  Erfolg  seinen  Gegenstand  in  Angriff  i^enommen.  Die  Schrift 
bildet  eine  gute  Er^nzung  zu  der  trefflichen  Uebersicht  Ad.  Wagners  in 
seiner  Finanzwissenschaft.  Nostitz  bespricht  zunächst  kurz  den  äusseren 
Verlauf  der  Entwicklung,  dann  die  alte  Gewerbe-  und  Personalbesteuerung  und 
die  Grundsteuer,  wo  durch  das  Zurückgehen  auf  die  Landtagsverhandlunfen 
der  Verfasser  in  der  Lage  ist,  manches  Beachtenswerte  mitzuteilen.  Weiterhin 
schildert  er  die  zweite  grosse  Reform,  femer  die  Einkommensteuer,  durch  zahl- 
reiche Noten  eine  Art  Kommentar  gebend,  sodann  die  Statistik  der  Einkommen- 
steuer und  schliesslich  die  neue  Vermögenssteuer,  wo  ebenfalls  zahlreiche  er- 
läuternde Noten  beigefügt  sind.  In  den  Schlussbemerkungen  werden  die  inneren 
Zusammenhänge  der  Entwicklung  und  die  Frage  des  Steuersystems  besprochen. 

In  tiefere  theoretische  Erörterungen  lässt  sich  der  Verfasser  nicht  ein 
und  sie  sind  ihm  auch  augenscheinlich  nicht  sympathisch.  Seine  Schrift  ist 
aber  trotzdem  nützlich  und  verdienstlich. 

Seit  dem  Erscheinen  dieser  Schrift  ist  im  Königreich  Sachsen  insofern 
ein  Novum  zu  erwähnen,  als  in  dem  jüngsten  Landtag  ein  Antrag  Rüder. 
Andrä,  Rudelt  und   Genossen  vom   10.  Dezember  1903   die  Aufhebung  des 
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§  19  des  Ergänzungssteuergesetzes  vom  2.  Juli  1902 ')  verlangte  *),  Dieser  Para- 
graph bestimmt,  dass  das  dem  Betriebe  der  Land-  oder  Forstwirtschaft  auf 
eigenen  Grundstücken  ausschliesslich  der  Nebenbetriebe  derselben  dienende 
Anlage-  und  Betriebskapital  nicht  zu  dem  ergänzungssteuerpfiichtigen  Vermögen 
gehört.  Die  Regierung  verhielt  sich  gegenüber  dem  Antrage  neutral,  sie  er- 
klärte sich  bereit,  einen  entsprechenden  Entwurf  vorzulegen,  wenn  beide  Kammern 
auf  den  Antrag  sich  einigten.  Diese  Einigung  kam  aber  nicht  zu  stände,  die 
Zweite  Kammer  nahm  zwar  den  Antrag  an,  die  Erste  Kammer  lehnte  aber  ab 
und  das  Yereinigungsverfahren  hatte  ebenfalls  einen  negativen  Ausgang. 

Die  Erste  Kammer  stützte  sich  namentlich  darauf,  «dass,  solange  in 
Sachsen  die  Grundsteuer  besteht,  das  Anlage-  und  Betriebskapital  einer  koor- 
dinierten Steuer  entzogen  geblieben  ist,  und  dass  alle  auf  eine  andere  Behand- 
lung abzielenden  Versuche  und  Angriffe  ohne  Erfolg  waren.'  Der  §  19  habe 
also  nur  einen  deklaratorischen  Charakter;  damit,  dass  die  Grundsteuer  (an 
Stelle  der  Vermögenssteuer)  für  die  Grundbesitzer  aufrecht  erhalten  blieb,  sei 
an  dem  bisherigen  Zustand  nichts  geändert  worden ;  es  wurde  auch  wahrschein- 
lich zu  machen  gesucht,  dass  eine  Begünstigung  der  Landwirte  gegenüber 
anderen  Vermögenssteuerpflichti^en  nicht  vorliege.  Die  im  Lande  aufgetretene 
Agitation  und  Aufregung  sei  eine  irregeleitete.  Der  Entgang  für  die  Staats- 
kasse betrage  überhaupt  nur  50—60,000  M. ;  die  Regierung  schätzte  das  land- 
wirtschaftliche Betriebskapital  pro  Steuereinheit  auf  10  M.  oder  pro  Hektar 
auf  350  M.,  was  in  beiden  Fällen  zu  350l  Mill.  M.  führt;  Vs^o»  davon  ergibt 
175,000  M.,  die  aber  auf  obige  Summe  sich  ermässigen,  weil  darin  das  jetzt 
schon  Pflichtige  Betriebskapital  der  Pächter  steckt,  viele  Betriebskapitalien,  die 
unter  10,000  M.  betragen,  frei  bleiben  und  der  grösste  übrige  Teil  nur  er- 
mässigte  Steuer  (§  10  Abs.  2)  zahlen  würde. 

Der  Standpunkt,  den  die  Verfechter  des  §  19  einnahmen,  wurde  in  der 
.Zweiten  Kammer  natürlich  mehrfach  bestritten.  Georg  Schanz. 


H.  Vetters  Tabellen  zur  schnellen  und  richtigen  Berechnung  der 
Zinsen  aus  1  bis  50,000  M.  Kapital.  6.  Aufl.  Freiburg  i.  B. 
Herdersche  Verlagshandlung  1903.     380  u.  41  S. 

Die  immer  etwas  umständliche  Zinsrechnung  löst  sich  durch  die  Vett er- 
sehen Tabellen  in  eine  einfache  Additionsarbeit  auf.  Für  jede  Zahl  von  Tagen 
(von  1—365  Tagen)  kann  man  rasch  die  Zinsen  zu  1,  S'/z,  S'A,  4,  47*»  47«»  5 
und  6%  für  jede  Summe  von  1 — 60,000  M.  berechnen.  Die  Zinsen  von  3,  4\i, 
4"/*,  5V2°/o  etc.  können  mittels  einfacher  Kombinationen  gefunden  werden,  z.B. 
die  Zinsen  von  4'/4  *^/'o  durch  Addition  der  Zinsen  von  1 7©  und  37*  V»  oder 
indem  man  die  5  7oigen  Zinsen  berechnet  und  dann  eine  besondere  Tabelle  zur 
Reduktion  der  zu  57o  berechneten  Zinsen  auf  8,  47s)  47«  und  57s7o  benutzt 
Da  im  Bankbetriebe  bekanntlich  das  arithmetische  Jahr  (zu  360  Tagen)  zu  Grund 
gelegt  wird,  so  sind  auch  Zinstafeln  hierfür  beigegeben.  Eine  Tabelle  fSr 
Umrechnung  der  Reichsmark  in  Taler,  südd.  Gulden,  österreichische  Gulden  und 
Franken  und  umgekehrt  ist  ebenfalls  beigefügt.  Da  das  Buch  bereits  in  6.  Auf- 
lage vorliegt,  scheint  es  sich  als  praktisch  bewährt  zu  haben. 
Georg  Schanz. 

1)  Vgl.  „Die  sächsische  Steuerreform  vom  Jahre  1902'*,  Finanzarchiv  1903  S.  234  f. 

3)  Berichte  der  II.  Kammer  I.  Bd.  Nr.  U;  Mitteil,  über  die  Verh.  der  U.  K.  Nr.  2»  v. 
12.  Jan.  1904  S  408  f. ;  Deputationsber.  der  II.  K.  Nr.  97  v.  17.  Febr.  1904;  Mitt.  über  die  Verh. 
der  II.  K.  Nr.  54  v.  23.  Febr.  1904  S.  753  f.;  Bericht  der  1.  u.  2.  Deputation  der  I.  K.  v. 
4.  Mai  1904  Nr.  176;  Mitt.  über  die  Verh.  d.  I.  K.  v.  9.  Mai  1904  Nr.  5i  S.  567  f. ;  Berichte  der 
II.  K.  Nr.  308;  Mitt.  der  II.  K.  Nr.  104  v.  16.  Mai  1904  S.  2083  f.;  Mitt.  der  I.  K.  Nr.  69  v. 
18.  Mai  1904  S.  802;  Mitt.  d.  II.  K.  Nr.  108  v.  18.  Mai  1904  S.  2187. 
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Jos.  Stammhammer,  Bibliographie  der  FinanzwisseDSchaft.   Jena, 
Gustav  Fischer,  1903.     415  S. 

Der  Verfasser,  Bibliothekar  des  juridisch- politischen  Lesevereiss  in  Wien, 
hat  bereits  eine  Bibliographie  des  Sozialismas  verfasst.  Die  vorliegende  Biblio- 
graphie der  Finanzwissenschaft  ist  nach  Materien  alphabetisch,  innerhalb  der 
Materien  örtlich  und  innerhalb  der  Länder  zeitlich  angeordnet.  Für  die  Materie 
wurden  die  Stichwortc  der  Titel  vermerkt.  Am  Schlüsse  jedes  Schlagwortes 
sind  Hinweise  auf  verwandte  Materien  gemacht,  um  Zusammengehöriges  zu 
finden.  Dass  nicht  selten  Schriften  unter  Rubriken  geraten,  unter  die  sie  eigent- 
lich nicht  gehören,  ist  bei  solchen  Arbeiten  nahezu  unvermeidlich.  Wer  sich 
z.  B.  für  Steuerüberwälzung  interessiert,  wird  möglicherweise  nicht  darauf 
kommen,  dass  unter  , Steueraufhebung"  eine  Arbeit  von  Laspeyres  »Statistische 
Untersuchungen  über  den  Einfluss  einer  Steueraufhebung  auf  die  Preise  der 
bisher  besteuerten  Produkte*  steckt. 

Auch  Un Vollständigkeiten  sind  in  einem  solchen  Buche  leicht  möglich. 
Von  meinen  Untersuchungen  z.  B.  über  die  Erbschaftssteuererträge  in  Deutsch- 
land ist  die  eine  Über  die  Jabre  1870 — 85  erwähnt,  die  zweite  von  1885 — 96 
nicht;  ebenso  fehlt  bei  den  .Studien  zur  Geschichte  der  Theorie  der  Erbschafts- 
steuern* die  Erwähnung  des  II.  Teils  (Bd.  18  Finanzarchiv  1901). 

Immerhin  bildet  das  Buch  eine  reiche  Fundquelle  und  ein  wichtiges 
bibliographisches  Hilfsmittel,  für  das  man  dankbar  sein  muss;  besonders  wert- 
voll ist,  dass  nicht  bloss  die  selbständig  erschienenen  Bücher  und  Schriften, 
sondern  auch  die  Aufsätze  in  Zeitschriften  berücksichtigt  sind.  Das  Namen- 
register sowie  das  Länder-  und  Städteregister  tun  gute  Dienste. 

Georg  Schanz. 


R.  Siebenschein  und  V.  LichtensterD,  Das  Strafrecht  der 
direkten  Personalsteuem,  nach  dem  Gesetze  vom  25.  Oktober  1896 
systematisch  dargestellt.  Wien  1904.  Manzsche  Verlagshand- 
lung.     229  S. 

Durch  die  Arbeiten  Meiseis  und  Bauers  im  Finanzarchiv  (Bd.  Y,  XIX) 
ist  das  Wesen  der  Steuerdelikte  und  das  Strafrecht  der  Osterreichischen  Ein- 
kommensteuer speziell  bereits  ausführlich  and  grundlegend  behandelt  worden. 
Die  Verfasser  obiger  Schrift  stützen  sich  mehrfach  auf  diese  Arbeiten  und 
nehmen  Stellung  zu  denselben.  Sie  haben  ihr  Thema  in  detaillierter  er- 
schöpfender Weise  ausgebaut.  Der  Inhalt  zerfällt  naturgemäss  in  zwei  Teile, 
im  I.  ist  das  materielle  Strafrecht  in  7  Abschnitten,  im  IL  das  Strafverfahren 
in  14  Abschnitten  dargeboten.  Die  österreichische  Finanzpraxis  wird  die  Schrift 
gut  gebrauchen  können,  zumal  auch  ein  Register  beigegeben  ist.  Das  Buch 
bildet  aber  auch  eine  nicht  unwichtige  Ergänzung  zu  den  oben  erwähnten  Ar- 
beiten von  Meisel  und  Bauer.  Georg  Schanz. 


O.  Warschauer,  Physiologie  der  deutschen  Banken.   Berlin  1903. 
Verlag  von  Wilh.  Baensch.     112  S. 

Die  Schrifb  bildet  Heft  5  der  Bibliothek  für  Politik  und  Volkswirtschaft, 
herausg.  von  Prof.  Hieb  er  und  C.  A.  Patzig.  Der  Verfasser  gibt  eine  Dar- 
stellung des  Wesens  der  deutschen  Effektenbanken  und  deutschen  Hypotheken- 
und  Zettelbanken.    Die   Schrift   ist   nicht   sowohl   lehrbuch-   als   lesebuchartig 
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gehalten.  Hie  und  da  werden  auch  Beanstandungen  und  Vorschläge  einge- 
flochten. Auf  S.  23,  24  wendet  sich  der  Verfasser  gegen  die  sog.  Sperre  seitens 
der  Emissionshäuser  und  verlangt  die  gesetzliche  Unterdrückung  dieser  ,ten- 
denziös  erkünstelten  Konstruktion',  bezw.  bestimmte  Normen,  um  das  üeber- 
gewicht  der  Emissionshäuser  zu  beseitigen. 

Die  Errichtung  von  Tazämtem  für  die  Hypothekenbanken  erachtet 
Warschauer  nicht  für  zweckmässig;  dagegen  hält  er  die  Benützung  der 
Feuertazen  und  der  Grund-  und  Gebäudesteuem  für  gangbar  (S.  71).  Die  Aus- 
gabe von  Kommunalobligationen  seitens  der  H^othekenbanken  wird  nicht  ge- 
billigt und  ebenso  nicht  die  zugelassene  Beteiligung  der  Hypothekenbanken  an 
Kleinbahnunternehniungen,  die  Beleihungsgrenze  in  letzterem  Fall  sollte  nicht, 
wie  das  Gesetz  gestattet,  bis  zu  60%,  sondern  nur  bis  zu  bO^/o  gehen.  Auch 
den  kommissionsweisen  An-  und  Verkauf  von  Wertpapieren  und  den  Depositen- 
verkehr mGchte  Warschauer  in  bestimmter  Weise  eingeengt  wissen  (8.71 
bis  78).  Fraglich  erscheint  ihm  auch,  ob  es  richtig  ist,  dass  die  Reichsbank 
seit  1879  die  Annahme  verzinslicher  Depositen  ablehnt;  sie  sollte,  meint  W., 
ähnlich  wie  die  Sächsische  Bank,  solche  zulassen  und  wie  diese  bestimmen, 
dass  Beträge  bis  zu  5000  M.  nach  Itägiger,  über  5000—10,000  M.  nur  nach 
Stägiger,  über  10,000  M.  nach  halbmonatlicher  Kündigung  erhoben  werden 
könnten  (S.  101). 

Irrtümlich  ist,  wenn  der  Verfasser  S.  107  bemerkt,  dass  die  Reichsbank- 
anteilscheine ,, wegen  der  steten  Gefahr  ihrer  Einlösung  zum  Nennwerte"  eine 
sichere  Kapitalsanlage  nicht  bildeten;  nach  §  41  des  Bankgesetzes  haben  die 
Anteilseigner  auch  noch  die  Hälfte  des  Reservefonds,  soweit  er  nicht  zur  Deckung 
von  Verlusten  in  Anspruch  zu  nehmen  ist,  zu  beanspruchen.  Freilich  ein  Ver- 
lust gegenüber  dem  Kurs  der  Reichsbankanteilscheine  ist  trotzdem  in  Anschlag 
zu  bringen. 

Bei  den  Effektenbanken  hätte  auch  der  finanziellen  Trustgesellschafben 
gedacht  werden  sollen.  Georg  Schanz. 


Dr.  H.  Allendorf,    Das   Finanzwesen   der   Stadt   Halle  a.  S.    im 
19.  Jahrhundert.     Jena,  G.  Fischer,  1904.     207  S. 

Der  Verfasser  hat  die  Anregung  zu  dieser  Arbeit  von  Prof.  Conrad 
erhalten.  Halle  hatte  1782  15,502,  1804  21,000,  1899/1900  127,436  Einwohner. 
Ein  Gemeinwesen  mit  einem  solchen  Wachstum  muss  naturgemäss  auch  eine 
bedeutsame  finanzielle  Entwicklang  aufweisen.  Der  Verfasser  führt  zunächst 
die  Geschichte  der  Gemeindesteuern  im  19.  JiJirhundert  vor,  bespricht  dann  das 
Armen wesen,  Schulwesen,  Bauwesen,  die  Strassenbeleuchtung,  -reinigung,  -be- 
sprengung,  die  städtischen  Gewerbebetriebe  (Wasser-  und  Gasversorgung,  städt 
Schlacht-  und  Viehhof),  die  Schulden  der  Stadt;  ein  weiterer  Abschnitt  gibt 
einige  geschichtliche  Daten  zur  Erklärung  der  Finanzlage  am  Anfang  des 
19.  Jahrhunderts,  dem  sich  ein  solcher  über  das  Finanzwesen  der  Stadt  unter 
besonderer  Berücksichtigung  der  Eommunalsteuem  anschliesst.  Ein  Schluss- 
abschnitt verbreitet  sich  über  die  Weiterentwicklung  der  Gemeindesteuern  in 
Halle  a.  S.  Ein  reiches  Zahlenmaterial  ist  in  der  Schrift  enthalten.  Auf  die 
Details  können  wir  nicht  eingehen;  es  mag  nur  hervorgehoben  werden,  dass 
die  direkte  Besteuerung  1832  2,57  M.  pro  Kopf,  1899/1900  20,70  M.  betrug; 
die  Ausgaben  für  das  ünterrichtswesen  1810  0,51  M.  pro  Kopf,  1899/1900  6.19  M., 
die  Ausgabe  für  das  Armenwesen  1800  1,55  M.  pro  Kopf,  1899^900  2,53  M^ 
für  Strassenbeleuchtung  und  -reinigung  1810  0,41  M.  pro  Kopf,  1899/1900  2,05  M. 
Die  Einnahmen  aus  Grundbesitz  machten  1801/02  40,76  ^o  der  Gesamteinnahmen 
aus,  1871  nur  noch  10,33  7o.  Die  Schulden  der  Stadt  beliefen  sich  (1900)  für 
städtische  industrielle  Unternehmungen  (Gas-,  Wasserwerk,  Vieh-  und  Schlacht- 
hof, Leihamt)  auf  5,676,548  M.,  diese  Anstalten  bringen  ihre  Zinsen  und  Tilgung 
selbst  auf  und   geben  noch   einen    üeberschuss,   die   übrige   Schuld    betraf 
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24,273,425  M.    Die  Zinsen  und  Tilgungsraten  für  die  29,950,000  M.  betrugen 
1902  1,141,022  M. 

Wie  die  schöne  Schrift  von  Brandt  (Studien  zur  Wirtschafts-  und  Ver- 
waltungsgescfaichte  der  Stadt  Düsseldorf  im  19.  Jahrhundert,  Düsseldorf  1902), 
80  bildet  auch  die  von  Allendorf  einen  nützlichen  Beitrag  zur  Kenntnis 
unserer  Eommunalfinanzen.  Georg  Schanz. 


Charles  Morawitz,  Die  Türkei  im  Spiegel  ihrer  Finanzen,  nach 
dem  französischen  Original  übersetzt  und  mit  einem  Nachtrag 
versehen  von  Georg  Schweitzer»  Berlin  1903,  Carl  Hey- 
mann.    510  S. 

Ueber  die  türkischen  Finanzen  sind  wir  recht  mangelhaft  unterrichtet. 
Es  ist  deshalb  sehr  erfreulich,  dass  Morawitz,  soweit  dies  bei  der  Türkei 
Überhaupt  möglich  ist,  eine  Orientierung  versucht.  Das  Buch,  interessant  ge- 
schrieben, bekundet  eine  wohlwollende  Auffassung  des  Verfassers,  wurde  aber 
gleichwohl  von  der  türkischen  Zensur  verboten,  da  es  notwendigerweise  die 
vielen  Schäden  der  Verwaltung  berühren  musste. 

Der  Verfasser  gibt  zunächst  einen  historischen  Ueberblick  Über  die  Zeit 
vor  1854  und  für  die  sich  daran  anschliessende  Aera  der  kontinuierlichen  An- 
leihen, bis  1875/76  erst  der  partielle  und  dann  der  vollstfindige  Bankrott  er- 
folgte. Die  Pforte  unterhandelte  mit  den  Galataer  Buiken  und  verstand  sich 
am  10.  /  22.  November  1879  dazu,  für  die  Schuld  bestimmte  Einnahmen  zu  über- 
weisen; das  führte  dann  zu  einer  erweiterten  Institution,  welche  durch  das 
sog.  Muharremdekret  (vom  28.  Muharrem  1299  =  8.  /  20.  Dezember  1881)  be- 
stätigt wurde.  Die  Gläubiger  willigten  in  eine  beträchtliche  Herabsetzung  des 
Nominalkapitals,  der  Zinsen  und  des  Rückzablungssatzes.  Die  Zinsen  des  redu- 
zierten Kapitals  wurden  mit  1  %  Minimum  angesetzt,  der  Ueberschuss  der  Ein- 
gange über  den  für  diese  Zinsen  erforderlichen  Betrag  hinaus  sollte  unter  be- 
stimmten Bedingungen  der  Tilgung  gewidmet  sein.  Für  die  Türkenlose  blieb 
die  Zinszahlung  eingestellt,  die  Ziehungen  wurden  wieder  nach  Massgabe  der 
verfilgbaren  Mittel  aufgenommen.  Es  wurde  eine  von  einem  Rate  der  Delegierten 
der  Inhaber  geleitete  Verwaltung  der  öffentlichen  Schuld  eingerichtet,  um  alle 
konzedierten  Einnahmen  einzukassieren  und  alle  auf  den  Staatsschuldendienst 
bezüglichen  Operationen  durch  die  Ottomanbank  und  andere  mit  diesem  Dienste 
ursprünglich  betrauten  Kreditinstitute  vornehmen  zu  lassen. 

Seit  dem  Muharremdekret  zerfällt  das  türkische  Finanzwesen  in  zwei 
getrennte  Teile,  ein  Teil  wird  vom  Finanzministerium  (Mali^),  ein  Teil  vom 
Verwaltungsrat  der  Öffentlichen  Schuld  verwaltet. 

Nach  dem  letzten  veröffentlichten  Budget,  das  vom  1.  März  1897  bis 
28.  Februar  1898  galt  und  mit  dem  Durchschnitt  der  3jährigen  tatsächlichen 
Einkünfte  übereinstimmt,  hat  man  folgende  Ansätze: 

Einnahmen: 

Miete  für  Immobilien  des  Fiskus 35,667  t.  Pfd. 

Immobiliensteuer  von  Konstantinopel 275,022        ,. 

,                in  den  Vilajets 2,236,902 

Zehnten 4,100,000 

Hammel-,  Kamel-  und  Büffelsteuer 1,937,849 

Schweinesteuer 16,213        ^ 

Temettusteuer  in  den  Vilajets 500,000 

Militärbefreiungstaxe  in  den  Vilajets 886,210^ 

Ertrag  der  Steuerteskeres  (Steuerquittungen)    ....  21,288        ^ 

Verschiedene  Taxen 248,105        , 

10,257,256  t.  Pfd. 

Finanzarchiv.  XXII.  Jahrg.                        825  25 
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Zölle 2,000,000  t.  Pfd. 

Salz 786,190 

Tabak 754,295 

Spirituoseii 248,585 

Stempel 277,110 

Fischerei        107,616 

Tabakzehnt 100,000 

Seide 106,387 

Bey^  des  Tumbeki 5,449 

Zinsen  f&r  verfügbare  Beträge 4,000 

Gewinnanteil  der  Tabakregie,  nach  Abzug  des  Reftieh  55,100 

Tumbekimonopol 44,000 

Forderung  von  Bulgarien  für  den  Betrieb  der  Eisenbahn- 

streke  Bellova-Vakarel     .    ; 3,055 

Anteil  der  kaiserl.  Regierung  am  Betriebsertrage  der 

rumelischen  Eisenbahn 88,409 

Administr.  Einnahmen  des  Milit&rdepartements    .     .    .  582,793 

,              ,    Zivildepartements  ....  2,494,830 

Gewinnanteil  des  kaiserl.  Schatzes  an  der  Tabakregie  51,775 

Tribute 1,186316 


Im  ganzen  18,511,828  t.  Pfd. 

Ausgaben: 

Kaiserl.  Zivilliste 577,172  t.  Pfd. 

Apanagen  für  Prinzen  und  Prinzessinnen 305,378        , 

882,550  t.  Pfd. 
Oeffentl.  Schuld 

konsolidierte 5,064,888 

schwebende 1,394,418        . 


6,459,306  t,  Pfd. 

Ausgaben  für  religiöse  Zwecke 749,484        , 

Milit&rdepartements 6,512,028        . 

Zivildepartements 3,826,043 


18,429,411  t.  Pfd. 


Die  Immobiliensteuer  bemisst  sich  nach  dem  Hfachen  Betrag  des  mut- 
masslichen Ertragnisses  und  beträgt  bei  unbebauten  Flächen  47oo,  bei  von 
den  Eigentümern  selbst  bewohnten  Häusern  5  ^oo,  bei  Häusern,  deren  Mietwert 
20,000  Piaster  übersteigt,  87oo»  und  bei  vermieteten  Objekten  10  %o.  Die 
Steuer  erhält  einen  Aufschlag  von  5%  ihres  Betrages  für  Zwecke  des  öffent- 
lichen Unterrichts,  von  6%  fö^^  militärische  Zwecke;  2Vi*/o  werden  für  Er- 
hebungsspesen berechnet.  In  gewissen  Gegenden  ist  die  Bodenstener  auf 
50  Piaster  pro  Bauernhaus  festgesetzt.  In  der  Praxis  lässt  Steuerbemessung 
und  Erhebung  vieles  zu  wünschen  Übrig.  Der  Zehnt  beträgt  eigentlich  12  ^o 
(10 >  für  die  Regierung,  l^o  f^r  die  Agrarbank,  V^Vo  ^  den  öffentlichen 
Unterricht,  0,6^0  für  die  Bewaffnung  des  Heeres).  Die  Regierung  vergibt  im 
Wege  der  Auktion  den  voraussichtlichen  Ertrag  des  Zehnten  eines  jeden 
Vilajets,  oft  ist  sie  aber  nur  Formsache;  die  Missstände  der  Zehnterhebung 
sind  sehr  gross,  der  Druck  auf  die  Bauern  so,  dass  man  oft  Aufstände  erregt, 
ähnlich  wie  in  der  Zeit  der  französischen  Revolution. 

Für  jeden  Hammel  werden  4V«  Piaster,  für  jede  Angoraziege  3*/«,  für 
jeden  Büffel  oder  jedes  Kamel  10  und  für  jedes  Schwein  5  Piaster  an  Steuer 
erhoben.  Jeden  März  wird  eine  Liste  der  Viehbestände  angefertigt,  die  wenig 
korrekt  ist. 

Die  Temettusteuer,  von  der  die  Bewohner  der  Hauptstadt  befreit  sind, 
wurde  durch  Gesetz  von  1878  geschaffen.  Anfangs  betrug  sie  3^x),  seit  1888 
5^0  '^om  geschätzten  Gewinn  der  Kaufleute,  Gewerbetreibenden,  Handwerker, 
vom  Gehalt  der  Beamten  und  Lohn  der  Tagesarbeiter.    Sie   wird   willkürlich 


Digitized  by  VjOOQIC 


Literatur.  387 

bemessen  und  erhoben.  Die  Militärbefreiungstaxe  ist  für  Christen,  die  ganz 
allgemein  vom  Milil^dienst  befreit  sind,  obligatorisch;  die  vom  15.  bis 
75.  Lebensjahr  zu  entrichtende  Steuer  beträgt  87  Goldpiaster  und  1 V«  Para 
jährlich;  die  Muselmänner  können  sich  loskaufen,  aber  erst  nach  Smonatlicher 
Dienstleistung,  die  Steuer  beträgt  einmal  50  t.  Pfd. 

Die  Teskeressteuer  wird  erhoben  als  Stempel  für  die  Steuerquittungen. 
Die  letzteren  müssen  vorgezeigt  werden,  wenn  man  sich  einen  Pass  ausstellen 
lassen  will,  die  Passpflicht  gilt  auch  für  das  Reisen  im  Innern  des  Landes. 

Was  die  Zölle  betrilt,  so  hat  die  Türkei  das  System  der  Wertzölle, 
zwischen  Rohprodukten  und  fertigen  Fabrikaten  wird  kein  Unterschied  gemacht ; 
der  Zoll  beträgt  8%  bei  der  Einfuhr  und  l^/o  bei  der  Aus-  und  Durchfuhr. 
Der  Willkür  und  Bestechlichkeit,  sowie  Unkenntnis  der  Zollbeamten  haben  die 
Mächte  eine  Schranke  gezogen,  indem  der  Kaufmann,  welcher  sich  über  den 
Wert  der  eingeführten  Ware  mit  der  Zollbehörde  nicht  zu  einigen  vermag, 
den  Zoll  in  natura  entrichten  darf.  Waren,  die  eine  entsprechende  Teilung 
nicht  gestatten,  muss  die  Zollbehörde,  wenn  eine  Einiffung  nicht  stattfindet, 
auf  Verlangen  der  Eaufleute  zu  dem  von  ihr  aufgestellten  Schätzungswerte 
übernehmen.  Der  Beiye  ist  eine  Verkaufslizenzgebühr  für  Tumbeki  (Nargileh- 
tabake),  bezieht  sich  nur  auf  importierte  Tumbeki;  die  Taxe  für  inländische 
Tumbekis  ist  im  Monopol  der  Tabakregie  inbegri£Pen;  die  Höhe  der  Taxe 
schwankt  nach  dem  Ort  zwischen  50,  100  und  150  Para  in  Grold.  Was  das 
Tumbekimonopol  anlangt,  so  hat  eine  Gesellschaft  das  ausschliessliche  Privi- 
legium (Irade  vom  4.  Dezember  1891)  erhalten,  ausländische  Tumbekis  einzu- 
führen und  zu  bestimmten  Preisen  verkaufen  zu  dürfen.  Ausser  den  Zöllen  hat 
sie  an  die  Regierung  eine  Monopolabgabe  von  40  Para  in  Gold  zu  leisten  und 
garantierte  ein  Jahreseinkommen  von  40,000  t.  Pfd.  Salz,  Tabak,  Spirituosen, 
Stempel,  Fischerei,  Tabak-  und  Seidenzehnt,  Gewinnanteil  der  Regierung  an 
der  Regie  unterstehen  der  Verwaltung  des  Staateschuldenrats. 

Die  Tribute,  welche  die  Türkei  bezieht,  verteilen  sich  so,  dass  auf 
Aegypten  765,000  t.  Pfd.,  auf  Ostrumelien  265,000  i  Pfd„  auf  Cypern  102,596, 
auf  Samos  3000»  auf  das  Athosgebirge  720  treffen.  Der  Tribut  von  Aegypten 
reicht  zurüde  auf  die  Eroberung  Aegyptens  im  Jahre  1517 ;  er  wurde  1867  ver- 
doppelt, als  Ismall  Pascha  mit  Ausnahme  des  Belehnungsrechts  die  Unab- 
hängigkeit sich  erkaufte.  Der  Tribut  des  Athosgebirges  rührt  von  den  (20) 
Mönchisklöstem  her.  Der  Tribut  von  Samos  entstand,  als  es  durch  Firman  vom 
10.  Dezember  1832  als  Vasallenfürstentum  konstituiert  wurde.  Die  Pforte  er- 
nennt den  Fürsten  (griechischer  Nationalität),  der  Tribut  beträgt  ungefähr  10  ^o 
der  Einnahmen  der  Insel  und  ungefähr  6  Piaster  pro  Kopf. 

Was  die  Ausgaben  betrifft,  so  findet  der  Leser  eine  Fülle  interessanter 
Aufschlüsse  über  die  bestehenden  Einrichtungen  in  der  Türkei  und  stets 
kritische  Bemerkungen  über  die  Mängel. 

Wir  beschränken  uns  darauf,  noch  einige  Daten  über  die  öffentliche 
Schuld  anzufügen 

Die  konsolidierte  Schuld  umfasst 

1.  die  durch  den  Tribut  Aegyptens  garantierten  Anleihen.  Am  1.  März 
1902  waren  noch  im  Umlaufe  17,684,900  Pfd.  Sterl. 

2.  Anleihen,  deren  Dienst  dem  Finanzministerium  zuföllt;  es  sind  die 
sog.  Zollanleihe  von  1886,  die  sog.  Tombakanleihe  von  1893,  die  Eisenbahn- 
anleihe von  1894;  die  erste  ist  durch  die  Zölle,  die  zweite  durch  die  Leistung 
der  Tombakgesellschaft  (40,000  t.  Pfd.),  die  dritte  durch  die  von  der  Betriebs- 
gesellschaft der  orientalischen  Eisenbahnen  zu  leistende  Abgabe  (1500  Fr.  per  km) 
gedeckt.  Der  ursprüngliche  Betrag  ist  6,499,988,  1,000,000,  1,760,000  t.  Pfd., 
die  Tilgungen  bis  März  1902  betrugen  1,365,134,  106,690,  1,760,000  t.  Pfd. 

3.  Vier  Anlehen  im  Betrage  von  11,176,220  t.  Pfd.,  deren  Dienst  durch 
den  Verwaltungsrat  der  öffentlichen  Schuld  versehen  wird. 

4.  Anleihen,  die  durch  direkt  von  diesem  Eonseil  verwalteten  Einkünfte 
garantiert  sind.    Es   sind   die  Prioritätsobligationen,   die   konvertierte  Schuld 
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und  die  Türkenlose.  Ueber  diese  Schulden  und  ihre  Geschichte  findet  der 
Leser  vollen  Aufschluss.  Die  Gesamtsumme  wurde  1881  auf  117,080,957  t.  Pfd. 
festgestellt.  Entsprechend  ihrer  ursprünglichen  Garantie  und  der  danach  sich 
richtenden  Reihenfolge  in  der  Tilgung  zerfallen  sie  in  4  Gruppen.  Die  Tügung 
ist  bis  1945  vollendet. 

Der  Verwaltungsrat  der  unter  Ziff.  3  u.  4  erw&hnten  öffentlichen  Schuld 
besteht  aus  7  Mitgliedern ;  die  in  den  verschiedenen  Ländern  aufgestellten 
Komitees  erneuern  die  Delegierten  auf  5  Jahre;  in  Deutschland  besteht  das 
Komitee  aus  der  Deutschen  Bank,  dem  Hause  Bleichröder  und  aus  der  Königl. 
Seehandlung.  Von  den  grossen  europäischen  Staaten  ist  bloss  Russland  nicht 
vertreten.  In  Russland  wurde  keine  türkische  Anleihe  plaziert.  Die  Präsident- 
schaft wird  abwechselnd  zwischen  dem  französischen  und  englischen  Repräsen- 
tanten ausgeübt;  über  diese  Frage  besteht  ein  gewisser  Streit,  über  den  der 
Verf.  Mitteilung  macht.  Nach  dem  Muharremdekret  ist  der  Conseil  d^admini- 
stration  errichtet  ,zur  Vertretung  der  Inhaber  und  zur  Wahrung  ihrer  Inter- 
essen". Die  Regierung  hat  der  Verwaltung  ihre  Unterstützung  und  besonders 
ihren  militärischen  Schutz  angedeihen  zu  lassen.  Sie  übt  ihr  Kontrollrecht 
durdi  einen  kaiserlichen  Kommissar  aus,  der  in  den  Verhandlungen  beratende 
Stimme  hat.  Jede  Meinungsdifferenz  zwischen  der  Regierung  und  dem  Conseil 
ist  einem  Schiedsgericht  zu  unterbreiten,  gegen  dessen  Entscheidung  es  keine 
Berufung  gibt. 

Die  türkische  Regierung  hat  in  23  Jahren  —  geringe  Verstösse  abge- 
rechnet —  die  Verwaltung  nicht  angegriffen ;  so  dass  diese  vollständig  ihren 
Obliegenheiten  genügen  konnte.  Selbst  während  der  äusserst  schwierigen  Jahre 
1895—97  funktionierte  die  Zinsenzahlung  und  Tilgung  tadellos,  wenn  auch 
die  Note  Russlands  vom  23.  Dezember  1896  nicht  wenig  dazu  beigetragen 
haben  mag. 

Die  Schuldenverwaltung  hat  720  Agenturen,  ihr  Personal  besteht  aas 
mehr  als  5000  Beamten ,  die  bis  auf  ca.  50  sämtlich  Einheimische  sind.  Die 
grosse  Zahl  erklärt  sich  daraus,  dass  es  sich  nicht  bloss  um  Einkassierung  von 
Steuern  handelt,  sondern  auch  um  industrielle  und  kommerzielle  Tätigkeit,  z.  B. 
um  den  Betrieb  der  vielen  Salinen. 

Dem  Dienst  der  vom  Verwaltungsrat  verwalteten  Staatsschuld  sind  eine 
Reihe  Einkünfte  überwiesen,  wie  oben  schon  erwähnt  wurde.  Das  Salzmonopol 
wird  durch  den  Schmuggel,  besonders  im  östlichen  Teile  von  Kleinasien,  sehr 
beeinträchtigt;  der  Verfasser  schätzt  die  so  entzogene  Menge  auf  50%  der 
von  der  Administration  verkauften  Quantität.  Aus  dem  Tabakmonopol  sind 
der  Dette  publique  nur  gewisse  Quoten  des  Reinertrags  zugewiesen;  an  dem 
Rest  partizipieren  die  Regierung  und  die  Betriebsgesellschafl.  Der  Verfasser 
hält  den  üebergang  vom  Banderolesjstem  zum  Monopol  (1882)  für  eine  ver- 
fehlte Sache  und  tut  dies  im  einzelnen  dar.  Die  Stempelsteuer  bietet  bis 
heute  eine  nie  versiegende  Quelle  von  Schwierigkeiten  für  den  Verwaltungsrat; 
in  Griechenland  erzielt  man  eine  dreimal  so  hohe  Einnahme,  obwohl  die  Bevölke- 
rung der  Türkei  achtmal  so  gross  ist  wie  die  Griechenlands.  Keuestens  wurde 
nun  die  Stempelsteuer  reformiert.  In  Betreff  der  Spiritussteuern  ist  vom  Ver- 
waltungsrat der  Dette  publique  ein  Reformplan  ausgearbeitet,  um  den  Wein 
zu  entlasten  und  die  übrigen  alkoholartigen  Getränke,  die  nur  gering  belastet 
sind,  schwerer  zu  treffen.  Die  Fischereisteuer  gehört  der  Staatsschuldenver- 
waltung nur  für  Konstantinopel  und  seine  Bannmeile.  Der  Seidenzehnt  beträgt 
12,1  °o  vom  Wert  der  erzeugten  Kokons  (10%  für  die  Staateschuldenverwal- 
tung  und  2.1**,o  für  die  verschiedenen  Verwaltungen  der  Regierung).  Wie  auf 
allen  Gebieten  der  dem  Conseil  unterstellten  Verwaltungen,  so  hat  er  auch  auf 
dem  Gebiet  der  Seidenzucht  die  Produktion  zu  heben  gesucht  und  gerade  hier 
grossen  Erfolg  gehabt. 

Weiter  hat  die  Dette  publique  Anspruch  auf  den  Ertrag  der  Tabak- 
zehnten, auf  die  Gebühren  von  den  Tumbekitabaken,  auf  den  Ueberschuss  der 
Einkünfte  von  der  Insel  Cjpem.  Die  von  der  Staatsschuldenverwaltnng  für 
Rechnung  der  Anleihen  einkassierten  Beträge  ergeben  in  türk.  Pfd.: 
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1882/83       1901/02 
Salz,  Spirituosen,  Stempel,  Fischerei,  Seide  .    .       926,101      1,198,880 

Tabakmonopol 859,686         778.405 

Tabakzehnt 5,481         102,865 

Cypern 130,000         128,842 

Tumbeki 50,000  50,000 

Oatrumelien 204,200  — 

Diverse 26,206  5,561 

Kosten  verschied.  Ausgaben,  Rückzahlungen      .         76,526         187,962 
Reineinnahmen,  für  die  Staatsschuld  verwendbar    2,125,098      2,126,591 
Die  Regierung  Ostrumeliens  ist  hinsichtlich  der  Entrichtung  des  Tributs 
ihrer  Pflicht  nicht  nachgekommen.    Die  Rückstände  betrugen  am  81.  Oktober/ 
12.  November  1901  4,888,911  Fr. 

Auch  andere  Ueberweisungen  sind  praktisch  wertlos  geblieben,  so  der 
Ueberschuss  ,der  Zolleinnahmen,  welcher  sich  für  den  Fall  einer  Revision  der 
Handelsverträge  aus  einer  Aenderung  der  Zollsätze  ergeben  wird",  .der  Ueber- 
schuss der  Einkünfte,  der  sich  durch  allgemeine  Anwendung  des  Gewerbesteuer- 
gesetzes im  Vergleich  zu  den  gegenwärtigen  Einnahmen  aus  der  Temettusteuer 
ergeben  wird". 

Der  Verfasser  zeigt,  wie  die  Hauptschuld  die  Mächte  dafür  trifft,  dass 
weder  der  veraltete  Zolltarif,  noch  die  Gewerbesteuer  reformiert  wird.  Der 
bulgarische  Tribut,  sowie  die  Beiträge  Montenegros,  Serbiens  und  Griechenlands 
zur  Staatsschuld  der  Türkei,  welche  die  türkische  Regierung  für  den  Dienst  der 
Staatsschuld  bis  zu  deren  vollständigem  Erlöschen  cedierte,  sind  trotz  des  Ber- 
liner Vertrags  nie  gezahlt  worden.  „Das  einzige  Land,  das  in  finanzieller  Hin- 
sicht wenigstens  seine  Verbindlichkeiten  in  korrekter  Weise  eingehalten  hat,  ist 
die  Türkei." 

Die  schwebende  Schuld  spielt  in  der  Türkei  insofern  eine  grosse  Rolle, 
als  die  Stenereingänge,  insoweit  sie  vom  Ertrag  abhängig  sind,  sehr  unregel- 
mässig sind,  auch  muss  die  Türkei  gerade  in  den  mageren  Jahren  viel  an  die 
Eisenbahngesellschaften  leisten.  Doch  wird  nach  dem  Verfasser  ihr  Betrag  ge- 
wöhnlich überschätzt,  den  häufigen  Aufnahmen  stehen  auch  häufige  Rückzah- 
lungen gegenüber.  Er  schlägt  ihren  Betrag  Ende  1901  auf  6Vt  Mill.  t.  Pfd. 
an,  wobei  jedoch  die  noch  ungefähr  28  Mill.  t.  Pfd.  betragende  Kriegsent- 
schädigung an  Russland,  die  in  Annuitäten  von  350,000  t.  Pfd.  zahlbar  ist, 
nicht  enthalten  ist.    Auch  hierüber  sind  die  nötigen  Einzelheiten  mitgeteilt. 

Wenig  bekannt  ist ,  wie  der  Verfasser  hervorhebt ,  dass  im  ranzen  die  * 
Schulden  des  türkischen  Reichs  in  den  letzten  20  Jahren  sich  vermindert  haben. 
Seit  dem  Muharremdekrete  sind  19,181,500  t.  Pfd.  neue  eigentliche  Anleihen 
abgeschlossen  worden,  am  1.  März  1902  betrug  dagegen  die  Amortisierung 
24,679,922  t.  Pfd.,  d.h.  19,78%  der  dem  Muharremdekrete  unterworfenen  kon- 
vertierten Schuld.  Die  übrige  Schuld  wurde  um  8,685,476  t.  Pfd.  verringert, 
an  Jahresraten  für  die  russische  Kriegsentschädigung  wurden  bisher  7  Mill. 
t.  Pfd.  beglichen.  Das  sind  zusammen  85,815,898  t.  Pfd.  Gegenüber  den 
Neuaufnahmen  kommt  auf  die  Tilgungen  ein  Mehr  von  16  Mill.  t.  Pfd. 
=  870  Mill.  Fr.  Für  sämtliche  Anleihen  sind  jährlich  128,961,000  Fr.  erforder- 
lich, wovon  aber  22,140,000  Fr.  durch  die  Leistungen  Aegyptens ,  Ostrumeliens 
und  der  Gesellschaft  der  Orientbahnen  gedeckt  sind.  Auf  die  Steuerzahler 
treffen  102  Mill.  Fr.  Rechnet  man  als  Volkszahl  der  Türkei  18  Mill.,  so  er- 
geben sich  pro  Kopf  jährlich  etwas  mehr  als  57«  Fr.  Erscheint  dies  wenig, 
wenn  man  andere  Staaten  damit  vergleicht  (Italien  24^4,  England  19,  Oester- 
reich  18V>i  Ungarn  12,44  Fr.),  so  ist  es  doch  viel,  wenn  man  bedenkt,  wie 
wenig  leistungs&iig  die  Bewohner  sind  und  wie  sehr  die  türkischen  Finanzen 
denen  gleichen,  die  in  Oesterreich  etwa  zur  Zeit  Ferdinands  I.,  in  Frankreich 
zur  Zeit  Franz*  I.  und  in  England  zur  Zeit  Heinrichs  VIIT.  bestanden. 

Wie  allerwärts  in  Europa,  so  hat  auch  in  der  Türkei  das  Eisenbahn- 
wesen die  Staatsfinanzen  sehr  beeinfiusst.  Die  Regierung  hat  die  Garantie  für 
mehr  als  2200  km  Übernommen,  für  welche  Garantie  sie  in  den  letzten  10  Jahren 
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mehr  als  100  Mill.  Fr.  ausgegeben  hat.  In  den  von  Eisenbahnen  durchzogenen 
Gegenden  der  europäischen  Türkei  ist  die  Bevölkerung  kaum  dichter  geworden, 
und  auch  der  Verkehr  hat  lanee  nicht  den  Aufschwung  genommen,  den  man 
erwartete;  es  fehlt  eben  der  Ausbau  der  Zufahrtswege,  der  Strassen,  Häfen u.  s.  w. 
In  Asien  dagegen  hat  sich  die  Lage  durch  die  Bahnen  erheblich  gebessert  und 
die  Ausdehnung  der  bebauten  Fläche  hat  in  nennenswerter  Weise  zugenommen. 

Der  Verfasser  macht  eingehende  Mitteilungen  über  die  einzelnen  Linien. 
Auch  über  die  konzessionierten  oder  projektierten  Eisenbahnen,  insbesondere 
über  die  Bagdad  bahn  wird  berichtet. 

Im  Schlusswort  wird  nochmals  der  grossen  Bedeutung  des  Muharrem- 
dekrets,  als  der  Magna  charta  der  türkischen  Staateschuld,  gedacht  Trotz 
mancher  Unklarheiten  hat  »dieses  Dekret  den  türkischen  Finanzen  unschätzbare 
Dienste  geleistet,  nicht  nur  weil  es  die  fast  unentwirrbar  gewordene  Sachlage 
geregelt,  die  Steuerlast  der  Finanzkraft  des  Landes  angepasst  und  den  schon 
entschwundenen  Kredit  der  Türkei  wieder  gehoben  hat,  sondern  weil  es  anter 
den  Augen  der  Regierung  eine  geregelte  und  geordnete  Verwaltung  ins  Leben 
rief,  die  ihr  an  dem  Tage,  wo  sie  auf  der  Bahn  der  Reformen  weiter  schreiten 
will,  als  Muster  dienen  kann.* 

Der  Verfasser  hebt  hervor,  dass  bei  den  Beamten  eingesetzt  werden 
müsse.  Die  Korruption,  die  Trinkgelderwirtschaft  und  Steuerbedrückung  komme 
von  der  häufigen  Nichtbezahlung  der  Angestellten.  Die  bei  der  Staatsschulden- 
Verwaltung  und  den  Eisenbahngesellschaften  gemachten  Erfahrungen  hätten 
gezeigt,  dass  die  türkische,  griechische  und  armenische  Bevölkerung  ausge- 
zeichnete Beamte  abgebe:  massige,  sparsame  und  pflichttreue  Leute  von  tadel- 
loser Rechtlichkeit.  „Von  dem  Tage  ab,  an  dem  auch  der  Staatsbeamte  sicher 
sein  kann,  am  Schlüsse  des  Monats  sein  Geld  zu  erhalten,  und  von  seinen 
—  dessen  ebenso  sicheren  —  Chefs  kontrolliert  werden  wird,  ist  in  der  Türkei 
die  Schule  der  Demoralisation  geschlossen  und  das  Land  von  einer  der  schlimm- 
•sten  Wunden  geheilt." 

Der  Verfasser  meint,  ähnlich  wie  die  Türkei  militärische  Instruktoren 
aus  Deutschland  anzustellen  sich  entschloss,  müsse  sie  aus  Mittel-  und  West- 
europa einen  kleinen  Stab  finanzieller  Instruktoren  kommen  lassen,  damit  Ord- 
nung in  den  Finanzhaushalt  komme  und  der  den  Türken  mangelnde  Sinn  für 
pünktliche  Einhaltung  einer  Zahlungsfrist  geweckt  werde.  Dann  werde  es  auch 
gelingen,  fremdes  Kapital  für  Landwirtschafts-  und  Industriezwecke  in  die 
Türkei  zu  ziehen  und  deutsche  und  italienische  Auswanderer  zur  Kolonisation 
I  zu  gewinnen.  Aber  auch  die  Aufrechthaltung  der  Kapitulationen  sei  fiir  die 
Dauer  unmöglich,  es  gehe  doch  zu  weit,  dass  die  fremden  Handels-  und  Ge- 
schäftsleute im  Lande  steuerfrei  bleiben  (ausgenommen  Grundsteuer),  während 
der  einheimische  Konkurrent  zahlen  müsse,  ebenso  sei  es  ungerecht,  der  Türkei 
die  Abänderung  der  Zollsätze  zu  verwehren,  während  die  meisten  Länder  den 
Schutzzoll  pflegten. 

Für  die  Türkei  interessieren  sich  Politiker,  Finanzleute,  Kulturhistoriker, 
für  sie  alle  bietet  das  Morawitzsche  Werk  eine  Fülle  der  Belehrung. 

GeojTg    Schanz. 


J.  Steiger,  Grundzüge  des  Finanzhaushaltes  der  Kantone  und  Ge- 
meinden. I.  Allgemeiner  Teil,  281  S.  IL  Spezieller  Teil,  437  S. 
Bern,  Verlag  von  A.  Francke  (vormals  Schmid  u.  Francke),  1903, 

Ich  habe  im  Jahre  1890  in  einem  fünfb&ndigen  Werke  zum  ersten  Male  eine 
jnöfflichst  erschöpfende  Darstellung  der  Steuern  der  Schweiz  und  ihrer  Ent- 
wicklung seit  Beginn  des  19.  Jahrhunderts  gegeben.  £s  war  eine  äusserst  müh- 
same, aber  lohnende  Arbeit.    Es  hatte  einen  grossen  Reiz,  die  ebenso  eigen- 
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artigen  als  mannigfaltigen  Verhältnisse  der  Schweiz  zu  erforschen,  und  ich 
hahe  diesem  Studium  viel  Erfahrung  und  Fortbildung  zu  verdanken. 

Inzwischen  sind  14  Jahre  dahingegangen,  und  es  begreift  sich,  dass  in 
dieser  Zeit  auch  das  von  mir  behandelte  Gebiet  nicht  unveitedert  geblieben 
ist.  Das  öffentliche  Leben  kennt  keinen  Stillstand.  Dann  und  wann  habe  ich 
im  Finanzarchiv  auf  wichtige  gesetzgeberische  Akte  aufmerksam  gemacht,  so 
besonders  auf  „den  interessanten  20j&hrigen  Kampf  um  ein  Steuergesetz  und 
sein  Ende  im  Kanton  Solothum*,  auf  das  baslerische  Gesetz  vom  14.  Oktober 
1897  betrefiPend  die  direkten  Steuern,  auf  die  Weiterbildung  der  Alkoholbesteue- 
rung  durch  den  Bund  u.  a.  Im  grossen  ganzen  habe  ich  aber  Zurückhaltung 
geüot,  weil  ich  fand,  dass  die  Grundlinien  und  Grundtendenzen,  wie  ich  sie  in 
meinem  Werk  festgelegt,  noch  immer  dieselben  sind.  Der  ganze  geschichtliche 
Teil  ist  ja  ohnehin  nicht  tangiert. 

Immerhin  will  man  für  manche  Zwecke  doch  immer  das  Neueste  haben. 
In  gewisser  Weise  kommen  diesem  Bedürfnis  entgegen  Gerenville,  Les  impöts 
en  Suisse  1898  und  nun  auch  das  oben  aufgeführte  von  Steiger. 

Der  spezielle  Teil  des  Steigerschen  Werkes  gibt  regestenartige  Auszüge 
aus  den  Staatsrechnungen,  den  Steuer-  und  sonstigen  einschlägigen  Gesetzen, 
im  Anhang  eine  üebersicht  über  die  Subventionen  des  Bundes  an  die  Kantone, 
Über  die  eidgenössischen  Besoldungen,  Vergleiche  über  schweizerische  und 
badische  Steuern  für  einzelne  Ortschaften,  eine  Zusammenstellung  der  Haupt- 
bestimmungen Über  die  Besteuerung  von  anonymen  Gesellschaften  in  den  Kan- 
tonen, eine  ähnliche  über  die  Handändernngsabgaben  und  Stempel,  über  die 
Hundesteuern,  Wirtschaftsabgaben,  Hausierhandelstaxen,  Jagdpatente,  Fischerei- 
patente, Wasserrechtsgebühren.  Im  allgemeinen  Teil  wird  eine  Besprechung 
der  Gesichtspunkte  vorgenommen. 

Im  ersten  Abschnitt  geht  der  Verfasser  auf  die  Vermögenslage  der  Kan- 
tone ein;  dabei  wird  die  Verschiedenartigkeit  der  Staatsrechnungen  und  die 
verschiedene  Behandlung  der  kantonalen  Fonds  hervorgehoben. 

Die  Einnahmen  und  Ausgaben  der  Kantone  haben  sich  von  1888  auf 
1900  um  61,7  7o  Qi^d  64,4^0  erhöht.  Eine  ziemlich  grosse  Rolle  spielen  in  den 
Einnahmen  die  Bundessubventionen,  die  1900  7,405,730  Fr.  betrugen.  Sie  er- 
strecken sich  auf  Strassen-,  Fluss-,  Brückenbauten,  Korrektionen,  Forstpolizei, 
Wildhut  und  Fischerei,  Förderung  der  Landwirtschaft,  gewerbliche  und  indu- 
strielle Berufsbildung.  Prinzip  ist,  dass  der  Kanton  selbst  auch  einen  ent- 
sprechenden Kostenanteil  tragt.  Durchschnittlich  betragen  die  Bundessubventionen 
40 — 45^/0  der  Kostensumme,  der  Rest  trifft  auf  die  Kantone,  Gemeinden  und 
Genossenschaften. 

Es  herrscht  mehr  das  Partizipationssjstem  als  das  eigentliche  Sub- 
ventionsprinzip vor,  das  die  Bedürftigkeit  besonders  ins  Auge  fasst.  Zu  diesen 
Bundesbeiträgen  kommen  dann  noch  die  Anteile  aus  dem  Alkoholmonopol,  die 
Hälfte  von  der  Einnahme  aus  dem  Militärpflichtersatz  und  die  Patenttaxen  der 
Handelsreisenden,  was  nochmals  8,812  Millionen  ausmacht  und  die  Kantone 
etwas  erleichtert.    Beide  Summen  machen  13%  der  Totaleinnahmen  aus. 

Die  Einnahmen  aus  den  direkten  Steuern  sind  von  1888  auf  1900  um 
44,7 >  gestiegen;  von  7,41  Fr.  auf  10,72  Fr.  pro  Kopf;  sie  betragen  29%  der 
Gesamteinnahme. 

Die  Erbschafts-  und  übrigen  Verkehrssteuem  betrugen  1900  13,2  Mill.  Fr., 
nahezu  12  %  der  Gesamteinnahmen.  Aus  Abgaben  für  staatliche  Konzessionen 
flössen  gegen  5%»  ftus  Regalien  und  staatlichen  Betrieben  ca.  10%»  aus  pro- 
duktiven Aktiven  ca.  187o>  ^^^  ^^t  von  18%  kommt  auf  Sonstiges. 

Die  Verwaltungsausgaben  der  Kantone  stiegen  von  66  Mill.  Fr.  im  Jahr 
1885  auf  84  Mill.  Fr.  in  1891.  auf  113  Mill.  Fr.  in  1898,  auf  118,7  Mül.  Fr.  in 
1899,  auf  121,6  Mill.  Fr.  in  1900. 

aln  vielen  Kantonen  ist  die  Steuerschraube  auf  dem  Maximum  ihrer 
Leistungsfähigkeit  angelangt,  z.  B.  im  Kanton  Zürich.'  Die  Steuerpflichtigen 
reagieren  gegen  die  Überhohen  Steuern  durch  Defraudationen.  Im  Kanton 
Zürich  werden  80—50%  steuerbares  Kapital  dem  Staat  verheimlicht.    Auch  in 
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Bern,  Appenzell  und  St.  Gallen  besteben  bohe  Steuersätze,  aucb  in  den  Ge- 
meinden. ,£«  ist  deshalb  ganz  an  der  Tagesordnung,  dass  jede  nur  balbwegs 
kapitalkräftige  Person,  die  sich  in  einer  Gemeinde  der  genannten  Kantone 
niederlftsst,  mit  der  Steuerbehörde  einen  Vergleich  abschliesst.'  ,Man  ist  überall 
in  der  Schweiz  steuersatt* 

Zum  guten  Teil  ist  auch  die  Steuerrerteilung  sehr  unvollkommen.  Die 
Besteuerung  des  Vermögens  gegenüber  der  des  Einkommens  aus  Arbeitserwerb 
ist  vielfach  zu  hoch.  Der  Ver&ser  macht  die  Schweizer  auf  die  Steuergesetze 
anderer  Länder,  namentlich  auch  Preussens,  Hessens,  Badens  aufmerksam. 

In  Bezug  auf  die  Stempel  erfahren  wir,  dass  in  Basel  der  Wechsel-  und 
Checkverkehr  durch  den  Wechsel-  und  Gheckstempel  so  unterbunden  wurde, 
dass  man  ihn  am  1.  Oktober  1899  wieder  abschaflfte.  Der  Wechselstempel 
eignet  sich  aber  auch  nicht  für  eine  kantonale  Steuer,  er  musste  wie  in  Deutsch- 
land zu  einer  Bundessteuer  gemacht  werden. 

Manches  Interessante  ist  über  die  Wirtschaftsabgaben  und  insbesondere 
die  Behandlung  der  Bedürfnisfrage  in  der  Schweiz  mitgeteilt.  (Die  Angaben 
über  Deutschland  sind  sehr  ungenau.)  In  Bezug  auf  das  Hansierwesen  glaubt 
der  Verfasser  mit  Blumer,  dass  die  Schweiz  gegenüber  Deutschland  benach- 
teiligt sei. 

Die  Was9errechtszinsen.  bilden  bis  jetzt  nur  eine  unbedeutende  Einnahme, 
ca.  300,000  Fr.,  man  hofft  aber  auf  eine  bedeutende  Entwicklung  in  der 
Zukunft 

Sehr  ausführlich  wird  die  Finanzlage  der  Gemeinden  erörtert  Die  Gas» 
und  Wasserversorgung  rentiert  unter  den  gemeindlichen  öffentlichen  Werken 
im  allgemeinen  gut;  der  Gaspreis  für  die  Beleuchtung  beträgt  überall  25  Cts^ 
für  Koch-  und  Motorengas  teils  17 V<)  teils  20  Cts.  Weniger  oder  gar  nicht 
rentieren  im  allgemeinen  die  städtischen  Trambahnen,  das  Publikum  stelle  an 
städtische  Betriebe  viel  höhere  Anforderungen  als  an  Privatgesellschaften; 
man  erziele  kaum  oder  gar  nicht  eine  Verzinsung,  von  einer  Amortisation  sei 
keine  Rede. 

Schul-  und  Bauwesen,  sowie  die  Passivzinsen  sind  auch  in  den  schweize- 
rischen Gemeinden  drückende  Posten. 

üeber  Bodenverschuldung,  Armenwesen  der  Gemeinden,  das  Verhältnis 
der  Bürgergemeinden  und  Korporationen  zu  den  Einwohnergemeinden  sind  eben- 
falls eine  Keihe  Erörterungen  angestellt. 

In  einem  Schlusswort  sucht  der  Verfasser  die  ganze  Situation  der  Kan- 
tone zu  skizzieren;  in  manchen  sind  Kanton  und  Gemeinde  gut  daran,  wie  in 
Schaffhausen,  Aargau,  Glarus,  Baselland,  in  anderen  haben  beide  schwer  zu 
kämpfen  wie  in  Tessin  und  Wallis,  in  wieder  anderen  ist  die  kantonale  Finanz- 
lage gespannt,  dagegen  die  Gemeindefinanzen  gut,  wie  in  Freiburg  und  Waadt 
Bern,  Neuenburg  und  Luzem.  In  Zürich,  Thurgau  und  St.  Gallen  werden  die 
Gemeinden  fast  erdrückt  unter  den  Steuerlasten,  während  der  Fiskus  des  Staats 
sich  kaum  mehr  zu  helfen  weiss.  In  Appenzell-A.-BLh.  sind  die  Gemeinden 
schwer  belastet,  während  der  Kanton  sich  ziemlich  leicht  bewegt.  Das  voUe 
Gleichgewicht  in  den  kantonalen  und  Gemeindefinanzen  haben  die  nicht  reichen 
Kantone  Uri,  Ob-  und  Nidwaiden,  Zug,  Graubünden,  Appenzell-I.-Rh.  Von 
Basel  und  Genf  wird  gesagt,  dass  sie  sich  die  meisten  Schulden  und  den  luxu- 
riösesten Staatshaushalt  gestatten.  Dank  ihrer  reichen  Bevölkerung  haben  sie 
massige  Steuersätze,  müssen  aber  sie  wohl  bald  erhöhen. 

Man  sieht  auch  in  der  Schweiz,  wie  wichtig  heutzutage  die  Gemeinde- 
finanzen geworden  sind;  von  dem  richtigen  Ausgleich  und  einer  weitblickenden 
Gesetzgebung,  die  Staats-  und  Gemeindefinanzen  gleichzeitig  umspannt,  hängt 
das  gute  Funktionieren  der  öffentlichen  Wirtschaft  überhaupt  ab. 

Georg  Schanz. 
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Pasquale  Jannaccone,    «I    tributi   speciali    nella   scienza    della 
finanza  e  nel  diritto  finanziario  italiano^,  Torino  1905. 

Die  Frage,  deren  Lösung  sich  diese  Schrift  zur  Aufgabe  stellt,  ist 
folgende:  «Welches  sind  in  einem  Steuersystem  die  finanzielle  Natur  und  die 
logische  Stellung  jener  Zwangsleistungen,  die  zur  Erreichung  ganz  oder  zum 
Teil  besonderer  Zwecke  gefordert  werden,  welche  der  Staat,  oder  besondere 
Organe  desselben  oder  Anstalten  —  denen  entweder  der  Staat  einen  Zwangs- 
charakter verleiht  oder  die  schon  tatsächlich  existieren,  aber  Tom  Staate  aner- 
kannt und  finanziell  unterstützt  werden  —  erstreben?" 

Der  erste  Teil  der  Schrift  gibt  einen  Ueberblick  über  die  bisherige  Be- 
handlung dieser  Frage  in  der  Finanzwissenschaft.  Sie  ist  nach  Ansicht  des 
Verfassers  eine  ungenügende  und  unbefriedigende.  Er  kritisiert  Schaf  fies 
Unterscheidung  von  Finanz  im  engeren  und  Finanz  im  weiteren  Sinne  und  wirft 
ihm  vor,  die  gelungene,  von  ihm  entworfene  Skizze  der  Steuern  einiger  be- 
sonderer Anstalten  mit  den  anderen  Teilen  seines  allgemeinen  Finanzsystems 
nicht  in  Zusammenhang  gebracht  zu  haben.  Er  hätte  nach  dem  Verfasser  bei 
der  Herstellung  dieser  Verbindung  zwei  Gesichtspunkten  folgen  können.  Ein 
finanziell-wirtschaftlicher  Gesichtspunkt  hätte  zu  einer  Abgrenzung  der  von 
jeder  besonderen  Anstalt  entfalteten  Tätigkeiten  und  zu  einer  Untersuchung  der 
wirtschaftlichen  Berechtigung  derselben  und  der  Beziehungen  der  Anstalten 
untereinander  und  mit  dem  Staate  geführt,  um  daraus  (&e  entsprechenden 
Zusammenhänge  der  rechtlichen  Formen  mit  den  verschiedenen  Arten  der  Be- 
darfsdeckung abzuleiten.  Zu  denselben  Ergebnissen  hätte  ein  rechtlich-politi- 
scher Gesichtspunkt  geführt  durch  die  Untersuchung  der  rechtlichen  Stellung 
dieser  Anstalten  im  Staatsorganismus,  der  ihnen  auf  dem  finanziellen  Gebiete 
zustehenden  Befugnisse,  der  Grenzen  und  des  Ursprungs  der  letzteren. 

Neumanns  Definition  der  Spezial-  oder  Sondersteuem ,  welcher  auch 
einige  italienische  Finanztheoretiker  folgen,  verwirft  der  Verfasser  völlig  und 
mit  Recht 

Gefi^en  die  Saxsche  Definition  wendet  der  Verfasser  ein,  sie  sei  zu  starr, 
um  alle  Nuancen  des  positiven  Finanzrechtes  wiedergeben  zu  können.  Denn  es 
könne  vorkommen,  dass  eine  auf  einen  ganz  besonderen  Zweck  hinzielende  und 
nur  eine  besondere  Gruppe  von  Individuen  treffende  Leistung  aus  verschiedenen 
Zweckmässigkeitsrücksichten  dem  Staate  und  nicht  einer  speziell  dazu  ins  Leben 
gerufenen  Anstalt  zu  entrichten  sei.  Dadurch  würde  diese  Leistung  nach  Sax* 
Definition  den  Charakter  einer  Sondersteuer  verlieren. 

Im  wesentlichen  aber  stützt  sich  der  Verfasser  bei  der  folgenden  Dar- 
legung auf  den  Saxschen  Begriff,  den  er  durch  die  Betonung  der  Spezialität 
des  Dienstes  als  eines  konstituierenden  Elementes  der  Sondersteuer  zu  er- 
weitem versucht.  Wenn  bei  einer  Steuer  entweder  dieSpezialität  derAn- 
stalt,  welcher  das  Recht  zusteht,  sie  zu  fordern,  oder  die  Spezialität  des 
Dienstes,  auf  deren  Erfüllung  sie  hinzielt,  vorliegen,  so  ist  sie  eine  speziale 
Steuer,  wiewohl  dieser  Ausdruck  —  der  Verfasser  gibt  es  zu  —  mehr  jenen 
Leistungen  zukommt,  bei  denen  diese  beiden  Elemente  sich  zusammenfinden. 
Die  Memung  des  Verfassers  scheint  als  etwas  unsicher  und  verschwommen. 

Im  2.  Teil  untersucht  der  Verfasser  die  typischen  Formen,  unter  denen 
die  Spezialität  des  Dienstes  und  diejenige  der  Anstalt,  welche  die  Spezialität 
der  Leistung  bedingen,  vorkommen.  Denn,  um  zu  einer  klaren  Auffassung  und 
korrekten  Klassifizierung  der  Spezialsteuern  zu  gelangen,  sei  es  notwendig,  die 
Zusammenhänge  einiger  spezialen  Anstalten  oder  Staatsverwaltungen  mit  dem 
Staate  zu  untersuchen. 

Solche  typischen  Formen  sind  nun  folgende: 

A)  Der  Staat  verwaltet  den  Dienst,  wofür  er  besondere  Einnahmen  be- 
stimmt, welche  er  selber  auferlegt,  einzieht  und  verwaltet. 

Unter  diese  Kategorie  fallen  z.  B.  die  Zuschläge  von  13^14^0  und  von 
2 — 3%  zu  den  Steuern  auf  Eilgut-  bezw.  Frachtgutbeförderung,  welche  aus- 
schliesslich den  Eisenbahnkassen  für  Ruhegehälter  zufiiessen  sollen. 
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B)  Der  Staat  verwaltet  den  Dienst  darch  eine  besondere  Verwaltung, 
welcher  er  besondere  Einnahmen  zuweist. 

Z.  B.  das  «Kommissariat  für  die  Auswanderung*,  dem  die  von  den 
.Vettori"  der  Auswanderer  entrichteten  Steuern  und  Geldstrafen  zufliessen. 

C)  Der  Staat  verwaltet  den  Dienst  durch  eine  öffentliche  Anstalt»  welche 
er  mit  einem  eigenen  Vermögen,  einer  besonderen  Verwaltung  und  den  Er- 
ti^gen  aus  den  derselben  zuf^ewiesenen  Steuern  ausstattet. 

Hierbei  fängt  das  zweite  Element,  das  der  Spezialität  der  Anstalt,  auf- 
zutauchen an.  Z.  B.  die  vom  Staate  bezahlten  Schiffahrts-  und  Bauprämien 
unterliegen  einer  Steuer  von  5  ^o  zu  Gunsten  der  Invalidenkasse  für  die  Handels- 
marine. 

D)  Der  Staat  vertraut  die  Verwaltung  des  Dienstes  einer  Genossenschafl 
an,  welche  die  an  der  Ausführung  des  Dienstes  interessierten  Individuen  om- 
fasst  (zwangsweise  oder  nicht)  und  ihnen  die  Kosten  desselben  auferlegt. 

Wenn  die  Genossenschaft  die  Leistungen  iraft  eines  ihr  eigenen,  nicht 
vom  Staate  verliehenen,  sondern  bloss  anerkannten  Besteuerungsrechtes  und 
nach  dem  Grundsatz  der  Leistungsfähigkeit  der  Mitglieder  auferlegt,  hat  man 
nach  dem  Verfasser  die  «Sondersteuer*  in  ihrer  schärfsten  und  reinsten  Ge- 
stalt. (Man  sieht  also,  dass  der  Verfasser  Über  den  Begriff  Sax'  im  wesent- 
lichen nicht  hinauskommt.) 

£)  Der  Staat  leg^  den  einzelnen  als  solchen  und  auf  ihre  Kosten  die 
direkte  Verwaltung,  oder  die  Teilnahme  an  der  Verwaltung  des  Dienstes  auf. 
Das  häufigste  Beispiel  wird  von  der  Zwangsversicherung  gegeben,  besonders  in 
der  italienischen  Gesetzgebung,  wo  die  Kosten  der  Unfallversicherung  nur  dem 
Unternehmer  auferlegt  werden.  Das  Steuerelement  tritt  nach  dem  Verfasser 
in  dem  Eingreifen  des  Staates,  der  die  Versicherung  auf  Rechnung  des  nach- 
lässigen Unternehmers  vollzieht,  und  in  den  Geldstrafen,  die  der  nachlässige 
Unternehmer  ausser  der  dem  vom  Unfall  getroffenen  Arbeiter  zu  zahlenden 
Entschädigung  einer  besonderen  Kasse  entrichten  muss,  klar  hervor.  Das  Steuer- 
element ist  aber  in  verschieden  hohem  Masse  vorhanden  je  nach  der  Kombi- 
nation des  privatrechtlichen  Elements  mit  dem  öffentlich-rechtlichen,  wie  vom 
Verfasser  in  einer  interessanten  Ausführung  gezeigt  wird. 

Im  dritten  Teil  der  Schrift,  dem  ich  die  angeführten  Beispiele  vorweg- 
genommen habe,  ordnet  der  Verfasser  die  Fülle  der  italienischen  Spezialtribute 
nach  den  obigen  Formen. 

Die  Schrift  ist  ein  dankenswerter  Versuch,  eine  Klassifizierung  der  Sonder- 
steuem,  in  ihrem  Zusammenhang  mit  den  rechtlichen  Formen  der  Verwaltung 
eines  besonderen  Dienstes  zu  liefern  und  auf  diese  Weise  eine  Systematisierung 
in  diesen  spröden  Stoff  hineinzubringen.  Freilich  erkennt  auch  der  Verfasser 
an,  dass  diese  Klassifizierung  nicht  alle  Formen  der  Wirklichkeit  zu  erfassen 
vermag.  Es  gibt  eine  Anzahl  «gemischter  Formen*,  welche  sich  der  Subsum- 
mierung  unter  die  vom  Verfasser  aufgestellten  typischen  Formen  entziehen. 
Man  kann  ausserdem  wohl  darüber  streiten,  ob  das  Element  der  «Spezialität 
des  Dienstes*  wirklich  ausreichend  ist,  um  eine  Steuer  zu  einer  Sonderstener 
zu  stempeln  und  ob  der  Verfasser,  in  seinem  Streben  alle  Nuancen  der  Sonder- 
steuer wiederzugeben,  nicht  dadurch  den  Begriff  derselben  allzusehr  erweitert 
hat,  so  dass  bei  seiner  Klassifizierung  die  Zweckstenem  völlig  in  die  Sonder- 
steuem  aufgehen.  Sind  die  unter  die  Kategorie  A  und  B  fallenden  Steuern 
nicht  vielmehr  Zwecksteuem?  Zwischen  einer  allgemeinen  Steuer  und  den 
Steuern  unter  A  und  B  vermag  ich,  trotz  des  diesen  letzteren  zukommenden 
Elementes  eines  besonderen  Zweckes,  keinen  begrifflichen  Unterschied  zu  sehen. 
Jedenfalls  besteht  zwischen  einer  allffemeinen  Steuer  und  den  Steuern  unter 
Kategorie  A  und  B  ein  viel  kleinerer  unterschied  als  zwischen  diesen  letzteren 
und  den  Steuern  unter  Kategorie  4.  Es  wäre  also  vielleicht  besser,  sie  von 
der  Kette  der  Sondersteuern  loszulösen  und  unter  die  Zwecksteuem  einzureihen, 
welche  eben  das  Bindeglied  zwischen  den  allgemeinen  und  den  spezialen 
Steuern  sind.  G.  BrescianL 
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A.  Rizzi,  II  bilancio  della  Prussia,  considerato  dal  punto  di  vista 
della  contabilita  di  Stato  del  diritto  costituzionale,  e  sotto  Paspetto 
economico-finanziario.     Roma,  Tip.  Nazionale,  Bertero  1904. 

Wegen  der  vor  kurzem  entstandenen  Polemiken  über  die  Tätigkeit  der 
italienischen  Generaldirektion  der  Staatskomptabilität  und  der  darauf  folgenden 
Vorschläge,  um  diese  zu  einer  strengeren  Beobachtung  des  Eomptabilitäts- 
gesetzes  zu  zwingen '),  ist  es  von  besonderem  Interesse,  eine  kurze  Abhandlung 
über  die  Ordnung  des  preussischen  Budgets  von  Ghev.  A.  Rizzi,  dem  Delegierten 
des  königl.  italienischen  Schatzministeriums  in  Berlin,  kennen  zu  lernen,  und 
zwar  aus  dem  Grunde,  weil  nur  die  wissenschaftliche  Vergleichung  der  finan- 
zieUen  Systeme,  welche  mit  der  Arbeit  De  Ilaminiis*)  über  den  englischen 
Staatshaushalt  so  glücklich  angefangen  worden  ist,  die  Verbesserungen  zeigen 
kann,  die  man  in  der  italienischen  finanziellen  Gesetzgebung  einführen  könnte. 

Freilich  sind  die  Einrichtungen  des  preussischen  Rechnungswesens  auf 
den  italienischen  Staat  nicht  anwendbar  wegen  der  verschiedenen  politischen 
Regierungsform,  der  weiten  Vorrechte  der  Exekutive  und  der  reichHchen  Ein- 
nahmen aus  den  Staatsdomänen'),  wodurch  der  Regierung  in  finanzieller  Hin- 
sicht eine  Freiheit  gewährt  wird,  welche  in  den  den  beschränkenden  Systemen 
treuen  parlamentarischen  Demokratien  wohl  undenkbar  ist. 

Dessen  ungeachtet  —  da  die  Uebelstände  der  letzteren  Systeme  nunmehr 
so  bekannt  sind,  dass  sie  dringender  Remedur  bedürfen  —  ist  es  nützlich,  auch 
die  Uebelstände  der  freieren  Handhabung  der  Verwaltung  kennen  zu  lernen, 
in  der  Hoffnung,  nachher  —  sei  es  auch  nur  annähernd  —  entscheiden  zu 
können,  welches  von  den  beiden  entgegengesetzten  Systemen  die  kleineren  Uebel- 
stände mit  sich  bringt. 

Und  darin  bietet  die  Riz zische  Arbeit  —  wie  aus  einer  kurzen  Dar- 
stellung ihres  Inhaltes  leicht  zu  ersehen  ist  —  ein  für  uns  Italiener  schätzbares 
Material,  welches  gerade  an  Ort  und  Stelle  aus  den  besten  Quellen  (u.  a.  aus 
dem  preussischen  Finanzministerium)  geschöpft  worden  ist,  und  daher  ist  sie 
von  grossem  Wert^  für  das  Studium  des  verwickelten  Problems,  in  Italien 
speziell,  wo,  wie  seinerzeit  Bonghi  gelegentlich  des  englischen  Budgets  sagte, 
die  fremden  Systeme  mehr  bewundert  als  verstanden  sind. 

Unser  langjähriger  Finanzagent  in  Berlin  beschreibt  nach  und  nach  die 
Vorbereitung,  die  Bewilligung,  die  Ausführung  des  preussischen  Budgets  und 
die  Eontrolle  über  dasselbe,  indem  er  für  jedes  dieser  Stadien,  durch  welche 
die  Ausgaben  und  Einnahmen  vom  Voranschlag  bis  zur  Rechnung  kommen, 
die  entsprechenden  rechnungs-,  verfassungsmässigen  und  ökonomischen  Fragen 
erörtert. 


1)  Vgl.  Nitti,  rli  disordiue  della  nostra  contabilit&  di  Stato '^j  in  der  „Riforma 
Sociale"  vom  16.  Jali  1904,  S.  538;  Tangera,  Jl  controUo  sogli  impegni  delle  pubbliche 
spese",  in  der  „Giomale  degli  Economisti'*  vom  August  1M)3,  S.  139;  Ipsilon,  »L'ine- 
ficacia  del  controUo  finanziario  italiano",  in  der  „Rivista  popolare  di  politica  etc.,  vom 

16.  Juli  1904,  8.  341. 

2)DeIlaminii,  „La  materia  e  la  forma  del  bilancio  inglese".  Torino,  Roux  e 
Yiarengo,  1904. 

S)  Wenn  man  mit  loo  die  gesamte  Einnahme  darstellt,  so  stellen  die  verschiedenen 
Einnahmen  auf  dem  Grunde  des  Kettovoranschlages  von  1903,04  solche  Teile  vor: 

Einnahmen  aus  den  Staatsdom&nen öi,8 

Direkte  Steuern ,    37,8 

Indirekte  Steuern io,4 

Verschiedene  Einnahmen o,4 

100 

Unter  den  Einnahmen  der  Staatsdomänen  finden  wir  in  erster  Linie  die  Eisenbahnen,  deren 
Bruttoertrag  im  Rechnungsjahre  I904io5  auf  1,525  Mill.  geschätzt  worden  ist,  gegenüber 
einer  gesamten  Einnahme  von  s,80i  Hill.  M. 

835 
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Was  das  erste  Stadium  —  die  Vorbereitung  —  betrifft,  hebt  der  Ver- 
fasser hervor  die  lange  Zeitperiode,  welche  dem  Finanzministerium  zur  Ver- 
fügung gelassen  ist,  um  den  £tat  zusammenzustellen,  den  Unterschied  zwischen 
Voranschlag  und  Rechnung,  erörtert,  inwieweit  das  Budget  vollständig  ist,  er* 
läutert  nachher  die  Fragen  der  Nebenetats  und  Nebenfonds,  die  verschiedenen 
Usancen,  betreffend  die  Abschätzung  der  Ausgaben  und  Einnahmen,  die  Klassi- 
fikation derselben  in  ordentliche  und  ausserordentliche  und  mit  Rücksicht  auf 
die  Quellen,  aus  welchen  sie  geschöpft  sind.  Endlich  beleuchtet  er  die  ver- 
wickelten Beziehungen  zwischen  Matrikularbeitrilgen  und  Ueberweisungen  —  ein 
System,  das  eine  Folge  des  Umstandes  ist,  dass  Preussen  zu  einem  konföderativen 
Organismus  gehört,  dessen  dirigierender  Staat  es  auch  finanziell  bleibt,  wie  wir 
a.  a.  0.  bewiesen  haben  ^). 

In  diesem  Teil  ist  der  Verfasser  ausführlich,  während  er  bei  dem  zweiten, 
welcher  die  Votierung  des  Budgets  betrifft,  weniger  verweilt,  weil  dieser  Teil 
hauptsächlich  das  Verfassungsrecht  und  die  Prärogativen  der  Kammern  betrifit; 
aber  er  wird  wieder  ausführlicher  in  dem  dritten  Teil,  in  der  Prüfung  der  Aus- 
führung des  Etats,  wo  zu  bemerken  ist,  dass  in  Preussen  kein  berichtigter  Vor- 
anschlag existiert.  In  diesem  Teil  finden  wir  die  so  wichtigen  Fragen  der  Etats- 
überschreitungen,  Fondsübertragungen,  unvorhergesehenen  Ausgaben,  deren 
Lösung  im  allgemeinen  in  der  Hand  der  Verwaltung  liegt,  ohne  Mitwirkung 
des  Parlaments  und  der  Rechnungskammer.  Die  Fragen  aber,  welche  die  Auf- 
merksamkeit des  Verfassers  auf  sich  lenken,  sind  jene  der  Einnahme-  und  Aus- 
gabereste, der  Deckung  des  Defizits,  der  speziellen  Fonds,  welche  gerade  mit 
dem,  spezielle  Disponibili täten  erfordernden  Eisenbahnbetrieb  und  der  oft  wieder- 
kehrenden Ueberschreitung  der  Ueberweisungen  durch  die  Matrikularbeiträge 
zusammenhängen,  endlich  die  der  ausseretatsmässigen  Verwaltung,  d.h.  der 
Einnahmen  und  Ausgaben,  welche  vom  Etat  nicht  in  Betracht  gezogen  worden 
sind  und  welche  meistens  durch  Anleihen  gedeckt  werden.  Hier  wird  aber  be- 
merkt, dass  für  die  Anleihen  eine  gesetzliche  Tilgung  verordnet  ist.  eine  Mass- 
nahme, welche  dem  wohlverdienten  verstorbenen  v.  Miquel  ihre  Entstehung 
verdankt,  dem  Minister,  dessen  .Tesaurisierungspolitik*,  um  die  er  sich  eifrig 
bemühte,  stille  Reserven  für  die  schlechten  Jahre  zu  sammeln,  in  der  Wissen- 
schaft und  in  der  Praxis  so  viele  Bewunderer  und  Widersacher  gefunden  hat 
und  noch  findet. 

Eigentlich  ist  der  dritte  Teil,  welcher  eben  die  VerfaasungskontroUe 
des  preussischen  Budgets  betrifft,  zu  kurz  bemessen.  In  Preussen  gibt  es  — 
wie  bekannt  —  nur  eine  nachträgliche  Kontrolle,  aber  diese  ist  nicht  weniger 
wirksam  als  die  laufende,  welche  in  Italien  in  Kraft  und  durch  den  Verwaltungs- 
apparat so  enorm  kompliziert  ist.  Diese  Kürze  aber  wird  vom  Verfasser  aus- 
geglichen, indem  er  in  einer  Anlage  sich  mit  den  verschiedenen  Dienstzweigen 
des  Schatzes  in  Preussen  und  den  Aemtern,  welche  die  Sammlung  der  Ein- 
nahmen und  die  Verausgabung  der  vereinnahmten  Gelder  besorgen,  beschäftigt, 
einem  Stoff,  welcher  gewiss  auch  für  uns  einen  erheblichen  Wert  hat. 

Aus  der  Riz zischen  Monographie  erhält  man  den  Eindruck,  dass  die 
Einrichtungen  des  preussischen  Rechnungswesens  mit  der  Ausschaltung  der  Aus- 
gaben und  Einnahmen,  welche  aus  speziellen  Gesetzen  herrühren,  aus  dem 
Etat,  mit  den  zahlreichen  übertragbaren  Fonds,  mit  der  Bilanderung  aller  Etats, 
mit  Angabe  des  eventuellen  Fehlbetrages  seitens  des  Ministers  nur  in  den  Voi^ 
bemerkungen,  mit  der  Abschliessung  der  Rechnungen  ohne  Anweisung  des 
eventuellen  Ueberschusses  etc.  hinsichtlich  der  Exaktheit  und  der  Durchsichtig- 
keit etwas  zu  wünschen  übrig  lassen. 

Daher  sollen  nicht  dorthin  diejenigen  sich  wenden,  welche  nach  einer 
Reform  unseres  Rechnungswesens  und  unserer  Generaldirektion  der  Komptabilität 
streben,  weil  aus  den  preussischen  Einrichtungen  —  wie  der  Verfasser  erwähnt  — 
höchstens  die  gesunde  Praxis  zu  entnehmen  wäre,  die  Ausgabereste  nur  1  Jahr 


')  Siehe  Flora,  Le  flnanze  degli  Stati  composti.    Torino,  Bocca,  1900,  S.  77. 
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nach  ihrer  Entstehung  za  behalten  und  einen  Teil  der  wirklichen  Einnahmen 
für  dieselben  aufzubewahren,  und  die  Einnahmereste  in  der  Berechnung  des 
Ueberschusses  oder  des  Fehlbetrages  des  Berechnungsjahres  nicht  in  Betracht 
zu  ziehen.  Aber  wenn  das  preussische  Budget  einseitig  und  unvollständig,  daher 
mangelhaft  in  der  formalen  Hinsicht  ist,  so  ist  es  doch  auf  das  Höchste  zu  be- 
wunaenii  soweit  seine  Solidität  in  Betracht  kommt»  wie  der  Verfasser  mit  reich- 
lichem Vorrat  statistischer  Daten  und  Notizen  scharfsinnig  beweist;  freilich  ist 
auch  hier  nicht  zu  vergessen,  dass  Preussen  von  den  militärischen  Ausgaben 
befreit  ist,  welche  dem  Reichsbudget  aufgebürdet  worden  sind  und  in  anderen 
Ländern  manchmal  den  dritten  Teil  der  Einnahmen  aufzehren.  Anderseits  muss 
man  bedenken,  dass  die  Erträgnisse  der  Eisenbahnen  allein  die  Ausgaben  be- 
treffend die  Öffentliche  Schuld  reichlich  decken,  dieser  Schuld,  welche  wegen 
des  grossen  Vermögens,  das  in  Domänen,  Forsten,  Bergwerken,  Eisenbahnen 
steckt,  eine  der  sichersten  Europas  ist.  Diesen  Vorteilen  ist  aber  die  Unsicher- 
heit entgegenzustellen,  welche  aus  den  Schwankungen  der  genannten  Einnahmen 
und  aus  den  Beziehungen  zwischen  der  preussischen  und  der  Reichsfinanz  her- 
vorgehen, Beziehungen,  die  in  der  formalen  Ordnung  des  Budgets  treu  wieder- 
gespiegelt erscheinen. 

Jedenfalls  beweist  das  Beispiel  Preussens,  dass  auch,  was  das  Budget  be- 
trifft, die  Uebelstände  einer  grossen  Freiheit  und  Beweglichkeit  der  Exekutive 
nicht  bedenklicher  sind  als  jene,  welche  in  anderen  Ländern  mit  einschränken- 
den Systemen  zu  Tage  getreten  sind,  wo  man  dem  Schatzamt  die  ausgedehnte 
Freiheit,  wie  sie  das  preussische  Finanzministerium  geniesst,  und  die  Oberhoheit 
über  die  anderen  Zentralämter,  wie  sie  die  englische  Treasury  besitzt,  nicht 
gewährt.  Federico  Flora. 


Gustav  Cohn,  Zur  Politik  des  deutschen  Finanz-,  Verkehrs-  und 
Verwaltungswesens.     Stuttgart,  F.  Enke,  1905. 

Der  Verfasser  stellt  in  dem  Band  zwei  akademische  Festreden  und  eine 
Reihe  in  Zeitschriften  publizierter  Aufsätze  zusammen.  In  der  Rede  vom 
27.  Januar  1892  «Über  den  Haushalt  des  Deutschen  Reichs"  und  in  der  Ab- 
handlung n Steuern  und  Steuerreformen  im  Reiche  und  in  Preussen*  (Rund- 
schau 1903)  wird  auf  die  Schwierigkeit  hingewiesen,  den  wachsenden  Öffent- 
lichen Bedürfnissen  mit  den  Einnahmen  nachzukommen;  für  die  traurigen 
Reichsfinanzen  wird  die  stärkere  Ausnützung  der  Besteuerung  von  Bier  und 
Tabak  empfohlen,  auch  die  Erbschaftssteuer  und  Wehrsteuer  werden  als  be- 
achtenswert erachtet;  bei  Preussen  wird  namentlich  die  Miquelsche  Reform 
skizziert  und  im  Anschluss  daran  verschiedener  Probleme  gedacht.  Besonders 
betont  Cohn,  dass  Bedingung  für  erhebliche  Reformen  die  Voraussetzung 
tiefergehender  Aenderungen  des  Staatsgefühls  und  des  Staatsgesinnung  ist. 
Auf  S.IO  wäre  vielleicht  zweckmässig  gewesen,  in  einer  Note  zu  bemerken, 
dass  die  lex  Huene  aufgehoben  ist,  und  auf  S.  60,  dass  die  süddeutschen 
Staaten  an  Matrikularumlagen  soviel  mehr  aufbringen,  als  pro  Kopf  der  Be- 
völkerung an  norddeutscher  Biersteuer  auf  sie  trifft.  Im  Aufsatz  «über  Strassen- 
beiträge  mit  Rücksicht  auf  die  preussische  Gesetzgebung"  (Verwaltungsarchiv) 
wird  die  Stellung  der  «Beiträge*  im  Finanzsystem  erörtert  und  im  Anschluss 
daran  die  einschlägige  preussische  Gesetzgebung  näher  analysiert.  Im  Auf- 
satz «über  die  Strassenreinigungspflicht  der  Hausbesitzer*  (Verwaltungsarchiv) 
wird  mit  Recht  die  Ansicht  vertreten,  dass  die  Verpflichtung  der  städtischen 
Hausbesitzer,  die  Strassenreinigung  selbst  besorgen  zu  lassen,  ein  Anachronis- 
mus ist,  ich  habe  in  einem  Gutachten  für  Würzburg  vor  vielen  Jahren  den- 
selben Gedanken  ausgesprochen.  Die  Verstadtlichung  ist  hier  angezeigt.  Die 
Abhandlung  «Die  Zukunft  der  Strassen  bahnen*  (Lotse  1901)  dient  dem  Nach- 
weis,  dass   die  Strassenbahnen  ihrer  Natur  nach  in  die  Hände  der  Kommunen 
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überzugehen  hätten.  In  dem  Esaay  über  «Ethik  und  Reaktion  in  der  Volks- 
wirtschaft (Schmollers  Jahrb.  1903)  führt  Cohn  aus,  dass  die  etiiische  National- 
ökonomie als  solche  nicht  reaktionär  sei,  und  in  dem  über  , Reaktion  im  Ver- 
kehrswesen' (ebenda  1900)  verwahrt  er  sich  dagegen,  dass  er  reaktionär  des- 
halb sei,  weil  er  die  technische  üeberlegenheit  der  Wasserstrassen  Über  die 
Eisenbahnen  im  allgemeinen  leugne  und  nicht  jede  Forderung  auf  Tarif- 
ermässigun^  für  berechtigt  halte.  Der  Aufsatz  ,  Staatsbeamtentum  und  Staats- 
Wissenschaft"  ist  Betrachtungen  über  die  wissenschaftliche  Vorbildung  des 
höheren  preussischen  Beamtentums  gewidmet;  Cohn  wünscht  ^jähriges Studium, 
Abänderung  des  Refendarexamens  (ein  wissenschaftliches  Examen  und  Teilung 
in  ein  juristisches  und  in  ein  solches  für  öffentliches  Recht  und  Wirtschafts- 
wissenschaften), femer  dass  den  begabteren  und  strebsamen  Referendaren 
1  Jahr  ihrer  4jährigen  Praxis  freigegeben  werde  zu  Gunsten  der  Rüdkkehr 
in  das  Universitätsseminar;  der  Plan  einer  , Verwaltungsakademie'  wird  mit 
ffuten  Gründen  bekämpft.  Im  Aufsatz  «über  die  Vereinig^ung  der  Lehrstühle 
für  Staatswissenschafben  mit  den  Juristenfakultäten*  (Conrads  Jahrb.  1900)  er- 
klärt sich  Cohn  für  die  Belassung  der  Wirtschaftswissenschaften  in  der  philo- 
sophischen Fakultät;  in  mancher  Hinsicht  ist  aber  auch  die  Vereinigung  mit 
der  juristischen  Fakultät  zweckmässig,  es  ist  ganz  gut,  dass  in  Deutschland 
die  verschiedenen  Typen  vertreten  sind.  Die  Rede  «Die  Eameral Wissenschaft 
in  zwei  Jahrhunderten'  (Lotse  1901)  verbreitet  sich  zunächst  über  eine  bekannte 
Sache,  nämlich  dass  die  deutsche  Eameralwissenschaft  in  ihren  Anfängen  eine 
Reihe  von  Dingen  vereinigte,  die  ihre  Einheit  lediglich  im  nützlichen  Zweck, 
nicht  in  den  Wurzeln  der  Erkenntnis  haben,  um  dann  darzutun,  dass  auch 
heute  die  ökonomische  Wissenschaft  von  etwas  ihr  Fremdem  bedroht  werde, 
von  populären  Strömungen  und  Gewalten.  Dieser  (bedanke  wird  weitergesponnen 
im  Aufsatz  «Freiheit  der  Staatswissenschaft'  (Lotse  1901),  indem  Cohn 
Stellung  nimmt  gegen  die  Besetzung  der  Professuren  vom  Gesichtspunkt  be- 
stimmter wirtschaftlicher  Interessen;  er  vindiziert  den  Staatswissenschaften  die 
Stelle  des  Gewissens  der  Staatsverwaltung. 

Wie  man  sieht,  ist  es  ein  vielseitiger  Inhalt,  der  in  den  geschmackvoll 
geschriebenen  Essays  dem  Leser  dargeboten  wird. 

Georg  Schanz. 


Julius  Landmann,  Leu  &  Cie.  1755 — 1905.  Ein  Beitrag  zur 
Geschichte  der  öffentlichen  und  privaten  Kreditorganisation. 
Zürich,  Art.  Institut  Orell  Füssli,  1905. 

Anlässlich  ihres  150jährigen  Geschäftsjubiläums  hat  die  Aktiengesellschaft 
L  e  u  &  Co.  in  sehr  dankenswerter  Weise  die  Abfassung  einer  Geschichte  ihres 
Unternehmens  in  die  Wege  geleitet. 

In  Zürich  brach  man  1525  mit  dem  Grundsatz  des  Zinsverbots,  1529  stellte 
man  als  Maximalzinsfuss  5  ^,'0  auf,  als  aber  in  der  Folge  der  Zinsfuss  sank  und 
den  städtischen  Kapitalisten  immer  mehr  die  hochverzinslichen  Kapitalien  ge- 
kündigt wurden,  im  Zusammenhang  mit  dem  niedrigen  Zins  die  Bodenpreise 
in  der  Stadt  und  auf  dem  Lande  Übermässig  stiegen  und  starke  Verschuldung 
mit  sich  brachten,  verbot  ein  Mandat  von  1710  das  Ausleihen  unter  5^,^.  Da 
das  Mandat  wirkungslos  war,  schuf  der  Staat  1754  die  sog.  Zinsenkommission 
und  machte  ihr  zur  Aufgabe,  die  vielen  sich  stauenden  Kapitalien  verzinslich 
anzunehmen  und  ausserhalb  des  Züiicher  Gebiets  anzulegen.  Der  Plan  ging 
von  Heidegger  aus  und  der  Säckelmeister  Leu  setzte  ihn  durch. 

Die  Anlagen  wurden  in  englischen,  französischen,  österreichischen,  däni- 
schen, schwedischen  und  sächsischen  Werten  in  hypothekarisch  sichergestellten 
Darlehen  an  Fürsten,  Herren  und  Klöster  gemacht,  ergänzend  trat  ein  anfäng- 
lich nicht  bedeutendes  Privatkreditgeschäft  hinzu,  bestehend  in  der  Gewährung 
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von  Darlehen  an  Bankiers  und  Grossunternehmer  und  zwar  in  der  Regel  gegen 
Verpfändung  von  Wertpapieren  oder  Hypotheken,  gelegentlich  aber  auch  bloss 
gegen  gewöhnliche  Wechsel  mit  mehreren  Unterschriften;  zum  Schluas  des 
18.  Jahrhunderts  wurde  dieser  (Geschäftszweig,  der  sich  ursprünglich  ebenfalls 
nur  auf  das  Ausland  erstreckte,  auch  auf  Geschäfte  im  Kanton  Zürich  aus- 
gedehnt. An  der  Wende  des  Jahrhunderts  trat  schliesslich  auch  die  Ge- 
währung von  hypothekarischen  Darlehen  an  Züricher  Mitbürger  hinzu.  Es 
hat  grossen  Reiz,  an  der  Hand  der  Darstellung  die  Transaktionen  des  Instituts 
zu  verfolgen. 

Mit  dem  Untergang  der  altzürcherischen  Regierung  in  der  Zeit  der  Hel- 
vetik  verlor  die  Zinsenkommission  den  Charakter  einer  Behörde,  an  Stelle  der 
von  der  Regierung  ernannten  trat  eine  von  den  Interessenten  frei  gewählte  Ver- 
waltung. Das  Institut  erlitt  an  seinen  ausländischen  Anlagen,  besonders  an  den 
französischen,  grosse  Verluste;  doch  blieb  es  erhalten,  die  Sanierungsaktion 
dauerte  bis  1822. 

Im  Jahr  1830  wurde  zum  ersten  Male  den  Obligationären  neben  ihren 
Zinsen  auch  eine  Extradividende  zugesprochen,  der  Gedanke,  dass  die  Obli- 
gationäre Eigentümer  des  Instituts  seien,  kam  darin  zum  Ausdruck,  1854  wurde 
dasselbe  in  eine  regelrechte  Aktiengesellschaft  umgewandelt,  zugleich  ihr  die 
Aufgabe  zugewiesen,  als  «Züricherische  Hypothekenkasse*  zu  fungieren ;  es  gelang 
ihr,  in  den  Jahren  1868—1866  über  22^0  des  ganzen  Bedarfs  des  Kantons 
Zürich  an  hypothekarischen  Krediten  zu  befriedigen.  Da  der  Staat  6802  Aktien 
des  Instituts  selbst  besass,  partizipierte  er  auch  am  Gewinn.  Infolge  der  1869er 
Verfassung  wurde  die  Errichtung  einer  Kantonalbank  beschlossen  und  der 
Aktienbestand  des  Staates  abgestossen. 

Die  Konkurrenz  der  neuen  Staatsbank  und  grosse  Verluste,  welche  die 
Aktienbank  Leu  &  Co.  im  Konkurs  von  Escher-Bodmer  erlitt,  brachte  letztere 
sehr  zurück.  Das  Institut  ging  nun  1873  dazu  über,  sich  nicht  mehr  auf  das 
Hypothekengeschäft  zu  beschränken,  die  kleinen  Hypotheken  allmählich  ab- 
zustossen  und  die  kaufmännischen  Geschäfte  in  höherem  Masse  zu  pflegen.  Die 
Bank  ist  heute  Handelsbank  mit  kurzfristigen  Kreditgeschäften  und  beteiligt 
sich  auch  an  Emissionen.  Sie  hat  sich  kraftvoll  entwickelt  und  zählt  zu  den 
fünf  Züricher  Grossbanken. 

Es  muss  an  dieser  Stelle  darauf  verzichtet  werden,  den  durch  die  Zeit- 
verhältnisse bedingten  Wandlungen  des  Bankbetriebs  im  einzelnen  zu  folgen. 

Die  Untersuchung  Landmanns,  der  vor  wenigen  Jahren  noch  zu  meinen 
Schülern  zählte,  ist  mit  vollem  Verständnis  für  die  Sache  durchgeführt.  Das 
Buch  bietet  viel  Interessantes,  namentlich  auch  für  das  öffentliche  Kreditwesen 
im  18.  Jahrhundert;  der  Wortlaut  der  damaligen  Schuldverschreibungen  ist  in 
den  Anlagen  mitgeteilt. 

Für  die  Leser  des  Finanzarchivs  mag  besonders  hervorgehoben  werden 
dass  die  sächsischen  Steuerscheine  des  18.  Jahrhunderts,  die  unter  den  Anlagen 
unseres  Instituts  ebenfalls  eine  Rolle  spielten,  für  die  Entwicklung  der  Formen 
des  öffentlichen  Kredits  sehr  bedeutsam  waren.  Schon  zu  Beginn  der  zweiten 
Hälfte  des  17.  Jahrhunderts  gab  Kursachsen  Steuerscheine  aus,  d.  h.  auf  künftige 
Steuereinnahmen  fundierte  Schuldverschreibungen,  die  neben  dem  Namen  des 
Inhabers  den  Zusatz  .oder  den  getreuen  Inhabern  dieses  Briefes"  trugen.  Diese 
Scheine  konnten  bei  der  Steuerzahlung  an  Zahlungs  Statt  gegeben  werden  und 
wurden  bis  zu  ihrer  Einlösung  mit  3— 57o  verzinst.  Ihre  wachsende  Masse 
und  die  immer  häufiger  stattfindenden  Umsätze  in  denselben  wirkten  darauf 
hin,  dass  die  Fassung  des  Titels  stets  kürzer  wurde,  und  dass  bei  den  auf  In- 
haber lautenden  Steuerscheinen  die  Namhaftmachung  des  ursprünglichen  Gläu- 
bigers als  überflüssig  fortblieb.  Diese  ersten  auf  den  Inhaber  ohne  Namens- 
nennung gestellten  Steuerscheine  hatten  noch  keinen  Gouponbogen,  vielmehr  war 
bei  jedem  Zinseinzu^  die  Vorzeigung  des  Scheines  nötig.  Um  die  Zinsen  er- 
heben zu  können,  blieb  oft  nichts  anderes  übrig,  als  dass  man  die  Scheine 
Dritten  anvertraute,  was  dann,  wie  ein  Mandat  von  1751  hervorhebt,  nicht 
selten  für  die  Eigentümer  verhängnisvolle  Folgen  hatte. 
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Nach  dem  Hubertusburger  Frieden  (1763)  wurden  sämtliche  sächsischen 
Steuerscheine  auf  den  Inhaber  gestellt  und  für  eine  Reihe  vod  Jahren  mit  auf 
Inhaber  lautenden  Coupons  und  mit  einem  Talon  versehen.  Ersteres  geschah, 
weil  in  diesem  Friedensvertrag  Sachsen  versprochen  hatte,  die  Steuerscheine, 
die  im  Besitze  preussischer  Inhaber  waren,  ohne  Abzug  von  Kapital  abzuzahlen 
und  alljährlich  ein  erkleckliches  Quantum  abzulösen.  Um  hierbei  jeden  Schein 
einer  Bevorzugung  zu  vermeiden,  gipg  man  zur  Verlosung  Über;  damit  ergab 
sich  die  Ausstellung  auf  den  Inhaber  als  natürliche  Folge. 

Was  die  Talons  betrifft,  so  fand  diese  Einrichtung  ausserhalb  Sachsens 
bei  Staatsschuldverschreibungen  in  Deutschland  nur  sehr  langsam  Eingang,  bei 
den  preussischen  Staatspanieren  z.  B.  erst  im  Jahr  1858. 

Eine  für  das  18.  Janrhundert  charakteristische  Erscheinung  ist  auch,  wie 
unsere  Schrift  zeigt,  die  Nutzbarmachung  des  Kredits  einer  in  gutem  Ruf 
stehenden  Stadtverwaltung  zu  Gunsten  der  Steatskasse.  So  gehörten  die  Pariier 
Stadtobligationen  —  eine  der  ältesten  Formen  des  französischen  Staatekredits 
—  bis  unmittelbar  vor  der  Revolution  zu  den  für  sicherst  gehaltenen  fran- 
zösischen Schuldtiteln.  Die  Pariser  Stadtverwaltung  nahm  für  die  königlichen 
Bedürfnisse  Rentenanleihen  auf,  für  deren  richtige  Zahlung  sie  selbst  verpflichtet 
war,  wofür  sie  zur  Deckung  eine  Reihe  von  Pariser  Steuern  und  Gefällen  über- 
wiesen erhielt.  Aehnlich  war  es  mit  den  Wiener  Stadtbankobligationen,  die 
Stadtbank  übernahm  Staatsschulden  zur  Verzinsung  und  Amortisation,  wogegen 
ihr  Gefälle  überwiesen  wurden.  Im  Jahr  1765  wurden  die  Stedtbankobligationen 
völlig  zu  einem  Teile  der  Staatsschuld. 

Die  Darlehen  an  Fürsten  —  Landmann  teilt  eine  Fürstenbergische 
Obligation  Über  100,000  fl.  mit  —  waren  meist  so,  dass  der  Fürst  sich  in  der 
Obligation  «für  sich  und  alle  seine  Nachkommen*  band,  dadurch  sollte  der 
Staat  als  solcher  verpflichtet  werden.  Es  galt  auch  allgemein,  dass  der  Nach- 
folger die  Schulden  des  Vorgängers  übernahm.  Doch  war  man  nie  sicher,  und 
es  ist  bekannt,  dass  noch  im  Jahr  1777  nach  dem  Ableben  Max  Josephs  III. 
lange  und  lebhafte  Debatten  darüber  geführt  wurden,  ob  sein  Nachfolger  Karl 
Theodor  von  der  Pfalz  verpflichtet  sei,  die  Schulden  seines  Regierungsvorfahren 
zu  bezahlen.  Georg  Schanz. 


Dr.  Leo  Petritsch,  Zur  Lehre  von  der  Ueberwälzung  der  Steuern 
mit  besonderer  Beziehung  auf  den  Börsenverkehr.  Graz,  Verlag 
Leuschner  &  Lubenskys  Universifcätebuchhandlung.   1903.    85  S. 

Verfasser  hat  sich  die  Aufgabe  gestellt,  die  ueberwälzung  von  drei  Steuern 
zu  untersuchen,  welche  man  in  der  Regel  zu  den  sog.  Verkehrsstenern  zu 
rechnen  pflegt: 

1.  der  Steuer  vom  Verkehr  in  Grundstücken  und  Gebäuden; 

2.  der  Steuer  von  Warentermingeschäften; 

3.  der  Efi^ektenumsatzsteuer. 

Wie  der  Verfasser  in  seiner  Einleitung  zutreffend  hervorhebt,  legt  die 
neuere  flnanzwissenschaftliche  Literatur  der  Lehre  von  der  Ueberwälzung  der 
Steuern  nicht  mehr  ein  so  grosses  Gewicht  bei,  wie  dies  die  sog.  klassische 
Nationalökonomie  tat.  Man  forscht  heute  mehr  nach  der  Wirku  ng  der  Steuern, 
schenkt  aber,  wenigstens  im  allgemeinen,  den  Ueberwälzungsfragen  weniger 
Beachtung.  Der  Grund  hierfür  ist  wohl  in  erster  Linie  in  der  Ungewissheit  und 
Ünbestimmbarkeit  des  Ueberwälzungsprozesses  an  sich,  mit  einem  Worte:  in 
der  Schwierigkeit  dieses  Problems  zu  suchen.  Theorie  und  Praxis  ist  sich  dar- 
über einig,  dass  bei  den  meisten  Steuern  überhaupt  nicht  ersichtlich  ist,  wer 
sie  im  Grunde  trägt.    Und  ein  „non  liquet"  ist  noch  ganz  besonders  angezeigt 
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bei  der  Frage  nach  dem  eigentlichen  Träger  obiger  Verkehrssteuem.  Um  so 
anerkennenswerter  ist  der  Versuch  des  VeHatsers  vorliegender  Schrift,  in  ein- 
gehender und  sorgfältiger  Behandlung  diesen  Ueberw&lzungsprozess  zu  verfolgen. 

Was  zunächst  die  Ueberwälzungsfrage  der  Steuer  vom  Verkehr  in  Grund- 
stücken und  Gebäuden  betrifft,  so  wendet  sich  Dr.  Petritsch  gegen  die  Auf- 
fassung, dass  es  dem  Käufer  als  dem  in  der  Regel  ökonomisch  Stärkeren  gelingt, 
die  Steuer  auf  den  Verkäufer,  den  Ökonomisch  Schwächeren  zu  Überwälzen.  Er 
kommt  zu  dem  Resultat,  dass  unter  den  gegenwärtig  in  den  kontinentalen 
Ländern  herrschenden  Verhältnissen,  wo  Grundkäufe  in  gewissem  Sinne  mit 
sonstigen  Warenkäufen  auf  einer  Linie  stehen,  d.  h.  ganz  alltägliche  Geschäfte 
sind  (59),  nicht  die  Steuer  notwendigerweise  von  einer  der  an  dem  Geschäfte 
beteiligten  Personen  auch  getragen  werden  müsse.  Der  ganze  Ueberwälzungs- 
prozess  führe  bei  der  sog.  Immobiliargebühr  zu  dem  nämlichen  Ergebnisse  wie 
der  allerdings  weit  weniger  verwickelte  analoge  Vorgang  bei  der  Grund-  oder 
Gebäudesteuer:  zu  einer  teilweisen  Konfiskation  des  im  Grund  und  Bqden  an- 
gelegten Kapitals  oder  zu  einer  .Steueramortisation'. 

Bei  der  Behandlung  der  Steuerüberwälzunpfrage  im  Warenterminhandel, 
die  noch  ganz  besonders  kompliziert  liegt,  stellt  der  Verfasser  fest,  dass  die 
Steuer  auf  alle  diejenigen  Geschäfte,  die  auf  der  Börse  zwischen  Börsenhändlern 
abgeschlossen  werden,  d.  h.  auf  die  weitaus  überwiegende  Mehrzahl  der  der 
Börsensteuer  unterworfenen  Verkehrsakte  .nicht  auf  dem  rohen  und  einfachen 
Wege  von  Preisab-  und  -zuschlagen  auf  die  Produzenten  und  Konsumenten  über- 
wälzt werden  könnten"  (530).  Andererseits  sei  aber  auch  die  Annahme  falsch, 
dass  die  Steuer,  die  ,in  der  weitaus  überwiegenden  Regel  reine  Spekulations- 
geschäfte trifft,  von  den  Spekulanten  oder  Terminhändlem  wie  gezahlt,  so  auch 
fetragen  werden  müsse'  (581).  Auch  hier  greife  ein  Ueberwälzungsprozees 
latz,  welcher  die  den  Terminhändlem  zugedachte  Last  anderen  Schultern  auf- 
bürde. Tatsächlich  seien  es  die  Produzenten  und  Konsumenten  aller  auf  dem 
Terminmarkte  gehandelten  Warensorten  der  nämlichen  Gattung,  die  als  schliess- 
liche  Steuerti^er  erscheinen.  Nur  erfolge  die  Ueberwälzung  der  Steuer  auf 
diese  nicht  durch  einfache  Preisab-  und  -zuschlage,  sondern  durch  einen  weit 
feineren  und  komplizierteren  Vorgang,  der  nicht  durch  Verkehrsakte  und  Preis- 
kämpfe, sondern  durch  kaufmännisch-ökonomische  Berechnungen  der  beteiligten 
Personen  eingeleitet  werde  (557).  Die  Steuer  habe  die  Wirkung  einer  Kosten- 
verteuerung jedes  Termingeschäfts  und  damit  Erhöhung  des  Risikos  jeder 
Spekulation. 

Die  dritte  Steuergruppe,  an  der  Dr.  Petritsch  den  Ueberwälzungsprozess 
untersucht,  ist  die  Effelrtenumsatzsteuer.  Mit  den  an  und  für  sich  schwierigen 
Problemen  der  Ueberwälzungstheorie  hat  es  bekanntlich  die  Umsatzsteuer  im 
grossen  ganzen  weniger  zu  tun.  Sieht  man  hier  von  solchen  Geschäften  ab, 
die  Bank  und  Bankier  für  eigene  Rechnung  abschliessen,  wozu  sie  in  ihrer 
Funktion  als  Vermittler  des  Geld-  und  Kreditverkehrs  im  grossen  Stil  ja  viel- 
fach gezwungen  sind,  so  besteht  für  sie  in  der  Regel  die  sichere  Aussicht,  die 
verauslagte  Steuer  auf  ihre  Kommittenten  fortzuwälzen.  Von  solchen  Gesichts- 
punkten geht  Verfasser  auch  ans.  Beipflichten  kann  man  ihm  freilich  nicht, 
wenn  er  ausführt,  dass  die  durch  die  Steuer  erhöhten  Kosten  des  Geschäfts  ein 
Verkehrshindernis  bilden,  welches  in  einer  «schrofferen  Preisbewegung'  zum 
Ausdruck  gelange  (562).  Die  Erfahrung  lehrt,  dass  die  Steuer  bei  regem  Ge- 
schäft kaum  lästig  empfunden  wird  und  auch  im  allgemeinen  weder  unmittel- 
bare noch  mittelbare  Ursache  einer  «schrofferen  Preisbewegung'  ist.  Auch  die 
Annahme,  dass  man  sog.  Spekulationspapiere  einerseits  und  sog.  Anlagewerte 
andererseits  als  scharf  getrennte,  untereinander  in  keinerlei  organischem  Zu- 
sammenhange stehende  Kategorien  zu  betrachten  pflegt  (§  62),  trifft  nicht  ohne 
weiteres  zu.  ,  Spekulationspapiere "  werden  sehr  vielfach  als  ,  reine  Anlage  werte  *^ 
gehandelt  und  speziell  seit  den  letzten  Jahren  verliert  die  Begrenzung  .Speku- 
lationswerte' und  ,  Anlagewerte "  immer  mehr  an  tatsächlicher  Bedeutung.  Es 
sei  bei  dieser  Gelegenheit  daran  erinnert,  dass  es  Zeiten  gibt,  wo  in  «Spaniern', 
.Italienern **,  Reichsanleihen  etc.  mehr  .spekuliert^  als  .angelegt*  wird,  so  dass 
Finanzarchiv.  XXII.  Jahrg.  841  26 
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man  also  von  , Kategorien^  die  in  keinerlei  organischem  Zusammenhange  stehen', 
bei  Spekulations-  and  Anla^ewerten  aach  nidit  gut  sprechen  kann.  Auch  sonst 
Hesse  sich  noch  dies  und  jenes  gegen  die  Petritschschen  Ausf&hrungen  sagen. 
Im  übrigen  leidet  die  ganze  DarstelluuK  unter  schwer  verständlicher  Ausdrucks- 
weise.  Gerade  bei  dieser  ungemein  schwierigen  Materie  wäre  eine  leicht  ver- 
ständliche Darstellung  so  recht  am  Platze. 

Dr.  Wilhelm  Gerlach. 


Schweizerisches  Finanzjahrbuch  1904,  VI.  Jahrg.,  redigiert 
von  Dr.  Steiger  unter  Mitwirkung  von  Dr.  Traugott  Geering, 
Dr.  A.  Meyer,  Dr.  G.  SchärÜin,  Aeilig  und  E.  Ott.  Bern,  Ver- 
lag von  Neukomm  &  Zimmermann. 

Das  obige  Finanz-Jahrbuch  ist  ein  vortreffliches  Orientierungsmittel  über 
die  Schweiz.  Dr.  Geering  berichtet  Über  das  Wirtschaftsjahr  1903/04  und 
gibt  eine  Handels-  und  Zollstatistik  der  letzten  Jahre,  A.  Meyer  unterrichtet 
über  die  Edelmetall-  und  Währungsverhältnisse,  Steiger  bietet  eine  wert- 
volle Finanzchronik  des  Bundes  und  der  Kantone  in  Verbindung  mit  einer 
Finanzstatistik  der  Kantone  und  grösserer  Ortschaften.  (Interessant  ist  eine 
Tabelle  der  Preise  der  städtischen  Gas-  und  Elektrizitätswerke.)  Der  Kontrol- 
leur der  Kantonalbank  A  eil  ig  hat  die  Anlehen  und  Gründungen  bearbeitet« 
sowie  Über  die  industriellen  Unternehmungen  nähere  Angaben  gemacht.  Die 
zahlreichen  Banken  und  Kassen  bespricht  der  Prokurist  der  Bemer  Bank  Ott 
Das  in  der  Schweiz  so  interessante  Bahnwesen  hat  Dr.  Steiger,  das  Ver- 
sicherungswesen Dr.  Schärtlin  näher  gewürdigt.  Das  Buch  ist  auch  wertvoll 
für  die  Geschäftswelt,  da  man  Über  Aktienkapital,  Aktiven,  Passiven,  sowie 
über  die  Dividenden  einer  Reihe  von  Jahren  für  aUe  schweizerischen  Aktien- 
gesellschaften zuverlässige  Angaben  findet.  In  Deutschland  dürfte  es  Bank- 
häusern, die  in  schweizerischen  Werten  arbeiten,  gute  Dienste  tun. 

Georg  Schanz. 


Heinrich  Pudor,  Das  landwirtschaftliche  Genossenschaftswesen 
im  Auslande.  I.  Band.  Das  landwirtschaftliche  Genossenschafts- 
wesen in  den  skandinavischen  Ländern.  153  Seiten  mit  Tabellen 
und  Sachregister.   Preis  7  M.  50  Pf.  Leipadg,  Felix  Dietrich,  1904. 

Die  Erfolge  des  Genossenschaftswesens  sind  sowohl  auf  dem  Gebiete  des 
städtischen  Eonsums  (England,  Schottland),  wie  auf  dem  der  Ereditorganisation 
(Deutschland,  Ungarn,  Italien)  und  der  landwirtschaftlichen  Produktion  (Däne- 
mark, Frankreich,  Irland)  ausserordentliche.  Ein  Land  gibt  es,  bei  dem  das 
Genossenschaftswesen  die  Grundlage  zu  einem  wirtschaftlichen  Aufschwung  des 
ganzen  Landes  ohnegleichen  gelegt  hat,  bei  dem  die  genossenschaftliche  Pro- 
duktion den  Hauptteil  der  Gesamtproduktion  des  ganzen  Landes  ausmacht»  das 
ist  Dänemark,  das  Eldorado  des  modernen  Landwirtschaftsbetriebes  und  des  länd- 
lichen Genossenschaftswesens,  das  Land  der  modernen  VolkBanfklärung,  der 
Sozialreform,  der  Demokratisierung,  des  freien  Bauern,  des  organisierten  Ar- 
beiters. Dem  dänischen  Genossenschaftswesen  ist  daher  in  dem  vorliegenden 
Buche  auch  der  meiste  Raum  gewidmet.  Es  ist  nicht  eine  lückenlose  Geschichte 
der  Entwicklung  des  Genossenschaftswesens  beabsichtigt,  denn  f&r  eine  solche 
ist  die  Zeit  noch  nicht  gekommen,  aber  Überall,  wo  es  der  Stoff  verlangte,  ist 
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eine  genetische  Darstellung  gegeben.  In  der  Einleitung  ist  eine  solche  Geno- 
logie  des  Genossenschaftsgedankens  an  sich  versucht  worden:  die  Entstehung 
der  Diesseitsbewegung,  des  Individualismus,  des  Demokratismus  und  der  christ- 
lich-sozialen Bewegung.  Die  Elternschaft  des  Genossenschaftsgedankens  wird 
dahin  bestimmt,  dass  der  Vater  desselben  der  Sozialismus,  und  die  Mutter  die 
christliche  Religion  war.  Weiter  werden  die  Apostel  des  Gfenossenschaftswesens 
Robert  Owen,  Charles  Fourier,  Philipp  Buches,  Friedrich  W.  Raiff- 
eisen  und  Schulze-Delitzsch  behandelt'). 

Bei  der  Darstellung  des  dänischen  Genossenschaftswesens  wird  ebenfalls 
zunächst  die  Entstehung  und  Entwicklung  des  demokratischen  Gedankens  be- 
handelt. Alsdann  wird  die  Geschichte  des  Meiereigenossensc^aftswesens  und 
der  Schweinezucht,  die  grossartige  Organisation  der  Hühnerzucht  und  des  Eier- 
handels dargestellt.  Zu  Beg^n  des  Jahres  1904  gab  es  in  Dänemark  ca.  475 
der  Eierexportgenossenschaf&zentnde  angeschlossene  Eierexportgenossenschaften 
mit  88,000  Mitgliedern;  dazu  kommen  15,000  Mitglieder  der  dänischen  Butter- 
verpackungufenossenschaft  angeschlossenen  220  Exportgenossenschaften.  Im 
ganzen  701  Eierexportorganisationen  mit  56,082  Mitgliedern  {ygl,  S.  140  a.  o.  W.), 
welche  im  Jahre  1908  für  80  Mill.  Kronen  Eier  nach  England  verkauften. 
Molkereigenossenschaften  gab  es  Anfang  1904  1057  in  Dänemark  mit  149,900 
Einzelmitgliedem.  Der  Hauptexport  geht  bekanntlich  nach  England.  Im  ganzen 
hat  Enffland  für  Butter,  Schweinefleisch,  Eier  an  Dänemark  im  Jahre  1908 
248  Mill.  Kronen  gezahlt,  gegenüber  225  Millionen  im  Jahre  1902,  also  pro  Tag 
ein  Mehr  von  ca.  50,000  M. 

Nächst  Dänemark  hat  sich  in  den  skandinavischen  Ländern  —  in  Nor- 
wegen bildete  der  ZoU  auf  Futtermittel  ein  starkes  Hindernis  —  das  landwirt- 
schaftliche Genossenschaftswesen  am  lebhaftesten  in  Finnland  entwickelt,  worüber 
das  8.  Buch  a.  o.  W.  berichtet.  Und  zwar  nahm  die  Entwicklung  hier  nadi 
dem  Inkrafttreten  des  Genossenschaftsgesetzes  vom  Jahre  1902  ab  einen  be- 
sonders raschen  Verlauf,  so  dass  es  am  1.  Juli  1904  in  Finnland  118  Meierei- 
genossenschaften, 100  landwirtschaftliche  Konsumvereine,  56  Darlehenskassen, 
11  Einkaufs-  und  Verkaufsgenossenschaften,  8  landwirtschaiUiche  Maschinen- 
genossenschaften und  22  andere  Genossenschaften  gab.  Die  Zentralkreditanstalt 
für  Genossenschaften  wurde  im  Jahre  1902  gegründet;  der  Staat  gab  ein  Dar* 
leben  von  4  Mill.  Fr.  Bis  zum  15.  September  1904  zählte  man  bereits  96  Dar- 
lehenskassen. Es  hat  den  Anschein,  als  ob  das  landwirtschaftliche  Genossen- 
schaftswesen gerade  in  Finnland  sich  besonders  günstig  und  rasch  entwickeln 
wird.  Dr.  Heinrich  Pudor  (Selbstanzeige). 


1)  Bezüglich  der  d&nischen  Apostel  Pastor  Sonne  und  Dr.  ülrik  wird  das  obige 
Buch  durch  die  dieser  Tage  erscheinende  Schrift  des  Yerfassers  nFideikommissschutz  in 
Deutschland  versus  Landarbeiterheimschutz  in  Dänemark,  Leipzig",  Felix  Dietrich,  ergilnzt. 
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Bibliographie  der  finanzwissenschaftlicheii  literatur 
für  das  Jahr  1904. 


Von 
Dr.  Fraiii  Seirn^r. 


Abktlrzangen:  F.  A.  =  Fiaanzaxchiv.  —  Annalen  =  Annalen  des  Deutsches  Reichs  far 
OesetsgeboBg,  Terwaltong  nnd  Yolkswirtschaft.  —  Jahrbücher  =  Jshrbücher  für  Naüoiukl- 
Ökonomie  nnd  Statistik.  —  YierteUahishefte  =  YiertelJahrsheAe  rar  Statistik  des  Deutschen 
Reichs.  —  Zeitschr.  f.  Soz.  W.  =  Zeitschrift  für  Sozialwissenschaft.  —  Zeitschr.  f.  Staatsw.  = 
Zeitschrift  ftbr  die  gesamte  Staatswissenschaft.  —  B.  d.  st.  =  Bulletin  de  statistiqne  et  de  16gis- 
lation  compar6e.  —  Jonm.  des  6con.  =  Jonmal  des  öconomistes.  —  ficon.  Jonm.  =  Economic 
Jonmal.  —  Quart.  Jonm.  of  £o.  =  The  qnarterly  jonmal  of  economics  pnbl.  for  Harvard  Uni- 
yersity.  —  Pol  Sc.  Qu.  =  Political  science  qnarterly,  edited  by  the  facnlty  of  political  seience 

of  Colnmbia  nniversity. 


A.  Allgemeine  Werke  flnaniwisseiigehAftlicheii  Inhalts. 

Fridrichowicz,  Eng.,  Knrzgefasstes  Kompendinm  der  Staatswissensohaften  in  FTnge  n. 

Antwort.    YII.  Bd. :  Finanzwesen.    Berlin,  Oalvary  k  Co. 
Olamageran,  J.  J.,  ßtndes  politiqnes,  6conomiqnes  et  flnandires.    Paris,  Alcan. 
F  0  n  t  a  i  n  e ,  Q.,  Principes  de  16gislation  financi^re.  La  comptabiUtö  de  Tötat.   Paris,  B&ranger. 
Möliot,  M.  et  A.,  Dictionnaire  finander  international  thöoriqne  et  pratiqne.   Gnide  flnancier 

ponr  tons  les  pays.    Nonv.  6d.    Nancy,  Berger-Levranlt  et  Cie. 
Nitti,  F.  S.,  Principes  de  science  des  flnanoes.    Paris,  Giard  k  Briftre. 
Principidi  scienza  deUe  flnanze,  dl  A.  M.    Napoli,  Prete. 

Feenstra,  A.,  Beginselen  der  staatshnishondknnde.   €.  dmk.   Oorinchem,  Noordnyn  k Zoon. 
Trenb,  M.  W.  F.,  Hoofdstnkken  nit  de  geschienenis  der  staatshnishondknnde.    2.  dmk. 

Uaarlem,  Ijeenk  Willink  k  Zoon. 
de  Tries,  T.,  Beginselen  der  staatshnishondknnde.    s'Gravenhage,  ten  Hagen. 
Raffalovich,  Arth.,  Le  marchö  finander  en  1903.    Jonm.  des  öcon.    63.  annöe. 
The  financial  reform  almanack,  1904,  for  fiscal  reformers,  free  traders,  poUtidans, 

public  Speakers  and  writers,  and  the  public  generally.    London,  Simpkin,  Marshall  etc. 
Zahlet,  Maur.,  Le  mouvement  finander  et  commerdal.    Journ.  des  6con.    63.  ann6e. 
Dieck,  Hugo,  Fiskalitat  nnd  Bnreankratlsmns.    Jahrbücher.    III.  F.,  87.  Bd. 
Griff  in,  A.  P.  C,  Sdect  list  of  references  on  thebndgets  of  foreign  conntiies.  Washington, 

libr.  of  Congress. 
Neymarck,  Alfr.,  Finaaoes  contemporaJnes.  Tome  II :  Les bndgets  de  1872  &  1903.  Paris, 

Gnillanmin  k  Cie. 
Lotz,  Walth.,  Stenern  als  Gewinnungsmittel  politischer  Minoritäten.     Deutsche  Worte. 

84.  Jahrg. 
T  e  B  s  m  e r ,  R.,  Die  Zoll*  nnd  Steuerkredite.    Berlin,  Imperium. 
P 1  n  t  u  s.  Kritische  Wochenschrift  f.  Yolkswirtschaft  n.  Finanzwesen.   Herausg. :  G.  Bernhard. 

1.  Jahrg.    Berlin,  Plntus- Verlag. 
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Der  Tresor.    Zeitschrift  t.  VolkswirUch.  n.  Finanzwesen.    38.  Jahrg.    Wien,  Holder. 

Die  Umsohan  auf  d.  Qebiete  des  Zoll-  n.  Stenerwesens.  Deutsche  Zoll-  n.  Stenerbeamten- 
zeitong.    Heraasg.  von  Schneider.    iS.  Jahrg.    Berlin,  Schneider. 

Actaborussioa.  DenkmUer  der  prenss.  Staatsrerwaltung  im  18.  Jahrh.  Heransg.  von 
der  Königl.  Akad.  der  Wissenschaften.  Die  einzelnen  Gebiete  der  Yerwaltong.  Münz- 
wesen. Münzgesohichtl.  Teil.  1.  Bd.:  Die  Münzverwaltnng  der  Könige  Friedrich  I.  und 
Friedrich  Wilhelm  I.  1701~1740.  DarsteUnng  von  F.  Frhr.  t.  SchrOtter.  Akten  bearb.  von 
G.  Schmoller  und  F.  Frhr.  y.  Schrtttter.    Berlin,  Parey. 

Friedensburg,  F.,  Schlesiens  Mttnzgeschichte  im  Mittelalter.    Breslau,  Wohlilurth. 

Schulte,  Aloys,  Die  Fugger  in  Rom  1486—1528.  Mit  Studien  zur  Geschichte  des  kirch- 
lichen Finanzwesens  Jener  Zeit.    8  Bde.    Leipzig,  Dunoker  &  Humblot. 

P  e  r  e  1  s ,  £.,  Die  kirchlichen  Zehnten  im  karolingisehen  Reiche.    Berlin,  Ehering. 

Gastelot,  E.,  L'impöt  dans  les  Tilles  allemandes  &  la  fin  du  moyen-&ge.  Joum.  des  6eon. 
63.  ann6e. 

Ernst,  E.,  Die  direkten  Staatssteuem  in  der  Grafschaft  Wirtemberg.  Wflrttemb.  Jahrb.  f. 
Statistik  u.  Landeskunde.    Jahrg.  1904. 

Klein,  Alb.,  Die  zentrale  Finanzverwaltung  im  Deutsdhordensstaate  Preussen  am  Anfang 
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Frankfiirt  a.  M.,  Gebr.  Knauer. 

Kuske,  Bruno,  Das  Schuldenwesen  der  deutschen  St&dte  im  Mittelalter«  Zeitschr.  f. Staatsw. 
18.  ^gänzungsheft. 

Keller-Escher,  C,  Das  Steuerwesen  der  Stadt  Zürich  im  XIII.,  XIY.  u.  XV.  Jahrhundert. 
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Macchioro,  G.,  Teorie  e  riforme  economiche,  flnanziarie  ed  amministiatiTe  nella  Lom- 
bardia  del  seo.  XVHI.    Oittik  di  Castello,  LapL 

Thibault,  F.,  Limpöt  direot  et  lapropri6t6  fonciftre  dans  leroyaume  des  Lombards.  Kout. 
rev.  bist,  de  droit  franc.  et  ötr.    18M,  1.  8. 

Balletti,  A.,  Ordinamenti  flnanziari  neU*  etiL  dei  oomuni.    Giom.  degli  econ.  1904. 
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Sardemann,  Ger  h.,  Die  Steuer  vom  Grandbesitz.  Ein  Beitrag  zur  Lösung  der  Wohnungs- 
frage.   Marburg,  Elwert. 
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Bnndesstaaton ,    Durchfühnmg  der  Steuer- 

S flicht  in  Bundesstaaten  IX,  393  f.;  der 
eutsche  Reichshaushalt  und  das  Finanz- 
wesen der  Einzelstaaten  Xm,  88. 

BArgemtttsen  in  Baden  IX,  513. 

Chausscegeld,  staatsflskalisches,  Aufhebung 
im  Königr.  Sachsen  I,  837  f. ;  in  S.-Weimar 
V,  1059:  in  Reuss  J.  L.  X,  860;  in  Oester- 
reich XIX,  691. 

Check«  and  Glroanweliangen,  von  der  D. 
Reichsregierung  vorgescMagene  Besteue- 
rung XI,  305. 

Ctehorie,  Besteuerung  in  Italien  I,  459. 

Clgarettenpaplermonopol  —  s.  Zigaretten- 
papiermonopol. 
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ClTlllIvte,  Ansgaben  für  —  in  den  enrop. 
OroBSStaaten  11,  849;  in  Dänemark  lU, 
641;  in  Rassland  1874—83  III,  «52;  in 
Prenssen  IV,  S19;  XI,  195;  in  Holland  1849 
bis  1890  XI,  695;  8.  auch  Staatohansbalt. 

ClTllverwaltunc,  Ausgaben  in  Italien  seit 
1861  m,  157 ;  m  Preoasen  1878—87 IV,  317 ; 
1886—96  XI,  198;  8.  auch  Staatsbausbalt. 

ComptablllCAt  siehe  Rechnungswesen;  Com- 
ptabiUtätawiMenschaft  XV,  489. 

Dienstbot  enstener  in  den  Niederlanden  I, 
889 ;  m,  388 ;  XIX,  423 ;  in  Belgien  XIX.  4S9. 

INaltonf poUtik,  Probleme  der  —  und  der  in- 
ländische WechselTerkehr  XVIII,  .501  f. 

D«miUieii ,  Verpachtung  der  preuas.  Staate- 
domänen  neost  Vorschlägen  zur  Reform 
IX,  439  f. ;  X,  169,  559  f. 

—  Ntttabarmachung  der  Domänengttter  in  S.- 

Meiningen  Xn.  641  f.;  Domänenforstyer- 
waltong  in  S.-Meinin£en  XHI,  169  f 

—  Einkünfte  in  den  europliflchen  Qrossataaten 

1882  II,  847;  in  Italüoi  III,  148;  in  Däne- 
mark III,  623:  in  PreuBsen  IV,  318;  in 
Oesterreich  XIX,  696. 

—  Onindpacht,  Ablösung  in  Russland  HI,  264; 

rV,  ll44!p.-R1nnahme  in  Russland  1874 
bis  1883  m,  654 ;  in  Rumänien  XVI,  622. 

■»•mlnlkalsteaer  in  Bayern  XVII ,  561 ,  568, 
565;  ihre  Beseitigung  XVII,  589  f. 

Doppelbesteaerang,  Beseitigung  durch  d. 
deutsche  Reichsgesetz  V,  138 1, 974;  preuss. 
Gesetz  betr.  die  Vermeid,  der  Doppelbest. 
vom  18.  April  1900  (Vertrag  mit  Oesterreich) 
XVm,  285  f. ;  Vertrag  zw.  Bayern  u.  Oester- 
reich behufte  Vermeidung  der  Doppelbest. 
XXI,  808;  Braunschweiger  Oes.  v.  17.  Dez. 
1900,  betr.  Beseitigung  V.  Doppelbest.  XXI, 
808  f. ;  Lippe-Detmoldsches  Qes.  v.  14.  März 
1904  betr  Vermeidung  von  Doppelbesteue- 
rungen XXII,  389. 

^  Zur  Frage  der  Steuerpflicht  IX,  365  f. 

Effektenbanken  und  der  Wechselverkehr 
XVm,  546. 

BITektemiBMatuteaer  siehe  Börsensteuer. 

Elnkommonstoaer.  Der  Einkommensbegriff 
und  die  Einkommensteuergesetze  XIII,  l  f.; 
XV,  515  f.,  580  f. 

—  Wert  der  Wohnung  i.  eig.  Haus  vom  Standp. 

der  Einkommansbest.  aX,  480  f. 

—  Die  Reichseinkommensteuer  und  die  preuss. 

Steuerrefoim  XIV,  526  f. 

—  in  Anhalt  IV,  961  f.;  XIV,  756,  765  f. 

—  Gesetzentwurf  in  Baden  v.  1883  I,  808  f.; 

bad.  Gesetz  y.  20.  Juni  1884  lU,  793,  815; 
Novelle  vom  6.  Mai  1892  IX,  484;  Novelle 
vom  26.  Juni  1894  XH,  173:  Novelle 
vom  9.  Aug.  1900  XVm,  465;  Geschichte 
der  —  in  Baden  III,  767  f.;  bad.  Ein- 
kommenstenerstotistik  1891—95  XHI,  835  f. ; 
Denkschrift  über  die  Belastung  der  land- 
wirtschafttreibenden Bevölkerung  in  Baden 
durch  die  Einkommensteuer  XIII,  845  f. 

—  bayr.  Einkommensteuerges.  v.  4.  Juni  1848 

3tVII,  581  f. :  V.  11.  Juli  1850  XVII,  585  t; 
Aufhebung  der  allg.  Einkommensteuer  u. 
Einführung  der  spez.  durch  Ges.  v.  31.  Mai 
1856  XVII,  608  f. ;  spez.  Einkommensteuer- 

fes.  vom  19.  Mai  1881 XVU,  676  f.;  spez.  Ein- 
ommensteuerges  v.  9.  Juni  1899  XVH, 
697  f. ;  Gesetzestext  778  f. ;  kgl.  Deklaration 
V.  28.  Juli  1902  XX ,  363 ;  Vorschlag  zu  einer 
allgemeinen  Einkommensteuer  XVII,  527  f. 

—  Braunschweigisches  Ges.  v.  16.  April  1896 

mit  Nov.  V.  11.  März  1899  XVI,  719  f.: 
Ausführungsvorschr.  v.  27.  Aug.  1896  und 
11.  März  1899  XVI,  719  f.  u.  790  f. ;  Be- 
gründung der  Gesetzentw.  XVI,  761  f., 
766  f. ;  Komm.ber.  XVI,  771  f. 


Einkommensteuer.   Gesetz  v.  17.  Dezember 
1874  mit  Novellen  in  Bremen  VH.  595. 

—  Ges.  V.  7.  März  1881  in  Hamburg  VH,  603; 

Ges.  V.  22.  Febr.  1895  XVI,  858  f.;  Be- 
gründung z.  Gesetzentw.  v.  12.  Nov.  1894 
XVI,  868  f  ;  Ausschussber.  XVI,  874  f. 

—  in  Hessen  II,  242,  250,  285,  382;  Gesetz  v. 

95.  Juni  1895  Xln,  28a,  378;  V.  12.  Aug. 
1899  XVU,  274,  361. 

—  Einkommensteuergesetz  in  Lippe  v.  28.  Aug 

1894  l^TT    784  f 

—  Ges.  V.  27.  Mai  1889  in  Lübeck  VH,  6li. 

—  in  Oldenburg  I,  6ST;  Gesetz  VHI,  387  f.; 

Novelle  v.  17.  März  1903  nebst  Begründung 
u.  Ausschussbericht  XX,  899  f. 

—  Entwurf  v.  3.  November  1890  in  Preussen 

VH,  648 ;  Gesetz  v.  24.  Juni  1891  in  Preussen 

VIII.  811  f. ;  Ausführungsanw.  hierzu  Vm, 
838  f. 

—  Preussische    Novelle  vom  22.  April   1892 

IX.  480;  steuerpolitische  una  stener- 
teoonische  Einzelheiten  der  Reform  der 
preuss.  Einkommensteuer  VHI,  638  f. ;  d. 
preuss.  Einkommensteuerges.  v.  24.  Juni 
1891  in  d.  Reohtsprechung  des  Oberver- 
waltungsgeriohts  XVI,  658  f.;  Staatsein- 
kommenbesteuerung der  Genossenschaften 
in  Preussen  XV,  853. 

—  Hauptergehnisse  der  Einkommensteuerver- 

anlagung in  Preussen  für  1893)94  XI,  172  f. ; 
für  1894,'95  XIL  73  f. ;  für  1895.96  XHI,  828 ; 
pro  1896J97  XIV,  863;  Einkommensgeo- 
graphie  auf  Grund  der  Veranlagung  pro 
1897/98  XVI,  295  f. 

—  Ges.  V.  4.  Jan.  1898  nebst  Ausfuhmags- 

verordn.  in  Reuss  ä.  L.  X,  841. 

—  Ges.  V.  16.  Juni  1890  in  Reuss  J.  L.  VH,  559: 

Gesetz  v.  4.  Juni  1893  nebst  Entwurf  und 
Kommissionsber.  XVI,  298  f. 

—  Sachs.  Gesetz  vom  2.  Juli  1878/10.  März  1694 

XH,  751  f.;  Abänderungsplaa  1897  und 
sein  Schicksal  189S  XV,  s82.  872;  Ein- 
kommensteuerges. V.  24.  Juli  1900  icy, 
258  f.  Novelle  v.  1.  Juli  1902  XX,  279. 
~  Einkommensteuerges.  v.  24.  April  1896  nebet 
Vollz.-Verord.  v.  30.  April  1896  in  Sachsen- 
Altenbnrg  XHI,  801  f. ;  Novellen  v.  23.  Dez. 
1899;  26.  Dez.  1901  XX,  321. 

—  S.-Gothaisches  Einkommensteuerges.  vom 

12.  März  1902  XXI,  711  f.;  Motive  z.  Ge- 
setzentw. XXI,  729  f. 

—  Ges.  V.  18.  März  1890  in  S.-Meiningen  VH, 

524;  XVU,  468;  Beurteilung  dess.  XH, 
650  f. ;  Ergebn.  der  Einkommensteuerver- 
anlagung 1891—95  XH,  79^  656. 

—  Reform  derSachsen-Weimanschen  H,  8t3  f.; 

neueste  Reform  XV,  345;  sowie  Einkom- 
mensteuerges. V.  2.  Juni  1897  XV,  855. 

—  Schwarzb.-Rudolstadter  Einkommensteuer- 

gesetz V.  25.  März  1893  nebst  Ausführungs- 
verordnung u.  Motiven  XI,  242;  Einkom- 
mensteuerges. V.  81.  Mai  1962  n.  Motive  XX, 
324. 

—  EinkODunensteueigesetz    in  Schwaizburg- 

Sondershausen  vom  1.  Februar  1894  nebst 
Motiven  und  Kommissionsbericht  XH,  255  f. 

—  Frage  der  Einführung  einer  allgem.  Ein- 

kommensteuer in  Württemberg  XH,  706  f. ; 
württ.  Einkommensteuerges.  v.  8.  August 
1903  XXI,  115  f.;  über  seine  Beratung 
XXI,  46  f. 

—  Elassensteuerges.  in  VTaldeck  XV,  932  f. 

—  in  Basel  (Ges.  v.  14.  Okt.  1897)  XVHI,  466; 

in  Zürich  I,  79,  132:  im  Kanton  Solothum 
XIII,  881  f.;  in  Italien  IH,  130 ;  VI,  l  f.; 
in  Luxemburg  IX,  546  f. ;  in  Dänemark  lU, 
682 ;  in  Amsterdam  HI,  943 ;  in  Holland  XI, 
419  f. 
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EinkommeMteuer  in  Oesterreich  VI,  564  f. ; 
XIV,  68,  160  f.;  erste  Veranlagung  der 
österr.  PeiBonaleinkommensteaer  pro  1898 
XYI,  282  f. ;  kritische  Bemerkungen  dazu 
XYin,  885;  ffesohiehUiohe  Entwicklung 
und  heutige  Öestaltang  der  englischen 
Einkommensteuer  xm,  253  f.,  609;  XIV, 
858;  XVI,  164,  182;  Einkommensteuer 
und  Einkommen  in  England  in  den  letzten 
20  Jahren  XXII,  138  f  *  Einkommensteuer- 
gesetz der  Vereinigt.  Staaten  von  Amerika 
vom  24.  Aug.  1894  xn,  451  f.;  Einkommeu- 
steuerprojelt  in  Frankreich  XV,  137. 

—  Ertrag  in  den  europ.  Grossstaaten  1882  n, 

847 ;  in  Preussen  1878—87 IV,  816 ;  1886—93, 
XI,  192. 

—  Verteilung  in  Baden  m,  809,  848 ;  XIII,  886 ; 

in  Bremen  m,  669;  in  Hamburg  III,  664; 
XVI,  882;  in  Hessen  m,  662;  m  Lübeck 
m,  665;  in  Oldenburg  I,  679:  in  Preussen 
lU,  656;  XI,  176;  XII,  76;  xfal,  831;  XIV, 
865;  im  Königreich  Sachsen  lU,  659;  in 
S.*Meiningen  XH,  79, 656;  in  S.-Weimarn, 
921;  V,  4x0  f. 

—  Verteilung  in  Amsterdam  DI,  943;  in  Zürich 

I,  79. 

—  Höhe  der  Staats-  u.  Qemeindeeinkommen- 

Steuer  in  12  deutschen  Städten  i.  J.  1894 
für  41  bestimmte  Einkommen  XVI,  888. 
EInregfitrIerung  11,  848;  in  Italien  m,  132; 
in  den  Niederlanden  I,  383;  m,  388;  in 
Rumänien  XVI,  616;  XX,  7. 

—  Aufhebung  der  Registrierungsabgaben  auf 

die  Prozessakten  m  Frankreich  IX,  634. 
EiMBlMihnwMen  in  Baden  XX,  440;  Ein- 
nahmen und  Ausgaben  in  Bayern  III,  672 ; 
V,  772.  776. 

—  in  Württemberg  n,  814;  VUI,  386;  X,  532  f. 

—  Die  finanziellen  Ergebnisse  der  Staatseisen- 

bahnverwaltung in  Preussen  II,  63  f. ;  1878 

bis  1887  IV,  294,  315;  1886—95  XI,  192 ;  das 
sog.  preuss.  Eisenbahngarantiegesetz  vom 
27.  März  1892  IX.  131;  XIV,  487;  preuss. 
Ges.  betr.  d.  Bildung  eines  Ausgleichs- 
fonds flir  die  Eisenb.verw.  v.  8.  Mai  1903 
nebst  Begründung  u.  Kommissionsbericht 

XX,  859  f. 

~  in  Italien  m,  158;  IX,  646;  X,  746;  XII, 
618;  XIV,  709;  XVI,  143. 

—  Ausgaben  für  —  in  Holland  XI,  696. 

—  Herabsetzung  der  Frachtsätze  in  Frank- 

reich X,  688;  Zinsgarantie  für  die  franz. 
Eisenbahnen  XV,  161. 

—  Einnahmen  in  Dänemark  III,  6S5 ;  in  Russ- 

laad  1874—83  ni.  654. 

—  in  Rumänien  XVI,  598,  522. 

—  Eisenbahn-  und  Transportsteuem  in  den 

europ.  Grossstaaten  1882  II,  818 :  in  Russ- 
land 1874—83  m,  654;  Ertrag  der  Eisen- 
bahnabgabe in  Preussen  1878-87  IV,  316; 
1886—95  XI,  192. 

—  Besteuerung  der  Eisenbahnaktien  in  Russ- 

land rv,  1156  f. 

—  Eisenbahngarantien  in  den  europ.  Gross- 

staaten 1882  II,  849. 
Elektrioltatastener  in  Württemberg,  gmdl, 

XXI,  228;  in  Italien  XIV,  692. 
EmlMlonen  in  Europa  1891  IX,  349. 
EmlsslonMtempel.    Siehe  Böreensteuer. 
Erbfolgekrieg,   span. ,   zur   Geschichte    der 

Finanzen  Oesterreichs  im  IV,  912  f. 

Erbrecht,  Einschränkung  dess.  XVUI,  638  f. 

Erbschaften,  liegende,  Besteuerung  n.  d. 
deutschen  StaiSssteuergesetzen  V,  1031. 

Brbschaflssteii*r,  Studien  zur  Geschichte  u. 
Theorie  derErbschaftsst.  XVII,  i  f.;  XVIII, 
653  f. ;  Entw.  der  Erbschaftssteuersätze  in 
Deutschland  im  19.  Jahrh.  XVIII,  679  f. 


Erbschaftssteuer,  Sparateuer  od.  progressive 
Erbschaftssteuer?  XV,  697  f. ;  die  Steuer- 
pflicht bei  der  Erbschaftssteuer  IX,  420. 

—  im  Verhältnis  zum  Heimatstaat  u.  zu  andern 

Staaten.  Bestimm,  üb.  Reciprooit&t VII,  316. 

—  Verhältnis    der  Erbschaftssteuer   zu  den 

direkten  Steuern  XV,  685  f. 

—  Die  deutschen  Erbschafts-  u.  Schenkungs- 

steuem  IV,  510. 

—  Ertrag    in  DeutsoUand   1870-84  und  in 

einigen  andern  Staaten  II,  876  f. 

—  Vergleich,   üntenuchung  der  Erbschafts- 

steuererträge in  Deutsohland  und  im  Aus- 
land 1885—96  XV,  622  f. ;  versteuerte  Ver- 
mögen XV,  643  f. 

—  Steuerertrag  u.  vererbte,  bezw.  venohenkte 

Vermögen  nach  Verwandtschaftsgraden  X, 

769 *  XV    639  f 

—  in  Anhalt' II,  876;  XV.  622;  XVHI,  581,  602: 

Baden  XVUI,  603;  bad.  Ges.  v.  14.  Juni 
1899  XVIII,  765  f. ;  Bayern  XVIIL581, 612 ; 
bayr.  Gesetz  v.  11.  Nov.  1899  XVÜI,  741  f. ; 
Bnunschwqg  H,  876-  V,  735;  XV,  622; 
XVII.  55:  XVin,  596;  Bremen  H,  876;  XV, 
634;  XVIII,  691;  Ges.  v.  18.  Dez.  1895  XV, 
650  f. ;  Ges.  V.  18.  Juli  1899  XVHI,  823  f. ; 
Elsass-Lothr.  H,  876;  XV,  640;  Ges.  v. 
12.  Juni  1889  X,  241,  269;  Elsass-Lothr. 
Erbschaftssteuerges.  v.  17.  Juni  1900  XVHI, 
811  f.;  Hamburg  U,  876;  XV,  625;  XVII, 
58;  XVm,  588:  hamb.  Ges.  v.9.  Mai  1894 
mit  Nov.  V.  19.  Dez.  1898  nebst  Begründung 
u.  Ausschussberichten  XVI,  370  i;  hamb. 
Ges.  V.  2.  März  1908  XXII.  349  f. ;  Hessen 
XVin,  604*  hess.  Ges.  v.  12.  Aug.  1899 

XVII,  396 ;  hess.  Erbsch.«  u.  Sohenkungs- 
steuerges.  vom  22.  Dez.  1900  XVHI,  779 1. ; 
Lübeck  II,  876;  XV,  625;  XVHI,  592;  Ges. 
V.  3.  Juni  1896  XV,  659  f. ;  Lippe-Detmold 
II,  876-  XV  624;  XVIII,  626;  Mecklen- 
burg-Schwerin XVHI,  598;  meoklenburg. 
Erbschaftssteuerverordn.  v.  22.  Dez.  1899 
XVin,  795  f.;  Preussen  H,  876;  XV.  640; 
XVm,  579,  600;  Entw.  v.  8.  Nov.  1890  VH, 
709;  Gesetz  v.  24.  Mai  1891  VIU,  948  f.; 
Nov.  V.  31.  Juli  1895  XU,  830;  Reuss.  ä.L. 
u.  J.  L.  XVm,  598;  Königr.  Sachsen  II, 
876;  XV,  680,  640;  XVHI,  599;  Entwurf 
einer  weitgreifenden  Erbscfaafts-  u.  Schen- 
kungssteuer (1897)  XV,  397;  sein  Schicksal 
(1898)  XV,  872;  Sachsen-Altenburg  XVHI, 
575,  624;  Sachsen-Gotha  XVIII,  569,  624; 
Erbschafts-  u.  Schenkungssteuerges.  vom 
17.  Mai  1902  XXI,  774  f. ;  Sachsen-Koburg 
II,  876;  XV,  623;  XVIU,  623;  Erbschafts- 
u.  Schenk.st  -Ges.  v.  22.  Dez.  1903  XXI, 
774;  Sachs.-Meiningen  XVIII,  622;  Sachsen- 
Weimar  H,  876 ;  XV,  623 ;  XVin,  574 ;  Ges. 
V.  10.  Apnl  1885  XVII,  446;  Schaumburg- 
Lippe  XVm,  697;  Schwarzburg-Rudolstadt 
n,  876;  XV,  623;  XVm,  625;  Schwarzburg- 
Sondenhausen  II,  876;  XV,  623;  XVIlJ, 
.^76,  625;  Württemberg  XVIII,  609;  württ. 
Gesetz  v.  26.  Dez.  1899  XVHI ,  751  f. ;  in 
Basel  (Ges.  v.  14.  Okt.  1897)  XVIII,  470 f. ; 
in  Belgien  X,  775;  XVIII,  638;  Frankreich 
XVIU,  555, 634 :  flranz.  Ges.  v.  26.  Febr.  1901 

XVIII,  727  f. ;  Novelle  v.  30.  März  1902  XX, 
868 ;  in  Italien  X,  779 ;  XV,  625 ;  XVIH,  636 ; 
XXI,  863;  in  Spanien  X,  642;  in  Oester- 
reich  X,  780;  XV,  550;  XVHI,  562,  627; 
XXn,  425 ;  in  Ungarn  XV,  642  •  in  Gross- 
britannien und  IrumdX,  781;  Ges.  v.  1894 
XII,  617 f.:  XV,  181,  185,  642;  XVI,  157,  165, 
183,  221 ;  XVU,  61 ;  XVIH,  553,  688 ;  in  den 
Niederlanden  I,  383;  III.  282;  V,  1069  f.; 
X,  769;  XI,  687,  642;  XVI,  627  f.;  XVH. 
39,  555;  XVIII,  630. 
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ErbickaftMteuer  in  Dänemark  m,  6S8;  X, 
789,  6is;  Xym,  566,  626;  in  Norwegen 
XV,  626,  64i;  XVIII,  566, 686;  in  fioBsland 
\,  1096  f.;  X,  7ft9,  642 ;  in  Rumänien 
X  VI,  616 ;  XVII.  988 ;  XX,  7 ;  in  der  Schweiz 
XVIII,  &68;  in  den  amerikanischen  Staaten 
IX,  594  f. ;  XVnr,  687 ;  in  Australien  XVm, 

688. 

BrgftBsaii|lsstett*r  siehe  Vermdgensstener. 

Brtraffsst^uera  a.  ihre  Abwälzung  HI,  509 1 ; 
zur  Entstehung  der  Ertrags-  n.  Kataster- 
stenem  in  den  deutschen  Staaten  XVI, 
477  f.;  ihre  Kritik  in  Baden  XVUI,  8  f.; 
das  bavr.  ErtragssteuersTStem  und  seine 
Entwicklung  XVII,  551  f ;  Ueberlassung 
der  Brtiaffssteuem  an  die  Gemeinden  in 
Preussen  X,  888,  798. 

—  Ueberlassung  von  15^k  der  Ertragssteuem 

an  die  Gemeinden  in  Brannschweig  XVI, 

717;  Ertragssteuem  in  S.-Altenburg  sls 

Ers^bizungssteuem  XX,  295 ;  s.  Im  ttbrigen 

die  einzelnen  Stenem. 
Erwerbsstetter,  firtther  badische  III,  768  f.; 

bayr.  Erwerbssteuerentwurf   v.   J.   1827 

XVU,  866  f.:  mecklenburgische  XV,  457; 

österreiohische  VI,  549  f.;  XIV,  20,  115  f. 
Brwerto-  a.  Wlrtsehaftsgenosiensohaften, 

ihre  Besteuerung,  siehe  Genossenschaften. 
Essigtt««ier  in  den  Kiederlanden  I,  885;  XI, 

686. 
atswvsen,  Zur  Lehre  vom  Budget-  und 

Rechnungswesen  des  Staates  XVI,  99  t, 

462,  908. 

—  Hessisches  Gesetz   über  die  Verwaltung 

der  Einnahmen  und  Ausgaben  des  Staats 
vom  14.  Juni  1879  VI,  812. 

—  Preuss.  Staatshaushaltsgesetz  v.  11.  Mai  1896 

nebet  Motiv-  u.  Kommissionsber.  XV,  781  f. 
Siehe  auch  Rechnungswesen. 

Bxistaiismlnlmaiii,  steuerfreies,  in  den  deut- 
schen Staatsstenergesetzen  V,  980;  in 
Zürich  I,  76. 

Fahrrmdateuer  siehe  Velocipedsteuer. 

PaAlliensehatsgeld  y.  25.  Nov.  1808  in  Bayern 
XVII,  556  f. ;  allg.  Familiensteuer  v.  10.  Dez. 
1814  XVII,  557  f. ;  teilweise  Aufhebung  u. 
Herabsetzung  dera.  XVII.  577;  ihre  Er- 
trag8gliederangl845|46  XVU,  681;  ihre 
Beseitigung  XVU,  584. 

Fawcett,  Henry  H,  588. 

Feuerldschwesen,  Kosten  dess.  in  grösseren 
Städten  XI,  824. 

Feuerversioherungsanteriiehinuiigen ,  de- 
ren Heranziehung  zu  den  Kosten  des 
Feuerlöschwesens  XI,  747  f. 

Feaerwehrgcid  in  ^Vürttemberg  nach  dem 
Ges.  V.  6.  Juni  1885  XVI,  5io. 

Ffdelkommlsssteacr,  Verordnung  v.  22.  Dez. 
1899,  betr.  die  Erhebung  dera. In  Mecklen- 
burg-Schwerin XVUI,  809  f. 

Flnansdienst,  Vorbedingungen  für  den  hohem 
—  in  Bayern  I,  428:  bavr.  Verordnung  v. 
10.  Mai  1903.  betr.  die  Vorbeding,  für  den 
höheren  und  mittleren  Finanzdienst  XX, 
897  f. 

—  Ausbildung  für  den  Finanzdienst  in  den 

grösseren  deutschen  Staaten  IV,  1  f. 

—  Die  Beseitigung  besonderer  kameralistisoher 

Prüfungen  für  den  höheren  Finanzdienst 
in  Hessen  durch  Verordn.  v.  17.  Juli  1899 
XVII.  888  f. 

—  Das  Finanzdienstprüfungswesen  in  Würt- 

temberg X,  205. 

—  Die  oberste  sächs.  Finanzbehörde  seit  1501 

XIV,  630  f. 
Flnanikontrolle ,  die  oberste  —  des  König- 
reichs Sachsen,  von  den  ältesten  Zeiten 
bis  auf  die  Gegenwart  n,  589  f. 


Ftiiaiisk*iitr«lle,  internationale  in  Aegypten* 
Griechenland,  Türkei,  Serbien  XVl^  148; 
Ges.  und  Schriftstücke  betr.  die  Finanz- 
kontrolle in  Griechenland  XVI,  415  f. 
Siehe  auch  Rechnungswesen. 

FiBAnsUge,  siehe  Staatshaushalt. 

FfaaiisrechUprechaiig  beim  deutsch.  Reichs- 
gericht m,  295,  921;  IX,  263;  bei  den 
obersten  Gerichtshöfen  1891  IX,  728;  1892 
X,  861 ;  Rechtsprechung  des  preuss.  Ober- 
verwaltungsgerichts betr.  das  preuss.  Ein- 
kommensteuergesetz V.  24.  Juni  1891  XVT, 
658  f. 

FinansstrafVerfahren,  das  österr.  u.  seine 
Reform  XX,  498  t 

FInans  Verwaltung .  deutsche  und  englische 
I,  159  f. 

—  Die   Neuorganisation    der    Rentämter    in 

Bayern  190S  XX,  897  f.,  881. 

—  Ausgaben  für  —  in  den  europäischen  Gross- 

staaten 1882  n,  850;  in  Dänemark  m,  642 ; 
in  Russland  1874—83  m,  652;  in  Italien 
ni,  158 ;  in  Preussen  1878—87 IV,  818 ;  siehe 
auch  Staatsbaushalt. 

—  Die  deutsche  Reichsbank  im  Dienste  der 

F.-V.  des  Reichs  und  der  Bundesstaaten 
m,  108. 

Finanswesen.    Siehe  Staatshaushalt. 

Finaiiswlrtsehaft,  Subjekte  ders.  IV,  713  f. 

Ffnans^nrlsseDtehaft,  zur  Geschichte  der 
deutschen  F.-W.  im  17.  Jahrh.  I,  1  f. 

FfmeBsteuergeseU,  Bremisches  v.  27.  Mai  84 
m,  251. 

Flelschsteuer.  bad.  Gesetz  vom  29.  Apiü  1886. 
V,  1084;  Schlachtsteuerertrag  in  Holland 
1849—90  XI,  866;  Fleischau&chlag  und 
Fleischverbrauch  in  den  Tgrossten  Städten 
des  rechtsrh.  Bayern  XIV,  818  f. 

Folger,  Charles  J.  II,  588. 

Fersteimiahmen  in  Bayern  HI,  672:  in 
Preussen  1878—87  IV,  314;  in  Russland 
1874—83  m,  654;  in  Rumänien  XVI,  622. 

Fraehtpapler.    BesteuemngXI,  308. 

Classteaer,  kommunale,  in  Württemberg  IV, 
1112;  XXL  228;  staatliche  Gassteuer  in 
Italien  XIV,  692. 

GasTersorgang,  eine  gemeindliche  Angelegen- 
heit m,  966. 

Ceb&adesteaer,  Theoretisches  m,  526;  Ge- 
bäudesteuersatz in  verschiedenen  Ländern 
XV,  702:  Gebäudesteuerertrag  verschie- 
dener Lander  XV,  698  f. 

—  in  Anhalt  IV,  961. 

—  in  Baden  HI,  763;  XVm,  448  f. 

—  in  Bayem  m,  672;  XVH,  658  f.,  565  f., 
590  f.,  682  f.,  767  f. 

—  in  Elsass-Lothringen  HI,  232;  xn,  662  f. 

—  in  Hessen  II,   246,   281;   Aufhebung  als 

Staatssteuer  XVIL  392. 

—  in  Mecklenbun  XV,  444. 

—  in  Oldenburg  l,  639. 

—  in  Preussen,  Ertrag  1878  bis  1887  IV.  316 ; 

Ertrag  1886—95  XI,  192;  Aufhebung  der 
Gebäudesteuer  als  Staatssteuer  X,  791. 

—  in  Württembea^  I,  390,  V,  820  f.;  wüitt. 

Ges.  V.  28.  April  18731 8.  Aug.  1903  XXI, 
168  f.  (Vgl.  dazu  S.  91). 

—  in  Dänemark  IH,  629;  Reform  der  Gebäude- 

fiTundsteuer  in  Frankreich  VIII,  57 ;  in  den 
Niederlanden  I,  880;  m,  388;  XI,  419  f.; 
in  Oesterreich  IV,  514;  VI,  646  f.;  IX, 
257  f.;  261  f.;  XXII,  648  f.:  in  Russland 
XV,  677  f.  (JBesteuerung  der  städt.  Im- 
mobilien). 
Gebühren,  Stellung  der  —  im  Abgabensystem 
Xm,  439  f. 

—  in  Preussen  IV,  816 ;  Geb.-System  des  preuss. 

Komm.abgabenges.  V.  14.  Juli  1893  XIII,  507. 
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«ebühren  in  Dänemark  DI,  634. 

—  Oesterr.  Entwarf  einer  Gesetznovelle  von 

1884  I,  147  f.;  n,  1180 f.;  ttber  ein  System 
des  österr.  Oebührenrechts  XV,  i  f. ;  5S5  f. ; 
österr.  Oesets  vom  18.  Jnni  1901,  betr. 
Oebtihren  von  Vermögensübertragiingen 
XXI  642  f. 

—  inBosslaad  h,  177 ;  m,  654.  S.  anch  Stempel. 
GeCAngnlss«,  Ausgaben  für  ~  in  den  enrop. 

GrosBstaaten  1882  11,  851;  s.  anch  Staats- 
haushalt. 

G«liAltllsten  behufs  Veranlagung  der  pers. 
Steuern  ü,  30. 

«ehalUsteiier,  Theoretisches  m,  544. 

—  frtUier  anhaltische  IV,  961.    Siehe  auch  Be- 

soldungssteuer. 

Gelstifehe,  anglikan.,  Besteuerung  ihres  Ein- 
kommens XV,  190. 

6eldw«sen  Japans  XXII,  720  f. ;  siehe  auch 
jfttnzwesen. 

Geldverwaltang,  staatliche  I,  558  f. 

—  die  d.  Reiohsbank  im  Dienste  der  F.-V.  des 

Reichs  und  der  Bundesstaaten  III,  108. 

—  Die  Verwaltungder  öffentl.  Gelder  in  Elsass- 

Lothringen  VIII,  480  f. 
6«iiutrkaiigen,  abgesonderte  in  Baden  IX,  618. 
fiemelndeflaanseD.  siehe  Kommunalflnanzen. 
fieneralpardon  bei  richtiger  Fatiemng  der 

Kapitalrenten  in  Bayern  1880,  1882,  1899 

XVll,  674  f.,  727  f. 
Genossenschafteii,  Zur  Fräse  d.  Besteuerung 

der  Genoss.  XV,  316  f. ;  ihre  Besteuerung 

in  den  deutschen  Staaten  und  in  Oester- 

reich  ni,  674  f.:  III,  588,  808;  IX,  484; 

XV,  812  f.;  in  Bavem  XVU,  852,  744  f.; 

Besteuerung  d.  Molkereigenoss.  in  Oesterr. 

V,  674  f. ;  Besteuerung  d.  österr.  Genoss. 

nach  dem  Gesetz  vom  25.  Okt.  1896  XIV, 

38    137 

Gesehkfiftordiiaiig  despreuss.  Abgeordneten- 
hauses, ihre  Geschichte  und  Anwendung 
XXII,  4S7. 

GeschAfUsteuer,  siehe  Börsensteuer,  Ge- 
werbesteuer. 

Geschichte,  zur  —  der  deutschen  Finanz- 
Wissenschaft  im  17.  Jahrh.  I,  1. 

—  der  obersten  Finanzkontrolle  im  Königreich 

Sachsen  II,  589;  des  preuss.  Haushalts  FV, 
293  f. :  XI,  178;  des  Italien.  Haushalts  m, 
118;  des  italien.  Zwansskurses  und  der 
Wiederherstellung  der  Yalata  XL  77 ;  des 
dänischen  Haushalts  IH,  607  -  der  Finanzen 
Oesterreichs  im  span.  Erbfolgekiieff  IV, 
912.    Siehe  auch  unter  Staatshaushalt. 

—  Die  Idee  der  Steuer  in  der  —  VH,  1. 

—  der  anhaltischen  Steuern  IV,  961  f. ;  XIV, 

756  f. ;  der  badischen  Steuern  m,  763  f. ; 
IX,  484;  XII,  173;  XIII,  408;  XV,  410; 
der  bayr.  Ertragssteuem  XVU,  561  f. ;  der 
hessischen  Steuern  U,  235 1;  XIII,  273  f.; 
XIV,  810  f.;  XVI,  839  f.;  XVII.  178  f.; 
der  oldenburgischen  Steuern  VIII,  244  f. ; 
der  dir.  Steuern  in  Prenssen  VIII,  558  f. ; 
der  Sachs.- Weimar.  Steuern  II,  924  f. ;  XV, 
845;  der  württ.  Steuern  I,  889:  XIL  685f. 

—  der  Hausiersteuern  im  Deutschen  Reiche 

n.  92  f. 
->  der  Bierbesteuerung  in  Mttnchen  VII,  349 ; 
des  Oktrois  in  Hessen  XX,  71. 

—  der  engl.  Einkommensteuer  XIII,  253  f.; 

der  itaxien.  Steuern I,  431  f.;  VI,  l  f.;  der 
luxemb.  Steuern  IX,  646;  der  niederländ. 
Steuern  II,  379;  lU,  388;  XI,  419  f.;  der 
Tuss.  Handels-  u.  Gewerbesteuer  XVH,  464. 

—  Studien  zur  Geschichte  u.  Theorie  der  Erb- 

schaftssteuer XVU,  1  f. 
Gestätsverwaltang,     Ausgaben    für  —  in 
Russland  1874—83  UI,  652. 


GetrAnkeahgahen  in  den  europ.  Grossstaaten 
1882  U,  884 ;  Ertrag  in  Russland  1874—83 
m,  654;  Ertrag  in  Holland  1849-90  XI, 
685,  686.  Siehe  auch  die  einzelnen  Ge- 
tränkesteuem. 

Getreide-  a.  MehUafbchlag  in  den  7  grössten 
Städten  des  rechtsrh.  Bayern  XIV,  804  f. : 
Aufhebung  des  Mehl-  u.  Mehlwarenoktroi 
in  Italien  (Ges.  v.  23.  Jan.  1902)  XXU,  518  f. 

Getreidesoll  I,  469. 

Gawerbe,  Einnahmen  aus  —  in  Preussen 
1878—87  IV,  315;  1886-98  XI,  178  f.;  in 
Russland  1874—83  UI.  654. 

Gewerhepolisel  und  Hansientener  in  Deutsch- 
land II,  97,  116. 

Gewerbcpolltlsche  Tendensen  des  bayr.  Ge- 
werbesteuerges.  ▼.  9.  Juni  1899  XVU,  753  f. 

Gawerbesteaer,  Theoretisches  lU,  535 ;  allg. 
Bedeutune  der  Gewerbesteuer  xIX,  636. 

—  Zur   Gescuchte    der   Hausiersteuem   im 

Deutschen  Reiche  U,  92  ff. 

—  frühere  in  Anhalt  IV,  961  f. ;  neues  anhält. 

Gewerbestenergesetz  v.  22.  Mai  1897  XIV, 
786  f. 

—  badische  III,  763  f.;  Gesetz  vom  20.  Jnni 

1884  ni,  849;  Novelle  vom  6.  Mai  1892 IX, 
481;  Novelle  v.9.  Aug.  1900  XVIU,  461. 

—  in  Bayern  (Ertrag  1868—86)  UI,  672;  <3e- 

werbesteuerges.  v.  13.  Mai  1808  XVU.  564; 
V.  15.  April  1814  XVII,  665:  Entwurf  1827 
XVII,  666  f.;  Ges.  v.  28.  Mai  1852  XVU, 
595  f.  •  V.  1.  Juli  1856  XVU,  602  f. ;  V.  19.  Mai 
1881  XVU,  643  f.;  v.  9.  Juni  1899  XVU, 
728  f. ;  Text  des  Ges.  808  f. 

—  braunschweigische  V,  729 ;  brannschw.  <3e- 

werbesteuerffes.  vom  27.  März  1893  XVI, 
793  f. j  Begründung  des  C^esetzentw.  vom 
11.  Mftrz  1892  XVI,  810  f. 

—  Elsass -lothringensches  Gewerbesteuerges. 

V.  8.  Juni  1896  XIV,  878  f. 

—  in  Frankfurt  a.  M.  (St.O.  v.  19.  Febr.  1904) 

XXII,  »96,  413. 

—  hessische  U,  239.  245,  288,  880,  484. 

—  lübeckische  Geschaftssteuer  (geplante)  XIX, 

637  f. 

—  mecklenburgisohe  XV,  445. 

—  Ertrag  in  Fteassen  1878-87  IV,  316;  Qe- 

werbesteueigesetzentwurf  v.  17.  Nov.  1890 
in  Preussen  TU,  722. 

—  Gewerbesteuergesetz  vom  24.  Juni  1891  in 

Preussen  VUL  931;  Gewerbesteuerreform 
in  Preussen  IX,  l  f. ;  Gewerbebesteuerung 
der  Genossensch.  in  Preussen  etc.  XV,  315. 

—  Gewerbestenergesetz  v.  7.  März  1893  nebst 

Ausführungsverordnung  und  Motiven  zum 
Gesetzentwurf  in  Schwarzburg-Rudolstadt 
XI.  218. 

—  in  S.-Altenburg,  Ges.  v.  20.  Juni  1902  XX,  295. 

—  Waldeckisches   Gewerbestenergesetz    vom 

6.  März  1893  XV,  940  f. 

—  wnrttembergische  I,  390;  V,  320  f.;  württ. 

Ges.  V.  28.  April  1^73 1 8.  Aug.  190S  XXI, 
168  f.  (vgl.  dazu  XXI,  92). 

—  in  Belgien  XIX,  449. 

—  in  den  Niederlanden  I,  381;  UI,  388;  vgl. 

auch  XI,  419  f. 

—  in  Rumänien  XVI,  625. 

—  und  Handelssteuer  in  Russland  II,  161,  222; 

VI,  833;  Ertiag  1874-83  III,  664;  1866, 
1875,  1886—99  XvII,  476;  das  russ.  Staats- 
gewerbesteueiges.  v.  8.  Juni  1898  XVU, 
464  f.;  Ergänz,  dazu  XVIII,  710  f. 

—  Ertrag  in  d.  europ.  Grossstaaten  1882  II,  847. 
Gewerbe  Im  Cmhersiehen ,  Besteuerung  in 

den  deutschen  Staaten  U,  92  f. 

—  in  Bayern  XVII,  665  f.,  762  f.,  886  f. 

—  Besteuerung  in  Elsass-Lothr.  XIV,  884  f. 

—  hess.  Ges.  v.  22.  Dez.  1900  XIX,  808. 
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6*werbe  Im  i-mh^nfehen,  in  S.-Meinmgen, 
Ges.  V.  25.  Jnni  1885,  III,  240. 

—  Preoss.  Ges.  v.  38.  Dez.  1896  wegen  Aende- 

rung  d.  Ges.  v.  S.  Juli  1876  betr.  die  Be- 
stenerung  des  Gewerbebetriebes  im  Umher- 
ziehen XIV.  898  f. 

^  wttrtt.  Ges.  betr.  die  Wandeige werbest.  ▼. 
15.  Dez.  1899  I  8.  Auff.  1903  XKI,  195  f. 

6lüekiTertrftc«i  Gebtthren  von  —  in  Oester- 
reiöh  I,  515:  Tgl.  aach  Lotterien. 

«oldpr&nile  XVm,  522  f. 

Griirelbrttcho,  flsk.»  in  S.-Meinlng.  Xm,  159  f. ; 
XXII,  1  f. 

Gronm*i;aBine,  höhere  Bestenernng in  Frank- 
reich 1898  X,  715;  in  Bayern  XVII,  757  f. ; 
Denksohr.  des  Sachs.  Min.  d.  I.  v  28.  Febr. 
1902,  betr.  Besteuerung  der  Grossbetriebe 
im  Kleinhandel  XIX,  869  f.  Siehe  auch 
Warenhäuser. 

firoMmuhlen,  höhere  Bestenernng  in  Bayern 
XVn,  759  f. 

«rossstAdtc,  der  Haushalt  enrop.  —  I,  254  f. 

6rundelgeataasT*rliAllnlsse  in  Oldenburg 
I,  670. 

Gmndgemie,  Einnahmen  in  Bayern  III, 
672;  V,  772;  Ges.  v.  2.  Febr.  1898  aber  die 
Fortsetzungd.  Gmndentlastung XV,  671  f. 

finindsteaer,  Wesen  der  —  III,  517. 

^  ist  sie  eine  Reallast?  IX,  41  f. 

—  in  Anhalt  IV,  573  f. 

^  in  Bayern  III,  672;  XVII,  653  f.,  568  t,  578, 
539  f.,  62«  f.,  767. 

—  in  Baden  III.  678  f. ;  bad.  Gesetz  v.  12.  Mai 

1892  betr.  Nachlass  wegen  ausserordent- 
licher Unglücksfälle  IX.  490;  bad.  Gesetz 
vom  18.  Juni  1892  betr.  Eatastrierung  neu 
angelegten  Rebgeländes  IX ,  505 ;  neue 
landw.  Reinertragsberechnungen  in  Baden 
XV,  412;  bad.  Ges.  betr.  die  Einschätzung 
der  Grundstücke  und  Gebäude  v.  9.  Aug. 
1900  XVm,  448  f. 

—  in  Braunschweifi^  V,  724. 

—  Katastergesetz  in  Elsass-Lothringen  vom 

31.  März  1884  III,203f. ;  Nov.  V.  6.  April  1891 
XII,  675;  Ges.  v.  14.  Juli  1903  XXl,  811  f. 

—  in  Hessen  II,  237,  288,  858. 

—  landw.  in  Mecklenburg  XV,  439. 

—  in  Oldenburg  I,  639. 

—  in  Preussen  im  18.  Jahrh.  V.  iiio;  Auf- 

hebung als  Staatssteuer  X,  791 ;  Ertrag  in 
Preussen  IV,  316;  XI,  178. 

—  in  S.-Weimar,  Herabsetzung  u.  Oeberweis. 

der  —  (Ges.  v.  IS.  April  1901)  XXII,  872. 

—  Ueberweisung  der  halben  Grundsteuer  an 

die  Schulgemeinden  in  Sachsen  IV ,  1123. 

—  in  S.- Anhalt,  Ges.  v.  20.  Juni  1902  XX,  895. 

—  in  Württemberg  I,  389;  V,  320  f.;  Ergeb- 

nisse der  Revision  der  Grundsteuermuster- 
schätzung in  14  Gemeinden  1898,99  XVni, 
864  f. ;  württemb.  Ges.  v.  28.  Aprü  1873  / 
8.  Aug.  1903  XVI,  158  f.  (vgl.  dazu  XXI,  90). 

—  in  Belgien  XIX.  434. 

—  in  Dänemark  III,  629. 

—  Herabminderune  der  land  tax  und  Erleich- 

terung ihrer  Ablösung  in  Grossbritannien 
1896  XIII,  594,  610. 

—  in  Italien  II,  747  f. ;  III,  129 ;  Ges.  v.  1.  März 

86  V,  362. 

—  in  Japan  VI,  459. 

—  in  den  Niederlanden  1, 380 ;  m,  388 ;  XI,  419f. 

—  in  Oesterreich  VL  540  f . 

—  in  Rumänien  XVl,  624. 

—  Reform  v.  J.  1884  in  Russland  n,  217 ;  VI, 

381 ;  Ertrag  der  Grund-  u.  Personalsteuem 
1874—83  m,  654 ;  1892—97  XV,  692  f. ;  Ab- 
lösung der  Domänengnindpacnt  IV,  1144; 
Besteuerung  der  stäot.  Immobilien  (Krön- 
Immobiliensteuer)  in  Russland  XV,  677  f. 


Qrundsteaer,  Ertrag  in  den  europ.  Gross- 
staaten 1882  II,  847. 

Grundstocks  Verwaltung  in  Württemberg 
Vm,  371. 

Grundstueksverltehr,  Praxis  u.  Theorie  der 
Immobiliarverkehrsbesteuemng  auf  Grund 
der  Gesetzgebung  Frankreichs,  Italiens, 
Russlands,  Badens,  Bayerns,  Preussens, 
Württembergs,  Oesterreichs  XX.  hso  f.; 
Nachtras  dazu  XXI,  862;  das  Vorbild  der 
österr.  BesitzveränderungsgebiUir  XXn. 
81  f.;  Bad.  Ges.  betr.  die  Besteuerung 
des  -  vom  6.  Mai  1899  XVm,  833  t; 
Kommissionsbericht  zum  Entwurf  XVm, 
845;  vgl.  dazu  XX,  607;  Württemberg. 
Ges.  betr.  die  Best,  des  Umsatzes  v.  Grund- 
stücken V.  28.  Dez.  1899  XVm,  850  f. ;  (vkL 
dazu  XX,  623);  gdl.  Grundsiückanmsatz- 
steuer  n.  d.  württ  Ges.  v.  8.  Aug.  1903 
XXI,  229 ;  österr.  Ges.  v.  18.  Juni  190l  betr. 
(Gebühren  von  Vermögensübertragangen 
XXr,  642  f. 

6rnndwert«teuer,  die  neue,  in  Dresden  XXI, 
8S6  f ;  Begründung  der  Vorlage  XXI,  642  f ; 
in  Frankftirt  a.  M.  bei  unbebauten  Grund- 
stücken XXn,  898,  406 ;  s.  anchBansteUoi- 
Steuer. 

Gfiterlotterfe  in  Preussen  n,  716  f. ;  in  Oester- 
reich XVI,  »05. 

HandcUbewesungltaliens  XII,  612 ;  XTV,  710: 

XVI,  145;  XXI,  582. 
Handelsreisende,  Besteuerung  derselben  in 

deutschen  Staaten  U,  115. 
Handelsatatistik    und   statistische    Gebühr, 

siehe  letztere. 
Haushalt  der  sieben  europ.  Grossstaaten  1882 

n,  847  f.    Siehe  Staatshaushalt. 
Hausluiltnngsllsten  behufs  Veranlagung  der 

pers.  Steuern  II,  25. 
Hauslisten    behufs  Veranlagung    der  pers. 

Steuern  II,  24. 
Hauslersteuem,  zur  Geschichte  derselben  im 

Deutschen  Reiche   n,  92  f.;   in  Bayern 

XVII,  656,  762  f.,  856  f.  (Gesetzestext);  in 
S.-Meiningen ,  Qea.  v.  25.  Juni  1885  m. 
240.  Die  Besteuerung  der  Wandergewerbe 
in  Württemberg  IX^  20S. 

Haussteuer,  siehe  Gebäudesteuer. 

Heeresausgaben  i.  d.  europ.  Orossstaaten  18>%i 
II,  849, 1892  X,  767;  siehe  Staatshaushalt. 

Hnene  lex,  s.  üeberweisungsgesetz. 

Hundesteuer,  Ertrag  in  Bayern  m.  672; 
in  verschiedenen  Landern  XX,  882 ;  Hunde- 
steuer in  Frankfirt  a.  M.  XXn,  395.  4äO: 
mecklenburg.  XV,  466 ;  hess.  XVI,  846 ;  hess. 
Ges.  V.  12.  Aug.  1899  XVII,  259,  8»5;  Nov. 
dazu  V.  22.  Dez.  1900  XVIII.  438;  Hunde- 
steuer in  S.-Gotba  XXI,  802  f  ;  Aufhebung 
der  staaU.  Hundesteuer  in  Schaumbuzg- 
Lippe  XX,  864;  wflrtt.  gemeindliche  n. 
d.  (tos.  V.  8.  Aug.  1903  XXI,  230;  rass.  Ges. 
V.  1.  Dez,  1897  XVni,  717  f. ;  in  England 
XX,  810  f. 

Hungersnöte  in  Indien  XV,  207. 

Immoblllarvarkebrssteuer  in  Oesterreieh  I, 
478;  Veränderungssteuer  in  Braonschweig 
V,  734;  siehe  auch  Grundstücksverkehr. 

Indirekte  Steuern,  siehe  Steuern. 

Inhaberpapiere,  ihr  Aufkommen  in  Sachsen 
XXn,  819. 

Inneres,  Ausgaben  ür  Minist,  des  Innern  in 
den  europ.  Grossstaaten  II,  850;  in  Däne- 
mark in,  642;  in  Russland  1874—83  HI. 
652 ;  in  Italien  HI,  160 ;  in  Preossen  1878 
bis  1894  rV,  317;  XI,  193;  in  Holland  1^9 
bis  1890  XI,  695;  s.  auch  Staatshaushalt. 

Inventarlsatlon,  amtliche,  beim  Todesfedle 
in  Schweizer  Kantonen,  I,  65. 
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Jafdwaffenp&sse,  hess.  Verordn.  v.  12.  Aag. 
1899  XVII,  897. 

JluCIsaiisKaben  in  den  earopäisohen  Oross- 
Btaaten  1882  ü,  850;  in  Dänemark  m,  648; 
in  Rassland  1871--83  m,  652;  in  Italien 
m,  158;  in  Preussen  1878—94  IV,  817; 
XI,  198;  in  Holland  1849-90  XI,  696;  siehe 
auch  Staatshaushalt. 

Kamerallstlsehes  Studinm  in  Baden  IV,  1  f.; 
in  Hessen  XVU,  888  f. 

KanalbenuUttnff,  Oeböhren  für  —  in  Frank- 
furt a.  M.  XXU,  898,  419. 

Kapitalrenten,  Summe  der  versteuerten  —  in 
verschied,  deutschen  Staaten  XXI,  689  f. 

Kapltalrentensteuer,  Listen  behufs  Veran- 
lagung der  persönlichen  Steuern  II,  37; 
Theoretisches  IH,  547. 

—  anhaltische  (frühere)  IV,  961;  anhält.  Ges. 

V.  22.  Mai  1897  XIV,  796  f. 

—  bad.  m,  767  f. ;  Ges.  v.  29.  Juni  1874/ 20. Juni 

1884 III,  863 ;  Novelle  v.  6.  Mai  1892,  IX,  484 ; 

Nov.  V.  9.  Aug.  1900  XVra,  462. 

—  bayrische  IH,  672;  V,  770;  XVII,  556,  569  f.; 

578  f. ;  Kapitalsteuergesetz  v.  4.  Juni  1848 
XVn,  581  f.;  V.  10.  JuU  1850  XVn,  586  1; 
V.  81.  Mai  1856  XVII,  604  f  ;  v.  19.  Mai  1881 
XVII,  659  f.;  V.  9.  Juni  1899  XVII,  715  f ; 
Gesetzestezt  797  f. ;  einige  Mängel  der  b. 
Kapitalrentensteuer  XXI.  689  f. 

—  elsass-lothr.  Ges.  v.  2.  Juli  1898  XVI,  845  f. ; 

Ges.  V.  18.  Juli  1901  XIX,  152. 

—  hessische  II,  841,  497;  Xm,  278,  897;  Auf- 

hebung ders.  als  Staatssteuer  XVII,  892. 

—  mecklenburgische  XV,  462. 

—  in  S.-Anhalt,  Ges.  v.  20.  Juni  1902  XX,  295. 

—  württembergische  I,  890 ;  V,  820  f. ;  württ. 

Kapitalsteuergesetz  v.  8.  Aug.  1903  XXI, 
147  f  (vgl.  dazu  S.  86). 

—  österreidusche  XTV,  48,  152  f. 

—  russische  IH,  264;  IV,  1156  f. 
Kassen verwaltun|(,  staatliche  I,  558. 
Katastersteuern,   ihre   Entstehung  in   den 

deutschen  Staaten  XVI,  477  f. 
Kataster wesen.  bayrisches  XVU.  561, 568, 769. 

—  elsass-lothringisches  III,  203  f.;  XII,  675. 

—  italienisches  n,  764. 
KaafliehllUngsreste,  Renten  u.  d^l.,  Gebühr 

von  der  Eintragung  in  die  öffentlichen 
Bücher  in  Oesterreich  I,  523. 

Kautlonspfllcht,  Aufhebung  der  —  bei  Reichs- 
beamten  (Reichsges.  v.  20.  Febr.  1898)  XV, 
772;  bei  StaatscQenem  in  Sachsen  (Oes. 
V.  8.  Juni  1898)  XV,  772 ;  in  Preussen  (Ges. 
V.  7.  März  1898  nebst  Motiven)  XV,  778  f. ; 
in  Hessen  (Verordn.  vom  25.  April  1904) 
XXU,  845. 

Kehrtchtabfführ.  Gebühren  für  —  in  Frank- 
furt a.  M.  XXII,  393,  416. 

Klrehennüter,  Einziehung  ders.  in  Italien 
lU,  148. 

Klreben  Verfassung  und  —lasten  in  Olden- 
burg I,  658,  658,  663. 

Klassenstener,  siehe  Einkommensteuer. 

Kleinhandel,  Besteuerung  der  Grossbetriebe 
im  —  siehe  Grossmagazine. 

Kolonien  von  Dänemark  UI,  628;  Ausgaben 
für  —  in  Holland  1849-90  XI.  699;  Ein- 
nahmenüberschüsse  d.  holländ.  Kol.  XI,  692. 

Kommunalflnansen,  Beschaffenheit  des  stat. 
Materials  in  den  deutschen  Staaten  I,  622. 

—  Durchführung  der  Stenerpflicht  in  der  Ge- 

meinde IX,  880  f 

—  Staatliche  Besteuerung   der  konmiunalen 

Verbände  in  Deutschland  V,  loos. 

—  Heranziehung  d.  Feuervers,  zu  den  Kosten 

des  Feuerlöschwesens  XI,  747. 

—  Budgetwesen  der  Gemeinden  im  Grossh. 

Hessen  XI,  867  f. 


Kommunalllaansen ,  Preussisches  Gesetz 
vom  2.  Juni  1902  betreffend  die  Ueber- 
weisung  weiterer  Dotationsrenten  an  die 
Provinzial verbände  nebst  Motiven  XX,  865 ; 
Preuss.  Provinzialumlagen  1890|91— 1900101 
XX.  875 ;  Leistungsfähigkeit  und  Belastung 
der  preuss.  Provinzen,  Kreise  und  Ge- 
meinden XX,  877;  Finanzlage  der  Städte 
und  Landgemeinden  in  Preussen  I,  748  f. ; 
Preuss.  Kommunalsteuemotges.  v.  27.  Juli 
1885  m,  168  f.;  Heranziehung  der  Militär- 
personen zu  den  Gemeindeabgaben  in 
Preussen  UI,  895;  Preuss.  Gesetzentwurf 
v.  2.  Nov.  1892  über  Kommunalabgaben 
X,  411 ;  preuss.  Kommunalabgabenges.  ▼. 
16.  Juli  1873  X,  816 ;  Novelle  v.  30.  Juli  1895 
Xn,  828  f;  Statist.  Hauptergebnisse  der 
Ausführung  d.  preuss.  Kommunalabgaben- 
gesetzes V.  14.  Juli  1893  XUI,  826. 

—  Kommun.  Besteuerung  d.  Genossenschaften 

in  Preussen  XV,  267;  Steigerung  der 
G^meindeabgaben  seit  1849  in  Preussen 

I,  764. 

—  Kommunalsteuerbelastung  in  Oldenburg  I, 

622  f. ;  681, 704 ;  in  Bayern  1, 691 ;  U,  874: TV, 
811 ;  in  S.-Meiningen  1, 695,  X,  787 ;  in  Würt- 
temberg 1, 685 ;  in  Baden  1, 696 ;  in  Preussen 
I,  697,  761;  in  Elsass-Lothringen  U,  869. 

—  Banstellensteuervorlage    in   Dresden    und 

ihre  Ablehnung  XV,  826 ;  Steuerordnung 
für  Dresden  VÖ.  801 ;  Orundwertstener  in 
Dresden  XXI,  836  f.;  in  Frankfurt  a.  M. 
XXII,  898,  406. 

—  Geschichte  der  Gemeindebesteuerung  im 

rechtsrhein.  Bayern  VIU.  1088;  XX,  9i8; 
Gemeindebesteuerung  (inair )  und  Massen- 
konsum  in  den  7  grössten  Städten  des 
rechtsrh.  Bayern  XIV,  801  f 

—  Beiträge  zur  Finanzgeschichte  Münchens 

in  der  2.  Hälfte  des  18.  Jahrb.  (der  städt. 
sog.  Bierpfennig)  VII,  249;  im  19.  Jahrh. 
(der  sog.  Lokalmalzanf^chlag)  X,  l ;  reichs- 
städt.  Haushaltung  Nürnbergs  1481—1440 
XX,  450 ;  Finanzwesen  der  Stadt  Halle  a.  S. 
im  19.  Jahrh.  XXII,  824. 

—  Gemeindesteuergesetzgebung  in  Anhalt  IV, 

1030;  XIV,  766,  803;  in  Baden  IX,  618; 
XU,  211;  im  Grossh.  Hessen  IV,  1071; 
XIX,  297;  in  Braunschweig  XVI,  819  f.; 
projektierte  Neuordnung  des  Gemeinde- 
stenerwesens  im  Königreich  Sachsen  XXI, 
816  f. ;  Oertl.  Verbrauchsabg.  in  Württem- 
berg IV,  1112;  württ.  Ges.  v.  8.  Aug.  1903 
betr.  die  Besteuerungsrechte  der  Gemein- 
den u.  Amtskörpersohaften  XXI,  219  f.  (vgl. 
dazu  S.  93). 

—  Deutsche  Städte  von  10,000  u.  mehr  Einw., 

deren  Budget  und  Schulden  VIII.  1029. 

—  Gemeindeflnanzen  Elsass-Lothr.  U,  868  t. 

—  Gemeindesteuern  in  der  Schweiz ,  speziell 

in  Zürich  I,  60,  84. 

—  Doppelbesteuerung  in  der  Schweiz,  I,  90. 

—  Gemeindeflnanzen  Rumäniens  XX,  31 :  Re- 

form der  Akzisen  XXII,  497. 

—  Besteuerung  der  Aktiengesellschaften  für 

die  (}emeindehaushaltungen  I,  94 ;  IX,  416. 

—  Ausgaben  für  Verzinsung  der  Gemeinde- 

schulden in  Preussen  I,  760. 

—  Statistik  der  verzinslichen  Kommunal-  und 

Provinzialschulden  in  Italien  1880 1,  244  f. 

—  Konmiunal-  und  Provinzialeinnahmen  und 

•Ausgaben  pro  1875  und  1883  in  Italien 
III,  162;  Verbranchsabgabengesetz  vom 
15.  April  1897  für  die  ital.  Gemeinden 
XVI,  251. 

—  Komm.  Finanzreform  in  Baltimore  UI,  591  f. 

—  Gemeindefinanzen  in  den  Verein.  Staaten 

von  Amerika  IX,  589  f. 
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IL«aiaiuii«lfliiaiisen,yerhältoiB  d.  Kommanen 
zur  GftSTeTBorgnBg  III,  9W. 

—  Qemeinde-  and  Provinzialsteuem  in  den 

Niederlanden  HI,  S88 ;  XI«  419  f. 

—  Der  Uaashalt  enrop.  Grossstädte  I,  254  f. 
Kommunal TerbAnde,  preoss.  Ges.  ▼.  14.  Mai 

1885,  betr.  üeberweiBong  von  Beträgen, 
welche  ans  landw.  Zöllen  eingehen,  an 
die  —  II,  1104  f.  Ansführungsyerordnong 
hierzu  und  erstmalige  Verteilang  III,  90« ; 
lY.  441;  zweite  Verteilung  IV,  1148;  Auf- 
hebung X,  797. 
Konjunkturen-  and  Spekulationsgewinne, 
Besteuerung  der  -  XIII,  42  f. ;  XIV,  70 ; 

XV,  SStf ,  344 ;  XVII,  94S  f. 
Konsumv-erelne ,  ihre  Besteuerung  —  siehe 

unter  Genossensch. 
Kontrolle  siehe  Finanzkontrolle. 
KonTertierung  siehe  Schuldwesen. 
KopDitouer  in  lussland  III,  964 ;  in  Rumänien 

XVI,  609,  «95;  XX,  91. 
Körperschaften,  ihre  staaU.  Besteuerung  in 

Deutschland  V,  999. 

Krankenanstalten,  flnanz.  Träger  der  Last 
in  Dänemark  III,  612. 

Kreditverelne,  ihre  Besteuerung  in  Deutsch- 
land und  Oesteireich  III,  674  f. 

Kron-ImmoblUenstener  in  Russland  XV, 
677  f. 

Kultusansgaben  in  den  europ.  Orossstaaten 
1882  11,  851;  in  Dänemark  m,  647;  in 
Preussen  1878-94  IV,  317;  XI,  198;  in 
Holland  1849-90  XI,  698. 

Kunstweln,  Besteuerung  desselben  X,  555; 
Besteuerung  der  Kunstweinfabrikation  u. 
des  Knnstweinhandels  in  Bayern  XVII, 
755  f. ;  bad.  Gesetz  v.  27.  Juni  1892,  betr. 
Besteuerung  der  Kunstweinfabrikaüon  IX, 
526;  els.-loüir.  Ges.  y.  14.  Nov.  1892,  betr. 
Erhöhung  der  Steuer  f.  Rosinen  wein  A,  281. 

Land  tax.    Siebe  Grundsteuer. 

LandwirUchaft,  Denkschrift  über  die  Be- 
lastung der  L.  treibenden  Beyölk.  durch 
die  Einkommensteuer  u.  die  Verschuldung 
der  Landw.  in  Baden  XIII,  845  f. ;  Landw. 
und  der  preuss.  Ergänzungssteuer  XVUI, 
696  f. 

Landemlalabgaben  sls  eine  Wurzel  des 
österr.  Gebührenwesens  XV,  55. 

Lebensversicherung,  Besteuerung  der  in 
der  X  angelegten  Gelder  VIII,  166 ;  X,  382, 
806 ;  soll  man  Lebensversicherungsprämien 
vom  steuerpflichtigen  Einkommen  abziehen 
lassen?  XUl,  210  f.;  XIV,  71;  XX.  753  f. 

Legislat.  KArperschaflen,  Ausgaben  für —  in 
den  europäischen  Grossstaaten  n,  849. 

Lehrerbesoldungs^esets,  preuss.,  y.  8.  März 
1897  XIV,  847  f. 

Lehrlingssöchter  und  ihre  Besteuerung  in 
Bayern  XVII,  755  f. 

Lelbbausanstalt  in  Braunschweig  V,  737. 

Lopismographle  in  Italien  III,  455  f. 

Lohnsteuer,  Theoretisches  III,  544 ;  mecklen- 
burgische XV,  461;  els.-lothr.  Lohn-  u. 
Besoldungssteuergesetz  vom  13.  Jnli  19oi 
XIX,  168;  Uebersicht  über  den  Ertrag  der 
els.-lothr.  Lohn-  und  Besoldungssteuer 
XIX,  191. 

Lokalbahn wesen  in  Oesterreich  HI,  965. 

LombardgetchAfte,  Besteuerung  derselben  II, 
54  f.;  Statist,  u.  volksw.  Bedeutung  des 
Lombardgesch.  XVII,  63  f. 

Lotteriefirage  XVI,  905. 

Lotterie  in  Braunschweig  I,  551.  V,  739;  XVI, 
907 ;  braunschw.  Ges.  v.  24.  Aug.  1896  betr. 
Vertrieb  von  Losen  im  Herzogtum  nicht 
zugelassener  Lotterien  XIÜ,  800. 

—  in  Hamburg  I,  555 ;  XVI,  907. 


Lotterie,  Hess.  Gesetz  v.  11.  April  1896  betr. 
Handel  mit  Anteilen  v.  Losen  zu  Lotterien 
und  Ausspielungen  XIII,  800;  Einführung 
der  Klassenlotterie  in  Hessen  XVI,  846; 
Vereinigung  der  hess.  und  thüring.-aahalt. 
Staatslotterie  15.  März  1902  XX,  378 :  Ver- 
träge mit  Oldenburg  XX,  890;  XXII,  SiS. 

—  in  MecklenbuTg-Schwerin  I,  555;  XVI,  907. 

—  Oldenburgisches  Gesetz  betr.  die  öffentlichen 

Lotterien  und  Ausspielungen  IX,  240 ;  aus- 
sehliessl.  Zulassung  der  hess.  Lotterie  in 
Oldenburg,  7.  Nov.  1901  u.  21.  Juni  1902 
XX,  390:  Abänderung  vom  21.  April  1904 
XXII  843. 

—  Güterlotterie  in  Preussen  H,  716  f.;  Ael- 

tere  Zahlenlotterie  in  Preussen  m,  415; 
die  preussische  —  vor  dem  Forum  der 
Landesvertretung I,  530 f.;  Lotterieertrag 
in  Preussen  1878-87  IV,  315;  1886—93 
XI,  191;  1898  XVI.  903;  das  Lotterie- 
wesen in  Preussen  IX,  348. 

—  Lotterieetat  in  der  preussischen  Kammer 

1885  n,  1066  f.;  1886  HI,  910;  preuss.  Ge- 
setz betr.  Bestraftmg  des  Spiels  in  aus- 
wärtigen Lotterien  II,  1083;  Statistik  der 
Privaüotterien  in  Preussen  1880— «4  m, 
915 ;  1885—98  XIL 168 ;  preuss.  Gesetz  betr. 
das  Verbot  des  Privathandels  mit  Staats- 
lotterielosen IX,  226. 

—  Preussisches  Gesetz  betr.  den  Handel  mit 
Anteilen  und  Abschnitten  von  Losen  zu 
Privatlotterien  und  Ausspielungen  vom 
19.  April  1894  XU,  165;  Begründung  des 
GeaetzentwurfiB  v.  15.  Jan.  1894.  XU,  ifö. 

—  im  Königreich  Sachsen  I,  553:  XVI,  907. 

—  Lottorenl  in  Italien  I,  170;  m,  138. 

—  in  Thüiuigen  XVI,  907. 

—  in  Dänemark  HI,  628;  in  Oesterreich  m, 

965;  XVI,  474,  905;  XIX,  691,  705;  luden 
Niederlanden  Ges.  v.  23.  Juli  1885  V,  384 ; 
Ertrag  in  Holland  1849—90  XI,  688. 

—  Lotteneerträgnisse  in  den  europ.  Groas- 

staaten  1882  H,  818;   in  den  deutschen 
Staaten  1898  XVI,  903. 
Lotterieeteuer  im  Deutschen  R.  II,  1115  1 ; 
XI,  800;  XU,  112;  XVH,  973,  986. 

—  Lotteriegewinne,  ihre  Einbeziehung  in  das 

steuerpflichtige  Einkommen  XIII,  75,  79 1 ; 
XIV,  70. 

Lostbarkeltsstener  X,  817 ;  XXU,  395. 

Magaalne  siehe  GHrossmagazine. 

■akistener  in  Italien  I,  436;  m,  134;  in  den 
Niederlanden  I,  853;  XI,  419  f.;  Statist. 
Untersuchungen  zur  Frage  der  Steuer- 
überwälzung, geführt  an  der  Gesch.  der 
Sreuss.  Mahl-  u.  Schlachtsteuer  XVm,  46  f. 
iehe  auch  Getreideaufeehlag. 

Malsanfsehlag,  s.  Bierbesteuerung. 

Marineansgaben  in  den  europ.  Grossstaaten 
1882  U,  849;  in  Dänemark  m,  642:  in 
Russland  1874—83  lU,  652;  in  Holland 
1849—90  XI,  697;  s.  auch  Staatshaushalt. 

Marktgebnhren  in  bayr.  Städten  XIV,  SS6. 

Mass,  Gewieht,  Gefängnisse  etc.  Einnahmen 
aus  —  in  den  europ.  Grossstaaten  1882  n, 
648. 

Massenkonsum  in  d.  7  grössten  Städten  des 
rechtsrhein.  Bayern  und  die  Gemeinde- 


T, 


besteuerung  XIV,  301  f. 
Matrtknlarbelträge  und  tleberwelsangen  im 

Deutschen  Reich  U,  864  f.;  XUf,  92; 
siehe  auch  die  Einzelstaaten.  Matriknlar- 
und  Quotenbeiträge  mit  bes.  Rucks,  auf 
den  österr.-un^.  Quotenstreit  XVn ,   77  f. 

MehlauflMhlag  siehe  Getreldeaulhchla^. 

Melassebestenerung,  s.  Zuckerbestenemng. 

Meldeangabe  bezw.  Meldung  bei  Veranlagung 
d.  persönl.  Steuern  II,  i  f. ;  UI,  86  f. ;  IV,  553. 
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MIetMtouer  i.  d.  Niederlanden  I,  383;  XI,  676; 
XIX,  420;  in  Belffien  XIX,  489;  Aufhebung 
der  -  in  Frankfort  a.  M.  XXII,  409. 

MIlltAraaigaben  in  den  europäischen  Gross- 
Staaten  1882  n,  849 ;  in  Dänemark  m,  642; 
in  Bussland  1874—83  III,  652;  in  Bayern 
seit  1819  m,  673;  in  Italien  seit  1861  m, 
157 ;  in  den  Niederlanden  1849—90  XI,  697 ; 
siehe  auch  Staatshaushalt. 

MUltArpenonen,  Besteuerung  nach  d.  deut- 
schen Staatssteuergesetzen  V,  960;  Her- 
anzhg.  der  —  z.  d.  Oemeindeabg.,  Reichs- 
ges.  y.  28.  März  1886  und  preuss.  Oes.  v. 
29.  Juni  1886  u.  andere  deutsch.  Ges.  m, 
895;  V,  290  f.;  IX,  481. 

IHmarpfllchterMits  in  der  Schweiz  I,   114; 

IV,  109.    Siehe  auch  Wehrsteuer. 
Mobillarateaer  in  den  Niederlanden  I,  882; 

m,  888,  XI,  419  f. ;  XIX,  422;  in  Belgien 
XIX,  439. 

Bfolkerelgenoisenicliaflen,  Besteuerung  in 
Oesterreich  V,  674  f. 

Bfanse,  Einnahme  in  Bussl.  1874—83  m,  654 ; 
in  Freussen  1878—94  IT,  815;  XI,  191; 
Münzwesen  Tirols  bis  zum  Ausgang  des 
Mittelalters  XIX,  623;  siehe  auch  Staats- 
haushalt. 

MüBswesen,  Neuordnung  des  —  im  deutsoh- 
ostafrikanisohen  Schutzgebiet  XXII,  128  f. ; 
Mttnzreform  in  Mexiko  und  die  Gold- 
produktion xxn,  210  f. 

Natnralletstungeii  bei  den  Eommunalver- 
bänden  Oldenburg  I.  685. 

IVevbaaten  mit  Arbeiterwohnungen ,  Steuer- 
begünstigung derselben  IX,  261  f. 

IVobllltieniDg,  Gebühren  in  Oesterreich  I, 
522. 

Not«nl>anken  siehe  Banknoten. 

Oberreehnungskammer,  hess.  Gesetz  vom 
14.  Juni  1879  VI,  823.  Siehe  auch  Rech- 
nungswesen. 

Obreebts  Vorschläge  einer  Erbschaftssteuer 
XVU.  46  f. 

Oetrols  in  Elsass-Lothr.  11,  872;  IV,  309;  in 
Bayern.  Baden,  Hessen  IV,  310;  Geschichte 
und  Kritik  des  Oktrois  in  Hesseo,  XX^7l  f. 
bad.  Ges.  v.  24.  Aug.  1894  XII.  178 ;  in  Würt- 
temberg rv.  1112;  gemeindl.  Verbrauchs- 
abgabe nacn  dem  württemb.  Gesetz  vom 
8.  Aug-  1203  XXI,  228 ;  Getreide-  u.  MeU- 
aufschlag  in  den  7  grössten  Städten  des 
reohtsrhein.  Bayern  XIV,  304  f. ;  die  Auf- 
hebung gewisser  Oktrois  v.  l.  April  1910 
ab  durch  |  13  des  deutschen  Zolftarifjges. 

V.  25.  Dez.  1902  XX,  282. 

—  in  Italien  I,  469;  m,  135;  ital.  Verbrauchs- 
abgabengesetz vom  15.  April  1897,  XVI, 
251;  in  Frankreich  IV,  307. 

Oeir.  Arbeiten,  Ausgaben  für  —  in  den  europ. 
Grossstaaten  1882  II,  850;  in  Italien 
m,  160;  in  Preussen  1878—94  IV,  307; 
XI,  193;  in  Holland  1848—90X1,  696;  siehe 
auch  Staatshaushalt. 

Oeir.  Dienst,  Statistik  und  Geschichte  des- 
selben in  Württemberg  VI,  465  f. 

Ofensteuer  in  den  Niederlanden  XIX,  422. 

Papleraafsehlag ,  Vorläufer  der  Stempel- 
abgabe in  Oesterreich  XV,  13. 

Papiergeld  in  Oesterreich  IH,  964;  ital.  HI, 
141:  Geschichte  des  ital.  Zwangskurses 
u.  der  Wiederherst.  der  Valuta  XI,  77  f.; 
in  Japan  XXH,  728. 

Passcebabrcn  in  Russland  1874—83  HI,  654; 
Passsystem  u.  Besteuerung  d.  unt.  Stände 
in  Russland  V,  399  f. 

Patentatener  in  Rassland  H.  161,  222. 

Pensionäre,  Besteuerung  n.  d.  deutschen 
Staatssteuerges.  V,  970. 


Pensionen  der  Witwen-  u.  Waisen  der  Staats- 
beamten in  Deutschland  XVI,  399  f. ;  Aus- 
Miben  für — in  den  europ.  Grossstaaten  1882 
n.  849;  in  Frankreich  1894—98  XV,  160. 

—  Reform  in  Italien  H,  545. 

—  Fensionsgesetz ,   ungarisches,  für  Staats- 

beamte vom  13.  Mal  1885 II,  1040  f. 
Personalsteaor,  Theoretisches  IH,  550;  hes- 
sische II,  241 ;  braunschweigische  V,  727 ; 
elsass-lothr.  u.  ihre  (JmgestaltungXVl,  845. 

—  1.  d.  Niederland.  I,  882;  XI, 419 f.;  XIX, 418 f. 
Porsononporto  m,  878. 
Potroloummonopol  in  Griechenland  in,  287. 

—  Steuer  in  Rumänien  XVII,  989;  XX,  8,  15. 

—  Accise  in  Russland,  Ges.  v.  21.  Dezember 

1887,  VI,  348. 

Pferdestouer  in  den  Niederianden  I,  882 ;  m, 
888;  XIX,  424;  in  Belgien  XIX,  410;  in 
Frankreich  (Finanzges.  v.  98.  Dez.  1895, 
gemietete  Pferde  betr.)  XV,  183. 

PflaiUiongartensCeaer  in  Rumänien  XVI,  619. 

Pflastorsoil  in  bayr.  Städten  XIV,  836  f. 

Pollsei  in  Dänemark  IH,  609. 

Post,  Tarifwesen  in  Deutschland  XXII,  665  f. 

—  finanz.  Verwaltung  in  der  Schweiz  I,  124. 

—  finanzielles  Ergebnis  in  den  Ländern  der 

Postunion  1883  H,  860  f. 

—  Posterträgnisse  in  den  europ.  Grossstaaten 

1882  n,  848. 

—  in  Dänemark  IH,  628;  in  Russland  1874 

bis  1883  m,  654 ;  in  Rumänien  XVI,  623 ;  in 
Bayern  m.  672 ;  in  Holland  1849-90  XI,  696. 

—  Steuereinzanlung  bei  der  Post  in  Oester- 

reich XIV,  349  f.-  XVI.  688  f. 

—  Siehe  auch  unter  Staatshaushalt. 
Produktivgonossensoi&aften ,  ihre  Besteue- 
rung —  siehe  Genossenschaften. 

Provinxialflnansen ,  s.  Eommunalflnanzen. 

Prfiftangsaursaben  für  den  höheren  Finanz- 
dienst in  Bayern  I,  423. 

Punsleritngtaofälle  in  Oesterreich  XIX,  602. 

auartsteaer  in  Anhalt  IV,  966  f. 

aulnen-  u.  fiuterlotterie  in  Preussen  H,  716  f. 

aolttangsstempel  in  Oesterreich  1, 492 ;  Entw. 
zu  ein.  Quittungssteuer  im  D.  Reich  XI,  281. 

Radfabrorstcuer  siehe  unter  Velooipedsteuer. 

Raagsteaer  in  Dänemark  DI,  632. 

Raacbfiangstoaer  in  Polen  und  Kaukasien 
XV,  681  f. 

Roaloteaer  und  Steuerobjekt  IX,  1. 

RebgelAndo,  Bad.  Gesetz  vom  18.  Juni  1892 
betr.  Katastrierung  neu  angelegten  Reb- 
geländes IX,  505 ;  württ.  Ges.  v.  29.  März 
1898,  betr.  Steuerbefreiung  neu  bestockter 
Weinberge  X,  557.    S.  auch  Grundsteuer. 

Rocbnangswesen,  Zur  Lehre  vom  Budget- 
u.  Reomungswesen  des  Staates  XVI,  99  f. 

—  deutsches  und  englisches  I,  159  f. 

—  Rechnungs-  und  Kontrollbehörden  I,  579. 

—  Entwicklung  im  Königr.  Sachsen  U,  589  f. 

—  die  württ.  Oberrechnungskammer  und  der 

bayr.  oberste  Rechnungshof  VII,  142;  VIII, 
345 ;  der  königl.  oberste  Rechnungshof  in 
Bayern  XVI,  575  f. 

—  Hess.  Oes.  über  die  Verw.  der  Einnahmen 

und  Ausgaben  des  Staats  v.  14.  Juni  1879 
VI,  312;  hess.  Ges.  betr.  die  Einrichtung 
und  Befugnisse  der  Oberrechnungskammer 
V.  14.  Juni  1879  VI,  825. 

—  Preuss.  Staatshaushaltsges.  v.  11.  Mai  1898 

nebst  Motiven  und  Kommissionsbericht  XV, 
781  f. ;  Budget  und  Kontrolle  in  Preussen 
xxn,  835 

—  Ital.  Gesetz  v.  14.  Aug.  1862  über  die  Ein- 

richtung des  Rechnungshofes  IV ,  463  f. ; 
ital.  Gesetz  über  die  Verwaltung  und  das 
Generalrechnungswesen  des  Staates  vom 
17.  Febr.  1884  I,  880. 
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RechnangsweMii ,  Aasgaben  für  den  Rech, 
nnngshof  in  den  enrop.  Qrossstaaten  1882 
II,  850;  in  Bassland  1874—83  Hl,  65i. 

Rechupfleff«  in  Dänemark  m,  «09;  s.  auch 
Staatshaushalt. 

RechtipreehangfSiehe  Finanzrechtsprechung. 

Relohsliank,  die  deutsche,  im  Dienste  der 
Finanzverw.  des  Reichs  u.  d.  Bundesstaaten 
m,  108  t'  Kontingentsüberschreitangen 
der  —  XIII,  555;  Lombardverkehr  der  — 
XVIII,  67;  Diskontverkehr  der  -  XVin, 
517;  Reichsbank  1876-1900  XVIII,  888. 

Relehselnk«mm«nitouer  in  Deutschland 
Xm,  107;  XIV,  626  f. 

Relebsgerieht ,  Entscheidungen  in  Finanz- 
fragen in,  295,  921:  IX,  263,  728;  X,  861. 

Relohskriegueluits  XX.  919. 

ReDtAmter,  Neuorganisation  der  — in  Bayern 
XX,  897  f.,  881. 

Rentensteaer,  österreichische,  nach  d.  Qes. 

V.  25.  Okt.  1886  XIV,  48,  152  f. ;  siehe  auch 
Kapitalsteuer. 

Rectverwaltung  in  Württemberg  VIU,  868; 
X,  606. 

RohstolTgenosiensehaften,  ihre  Besteuerung 
m,  674  f.;  siehe  auch  Genossenschaften. 

Rosinen  wein  siehe  Kunstwein. 

Räckenats  öffentlicber  Abgaben  und  Ver- 
gütungszinsen XXII,  6  f. 

Salinen-  u.  Hüttenwerke,  staatl.,  württemb. 
Ges.  betr.  ihre  Besteuerung  durch  die  Ge- 
meinden u.  Amtskörperschaften  v.  22.  Juni 
1900  XVIII,  319  f. 

Salsa efftlle  in  den  europ.  Grossstaaten  1882 
n,  848;  Salzsteuerertrag  in  den  wicht. 
Kultnrstaaten,  1891,  X,  757;  1896  XV,  668. 

_  Geschichte  der  Besteuerung  des  Salzes  in 
Deutschland  bis  1867  XXII,  222  f. ;  627  f. 

—  Monopol  in  Italien  I,   468;   m,   138;  in 

Oesterreich  XIX,  688,  704;  in  Rumänien 
XVI,  621. 

—  Steuer  in  den  Niederlanden  I.  385;  XI,  685 

(Ertrag  1849—90);  in  Russland  1874—83 
in,  6,54. 

—  Siehe  auch  Staatshaushalt. 
SAaerlinge,  Besteuerung  in  Italien  I,  459. 
SckankgenUle  in  Ungarn,  Gesetz  von  1888, 

VI,  »67  f. 

Schatsanwcisungen    im    Deutschen    Reich 

XIX    121. 
SckatsungsbekArden,  Organisation  in  Baden 

in,  766. 
Sckaumwelnsteaer,  deutsches  Ges.  v.  9.  Mai 

1902  XX,  61  f.;  Begründung  dazu  XX,  67; 

Abkommen  mit  Luxemburg  v.  10.  Mai  1902 

XX,  69. 
Schenkungsstener,  Ertrag  und  versteuertes 

Vermögen  in  verschied.  Ländern  1885—96 

XV,  642,  648;  siehe  auch  Erbschaftssteuer. 
Schleispulver,  Besteuerung  in  Italien  l,  459. 
Schlffliabgabe  in  Dänemark  m,    636;    die 

früheren  in  Holland  XI,  684. 
Sckiffsfrachturkandcn,    ihre   Besteuerung 

durch  das  Reichsstempelges.  v.  11.  Juni 

1900  XVII,  975,  986. 
Scklaeht-  u.  Viehhöfe,  Gebühreneinnahmen 

davon  in  bayr.  Städten  XIV,  321  f. 
Seklachtsteuer  in  Baden  V,  1084  f. ;  in  den 

Niederlanden  I.  385;  preuss.  Schlacht-  und 

Mahlsteuer  als  Grundl.  f.  Statist.  Unters. 

über  Steuerüberwälzung  XVIU,  46  f.  Siehe 

auch  Fleischsteuer  und  Octroi. 
Schlasssettel,  Besteuerung  1, 493 ;  siehe  auch 

Börsensteuer,  Stempel. 
Sckuldenwesen,  Ausgaben  f.  öffentl.  Schulden 

in  den  europ.  Grossstaaten  1882  U,  849. 

—  Schuldentilgung  in  den  europ.  Grossstaaten 

II,  852;  V,  49a;  XIII,  9i2. 


Schulden  weseii,  Konvertierung  der  badischen 
40joigen  Staatsschuld  nach  dem  Gesetz  v. 

24.  Jan.  1897  XIV,  405  f. 

—  Die  bayrische  Staatsschuld,  insbes.  seit  Er- 

richtung derStaatsschuldentilgungaanstalt 
(1.  Okt.  1811)  XX,  676  f ;  XXI,  314  f. ;  Kon- 
vertierung der  bayr.  40/oigen  Staatsanleihen 
n.  d.  Gesetz  v.  17.  Juni  1896  XIV,  384  f.; 
Ges.  V.  15.  März  1904,  belr.  die  Ausg.  v. 
Schatzanweisungen  XXII,  346  f. 

—  Hess.  Ges.  betr.  die  Organisation  der  Ver- 

waltung der  Staatsschuld  v.  31.  Miiz  1897 
nebst  ulg.  Teil  des  KommissionsberiGhts 
XV,  859  f. ;  hess.  Ges.  betr.  die  Einrichtung 
eines  Staatsschuldbuohs  v.  27.  März  1898 
nebst  allgem.  Teil  der  Begründung  XV, 
864  f. 

—  Geschichtl.  Entwickl.  d.  preuss.  Schulden- 

wesens in  rechtl.  Hinsicht  XIX.  109; 
Beseitigung  einer  schwebenden  Schuld  von 
30  Millionen  in  Preussen.  Ges.  vom  23.  Juni 
1886  m,  901;  Höhe  der  preuss.  Staats- 
schuld 1872—87  n,  1085;  IV,  319;  die 
Schulden  des  preuss.  Staates  von  1870—91 
IX,  617 :  Kurse  der  preuss.  Staatspapiere 
n,  1086, 1091 ;  Konvertierung  preuss.  Staats- 
schulden 1885 II.  1085  f. ;  das  neue  preuss. 
Staatsschuldbucn  I,  265  f.;  Erweiterung 
dess.  durch  Ges.  v.  12.  Apnl  1886  m,  899; 
durch  Ges.  v.  8.  Juni  1891  Vni,  3U;  Aen- 
derung  dess.  durch  Ges.  v.  24.  Juni  1904 
XXII,  806  f. ;  Benutzung  d.  preuss.  Staats- 
schuldbuchs n,  215;  m,  899;  Xni,  919; 
XXII,  310 ;  Zinsherabsetzungen  der  preuss. 
Staatsschulden  im  19.  Jahrh.  unter  besond. 
Berücksichtigung  der  angewandten  Tech- 
nik Xni,  614  f. 

—  Konvertierung  40oiger  preuss.  Konsole  n. 

dem  Ges.  v.  23.  Dez.  1896  XTV,  394  f. ;  Kurs 
der  Konsols  1885-1896  XIV,  40S ;  preuss. 
Ges.  V.  8.  März  1897  betr.  die  Tilgung  von 
Staatsschulden  XIV,  443  f. ;  zur  Kritik  d. 
Ges.  XIV,  469  f.;  XVH,  173  f. 

—  Württemb.  Staatsschuld  U,  808  f. ;  Vm,  884 ; 

Tilgungsfrage  in  Württemberg  n,  833; 
VIII,  405 ;  Konvertierung  d.  40foigen  Staats- 
anleihen nach  d.  Ges.  v.  20.  Dez.  1896  XIV, 
887  f. ;  württ.  Ges.  v.  18.  Mai  1903.  betr. 
die  Tilgung  der  Staatssch.  u.  d.  Umwandl. 
des  40/oigen  Staatsanlehens  von  1891  ;92  in 
eine  si^o/gi^e  Schuld  XXI,  430  f. 

—  Staatsschuldbuch  des  Königreichs  Sachsen 

n.  194  f. 

—  Reichsgesetz  vom  31.  Mai  1891   betr.  das 

Reichssehuldbuch  VDI,  336*  Aendenmg 
dess.  durch  Ges.  v.  28.  Juni  1904  XXII, 
306  f.;  Benützung  desselben  Xm,  919; 
XXn,  810;  die  Schulden  des  Deutschen 
Reichs  bis  1891  Vm,  962  f.;  G«s.  v. 
16.  April  1896,  24.  März  1887,  31.  März  189S, 

25.  März  1899,  30.  Mäiz  1900,  28.  März  1909, 
wegen  Verwendung  überschüssiger  Reichs- 
einnahmen z.  Schuldentilgung  xm,  107 ; 
XIV,  427  f. ;  XV.  771 ;  XVllI,  «88,  284 ;  XX, 
880;  Konvertier,  d.  40ioigen  Reichsanleihe 
nach  dem  Gesetz  vom  8.  März  1897  XIV, 
414  f. 

—  Kurs  der  Reichsanleihe  1877—1896  XIY,  4S2 ; 

Begebungskurs  1877—96  XIV.  424;  Reichs- 
schnldenordnung  vom  19.  März  1900  XVn, 
949  f ,  Begründung  z.  Entw.  XVn,  953  1; 
Ges.  V.  22.  Febr.  1904  betr.  Aenderang  der 
Reichsschuldenordnung  XXn,  SOS  f . :  die 
Schulden  des  Deutschen  Reichs  in  rechtl. 
Beziehung  XIX,  106  f. 

—  Zinsfüss  und  Kurse  der  Staatspapiere  in 

Deutschland  seit  1815  I,  936. 
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Sehttlden wMen ,  StaatssohaldTerschreibung 
and  Staatsschnldbuch  in  England  I,  265 ; 
Frankreich  I,  869;  Oesterreich  I,  871; 
Baden,  Italien,  Bassland,  Spanien,  Belgien 
I,  272;  in  den  Ver.  Staaten  von  Kord- 
amerika 1 ,  279 ;  in  Elsass-Lothxingen  I, 
876;  Aofkommen  der  Inhaberpapiere  in 
Sachsen  XXII.  839. 

—  Schulden  der  deatschen  Städte  von  10,000 

and  mehr  Einw.  Vni,  1089. 

—  Aegypt.  Staatsschuld  and  intemationales 

Recht  derselben  IX,  950. 

—  Schaldenwesen  in  Dänemark  HI,  614,  640. 

—  Die  englische  Rentenschald  and  die  letzte 

Konversion  derselben  VUI,  l  f. ;  die  Rege- 
lung der  Tilgune  V,  499  f.;  XVII,  911  f.; 
988;  neue  Scnuloen  fttr  den  afrikanischen 
Krieg  XVU,  930  f. 

—  Schwebende  Schuld  in  Frankreich  IV,  875; 

die  von  1883-95  kontrahierten  Staats- 
schulden in  Frankreich  XV,  169;  Theorie 
and  Praxis  i.  d.  Entw.  der  franz.  Staats- 
schuld seit  1870  XX.  918. 

—  Statistik  der  verzinslichen  Kommunal-  und 

Provinzialschulden  in  Italien  1880 1, 844  f. ; 
Staatsschulden  Italiens  m,  189;  XXI,  604; 
XX  U,  559. 

—  Mexikos  Staatsschulden  XIII,  583. 

—  Ausgaben  für  die  Staatsschuld  in  Oester- 

reich XIX,  683  f. 

—  Staatsschulden  Rumäniens  seit  1864  XVI, 

603  f. 

—  Russlands    Schulden    seit  1798   m.   650; 

Entwickl.  d.  russ.  Staatsschuld  seit  1505 
VI,  153. 

—  der  Türkei  XXU.  827. 

—  Bundesschulden  in  den  Ver.  Staaten  Nord- 

amerikas n,  183;  IX,  581  f. 

—  Siehe  auch  unter  Staatshaushalt;  Finanz- 

kontrolle, internationale. 
Schulgelder ,      Aussererhebungssetzung    in 
Lippe-Detmold  X,  860. 

—  in  Russland  1874-83  m,  654. 
Sehalgemelnden ,  üeberweisung  der  halben 

Grundsteuer  an  die  —  im  KÖnigr.  Sachsen 
IV,  1123. 

Sehnllasten,  s.  Unterricht,  Lehrerbesoldung. 

Schnlweseii,  die  Kostendeckung  beim  öffent- 
lichen —  in  Preussen  XVI,  1  f. 

SeebMidlung,  Preuss.  Gesetz  weg.Erhöhuns 
des  Grundkapitals  v.  4.  Aug.  1904  XXlf, 
804  f.;  geschäfU.  Entwicklung  1847— 190a 
XXII    812    813. 

Seifensteuer'l,  385;  in  Holland  1849—90  XI, 
419  f.,  685. 

SeUa,  a.  n,  584. 

SIeiKelabgabe,  ihre  Entstehung  in  Oesterreich 
XV,  15. 

SonverAoey  Besteuerung  in  Deutschland  Y .  958. 

«parkassebneher  und  Sparguthaben  in  deut- 
schen SUaten  XXf,  698;  in  Japan  XXII, 
746. 

8parkajisen,  Ertragsbesteuerung  der  —  in 
Oesterreich  XIV,  S6,  187. 

Spanteucr  oder  progressive  Erbschaftssteuer? 
XV,  597  f. 

Sparth&tigkeit  Ungarns  in  den  letzten  zwei 
Decennien  XIU,  841  f. 

8p«clal8teuer  XXII,  818.  838. 

Speknlatf  onigewinne,  ihre  Besteuerung Xni, 
48  f.,  XIV,  70;  XVU,  945  f. 

Spiel  und  Wette,  Besteuerung  ders.  siehe 
Lotteriestener. 

Sptelkartcnmonopol  in  Griechenland  in.  887. 

Staataaktlva,  Einnahmen  aus  —  in  Däne- 
mark m,  685. 

StaatsangehArlge  und  die  Frage  der  Steuer- 
pflicht IX,  865  f. 


Staatabausbalt ,  die  anderweitige  Ordnung 
des  Finanzwesens  des  D.  R.  XI,  867  f.; 
der  deutsche  Reichshaushalt  u.  das  Finanz- 
wesen der  Einzelstaaten  XUI,  88  f. ;  Ges. 
V.  14.  Mai  1904  betr.  Aender.  im  Finanz- 
wesen des  Reichs  XXII,  881  f. 

—  Bayerns  im  vorigen  Jahrhundert  I,  401 ;  in 

diesem  Jahrb.  m,  678;  Bayerns  1876— 86  Y, 
768  f.;  das  bayr.  Budget  seit  1819  VI, 
920  f. 

—  Badens  1885—95  XV,  434;  1860-1900  XX, 

439. 

—  Braunsohweigs  1833/86  V,  781  f. 

—  Bremens  L  834  f. 

—  Lübecks  XIX,  644. 

—  Oldenburgs  1888/87  VI.  880. 

—  Freussens  1878—87  IV,  893  f. ;  1886—98  XI, 

178  f. :  1849-1900  XX,  448;  XXII.  440*  Be- 
merk, z.  d.  preuss.  Budgets  seit  1880  XVU. 
144  f. ;  preuss.  Staatshaushaltsgesetz  vom 
11.  März  1898  nebst  Motiv,  u.  Kommissions- 
bericht XV,  781  f. 

—  Sachsens  seit  1880  XXIL4S9. 

—  Württembergs  II,  810;  Vm,  346;  X,  499. 

—  Bulgariens  YII,  857. 

—  Dänemarks  m,  607  f. 

—  Frankreichs  1883i84  I,  805  f. ;  Ende  1886  lY, 

839  f. ;  1891  IX,  601;  Budget  1893  X,  699 ; 
Finanzlage  Ende  1897  XY,  185. 

—  Grossbritanniens  1881  IX,  596;  Rechnung 

1895/96,  Budget  1896/97  XIII,  586;  Rech- 
nung 1896/97  XIII,  748 ;  Budget  1897,98  XIV, 
715;  Rechnung  pro  1897/98  XVI,  185  f.; 
Budget  pro  1889/1900 ;  Rechnung  pro  1898/99 
XYII.  904  f. ;  finanz.  Beziehungen  zwischen 
Grossbritannien  u.  Irland  XI Y,  361  f. ;  XV, 
196  f. ;  XYI,  814  f. ;  siehe  auch  Indien. 

—  Hollands  1819—90  XI,  419  f. 

—  Japans  1904|06  XXII,  718  f. 

—  Italiens  seit  1861  III,  118;   1891  IX,  614  f.; 

1892  X,  725;  1893  XI,  835 ;  1894  XII,  587  f. ; 
1895/96  XIV,  687  f. ;  1897  XVI,  181  f. ;  1908|3 
XXI,  580  f. 

—  der  gemeinsame  der  österr.  •  ungar.  Mon- 

archie I,  885  f.;  rv,  843  f.:  Oesterreichs 
im  spanischen  Erbfolgekneg  lY,  918; 
Staatsvoranschlag  Oesterreichs  pro  1889  VI, 
953  f^pro  1891  VII,  844;  Finanzwesen 
1891  IX,  675;  YoransoUag  für  1897  XIV, 
194;  das  österr.  Budget  1868—97  XIX, 
667  f. 

—  Ungarns  Finanzlage  nach  den  Budgets  pro 

1889J90  VI,  767  f. ;  pro  1891  YII,  840. 

—  Luxemburgs  IX,  546. 

—  Mexikos  Finanzwesen  Xm.  554  f. 

—  Rumäniens  XYI,  598  f. ;  Ergänzungen  und 

Berichtigungen  dazu  XYII,  988  f. ;  Finanz- 
politik Rumäniens  XX,  1  f. 

—  Russlands  1874— 83  III,  650, 953;  1891 IX,  705; 

Staatsfonds  und  das  Budgetwesen  Fin- 
lands  xm,  177  f. 

—  Schwedens  XI,  196  f. 

—  Bundesfln.  d.  Schweiz  1848—86  Y,  434  f. 

—  Spaniens  X,  61 1  f. 

—  der  Türkei  XXH,  885. 

—  Finanzwesen  in  den  Vereinigten  Staaten 

Nordamerikas  II,  179  f. ;  1891  668  f. 
StaaUrecbnnngswescn  s.  Rechnungswesen. 
Staatsschulden,  siehe  Schuldenwesen. 
Staatssteuern,  siehe  Steuern. 
Standeiherren,  Besteuerung  in  Deutschland 

V,  958. 

—  Bayr.  Ges.  v.  9.  Juni  1899  die  Ablösaog  der 

Steuer-,  Umlagen-  u.  ZoUfireiheit  d.  Standes- 
herren  betr.  XVII,  898  f. :  Begründung  z. 
Entwurf  XVII,  89»  f. 

—  Preuss.  Gesetz  vom  18.  Juli  1892  betr.  Auf- 

hebung ihrer  Steuerfreiheit  IX,  488. 
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SUtitCtoelie  GebAhr  in  Hambar«  XXI.  ew  f. ; 
Bremen  XXT,  664  f. ;  Oesterreich  XXI,  676  f. 

Stoinkohleii-  und  Torfliteaer  in  Holland 
1849—64  XI,  686. 

Stempelsteiier,  Unprang  der  Stempelpapier- 
abffabe  XXII.  441  f.;  der  Recbtsweg  in 
Reichestempelsaohen ;  Sfarafen  d.  modernen 
Stempelgesetzgeb.  nach  d.  deuteoh.  Reichs- 
gesetz  T.  1881  IT  601  f. ;  die  Stempelrevision 
bei  Aktiengesellschaften  nach  d.  deutschen 
Reichsgesetz  v.  1881  I,  184  t;  Deutsches 
Beiohsstempelabgabengesetz  vom  1.  Juli 
1881186.  Mu  1885  II.  1116  f.;  Entw.  einer 
Novelle  dazu  XI,  S80  f. ;  Kommissionsbericht 
XII,  199  f. ;  Reichsstempelges.  v.  S7.  April 
1894  XII,  107 f.:  Beichsstempelgesetz vom 
14.  Juni  1900  XvII,  968  f. 

—  in  Braunschweig  V,  789. 

—  Hess,  ürkundenstempelgesetz  v.  12.  Aug. 

1899  XYII,  863,  398. 

—  Das  preussische  Gesetz  betr.  die  —  fSr  Kauf- 

und  Lieferunffsverträge  imkaufinännisohen 
Verkehr  und  mr  Werkverdingungsverizäge 
I,  821.  Streitfrage  in  betr.  dess.  HI,  968. 
Ertrag  der  Stempelsteuer  in  Preussen  IV, 
316;  XI,  192.  Preuss.  Stempelsteuergesetz- 
entw.  V.  6.  Febr.  1895  nebst  Motiven  XII, 
847  f.  Preuss.  Stempelsteuergesetz  vom 
31.  Juli  1895  Xn,  832  f. 

—  Sachs,  ürkundenstempelgesetz  v.  18.  Nov. 

1876/10.  Juni  1898  XV,  914  f. 

—  in  Dänemark  IH,  633. 

—  in  Italien  HI,  132. 

—  in  den  Niederlanden  I,  383;  m,  283,  888; 

XI,  419  f.,  687. 

—  Entstehung  der  Stempelabgabe  in  Oester- 

reich  XV,  13;  Oesterr.  Gesetz  v.  18.  Sept 
1892  betr.  Stempelgebtthren  von  auslan* 
dischen  Aktien,  Renten  und  Schuldver- 
schreibungen X,  298. 

—  in  Rumänien  XVi,  616. 

—  in  Russland  H,  177;  m,  654:  Stempelsteuer- 

ges.  V.  10.122.  Juni  1900  XIX,  366  f.;  No- 
velle V.  8.  Juni  1902  XX,  866. 

—  Stempelerträgnisse    in  den  europ.  Gross- 

staaten 1882  n,  848;  um  1899/1901  XIX.  374. 
S.  auch  Börsensteuer. 
Steaem,  Wesen  und  System  der  direkten 
Steuern  IH,  517 ;  die  deutsche  Steuerlehie 
des  17.  Jahrhunderts  I,  17. 

—  Die  Idee  der  Steuer  in  der  Geschichte  VH,  1. 
~  Gliederung  der  Steuern  IV,  136;  V,  ill. 

—  Steuerlehre  Vockes  IV,   500;  Vocke  ttber 

,.indirekte  Steuern**  XX,  456. 

—  Steuerobjekt  und  Realsteuer  IX,  1. 

—  Beiträge  z.  Geschichte  der  Lehre  von  der 

Steuerprogression  XH,  471  f. ,  XIH,  111  f. 

—  Zur  Frage  der  Steuerpflicht  IX,  865  f. 

—  Doppelbesteuerung,   Beseitigung  den.  in 

Deutschland  und  der  Schweiz  V,  138  f. 

—  Steuersubjekte  nach   den  in  Deutschland 

geltenden  Staatssteuerges.  V,  916  f. 

—  Die  Meldangabe  bei  Veranlagung  der  per- 

sonlichen Steuern  H,  1  f. ;  m,  86  f. ;  IV, 
553. 

—  Moderne  Formen  der  Steuereinziehung  in 

Berlin  und  in  Oesterreich  XIV,  849  f. 
XVL  68R  f. 

—  u.  Zölle  im  Deutschen  Reich  IH,  927. 

—  Haftung  für  kreditierte  Zölle  und  Reichs 

steuern  XII,  563  f. 

—  indirekte   und  Zölle  in   Elsass-Lothr.  V, 

535  f. 

—  Ges.,  Ausschliessung  säumiger  Steuerpflich- 

tiger vom  öffentl.  Vergnugungsorten  im 
Königreich  Sachsen  betr.,  v.  21.  April  1884 
m,  262. 

—  in  Anhalt  IV,  961  f. ;  XIV,  755  f. 


Stea*ni  in  Baden  IH,  763  f.;  XXII,  820; 
minist.  Denkschrift  ftber  die  Reform  der 
direkten  Steuern  in  Baden  v.  März  1896, 
XII,  845;  zweite  Denkschrift  v.  Des.  1897 
XV,  410;  Buehenbergera  Abhandl.  über  die 
Steuerreform  XVIII,  l  f. 

->  in  Bayern  vor  1800 1, 197 ;  das  bayr.  Ertrags- 
steuermtem  und  seine  Bntwicklun^Xvl], 
851  f. ;  cue  Frage  der  Steuerreform  in  Bayern 
XVU,  527  f.;  Steuerstatistik  XIX,  856  f. 

—  in  Braunschweig  V,  728  f. 

—  Die  Steuerreform  in  Elsass-Lothzingen  XVI, 

106;  XIX,  144. 

—  Die  direkten  —  Hessens  H,  235  f. ;   XIH, 

878  f.;  Denkschrift  zur  Steuenefonn  in 
Hessen  XIV,  810  f. ;  Grundzfge  der  Reform 
der  direkten  Steaem  1889  XVI,  889  f. ;  Neu- 
gestaltung der  direkten  Staatsbestenerung 
XVII,  178  f. 

—  in  Mecklenburg  (Kontributionsedikt  vom 

11.  Mai  1897)  XV,  489  f. 

—  Direkte  Staatssteuem  in  Oldenburg  I,  «»7  f. 

—  Die  Reform  der  direkten  Staatsbestenezung 

in  Preussen  VIH,  551  f.;  IX,  480  f.;  X, 
296  f.,  789  f. ;  XI.  1  f. 

—  Minist  Denkschrift  über  die  Weiterffihrung 

der  Reform  der  direkten  Steuern  im  Kgr. 
Sachsen  XV ,  882  f. ;  Schiaksal  des  Eni- 
Wurfes  1898  XV,  872;  abermalige  Denk- 
schrift aber  die  Weiterführung  der  Beform 

XIX.  196  f;  Steuerreform  v.  J.  1902  XX, 
234  f. ;  Grundzüge  der  Staatssteuem  XXIL 
820. 

—  in  Schaumburg-Lippe  XIX .  243  f. ;  XIX,  626  f. 

—  Steuerreform  in   8.-Altenburg  v.  J.   1908 

XX,  295  f. 

—  Steuerreform  L  S.-Gotha  i.  J.  1902  XXI,  707 1 

—  in  S.-Weimar  H,  898;  m,  918;  XV,  »45. 

—  in  Waldeck  (Klassen-  und  (Sewerbesteuer- 

gesetz)  XV,  932  f.  

—  in  Württemberg  I,  389 ;  V,  sao  f. ;  VIH.  416 ; 

Beitr.  z.  Reform  der  dir.  Steuern  in  WürU. 
xn,  1  f. ;  Minist.  Denkschr.  betr.  Weiter- 
bildung der  dir.  Steuem  in  Wnrtt.  vom 
27.  April  1894  xn,  684  f.;  neueste  Denk- 
schrift betr.  Wiederaufhahme  der  Reform 
d.  direkt.  Steuem  v.  30.  April  1901  XViU. 
868  f.;  die  Steaerreform  v.  1908  XXI,  1  f. 

—  in  Dänemark  HI,  629. 

—  in  den  Niederhuiden  1, 870 ;  HI,  388 ;  XI,  419  f. 

—  die  Steuern  Italiens  HI,  129;  Reform  der 

indirekten  Steuem  in  Italien  I,  481  £.; 
Regelung  der  Grundsteuer  und  die  Steuer- 
reform in  Italien  H,  747  f. 

—  Versuche  zur  Reform  der  direkten  Steuern 

in  Oesterreich  seit  1848  VI,  588  f. ;  die  Steuer- 
reform nach  d.  Ges.  v.  25.  Okt  1896,  XIV, 
If. ;  zur  Steuergeschichte  Tirols  XIX,  583  f. 

—  in  Rumänien  XVI,  607  f. ;  XX,  7  f. 

—  indirekte  in  Russland  H,  159  f. ;  Geschichte 

der  direkten  Steuem  in  Russhuid  I,  914. 

—  Gmnd-,  Handels-  und  Gewerbesteuern  in 

Russland  vom  Jahr  1884  n,  217;  Krön- 
Immobiliensteuer  in  Russland  XV,  69T  f. 

—  Staats-,    Ck>unty-,   Municipal-Schulsieuera 

in  den  Ver.  Staaten  H,  190 ;  m,  408 ;  IX,  589. 

—  in  Pennsylvanien  IH,  408. 

--  Die  Steuerreform  im  Kanton  Zürich  und  der 
Bundeshaushalt  der  Schweiz  I,  45  1 

—  Steuerertrag  in  den  europ.  Grossstaaten 

1882  n,  847 ;  in  versehied.  Jahren  XIX,  460. 
S.  auch  die  einzelnen  Steuerarten  und  unter 
Staatshaushalt. 
Stenerstrafirecht,  österr.  HI,  986 ;  über  Steuer- 
vergehen XIX,  1  f. ;  d.  Strafirecht  d.  östevr. 
Einkommensteuer  XIX,  491  f.;  XX II,  823; 
das  österr.  Finanzstrafverfiüu:en  und  seine 
Reform  XX,  493  f. 
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SteuerüberwUsung,  Statist.  Unters,  zur 
Frage  der  —  XVin.  46  f. ;  besonders  bei 
Verkehrssteuem  XXn,  Mo. 

Stlftnncen,  Besteuenmff  n.  d.  deutschen 
Staatssteaergesetzen  Y,  1023. 

Strafen,  Einnamnen  ans  —  in  Rassland  1874 
bis  1888  m,  tö4 ;  in  Preussen  1878-^7  IV,  816. 

Strassen,  Problem  der  Strassenreform  in 
Bauern  XIX,  74  f. 

StrelebbAIser,  siehe  Zündhölzchen. 

Stvrm,  Job.  (1607—89)  befürwortet  die  Ein- 
führung einer  Erbschaftssteuer  in  Deutsch- 
land XvII,  40. 

Subjekte  der  Finanzwirtschaft  IV,  713  f. 

Submlssienswesen  111,484;  der  Bericht  über 
das  Submissionswesen  in  Frankreich  Yom 
17.  M&rz  1898  XVI.  106  f. 

Snesbanalaktlen  XVII,  909. 

SOssitolTe,  künstliche,  deutsches  Reichsgesetz 
V.  6.  Juli  1898  XVI,  868;  Y.  7.  JuU  190S 
XIX,  858  f. 

Tabakwesen  in  Bayern  bis  1717  Y,  61  f. 

—  üeber  Tabaksurrogate  und  deren  steuerl. 

Behandlung  im  Deutschen  Reich  Yin,  533  f. ; 
Denkschrift  vom  7.  Februar  1891  betr.  Ab- 
&nderung  des  deutschen  Tabakstenerges. 
Yin,  1018;  Entw.  eines  Tabakstenerges. 
vom  81.  Nov.  1893  im  Deutschen  Reich  XI, 
325  f. ;  Tabakfiftbrikationsbetriebe  u.  deren 
Arbeiter  1893  XII,  326. 

—  Tftbakmonopol  in  Italien  I,  468 ;  DI,  137. 

—  in  Japan,  Ges.  v.  27.  März  1896,  in  Kraft 

seit  1.  Jan.  1898  XVI,  452  f. 

—  Studien  über  das  österr.  Tabakmonopol 

XIV,  198  f.;  vgl.  auch  XIX,  689,  704; 
automatischer  verschleiBS  von  Eneog- 
nissen  der  Tabakregie  in  Oesterreich  Xvi, 
275  f. 

—  Ungar.  Gesetz  vom  21.  Dez.  1887  YI,  435. 

—  Tabakmonopol  in  Rumänien  XVI,  680 ;  XVII, 

938;  XX,  8. 

—  Tabaksteuer  in  Russland  II,  175 ;  m,  654. 

—  Spanisches    Gesetz    vom    22.   April   1887, 

betr.  Verpachtung  des  Tabakmonopols  Y, 
399. 

—  Tabakfabrikatsteuer  in  den  Yer.  Staaten 

von  Amerika  XII,  833  f. 

—  Tabakgefälle  in  den  wicht.  Staaten  II,  848, 

854;  X,  757;  XII,  331. 

—  Tabakkonsum  in  einzelnen  Ländern  n,  859. 
Tantfimenbesteaemnc  in  Bayern  XVn,  748  f. 
Tarlfwesen  der  deutschen  Reiohspost  XXII, 

665  f. 
Tasse  sugll  alTarl  in  Italien  HI,  132. 
Taabensteuer,  Aufhebung  der  staatlichen  in 

Schaumburg-Lippe  Xx,  864. 
Taxen  in  den  europ.  Grossstaaten  1881 II,  848. 
Telegraph  in  admin.  u.  finanz.  Hinsicht  I,  395. 

—  Erträgnisse  in  den  europ.  Grossstaaten  1882 

II,  848.  T.-  u.  Postemnahmen  in  Däne- 
mark m,  628.  T. -Einnahmen  in  Russland 
1874—83  in,  654 ;  in  Holland  1849—90  XI,  688. 

Tkeaterbflletuteuer,  Ordn.  v.  19.  Febr.  1904 
in  Frankfurt  a.  M.  XXD,  895.  482. 

Thür-  a.  Fenstersteuer  in  den  Niederlanden 
I,  382;  m,  388;  XI,  419  f.;  in  Belgien 
XIX,  439. 

Tranksteuer  in  Anhalt  lY,  966. 

Transportsteuer  in  Italien  HI,  138.  Siehe 
auch  Eisenbahnsteuer. 

UeberwAlaung  der  Steuern  siehe  Steuer- 
überwälzung. 

Ueberwef sannen  Im  Deutschen  Reich;  siehe 
Matrikularbeiträge. 

Ueberweisangsgesetz,  preussisches  H,  1104; 
m,  906;  IV,  411,  1143;  die  lexHneneund 
ihre  Wirkungen  X ,  469 ;  Aufhebung  des 
Ges.  X,  797. 
Finanzarchiv.  XXII.  Jahrg.  | 


VeberMreisnngsgeseta ,  Ueberweisungen  der 
halben  Grundsteuer  an  die  Schulgemeinden 
in  Sachsen  lY,  1123;  Ueberweisungen  aus 
den  Ertr.  der  dir.  Staatssteuem  an  die 
Gemeinden  iin  Herzogtum  Braunschweig 
XII,  71;  XYI,  717,  757;  Ueberweisungen 
in  Holland  an  die  Gemeinden  XI,  419  f., 
698. 

Umgeld  in  Württemberg  XHI,  664  f. 

Umlanfbrnlttel  in  den  Vereinigten  Staaten 
von  Amerika  1891  IX,  584  f. 

—  in  Italien   1891  IX,  664  f.;  X,  751;   XI, 

843. 

CmsaUstener,  siehe  Börsenstener,  Verkehrs- 
Steuer,  Orossmagazine. 

Unrecht  und  Zwang  im  Finanzwesen  Y,  1  f. 

Unterrichtsaasgaben  in  den  europ.  Gross- 
staaten 1882  n,  851. 

—  in  Dänemark  m,  610 ;  in  Russland  1874—83 

m,  652;  in  Italien  IH,  139;  in  Bayeni 
seit  1819  in.  673;  s.  auch  Staatshaushalt 
und  Schulwesen. 

Urknndenstempel  siehe  Stempel. 

Valata  siehe  Papiergeld. 

Velaclpedsteuer,  hess.  Yerordn.  v.  10.  Okt. 
1899  betr.  die  Fahrräder  und  Automobile 
XVU,  441 ;  Yelociped-  und  AutomobOftüir- 
steuer  XIX,  714  f. ;  XX,  843  f. ;  in  Frank- 
reich X,  714;  das  ital.  Gesetz  v.  22.  Juli 
1897  XV,  477;  in  den  Niederlanden  XIX, 
424;  russ.  Gesetz  v.  20.  Jan.  1903  (a.  St.) 

XX,  837  t 

Terbraucbsabgaben,  gemeindl.,8iehe  Octrois. 

Tereinsstenar,  Yorscmag  einer— für  Deutsch- 
land XIX,  710  f. 

Yergütungsslnsen  bei  Rückersatz  öffent- 
ßcher  Abgaben  XXII,  5  f. 

YerkanDiflltalenbesteuerung  in  Bayern  XYII, 
758  f. 

Verkehrsanlagen,  kommunale  Ausgaben  hier- 
für in  Preussen  I,  756;  X,  418. 

Verkehrssteuem,  Theoretisches  HI,  519; 
yU,  401;  österr.  Entwurf  einer  Novelle 
von  1884  I,  471  f.  Siehe  auch  Stempcd-, 
Börsensteuer,  Grundstückverkehrssteuer, 
Umsatzsteuer. 

Vermögen,  Einnahmen  von  —  in  den  europ. 
Grossstaaten  1882  U,  817. 

Yerasögenssteuer,  Grundzüjee  eines  bad.  Yer- 
mögenssteuersystems  XY,  438. 

—  Braunschweig.  Ergänzungssteuergesetz  v. 

11 .  März  1899  XVI ,  778  f. :  AusführunffS- 
vorschr.  v.  11.  März  1899  XVI,  790  f. ;  Be- 
gründung d.  Gesetzentw.  v.  4.  März  1898 
XVI,  791  f. 

—  Hess.  Vermögenssteuerges.  v.  12.  Aug.  1899 

XVn,  290,  879. 

—  Preuss.  Gesetzentwurf  V.  2.  Nov.  1892,  betr. 

eine  Ergänzungssteuer  X,  870;  preuss.  Er* 
gänzungssteuergesetz  v.  14.  JuU  1898  X, 
802;  Yeranlagung  pro  1895f96  Xin,  838; 
pro  1896/97  XIV,  870 ;  die  Landwirtschaft 
undjpreuss.  ErganzungssteuerXVni,  696  f. ; 
Rechtsprech.  des  Oberverwaltungsgeriohts 
zum  preuss.  Ergänzungssteuerges.  XXH, 
755  f. 

—  Sachs.  Gesetzentwurf  (1897)  XY,  898;  sein 

Schicksal  (1898)  XV,  872  f.;  sächs.  Er- 
gänzungssteuerges. V.  2.  Juli  1902  XX,  281 ; 
S.-Qothaisches  Ergänzungssteuerges.  v. 
19.  März  1908  XXI,  711  f.;  Motive  z.  Entw. 

XXI,  768  f. 

—  Erörterung  über  eine  Vermögenssteuer  in 

S.-Mebiingen  XVII.  457  f. 

—  in  Amerika,  spez.  Baltimore  m,  598 ;  IX,  590  f. 

—  Steuer  von  beweglichem  in  Italien  VI,  1  f. 

—  Niederländ.    Vermögenssteuergesets    vom 

27.  Sept.  1898  XI,  705  f. 

\  28 
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Vermd^enMteuer,  Solotharner  YermögenB- 
and  EinkommensteaergesetiE  v.  17.  März 
1895  XlUt  890. 

—  in  Zürich  I,  78,   isi;  in  Basel  (Oes.  ▼. 

li.  Okt  1897)  XVm,  468  f. 
Ventoherungianstaltcn,  ausw.,  anf  Gegen- 
seitigkeit, Bestenenuig  in  Baden  m,  806; 
rv,  81  f. ;  Besteuerung  nach  d.  deutschen 
Staatssteuergesetzen  Y,  1016;  Ertrags- 
besteuerung der  wechselseit.  Yers.anst. 
in  Oesterreich  nach  d.  Ges.  y.  85.  Okt.  1896 

XIV,  41,  137. 
%'erwaltangigerioht,  Preuss.  Ges.  v.  36.  März 

1893  X,  789:  seine  Rechtsprechosg  in  Sache 
d.  preuss.  Einkommenstenerges.  XYI,  653  f. 

VIehbMits  in  Oldenburg  I,  675. 

Volksschalweten  und  —lasten  in  Oldenburg 
I,  650,  656,  661. 

—  kommun.  Ausg.  hierfür  in  Prenssen  I,  759; 

lY,  294. 
Volkswirtschaft,  Ausgaben  für  —  in  den 

europ.  Grossstaaten  1882  II.  850. 
VorschussgeschAfte,  Gebührenbehandlung  in 

Oesterreich  I,  510. 
Wagensteuer  in  Frankreich  (Finanzges.  y. 

S8.  Dez.  1895,  die  gemieteten  Wagen  betr.) 

XV,  134. 

Wandergewerbe,  Besteuerung  ders.  siehe 
Hausiersteuem. 

Wanderlager,  Besteuerung  ders.  s.  Hausier- 
steuem. 

Waren haussteaer,  preuss.  Ges.  betr.  die  — 
y.  18.  Juli  1900  nebst  Begründung  und 
Entw.  y.  8.  Febr.  1900  XVllI,  292  f. ;  XIX, 
904;  in  Bayern  XVII,  757  f..  815:  XIX,  902 ; 
Denkschr.  des  sächs.  Min.  d.  I.  y.  28.  Febr. 
1902  betr.  die  Besteuerung  der  Grossbetr. 
im  Kleinhandel  XIX ,  869  f. ;  württ.  Ent- 
wurf XIX,  909;  Besteuerung  durch  das 
württ.  Gesetz  y.  8.  Aug.  1903,  betr.  Be- 
steuerungsr.  der  Gemeinden  etc.  XXI,  222; 
d.  Umsatzsteuer  auf  Warenhäuser  in  rechtl. 
Beziehung  XXI,  606  f. 

Wasserliaugenossenschaften  und  —lasten 
in  Oldenburg  I.  652,  658,  685. 

—  Ausgaben  für  Wasserbau  in  Holland  1849 

bis  1890  XI,  700  f. 

Wechsel  verkehr,  der  inländische  —  und  die 
Probleme  der  Diskontpolitik  XYIU,  501  f. 

Wegegeld  siehe  Chausseegeld. 

Wegeiasten  in  Oldenburg  I,  664. 

Wehrsteuer  lY,  109  f.;  :ai,  559  f.;  XIH,  922; 
die  deutsche  Wehrsteuerfrage  mit  einem 
neuen  Entwurf  XVI,  497  f ;  die  rumä- 
nische (Ges.  y.  21.  März  1900)  XX,  12.  Siehe 
auch  Militärpflichtersatz. 

Weinberge,  bau.  Gesetz  y.  18.  Juni  1892  betr. 
Katastrierung  neu  angelegter  —  IX,  605. 

—  württemb.  Gesetz  y.  29.  März  1893  betr.  die 

Steuerbefreiung  neubestockter  —  X,  557. 
Wefnbesteuerung  in  Elsass-Lothringen  V, 
589  f.;  els.-lothr.  Ges.  y.  14.  Noy.  1892, 
betr.  Erhöhung  der  Steuer  für  Rosinen- 
wein X,  281 ;  bad.  Ges.  y.  7.  Juni  1892  betr. 
Abänd.  des  Weinsteuerges.  IX,  528;  bad. 
Ges.  y.  27.  Juni  1892  oetr.  Besteuerung 
der  Kunst wein&brikation  IX,  526. 

—  Fragen  zur  Weinbesteuerung  in  Württem- 

berg Xm,  648;  württemb.  Wirtschafts- 
abgabengesetz y.  4.  Juli  1900  nebst  Entw. 
u.  Begründung  y.  17.  Juni  1899  XYIII, 
322  f. 

—  Geschichte  der  Weinbesteuerung  in  Hessen 

XI,  152  f. ;  ihre  Beseitigung  daselbst  XH, 
63  f.;  XVIII,  438;  siehe  auch  XVI,  889, 
859;  XVn,  244  f. 

—  Entw.  eines  Weinsteuerges.  y.  21.  Noy.  1893 

im  Deutsch.  R.  XI,  ö78. 


Welnbesteuerung  in  den  Niederlanden  I, 
384;  XI ^19  f.;  Weinsteuerertrag  1849 
bis  1890  XI,  685. 

—  Weinsteuerertrag  in  den  wichtigsten  Knltar- 

staaten,  1891,  X,  757;  1896  XV,  666. 

Werkgenossensekaflen ,  ihre  Bestenenmg, 
sitme  Genossenschaften. 

Wette  and  Spiel,  Besteuerung  ders.  siehe 
Lotteriestener. 

Wlrtsehaftliehe  XostAade  in  Oldenburg  1, 664. 

WItwon-  nnd  Waisenpensionsweeen  im 
Deutschen  Reich  u.  in  d.  deutschen  Bundes- 
staaten XVI,  399  f. 

WohltAtigkelt,  Ausgaben  für  —  in  den  eorop. 
Grossstaaten  1882  n,  851. 

Wohnung  im  eigenen  Haus  n.  yom  Staiidp. 
der  Einkommenbestenerung  XX,  480  f. 

WohnanMsteaer,  gemeindl.  —  in  Württem- 
berg XXI,  227;  ruBs.  Staatssteuerges.  y. 
26.  Mai  1893  XI,  849  f. ;  Ergänz,  dazu  XVm, 
715  f.:  siehe  auch  Mietsteaer. 

Zigarettenpapiermonopol  in  Griechenland 
m,  287;  in  Rumänien  XVH,  988;  XX,  9. 

Zlnsftiss  in  Deutschland  seit  1815  1,936.  Zins- 
ftiss  der  europ.  Staatspapiere  1888—91 IX, 
348.    Siehe  auch  Schuldenwesen. 

Zlnsherabsetanagen  siehe  Schuldenwesen. 

Zinsrentensteaer,  siehe  Kapitalrentenstener. 

ZAlle,  Haftung  für  kreditierte  im  D.  Reich 
Xn,  563  f. 

—  in  den  europ.  Grossstaaten  1882  II,  848. 

—  Zölle  im  Deutschen  Reich  EI,  927. 

—  Zollyerwaltung  in  Elsass-Lothringen    Y, 

644  f. 

—  in  Baden  yor  1834  HI,  419 ;  in  den  Nieder- 

landen seit  1850  I,  386. 

—  in   Dänemark    HI,    635;    in    Oesterreich 

XIX,  686:  in  Russland  1874—83  m,  654; 
in  Rumänien  XVI,  615;  in  Holland  1849—90 
XI,  684. 

—  Zollreform  in  Italien  I,  445;  m.  187. 
Znokerbesteuerung  in  Deutschland,  Gesetz  y. 

1.  Juni  1886  in,  883  f. ;  Ges.  y.  9.  Juli  188T  Y, 
198  f. ;  deutscher  Gesetzentwurf  yon  1890, 
bespr.  Vn,  509 ;  deutsches  Zuckersteuerges. 
y.  31.  Mai  1891  YHI,  303 ;  Noyelle  y.  9.  Juni 

1895  xn,  827;  deutsches  Ges.  y.  27:  Mai 

1896  nebst  Auszügen  aus  dem  Entw.  und 
Konmüssionsber.  XIH,  745, 778;  Geschichte 
der  deutschen  Zuckerbesteuemng  bis  1908 
XIX,  738  f. ;  die  Brüsseler  Konyention  y. 
5.  Harz  1902  u.  das  deutsche  Znckentener- 
gesetz  y.  6.  Jan.  1903  XIX,  750  f. :  die  seit 
1.  Sept.  1903  gelt.  Fassung  d.  Zuckerst.- 
ffes.  XXII,  313  f  ;  der  Stand  der  Zneker- 
frage  in  Deutschland  XXI,  «35  f. ;  Zncker- 
statistik  yon  1871/72— 1894J95  xm,  7G5, 

—  in  Italien  I,  446;  HI,  135;  XXI,  5*j7 

—  in  Oesterreich.  Ges.  y.  20.  Juni  1888  VI,  199. 

—  in  Russland  IL  172;  m,  654;  XIX,  S19;  in 

Rumänien  Xvl,  623. 

—  und  Zuckerindttstrie  in  den  europäiachen 

Ländern  und  in  der  amerikanischen  Union 
1882—85  in,  1  f.:  Zuckerproduktion  und 
Zuckerprämien  ois  zur  Brüsseler  Kon- 
yention y.  1902  XX,  924. 

—  Znckersteuerertrag  i.  d.  wichtigsten  Kultiir- 

staaten,  1891,  X,  757;  1896  XY,  668;  in 
Holland  1849—90  XI,  685. 

—  Weltproduktion  für  1895196  XIH,  768. 

—  Siehe  auch  Süssstoffe,  künstliche. 
ZundhAlichenbesteuerung   in   Griechenland 

(Monopol)  m,  287  £;  Qf onopol)  in 
Rumänien  XYI,  622;  russ.  Stenergesetz  y. 
4.  / 16.  Januar  1888  X VI ,  360 ;  Zündjfölzchen- 
Steuer  in  Italien  XIV,  692. 
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ZuM^achMteuer ,  projektierte  —  Ar  die  Oe> 
meinde  im  K  Sachsen  XXI,  781  f.;  Be- 
steueruiig  des  Wertzuwachses  in  Form  des 
vN'irtschaitsgeldes  in  Frankftirt  a.  M.  (St.- 
0.  V.  19.  Febr.  1904)  XXD,  398  f.,  409  f.; 
s.  auch  Omndwertabgabe,  Banplatzsteuer. 

Zwang  und  Unrecht  im  Finanzwesen  Y,  1  f. 

Zwangtknrt,  siehe  Papiergeld. 


II.  Länder. 

Aegypten.  Erbschaftssteuer  im  alten  Aegypten 
XvII,  1  f. ;  Finanz.  Ergebnis  d.  Post  1883 
H,  860;  1891  X.  765;  Staatsschuld  und 
Internat.  Recht  derselben  IX,  360. 

Afrika.  Kosten  des  südafirikanischen  Kriegs 
für  England  1899—1902  XXU,  819. 

Algerlen,  Tuuls.  Finanz.  Ergebnis  der  Post 
1883  H,  86S. 

Amsterdam.  Entw.  der  Einkommensteuer 
m,  943. 

Anhalt.  Matrikularbeitr.  n.  Ueberweisungen 
n,  866. 

—  Die  geschichtl.  Entwicklung  und  neueste 

Reform  der  Steueni  IV.  961  f.:  die  Steuer- 
reform von  1896,97  XIV,  755  f. 

—  Einkommensteuergesetz  mit  Novelle  XIY, 

765  f. ;  ßewerbesteuerges.  v.  22.  Mai  1897 

XIV,  786  f.  *  Kapitalrentensteuerges.  v. 
22.  Mai  1897  XIV,  796  f. 

—  Besteuerung  d.  Aktiengesellschaften  IX,  417. 

—  Besteuerung  der  Uenossenschaften  m,  749; 

XV,  307. 

—  Erbschaftssteuer  II,  886;  IX,  4201 ;  XV,  628; 

Ertrag  1870—84  II,  876 ;  1885—96  XV.  640: 
zur  Geschichte  der  Erbschaftsst.  XVIII, 
581.  602. 

—  Gemeindebesteuerung  IV,  1030;  XIV,  766, 

803. 

—  Heranziehung  der  Feuervers.  z.  d.  Kosten 

des  Feuerlöschw.  XI,  796. 
AnBbach-Ba3rreath.Erbschaftsst  im  18.Jahrh. 

XVIII,  578. 
Antillen.    Finanz.  Ergebnis  der  Post  1883  n, 

860 
Argentinien.  Fin.  Ergebn.  d.  Post  1883  n,  862; 

1891  X,  765. 
Australien.    Erbschaftssteuer  XVIII,  688. 
Baden.    Das  kameralistlsche  Studium  IV,  1  f. 

—  Matrikularbeitr.  u.  Ueberweisungen  1879— 86 

n.  866. 

—  Daien  aus  dem  badischen  Haushalt  1885—95, 

XV,  434;  XX,  489. 

—  Geschichte  seiner  direkt.  Steuern  HI,  763  f. ; 

XXII.  820. 

—  Veranlagungsgesetz  v.  6.  Aug.  1900  XVHI, 

489  f. 

—  Gesetz  vom  12.  Mai  1892  betr.  Nachlass  der 

Grundsteuer  bei  ausserordentlichen  Un- 
glücksfällen IX,  496;  Gesetz  vom  18.  Juni 
189a  betr.  Katastrierung  neu  angelegten 
Rebgeländes  IX,  505;  neue  landw.  Rein- 
ertiagsberechnungen  XV,  412;  Ges.  die 
Einschätzung  der  Grundstücke  u.  Gebäude 
betr.  V.  9.  Aug.  1900  XVHI,  448  f. 

—  Entwurf  eines  Gesetzes,   die  Einführung 

einer  allgemeinen  Einkommensteuer  betr. 
V.  8.  Dez.  1883 1,  308  f. ;  Einkommensteuer- 
gesetz V.  20.  Juni  1884  in,  815;  Novelle 
V.  6.  Mai  1892  IX,  484;  Novelle  v.  96.  Juni 
1894  XH,  178;  Nov.  v.  9.  Au«.  1900  XVHI, 
455  f. ;  Einkommensteuerstatistik  HI,  809, 
848;  Xm,  835;  Belastung  der  landwirt- 
schafttreibenden Bevölkerung  durch  die 
Einkommensteuer  und  die  Verschuldung 
der  Landwirtschaft  XIII,  845  f. 


Gewerbesteuergesetz  vom  20.  Juni  1884 
HI,  849;  Novelle  v.  6.  Mai  1892  IX,  484; 
Nov.  V.  9.  Aug.  1900  XVIII,  461  f. 

—  Kapitalrentensteuergesetz  v.  29.  Juni  1874 

n.  20.  Juni  1884  m,  865;  Novelle  v.  6.  Mai 
1892  IX,  484;  Novelle  vom  26.  Juni  1894 
XH,  173;  Novelle  vom  9.  Aug.  1900  XVIH, 
462  f. 

—  Besteuerung  der  Aktiengesellschaften  H, 

820;  m,  803;  VH,  480;  K.  417. 

—  Besteuerungjier  Genossenschaften  lU,  722 ; 

IX,  484;  XV,  299. 

—  Besteuerung    auswärtiger    Versicherungs- 

anstalten m,  806;  rV,  81;  IX,  484. 

—  Hausiersteuem  U,  113, 116, 129, 136;  XVIH, 

462. 

—  Minist.  Denkschrift  über  die  Reform  der 

direkten  Steuern  1896  XHI,  408  f. ;  zweite 
Denkschrift  v.  Dez.  1897  XV.  410;  Ab- 
handl.  Buchenbergers  über  die  Steuer- 
reform XVIII,  1  f. 

—  Erbschaftssteuer   im    baden-durlachischen 

Landrecht  XVII.  54;  Gesehichte  der  bad. 
Erbschaftsst.  seit  1812  XVIII,  608. 

—  Erbschaftssteuer   in   Baden  H,  885;    IX, 

420  f.;  Ertrag  1870—84  U,  876 1  1886-96 
XV,  640 ;  Erbschafts-  u.  Sohenkungsstener- 
ges.  vom  14.  Juni  1899  XVIII,  765. 

—  Gesetz  betr.  die  Besteuerung  des  Gmnd- 

stücksverkehrs  (Verkehrssteuer)  v.  6.  Mai 
1899  XVIII,  838  f.;  Kommlssionsberioht 
XVHI,  845  f. ;  vgl.  dazu  XX,  607. 

—  Gesetzentwurf,  die  Eihebung  einer  Brau- 

malzsteuer  betr.,  v.  16.  Januar  1884 1,  351; 
Ablehnung  dess.  I,  844;  Gesetz  betr.  die 
Biersteuer  v.  SO.  Juni  1896  nebst  Vollz.- 
Ver.  V.  29.  Juli  1896  XUI,  676  f. ,  Begrün- 
dung des  Gesetzentw.  v.  8.  Nov.  1895  XHI, 
699;  Kommissionsberichte  dazu  XIU,  719. 

—  Branntweinsteuer  1872—86  IV,  363. 

—  Gesetz  vom  7.  Juni  1892  betr.  Abänderung 

des  Weinsteuerges.  IX,  523  f. ;  Gesetz  vom 
27.  Juni  1892  betr.  die  Besteuerung  der 
Kunstweinfabrikation  IX,  526  f. 

—  Fleischsteuerges.  v.  29.  April  1886  V,  1034  f. 

—  Zollerträgnisse  vor  1834  m,  419. 

—  Hundesteuer  XX,  823,  831. 

—  Form  der  Staatsschuldverschreibung  I,  272; 

Konvertierung  der  40/oigen  Staatsanlehen 
nach  dem  Gesetz  vom  24.  Jan.  1897  XIV , 

405  f. 

—  Kommunalflnanzstatistik  I,  625. 

—  Höhe  der  Belastung  mit  gemeindl.  Steuern 

im  Durchschnitt  der  Jahre  1880,83  I,  696; 

fsmeindl.  Verbrauchssteuern  u.  Umlagen 
d.  grösseren  Orten  IV,  813;  XH,  223, 236. 

—  Gesetz  vom  28.  Juni  1892  betr.  Abänderung 

einiger  Bestimmungen  der  Gemeinde-  u. 
Städteordnung  IX,  613. 

—  Gesetz,  betr.  die  Verbrauchssteuern  in  den 

Gemeinden,  v.  24.  Aug.  1894,  nebst  Entw., 
Motiven  u.  Kommisaionsber.  XII,  211  f. 

—  Heranziehung  von  MüitärpeiBonen  zu  den 

Gemeindeabgaben  V,  304. 

—  Heranziehung  der  Feuervers.  z.  d.  Kosten 

des  Feuerlöschw.  XI,  799. 

—  Bad.  Notenbank  XVH,  71;  XVIII,  581. 
Baltimore,  kommunale  Finanzreform  in  — 

m,  591  f. 
Basel,    Ges.  betr.  die  direkten   Steuern  v. 
14.  Okt.  1897  nebst  Begründung  z.  Gesetz- 
entw. V.  11.  März  1897  XVIH.  464. 

—  Die  Frage  der  Besteuerung  der  Gewinne 

vom  Verkauf  der  Liegenschaften  im  Kanton 
XVH.  945  f. 

—  Gesetz  vom  8.  April  1897,  betr.  die  Effekten- 

börse und  den  Verkehr  in  Wertpapieren 
XIV,  906. 
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Register. 


Bayern.  Aasbildong  für  den  Finanzdienst  IV, 
87,  74;  Prüfangsaufgaben  fdr  den  höhen 
Finanzdienst  I,  483  f. ;  Verord.  ▼.  lo.  Mai 
190S  betr.  d.  Vorbedingungen  f.  d.  höheren 
n.  mittleren  Finanzdienst  XX,  897  f. 

—  Die  Neuorganisation  der  königl.  Rentämter 

XX.  897  f.,  881. 

—  Der  bayr.  oberste  Rechnungshof  YH.  148; 

XVI.  575  f. 

—  Staatshaushalt  1876—86  V,  768  f.;  Budget 

seit  1819  VI,  880. 

—  Einnahmen  1868—86  m,  678;  Unterrichts- 

und Militäiausgaben  seit  1819  HI,  67S. 

—  Matriknlaxbeitr.  u.  Ueberweisungen  IL  866: 

xn,  110. 

—  Gesmchte  der  dir.  Steuern  I,  897 ;  Steuer- 

statistik XIX,  855  f. 

—  Verteag  mit  Oesterreich  behufii  Vermeidung 

der  Doppelbesteuerung  XXI,  805  f. 

—  Das  bayr.  Ertragssteuersystem  und  seine 

Entwicklung  XVII,  551  f ;  die  Fiufi^e  der 
Steuerreform  in  Bayern  XVII,  587  f. 

—  Die  Frage  der  Revision  der  Grund-  u.  Hans- 

steue^esetzgebung  XVII,  767  f. 
Bayern.  Einkommensteuerges.  v.  9.  Juni  1899 
XVn,  778  f.;  vgl.  dazuXVn,  697  f.-  XIX, 
855;  kgl.  Dekfiuration  vom  88.  Juli  1908 
XX,  363. 

—  Kapitalrentensteuergesetz  vom  9.  Juni  1899 

XVU,  797  f.;  vgl.  dazu  XVH.  715  f.; 
XIX,  855;  Mängel  der  b.  Kapitalrentenst. 
XXI  689  f. 
^  Gewerbesteuergesetz  vom  9.  Juni  1899 
XVn,  808  f.;  (vgl.  dazu  XVII,  788  f.); 
XIX,  855,  908;  XXI,  607  f.  (Warenhaus- 
stener). 

—  Rückwirkung  der  neuen  Steuergesetze  auf 

die  Gemeindeumlagen  XVII,  765  f. 

—  Ges.  V.  9.  Juni  1899  oetr.  die  Ablösung  der 

Steuer*,  Umlagen-,  und  ZoUfineiheit  der 
Standesherren  XVII,  898  f.;  Begründung 
zam  Entw.  XVD,  899  f. 

—  Besteuerung  d.  Aktiengesellschaften  II,  819 ; 

VIT,  485;  IX.  417. 

—  Besteuerung  der  Genossenschaften  m,  694; 

XV,  891;  XVII,  744. 

—  Hausiersteuer  U,   110,  116,   189,  151;  Ge- 

werbesteuer im  Umherziehen  XVU,  655  f., 
768  f.,  886  f. 

—  Wehrsteuer  IV,  109  f. 

—  Erbschaftssteuer  II,  885;  IX,  420  f. :  Ertrag 

1870— 84  n,  876;  1885— 96  XV.  640;  zur 
Gesch.  der  Erbschaftssteuer  XVm,  581, 
612  f.;  Ges.  V.  11.  Nov.  1899  XVIII.  741. 

—  Die  Besitzverändemngsgebtthr  XX,  614. 

—  Besteuerung  des  Lombardgeschäfts  n,  59. 

—  Branntweinsteuer  1884—86  IV,  858. 

—  Malzaufsohlag  I,  404;  m,  678;  XXI,  489, 

496,  497;  Gesetz  v.  8.  Dez.  1889  VI,  784  f.; 
die  Wirkungen  der  Malzaufischlagnovelle 
von  1889  Xin.  824  f.;  XIV,  885  f.;  Ge- 
setznovelle V.  24.  Mai  1896  Xm.  678 :  das 
8 falz.  Branereigewerbe  unter  dem  oayr. 
[alzaufschl.  XXI.  475  f. 

—  Tabakwesen  bis  1717  V,  61. 

—  Hundesteuer  lU.  678;  XX,  8i8,  881. 

—  Die  bayrische   Staatsschuld,   insbes.  seit 

Errichtung  der  StaatsschnldentilgunffS- 
anstalt  (l.  Okt.  1811)  XX,  676  f^  XXI, 
314  f.;  Staatsschulden  1876—86  V,  792; 
Kurse  der  bayr.  Staatspapiere  seit  1820 
I,  940;  Eonvert  40/oiger  Staatsschulden 
nach  dem  Gesetz  vom  17.  Juni  1896  XTV, 
384;  Ges.  V.  15.  März  1904  betr.  die  Ausg. 
V.  Schatzsoheinen  XXII.  816  f. 

—  Geschichte   der  Gemeinaebesteuerung  im 

rechtsrheinischen  Bayern  VIU,  1088;  XX, 

918. 


Bayern.  Kommunalfinanzstatistik  1, 698 ;  Eom- 
munalbelastungl,  691;  dir. u.  indir.  Um- 
lagen rv,  810 ;  Kommunalbesteuerung  der 
Miiitärpers.  V,  805;  Gemeindebesteuemng 
tt.  Massenkonsum  in  den  7  grössten  Städten 
des  rechtsrfaein.  Bayerns  XIV,  801  f. 

—  D.  Problem  der  Strassenreform  in  Bayern, 

ein  Beitr.  z.  Frage  der  Lastenverteunng 
zwischen  Staat  und  Selbstverwaltunga- 
körpem  XIX.  74  f. 

—  Heranziehung  der  Feuervers.  z.  d.  Kosten 

des  Feuerlöschw.  XI,  80S. 

—  Zur   Finanzgesdiichte   Münchens    in    der 

8.  Hälfte  des  18.  Jahrh.  (der  städt.  sog. 
Bierpfennig)  VH,  849  f.;  im  19.  Jabrii.  (der 
sog.  Lokatmalzaufschlag)  X,  l  f. 

—  Ges.  V.  8.  Febr.  1898  über  die  Fortsetzung 

der  Grundentlastung  XV,  671. 

—  Bayer.  Notenbank  XVII,  71 ;  XVm,  580. 
Belgien.    Finanzielles  Ergebnis  der  FosPt  1883 

n,  860-  1891  X,  765. 

—  Die  direkten  Steuern  XIX,  4S8  f. 

—  Erbschaftssteuer  U,  880:  X,  765;  Erteag 

1885—96  XV,  648,  vererbtes  Vermögen  1835 
bis  1896  XV,  616;  Geschichte  d.  beuchen 
Erbschaftssteuer  XVIH,  688. 

—  TabakgefiUle  seit  1879  H,  868;  1891  X,  757. 

—  Zuckerbesteuerung  und  -Industrie  IH,  61; 

X,  757, 

—  Branntweinsteuer  IV,  404-  VII,  381 ;  X.  757; 

Gesetzgebung  u.  Statistik  XVI,  258  f. 

—  Bierstener  1891  X,  761. 

—  Form  der  Staatsschuldverschreibung  I.  278. 
Bern.    Heranziehung  der  Fenervers.  zu  den 

Kosten  des  Feuerlöschw.  XI,  811. 

Böhmens  öffentl.  Haushalt  IV,  495. 

Brandenbarg,  Einftibmng  der  Erbschafts- 
steuer xvn,  60. 

Bmansohvrelg.  Matiikularbeitrage  a.  Debei^ 
Weisungen  H,  866. 

—  Der  Staatshaushalt  t8SS|86  V,  781  f. ;  1886^98 

XVI.  751. 

—  Landeslotterie  I,  554;  (res.  v.  84.  Aug.  1896 

betr.  Vertrieb  von  Losen  im  Herzogtum 
nicht  zugelassener  Lotterien  XTTT,  800. 

—  Erbschaftssteuer  von  1684  im  Fürstentum 

Braunsohw. -Lüneburg  XVII.  55;  im  Her- 
zogt, n,  885 ;  IX.  420  f. ;  XV,  682 ;  XVHI,  596; 
Er&ag  1870— 84  U.  876;  1885—96  XV,  640. 

—  Die  Steuerreform  im  Herzogt.  Braunschweig 

XVI,  718  f. 

—  Einkommensteuerges.  v.  16.  Apiil  1896  mit 

Novelle  v.  ll.  März  1899,  Ausiuhmngsvor- 
sehr.  V.  87.  Aug.  1896  und  ii.  Mfirz  1899 
XVI,  719  f. ,  790  f. ;  Begründung  der  Qe- 
setzentw.  XVI,  751  f..  766  f..  776  f.;  Kom- 
missionsberichte XVI,  771  f. 

—  Ergänzungs-(Vermögens-)stenerge8etz  vom 

11.  März  1899  XVI ,  778  f. :  Ausführungs- 
vorsohr.  v.  11.  März  1899  XVI,  790  f. ;  Be- 

fründung  des  (^esetzentw.  v.  4.  Marx  1898 
VI,  791. 

—  Geweri>esteuerge8.  v.  87.  März  1883  XVI. 

793  f. ;  Begründung  des  Entw.  v.  11.  Mäxz 
1898  XVI,  810  f. 

—  Besteuerung  d.  Aktiengesellschaften  IX,  41 7 ; 

XVI,  780. 

—  Besteuern]^  der  Genossenschaften  IH,  718 ; 

XV,  8087XVI,  780. 

—  Ges.  V.  17.  Dez.  1900  betr.  die  Beseitigung 

von  Doppelbesteuerungen  XXI,  M8f. 

—  Heranz.  von  Miiitärpers.  zu  den  Gemeinde- 

abgaben V,  304. 

—  Heranziehung  der  Feuervers.  z.  d.  Kosten 

des  Feuerlöschwesens  XL  803. 

—  üeberweisungen  ans  den  Erträgnissen  der 

dir.  Steuern  an  die  (Gemeinden  (1876—94) 
XU,  71  f. 
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Brmamehweiir.  Gemeindeabgabeiigesetz  v. 
11.  März  1899  XVI,  819  f. ;  Benündung  des 
Gosetzentw.  v.  8.  Okt.  1898  XVI,  837  t 

Bremen.    Die  Finanzen  Bremens  I,  234  f. 

—  MatilknlarbeitT.  und  üeberweisangen  H,  866. 
_  Bremische  Umsatzsteuer  bis  1884  ni,  856  f. 

—  £inkommen8t<>iierge8etz  vom  17.  Dez.  1874 

mit  Novellen  VH,  595 ;  Einkommensteaer- 
Statistik  IH,  669. 

—  Besteaenmg  der  Aktiengesellschaften  II, 

319 ;  IX,  417 ;  der  Genossenschaften  m,  745 ; 
XV    318 

—  Erbschaftssteuer  IL  886 ;  XV,  684 ;  IX,  430  f. ; 

Erbschafts-  und  Schenkungssteueiges.  v. 

13.  Dez.  1895  XV,  650 ;  dass.  t.  18.  Juli  1899 
XVm,  888  f.;  Ertrag  1870—84  11,  876; 
1885—96  XV,  640,  648;  zur  Geschichte  der 
Erbschaftsst.  XVIII,  591. 

—  Firmensteuerges.  y.  87.  Hai  1884  HF,  851. 

—  Statistische  Gebühr  XXI,  66  &  f. 

~  Heranz.  der  Militärpers.  zu  Gemeindeabg. 
V,  805. 

—  Heranziehung  der  Feuervers.  z.  d.  Kosten 

des  Fenerlöschw.  XI,  805. 

BrltUch-lndleD.  Finanz.  Ergebnis  der  Post 
1883  II,  968;  1891  X,  765. 

Balsarien.  Finanz.  Ergebnis  der  Post  1883 
n,  868-  1891  X,  765;  der  bulgar.  Staats- 
haushalt VII,  857;  Erbschaftssteuer  XVm, 
637. 

Canada.  Finanz.  Ergebnis  der  Post  188811, 868 ; 
1891  X,  765. 

Ceylon.  Finanzielles  Ergebnis  der  Post  1883 
n,  868. 

Chile.  Finanzielles  Ergebnis  der  Post  1888 
II,  868. 

Cochlnchlna.  FinanzieUes  Ergebnis  d.  Post 
1883  n,  868. 

Curacao.  Finanzielles  Ergebnis  der  Post 
1883  n,  860. 

Cypem.  Finanzielles  Ergebnis  der  Post  1888 
n,  868. 

Dänemark.  Die  Entwicklung  des  Finanz- 
haushalts m,  607  f. 

—  Finanz.   Ergebnis  der  Post  1883  11,  860; 

ni,  628;  1891  X,  765. 

—  Erbschaftssteuer  n,  883 ;  m,  638;  IX,  420  f. ; 

X,  778;  Ertrag  1885—96  XV,  648;  zur  Ge- 
schichte der  -  XVm,  566.  686. 

—  Einfahrung  der  Stempelabgabe  1657  XXII, 

490. 

—  TabakgefaUe  seit  1880  II.  859;  1891 X,  765. 

—  Zuckerbesteuerung  u.  -Industrie  in,  76 ;  Er- 

trag 1891  X,  757. 

—  Branntweinsteuer  IV,  429;  vn,  286;  Ertrag 

1891  X,  757. 
Deutschland.    Zur  Geschichte  der  deutschen 
Finanzwissenschaft  im  17.  Jahrh.  I,  1  f. 

—  Deutsche   und  engl.  Finanzverwaltung  I, 

159  f. 

—  Das  Finanzstrafverfahren  in  Deutschland 

XX.  505. 

—  Reicnshaushalt  1888  II,   847;   anderweite 

Ordnung  des  Finanzw.  d.  D.  Reichs  XI, 
867  f. :  der  Reichshaushalt  u.  d.  Finanzw. 
der  Einzelstaaten  XIII,  88  f. ;  Gesetz  vom 

14.  Hai  1904  betr.  Aenderuneen  im  Finanz- 
wesen des  Reichs  (BeschränR.  d.  Francken- 
steinschen  Klausel)  XXII,  881  f. 

—  Aufhebung  der  Kautionspflicht  der  Reichs- 

beamten (Reichsges.  v.  20.  Februar  1898) 
XV,  772. 

—  Die  Organisation  des  Witwen-  und  Waisen- 

pensionswesens der  Beamten  im  Deutschen 
Reich  n.  den  d.  Bundesstaaten  XVI,  399  f. 

—  Deutsche  Reichsbank  im  Dienste  der  Finanz- 

verw.  des  Reichs  und  der  Bundesstaaten 
m,  108. 


Deutschland.    Entstehung  der  Ertrags-  und 
Katastersteuem  in  den  d.  Staaten  XVI, 

477  f. 

—  Die  preuss.  Steuerreform  und  die  Reichs- 

einkommensteuer XIV,  596  f. 

—  Heranziehung  von  Hilit&rpers.  zu  den  Ge- 

meindeabgaben, Gesetz  vom  28.  Häiz  1886 
ni,  895;  V,  890. 

—  Wehrsteuerprojekt  IV,  109  f. ;  die  deutsche 

Wehrsteuerfrage  mit  einem  neuen  Ent- 
wurf XVI.  497  f. 

—  Besteuer.  d.  Aktiengesellschaften  IX.  416  f. ; 

Vorschlag  einer  Reichseinkommensteaer  f. 
Aktienges.  XXI,  575. 

—  Besteuerung  d.  Genossenschaften  1.  Deutsch- 

land m,  674  f.;  XV,  212  f. 

—  Steuersubjekte  nach  den  in  Deutschland 

geltenden  Staatssteuergesetzen  V,  916  f. 

—  ^sftiss  in  —  seit  1815  I,  936. 

—  Zölle  u.  Steuern  in  —  m.  927. 

—  Haftung  ftir  kreditierte  Zölle  und  Reichs- 

steuem  XH,  568  f. 

—  Zur  Geschichte  der  Hauslersteuem  H,  98  f. 

—  Finanz.  Ergebnis  d.  Post  1883  U,  860;  1891 

X,  765;  Tarif wesen  der  deutschen  Reichs- 
post XXn,  565  f. 

—  Hatrikuhirbeitr.  u.  Ueberweisungen  H.  864f. 

—  Reichsges.  v.  13.  Hai  1870  wegen  Beseitigung 

der  Doppelbest.  unter  vergl.  Berücke,  des 
Schweiz.  Bundesrechts  V,  138  f. 

—  Zur  G^chichte  der  Erbschaftssteuer   in 

Deutschland  XVn,  40  f.;  XVUI,  569  f.; 
Erbschaftssteuerpflioht  IX,  420  f.;  Erb- 
schaftssteuersätze n,  884;  XV,  688. 

—  Ertrag  der  Erbschaftssteuer  in  Deutschland 

1870-84  n,  876:  1885-96  XV,  640. 

—  TabakgefaUe  seit  1869/70  H.  857 ;  1891  X, 

759;  1896  XV,  668;  üeber  TabaksniTOgate 
und  deren  steuerliche  Behandlung  im 
Deutschen  Reich  VID,  538  f.;  Denkschrift 
vom  7.  Februar  1891  betr.  Abänderung 
des  Tabaksteuergesetzes  VIII,  1018;  Ent- 
wurf eines  Tabaksteuerges.  nebst  Hotiven 
vom  81.  November  1893  xl,  825 f.;  Tabak- 
fabrikationsbetriebe  und  deren  Arbeiter 
1893  xn,  886. 

—  Bindringen  der  Stempelabgabe  in  deutsche 

Gebiete  XXII.  498;  die  Stempelrevision  b. 
Aktiengesellschaften  nach- dem  Gesetz  von 
1881  I,  134  f.,  Geschäftssteuergesetzent- 
wurf I,  471,  498  f.;  BörsensteuergesetK 
V.  1881/85  U,  1115  f.;  Entwurf  eines  Ge- 
setzes wegen  Abänderung  des  Reichs- 
stempelabgabengesetzes  nebst  Hotiven  v. 
81.  Nov.  1898  XI,  880 ;  Kommissionsbericht 
V.  13.  Harz  1894  XII,  138 ;  Reichsstempelges. 
V.  87.  April  1894  XII,  107  f. ;  Reichsstempel- 
ges. V.  14.  Juni  1900  XVn,  968  f. 

—  ^ckersteuer  und  -Industrie  in,  9  f. ;  Ge- 

schichte der  Zuckerbesteuerung  bis  1908 
XIX,  738  f. ;  Znckersteuergesetz  v.  l.  Juni 

1886  m,  883 ;  Zuckersteuerges.  v.  9.  Juli 

1887  V,  198;  Zuckersteuergesetzentw.  v. 
1890,  bespr.  Vn,  509 ;  Zuckersteuerges.  v. 
31.  Hai  1891  Vlu,  303 ;  Novelle  v.  9.  Juni 

1895  XII,  887 ;  Zuckersteuerges.  v.  87.  Hai 

1896  nebst  Einleitung  dazu  XIII,  745, 778; 
die  Brüsseler  Konferenz  v.  5.  Harz  1908 
u.  das  deutsche  Zuckersteuergesetz  vom 
6.  Jan.  1908  XIX,  760  f.;  die  seit  1.  Sept. 
1903  gelt.  Fassung  des  deutschen  Zucker- 
steuerges. XXII,  di3  f. ;  Stand  der  Zucker- 
frage in  D.  XXI,  235  f.;  Zuckerstatistik 
1871/72 -1894,'95  XIII,  764;  Ertrag  1896  XV, 
668;  Ges.  betr.  den  Verkehr  mit  künst- 
lichen Süssstoffen  v.  6.  Juli  1898  XVI,  868; 
deutsches  Süssstofigesetz  v.  7.  Juli  I90:t 
XIX,  85?. 
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DeuUchland.  Salzbesteaerniig,  ihre  Qesohiohte 
in  Deotochland  XXIi,  222  f. ;  627  f. ;  Salz- 
steuerertrag  1891  X,  757 ;  1896/97  XV,  668. 

—  BranntweiDsteuer  in  dem  nordd.  Steuer- 

verein  1884—86 IV,  8Q0.  Branntweinstener- 
gesetz  V.  24.  Juni  1887  Y,  245  f. ;  Brannt- 
weinstener  von  1887—89  VII,  161 ;  Brannt- 
weinsteuemovelle  vom  8.  Juni  1891  VIII, 
S22  f  :  Branntweinstenergesetz  v.  17.  Jörn 
1895  xn,  808  f. ;  Nov.  betr.  die  anderweite 
Fefftsetznng  des  Qesamtkontingents  vom 
4.  April  1898  XV,  763 ;  die  deutoche  Brannt- 
weinsteaergesetzgeb.  seit  1887  XIV,  666  f.; 
zur  Reform  der  Branntweinst.  mit  bes. 
Berücke,  des  landw.  Betriebs  XIX,  772  f.; 
Novelle  v.  7.  Juli  1902  XIX,  844  f. ;  XX,  43  f. ; 
Branntweinstenerertrag  1891,'92  X,  769; 
189«»7  XV,  668. 

—  Die  Keform  d.  Bierbestenerang  lY,  569  f. ; 

Frage  der  Verteilung  der  Branstener  an 
die  Staaten  der  Stenergemeinschaft  XIII, 
97  f. ;  die  Uebergangsstener  u.  Rückver- 
gtttungss&tze  v.  Bier  in  Deutschland  XV, 
485  f.;.  Biersteuerertrag  1891,92  X,  760; 
XV.  668. 

—  Entwurf  eines  Weinstenergesetzes   nebst 

Motiven  vom  21.  Nov.  1898X1,378;  Schaum- 
weinsteuerges.  v.  9.  Mai  1902  XX,  61. 

—  Ges.  V.  31.  lui  1891  betr.  das  Reichsschuld- 

buch Vm,  336 ;  Aenderung  dees.  durch  Ges. 
V.  28.  Juni  1904  XXII.  80a;  Benützung  des 
Reiohsschnldbuchs  XXII,  Sio ;  die  Schulden 
d.  Deutschen  Reichs  bis  1891  YIII,  962  f. ; 
Konvertierung  der  40joigen  Reichsanleihe 
nach  d.  Ges.  v.  8.  März  1897  XIV,  414  f. ; 
Kurs  der  Reichsanleihen  1877—1896  XIV, 
422;  Begebungskurs  der  Reichsauleihen 
1877—1896  XIV,  424;  Ges.  wegen  Verwen- 
düng  überschüssiger  Reichseinnahmen  zur 
Schuldentilgung  v.  16.  April  1896. 

—  Dasselbe  Gesetz  v.  24.  M&rz  1897,  31.  MSn 

1898,  25.  März  1899 ,  SO.  Man  1900,  28.  März 
1908  XIII,  107;  XIV,  427  f.;  XV,  771; 
XVIII,  288,  284;  XX,  880;  deutsche  Reichs- 
schnldenordnung  vom  19.  März  1900  XVII, 
949  f. ;  Begründung  zum  Entwurf  XVII, 
953;  Gesetz  vom  22.  Februar  1904  betr. 
Aenderung  d.  Reieh8Sch.ord.  XXII,  303  f. ; 
die  Schulden  des  Deutschen  Reichs  in 
r»ohtlioher  Beziehung  XIX,  106  f. 

—  Reichskriegsschatz  XX,  919. 

—  Deutsche  Städte  v.  I0,ooo  und  mehr  Einw., 

deren  Budget  und  Schulden  VUL  1029. 

—  Höhe  der  Staats-  u.  Gemeindeeinkommen- 

steuer in  12  deutschen  Städten  v.  J.  1894 
für  41  bestimmte  Einkommen  XYI,  883: 
die  Aufhebung  gewisser  Oktrois  v.  1.  April 
1910  ab  durch  das  Zolltarifges.  v.  26.  Dez. 
1901  (I  13)  XX,  232. 

—  Das  deutsche  System  der  Kontingentierung 

des  Notenumlaufs  Xin,  620  f.;  Lombard- 
verkehr der  d.  Reichsbank  XVII.  67 ;  Dis- 
kontverkehr derselben  XVIII,  517 ;  der  in- 
ländische Wechselverkehr  u.  die  Probleme 
der  DiskontpoUtik  XVIII,  5oi  f. 

Deulseh  •  osl  afrikanisches  Sehatsgsbiet, 
Neuerung  des  Münzwesens  in  —  XXII, 
128  f. 

Ilonaufürtteiitümer  siehe  Bulgarien. 

Dresden,  die  neue  Grundwertsteuer  in  —  XXI, 
886  f. 

Blsenach.  Erbschaftssteuer  v.  1728  XVin,  571. 

EIsasB-LothrIngen.  Ausbildung  für  d.  Finanz- 
dienst IV,  32,  77. 

—  Die  Verwaltung  der  öffentl.  Gelder  Vm, 

480  f. 

—  Matrikularbeitr.  u.  Ueberweisungen  1879—86 

II.  8C6. 


Elnss-Lathringen.  Grundsteuer- u.  Eataster- 
geseti  V.  31.  März  1884  m,  203;  Novelle 
V.  6.  April  1892  XII,  675;  Denkacfar.  betr. 
die  Neueinsdiätzung  der  nicht  bebaaten 
Liegenschaften  gemäss  Ges.  v.  6.  April  1892 
XIX,  174;  Ges.  betr.  die  Grundsteuer  vom 
14.  Juli  1908  XXI,  811  f. 

—  Gebäudesteuerreform  XU,  662 1 ;  Gebaade- 

steuergesetz  vom  14.  Juli  1895  XU,  679  1 

—  Gewerbesteuerreform  Xm,  919;  Oewerbe- 

steuergesetz  vom  a.  Juni  1896  XIV,  873  C. ; 
Wandergewerbesteuergesetz  v.  8.  Juni  189« 

XIV.  893  f. 

—  Ges.  betr.  die  Ermittelung  der  Erträge  aus 

Kapital,  Lohn  und  Besoldung  v.  2.  Juli 
1898  XYI,  328  f.;  DenkschiiJt  betr.  die 
Ermittel,  der  Erträge  ans  Kapital,  Lohn 
u.  Besoldung  auf  Grund  des  Ges.  v.  2.  Juli 
1898;  KapitalsteuergesetK  v.  13.  Juli  1901 

XIX,  15s;  Lohn-  und  Besoldungssteuer- 
gesetz V.  13  Juli  1901  XIX,  16S. 

—  Ges.  betr.  d.  Verwendung  der  BrUäge  der 
.  Kapitalsteuer  u.  der  Lohn-  u.  Beeolamigt- 

stener,  sowie  die  Erhebung  der  Bezirks- 
zusoüäge  V.  13.  Juli  1901  XIX,  172. 

—  Steuerreform  XVI,  106 ;  Abeohlnss  d.  Steuer- 

reform XIX,  144. 

—  Besteuerung  der  Genossenschaften  m,  699 ; 

XV,  818. 

—  Erbschaftssteuer  U,  886;  die  Reform  der 

Erbschaftssteuer  X,  Ml  f.;  Erbechafls- 
steuergesetz  v.  12.  Juni  1889  X,  269;  Erb- 
schaftasteuerges.  v.  17.  Juni  1900  XVin, 
811  f.;  Ertrag  1870^-^  II,  876;  1886—96 
XV,  6i0;  versteuert.  Vermögen  18»— 97 
XV,  648. 

—  Besteuerung  des  Lombardgeschäfts  II,  60. 

—  Indirekte  Steuern  und  Zölle  V,  535  f. 

—  Ges.  V.  14.  Nov.  1892,  betr.  Erhöhung  der 

Steuer  für  Rosinenwein  u.  Konmiissions- 
bericht  X.  281. 

—  Staatsschuldverschreibung  I,  876. 

—  Gemeindeflnanzen  n,  868  f. 

—  Gemeindl.  Octroiertrag  lY,  310. 

—  Heranziehung  von  Mifitärpersonen  zu  den 

Gemeindeabgaben  V^  306. 
Bncland,  siehe  Grossbntannien. 
Brftirt.   Erbschaftsst.  im  18.  Jahih.  XVIII.  577. 
Finnland.    Die  Staatsfonds  und  das  Buoget- 

wesen  XIH,  177  f. 

—  Zuckerbesteuerung  u.  -Industrie  m,  48. 

—  Branntweinsteuer  IV,  422. 

Flerens,  Erbschaftssteuer  im  Mittelalter  da- 
selbst XVn,  37. 

Frank fart  a.  H.,  Die  neuen  Steuer-  und  Ge- 
bührenordnungen XXII,  390  f. 

Prankreleh.  Haushalt  1882  U,  847 ;  Finanz- 
lage 1883/84 1,  205  f.;  Ende  1886 IV,  239  f.; 
1891  IX,  601  f.;  Budget  1893  X,  699  f.; 
Finanzlage  Ende  1897  mit  Rückblick  auf 
die  Jahre  1894—96  XV,  125. 

—  Finanz.  Ergebnis  d.  Post  1888  U,  860;  1891 

X,  765;  1894—98  XV,  158. 

—  Zinsgaiantien  für  d.  Eisenbahnen  XV,  161. 

—  Herabsetzung  der  EügütertarifiB  X ,  688  f. 

—  Einkommensteuerprojekt  XV,  187. 

—  Die  Reform    der  Gebäudegrundsteuer   in 

Frankreich  Vm,  57. 

—  Erhöhte    Gewerbesteuer    für    die    Groes- 

magazine  X,  715. 

—  Wehisteuer  lY,  109;  Xm,  922. 

—  Einführung  der  Stempelabgabe  1655  XXn, 

489;  Reform  d.  Registrierungsabgab.  1893 
X,  717;  Immobilienbedtzwechseiabgaben 

XX,  583. 

—  Erbschafts-  und  Schenkungsstener  II,  879; 

IX,  420 f.;  X,  774;  Geschichtl.  XVIII,  555, 
634. 
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Frankreich.  Ertrag  u.  versteaerte  Yermögen 
1885—96  XV,  642, 6U ;  Reform  d.  franz.  Erb- 
Bchattsst.  durch  d.  Oes.  v.  S6.  Febr.  1901 

XVIII,  7S7f.;  Novelle  y.  »0.  März  1902 
XX,  868. 

—  Bestenenmg  d.  ausl.  Wertpapiere  XV.lSi. 

—  Börsensteuer  nach  d.  Bndgetges.  v.  28.  April 

1898  und  y.  29.  Dez.  1895  X,  718;  XV,  185. 

—  Tabakgefälle  seit  1815  U,  851;  1891  X,  760; 

1894-98  XV,  152,  669. 

—  Zackerbesteuerong  u.  -Industrie  m,  48; 

X,  760;  Ertrag  1896  XV,  669. 

—  Branntweinsteuer  IV,  394;  1887|89  Vn,  900; 

X,  760;  Ertrag  1896  XV,  669. 

—  Wein-,  Bier-,  Salzstenerertrag  1891  X,  760; 

1898  XV    669 
~  Velodpedsteuer (Ges.  y.  98.April  1898) X,  714 ; 

XIX,  728. 

—  Form  der  Staatsschuldverschreibung  1, 969; 

die  1888—95  kontrahierten  Staatsschulden 

XV,  169:  Ausgaben  für  die  öffentl.  Schuld 
1894-98  XV,  167 :  Stand  der  öffentl.  Schuld 
1895/97  XV,  17» ;  Schuldtflg.  V.  502 :  XV,  178 ; 
Theorie  und  Praxis  i.  d.  Sntw.  der  ftranz. 
Staatsschuld  seit  1870  XX,  918. 

—  Octroiertrag  in  den  Gemeinden  IV,  S07. 

—  Bericht  über  das  Snbmissionswesen  in  — 

y.  17.  März  1898  XVL  106. 

—  Bank  y.  Frankreich  XTil,  74;  XVIII,  540. 

Cabon.    Finanz.  Ergebnis  d.  Post  1883  n,  860. 

8t.  Gallen,  Kanton.  Meldangabe  II^^O;  Heran- 
ziehung der  Feueryers.  z.  d.  Kosten  des 
Feuerlöschw.  XI,  812. 

«ranada.    Finanzielles  Ergebnis  d.  Post  1883 

U,  860. 
Griechenland.    Finanz.  Ergebnis  der  Post 

1888  n,  860;  1892  X,  765. 

—  Zuckerbesteuerung  m,  81. 

—  Monopole  auf  Petroleum,    Zündhölzchen, 

Spielkarten  u.  Zigarettenpapier  m ,  287. 

—  Die  internationale  Kontrofie  in  Gr.  XVI. 

409  f. ;  Gesetze  u.  Schriftstücke  betr.  die 
Finanzkontrolle  in  Gr.  XVI,  415  f. 
GroMbrltannlen.    Deutsche    und    englische 
Finanzyerwaltung  I,  159  f. 

—  Haushalt  1882  II,   847;   Finanzwesen  im 

Fiska^ahr  1891/92 IX,  596  f. ;  1892/94  X,  755 ; 
1894/96X111, 586;  Einnahmen  n.  Ausgaben 
im  Detail  auf  Grund  der  Rechnung  pro 
1896/97  XIV,  748  f. ;  pro  1897/98  XVI,  185  f. ; 
pro  1898.99  XVII,  935  f. 

—  Das  engl.  Finanzgesetz  y.  1896  XIII,  608; 

y.  1897  XIV,  745;  y.  1898  XVI,  180;  y.  1899 
XVII,  921. 

—  Die  flnanz.  Beziehungen  zwischen  Gross- 

britannien u.  Irland  XIV,  361  f.;  XV,  196; 

XVI,  214  f. 

—  Finanz.  Ergebnis  d.  Post  1883  11,  860;  1891 

X,  765 ;  s.  femer  yorstehend  Finai^wesen. 

—  Land  tax;  Abänd.  ders.  1896  XIII,  594,  610. 

—  Geschichtl.  Entwicklung  und  heutige  Ge- 

staltung der  englischen  Einkommensteuer 
XID,  2.^8  f..  609:  XIV,  958;  XVI,  164,  182; 
Entwiokl.  y.  Einkommenst.  u.  Einkommen 
in  den  letzten  20  Jahren  XXII,  138  f. 

—  Einkommensteuerpflichtigkeit  ausländisch. 

in  England  yertretener  Fabrikanten  XIV, 
858 ;  Best,  des  Eink.  der  anglikan.  Geist- 
lichen XV,  190.;  Abzug  der  Lebensyer- 
sicherungspramien  yom  steuerpflichtigen 
Einkommen  XX,  764. 

—  Beginn  und  Entwicklung  der  Erbschafts- 

steuer in  England  XVII,  61 ;  XVIII,  553, 
628;  Erbschaftssteuer  seit  1860  II,  882; 
Steuerpflicht  bei  der  Erbschaftssteuer  IX, 
420  f. ;  Gesetz  y.  1894  XII;  617  f. ;  Nach- 
lasssteuerpflichtigkeit  ausländ.  Souyeräne 
XV,  181. 


GroBsbrltannlen.  Nachlasssteuery.  Gemälden 
u.  and.  Kunstwerken  XV,  185;  Erbschafts- 
steuerertrag 1885-96  XV,  642;  Details  des 
Ertrags  der  estate  duty  1896/97  XV, 
649. 

—  Einführung  der  Stempelabgabe  1671  XXII, 

491;  Aender.  d.  Stempelabgabengesetzes 
y.  1891  durch  Finanzgesetz  y.  SO.  Juni  1899 
XVn,  918  f.  u.  924  f. 

—  Bier-  und  Weinsteuerertrag  1891  X,  757; 

1896  XV,  669. 

—  Aendemng  der  Weinzölle  durch  Finanzges. 

y.  90.  Juni  1899  XVII,  919  f.  n.  924. 

—  TabakgefäUe  H,  858:  X,  761 ;  XV,  669. 

—  Branntweinsteuer  IV,  388;  X,  761 ;  XV,  669. 

—  Zuckerbesteuening  und  -Industrie  in,  70; 

XV,  669. 

—  Die  Abgaben  yon  Hunden  XX,  8io  f. 

—  Die  engl.  Rentenschnld  und  die  letzte  Kon- 

yertierung  ders.  Vm ,  1  f. ;  Staatsschuld- 
yerschreibung  1, 265 ;  Schuldentilg.  V.  493  f. ; 

XVII,  911  f.,  998;  Schuldaufkiahme  für  den 
afrikanischen  Krieg  XVII,  980  f. 

—  Die  Bildung  eines  Kolonialanleihenfonds 

XVI,  211. 

—  Die  indischen  Finanzen XV,  200:  XVI,  195 f. 

—  Bank  y.  England  XVII,  73;  XVIII,  S37. 
Genna.    Erbschaftssteuer  im  Mittelalter  da- 
selbst XVII,  36. 

Guatemala.  Fin.  Ergebnis  d.  Post  1883  U,  862. 
Haiti.  Finanz.  Ergebnis  der  Post  1883  U,  862. 
Hall«  a.  8.   Finanzwesen  im  19.  Jahrhundert 

XXU,  824. 
Hamburg.    StadÜotterie  I,  555. 

—  Matrikularbeiträge  und  üeberweisung.  ü, 

866 

—  Die  direkten  Steuern  n,  235  f. 

—  Geschichtliches  z.  Erbachaftsst.  XVII,  68 ; 

XVIII,  588;  Erbschafts-  und  Schenkungs- 
steuer II,  886;  IX,  420 f.;  XV.  625;  Ertaiig 
1870-84  II,  876;  1886-96  XV,  640;  ver- 
steuertes Yermögen  XV,  618;  Ges.  yom 
9.  Mal  1894  nebst  Novelle  y.  19.  Dez.  1898 
mit  Begründungen  n.  Ausschnssberichten 
XVI ,  370  f. :  hamburg.  Erbschaftssteuer- 
sesetz  y.  2.  März  1903  XXII,  849  f. 

—  ^nkonunenstenergesetz  yom  7.  März  I88i 

VII,  603;  y.  21.  Febr.  1895  XVI,  858  f.; 
Begründung  zum  Gesetzentw.  y.  12.  Noy. 
1894  XVI,  868  f.;  Ausschussbericht  XVI, 
874  f. ;  Elnkommenstenerstatistik  pro  1883 
m.  664;  pro  1881—92  XVI,  882. 

—  Besieuerung  d.  Aktiengesellschaften  U,  321 ; 

IX,  417;  XVl,  868,  874. 

—  Besteuerung  der  Genossenschaften  HI,  745 ; 

XV,  812;  XVI.  868,  874. 

—  Hundesteuer  XX,  828  f. 

—  Statistische  Gebühr  XXI,  649  f. 

—  Knmm^TiftK^Tiiimwt^tJRtik  I,  624. 

—  Heranziehung  v.  Militärpersonen  zu  den  Ge- 

meindeabgaben V,  806. 

—  Heranziehung  der  Feueryers.  z.  d.  Kosten 

des  Feuerlöschw.  XI,  804. 

Hannover.  Hausiersteuer  H,  109,  115;  Erb- 
schaftssteuer XVIU,  597. 

Hcflsen-Darmstadf.  Ausbildung  für  den 
Finanzdienst  IV.  80,  71;  XVn,  832  f. 

—  Aufbebung  der  Dienstkautionen  der  Staats- 

beamten, Verord.  y.  35.  April  1904  XXU, 
845. 

—  Gesetz  über  die  Verwaltung  der  Einnahmen 

und  Ausgaben  des  Staats  yom  14.  Juni 
1879  VI,  312;  Ges.  über  die  Oberrechnnngs- 
kammer  VI,  823. 

—  Ausgleichsfonds,  Gesetz  yom  26.  März  19M 

XXII,  331  f. 

—  Die  direkten  Steuern  und  ihre  Geschichte 

n,  235  f.;  Xm,  273  f.;  XVII,  178  f. 
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NesMD-DarmiUidt.  Einkommenstenenres.  v. 
81.  Jnni  1869;  8.  Juli  1884;  25.  Joid  1895 
n,  88«;  Xni,  878;  V.  1».  Au«.  189«  XTU, 
874,  861:  Emkommensteiieratatistik  pro 
1885/86  ni,  668. 

—  Oewerbesteuerges.  v.  4.  Dez.  1860;  8.  Juli 

1884  II ,  484 ;  aufgehoben  aU  StaatMteuer 
durch  Gesetz  ▼.  18.  Aug.  1899  XVII,  898. 

—  Eapitalrentensteuerges.  vom  8.  Juli  1884; 

10.  Juli  1895  II,  841,  497;  XIIJ,  897;  aul^ 
gehoben  als  Staatssteuer  dnroh  Gesetz  ▼. 
12.  Aug.  1899  XVU,  898. 

—  DenkBchrift  v.  Juni  1897  zur  Steuerreform 

XIV,  810  f. ;  die  Grundzttge  der  Reform 
der  direkten  Steuern  1899  XVI,  889  f. 

—  Die  Neugestaltung  d.  dir.  Staatsbesteuerung 

im  Grossh.  1899  XVn,  178  f. 

—  Besteuerung  der  Aktiengesellschaften  11, 

381;  VU,  490;  IX,  417;  XÜI,  379,  884,  897; 
XVII,  874,  892,  362. 

—  Besteuerung  der  Genossenschaften  m,  719; 

XV,  800;  XVII,  275,  292,  862. 

—  Ges.  V.  22.  Dez.  1900  betr.  die  Besteuerung 

d.Gewerbebetr.  im  umherziehen  XIX,  808. 

—  Erbschaftssteuer  II.  885;  IX,  420  f.;  Gesetz 

Y.  12.  Aug.  1899  XVII,  261,  b96;  Erbschafts- 
und  Schenknngssteuerges.  v.  28.  Dez.  1900 
XVin,  779  f.;  Ertrag  1870-84  II,  876; 
1885—96  Xy,  640;  Getchichte  der  Erb- 
schaftsst.  XVin,  604. 

—  Geschichte  der  WeinbesteuerungXI,  152  f.; 

Beseitigung  der  Weinsteuer  All,  63;  vgl. 
auch  Xvl,  889.  8.59 ;  Scheitern  des  Versuchs 
ihrer  Wiedereinführung  XVII,  244  f.;  de- 
finitive Aufhebung  des  Ges.  v.  9.  Dez.  1876 
durch  Ges.  v.  21.  Juli  1900  XVIII,  438. 

—  Hundesteuergesetz  v.  12.  Aug.  1899  XVII, 

259, 395;  Nov.  dazu  v.  22.  Dez.  1900  XVIII, 
488 ;  HundesteuerertragXX,  823 ;  Urkunden- 
Stempelgesetz  v.  12.  Aug.  1899  XVII,  263, 
398:  Verordn.  ▼.  lO.  Okt.  1899  betr.  die 
Fahrr&der  und  Automobile  XVII,  441 ;  Ver^ 
ordn.  V.  12.  Aug.  1899  betr.  die  Jagdwaffen- 
pässe  XVU,  397. 

—  Ges.  V.  11.  April  1896  betr.  d.  Handel  mit 

Anteilen  von  Losen  zu  Lotterien  u.  Aus- 
spielungen XIU,  800;  Ges.  v.  18.  Aug.  1899 
betr.  die  Einführung  einer  staatl.  Kiassen- 
lotterie  XVII,  255;  394;  Staattvertr.  ▼. 
15.  Uärz  1902  über  die  Vereinigung  der 
hess.  Landeslotterie  u.  der  thuring.-an- 
haltischen  Staatslotterie  u.  Begründung 
XX,  378;  Staatsvertrag  zwischen  Hessen 
und  Oldenburg  Über  die  ausschl.  Zulassung 
der  hess.  Lotterie  in  Oldenburg  v.  7.  Nov. 
1901  n.  21.  Juni  1902  XX,  390;  Abänderung 
V.  21.  April  1904  XXII,  343. 

—  Matrikularbeitriige  und  Ueberweisungen  n, 

866 

—  Gese'tz  v.  81.  März  1897  betr.  die  Organi- 

sation der  Verwaltung  der  Staatssonuld 
nebst  allg.  Teil  des  Kommissionsberichts 
XV,  859  f.;  Ges.  v.  31.  März  1898  betr.  die 
Errichtung  eines  Staatsschuldbuchs  nebst 
allg.  Teil  der  Motive  XV,  864  f. 

—  Kommunalfinanzstatistik  I,  624. 

>-  Die  Gemeindesteuergesetzgebung  IV,  1071, 
Ges.  V.  80.  März  1901,  betr.  die  Gemeinde- 
umlagen XIX,  297. 

—  Heranziehung  von  Militärpersonen  zu  den 

Gemeindeabgaben  V,  304. 

—  Heranziehung  der  Feuervers.  z.  d.  Kosten 

des  Feneilöschwesens  XI,  801. 

—  Octroiertrag  in  den  Gemeinden  FV,  313 ;  Ge- 

schichte u.  Kritik  des  Octrois  in  Hessen 
XX,  71  f. 

—  Budgetw.  der  Gemeinden  XI,  867. 
Hessen-Hembarg.  ErbschaftssteuerX  VIII,60  9. 


Hsasen-Xassa«.  Erbschaftssteuer  XVm,  «06. 
■lldbvrcluiusea.     Erbschaftssteuer  v.   1710 

XVIU,  569. 
■•llaad,  siehe  Niederlande. 
■•■duras.    Finanzielles  Ergebnis  der  Post 

1883  n,  862. 
Hongkong'    Finanzielles  Ergebnis  der  Post 

1883  n,  860. 
Japan.    Budget  pro   1904|05  XXII.    712   t; 

Finanzier.  Ergebnis  der  Post  1883  H,  862 ; 

Steuern  VI,  459. 

—  Ges.  V.  27.  M&rz  1896,  in  Kraft  seit  1.  Jan. 

1898,  betr.  die  Einführung  des  Tabak- 
monopols XVI,  453  f.:  XXII,  717. 

—  Geld-,  Bank-  n.  Börsenwesen  Js^ans  XXn, 

719  f. 
Jena.    Erbschaftssteuer  v.  1756  XVIU,  57S. 
Ullneis.    Meldangabe  ü,  48. 
Indien.  Finanz.  Ergebnis  d.  Post  1883  n,  860 

1891  X,  765. 

—  Indische  Finanzen  XV,  800  •  XVI,  195  f. 

—  Indische  Währungsfrage  XVI,  200  f. 
Irlands  finanzielle  Beziehungen  zu   Gross- 
britannien XIV,  861  f.;  XV,  196;  XVII,  79 f. 

Italien.  Rechnungshofjgesetz  v.  14.  Aug.  1809 
IV,  463  f.;.  Gesetz  über  die  Verwaltung 
u.  das  Generalrechnungswesen  des  Staates 
vom  17.  Februar  1884  1,  880  f.;  Doppelte 
Buchführung  (Logismographie)  in  der  itaL 
Staatsbuchhaltung  m,  455  t 

~  Haushalt  1882  U,  847;  das  Budget  seit  1861 
lU,  118  f.;  Finanzwesen  1891  IX,  644  f.; 
1898  X,  725  f.-  1893  XI,  835  f.;  1994  XH, 
587  f. ;  1895,96  XIV,  687  f. ;  1897  XVI,  121  f. ; 
1903|04  XXI,  580 f.;  1903|04  XXII,  549. 

—  Finanz.  Ergebnis  der  Post  1883  U,  860;  1891 

X,  765  f. :  1898/94  XU,  597 ;  1894/96  XIV,  684  ; 
1896/97  XVI,  187. 

—  Eisenbahnen  X,  746;  XU,  613;  XTV,  709; 

XVI,  143. 

—  Lottoregal M70; Ertrag XIV^684; XVI,  128. 

—  Beform  des  Pensionswesens  U.  545. 

—  Begelung  der  Grundsteuer  und  die  Steuer- 

reform  m  Italien  U,  747  f.;  m,  129;  Ges. 
v.  1.  März  1886  V,  362. 

—  Einkonmiensteuer  von  beweglichem   Ver- 

mögen ni,  130;  VI,  1  f. 

—  Erbschaftssteuer  seit  1862  U.  880;   XVm, 

636 ;  Steuerpflicht  bei  der  Erbschaftssteuer 
IX,  420  f. ;  Erbschafts-  u.  Schenkungsstener- 
säUe  XV,  626;  XXI,  863;  Erbschafts-  und 
Schenkungssteuerertrag  X,  779;  1885—96 
XV,  64«;  vererbtes  u.  verschenktes  steuer- 
bares Vermögen  XV,  644. 

—  Verkehrssteuem  XIV,  693;  Registriernngs- 

gebühren  bei  Immobiliarbesitzverande- 
rungen  XX,  593;  XXI,  862. 

—  V^ehrsteuerprojekt  IV,  109  f. 

—  Reform  der  indirekten  Steuern  I,  431  f.; 

XXU,  538. 

Zuckerbesteuerung  u.  -Industrie  1, 446;  UI, 
79;  X.  760:  XIV,  691;  XXI,  5fc7. 
•—  Branntweinbesteuerung  I,   454;   IV,  422; 
VII,  227;  X,  760;  XIV,  692;  Gesetzgebung 
und  Statistik  XVI,  229  f. 

—  Accisen  auf  Bier,  Säuerlinge,  Schiesspulver, 

Cichorien  I,  459:  Ertrag  der  Wein-  und 
Biersteuer  1891  X,  760. 

—  Oelrektifikationssteuer  XIV,  692. 

—  Streichhölzchensteuer  XIV,  692. 

—  Gas-  und  Elektridtätssteuer  XIV,  692. 

—  Tabakmonopol  1, 461 ;  TabakgefSlle  seit  1869 

n,  856;  1891  X,  760;  1894/96  XIV.  6ä4. 

—  Salzmonopol  1, 468 ;  Ertrag  X,  760 ;  XIV,  684. 

—  Reform  des  Zollwesens  I,  445;  ZoUertrag- 

nisse  1894,  XU,  613 ;  Zollerhöhungen  und 
neue  Zölle  XIV,  690. 

—  Mahlsteuer  I,  436. 
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Itall«ii.    Velocipedstenerges.  t.  82.  Juli  1897 

XV,  477;  XIX,  727. 

—  Form  der  StaatsschnldyerBchreibimg  I,  272 ; 

Stand  der  Staatsschuld  XXI,  604;  XXD, 
569. 

~  Geschichte  des  ital.  Zwansskurses  und  der 
▼ersaohten  Wiederhersteilnng  der  Valata 
XI,  77  f. 

—  Statistik  der  verzinslichen  Kommunal-  und 

Provinzialschulden  in  Italien  1880  I,  244  f. 

—  Kommanal-  und  PmyinHftiftinmthmATi  und 

-Aasgaben  m,  1G2;  XVI,  147. 

—  Octroi  I.  469 ;  Verbrauchsabgabengesetz  ▼. 

15.  April  1897  fttr  die  Gemeinden  XVI,  261; 
Reform  des  Lokalsteuersystems  und  Auf- 
hebung des  Mehl-  und  Mehlwarenoktroi 
(Ges.  y.  29.  Jan.  1902)  XXII,  518. 

—  Quintino  Sella  11,684. 

—  Notenbankwesen  III,  141 ;  IX,  664 :  XIL  604 ; 

XIV,  699;  XVI,  136;  XXL  596;  XXII,  555. 

—  Handelsbewegung  1897X11,  612;  XIV,  710; 

XVI,  145;  XXI,  682. 

Janf  femlnseln.    Finanz.  Ergebnis  der  Post 

1883  n,  860. 
Labnan.   Finanzielles  Ergebnis  der  Post  1888 

n,  860. 
Lippe.    Matrikularbeitr.  und  üeberweisungen 

II,  866. 

—  Aussererhebnngsetzung   eines    Teils     des 

Schulgeldes  1898,  X,  860. 

—  Erbschaftssteuer  U,  886 ;  XV,  624 ;  IX.  420  f. ; 

Ertrag  1870—84  II,  876;  1885—96  XV,  690; 
GescSchU.  XVIII,  636. 

—  Ges.  V.  14.  M&rz  1904  betr.  Vermeidung  ▼. 

Doppelbesteuerungen  XXII,  889. 

—  Einkommensteuergesetz  vom  28.  Aug.  1894 

Xn,  784  f. ;  Befireinng  des  Dienstelnkom- 
mens  der  Gendarmen  von  der  E.St,  {Qes. 
V.  24.  Febr.  1908)  XXII,  389. 

—  Besteuerung  der  Genossenschaften  m,  717; 

XV,  311. 

—  Besteuerung  d.  Aktiengesellschaften  IX,  417. 

—  Heranziehung  der  Feuervers.  z.  d.  Kosten 

des  Feuerlöschw.  XI,  796. 
Lübeck.    D.  Haushalt  seit  d.  Verk.  d.  Eisen- 
bahnaktien und  dem  Bau  des  Elbe-Trave- 
Kanals  XIX,  644. 

—  Matrikularbeiträge  u.  üeberweisungen  H, 

866 

—  Einkommensteuergesetz  vom  27.  Mai  1889 

VII,  611. 

—  Einkommensteuerstatistik  III,  665. 

—  Geplante  Gescb&fssteuer  XIX,  636  f. 

—  Besteuerung  d.  Aktiengesellschaften  IX,  417. 

—  Besteuerung  der  Genossenschaften  HF,  746 ; 

XV,  312. 

—  Erbschaftssteuer  II,  886 ;  XV,  625 ;  IX,  430  f. ; 

Erbschaftssteuerges.  v.  20.  Mai  1896 ;  Er- 
trag 1870-84  II,  876;  1886—96  XV,  640; 
Geschichtliches  XVIII,  592. 

—  Hundesteuer  XX,  823  f. 

—  Radfahrersteuer  XIX,  729. 

—  Heranziehung  von  Militärpersonen  zu  den 

Gemeindeabgaben  V,  S05. 

—  Heranziehung  der  Feuer vers.  z.  d.  Kosten 

des  Feuerlöschw.  XI,  805. 

8t.  Luela.  Finanz.  Ergebnis  d.  Post  1883  H,  860. 

Lozembarg.  Einnahmen  und  ihr  proz.  Ver- 
hältnis 1889  IX.  548. 

—  Fin.  Ergebnis  d.  Post  1883  U,  860;  1889 

IX.  548;  1891  X,  765. 

—  Einkommensteuergesetzgebung  IX,  546  f. 
Massachutetts.    Meldangabe  U,  49. 
Mayotte.   Finanzielles  ^gebnis  der  Post  1888 

n.  860. . 
MecklenburK.    Landeslotterie  I,  555. 

—  Matrikularbeitr.  u.  Üeberweisungen  H,  866. 

—  Die  dir.  Landessteuem  seit  1755  Xm,  921. 


Meoklenburg.  Kontributionsedikt  v.  11.  Mai 
1897  XV,  489. 

—  Besteuerung  d.  Aktiengesellschaften  IX,  417. 

—  Besteuerung  der  Genossenschaften  HI,  691 ; 

XV,  300. 

—  Erbschaftssteuer  H,  885;  IX,  330  f.;  Ertrag 

1870—84  II,  876;  1885-96  XV,  640;  zur 
Geschichte  der  Brbschaftsst.  in  Meckl.- 
Schw.  XVIII,  693;  M.-Schw.  Erbschafts- 
steuerverordn.  v.  22.  Dez.  1889  XVIH  796  f. 

—  M.-Schw.  Fideikommiss8teuer?erordn.  vom 

92.  Dez.  1899  XVIH,  809  f. 

—  Hundesteuer  XX,  828  f. 

—  Heranz.  v.  Militärpers.  z.  d.  Gemeindeabg. 

V,  304. 

—  Heranziehung  der  Fenervers.  z.  d.  Kosten 

des  Feuerlöschw.  XI,  800. 

Mexikos  Finanzwesen  Xm,  564  f.;  Müuz- 
reform  in  Mexiko  und  Goldproduktion 
XXII,  210  f. 

Newfouiidland.  Finanz.  Ergebnis  der  Post 
1888  n,  862. 

New  York.    Meldangabe  H,  49. 

Niederlande.  Beitiigsquoten  der  einzeUien 
Provinzen  nach  dem  Abfall  von  Spanien 
XVU,  78;  Staatshaushalt  seit  1848  XI, 
692  f.  Finanz.  Ergebnis  der  Post  1883  II, 
860;  1891  X,  765;  Staatslotteriegesetz  vom 
31.  Juli  1885  V,  884. 

—  Geschichte  der  Steuern  seit  1810  I,  379. 

—  Steuerreform  im  Anschluss  an  die  Finanz- 

gesch.  seit  1848  XI,  419  f. 

—  Vermögenssteuerges.  v.  27.  Sept.  1892  XI, 

705  f. 

—  Gesetz ,  betr.  Steuer  von  den  Einkünften 

aus  Beruf  etc.  XI,  717  f. 

—  Die  Personalsteuer  XIX,  418  f. 

—  Radfahrersteuer  XIX,  728. 

—  Einführung  u.  Entwickl.  d.  Erbschaftssteuer 

XVU,  89 ;  XVIII,  656,  680 ;  Erbschaftssteuer 
seit  1868  U,  882 ;  Abänderung  durch  Gesetz 
V.  81.  Dez.  1885  in,  282;  ganzes  Gesetz  V, 
1069  f. ;  Novelle  v.  24.  Mai  1897  XVI,  627  f. ; 
Steuerpflicht  b.  d.  Brbschaftsst.  IX,  420  f. ; 
Erbschaftssteuerertrag  X,  777;  1885-^96 
XV,  642;  versteuerte  vermögen  XV,  646. 

—  Entstehung  des  Stempelwesens  in  —  XXH, 

480;  Stempelsteuergesetz  v.  31.  Dez.  1885 
m,  283. 

—  Branntweinsteuer  m,  281 ;  IV,  411 ;  VU,  224 ; 

X,  761. 

—  Ertrag  der  Wein-,  Bier-,  Zucker-,  Salz-, 

Tabi&besteuerung  1891 X,  765 :  1896  XV,  669. 

—  Staats-,  Provinz-  und  Gemeindesteuern  m, 

888. 
Norwecen.   Beitiagsverhältnifl  von  Schweden 
und  Norwegen  zu  den  gemeinsamen  Aus- 

Fsben  XVII,  93  f.;  fluanz.  Ergebnis  der 
DSt  1883  n,  860;  1891  X,  765. 

—  Erbschaftssteuer  1882—88  u,  883;  Steuer- 

sätze XV,  626;  Steuerertrag  u.  versteuerte 
Vermögen  1886-96  XV,  642,  646;  Gesch. 
ders.  XVm,  626. 

—  TabakgefäUe  seit  1880  11,  859. 

—  Branntweinsteuer  rv,  432;  VII,  226;  X,  762. 

—  Ertrag  der  Wein-,  Bier-.  Salz-  und  Tabak- 

besteuerung 1891  X,  762:  1896  XV,  670. 

—  Zuckerbesteuerung  und  -Industrie  IE,  77; 

X,  762. 

Nfirabergs  reichsstädtische  Haushaltung 
1431—1440  XX,  460. 

Oesterrelcli-Unf  arn.  Der  gemeinsame  Staats- 
haushalt der  österreichisch-ungarischen 
Monarchie  I.  225  f. ;  über  Matrikular-  und 
Quotenbeitrage  mit  bes.  Rücksicht  auf  den 
österr.-ung.  Quotenstreit  XVII,  77  f. 

—  Ausgleich  von  1887  IV,  843  f. 

—  Oesterr. -Ungar.  Bank  XVU,  72 ;  XVIU,  534. 
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Oeiterreleh.  Zur  Geschichte  der  Finanzen 
Oesterreichs  im  spanischen  Erbfolgekzieg 
rv,  912  f. ;  Finanzpolitik  Herzog  RadolÜBlv. 
m,  971. 

—  Haushalt  1882  U,  847;    1876—85  IV.    901; 

Staatavoranschlag  pro  1889  VI,  258  f. ;  pro 

1891  VII,  8U;  Finanzwesen  im  Jahr  1891 
IX,  675;  Staatsvoranschlag  für  1897  XTV, 
191  f.;  d.  Budget  1868-97  XIX,  667  f. 

—  Fin.  Erg.  d.  Post  1883  H,  860;  1891  X,  765. 

—  Lotto  in,  965. 

—  Moderne  Form    der  Stenereinziehong   in 

Oestenreich  XIV,  849  f.:  XVI,  6S8  f. 

—  Versütnngszinsen  t.  znrilokgezahlt.  Steuer* 

und  Stenerstrafbeti&gen,  kgl.  Verordn.  v. 
16.  Juli  1904  XXII,  54  f. 

—  Stenerstrafrecht,  österr.  in,  936;  XIV,  89; 

d.  Strafrecht  der  österr.  Einkommensteuer 
XIX.  491  f. :  XXII,  823 ;  das  österr.  Finanz- 
stnmrerfahren  u.  seine  Reform  XX,  498  f. 

—  Versuche  zur  Reform  der  direkten  Steuern 

seit  1848  VI,  74  f. ;  die  Reform  d.  dir.  Per- 
sonalsteuem  durch  Gesetz  v.  26.  Okt.  1896 
XIV,  1  f. ;  Gesetzestext  XIV,  111  f.;  Er- 
gebnisse der  ersten  Veranlagung  der  Per- 
sonaleinkommensteuer  u.  der  Besoldungs- 
steuer von  höheren  Dienstbezfigen  Xvl, 
282  f. ;  krit.  Bemerk,  dazu  XVIII,  895. 

—  Besteuerung  der  Genossenschaften  HI,  727 ; 

XIV,  38;  der  Molkereigenoss.  V,  674  f. 

—  Geb&udesteuer  IV,  514;   Gesetz  y.  I.Juni 

1890  IX,  257;  Ges.  ▼.  9.  Febr.  1892  betr. 
Begünstigung  von  Neubauten  mit  Ar- 
beiterwohnungen IX.  261;  Enquete  über 
die  Reform  der  -  XXII,  648  f. 

—  Vertrag  mit  Bayern  behufs  Vermeidung  d. 

Doppelbesteuerung  XXI,  805  f. 

—  Wehrsteuer  besw.  liilitärtaze  IV,  109  f. 

—  Erbschaftssteuer  X,  780;   Entstehung  und 

Entwicklung  der  Erbsteuer  XV,  50;  XVm. 
662,  627;  XXII,  4t5  f.:  Steuereitrag  und 
▼ererbtes  Vermögen  1885—96  XV,  642.  644. 

—  Gebührennovelle  u.  d.  deuteche  Geschäfts- 
.steuereutwurf  I,  471  f. ;  IL  1180;  über  ein 

System  des  österr.  Gebührenrechts  XV, 
1  f. :  635f. ;  die  Immobiliargebühr,  ihre  Ge- 
sohiohte  und  Reform  XX,  627 f.;  d.  Vor- 
bild der  österr.  Besitzveränderungsgebühr 
XXII,  81  f. ;  Ges.  ▼.  18.  Juni  1901  betr.  Ge- 
bühren V.  Vermögensttbertragnngen  XXI, 
642 ;  Effektenumsatzsteuerges.  v.  18.  Sept. 

1892  X,  286 ;  vom  9.  März  1897  nebst  Mot. 
und  Kommissionsbericht  XV,  723;  Gesetz 
V.  18.  Sept.  1892  betr.  Stempelgebühren 
Ton  ausländ.  Aktien,  Renten-  und  Sohuld- 
verschreibungen  X,  293. 

—  SUUstisehe  Gebühr  XXI,  676  f. 

—  Branntweinsteuergesetz  vom  19.  Mai  84  I, 

767  f. ;  V.  20.  Juni  88  V,  794  f. ;  Novelle  vom 
4.  Aug.  1891  IX,  248  f. ,  Branntweinsteuer 
1881— 86 rv,  364;  1887—89  VII,  178;  X,  762. 

—  Tabakgefälle  seit  1860  II,  855;  X,  762;  Stud. 

über  d.  österr.  T^bakmonopol  XIV,  198  f. ; 
automatischer  Verschleiss  von  Erzeug- 
nissen der  Tabakregie  XVI,  276  f. 

—  Zuckerbesteuerung  und  -Industrie  Xm,  39 ; 

762;  Gesetz  vom  20.  Juni  1888  VI,  199;  Er- 
trag 1891  X,  762. 

—  Salzsteuerertrag  1891  X,  762. 

—  Form  der  Staatsschuldverschreibung  I,  271 ; 

Kurse  der  S^jigen  österr.  Metalliques  von 
1818—60  I,  941;  Papiergeld  UI,  964. 

—  Bodenwert  HI,  940 :  Lokalbahnen  III,  965. 

—  Heranziehung  der  Feuervers.  z.  d.  Kosten 

des  FenerlÖschw.  XI,  808. 
Oldenburg.    Allg.  volkswirtschaftliche  Lage 
I,  664;  Bevölkerungsverhältnisse  I,  670; 
Viehbesitz  I,  67.'). 


Oldenbarg.  Staatshaushalt  1882(87  VI,  340; 
Beitragsquoten  der  3  Territorien  zu  den 
gemeinsamen  Ausgaben  XVII,  98. 

—  Matrikularbeitr.  u.  üeberweisungen  n,  866. 

—  Gesetz  betr.  die  öffentlichen  Lotterien  und 

Ausspielungen  IX,  240  ■  Vertrag  mit  Hessen 
über  auasehliessUche  Zulassung  der  liess. 
Lotterie  v.  7.  Hai  1901  u.  v.  21.  Juni  1902 
XX,  391;  Abänderung  vom  21.  April  1904 
XXlI   843. 

—  Die  direkten  Staatssteuem  I,  «37. 

—  Einkommensteuergesetzgebung  Vm,  244: 

Novelle  v.  17.  März  1903  nebst  Begrundnng 
u.  Ausschussbericht  XX,  899  f. 

—  Einkommensverteilung  I,  677. 

—  Die  Besteuerung  der  Genossenschaften  m, 

740;  XV,  302. 

—  Erbschaftssteuer  n,  885;  IX,  420  f.;  Ertrag 

1870-84  II,  876;  1886— 96  XV,  640;  Ge- 
schiohtl.  XVni,  625. 

—  Kommunalverfassung  I,  644;  Konununal- 

steuerbelastung  1, 622, 681, 717 ;  Kommnnal- 
einnahmen  I,  707;  Kommunalausgaben  I, 
704 ;  Heranziehen  v.  Militäri>ers.  z.  d.  Ge- 
meindeabgaben V,  304. 

—  Steuerbelastung  im  ganzen  I,  787. 
Peansylvanien.    Finanzwirtsciialt  m,   406. 
Perslea.   Finanzielles  Ergebnis  der  Post  1883 

n,  860. 
Pierre  (St.)  et  Hiqueloa.  Finanz.  Ergebnis 

der  Post  1883  n,  862. 
Portugal.  Finanz.  Ergebnis  d.  Post  1883 II,  862 ; 

1891  X,  765. 

—  Zuckerbe8teuerung_u.  -Industrie  m,  83. 

—  Branntweinsteuer  IV,  429;  VII,  »40;  Gesetz- 

gebung XVI,  269  f. 
Prenesen.    Ausbildung  für  den  Finanzdienst 
rv,  24.  73. 

—  Aufhebung  der  Verpflichtung  zur  Bestellung 

von  Amtskautionen  (Ges.  v.  7.  März  1898 
nebst  Motiven)  XV,  773  f. 

—  Staatshaushaltsgesetz  (KomptabüitStsges.) 

V.  11.  Mai  1898  nebst  Motiven  und  Kom- 
missionsbericht XV,  781  f. 

—  Haushalt  1878-87  IV,  293  f.;  1886— 189S  XI. 

178  f.;  1849-1900  XX,  442;  Bemerkuncen 
zu  den  preuss.  Budgets  seit  1880  XVn. 
144  f.;  Geschäftsordnung  des  preuss.  Ab- 
geordoetenhauses  XXII,  437. 

—  '^ipachtung  der  Staatsdomänen  nebst  Vor- 

schlägen zur  Reform  IX,  439;  X,  160,  559. 

—  Ges.  V.  4.  Aug.  1904  wegen  Erhöhung  des 

Grundkapitds  d.  Seehandlung  XXII,804f. : 
Geschäft!.  Entwicklung  der  Seehandlnng 
1847—1902  XXII,  812. 

—  Die  finanz.  Ergebnisse  der  Staatseisenbafan- 

verwaltung  in  Preussen  II,  63  f. ;  IV.  294, 
315:  XI,  192;  EisenbahngarantiegesetB  v. 
27.  März  1892  IX,  181 ;  XIV.  487 ;  Ges.  betr. 
d.  Bildung  eines  Ausgleicnsfonds  fOr  die 
Bisenbahnverwaltung  v.  3.  Mai  190S  nebst 
Begründung  n.  Kommissionsber.  XX,  8691 

—  Aeltere  Zamenlotterie  m,    415;    Qoinen- 

und  Güterlotterie  H,  716  f. ;  Staatslotterie 
vor d. Landesvertretung I.&80 f. ;  Lotterie- 
etat  in  der  preussischen  Kammer  1885  ü, 
1066  f. ;  1886  m,  910;  StatisÜk  der  Privat- 
lotterien  1880—84  III,  915;  1885—93  XH, 
168 ;  Gesetz,  betr.  BestraAmg  des  Spiels  in 
auswärtigen  Lotterien  H^  1083;  Gesetz, 
betr.  das  Verbot  des  Pnvathaadels  mit 
Staatslotterielosen  IX,  226;  Gesetz,  betr. 
d.  Handel  mit  Anteilen  u.  Abschnitten  von 
Losen  zu  Privatlotterien  u.  Ausspielungen 
vom  19.  April  1894  XH,  165;  Begründung 
des  Gesetzentw.  v.  16.  Jan.  1894  XII,  165; 
das  Lotteriewesen  im  Königreich  Preussen 
IX,  343 ;  XVI,  907. 
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PreviMD.  Matarikularbeiträge  nnd  Ueberweis. 
n,  866;  1886—94  XI,  18(>. 

•—  Oesetz,  betr.  die  Stempelsteuer  für  Kauf- 
u.  Lieferungsverträge  im  kaufinämiischei^ 
Verkehr  u.  für  Werkrerdingungsverträge 
L  821  f.:  Streitfrage  iu  Betr.  dess.  m,  968; 
Stempelsteueiffesetzentw.  ▼.  6.  Febr.  1895 
nebst  Moüy.  XII,  347  f. ;  Stempelsteuerges. 
V.  81.  Juli  1895  Xn,  832  f.:  die  Stempel- 
steuer von  Immobilienbesitzübertngnngen 
XX,  619;  Besteuerung  der  Lombardee- 
schälte  durch  d.  Stempelabgabe  für  Sohuld- 
yerschreibungen  n,  55. 

>-  Die  Beform  der  direkten  Staatsbestenerung 
in  Preussen  im  Jahr  1891  vm,  551  f. ;  XI, 
1  f.:  die  prenss.  Steuerreform  nnd  die 
Reicnseinkommensteuer  XIV,  526  f. 

—  Einkommenstenenesetzentwnrf  ▼.  8.  Nov. 

1890  VII,  648  •.  Einkommensteuergesetz  v. 
24.  Juni  1891  Vm,  811  f. ;  Nov.v.  22.  April  1892 
IX ,  480  •  Ausführungsanweisnng  hiezu  Vm, 
883  f.  ;Einkommensteuerges.  y.  24.  Juni  1891 
in  d.  Rechtsprechung  d.  Oberverwaltnngs- 
gerichts  Xvl,  653  f. :  Einkommensteuer- 
Statistik  pro  188&--86  m,  656;  Hauptergeb- 
nisse derEinkommensteuerveranlagung  für 
1898/94  XI,  172  f.;  für  1894/95  XU.  78  f.; 
für  1895/96  Xm,  828:  für  1896/97  XI V,  863; 
Einkommensgeographie  auf  Orund  der  Ver- 
anlagung pro  1897/98  XVI,  295  f. 

—  Gesetz  vom  18.  Juli  1892  betr.  Aufhebung 

der  Befreiung  der  vormals  Reichsnnmittel- 
baren  von  ordentl.  Personalsteuem  gegen 
Entschädigung  IX,  482. 

—  Gewerbesteuergesetzentwurf  vom  17.  Nov. 

1890  Vn,  722;  Geworbesteuergesetz  vom 
24.  Juni  1891  VIII,  932  f. ;  Gewerbesteuer- 
reform  XI.  1  f.;  Hausiersteuer  U,  105, 
115,  143 ;  Gesetz  vom  28.  Dez.  1896  wegen 
Aenderung  des  Ges.  v.  8.  Juli  1876  betr. 
die  Besteuerung  des  Gewerbebetriebes  im 
Umherziehen  >av,  456  f. 

—  Ges.  betr.  die  Warenhausstener  v.  18.  Juli 

1900  nebst  Begründung  z.  Gesetzentw.  v. 
8.  Febr.  1900  XVIII,  292  f.;  vgl.  dazu 
XIX,  904:  XXI,  613  1 

—  Denkschrift  v.  2.  Nov.   1892  zu  den  Ent- 

würfen der  Steuerreformgesetze  X,  296. 

—  Gesetzentwurf  vom   2.  Nov.  1892  wegen 

Aufhebung  direkter  Staatssteuem  und 
Ueberlassung  ders.  an  die  Gemeinden  X, 
838;  Gesetz  v.  14.  Juli  1893  X,  793. 

—  Gesetz  v.  26.  März  1893  betr.  Verwaltnngs- 

gericht  X,  789. 

—  Gesetzentwurf  v.  2.  Nov.  1892  wegen  einer 

Ergänzungs-(Vermögens-)steuer  x ,  370 ; 
Ges.  V.  14.  Juli  1893  X,  802;  Veranlagung 

St)  1895/96  xm.  833;  pro  1896/97  XIV,  870 ; 
e  Landwirtschaft  und  die  prenss.  Er- 
g&nzungsst.  XVIII,  696 f. ;  Rechtsprechung 
des  Oberverwaltungsgerichts  zum  prenss. 
Ergänzungsstenerges.  XXIL  755  f. 

—  Ges.  V.  18.  April  1900  betr.  Vermeidung  v. 

Doppelbestenerungen  (nebst  Staatsvertr. 
mit  i)esterr.  v.  21.  Juni  1899)  n.  Begründ. 
zum  Gesetzentwurf  v.  9.  Jan.  1900  XVin, 
285  f. 

—  Besteuerung  der  Aktiengesellschaften  ü, 

319;  vn,  493;  VHI,  659  fT;  IX,  417iX,  375. 

—  Besteuerung  der  Genossenschaften  m,  699 ; 

Vin,  686,  933,  939;  X,  675;  XV,  212. 

—  Erbschaftssteuergesetzentw.  v.  3.  Nov.  1890 

V/I,  709;  Erbschaftssteuerges.,  Fassung  v. 
21.  Hai  1891  VIII.  948:  Novelle  v.  31.  Juli 
1895  XII,  830;  Erbschaftssteuer  II,  885; 
IV,  316:  IX.  420  f. ;  Ertrag  1870-84  II,  876; 
1885—96  XV,  640;  zur  Geschichte  der 
Erbschaftssteuer  XVn,  60;  XVIII,  579,  600. 


Preussen.  Statist.  Untersuch,  zur  Frage  der 
Steuerüberwälzung,  geführt  an  der  Gesch. 
der  prenss.  Mahl-  u.  Schlachtsteuer  XVIII, 
46  f. 

—  das  Salzmonopol  in  Preussen  bis  1867  XXII, 

627  f. 

—  Geschichtliche    Entwicklung    des  prenss. 

Staatsschuldenwesens  XIX,  109. 

—  Das    prenss.   Staatsschuldbuch   von    1884 

I,  265  f. ;  II,  215 :  Erweiterung  dess.  durch 
Ges.  V.  12.  April  1886  III,  899;  durch  Ges. 
V.  8.  Juni  1891  VUI,  S44;  Abänd.  durch 
Ges.  V.  il.  Juli  1904  XXII,  306:  Konvert.  d. 
Staatsschulden  1885  n,  1085  f. ;  Gesetz  v. 
23. Juni  1886,  Beseitignngder schwebenden 
Schuld  V.  30  Hill.  betr.  m,  901 ;  Höhe  der 

Sreuss.  Staatsschuld  U,  1085 ;  Die  Schulden 
es  prenss.  Staates  von  1870—91  IX,  61  f. ; 
von  1880-1900  XVII,  169  f.;  Kurse  der 
Staatspapiere  I,  939;  U,  1086,  1091; 
Zinsheraosetzungen  der  prenss.  Staats- 
schulden im  19.  Jahrb.  und  die  dabei  an- 
SBwandte  Technik  XUI ,  614  f. ;  Konver- 
erung  der  40/oigen  Konsols  nach  d.  Ges. 
V.  23.  Dez.  1896  XIV,  394  f.;  Kurse  der 
Konsols  1885-96  XrV,  403. 

—  TUgiugsees.  v.  8.  März  1897  XIV,  448  f. ; 

zur  S^ik  desselben  XTV,  469  f.;  XVH, 
173  f. 

—  Gesetz  v.  2.  Juni  1902  betr.  Ueberweisung 

weiterer  Dotationsrenten  an  die  Provin- 
Eialverbände  nebst  Motiven  XX,  365; 
LeistungsfiUiigkeit  und  Belastung  der 
Provinzen,  Kreise   nnd  Gemeinden  XX, 

375.  877. 

—  Gesetz  v.  14.  Mai  1885,  betr.  Ueberweisnng 

von  Beträgen ,,  welche  aus  landw.  Zöllen 
eingehen,  an  die  Kommunalverb.  H,  1104  f. 
Ausführungsverordnung  hierzu  v.  13.  April 
1886  und  erstmalige  Verteilung  III ,  906 ; 
n,  441  f. ;  zweite  Verteilung  rv,  1143 ;  die 
lex  Huene  und  ihre  Wirkungen  X,  468; 
die  Aufhebung  X,  797 ;  Betriebssteuer  der 
Kreisgemeinde  X,  794. 
■^  Kommunalfinanzstatistik  I,  628,  752;  Höhe 
d.  Kommunalsteuerbelastung  I,  697 ;  Korn- 
munalsteuemotgesetz  v.  27.  Juni  1885  HI, 
168;  Heranziehung  von  Militärpers.  zu  den 
Gemeindeabgaben,  Gesetz  v.  29.  Juni  1886 
m,  895;  V,  290;  Novelle  dazu  v.  22.  April 

1892  IX,  481;  Gesetzentw.  v.  2.  Nov.  1892 
über  Kommunalabgaben  X,  411;  Kom- 
munalabgabengesetz V.  14.  Jnii  1893  X,  816 ; 
Novelle  dazu  v.  80.  Juli  1895  Xn,  828 ;  Ge- 
bührensystem d.  prenssischen  Kommunal- 
abgabengesetzes V.    14.  Juli  1893  Xni, 

507. 

—  Ertrag  der  Gebühren  und  Beiträge  in  den 

S-euss.  Städten  1894/96  XIU,  519;  Statist, 
auptergebn.  der  Ausführung  des  prenss. 
Kommunalabgabengesetzes  vom  14.  Juli 

1893  xm,  825. 

—  Gesetz  v.  1.  April  1902  betr.  Heranziehung 

zu  den  Kreisabgaben  XIX,  8«6. 
'-  Das  prenss.  Lehrerbesoldungsgesetz  vom 

8.  März  1897  XIV,  347  f. :  die  Kostendeckung 

beim  öflTentlichen  Schulwesen  in  Prenssen 

XVI.  1  f. 
HiUMleloupe.  Finanz.  Ergebnis  der  Post  1883 

n,  862. 
lUanlon.  Finanz.Ergebnisd. Post  18880, 862. 

—  Besteuerun&[  der  Genossenschaften  in.  748. 
Reass  ft.  L.    Matrikularbeiträge  und  Ueber- 

Weisungen  H,  866. 

—  Einkommenstenerges.  v.  4.  Jan.  1898  nebst 

Ausführungsverordnung  X,  841. 

—  Besteuerung  d.  Aktiengesellschaften  IX,  417 ; 

der  Genossenschaften  III,  748;  XV,  510. 
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lUoit,  ft.  L.    Erbschaftssteuer  II ,  876 ,  88« ; 

IX,  480  f.;  Oeschichüiches  XVIII,  598. 

—  Hnndestener  XX,  824.  831. 

—  Heranziehung  von  Militärpersonen  zu  den 

Gemeindeabgaben  V,  S04. 
Reoss  J.  L.    Matrikularbeiträge  nnd  Ueber- 
Weisungen  n,  866. 

—  Einkommensteuergresetz  vom  16.  Juni  1800 

VU,  559;  Uesetzentw.  ▼.  8.  März  1898  XVI, 
S15  f. ;  tCommissionsber.  y.  26.  April  1898 

XVI,  826  f. ;  Qes.  V.  4.  Juni  1898  XVI,  298  f. 

—  Besteuerung  der  Aktiengesellschaften  IX, 

417;  XVI,  298. 

—  Besteuerung  der  Genossenschaften  m,  746 ; 

XV,  SllTxVI,  298. 

—  Erbschaftssteuer  n,  885;  IX,  420  f. ;  Ertrag 

1870—84  11,  876;  1885-.96  XV,  640;  Oe- 
schichtl.  XVIII,  698. 

—  Gesetz  v.  22.  Dez.  1891 ,  betr.  Aufhebung 

des  flskal.  Chaussee-  und  Brückengeldes 

X,  860. 

—  Hundesteuer  XX,  823  f. 

—  Heranziehung  von  Milltärpers.  zu  den  Ge- 

meindeabgaben V,  304. 
Rom.    Erbschaftssteuer  im  alten  röm.  Reich 

XVII,  3  f. 

Rostock.    Kollateralsteuer  von  1669  XVIL  69. 

RumAnlen.  Die  Finanzen  Rumäniens  XVI, 
593  f.;  Ergänzungen  und  Berichtigungen 
dazu  XVII,  988  f.;  die  Finanzpolitik  Ru- 
mäniens XX.  1  f. 

—  Finanzielles  Ergebnis  der  Post  1883 II,  860; 

1891  X,  765. 
--  Direkte  Steuern  XX,  lo  20. 

—  \Yehr8teuerges.  v.  21.  März  1900  XX,  12. 

—  Erbschaftssteuer  XX,  7. 

—  Zuckerbesteuerung  und  -Industrie  m,  81; 

XVI,  623;  XX,  8,  27. 

—  Branntweinsteuer  IV,  433;  VII,  241;  XVI. 

617;  XX,  8,  16. 

—  Petroleumsteuerges.  v.  11.  Febr.  1900  XX, 

8,  W. 

—  Tabakmonopol  XX,   8;    Einftihrung    des 

Zigarettenmonopols  Ges.  v.  li.  März  1900 

—  Gemeindeflnanzen  XX,  31  f.;  Reform  der 

Akzisen  XXII.  497  f. 
Rutsland.   Haushalt  1882  H,  847 ;  von  1874—83 
ni,  650,  953;  Finanzwesen  1891  IX,  705  f. 

—  Finanz.  Ergebnis  d.  Post  1883  II,  862;  1891 

X,  765. 

—  Geschichte  der  direkten  Steuern  I,  914;  Er- 

trag 1892—98  XV,  692  f. 

—  Abschaffung  der  Kopfsteuer  nnd  Ablösung 

der  Domänengrundpacht  III,  264 ;  IV,  1144. 
-  Gesetze  über  die  Grundsteuer,  Handels-  u. 
Gewerbesteuer  v.  J.  1884  II,  217 ;  Ges.  v. 
19.  Mai  1887  VI,  333. 

—  Das  Staatsgewerbesteuerges.  v.  8.  Juni  1898 

XVII,  464  f.;  Ergänz,  dazu  XVIII,  710  f. 

—  Besteuerung    der    städtischen  Immobilien 

(Kron-Immobiliensteuer)  in  Russland  XV, 
677  f. 

—  Kapitahrentensteuergesetz  v.  1.  Juni  1885  IE, 

274;  Besteuer.  d.  Eisenbahnaktien  IVj  1156. 

—  Staatswohnungssteuerges.  v.  26.  Mai  1898 

XI,  849  f. ;  Ergänzungen  dazu  XVIII,  7i5  f. 

—  PasBsyst.  u.  Besteuerung  der  unt.  Stände 

V,  412  f. 

—  Patentsteuer  H,  161. 

—  Erbschaftssteuer  H ,  883 ;  Ertrag  und  ver- 

steuertes Vermögen  1886—96  XV,  642  f.; 
Gesetz  v.  27.  Juni  1882  V,  1096  f. ;  Steuer- 
pflicht IX,  420  f.:  Ertrag  1885-96  XV, 
642 ;  versteuertes  vermögen  XV,  646 ;  Ge- 
schieht!. XVllI,  627. 

—  Hundesteuergesetz  v.  10.  Dez.  1897  XVIII, 

717  f. 


Rvsslmnd.  Stempelsteuer,  Gebühren  u.  a. 
Abgaben  II,  177 :  Stempelstenergesetz  vom 
10.  Juni  1900  XIX,  366  f.;  Novelle  vom 
8.  Juni  1902  XX.  86S;  russisclie  Krepost- 

Sbüfar.  f.  ImmobiliarbesitzverinderungeB 
(,  696. 

—  Die  indirekten  Steuern  H,  159  f. 

—  Branntweinsteuer  H,  162;  rv,  414;  VH,  213; 

X,  764. 

—  Biersteuer  H,  168;  X,  764. 

—  Zuckersteuer  II,  172;  u.  -Industrie  HI,  44; 

X,  764 ;  die  Kartelloi^anisation  der  rasa. 
Znckerindustrie  auf  Grund  des  Stenerses. 
von  1695  und  die  vorangeg.  Bestrebungen 

XIX,  319  f. 

—  Tabaksteuern,  175;  Tabakgefälle  seit  1873 

U,  858;  X,  764. 

—  Petroleumaocise,  Gesetz  vom  21.  Dezember 

1887  yi,  343. 

—  Zündhölzchensteuergesetz   vom  4.  Januar 

1888  VI,  856. 

—  Form  d.  Staatsschuldverschreibung  I,  272; 

Schulden  seit  1798  IH,  650;  Entwicklung 
der  russ.  Staatsschuld  VI,  153  f. 
Saehson,   Königreich.    Ausbildung    für  den 
Finanzdienst  IV,  30,  76. 

—  Die  oberste  Finanzkontrolle  des  Königreidis 

in  ihrer  Entwicklung  H,  689  f. ;  die  oberste 
Sachs.  Finanzbehörde  seit  1501  XIV,  630  f. 

—  Aufhebung  der  Kautionspflieht  der  Staats- 

diener  (Ges.  v.  8.  Juni  1898)  XV,  772  f. 

—  Landeslotterie  I,  553. 

—  Matrikularbeiträge  und  üeberweiBungen  H, 

866 

—  Minist.  Denksehr.  über  die  Weiterführnng 

der  Reform  der  dir.  Steuern  v.  9.  Kov.  1897 
XV,  882 :  Schicksal  der  geplanten  Steuer- 
reform XV,  872  f. ;  minist.  Denksehr.  über 
die  Weiterführung  der  Reform  der  dir. 
Steuern  XIX,  196  L ;  Steaerrefbrm  v.  Jahre 
1902  XX,  284  f. ;  Grundzüge  der  Staats- 
steuem  XXII.  820. 

—  Gesetz  betr.  die  direkten  Steuern  ▼.  S.  Juli 

1902  XX.  256. 

—  Eiokommensteueigesetz  vom  2.  Juli  1878, 

10.  März  1894  Xn,  761  f.;  geplante  Ab- 
änderung desselben  XV,  384;  Schicksal 
ders.  XV,  872;  Einkommensteuerges.  v. 
24.  Juli  1900  XX.  258  f. ;  Novelle  v.  i.  Juli 
1902  XX,  279;  Einkommensteuerstatistik 
1875—84  m,  659. 

—  Ergänzungsstenergeseti    v.  2.  Juli  1902 

XX,  281  f. 

—  Denksehr.  d.  Minist,  d.  I.  v.  28.  Febr.  1902 

betir.  d.  Besteuerung  der  Orossbetriebe 
i.  Kleinhandel  XIX,  869  f.j  Stellung  der 
Zweiten  Kammer  dazu  XIX.  939. 

—  Besteuerung  d.  Aktiengesellscnailen  II,  319 ; 

Vn,  496 ;  IX,  477. 

—  Besteuerung  der  Genossenschaften  HI,  749; 

XV,  292. 

—  Gesetz.  Ausschliessung  Steuerpflichtiger  von 

öffentl.  Vergnügungsorten  betr.,  v.  21.  April 
1884  m,  262. 

—  Hausiersteuer  H,  107,  116,  127,  143. 

—  Erbschaftssteuer  U,  885:  IX,  420  L;  Vor- 

lage eines  Entwurfs  einer  progressiveD 
Erbschafts-  und  Schenkungssteuer  (1897) 
XV,  897:  Schicksal  des  Entwurfs  XV,  872; 
Ertrag  der  Erbschaftssteuer  l870->«4  H, 
876;  1885-96  XV.  640;  (beschichte  d.  Erb- 
schaftssteuer XVm,  699. 

—  Urkundenstempelgesetz  in  der  Redaktion 

vom  10.  Juni  1898  XV,  914. 

—  Besteuerung  der  Lombardgeschafte  H,  59; 

XV,  927. 

—  Aufhebung  des  fiskalischen  Chaussee-  nnd 

Brückengeldes  I,  837  f. 
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8melis«D.    Staatsschuldbach  II,  194  f. 

—  Kommunalfinanzstatistik  I,  625. 

--  Heranz.  v.  Müitäipers.  z.  d.  Oemeindeabg. 
V,  804. 

—  üeberweisnng  der  halben  Grondsteuer  an 

die  Schulgemeinden  lY,  112S;  ihre  Yer- 
wendong  nach  dem  gescheiterten  Reform- 
plan V.  9.  Nov.  1897  XV,  388. 

—  Projektierte   NenordnuDg   des   Qemeinde- 

steaerwesens  XXI,  816  f. 

—  Stenerordnung  für  Dresden  VII,  80l;  Bau- 

stellensteuervorlaee  in  Dresden  XV,  826. 

—  Heranziehung  der  Feuervers.  z.  d.  Kosten 

des  Feuerlöschw.  XI.  789. 

—  Sachs.  Notenbank  XVIl,  71;  XVIII,  529. 
Sachsen- Alten  barg.    Matrikularbeiträge  und 

Ueberweisungen  n,  866. 

—  Steuerreform  v.  Jahre  1902  XX,  S95. 

—  Einkommensteuergesetz  vom  24.  April  1886 

Xm,  801 ;  Novelle  v.  23.  Dez.  1899 ;  26.  Dez. 
1901  XX,  321. 

—  Ges.  V.   20.  Juni  1902  betr.  Ergänzongs- 

Steuer  (Gewerbe-  u.  Kapitalrentensteuor) 
u.  Feststellung  der  Zahl  der  Jährlichen 
Orundsteuertermine  XX,  295. 

—  Besteuerung  der  Aktiengesellschaften  IX, 

417;  XIII,  801,  805. 

—  Besteuerung  der  Genossenschaften  m,  744; 

XUI,  801,  805;  XV,  806. 

—  Erbschaftssteuer  II,  885;  IX.  420  f. ;  Ertrag 

1870—84  U ,  876;  1885—96  XV,  640 ;  zur  Ge- 
schichte d.  Erbschaftsst.  XVIII,  675,  624. 

—  Kommunalflnanzstatistik  I,  624. 

—  Heranz.  v.  Militärpers.  zu  den  Gemeinde- 

abgaben V,  304. 

—  Heranziehung  der  Feuervers.  z.  d.  Kosten 

des  Feuerlöschw.  XI,  796. 
Sachsen-Gobarg-Gotha.    Matrikularbeiträge 
und  ueberweisungen  U,  866. 

—  Steuerreform  im  Herz.  S.-Gotha  i.  J.  1902 

XXI,  707  f. 

—  S.-Gothaisches  Binkommensteuerges.  vom 

lt.  März  1902  XXI,  Ulf.;  Motive  z.  Ge- 
setzentw.  XXI,  729  f. 

—  S.-Gothaisches  Ergänzungs-  (Vermögens-) 

stenerges.  v.  12  März  19<12  XXI,  111  f.; 
Motive  z.  Entw.  XXI,  762  f. 

—  Erbschaftssteuern,  885;  IX,  420 f.;  Ertrag 

1870—84  H,  876;  1885—96  XV,  640;  zur 
Geschichte  der  Erbschaftsst.  XVIII,  569, 
573,  628;  S.-Gothaisches  Erbsohafta-  und 
SchenkuDgsstenerges.  v.  17.  Mai  1902  u. 
S.-Koburglsches  vom  22.  Dez.  1908  XXI, 
774  f. ;  Begründung  z.  s.-goth.  Entw.  XXI, 
792  f. 

—  Hundesteuer  in  S.-Qotha  XXI,  802  f. 

—  Heranz.  v.  Militärpers.  zn  den  (}«meinde- 

abgaben  V,  804. 

—  Heranziehung  der  Feuervers.  z.  d.  Kosten 

des  Feuerlöschw.  XI,  794. 
Saehsen-Melningen.  Matrikularbeiträge  und 
Ueberweisungen  H,  866. 

—  Nutzbarmachung  der  Domänengüter  XII, 

641  f.;  die  Domänenverwaltung  des  Her- 
zogtums XIU.  169  f.;  die  fiskalischen 
GnlTelbrüche  XUI,  159  f.;  XXII,  1  f. 

—  ErÖrteitmg  über  die  Ersetzung  der  Gmnd- 

nnd  Gebäudesteuer  durch  eine  Vermögens- 
steuer XVII,  457  f. 

—  Einkommensteuergesetz  vom  18.  März  1890 

VU,  524;  XVII,  468:  Ergebnisse  der  Ein- 
kommensteuerveraniagung  1891—95  XH, 
79  f.,  656  f.;  Beurteilung  ders.  XU, 650 ff. 

—  Gesetz  v.  25.  Juni  1885  d.  Best,  des  Gewerbe- 

betriebs im  umherziehen  betr.  III,  240. 

—  Besteuerung  d.  Aktiengesellschaften  U,  819 ; 

IX ,  417 ;  der  Genossenschaften  UI ,  748 ;  XV, 
806. 


Saehsen-Melningen.  Erbschaftssteuern,  885 ; 

IX,  420  f.;  Ertrag  1870—84  II,  876;  1885 
bis  1896  XV,  640;  Geschichte  ders.  XVIU, 
622. 

—  Kommunalflnanzstatistik  I,  628. 

—  Höhe  der  Kommunalsteuerbelastung  1, 695. 

—  Finanz.  Verhältnisse  der  grösseren  Orte 

X,  787. 

—  Heranz.  v.  Militärpers.  z.  d.  Gemeindeabg. 

V,  304. 

—  Heranziehung  der  Feuervers.  z.  d.  Kosten 

des  Feuerlöschw.  XI,  795. 
Sachsen-Weimar.     Matrikularbeiträge    und 
ueberweisungen  U,  866. 

—  Beform  der  Einkommensteuer  U ,  898  f. ; 

neueste  Ref.  XV,  845  •  Einkommensteuer- 
ges.  V.  2.  Juni  1897  XV,  855 ;  Einkommen- 
stenerstatistikpro  1884/86  U,  921 ;  Y ,  420 f. ; 
Ges.  über  die  Stenerver&ssung  v.  18.  März 
1869  n,  924  f. ;  seine  Abänderung  m,  918 ; 
teUw.  Verschmelzung  mit  dem  Einkommen- 
■teueigesetzXV,  846;  gänzlidie  Aufhebung 
durch  Ges.  v.  U.  Apnl  1901  XXII,  872. 

—  Herabsetzung  n.  üeberweisung  der  Grund- 

steuer (Ges.  V.  18.  April  1901)  XXII ,  872. 

—  Besteuerung  der  Aktiengesellschaften  II. 

819;  d.  Genossenschaften  lU,  740;  IX,  417; 
XV,  801. 

—  Aufhebung  des  flskal.  Chaussee-  u.  Brücken- 

geldes V,  1059  f. 

—  Erbschaftssteuer  II,  885 ;  X,  628 ;  IX,  420  f. ; 

Ertrag  1870—84  U,  876;  1885—96  XV,  640; 
Gesetz  v.  10.  April  1895  XVU,  446. 

—  Ausfühmngsverordn.  v.  9.  Nov.  1895  XVU, 

4.S2;  zur  Geschichte  der  Erbschaftssteuer 

XVIII,  571,  574,  634. 

—  Hundesteuer  XX,  828  f. 

—  Kommunalflnanzstatistik  I,  625. 

—  Heranz.  v.  Militärpers.  z.  d.  Gdeabg.  V,  304. 

—  Heranziehung  der  Feuervers.  z.  d.  Kosten 

des  Feuerlöschw.  XI,  795. 
Sehaffhaasen,  Kanton.    Meldangabe  U,  50; 

Heranziehung  der  Feuervers.  z.  d.  Kosten 

des  Feuerlöschw.  XI,  818. 
Sehaumburg-Llppe.    Matrikularbeiträge  und 

ueberweisungen  U,  866. 

—  die  direkten  Steuern  XIX,  626  f. 

—  Besteuerung  d.AktiengesellBchaften  IX,  417 ; 

—  Besteuerung  der  Genossenschaften  UI,  718 : 

XV,  812. 

—  Einkommensteuergesetz  v.  3.  Mai  1901 XIX, 

248:  Begründung  zum  Entw.  XIX,  262. 

—  (ies.  betr.  Einfuhrung  einer  gleichmässigen 

Grundsteuer  v.  20.  Jan.  1885  XIX,  270. 

—  Gesetz  betr.  Einf.  einer  gleichm.  Gebäude- 

steuer V.  20.  Jan.  1885  XIX,  276. 

—  Ges.  betr.  Einführung  einer  Gewerbesteuer 

V.  20.  Jan.  1855  nebst  Novell,  v.  9.  März 
1885  und  28.  April  1897  XIX.  281. 

—  Ges.  V.  17.  März  1902  betr.  Anfbebung  der 

staatl.  Hunde- n.  Taubensteuer  XX,  864, 824. 

—  Erbschaftssteuer  U,  886;  IX,  420  f. ;  Ertrag 

1870— 84  II,  876-  1885-96  XV,  640;  Ge- 
BChichUiches  XVIU,  597. 

—  Heranz.  v.  Militärpers.  z.  d.  Gdeabg.  V,  804. 
Schwarsburg-Rudolstadt.    Matrikularbeitr. 

und  Ueberweisungen  U,  866. 
-^  G^ewerbesteuerges.  v.  7.  März  1893  XI,  218 ; 
AusfÜhrungsverordn.  dazu  v.  24.  März  1898 

XI,  224;  Motive  zum  Gewerbesteuergesetz- 
•  entw.  V.  80.  Okt.  1892  XI,  240. 

—  Einkommensteuerges.  v.  25.  März  1898  XI, 

242 ;  AusfÜhrungsverordn.  dazu  v.  26.  März 
1893  XI,  258;  Motive  zum  Einkommen- 
steuergesetzentwurf vom  20.  Oktober  1892 
XI,  265 ;  Einkommensteuergesetz  v.  81.  Mai 
1902  XX,  824. 

—  Besteuemngd.AktiengeseIlschaftenIX,4i7. 
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8cliwarsbarK-Rodolit»dl.  Bestenerong  der 
Genossenschaften  m,  71!^:  XY,  S09. 

—  Erbschaftssteaer  II,  88« :  XV,  6» ;  IX.  4S0f. ; 

Ertrag  1870—84  II,  876;  1885—96  XV,  640; 
Gescmchtl.  XVIII,  685. 

—  Hundesteuer  XX.  8rs  f. 

—  Heranziehung  v.  Militäipersonen  zu  den  Oe- 

meindeabgaben  V,  404. 

—  Heranziehung  der  Feueryers.  z.  d.  Kosten 

des  Feuerlöschw.  XI,  794. 
Schwarxburg-SoDdenhausen.     Matriknlar- 
beiträge  und  Ueberweisnngen  ü,  866. 

—  Einkommensteuergesetz  ▼.  l.  Februar  1894 

nebst  Motiven  und  Kommissionsbericht 
XII,  S55  f. 

—  Besteuerung  der  AktiengeseUsohaften  IX, 

417. 

—  Besteuerung  der  Genossenschaften  HI,  748; 

XV,  S08. 

—  Erbschaftssteuer  H,  886 ;  XV,  683 ;  IX.  480  f. ; 

Ertrag  1870-84  II,  87ü;  18^5—96  XY,  640; 
zur  Gesch.  der  Erbschattsst.  XVIII,  576, 685. 

—  Heranziehen  von  Militärpers.  zu  den  Ge- 

meindeabgaben Y,  304. 

—  Heranziehung  der  Feuervers.  z.  d.  Kosten 

des  Feuerlöschw.  XI,  7»5. 
Schweden.    3taatohaushalt  XI,  196  f.;  Bei- 
tragsverhältnis von  Schweden  und  Nor- 
wegen  zu  den  gemeinsamen  Ausgaben 
X\1I,  93. 

—  Finanz.  Ergebnis  der  Post  1888  H,  860. 

—  Meldangabe  H,  50. 

—  Erbschaftssteuer  XVHI,  627. 

—  Tabakffefälle  seit  1880  II,  859;  1891  X,  768. 

—  Zuckerbesteuerung  u.  -Industrie  HI,   77; 

X,  76«. 

—  Branntweinsteuer  lY,  431:  VII,  884 ;  X,  768. 

—  Bier-  und  Weinzoll  1891  X,  768. 
Sehwels.  Die  Steuerreform  im  Kanton  Züriob 

und  der  Bundeshaushalt  der  Schweiz  1, 45  f. 

—  Bundesflnanzen  1848—80  Y,  434  f. ;  die  Skala 

der  Beitragskonting.  d.  Kantone  XYü,  89  f. 

—  Finanzhauslialt  der  Kantone  u.  Gemeinden 

XXII,  830. 

—  Finanz.  Ergebnis  d.  Post  1883  II,  860;  1891 

X,  766. 

—  Bundesrecht  in  betreff  der  Doppelbesteue- 

rung V,  138  f.,  526. 

—  Besteuerung  der  in  der  Lebensversicherung 

angelegten  Gelder  VIII,  165. 

—  Wehrsteuer  (MiUtärpflichtersatz)  lY,  109  f. 

—  Zur  Geschichte  d.  Erbschaftssteuer  XYIII, 

668,  637. 

—  Zuckerbesteuerung  u.  -Industrie  in,  78. 

—  Branntweinbesteuerung  1881—86  IV,  374; 

1887—89  VII,  189;  Bundesgesetz,  betr.  ge- 
brannte Wasser,  vom  23.  Dezbr.  1886  fV, 
436;  V.  89.  Juni  1900  XIX,  465 ;  Ergebnisse 
des  Alkoholmonopols  1887  bis  1893  Xn,  82  f. 

—  Verschuldung   der  Schweiz  ans  Ausland 

XXII,  436. 

—  Gemeindesteuerwesen  I,  60,  84. 

—  Heranziehung  der  Feuervers.  z.  d.  Kosten 

des  Feuerlöschwesens  XI,  810  f. 
Senegal.  Finanz.  Ergebnis  d.  Post  1883  H,  860. 
Serbien.    Zuckerbesteuerung  IE.  81. 

—  Branntweinsteuer  IV,  433;  VII,  841. 
Solothurn,   Kanton    in   der   Schweiz.     Ein 

20lährlger  Kampf  um  ein  Steuergesetz  u. 
sem  Ende  XIU,  881  f. ;  Gesetz ,  betr.  die 
direkte  Staatssteuer  v.  17.  März  1895  nebst 
YolI.-Yer.  v.  80.  Mai  1896  XHI,  890  f. 
Spanien.    Haushalt  1882  II,  847;  X,  611  f. 

—  Finanz.  Ergebnis  der  Post  1883  H,  860; 

1891  X,  765. 

—  Erbschafts-    und    Schenkungssteuerertrag 

1890  U.  1891  XY    648. 

—  Einführung  d.  Stempelabgabe  1636  XXII,  488. 


Spanien.  Nettoeinnahmen  des  Tabakmono- 
pols seit  1876-84  II,  858;  Ges.  V.  38.  April 
87,  Verpacht.  d.  Monop.  Y,  399 ;  Ertrag  1881 
X,  761. 

_  Zuckerbesteuerung  u.  -Industrie  JH.  88. 

—  Branntweinsteuer  IV,  427 ;  YII,  237 ;  Gesetz- 

gebung XYI,  265  f. 

—  Form  d.  Staatsschuldverschreibung  I,  872. 
Speler,  Hochstift.  Erbschaftsst.  im  18.  Jahrh. 

XYin,  677. 

8t.-Vlncent.  Finanz.  Ergebnis  der  Post  1888 
n,  868. 

Snrinam.  Finanz.  Ergebnis  d.  Post  1883  H,  860. 

Tahiti.  Finanz.  Ergebnis  der  Post  1883  n,  868. 

Tessin,  Kanton.  Meldangabe  U,  50. 

Thnrgan,  Kanton.  Meldangabe  H,  50. 

Tirol.  Zur  Steuergeschichte  XIX,  583  f. ;  über 
das  Münzwesen  XIX,  683. 

Türkei.  Finanzhaushalt  XXn,  885  f ;  Zucker- 
besteuerung in,  81. 

—  Branntweinsteuer  lY,  434;  YH,  848. 
Transkaukasien.    Russlands  Ausgaben  und 

Einnahmen  hierfür  1874—83  Tu,  658,  654. 
Ungarn.  Ungarns  Finanzlage  n.  d.  Budgets 
1889.'90  YI,  767  f. ;  n.  d.  Budget  pro  1891 
YH.  840.  Siehe  auch  Oesterreich  und 
Oesterreich-Ungam. 

—  Pensionsgesetz  nir  Staatsbeamte  v.  13.  Mai 

1885  n,  1040  f. 

—  Finanz.  Ergebnis  der  Post  1883  H,  860. 

—  Erbschafts-    und    Schenkungssteuerertrag 

1898—95  XV,  648. 

—  Staatliches  Schankgefalle  VI,  367;   Gesetz 

vom  28.  Dez.  1888  YI,  375;  SchankgefSll- 
entschadigungsges.  v.  88.  Dez.  1888  Vi,  418. 

—  Tabakgefalle  seit  1869  H,  855;  1891  X,  763; 

Gesetz  vom  81.  Dez.  1887  YI,  435. 

—  Ertrag  d.  Bier- ,  Branntwein-,Wein-,  Zucker-, 

Salzbesteuerung  1891  X,  763. 

—  Spartätigkeit  in  den  letzten  8  Dezennien 

im,  847  f. 
Venedig.    Erbschaftssteuer  von  1565  XYII,  38 
Vereinigte  Staaten  von  Nordamerika.  Das 

Finanzwesen  in  den  —  U,  179  f. ;  IH,  408; 

im  Jahr  1891  IX,  568  f. 

—  Finanz.  Ergebnis  der  Post  1883  11,  860; 

1^91  X,  764. 

—  Einkommensteneigesetz  vom  84.  Aug.  1894 

xn,  451  f. 

—  Erbschaftssteuer  in  den  Einzelstaaten  und 

als  Bnndessteuer  XYIII,  637. 

—  Tabakfabrikaüonssteuer  XH,  333  f. ;  Tabak- 

gefäUe  n,  858;  X,  764;  XII,  3U;  XY,  670; 
Tabakbau  1868—89  XU,  346  f. 

—  Zuckerbesteuerung  und  -Industrie  m,  81; 

X,  764;  XY,  670. 

—  Branntweinsteuer  lY,  434;  YH,  248;  X,  764 ; 

XY,  670. 

—  Bier-  und  Weinsteuerertrag  1891  X,  764; 

1896  XY,  670. 

—  Staatsschuldverschreibung  1,873;  Schulden- 

tilgung Y,  499  f. ;  IX,  581  f. 

—  Eine  konmiunale  Finanzreform  m,  591  f. ; 

betterment  taxes  XX,  98». 

—  Staats-  und  Gemeindefinanzen  IX,  589  f. 

—  Charles  J.  Folger  ü,  588. 

Waldeck.  Matrikularbeitrfige  und  Ueber- 
weisungen  1879—86  U,  866. 

—  Klassensteuergesetz  X.Y,    932:    Gewezbe- 

steuergesetz  v.  6.  Miiz  1893  XY,  940. 

—  Besteuerung  derGenossensdiaften  HI,  717; 

XY,  310. 

—  Erbschaftssteuer  H,  876;  XY,  640. 

—  Heranz.  v.  Militärpersonen  z.  d.  Gemeinde- 

abgaben Y,  305. 
Westfalen,  Kgr.    Gesch.  der  Eri>schaftBSt. 

XVm,  595. 
Wien.  Haushalt  1861—83  HI,  417. 
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Württemberg.  Ausbildung  für  den  Finanz- 
dienst  IV,  22 ,  69 ;  das  Finanzdienst- 
prüfungswesen  X,  205 ;  Statistik  und  Oe- 
schichte  des  öff.  Dienstes  VI,  465. 

—  Etat-  und  Kassenwesen  n,  582. 

Die  württ.  Oberrechnungskammer  und  der 
bayr.  oberste  Rechnungshof  VII,  142. 
~  Matrikularbeiträge  u.  üeberweisungen  1879 
bis  1882  II,  866. 

—  Staatshaushalt  II,  810 ;  VIII,  845 ;  X,  499. 

—  Eisenbahnwesen  II,  814 ;  X,  532  f. ;  Gesetz 

V.  29.  Juli  1899  betr.  die  Einrichtung  eines 
Reservefonds  der  Staatseisenbahnen  XVI, 

884  f. ;  Begründung  des  Gesetzentw.  XVI, 

885  f. ;  Kommissionsberichte  XVI,  895  f. 

—  Restverwaltung  VIII,  S58  f. ;  X.  506  f. 

—  Direkte  Steuern  und  ihre  Geschichte  I,  389 ; 

XXT,  1  f.;  Die  neuen  Steuerkataster  V, 
320  I. :  Rieckes  Bericht  über  die  Steuern 
Vm,  416  f. 

—  Beiträge  zur  Reform  der  direkten  Steuern 

XII,  1  f.;  Ministerielle  Denkschrift,  betr. 
Weiterbildung  der  direkten  Steuern,  vom 
14.  Mai  1895  XII,  684  f. ;  minist.  Deukschr. 
betr.  Wiederaufnahme  der  Reform  der  dir. 
Steuern  v.  80.  April  1901  XVIII,  863  f.;  die 
Steuerreform  von  1903  XXI,  i  f. 

—  Einkommensteuergesetz  vom  8.  Aug.  1903 

XXI,  115  f. 

—  Kapitalsteuergesetz  vom  8.  Aug.  1908  XXT, 

147  f. 

—  Grund-,  Gebäude-  u.  Gewerbestenerges.  v. 

28.  April  1878  I  8.  Aug.  1903  XXI,  158  f. 

—  Ergebn.  d.  Revis.  d.   Grundsteuermuster- 

schätzung in  14  Gemeinden  1898/99  XVni, 
874  f. 

—  Ges.  V.  20.  Dez.  1899  |  8.  Aug.  1903  betr.  d. 

Anlegung  u.  Fortführung  der  Steuerbücher 
XXI,  191  f 

—  Besteuerung   der  Aktiengesellschaften  n, 

318,  319;  VII,  502;  IX,  417;  XXI,  60, 
499  f. 

—  Besteuerung  der  Genossenschaften  m,  675 ; 

XV,  295. 

—  Gesetz  vom  29.  März  1893,  betr.  Steuer- 

befreiung neubestockter  Weinberge  X, 
557. 

—  Entwurf  einer  Warenhaussteuer  v.  3.  Mai 

1901,  XIX,  909;  die  Besteuerung  d.  Waren- 
häuser durch  Ges.  v.  8.  Aug.  1903  betr. 
d.  Besteuerungsrechte  der  Gemeinden  etc. 
XXI,  222. 

—  Besteuerung  der  Wandergewerbe  IX,  203  f. : 

Wandergewerbestenerges.  v.  15.  Dez.  1899 1 
8.  Aug.  1903  XXI,  195  f. 

—  Wehrsteuer  IV,  109  f. 

—  Erbschafts-  und  Schenkungssteuer  II,  886; 

IX,  420  fj  Ertrag  1870—84  II,  376;  1886 
bis  1896  XV,  640,  648  •  Geschichte  d.  Erb- 
sohaftsst.  XVII,  5A:  XVIII,  609  f.;  Gee. 
V.  26.  Dez.  1899  XVIII,  751  f. 


'Württemberic.  Gesetz,  betr.  die  Best,  des 
Umsatzes  v.  Grundstücken  (Umsatzsteuer) 
V.  28.  Dez.  1899  nebst  allg.  Begründ.  z.  Ge- 
setzentw.  XVIII,  850  f.  (vgl.  dazu  XX,  628). 

—  Gesetz  vom  28.  April  1893  u.  8.  Juni  1895, 

betr.  Abstufung  der  Malzsteuer  X,  558; 
Xni,  650. 

—  Fragen  zur  Bierbesteuemng  XIII,  648  f.; 

Ertrag  der  Biersteuer  1891  X,  760;  1896 
XV,  668;  1897/98  XVIII,  897;  Ges.  betr.  die 
Biersteuer  v.  4.  Juli  1900  nebst  Entwurf 
und  Begründung  v.  22.  Februar  1899  und 
Kommisflionsbencht  XVIII,  857  f. 

—  Fragen  z.  Weinbesteuerung  (Umgeld)  xm, 

664 f.;  Ertrag  des  Umgelds  X,  V59;  Wirt- 
schaftsabgabenges.  v.  4.  Juli  likK)  XVm. 
322  f. ;  Entw.  mit  Begründung  v.  17.  Juni 

1899  XVIII,  380  f. 

—  Branntweinsteuergesetz  vom  18.  Mai  1885 

II,  1010  f. ;  IV,  356. 

—  Hundesteuer  XX,  823,  831,  834. 

—  Kopfbelastung  mit  Reichs-,  Staats-  und 

Körperschaftssteuem  VTII,  422. 

—  Gesetz ,  betr.  die  Besteuerung  der  staatl. 

Salinen-  und  Hüttenwerke  durch  die  Ge- 
meinden u.  Amtskörperschaften  v.  22.  Juni 

1900  nebst  Begr.  z.  £.;  XVHI,  319. 

—  Ges.  V.  8.  Aug.  1903  betr.  die  Besteuerungs- 

rechte der  Gemeinden  und  Amtskörper- 
schaften XXf,  219  f. 

—  Staatsschuld  II,   808;  VIU,  384;  X,  544. 

Konvertierung  der  40/olgen  Staatsanlehen 
nach  d.  Ges.  v.  20.  Dez.  1896  XIV,  887; 
Gesetz  v.  18.  Mai  1903  betr.  Tilgung  der 
Staatssoh.  und  Umwandlung  des  40,oigen 
Staatsaolehens  v.  189192  in  eine  sV^e^ 
Schuld;  Motive  und  Kommissionsbericbt 
XXI,  430  f. 

—  Kommunalflnan /.Statistik  I,  626. 

—  Höhe  der  Eommunalsteuerbelastung  I,  695; 

vm,  422. 

—  Gesetzgebung  über  die  örtl.  Verbrauchs- 

abgaben IV,  1112. 

—  Gesetz  vom  14.  April  1893,  betr.  Erhebung 

eines  Zuschlags  zur  Liegenschaftsaccise 
durch  die  Gemeinden  X,  549. 

—  Heranziehnne  v.  Militärpersonen  z.  d.  Qe- 

meindeabgaben  V,  305. 

—  Heranziehung  der  Feuervers.  z.  d.  Kosten 

des  Feuerlöschw.  XI,  797. 

—  Württemb.  Notenbank  XVII,  71 ;  XVIH,  631. 
Zürich.   Steuerreform  im  Kanton  Zürich  und 

der  Bundeshaushalt  der  Schweiz  I,  45  f. 

—  Börsensteuer  im  Kanton  Zürich  1 ,  304  f. ; 

(S^etz,  betr.  den  gewerbsmässigen  Ver- 
kehr mit  Wertpapieren  vom  81.  Mai  1896 
XrV,  900. 

—  Zur  (ieschichte  d.  altzüricher  Kreditwesens 

XXn,  888. 

—  Heranziehung  der  Feuervers.  z.  d.  Kosten 

des  Feuerlöschw.  XI,  812. 
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